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Zur Einführung. 


ie Welt am Ende des 19. Jahrhunderts 
steht unter dem Zeichen des Verkehrs; er 
durchbricht die Schranken, welche die 
Völker trennen, und knüpft unter den 
Nationen neue Beziehungen an.“ (Kaiser Wilhelm II.) 

Die Eisenbahnen, obwohl die jüngste der großen 
dem Verkehr dienenden Schöpfungen, sind in ihrer 
machtvollen Entwicklung doch bereits an die Spitze 
aller Verkehrsanstalten getreten. In der Mannig- 
faltigkeit und Ausdehnung des technischen Apparats, 
der Millionenzahl der beförderten Personen und Güter, 
den Riesensummen der Geldanlagen und des Geld- 
umsatzes, der Masse der beschäftigten Beamten und 
Arbeiter und in der Einwirkung auf das gesamte Er- 
werbsleben kommt den Eisenbahnen keine der anderen 
Verkehrsanstalten gleich. 

Wie die Eisenbahnen aller hochentwickelten 
Länder der Welt, so haben auch die deutschen Eisen- 
bahnen besonders große Aufgaben zu erfüllen. Daß 
ihnen dies gelungen ist, darf man nach den erzielten 
Erfolgen wohl annehmen. Auch das Urteil der Eisen- 
bahnfachleute, die in immer größerer Zahl aus anderen 
Ländern entsandt werden, um sich über die techni- 
schen, Verkehrs- und Verwaltungseinrichtungen der 
deutschen Eisenbahnen an Ort und Stelle zu unter- 
richten, ist günstig. Jeder weitere Aufschluß über 
unser heimisches Eisenbahnwesen wird diesen 
Kreisen willkommen sein. Das gleiche gilt für die Be- 
wohner solcher Länder, in denen Eisenbahnen ganz 
oder teilweise noch fehlen. 

Nicht minder wird es allen Klassen von Ge- 
bildeten, namentlich auch unseres Landes selbst, er- 
wünscht sein, über die Einrichtungen des deutschen 
Eisenbahnwesens in ihrer neuesten Form und 
Wirksamkeit Aufschluß zu erhalten. Der Eisenbahn- 
betrieb vollzieht sich vor der breitesten Öffentlichkeit. 
Unregelmäßigkeiten machen sich weiten Kreisen der 
Bevölkerung unangenehm bemerkbar. Unfälle, so 
selten sie im Verhältnis zu dem gewaltig gesteigerten 
Verkehr glücklicherweise sind, treffen Menschen aus 
allen Klassen der Bevölkerung; kein Wunder, wenn 
daher viel über die Eisenbahnen geredet und ge- 
schrieben wird. Nur zu oft aber geht aus solchen 
Auslassungen hervor, wie sehr das Verständnis dafür 
fehlt, welches vielseitige Wissen, welche Menge 


geistiger Arbeit, welcher enorme technische Apparat 
und ausgedehnter Dienstbetrieb, welche Fülle von 
mechanischen und menschlichen Kräften dazu ge- 
hören, um das Riesenwerk der Fisenbahnen jahraus 
jahrein betriebssicher und leistungsfähig in rastloser 
Bewegung zu halten. 

Erwägungen solcher Art gaben Veranlassung zu 
einem Werke, das in Ergänzung anderer zahlreicher 
Bücher, die sich mit einzelnen Gebieten des Fisen- 
bahnwesens befassen, in einer nicht nur für die 
Eisenbahnbeamten aller Fachrichtungen, sondern auch 
für alle anderen gebildeten Leserkreise verständlichen 
Weise im Zusammenhang über den neuesten Stand 
der sämtlichen Gebiete des deutschen Fisenbahn- 
wesens Aufschluß gibt. 

Diesem Zwecke will das nun vorliegende Werk: 
„Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart“ die- 
nen. Es besteht aus einer planmäßig geordneten 
Reihe von Abhandlungen, die teils von praktisch 
tätigen Fachmännern aller deutschen Staatsbahnver- 
waltungen, teils von Professoren technischer Hoch- 
schulen verfaßt sind. 

Das Werk ist entstanden unter Förderung der 
leitenden Verkehrsminister der deutschen Bundes- 
staaten, in erster Linie des Königlich preußischen 
Staatsministers und Ministers der öffentlichen Ar- 
beiten v. Breitenbach und des Königlich bayri- 
schen Staatsministers für Verkehrsangelegenheiten 
v. Frauendorfer. Der Würdigung, die dem Buch durch 
die obersten leitenden Staatsmänner zuteil geworden 
ist, ist es zuzuschreiben, daß alle Angaben und Mit- 
teilungen auf unbedingt zuverlässiger Grundlage be- 
ruhen. 

In erster Linie soll das Werk praktische Zwecke 
erfüllen. Daher ist nur ein Kapitel, das erste, 
der Darstellung des geschichtlichen Werdegangs der 
deutschen Eisenbahnen gewidmet. Für die übrigen 
Kapitel ist der Grundsatz leitend gewesen, daß es 
nicht so sehr auf die Schilderung der Entstehung, als 
vielmehr auf die Darstellung der Dinge in ihrer heu- 
tigen Gestalt und Vollkommenheit ankommt. 

Der Werdegang der deutschen Eisenbahnen ist 
ein Stück der glanzvollen Entwicklung eines ehedem 
mühsam um die Ernährung seiner Bevölkerung 
ringenden Landes zu einem Lande allgemeinen Wohl- 
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standes und machtvoller Stellung im Wettbewerb der 
Völker auf allen Gebieten menschlichen Unter- 
nehmungsgeistes. Wenn auch im ersten Kapitel des 
Werkes, dem Plane entsprechend, nur in knappster 
Form, unterstützt durch eigens zu diesem Zweck her- 
gestellte Übersichtskarten, die hauptsächlichsten 
Merkmale der Geschichte von Technik und Verwal- 
tung der deutschen Eisenbahnen vorgeführt werden, 
so sind doch über den Rahmen der geschichtlichen 
Darstellung hinaus Rückblicke und Seitenblicke auf 
die ungeheuren Veränderungen gegeben, die durch die 
Einführung des neuen Verkehrsmittels in Handel und 
Wandel hervorgerufen und gefördert wurden. Man 
empfindet es als selbstverständlich, wie mit der Aus- 
dehnung des Schienennetzes, der Vervollkommnung 
des technischen Apparats, der immer größeren An- 
passung der Beförderungseinrichtungen an die Be- 
dürfnisse des Wirtschaftslebens, der stetig steigenden 
Massenbeförderung das Aussehen des ganzen Landes 
sich verändert. Es wird erklärlich, wie in einem 
Lande mit verhältnismäßig schwachen Erträgnissen 
und geringem Umsatz sich nach und nach eine ge- 
waltige Produktion und Konsumtion entwickelt; wie 
die im Schoße der Erde lagernden Schätze in groß- 
artigen industriellen Anlagen, Bergwerken und Hütten 
nutzbar gemacht, wie der Land- und Forstwirtschaft 
neue Absatzgebiete erschlossen werden, wie dadurch 
mit der Ausdehnung des Eisenbahnverkehrs die Aus- 
wanderung in fremde Länder abnimmt, die Be- 
völkerungsziffer des eigenen Landes aber mächtig an- 
wächst; wie die Eisenbahnen die heimische Industrie 
in ihrem Wettbewerb mit dem Auslande tatkräftig 
fördern und auch so zur Hebung des allgemeinen 
Wohlstandes beitragen, wie sie endlich — eine 
der bemerkenswertesten Erscheinungen des immer 
mehr zur Herrschaft gelangenden Staatsbahnsystems 
— ein großes Heer von Beamten und Arbeitern be- 
schäftigen, die bei angemessenen Einkommen auch 
den Anspruch auf spätere Versorgung erwerben. 

So wirken die Eisenbahnen, obwohl durch sie die 
Anhäufung großer Menschenmassen in Städten und 
verkehrsreichen Gebieten gefördert wird, doch wieder 
ausgleichend unter den Bevölkerungsklassen, und ihre 
ganze bisherige Entwicklung bürgt dafür, daß sie auch 
in der Zukunft ein segenbringendes Gemeingut der 
Nation bleiben werden. 

Was den Eisenbahnverkehr von allem anderen 
auf festem Boden vor sich gehenden Verkehr abhebt, 
ist die Eigenart seines technischen Aufbaues und 
Apparats. 

Daher werden zunächst im II. bis V. Kap. die 
örtlichen Anlagen der Eisenbahnen vorgeführt. Der 
Bahnbau, von der Projektierung neuer Linien an bis 
zur Vollendung des Schienenweges und der Bahnhöfe 
stellt hohe Ansprüche an technisches Wissen und 
Schaffen. In dieses gewaltige Gebiet des Bau- 
ingenieurs gehören insbesondere der Bau von 
Brücken, Viadukten, Wegeunter- und Überführungen 


und Tunnels, die Herstellung von Durchlässen, Ein- 
schnitten und Dämmen, die Anordnung des Schienen- 
weges mit den verschiedenen Arten seiner Unter- 
bettung, die Anlage von Bahnhöfen mit allen ihren 
verschiedenartigen Bauten, Hallen und Schuppen, 
Gleis-, Weichen-, Bahnsteig- und Verschubanord- 
nungen, von Beleuchtungs- und Heizwerken, Kreu- 
zungen, Drehscheiben und Schiebebühnen, sowie von 
Sicherungswerken und Signalvorrichtungen, Fern- 
schreib- und Fernsprecheinrichtungen aller Art. Es 
ist bekannt, daß die technische Ausgestaltung 
des Bahnkörpers und der Bahnhofsanlagen der deut- 
schen Eisenbahnen durch Gediegenheit und Zweck- 
mäßigkeit sich auszeichnet. Geradezu erstaunlich 
zahlreich und vielseitig sind die Werke, die auf diesem 
Gebiete in den letzten Jahrzehnten geschaffen wurden. 
Die geordnete und sichere Betriebsdurchführung auf 
den oft mit ungeahnter Schnelligkeit anwachsenden 
Verkehrsplätzen hat den Umbau und Erweiterungs- 
bau von zahlreichen Bahnhöfen mit ungeheuerem 
Kostenaufwande in immer neuer, immer vollkom- 
menerer Form erforderlich gemacht. Nicht minder 
fortgeschritten ist insbesondere der Brücken- und 
Tunnelbau. Auf dem Gebiete des Eisenbahnoberbaues 
mit eisernen und hölzernen Schwellen und den ver- 
schiedenen Bettungsarten hat man nach vielen um- 
sichtigen Versuchen nunmehr für die meisten der 
zahllosen Anordnungen feste Normen gefunden. Das 
technische Sicherungswesen der deutschen Eisen- 
bahnen hat wohl den höchsten Grad, der gegenwärtig 
denkbar ist, erreicht. 


Keine Kosten wurden hier gescheut, immer neue 
zweckentsprechende Lösungen ersonnen, wobei 
die hervorragendsten Kräfte der Eisenbahnverwal- 
tung mit denen der beteiligten Industrien Hand in 
Hand gearbeitet haben. 

Ebenbürtig stehen der Kunst des Bauingenieurs 
die Werke des Maschineningenieurs zur Seite, die in 
den nun folgenden Kap. VI bis X dargestellt werden. 
Zur Fortbewegung der Millionen von Reisenden 
und zur Bewältigung eines Massengüterverkehrs 
von früher nie geahntem Umfang bedarf es eines 
Parks von Eisenbahnfahrzeugen, der nach vielen 
Hunderttausenden zählt und in hohem Maße leistungs- 
fähig, betriebssicher und den Verkehrsbedürfnissen 
aller Art angepaßt ist. Im Vordergrund der Dar- 
stellung steht auf diesem Gebiet der Bau der 
Lokomotiven mit ihren zahlreichen verwickelten 
Einzelteilen. Wohl kaum ein anderer technischer 
Apparat hat gleich gewaltige Fortschritte zu ver- 
zeichnen, wie die Eisenbahnlokomotive. Mit dem Heiß- 
dampf oder überhitzten Dampf ist sie in eine neue 
Phase kraftvoller Entwicklung eingetreten, in der 
Deutschland führend vorangegangen ist. Trotz der 
bei uns geltenden scharfen Bestimmungen über Um- 
grenzungsprofil, Raddruck und Achsbelastung wurden 
gewaltige Dampfrosse mit mehr als einundeinhalb- 
tausend Pferdekräften geschaffen, die schwere Züge 
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mit großer Geschwindigkeit befördern. Daneben 
wurde aber auch für die Vervollkommnung kleiner 
Lokomotiven aus Erwägungen wirtschaftlicher Art 
nichts verabsäumt. Wie der Lokomotivbau, so hat 
auch der Bau der Personenwagen, vom Wagen der 
niedrigsten Tarifklasse bis zum Luxuswagen, 
gewaltige Fortschritte gemacht. Musterhaft sind 
auch die Beleuchtungs- und Heizungsanlagen der 
Wagen ausgestaltet. Der Güterwagenbau paßt sich 
immer mehr den mannigfachen Bedürfnissen der 
Industrie und der Landwirtschaft an. In letzter Zeit 
namentlich ist auf diesem Gebiet bei allen Eisenbahnen 
Deutschlands ein Bestreben nach Vereinheitlichung 
der Bauart zu erkennen, das für den Verkehr und für 
die Eisenbahnverwaltungen gleich gute Erfolge 
zeitigen wird. 


Nach mühevollen Arbeiten und kostspieligen Ver- 
suchen ist in den sogenannten Triebwagen dem Eisen- 
bahnfuhrpark eine Wagengattung eingefügt worden, 
die mit eigener Kraftquelle ausgestattet ist und zur 
Fortbewegung keiner Lokomotive bedarf. Im Bau 
kleiner, aber leistungsfähiger Maschinen mit stark 
überhitztem Dampf, in der Entwicklung elektrischer 
Akkumulatoren und in der Herstellung von Trieb- 
maschinen für flüssige Brennstoffe sind in neuerer 
Zeit wesentliche Fortschritte gemacht. Mit dem Auf- 
blühen der Automobilindustrie hat die Eisenbahn- 
technik in dem Triebwagen ein Verkehrsmittel ge- 
schaffen, dessen leichte Beweglichkeit Ergänzungs- 
fahrten zwischen den Zügen der Hauptbahnen und 
Zubringerfahrten auf Nebenlinien mit wirtschaftlichem 
Nutzen ermöglicht. Die Neuheit dieses Eisenbahn- 
fahrzeuges rechtfertigt eine besondere eingehende 
Darstellung seiner Bauart und seiner Handhabung im 
Betriebe. 

Die Schnelligkeit der Zugbeförderung, die Höhe 
der Zuglasten und die starken Streckengefälle er- 
heischen eine außerordentlich sorgsame Ausbildung 
der Eisenbahnbremsen. Die verschiedenen Arten von 
Hand- und durchgehenden Bremsen sind in Kap. X 
näher beschrieben. Tiefgreifende Änderungen sind 
bei den Luftbremsen für sehr schnellfahrende Züge 
und zum Zwecke der Einführung der Luftdruck- 
bremse im Güterzugverkehr in der Vorbereitung. Um- 
fangreiche Versuche haben zu lehrreichen Ergebnissen 
geführt. In demselben Kapitel wird das mit dem 
Bremswesen eng verbundene Kupplungswesen be- 
handelt, ein Gebiet, das unausgesetzt Erfindungen 
aller Art zeitigt. Neuerdings sind in der Bauart der 
die Fahrzeuge eines Eisenbahnzuges verbindenden 
Kupplungen Verstärkungen eingeführt, die der er- 
höhten Schwere und Schnelligkeit der Züge Rech- 
nung tragen. 

Zu den jüngsten Schöpfungen der Eisenbahn- 
technik gehört der elektrische Betrieb von Eisen- 
bahnen, mit dessen Einrichtung sich Kap. XI be- 
schäftigt, ein Gebiet, auf dem Deutschland bereits 
viel geleistet hat. Zahlreiche und umfangreiche Ver- 


suche, deren Ausführung auf die tatkräftigste Förde- 
rung durch weit ausschauende Verkehrsminister 
rechnen konnte, verdichten sich zu ständigen Ver- 
kehrseinrichtungen. Die beim Ausbau des elektri- 
schen Betriebs beteiligten deutschen Industrien über- 
tragen bereits erprobte Formen in fremde Länder und 
Weltteile. 

Auch die Bergbahnen sind im Gebiete des Deut- 
schen Reichs nicht unbekannt, wenn sie auch natür- 
lich nicht mit denen der Schweiz und anderer Ge- 
birgsländer verglichen werden können. Ein Überblick 
ist hier besonders lehrreich, weil in Deutschland die 
verschiedensten Bau- und Betriebsarten von Berg- 
bahnen sich finden; es gibt Bergbahnen mit Dampf- 
und elektrischem Betrieb, Reibungs- und Zahnbahnen, 
Seilbahnen und Schwebebahnen, die zum Teil bereits 
geraume Zeit im Betriebe sind. In den technischen 
Anlagen dieser Bahnen zeigt sich neben deutscher 
Gediegenheit lebendiger frischer Unternehmungs- 
geist. Den aus Gründen wirtschaftlicher Art in ein- 
facherer Bauart ausgeführten sogenannten Klein- 
bahnen ist ein besonderes Kapitel am Schlusse des 
Werkes gewidmet. 


Wie das so Geschaffene für die Ausführung des 
Betriebs in betriebsfähigem Zustand erhalten wird, 
ist in den Kap. XIII bis XVI dargelegt. In dieses Ge- 
biet gehören die Bewachung und Unterhaltung der 
Bahn, einschließlich der Beschaffung, Aufbewahrung 
und Verwendung der Oberbau- und Baumaterialien, 
und die Wartung und Unterhaltung der Fahrzeuge, 
einschließlich der Feuerung der Lokomotiven und der 
Beschaffung, Aufbewahrung und Verwendung der Be- 
triebs- und Werkstattmaterialien. Außerordentlich 
zahlreich und verschiedenartig sind die Arbeitsarten, 
die bei der Unterhaltung des Bahnkörpers, des Ober- 
baues und der Eisenbahnfahrzeuge in Anwendung 
kommen. Nicht minder verschiedenartig sind die 
Werkzeugmaschinen, deren man sich bei der Aus- 
führung dieser Arbeiten bedient. Da infolge der Ent- 
wicklung Deutschlands zum Industriestaat die 
menschliche Arbeitskraft hoch bezahlt werden muß, 
ist es auch bei den Eisenbahnen von größter Be- 
deutung, durch sinnreich erdachte mechanische 
Anlagen aller Art Arbeitskräfte nach Möglich- 
keit zu ersparen. Daher sind solche mechanische 
Einrichtungen, wie Bekohlungsanlagen, automatische 
Drehbänke usw., in großer Zahl im Gebrauch. Die 
ökonomischen Vorteile, die damit erzielt werden, sind 
recht bedeutend. 

Die Kap. XVII und XVIII erfassen unter Fahrbetrieb 
das weite Gebiet der technischen Betriebsausführung. 
Die Grundbedingung eines geordneten Betriebs ist die 
planmäßige Festlegung aller Bewegungen auf den 
Bahngleisen im Fahrplan. Ein wohl geordnetes, den 
verschiedenartigen Verkehrsbedürfnissen angepaßtes 
Fahrplanwesen von den einfachsten Betriebsfiormen 
auf verkehrsarmer Bahnstrecke bis zu den ver- 
wickeltsten auf dem engstmaschigen, scheinbar un- 
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entwirrbaren Schienennetz der großen Industriege- 
biete und Verkehrszentren ist ein äußerst schwieriges 
Gebilde. Daß das Fahrplanwesen auf den deutschen 
Eisenbahnen musterhaft geordnet ist, kann nie- 
mandem zweifelhaft sein, der beobachtet, mit 
welcher Pünktlichkeit und Sicherheit trotz aller 
Fährnisse und höheren Gewalten, mit denen der 
Eisenbahnbetrieb unausgesetzt im Kampfe liegt, 
der Zugverkehr sich abwickelt. Dazu trägt weiter 
bei die exakte Durchführung des Fahrplans auf 
der Strecke und in den Bahnhöfen. Die Einrich- 
tungen und Maßregeln, um den Zugbetrieb trotz 
der enormen Schnelligkeit vor den zahlreich 
drohenden Gefahren zu schützen, sind gerade 
in Deutschland mit besonderer Peinlichkeit und 
Sorgfalt durchgearbeitett. Die erfreuliche Wir- 
kung dieser Maßnahmen zeigt sich in den ver- 
hältnismäßig geringen Ziffern der leider bei keinem 
Menschenwerk ganz auszuschließenden Störungen 
und Unfälle. Treten aber trotz aller Vorsichtsmaß- 
regeln solche Ereignisse ein, so sind für diese Fälle 
umfassende Anordnungen zur Wiederherstellung eines 
geordneten Betriebes getroffen. Es werden, wie schon 
an anderer Stelle gesagt, zum Zweck der Sicherung 
des Betriebes keine Kosten gescheut. Ebenso zeigen 
aber auch die von den deutschen Eisenbahnverwal- 
tungen aufgestellten Berechnungen, daß der Eisen- 
bahnfahrplan nicht nach einseitig fiskalischen Ge- 
sichtspunkten aufgestellt wird, sondern der gesamte 
Zugbetrieb in erster Linie der Förderung des 
Verkehrs und der Wohlfahrt des Landes dienen soll. 


Derselbe verständige Geist herrscht bei der Ord- 
nung des Eisenbahnverkehrswesens im engeren 
Sinne, der Regelung der Fahr- und Frachtver- 
gütungen, d. h. der Eisenbahntarife und ferner der 
Abfertigung der Personen und Güter. Wie diese 
wichtigen Gebiete geordnet sind, ist in den Ab- 
schnitten über den Personen- und Gepäckverkehr 
und über den Güterverkehr in den Kap. XIX bis 
XXV dargestellt. 

Die Fahrpreise und Frachtsätze nebst den im 
Personen-, Gepäck- und Güterverkehr vorkommenden 
Nebenvergütungen bilden das Entgelt für die Lei- 
stungen der Eisenbahnen. Die Privatbahnen erstreben 
nach kaufmännischen Grundsätzen die Erzielung 
hohen Gewinnes, und die Staatsbahnen, obschon sie 
nach einem Ausspruche Bismarcks „viel mehr für 
den Dienst des Verkehrs als für den Dienst der 
Finanzen“ bestimmt sind, müssen ebenfalls auf ein 
Entgelt ihrer Leistungen rechnen. Auch sie müssen 
die Kosten ihres Betriebes decken und womöglich 
einen Überschuß erzielen, soweit der Staat dieser Er- 
werbsquelle bedarf und soweit diese Art der Be- 
schaffung der benötigten Geldmittel gerechter und 
zweckmäßiger erscheint als andere Arten der Heran- 
ziehung der Staatsbürger zu den Staatskosten. 

Die äußerst schwierige Frage aber, nach welchen 
Grundsätzen hiernach die Fahrpreise und Frachtsätze 


zu bemessen sind, zu beantworten, ist Sache der 
Tarifpolitik. Man kann und muß zunächst an die 
Selbstkosten der Eisenbahnen denken, denen zum 
Zwecke des Gewinns erfahrungsmäßige Zuschläge 
hinzuzurechnen sind. Der Selbstkostenberechnung 
des einzelnen Transports und auch der verschiedenen 
Transportarten aber stellen sich unüberwindliche 
Schwierigkeiten entgegen in der Ungleichheit der Be- 
förderungskosten auf den einzelnen Bahnabschnitten 
und in den einzelnen Zuggattungen, in der Klassen- 
einteilung im Personenverkehr, in der Verschieden- 
artigkeit der Güter nach Gewicht, Raum und Wert, 
in der untrennbaren Gemeinsamkeit zahlloser An- 
lagen, Einrichtungen und Leistungen für die verschie- 
denen Beförderungszwecke. Schwankend und nicht 
fest abgegrenzt waren daher die Grundlagen, auf 
denen die einzelnen Eisenbahnverwaltungen in der 
ersten Zeit des Eisenbahnwesens ihre Tarife auf- 
bauten. Im Personenverkehr hat vielfach die Fahr- 
taxe der Post, im Güterverkehr die Gebühr für eng- 
begrenzte Warensendungen den alleinigen Anhalt ge- 
boten. Wettbewerbskämpfe der Eisenbahnverwal- 
tungen untereinander und nicht minder das innere Be- 
dürfnis nach planmäßiger Ordnung des immer zu- 
nehmenden Verkehrs erheischten Änderungen und 
Ergänzungen. Bei allen Wandlungen mußte als 
Mindestgrenze der Tarife die Aufrechthaltung einer 
geordneten Finanzlage der Eisenbahnunternehmungen 
und als Höchstgrenze der Wert gelten, den die Reise 
für den Reisenden und die Beförderung des Gutes für 
den Verfrachter hat. In diesem Rahmen das richtige 
Mittel zu finden, war bei dem ungeheuren Einfluß, den 
die Tarifbemessungen der Eisenbahnen auf alle 
Zweige des Erwerbslebens des Landes ausüben, stets 
eine der schwierigsten und gewichtigsten Aufgaben 
der Eisenbahnfachmänner. 

Bei voller Wahrung der staatlichen Tarifhoheit 
der am Eisenbahnwesen beteiligten Länder ist es ge- 
lungen, das Tarifwesen der deutschen Eisenbahnen 
auf einheitlichen Grundlagen aufzubauen. Im Per- 
sonentarif gelten seit wenigen Jahren im allgemeinen 
übereinstimmende Einheitssätze, ein hoch bedeut- 
samer Erfolg, dessen Tragweite um so größer ist, als 
die Fahrpreise trotz der steten Verbesserungen im 
Reiseverkehr nicht erhöht, sondern im Durchschnitt 
noch vermindert sind. Auch im Gepäckverkehr ist 
an Stelle der früheren verschiedenartigen Tarife ein 
Einheitstarif in Geltung. 

Im Güterverkehr besteht in Deutschland schon 
seit Jahrzehnten ein einheitliches Tarifsystem. Es ist 
aus dem ursprünglichen Wirrwarr der Tarife nach 
unsäglichen Mühen, scharfsinnigem Abwägen ver- 
wickelter Verkehrsverhältnisse und weitgreifendem 
Anpassen an die Erfordernisse des Erwerbslebens 
hervorgegangen. Seitdem ist es unter verdienstvoller 
Mitwirkung von sachkundigen Angehörigen des Er- 
werbslebens zu immer größerer Vollkommenheit aus- 
gebaut worden. Die Grundzüge und Ziele dieses Aus- 


baues werden von einem ersten Fachmann in einer im 
Jahre 1904 veröffentlichten Schrift dahin gekennzeich- 
net, daß die Gütertarife unserer Staatsbahnen unter 
grundsätzlicher Wahrung möglichster Gleichmäßig- 
keit, Übersichtlichkeit und Stetigkeit in reger Fühlung 
mit dem praktischen Leben und unter dem sachver- 
ständigen Beirat angesehener Männer aus dem Lande 
stetig fortgebildet werden, daß hierbei die Güter- 
erzeugung und die Güterbewegung im Lande sich leb- 
haft entwickelt haben und kräftig fortgeschritten sind, 
daß namhafte Frachtermäßigungen gewährt wurden, 
und daß gleichwohl die Finanzkraft des Staates nicht, 
wie anfänglich vielfach befürchtet wurde, erschüttert, 
sondern erstarkt und fest begründet wurde. Bekannt 
ist auch die unbedingte Öffentlichkeit der Tarife der 
deutschen Eisenbahnen. 

Die für die Abfertigung und Beförderung der Per- 
sonen, des Gepäcks und der Güter bestehenden Anord- 
nungen, und die rechtlichen Grundlagen, auf denen 
diese Anordnungen aufgebaut sind, bilden den Stoff 
für eine Reihe weiterer Abhandlungen des Werkes. 
Alle diese Anordnungen tragen der Massenhaftigkeit 
des Verkehrs Rechnung, formen den Dienst von Ort 
zu Ort und von Bahn zu Bahn in steter Erleichterung 
des Reisens und des Austausches der Güter. Die Ein- 
richtungen im Personenverkehr und dem mit ihm eng 
verbundenen Gepäckverkehr wurden bei der Reform 
des Personentarifs in manchen Beziehungen neu ge- 
regelt. Im Güterverkehr, der durch seine Massen- 
haftigkeit und Einträglichkeit den Personenverkehr 
übertrifft, ist neuerdings durch die Gründung des 
deutschen Staatsbahnwagenverbandes ein weiterer 
größerer Fortschritt erzielt worden. Fast das ganze 
Schienennetz im Deutschen Reich mit seinen mehr als 
1%, Million zählenden Güterwagen ist nunmehr zu 
einem einheitlichen System zusammengefaßt. Die 
planmäßige Verfügung über den vereinigten Güter- 
wagenpark, der Güterwagenumlauf und die Ge- 
stellung der Wagen an viele Tausende von Bedarfs- 
stellen darf als mustergültig bezeichnet werden. 

Aus allem ist zu ersehen, daß der Betrieb der deut- 
schen Eisenbahnen ein Massenbetrieb gewaltigster 
Art ist. Mehr als 700000 Arbeitskräfte, Beamte 
und Arbeiter, sind jahraus, jahrein allein bei den 
normalspurigen Eisenbahnen Deutschlands be- 
schäftigt, ganz abgesehen von den Hunderttausen- 
den von Menschen, die in der Industrie und im 
Handwerk dauernd für die Eisenbahnen tätig sind. 
Durch das ganze Reich zieht sich das Schienennetz, 
rollen die Züge Tag für Tag, Stunde für Stunde. Ein 
solcher Apparat will als Glied des Öffentlichen Ver- 
kehrs in das Staatsleben rechtlich eingefügt und in 
sich selbst wohlgeordnet sein. In den folgenden 
Kap. XXVI bis XXX wird dieses rechtliche und 
dienstliche Gefüge der Eisenbahnen dargestellt. 

Die Ordnung der öffentlich-rechtlichen und der 
privatrechtlichen Verhältnisse der Eisenbahnen war 
um so schwieriger, als die Rechtsnormen nahezu für 
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das ganze Gebiet der Eisenbahnen erst gefunden 
werden mußten. Gemäß den allmählich gesammelten 
Erfahrungen sind nunmehr die Grundlinien überall 
festgelegt (Kap. XXVI). 

Der Darstellung des Eisenbahnrechts ist noch 
eine kurze Ausführung über die Besteuerung der 
Eisenbahnen, ein für viele Kreise unbekanntes Gebiet, 
hinzugefügt worden. 


Die Ordnung der Verwaltung der Eisen- 
bahnen (Kap. XXVII), d. i. der systematische 
Aufbau des inneren Eisenbahndienstes von den 


obersten Reichs- und Staatsaufsichtsbehörden bis 
zu den untersten ausführenden Dienststellen, ist 
sehr mannigfaltig, entsprechend der Größe und 
Bedeutung sowie der Eigenart der einzelnen 
Eisenbahnunternehmungen. Es gibt staatliche 
und private Eisenbahnunternehmungen, und es be- 
stehen neben dem größten Eisenbahnsystem der 
Welt, dem preußisch-hessischen Eisenbahnnetze, 
auch weniger umfangreiche und kleine Staatsbahn- 
verwaltungen. Jedes Staats- und Privatbahnsystem 
hat den inneren Geschäftsbetrieb nach seinen Verhält- 
nissen geordnet. Es ist ein weites Geschäftsgebiet 
der Eisenbahnbureaukratie, das hier erörtert 
wird. Wer ohne Voreingenommenheit die Schil- 
derung der einzelnen Verwaltungsorganisationen 
und der tiefgreifenden und umgestaltenden Re- 
formen, die im Verwaltungswesen der meisten 
deutschen Staatsbahnen im letzten Jahrzehnt 
vorgenommen wurden, auf sich wirken läßt, 
wird das ernste Streben der deutschen Eisenbahn- 
verwaltungen voll anerkennen, im Geschäftsbetrieb 
an Einfachheit und Wirtschaftlichkeit hinter anderen 
Erwerbsanstalten nicht zurückzustehen. Jedenfalls 
übertreffen die Erfolge, die von dem Staatsbeamten- 
tum in der Verwaltung des kaufmännisch-technischen 
Betriebes der Eisenbahnen erzielt worden sind, noch 
bei weitem die von den Freunden des Staatsbahn- 
systems gehegten Erwartungen. 


Gerade in der gegenwärtigen Zeit ist die Ord- 
nung der Dienst- und Einkommensverhältnisse des in 
großen Eisenbahnbetrieben beschäftigten Personals 
von allergrößter Bedeutung. Vorgänge, die sich in 
neuerer Zeit in anderen Ländern ereignet haben, 
lehren, wie sehr die Eisenbahnen eines be- 
sonders zuverlässigen Dienstpersonals bedürfen. Es 
ist eine der schwierigsten, aber auch der dankbarsten 
Aufgaben, durch wohlgeordnete Auswahl, Heran- 
bildung, Bezahlung und Versorgung des Personals 
der außerordentlich zahlreichen und mannigfaltigen, 
sich über das ganze Land erstreckenden Dienstzweige 
dafür zu sorgen, daß auf jedem Posten der richtige 
Mann steht. Überall genießen die deutschen Eisen- 
bahnbeamten großes Ansehen. Sie stehen im Ruf der 
Geradheit, Tüchtigkeit und Zuverlässigkeit. Im 
Kap. XXVIII wird erörtert, über welch gewaltiges 
Heer von Beamten und Arbeitern der einzelnen 
Dienstzweige die deutschen Eisenbahnen verfügen 
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und wie die Dienst- und Einkommensverhältnisse 
dieses Personals geordnet sind. Es werden dazu 
auch die Wohlfahrtseinrichtungen gerechnet, die für 
die Eisenbahnbediensteten und ihre Familien- 
angehörigen in großer Zahl vorhanden sind und viel- 
fach eine umfassende Wirksamkeit ausüben. 


Im Kap. XXIX werden sodann die Zusammen- 
schlüsse und Vereinbarungen übersichtlich wieder- 
gegeben, die unter den Eisenbahnverwaltungen zur 
Erleichterung und Förderung der immer mehr über 
die Grenzen der einzelnen Bahngebiete und Länder 
hinausreichenden Verkehrsbeziehungen bestehen. Der 
erste Platz gebührt dem Verein deutscher Eisen- 
bahnverwaltungen, der auf die Entwicklung fast aller 
Gebiete des deutschen Eisenbahnwesens befruchten- 
den Einfluß ausgeübt hat, und dessen bewährte Grund- 
lagen und Einrichtungen für die Eisenbahnen fast aller 
Länder Europas vorbildlich gewesen sind. 


Besonderer ständiger Einrichtungen hat es weiter 
bedurft, um die lebhaften Beziehungen des Eisenbahn- 
diensies zu dem heimischen Post- und Heereswesen 
zu ordnen. Die Grundlagen dieser Ordnung sind in 
Kap. XXX des Werkes dargelegt. 


Die folgenden Kap. XXXI und XXXII zeigen, in 
welcher Weise die deutschen Eisenbahnverwaltungen 
ihr Finanzwesen geordnet haben, um einen Gewinn 
für das in den Eisenbahnen angelegte Kapital zu er- 
zielen, ohne daß die Verkehrserfordernisse des 
Landes darunter leiden. 


Zunächst gehört dazu eine übersichtliche Ord- 
nung des Buchungs- und Kassenwesens, die unerläß- 
liche Grundlage einer gesunden Wirtschaftsführung. 
Die geschäftlichen Formen dieses Dienstzweiges 
haben gerade bei den Eisenbahnen eine besonders 
große Bedeutung, weil die Natur des Eisenbahn- 
dienstes eine Zersplitterung von Einnahmen erheben- 
den und Ausgaben verursachenden Kassen und 
Dienststellen mit sich bringt, wie sie in der Welt wohl 
nicht wieder vorkommt. Wenn gleichwohl nach den 
Vergleichen mit anderen Betrieben die Buch- und 
Kassenführung der deutschen Eisenbahnen, na- 
mentlich auch der Staatsbahnen, einfach, durch- 
sichtig und zuverlässig ist, so ist das ein unbe- 
streitbares Verdienst eines außerordentlich tüchtigen 
Beamtenstandes, dem so oft mit dem Schlagwort des 
„tönernen Bureaukratismus“ bitter Unrecht ge- 
schieht. Zwar zwängt die konstitutionelle Staats- 
form die Staatseisenbahnverwaltungen im Etats- 
gesetze ein, deren Anschläge zum Teil auf 
weit vorausgreifenden Schätzungen beruhen, so- 
dann verlangt die oberste staatliche Rechnungs- 
behörde nach längst vollbrachter Arbeit recht- 
fertigende Belege über die Ausführung des Etats; 
beides Schwierigkeiten, die dem Privatgewerbe fremd 
sind. Trotz alledem ist das Rechnungswesen der 
deutschen Eisenbahnen im ganzen genommen klar 


und einfach auf dem sogenannten „Normalbuchungs- 
formular für die Eisenbahnen Deutschlands“ auf- 
gebaut, das als mustergültig für eine wohlgeordnete 
Rechnungsführung anzuerkennen ist. 

Gesund wie der schematische Aufbau des Rech- 
nungs- und Kassenwesens ist auch die Finanzpolitik 
der deutschen Eisenbahnen. Ein kurzer Abriß über 
die Entwicklung der Finanzen der deutschen Eisen- 
bahnen gibt Aufschluß über die in der Vergangenheit 
liegenden gewaltigen Beeinflussungen, die von den 
Eisenbahnunternehmungen auf den Geldmarkt des 
Landes ausgeübt worden sind. Neue Schöpfungen 
des menschlichen Unternehmungsgeistes von solcher 
alle Grundlagen des Erwerbsiebens umgestaltenden 
Art pflegen nicht ohne tiefgreifende Erschütterungen 
des Besitzes großer Volkskreise zu bleiben. Freilich 
hat auch der Werdegang des deutschen Schienen- 
netzes nicht immer und überall Zeiten solider Finanz- 
gebarung aufzuweisen. Aber im Vergleich zu dem 
Riesengefüge des deutschen Eisenbahnwesens treten 
diese Erschütterungen in den Hintergrund. Gegen- 
wärtig ist nur noch ein verschwindend kleiner Teil 
der Eisenbahnen privaten Unternehmungen ver- 
blieben, das Staatsbahnsystem ist die herrschende 
Form geworden. Die Frage der Eisenbahnfinanzen 
ist jetzt im wesentlichen gleichbedeutend mit der 
Frage der Staatsfinanzen. Die Bundesstaaten und das 
Reich haben die Milliardenwerte werbender Anstalten 
mit der schwierigen Aufgabe übernommen, die Eisen- 
bahnen volkstümlich zu verwaiten, gleichzeitig aber 
eine angemessene Verzinsung des aufgewendeten 
Kapitals herauszuwirtschaften. Weite Volkskreise 
waren lange Zeit nicht geneigt, dem Staatsbeamten- 
tum die Lösung so großartiger Aufgaben zuzu- 
trauen. Heute hat dies Mißtrauen jeden Boden ver- 
loren. Die Erfolge der Staatsbahnen auf finanziellem 
Gebiet beweisen die unbestreitbare Tatsache, daß 
durch die an Stelle der früheren Zersplitterung ge- 
tretene Zusammenfassung der Eisenbahnen zu 
größeren Systemen eine außerordentliche Verbilli- 
gung von Verwaltung und Betrieb erzielt wird. 
Summen, die nach vielen Hunderten von Millionen 
zählen, sind dadurch für die Durchführung volks- 
wirtschaftlicher Pläne frei geworden. Seit einer 
langen Reihe von Jahren ist das Eisenbahnnetz mit 
einer Stetigkeit ohnegleichen auf immer weitere 
Landesteile ausgedehnt worden. Darüber hinaus 
haben die Überschüsse des Staatsbahnbetriebes in 
den meisten Bundesstaaten in erheblichem Umfange 
auch zur Deckung der Kosten anderer allgemeiner 
Staatsbedürfnisse gedient. 


Nach der gegenwärtigen Ordnung der Finanzen 
der deutschen Staatsbahnen kann der weiteren Ent- 
wicklung dieses wichtigsten Zweiges des Eisenbahn- 
wesens ohne Sorge entgegengesehen werden. Dies 
um so mehr, als neuerdings auf Grund reicher Er- 
fahrungen die Grundsätze über Tilgungs- und Aus- 
gleichsfonds und andere Maßnahmen noch ergänzt 
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und vervollkommnet sind, die den Zweck haben, den 
durch die Schwankungen des Erwerbslebens be- 
dingten Beeinflussungen der Eisenbahnerträgnisse 
und der Staatsfinanzen wirksam zu begegnen, soweit 
sie in einzelnen Jahren über ein mittleres Maß hinaus- 
gehen sollten. 


Mit der Vorführung der finanziellen Ergebnisse 
erreicht die planmäßige Darstellung der verschie- 
denen Gebiete des deutschen Eisenbahnwesens ihren 
Abschluß. Ergänzend sind indessen dem Werke noch 
einige Abhandlungen hinzugefügt, die sich mit eigen- 
artigen Einrichtungen des Eisenbahnwesens befassen 
und daher zweckmäßig aus dem Gesamtplan heraus- 
zurücken waren. 

Zunächst ein Überblick über das Bahnnetz von 
Berlin und seinen Vororten (Kap. XXXIII). Zwar gibt 
es in Deutschland eine ganze Reihe hochentwickelter 
Städte mit gewaltigem Eisenbahnverkehr. Aber aus 
ihnen hervor ragt doch das Eisenbahnwesen der 
Reichshauptstadt Berlin und ihrer Vororte mit seiner 
Massenhaftigkeit und seiner ganz besonderen Eigen- 
art. Aus dem Werdegang der Eisenbahnen der 
Reichshauptstadt lassen sich lehrreiche Erfahrungen 
sammeln, und die gewaltigen technischen Anlagen, 
die betrieblichen Anordnungen und die Verkehrs- 
durchführungen in ihrer heutigen (Gestalt und 
Leistungsfülle sind reiche Fundgruben für alle, die be- 
rufen sind, an der Vervollkommnung des Verkehrs- 
wesens großer Bevölkerungzentren zu wirken. 

Nach der Natur des Eisenbahnbetriebes fällt der 
Beleuchtungs- und Heizungstechnik die schwierige 
Aufgabe zu, für die gewaltigen Flächen ausgedehnter 
Bahnhöfe und für umfangreiche Gebäulichkeiten 
Licht- und Heizwerke mit sehr hoher Leistungsfähig- 
keit zu schaffen. In Kap. XXXIV werden einige An- 
lagen beschrieben, bei deren Herstellung besonders die 
neuesten Errungenschaften, namentlich auch der 
Elektrotechnik, nutzbar gemacht worden sind. 

Wie die Eisenbahn, so dient auch die Schiffahrt 
dem öffentlichen Verkehr. Es kann nicht die Aufgabe 
eines Eisenbahnwerkes sein, zu schildern, wie die 
Schiffahrt ihrer Aufgabe gerecht wird. Von Wert aber 
ist die Kenntnis der Einrichtungen, die den Zweck 
haben, den Eisenbahntransport zu Schiff und den 
Schiffstransport auf der Eisenbahn fortzusetzen. In 
Kap. XXXV wird daher der Eisenbahn-Umschlagver- 
kehr an den Häfen behandelt. Mit dem steten An- 
wachsen der Verkehrsmassen und dem Steigen der 
Arbeitslöhne hat sich der Bau mechanischer, hydrau- 
lischer und elektrischer Umladeeinrichtungen zu 
hoher Blüte entwickelt. 

Daß eine Zeit, die den Stempel der Schnelligkeit 
an sich trägt und in der für die Eisenbahnen das 
Losungswort gilt: „Mit Volldampf vorwärts“, doch 
noch Muße für wissenschaftliche Arbeiten und für Er- 
forschung der Vergangenheit findet, zeigen unter ande- 
rem die Anstalten, die in den Kap. XXXVI und XXXVII 


des Werkes besprochen werden. Zunächst die Ver- 
suchsbahn der Preußischen Staatseisenbahnverwal- 
tung in Oranienburg bei Berlin, eine von dem öffent- 
lichen Bahnbetrieb losgelöste Bahnstrecke, die ledig- 
lich der Anstellung von Beobachtungen und Versuchen 
technisch-wissenschaftlicher und wirtschaftlicher Art 
dient und zu diesem Zweck mit allen denkbaren Ober- 
bauformen, Bauarten und technischen Hilfsmitteln 
ausgestattet ist. Ferner die Eisenbahnmuseen, in 
denen trotz der Neuheit des Eisenbahnwesens bereits 
eine Fülle geschichtlich wertvoller, dann auch vieler 
moderner, für die Weiterbildung lehrreicher Gegen- 
stände anschaulich dargeboten wird. 

Das Wachstum der großen Städte und die Flucht 
der Städter in die Vororte hat die Herstellung von 
Schienenwegen (Straßenbahnen, Vorortbahnen) her- 
vorgerufen, die nicht als Eisenbahnen im landläufigen 
Sinne angesehen werden. Das gleiche gilt von solchen 
Schienenwegen, die im Anschluß an die Eisenbahnen, 
namentlich in landwirtschaftlichen Landesteilen, zur 
Verbesserung und Verbilligung des Absatzes ihrer 
Bodenerzeugnisse als örtliche Verkehrswege in ein- 
facherer Form und Ausrüstung betrieben werden. 
Diese Schienenbahnen einfacherer Art stehen aber in 
engster Beziehung zu den Eisenbahnen als Zubringer 
und verteiler des Verkehrs. Sie haben daher unter 
dem Sammelbegriffe der „Kleinbahnen‘“ eine Erörte- 
rung gefunden. Nicht nur die gewaltigen Werke der 
Technik und der Verwaltung auf den eigentlichen 
Eisenbahnen, sondern fast ebensosehr die einfachen, 
auf möglichste Wirtschaftlichkeit abzielenden An- 
lagen und Einrichtungen der Kleinbahnen verdienen 
in weitesten Kreisen bekannt zu werden. Das Klein- 
bahnwesen Deutschlands ist hoch entwickelt, und in 
nicht wenigen Beziehungen ist es für das Ausland 
vorbildlich geworden. 

Gerade die einfacheren Formen und die spar- 
samere Betriebsführung der Kleinbahnen sind es vor- 
nehmlich gewesen, die den Bau von Eisenbahnen in 
den deutschen Schutzgebieten gefördert, vielleicht 
überhaupt möglich gemacht haben. Das Deutsche 
Reich ist erst in neuester Zeit in die Reihe der euro- 
päischen Staaten mit überseeischem Besitz einge- 
treten. Es ist darum selbstverständlich, daß die ihm 
zugefallenen Gebiete nicht zu denen gehören, die 
schon bei der Besitzergreifung sich durch den Reich- 
tum der Bevölkerung und des Bodens hervortun. 
Harter Arbeit, zähem deutschen Unternehmungsgeist 
wird es indessen gelingen, die zum Teil öde scheinen- 
den Gebiete der Kultur zu erschließen, der Landwirt- 
schaft und Industrie dort die Pfade zu ebnen und den 
Austausch der Güter mit dem Mutterlande zu beleben. 
Zum Gelingen dieser Aufgaben beizutragen, ist auch 
das Eisenbahnwesen und zwar nicht an letzter Stelle 
berufen. Die Ausführungen im letzten Kapitel des 
Werkes geben Aufschluß darüber, wie das Eisenbahn- 
wesen in den deutschen Schutzgebieten sich nach 
Überwindung großer Schwierigkeiten entwickelt hat, 


welche neuen Formen auf dem Gebiete der Baukunst 
und der Technik, der Verwaltung und der Finanzen 
diese Entwicklung ermöglichten und welche Erwar- 
tungen von der Durchführung der Verkehrspläne, die 
teils in der Ausführung, teils in der Vorbereitung be- 
griffen sind, mit Zuversicht gehegt werden dürfen. 
Mögen unsere Schutzgebiete in gleicher Weise der 
Segnungen der Eisenbahnen teilhaftig werden, wie 
sie die Heimat von diesem Verkehrsmittel in so 
reichem Maße genossen hat! 


Wenn dem Werke: „Das deutsche Eisenbahn- 
wesen der Gegenwart“ der Nachweis gelungen ist, 
daß die deutschen Eisenbahnen in bezug auf 

die Gediegenheit der Anlagen und des techni- 

schen Apparates, 
die Dichtigkeit des Eisenbahnnetzes, 
die Anpassung des Netzes an die Verkehrs- 
bedürfnisse des Erwerbslebens, 

die Pünktlichkeit der Verkehrsabwicklung, 

die Sicherheit der Betriebsausführung, 

die Bewährung der Verwaltungssysteme und 

die finanziellen Ergebnisse 
in hoher Blüte stehen, so gebührt das Verdienst an 
solchen Errungenschaften zunächst den Eisenbahn- 
fachmännern der Praxis und Wissenschaft. Rühmend 
muß aber auch besonders hervorgehoben werden, 
daß auf zahlreichen (Gebieten, vor allem den 
technischen, den Eisenbahnfachmännern schöpfe- 
rische Fachgenossen aus der an der Herstellung 
des technischen Apparates beteiligten heimatlichen 
Industrie zur Seite standen. Gerade das bei 
uns herrschende Staatsbahnsystem hat dem pri- 
vaten Unternehmungsgeiste weite Gebiete zur Ent- 
faltung kraftvoller, umfassender Tätigkeit frei- 
gelassen. Hand in Hand arbeiten an den Entwick- 
lungen und Vervollkommnungen des ebenso schwie- 
rigen wie bedeutsamen technischen Apparates die 
leitenden Beamten der Eisenbahnen mit erprobten 
Konstrukteuren tüchtigster Lieferwerke. Es tritt 
hinzu, daß der Staatsbetrieb als der kapitalkräftigste 
und regelmäßigste Auftraggeber die Entstehung und 
Fortführung leistungsfähiger Fabriken aller Art er- 
möglicht und erleichtert hat. Zugleich wird es der 
sorgfältigen Überwachung, die von den staatlichen 
Verwaltungen über die Arbeiten ausgeübt wird, die sie 
den privaten Lieferwerken in Auftrag geben, in nicht 
geringem Maße mit zu verdanken sein, daß die Er- 
zeugnisse unserer heimischen Werke sich durch Ge- 
diegenheit und Brauchbarkeit auszeichnen, — die 
beste Empfehlung im Wettbewerbe auf dem Welt- 
markte. 

So kann Deutschland sich mit Recht einer welt- 
bekannten Eisenbahnindustrie rühmen. 

Um den wissenschaftlichen Charakter des Buches 
nicht zu beeinträchtigen, wurden innerhalb des Textes 
selbst Empfehlungen von Industrien jeder Art streng 
vermieden. Um so mehr wird dem größten Teil der 
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Leser der als Anhang beigefügte Industrielle Teil des 
Werkes willkommen sein. Darin werden von den 
privaten Lieferwerken deutscher Eisenbahnverwal- 
tungen neben Beschreibungen ihrer Werksanlagen 
ausführliche Angaben über besondere Herstellungs- 
weisen und Erzeugnisse gebracht, die, in übersicht- 
licher Anordnung und mit figürlichen Darstellungen 
reich ausgestattet, eine lehrreiche Ergänzung zu den 
entsprechenden Kapiteln des Werkes bieten und einen 
willkommenen Überblick über die hohe Leistungs- 
fähigkeit der deutschen Industrie auf allen Gebieten 
gewähren, die für das deutsche Eisenbahnwesen in 
Betracht kommen. 


Soweit bei den Darstellungen der einzelnen 
Kapitel die vorhandene Eisenbahnliteratur mitbenutzt 
wurde, ist sie in einem Bücherverzeichnis am 
Schlusse des Werkes aufgeführt. Auch andere 
Schriften sind dort aufgenommen, die für die 
Orientierung über den gegenwärtigen Stand der deut- 
schen Eisenbahnen besonders wichtig sind. 

Um den Gebrauch des Buches namentlich auch 
bei der praktischen Tätigkeit im Eisenbahnwesen zu 
erleichtern, ist dem Werke außer der systematisch 
geordneten Inhaltsübersicht ein ausführliches Sach- 
register in alphabetischer Reihenfolge beigegeben. 

Der Austausch der Erfahrungen unter den 
Kulturstaaten der Welt trägt in hohem Maße dazu 
bei, das Vorhandene zu vervollkommnen und immer 
mehr die gesamte Menschheit des Nutzens bewährter 
Einrichtungen teilhaftig werden zu lassen. Im Ver- 
kehrswesen, das keine Grenzen kennt, sondern die 
Welt umspannt, ist dieser Austausch von ganz be- 
sonderer Bedeutung. Um diesem Zweck zu dienen, 
wird das Werk: „Das deutsche Eisenbahnwesen der 
Gegenwart“ auch in mehreren fremden Sprachen er- 
scheinen, um ihm so die weiteste Verbreitung zu 
geben. 

Möge so das Werk als ein Bindeglied der zahl- 
reichen sonstigen Schriften über die mannigfachen 
einzelnen Gebiete des Eisenbahnwesens seinen Weg 
in die breitesten Kreise des In- und Auslandes 
nehmen! 

Die deutschen Eisenbahnfachmänner haben sich 
niemals gescheut und werden sich niemals scheuen, 
von den Fachgenossen aller Länder zu lernen. Mögen 
die Darbietungen des Werkes zu der Erkenntnis bei- 
tragen, daß auch die deutschen Eisenbahnen in ihren 
Einrichtungen, von der ersten Vorbereitung einer ge- 
planten Eisenbahnlinie bis zum vielgleisigen Ausbau 
und Betrieb engstmaschiger Schienennetze, auf hoher 
Stufe stehen und vorbildlich sein können! 


Berlin, im Januar 1911. 
Hoff. 


Präsident des Königlichen Eisenbahn-Zentralamts, 
Wirklicher Geheimer Ober-Regierungsrat. 
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Kapitel I. 


Geschichtliche Entwicklung des deutschen Eisenbahnwesens. 


Von v. Mühlenfels, Eisenbahndirektions-Präsidenten a.D. in Berlin. 


1. Einleitung. 


Da Leben Bewegung ist, so bietet der Fort- 
schritt inder Überwindung der Hindernisse, die Raum 
und Zeit der Bewegung entgegenstellen, den sicher- 
sten Maßstab für die Höhe des Standes, den die 
Menschheit erreicht hat. Von diesem Gesichtspunkt 
aus gibt es keinen größeren Sieg der Menschheit, als 
die Entwicklung, die die Fortbewegung von Menschen 
und Gütern durch die Eisenbahnen genommen hat. 

Während die Fortschritte, die seit den Anfängen 
der menschlichen Geschichte im Wege-, Straßen- und 
Wagenbau gemacht wurden, bis in den Beginn des 
neunzehnten Jahrhunderts hinein nur sehr unbe- 
deutende waren und die Verwendung der tierischen 
Zugkraft unverändert blieb, so eröffnete erst die Er- 
findung der Dampfkraft Ende des achtzehnten Jahr- 
hunderts in ihrer Anwendung auf die Fortbewegung 
von Fahrzeugen das neue Zeitalter der Eisenbahnen. 
Solche im wörtlichen Sinne, d. h. Bahnen mit eisernen 
Schienen, auf der sich Fahrzeuge mit Rädern fort- 
bewegen, gab es seit der Mitte des achtzehnten Jahr- 
hunderts in England, wo sie hauptsächlich zur Fort- 
schaffung von Kohlen verwendet wurden. Entwickelt 
haben sie sich aus den durch deutsche Bergleute nach 
England mitgebrachten Holzbahnen. 

Benjamin Curr führte im Jahre 1776 bei den Sheffield- 
Kohlenwerken die erste Bahn mit gußeisernen Schienen aus, 
durch die die Fahrzeuge zum Verharren in der Spur gezwungen 
waren, indem an die Außenseite der Schienen ein Rand an- 
gegossen wurde. Die Fahrzeuge wurden mit Pferden oder 
Menschenkraft befördert. Solche Eisenbahnen hat man bald 
auch in Deutschland ausgeführt. Im Kohlengebiet der Ruhr und 
Saar gab es schon im ersten Viertel des vorigen Jahrhunderts 
meilenlange Kohlenbahnen. Aber erst die Verwendung der 
Dampfkraft zur Fortbewegung der Fahrzeuge auf den eisernen 
Spurbahnen führte zur Entwicklung des Eisenbahnwesens im 
modernen Sinne. Schon im Jahre 1784 nahm James Watt ein 
Patent auf eine solche Maschine, Trevethik erbaute von 
1502—1805 eineLokomotivmaschine, die ohne gezähnte Räder auf 
den Schienen der Bahn von Merthyr-Tydfil lief, George 
Stephenson gelang es dann, die Lokomotive so zu vervoll- 
kommnen, daß die von ihm gebaute „Rocket“ im Wettkampf bei 
Rainhill am 7. Oktober 1829 den Sieg davontrug. Im Jahre 1830 
trat unter seiner Leitung die schon im Jahre 1826 für Pferde- 
betrieb eröffnete Eisenbahn zwischen Manchester und Liverpool 
als erste Dampfeisenbahn der Welt ins Leben. der in England 


im Laufe der nächsten Jahre schnell zahlreiche Verbindungs- 
linien zwischen den großen Städten folgten. 


2. Zeit von 1835—1845. 


Auch auf dem Festland erkannte man die Be- 
deutung des neuen Verkehrsmittels. Zuerst folgte 
Belgien am 5. Mai 1835 mit der Bahn von Brüssel 
nach Mecheln, und wenige Monate später Deutsch- 
land. Freilich, als dort am 7. Dezember 1835 die 
Ludwigsbahn von Nürnberg nach Fürth als die erste 
Dampfeisenbahnstrecke unter großem Jubel der Be- 
völkerung beider Städte mit einer denkwürdigen 
Festfahrt eröffnet wurde, war die Erkenntnis von der 
weltbewegenden Bedeutung der Eisenbahnen noch 
keineswegs ein Gemeingut des deutschen Volkes; 
aber eine Anzahl trefflicher Köpfe beschäftigte sich 
schon in der Zeit vor dem englischen Erfolge von 
Rainhill mit dem Gedanken, wie das neue Verkehrs- 
mittel auch in deutschen Landen zu verwenden sein 
möchte. 

Der geistvolle Friedrich List wird mit Recht als der 
Mann genannt, der zuerst den Plan eines großen ganz Deutsch- 
land umfassenden Eisenbahnsystems aufstellte, durcharbeitete 
und mit zäher Kraft verfolgte. (List wurde am 6. August 1779 in 
Reutlingen geboren, starb am 30. November 1846 in Kufstein, 
wo ihm im Jahre 1906 ein würdiges Grabdenkmal errichtet ist.) 
Seine ersten Aufsätze vom Nutzen der Eisenbahnen sind 1827 
in den Beilagen zur Augsburger Allgem. Zeitung veröffentlicht, 
seine grundlegende Schrift „über ein sächsisches Eisenbahn- 
system als Grundlage eines allgemeinen deutschen Eisenbahn- 
systems“ erschien 1833. Er wirkte damals, nachdem er jahre- 
lang in Amerika das wirtschaftliche Leben im Zusammenhang 
mit den ersten Eisenbahnen kennen gelernt hatte, in Leipzig, das 
im Mittelpunkt des deutschen Handels und Verkehrs lag. 

Aber schon früher waren Eisenbahnpläne für 
einzelne Gebiete Deutschlands entwickelt. Angeregt 
durch die Erfolge der ersten englischen z. T. mit 
Pferdekraft betriebenen Eisenbahnen (Stockton- 
Darlington 1825, Liverpool-Manchester 1826) hatte 
in Preußen der Finanzminister Motz im Jahre 1828 
dem Könige eine Eisenbahn von Minden nach Lipp- 
stadt vorgeschlagen, um Weser und Lippe mitein- 
ander zu verbinden. In Braunschweig hatte v. Ams- 
berg, der spätere Begründer der ersten deutschen 
Staatsbahn, schon im Jahre 1824 in ausführlicher 
Denkschrift den Plan einer Verbindung von Braun- 


16 Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


schweig mit Hannover und den freien Hansestädten 
durch eine hauptsächlich dem Güterverkehr dienende 
Pferdebahn dargelegt und seiner Regierung über- 
reicht, ohne zunächst irgendwelchen Erfolg zu erzielen. 
An Projekten für Eisenbahnen aller Art fehlte es nicht, 
die Staatsmänner jener Zeit klagten über die „tolle 
Eisenbahnmanie“. Von den deutschen Fürsten ergriff 
König Ludwig von Bayern den neuen Gedanken am 
feurigsten, unterstützt durch den Bergrat Joseph 
v. Baader, der in kühnen Plänen schwelgte und sich 


selbst den Veteranen des deutschen Eisenbahnwesens 
nannte. 


Diesen Männern in Verbindung mit der Tatkraft Nürnberger 
Bürger ist es denn auch zu verdanken, daß die erste Dampf- 
eisenbahn, die Ludwigsbahn zwischen Nürnberg und Fürth, wie 
erwähnt, schon Ende 1835 zustande kam; freilich an einer Stelle 
und in einer Weise, die keineswegs den Keim einer großen Ent- 
wicklung in sich trugen, trotz der schönen Verse, mit denen 
Jakob Schnoor die erste deutsche Eisenbahn begrüßte: 

Glück auf mit Gott! Der Anfang ist geschehen, 
Es liegt die Strecke Bahn, 

Und soll’s nach Ost und Westen weitergehen, 
So knüpft man eben an.... 

Seht ihr die Bahn, die Linien von Eisen, 

Die fest und schnurgerad, 

Bedeutungsvoll nach Ost und Westen weisen, 
Seht ihr den Zauberpfad? 


Eigenartig genug, dieser „Zauberpfad“ hat sich bis auf den 
heutigen Tag als ein abgesonderter von den großen technischen 
Fortschritten der Zeit kaum berührter Bestandteil des Gesamt- 
netzes erhalten, der fast nur dem örtlichen Personenverkehr der 
beiden Städte dient und niemals in irgendeiner Richtung er- 
weitert worden ist. 


Als Stammbahn des großen deutschen Eisen- 
bahnnetzes muß jedoch die Bahn von Leipzig nach 
Dresden bezeichnet werden, deren erste Strecke von 
Leipzig bis Althen am 24. April 1837 unter großen 
Feierlichkeiten eröffnet wurde, während die Gesamt- 
strecke am 7. April 1839 dem Verkehr übergeben 
werden konnte. In Preußen wurde als erste Bahn 
am 22. September 1838 die Strecke Berlin-Zehlen- 
dorf in Betrieb genommen, kurze Zeit darauf, am 
29. Oktober, die weitere Linie bis Potsdam, bei 
deren Einweihungsfeier der damalige Kronprinz, 
spätere König Friedrich Wilhelm IV. die denk- 
würdigen Worte sprach: „Diesen Karren, der durch 
die Welt rollt, hält kein Menschenarm mehr auf.“ 
Wenige Wochen später, am 1. Dezember 1838, wurde 
die erste deutsche Staatsbahn, die Linie Braun- 
schweig-Wolfenbüttel, eröffnet, während die oben- 
genannten Linien als Privatbahnen, wenn auch in 
Sachsen mit erheblicher, in Bayern mit mehr wohl- 
wollender als tatkräftiger Staatsunterstützung zu- 
stande gekommen waren. In Preußen hatte sich in 
den Jahren der Vorbereitung 1835—1837 der Staat 
den Eisenbahnunternehmern gegenüber sehr kühl 
verhalten; an Stelle des begeisterungsfähigen Motz 
war 1830 der kühl abwägende frühere Bankdirektor 
Rother als Handelsminister getreten, der den zahlreich 
auftauchenden Eisenbahnplänen gegenüber in einem 


Immediatbericht vom 16. August 1835 gemeint hatte, 
die Staatsregierung habe jetzt noch keine Ver- 
anlassung, Eisenbahnen auf eigene Kosten anzulegen, 
durch Beteiligung zu unterstützen oder ihnen andere 
namhafte Opfer zu bringen und Vorrechte einzu- 
räumen. Bekannt ist die den Eisenbahnen feindliche 
Haltung des General-Postmeisters Nagler, der auf 
seine schlecht besetzten Postkutschen hinwies und 
das Postinteresse aufs höchste bedroht glaubte. Auch 
der geniale Beuth betrachtete die Eisenbahnen noch 
mißtrauisch, David Hansemann dagegen sprach sich 
lebhaft für den Staatsbahnbau aus und warnte davor, 
den Eisenbahnbau in privilegierte Hände von Privaten 
zu legen. 


Dennoch kam gerade zu dieser Zeit schon in 
Preußen das im Kap. XXVI näher beschriebene Fisen- 
bahngesetz vom 3. November 1838 zustande, das noch 
jetzt im wesentlichen gilt, und der Entwicklung des 
Eisenbahnwesens in Preußen, aber auch darüber 
hinaus in Deutschland die Wege geebnet hat, indem es 
den Eisenbahnen ihre rechtliche Stellung innerhalb 
des Staates anwies und diese scharf umgrenzte. Es 
war, abgesehen von einer bayerischen Verordnung 
vom Jahre 1836, das erste Gesetz in Deutschland, 
das den Stoff behandelte, und mit Recht preist man 
noch jetzt die Weisheit des damaligen Gesetzgebers, 
der mit sicherem Blick alle wichtigen Gesichtspunkte 
erfaßte. Er dachte sich seltsamerweise als Unter- 
nehmer einer Eisenbahn ausschließlich Aktien-Ge- 
sellschaften, obgleich doch damals schon die erste 


deutsche Staatsbahn unmittelbar vor der Eröffnung 
stand. 


Nach den ersten Erfolgen der Eisenbahnen regte 
es sich nun in Deutschland aller Orten, um solche zu- 
stande zu bringen. Lists eben erwähnte Schrift hatte 
schon in großen Zügen das Netz gezeichnet, dessen 
Vollendung zuerst not tat, um die großen deutschen 
Verkehrsplätze miteinander zu verbinden. Auf der 
der Schrift beigegebenen Karte, welche die Überschrift 
trägt: „Das deutsche Eisenbahnsystem“, hat er ein 
Netz von Eisenbahnen eingetragen, wie es in der Tat 
etwa 20 Jahre später vollkommen ausgebaut war, aber 
freilich und natürlich mit vielen Abweichungen im 
einzelnen. Einer großzügigen und von einheitlichen 
Zielen ausgehenden Entwicklung des Eisenbahnnetzes 
stellten sich in Deutschland vor allem die zahl- 
reichen Landesgrenzen hindernd entgegen, selbst 
Preußen gelangte von seiner Hauptstadt aus in der 
Richtung auf West- und Mitteldeutschland schon nach 
rund 150—200 Kilometern an die Grenze anderer 
Staaten, da die Verbindung mit seinen industriereichen 
westlichen Provinzen Rheinland und Westfalen nur 
auf dem Wege durch Braunschweig und Hannover zu 
erreichen war. In der Zersplitterung des Länder- 
besitzes bei dem völligen Mangel einer ausreichenden 
Zentralgewalt lag eine große Gefahr für die Eisen- 
bahnentwicklung. Aber die Macht der Verhältnisse 
drängte hier glücklicherweise von selbst zu einheit- 
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licher Behandlung der Hauptpunkte des Bahn- 
betriebes. Von vornherein war klar, daß der Über- 
gang der Betriebsmittel von einer Bahn auf die andere 
und deshalb die Wahl einer einheitlichen Spurbreite 
unbedingtes Erfordernis eines zusammenhängenden 
Verkehrs sei. Da die ersten Lokomotiven und Be- 
triebsmittel aus England bezogen werden mußten, und 
dort im Anschluß an die Spur der Landfuhrwerke 
von 5’ engl. die um die überragende Außenkante der 
Schienen verringerte Spur von 4’ 81⁄2“ — 1.435 m all- 
gemein üblich geworden war, so wurde diese von fast 
allen deutschen Eisenbahnen übernommen. Von An- 
fang an war ja die Erkenntnis vorhanden, daß die 
Eisenbahnen ein Verkehrsmittel seien, das alle 
Landesgrenzen überspringen, die Länder verbinden 
sollte. Die erste Bahn, die dies in Deutschland tat, 
war die Bahn von Magdeburg nach Leipzig, deren 
Strecken von Calbe bis Leipzig im Laufe des Jahres 
1840 eröffnet wurden. Die erste Bahn, die in das Aus- 
land führte, war die 1843 eröffnete von Cöln über 
Aachen nach Herbesthal zur belgischen Grenze. 


Am kräftigsten und raschesten entwickelten sich 
innerhalb Deutschlands die Eisenbahnen zunächst in 
Preußen, weil hier durch das erwähnte Gesetz und die 
staatliche Einheit des großen Ländergebiets die Wege 
geebnet und auch in den weiten Strecken des nord- 
deutschen Tieflandes die Bedingungen für die Anlage 
der Eisenbahnen besonders günstig waren. Ferner 
fehlte es an den für Bau und Betrieb der Eisenbahnen 
erforderlichen Hauptstoffien Eisen und Kohle in 
Preußen nicht: ersteres war an der Sieg und in Ober- 
schlesien, letztere ebenda und an der Ruhr und Saar 
zu finden, und diese Gegenden waren auch schon da- 
mals industriell stark entwickelt, während es an den 
zum billigen Massentransport nötigen Verkehrswegen 
durchaus mangelte, da als solche nur die wenigen 
Wasserstraßen in Betracht kamen: der Rhein, die 
Saar und Mosel, die Weser, die Elbe, allenfalls Spree 
und Havel, die Oder und Weichsel. In der Richtung 
Ost-West gab es leistungsfähige Wasserwege auf 
größere Strecken überhaupt nicht. 


Zu diesem Mangel kam noch das Vorhandensein der dem 
Verkehr so hinderlichen Zollgrenzen. Aber es muß als ein 
wunderbar glückliches Zusammentreffen bezeichnet werden (das 
freilich tieferliegende gemeinsame geschichtliche Ursachen hat), 
daß gerade in jenen Jahren, als die Möglichkeit des Eisenbahn- 
baus auftauchte, sich allmählich die große deutsche Handels- 
einigung vollzog, die unter dem Namen des deutschen Zoll- 
vereins weltgeschichtliche Bedeutung gewonnen hat. Mit dem 
letzten Glockenschlage des Jahres 1834 hoben sich in Mittel- 
deutschland an den Landesgrenzen die Schlagbäume. 
(Treitschkes deutsche Geschichte Bd. IV S. 379). Freilich 
fehlten damals noch wichtige Mittelglieder dieses Bundes; zwar 
traten im Jahre 1835 Baden und Nassau nebst der freien Stadt 
Frankfurt bei, aber Braunschweig und Hannover mit Bremen, 
Hamburg und Lübeck, Oldenburg und Bückeburg schlossen zu- 
vörderst unter sich einen Steuerverein, die Nordseeküste mit den 
Mündungen der Weser und Elbe blieb vom Zollverein aus- 
geschlossen; erst 1844 trat wenigstens Braunschweig dem Zoll- 
verein auf das Drängen desselben v. Amsberg bei, der die erste 
deutsche Staatsbahn gebaut hatte. 
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„Erst die Eisenbahnen rissen die Nation aus ihrem wirt- 
schaftlichen Stilleben, sie vollendeten erst, was der Zollverein 
nur begonnen hatte, sie griffen in alle Lebensgewohnheiten so 
gewaltig ein, daß Deutschland schon in den vierziger Jahren 
einen völlig veränderten Anblick darbot.“ (Treitschke a. a. O. 
S. 581.) 


Verfolgen wir nun zunächst, wie allmählich das 
Netz der deutschen Eisenbahnen sich vervollständigte. 


Im Jahre 1838 wurden außer den schon erwähnten noch 
weitere Teilstrecken der Leipzig-Dresdener Bahn eröffnet, und 
im Westen Düsseldorf-Erkrath als erste Strecke der Bergisch- 
Märkischen Bahn. 1839 folgte die Vollendung der Bahn Leipzig- 
Dresden, die ersten Strecken der Taunusbahn (Frankfurt a. M.- 
Hattersheim), der Magdeburg-Leipziger (Magdeburg-Kalbe), 
der Rheinischen Bahn (Cöln-Müngersdorf) und der Maximilians- 
bahn (München-Maisach). Das Jahr 1840 sah die Vollendung 
der Strecken Frankfurt-Wiesbaden, Magdeburg-Leipzig, den Be- 
ginn der badischen Staatsbahnen (Mannheim-Heidelberg) und 
der Berlin-Anhalter Bahn (Cöthen-Dessau-Wittenberg). Bis 
Ende dieses Jahres waren immerhin 518 km deutscher Eisen- 
bahnen in Betrieb, aber die Größe der zusammenhängenden 
Strecken war noch gering: Magdeburg-Leipzig-Dresden mit zu- 
sammen rund 240 km stand voran, Berlin hatte seine Bahn bis 
Potsdam, aber keine weitere Verbindung. Erst das Jahr 1841 
brachte die Fertigstellung der Linie Berlin-Wittenberg, so daß 
man nun von Berlin aus, wenn auch auf Umwegen, die Städte 
auf der Linie von Magdeburg bis Dresden erreichen konnte. Im 
Jahre 1842 folgten die ersten Bahnen des Ostens: Berlin-Anger- 
münde, Berlin-Frankfurt a. O. und Breslau-Brieg. Hamburg 
streckte mit der kurzen Bahn nach Bergedorf den Arm zur Ver- 
bindung mit Preußens Hauptstadt aus, aber erst 1846 wurde 
Berlin-Bergedori fertig. 


Es wäre ermüdend, hier alle einzelnen, von Jahr 
zu Jahr zahlreicher werdenden Strecken aufzu.ühren. 
Wir beschränken uns auf eine kurze Zusammen- 
fassung dessen, was innerhalb des ersten Jahrzehnts, 
bis Ende 1845, im deutschen Eisenbahnbau geleistet 
war. Das Eisenbahnnetz umfaßte damals 2162 km, 
aber es fehlte noch sehr an Geschlossenheit. 


Von Berlin konnte man im Norden nur Stettin, im Osten 
nur Frankfurt a. O., im Süden Dresden, Leipzig, Werdau er- 
reichen. Nach Westen gelangte man von Magdeburg bis Halber- 
stadt, über Oschersleben nach Braunschweig, Harzburg und 
Hannover. Aber zwischen Frankfurt a. O. und Bunzlau, zwischen 
Werdau und Nürnberg, Halle und Frankfurt a. M., zwischen 
Hannover und dem Rheinland klafften große Lücken. Im Süd- 
osten bestand nur die Linie Bunzlau-Liegnitz-Breslau-Oppeln- 
Schwientochlowitz. In Bayern waren außer der Ludwigsbahn 
Nürnberg-Bamberg, Augsburg-Donauwörth und München-Augs- 
burg fertig. Frankfurt a. M. und Nassau hatte nur die Taunus- 
bahn, Baden die Strecke von Mannheim bis Freiburg, am Rhein 
war Cöln mit Bonn und Aachen, Deutz mit Düsseldorf, Aachen 
mit Herbesthal, Elberfeld mit Düsseldorf verbunden. In Württem- 
berg, das schon im Jahre 1843 ein Gesetz über den Bau von 
Eisenbahnen erließ, eröffneten 1845 die Staatsbahnen ihre erste 
Strecke von Cannstatt nach Eßlingen. Im Norden war Altona- 
Kiel und Neumünster-Rendsburg im Betriebe. 


Aber trotz der Lückenhaftigkeit ist doch schon 
aus dem Mitgeteilten erkennbar, daß ein großes zu- 
sammenhängendes Netz im Werden war und zwar auf 
Grund mehrerer verschiedener Systeme. 


In Sachsen machte die Leipzig-Dresdener Eisenbahn-Com- 
pagnie treffliche Geschäfte, doch der Staat blieb nicht müßig, er 
begann seinen Staatsbahnbetrieb mit der sächsisch-bayerischen 
Bahn, ‚die er schon 1847 von einer Aktiengesellschaft übernahm. 


2 


18 Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


1845 war die Bahn erst bis Werdau fertig, in Hof sollte sie 
Anschluß an die bayerischen Bahnen finden, von denen erst 
einzelne Teile als Staatsbahnen fertig waren. 

Baden und Württemberg hatten sich von Anfang an zum 
Staatsbahnbau entschlossen, ersteres unter der kraftvollen 
Leitung des Staatsrats und späteren Staatsministers Nebenius, 
letzteres unter dem unerschütterlich das Staatsbahnsystem befür- 
wortenden Minister von Schlayer; beide Staaten begannen nun, 
Teile ihres Netzes fertigzustellen. 

In Preußen hatten sich um diese Zeit überall große Privat- 
bahn-Aktien-Gesellschaften gebildet, deren Teilstrecken wir ge- 
schildert haben. Da ist im Norden die Berlin-Stettiner, im Osten 
die Niederschlesisch-Märkische, im Südosten die Ober- 
schlesische und die Breslau-Schweidnitz-Freiburger, die Berlin- 
Anhaltische, die Berlin-Potsdam-Magdeburger, die Berlin- 
Hamburger Eisenbahngesellschaft. Die Magdeburg-Leipziger 
und die Magdeburg-Halberstädter haben schon ihre Haupt- 
linien in Betrieb gesetzt; im Rheinland haben sich die Rheinische 
und die Bergisch-Märkische und einige andere Eisenbahn-Gesell- 
schaften gebildet und die ersten Linien ihrer Unternehmungen im 
Betrieb. Westfalen ist noch ganz ohne Eisenbahn, aber die 
Cöln-Mindener Gesellschaft ist begründet. 

In Hannover und Braunschweig sind die Staatsbahnen in 
den ersten Anfängen. Im Norden ist die Altona-Kieler Eisen- 
bahngesellschaft unter dänischem Szepter als Privatbahn ins 
Leben getreten. 

Eine ganze Anzahl dieser Bahnen waren als 
Privatbahnen, aber mit staatlicher Garantie eines be- 
stimmten Zinsengenusses erbaut. Es war dies ein 
namentlich in Preußen beliebtes System, das von dem 
oben genannten Minister Rother vertreten wurde. In 
einer Denkschrift vom 21. Februar 1843 „zur Förde- 
rung des Eisenbahnbaus‘“ sprach er aus, der Staat 
könne zwar noch nicht selbst Bahnen bauen, müsse 
aber die Hauptlinien unter seiner Leitung und Auf- 
sicht durch Aktiengesellschaften bauen lassen, denen 
man nötigenfalls eine Verzinsung von 315 % verbürgen 
könne, während er die Zinsen der eigenen Aktien und 
etwaige Überschüsse zu einem Fonds sammle, aus 
dem er dann nach etwa 20 Jahren die Bahnen selbst 
kaufen könne. 


3. Zeit von 1846—1855. 


Schon im nächsten Jahre 1846 zeigten sich die 
ersten Anfänge des für die einigende Kraft des Eisen- 
bahnwesens so bezeichnenden Strebens der anein- 
anderschließenden Bahnen, sich zur Erreichung ge- 
meinsamer Zwecke zu vereinigen, Verbände zu 
schließen. Zehn preußische Privatbahnverwaltungen 
traten auf Einladung Berlin-Stettins am 10. November 
1846 zusammen, um die Schritte zu beraten, die zu 
einer Änderung einiger drückend empfundener Be- 
stimmungen des Eisenbahngesetzes vom 3. November 
1838 führen könnten, und merkwürdig genug, was war 
das wichtigste Ergebnis dieser Beratungen? Man 
schloß einen dauernden Verband der preußischen 
Eisenbahnen mit dem Grundgedanken: die Be- 
strebungen der Eisenbahnverwaltungen durch Ein- 
mütigkeit zu fördern und dadurch ebenso sehr den 
eigenen Interessen als denen des Publikums zu dienen. 
Das waren die ersten Anfänge des Vereins deutscher 
Eisenbahnverwaltungen! So schnell war in jenen 
Jahren die Entwicklung des deutschen Eisenbahn- 


wesens, daß auf der nächsten Versammlung zu Cöln 
im Juni 1847 schon 21 Verwaltungen dem Verbande 
beigetreten waren und noch in demselben Jahre auf 
einer vom 29. November bis 2. Dezember zu Ham- 
burg tagenden Versammlung 40 deutsche und öster- 
reichische, innerhalb des damaligen deutschen 
Bundesgebietes belegene Eisenbahnen dern Verband 
schlossen. Sie gaben ihm den erwähnten Namen, unter 
dem der Verein noch jetzt blüht und neben allen 
deutschen, österreichischen und ungarischen, nieder- 
ländischen und rumänischen Eisenbahnen von Be- 
deutung noch eine Anzahl Bahnen benachbarter 
Länder umfaßt. 

Im Laufe des zweiten Jahrzehnts, von 1846 bis 
1855, breitete sich das deutsche Eisenbahnnetz nach 
allen Richtungen weiter aus. 


In Preußen, dem größten und führenden norddeutschen 
Staate, traten zu den vorhandenen bedeutenden Privatbahn- 
unternehmungen nun auch Staatsbahnen. Schon 1847 hatte 
man sich zum Bau einzelner Linien durch den Staat ent- 
schlossen, da die Regierung sich überzeugte, daß für die 
weniger aussichtsreichen Linien des schwachbevölkerten 
Ostens kein Privatkapital zu haben war. Der vereinigte Land- 
tag lehnte die Vorlage aber ab, ein Plan des 1848er 
Ministeriums Hansemann, alle Bahnen zu verstaatlichen, fiel 
mit seinem Urheber, und erst Ende 1849 fand die Vorlage des 
klugen und energischen Handelsministers v. d. Heydt zum Bau 
der Ostbahn, der westfälischen und der Saarbrücker Bahn als 
Staatsbahnen die Genehmigung des Landtags. Mitte 1850 
waren Preußen, Bayern, Hannover, Sachsen, Württemberg, 
Baden, Großherzogtum und Kurfürstentum Hessen und Braun- 
schweig im Besitz von Staatsbahnen. 


Das Netz der Eisenbahnen war nunmehr so weit aus- 
gebaut, daß man von Berlin aus östlich über Stettin nach 
Posen, südöstlich über Breslau nach Myslowitz, über Ratibor 
bis Wien, südlich über Dresden bis Pirna, südwestlich über 
Halle und Thüringen bis Cassel, westlich über Magdeburg, 
Braunschweig, Hannover, einmal nach Bremen, dann nach 
Düsseldorf, Elberfeld, Cöln und Aachen, nordwestlich über 
Hamburg bis Kiel, über Schwerin bis Rostock gelangen konnte. 
An die Stammlinie Magdeburg-Leipzig-Dresden schloß sich 
in Leipzig die auf Bayern gerichtete Staatsbahnlinie, die aber 
erst bis jenseits Werdau und dann wieder von Plauen bis Hof 
fertig war. Süddeutschland war von Norddeutschland noch 
vollständig getrennt: es klaffte außer der eben erwähnten 
Lücke Plauen-Hof in der Main-Weser-Bahn von Cassel nach 
Frankfurt die Lücke zwischen Gießen und Butzbach, die erst 
1852 geschlossen wurde; von Frankfurt kam man über Heidel- 
berg bis dicht vor Basel, über Friedrichsfeld nach Mannheim, 
über Ludwigshafen bis Neunkirchen; von Frankfurt nach 
Wiesbaden führte die Taunusbahn. In Württemberg war die 
Staatsbahn von Heilbronn über Stuttgart bis Friedrichshafen 
fertig, in Bayern führten Staatsbahnen von München über 
Augsburg und Nürnberg bis Hof; die ursprünglich als Privat- 
bahn erbaute Strecke München-Augsburg war schon 1844 als 
Glied des in Aussicht genommenen Staatsbahnnetzes von der 
Regierung erworben; im Rheinland endlich gab es eine Zweig- 
linie von Cöln nach Bonn, von Vohwinkel nach Steele. 


Die Brücken über den Rhein waren noch nirgends fertig, 
(der Bau der Cölner dauerte bis 1859), die Gebirge und die 
großen Städte selbst bildeten noch vielfach ein Hindernis der 
unmittelbaren Schienenverbindung. Die Lücken in den Bahnen 
nach Süddeutschland wurden erst 1851 und 1852 ausgefüllt. 
Bis 1853 würde auch die Ostbahn bis Königsberg vollendet, 
nur die Weichsel- und Nogatbrückenstrecke zwischen Dirschau 
und Marienburg fehlte noch. 


Erst seit dem Schluß jener Lücken zwischen Nord und 
Süd kann man von einem wirklichen deutschen Eisenbahnnetz 
reden, das sich bis zum Jahre 1855 noch in der Weise er- 
weiterte, daß überall eine Anzahl von Städten durch Zweig- 
bahnen angeschlossen wurde. Auch dehnte es sich nach Süden 
bis Lindau, nach Westen bis zur französischen Grenze bei 
Forbach aus, während im Innern der noch fehlende Anschluß 
der württembergischen Eisenbahn sowohl nach Baden wie 
nach Bayern hergestellt und endlich die bayerischen Bahnen 
über Würzburg mit Frankfurt verbunden wurden. 


4. Rückblick auf die ersten 20 Jahre. 


Zwanzig Jahre waren nun seit der Eröffnung von 
Nürnberg-Fürth verflossen. Dieser Zeitablauf scheint 
wohl geeignet, um einen Blick auf die Entwicklung 
des Verkehrs der Eisenbahnen, auf die getroffenen 
Einrichtungen und auf den Einfluß zu werfen, den das 
Eisenbahnwesen bis dahin auf das wirtschaftliche, 
soziale und politische Leben Deutschlands gezeitigt 
hatte. 

Während die ältesten englischen Eisenbahnen vor 
allem dem Güterverkehr gedient, und während 
die leitenden deutschen Volkswirte, wie Fr. List 
und viele andere, längst erkannt hatten, daß die 
hauptsächliche Bedeutung der Eisenbahnen in der 
Erleichterung und Verbilligung der Güterbewegung 
liege, war es in Deutschland zunächst der Personen- 
verkehr, dessen Belebung durch die Eisenbahnen her- 
vorgerufen wurde. Auch von der Nürnberg-Fürther 
Eisenbahn abgesehen, die bis zum heutigen Tage fast 
nur diesem dient, wurde in den ersten Jahren auf den 
deutschen Eisenbahnen zunächst wesentlich der Per- 
Sonenverkehr gepflegt, wie dies eine natürliche Folge 
der kurzen unzusammenhängenden Strecken war, auf 
denen sich eine lebhaftere Güterbewegung nicht ent- 
wickeln konnte. So wurde auf der Bahn von Braun- 
Schweig nach Wolfenbüttel erst 1840, 2 Jahre nach 
der Eröffnung, ein sehr unvollkommener Güterdienst 
eingerichtet, und die ersten Vereinbarungen der Eisen- 
bahnen über gemeinschaftliche Verkehrseinrichtungen 
galten der Personen-, Gepäck- und Viehbeförderung. 

Doch schon im Jahre 1847 beschloß die Generalversamm- 
lung des eben gegründeten Vereins deutscher Eisenbahn- 
Verwaltungen, „Maßregeln zu verabreden, welche die direkte 
Expedition von Personen und Gütern auf mehreren Bahnen 
erleichtern, wohin namentlich gleichmäßige Abiertigungs- 
formen, gleichmäßige Bestimmungen hinsichtlich des Frei- 
gewichts für Gepäck usw. gehören“, Schon wenige Monate 
Später wurden auf einer Generalversammlung in Hamburg 
Entwürfe eines Vereinsreglements für den Güterverkehr und 
eines solchen über die Personen- usw. Beförderung vorgelegt und 
Ersteres als alle Verwaltungen bindend beschlossen; durch die 
Annahme sollten, wie ausdrücklich ausgesprochen wurde, die 
sämtlichen deutschen Eisenbahnen dem Publikum gegenüber 
möglichst als unter einer Verwaltung stehend erscheinen. Das 
Übereinkommen für den direktem Güterverkehr enthielt schon 
ein einheitliches Frachtbriefmuster. Ihm trat im Jahre 1855 ein 
neues sehr wichtiges Übereinkommen hinzu, das die Regelung 
des Wagenverkehrs im Vereinsgebiet betraf und die Bestim- 
mungen für die gegenseitige Wagenbenutzung festsetzte. Es 
enthielt die noch jetzt in der Hauptsache geltenden grundlegen- 
den Bestimmungen über die Berechnung der Wagenmiete, die 
Benutzungsfristen und die Rücksendung der Wagen. 
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Auf technischem Gebiet waren gleichfalls schon 
im Jahre 1850 von der ersten Versammlung deutscher 
Eisenbahn-Techniker zu Berlin auf Grund eines von 
dem Königlich Hannoverschen Baurat Mohn aus- 
gearbeiteten Entwurfs sehr wichtige Grundzüge für 
die Gestaltung der Eisenbahnen Deutschlands be- 
schlossen, die in 222 Paragraphen eine Fülle von 
Regeln für Unter- und Oberbau, Bahnhofsanlagen, 
Lokomotiven, Wagen und Signalwesen aufstellten. 
Ihnen war ein Entwurf sicherheitspolizeilicher An- 
ordnungen, der Vorschriften für den Zustand der 
Bahn und der Betriebsmittel und für die Handhabung 
des Fahrdienstes enthielt, und endlich ein Entwurf 
einheitlicher Vorschriften für den durchgehenden 
Verkehr auf den bestehenden Vereins-EFisenbahnen 
angeschlossen, der für Bahnbau und Betrieb be- 
stimmte Regeln festsetzte. Diese 3 Ausarbeitungen 
bilden die Grundlage der Anordnungen, die nach viel- 
fachen Wandlungen jetzt seit 1905 im Deutschen 
Reiche als Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung in 
Geltung stehen. 


Nachdem durch die Übereinkommen über den 
Vereins-, Personen- und Güterverkehr ‘und den 
Wagenübergang die rechtlichen, durch die Grundzüge 
über die Gestaltung der Vereinsbahnen die tech- 
nischen Grundlagen für einheitliche Verkehrs- und 
Betriebseinrichtungen geschaffen waren, begannen 
nun auch die Vereinbarungen der Verwaltungen über 
die Preise der Beförderung, über die Tarife. 


Für den Personenverkehr gestalteten sie sich von Anfang an 
ziemlich gleichmäßig. Die Beförderung erfolgte überall zu- 
nächst in 3 Klassen, für die I. wurde ein Preis von etwa 
7—8, für die II. ein solcher von 4—5, für die III. 3—4 Pf. für das 
Kilometer erhoben. Seit Anfang der 50er Jahre gab es auf 
einigen Strecken auch Schnellzüge mit etwas erhöhten Fahr- 
preisen. Die IV. Klasse wurde zur selben Zeit auf einigen nord- 
deutschen Bahnen (Cöln-Minden) zu dem noch bestehenden Satz 
von 2 Pf. für das Kilometer eingeführt. Die IV. Klasse hat 
übrigens in den ersten Jahren der Eisenbahnen auch in Bayern 
bestanden. Der erste Fahrplan der am 8. Oktober 1840 er- 
öffneten Eisenbahn München-Augsburg führt 4 Wagenklassen 
auf. Der Fahrpreis der IV. Klasse für die Strecke betrug 1 fl., 
also bei 62 km Entfernung für das Kilometer 2,7 Pf. Gepäck- 
fracht wurde in Süddeutschland von Anfang an erhoben, in Nord- 
deutschland dagegen nach dem Vorgang der Personenposten 
Freigepäck in gewisser Höhe, meist 25 kg, gewährt. Die Einzel- 
bestimmungen über die Ermäßigungen bei Rückfahrkarten usw. 
gingen sehr auseinander. 


In den Preisen für die viel wichtigere Güterbeförderung (ein- 
schließlich des Viehs) herrschte leider von Anfang an eine große 
Zerrissenheit, so daß es unmöglich ist, gewisse Einheitssätze von 
einigermaßen allgemeiner Gültigkeit hier anzugeben. Für die 
Preisfestsetzungen waren überhaupt in diesen Anfangszeiten des 
Eisenbahnwesens viel weniger Berechnungen über die entstehen- 
den Selbstkosten als vielmehr kaufmännische Gesichtspunkte 
maßgbend, indem man Sätze annahm, zu denen man hoffen 
konnte, Transporte zu erhalten. Eine systematische Ausbildung 
des Tarifwesens fehlte noch voliständig, und es war daher nur 
natürlich, daß die Tarifsätze der einzelnen Verwaltungen weit 
auseinander gingen. 3 s i 


Die Kenntnis der völligen Unhaltbarkeit der sich 
hieraus ergebenden Verhältnisse führte aber, je mehr 
á m 
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durchgehende Eisenbahnverbindungen entstanden, zu 
der Notwendigkeit der Bildung von Tarifverbänden. 


Der erste Verband dieser Art, zu dem sich deutsche Eisen- 
bahnen für beide Verkehrszweige zusammenschlossen, war der 
schon im Jahre 1848 gegründete Norddeutsche, der den Verkehr 
zwischen Cöln, Harburg, Berlin, Leipzig und den zwischenliegen- 
den Orten vermittelte, schon ineinandergreifende Fahrpläne, 
direkte Tarife und andere gemeinsame Einrichtungen schuf und 
das Vorbild für alle deutschen Verbände wurde. Ihm folgte 1851 
der Mitteldeutsche, der für den Verkehr zwischen Mittel- und 
Norddeutschland und Süddeutschland über Thüringen jahrzehnte- 
lang eine herrschende Stellung gehabt hat, und dem im Laufe 
der nächsten Jahre noch weitere einflußreiche Verbände sich 
anschlossen. 


Zur Veranschaulichung des Verkehrsumfanges 
am Schlusse des berichteten Zeitabschnitts und der 
Mittel, die damals den deutschen Eisenbahnen zur Be- 
wältigung ihrer Aufgaben zur Verfügung standen, 
geben wir nachstehend auf Grund der seinerzeit vom 
Verein deutscher Eisenbahnverwaltungen zusammen- 
gestellten deutschen Eisenbahn-Statistik für das Jahr 
1855 einige besonders bezeichnende Zahlen wieder. 


Danach betrug die Länge der deutschen vollspurigen Eisen- 
bahnen 8652 km, auf ihnen liefen 2077 Lokomotiven, 4434 Per- 
sonenwagen mit 187252 Plätzen (42 auf den Wagen), 34 125 
Güterwagen mit einer Tragfähigkeit von 197 579 t (5,8 t auf den 
Wagen), die Gesamteinnahmen betrugen 184 145 697 M., davon 
entfielen auf den Personenverkehr 60 457 302 M., auf den Güter- 
verkehr 115754193 M. Die kilometrische Betriebseinnahme 
betrug 21 284 M., die kilometrische Betriebsausgabe 11 206 M., 
der Betriebskoeffizient 52,6%, das kilometrische Anlagekapital 
182 947 M., die Einnahme auf das Personenkilometer 4,21 Pi., auf 
das Gütertonnenkilometer 8,30 Pf., die Verzinsung des Anlage- 
kapitals stellte sich auf 5,51%. 


(Diese Statistik umfaßt alle deutschen Eisenbahnen jener 
Zeit, allerdings auch die Linien der österreichischen Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn, der damaligen k. k. österreichischen öst- 
lichen und südlichen Staatseisenbahn. Die Linien dieser öster- 
reichischen Bahnen hatten damals eine Länge von rund 1043 km, 
also rund 12% des Gesamtnetzes und fallen für die Zwecke 
obiger Darstellung nicht ins Gewicht.) 

Vergleicht man diese Zahlen mit denen der neuesten deut- 
schen Eisenbahn-Statistik für 1908 (s. die Tabellen am Schlusse 
des Kapitels), so wird man zwar die gewaltigen Fortschritte 
erkennen, die seit jener Zeit das Eisenbahnwesen gemacht hat, 
aber doch auch inne werden, daß jene ersten Zeiten in zwei 
Punkten nicht mehr erreicht werden: in dem glücklichen Ver- 
hältnis zwischen Einnahmen und Ausgaben und, damit in ge- 
wissem Zusammenhange stehend, in der Höhe der Verzinsung 
des Anlagekapitals. Sehr bezeichnend ist auch die Höhe der 
damaligen Beförderungpreise, die sich in den durchschnittlichen 
Einnahmen für das Personen- und das Gütertonnenkilometer 
ausdrückt. Die ersteren Einnahmen sind seitdem auf fast die 
Hälfte (jetzt 2,40 Pf.), die letzteren um mehr als die Hälfte (jetzt 
3,66 Pf.) gesunken! 


So unvollkommen das deutsche Eisenbahnnetz, 
mit der Jetztzeit verglichen, im Jahre 1855 noch war, 
so deutlich war doch die Einwirkung des neuen Ver- 
kehrsmittels auf das gesamte wirtschaftliche Leben, 
auf die ganze Kultur Deutschlands zu spüren. Indu- 
strie und Handel, die schon durch den Zollverein 
einen starken Antrieb erhalten hatten, blühten rascher 
und rascher empor. Alle Zweige des Erwerbslebens 


nahmen an diesem Aufschwung teil, die gewaltige 
Verbilligung der Beförderungskosten, die auf weniger 
als 1/4 der früheren Landfuhrwerkspreise herab- 
gesetzt waren, die etwa achtfach gestiegene Ge- 
schwindigkeit und vielfach größere Zuverlässigkeit 
der Beförderung wirkte natürlich zunächst und am 
stärksten auf die Vermehrung derjenigen Güter, deren 
Schwere im Verhältnis zu ihrem Werte groß war, 
also auf Kohlen, Baustoffe und Erze, dann auf alle 
Erzeugnisse der Landwirtschaft, namentlich Getreide. 


Der Weltverkehr, der bis zum Entstehen der 
Eisenbahnen fast ausschließlich auf die Schiffahrt an- 
gewiesen und auf Industrieerzeugnisse und Kolonial- 
waren beschränkt war, überdies erst bei den Küsten 
begonnen hatte, dehnte sich nun auch auf das Binnen- 
land und die Rohstoffe aus. Der Austausch der Güter 
wuchs nach allen Richtungen. Mit der Tunlichkeit 
der Verfrachtung der Kohle, der Erze, der Steine, des 
Holzes usw. auf größere Entfernungen erwuchs die 
Ermöglichung der Anlage von Fabriken mit Ma- 
schinen aller Art. Zunächst ist es der Kohlenberg- 
bau und die gesamte Eisenindustrie in allen ihren 
weitverzweigten Formen, die mächtig empor- 
schnellen, es folgen eine unzählige Menge neuer 
Fabrikationszweige, welche sich auf eine Fülle von 
Lebensbedürfnissen aller Art erstrecken, die teils ganz 
neu entstehen, teils bis dahin nur handwerksmäßig 
hergestellt waren. Wir erinnern, um nur weniges 
herauszugreifen, an das Entstehen der Rübenzucker- 
industrie, der chemischen Fabriken, die Herstellung 
der Baustoffe, die mechanische Weberei, die Ver- 
breitung der Gasbeleuchtung, später des Petroleums. 


Mit der Vermehrung der Gütererzeugung an den Fabri- 
kationsstellen wächst notwendigerweise die Bevölkerung zu- 
nächst in den Bezirken der Kohlen- und Eisengewinnung, dann 
dort, wo für die Fabriken die günstigsten Bedingungen sind, also 
in den Städten, die die besten Eisenbahnverbindungen haben und 
wo daher der Bezug der Rohstoffe und der Absatz der Fabrik- 
erzeugnisse am besten erfolgen kann. Mit dem Wachsen der 
Bevölkerung in den Bergbaubezirken und den Industrieorten geht 
die Steigerung des Nahrungsmittelbedarfs Hand in Hand. Das 
kommt zunächst der einheimischen Landwirtschaft zugute, die 
ihre Erzeugnisse kaum so rasch vermehren kann, als der Bedarf 
wächst. Durch künstliche Dungstoffe und Verwendung von 
landwirtschaftlichen Maschinen sucht man die Bodenkraft zu 
steigern; das schafft die Eisenbahn heran, Getreide, Kartoffeln, 
Mehl führt sie vom Lande in die Stadt. Die Forstwirtschaft 
erhält eine großartige Belebung durch den Bedarf an Holz, zu- 
nächst zu Schwellen, dann zu den überall entstehenden Neu- 
bauten und Industrieen. Auch in unmittelbarer Verbindung mit 
der Landwirtschaft und an ihren Sitzen gesellen sich zu den 
schon erwähnten Zuckerfabriken, Brennereien, Stärkefabriken, 
die Tonwarenindustrie, die Dampfmüllerei. 


Von nicht so handgreiflicher aber von um so 
tieferer Wirkung, namentlich auf die geistige Kultur, 
war die durch die Eisenbahnen bewirkte unvergleich- 
lich große Belebung des Personenverkehrs. Man hat 
berechnet, daß die Entfernung, die man innerhalb 
12 Stunden zurücklegen kann, im Jahr 1800 auf Land- 
wegen rund 50 km betrug, während sie mittels der 
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Eisenbahnen im Jahre 1850 schon auf 400 km, also auf 
das achtfache gestiegen war und mit jetzigen Schnell- 
zügen auf rd. 900 km anzunehmen ist. 


Nicht so groß ist die durchschnittliche Verbilli- 
gung der Personenbeförderung, die innerhalb des 
gleichen Zeitraums durch die Eisenbahnen eingetreten 
ist, immerhin ist sie auf mindestens '/, der früheren 
Kosten zu veranschlagen. Die eingetretene Ver- 
mehrung der Personenbewegung aber ist eine un- 
gleich größere, für die es aus dieser ersten Zeit an 
Zahlenangaben fehlt. Die Eisenbahnen bewirkten ein 
allgemeines Sichnäherrücken der Bevölkerung, da- 
durch wurde der Meinungsaustausch, das Kennen- 
lernen befördert, der Gesichtskreis jedes einzelnen 
erweitert. 


Mit dem mündlichen Verkehr nahm auch der 
schriftliche riesenhaft zu, weil er durch die Leichtig- 
keit der Verbindung angeregt, durch die Beförderung 
der Post mittelst der Eisenbahn wesentlich be- 
schleunigt und verbilligt wurde. Zwischen der Ver- 
billigung des Briefportos und der Ausdehnung der 
Eisenbahnen besteht ein unmittelbarer Zusammen- 
hang. Die Zahl der Drucksachen, der Tageszeitungen, 
der Wochen- und Monatsschriften wuchs fortgesetzt. 
Zu den Eisenbahnen trat unterstützend und helfend 
schon im Jahre 1849 das Telegraphenwesen, das 
ebensosehr den Eisenbahndienst erleichterte und 
sicherte, als es die schnelle Verbreitung von Nach- 
richten beförderte, und so mit jenem zusammen die 
Überwindung der Entfernungen ermöglichte. Die 
Menschheit wurde von dem Kleben an der Scholle be- 
freit, die Möglichkeit des Erwerbs durch Orts- 
veränderung erhöht — kurz, es fand eine allgemeine 
gewaltige Vermehrung der sachlichen und geistigen 
Güter statt. 


5. Privatbahn- oder Staatsbahnbetrieb? 


Die beiden ersten Jahrzehnte des deutschen 
Eisenbahnwesens bieten ein sehr interessantes Bild 
auch insofern, als sich in ihnen deutlich der Wett- 
kampf der Anschauungen über die große Frage des 
Privatbahn- oder Staatsbahnbetriebes wiederspiegelt. 
Wir sehen, daß in den ersten Jahren, trotz wohlwollen- 
der Haltung der Staatsregierungen, doch die Privat- 
betriebe überwogen und daß es die Form der Aktien- 
gesellschaften war, in der die Unternehmungen zu- 
stande kamen. Einzelne hervorragende Männer mit 
weitblickendem Geiste waren es meist, die den Anstoß 
gaben. Wir erwähnten Friedrich List, ferner sind 
hier im Westen Deutschlands Friedrick Harkort und 
G. Mevissen zu nennen und in Mitteldeutschland der 
Bürgermeister Franke in Magdeburg. 

Die erste deutsche Staatsbahn wurde durch den braun- 
schweigischen Finanzdirektor v. Amsberg im Jahre 1838 be- 
gründet, ihr erstes Stück, die Strecke von Braunschweig nach 
Wolfenbüttel, am 1. Dezember 1838 eröffnet. Das Groß- 


herzogtum Baden, das Königreich Hannover nahmen von 
Anfang an den Staatsbahnbau in die Hand. Der Bau der 


Main-Neckarbahn als gemeinschaftlicher Staatsbahn Badens, 
des Großherzogtums Hessen und der freien Stadt Frank- 
furt wurde schon im Jahre 1843 beschlossen. In Bayern erklärte 
Ende 1845 in der Kammer Minister v. Abel, nie und unter keiner 
Bedingung werde die Regierung die Leitung und Benutzung der 
Fisenbahnen in ihren Hauptrichtungen in Privathände geben. 
Dort hatten sich, abgesehen von Nürnberg-Fürth, die ersten 
Privatbahnen als nicht lebensfähig erwiesen. Die München- 
Augsburger Bahn war deshalb schon 1844 vom Staat erworben. 
Leider blieb Bayern diesem Grundsatz nicht treu; im Jahre 
1856 wurde der Aktiengesellschaft der bayerischen Ostbahnen 
eine sehr wichtige Konzession gegeben. Später mußte man 
deren Linien mit teurem Gelde zurückkaufen. Württemberg 
hatte seine ersten Staatsbahnstrecken ebenfalls 1844 eröffnet. 
Besonders scharf betonte die dortige Regierung von Anfang an 
den Standpunkt des Staatsbahnsystems. In einer Vorlage an 
die Stände vom 7. März 1842 sprach sie aus, daß die Aus- 
führung der Hauptbahnen durch Private in keiner Hinsicht zu 
empfehlen sei, weil Privatunternehmer nicht das allgemeine, 
sondern nur das persönliche Interesse berücksichtigen. Sachsen 
begann die Verstaatlichung seiner Bahnen mit der Übernahme 
der Linien der „Sächsisch-bayerischen Eisenbahn-Compagnie“ 
am 1. April 1847. 

Preußen dagegen entschloß sich zum Bau von Staatsbahnen 
erst zu verhältnismäßig später Zeit. Zwar war dort die Er- 
kenntnis, daß der Staat in die Notwendigkeit kommen könne, 
selbst die Eisenbahnen zu betreiben, schon früh vorhanden. Das 
Gesetz von 1838 behielt in $ 42 dem Staat das Recht vor, nach 
Ablauf von 30 Jahren seit der Betriebseröffnung das Eigentum 
jeder Bahn mit allem Zubehör gegen vollständige Entschädigung 
anzukaufen. Auch hatte der Staat schon von Anfang an durch 
Aktienzeichnung mehrere Privatbahnen unterstützt, dann seit 
18422 durch Übernahme einer Zinsgarantie große Unter- 
nehmungen ins Leben gerufen, aber eine Staatsbahnpolitik be- 
gann erst im Jahre 1849 unter dem Minister v. d. Heydt. Schon 
unter dem Ministerium Hansemann wurde im Jahre 1848 der 
Beschluß gefaßt, fernerhin alle Bahnen selbst zu bauen und die 
vorhandenen anzukaufen. Doch erst unter v. d. Heydt, der 
Ende 1848 Handelsminister wurde, kam das Gesetz vom 7. De- 
zember 1849 zustande, durch das der Bau der Ostbahn, der 
Westfälischen Bahn und der Saarbrücker Bahn als Staats- 
bahnen beschlossen wurde. Schon am 5. November 1849 waren 
die Königliche Direktion der Ostbahn und diejenige der West- 
fälischen Bahn für Bau und spätere Verwaltung dieser Bahnen 
eingesetzt worden. Das System der Inbetriebnahme von 
Privatbahnen durch den Staat wurde zuerst in Preußen ange- 
wendet, und zwar war es der eben genannte vom Staats- 
bahngedanken erfüllte Minister, der im Herbst 1849 mit 
der Aachen-Düsseldorfier und der Ruhrort-Crefeld-Kreis 
Gladbacher Eisenbahngesellschaft Verträge wegen Übernahme 
ihrer Verwaltung und ihres Betriebes durch den Staat ab- 
schloß, zu welchem Zweck am 4. März 1850 eine Königliche 
Direktion der Aachen-Düsseldorf-Ruhrorter Eisenbahn mit dem 
Sitz in Aachen eingesetzt wurde. In ähnlicher Weise wurde am 
23. August 1850 mit der Bergisch-Märkischen Eisenbahngesell- 
schaft ein Betriebsüberlassungsvertrag abgeschlossen und kurz 
darauf zum Bau und zur Verwaltung dieser Bahn eine Königliche 
Eisenbahndirektion in Elberfeld eingesetzt. 1852 wurde die 
Niederschlesisch-Märkische Eisenbahn vom Staat erworben 
und eine Königliche Direktion für sie in Berlin errichtet. Fast 
gleichzeitig war für den Betrieb der vom Staat erbauten 
Saarbrücker Bahn eine Königliche Direktion in Saarbrücken 
ins Leben gerufen. So waren Ende 1855 in Preußen die An- 
fänge eines Staatsbahnnetzes gegeben, wenn auch noch 
gewaltige Lücken auszufüllen blieben. Am Schlusse des 
Jahres 1855 hatte Preußen schon 1063 km Staats und 
480 km in Staatsverwaltung stehende Bahnen, während die 
Länge der Privatbahnen mit 2280 km noch überwog. Im übrigen 
Deutschland beschränkte sich der Privatbahnbetrieb nur 
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auf einzelne Unternehmungen: so bestand in Sachsen von Anfang 
an. Leipzig-Dresden, in Mecklenburg-Schwerin die Friedrich- 
Franz-Bahn (1849), in Thüringen die Thüringer Bahn (1847), in 
Hessen-Cassel die Friedrich-Wilhelms-Nordbahn (1848), in 
Nassau die Taunusbahn (1841), im Großherzogtum Hessen die 
hessische Ludwigsbahn (1853), in der bayerischen Pfalz die 
pfälzische Bahn (1847). 


Aber die Zeit der vollen Herrschaft des Staatsbahnsystems 
war damals in Deutschland noch nicht gekommen. Im Jahre 
1855 verteilte sich der Besitz der Eisenbahnen zwischen Staat 
und Privatunternehmungen noch ziemlich gleichmäßig: es 
waren in Deutschland vorhanden (nach Röll, Enzyklopädie des 
Eisenbahnwesens T. I S. 969): 4024 km Staats- und 4264 km 
Privatbahnen, von denen allerdings schon 565 km in Staats- 
betrieb standen, so daß also wohl der Privatbahnbesitz etwas 
größer war als der Staatsbahnbesitz, dafür aber der Staats- 
bahnbetrieb bereits ein erhebliches Übergewicht hatte (4589 km 
gegen 3699). 


Nimmt man Deutschland als Ganzes, so hielten 
sich also zu dieser Zeit Staats- und Privatbahnen 
ziemlich die Wage: in Süddeutschland und im Osten 
herrschten jene, in Mittel- und Westdeutschland diese 
vor. Das Eisenbahnwesen zeigte dieselben Schatten- 
seiten, wie das Staatsleben jener Zeit: starke Zer- 
splitterung, deren Schäden die von den Eisenbahnen 
im Gefühl des Einheitsbedürfinisses geschlossenen 
Verbände wohl mildern aber nicht beseitigen konnten. 
Einen Vorteil hatte dieses Nebeneinanderbestehen von 
Privat- und Staatsbahnen allerdings: es wurde die 
Gefahr einer allzu bureaukratischen Verwaltung, 
einer gar zu einseitigen Betonung des fiskalischen 
Interesses vermindert; in den Privatbahnverwal- 
tungen jener Tage herrschte ein frischer, weltmänni- 
scher Zug; völlig neue Aufgaben waren zu lösen, die 
einer freien vorurteilslosen Behandlung bedurften und 
mit der Schablone des Staatsverwaltungsschemas 
nicht immer leicht zu bewältigen waren. Zu diesen Auf- 
gaben ist vor allem das Tarifwesen zu rechnen, die 
Festsetzung der Preise für die Leistungen der Eisen- 
bahn und ihre Anpassung an die Selbstkosten — eine 
offenbar zunächst rechnerische Aufgabe, deren hohe 
Bedeutung aber besonders darin liegt, daß der Preis 
für die Beförderung von höchstem Einfluß bei den 
Personen auf die Zahl und Länge der Reisen, bei den 
Waren auf ihren Wert, ihre Herstellungs- und Ver- 
sendungsmöglichkeit ist. Die feine und sorgfältige 
Ausbildung des Tarifwesens in Deutschland ist wohl 
ein Verdienst der wirtschaftlichen Kämpfe, zu denen 
das Nebeneinanderbestehen zahlreicher Privat- und 
Staatsbahnverwaltungen Anlaß gab. 


Daß es die Aufgabe der Eisenbahnen als der Ver- 
mittler des öffentlichen Verkehrs sei, dem Gemein- 
wohl zu dienen, und daß diese Aufgabe am besten und 
sichersten nur in den Händen des Staats erfüllt 
werden könne, darüber waren sich schon in jenen 
ersten Jahrzehnten des Eisenbahnwesens die ein- 
sichtigsten Köpfe in Deutschland einig. Je mehr man 
die Bedeutung der Eisenbahnen für das gesamte wirt- 
schäftliche Leben, die in ihnen liegende Macht der 
Beherrschung des ganzen Verkehrs erkannte, um so 


klarer wurde es, daß der Besitz und die Verwaltung 
der Bahnen in den Händen privater Gesellschaften zu 
einer einseitigen Ausbeutung der darin liegenden 
Macht im privatwirtschaftlichen Interesse führte, der 
auch durch die schärfste Staatsaufsicht nicht vor- 
gebeugt werden konnte. 


6. Zeit von 1856—1865. 


Das Jahrzehnt von 1856 bis 1865 brachte in ganz 
Deutschland eine nicht gerade sprunghafte, aber doch 
gedeihliche Entwicklung sowohl der Staats- wie der 
Privatbahnen. 


In diesem Jahrzehnt wurden die großen Ströme über- 
brückt, der Rhein bei Cöln, Mannheim und Kehl, die Weichsel 
bei Dirschau, die Nogat bei Marienburg, die Eisenbahnen 
drangen bis zu den äußersten Landesgrenzen und über sie 
hinaus ‘vor, im Osten bis Eydtkuhnen und Alexandrowo, im 
Süden bis Kufstein, Salzburg und Konstanz, im Westen nach 
Holland hinein, im Norden bis Emden, Bremerhaven, Stralsund 
und Kolberg. Überall verdichtete sich das Netz, der Rhein 
wurde an beiden Ufern von Eisenbahnen begleitet von Basel 
bis zur holländischen Grenze, nur das rechtsrheinische Stück 
von Ehrenbreitstein bis Deutz fehlte noch. Zweiglinien 
streckten sich von den Hauptlinien aus überall hin, um größere 
Städte und Industrieorte an das Netz anzuschließen. 


In diesem Zeitraum lernte man auch schon besser, 
Bahnen in gebirgigem Gelände zu bauen; in Baden 
wurde die Bahn Basel-Konstanz und Heidelberg-Mosbach, 
in Württemberg die Neckartalbahn bis Rottenburg und 
die Remstalbahn von Stuttgart ostwärts fertig, in Bayern 
baute das im Jahre 1856 mit Staatsgarantie begründete 
private Ostbahnunternehmen die - östlichen "Eisenbähnlinien 
München-Regensburg bis Eger und die anschließenden Ab- 
zweigungen nach Nürnberg, Bayreuth, Fürth und Passau 
aus. In dem Gebiet von Nassau, beider Hessen und 
Thüringen entstanden in dieser Zeit die Verbindung Frankfurt- 
Mainz-Bingerbrück, die Lahnbahn, die Linien von Cassel nach 
Göttingen, die Werrabahn von Eisenach über Coburg nach 
Lichtenfels, die Bahn von Weißenfels nach Gera, in Sachsen 
die Linien von Dresden nach Freiberg und von Chemnitz nach 
Werdau. Im Königreich Hannover wurden die schon er- 
wähnten Linien durchgehend nach Emden und Bremerhaven 
gebaut, in Mecklenburg die Bahn Güstrow-Neu-Brandenburg. 
In Preußen ist außer den schon oben aufgeführten Linien die 
Fertigstellung der Verbindung von Posen mit Glogau und 
Breslau die weitere Verzweigung des oberschlesischen Netzes, 
das am 1. Januar 1857 in Staatsbetrieb übernommen war, und 
der Bau der Bahnen von Görlitz zum Riesengebirge, die direkte 
Verbindung von Wittenberg mit Halle und Leipzig, in Rhein- 
land und Westfalen die Herstellung der Rhein-Nahebahn, der 
linksrheinischen Verbindung Cöln-Bingerbrück, der Bahn Saar- 
brücken-Trier, der Deutz-Gießener Bahn, endlich die weitere 
Ausdehnung und Verzweigung des Bahnnetzes im Ruhrrevier 
hervorzuheben. 


Will man dieses Jahrzehnt des deutschen Eisen- 
bahnwesens kennzeichnen, so kann man es mit den 
Worten tun: gleichmäßige Fortentwicklung von 
Staats- und Privatbahnen, damit verbunden Ent- 
stehung des Wettbewerbs und der Tarifkämpfe und 
wachsende Erkenntnis von der wirtschaftlichen Be- 
deutung der Eisenbahnen, insbesondere der Tarife. 


Daneben weitergehende Bestrebungen zur stärkeren 


staatlichen Aufsicht und Einflußnahme auf der einen, 
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zu engerem Zusammenschluß und Schaffung gemein- 
samer Einrichtungen der Bahnen auf der anderen 
Seite. Wie bei Beginn des Jahrzehnts schon alle 
deutschen Königreiche und eine Anzahl der kleineren 
Staaten im Besitz von Staatsbahnen waren, so hatten 
auch die meisten von ihnen Rechtsgrundsätze zur 
Regelung der Eisenbahnverhältnisse aufgestellt. 


Ein wichtiger Schritt zur Bildung eines einheit- 
lichen deutschen Eisenbahnfrachtrechts fällt in diesen 
Zeitabschnitt durch die Einführung eines Allgemeinen 
Deutschen Handelsgesetzbuchs, das am 1. März 1862 
in Preußen in Kraft trat und allmählich in allen deut- 
schen Staaten eingeführt wurde. Es behandelt in einem 
besonderen Abschnitt das Frachtgeschäft der Eisen- 
bahnen, dessen Bestimmungen über die Haftpflicht bei 
Beschädigungen von Frachtgut noch jetzt im wesent- 
lichen geltend sind. 


Aber die gemeinschaftlichen Einrichtungen der 
Eisenbahnen beschränkten sich noch immer fast aus- 
schließlich auf das durch den Verein deutscher Eisen- 
bahınverwaltungen Geschaffene und auf die Fort- 
bildung des Verbandswesens namentlich im Güter- 
verkehr, dessen Anfänge oben geschildert sind. 


Es wurde im Jahre 1857 der für den Seehafenverkehr 
wichtige Westdeutsche, 1859 der Hannover-Thüringische und 
Hannover-Bayerische, 1863 der Westfälische und der Süd- 
deutsche, endlich 1865 im Wettbewerb gegen den Norddeutschen 
der Preußisch-Braunschweigische Verband errichtet, der die 
Linie Berlin-Magdeburg-Braunschweig-Westfalen-Bergisch-Mär- 
kische Bahn umfaßte. 


Wie ersichtlich, beherrschten diese Vereini- 
gungen den gesamten durchgehenden Güterverkehr, 
wie er sich namentlich in dem Jahrzehnt 1855—1865 
zu immer größerer Bedeutung entwickelte. Schufen 
sie auch innerhalb ihrer Bereiche höchst zweck- 
mäßige Einrichtungen, und trug der starke zwischen 
ihnen herrschende Wettbewerb zu einzeinen Vervoll- 
kommnungen des Verkehrswesens bei, so war doch 
der Krebsschaden das Fehlen einheitlicher Beför- 
derungspreise und einer einheitlichen Einteilung der 
Güter in die Tarifklassen (sogen. Güterklassifikation). 
Die Welt des Handels, der Industrie und der Güter- 
erzeugung überhaupt war deshalb in ihren Fracht- 
berechnungen unsicher, von der Willkür der Ver- 
waltungen vielfach abhängig. 


Es fehlte die feste Hand einheitlicher Staats- 
gewalt, um die Tarife lediglich nach den Grundsätzen 
des Gemeinwohls zu regeln. Die ganzen Eisenbahn- 
zustände hatten in jener Zeit etwas Unfertiges, was 
mit der Jugend der Einrichtungen und dem Mangel an 
Erfahrungen zusammenhing. Vielfach wurde tastend, 
unsicher vorgegangen, auf dem wirtschaftlichen, kauf- 
männischen, technischen sowohl wie auf dem Ver- 
waltungsgebiet. Aber trotz dieser Mängel war die 
Zeit durchaus eisenbahnfreudig. Die tüchtigsten 
Kräfte widmeten sich dem Eisenbahnwesen. Da es 
noch keine Eisenbahnwissenschaft, noch keine festen 
Grundsätze gab, war der Schaffenskraft und dem 


Wagemut freier Spielraum gegeben. Der frische 
Hauch, der seit dem Ende der 50 er Jahre die preußi- 
sche und norddeutsche Politik durchwehte, teilte sich 
auch dem Eisenbahnwesen und dem ganzen Verkehrs- 
leben mit. 


7. Zeit von 1866—1870. 


So kam das Jahr 1866 heran. Die tiefgreifenden 
Umwälzungen, die dieses Jahr durch den Ausgang 
des preußisch-österreichischen Krieges im politischen 
Leben Deutschlands herbeiführte, machten sich auch 
im Eisenbahnwesen geltend. Mit der Annexion des 
Königreichs Hannover, des Kurfürstentums Hessen, 
des Herzogtums Nassau und der freien Reichsstadt 
Frankfurt gelangten die sehr wertvollen Staatsbahnen 
dieser Gebiete in den Besitz des preußischen Staates, 
so daß sich sein Eisenbahnbesitz von 1695 km auf 
3322 ausdehnte, also fast verdoppelte. Durch die 
Einverleibung Schleswig-Holsteins und Lauenburzs 
kamen die dortigen Eisenbahnen, wenngleich Privat- 
bahnen, doch endgültig aus dem Einflußkreise einer 
außerdeutschen Macht in den Preußens. 


Die Auflösung des seit langer Zeit ohnmächtigen 
deutschen Bundes, durch die Österreich mit seinem 
Eisenbahnnetz aus der längst schon sehr ge- 
lockerten politischen Verbindung mit dem übrigen 
Deutschland schied, kam für das Eisenbahnwesen 
kaum in Betracht. Die österreichischen Bahnen 
blieben im Verein deutscher Eisenbahnverwaltungen, 
dessen Bedeutung durch die politischen Ereignisse 
und den seit 1864 zulässigen Beitritt außerdeutscher 
Bahnen nur gekräftigt wurde. 


Vor allem aber entstand mit der norddeutschen 
Bundesverfassung für Norddeutschland ein für dessen 
Gebiet einheitlicher Bund, dessen Beaufsichtigung 
und Gesetzgebung nach Art. 4 Z. 8 dieser Verfassung 
sich auch auf das Eisenbahnwesen erstreckte. 

Hierdurch wurde eine höchst segensreiche 
Vereinheitlichung des deutschen Eisenbahnwesens 
geschaffen, jede bestehende Eisenbahnverwaltung 
wurde verpflichtet, sich den Anschluß neu angelegter 
Bahnen gefallen zu lassen, die Widerspruchsrechte 
gegen Parallel- und Konkurrenzbahnen wurden 
beseitigt, die Bundesregierungen verpflichteten sich, 
„die im Bundesgebiet gelegenen Eisenbahnen im 
Interesse des allgemeinen Verkehrs wie ein einheit- 
liches Netz verwalten und zu diesem Behufe auch 
die neu herzustellenden Bahnen nach einheitlichen 
Normen anlegen und ausrüsten zu lassen.“ 

Allerdings dauerte es bei der Fülle dringender 
gesetzgeberischer Arbeiten, die der Bundesregierung 
oblagen und bei der Schwierigkeit des Stoffs mehrere 
Jahre, bis die notwendigen einheitlichen Ordnungen 
geschaffen wurden. 

Das Bahnpolizei-Reglement für die Eisenbahnen im Nord- 
deutschen Bunde trägt das Datum des 3. Juni, das Betriebs- 


Reglement das des 10. Juni 1870. Letzteres trat zum 1. Oktober 
1871 in Kraft, beide also zu einer Zeit, da schon die Morgen- 
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röte der Einheit Deutschlands den politischen Himmel erhellte 
und da in der Mobilmachung zum deutsch-französischen Kriege 
die deutschen Eisenbahnen ohne Ausnahme in Nord und Süd, 
Ost und West eine Feuerprobe ihrer Leistungsfähigkeit be- 
standen hatten, die die Bewunderung der ganzen Welt erregte. 


Die 5 Jahre von 1866—1870 zwischen dem 
preußisch-österreichischen und dem deutsch-französi- 
schen Kriege waren für die Entwicklung des deut- 
schen Eisenbahnwesens höchst fruchtbar, wie auch 
umgekehrt diese großen politischen Umwälzungen 
erst durch dessen Fortschritt bedingt und ermöglicht 
wurden. Denn gerade die Eisenbahnen waren es, die 
durch ihre tiefe Einwirkung auf den Austausch der 
geistigen und wirtschaftlichen Güter, durch die Be- 
lebung des Verkehrs zwischen den Landbewohnern 
und über die Grenzen der Länder hinaus in den Be- 
völkerungen den Wunsch zu nationalem Zusammen- 
schluß, zu kräftiger Einigung rege machten. Das 
politische Leben, wie es sich seit 1848 in Deutschland 
in der Gewährung parlamentarischer Vertretung, in 
der Beseitigung der absoluten Monarchien und ihrem 
Ersatz durch verfassungsmäßige Zustände betätigt, 
wäre ohne die Eisenbahnen kaum denkbar gewesen, 
weil es vor diesen in einem Lande von der Aus- 
dehnung Deutschlands an der Möglichkeit häufiger 
und schneller Zusammenkünite fehlte. 


Die deutschen Volksstämme konnten einander 
jetzt nähertreten, weil sie sich besser kennen 
lernten. Diese Wirkungen, die in den ersten Jahr- 
zehnten des deutschen Eisenbahnwesens schon er- 
kennbar waren, traten immer deutlicher hervor, je 
dichter das Netz wurde, je größere Teile der Bevölke- 
rung der Wohltaten der Eisenbahnen sich erfreuten, 
ie mehr sich diese verzweigten, von den großen 
Städten zu den kleineren, von diesen auf das Land 
vordrangen. 


Je lebhafter aber der Wunsch nach einer Eisen- 
bahn sich auch in den außerhalb der großen Verkehrs- 
linien liegenden Landesteilen geltend machte, um so 
natürlicher war es, daß man für die in solchen ver- 
kehrsschwachen Gegenden zu erbauenden Eisen- 
bahnen andere Grundsätze anwandie, die einen 
billigeren Bau ermöglichten, als es nach den bisher 
befolgten Regeln angängig war. 

Auch hier war es wieder der Verein deutscher Eisenbahn- 
verwaltungen, der sich durch Aufstellung allgemeiner Grundzüge 
für den Bau solcher Nebenbahnen (damals noch allgemein 
„Sekundärbahnen“ genannt) ein Verdienst erwarb. Die tech- 
nische Kommission des Vereins bearbeitete nach den Be- 
schlüssen der Technikerversammlung von 1865 diese Grundzüge 
im Jahre 1869 getrennt für Bahnen mit normaler wie für solche 
mit schmaler Spurbreite. Sie wurden von der Hauptversamm- 
lung des Vereins 1869 genehmigt, den deutschen Regierungen 
mit ausführlicher Denkschrift überreicht; sie haben die Haupt- 
quelle gebildet für die später dieserhalb in den Einzelstaaten und 
von Reichswegen erlassenen Anordnungen. 


Obgleich diese Grundsätze noch nicht in Geltung 
waren, so hat doch das deutsche Eisenbahnnetz in 


dem Jahrfünft von 1866—1870 gewaltige Fortschritte 
gemacht. 
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Die Länge der Bahnen wuchs in diesem Zeitraum um 
4868 km, also fast um 1000 km jährlich. Das Jahr 1870 brachte 
sogar einen Zuwachs von allein 1510 km. Die Gesamtzunahme 
verteilte sich ziemlich gleichmäßig auf alle deutschen Länder- 
gebiete, doch ist besonders hervortretend der Fortschritt in 
Süddeutschland: 1866—1868 wurden u. a. die ersten Strecken 
der badischen Schwarzwaldbahn eröffnet, der ersten eigent- 
lichen Gebirgsbahn in Deutschland mit ihren vielbewunderten 
Kehrtunneln, 1868 und 1869 erweiterten sich die württem- 
bergischenStaatsbahnen erheblich, 1867 wurde die Rheinbrücke 
bei Mannheim dem Verkehr übergeben. In Westdeutschland er- 
fuhren die großen rheinischen Privatbahnen und die Bergisch- 
Märkische Bahn wesentliche Erweiterung, Oldenburg trat mit 
seiner eigenen Staatsbahn von Bremen nach Leer und der dem 
preußischen Staat gehörigen, von Oldenburg betriebenen Bahn 
Oldenburg-Wilhelmshaven auf den Plan. Aus den Erweiterungen 
Mittel- und Norddeutschlands ist hervorzuheben die Fertig- 
stellung von Halle-Cassel und Bebra-Fulda-Hanau, Berlin- 
Görlitz, der rechten Oderuferbahn Breslau-Beuthen, der Strecke 
Cöslin-Danzig, der Märkisch-Posener und der Ostpreußischen 
Südbahn. 


8. Zeit von 1871—1877. 

Mit dem Jahr 1871, der Begründung des deut- 
schen Reiches und dem Inkrafttreten der oben schon 
in den Grundzügen dargestellten Bestimmungen der 
Reichs-Verfassung beginnt ein neuer Abschnitt nicht 
nur der politischen, sondern auch der wirtschaftlichen 
Geschichte Deutschlands und damit auch seines 
Eisenbahnwesens. Wie das deutsche Gebiet um Elsaß- 
Lothringen vergrößert wurde, so wuchsen auch die 
Eisenbahnen dieser zum Reichsland erklärten Landes- 
teile, die bisher im Besitz der französischen Ostbahn 
gewesen waren, mit 766 km dem deutschen Eisen- 
bahnnetz zv. Ihr Kaufpreis von 320 Millionen Franken 
wurde auf die 5 Milliarden Kriegsentschädigung an- 
gerechnet und die Bahnen bildeten, indem sie sogleich 
in Besitz und Verwaltung des deutschen Reiches über- 
gingen, eine wesentliche Verstärkung des staatlichen 
Eisenbahnbesitzes in Deutschland. Die zur Ver- 
waltung der Eisenbahnen in Elsaß-Lothringen ein- 
gesetzte Generaldirektion in Straßburg wurde zu- 
nächst dem Reichskanzler unmittelbar unterstellt, erst 
später, 1879, ein besonderes Reichsamt für die Ver- 
waltung dieser Bahnen gebildet, dessen Chef der 
preußische Eisenbahnminister ist. 

Von diesem bedeutungsvollen Zuwachs abgesehen, 
bewirkte die Gründung des Deutschen Reiches zu- 
nächst unmittelbar, daß die in der Verfassung des 
norddeutschen Bundes für dessen Gebiet enthaltenen 
grundlegenden Bestimmungen für das Eisenbahn- 
wesen nun auch auf Baden, Hessen südlich des 
Mains und Württemberg ausgedehnt wurden; Bayern 
nimmt, wie auf einigen anderen Gebieten, so auch auf 
dem des Eisenbahnwesens eine Sonderstellung ein, 
indem seine Eisenbahnangelegenheiten der Aufsicht 
und Gesetzgebung des Reiches nicht unterstehen. 
Nur ist dem Reiche auch Bayern gegenüber das 
Recht gewahrt, im Wege der Gesetzgebung einheit- 
liche Normen für Bau und Ausrüstung der für die 
Landesverteidigung notwendigen Eisenbahnen aufzu- 
stellen, und durch Art. 47 werden alle deutschen 
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Eisenbahnverwaltungen verpflichtet, den Anforde- 
rungen des Reichs zum Zwecke der Verteidigung 
Deutschlands unweigerlich Folge zu leisten, Militär 


und Kriegsmaterial zu gleichen ermäßigten Sätzen zu 
befördern. 


Die Reichsgesetzgebung griff schon sehr früh 
noch auf einem andern Gebiet in das Fisenbahnwesen 
ein, indem am 7. Juni 1871 ein Haftpflichtgesetz er- 
lassen wurde, das die allerdings dringende Frage der 
Entschädigung der beim Eisenbahnbetrieb verletzten 
oder getöteten Personen einheitlich regelte und den 
Eisenbahnen eine sehr strenge Haftpflicht auferlegte, 
die durch die Rechtsprechung des Reichsgerichts 
vielfach noch weiter verschärft ist. 


Von höchster Bedeutung für das Eisenbahnwesen war in 
jener Zeit vor allem der beispiellose wirtschaftliche Aufschwung 
Deutschlands, wie er bald nach dem Friedensschluß im März 
1871 einsetzte. Er stellte an die deutschen Eisenbahnen ge- 
waltige Anforderungen, brachte ihnen zwar große Einnahmen, 
deckte aber auch zugleich große, schwerwiegende Mängel ihrer 
Ausrüstung auf. Der Überfluß an Geld, die Unternehmungslust, 
der wachsende Verkehr, alles das erzeugte ein ungesundes 
Gründungsfieber. Auch im Eisenbahnwesen traten höchst un- 
erfreuliche Auswüchse hervor. 


Die deutschen Eisenbahnen hatten während des Kriegsjahrs 
1870/71 glänzende Leistungen gezeigt. Der rasche Aufmarsch 
der deutschen Armeen an der französischen Grenze, der nur mit 
Hilfe höchster Anspannung aller Kräfte der Eisenbahnen und der 
vorzüglichen militärischen Organisation ihres Dienstes für den 
Mobilmachungsiall möglich war, erregte die Bewunderung der 
ganzen Welt, aber die fortdauernde überstarke Inanspruchnahme 
der deutschen Bahnen namentlich des Westens und Südwestens 
während der ganzen Dauer des Krieges und die dann folgende 
Zeit des Verkehrsauischwungs hatten das gesamte Material der 

ahnen, sowohl das bewegliche, den Fuhrpark, wie auch den 
Öberbau, die Schienen, Schwellen und Weichen in hohem Maße 
abgenutzt, ohne daß eine rechtzeitige und gründliche Er- 
Neuerung möglich war. Diese scheiterte nicht sowohl an dem 
guten Willen der Verwaltungen, als an der Schwierigkeit der 
Beschaffung. Denn in jener Zeit waren alle Werke mit Auf- 
trägen überhäuft, ohne sie erledigen zu können. Es fehlte sowohl 
an Arbeitskräften, wie an Maschinen und Rohmaterial, alle 
reise stiegen aufs höchste, auf allen Gebieten des gewerblichen, 
Industriellen und Verkehrslebens war die Nachfrage groß, das 
Angebot gering. Unter den hierdurch herbeigeführten Übel- 
Ständen litten die Eisenbahnen aus den schon angeführten 
Gründen am meisten und offensichtlichsten. Der Betrieb der 
Bahnen wurde unregelmäßig, der Verkehr konnte nicht recht- 
zeitig bewältigt werden, ein Unfall folgte dem andern, die Klagen 
des Publikums wurden immer lebhafter. Namentlich die großen 
Privatbahnen Mittel- und Westdeutschlands litten unter diesen 
Verhältnissen, und der Unwille der öffentlichen Meinung richtete 
Sich gegen sie um so schärfer, je besser sich ihre Dividenden- 
erträge gestalteten. Die Mißstimmung gegen das Privatbahn- 
wesen verschärfte sich, als sich das Gründungsfieber jener Zeit 
auch auf das Eisenbahnwesen warf und eine Reihe von Unter- 
nehmen ins Leben rief (wir nennen nur Halle-Sorau-Guben, die 
Berliner Nordbahn, die Berlin-Dresdener, die Hannover-Alten- 
bekener Bahn), die zwar an sich meist verkehrspolitisch gesund 
waren, bei deren Errichtung aber übermäßige Gewinne in die 
Taschen der Gründer flossen, während der Staat bei der Ge- 
nehmigung nicht vorsichtig genug gewesen war. Diese Dinge 
führten in Preußen 1873 zur Einsetzung einer parlamentarischen 
Untersuchungskommission, deren leitender Geist der bekannte 


Abgeordnete Eduard Lasker war. Ihr Endgutachten ging dahin, 


daß man vom gemischten zum reinen Staatsbahnsystem über- 
gehen müsse. 


Ebenso tat die Reichsregierung Schritte, um das 
zur Ausführung der oben angeführten Bestimmungen 
über das Eisenbahnwesen unbedingt notwendige 
Organ zu schaffen. Durch Gesetz vom 27. Juni 1873 
wurde das Reichseisenbahnamt ins Leben gerufen, um 
das Aufsichtsrecht über das Eisenbahnwesen wahr- 
zunehmen, für die Ausführung der gesetzlichen Be- 
stimmungen in dieser Beziehung Sorge zu tragen und 
auf Abstellung etwa hervortretender Übelstände und 
Mängel hinzuwirken. Der neuen Behörde wurden 
„bis zum Erlaß eines Reichseisenbahn-Gesetzes“ eine 
Reihe von Befugnissen beigelegt, um ihren Anord- 
nungen Geltung zu verschaffen. Aber zum Erlaß 
dieses Gesetzes ist es bis heute nicht gekommen, ob- 
gleich nicht weniger als drei Entwürfe in den Jahren 
1874, 1875 und 1879 ausgearbeitet sind und der letzte 
sogar dem Bundesrat vorgelegt wurde. Auch 
Preußen selbst konnte im Reiche mit dem Gedanken 
einheitlicher Reichseisenbahnen nicht durchdringen; 
zwar wurde die preußische Regierung durch Gesetz 
vom 4. Juli 1876 ermächtigt, ihre Bahnen dem Reich 
gegen angemessene Entschädigung zum Kauf anzu- 
bieten und alle ihre Eisenbahnrechte an das Reich zu 
übertragen, aber das Gesetz, das noch heute zu Recht 
besteht, ist doch nur ein toter Buchstabe geblieben, 
weil die Bereitwilligkeit der übrigen Bundesstaaten zu 
ähnlicher Preisgabe ihres Eisenbahnbesitzes nicht 
überall vorhanden war und ist und Preußen selbst- 
verständlich solches Opfer nicht würde allein 
bringen können. 


Inzwischen fand die neue Behörde auch ohne die ihr zu- 
gedachte höhere Rolle Aufgaben genug vor. Schon am 11. Mai 
1874 wurde das von ihr ausgearbeitete Betriebsreglement für 
die Eisenbahnen Deutschlands erlassen, das die bestehenden 
frachtrechtlichen Grundlagen für die Beförderung von Personen 
und Gütern zusammenfaßte, wie sie in den früher erwähnten 
Vereinsreglements niedergelegt und durch das Allgemeine 
deutsche Handelsgesetzbuch in ihren Grenzen bestimmt waren. 


Während im Deutschen Reiche die Anschauung 
von der Notwendigkeit einer scharfen staatlichen 
Aufsicht immer festere Wurzel faßte, während in 
Süddeutschland das System der reinen Staatsbahnen 
fast vollkommen durchgeführt war — auch die baye- 
rischen Ostbahnen wurden 1875 verstaatlicht — links 
des Rheins waren nur die hessische Ludwigsbahn und 
die Pfalzbahn Privatbahnen von Bedeutung — ent- 
wickelten sich in den Jahren 1871—-1877 in Nord-, 
Mittel- und Westdeutschland die Privatbahnunter- 
nehmungen immer kräftiger. 


In Preußen waren Ende 1879 von 19756 km Bahnen 
10 033 km Privatbahnen unter Privatverwaltung, 3525 km Privat- 
bahnen unter Staatsverwaltung und 6198 km reine Staatsbahnen, 
während die entsprechenden Zahlen 1870 folgende waren: 
Gesamtnetz 10995 km, davon Staatsbahnen 3413, Privat- 
bahnen unter Staatsverwaltung 1823 und reine Privatbahnen 
5760 km. 
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9. Der deutsche Reformtarif von 1877. 


Das Jahr 1877 war übrigens in einer Beziehung 
von durchgreifender Bedeutung für die Geschichte 
des deutschen Eisenbahnwesens: es wurde die Einheit 
im Güter-Tarifwesen durchgeführt, der deutsche 
Reformtarif geschaffen, der nach vielfachen Kämpfen 
von der ersten Generalkonferenz sämtlicher deutscher 
Eisenbahnverwaltungen am 12. Februar 1877 zu 
Berlin beschlossen wurde und in allen wesentlichen 
Punkten noch heute gilt. Er stellt eine sehr glückliche 
mittlere Linie dar, auf der sich zwei grund- 
verschiedene Anschauungen von den (Gesetzen der 
Tarifbildung vereinigten. An anderen Stellen dieses 
Werkes (s. Kap. XXII) wird aber die Entwicklung 
des Tarifwesens und dieses selbst eingehender be- 
handelt. 


10. Die Zeit der großen preußischen Ver- 
staatlichungen 1878—1885. 


Mit dem Jahre 1878 treten wir in die Zeit der 
großen Verstaatlichungen in Preußen. Wir sahen, 
wie in den letzt vorhergegangenen Jahren der Ein- 
fluß der Privatbahnen gewachsen war. Aber mit 
ihrer monopolartigen Beherrschung großer Verkehrs- 
linien und der Betonung der finanziellen Interessen 
ihrer Aktionäre, mit dem Widerstand, den sie der 
staatlichen Tarifpolitik, der einheitlichen Gestaltung 
des Eisenbahnwesens überhaupt entgegensetzten, 
wuchs auch die Überzeugung von der Notwendigkeit, 
ihre Macht zu brechen und alle wichtigen Eisenbahn- 
linien in der Hand des Staats zu vereinigen. Vor 
allem waren es auch militärische Gesichtspunkte, 
die für diese Notwendigkeit sprachen. Fürst 
Bismarck hatte dies längst erkannt, und nachdem sein 
Reichseisenbahnplan gescheitert war, verfolgte er den 
Verstaatlichungsgedanken innerhalb Preußens mit 
größter Zähigkeit. Auch Kaiser Wilhelm hatte ihn 
in einem erst kürzlich bekannt gewordenen Hand- 
schreiben vom 8. Dezember 1875 auf die Wiederauf- 
nahme des v.. d. Heydtschen Verstaatlichungsplans 
hingewiesen. Fürst Bismarck fand für seine Pläne in 
dem Staatsminister Maybach einen ausgezeichneten 
Helfer, der in seinem Geiste die Verstaatlichung 
der großen preußischen Privatbahnen mit kraftvoller 
und glücklicher Hand durchführte. Maybach hatte 
schon in den Jahren 1874—1877 das Reichseisenbahn- 
amt geleitet und die Unmöglichkeit eingesehen, auf 
dem Wege der Reichsgesetzgebung zum Ziele zu ge- 
langen. Bismarck erkannte in ihm den richtigen Mann 
und berief ihn im Frühjahr 1878 an Stelle des klugen 
und feinsinnigen aber mehr zu vermittelnder Tätigkeit 
als zu schroffer Tat geneigten Achenbach auf den 
Posten des Ministers der öffentlichen Arbeiten. 


Damit begarin für Preußen die Zeit des Staatsbahnsystems, 
das bis zum Jahre 1885 so gründlich durchgeführt wurde, daß 
die Betriebslänge der Privatbahnen Ende 1885 auf rd. 1650 km 
zusammengeschrumpft war, während die Länge der Staats- 
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bahnen in dem gleichen Zeitraum auf 21 624 km anwuchs. Schon 
Achenbach hatte in den Jahren 1876 und 1877 wichtige Verstaat- 
lichungen durchgeführt, indem er zwei zur Verbindung des öst- 
lichen und westlichen Staatsbahnnetzes unentbehrliche Bahnen 
in Staatsverwaltung brachte: Halle-Cassel mit 224 km und 
Halle-Sorau-Guben mit 302 km. Es folgten durch Gesetz vom 
20. Dezember 1879 die Berlin-Stettiner (962 km), die Magdeburg- 
Halberstädter (1026 km), die Hannover-Altenbekener (268 km) 
und die Cöln-Mindener Bahn (1108 km), ferner durch 3 Gesetze 
von 1880 die Rheinische (1295 km), die Berlin-Potsdam-Magde- 
burger (260 km), die Hamburger Bahn (17/2 km) und der 
hessische Anteil der Main-Weserbahn (65 km), deren übrige 
Teile schon 1866 mit der Einverleibung von Kurhessen und 
Frankfurt a. M. an Preußen gefallen waren. Im Jahre 1882 
wurden verstaatlicht: die schon in Staatsbetrieb befindliche 
Bergisch-Märkische (1336 km), die Thüringische (504 km), die 
Berlin-Görlitzer (318 km), die Cottbus-Großenhainer 154*/2 km), 
die Märkisch-Posener (282 km), die von Anfang an in Staats- 
verwaltung gewesene Rhein-Nahe-Bahn (121 km) und schließlich 
auch die Berlin-Anhaltische Eisenbahn mit 430 km. 1884 folgten 
die schon vom Staat betriebene Oberschlesische (1455 km), die 
Breslau-Schweidnitz-Freiburger (600 km), die Rechte Oderufer- 
Bahn (336 km), Altona-Kiel (229 km), Berlin-Hamburg (450 km), 
Oels-Gnesen (161 km), Tilsit-Insterburg (54 km), endlich 1885 
die Braunschweigische Eisenbahn (357 km), die Schleswigsche 
(232 km) und Münster-Enschede (57 km). Im Jahre 1877 wurden 
noch Berlin-Dresden (181 km), Nordhausen-Erfurt (122 km) und 
die Oberlausitzer Bahn (158'/s km) erworben. 

An dieser Stelle mag noch eines bedeutenden Eisenbahn- 
unternehmens gedacht werden, das im Jahre 1873 von einer 
Aktiengesellschaft begonnen, bald (1875) vom Staat fortgeführt, 
1878 erworben und 1882 vollendet wurde: die verkehrspolitisch 
und technisch so wichtige Berliner Stadtbahn, deren Verkehr und 
Einfluß auf die Entwicklung von Groß-Berlin die kühnsten Er- 
wartungen übertraf. 

So war schon 1885 mit den großen und mächtigen 
preußischen Privatbahnen fast vollständig auf- 
geräumt. Von den übrigbleibenden war keine einzige 
von Bedeutung für den großen Durchgangsverkehr. 

Die Übernahme dieser großen Privatbahnunter- 
nehmen in den Staatsbetrieb vollzog sich verhältnis- 
mäßig glatt, dank einer im Jahre 1880 von Maybach 
durchgeführten Neuordnung der Staatseisenbahnver- 
waltung, die eine straffe Einheitlichkeıt durch Ver- 
stärkung der Ministerialinstanz sicherte, während den 
Direktionen zur besseren Beherrschung der örtlichen 
Verhältnisse besondere Behörden, die Eisenbahn- 
betriebsämter, nachgeordnet wurden. 

Der finanzielle Erfolg der Verstaatlichung war 
geradezu großartig; obgleich die Aktionäre der 
Privatbahnen ihrerseits in allen Fällen reiche Gewinne 
bei dem Ersatz ihrer Aktien durch preußische Konsols 
eingeheimst hatten und die Direktoren der Privat- 
bahnen reichlich, zum Teil glänzend abgefunden 
waren, so wuchs der Ertrag des nun geschaffenen 
großen und einheitlichen Staatsbahnnetzes bald so, 
daß alles in allem Preußen auch finanziell mit der 
Maybachschen Verstaatlichung ein ausgezeichnetes 
Geschäft gemacht hat, ganz abgesehen von dem un- 
berechenbaren indirekten wirtschaftlichen Nutzen, 
den sie durch den Einfluß auf Handel und Wandel, das 
Aufhören des Wettbewerbs, die Behandlung der 
Tarife als wichtiger Angelegenheiten des Gemein- 
wohls gebracht hat. 


RR 


In Zusammenhang mit der Verstaatlichung stand eine andere 
höchst segensreiche Maßregel, die Einsetzung von. Bezirks- 
eisenbahnräten und eines Landeseisenbahnrats, die durch Gesetz 
vom 1. Juni 1882 erfolgte. Es wurden hierdurch nach dem 
Vorbild eines schon seit 1874 bei der Generaldirektion der 
elsaß-lothringischen Eisenbahnen bestehenden Ausschusses auf 
Anregung des Reichseisenbahnamts und des preußischen Land- 
tages beratende Körperschaften geschaffen, die aus Vertretern 
von Handel, Industrie und Landwirtschaft bestehen und über 
alle wirtschaftlich wichtigen, namentlich also über Tariffragen 
gehört werden sollen und sich als ein vorzügliches Mittel zur 
Herbeiführung einer lebendigen Fühlung zwischen den Ver- 
waltungsbehörden und den Verkehrstreibenden herausgestellt 
haben. Dem preußischen Beispiele sind sehr bald alle Staaten 
mit Eisenbahnbesitz gefolgt. Wirtschaftliche Beiräte waren 
schon vorher in Württemberg und Oldenburg geschaffen. 


In dem Zeitraum von 1875—1885 wurde auch in 
den übrigen deutschen Staaten der Verstaatlichungs- 
prozeß fast vollständig durchgeführt. 


Bayern hatte sich, wie wir sahen, im Jahre 1855 von 
dem bis dahin befolgten Staatsbahnsystem losgesagt und im 
Hauptlande das Netz der Ostbahnen, das bis auf 772 km an- 
wuchs, in der Pfalz die Pfalzbahnen als Privatbahnen entstehen 
lassen. Aber die bayerische Ostbahn wurde dem Staatsbahnnetz 
vielfach durch Finanznöte, dann auch durch Wettbewerb un- 
bequem und daher im Jahre 1875 vom Staat erworben, während 
die Pfalzbahn als mächtigste Privatbahn Deutschlands bis zum 
Jahre 1908 bestehen blieb. 


Im Königreich Sachsen hatte sich die Leipzig-Dresdener 
Eisenbahn glänzend entwickelt, auch eine Anzahl kleinerer 
Privatbahnen waren entstanden, aber die großen Linien des 
Landes waren mit jener Ausnahme im Eigentum und Betrieb 
des Staates, und so entschloß er sich, ebenfalls im Jahre 1875, 
um sich vom Wettbewerb Leipzig-Dresdens zu befreien, auch 
diese Bahn zu erwerben, und das reine Staatsbahnsystem durch- 
zuführen; nach Überwindung einiger Hindernisse gelang der 
Ankauf jener Hauptbahn im Jahre 1876, die übrigen kleineren 
Privatbahnen folgten im Laufe der nächsten Jahre. 

Im Großherzogtum Hessen-Darmstadt blieb das gemischte 
System am längsten bestehen. Seit 1853 hatte sich hier im An- 
schluß an die rheinische Bahn auf der einen, an die bayerische 
Pfalzbahn und die rechtsrheinischen bayerischen Bahnen auf der 
anderen Seite das blühende Unternehmen der Hessischen 
Ludwigsbahn entwickelt, das seinen Sitz in Mainz hatte und seine 
Linien westlich nach Bingerbrück, östlich nach Frankfurt und 
Darmstadt-Aschaffenburg, südlich nach Worms erstreckte. Auf 
seine Verstaatlichung, die erst im Jahre 1896 erfolgte, wird 
später ausführlicher zurückzukommen sein. Im übrigen besaß 
Hessen außer dem schon erwähnten eigentümlichen Gebilde der 
drei Staaten gehörigen Main-Neckarbahn in seiner rechts- 
mainischen Provinz Oberhesseh ein Staatsbahnnetz von geringer 
Bedeutung. 

Baden, Württemberg und Oldenburg hatten, wie wir sahen, 
von Anfang an Eisenbahn-Bau und -Betrieb als Staatssache in 
die Hand genommen. In Mecklenburg waren die Hauptlinien ur- 
sprünglich als Gesellschaftsbahnen erbaut, dann vom Landes- 
herrn persönlich erworben und von ihm im Jahre 1873 an eine 
Privatbahngesellschaft, die der Friedrich-Franz-Bahnen, ver- 
äußert, die erst im Jahre 1889 mit den meisten übrigen Privat- 
bahnen des Landes verstaatlicht wurde. 


Aus dem beigegebenen Diagramm (Tafel I) er- 
gibt sich sowohl die Längenentwicklung wie der 


Fortgang der Verstaatlichung bei den deutschen. 


Bahnen in übersichtlicher Weise. 


Wenn sich also mit den geschilderten geringen ` 
Ausnahmen bis zum Jahre 1885 in ganz Deutschland 
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das Staatsbahnsystem zur Herrschaft durchgerungen 
hatte, so gab es hiervon doch fast überall eine Aus- 
nahme: die Bahnen untergeordneter Bedeutung, die 
schon erwähnten Nebenbahnen überließ man vielfach 
dem privaten Unternehmungsgeist. 


Sie hatten sich mit dem fortschreitenden Ausbau des Eisen- 
bahnnetzes und der damit zusammenhängenden Herausbildung 
verschiedener Arten von Eisenbahnen je nach Stärke des Be- 
triebes und Verkehrs, Bauart und Ausrüstung schon längst als 
eine besondere Gattung von Eisenbahnen entwickelt. Bereits 
im Jahre 1865 war der Gedanke aufgetaucht, Eisenbahnen für 
geringen, meist örtlichen Verkehr und hauptsächlich zur wirt- 
schaftlichen Hebung der durchzogenen Gegenden nach be- 
sonderen erleichternden Regeln und Bestimmungen zu bauen. 
(Siehe hierüber Näheres im Kap. XXXVIII.) 

Der Verein deutscher Eisenbahnverwaltungen hatte, wie 
oben erwähnt, im Jahre 1869 Grundzüge für solche Bahnen auf- 
gestellt. Fürst Bismarck griff diese Anregung schon im Jahre 
1870 vor dem Kriege lebhaft auf, aber erst im Jahre 1878 kam 
es zur Einführung einer besonderen vom Reichskanzler er- 
lassenen „Bahnordnung für deutsche Bahnen untergeordneter 
Bedeutung“, durch die für den Bau und Betrieb solcher Bahnen 
besondere Vorschriften gegeben wurden, die namentlich von der 
Notwendigkeit einer ständigen Bewachung und Absperrung der 
Bahnübergänge beim Vorbeifahren der Züge absahen, die höchste 
Fahrgeschwindigkeit auf 30 km in der Stunde festsetzten und 
nach allen Richtungen mildere sicherheitspolizeiliche Bestim- 
mungen trafen. Den ausgiebigsten Gebrauch von diesen Er- 
leichterungen machten natürlich die Staatsverwaltungen selbst, 
da es auf Grund dieser Bahnordnung möglich war, mit ver- 
hältnismäßig geringen Kosten Strecken zu bauen und deren 
Wohltaten Gegenden zuzuwenden, für die der höhere Aufwand 
eines Hauptbahnbaues unwirtschaftlich gewesen wäre. 


Ein besonderes System von Nebenbahnen schuf Sachsen, 
indem es eine Anzahl von Schmalspurbahnen mit 75 cm Spur- 
breite baute, die sich für die gewundenen Flußtäler des Landes 
mit ihren reichen Industrien besonders eigneten. Nach der 
Reichsstatistik für 1885 gab es am Schlusse dieses Jahres in 
Deutschland bereits 6659 km Nebenbahnen, von denen sich 
5145 km in Staatsbetrieb und 1514 km in Privatbetrieb befanden. 

Bayern hatte, unabhängig von der erwähnten für das Reich 
erlassenen Bahnordnung, schon seit 1869 sogen. Vizinalbahnen 
in größerer Anzahl erbaut, für die ähnliche erleichternde Be- 
stimmungen zugelassen wurden, wie sie der Verein deutscher 
Eisenbahnverwaltungen für die Sekundärbahnen vorsah. Die 
Länge dieser Vizinalbahnen, die alle vom Staat erbaut und be- 
trieben wurden, erreichte schließlich im Jahre 1876 168 km, zu 
dem Baukapital mußten die beteiligten Gemeinden etwa 10% 
beitragen. Seitdem sind neue Vizinalbahnen in Bayern nicht 
entstanden, vielmehr ging dieser Staat durch Gesetz vom 
28. April 1882 zum Bau von sogen. Lokalbahnen über, die sich 
tunlichst an die örtlichen Verhältnisse anpassen sollten und im 
Bau und Betrieb größte Vereinfachung anstrebten. Er hat mit 
diesem System zweifellos große Erfolge erzielt, da sich die 
staatlichen Lokalbahnen über das ganze Land ausgebreitet haben 
und mit einem sehr geringen Aufwand gebaut sind. Ende 1893 
waren 27 solcher Lokalbahnen mit 612 km Länge im staatlichen 
Betriebe, deren kilometrische Anlagekosten nur 52310 M. be- 
trugen. 


11. Zeit von 1886—1900. 


Mit dem Jahre 1886 trat das deutsche Eisenbahn- 
wesen in einen Zeitabschnitt ein, der in der Haupt- 
sache der inneren Ausgestaltung gewidmet war. Seit 
jenem Jahre bis zum Ablauf des 19. Jahrhunderts sind 
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im Eisenbahnwesen nur wenige Ereignisse von ge- 
schichtlicher Bedeutung zu verzeichnen, um so größer 
waren aber die steten Fortschritte der äußeren und 
inneren Entwicklung, in der Verwaltung, im Verkehr, 
Betrieb und Bau, in der finanziellen Bedeutung und 
der technischen Vervollkommnung. Die Verstaat- 
lichungen setzten sich auch in den nächsten Jahren 
in der Ausdehnung auf kleinere Bahnen noch fort, in 
Preußen wurden bis 1890 noch rund 1000 km Privat- 
bahnen (u. a. Berlin-Dresden, Nordhausen-Erfurt, 
Oberlausitzer, Unterelbesche, Westholsteinische 
Marschbahn), im übrigen Deutschland rund 678 km 
verstaatlicht, darunter namentlich das Mecklen- 
burgische Eisenbahnnetz mit rund 610 km. 


Über das Anwachsen des Netzes, des Verkehrs, 
der Einnahmen und der Überschüsse gibt nach- 
stehende Tabelle Aufschluß: 


Aber mit diesen Zahlen, so überraschend und ge- 
waltig sie erscheinen mögen, ist doch die Entwicklung 
des deutschen Eisenbahnnetzes in jenem Zeitraum 
keineswegs erschöpfend dargestellt. Denn gerade in 
diese Zeit fallen die ersten Anfänge des Kleinbahn- 
netzes. 


Hatte man sich, wie wir sahen, schon 1878 genötigt 
gesehen, für Bahnen untergeordneter Bedeutung besondere 
Bestimmungen zu erlassen, hatte Bayern durch sein Lokal- 
bahngesetz von 1884 unzweifelhafte Erfolge erzielt, so drängte 
das stetig wachsende Bedürfnis, auch in verkehrsarmen 
Gegenden der Wohltat der Eisenbahnen teilhaftig zu werden, 
diese so billig wie möglich bauen und betreiben zu können, 
zu weiteren Schritten. Ein solcher von höchst segensreichen 
Folgen war vor allem das preußische Gesetz vom 28. Juli 1892 
über die Kleinbahnen und Privatanschlußbahnen, das den Anstoß 
zu der Entwicklung einer ganz neuen Art von Verkehrsunter- 
nehmungen gab, die man mit Recht im Gesetz als Kleinbahnen 
bezeichnete. Denn sie hatten mit den Eisenbahnen zwar die Fort- 
bewegung von Fahrzeugen auf metallener Spur gemeinsam, 
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I. Bahnen mit normaler Spurbreite. 


1 | Eigentumslänge der Bahnen 
2 | Davon (1) Hauptbahnen 

3 Ai Nebenbahnen 
4 


waltete Privatbahnen . : 
> » Privatbahnen unter Staatsverwaltung . 
6 Privatbahnen unter eigener Verwaltung . 
7 Länge der vorhandenen Gleise . 
8 zweiten und mehr Gleise 


” ” ” 


9 | Beschaffungskosten der Lokomotiven einschl. Motorwagen 


10 K der Personenwagen 

11 È der Güterwagen . 

12 der Betriebsmittel zusammen . 
13 | Zahl der "geleisteten Wagenachskilometer . 

14 ER > Bruttotonnenkilometer 

15 u > Personenkilometer 

16 Gütertonnenkilometer 


17 Verwendetes Anlagekapital ; 
18 | Auf das Kilometer Eigentumslänge a). 
19 | Einnahmen aus dem Personenverkehr 


20 ” (19) auf 1 Kilometer Betriebslänge . 

21 m aus dem Güterverkehr . t 

-= „ (21) auf 1 Kilometer Betriebslänge . 

23 | Gesamteinnahmen . ee 3. ee 
24 » (23) auf 1 Kilometer Betriebslänge 
25 | Einnahme auf 1 Personenkilometer (15) 

26 m „ 1 Gütertonnenkilometer (16) 

27 | Betriebsausgabe insgesamt : 

28 "~ auf 1 Kilometer Beiriebslänge s 

29 | Betriebsüberschuß . s k 
30 » au Kilometer Betriebslänge : 
31 | Betriebskoeffizient s 

32 | Überschuß in Prozenten des Anlagekapitals ; 


II. Schmalspurbahnen. 


Bahnlänge . 

Anlagekapital N ee 
5 auf das Kilometer Bahnlänge . 

Betriebskoeffizient E a 

Überschuß in Prozenten des Aningeknpiisis R 


SEHE 


» Staatsbahnen und für Rechnung des Staats ver- 


38 048 km 
30 748 
7 300 


33 249 
275 
4525 
64 903 
11 077 
589 Mill. M. 
180 » » 
IB » » 


1507 Mill. M. 

10 147 Mill. 
64875 „ 

8 346 ” 
16489 „ 
9818 Mill. M. 
258 941 M. 
285 Mill. M. 
7671 M. 
693 Mill. M. 
18403 M. 
1022 Mill. M. 
27 066 M. 
3,29 Pf. 
4,08 Pf. 
562 Mill. M. 
14873 M. 


450'/» Mill. M. 


12207 M. 
54,95 
4,66 


558 km 


25,71 Mill. M. 


50581 M. 
56,58 
3,22 


49 930 km 
32278 „ 
17652 „ 


45 886 


4044 

93 241 

17 970 
832 Mill. M. 


1188 


2405 Mill. M. 
18790 Mill. 
113229 „ 
20071 „ 
36927 „ 


12749 Mill. M. 


255 605 M. 
551 Mill. M. 
11308 M. 
1271 Mill. M. 
25642 M. 
2034 Mill. M. 
40 846 M. 
2,75 Pf. 
3,66 Pf. 
1290 Mill. M. 
25956 M. 
741 Mill. M. 
14908 M. 
63,52 
5,91 


1800 km 
98,73 Mill. M. 
61 928 M. 
84,65 
1,38 


Bemerkung 


Alle Angaben dieser 
Tabelle sind der im Reichs- 
Eisenbahn-Amt bearbeiteten 
Deutschen Eisenbahn-Sta- 
tistik entnommen, nur hat 
eine Abrundung in der 
Weise stattgefunden, daß 
bei den Längenangaben die 
Kilometer und bei den Geld- 
angaben die Millionen ab- 
gerundet sind. 

Für 1886 ist die „Über- 
sichtliche Zusammenstel- 
lung der wichtigsten An- 
gaben der Deutschen Eisen- 
bahnstatistik* für das Rech- 
nungsjahr 1885/86 benutzt 
d. h. für den Zeitraum vom 
1. April 1885 bis 31. März 1886 
bei den Bahnen, die das 
Etatsjahr mit dem 1. April 
beginnen. 

Das Rechnungsjahr 1900 
der Statistik umfaßt bei den 
Bahnen mit dem Etatsjahr 
vom 1. April ab bekanntlich 
gleichfalls den Zeitraum 
vom 1. April 1900 bis 31. März 
1901. 
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aber im übrigen unterschieden sie sich durch ihre geringe Be- 
deutung für den allgemeinen Eisenbahnverkehr, ihre geringere 
Ausstattung und Leistung von jenen so wesentlich, daß es 
untunlich erschien, die reichsgesetzlichen Bestimmungen über 
das Eisenbahnwesen und das preußische Gesetz vom 3. No- 
vember 1838 auf sie anzuwenden. 


Das Kleinbahngesetz von 1892 war nicht nur erforderlich, 
um für das schon seit Jahren in Entwicklung begriffene 
Straßenbahnwesen eine gesetzliche Grundlage zu schaffen und 
um die Hindernisse zu beseitigen, die sich durch die hohen 
Anforderungen der erwähnten reichs- und landesgesetzlichen 
Bestimmungen der Entstehung von Eisenbahnen niederer 
Ordnung entgegenstellten, sondern es wollte zu der Schaffung 
Solcher Bahnen niederster Ordnung einen unmittelbaren Anreiz 
geben. Deshalb bestimmte es, daß gewisse den Provinzial- und 
Kommunalverbänden überwiesene Kapitalien und Summen 
auch zur Förderung des Baues von Kleinbahnen verwendet 
werden dürften. Bekanntlich hat in Preußen seither außerdem 
der Staat selbst das Kleinbahnwesen durch alljährliche Bei- 
hilfen, die durch das Anleihegesetz bewilligt zu werden 
pflegen, aufs lebhafteste unterstützt. 


Wie sehr das Kleinbahngesetz einem dringenden Verkehrs- 
und Wirtschaftsbedürfnis entsprach, ist daraus zu ersehen, daß 
in dem Zeitraum bis 1900 in Preußen nicht weniger als 8083 km 
Kleinbahnen erbaut oder doch genehmigt wurden, die nicht 
weniger als 333 verschiedenen meist rein örtlichen Unter- 
nehmungen gehörten. 

Auch einige andere deutschen Staaten folgten in der 
Regelung des Kleinbahnwesens dem preußischen Beispiele, so 
Württemberg, Hamburg, Baden, Hessen, Oldenburg und 
Mecklenburg-Schwerin. 


In diese Zeit fällt auch die wichtige Neu- 
bearbeitung der vom Reiche erlassenen Ordnungen 
für den Betrieb der Eisenbahnen. 


An Stelle des Bahnpolizei-Reglements vom Jahre 1871 trat 
die Betriebsordnung für die Haupteisenbahnen Deutschlands 
vom 5. Juli 1892, an Stelle der Bahnordnung für deutsche 
Eisenbahnen untergeordneter Bedeutung vom 12. Juni 1878 trat 
die Bahnordnung für die Nebeneisenbahnen Deutschlands 
gleichfalls vom 5. Juli 1892. Beide Ordnungen sind, um dies 
hier vorweg zu nehmen, am 4. November 1904 in neuer Be- 
arbeitung unter dem Namen der Eisenbahn-Bau- und Betriebs- 
ordnung vom Reichskanzler erlassen und seit dem 1. Mai 1905 
in Gültigkeit. 


Die gewaltigen Aufgaben, die die Verwaltung des 
Seit der erwähnten Organisation von 1879 so unend- 
lich gewachsenen und sich fortwährend weiter aus- 
dehnenden preußischen Staatseisenbahnnetzes stellte, 
nötigten die Regierung zu einer abermaligen durch- 
greifenden Neuordnung. 


Nach dem Tode Kaiser Wilhelms I. im Jahre 1888, nach 
den wenigen Monaten des tragischen Kaisertums Friedrichs IL, 
nachdem alsdann sein Sohn Wilhelm II. die Regierung angetreten 
hatte und am 20. März 1890 Fürst Bismarck aus dem Amte 
geschieden war, hielt auch der Minister v. Maybach seine 
Stunde für gekommen. An seine Stelle trat der aus der Schule 
des westlichen Privatbahnwesens hervorgegangene Minister 
Thielen, dessen erste größere Tat die geschilderte Regelung des 
Kleinbahnwesens war und der sich dann alsbald der notwendig 
gewordenen Neuordnung der Staatseisenbahnverwaltung wid- 
mete. Die etwas schwerfällige Zwischeninstanz der Betriebs- 
ämter wurde beseitigt, die Zahl der Direktionen auf 20 
vermehrt, die bei den bisherigen Direktionen bestehenden 
Abteilungen wurden aufgehoben und den Präsidenten größere 
Machtbefugnis zu einheitlicher Behandlung der Geschäfte 
gegeben; unmittelbar unter den Direktionen wirkten als aus- 
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übende Dienststellen die Inspektionen, und zwar Betriebs- 
inspektionen für Bahnunterhaltung und Betrieb, ferner Ver- 
kehrs-, Maschinen-, Werkstätten- und Telegraphen-Inspektionen 
für die durch ihren Namen gekennzeichneten Dienstzweige. Es 
wurde durch diese Neuordnung zweifellos eine erhebliche 
Personalersparnis und eine wesentliche Vereinfachung des 
Dienstes herbeigeführt, an Stelle des bureaukratischen Zuges 
der Maybachschen Organisation trat eine beweglichere Hand- 
habung der Geschäfte. Die Neuordnung bewährte sich vor- 
trefflich und besteht mit einigen allerdings wichtigen Ände- 
rungen noch jetzt. Die gleichzeitig durchgeführte erhebliche 
Vereinfachung des Geschäftsgangs ist auch für andere Zweige 
der preußischen Staatsverwaltung vorbildlich geworden. 


Ein weiterer bedeutungsvoller und eigenartiger 
Vorgang im deutschen Eisenbahnwesen war der eben- 
falls vom Minister Thielen betätigte Abschluß der 
preußisch-hessischen Eisenbahn-Betriebsgemeinschaft 
im Jahre 1896; damit war zugleich die Verstaatlichung 
des großen mit den preußischen Staatsbahnlinien am 
Mittelrhein und der Main-Neckar-Bahn in scharfem 
Wettbewerb stehenden Privatbahnunternehmens der 
hessischen Ludwigsbahn verbunden. 


Nach dem Staatsvertrag vom 21. Juni 1896 wurde diese 
Bahn von Preußen und Hessen gemeinschaftlich angekauft, 
Hessen überließ aber an Preußen die Verwaltung nicht nur 
dieser, sondern auch seiner eigenen, der sogen. oberhessischen 
Staatsbahnen. Die geschaffene Gemeinschaft bestand darin, 
daß die Einkünfte des gesamten Eisenbahnnetzes nach be- 
stimmten Grundsätzen zwischen beiden Staaten geteilt wurden. 
Auch erhielt die zur Verwaltung der bisherigen hessischen 
Ludwigsbahn-Linien und einiger anderen in Mainz errichtete 
staatliche Eisenbahndirektion die Bezeichnung als Königlich 
preußische und Großherzoglich hessische, ein Teil der oberen 
Beamten wurde von der hessischen Regierung ernannt und 
auch dem preußischen Ministerium der öffentlichen Arbeiten 
ein hessischer vortragender Rat beigegeben. Die finanziellen 
Ergebnisse dieser Gemeinschaft waren für Hessen glänzend, 
da an Stelle der früheren Zuschüsse zur Verzinsung der Eisen- 
bahnanleihen alsbald erhebliche Überschüsse traten. Auch die 
Verhältnisse des Betriebes und Verkehrs auf den verstaat- 
lichten Linien besserten sich zusehends, da die Privatbahn in 
den letzten Jahren nur die dringendsten Aufwendungen ge- 
macht hatte, der lästige Wettbewerb nun iortfiel und eine 
zweckmäßigere Verteilung im Personen- und Güterzug-Fahr- 
plan eintrat. Als eine große Wohltat für die Bevölkerung 
erwies sich die Einführung der IV. Wagenklasse mit dem Satz 
von 2 Pi. für das Personenkilometer. Alles in allem kann man 
den erwähnten Staatsvertrag wohl als ein Meisterstück in der 
glücklichen Lösung schwieriger und verwickelter Fragen be- 
zeichnen. Auch bedeutete er offenbar einen Schritt auf dem 
Wege zu einer größeren Vereinheitlichung des deutschen Eisen- 
bahnwesens, da es hier gelungen war, nicht nur eine bedeutende 
Privatbahn dem preußischen Staatsbahnnetz hinzuzufügen, 
sondern auch zwischen zwei Staaten eine Betriebsgemeinschaft 
zu begründen. 


Die ausgezeichneten finanziellen und wirtschaftlichen Er- 
folge dieser Betriebsgemeinschait hatten trotz lebhaiter 
Anfeindungen doch die Wirkung, daß vor allem in Württem- 
berg, dessen Eisenbahnnetz zwischen Bayern und Baden ein- 
gekeilt ist, lebhafte Wünsche nach dem Abschluß eines 
ähnlichen, wenn auch die Selbständigkeit des kleineren Staates 
in der Gemeinschaft stärker wahrenden Vertrags laut 
wurden. Dem nationalen Gedanken nach einer größeren Ein- 
heit im deutschen Eisenbahnwesen gab dieser preußisch- 
hessische Vertrag überhaupt neue Nahrung, wie wir bei der 
Darstellung der Eisenbahnvorgänge im neuen Jahrhundert 
sehen werden. 


Als ein Ereignis von allgemeiner Bedeutung für 
das deutsche Eisenbahnwesen müssen hier auch die 
glänzenden Festtage erwähnt werden, mit denen der 
Verein deutscher Eisenbahnverwaltungen im Juli 1896 
in Berlin sein 50 jähriges Bestehen feierte. 


Mit Stolz konnte dieser auf seine 50 jährige Entwicklung 
zurückblicken. Aus ganz Mitteleuropa waren die Eisenbahn- 
männer herbeigeeilt, um sich der erzielten Erfolge zu freuen und 
neue Aufgaben in die Hand zu nehmen. Es war kein Zufall, 
daß die Feier am Sitze der geschäftsführenden Verwaltung, in 
Berlin, stattfand; dort begrüßte der preußische Minister der 
öffentlichen Arbeiten, v. Thielen, als der Leiter des größten 
Verkehrsunternehmens der Welt, die Gäste im Namen des 
deutschen Kaisers und Königs von Preußen. Als den leitenden 
Gedanken, der sich als roter Faden durch die große Zahl der 
Festreden hindurchzog, kann man das Bewußtsein bezeichnen, 
daß in dem vergangenen halben Jahrhundert den Eisenbahnen 
ein Hauptanteil an den gewaltigen Fortschritten der Kultur und 
des wirtschaftlichen Gedeihens gebühre. 


Aus diesem Zeitabschnitt ist ferner ein wichtiger 
Vorgang zur Vereinheitlichung des europäischen 
Verkehrsrecht zu erwähnen, der Abschluß des Inter- 
nationalen Übereinkommens über den Eisenbahn- 
Frachtverkehr vom 14. Oktober 1890, das zwischen 
dem deutschen Reiche Belgien, Luxemburg, den 
Niederlanden, Österreich-Ungarn, Rußland und der 
Schweiz vereinbart wurde und am 1. Januar 1893 Ge- 
setzeskrait erhielt. 

Es schuf die Anfänge eines internationalen Frachtrechts, er- 
leichterte und förderte diesen Verkehr sehr erheblich, nötigte 
aber dazu, die innerstaatlichen Bestimmungen in tunlichste Über- 
einstimmung zu bringen. Es war deshalb auch eine Umarbeitung 
der den Güterverkehr betreffenden Bestimmungen des deutschen 
Betriebsreglements vom Jahre 1874 erforderlich und so trat 
gleichzeitig mit dem Internationalen Übereinkommen die Ver- 
kehrsordnung für die Eisenbahnen Deutschlands vom 15. No- 
vember 1892 ins Leben. Wenige Jahre darauf bedingten die 
Bestimmungen des neuen deutschen Handelsgesetzbuchs vom 
10. Mai 1897 abermals eine Umarbeitung, die in den Jahren 1898 
und 1899 durchgeführt wurde, so daß eine neue Eisenbahn-Ver- 
kehrsordnung vom 26. Oktober 1899 seit dem 1. Januar 1900 
in Kraft treten mußte. Diese wurde neuerdings wieder um- 
gestaltet; die jetzt geltende Eisenbahnverkehrsordnung (EVO.) 
ist seit dem 1. April 1909 in Kraft. 

In Zusammenhang mit diesen gesetzgeberischen 
Arbeiten wurden von dem Deutschen Eisenbahn-Ver- 
kehrsverband, der im Jahre 1886 an Stelle des sogen. 
Tarifverbands getreten war und zu dem fast alle 
deutschen Eisenbahnen gehören, einheitliche Ab- 
fertigungsvorschriften für die Beförderung von Per- 
sonen, Reisegepäck, Leichen, lebenden Tieren, Fahr- 
zeugen, Eil- und Frachtgütern ausgearbeitet, die nach 
langen Verhandlungen in den Jahren 1891 und 1892 
zum 1. Januar 1893 eingeführt wurden. 

Diesem Verband fällt nach seinen Satzungen die Fortbildung 
aller auf das gesamte Abfertigungswesen im Personen- und 
Güterverkehr bezüglichen Vorschriften und die Herbeiführung 
einer tunlichsten Übereinstimmung auf diesem Gebiet zu. Er 
hat hier eine sehr segensreiche Tätigkeit entfaltet. Seine Ge- 
schäftsführung wurde von Anbeginn an durch die Königliche 
Eisenbahndirektion Hannover besorgt. 


Der deutsche Eisenbahnverkehr machte in dem 
Zeitabschnitt von 1886—1900, wie schon aus den 
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Zahlen der Tabelle zu ersehen, nach allen Richtungen 
höchst überraschende Fortschritte. Die Verwaltungen 
folgten durch verbesserte Einrichtungen den Bedürf- 
nissen des Verkehrs, und dieser wieder wuchs infolge 
der Verbesserungen. Die Personen- wie die Güter- 
tarife zeigten überall die Neigung herabzugehen; nicht 
so sehr infolge der Herabsetzung der regelmäßigen 
allgemeinen Tarife als vielmehr infolge der fort- 
während zunehmenden Gewährung von Ermäßi- 
gungen für bestimmte Verkehrsbeziehungen oder 
Herabsetzungen von Gütern aus einer Klasse in die 
andere. 

Im Personenverkehr ist die in diesen Zeitraum fallende groß- 
artige Entwicklung des sogen. Rundreiseverkehrs innerhalb der 
zum Verein deutscher Eisenbahnverwaltungen gehörigen Bahnen 
und noch über diese hinaus zu erwähnen, durch den bei ge- 
schlossenen Rundreisen von mehr als 600 km Länge eine 25 
bis 33'/s% betragende Ermäßigung des regelmäßigen Fahrpreises 
gewährt wurde, ferner die Einrichtung des Berliner Vorort- 
tarifs vom 1. Oktober 1891, durch den ein sehr ermäßigter 
Zonentarif zur Anwendung kam; die auf Grund dessen aus- 
gegebenen Monatskarten gewähren die Fahrten III. Klasse zu 
einem Tarif, nach dem in Wirklichkeit die Fahrten zu 1,8 Pf. 
für das Personenkilometer ausgeführt werden. Erst durch ihn 
ist die Entwicklung und das schnelle Wachstum von Groß-Berlin 
möglich geworden. Auch sonst wurden für Wohlfahrtszwecke, 
für Arbeiterfahrten u. a. in immer steigendem Maße Preis- 
herabsetzungen zugestanden, für Urlaubsreisen der Militär- 
personen wurde allgemein der Piennig-Tarif gewährt. 


Im Güterverkehr ist vor allem die am 1. April 1892 erfolgte 
allgemeine Einführung einer ermäßigten Stückgutklasse für 
Güter der Landwirtschaft und der Metallindustrie zu erwähnen; 
weiter am 1. April 1897 die allgemeine Einführung eines Roh- 
stofftarifs für alle Brennstoffe und am 1. Oktober 1898 die eines 
ermäßigten Staffeltarifs für Stückgüter. 


12. Neueinrichtungen im Betriebe und 
Bau. 


Sehr reich war der Zeitabschnitt an Neueinrich- 
tungen im Betriebe und Bau. Am 1. Mai 1892 wurden 
in Preußen die ersten D-Züge, d. h. Schnellzüge mit 
Durchgangswagen eingerichtet, durch die den 
Reisenden neben anderen Annehmlichkeiten vor allem 
die freie Bewegung innerhalb des ganzen Zuges er- 
möglicht wird. Die Einrichtung hat sich so be- 
währt, daß sie jetzt auf ganz Deutschland, ja auf eine 
Anzahl internationaler Schnellzüge ausgedehnt ist. 
In engem Zusammenhang damit stand die ständig 
vermehrte Einstellung von Schlaf- und Speisewagen, 
sowie von Drehgestellwagen, die ein sanfteres Fahren 
gestatten, weil das Rütteln durch die federnden Dreh- 
gestelle vermindert wird. Seit 1894 führte die Inter- 
nationale Schlafwagen-Gesellschaft in Brüssel ihre 
Expreßzüge über deutsche Linien, zuerst den Orient- 
Expreßzug Paris-Wien-Konstantinopel, dem dann 
eine ganze Anzahl anderer solcher Luxuszüge ge- 
folgt ist. 

Die Gasbeleuchtung und die Dampfheizung. wurde in dem- 
selben Zeitraum fast in allen Personenwagen deutscher Eisen- 
bahnen eingeführt. Auch die Schnelligkeit der durchgehen- 
den Züge wurde in diesem Zeitabschnitt gesteigert. Einzelne 
Züge erreichten in der norddeutschen Tiefebene eine Durch- 
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schnitts-Fahrgeschwindigkeit von mehr als 80 km in der Stunde. 
Durch die Einrichtung der Bahnsteigsperre wurde die Ab- 
fertigung der Personenzüge erleichtert und die Fahrkarten- 
kontrolle gesichert. 

Im Güterverkehr wurde überall die Ladefähigkeit der Güter- 
wagen erhöht, teils durch Verstärkung der Tragfedern, teils 
durch Neubeschaffung größerer Wagen. An Stelle der bisherigen 
regelmäßigen Tragfähigkeit von 10 t trat eine solche von 12,5 bis 
15 und mehr Tonnen. Vierachsige Fahrzeuge bis zu 30 t wurden 
für besondere Zwecke beschafft. Zur Bewältigung des Güter- 
verkehrs, zu rascherer Beförderung und tunlichster Vermeidung 
der Umladungen wurden die Güterzüge nach Arten getrennt, 
man unterschied und vereinbarte Ferngüterzüge für den Massen- 
güterverkehr, Durchgangsgüterzüge für Wagenladungen und 
geschlossene Stückgutladungen, endlich Ortsgüterzüge für den 
Nahverkehr aller Stationen. 


Den drängenden Anforderungen des Verkehrs 
entsprechend war man auf allen Gebieten erfolgreich 
bemüht, die Leistungen der Eisenbahnen zu erhöhen. 


Die Schienengewichte wurden vergrößert, die Schwellen- 
zahl vermehrt, nicht nur zweite, sondern auch dritte und vierte 
Gleise erbaut, Bahnhöfe ohne Zahl wurden erweitert, die Sicher- 
heitseinrichtungen wurden verbessert; die Fortschritte der Flek- 
trizität führten zu ihrer immer umfassenderen Anwendung im 
Eisenbahndienst. Sehr wichtig war für die Schnelligkeit der 
Zugfolge und die Sicherheit des Zugdienstes die Einführung der 
elektrischen Streckenblockung, die durch die Eisenbahn-Be- 
triebsordnung von 1898 für alle Bahnen mit besonders dichter 
Zugfolge vorgeschrieben ist. Es ist an dieser Stelle unmög- 
lich, alle die einzelnen Verbesserungen aufzuführen, die in diesem 
Zeitabschnitt auf technischem Gebiet durchgeführt wurden. Er 
war in dieser Hinsicht besonders fruchtbar, und es gelang da- 
durch, nicht nur die Leistungsfähigkeit der Anlagen, sondern 
auch die Sicherheit erheblich zu steigern, so daß die Unfall- 
ziffer der deutschen Eisenbahn-Statistik fortgesetzt sank. Waren 
im Jahre 1886 auf 1 Million Wagenachskilometer noch 0,33 Ver- 
unglückungen gekommen, so war diese Zahl im Jahre 1900 schon 
auf 0,18, also fast auf die Hälfte gesunken! 


Aus den besonderen Fortschritten auf dem Ge- 
biete des Eisenbahnbaus sei hier zunächst die Ein- 
führung des gemischten Zahnstangenbetriebes zur 
Überwindung großer Steigungen erwähnt. 

Die Halberstadt-Blankenburger Eisenbahn-Gesellschaft er- 


öffnete im Jahre 1886 die erste Strecke dieser Art in Deutsch- 
land, die Bahn von Blankenburg am Harz nach Tanne, 


Weiter muß hier besonders auf die zahlreichen 
großartigen Bahnhofsum- und -neubauten hinge- 
wiesen werden, die in diesem Zeitraum stattfanden. 


Hunderte von Millionen wurden für Neuanlagen von 
Rangier-, Güter- und Personenbahnhöfen sowie von Werkstätten 
aufgewendet. Aus der Zahl der völlig erneuerten Bahnhöfe 
nennen wir vor allem den Dresdener, der den Ruf des schönsten 
deutschen Personenbahnhofs lange Zeit behauptet, freilich 
auch mit allen Nebenanlagen den ungewöhnlich hohen Kosten- 
aufwand von rund 70 Millionen verursacht hat. Als stolzestes 
Denkmal des Eisenbahnbrückenbaues ist aus dieser Zeit die 
705 m lange Kaiser-Wilhelm-Brücke über das Wuppertal bei 
Müngsten zu erwähnen. 


13. Soziale Fürsorge. 


Ein bis dahin wenig gepflegtes Gebiet nahm in 
dem Zeitraum seit 1888 die Tätigkeit der Fisenbahn- 
verwaltungen in stets steigendem Maße in Anspruch, 


das der sozialen Fürsorge, wie sie durch die soziale 
Gesetzgebung des deutschen Reiches infolge der 
Kaiserlichen Botschaften von 1888 angebahnt wurde. 
Die Wohlfahrtspflege hat seitdem im Eisenbahnwesen 
einen um so breiteren Raum eingenommen, je größer 
das in ihm beschäftigte Personal war (im Jahre 1900 
bereits 537 000 Köpfe) und je stärker es durch den 
aufreibenden Dienst in Anspruch genommen wurde. 

Aus der großen Zahl der einschlägigen Einrichtungen nennen 
wir hier zunächst die allmählich durchgeführte Gewährung von 
Pensionen an alle ständigen Arbeiter, von Witwen- und Waisen- 
geldern für ihre Hinterbliebenen, die Übernahme der Unfall- 
versicherung für das Personal von Staatswegen, die Einrichtung 
und Verbesserung des Krankenkassenwesens und der bahnärzt- 
lichen, überhaupt der gesundheitlichen Pilege, die Festlegung der 
Dienst- und Ruhezeiten auf ein bestimmtes Maß, die die Be- 
diensteten gegen Überanstrengung schützt und ihnen die Pflege 
des Familienlebens ermöglicht, die Einrichtung der Sonntagsruhe 
im Verkehr der Güterzüge, die immer umifangreichere Be- 
schaffung von Dienstwohnungen mit Gärten für Beamte und 
Arbeiter, die Unterstützung der Baugenossenschaften aus Staats- 
mitteln, endlich die beginnende Errichtung von Erholungsheimen 
und Heilstätten. Schließlich sei hier die Pflege der Zusammen- 
gehörigkeit und der gegenseitigen Unterstützung zur Ver- 
besserung der wirtschaftlichen Lage durch die Gründung der 
Eisenbahnvereine erwähnt, die im Jahre 1897 bei den preußischen 
Staatsbahnen ihren Anfang nahm. Bis Ende 1900 waren schon 
64 Ortsvereine mit 50 000 Mitgliedern begründet, während ihre 
Zahl jetzt (1910) auf 733 mit 415062 Mitgliedern gestiegen ist. 
Ähnliche Einrichtungen bestanden auch bei den übrigen Staats- 
bahnen schon oder wurden in diesen und den folgenden Jahren 
ins Leben gerufen. 


14. Verwendung der Elektrizität als 
Triebkraft. 


Unter den Neuerungen, die das letzte Jahrzehnt 
des vorigen Jahrhunderts im Eisenbahnwesen brachte, 
war wohl keine so verheißungsvoll, wie die Verwen- 
dung der Elektrizität auch als Triebkrait. Man hatte 
sich ihrer schon seit den Anfängen der Eisenbahnen 
als eines unentbehrlichen Hilfsmittels bedient, um 
durch den Telegraphen Nachrichten und vor allem 
Zugmeldungen zu übermitteln. Aber allmählich er- 
oberte diese geheimnisvolle Kraft immer weitere An- 
wendungsgebiete. Dem Telegraphen folgte der Fern- 
sprecher, die elektrische Beleuchtung zunächst der 
großen Bahnhöfe, dann auch der Innenräume und der 
Eisenbahnwagen. Die Verwendung der Elektrizität 
für den Betrieb von Blockwerken, im Signalwesen und 
von Stellwerken, zur Stellung von Weichen und der 
mit ihnen verbundenen Signale wurde schon erwähnt. 
Doch in allen diesen Richtungen diente sie nur als 
Hilfskraft im Eisenbahndienst, dessen eigentliches 
Element die Dampfkraft war und blieb. Diese An- 
schauung hat freilich einen argen Stoß erhalten, seit 
man mehr und mehr dazu überging, die Elektrizität 
als Triebkraft zu gebrauchen. Es geschah dies zu- 
erst im Straßenbahnwesen. Nachdem Werner 
v. Siemens 1879 auf der Berliner Gewerbeausstellung 
die erste elektrische Eisenbahn vorgeführt hatte, 
ruhten die weiteren Versuche nicht. Amerika ging 
damit voran, seit Anfang der 90er Jahre wurden 


32 Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


auch in Deutschland Straßenbahnen elektrisch be- 
trieben. Von hier zu der Anwendung auf eigentliche 
Eisenbahnen, bei denen ähnliche Bedingungen vor- 
lagen, war nur ein Schritt und so sehen wir schon im 
Jahre 1896 den Baubeginn der elektrisch zu betreiben- 
den Hoch- und Untergrundbahnen in Berlin; elektri- 
sche Motorwagen verkehrten Ende des Jahrhunderts 
auf Strecken der württembergischen und pfälzischen 
Bahnen, und ein vollständiger elektrischer Versuchs- 
betrieb wurde im Laufe des Jahres 1900 mit einzelnen 
Zügen auf der Wannseebahn bei Berlin eingerichtet. 


15. Zeit von 1900 bis zur Gegenwart. 


Wenn wir in Vorstehendem den Zustand des 
deutschen Eisenbahnwesens geschildert haben, wie er 
sich am Schluß des vorigen Jahrhunderts darstellte, 
so erübrigt es nun noch, die seitdem verflossenen 
Jahre bis zur Gegenwart zu überschauen, soweit man 
von den Ereignissen sagen kann, daß sie schon der 
Geschichte angehören, und soweit die statistischen 
Ergebnisse vorliegen. Dies ist in der Hauptsache bis 
zum Schluß des Jahres 1908 der Fall. 


Der geographische Ausbau des Fisenbahnnetzes nahm 
seinen ungestörten Fortgang; bei den Hauptbahnen war dieser 
allerdings nur gering, desto lebhafter erweiterte sich das Netz 
der Neben- und Kleinbahnen. Erstere waren bis Ende 1908 auf 
34038 km, das Nebenbahnnetz auf 23316 km angewachsen. 
Die Länge der im Betriebe befindlichen nebenbahnähnlichen 
Kleinbahnen in Preußen und den anderen deutschen Ländern 
betrug 8801 km. Über die Längenentwicklung der vollspurigen 
Haupt- und Nebenbahnen Deutschlands in ihrer Verteilung auf 
Staats- und Privatbahnen von 1865 bis 1909, sowie über die 
Eigentumslänge der Staats- und Privatbahnen am Ende des 
Jahres 1879 (vor den großen Verstaatlichungen) und am Ende 
des Jahres 1908 (nach den großen Verstaatlichungen), alles 
dies zugleich in der Verteilung auf die einzelnen staatsbahn- 
besitzenden deutschen Bundesstaaten gibt die graphische Dar- 
stellung auf Tafel 1 anschauliche Auskunft. 


Wenn das Tempo, in dem die Längenausdehnung der 
Bahnen im neuen Jahrhundert wuchs, gegen die früheren Jahr- 
zehnte etwas verlangsamt erscheint, so war um so gewaltiger 
die Aufwendung für den inneren Ausbau des Netzes. Riesen- 
haft waren die Summen, die auf den Ausbau zweiter, dritter 
und vierter Gleise, der Bahnhöfe, der Brücken, der Werk- 
stätten, der Sicherheitsanlagen, auf die Vermehrung des Be- 
triebsmaterials und Verbesserungen und Erweiterungen aller Art 
verwendet wurden. Aus der Zahl der großen Bahnhofisbauten 
erwähnen wir hier nur einige, die sich dem Auge des 
Beschauers sogleich aufdrängen: die neuen Bahnhofsanlagen in 
Hamburg mit einem Gesamtkostenaufwand von zusammen 
rund 43 Millionen Mark, die Inangrifinahme der neuen Bahn- 
und Bahnhofsanlagen bei Leipzig, die mit ihrer im Jahre 1913 zu 
erwartenden Fertigstellung zu einem Kostenaufwand von 
112 Millionen Mark veranschlagt sind, die bei Stuttgart, Karls- 
ruhe, Basel, Dortmund mit gleichfalls gewaltigen Anschlags- 
summen, die neuen Bahnhöfe in Chemnitz, Eisenach und Erfurt, 
in Essen, in Aachen, in und um Cöln mit den neuen Rhein- 
brücken und einem Kostenanschlag von 60 Millionen, in und um 
Mainz mit der neuen Rheinbrücke, in und bei Wiesbaden, in 
und um Metz mit einem architektonisch höchst reizvollen 
Empfangsgebäude, endlich die fast vollendeten Bahnhofsneu- 
bauten in Nürnberg. Die Bahnhofsanlagen in und um Berlin be- 
finden sich in fortgesetzter Erweiterung und Umgestaltung, deren 
Gesamtaufwand schon bisher mehrere 100 Millionen ge- 
kostet hat. 


Eine nur einigermaßen erschöpfende Darstellung alles 
dessen, was in dieser Beziehung in Deutschland geschehen ist 
und noch fortgesetzt geschieht, erscheint untunlich. Hier muß 
der Hinweis genügen, daß außerdem zahlreiche große Güter- 
und Rangierbahnhöfe angelegt oder in der Ausführung be- 
griffen sind. Der Umfang der Aufwendungen, die auf allen 
diesen verschiedenen Gebieten im deutschen Eisenbahnwesen 
geleistet sind, erhellt am ersten aus der Zunahme des ver- 
wendeten Anlagekapitals der Eisenbahnen in dem Zeitraum 
von 1900—1908, es betrug im Jahre 1900 rund 12 749 407 000 M. 
im Jahre 1908 rund 16 266 036 000 M., die Gesamtzunahme also 
3516629000 M., die durchschnittliche jährliche Zunahme rund 
440 Millonen Mark. 


16. Eisenbahnpolitik. 


Recht bewegt war dieser Zeitraum in der deut- 
schen Eisenbahnpolitik. Das Staatsbahnsystem 
machte weitere Fortschritte. 


Die nächste Wirkung des oben beschriebenen Gemeinschaits- 
vertrags mit Hessen war, daß auch die Verhältnisse der Main- 
Neckar-Bahn zu einer Neuregelung drängten. Die Verwaltung 
dieser im Gemeinschaftsbesitz von Preußen, Hessen und Baden 
befindlichen, als Mittelglied der Verkehrslinie von Frankfurt a. M. 
rheinaufwärts sehr wichtigen Bahn war immerhin recht ver- 
wickelt und ein Hindernis für die zweckmäßige Verkehrsteilung. 
So kam es zu dem von Preußen, Hessen und Baden gemein- 
schaftlich geschlossenen Vertrage vom 14. Dezember 1901, be- 
treffend die Vereinfachung der Verwaltung der Main-Neckar- 
Bahn, inhaltlich dessen auch der badische Teil dieser Bahn 
(Weinheim-Heidelberg) von der preußisch-hessischen Eisen- 
bahndirektion Mainz mit verwaltet werden sollte. Mit dem 
1. Oktober 1902 wurde die besondere Direktion der Main- 
Neckar-Bahn in Darmstadt aufgehoben. 


Der sehr tatkräftige preußische Eisenbahnminister Budde, 
der im Sommer 1902 an v. Thielens Stelle trat, begann seine 
Ministertätiekeit mit der Verstaatlichung einiger kleinerer 
Privatbahnen von zusammen rund 1000 km Länge (ostpreußische 
Südbahn, Marienburg - Mlawka, Dortmund - Gronau - Enschede 
u. e. a.), die in den Jahren 1903 und 1904 durchgeführt wurde. 
Wenige Jahre später (1908) erwarb Bayern das auf dem linken 
Rheinufer belegene Netz der pfälzischen Bahnen von 810 km Be- 
triebslänge und damit die durch Lage und Ausdehnung be- 
deutendste der noch vorhandenen Privatbahnen Deutschlands. 
Durch diese Erwerbung war das Staatsbahnsystem auch auf dem 
linken Rheinufer vollständig durchgeführt. 


Wichtiger noch als diese äußeren Ereignisse war 
die lebhafte Bewegung, die, von Württemberg aus- 
gehend, eine größere Vereinheitlichung des deutschen 
Eisenbahnwesens zum Ziel hatte. Hierzu gaben die 
dauernd trefflichen Finanzergebnisse der preußisch- 
hessischen Betriebsgemeinschaft im Gegensatz zu der 
recht ungünstigen Finanzlage der württembergischen 
Staatsbahnen den nächsten Anlaß. In den Jahren 1902 
und 1903 wurden diese Fragen in den Parlamenten 
Württembergs und anderer Staaten wiederholt er- 
örtert. Der in der Reichsverfassung ausgesprochene 
wahrhaft nationale Gedanke, daß die deutschen Eisen- 
bahnen als ein einheitliches Netz zu verwalten seien, 
kam immer von neuem zum Durchbruch, auch die 
deutschen Regierungen verschlossen sich der Über- 
zeugung nicht, daß auf dem Wege der Verständigung 
über Gemeinschaften in der Leitung und Teilung des 
Verkehrs, in der Benutzung, ja vielleicht Beschaffung 
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des Betriebsmittelparks noch Millionen zu sparen, 
großzügige Verbesserungen des Verkehrs zu erreichen 
seien, ohne daß man der reichsverfassungsmäßig fest- 
stehenden Selbständigkeit der einzelnen Bundes- 
staaten etwas vergebe. 

So kam es Ende September 1904 zu einer von den süd- 
deutschen Regierungen angeregten Beratung in Heidelberg, in 
der zwischen Preußen, Bayern, Württemberg und Baden eine 
Betriebsmittelgemeinschaft angebahnt wurde, deren Hauptziel 
die Verminderung der Leerläufe der Güterwagen sein sollte. 
Auch die Grundlagen einer von allen Seiten als notwendig an- 
erkannten Reform der Personentarife kamen hier zur Sprache. 

enige Monate später, Anfang Januar 1905, fanden in Berlin 
unter Preußens Vorsitz Beratungen von Vertretern aller deut- 
Schen Regierungen mit Staatsbahnbesitz statt, welche die Her- 
stellung einer Betriebsmittelgemeinschaft, die Personentarif- 
reform und die Beseitigung der Umleitungen im Güterverkehr 
zum Gegenstand hatten. 


17. Personentarifreform und Fahrkarten- 
steuer. 


Allerdings sind die Hoffnungen, die überall in 
Deutschland an diese Beratungen geknüpft wurden, 
nicht völlig in Erfüllung gegangen. Die geplante Ge- 
meinsamkeit des ganzen Fuhrparks kam nicht zu- 
Stande, aber es sind doch seitdem höchst wichtige 
Schritte auf dem Wege der Vereinheitlichung ge- 
Schehen: es wurden zunächst die bisher im gegen- 
Seitigen Wettbewerb geübten Umleitungen im Güter- 
verkehr in der Hauptsache beseitigt oder doch auf 
em sehr geringes Maß zurückgeführt, und es kam 
Weiter im Jahre 1906 nach langen Geburtswehen der 
Beschluß einer deutschen Personentarifrefiorm zu- 
Stande. 

Durch diese Reform wurden wenigstens im Personenverkehr 
der deutschen Staatsbahnen Einheitssätze geschaffen, eine Zwei- 
Pfennigklasse für die Minderbemittelten, wie sie in Norddeutsch- 
land als IV, Klasse seit langen Jahren überall bestand und als 
große Wohltat empfunden wurde, auch für Süddeutschland ein- 
geführt, das bisher in Norddeutschland übliche Freigepäck auf- 
gehoben und durch eine mäßige Gepäckfracht nach einheitlichem 

arif ersetzt. Die Rückfahrkarten wurden beseitigt. Sie waren 
Zwar wegen der in ihnen liegenden Ermäßigung beim Publikum 
Sehr beliebt, aber doch in ihrem Aufbau unlogisch, da die Ge- 
Währung an eine rein äußerliche mit der Leistung nicht zu- 
Sammenhängende Bedingung, die Rückkehr binnen einer be- 
Stimmten Frist geknüpft war. Die Einheitssätze wurden 
mit Ausnahme der I. Klasse auf den Satz ermäßigt, der 
den Rückfahrkarten zugrunde lag. Für Schnellzüge wurden 
Zuschläge nach einfachen Zonen eingeführt, dafür aber der seit 
der Einführung der D-Züge für deren Benutzung erhobene Zu- 
Schlag beseitigt. Unzweifelhaft war dieser Reformtarif ein 
großer Fortschritt durch die Klarheit und Übersichtlichkeit 
Seines Aufbaues. Er ermöglichte dem Reisenden eine bisher 
Nicht gekannte Freiheit der Bewegung, da er ihn von den Fristen 
und vorgeschriebenen Wegen der Rückfahrkarten und Fahr- 
Scheinheften befreite. Die Berechnung der Reisekosten inner- 
halb Deutschlands ist jetzt sehr einfach. Trotz der erwähnten 

Orteile war die öffentliche Meinung, die von jeder Reform eine 
Verbilligung des Reisens erwartet, einigermaßen enttäuscht. Das 
Publikum Norddeutschlands empfand namentlich die Aufhebung 
des Freigepäcks und die allgemeine Einführung der Schnellzugs- 
Zuschläge unbequem, obgleich. beide offenbar der Forderung 
Eines gerechten, die Leistungen der Eisenbahn berücksichtigenden 

arifs entsprachen. Ein weiterer, die öffentliche Meinung sehr 


ungünstig beeinflussender Umstand war die zum 1. August 1906, 
also neun Monate vor dem Inkrafttreten des Tarifs (1. Mai 1907) 
erfolgte Einführung des vom Reichstag beschlossenen, vom 
Bundesrat als eines der kleinen Mittel zur Abhilfe der Reichs- 
finanznot angenommenen Fahrkartensteuer. Sie ist an sich viel 
geringer, als manche ähnliche Steuern des Auslands, belastet die 
Fahrpreise mit durchschnittlich nur 2'/2%, bringt kaum 20 Mil- 
lionen Mark, trifft aber die Klassen höchst ungleichmäßig (die 
I. sehr hoch, die IV. ist frei) und hat daher sehr dazu bei- 
getragen, das Abwandern aus den höheren Klassen in die 
niederen zu begünstigen, das übrigens jetzt mit dem Steigen des 
Wohlstandes wieder meist zum Stillstand gekommen ist. Alle Welt 
ist von der Schädlichkeit oder doch äußersten Reformbedürftig- 
keit dieser Steuer überzeugt, dennoch ist es bisher weder zu der 
von der Reichsregierung beabsichtigten Aufhebung noch zur 
Reform gekommen, einmal weil bei dem Ausfall der Reichsfinanz- 
reform die Steuer nicht entbehrt werden konnte, dann weil fort- 
gesetzt andere dringendere Aufgaben vorlagen. Die Lösung 
dieser Frage ist also der Zukunft vorbehalten. 


18. Neuordnungen. 


Aus der ursprünglich geplanten Betriebsmittel- 
gemeinschaft entwickelte sich schließlich eine solche 
wenigstens der Güterwagen, wie sie durch den deut- 
schen Staatsbahnwagenverband geschaffen ist, der 
am 1. April 1909 ins Leben trat und schon jetzt höchst 
segensreiche allseitig anerkannte Erfolge in der 
Schnelligkeit des Wagenumlaufs, der Verminderung 
der Leerläufe und der erheblichen Ersparung an Ver- 
waltungskosten gezeitigt hat. 

Besonders erfreulich ist an diesen Erfolgen, daß das Zu- 
sammenarbeiten der deutschen Staatsbahnverwaltungen in dem 
Verband, dessen Leitung in den Händen des im Jahre 1907 neu 
geschaffenen preußischen Eisenbahn-Zentralamts ruht, zu einem 
regelmäßigen Meinungsaustausch über eine Reihe gemeinschaft- 
licher Fragen führt und das Gefühl der Gemeinsamkeit der 
deutschen Eisenbahninteressen stärkt. Irren wir nicht, so wird 
der dem Staatsbahnwagenverband zugrunde liegende glückliche 
Gedanke sich als noch weiter entwicklungsfähig erweisen. 


Aus der Eisenbahngeschichte der deutschen 
Einzelstaaten verdient in diesem Zeitraum namentlich 
die Neuordnung der bayerischen Staatsbahnverwal- 
tung durch den tatkräftigen Staatsminister v. Frauen- 
dorfer Erwähnung. 


Am 1. April i907 wurde die bis dahin das ganze bayerische 
Staatsbahnnetz verwaltende Generaldirektion der bayerischen 
Staatsbahnen in München aufgehoben und dort ein besonderes 
Ministerium für Verkehrsangelegenheiten errichtet. Diesem 
wurde die obere Leitung des Eisenbahnwesens übertragen, 
während 5 Eisenbahndirektionen in München, Augsburg, Nürn- 
berg, Regensburg und Würzburg die Leitung ihrer Bezirke über- 
nahmen; für eine Anzahl gemeinschaftlicher Angelegenheiten 
sind besondere Ämter, u. a. ein Tarifamt, ein Verkehrsamt, 
ein Baukonstruktions-, Maschinenkonstruktionsamt u. a. ein- 
gerichtet. Mit der Verstaatlichung der pfälzischen Bahnen trat 
für diese am 1. Januar 1909 eine Königliche Eisenbahndirektion 
in Ludwigshafen hinzu. Die Neuordnung hat sich bisher trefflich 
bewährt. 

Die Errichtung des preußischen Eisenbahnzentralamts in 
Berlin ist schon erwähnt. Diese Behörde ist den Königlichen 
Eisenbahndirektionen gleichgeordnet, ihr Geschäftskreis umfaßt 
für das ganze preußisch-hessische Staatsbahngebiet eine Reihe 
wichtiger Angelegenheiten, u. a. die Konstruktion und die Be- 
schaffung der Fahrzeuge, Oberbau- und Betriebsmaterialien und 
vor allem die Verfügung über den gesamten Güterwagenpark, 


3 


34 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


damit zusammenhängend die Leitung des deutschen Staatsbahn- 
wagenverbandes. Die Schaffung und Einrichtung dieser Be- 
hörde, die schon seither eine höchst erfolgreiche Wirksamkeit 
entfaltet hat, ist eine der bedeutendsten Amtshandlungen des 
neuen preußischen Ministers der öffentlichen Arbeiten, v. Breiten- 
bach, der im Jahre 1906 an Stelle des nach nur dreijähriger 
Ministertätigkeit verstorbenen Ministers v. Budde trat. 


Eine recht unerfreuliche Erscheinung im Eisen- 
bahnwesen, die ganz gleichmäßig bei fast allen Eisen- 
bahnen der Welt auftrat, war in den letzten Jahren 
das Sinken der Betriebsüberschüsse infolge der fort- 
gesetzten Steigerung der Ausgaben namentlich für 
Gehälter und Löhne in Verbindung mit einem verhält- 
nismäßigen Stillstand der Eisenbahn-Einnahmen. 

Der starke Rückschlag der Jahre 1907 und 1908 hatte bei 
dem Herrschen des Staatsbahnsystems in Deutschland eine sehr 
fatale Einwirkung auf die Staatsfinanzen überhaupt, ganz be- 
sonders in Preußen, wo die großartigen Überschüsse der Eisen- 
bahnverwaltung dazu geführt hatten, daß ein recht erheblicher 
Betrag zur Deckung der allgemeinen Staatsbedürfnisse ver- 
wendet werden konnte. Das stete Schwanken dieses Betrages 
führte zu einer lebhaften Erörterung über die Notwendigkeit 
einer festen Abgrenzung von Staats- und Staatseisenbahn- 
finanzen, die jetzt in Preußen und anderen deutschen Staaten 
mit Eisenbahnbesitz zu einer vorläufigen gesetzlichen Regelung 
geführt hat. 

Seit 1909 und namentlich im Laufe des Jahres 1910 ist 
überall in Deutschland ein sehr erfreulicher Aufschwung der 
wirtschaftlichen Lage eingetreten, der sich in einer fortgesetzten 
Steigerung der Eisenbahneinnahmen zeigt. Da es gleichzeitig 
meistens gelungen ist, die Ausgaben einzudämmen, so zeigten 
schon die Abschlüsse für 1909 eine bedeutende Besserung der 
Betriebsergebnisse. Der Betriebskoeffizient sank bei Preußen- 
Hessen von 74,62% im Jahre 1908 auf 68,99% für 1909, bei 
Württemberg von 77,9 auf 72%, bei Baden von 85,92 auf 
76,78%. Nur bei Bayern und Sachsen ist für 1909 noch eine 
geringe Erhöhung eingetreten. 


19. Neuerungen auf technischem Gebiet, 


Auf dem technischen Gebiet stehen unter den Er- 
eignissen seit 1900 allen voran die denkwürdigen 
Schnellfahrten mit elektrischen Triebwagen, die im 
Herbst 1903 von der zu diesem Zwecke aus den 
Kreisen der Elektrizitäts - Industrie gebildeten 
Schnellverkehrsgesellschaft auf der Strecke der 
preußischen Militärbahn Marienfelde-Zossen ausge- 
führt wurden und bei denen am 6. Oktober von dem 
Wagen der Gesellschaft Siemens & Halske eine 
Stundengeschwindigkeit von 200 km, einige Tage 
nachher von dem Wagen der Allgemeinen Elektrizi- 
täts-Gesellschaft sogar eine solche von 210 km er- 
reicht wurde. Bewundernd sah die Welt auf diese 


Glanzleistung der führenden deutschen Elektrizitäts- 
werke. 

Wesentliche praktische Folgen haben diese Versuchs- 
fahrten indessen nicht gehabt. Selbst das in Schnelligkeits- 
rekorden schwelgende Amerika hat bis jetzt weder jenen 
erreicht noch auch elektrische Bahnen mit höherer als der 
dampfeisenbahnüblichen Höchstgeschwindigkeit von etwa 100 
bis 110 km erbaut. Dennoch ist die Bedeutung jener Schnell- 
fahrten nicht zu unterschätzen. Sie haben die Überzeugung 
befestigt, daß die Zukunft im Schnellverkehr der elektrisch be- 
triebenen Bahnen gehöre. Die Anwendung dieser Kraft auch 
im Hauptbahnbetrieb hat in Deutschiand seit 1900 weitere 


Fortschritte gemacht: die Vorortbahn Berlin-Lichterielde-Ost 
wird seit 1903, die Hamburger Stadt- und Vorortbahn Blanke- 
nese-Altona-Hamburg-Ohlsdorf seit 1908 mit elektrischer Kraft 
und zwar mit einphasigem Wechselstrom betrieben. Die Cöln- 
Bonner Kreisbahnen verwenden von Anbeginn an elektrische 
Kraft. Ebenso aus neuester Zeit Drachenloch-Brechtesgaden- 
Königssee; großartige Elektrisierungspläne sind von den 
bayerischen Staatsbahnen für die Strecken in den wasser- 
reichen Alpen ausgearbeitet, die preußischen Staatsbahnen 
gehen mit der Elektrisierung zunächst der Strecke Magdeburg- 
Bitterfeld-Leipzig und Lauban-Hirschberg-Königszelt vor. Baden 
will zunächst die Wiesenthalbahn elektrisieren. Von dem elek- 
trischen Betriebe städtischer Schnellbahnen wird noch an 
anderer Stelle die Rede sein. 


Die Erfolge der Elektrizität ließen übrigens die 
Geister des Dampfes nicht ruhen. Der Bau der Loko- 
motive wurde immer mehr vervollkommnet und be- 
sonders durch die Erforschung der Kräfte des über- 
hitzten Dampfes, dessen seit etwa 1900 erfolgte prak- 
tische Anwendung im Lokomotivenbau in Deutsch- 
land ein Verdienst des Ingenieurs W.Schmidt in Cassel 
ist, gelang es, sowohl Wasser wie Kohle zu sparen, 
so daß deutsche Lokomotiven jetzt 300 km mit den 
Schnellzügen ohne Aufenthalt zurücklegen und sie 
mit einer Höchstgeschwindigkeit von 100 km an- 
standslos befördern können. 


Von den übrigen zahlreichen Fortschritten der letzten 
Jahre im technischen Eisenbahnbetriebe möge hier noch die 
Verwendung von Motorwagen als Ersatz für volle Personen- 
züge, die stete Vervollkommnung der Bremssysteme, der 
Signaleinrichtungen, des Oberbaues, die zunehmende Be- 
seitigung der Schienenübergänge, die Verwendnug des 
Betons bei den Bauten erwähnt werden. Eine vollständige 
Aufzählung ist im Rahmen dieser Darstellung untunlich. Doch 
mag hier noch auf einen Punkt hingewiesen werden, der bei 
dem Anblick der Eisenbahnbauten aller Art in den letzten 
Jahren besonders wohltuend berührt: die zunehmende Berück- 
sichtigung der architektonischen Schönheit. Das Bauwesen 
der neueren Zeit bei den Eisenbahnen hat sich in glücklichster 
Weise von der entsetzlichen Nüchternheit befreit, die bis in den 
Schluß des vorigen Jahrhunderts namentlich im äußeren An- 
blick der Dinstgebäude herrschte. Jedes Wärterhaus, jedes 
Bahnhofsgebäude, ja selbst die Stellwerkshäuser, die Wasser- 
türme, die Wegebrücken der letzten Jahre lassen erkennen, 
daß neben der Zweckmäßigkeit auch dem guten äußeren 
Ansehen der Baulichkeiten Rechnung getragen ist, ohne daß 
von unangebrachtem Luxus gesprochen werden kann. 


20. Schmalspurbahnen. 


War in den bisherigen Abschnitten hauptsächlich 
nur von den Eisenbahnen mit der sogen. Normalspur 
von 1,435 m in ihrer Einteilung in Haupt- und Neben- 
bahnen die Rede, so bedarf am Schluß unserer ge- 
schichtlichen Darstellung noch die Entwicklung der 
schon erwähnten Schmalspurbahnen und der Klein- 
bahnen einer kurzen Betrachtung. 

Die ersteren reichen in ihren Anfängen in das zweite Jahr- 
zehnt des deutschen Eisenbahnwesens zurück, die erste 
Strecke des jetzt zu den preußischen Staatsbahnen gehörigen 
hauptsächlich dem Güterverkehr dienenden Netzes der ober- 
schlesischen Schmalspurbahnen, das jetzt 166 km umfaßt, ist 
schon 1854 eröffnet, die sächsischen Schmalspurbahnen, die 
jetzt 443 km Länge haben, sind erst seit 1882 entstanden. 
Erstere haben eine Spurbreite von 0,785, letztere eine solche 
von 0,750 m.‘ Schmalspurbahnen sind über ganz Deutschland 
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verbreitet, ihre Spurbreiten schwanken zwischen 0,60 und 1 m. 
Die Reichseisenbahnstatistik von 1908 weist 2116 km Schmal- 
Spurbahnen mit den Spurbreiten von 1 m, 0,785 und 0,750 m 
nach, die als Nebenbahnen im Sinne der Eisenbahn-Bau- und 
Betriebsordnung vom 1. Mai 1905 betrachtet werden; von der 
angeführten Länge entfielen 942 km auf Staats-, 1174 km auf 
Privatbahnen, ihr Anlagekapital betrug 161550572 M., oder 
76527 M. für das Kilometer; als billigste erscheint die Weimar- 
Rastenberger Bahn mit nur 15690 M. Anlagekosten für das 
Kilometer. 

Außer diesen Schmalspurbahnen gibt es aber in Deutsch- 
land noch eine große Anzahl von solchen, die zu den Klein- 
bahnen im Sinne des preußischen Gesetzes von 1892 gehören. 
Deren Länge betrug nach der Statistik der Kleinbahnen des 
deutschen Reiches für 1908 nicht weniger als 6024 km, die sich 
auf alle preußischen Provinzen und die anliegenden Staaten 
ziemlich gleichmäßig verteilen. (Zeitschrift für Kleinbahnen 
Februarheft 1910 S. 87.) Die Spurbreite von 1 m und 0,750 m 
ist zu fast gleichen Teilen vertreten, 0,600 m haben nur 577 km, 
auffallend viele (1126 km) aber eine gemischte Spur. 


21. Kleinbahnen. 


Der Begriff der Kleinbahnen umfaßt nach der 
amtlichen Statistik des Vereins deutscher Straßen- 
bahn- und Kleinbahnverwaltungen für ganz Deutsch- 
land alle Straßenbahnen, für Preußen, Württemberg, 
Hamburg, Baden, Hessen, Oldenburg und Mecklen- 
burg-Schwerin, außerdem aber nebenbahnähnliche 
Kleinbahnen. 


Während der Begriff der Kleinbahnen, wie oben aus- 
geführt, durch das preußische Gesetz vom 28. Juli 1892 ge- 
Schaffen wurde, unterschied die Ausführungsanweisung vom 
13. August 1898 weiter zwischen städtischen und ähnlichen nur 
dem Personenverkehr dienenden Straßenbahnen auf der einen, 
und den nebenbahnähnlichen Kleinbahnen, die den Personen- 
und Güterverkehr von Ort zu Ort vermitteln, auf der anderen 
Seite, Diese zweite Art der Kleinbahnen, die im übrigen 
Deutschland großenteils den Nebenbahnen zugerechnet wird, 
at in Preußen eine sehr erhebliche Ausdehnung gewonnen. 
Die erwähnte Statistik führt nicht weniger als 263 selbständige 
Unternehmen dieser Art mit einer Streckenlänge von, wie 
Schon erwähnt, 8801 km auf, von denen 8390 in Preußen liegen. 
Mehr als * dieser Bahnen befanden sich im Besitz von 
Kreisen, Städten oder anderen kommunalen Verbänden. Der 
Betrieb wird indessen in großem Umfang nicht von den Eigen- 
tümern geführt, sondern von besonderen Betriebsunternehmern 
Oder Gesellschaften. Das Anlagekapital der sämtlichen 
hebenbahnähnlichen Kleinbahnen stellte sich 1908 auf 
630 Millionen Mark. Aufgebracht war dieses Kapital mit 
rund 143 Millionen durch die betreffenden Staaten, 68 Mil- 
lionen durch die Provinzen, 128 durch die Kreise, 67 
durch die Nächstbeteiligten, der Rest von 223 Millionen in 
Sonstiger Weise (Aktien und Schuldverschreibungen). Die 
erzinsung des Anlagekapitals war freilich nur gering, nur 
wenige dieser Bahnen bringen die landesübliche Rente auf; um 
So größer ist ihr volkswirtschaftlicher Nutzen; nur durch die 
Kleinbahnen ist es in manchen Fällen möglich gewesen, in den 
landwirtschaftlichen Bezirken Preußens, den kleinen Städten 
und dem flachen Lande, im weitesten Umfang die Wohltat einer 
Schienenverbindung zu verschaffen. 

An dieser Stelle müssen auch einige zu den Kleinbahnen 
gehörige andere Gattungen von Bahnen erwähnt werden, die 
in Deutschland für den Vergnügungsverkehr eine beschränkte 
Anwendung gefunden haben; es sind dies die Bergbahnen, die 
teils mittels des Drahtseils, teils mittels der Zahnstange große 
Steigungen überwinden. Wir erwähnen die Zahnradbahn auf 
dem Niederwald, auf dem Drachenfels und Petersberg im 
Siebengebirge, die Malbergbahn bei Ems, die Bergbahnen bei 


Heidelberg, die Drahtseilbahn auf den weißen Hirsch bei 
Dresden, die Schwebebahn bei Loschwitz u. a. Drahtseilhänge- 
bahnen, vielfach mit elektrischem Antrieb, werden auch in er- 
heblichem Umfang zur Förderung von Lasten da verwendet, wo 
eine Flächenbahn nicht angängig oder zu kostspielig sein würde. 

Daß auch die Straßenbahnen zu den Kleinbahnen im Sinne 
des preußischen Gesetzes und der Statistik gehören, erwähnten 
wir schon. Wir betrachten sie aber nicht als in den Rahmen 
dieser Darstellung fallend. 

Dagegen ist hier wegen ihrer stets wachsenden Bedeutung 
und ihrer hervorragenden Stellung im Verkehrsleben und im 
technischen Eisenbahnwesen, kurz der städtischen Schnell- 
bahnen mit besonderem Bahnkörper, zu gedenken. Die Eröfi- 
nung der ersten deutschen elektrischen Schnellbahn für den 
städtischen Verkehr, der Hoch- und Untergrundbahn in Berlin 
am 18. Februar 1902 war ein bedeutungsvolles Ereignis. Seit- 
dem hat sich dies erste Unternehmen erweitert und günstig 
weiter entwickelt, zahlreiche neue Unternehmen sind in Groß- 
Berlin aufgetaucht und mit ihnen höchst verwickelte Fragen 
der Konzessionserteilung und Linienführung. Aber trotz aller 
Schwierigkeiten und trotz der riesigen Kosten — diese be- 
trugen für das Kilometer der Schnellbahnstrecke Leipziger 
Platz-Spittelmarkt in Berlin beispielsweise nicht weniger als 
10 Millionen Mark — gehört den unter oder über der Straßen- 
fläche geführten städtischen Schnellbahnen mit elektrischem 
Betrieb die Zukunft, ohne sie ist eine Weiterentwicklung des 
großstädtischen Verkehrs nicht mehr denkbar. Von den 
deutschen Städten wird auf Berlin zunächst Hamburg folgen, 
wo bereits ein umfangreiches größtenteils unterirdisches 
Schnellbahnnetz in Ausführung ist. Nach einem ganz eigen- 
artigen System ist die gleichfalls hierher gehörige Elberfelder 
Schwebebahn gebaut, die seit dem Jahre 1904 den städtischen 
Verkehr zwischen Barmen, Elberfeld und Vohwinkel anstands- 
los vermittelt, aber bis jetzt ohne Nachfolge geblieben ist, 
obgleich seit mehreren Jahren ein Probestück in einer ver- 
kehrsreichen Straße Berlins aufgestellt ist. Die Schwebebahn 
ist bekannlich einschienige. Auf der hochliegenden Schiene 
laufen die Rädergestelle, an denen das die Personen auf- 
nehmende Fahrzeug aufgehängt ist. Der Betrieb ist sicher und 
billig. Grunderwerb wird fast gar nicht beansprucht. 


22. Kolonialbahnen. 


Wenn von der Geschichte des deutschen Eisen- 
bahnwesens die Rede ist, können auch die Kolonial- 
bahnen nicht unerwähnt bleiben. Seit der Eröffnung 
der ersten Eisenbahnstrecke, der von Swakopmund 
nach Windhuk 1902, wurde das Eisenbahnnetz der 
deutschen Schutzgebiete zuerst langsam und dann in 
schnellerem Tempo in Angriff genommen. Die in 
den letzten Jahren eingetretene lebhafte Entwick- 
lung des deutschen Kolonialbahnnetzes wird jeden 
Vaterlandsfreund mit wahrer Freude erfüllen. (Vgl. 
Kap. XXXIX.) 


23. Schlußübersicht. 


Wir schließen unsere Darstellung mit einer Über- 
sicht, die in gedrängter Kürze dem Leser eine Aus- 
wahl der wichtigsten Zahlenangaben vor Augen 
führen soll, aus denen die Entwicklung des deutschen 
Eisenbahnwesens und sein Einfluß auf das Wirt- 
schaftsleben in der Zeit von 1855 bis zur Jetztzeit zu 
ersehen ist. Wir wählen als Vergleichsiahr 1855, teils 
weil erst seit jener Zeit eine geordnete Eisenbahn- 
statistik vorhanden ist, teils weil die durch das Eisen- 
bahnwesen hervorgerufene gewaltige Umwälzung des 
ganzen Wirtschaftslebens erst von jenem Jahr an 
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ziffermäßig zu erfassen ist. 


Deutschland 


Größe 
Bevölkerung . 
Länge der Eisenbahnen 


Auf 10000 Einwohner kamen 
Eisenbahnen . er dein 
Auf 100 qkm kamen Eisenb. . 
Anlagekapital der Eisenbahnen 
Anlagekapital (6) auf den Kopf 
der Bevölkerung . . . . 
Zahl der gefahrenen Wagen- 
achskilometer re 
Wagenachskilometer (8) auf 
den Kopf der Bevölkerung 
Wagenachskilometer (8) auf 
l km Bahnlänge (3) 
Zahl der gefahrenen Personen- 
kilometer re 
Personenkilometer (11) aufden 
Kopf der Bevölkerung 
Zahl der gefahrenen Güter- 
tonnenkilometer s 
Gütertonnenkilometer (13) auf 
den Kopf der Bevölkerung 
Einnahme für das Personen- 
kilometer (durchschnittlich) 
Einnahme für das Gütertonnen- 
kilometer (durchschnittlich) 
Anzahl der beschäftigten Be- 
amten und Arbeiter 


18 | Reisegeschwindigkeit des 
schnellsten Zuges zwischen 
Berlin und Hamburg**) . 

19| Zahl der durchgehenden Per- 

sonenzüge zwischen Berlin 
u. Hamburg in jeder Richtung 
Zahl der Personenzüge auf der 
Strecke zwischen Berlin und 
Wittenberg in jeder Richtung 
21 | Zeitdauer der Reise mit den 
schnellsten Zügen Königs- 
berg — Basel Ber 
Zeitdauer der Reise mit den 
schnellsten Zügen Berlin— 
München 
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Die diesem Bande beiliegende Karte, auf der die einzelnen Eisenbahnen teils nach der Zeit i 
nach ihrer Natur als Staats-, Privat- 


In den ersten 20 Jahren 
war die Ausbreitung der Eisenbahnen in Deutschland 


526 260 qkm *) 


. 134 500 000 Einw.*)| 63000000 Einwohner 


7610 km 


zusammen 68 270 km 


2,2 km 
1,44 km 
1304 Mill. M 
37 M. 
1303 Mill. 
37 
171 209 
1089 Mill. 
31,2 
1084 Mill. 
31,4 
4,21 Pf. 


8,30 Pf. 


.[nicht zu ermitteln 


Gesamtzahl: 718455 


44,1 km 
in der Stunde 


-160 Stund. 47 Min. 


-|28 Stund. 27 Min. 


Zunahme 


540 778 qkm +2,7% 
+70%, 
7354 km vollspurige E. 
2116 „ schmalspur.E. 
8800 „ nebenbahnähnl. 


[Bieinbabneel, L TETE 


10,8 km 
13 km 
12691 Mill. M. 


um das Fünffache 
um das Neunfache 


201 M. um das Fünf- 
einhalbfache 
um das Zwanzig- 
fache 


um das Elffache 


26 042 Mill. 
413 


381 464 -+ 122,8 0, 


31 000 Mill. um das Neun- 

undzwanzigfache 

um das Fünfzehn- 

fache 

um das Zweiund- 
vierzigfache 

um das Dreiund- 
zwanzigfache 


492 
45840 Mill. 
728 
2,40 Pf. 
3,66 Pf. 
156 auf d. vollspur. E. 
5940 „ „schmalsp.E. 


13359 „ »„ nebenbahn- 
[ähn!. Kleinb. 


1910 


83,1 km in der Stunde +8,50), 
11 um das Fünffache 
33 um das Elffache 


24 Stunden 29 Minuten 


10 Stunden 4 Minuten 


um d. Neuneinhalbf. 


— 60 


— 35 0 


noch nicht allgemein genug, um ihre Einwirkung mit 
genügender Sicherheit zu erkennen. 


Bemerkungen 


*) Ohne Elsaß-Loth- 
ringen, aber mit Schles- 
wig-Holstein, 


**) Die Ermittlungen 
zu 18—22 sind auf Grund 
der Angaben des im 
Königl. Post - Cours- 
Bureau in Berlin her- 
ausgegebenen „Eisen- 
bahn-Post- und Dampf- 
schiff - Cours - Buches“ 
Sommer - Cursus 1855, 
und der Juni-Ausgabe 
des Reichskursbuchs für 
1910 angestellt. Für 1855 
sind die damaligen Zeit- 
unterschiede berück- 
sichtigt. 


hrer Entstehung, teils 
oder verstaatlichte Bahnen usw. durch Farben oder durch Zeichnung zu unterscheiden 


sind, dient diesem Kapitel als Ergänzung. Näheres ist aus den Erläuterungen auf der Karte selbst zu ersehen. 


Kapitel II. 


Linienführung und Bahngestaltung. 


Von Dr. Ing. Blum, Professor an der Königlichen Technischen Hochschule zu Hannover. 


1. Die Linienführung. 


A. Zweck und Umfang der Vorarbeiten. 


Alle Arbeiten, die notwendig sind, um eine neue 
Eisenbahn, wie überhaupt einen neuen Verkehrsweg 
zu schaffen, umfaßt man mit den Begriffen 
„Trassieren“ oder „Linienführung“ oder „Vor- 
arbeiten“, — drei Worte, die sich übrigens in ihrer 
üblichen Bedeutung nicht vollkommen decken. Die 
Arbeiten sind volks- und privatwirtschaftlicher, bau- 
und maschinentechnischer, sowie rechtlicher Natur. 

lerzu. treten bei vielen Eisenbahnen auch noch 
politische und strategische Erwägungen. 

Den Zweck der „Vorarbeiten“ kann man dahin zusammen- 
fassen, daß sie nachweisen sollen: 
die neue Linie ist volkswirtschaftlich zweckmäßig; 
sie ist betriebstechnisch möglich und dem Verkehrsbedürfnis 
gewachsen; 
Sie bedarf dazu einer bestimmten technischen Ausstattung; 


die vorgeschlagene Trasse ist unter den sonst noch mög- 
lichen Linien die günstigste, und zwar unter Berück- 
sichtigung aller dafür maßgebenden Momente; 


die Bahn kann finanziert werden oder sie bedarf besonderer 
Zuschüsse, 


Neben den sonstigen Gesichtspunkten erfordert 
nun vor allem die Klarstellung der technischen und 
wirtschaftlichen Fragen für jede einzelne Linie eine 
umfangreiche wissenschaftliche Bearbeitung. Nötig 
lst hierfür zunächst die Festlegung des ungefähren 

erlaufes der Linie in den besten vorhandenen 

arten und der Vergleich mit den sogen. „Varianten“, 
d. h. mit Linien, die demselben Verkehrsbedürfnis ent- 
Sprechend, aber ganz oder streckenweise einen 
anderen Verlauf zeigen. Dieser Vergleich ist nach den 
Gesichtspunkten der Verkehrsbedeutung, der Bau- 
und Betriebskosten und etwaiger besonderer Betriebs- 
Schwierigkeiten durchzuführen. Hierfür sind weiter 
genauere Entwürfe, Kostenanschläge für Bau und Be- 
trieb und Rentabilitätsberechnungen erforderlich. 


Die vollständige Trassierung einer Linie erfordert 
demgemäß einen hohen Aufwand von Mühe, Zeit und 
Geld. Nun werden aber viele Linien zwar trassiert, 
aber niemals gebaut, z. B. weil sich keine Rentabilität 
erzielen läßt, oder weil sich eine „Variante“ als zweck- 
mäßiger herausstellt. Außerdem sind mit dem 


Trassieren gewisse Belästigungen durch die Tätigkeit 
der Landmesser unvermeidlich, auch Beunruhigungen 
der Bevölkerung durch die Erregung von Hoffnungen 
auf den neuen Verkehrsweg. 


All’ dies drängt darauf hin, bei den Arbeiten eine 
Teilung vorzunehmen, indem zunächst nur über- 
schlägliche Ermittlungen und Berechnungen aus- 
geführt werden, auf Grund deren man sich dann 
darüber klar wird, ob der Entwurf endgültig abgelehnt 
oder ob er weiter verfolgt und — in bejahendem 
Fall — welche Variante zugrunde gelegt werden soll. 
Erst dann werden die Geldmittel bereitgestellt und 
die genauen Entwurfsbearbeitungen begonnen. 

Nach diesen Gesichtspunkten werden die Vor- 
arbeiten eingeteilt in allgemeine (generelle) und aus- 
führliche (spezielle) Vorarbeiten, — eine Einteilung, 
die sowohl für Staats- wie auch für Privatbahnen ein- 
gehalten wird und durch Gesetze und Verordnungen 
festgelegt ist. 


Die allgemeinen Vorarbeiten zu einer neuen Linie erhalten 
ihre Anregungen von den Eisenbahndirektionen, häufiger aber 
von den sogen. „Interessenten“ — Städten, Kreisen, Großgrund- 
besitzern, Industriellen, Militärbehörden. Die allgemeinen Vor- 
arbeiten werden von der obersten Landesaufsichtsbehörde ge- 
prüft und bilden bei Staatsbahnen die Grundlage, um die Be- 
willigung der erforderlichen Geldmittel bei den gesetzgebenden 
Körperschaften nachzusuchen; bei Privatbahnen wird auf Grund 
der allgemeinen Vorarbeiten die staatliche Genehmigung. zum 
Bau (Konzession) erteilt und das Enteignungsrecht verliehen. 

Die wichtigste Grundlage für die allgemeinen Vorarbeiten 
bilden in Deutschland die vorhandenen Karten, die so gut sind, 
daß besondere Aufnahmen durch Landmesser meist entbehrt 
werden können; insbesondere bieten die Karten des General- 
stabs, die „Generalstabskarten“ 1: 100000 und 1:50000, ferner 
die „Meßtischblätter“ 1:25000 mit Höhenschichtenlinien ein 
ausgezeichnetes Planmaterial; dazu kommen noch die geolo- 
gischen Karten und die vielfach vorzüglichen Pläne der Städte 
und Gemeinden (in Maßstäben von etwa 1:4000 oder 1: 5000). 

Bei Arbeiten im Ausland, z. B. in den Kolonien, sind natur- 
gemäß auch bei den allgemeinen Vorarbeiten Geländeaufnahmen 
nötig. — Die Ausarbeitung der Linien erfolgt aber nie nach den 
Karten allein, sondern ist stets das Ergebnis von Bereisungen, 
bei denen auch die wirtschaftlichen Verhältnisse des durch- 
zogenen Gebietes geprüft werden. 

Die der obersten Landesaufsichtsbehörde vorzulegenden Er- 
gebnisse der allgemeinen Vorarbeiten müssen enthalten: eine 
Übersichtskarte 1: 100 000 oder 1: 25 000, Lage- und Höhenpläne, 
einen Erläuterungsbericht, einen Kostenüberschlag, eine Denk- 
schrift und eine Ertragberechnung. Für den Kostenüberschlag 
ist hierbei ein „Normalbuchungsformular“ festgesetzt, das alle 


5. 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


Ausgaben nach 14 Titeln geordnet enthält, so daß kein wichtiger 
Posten vergessen werden kann und die Prüfung erleichtert wird. 
Bei Privatbahnen sind auch die Zinsen während der Bauzeit, 
etwaige Kursverluste und die ersten Rücklagen mit zu ver- 
anschlagen. 

Die ausführlichen Vorarbeiten werden erst begonnen, wenn 
bei Staatsbahnen die Geldmittel bewilligt sind oder wenn bei 
Privatbahnen die „Konzession“ erteilt ist. Bei den ausführlichen 
Vorarbeiten sind umfangreiche Geländeaufnahmen und Ab- 
steckungen nicht zu vermeiden. Die ebenfalls der obersten 
Landesaufsichtsbehörde vorzulegenden Ergebnisse der ausführ- 
lichen Vorarbeiten enthalten genaue Lage- und Höhenpläne in 
großem Maßstab und die Entwürfe zu allen wichtigeren Bau- 
werken. 


Wie sich aus dem Vorstehenden ergibt, sind die 
Vorarbeiten stets sowohl technischer wie auch wirt- 
schaftlicher Natur. Es hängen dabei aber Technik 
und Wirtschaft, wie auf allen Gebieten der Technik 
so eng zusammen, daß man beide unbedingt einheit- 
lich erfassen und nach einheitlichen Gesichtspunkten 
bearbeiten muß; jede Änderung in der Trasse, in dem 
Charakter der Bahn, in der Wahl der Betriebs- 
mittel usw. beeinflußt die Baukosten, fast immer 
auch die Betriebskosten und oft die Verkehrsgröße, 
also die Einnahmen. 

Häufig kann beim Bau einer Eisenbahn nicht auf 
eine unmittelbare Verzinsung der Anlagekosten ge- 
rechnet werden. Soll die Linie trotzdem geschaffen 
werden, so sind also Zuschüsse erforderlich, die sehr 
verschiedener Art sein können. 

Mit einer ungenügenden Verzinsung kann man sich am ein- 
fachsten abfinden bei Einzellinien des Staatsbahnnetzes oder bei 
Bahnen, die von öffentlichen Körperschaften, z. B. von einer 
Provinz oder einem Kreis dringend gewünscht und mit Geld 
unterstützt werden. Hierbei kann man sich nämlich sehr häufig 
mit der „mittelbaren“ (indirekten) Verzinsung begnügen. 'Sie 
beruht auf der Steigerung der wirtschaftlichen Kräfte des Bahn- 
gebietes, der Wertvermehrung von Grund und Boden, inten- 
siverer Land- und Forstwirtschaft, besserer Ausbeute von Natur- 
schätzen, z. B. von Kohlen oder Bausteinen; sie kommt zum 
Ausdruck in einer Zunahme der Bevölkerung, höherer Lebens- 
haltung, Steigerung des gewerblichen Lebens und der Steuer- 
kraft. Außerdem bringt jede Linie, auch wenn sie sich selbst 
nicht verzinst, dem übrigen Bahnnetz einen neuen lohnenden 
Verkehr zu. Ist es demgemäß durchaus richtig, wenn der Staat 
manche „unrentable“ Bahn baut, so ist es andererseits recht und 
billig, daß das Gebiet, das von dem Bahnbau große unmittelbare 
Vorteile hat, zu den Baukosten herangezogen wird. Es geschieht 
das z. B. in der Form, daß die „Interessenten“ den erforderlichen 
Grund und Boden kostenlos zur Verfügung stellen müssen. 


B. Die Grundlagen für die Linien- 
führung der gewöhnlichen Eisen- 
bahnen. 


Die Entwurfsbearbeitung für eine neue Eisen- 
bahn hat zuerst festzulegen, welchen Charakter die 
Bahn erhalten muß. 

Dieser richtet sich in erster Linie nach der Ver- 
kehrsbedeutung, und demgemäß ist bei dem hoch- 
entwickelten Wirtschafts- und Eisenbahnleben 
Deutschlands zunächst zu entscheiden, ob die Bahn 
einen Bestandteil des Netzes für den durchgehenden 


Verkehr bilden wird. Wird diese Frage bejaht, 
— was sich aus der geographischen Lage meist leicht 
ableiten läßt —, so steht damit fest, daß die Linie nur 
als Hauptbahn gebaut werden darf. Aber auch wenn 
die Frage verneint oder in der Schwebe gelassen 
wird, können leicht ein besonders großer zu er- 
wartender Verkehr (z. B. in Kohlenbezirken oder nach 
Badeorten) oder militärische Rücksichten dazu 
führen, daß die Bahn als Hauptbahn hergestellt wird. 
Hat die Bahn nur örtliche Bedeutung, so wird von 
Fall zu Fall entschieden, ob sie als Nebenbahn oder 
bei noch beschränkterer Bedeutung als Kleinbahn ge- 
baut wird. 


Diese Unterschiede sind aber, falls nicht Schmalspur 
in Frage kommt, im allgemeinen nicht so stark, daß durch sie 
der unmittelbare Verkehr zwischen den drei Bahnarten ver- 
hindert wird, sie sind aber trotzdem nötig, einerseits um eine 
möglichst hohe Leistungsfähigkeit der Hauptbahnen sicherzu- 
stellen, andererseits um den Bau billigerer Neben- und Klein- 
bahnen zu ermöglichen. Die maßgebenden Vorschriften beziehen 
sich hierbei auf Steigungen, Halbmesser, Spurweite, Raddruck 
und dergl. Sie sind derart, daß die Güte der deutschen Bahnen 
von keinem anderen großen Netz übertroffen wird. Die vor- 
geschriebenen Mindestmaße werden von den meisten Bahnen, 
besonders denen in den deutschen Ebenen bei weitem über- 
troffen. So ist z. B. die stärkste zulässige Steigung für Haupt- 
bahnen 1:80 oder 12,5°/oo (ausnahmsweise sogar 1:40 oder 
25°/w); es werden aber im allgemeinen keine stärkeren 
Steigungen als 1: 150 angewendet. (Die Steigung drückt man aus 
durch das Verhältnis der Höhe zur Streckenlänge — 1:80 heißt: 
auf 80 m Länge 1 m Hebung; oder man wendet „Tausendteile* 
an — 12,5 °/w heißt: auf 1000 m Länge 12,5 m Steigung; 1:80 ist 
also dasselbe wie 12,5°/»). Der kleinste zulässige Halbmesser 
für Schnellzuggleise ist 300 m, angewendet wird aber jetzt für 
die Hauptlinien meist ein kleinster Halbmesser von 1000 oder 
2000 m. Infolgedessen sind sehr hohe Geschwindigkeiten mög- 
lich, die mit denen der übrigen höchstentwickelten Eisenbahn- 
länder ungefähr gleichstehen. Die besten Schnellzüge fahren 
vielfach mit Grundgeschwindigkeiten von 100 km in der Stunde. 
Andererseits wird auch der Bau der Fahrzeuge immer mehr 
dahin vervollkomınnet, daß sie auch sehr scharfe Bögen durch- 
fahren können, weil die Anwendung sehr kleiner Halbmesser in 
den großen Balınhöfen, in Häfen, Gewerbebetrieben usw. wirt- 
schaftlich und betriebstechnisch oft sehr erwünscht ist. 


Das Aufsuchen der Trasse für eine neue Fisen- 
bahn erfolgt derart, daß einerseits gewisse Punkte und 
Richtungen festgelegt werden, durch die hindurch die 
Linie zweckmäßig zu führen ist und daß andererseits 
alle die Stellen ermittelt werden, deren Vermeidung 
wünschenswert oder notwendig ist. Man könnte 
sagen, daß in dem Gebiet, das die Linie durchziehen 
wird, eine Reihe positiver magnetischer Pole vor- 
handen sind, die die Trasse anziehen und zwar mit 
sehr verschiedener Stärke und daß eine Reihe nega- 
tiver Pole vorhanden sind, die sie abstoßen. Sich von 
diesen Polen unter Beachtung aller Verhältnisse 
richtig leiten zu lassen, ist die Kunst des trassieren- 
den Ingenieurs. Eine gewisse Anzahl der anziehenden 
Pole sind so stark, daß die Linie unbedingt hindurch 
muß, z. B. Wasserscheiden und wichtige Städte; 
solche Punkte kann man als Zwangspunkte be- 
zeichnen, denen gewisse Gebiete gegenüberstehen, die 
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die Linie unter keinen Umständen durchqueren kann, 
2. B. tiefere Seen. 

Für die Bestimmung der „Pole“ sind zwei 
Punkte, nämlich Ausgangs- und Endpunkt, fast 
Immer gegeben; hierbei ist der Ausgangspunkt bei- 
nahe stets, der Endpunkt auch sehr häufig eine 
Station einer vorhandenen Eisenbahn. Zwischen 
diesen beiden Punkten wäre nun eine der Richtung 
und Höhe nach gradlinige Verbindung die günstigste, 
vor allem für den Durchgangsverkehr; sie muß aber 
abgeändert werden wegen der Pole mit ihren ab- 
Stoßenden und anziehenden Kräften. Es dürfte nun 
Ohne weiteres einleuchten, daß eine Linie ganz 
allgemein, um so gestreckter (gradliniger) geführt 
werden muß, daß also auf die Pole um so weniger 
Rücksicht genommen werden darf, je wichtiger die 
Linie für den Durchgangsverkehr ist, und daß 
andererseits eine Linie um so krummliniger sein darf, 
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Abb. 1. Anordnung von Spitzkehren. 


Je mehr sie auf das Aufsuchen des Verkehrs der 

Zwischenorte angewiesen ist und je billiger ihr Bau 

gehalten werden muß. 

i Für die Bestimmung der Pole sind die natür- 

lichen, volkswirtschaftlichen und verkehrstechnischen 

Verhältnisse des durchzogenen Gebietes maßgebend. 
Von den natürlichen Verhältnissen ist zunächst 


der Höhenaufbau, also die gebirgige Formation maß- 
gebend. 


_ Ganz allgemein läßt sich hier zunächst sagen, daß jede Bahn 
die Berge fliehen muß, denn jeder Meter Hebung erhöht die Be- 
triebskosten. Ausnahmen bilden natürlich die Bergbahnen, 
deren Zweck es ist, bestimmte Höhenpunkte zu erreichen. Das 
Gebirge läßt sich aber nicht ganz vermeiden, sondern muß viel- 
fach überquert werden. Dann kommt es darauf an, die Linie 
wenigstens immer durch möglichst tiefgelegene Punkte zu 
führen — die Pässe oder Gebirgssättel (Wasserscheiden). Wenn 
mehrere Wasserscheiden in Frage kommen, so muß man durch 
Bearbeitung von Wahllinien die günstigste ermitteln, und zwar 
ist dabei weiter zu untersuchen, ob die Linie den Paß über- 
klettern oder durch einen Tunnel in tiefer Lage durchbohren soll. 
Ohne auf diese Fragen näher einzugehen, sei nur bemerkt, daß 
die Wasserscheiden und Scheiteltunnel in vielen Linien den 
wichtigsten „Zwangspunkt“ darstellen. 

Es sei noch kurz hervorgehoben, daß bei vielen Bahnen das 
Erreichen der Paßhöhe oder des Scheiteltunnels sehr schwierig 


ist, denn die Linie muß zu ihnen oft unter sehr ungünstigen Ver- 
hältnissen hinaufklettern. Auch für diese „Zuführungsstrecken“ 
oder „Rampen“ gibt der Höhenaufbau weitere Zwangspunkte, 
weil das Gebirge mit seinen Tälern nicht gleichmäßig, sondern 
oben meist steiler als weiter unten fällt und außerdem fast immer 
gewisse steilabfallende „Talstufen“ enthält, zwischen denen 
weniger steile Terrassen liegen. Häufig können die Zuführungs- 
strecken mit den zulässigen Steigungen die Höhe nicht er- 
klimmen, und es sind dann künstliche „Längenentwicklungen“ 
erforderlich. Als solche kommen vor allem Spitzkehren und 
Schleifenbildungen in Frage. Unter einer „Spitzkehre“ versteht 
man das Hinaufklettern einer Eisenbahn an einem Hang mittels 
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Abb. 2. 


Ausfahren 
eines 
Seitentales. 


abwechselnden Rückwärts- und Vorwärtsfahrens. Der von A 
kommende Zug fährt nach Abb. 1 bis B hinauf, von da drückt 
die Lokomotive den Zug nach C, dann fährt der Zug wieder 
vorwärts nach D usw. Diese Betriebsweise, die z. B. in Peru 
und im Himalaja angewendet ist, muß aber als ein Notbehelf 
bezeichnet werden: in Deutschland gibt es nur an einer wichtigen 
Stelle — bei Elm — eine Spitzkehre, aber von verbesserter 
Form, und auch diese wird jetzt, wie weiter unten erläutert ist, 
beseitigt. 

Von den Schleifenbildungen ist das Ausfahren von Seiten- 
tälern die einfachste. Die Bahn verläßt hier nach Abb. 2 die 
Talsohle des Haupttales, klettert am Hang eines Seitentales in 
die Höhe, wendet in diesem um und klettert dann weiter, so daß 
sie beim Wiedereintritt in das Haupttal hoch am Hang erscheint. 
Steht kein geeignetes Seitental zur Verfügung, so kann die Höhe 
nach Abb. 3 durch eine Doppelschleife im Haupttal gewonnen 
werden, und, wenn auch das nicht möglich ist, schließlich durch 
das sehr teure und im Betrieb nicht günstige Mittel des „Kehr- 
tunnels“ (Abb. 4). 


Die deutschen Eisenbahnen sind nun in der glück- 
lichen Lage, daß der gesamte Höhenaufbau des 
Landes und seiner Nachbargebiete außer im Süden 
der Linienführung günstig ist. Deutschland zeigt eine 
große Abdachung von Süd nach Nord und ist nirgend- 
wo von Hochgebirgen durchsetzt. Die vorhandenen 
Mittelgebirge sind von zahlreichen großen Tälern 
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unnütze Hebung erspart werden, und ist außerdem um etwa 
6,8 km kürzer. Diese wesentliche Verbesserung, die sich z. B. 
für jeden Schnellzug in eine Zeitersparnis von 15 Minuten um- 
setzen dürfte, erfordert allerdings den Bau eines 3500 m langen 
Tunnels, dessen Kosten aber, wie überhaupt die gesamten Bau- 
kosten durch die erzielten Verbesserungen reichlich gedeckt 
werden dürften. 

Die Beseitigung der Spitzkehre bei Elm ist ein Muster- 
beispiel dafür, wie eine örtlich engbegrenzte unzweckmäßige 
Linienführung verbessert wird. Befinden sich aber in einer 
Linie zahlreiche derartige ungünstige Stellen, dann läßt man 
unter Umständen die alte, gesteigertem Verkehr nicht mehr 
genügende Linie ruhig weiter be- 
stehen, leitet aber künftig nur 
Lokalzüge des engeren 
Verkehrsgebietes 
über sie. Für 
den 


Bisheriges Längenprofil. 


a:neue Linie 
b: ersparte Höhe 3543-380. 363m 
C:ersparle Länge 143-75- 68 m 


Neues Längenprofil. 


Der Grundsatz, einer erheblich gesteigerten Verkehrs- 
beziehung dadurch gerecht zu werden, daß man neue Linien 
baut, hat an einzelnen Stellen Deutschlands zu einer außer- 
ordentlichen Verdichtung des Eisenbahnnetzes geführt, so z. B. 
in den Gebieten Frankfurt-Karlsruhe, Magdeburg-Hannover, 
Cöln-Hamm, Kattowitz-Breslau. Dagegen hat er den Bau von 
viergleisigen Bahnen zurückgehalten. Deutschland besitzt keine 
viergleisige Strecke von der Ausdehnung, wie sie etwa die 
Linie Newyork-Buffalo darstellt, dafür aber gibt es z. B. 
zwischen Berlin und Cöln oder Frankfurt nicht eine, sondern 
drei und streckenweise noch mehr voneinander unabhängige 
Linien, und das dürfte volkswirtschaftlich und strategisch wert- 
voller sein als lange viergleisige Linien. 

Bei viergleisigen Strecken ist es, abgesehen von anderen 
Betriebsweisen, oft zweckmäßig, den Verkehr nach Nahverkehr 
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Abb. 5. Beseitigung der Spitzkehre bei Elm, 


Schnellzug- und schweren Güterzugbetrieb baut man aber eine 
ganz neue Linie nach den erprobten Grundsätzen des jetzigen 
Standes der Trassierungswissenschaft. Dies System befruchtet 
nicht nur verschiedene Gegenden, sondern es ist oft auch billiger 
und bequemer in der Bauausführung als ein Verbesserungs- 
umbau im Betrieb. Die Finanzierung solcher Linien beruht auf 
den Ersparnissen an Betriebsausgaben, besonders an Kohlen und 
Lokomotiven, auf der Beschleunigung der Züge, der besseren 
Ausnutzung des Personals, dem besseren Wagenumschlag und 
der erhöhten Betriebssicherheit. 

Hierbei wird dann unter Umständen eine völlige Trennung 
des Personen- und Güterverkehrs durchgeführt. So bestehen 
z. B. von Dortmund nach Bochum (und künftig bis Düsseldorf) 
zwei einander ungefähr parallel laufende erstklassige zwei- 
gleisige Bahnen, von denen die eine Linie die Personen-, die 
andere die Güterzüge aufnimmt. 


und Durchgangsverkehr zu trennen. In diesem Fall bleiben die 
alten Gleise dem Nahverkehr (Zwischenverkehr) vorbehalten 
und benutzen auch die alten Stationen weiter. Das neu hinzu- 
kommende dritte und vierte Gleis erhält dagegen den Durch- 
gangsgüter- und Durchgangspersonenverkehr und diese neuen 
Gleise berühren dann die kleineren vorhandenen Stationen unter 
Umständen überhaupt nicht, sondern werden an ihnen so vor- 
übergeführt, daß kein teurer Grunderwerb und keine kost- 
spieligen Bahnhofsumbauten erforderlich werden. Außerdem 
müssen dann die neuen Gleise in ihren Steigungs- und Krüm- 
mungsverhältnissen so ausgebildet werden, daß sie für den 
Durchgangsverkehr — also für schnelle Personenzüge und 
schwere Güterzüge — besonders gut geeignet sind —; die neuen 
Gleise werden dann im allgemeinen eine bessere Gesamtlinien- 
führung aufweisen als die vorhandenen. Natırgemäß stellt das 
an die Entwurfsbearbeitung sehr hohe Anforderungen. 
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D. Die Linienführung besonderer 
Eisenbahnen. 


a Neben den bisher erörterten Fragen der Linien- 
führung von Eisenbahnen war die Wissenschaft des 
Trassierens noch nach mannigfachen anderen Rich- 
tungen zu entwickeln, die den verschiedenen neueren, 
eigenartigen Verkehrsmitteln entsprechen. Hierher 


gehören vor allem die Kleinbahnen, Stadtbahnen und 
Städtebahnen. 


Da die Kleinbahnen nur eine örtliche Bedeutung 
und verhältnismäßig schwachen Verkehr haben, 
keiner hohen Geschwindigkeit bedürfen, meist aber 
sehr schwer zu finanzieren sind, so ist bei ihrer 
Linienführung von dem Gesichtspunkt auszugehen, 
nur das Notwendige und Ausreichende zu schaffen, 
um die Baukosten möglichst niedrig zu halten. 


Hierzu ist zunächst eine recht innige Anschmiegung an das 
Gelände notwendig, um große Erdarbeiten, teure Kunstbauten 
(lange Brücken und Tunnel) und kostspieliges Gelände zu ver- 
meiden. Demgemäß müssen kleine Bogenhalbmesser und starke 
Steigungen zugelassen werden, und fast immer begnügt man sich 
mit einem Streckengleis. Wegeübergänge sind auch ohne Über- 
Wachung bei der niedrigen Geschwindigkeit zulässig; sehr häufig 
legt man die Kleinbahn sogar unmittelbar in die Straßen 
(Chausseen) oder unmittelbar neben sie. Letzteres verdient den 
Vorzug und ist bei zahlreichen Bahnen mit großem Erfolg an- 
Sewendet worden. 


Mehr und mehr gehen die Kleinbahnen in Deutschland zum 
elektrischen Betrieb über, besonders solche, die einen erheblichen 
Personenverkehr haben und sich aus den Straßenbahnen der 
Städte entwickeln. Diese „Überlandstrecken“ werden im all- 
gemeinen nach den Grundsätzen der gewöhnlichen Straßen- 
bahnen betrieben und demzufolge auch trassiert; nur wählt man 
für die Außenstrecken nach Möglichkeit größere Halbmesser, 
um eine höhere Geschwindigkeit erzielen zu können. 


Wie in anderen Ländern, so haben Kleinbahnen auch in 
Deutschland vielfach Schmalspur erhalten, ist doch Deutschland 
mit seinen Bergwerksbahnen als die Wiege der Schmalspur- 
bahnen zu bezeichnen. Leider hat man bei der Wahl der Spur 
und der ganzen Bauart bei einzelnen älteren Kleinbahnen schwere 
Fehler begangen, indem man eine zu enge Spur und zu dürftige 
Bauausführung, insbesondere zu schwachen Oberbau wählte. 
Diese Sünden haben aber die gute Folge gehabt, daß die Frage 
der Schmalspurbahnen wissenschaftlich und praktisch jetzt 
völlig klargestellt ist, so daß in der Heimat sowohl wie im Aus- 
land Schmalspurbahnen allenthalben mit großem Erfolg aus- 
Seführt und betrieben werden. Die Spurweite von 60 cm ist im 
allgemeinen als überwunden zu betrachten; abgesehen von 
Forst-, Feld- und Kriegsbahnen kommt sie nur ausnahmsweise in 
Betracht, denn ihre Kleinheit ermöglicht nur selten einen wirt- 
schaftlichen Betrieb, Dagegen ist die Spur von 75 und 100 cm 
bei vielen Bahnen in Deutschland und in seinen Kolonien erprobt; 
Insbesondere mögen hier die zahlreichen Bahnen im Königreich 
Sachsen genannt sein, die eine Spurweite von 75 cm haben, 
ferner die Bahnen in den deutschen Kolonien, die fast sämtlich 
I m- oder Kap-Spur (1,067 m) haben. — Im allgemeinen dürfte 
die Spur von 1 m der von 75 cm vorzuziehen sein. Übrigens 
kommt man von den früher hierbei angewendeten allzu kleinen 
Halbmessern mehr und mehr ab, außer bei Linien innerhalb 
Städtischer Straßen, ebenso von den früheren Übertreibungen 
in den Steigungsverhältnissen. 


Die deutschen Lokomotiv- und Wagenfabriken haben reiche 


Erfahrungen im Bau von Schmalspur-Betriebsmitteln und dem- 
entsprechend auch einen großen Absatz ins Ausland. 


Die Linienführung der Stadtbahnen stellt be- 
sonders eigenartige und hohe Anforderungen an den 
Entwurf, gehört doch der Bau der Stadtbahnen zu 
den schwierigsten Gebieten der Ingenieurwissen- 
schaften. 

Bezüglich der technischen Grundlagen der Linienführung 
ähneln die Stadtbahnen — so merkwürdig das klingt — vielfach 
den Gebirgsbahnen, denn sie bedürfen sehr scharfer Bögen und 
sehr starker Steigungen, weil sie sich vollkommen in das vor- 
handene Straßennetz einfügen müssen. In Berlin sind Halb- 
messer von 80 m und Steigungen von etwa 35 °/oo angewendet, 
— Maße, die allerdings noch günstiger sind als bei den meisten 
anderen Stadtbahnen der Welt, die aber bei künftigen Linien 
auch in Deutschland gewöhnlich kaum eingehalten werden 
können. Die Stadtbahnen erhalten die gleiche Spurweite wie die 
Hauptbahnen und schwersten Oberbau, aber viel kleinere Ab- 
messungen des „lichten Raumes“, weil sie keinen Durch- 
gangs- und Güterverkehr haben und weil andererseits ein 
großes freies Profil die Baukosten, besonders bei Tiefbahnen, 
außerordentlich in die Höhe treiben würde. 


Die letzten Jahre haben über gewisse, bisher um- 
strittene Fragen der Linienführung Klarheit gebracht, 
die den im Bau befindlichen Bahnen bereits zugute ge- 
kommen ist. 


Zunächst steht fest, daß eine Verschlingung oder Ver- 
kettung mehrerer Linien untereinander sehr ungünstig wirkt; 
jede Stadtbahnlinie muß vielmehr für sich selbständig betrieben 
werden, der abzweigende Verkehr muß durch Umsteigen ver- 
mittelt werden; nur so wird höchste Leistungsfähigkeit und 
höchste Sicherheit erzielt. Jede Linie sollte möglichst nach dem 
Stadtinnern streben, dort aber nicht etwa in einem Kopfbahnhof 
endigen, sondern unmittelbar in eine von der anderen Seite 
kommende übergehen, so daß eine „Durchmesserlinie“ entsteht. 
Das Gesamtnetz wird sich also aus einer Reihe von solchen, auch 
„Durchmesserlinien“ genannten Strecken zusammensetzen. Ring- 
linien sind nicht zu empfehlen, weil ihre Richtung dem natür- 
lichen Verkehrsbedürfnis nicht entspricht. Die sogen. Berliner 
Ringbahn ist verkehrspolitisch und betriebstechnisch ebenso wie 
der sogen. Innenring in London kein Ring, sondern sie setzt sich 
aus einer Reihe von Radialverkehren zusammen. (Näheres über 
den Berliner Vorortverkehr siehe Kap. XXXIII.) 

Die Schwierigkeiten der Linienführung jeder Stadtbahn 
liegen nicht etwa in den Außengebieten, sondern in der Innen- 
stadt, so daß Fehler der Linienführung in der Innenstadt sich be- 
sonders schwer in geringem Verkehrszuspruch der ganzen Bahn 
rächen. Insbesondere muß eine Stadtbahn die wichtigsten Ver- 
kehrspunkte der Innenstadt mit ihren Stationen unmittelbar be- 
rühren, selbst wenn dadurch die Baukosten stark vergrößert 
werden. — Man muß sich vielfach mit dem Bau von Hochbahnen 
einverstanden erklären, weil Tiefbahnen wegen ihrer zu hohen 
Baukosten im allgemeinen nur für Teilstrecken zu finan- 
zieren sind. 


Die Städtebahnen sind ein Kind der neuesten 
Entwicklung. Sie sind bisher nur an wenigen Stellen 
ausgeführt, z. B. zwischen Cöln und Bonn, und auch 
dort noch nicht in der vollkommenen Form, wie sie 
für zwei Großstädte notwendig ist. Dagegen sind sie 
vielfach vorgeschlagen, z. B. für Hamburg-Berlin und 
bereits genau vorbereitet für Wiesbaden-Frankfurt, 
Cöln-Düsseldorf. 


Die Städtebahnen dienen dem starken eigenartigen Per- 
sonenverkehr, wie er zwischen zwei benachbarten Großstädten 
besteht. Es handelt sich dabei also um zwei selbständige 
Wirtschaftszentren, deren Bedeutung teilweise auf verschiedenen 
Gebieten liegt, sei es, daß die eine Stadt mehr den Handel pflegt, 
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die andere mehr die Industrie oder die Wissenschaft und Kunst, 
oder sich durch Naturschönheiten auszeichnet. Es besteht hier 
also eine gegenseitige Befruchtung, indem beide Städte ihre wirt- 
schaftlichen Kräfte vereinigen, um die Entwicklungsmöglich- 
keiten jeder der beiden zu verstärken. Voraussetzung hierfür 
ist aber eine sehr gute Pflege des Personenverkehrs, der hierbei 
folgende Anforderungen stellt: große Geschwindigkeit, dichte 
Zugfolge, starrer Fahrplan und bequemste Erreichung der Züge 
von verschiedenen Stadtgebieten aus. Diesen Anforderungen 
können nun weder Überlandstraßenbahnen noch auch Eisen- 
bahnen entsprechen. 

Das richtige Beförderungsmittel ist hier vielmehr die selb- 
ständige Städtebahn. Sie benutzt innerhalb des Weichbildes 
beider Städte eine geeignete Straßenbahnlinie, um den Verkehr 
in bequemster Weise aufzusaugen und zu verteilen, wird aber 
außerhalb der Städte auf selbständigem Bahnkörper derart ge- 
führt, daß sie die höchsten Geschwindigkeiten — 100 km in der 
Stunde und mehr — entwickeln kann. Demgemäß vereinigt also 
dasselbe Beförderungsmittel zwei Extreme der Linienführung in 
sich zu einem organischen Ganzen: innerhalb der Städte voll- 
ständige Mitbenutzung der Straßen, kleinste Halbmesser; außer- 
halb der Städte Vermeidung jeder Straßenkreuzung in Schienen- 
höhe, größte Halbmesser. Die Betriebsmittel müssen also zum 
Durchgang durch schärfste Bögen, gleichzeitig aber auch für 
höchste Geschwindigkeit gebaut sein. In Frage kommt nur 
elektrischer Betrieb mit Einzelwagen oder kurzen Zügen. Die 
Strecke muß zweigleisig sein und schweren Oberbau erhalten; 
sehr starke Steigungen sind besonders auf kurze Strecken zu- 
lässig, weil deren Überwindung den Triebwagen keine 
Schwierigkeiten bereitet. — Die Bahnen könnten als „haupt- 
bahnähnliche Kleinbahnen“ bezeichnet werden, 


2. Die Bahngestaltung. 


A. Der gewöhnliche Erdunterbau. 

Der Unterbau der Eisenbahnen besteht im all- 
gemeinen aus einem Erdkörper. Dieser wird nur dort 
unterbrochen, wo besondere Verhältnisse, z. B. die 
Überschreitung von Straßen oder Flüssen, einen 
andersartigen Unterbau erfordern. Der Erdunterbau 
hat bei vollkommener Sicherheit den Vorzug geringer 
Bau- und Unterhaltungskosten und außerdem den 
einer gewissen Nachgiebigkeit, die das Fahren 
elastisch macht. Er wird daher wie bei den anderen 
Verkehrswegen bei allen Eisenbahnen von den leichte- 
sten Kleinbahnen bis zu den stärkst belasteten Haupt- 
bahnen angewandt; — als einzige Ausnahmen wären 
Stadtbahnen und sehr steile Bergbahnen zu nennen. 

Die Eisenbahnen können nun Unebenheiten im 
Gelände nicht so folgen, wie Fußpfade und Feldwege, 
und zwar um so weniger, je stärker der Verkehr und 
je höher die Geschwindigkeit ist. Daher müssen 
die Eisenbahnen die Bodenerhebungen durch Ein- 
schnitte und die Bodensenkungen durch Aufträge ab- 
schneiden; der Bahnkörper zeigt demgemäß in der 
Längenrichtung einen ständigen Wechsel von Ein- 
schnitten und Aufträgen. Daß eine Eisenbahn auf 
größere Länge genau in Geländehöhe liegt, kommt 
naturgemäß nur in ausgesprochenen Ebenen vor. 

Für die Berechnung und Konstruktion des Erdunterbaus ist 
zunächst die Bahnkrone maßgebend. Hierunter versteht man 


die obere Fläche des Erdkörpers, auf der der „Oberbau“, also 
die Bettung mit den Schwellen und Schienen ruht. Die Bahn- 


krone muß geeignet sein, die sich durch den Oberbau über- 
tragenden Kräfte — also die Radbelastungen der darüber rollen- 
den Züge — dauernd so gut aufzunehmen, daß weder der Ober- 
bau noch der Erdkörper darunter leidet. Außerdem muß die 
Bahnkrone das sich ansammelnde Wasser abführen; zu diesem 
Zweck wird sie nicht genau wagerecht, sondern mit einem 
schwachen beiderseitigen Gefälle ausgeführt. Die Abmessungen 
der Bahnkrone richten sich nach der Anzahl der Gleise, ihrem 
gegenseitigen Abstand, der Länge der Schwellen und der Stärke 
der Bettung. Sie müssen unter sonst gleichen Verhältnissen um 
so größer sein, je schwerer die Raddrucke und je höher die Ge- 
schwindigkeiten sind; das ergibt sich meist schon ohne weiteres 
daraus, daß auch der Oberbau (Länge der Schwellen, Stärke der 
Bettung) den Betriebsansprüchen angepaßt ist. Bei Neben- 
bahnen geht man aus wirtschaftlichen Gründen um so stärker 
mit den Maßen herunter, je geringer der Verkehr und je 
schwieriger das Gelände ist. 

Durch die Bahnkrone sind auch die Anfangspunkte der 
Böschungen bestimmt, die den Erdkörper begrenzen. Die 
Böschungen erhalten eine solche Neigung, daß bei einer ein- 
fachen Befestigung die Erde nicht ins Rutschen kommt. Im 
allgemeinen besteht die Böschungsbefestigung aus Rasen, der 
durch Ansamen hervorgerufen wird; das Neigungsverhältnis 
beträgt dann bei Aufträgen meist 1:1,5, bei Abträgen 
je nach der Bodenart 1:1,5 oder 1:1, ist hier aber 
auch noch steiler, wenn der Boden sehr fest ist; Einschnitte in 
festem Felsen können z. B. vielfach unbedenklich mit senkrechten 
Wänden ausgeführt werden. 

Der durch die Bahnkrone und die Böschungen bestimmte 
Erdkörper steht bei Aufträgen im allgemeinen einfach auf dem 
Erdboden auf; bei Einschnitten ist die Bahnkrone unmittelbar ein 
Teil des gewachsenen Erdreichs, und es muß der Boden über 
ihr fortgeschafft werden. Außerdem müssen aber bei Ein- 
schnitten noch Bahngräben auf beiden Seiten neben der Bahn- 
krone und zwar tiefer als diese ausgehoben werden, damit die 
Bahn im Trocknen liegt. 

Die für die Aufträge notwendige Erde wird nun dadurch ge- 
wonnen, daß man den aus den Abträgen (Einschnitten) ent- 
fernten Boden zum Aufschütten der Aufträge (Dämme) benutzt. 
Offenbar ergeben sich also im allgemeinen die niedrigsten Bau- 
kosten, wenn die gewonnene Abtragmasse (unter Berücksichti- 
gung der entstehenden Auflockerung) der erforderlichen Auf- 
tragmasse gleich ist. Die Linie muß also im einzelnen nicht nur 
so trassiert werden, daß die Erdarbeiten (ohne Verschlechterung 
der Betriebsverhältnisse) absolut genommen gering werden, 
sondern gleichzeitig auch so, daß Auf- und Abtragmassen ein- 
ander gleich sind, daß der sogen. „Massenausgleich“ erzielt 
wird. Jedes Zuviel auf der einen oder anderen Seite erfordert 
besondere Seitenentnahmen oder Ablagerungen, durch die jedes- 
mal besondere Kosten entstehen. Außerdem sollte die ganze Erd- 
bewegung so vonstatten gehen, daß die aus einem Einschnitt ge- 
wonnenen Massen zum Aufschütten des Dammes nicht (oder nur 
zu einem kleinen Teil) zu Berg, sondern vielmehr zu Tal gehen, 
weil jedes zu Berg-Fördern besondere Kosten verursacht. Aus 
diesen wenigen Angaben dürfte bereits hervorgehen, daß das 
Aufsuchen der richtigsten Linie und die Anordnung der Erd- 
arbeiten sehr schwierige, langwierige Arbeiten erfordert. 

Diese hängen ferner davon ab, welche Mittel zum Lösen und 
Fördern des Bodens anzuwenden sind, um je nach der Bodenart, der 
Bodenmenge, den Löhnen, den Kohlenpreisen usw. die niedrigste 
Gesamtsumme zu erhalten. In früherer Zeit, als die Löhne noch 
niedrig, die Kohlen dagegen teuer und die Maschinen noch wenig 
entwickelt waren, war es im allgemeinen am billigsten, den 
Boden mit einfachen Werkzeugen „von Hand“ zu lösen und in 
einfachen Fördergefäßen (Schubkarren, Kippwagen) durch 
Menschen oder Pferde transportieren zu lassen. Dieses Ver- 
fahren kann auch heute noch in Deutschland mit Vorteil an- 
gewandt werden, wenn die Bodenmengen insgesamt nicht groß 
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und billige ausländische Arbeiter verfügbar sind. Bei größeren 
Arbeiten aber erobert sich auch hier die Maschine mehr und 
mehr das Feld und schaltet damit die Arbeit gewöhnlicher Hand- 
arbeiter aus. Zum Transportieren dient jetzt schon fast all- 
gemein die Feldbahn mit Lokomotivbetrieb, und wo diese aus 
irgendeinem Grunde nicht anwendbar ist, sind die Seilbahnen ein 
ausgezeichnetes Mittel, um mit geringen Kosten schnell vorwärts 
zu kommen. Letztere kommen vor allem im Innern der Städte 
in Betracht, und ferner überall dort, wo tiefe Einschnitte, 
Schluchten oder auch Gebäude, Friedhöfe und dergl. das Vor- 
strecken von Feldbahnen nur mit Schwierigkeiten und ent- 
sprechend hohen Kosten gestatten. Da die Seilbahn ihre Ladung 
an beliebiger Stelle in freier Luft durch einen auf das Tragseil 
gesetzten Anschlag auskippt, so werden z. B. beim Überschreiten 
von Schluchten und tiefen Tälern besondere Hilfsbrücken über- 
flüssig, die früher erhebliche Kosten verursachten, Auch zum 
Lösen des Bodens werden mehr und mehr Maschinen angewandt. 
Neben Trockenbaggern, die für den Eisenbahnbau aber vielfach 
zu schwerfällig sind, dringt hier die „Dampfschaufel“ vor, die 
den Vorzug großer Handlichkeit und geringer Arbeiterzahl be- 
sitzt und daher auch bei kleineren Erdmassen 

mit Vorteil angewandt werden kann. 


fährden, andererseits aber auch durch die „Elemente“ 
und durch Menschen und Tiere gefährdet sind, so 
muß der Bahnkörper mit gewissen Schutzeinrich- 
tungen versehen sein, durch die die Gefahren fern- 
gehalten werden. Unter den nachstehend kurz er- 
wähnten Schutzeinrichtungen sind aber nicht die 
besonderen Sicherheitseinrichtungen zu verstehen, die 
zur Regelung und Sicherung des Eisenbahnbetriebes 
dienen und im Kap. V beschrieben werden. 


Zunächst bedürfen die Eisenbahnen an gewissen Stellen der 
Absperrungen oder Einfriedigungen, um ein unvorsichtiges oder 
mutwilliges Betreten der Gleise durch Menschen oder Tiere zu 
verhindern. Der vollkommene Abschluß auf ganze Länge ist aber 
nicht nötig, weil Menschen und Tiere die ihnen durch die Eisen- 
bahn drohende Gefahr kennen und sich daher von ihr fernhalten. 


Einer besonderen Ausbildung bedürfen die Schutz- 
vorrichtungen für die Wegeübergänge, die in Kap. '!XIlI be- 
sonders 
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ländes erforderlich und bei beschränkter Breite. Dann müssen 
die steileren Böschungen aber eine besondere — festere — Be- 
festigung erhalten und zwar je steiler sie werden: Rasen mit 
Flechtwerk, Pflaster verschiedener Güte, Steinpackungen, 
Trockenmauerwerk, bis schließlich die senkrechten oder fast 
senkrechten Wände durch Futtermauern gehalten werden 
müssen. -Alle diese Befestigungen sind bedeutend teurer als die 
einfachen Rasen der gewöhnlichen Böschungen und zwar steigen 
die Kosten mit der Stärke der Steilheit. 


Die Pilasterungen werden aus Ziegeln oder häufiger aus 
natürlichen Steinen hergestellt und unter Umständen mit Zement 
vergossen. Zu Trockenmauern und Steinpackungen werden fast 
nur natürliche Steine (Bruchsteine) verwendet; sie werden dem- 
gemäß dort angewendet, wo natürlicher Stein billig ist. Die 
Futtermauern werden aus Ziegeln, Bruchsteinen, Werksteinen 
oder Beton erbaut; die Betonbauweise dürfte hierbei überall 
die billigste sein, wo nicht Bruchsteine sehr billig zur Verfügung 
stehen. Der Arten von Konstruktionen der Futtermauern gibt es 
unzählige, so daß hierauf an dieser Stelle nicht näher ein- 
gegangen werden kann. Die Abb. 6 a—c zeigen einige Beispiele. 
Erwähnt sei noch, daß bei größerer Höhe die Futtermauern oft 
als „aufgelöste“ gebaut werden, derart, daß Pfeiler und Nischen 
miteinander abwechseln. Bei entsprechender Ausbildung lassen 
sich aus den Nischen recht gute Aufenthalt- und Aufbewahr- 
räume, Aborte usw. gestalten. 


B. Schutzvorrichtungen. 


Da die Eisenbahnen durch die Eigenart ihres Be- 
triebes ihre Umgebung in einem gewissen Grade ge- 


Entfernung von der Bahn niedergelegt werden, daß 
ein etwa umstürzender Baum das nächste Gleis nicht 
mehr erreichen kann. 


Diese Notwendigkeit deckt sich im wesentlichen 
auch mit der erforderlichen Rücksicht auf das Feuer. 


Allerdings sind die Eisenbahnanlagen selbst im allgemeinen 
gegen Feuer unempfindlich, aber sie verursachen selbst gewisse 
Gefährdung der Umgebung durch Brände, die aus den Flug- 
funken der Lokomotiven entstehen können. Infolgedessen sind 
die Eisenbahnen überall dort, wo die Art der Umgebung eine 
Gefahr erscheinen läßt, mit besonderen Feuerschutzstreifen ver- 
sehen, worüber ebenfalls im Kap. XIII Näheres gesagt wird. 


Auch Gebäude müssen einen gewissen Abstand von der 
Eisenbahn innehalten und dürfen innerhalb einer bestimmten 
Zone nicht aus leicht feuerfangenden Stoffen erbaut werden. 


Das den Eisenbahnen gefährlichste Element ist 
das Wasser. 


Zunächst müssen die Eisenbahnen, um gegen Überflutungen 
geschützt zu sein, hochwasserfrei gelegt werden, und zwar ist 
für Hauptbahnen eine Mindesthöhe der Bahnkrone von 60 cm 
über Hochwasser vorgeschrieben und eine solche Höhe der 
Bahnkrone über Grundwasser, daß dessen höchster Stand nicht 
vom Frost erreicht werden kann. Aus Niederschlägen her- 
rührendes Wasser wird durch die Bahngräben abgeleitet. Die 
Bahn kreuzende Wasserläufe aller Art müssen so durchgeführt 
werden, daß auch das höchste Hochwasser ohne Gefährdung der 
Bahn abfließen kann. Zu diesem Zweck sind alle Durchlässe und 
Brücken in ihrer Durchflußweite so zu berechnen, daß die 
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Wasser ohne zu großen Aufstau und ohne zu große Ge- 
schwindigkeit durchströmen können. Aber trotz aller Vorsicht 
werden Jahr für Jahr bei besonders schweren Hochwassern 
Eisenbahndämme überflutet, unterspült und weggerissen, wobei 
der Bahnkörper oft ein trügerisch sicheres Aussehen beibehalten 
hat, während er tatsächlich unterwaschen ist und dann beim 
Befahren nachgibt. 


Aber auch ohne besonderes Hochwasser wird das 
Wasser den Eisenbahnen oft gefährlich, indem es sich 
mit dem vierten „Element“, der Erde, zu gefähr- 
lichem Wirken verbündet und Rutschungen aller Art 
hervorruft. 


Von den Rutschungen sind zwei Arten zu unterscheiden: die 
Einschnitt- und die Dammrutschungen. Die Einschnittrutschungen 
entstehen meist dadurch, daß durch die Herstellung des Bahn- 
einschnittes Schichten, die nach der Bahn zu fallen, ihres Haltes 
beraubt werden. Wenn dann das Wasser bis auf eine wasser- 
undurchlässige Schicht durchsickert, so macht es deren Ober- 
fläche glitschig und die darüber lagernden Massen rutschen ab 
und verschütten die Gleise. Gegen diese Rutschungen sichert 
man die Bahn, indem man das Wasser in Sickerschlitzen ab- 
fängt und unschädlich ableitet. Dammrutschungen entstehen 
hauptsächlich dadurch, daß zur Herstellung des Dammes un- 
geeignetes Material, z. B. Ton, verwendet worden ist; man 
muß solches also vermeiden. Steht durchaus kein anderes 
Material zur Verfügung, so muß man jedenfalls den Damm von 
Anfang an gut mit Sickerschlitzen entwässern. Auch im felsigen 
Boden vereinigen sich die beiden Elemente häufig, um die Bahn 
durch Felsstürze zu gefährden. Hier ist neben guter Ent- 
wässerung das Ausmauern unzuverlässiger Stellen im Felsen 
notwendig. 


Ferner ist das Wasser in gefrorenem Zustand ein 
Feind der Eisenbahn. 

Zunächst sei an die Gefährdungen von Brücken durch Eis- 
verstopfungen erinnert; vor allem aber muß der Schnee be- 
kämpft werden. Der ruhig niederfallende Schnee ist allerdings 
fast nie bedrohlich, wohl aber sind es Schneetreiben, bei denen 
der Sturm den Schnee über weite Flächen gegen die Bahn hin- 
fegt. Gegen solche Schneeverwehungen werden Schutzvor- 
kehrungen getroffen, über die gleichfalls Näheres im Kap. XIII 
gesagt wird. 

Besondere Schutzbauten gegen Lawinen sind in Deutschland 
nur an einzelnen Stellen in Südbayern notwendig. 


3. Die Eisenbahnbrücken. 


Das Eisenbahnwesen hat dem Brückenbauer 
die größten und schwierigsten Aufgaben gestellt und 
dadurch das für die gesamten Ingenieurwissenschaften 
so bedeutungsvolle Gebiet des Brückenbaues und der 
Statik außerordentlich befruchtet. Allerdings setzt der 
Aufschwung im Brückenbau nach seinem Verfall im 
Mittelalter schon etwas vor dem Eisenbahnzeitalter 
ein, nämlich mit der großen Kanal- und Straßenbau- 
politik Frankreichs, Englands, Preußens. Doch hielt 
sich der Brückenbau besonders bezüglich der Spann- 
weiten und der Baustoffe bis 1830 noch in be- 
scheidenen Grenzen; erst mit den Eisenbahnen und 
der Einführung des Eisens als Baustoff kommt der 
Hauptaufschwung. 

Vor allem brachten die Eisenbahnen ganz 
andere Lasten und viel höhere Geschwindigkeiten 
als man früher gekannt hatte; die Brücken mußten 


also weit stärker gebaut werden, um diese erhöhten 
Beanspruchungen mit Sicherheit aufnehmen zu 
können. Damit wurde die exakte mathematische 
Berechnung der notwendigen Stärke jedes Brücken- 
teiles erforderlich, und es mußte zu diesem Zweck 
die Wissenschaft der Mechanik und Statik ausgebaut 
und zum großen Teil überhaupt erst geschaffen 
werden. 

Waren diese Anforderungen der Eisenbahn an 
den Brückenbau einerseits sehr hoch, so stellte sie 
andererseits für seinen Aufschwung das notwen- 
digste, nämlich das Geld zum Bau, zur Verfügung. 
Ohne die kolossalen Geldmittel, die in die Eisenbahn- 
brücken hineingesteckt worden sind, wäre der 
Brückenbau niemals zu der jetzigen Blüte gelangt, 
und auch die gesamte übrige Baukunst verdankt 
ihre heutigen großen kühnen Konstruktionen der 
Befruchtung durch den Eisenbahn-Brückenbau. 


Die mannigfachen Arten von Brücken, die durch die Eisen- 
bahnen notwendig werden, kann man nach verschiedenen Ge- 
sichtspunkten einteilen. Da es sich bei Brücken fast immer um 
die Kreuzung zweier Verkehrswege handelt (z. B. Eisenbahn 
und Fluß oder Eisenbahn und Straße), so ist zunächst als 
„Eisenbahnbrücke“ im engeren Sinn des Wortes nur eine Brücke 
zu bezeichnen, bei der die Eisenbahn der obere Verkehrsweg 
ist, bei der die Brücke also das Eisenbahngleis trägt; eine über 
eine Eisenbahn hinüberführende Brücke, z. B. für Fußgänger, ist 
dagegen keine eigentliche Eisenbahnbrücke, wenn sie auch von 
der Eisenbahnverwaltung gebaut ist. — Im folgenden haben wir 
es nur mit den eigentlichen Eisenbahnbrücken zu tun und werden 
solche kennen lernen, die über Täler, Flüsse, Straßen oder auch 
andere Eisenbahnen hinüberführen. Unter Umständen dient die 
gleiche Brücke auch dem Eisenbahn- und Straßenverkehr, sei es, 
daß die beiden Wege nebeneinander oder auch übereinander 
liegen. 

Ferner teilt man die Brücken in feste oder bewegliche ein, 
je nachdem ob sie eine feste oder lösbare Verbindung darstellen. 
Die beweglichen Brücken werden dort notwendig, wo der 
Höhenunterschied zwischen einem schiffbaren Fluß und einer 
Eisenbahn nicht groß genug ist für die Durchfahrt der Schiffe. 
In Frage kommen dann Dreh-, Roll- oder Klappbrücken; doch 
sind bewegliche Brücken immer als ein Notbehelf und als nicht 
ganz ungefährlich zu betrachten. Sie werden daher tunlichst 
vermieden. 

Sodann werden die Brücken in gerade und schiefe unter- 
schieden. Die geraden Brücken kreuzen den anderen Verkehrs- 
weg unter einem rechten Winkel, sie sind in Bau und Unter- 
haltung die einfachsten und billigsten. Große Strombrücken und 
lange Viadukte sind fast ausschließlich „gerade“ Brücken. Bei 
den schiefen Brücken wachsen die Schwierigkeiten um so mehr, 
je spitzer der Schnittwinkel ist; man scheute sich daher früher 
vor sehr spitzen Winkeln, hat aber jetzt die Schwierigkeiten 
durch den Eisen- und Eisenbetonbau überwunden. 

Ein weiteres sehr erhebliches Unterscheidungsmerkmal ist 
der Baustoff: Holz, Stein, Eisen, Eisenbeton oder eine Ver- 
einigung verschiedener dieser Stoffe. Da wir auf Stein- und 
Eisenbrücken unten genauer zurückkommen, so sei hier nur 
bezüglich der Holzbrücken kurz erwähnt, daß Holz wegen seiner 
Brandgefahr als Baustoff für Eisenbahnbrücken in Deutschland 
im allgemeinen verboten ist. Das ist vielleicht zu bedauern, denn 
die Gefahr ist bei genügender Aufsicht und zweckentsprechender 
Sicherung gegen Funken nicht groß. Hölzerne Brücken würden 
aber für Nebenbahnen in waldreicher, unwegsamer Gegend die 
billigste Bauart sein und sie haben ihre Brauchbarkeit selbst für 
sehr stark belastete Eisenbahnen in Nordamerika bewirsen. 
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Abb. 7. 


Angewendet werden Holzbrücken in Deutschland für vorüber- 
gehende Bauten, als Not- und Kriegsbrücken, für Kleinbahnen 
und für Wegeüberführungen über die Bahn. 

Das wichtigste Gebiet des Brückenbaues ist neben der kon- 
Struktiven Durchbildung und der Aufstellung 
Statische Berechnung. 

Jede Brücke muß mit jedem ihrer einzelnen Teile imstande 
Sein, bestimmten angreifenden Kräften Widerstand zu leisten; 
es ist also notwendig, für jeden Teil zu ermitteln, welche Kräfte 
in ihm aufgenommen werden müssen, welche Stärke und welche 
Form der Teil zu diesem Zwecke daher erhalten muß. Jedes 
Konstruktionsglied wird aber wesentlich stärker gemacht, oder, 
was dasselbe besagt, die Beanspruchung des Baustoffes wird 
wesentlich tiefer gehalten als die Beanspruchung, bei der die 
ersten Spuren der Zerstörung (Zerreißung, Zerdrückung) ein- 
treten würden; wie hoch die verschiedenen Baustoffe be- 
ansprucht werden dürfen, wird durch die Aufsichtsbehörden vor- 
geschrieben und bei jedem Bau überwacht. 


(Montage) die 


Die angreifenden Kräfte sind das Eigengewicht, die Ver- 
kehrslasten, die Bremskräfte, der Wind und unter Umständen 
noch die Wärme und die Fliehkräfte (Zentrifugalkräfite). Als 
Verkehrslasten werden besonders schwere Eisenbahnzüge zu- 
Srunde gelegt und zwar Züge mit zwei Lokomotiven; die ange- 
Nommenen Achsbelastungen 
dieses „Lastenzuges“ sind 
hierbei größer als die Achs- 
drucke der schwersten Loko- 
Motiven. Wie die angreifen- 
den äußeren Kräfte sich in 
innere in den einzelnen Bau- 
gliedern wirkende Kräfte um- 
Setzen, kann hier nicht ein- 
mal kurz angedeutet werden, 
gehört doch die Statik zu 
den schwierigsten Wissen- 
Schaften, die mit dem ganzen 
Rüstzeug der höheren Ma- 
thematik in verwickelten Be- 
rechnungen den Kräften 
hachspüren muß. Nur soviel 
Sei gesagt: je exakter und 
zuverlässiger die statische 
Berechnung ist, desto mehr 


Abb. 8. Gutachbrücke. 


Göltzschtalbrücke. 


kann dem Baustoff zugemutet werden, desto weniger Baustoff 
ist nötig, desto billiger wird also die Brücke; unsere Brücken 


sind demgemäß im Laufe der Zeit verhältnismäßig immer 
leichter geworden. 
Auf Bauart, Weiterbildungen, Vorzüge und 


Nachteile der einzelnen Brückenarten kann nur kurz 
eingegangen werden, wobei die Holzbrücken wegen 
ihrer geringen Verbreitung im deutschen Eisenbahn- 
wesen unberücksichtigt bleiben mögen. 

Der Bau der Steinbrücken fußt auf den Gewölbebauten der 
Römer, die wir noch heute an so mancher Stelle bewundern 
können. Die Bauweise der Römer mit kleinen Spannweiten, 
halbkreisförmigen Gewölben und enggestellten Pfeilern (all- 
gemein bekannt durch die Engelbrücke in Rom und die zahl- 
reichen Aquädukte) ist auch für Eisenbahnbrücken hin und 
wieder angewandt worden, im allgemeinen sind die Konstruk- 
tionen jetzt aber viel leichter, weil die Berechnung exakter ge- 
worden ist. 

Als Baustoff dient für alle wichtigen Bauteile (Pieiler, 
Widerlager, Gewölbe, Stirnmauern) der Stein und zwar in der 
Form des Ziegels (gebrannten Steins) oder des Bruch- und 
Werksteins (natürlichen Steins) oder in der Form des Betons 
(gestampfter nasser Zement- 
Stein-Masse); der Beton er- 
hält unter Umständen 
Eiseneinlagen. In derselben 
Brücke wird vielfach und bei 
größeren Bauten fast immer 
für die verschiedenen 
teile verschieden gutes Ma- 
terial verwendet. Den besten 
Baustoff erfordern die Ge- 
wölbe; bei großen Spann- 
weiten erhalten sie die beste 
Ausführung, die 


noch 


Bau- 


überhaupt 
erreicht werden kann; dann 
kommen die hohen Mittel- 
pfeiler, dann die Stirnmauern 
und Übermauerungen. 

Die Fortschritte im Bau 
von Steinbrücken liegen zum 
Teil schon in der Zeit von 
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1750 bis 1830. An Stelle der alten Römerbauweise wurden 
nämlich die Spannweiten größer und die Zahl der Zwischen- 
pfeiler geringer, gleichzeitig wurden die Pfeiler dünner, und an 
die Stelle dicker Halbkreisgewölbe traten Korbbögen und Bögen 
mit geringem Stich bei gleichzeitiger Verringerung der Gewölbe- 
stärke. Diese Fortschritte hatten eine erhebliche Material- 
ersparnis, also Kostenverringerung zur Folge und außerdem 
wurde dadurch der Wasseraufstau vor den Brücken, also die 
Hochwassergefahr vermindert. 

Die weiteren Verbesserungen wurden vor allem durch den 
Wettbewerb der Eisenbrücken erzwungen. Sie beruhen auf der 
eingehenden Beherrschung der Statik des „eingespannten, 
elastischen Bogens“ und der Anwendung immer härteren Bau- 
stoffes. Hierauf gestützt sind die Spannweiten immer größer 
geworden, insbesondere sind süddeutsche Verwaltungen und 
Ingenieure bahnbrechend mit dem Bau großer gewölbter Eisen- 
bahnbrücken vorgegangen. Besondere Erwähnung verdient zu- 
nächst die schon 1846 bis 1851 erbaute Göltzschtalbrücke (Abb. 7 
auf Seite 47) in der Linie Leipzig-Hof, ein rund 78 m hoher, 


als Eisenbrücken, denn wenn sie selbst im Bau teurer sind, so 
erfordern sie andererseits fast keine Unterhaltungskosten, und 
ihre Dauer darf als unbegrenzt bezeichnet werden, während 
eiserne Brücken nach einigen Jahrzehnten ganz oder teilweise 
ersetzt werden müssen. 

Diese Vorzüge der Steinbrücken haben den Siegeszug der 
eisernen Brücken aber nicht aufgehalten, denn es gibt im Eisen- 
bahnbau (ebenso wie im Straßen- und Kanalbau) eine Unmenge 
Fälle, in denen das Eisen dem Stein im Brückenbau unbedingt 
überlegen ist. Es beruht dies auf der Eigenschaft des Eisens, 
daß es viel widerstandsfähiger ist als Stein, also viel größere 
Kräfte aushalten kann, und darauf, daß Stein nur Druck-, aber 
nicht (oder kaum) Zugkräfte aufnehmen kann, während das 
Eisen gegen Zug und Druck gleich widerstandsfähig ist. 

Als Baustoff für eiserne Brücken kommt Gußeisen nur für 
gewisse Einzelheiten, z. B. für die Auflagerplatten in Frage, im 
übrigen wird nur schmiedbares Eisen (Schweiß- und Flußeisen) 
und Stahl verwendet, in neuerer Zeit werden 
Brücken aus Qualitätsstahl (Nickelstahl) erbaut. 


schon ganze 


Abb. 9. Viadukt (Moselbahn). 


bis zu vier Etagen enthaltender Viadukt, der eine Mittelöfinung 
von rund 31 m aufweist. An neueren, besonders weit gespannten 
steinernen Eisenbahnbrücken Deutschlands wären zu nennen die 
57 m weite Schwändeholztobel- und die 64 m spannende Gutach- 
brücke (Abb. 8 auf Seite 47) im Schwarzwald. Bei diesen weit- 
gespannten Brücken wird zur Entlastung des Hauptbogens auf 
diesen nicht voll aufgemauert, sondern es wird auf ihn ge- 
wissermaßen ein aus Pfeilern und Gewölben bestehender Viadukt 
aufgesetzt. (Abb. 9.) 


Bei so großen Gewölben hat sich die Ausführung in Stampf- 
beton als besonders leistungsfähig und wirtschaftlich erwiesen, 
Der Beton beginnt jetzt mehr und mehr den Ziegel und den 
natürlichen Stein zu verdrängen, er erobert sich besonders das 
norddeutsche Flachland und drängt hier auch das Eisen wieder 
zurück; die Betonkonstruktionen werden immer kühner und 
damit billiger, und dem Betongewölbe dürfte auch im Eisen- 
bahnwesen noch eine große Zukunft bevorstehen. 

Die Vorzüge der Steinbrücken den eisernen gegenüber sind 
kurz folgende: die Brücke ist in sich massiger und macht dem- 
gemäß unter den rollenden Zügen keine starken Schwingungen; 
der gewöhnliche Eisenbahnoberbau kann mit der Bettung glatt 
durchgehen, was bei eisernen Brücken nur durch eine erheb- 
liche Vergrößerung des Gewichtes erkauft werden kann; die 
Steinbrücken können ohne Schwierigkeiten eine ästhetisch durch- 
aus befriedigende Erscheinung darbieten, was bei eisernen 
Brücken nicht immer so einfach zu erreichen ist: vor allem 
aber sind die Steinbrücken in sehr vielen Fällen wirtschaftlicher 


Bei den eisernen Brücken sind als Hauptteile zu unter- 
scheiden: die Fahrbahntafel, die Hauptträger, die Windverbände 
und die Pfeiler. 

Die Fahrbahntafel trägt das Gleis, also die Schwellen mit 
den Schienen. Hierbei wird die Bettung (das Kiesbett) ent- 
weder durchgeführt oder nicht. Letzteres ist wesentlich billiger, 
weil die ganze Konstruktion leichter wird und erfordert weniger 
Höhe; ersteres aber ist besser, denn das durchgehende Kiesbett 
(auf Buckelplatten) ist elastischer, schalldämpfend und wasser- 
dicht. Innerhalb von Städten wird es daher jetzt fast immer 
angewendet. 

Die Pfeiler der eisernen Brücken werden meistens aus Stein 
hergestellt, weil sie im allgemeinen nur Druckkräfte aufzu- 
nehmen haben, für die der Stein ein sehr geeigneter Baustoff 
ist. Breite, massige Fundamente sind aber auf jeden Fall not- 
wendig, weil die Kräfte auf den Baugrund mit großen Flächen 
übertragen werden müssen. Eiserne Pfeiler kommen vor allem 
bei Hängebrücken und bei Viadukten, sodann als Zwischen- 
stützen längerer Brücken vor. Bei manchen großen Viadukten 
machen die dünnen, spinnwebartigen eisernen Pfeiler einen un- 
heimlich kühnen Eindruck. 

Die Windverbände dienen zur Aufnahme des Winddruckes, 
der bei manchen Brücken recht gefährlich werden kann; ist doch 
die alte Taybrücke in Schottland von einem Orkan ins Meer 
gestürzt worden. 

Die Hauptträger bestimmen den Charakter der Brücke als 
Balken-, Hänge- oder Bogenbrücke, 
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Die Balkenbrücken sind die 
am häufigsten vorkommenden. 
Mit ihnen werden Spannweiten 
jeder Ausdehnung, von den 
kleinsten bis zu den größten 
überbrückt. Hierbei unter- 
scheidet man vollwandige 
(Blechbalken-) und gegliederte 
(Fachwerk-) Brücken, 

Bei den  Blechbalken- 
brücken besteht jeder Haupt- 
träger aus einem „Steh- 
blech“, das oben und unten 
er. aus Winkeleisen und 
Qurtplatten zusammengenietete 
»Gurtung“ trägt. Solche 
Brücken werden in Spann- 
weiten bis zu etwa 30 m aus- 
geführt, doch ist eine Tendenz 
Zu noch größeren Spannweiten vorhanden. Wenn Blechbalken 
zur Überbrückung von Straßen dienen, so erhalten sie vielfach 
außer den beiden Endauflagern noch zwei Säulenreihen, die an 
den Bordkanten der Bürgersteige stehen, — eine innerhalb der 
Städte allenthalben anzutreffiende Bauweise. — Auch beim Bau 
Schiefer Brücken findet der Blechbalken viel Verwendung. — 

brigens sind auch die ältesten schmiedeeisernen Brücken als 
Blechbalkenbrücken anzusprechen, so z. B. die Britannia- 
Röhrenbrücke in England. 

Bei Spannweiten von etwa 20 m an (unter Umständen auch 
Schon bei geringeren) empfiehlt sich statt der vollwandigen 
Blechbalken der gegliederte Träger. Bei den ältesten derartigen 
Brücken, so bei der Weichselbrücke bei Dirschau, der Nogat- 
brücke bei Marienburg und bei dem bekanntesten Beispiel der 
Nun verschwundenen Rheinbrücke bei Cöln wurden die vollen 
Blechwände durch ein engmaschiges Gitterwerk von Eisenstäben 
ersetzt (vergl. auch Abb. 11). 

Die weitere wissenschaftliche Durchdringung ergab dann, 
daß es zweckmäßig sei, das engmaschige Gitternetz durch ein 
Weitmaschiges Fachwerknetz zu ersetzen, und so entstanden die 
Jetzt üblichen Fachwerkbrücken. (Vergl. Abb. 10.) 

Bei ihnen besteht jeder Hauptträger aus einer unteren und 
Oberen Gurtung, zwischen denen sich die Wandglieder (senk- 
rechte und schräge oder auch nur schräge Stäbe) befinden. 
Gleichzeitig wurden die Gurtungen gekrümmt ausgeführt, wo- 
durch der Höhenabstand zwischen den beiden Gurtungen ver- 
änderlich wird; solche Formen entsprechen am besten der 
Größe der angreiienden Kräfte. 

Je nach der Form der Gurtung spricht man dann von 
Parallel-, Parabel-, Halbparabel-, Fischbauch-Trägern usw. 


Auch unterscheidet man Träger mit „einfachem“ und mit 
»doppeltem“ Fachwerk und solche ohne und mit „Hilfs- 
Stäben“, 


Abb. 10. Sehr schräge Fachwerkbrücke in der 
Strecke Frankfurt—Wiesbaden. 


Sofern solche Brücken 
(ebenso wie die Blechbalken) 
nur die beiden Endauflager, 
aber keine Zwischenstützen 
haben, sind es „einfache 
Balken auf zwei Stützen“. Sie 
haben den Vorzug, daß sie auf 
einfache Weise sehr genau be- 
rechnet werden können und 
daß sie auch bei gewissen Ver- 
änderungen (z. B. bei dem oft 
eintretenden Senken eines Auf- 
lagers) in ihrer statischen 
Wirkungsweise unverändert 
bleiben, daß sie also dauernd 
der statischen Berechnung ent- 
sprechen. Anders verhalten 
sich die Brücken mit Zwischen- 
stützen, die „Träger auf meh- 
reren Stützen“. Sie sind von etwaigen Senkungen der Pfeiler 
sehr abhängig und werden daher nicht mehr gern angewendet, 
obwohl sich mit ihnen oft eine nicht unerhebliche Material- 
ersparnis erzielen läßt. Den schädlichen Folgen unbeabsichtigter 
Bewegungen usw. kann man aber gut vorbeugen, indem man 
„Gelenke“ anordnet. In diesen können sich die einzelnen 
Brückenteile gegeneinander drehen (wie die Knochen der Tiere 
und Menschen). Eine besondere Weiterbildung der Träger auf 
mehreren Stützen mit Gelenken sind die Auslegerträger, die eine 
für Brücken jeder Spannweite, auch der größten, ausgezeichnete 
Form darstellen. Bei ihnen kragen meist die Hälfte der Träger 
über ihre Pfeiler nach beiden Seiten über, und es wird dann ein 
„Zwischenträger“ zwischen die Enden der „Kragträger‘“ mit 
Gelenken eingehängt. Diese von dem Deutschen Gerber er- 
fundene Bauart heißt nach ihm auch „Gerberträger“, wird aber 
leider von unwissenden Laien oft „Kantilever“ genannt. 

Neben den Balkenbrücken bildete die Wissenschaft dann die 
Hänge- und Bogenbrücken aus. 

Hängebrücken haben sich für Eisenbahnzwecke bisher aller- 
dings nur wenig einführen können, da sie unter schnellfahrenden 
Zügen zu sehr schwingen, besonders bei älteren nicht genügend 
versteiften Bauarten. Einzelne alte Hängebrücken sind sogar 
wieder entfernt worden. In neuerer Zeit wendet man den ver- 
steiften Hänge- und Kettenbrücken aber auch für Eisenbahnen 
mehr Beachtung zu, nachdem eine Reihe hervorragender Aus- 
führungen für Straßen und Stadtbahnen sich bewährt haben. — 
Die Hängebrücken können auch vom ästhetischen Standpunkt 
unter Umständen die beste Bauweise sein. 

Dagegen erobern sich die eisernen Bogenbrücken immer 
mehr das Feld, vor allem auch für die größten Spannweiten, bei 
denen sie allerdings mit dem Wettbewerb der Auslegerbrücken 
zu rechnen haben, denen sie konstruktiv ebenbürtig, schönheit- 
lich aber meist weit überlegen sind. Der Bau der eisernen 
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Abb. 11. Fachwerkbrücke bei Bullag an der Mosel. 
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Gitterträger 
Halbparabelträger 
desgl. 
Gitterträger 


Schwedlerträger 


desgl. 
Lohseträger 
desgl. 
Halbparabelträger 


Parallelträger 
Halbparabelträger 
Pauliträger 
Zweigelenkbogen 
Bogenfachwerkträger 


Bogenträger 
Gitterträger 


Zweigelenkbogen 
Bogenbrücke 


Halbparabelträger 
Zweigelenkbogen 


Eingespannter Fachwerkbogen 


Fachwerkbogen 
Sichelbogen 


Steinbogen 


desgl. 
desgl. 
desgl. 
Steinviadukt 
desgl. 
desgl. 


Steinbogen 
desgl. 
desgl. 
desgl. 


Pauliträger 


Gitterträger 


Kontinuierlicher Fachwerkträger 
über 2 Öffnungen 
Bogenfachwerk mit Zugband 
Parallelträger mit zweifach 
symetr. Ausfüllungssystem 


vierfaches Gitterwerk 


Zusammenstellung wichtiger deutscher Eisenbahnbrücken. 
(Alle Maße abgerundet.) 


Bemerkungen 


|DurchNeubauten ersetzt worden. 


Gleichzeitig Straßenbrücke. 
Dreiteiliges Fachwerk. 


Oberhalb Mainz. 
Strecke Mainz-Wiesbaden. 
Oberhalb Koblenz. 


Älteste weitgespannte Bogenbr. 
Jetzt abgebrochen. 


Viergl. Bahn, 16 m breite Straße. 


Sog. Südbrücke. 


Wird durch eine Bogenbrücke 
um 2 Gleise verbreitert. 

Straße und Kleinbahn. 

Größte Spannweite von Bogen- 
brücken, außerdem Seiten- 
Öffnung. 


Außerdem zahlreiche kleinere 
Spannweiten, die Viadukte 
von 574 bezw. 279 m Länge 
bilden. 


786,5 m langer Viadukt. 
Gesamtlänge 225 m. 
Gesamtlänge 1147 m. 


Eine der ältesten Fachwerk- 
brücken mit. fischbauchartig 
gebogener Gurtung, wurde 
1909 als Fachwerkträger mit 
gebogener unterer u. gerader 
oberer Gurtung umgebaut. 

Umgebaut im Jahre 1904 nach 
doppeltem Zugbandsystem. 

Mit mehreren kleineren über- 
wölbten Öffnungen. 

desgl. 


Für das im Jahre 1895 erbaute 
zweite Gleis wurden die 
Hauptträger als Parallel- 
träger im Zugbandsystem 
ausgeführt. 
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Bogenbrücken ist ein so recht deutsches Gebiet; die älteste 
von großer Spannweite ist die Rheinbrücke bei Koblenz, mit 
drei Öffnungen von je rund 97 m Spannweite, 1864 von Hartwich 
erbaut. Sie ist das Vorbild geworden für die späteren „Zwei- 
Gelenk-Bogenbrücken“ mit obenliegender Fahrbahn. Eine 
weitere Fortbildung zeigen die großen Brücken über den Nord- 
Ostsee-Kanal und die Rheinbrücken bei Mainz (Abb. 12), Bonn, 
Düsseldorf, (letztere beiden für Straßen- und Kleinbahnverkehr) 
und vor allem bei 
Cöln. Die neue 
große Rheinbrücke 
an Stelle der alten 
Gitterbrücke nimmt | 
eine viergleisige | 
Eisenbahn und eine 
Straße von 16 m 
Breite auf; sie be- 
Steht aus einer 
Mittelöffnung von 
160 m und zwei 
Seitenöffnungen von 
116 m Spannweite, 
Erwähnt sei ferner 
noch die Müngste- 
ner Kaiser Wilhelm- 
Brücke (Abb. 13) 
in der Linie Solingen-Remscheid, die mit 180 m Spannweite die 
größte Eisenbahn-Bogenbrücke ist. 

_ Wenn im Brückenbau vielfach ein gewisser Wettbewerb 

Zwischen Stein und Eisen besteht, so haben sich in neuerer Zeit 
diese beiden feindlichen Brüder zu gemeinsamem Wirken ver- 
einigt in der Eisen-Beton-Bauweise. 
k Hierbei wird das Eisen in der Form von Stäben oder 
Trägern in Beton eingehüllt, — der Beton wird um das Eisen 
herum gestampft —, und dadurch vereinigen sich die den beiden 
Baustoffen eigentümlichen Vorzüge, insbesondere nimmt das 
Eisen die Zug-, der Beton dagegen die Druckkräfte auf. 


N daß 
Bert Rey Eisenbeton teilweise 


Abb. 12. Rheinbrücke bei Mainz. 


Im Eisenbahnbrückenbau werden Eisenbetonkonstruktionen 
sowohl als Balken (und Platten) wie auch als Bogen (Gewölbe) 
verwandt, und man kann damit recht bedeutende Ersparnisse 
an Material erzielen. Außerdem ist die Bauweise oft einfacher 
als der Eisenbau und sie gestattet fast immer die Durchführung 
des gewöhnlichen Oberbaues (vergl. oben); so dürften die 
Blechbalkenbrücken kleinerer Spannweiten mehr und mehr 
durch Beton-Eisen-Bauten ersetzt werden. Nicht verschwiegen 

darf aber werden, 
man dem 


noch skeptisch 
48: gegenübersteht, be- 
sonders für Eisen- 
bahnbrücken, weil 
man fürchtet, daß 
unter den gewal- 
tigen Stößen der 
Lokomotiven sich 
der Beton vom 
Eisen allmählich 
losrüttelt. 

Ein neues Gebiet 
der Brückentechnik 
hat sich daraus er- 
geben, daß die Ge- 
wichte der Lokomotiven ständig zunehmen. Um die stark ver- 
größerten Lasten mit Sicherheit tragen zu können, müssen zahl- 
reiche Eisenbrücken älterer Zeit verstärkt werden. Vielfach 
zieht man es aber vor, die Brücken ganz auszuwechseln, also 
die alten abzubrechen und neue an der Stelle zu erbauen. Hier- 
bei entsteht die besondere Schwierigkeit, daß der Eisenbahn- 
betrieb während der Auswechslung nicht gestört werden darf. 
Der Ersatz der alten Brücke durch die neue muß demgemäß 
in den wenigen Stunden erfolgen, während derer der Betrieb 
ruht oder einmal unterbrochen werden kann. Meist wird dabei 
die neue Brücke neben der alten erbaut und dann im ganzen 
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Abb. 13. Kaiser Wilhelm-Brücke über das Wuppertal bei Müngsten. 
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eingeschoben, während man die alte gleichzeitig beiseite rückt. 
Bei der alten Cölner Rheinbrücke, die jetzt durch eine doppelt 
so breite prächtige Bogenbrücke ersetzt worden ist, wurden die 
alten eisernen Überbauten schwimmend ausgefahren. 

Der deutsche Brückenbau zeichnet sich durch 
besten Baustoff, sorgfältige Ausführung und vor allem 
durch genaueste statische Berechnung aus. Die Fort- 
schritte des Brückenbaues gründen sich demgemäß 
auf die Fortschritte der Stahlerzeugung, der Werk- 
zeugmaschinen, und besonders der statischen und 
konstruktiven Beherrschung des Stoffs. Der Brücken- 
bau ist in Deutschland vollständig eine exakte Wissen- 
schaft, von deren tätigen Vertretern Müller-Breslau, 
Barkhausen, Mehrtens, Zimmermann, Labes, Rieppel 
genannt sein mögen. So sehr die Brückenbauwissen- 
doch niemals die sogen. „Praxis“ derart zur Herr- 
schaft mit der Praxis Hand in Hand geht, so hat sie 
schaft kommen lassen, daß der Brückenbau in be- 
stimmten, einmal bewährten „standard-Constructions" 
erstarren konnte, wie es in anderen Ländern mehrfach 
der Fall ist. Die ganze Welt hat so durch die 
deutsche Wissenschaft Wohltaten empfangen; deut- 
sche Ingenieure haben manche stolze Brücke im Aus- 
land erbaut (man denke an Röbling und Lindenthal in 
Amerika), und deutsche Firmen liefern zahlreiche 
Brücken ins Ausland. 


4. Der Tunnelbau. 


Deutschland umfaßt nur mit einem schmalen 
Grenzstreifen das Hochgebirge, und in diesem Gebiet 
liegen keine Wasserscheiden von internationaler Be- 
deutung. Infolgedessen kann, wie schon gesagt, 
Deutschland auf dem Gebiet des Tunnelbaues keine so 
gewaltigen Einzelleistungen aufweisen wie die Hoch- 
gebirgsländer Schweiz und Österreich. Doch sind 
die in diesen Ländern ausgeführten Tunnel zum 
großen Teil Kinder deutschen Geistes, und der jüngste 
und in vieler Beziehung schwierigste Alpentunnel, der 
Simplontunnel, ist von einer deutschen Gesellschaft 
ausgeführt worden. Andererseits sind in den deut- 
schen Mittelgebirgen, besonders in Süd- und West- 
deutschland, eine große Zahl von Tunneln mittlerer 
und geringer Länge erbaut worden. Insgesamt zählt 
die Statistik der deutschen Vollspurbahnen 616 Tunnel 
mit 52 790 m Gesamtlänge für ein und mit 162 493 m 
für zwei Gleise. Darin sind die Tunnel von Schmal- 
spur- und Stadtbahnen nicht enthalten. 

Schalten wir zunächst die später erörterten Unter- 
wassertunnel aus und betrachten nur die sogen. Berg- 
tunnel, so werden diese beim Bau von Eisenbahnen 
dort nötig, wo sich der Linie so große Höhen’ ent- 
gegenstellen, daß sie von der Bahn nicht erstiegen 
werden können. Hier ist zunächst die Frage zu ent- 
scheiden, ob das Hindernis durch einen Tunnel oder 
durch einen Einschnitt zu durchbrechen ist. Die Ent- 
scheidung erfolgt in der Hauptsache nach der wirt- 
schaftlichen Erwägung, ob die Jahreskosten für die 
eine oder andere Bauweise geringer werden. Im all- 


gemeinen liegt die Grenze bei 14 m Tiefe, so daß man 
also keine tieferen Einschnitte ausführen wird. Die 
geologischen Verhältnisse, hinüberführende Wege, 
auf dem Bergrücken befindliche Häuser, Friedhöfe, 
teure Grundstücke lassen es aber oft geboten er- 
scheinen, auch schon bei geringerer Tiefe den Tunnel 
einem offenen Einschnitt vorzuziehen. 

Jedem Tunnelbau muß eine genaue Untersuchung 
der geologischen Verhältnisse vorausgehen, zu der 
Geologen von Beruf herangezogen werden. Der geo- 
logische Befund, insbesondere die Art, Schichtung, 
Festigkeit der Gesteine, der Wasserandrang und die 
während der Bauausführung zu vermutende Wärme 
im Berginnern bestimmen das zu wählende Tunnel- 
profil, die Art der Bauausführung, den Umfang der 
Ausmauerung und etwaige besondere Einrichtungen 
für die Ausführung. 


Das Tunnelprofil (vergl. Abb. 14) muß so groß sein, daß 
neben dem vorgeschriebenen Profil des lichten Raumes noch 
Platz für Rüstungen 

Profil 3% zur Ausbesserung 

’ 1 und Untersuchung 

verbleibt. Außer- 
dem sollte das 
Profil so gestaltet 
sein, daß die Tun- 
nelwandung (Aus- 
mauerung) den Ge- 
birgsdruck ohne 
Verdrückung auf- 
nimmt. Der Ge- 
birgsdruck kann 
aber nicht genau 
ermittelt werden, 
und er ist auch bei 
demselben Tunnel 
an den verschiede- 
nen Stellen oft sehr 
verschieden. Am 
geringsten ist der 
Druck, oder wie es. in der Tunnelbausprache heißt: „Das Gebirge 
ist am wenigsten druckhaft“ im festen Fels. (Der Tunnelbau 
hat eine Fülle von Fachausdrücken, die meist der Bergmann- 
sprache entlehnt sind, hier aber möglichst vermieden werden, 
weil sie nur dem Fachmann verständlich sind. Erwähnt sei 
aber, daß diese Sprache sich durch ihre Reinheit auszeichnet 
und für den Freund einer reinen Muttersprache eine Fundgrube 
schöner klarer Ausdrücke ist, von denen leider viele für die 
gewöhnliche Sprache verloren gegangen sind.) Hier könnten 
die Tunnel einer Ausmauerung entbehren, da sich das Gestein 
selbst trägt; in Deutschland erhalten die Tunnel aber auch in 
diesem Fall meist eine leichte Ausmauerung, um Gefahren durch 
einzelne sich später loslösende und dann abstürzende Fels- 
stücke zu verhindern. Am „druckhaftesten“ ist das „schwim- 
mende Gebirge“, das sind lose, stark mit Wasser durchsetzte 
Sand- und Geröllmassen; sie erfordern eine vollkommene Um- 
schließung des Tunnelquerschnittes durch Mauerwerk (oder 
auch: Eisen), und bei ihnen würde ein kreisrunder Querschnitt 
den Druckverhältnissen am besten entsprechen. Ausgeführt 
wird ein solcher aber fast nur bei den eisernen Untergrund- 
röhrenbahnen, während bei den gewöhnlichen ausgemauerten 
Tunneln Gewölbe, Seitenwände und Sohlengewölbe sich gegen- 
einander absetzen (vergl. Abb. 15 auf Seite 53). — Die Unmög- 
lichkeit, die Druckverhältnisse genau zu ermitteln und für jedes 
neue Verhältnis einen neuen Querschnitt anzuwenden, hat die 


Abb. 14. 
Querprofil eines eingleisigen Tunnels. 
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größeren Eisenbahnverwaltungen veranlaßt, eine Reihe von 
„Normalquerprofilen“ festzusetzen, von denen das ge- 
eignetste für den vorliegenden Fall anzuwenden ist. Hierbei 
kann es sehr wohl vorkommen, 
daß in demselben Tunnel ver- 
schiedene Normalquerprofile 
angewendet werden, insbeson- 
dere ist mit der Stärke der 
Gewölbe zu wechseln, auch ist 
das Sohlengewölbe stärker 
oder schwächer zu krümmen 
oder ganz wegzulassen, je 
nach dem Gebirgsdruck und 
Wasserandrang. 

Die Tunnel beeinflussen bei 
größerer Länge auch das 
Längenprofil der Bahn. Zu- 
nächst müssen sie nämlich, 
auch wenn die Bahn sonst wagerecht liegen könnte, ein Gefälle 
erhalten, damit das Wasser besonders während der Bauaus- 
führung abfließt. Lange Tunnel fallen demgemäß zweckmäßig 
von der Mitte nach beiden Seiten hin, weil alle langen Tunnel 
von beiden Enden her in Angriff genommen werden. Das Ge- 
fälle braucht aber nicht mehr als 2 v. T. = 1:500 zu betragen. 
Sodann ist bezüglich des Längenprofils zu beachten, daß die 

chienen in den Tunneln infolge der ständigen Feuchtigkeit oft 
Schlüpfrig sind; dadurch wird also die Reibung zwischen den 
Schienen und den Triebrädern der Lokomotive verringert, somit 
auch die Zugkraft herabgesetzt. Diesem Übelstand begegnet 
man dadurch, daß man in Tunneln, die sonst in der Höchst- 
Steigung liegen würden, diese etwas ermäßigt, — ein Verfahren, 
das aber nicht bei jedem kleinen Tunnel notwendig wird. 

‚ „Das schwierigste am Tunnelbau ist die eigentliche unter- 
Irdische Bauausführung. Für diese stehen zunächst zwei An- 
griffstellen zur Verfügung, nämlich die beiden Tunnelenden, die 
Sogen. Tunnelmundlöcher. Von diesen aus werden die Tunnel 
nan aber nicht etwa so gebaut, daß vom Eingang her der ganze 
künftige Tunnelquerschnitt ausgebrochen wird, die Ausführung 


Abb. 15. ‚ Querprofil eines 
zweigleisigen Tunnels. 


gliedert sich vielmehr in zwei Hauptteile: den Bau der Stollen 
und die Ausweitung der Stollen zum vollen Tunnelquerschnitt 
nebst Ausmauerung. 

Die Stollen (vergl. Abb. 16) sind unterirdische Gänge wie 
in den Bergwerken. Sie werden in der Richtung des künftigen 
Tunnels vorgetrieben und er- 
halten nur so große Ab- 
messungen, daß das Arbeiten 
und das Fördern von Massen 
in ihnen möglich ist. Je 
kleiner die Stollen sind, 
desto schneller können sie 
im allgemeinen vorgetrieben 
werden, und desto sicherer 
dürften sie erscheinen; von 
den früher oft angewendeten 


Abb. 16. Längenschnitt durch 


sehr kleinen Maßen ist man einen Stollen. 
aber mehr und mehr abge- 
kommen, weil sie die Förderung erschweren. Gebräuchliche 


Abmessungen sind etwa 2,8 bis 3,5 m Breite und 2,5 bis 2,7 m 
Höhe. Zu fördern sind (außer den Arbeitern) in den Berg 
hinein Werkzeuge, besonders Bohrgeräte, Sprengstofie, frische 
Luft, kaltes Wasser, Kraft- und Leuchtmittel, während aus dem 
Berg Schuttmassen, abgenutzte Werkzeuge, Wasser und ver- 
brauchte Luft herauszufördern sind. Zum Fördern dienen für 
das Wasser Rohrleitungen und Gräben, für die festen Stoffe 
Wagen, die auf einem Gleis verkehren. Zum Bewegen der 
Wagen dienen nur bei kleinen Tunneln Menschen oder Pferde, 
sonst Lokomotiven, bei denen aber die Rauch- und Dampf- 
entwicklung sehr eingeschränkt oder besser ganz vermieden 
werden muß, was z. B. durch Verwendung von Preßluft ge- 
schehen kann; elektrischer Betrieb ist bisher wenig ange- 
wandt worden, weil die Instandhaltung der Leitungen sehr 
schwierig ist. 

Außer der Förderung der Massen sind beim Stollenbau zwei 
Hauptarbeiten auszuführen: das Lösen des Gesteins und das 
Sichern gegen Einstürze. Das Lösen des „Gebirges“ erfolgt je 
nach der Festigkeit des Gesteins mit den verschiedensten 


Einige Angaben über wichtige deutsche Tunnel. 


Name Eisenbahnlinie Baujahr 


Königsdorf Köln— Aachen 1837 
Mariental Altenkirchen 1885 
Oberau Leipzig— Dresden 1837 
Fichtelgebirgsbahn 
Aachen—Welckenraadt 1871 
Bebenroth Bebra— Friedland 1872 
Mettlach Saarbahn 
Altenbeken Soest—Kreiensee 1859 
Küllstärt Berlin— Wetzlar 1876 
Arzweiler Straßburg— Saarburg 1850 
Krähberg Odenwaldbahn 1882 
Sommerau Schwarzwaldbahn 1873 
Brandleite Erfurt— Würzburg 
Cochem Moselbahn 1878 
Elm Frankfurt--Bebra im Bau 
Nürnberg — durch den „Armans- e 
Kirchentalbach Redwitz | ) Dere" bei Nonig JE 
(- Hof) P die „Hölle bei 1878 
angentheilen 
Wii Schwarzkopftunnel 
ürzburg-Aschaffenburg bei Heigenbrücken 1854 


im Spessart 


Länge 


Kosten 
gesamt | für Im 


Bemerkungen 


Sehr schwierige Ausführung; deutsche 
Methode. 


612 000 | 


512 990 000 | 1940 
870 | 1566000 Österreichische Methode. 
928 |1346000 1450 |Österreichisch. Methode, Eisenrüstung. 
1194 1 700 000 | 1422 
1632 {2367000 1450 |Später zum Teil erneuert. 
1529 2642000 | 1728 
2678 [|2068 000 Unter Anwendung von 6 Schächten. 
3100 Belgische Methode. 
1696 
3030 
4205 Längster deutscher Tunnel. 
3500 
840 
761 Eiserne Lehrgerüste. 
934 
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Mitteln. Ganz lockeres, „schwimmendes Gebirge“ strömt am 
Ende des Stollens — „vor Ort“ oft von selbst ein; etwas 
festeres (Sand, Kies) erfordert den Spaten; Lehm, Ton, Mergel 
machen die Spitzhacke nötig; alle Felsarten, auch die weichen 
— „gebrächen“ — werden aber „geschossen“, d. h. mittels 
Sprengens gelöst. Das Sprengen ist damit zu einem äußerst 
wichtigen Gebiet des Tunnelbaues geworden. Die Auswahl der 
Sprengmittel erfolgt nach der Festigkeit des Gesteins, man ist 
dabei aber nicht so frei, wie beim Sprengen in freier Luft, da 
alle Sprengmittel, die giftige Gase entwickeln, für den Tunnel- 
bau unbrauchbar sind, denn man hat „vor Ort“ ohnehin genug 
mit schlechter Luft zu kämpfen. Im allgemeinen muß das 
Sprengmittel um so kräftiger — „brisanter“ sein, (die Ver- 
gasung muß sich um so schneller vollziehen), je härter das Ge- 
birge ist; am meisten werden die Dynamite angewendet. Der 
Sprengstoff wird in Patronen in die Bohrlöcher gesetzt, die in 
größerer Zahl über die zu sprengende Wand verteilt und dann 
gleichzeitig „abgeschossen“ werden, wobei jetzt mehr und mehr 
die elektrische Zündung angewendet wird, weil bei ihr alle 
Schüsse genau gleichzeitig losgehen und sich dadurch in ihrer 
Wirkung gegenseitig unterstützen. 


Die Hauptarbeit und den längsten Zeitaufwand erfordert 
hierbei das Bohren der Sprenglöcher. Dies geschieht entweder 
„von Hand“ oder meist mit besonderen Bohrmaschinen. Diese 
werden mittels einer Spannsäule in dem fertigen Stollen dicht 
„vor Ort“ fest eingespannt, so daß sie nicht ausweichen und die 
Bohrer gegen die Felswand angesetzt werden können. Als 
Betriebskraft dient fast ausschließlich Preßwasser, das die 
einzelnen Bohrer vorwärtspreßt und dreht, den Schlamm aus- 
spült und gleichzeitig zur Kühlung beiträgt. Die Bohrmaschinen 
sind in den letzten Jahrzehnten sehr vervollkommnet und den 
verschiedenen Gesteinsarten angepaßt worden. 


Der vorwärts getriebene Stollen muß nun gegen Einstürzen 
gesichert werden, und zwar um so besser und schneller, je 
druckhafter das Gebirge ist. Während im festen Fels das 
Vorwärtskommen das schwierige, eine Sicherung gegen Ein- 
sturz aber kaum nötig ist, wird im schwimmenden und rolligen 
Gestein das Sichern das schwierigste. Bei der jetzigen Aus- 
bildung der Bohrmaschinen und Sprengmittel ist fester Fels viel- 
fach das angenehmste und jedenfalls das ungefährlichste Ge- 
stein. Das Sichern geschieht durch Auszimmern, indem in ge- 
wissen Abständen „Türstöcke“ aus Rundhölzern wie im Berg- 
werk gestellt werden, hinter die Schalbretter („Pfähle“) ein- 
getrieben werden. Art und Stärke der Zimmerung richtet sich 
nach dem Gebirgsdruck; er kann so stark werden, daß die 
stärksten Eichenbalken von ihm zerknickt werden, so daß 
schließlich schwere eiserne Träger dicht nebeneinander auf- 
gestellt werden müssen, wie das z. B. in der berüchtigten 
„Druckstrecke“ auf der Südseite des Simplon nötig wurde. 


Je nachdem, ob der Stollen nach seiner Lage zum künftigen 
Tunnelprofil hoch oder tief liegt, unterscheidet man First- und 
Sohlenstollen; letzterer wird jetzt meist bevorzugt. 
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Der vorgetriebene Stollen muß nun zu dem Tunnelprofit 
vergrößert werden. Zu diesem Zweck wird der Stollen nach 
und nach an mehreren Stellen aufgebrochen, wodurch beliebig 
viele Arbeitsstellen für die Freilegung des Profils und die Aus- 
mauerung gewonnen werden. 

Hiermit kommen wir zu den eigentlichen 
„Tunnelbaumethoden“. Sie werden nach den 
Ländern, in denen sie hauptsächlich ausgebildet 
worden sind, als deutsche, belgische, englische und 
österreichische unterschieden. Welche Methode bei 
einem Tunnelbau jetzt angewendet wird, richtet sich 
nach den geologischen Verhältnissen. 


Die deutsche Methode 
(Abb. 17) ist bei dem 
ersten deutschen Eisen- 
bahntunnel angewandt 
worden, nämlich bei dem 
Königsdorfer Tunnel in 
derStreckeCöln-Aachen, 
der schon 1837 erbaut 
wurde und zwar unter 
ungewöhnlich schwieri- 
gen Verhältnissen, da 
größtenteils im 

Schwimmsand liegt. 

Die deutsche oder „Kernbaumethode“ läßt in der Mitte des 
künftigen Profils möglichst viel Masse als Kern stehen, während 
die Freilegung, Auszimmerung und Ausmauerung um diesen 
herum erfolgt, so daß er ständig als Stütze für die Absteifungs- 
hölzer erhalten bleibt. Die Methode ist jetzt fast ganz ver- 
lassen, erlebt aber eine gewisse Auferstehung wieder — wenn 
auch in stark abgeänderter Form — beim Bau städtischer Tief- 
bahnen. 

Die belgische Methode (Abb. 18) ähnelt der deut- 
schen insofern, als auch bei ihr der Ausbruch nur stück- 
weise vorgenommen wird. Sie ist z.B.bei dem längsten 
deutschen Tunnel, dem bei Cochem in der Moselbahn, 
angewendet worden, — eine Bauausführung, die den 
gesamten Tunnelbau sehr befruchtet hat, weil bei ihr 
die planmäßige Durchführung eines Sohlenstollens 
als Hauptstollen und die Anwendung eines First- 
stollens als Hilfsstollen zu sehr günstigen Ergebnissen 
geführt hat. 

Bei der belgischen Methode wird vor allem der obere Teil 
des Profils zuerst freigelegt und mit dem Deckengewölbe aus- 
gemauert; unter dessen Schutz können dann die weiteren 
Arbeiten, Ausbrechen der Seitenteile und Aufmauern der Seiten- 
wände in großer Sicherheit erfolgen. 


Abb. 17. Deutsche oder 
Kernbaumethode. er 


Abb. 18. Belgische Methode. 
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Abb. 19. Österreichische Methode 


mit Holzzimmerung und eiserner Gewölberüstung. 


Im Gegensatz zu den beiden kurz geschilderten 
Methoden legen die österreichische (Abb. 19) und eng- 
lische Methode den ganzen Tunnelquerschnitt auf ge- 
wisse Strecken zuerst frei, zimmern ihn vollständig 
aus und bauen dann erst die Ausmauerung auf und 
zwar meist in der Zeitfolge: Widerlager, Decken- 
gewölbe, Sohlengewölbe. 

Bei der österreichischen Methode ist neben der Ausbildung 
Einer besonderen Holzzimme- 
rung auch die Anwendung 
von Eisenrüstungen (Abb. 20) 
bemerkenswert. Bei der eng- 
lischen Methode wird der 
ganze Querschnitt scheiben- 
förmig abgebaut und an der 
Vorderen Seite durch eine 
»Brustverkleidung“ geschützt, 
der freigelegte Querschnitt 
Wird dann sofort ausge- 
Mauert. 

Ein näheres Eingehen 
die Tunnelbaume- 
thoden, die verschiedenen 

Arten von Auszimme- 
rungen, die besonderen 
Schwierigkeiten usw. ist 
Nicht möglich, da dies 
zu viel Raum und eine 
Fülle technischer Einzel- 
Zeichnungen erfordern 
würde, 

i Der Bau größerer Tunnel erfordert eine große 
Reihe besonderer Betriebseinrichtungen und die An- 
lage umfangreicher Arbeitsplätze. Hierher gehören 
Zunächst die Lüftungsanlagen, die ständig frische 

uft „vor Ort“ leiten müssen, damit die Arbeiter und 

ampen den nötigen Sauerstoff erhalten. Außerdem 
muß die Luft von Staub gereinigt werden, was durch 
liederschlagen mittels fein verteilter Wasserstrahlen 
Seschieht, und vor allem muß das Stolleninnere ge- 
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Abb. 20. Österreichische Methode mit Eisenrüstung. 


kühlt werden, da die Erdwärme beim tieferen Ein- 
dringen bald unerträglich wird; das Abkühlen ge- 
schieht durch Einführen von Wasser. 

Ferner muß das Wasser abgeleitet werden, 
und zwar das künstlich zur Kühlung und zum Bohr- 
betrieb hereingebrachte, wie vor allem das aus dem 
Gestein hervorbrechende, das besonders dann ge- 
fährlich ist, wenn es aus heißen Quellen stammt 
und die Hitze noch mehr 
erhöht. 


Die Arbeitsplätze vor 
den beiden Tunnelenden 
wachsen bei großen Tun- 
neln zu regelrechten Ort- 
schaften heran, denn hier 
sind die verschiedenen 
Beamten und Arbeiter 
unterzubringen. Sodann 
sind Lagerplätze für die 
gelösten Gesteinsmassen 
zu schaffen und für die 
Lagerung und Bearbei- 
tung der Baustoffe und 
Sprengmittel; ferner wer- 
den Werkstätten not- 
wendig zum Instand- 
halten der Maschinen, 
Wagen, Arbeitsgeräte 
usw., wobei z. B. das 
Wiederschärfen der abgenutzten Bohrer eine große 
Rolle spielt. Sodann müssen die Anlagen für die Er- 
zeugung, Umsetzung und Verteilung des Kraftbedarfs 
geschaffen werden, wobei, wenn möglich, eine vor- 
handene Wasserkraft benutzt wird. Auch die Ein- 
richtungen zum ständigen Nachprüfen der vorher ab- 
gesteckten Tunnelachse sind hier vorzusehen. 

Ist der Tunnelkörper erst fertig, so sind die weiter 
in ihm auszuführenden Arbeiten nicht mehr von 
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Abb. 21. Bau des Spreetunnels bei Berlin. 


besonders gefährlicher oder eigener Art. Die Tunnel 
erfordern aber im späteren Betrieb doch eine be- 
sondere Überwachung und Unter- 
haltung, die sich dort besonders 
schwierig gestaltet, wo die geolo- 
gischen Verhältnisse dem Tunnel- 
bau nicht günstig sind. Es kommt 
vor allem darauf an, durch eine 
planmäßige Überwachung und 
Untersuchung Verdrückungen der 
Gewölbe und der Massen hinter 
diesen und das Eindringen von 
Wasser baldigst zu entdecken, da- 
mit die Sicherungsarbeiten recht- 
zeitig einsetzen können. Diese be- 
stehen in der Abfangung gefähr- 
licher Wasseradern und der stän- 
digen Aufbesserung der Gewölbe, 
wobei der Betonbau besondere Fortschritte zu ver- 
zeichnen hat. 

Sehr lange Tunnel bedürfen bei starkem Betrieb 
einer besonderen Lüftung, um die Rauchplage zu be- 
kämpfen. So ist der erwähnte Cochemer Tunnel, der 
längste in Deutschland, mit einer großen Lüftungs- 
anlage ausgerüstet, durch die frische Luft einge- 
trieben wird. 

Im Tunnelbau zeigt sich in Deutschland ebenso 
wie in England und Amerika, daß sich die Be- 
mühungen der Ingenieure nicht mehr so sehr auf den 
Bau langer oder besonders schwieriger Bergtunnel 
zu richten haben, wie etwa in Österreich und der 
Schweiz, daß vielmehr der Ingenieurwissenschaft auf 
einem anderen Gebiet des Tunnelbaues neue, eigen- 
artige Aufgaben gestellt werden, die besondere, bei 
Bergtunneln unbekannte Schwierigkeiten bereiten. 
Das ist die Herstellung von Tiefbahn-Tunneln in den 
Großstädten, die für die Durchführung von Schnell- 
bahnen, Eisenbahnen und Straßen notwendig werden. 

Derartige Tunnel gibt es in den meisten Weltstädten, in den 
deutschen Städten (Berlin, Hamburg) sind sie aber ebenso 
wie in Newyork unter wesentlich größeren Schwierigkeiten aus- 
zuführen als im allgemeinen in London, Paris, Boston, weil die 
Boden- und Grundwasserverhältnisse dem Tunnelbau sehr un- 
günstig sind. 


Abb. 22. Querschnitt dur 


Das deutsche Eiseubahnwesen der Gegenwart. 


In Berlin tauchen die Tiefbahnen, auch wenn sie unmittelbar 
unter der Straßenoberfläche liegen, etwa 3 m in das Grund- 
wasser ein und zwar in Sandboden, in dem der Wasserandrang 
mit den sonst üblichen Mitteln in so ausgedehnten Baustellen 
wirtschaftlich nicht bewältigt werden kann. Man hat daher hier 
das Verfahren der Senkung des Grundwasserspiegels unseres 
Wissens zum erstenmal in großem Umfang angewendet und 
jetzt so ausgebildet, daß die Betriebssicherheit für die Bau- 
ausführung und die Gebäude in der Nachbarschaft vollkommen 
gewahrt ist. Bei diesem Verfahren werden Rohrbrunnen beider- 
seits der Baustrecke in die Erde eingetrieben und oberhalb an 
eine durchlaufende Rohrleitung angeschlossen. Eine Pumpe 
saugt dann das Wasser an und senkt demgemäß innerhalb der 
Baustelle den Grundwasserspiegel so weit, daß die Bauaus- 
führung vollkommen im Trocknen erfolgen kann. 


Noch größere Schwierigkeiten treten beim Bau 
tiefliegender Stadtbahntunnel auf, die ganz im Grund- 
wasser liegen. Der Spreetunnel bei Berlin (Abb. 21, 
22, 23) ist der erste Tunnel, der in ganzer Länge voll- 
ständig in schwimmendem Gebirge 
unter einem Flußbett erbaut ist und 
daher bezüglich der Ausführungs- 
schwierigkeit über die älteren 
Londoner Tunnel ähnlicher Bau- 
weise gestellt werden darf. Der 
Spreetunnel war hauptsächlich als 
Versuchsstrecke gedacht, um den 
Beweis zu führen, daß Unter- 
wassertunnel selbst in dem so 
schlechten Untergrund Berlins 
ohne Schaden für die Umgebung 
ausgeführt werden können. Die 
Verkehrsbedeutung des Tunnels, 
der eine eingleisige Straßenbahn 
aufnimmt, ist verhältnismäßig nicht 
groß. Der Hauptbaustoff des Tunnels ist Eisen, er 
besteht nämlich aus einer eisernen Röhre, die beim 
Bau von innen heraus aus einzelnen Teilstücken zu- 


ch den Tunnel. 
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Abb. 23. Ansicht der Tunnelmündung. 
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Sammengesetzt wird. Die Bauausführung erfolgte 
mittels des „Brustschildes“ (vergl. Abb. 24), der aller- 
dings in einfacherer Form bereits bei Tunneln in 
London angewendet worden war. Der Brustschild 
kann mit einer Kapsel verglichen werden, die auf 
dem bereits fertiggestellten Tunnelteil aufsitzt wie 
die Kapsel auf einem Fernrohr. Der Schild, von eben- 
falls kreisrundem Querschnitt, hüllt den vordersten 


weicht, durch die Öffnungen ins Innere hereinholen. 
Ist so der Schild um die Länge eines Tunnelringes 
nach vorn getrieben, so werden die Druckwasser- 
pressen nach und nach eingeschoben und es wird in 
dem gewonnenen Raum ein neuer Tunnelring aus den 
eisernen Ringstücken aufgebaut, die untereinander 
mit Schrauben verbunden werden. Der Tunnel erhält 
dann einen äußeren Zementüberzug, der den vorher 


Abb. 24. Tunnelbau mittelst Brustschildes und Druckluft. a= Querwand, I = Luftschleuse, II = Luftschleuse. 


Teil des fertigen Tunnelstückes vollständig ein, so 
daß zwischen Schild und Tunnelwand kein Wasser 
in den Tunnel eindringen kann; vielmehr besteht die 
einzige Verbindung zwischen dem umgebenden 
— mit Wasser gesättigten — Erdreich und der Bau- 
stelle nur in der vorderen schräg abgeschnittenen 
Fläche des Schildes. In dieser Fläche befinden sich 
Öffnungen, durch die die 
davorlagernde Erde beim 
Vorwärtstreiben des 
Schildes hereingeholt 
wird. Um das Eindringen 
von Wasser in den Schild 
zu verhindern, sind in den 
Schild und den fertigen 
Tunnel je eine luftdicht 
Schließende Querwand 
eingebaut, und es wird 
dann in den Schild (und 
den vorderen Teil des 
Tunnels) Druckluft ein- 
gepreßt, die das Wasser 
durch die eben erwähnten 
Öffnungen in der Vorder- 
fläche herausdrückt. In 
den Querwänden befin- 
den sich Luftschleusen 
zum Durchschleusen der 
Arbeiter und der Bau- 
Stoffe. Der Schild ist mit 
dem fertigen Tunnel- 
körper nicht fest verbunden, sondern es befindet sich 
zwischen einem entsprechenden, nach innen gerich- 
teten ringförmigen Vorsprung des Schildes und dem 
letzten fertiggebauten Tunnelring ein Kranz von 
Druckwasserpressen; diese treiben den Schild vor- 
wärts, der sich also gegen den fertigen Tunnel ab- 
Stützt und vorn in das Erdreich eindringt, während 
Arbeiter die Erde, soweit sie nicht etwa zur Seite 


| 
Abb. 25. Falırstuhlschacht 
zum Elbetunnel in Hamburg. 
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Abb. 26. Längenschnitt durch den Tunnel. 


von der Schildwandung eingenommenen Raum ein- 
nimmt und dadurch hergestellt wird, daß von innen 
heraus durch kleine Öffnungen dünnflüssiger Zement 
nach außen hinausgespritzt wird. Sodann wird auch 
im Innern ein Zement- oder Betonüberzug her- 
gestellt; beide Überzüge schützen das Eisen gegen 
Rosten. — Den Bau dieses Tunnels, der so 
außerordentlich schwierig war, hat der Erbauer 
Schnebel mit dem Leben bezahlt, er starb bald 
nach der Vollendung an 
Überanstrengung, aber er 
hatte die Genugtuung, die 
Wissenschaft und Praxis 
desSchildvortriebs erheb- 
lich gefördert zu haben. 

Anwendung hat das gleiche 
System gefunden bei dem 
Elbetunnel in Hamburg (vergl. 
Abb. 25, 26, 27), der dem 
Wagen- und Fußgängerver- 
kehr dient und aus je einer 
Röhre für jede Richtung be- 
steht. Jedes Rohr besteht aus 
einzelnen schmiedeeisernen 
Ringen, die sich aus sechs 
gebogenen Stücken zusammen- 
setzen; die Fugen werden mit 
Blei gedichtet, die Wände mit 
Beton verkleidet. Auch diese 
Tunnel wurden mittels Brust- 
schild unter Druckluft ausge- 
führt. An den beiden Enden 
sind zur Ein- und Ausfahrt 
runde Schächte vorhanden, die 
je zwei Treppen und sechs Fahrstühle — vier für Fuhrwerke, 
zwei für Fußgänger — enthalten. Auch die Schächte sind unter 
Druckluft ausgeführt. 


Abb. 27. 
Querschnitt durch 
den einen Tunnel. 


Mit diesen Bauten hat die deutsche Tunneltechnik 
bewiesen, daß sie auch der höchsten Schwierigkeiten 
ohne Gefährdungen Herr wird; ähnlich schwierige 
Tunnelbauten dürften nur noch die Unterfahrungen 
der beiden großen Ströme bei Newyork gewesen sein. 


Kapitel III. 
Der Eisenbahn-Oberbau. 


Von Holverscheit, Geheimem Oberbaurat und Vortragendem Rat im Ministerium der öffentlichen Arbeiten zu Berlin. 


Den Eisenbahnfahrzeugen wird ihr Weg zwangs- 
weise durch das Gleis angewiesen, das mit seiner 
Unterlage, der Gleisbettung, den Oberbau der Bahnen 
bildet. 


Fahrzeug und Oberbau stehen in Wechselwirkung 
zueinander. Wie es einerseits undenkbar ist, daß der 
Oberbau in guter Verfassung bleibt, wenn unrund ab- 
gefahrene Räder auf ihm herumhämmern, Wagen mit 
kurzen Radständen gegen die Schienenköpfe arbeiten 
oder schwere, ungelenke Lokomotiven die Schienen 
eines Gleises auseinander zu drängen suchen, so muß 
umgekehrt auch das Fahrzeug leiden, wenn es durch 
schlechten Zustand der Schienenstöße, durch Mängel 
in der Höhenlage der Schienenstränge, durch un- 
genügende Befestigung der Schienen auf den 
Schwellen und dergl. heftige Erschütterungen erfährt 
und bei schneller Fahrt hin und her geworfen wird. 
Eine gute Beschaffenheit beider Teile und ihre zweck- 
mäßige Anpassung aneinander ist danach auch in 
wirtschaftlicher Beziehung eine wesentliche Vor- 
bedingung für ihre möglichst lange Lebensdauer und 
für das Maß der aufzuwendenden Unterhaltungs- 
kosten. 


Für eine große Eisenbahnverwaltung handelt 
es sich beim Oberbau um sehr bedeutende Summen. 
Die größte einheitlich geleitete Verwaltung der Erde, 
die des preußisch-hessischen Eisenbahnnetzes, umfaßt 
rund 54300 km Hauptgleise der Haupt- und Neben- 
bahnen und etwa 24000 km Nebengleise. Dieser 
Länge entspricht ein Anlagewert des Oberbaues von 
über 2200 Millionen Mark, also etwa des vierten Teils 
ihrer gesamten Anlagekosten, und es ist leicht ersicht- 
lich, welchen Einfluß auf die jährlichen laufenden Aus- 
gaben es haben muß, wenn durch geeignete Maß- 
nahmen die Lebensdauer des Oberbaues auch nur um 
einige Jahre verlängert werden kann. 


Der mehr oder minder gute Zustand des Ober- 
baues hängt einerseits von der Güte der Bauart und 
des Stoffes der einzelnen Teile ab, andererseits von 
der Sorgfalt und Fachkenntnis, mit der die erstmalige 
Herstellung und alsdann die weitere Pflege, also die 
Unterhaltung, ausgeführt wird. Das Bestreben, den 
Oberbau möglichst lange in guter Verfassung zu er- 
halten, kann, soweit die Bauart dabei mitspricht, nur 
dann von Erfolg sein, wenn alle Teile dazu beizu- 
tragen in der Lage sind, denn es wäre zwecklos, 
starke Schienen auf zu schwache oder zu wenige 
Schwellen zu verlegen oder etwa die Verbindung 
zwischen den Schienen und den Schwellen zu schwach 
zu machen, oder einem an sich genügend kräftigen 


Gleise eine unzureichende Unterlage auf mangelhafter 
Bettung zu geben, denn jeder Teil ist auf die Unter- 
stützung und Mithilfe der anderen angewiesen, wenn 
er selbst mit seiner vollen Leistungsfähigkeit zur 
Geltung kommen soll. Die Ausgestaltung des Ober- 
baues der deutschen Bahnen in der neueren Zeit hat 
diesen Gesichtspunkten Rechnung getragen, soweit 
die obwaltenden finanziellen Verhältnisse dies irgend 
gestatteten, und läßt erkennen, daß die Würdigung 
der bei den einzelnen Maßnahmen in Betracht kom- 
menden technischen Gründe wesentlich mitgewirkt 
hat, dem deutschen Eisenbahngleise eine hervor- 
ragender Stelle im Eisenbahnwesen zu erringen. 

Dies soll im Folgenden an den einzelnen Teilen des 
Oberbaues: der Bettung, den Schienen und Schwellen, 
den Stoßverbindungen und dem Kleineisen und sodann 
an dem Oberbau als Ganzes gezeigt werden. Fine 
solche Darstellung des heutigen Standes des Ober- 
baues der deutschen Eisenbahnen kann sich nicht 
ganz auf eine Beschreibung beschränken, sondern 
muß zur Erreichung einer richtigen Einschätzung der 
jetzigen Einrichtungen auch ersichtlich machen, aus 
welchen Gründen sie ihre gegenwärtige Gestaltung 
erhalten haben. Das erfordert zum Teil ein Zurück- 
gehen auf die Erfahrungen, die vorher mit anderen 
Formen und Anordnungen gemacht sind, da ein 
brauchbarer Oberbau sich überall nur auf der Grund- 
lage der Erfahrung hat herausbilden können, nicht 
aber lediglich aus theoretischen Erwägungen am 
grünen Tisch. 


1. Die Bettung. 


Die Grundlage für das Gleis ist die Bettung. Sie 
soll den Druck der einzelnen Schwellen auf eine 
größere Fläche des Unterbaues (Damm oder Ein- 
schnitt) verteilen und den Schwellen eine dauernd 
feste Lage geben, sowohl in senkrechter Richtung 
gegen den Druck der rollenden Lasten, als auch in 
wagerechter Richtung gegen ein seitliches Ver- 
schieben des Gleises durch die Pressungen der Rad- 
flanschen, namentlich in Krümmungen. Außerdem 
hat sie die Aufgabe, die Schwellen durch schnelle Ab- 
führung des Wassers trocken zu erhalten. Aus diesen 
Anforderungen ergeben sich die Eigenschaften, die 
von einer guten Bettung verlangt werden müssen: ihre 
einzelnen Teile sollen sich gegeneinander möglichst 
schwer verschieben lassen, sie sollen genügende Härte 
haben, um dem Druck der Schwellen und den 
Schlägen der Stopfhacke widerstehen zu können und 
sollen frei von erdigen und lehmigen Bestandteilen 
sein, um wasserdurchlässig zu bleiben. 
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Wenigstens auf den Hauptstrecken besteht bei den deut- 
schen Bahnen die Bettung zum großen Teil aus Steinschlag, der 
den angegebenen Bedingungen am vollkommensten entspricht. 
Dessen Verwendung an Stelle geringwertigeren Bettungsstoffes 
hat bei einzelnen Verwaltungen in den letzten zehn Jahren eine 
erhebliche Steigerung erfahren, so unter anderen bei den 
preußisch-hessischen Staatsbahnen, wie die Nachweisung für 
die Jahre 1899 bis 1908 zeigt. Es wurden allein für den jähr- 
lichen Gleisumbau verwendet: 

-n A  EDE VEE WRE 


1899 1908 
Ke ke 1,65 Mill. cbm | 2,4 Mill. cbm [Zunahme 45v.H. 
Steinschlag . EN | © RA »„  361v.H. 


$ Als Bettungsstoff kommen für die deutschen Bahnen vor- 

eg Basalt, Porphyr, 
Jranit, Grauwacke, Quarzit, 
Kohlensandstein, Diorit und 
Kies in Betracht, als Größe 
der einzelnen Stücke sind bei 
aa elle im allgemeinen 
“> bis 6 cm, mehrfach auch 
bis 8 cm, vorgeschrieben. Hin- 
Sichtlich ihrer Güte als 
Bettungsstoff sind diese Ge- 
Steine sehr verschieden. Für 
ihre Eigenschaften sind auf 
i Wege eingehender Ver- 
€ eines deutschen Fach- 
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ar des Eisenbahndirek- 

2 Schubert, Vergleichszahlen ermittelt ._ a 0 

Ün en, die insbesondere die bedeutende „| —qąo— —x— 
erlegenheit von Steinschlag gegenüber j 


pre erkennen lassen. Der Bettungs- 
off wird unter den Schwellen 


oy die Schläge der Stopfhacke 


Der Eisenbahn-Oberbau. 
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Ungleiche Pressung des Unterbaues. 


Aus den erheblich voneinander abweichenden Zahlen der 
Zusammenstellung ist ersichtlich, daß die Verwendung von 
gutem Steinschlag selbst bei Heranschaffung auf größere Ent- 
fernungen noch wirtschaftlich gerechtfertigt erscheint. So 
haben z. B. die preußischen Staatsbahnen zur teilweisen 
Deckung ihres Bedarfs an Steinschlag auch für weiter ab- 
liegende Strecken in den östlichen Provinzen in den letzten 
Jahren an einzelnen Stellen die Lager der baltischen End- 
moräne in Pommern in Abbau genommen, um den bis dahin 
ausschließlich verwendeten Kies wenigstens auf den Haupt- 
strecken durch besseren Bettungsstoff zu ersetzen. 


Die Gestaltung des Bettungskörpers weist 
bei den deutschen Bahnen keine erheb- 
lichen Verschiedenheiten auf. In erster Reihe ist dabei die 
Stärke der Bettung unter den Schwellen von Bedeutung, denn 
von ihr hängt, insbesondere bei weniger günstiger Beschaffen- 
heit des Unterbaues, die feste Lage der Schwellen und damit 
auch des Gleises ab. Ist in 
solchem Falle diese Stärke zu 
gering, so erleidet der Unterbau 
ungleiche Pressungen, er wird 
unter jeder Schwelle zusammen- 
gedrückt und die weniger be- 
lasteten Streifen zwischen den 
Schwellen werden in die Höhe 
getrieben (Abb. 1). 

Bei besserem Untergrunde 
bilden sich mindestens Ver- 
tiefungen unter den einzelnen 
Schwellen, aus denen das Tage- 
wasser keinen Abfluß findet und 
sehr bald eine Verschlammung 
der Bettung herbeiführt, die auch auf der Ober- 

fläche des Bettungskörpers durch schmutzig 

E gefärbte Flächen erkennbar wird. Daß 

x dabei das Gleis nicht festliegen kann 

und infolgedessen ein unruhiger Lauf 

der Wagen erzeugt wird, bedarf 
keiner weiteren Erklärung. 


Der Bettungskörper. 


durch den Druck der ih 
rollenden Last allmählich m- i 
zerkleinert, und zwar 40 — 
bildet sich eine be- |(Vorscheift.der Setrieborduung.) 
Stimmte Menge kleiner ERLERNTE EEE 


Teile um so schneller, 
l€ minderwertiger der 
Stoff ist, Auf dieser 
Grundlage beruhen im 
Wesentlichen die er- 
Ciia Versuche zur Ermittlung der Brauchbarkeit der 
i Schiedenen Gesteinsarten. Sie lieferten das Ergebnis, daß auf 

Liter unter einer Schwelle zerstörten Bettungsstoffes von 
< mm Korngröße bis zum Staube durchschnittlich entfielen 


Schläge mit der 
Stopfhacke 


Belastungen durch 
je ein Rad 


bei Basalt.. .. on . 
» Grauwacke ... 


444 200 000 
» Kohlensandstein 407 — 
e .... 322 278 000 
O A 245 310 000 
” Granit ou... 175 70 000 
» gesiebtem Kies. 142 4900 


Unter einer Belastung ist dabei ein durch eine Dampfmaschine 
usgeübter Druck zu verstehen, der einem Raddruck auf die 


Schwelle und den zu untersuchenden Bettungsstoff von etwa 
1000 kg entspricht. 
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Querschnitt und Abmessungen des Bettungskörpers bei eingleisigen (Abb. 2) 
und zweigleisigen (Abb. 3) Bahnen. 


Die Stärke h der Bettung 
unter der Schwellenunter- 
kante ist in den „Tech- 
nischen Vereinbarungen 
des Vereins deutscher 
Eisenbahnverwaltun- 
©% gen“ auf mindestens 
200 mm, für Neben- 
bahnen 150 mm, fest- 
gesetzt, doch werden die reichlicheren Maße von 300 und 200 mm 
empfohlen. Auf den preußisch-hessischen Strecken sind 300 mm 
zunächst für den Neubau von Hauptbahnen in den jetzt geltenden 
Bestimmungen bereits als Regel vorgeschrieben. Im übrigen 
waıen bei den deutschen Bahnen nach der Reichsstatistik von 
1908 folgende hauptsächliche Abmessungen in Anwendung 
(Abb. 2 und 3): 


h-Stärke unter] N-Quer- 


B-Breite 


den neigung 
ein- | zwei- Schweli des 
gleisig gleisig chwellen |Unterbaues 


Badische Staatsbahnen . 7,0 m 0,28 m 


Bayerische - u: 732,17, 0,24 „ 1:53,5 
Bayer. Staatsbahnen bisher: | 32 „ 67 „ 0,24 m 
n. neuest. bayer. Angaben: BB: 198 % 0,31—0,41 m 
p 0,21—0,26 m 
Preußische Staatsbahn. | 3,3 „ | 6,8 „’[beiNeubaut.030,.| 1:25 
bei Neben- 
bahnen 0,20, 
Sächsische x ER; ae 0,28 m 1:25 
Württemberg. „ 36.178, 0,26 „ 1:41 
Reichsbahnen ...... 33 „ (6,8 „ Imind 0,23 „ 1:25-1:30 
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Die Maße für h beziehen sich auf einen guten Zustand des 
Unterbaues. Unter ungünstigen Verhältnissen wird eine Ver- 
größerung der Bettungsstärke erforderlich. 

Der Bettungskörper wird entweder ganz aus Steinschlag 
oder Kies hergestellt oder es wird, wie bei befestigten Land- 
straßen, zunächst eine gut verzwickte Packlage ausgeführt und 
darauf erst der eigentliche Bettungsstoff gelagert. 

Die Frage, ob man die Schwellen mit Bettung überdecken 
soll oder nicht, ist noch eine offene geblieben. Für die Über- 
deckung wird namentlich angeführt, daß Holzschwellen dadurch 
dem Einfluß der Sonnenhitze entzogen würden und daß die Be- 
lastung der Schwellen mit zu ihrer festeren Lage beitrage. 
Gegen die Überdeckung wird geltend gemacht, daß dadurch die 
Untersuchung des Gleiszustandes besonders in bezug auf die 
Befestigungsmittel zwischen Schiene und Schwelle erschwert 
werde, und das Austrocknen der naßgewordenen Holzschwellen 
verzögert würde. Auf den Linien der deutschen Bahnen ist die 
Ausbildung des Bettungskörpers in allen drei gebräuchlichen 
Formen zu finden (Abb. 4, 5 und 6). Für die preußisch-hessischen 


Abb. 4. 


Abb. 5. 


Abb. 6. 


Querschnitte des Bettungskörpers. 


Staatsbahnen ordnen die „Vorschriften für die Herstellung, 
Unterhaltung und Erneuerung des Oberbaues“ an, daß die 
Bettung an keiner Stelle über die Oberfläche der Schwellen 
hinausragen soll, alle Befestigungsmittel also frei sichtbar und 
zugänglich bleiben. Man hat diesen Punkt als den wichtigsten 
angesehen und ist davon ausgegangen, daß die volle zur Ver- 
fügung stehende Bettungsmenge an der Stelle verwendet werden 
sollte, wo ihr Nutzen am größten ist, also unter den Schwellen. 


Die dargelegten Gesichtspunkte lassen erkennen, daß so- 
wohl technische als auch wirtschaftliche Rücksichten eine sorg- 
fältige Prüfung der für die Unterbettung der Gleise in Betracht 
zu ziehenden Verhältnisse erfordern. Die an sich so einfach 
erscheinende und wenigstens früher nicht immer als besonders 
wichtig behandelte Frage der Bettungsbeschaffung und An- 
ordnung hat eben im Laufe der Jahre durch die erheblich ge- 
stiegenen Anforderungen an den Oberbau eine wesentlich 
höhere Bedeutung gewonnen. Das Bestreben der Eisenbahn- 
verwaltungen und nicht in letzter Reihe der deutschen ist des- 
halb immer mehr auf sorgfältige Auswahl und Vermehrung der 
Bettungsmenge gerichtet gewesen. Daß dadurch die aufzu- 
wendenden Kosten nicht unerheblich wachsen mußten, ist er- 
klärlich, denn eine wie wichtige Rolle die Bettungsfrage im 
Haushalte einer vorsorglich handelnden Verwaltung spielt, läßt 
der Umstand erkennen, daß beispielsweise die preußisch-hessi- 
schen Bahnstrecken in neuerer Zeit jährlich einen Betrag von 
durchschnittlich 15 Millionen Mark für die Beschaffung von 
Bettungsstoff allein für die laufende Unterhaltung und den 
Gleisumbau erfordern. Immerhin gehen aber ausländische 
Bahnen hinsichtlich.der auf 1 km Gleis verwendeten Bettungs- 
menge nicht unbedeutend weiter, als die deutschen. Nach 
Haarmann („Das Eisenbahngleis“) ist z. B. bei englischen 


Bahnen eine Bettungsstärke von 44 cm unter Schwellenunter- 
kante zur Erreichung einer größeren Lagerstetigkeit des 
Gleises für nötig erachtet und seit Jahrzehnten üblich. 


2. Die Schienen. 


Form mel Gewichl. Die auf den deutschen Bahnen 
jetzt ausnahmslos verwendete 
I I Schienenform ist die Breitiuß- 
schiene, so genannt im Gegen- 
Abb. 7 und 8. satz zu der im Geburtslande der 
Schienenquerschnitte. Fisenbahnen, in England, ge- 
bräuchlichen Doppelkopf- oder Stuhlschiene (Abb. 7 
und 8). In geringerem Umifange ist letztere früher 
auch bei uns verlegt worden, ihr Bestand nimmt aber 
schnell ab, denn während 1903 noch 99 km Gleis die 
Stuhlschiene hatten, waren es 1905 nur noch 70 km 
und 1907 noch 27 km. 


Bei der Herausbildung der heutigen Schienen aus 
früheren Formen und Abmessungen haben die steigen- 
den Ansprüche des Verkehrs, die gesammelten Er- 
fahrungen und sehr wesentlich auch die Vervoll- 
kommnung der Schienenerzeugung mitgesprochen. 
Konnte man 1837 einen Teil der Leipzig-Dresdener 
Bahn noch mit Flachschienen von 64 mm Breite und 
29 mm Höhe bauen, die auf die Innenkante von 
hölzernen Langschwellen geschraubt waren, einen 
anderen Teil mit pilzförmigen, auf Holzquerschwellen 
ruhenden Schienen von 4,57 m Länge und 22,3 kg 
Gewicht auf 1 m, so zeigte sich doch bald die Unzu- 
länglichkeit einer solchen Anordnung und führte zur 
Verwendung von Breitfußschienen von 24,8 kg und 
seit 1852 von 29,8 kg Gewicht. Die bayerische 
Staatsbahn hatte 1861 Schienen von 37 kg/l m, Ende 
des vorigen Jahrhunderts solche von 43,5 kg. Für 
die preußischen Staatsbahnen wurde 1885 statt der 
bis dahin verwendeten Schienen von 27,55 und 
31,16 kg eine 33,4 kg/l m schwere Schiene als Regel- 
form eingeführt, 1890 hielt man schon 41 kg für nötig 
und ging bereits 1905 zu einem Gewicht von 45 kg 
auf 1 m über. 

Mit der schwereren Schiene wurde im all- 
gemeinen eine Vergrößerung des Widerstands- 
momentes, also auch der Tragfähigkeit der Schiene 
erreicht. Das größere Längeneinheitsgewicht ist aber 
nicht immer auch der geeignete Maßstab für das, was 
als Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit einer 
Schienenform anzusehen ist. Wie ausländische 
Eisenbahnfachleute vorwiegend durch Versuche, so 
bemühten sich deutsche, auf dem Wege der Be- 
rechnung die zweckmäßigste Gestaltung der Schienen- 
form unter Berücksichtigung der in der belasteten 
Schiene auftretenden und zulässigen Beanspruchung 
des Schienenstoffes zu ermitteln. Diese Arbeiten 
kamen der Wirtschaftlichkeit zugute, denn sie lösten 
die Frage, wie eine Schiene geformt sein müsse, um 
bei vorgeschriebener Tragfähigkeit nicht mehr Eisen 
oder Stahl zu erfordern, als nötig ist. Will man be- 
urteilen, ob eine Schieneniorm gegenüber einer 
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anderen mehr oder weniger zweckmäßig ausgestaltet 
ist, so kommt dabei das Verhältnis des Einheits- 
gewichts G zu der dabei vorhandenen Tragfähigkeit 
in Betracht, die ihren Ausdruck in dem Widerstands- 
moment W des Schienenquerschnitts findet. W/G er- 
gibt die Güteziffer einer Schienenform und es kann 
dabei sehr wohl eine schwerere Schiene hinsichtlich 
der wirtschaftlichen Güte einer solchen von ge- 
ringerem Gewicht nachstehen. 


Die nachfolgende Zusammenstellung enthält zur Ermög- 
lichung eines Vergleichs mit deutschen Schienen auch einige 
ausländische. Die Zahlen lassen ersehen, daß man bei den 


Wider- 


. Gewicht Güte- 
Eisenbahnverwaltung in kg | stands- | 
und Schienenform auf I m | moment [ziffer — 


G w 


Badische Staatsbahn. 1893 206,3 


> 2] Preußische „ 1885 
a Form 6 33,4 154 4,61 
|| 3 à er 1890 
;|® Form 8| 41 193,1 4,71 
Sjel 4 = 1905 
=|2 Form 15| 45,05 | 216,8 | 4,81 
3\5|| 5] Sächsische „ 1890 
3a Form VI| 46 | 23038 | 5,01 
D 6| Württemberg. ,„ 1895 | 43.5 | 202 4,56 
a 7| Paris—Lyon 1889. ...| 47 223 4,74 
„u 8 Französisch.Ostbahn.1889 | 44,2 | 201 4,55 
2 || 9| BelgischeStaatsbahn.1886 | 52 232 4,46 
5 |}10| Gotthardbahn 1890 
g M Form IV | 46 222 4,83 
2 ($ || 11 | Englische Midlandbahn 42,2 | 160 3,79 
315112 „ Nordwestbahn 44,6 | 160 3,60 
= JE }|13| Französ. Westbahn. 1889 | 44 164,2 | 3,73 


deutschen Bahnen mit Erfolg bestrebt gewesen ist, die Ver- 
teilung des Schienenstoffes auf die für die Tragfähigkeit be- 
sonders in Betracht kommenden Stellen des Querschnitts plan- 
mäßig und sorgfältig abzuwägen. Selbstredend ist bei Be- 
wertung der vorstehenden Güteziffern nicht außer Acht zu 
lassen, daß bei Festsetzung der Schienenform einzelner Verwal- 
tungen besondere Umstände mitgesprochen haben. Zu solchen 
gehören z. B. Strecken mit zahlreichen und scharfen Krüm- 
mungen oder mit starken Gefällen, da auf diesen mit Rücksicht 
auf die vermehrte Abnutzung eine Vergrößerung der Ab- 
messungen des Schienenkopfes über das errechnete Maß hinaus 
geboten erscheint. 

Unter der Herrschaft der Privatbahnen hat sich in 
Deutschland ein außerordentlicher Reichtum an Schienenformen 


herausgebildet, es waren 1868 bei den Bahnen innerhalb des 
jetzigen deutschen Reiches etwa 50 verschiedene in An- 
wendung. Mit dem Aufgehen einer Anzahl von Verwaltungen 
in größere Verbände ist hierin eine Verbesserung eingetreten 
und man braucht, soweit es sich um Hauptbahnen handelt, heute 
nur noch die Staatsbahnfiorm in Betracht zu ziehen, um eine 
maßgebende Übersicht über die gegenwärtige Schienen- 
ausbildung zu haben. 


Die auf die Längeneinheit entfallenden Schienengewichte 
der vollspurigen Haupt- und Nebenbahnen Deutschlands haben 
sich, wie die folgende Zusammenstellung zeigt, in der neueren 
Zeit immer mehr nach oben verschoben. Es waren vorhanden: 
durchgehende Gleise auf Querschwellen mit einem Gewicht 


bis ein- 
schließl. 
30kg/1 m 


Staats- 
bahnen 
allein 


1908 23114 „ 


Das Bezeichnende in dieser Übersicht ist die Zunahme der 
mit schweren Schienen von 40—45 kg/l m und über 45 kg 
ausgebauten Strecken und die Abnahme der Strecken mit 
Schienen von geringerem Gewicht. Danach kann ein Längen- 
einheitsgewicht von 40 kg etwa als die untere Grenze an- 
gesehen werden, die man in Deutschland für Schnellzuglinien 
für zweckmäßig hält, denn die 23566 + 3710 = 27276 km, auf 
denen das Schienengewicht zugenommen hat, betreffen fast 
ausnahmslos Schnellzuglinien. Stark befahrene Schnellzug- 
strecken erhalten in der Gegenwart fast durchweg Schienen 
von mindestens 43 kg Gewicht auf 1 m. 


Bei Wahl der von den einzelnen Verwal- 
tungen zu verwendenden Schienenlänge haben 
verschiedene Gesichtspunkte mitgesprochen. Geringe Länge 
vermehrt die Zahl der Schienenstöße und erhöht damit die 
Anlage- und Unterhaltungskosten, letztere auch hinsichtlich der 
Fahrzeuge. Außerdem wird durch Vergrößerung der Stoßzahl 
der ruhige Lauf der Wagen ungünstig beeinflußt. Große Länge 
macht die einzelnen Schienen beim Auf- und Abladen und beim 
Einlegen in das Gleis unhandlich. Eine 20 m lange Schiene 
wiegt bei dem mittleren Längeneinheitsgewicht von 40 kg schon 
800 kg und erfordert viele Arbeitskräfte zu ihrer Handhabung. 
Außerdem ist zu berücksichtigen, daß eine etwa eintretende Be- 
schädigung der Schiene an einer einzelnen Stelle die Ersatz- 


Schienenlänge. 


Höhe der 


Höhe 


Verwaltung des Kopfes 


Schiene 


mm 


Badische Staatsbahnen ..... 140 43,5 60 
Bayerische a CE Fa 140 — 65 
Qldenbwgische j e5 138 39 72 

| Form 6 134 39 58 
Preußische . ENE : 138 39 72 

| Fe: - 144 43,5 72 
Sächsische N E 147 48 | 66 
WURDEN. © un ne 140 — 65 
Reichsbahnen .. ission 2. 


Breite 


jetzt wie die preußischen Staatsbahnen. 


des Anliege- Länge der Schiene 
Steges | fläche der 
mm Laschen m 


125 14 1:2 12, 15 und 18 

125 14 1:8 12 und 15 

110 14 1:4 15 R 

105 fon i:e f 2 pamte getapte 

110 14 1:4 15 Schnellzugstrecken 

» 5 . > 1: . = i Stark r e eA 
t 

125 14 1:3 12 
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kosten um so höher werden läßt, je länger die Schiene ist. 
Schließlich darf nicht übersehen werden, daß die wechselnde 
Luftwärme ein Ausdehnen und Zusammenziehen der Schiene 
bewirkt und dieser Vorgang von um so größerem Einfluß auf 
die Lücke zwischen je zwei Schienen ist, je länger letztere sind. 
Diese Lücke darf bei Kälte nicht zu groß werden, damit die 
Räder nicht einen zu weiten Zwischenraum zu überspringen 
haben, wobei ein Zerhämmern der Schienenenden und auch eine 
schädliche Wirkung auf die Fahrzeuge nicht ausbleiben würde. 
Nach den jetzigen Anschauungen kann eine Länge von 12 bis 
15 m als zweckmäßig angesehen werden und ist auch die auf 
den deutschen Bahnen zurzeit verbreitetste. Auf Überwegen 
und eisernen Brücken werden vielfach 18 m lange Schienen ver- 
wendet, um bei ersteren Schienenstöße überhaupt vermeiden zu 
können, bei letzteren ihre Zahl möglichst zu vermindern. 


Die Schienen bestehen bei den deut- 
schen Bahnen jetzt durchweg aus 
einem Stück. Das ist nicht immer 
der Fall gewesen, aber die mehr- 
teiligen Anordnungen sind zu keiner 
großen Verbreitung gelangt und wo 
sie verwendet wurden, ist ihre Dauer, 
wenigstens auf den Strecken mit 
Schnellzugverkehr, nur begrenzt ge- 
wesen. Die einzelnen Teile einer 
mehrteiligen Schiene können nie so 


Der Schienenkörper. 


Abb. 9. hg 
Zweiteilige Schwellen- fest miteinander verbunden werden, 
schiene. daß sie sich unter den Radlasten nicht 


gegeneinander bewegen, und sobald 
letzteres eintritt, entstehen an der Längsfuge in der Fahrfläche 
Ausbröcklungen, die zum schnellen Verderb der ganzen Schiene 
führen müssen. Eine Vertreterin dieser Bauart ist die Schwellen- 
schiene des Georgs-Marien-Bergwerks- und Hüttenvereins 
(Abb. 9). Hat sie sich für Verkehrslinien mit durchgehendem 
Verkehr nicht bewährt, so muß doch ihre Brauchbarkeit für 
Hafenbahnen und sonstigen Anlagen von Gleisen, die in Pflaster- 
flächen eingebettet sind und nur langsam befahren werden, 
hervorgehoben werden. Die große Höhe der Schiene ermöglicht 
in einfacher Weise die Herstellung und gute Unterhaltung des 
Pilasters und es kommen deshalb solche Schwellenschienen für 
die genannten Zwecke nicht nur in Deutschland, sondern auch 
außerhalb unserer Grenzen mit Vorteil zur Verwendung. 


Eisen kommt für die Gleise der deutschen 
Bahnen nicht mehr in Betracht; der Stoff, aus 
dem die Schienen gewalzt werden, ist durchweg Flußstahl, der 
als Bessemer-, Thomas- oder Martinstahl hergestellt wird (siehe 
Kapitel XIV). Die verlangte Festigkeit beträgt im allgemeinen 
mindestens 60 kg auf 1 qmm, es werden jedoch für Krümmungen 
von kleinerem Halbmesser auch besonders verschleißfeste 
Schienen von mindestens 70 kg Zugfestigkeit verwendet. Die 
Frage, ob Schienen aus hartem oder weicherem Stahl vorzu- 
ziehen sind, darf nicht lediglich unter dem Gesichtspunkte der 
möglichst geringen Abnutzung beurteilt werden. Ein harter 
Stoff erleidet allerdings die vergleichsweise geringste Abnutzung 
unter dem rollenden Rade, er birgt aber auch in höherem Grade 
die Gefahr von Schienenbrüchen in sich, und diese Rücksicht 
führt dazu, bei der Wahl des Stoffes und seines Härtegrades 
einen Mittelweg einzuschlagen. 


Schienenstoff. 


Die jährlich für die deutschen Bahnen er- 
forderlichen Mengen an Schienen wechseln, 
denn sie umfassen außer den für die laufende Unterhaltung auch 
den mehr schwankenden Bedarf für den Neubau von Bahnen und 
den Umbau und die Erweiterung von Bahnhöfen. Bei den 


Schienenbedarf. 


preußisch-hessischen Staatsbahnen beläuft sich der Durch- 
schnittsbedarf der letzten 6 Jahre für Einzelauswechslung und 
Gleisumbau im Zusammenhange auf rund 218000 t im Be- 
schaffungswerte von rund 25 Millionen Mark jährlich. Für den 
gleichen Zweck haben 1908 aufgewendet: die Reichsbahnen 
1.2 Mill., Bayern 2,36 Mill, Sachsen 1,65 Mill, Württemberg 
0,95 Mill., Baden 1,67 Mill. und Oldenburg 0,14 Mill. Mark. 


3. Die Schwellen. 


Die bei sämtlichen Bahnen der Erde überwiegend 
und bei den deutschen Bahnen für Neubauten aus- 
schließlich verwendete Schwellenform ist die Quer- 
schwelle: im Jahre 1908 waren von 79 673 km durch- 
gehender Hauptgleise in Deutschland 78496 km mit 
Querschwellen vorhanden. Daneben besteht bei einer 
Anzahl Verwaltungen aus früherer Zeit noch eiserner 
Langschwellenoberbau, der sich jedoch nicht bewährt 
hat und in schnellem Abnehmen begriffen ist. Von 
diesem lagen 1903 noch 1687 km, 1905 noch 1485, 
1907 noch 1219 und 1908 nur noch 1084 km, davon 
972 km bei den bayerischen Staatsbahnen, und 
zwar fast auschließlich auf Nebenbahnen. Haupt- 
sächlich vertreten sind hierbei die Bauarten Hilf 
und Haarmann. Die Langschwellen zeigten neben 
anderen Nachteilen besonders den Übelstand, daß sie 
die Bettung unter sich allmählich so zusammen- 
preßten, daß das Tagewasser aus dem Raum zwischen 
diesen Bettungsstreifen keinen Abfluß mehr fand und 
damit die wichtige Bedingung für eine gute Gleislage, 
die in der ordnungsmäßigen Entwässerung besteht, 
nicht mehr erfüllt war. Im übrigen aber hatte dieser 
Oberbau nicht den genügend festen Zusammenhalt 
seiner Teile unter sich, so daß beim Befahren Be- 
wegung und Reibung in unzulässig hohem Maße ein- 
trat und dadurch starker Verschleiß an den Be- 
rührungsstellen hervorgerufen wurde. 


Auch die Bauart auf Steinwürfeln war 1908 noch 
nicht völlig aus den durchgehenden Gleisen ver- 
schwunden, es waren immer noch 14km davon vor- 
handen gegen 18 km in 1906 und 20 km in 1904. 


Der Stoff, aus dem die Schwellen der deutschen 
Bahnen bestehen, ist Holz oder Eisen. Seit einigen 
Jahren treten auch Eisenbetonschwellen auf, deren 
Bauart ein in Beton eingehülltes Gerippe von Eisen- 
stäben in den verschiedenartigsten Verbindungen dar- 
stellt. Versuche mit solchen Schwellen sind auf 
einigen Bahnen eingeleitet, haben aber bei der Kürze 
der Erprobungsdauer ein endgültiges Urteil noch nicht 
liefern können. Das ist um so weniger der Fall, als 
man die Eisenbetonschwellen, wo sie auf deutschen 
Bahnen zur Verwendung gelangt sind, mit ganz ge- 
ringen Ausnahmen zunächst nur in Nebengleise ver- 
legt hat. Die allgemeine Verwendbarkeit kann aber 
nur durch die Wahrung des dauernd festen Zu- 
sammenhanges zwischen Eisen und Beton auch unter 
der viel stärkeren Beanspruchung durch Schnellzüge 
erwiesen werden. Vorläufig kann danach diese 
Schwellenart als Teil der deutschen Oberbauanord- 
nungen nicht in Betracht kommen. 
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Bei einem wirt- 
schaftlichen Ver- 
gleich zwischen der Holz- und der Eisenschwelle 
stellt sich für Deutschland, wenn man lediglich die 
Beschaffungskosten in Betracht zieht, erstere im 
allgemeinen billiger. Es muß aber berücksichtigt 
werden, daß eine Eisenschwelle nach ihrer Außer- 
dienststellung noch einen erheblichen Teil ihres An- 
schaffungswertes als Altwert hat, während dieser bei 
Holzschwellen dem Verhältnis und der zahlenmäßigen 
Höhe nach viel geringer ist. Ferner kommt für den 
Vergleich beider Schwellenarten in Betracht, daß bei 
gleicher Stärke der Bettung unter Schwellenunter- 
kante die Eisenschwelle weniger Bettungsmenge er- 
fordert, als die Holzschwelle.. Beträgt z. B. die 
Bettungsstärke 30 cm, so beläuft sich der Unterschied 
auf rund 150 cbm für 1 km eingleisiger Strecke. 
Schließlich darf nicht übersehen werden, daß der 
Bedarf der deutschen Bahnen an Holzschwellen 
schon jetzt aus den inländischen Forsten nicht gedeckt 
werden kann, vielmehr ein erheblicher Teil aus dem 
Auslande bezogen werden muß. Dabei bleiben als 
Einnahme für Deutschland im wesentlichen nur die 
Kosten der Tränkung der Schwellen mit fäulnis- 
verhindernden Mitteln. Die Eisenschwelle wird, ab- 
gesehen von dem Bezuge eines Teils der Eisenerze 
aus dem Auslande, ganz im Inlande hergestellt und 
diesem kommen die Ausgaben für die Beschaffung 
eiserner Schwellen fast im vollen Umfange zugute. 


Holzschwelle und Eisenschwelle. 


Bei der Beurteilung der eisernen Schwellen nach ihrer 
technischen Brauchbarkeit stützt sich die übrigens noch vielfach 
anzutreffende ungünstige Meinung nicht selten auf Erfahrungen, 
die man mit den früheren leichten Schwellen von nur 34 und 
50 kg Gewicht gemacht hat. Daß solche Schwellen sich ver- 
bogen, häufig Risse an den Auflagern der Schienen bekamen 
und dann die Befestigungsmittel und die Spur nicht mehr zu 
halten vermochten, ist nicht weiter auffällig. Bei der heutigen 
Ausgestaltung der eisernen Querschwellen sprechen die Er- 
fahrungen aber durchaus für deren Verwendung auch an solchen 
Stellen, wo die Beschaffung guter Steinschlagbettung nicht ge- 
radezu unwirtschaftlich teuer wird. Mit Ausnahme von Baden 
steht aber doch hinsichtlich der von den deutschen Bahnen ver- 
wendeten Menge die Holzschwelle bei weitem an erster Stelle, 
auch bei den preußisch-hessischen Staatsbahnen, obwohl diese in 
Würdigung der der Eisenschwelle eigenen Vorzüge und in gleich- 
mäßiger Berücksichtigung beider großer Industrien des Landes 
auch die eiserne Schwelle in nicht geringem Umfange beschaffen. 


Auf die hauptsächlich beteiligten Staatsbahnen entfielen von 
beiden Schwellenarten im Jahre 1908 folgende Mengen: 


An eil des 
Eisens 


Preußen Hessen... .. 


Württemberg... .... 1 246 1129 47,6 v.H. 


Es ergibt sich hieraus, daß auch in Staaten ohne eigene oder 
doch ohne ausgedehnte Eisenindustrie die eisernen Schwellen 


sich durch ihre technischen und wirtschaftlichen Vorzüge in nicht 
geringem Umfange Eingang verschafft haben. Das ist auch bei 
den schweizerischen Bundesbahnen der Fall, die ebenfalls über- 
wiegend eiserne Schwellen beschaffen. 


Form und Abmessungen der Holzschwellen 
sind bei den deutschen Verwaltungen gegen- 
wärtig nicht mehr wesentlich verschieden. Die Schwellenlänge 
beträgt für die Hauptbahnen überwiegend 2,7 m, für die Neben- 
bahnen 2,3 bis 2,5 m. Als Breite gilt wenigstens bei den Staats- 
bahnen allgemein 26 cm, als Höhe 16 cm. Die Querschnittsiorm 
ist meist rechteckig, mit oder ohne Zulassung von Waldkanten 
an der Oberseite, es kommt jedoch, und zwar bei den sächsi- 
schen Staatsbahnen, auch der Querschnitt mit gekrümmten 
Seitenflächen vor, bei dem die obere und untere Breite 20 bis 
26 cm beträgt. Dieser Querschnitt muß technisch als der zweck- 
mäßigste angesehen werden, weil er möglichst viel Kernholz 
enthält und dadurch die Befestigungsmittel am kräftigsten fest- 
zuhalten vermag. Den gleichen Vorteil sucht man neuerdings, 
jedoch zunächst nur versuchsweise, bei den preußisch-hessischen 
Bahnen dadurch zu erreichen, daß man die rechteckigen 
Schwellen mit den Waldkanten nach unten verlegt und auf diese 
Weise für das Einschrauben der Befestigungsmittel mehr Kern- 
holz zur Verfügung hat. Bei der Kürze der Versuchszeit kann 
aber noch nicht beurteilt werden, ob der erwartete Nutzen im 
Verhältnis zur Aufgabe des Vorteils einer breiten ebenen Lager- 
fläche stehen wird. (Siehe auch Kap. XIV Abschnitt IV.) 


Die Holzschwelle. 


Zur Verwendung als Bahnschwelle gelangt in 
Holzarten. Deutschland überwiegend die Kiefer, dann aber auch 
die Eiche und Buche. Versuche mit Fichtenholz haben kein be- 
friedigendes Ergebnis geliefert. Solche sind noch neuerdings 
wieder angestellt worden zur Feststellung der Durchtränkbar- 
keit und des Widerstandes gegen das Herausziehen der 
Schwellenschrauben. Dabei ergab sich nur eine durchschnitt- 
liche Aufnahmefähigkeit von 3,3 kg Teeröl auf eine Schwelle 
von 2,7 m Länge und 16/26 cm Querschnitt, während 7 kg zum 
wirksamen Schutz gegen Fäulnis als nötig angesehen werden 
müssen, und nur */a des Widerstandes, den eine kieferne Schwelle 
gegen Herausziehen der Schwellenschraube leistet. Beides läßt 
das Fichtenholz als für Schwellen nicht geeignet erscheinen. 
Die Preise für getränkte Hauptbahnschwellen haben in 
Norddeutschland durchschnittlich betragen 


Zum Vergleich mag erwähnt werden, daß eine eiserne 
Schwelle 1909 zu 6,70 Mk. veranschlagt wurde. 


Die bei den deutschen Bahnen allgemein 
verwendete Grundform ist die der Kasten- 
schwelle (Abb. 11 und 12), deren Vorzug gegenüber der ver- 
einzelt noch vorhandenen Kreuzschwelle (Abb. 10) in der 


Die Eisenschwelle. 


Abb. 10. 
Kreuzschwelle. 


Abb. 11. Abb. 12. 
Kastenschwellen. 


schwereren Verschiebbarkeit liegt. Abweichungen in der Form 
kommen bei gleicher Länge im Querschnitt vor, namentlich 
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hinsichtlich der Fußausbildung (Abb. 11 und 12). Sie beruhen auf 
der Ansicht der betreffenden Verwaltung über die leichtere 
Stopfbarkeit und die festere Lagerung in der Bettung. Die 
Gestaltung des Längenschnitts erfolgt bei den deutschen Bahnen 
nach zwei Grundformen, der gradlinigen und derjenigen mit 
Neigung 1:20 an den Auflagerstellen der Schienen (Abb. 13 
und 14). Vertreter der 
EEE ersteren sind die 
bayerischen, olden- 
1,20 burgischen, preußisch- 
we l hessischen und würt- 
is tembergischen Staats- 
regen s bahnen, der letzteren 
. 19 un . die badischen Staats- 
Längenschnitte der Schwellen. Er He Ab- 
weichung ist begründet in der Verwendung oder Nichtverwen- 
dung von Unterlagsplatten, denn wo diese fehlen, wie in Baden, 
muß die gebräuchliche Schienenneigung durch die Schwelle 
selbst gegeben werden. 

An den Enden sind die Eisenschwellen der Gegenwart stets 
geschlossen, weil bald nach der Einführung des Eisens als 
Schwellenstoff das Fehlen der Kopfverschlüsse erkennen ließ, 
daß die seitliche Verschiebbarkeit eine zu leichte war. Die 
Endverschlüsse reichen tief in die Bettung herunter, damit bei 
Seitendruck der Schiene möglichst viel Betiung gefaßt werden 
und als Widerstand gegen Verschiebung nutzbar gemacht 
werden kann. Mitwirkend ist bei der eisernen Schwelle nicht 
nur der Bettungsteil a vor dem Kopf der Schwelle, sondern auch 
der Teil b unter der ganzen Länge (Abb. 15). Danach entfällt 


Abb. 15. Lage der Eisenschwelle in der Bettung. 


gänzlich der Einwand, daß die Eisenschwelle weniger fest läge, 
als die Holzschwelle. Die größere Reibung zwischen Holz und 
Bettung, die vorhanden ist, wenn letztere aus Steinschlag be- 
steht, wird mindestens ausgeglichen durch die größere Menge 
der Bettung, die bei der eisernen Schwelle der seitlichen Ver- 
schiebung entgegenwirkt. Um die vorteilhaften Eigenschaften 
der Eisenschwelle ganz zur Geltung kommen zu lassen, ist be- 
sonders Wert auf eine gute und gut entwässerte Steinschlag- 
bettung zu legen. Kiesbettung vermag eisernen Schwellen keine 
dauernd feste Lage zu schaffen. Dieser Gesichtspunkt findet bei 
den deutschen Bahnen immer mehr die gebührende Berück- 
sichtigung. Der rechnerische Beweis für die Richtigkeit auch 
in wirtschaftlicher Beziehung ist leicht dahin zu führen, daß 
z. B. ein Gleis der preußischen Bauart 8 b in Kiesbettung nur mit 
7,98 t Raddruck belastet werden kann, in Steinschlag dagegen 
mit 9,17 t Raddruck, wenn die Beanspruchung der Schiene in 
beiden Fällen die gleiche, nämlich 1100 kg auf 1 qcm sein soll. 

Die wesentlichsten Angaben über die heutige Eisenquer- 
schwelle der deutschen Bahnen sind die folgenden: 


| Gewicht 
einer 
Schwelle 


Länge 
Haupt- Neben- 


bahnen | bahnen 
m 


Badische Staatsbahnen . 


Bayerische Ar 90 72,5 
-Oldenburgische , 75 71,9 
Peußisch- | Form 15c 75 62,39 
Hessische u 8 r 58,3 
Staatsbahnen m 6 È 58,3 
Württemberg. Staatsbahn. c6 75 


Der Stoff, aus dem die Schwellen in neuerer Zeit gewalzt 
werden, ist Flußeisen oder Flußstahl. 


Der Preis ist wechselnd. Es wurden durchschnittlich be- 
zahlt für 1000 kg: 1892—1895 100 Mk., 1896—1898 101 Mk., 
1899—1901 110 Mk., 1902 108 Mk., 1903 105 Mk., 1904—1907 
105 Mk., 1908 111 Mk. Der Bezug der eisernen Schwellen er- 
folgt ausnahmslos von deutschen Werken. 


4. Laschen und Schienenstoß. 


Die Laschen dienen zur Verbindung der Schienen 
unter sich. Ihre Entwicklung hängt eng zusammen 
mit der Ausbildung des Schienenstoßes, einer Frage, 
die von Beginn der Eisenbahnen an wohl am meisten 
umstritten, aber auch am vielseitigsten behandelt, 
jedoch bis heute noch nicht vollkommen befriedigend 
gelöst worden ist. Die Stoßfrage ist eins derjenigen 
Gebiete des Eisenbahnwesens, die in empfindlicher 
Weise auch den Reisenden berühren, denn die 
tausendfach wiederholten Schläge der Räder an den 
Schienenstößen bilden eine wenig angenehme Zugabe 
zum Fahren auf der Eisenbahn. Das betrifft aber die 
Bahnen aller Länder, keineswegs etwa nur oder auch 
nur vorwiegend die deutschen. Letztere dürfen sich 
sagen, daß die Stoßfrage wohl nirgends eine so ein- 
gehende Untersuchung und eine so vielseitige Er- 
probung erfahren hat, als auf ihren Strecken. 


Zur Erklärung des heutigen Standes der Stoß- 
ausbildung auf den deutschen Bahnen bedarf es eines 
kurzen Rückblicks auf die bisherige Entwicklung. 
Die früheste Gestaltung des Stoßes war recht einfach. 
Man legte unter die zusammentreffenden Schienen- 
enden eine Schwelle und befestigte darauf die 
beiden Enden, ohne sie miteinander zu ver- 
binden. Das war der unverlaschte, ruhende Stoß, 
wie ihn z.B. die Leipzig-Dresdener Bahn 1837 
bei Flachschienen und 1838 bei Breitfußschienen 
auf verschiedenen Strecken hatte. In gewissem 
Sinne eine Laschenverbindung, d. h. eine Sicherung 
der Schienenenden gegen seitliches Ausweichen, 
bildeten Stoßstühle, die auf einer Anzahl deutscher 
Bahnen bis in die fünfziger Jahre des vorigen 
Jahrhunderts hinein verwendet wurden. Diese 
Stoßstühle reichten aber doch nicht aus, um Ver- 
schiebungen der Schienenenden gegeneinander zu 
verhindern, und das gab den Anlaß zur ausgedehnteren 
Verwendung von Laschen und zwar, da es sich immer 
nur noch um den ruhenden Stoß handelte, zunächst 
von Flachlaschen. In den Laschen glaubte man ein 
Mittel gefunden zu haben, den Stößen die gleiche 
Widerstandsfähigkeit verleihen zu können, wie dem 
übrigen Schienenkörper, und da sich im Laufe der 
Zeit als wesentlicher Nachteil des ruhenden Stoßes 
insbesondere das schnelle Zerstören der Schienen- 
enden durch die Schläge der Räder herausgestellt 
hatte, so ging aus der Verwendung von Laschen bald 
der schwebende Stoß hervor, d. h. die Verlegung der 
Stoßfuge in den Zwischenraum zwischen zwei 
Schwellen. Diese Stoßform ist seitdem auf den deut- 
schen Bahnen herrschend geblieben. 


Mit der Erfahrung, daß die erwähnte Laschen- 
verbindung aber doch nur eine viel geringere Wider- 
standsfähigkeit gegen die Beanspruchung durch die 
Raddrücke zeigte, als man anfangs glaubte annehmen 
zu dürfen, begann die Zeit der Stoßverstärkung und 
Verbesserung, die auch in der Gegenwart noch nicht 
zum Abschluß gelangt ist. Die Bestrebungen in dieser 
Richtung bewegten sich hauptsächlich auf der Grund- 
lage der Laschenverstärkung, der Verkleinerung des 
Schwellenabstandes am Stoß und der besonderen Aus- 
bildung der Schienenenden zwecks ruhigerer Über- 
leitung der Räder. 


Was die Laschen betrifft, so folgte der einfachen 
Flachlasche (Abb. 16) von anfänglich nur etwa 3 kg 
Gewicht, die Winkellasche (Abb. 17) von 6—12 kg und die 
Doppelwinkellasche (Abb. 18) von im allgemeinen 12—20 kg 
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Abb. 17. Abb. 18. 
Winkellasche. Doppel-Winkellasche. 


Laschen. 


Abb. 16. 
Flachlasche. 


Gewicht für ein Stück. Die bayerischen und sächsischen Staats- 
bahnen sind mit dem Gewicht der Außenlaschen sogar bis 29 
und 30 kg gegangen, da diese zugleich dem Zweck der Über- 
führung der Räder über die Stoßlücke dienen sollte. Der 
theoretisch bei starken Laschen zu erwartende kräftige Stoß 
zeigt sich aber in der Praxis nur, solange der Stoß noch nicht 
abgenutzt ist. Es muß aber berücksichtigt werden, daß an den 
Schienenstößen Druck und Schlag zunächst von den Stellen auf- 
zunehmen und zu übertragen sind, wo die Laschen an den 
Schienen anliegen, und daß die Berührungsflächen an diesen 
Stellen verhältnismäßig nur klein sein können. Die erfahrungs- 


Abb. 19. Abnutzung der Laschen. 


gemäß allmählich eintretende Abnutzung der Laschen ist bei- 
stehend dargestellt (Abb. 19). Mit ihrem Beginn, mag sie auch 
zuerst noch so gering und vielleicht nur auf kleine Ungleich- 
mäßigkeiten bei der Massenherstellung der Laschen zurückzu- 
führen sein, wird die das Rad abgebende Schiene durch jede 
darüberrollende Radlast heruntergedrückt, das Rad schlägt beim 
Übergang über die Stoßlücke auf die aufnehmende Schiene und 
das bekannte störende Geräusch ist da und wird mit Ver- 
größerung der Abnutzung an der Laschenanliegefläche immer 
stärker. Die große Widerstandsfähigkeit einer Lasche hat dann 
nicht mehr den anfänglichen Wert, denn sie kommt erst zur 
Wirkung, wenn das Schienenende bis auf die abgenutzte Fläche 
heruntergedrückt, die vom Rad zu überwindende Stufe am 
Stoß also erzeugt ist. Wenn daher selbst die kräftigste Lasche 
bei der beim schwebenden Stoß bisher üblichen Länge der über- 
stehenden Schienenenden von 170 bis 200 mm auch auf die 
Dauer wirken soll, so müßte sie schon in den ersten Anfängen 
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der Abnutzung ausgewechselt werden. Das ist der wirtschaft- 
liche Gesichtspunkt, der eine weitgehende Vergrößerung des 
Laschengewichts nicht uneingeschränkt als zweckmäßig ansehen 
läßt. Eine Vergrößerung der Anliegefläche bei der Lasche ist 
nicht angängig, weil eine solche Maßnahme auch auf die Breite 
des Schienenkopies einwirken und dadurch zu teuer werden 
würde. Einzelne deutsche Bahnen, z. B. früher die preußischen 
und neuerdings die Reichsbahnen, haben zur Vergrößerung der 
Anliegeflächen versuchsweise eine Lasche in Gebrauch ge- 
nommen, die auch unter den Fuß der Schiene greift (Fußlasche), 


In Preußen ist die Bauart nicht zur weiteren Anwendung 
gelangt. 
: Da die Ver- 
Besondere Ausbildung der Stoßfuge. 5 
stärkung der 


Laschen einen brauchbaren Stoß von längerer 
Lebensdauer nicht geliefert hatte, so wurde die 
Aufgabe mit anderen Mitteln zu lösen versucht, 
die sich auf die Ausbildung der Stoßfuge bezogen. 
Man griff auf eine schon vor mehr als 70 Jahren 
in Deutschland verwendete Anordnung zurück, 
die auf dem Grundsatz beruhte, an den Stößen 
die zweite Schiene schon zum Tragen des Rades mit 
heranzuziehen, wenn letzteres die erste Schiene noch 
nicht verlassen hatte. 


Ursprünglich diente diesem Gedanken der Schrägstoß. Da 
aber die spitzen Endigungen der Schienen einen schnellen Ver- 
schleiß zeigten, so ging man zu der eigentlichen Verblattung 
über. Es sollte eine Lücke zwischen den Schienen überhaupt 
vermieden werden und zu dem Zweck wurden die Enden blatt- 
artig ausgefräst, so daß eine engschließende Längsfuge ent- 
stand. Die verbleibenden Querfugen von halber Schienenkopf- 
breite wurden dabei durch das entsprechende Blatt gedeckt, das 
die Räder über die Lücke ohne 
Schlag hinübertragen sollte (Ab- 
bildung 20). Die Länge der Blätter 
bewegte sich zwischen 5 und 
50 cm. Diese Anordnung wurde 
in größerem Umfange aber nur 
von den preußischen Staatsbahnen zur Ausführung gebracht. 
Auf Grund der gemachten Erfahrungen ist jedoch seit 1906 von 
der weiteren Beschaffung gänzlich Abstand genommen. Der 
Blattstoß befuhr sich, solange er neu war, durchaus einwandfrei 
und wenn nur Fahrzeuge mit neuen Rädern, also mit der vollen 
vorgeschriebenen Lauffläche in Betracht kämen, hätte sich 
zweifellos auch eine bessere Dauerleistung erzielen lassen. Die 
unvermeidliche Abnutzung der Radreifen wirkte aber ungünstig 
auf den Schienenstoß ein, die Räder liefen zum großen Teil nach 


Abb. 20. Blattstoß. 


Abb.21. .Blattstoß (ausgesprungene Stellen an der Längsfüge). 
5 
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wie vor über die verbliebene Querfuge, und sehr bald zeigten 
sich in der Fahrfläche der Schienen infolge der Bewegung der 
Blätter gegeneinander an der Längsfuge ausgesprungene Stellen, 
die sich dann zu einer muldenartigen Vertiefung ausbildeten 
und Schläge von nicht geringerer Heftigkeit erzeugten, als das 
bei stumpfen Schienenstößen der Fall war (Abb. 21 auf S. 65). 
Die Bildung von Rissen in den Blattwinkeln, die in nicht wenigen 
Fällen zum Abbrechen der Blätter führte, schloß außerdem eine 
Gefahr für die Betriebssicherheit nicht aus. Günstiger verhielt 
sich eine schräge Bauart des Blattstoßes, bei der die Enden der 
Blätter auf den Stoßschwellen aufliegen. Bedenklich ist hierbei 
aber der schädigende Einfluß, den der Schienenstoff durch das 
gewaltsame Abbiegen der Schienenenden zwecks Herstellung 
der schrägen Verblat- 
tung erleiden muß 


(Abbildung 22). Die 
muldenartige Ver- 
tiefung am Stoß 


trat, wie bei jeder 
Form des Blatt- 
stoßes, so auch hier 
ein. 

Ein anderes Mittel zur Be- 
seitigung des schädlichen Ein- 
flusses der durchgehenden Stoß- 
fuge ist die Höherführung der 
Außenlasche bis zu dem Maße. 
daß sie beim Übergange der 
Räder über die Stoßlücke mit- 
tragend wird und ein Herab- 
drücken der Schienenenden verhindert (Abb. 23). Der Grad 
der Wirkung wird auch hier viel von dem Zustande der Rad- 
reifen abhängen, indessen wird die Bauart von der Verwaltung 
der sächsischen Staatsbahnen, die sie seit 1897 auf etwa 2700 km 
zur Ausführung gebracht hat, günstig beurteilt. 


Abb. 2. Anordnung mit 
Stoßfanglasche. 


Ferner kommt noch die Stoßanordnung von Melaun in 
Betracht, bei der die Schienenlauffläche am Stoß durch ein etwa 
450 mm langes hutförmiges Zwischenstück ersetzt ist, das sich 
mit keilförmigen Flächen gegen die Seitenleisten einer Stoß- 
brücke legt. Die nicht abgefrästen Teile der Schienenenden, also 
Steg und Fuß, 
reichen in die 
Höhlung des 
Zwischenstücks 
hinein (Abb. 24). 
Durch diese An- 
ordnung wurde 
die Verteilung 
der Stoßlücken- 
weite auf zwei 
Stellen zu er- 
reichen gesucht, 
von denen jede 
nur die Hälfte derjenigen des einfachen stumpfen Stoßes hat. 
Die Bauart hat bei den angestellten Versuchen nicht ungünstige 
Ergebnisse geliefert, es muß jedoch besonders sorgfältig darauf 
gehalten werden, daß die Schienen keine Längsverschiebungen 
erfahren und dadurch der angestrebte Vorteil nicht zur Geltung 
kommen kann. Sehr zweckmäßige Verwendung kann der 
Melaunsche Stoß im übrigen finden, wenn sonst noch gute 
Schienen durch Abfräsen der Köpfe an den Enden und Einsetzen 
eines neuen Zwischenstücks noch für eine längere Zeit dienst- 
fähig erhalten werden sollen. Namentlich ist das der Fall bei 
elektrisch betriebenen Bahnen, welche an jeder Stelle die Ab- 
nahme von Strom aus den Zuleitungen gestatten und bei denen 
daher das Abfräsen gleich an Ort und Stelle ohne Herausnahme 
der Schienen erfolgen kann. Der Arbeitsvorgang ist insbesondere 
bei Straßenbahnen vielfach zu beobachten. 


Abb. 24. Melaun’sche Stoßanordnung. 


Als der vielleicht rich- 
tigste und einfachste 
Weg zur Erreichung 
einer .guten Stoßverbindung dürfte die Verkürzung 
der überstehenden Schienenenden am Stoß an- 
zusehen sein. Bei dem allgemein gebräuchlichen 
schwebenden Stoß beträgt die Länge der Schienen- 
enden immerhin 170 bis 200 mm und es müßte 
schon ein außerordentlich kräftiger Schienen- 


Verkürzung der Länge der 
Schienenenden am Stoß. 


querschnitt zur Verwendung kommen, wenn dabei. 


Senkungen der Schienen an der Stoßlücke nicht ein- 
treten sollten, sobald ein Rad darüber rollt. Wird die 
Länge aber wesentlich vermindert, etwa auf 50 mm, 
so hält die Tragfähigkeit der Schienen von mehr als 
40 kg Längeneinheitsgewicht dem Raddruck stand, 
und es findet kein Herunterdrücken der Schienen- 
enden statt. Zur Erreichung dieses Zwecks sind zwei 
Mittel anwendbar: eine auf den Stoßschwellen 
ruhende Brücke oder eine Verminderung des Ab- 

standes der Stoßschwellen selbst. 
Stoßbrücken der aus der Abbildung ersichtlichen Bauart 
werden seit 1898 auf den bayerischen Staatsbahnen verwendet 
(Abb. 25). Aller- 


N dings ist dabei 
@ ~T hinsichtlich des 
Pan EES a E a S a Näherrückens der 
ii: = me mn v Unterstützungen 
E 7] am Stoß weiter 

Sue Tr 
gegangen, als 
vorstehend ange- 
geben, denn die 


Schiene ist durch- 
gehend unterstützt, es ist also 
der ruhende Stoß verwendet. 
Ähnliche Versuche sind seit 1906 
bei den oldenburgischen Staats- 
bahnen und den Reichsbahnen im 
Gange, also erst zu kurze Zeit, 
um ein zutreffendes Urteil über 
die Zweckmäßigkeit zu ge- 
statten. Unbedingt notwendig 
ist es übrigens bei Stoßbrücken nicht, die Nachteile des ruhenden 
Stoßes mit in den Kauf nehmen zu müssen, denn es kann sehr 
wohl durch eine geringe Abhobelung von 10 bis 12 cm Breite 
in der Mitte der Brücke ein Schweben der Schienenenden er- 
reicht werden. Erwähnt sei noch, daß Versuche mit Stoß- 
brücken verschiedener Bauart vor einer Reihe von Jahren auch 
bei den preußischen Staatsbahnen angestellt sind, deren Ergeb- 
nisse jedoch den gehegten Erwartungen nicht entsprochen haben. 

Zu den Stoßbrücken ist auch die Doppelschwelle von 
Passauer zu zählen, die hier nicht unerwähnt bleiben darf. Bei 
ihr bestehen die Stoßbrücken und die beiden Stoßschwellen aus 
einem Stück und dadurch wird der Nachteil vermieden, den die 
Bauart mit ge- 
trennten Stoß- 
schwellen hat und 
der in der unver- 
meidlichen Be- 
weglichkeit der 
letzteren gegen 
die Stoßbrücket 
besteht (Abb. 26). Den auf den preußisch-hessischen Staats- 
bahnen angestellten Versuchen hat ein weiterer Verfolg nicht ge- 
geben werden können, weil einerseits die Kosten der Doppel- 
schwelle durch den Umstand, daß sie nicht walzbar ist, sonder" 


Abb. 25. 
Anordnung mit Stoßbrücken. 


Abb. 26. Doppelschwelle. 


p Der Eisenbahn-Oberbau. 67 


ni : 


gepreßt werden muß, sich sehr hoch stellten, und andererseits 
bei der sehr festen Lage dieser Schwelle die viel schmaleren 
Mittelschwellen nicht in annähernd gleich fester Lage zu er- 
halten waren. Es fand dabei ein schädliches und die Laschen 
ungünstig beanspruchendes Aufbiegen der Schienenenden statt. 

Das andere Mittel zur Verkürzung der schwebenden 
Schienenenden am Stoß ist die Verringerung des Abstandes der 
Stoßschwellen und von diesem Mittel ist, wie bei anderen, so 
auch bei den deutschen Bahnen weitgehender Gebrauch gemacht. 
Man hat die fast bis in die neueste Zeit hinein bestandenen Be- 
denken gegen eine so enge Schwellenlage am Stoß, daß das 
Unterstopfen der Schwellen von beiden Seiten nicht mehr mög- 
lich bleibt, vielfach schon fallen gelassen und geht mit dem 
Abstand der Stoßschwellen — zunächst auf Versuchsstrecken — 
bis auf 250 mm (Reichsbahnen), bis 300 mm (oldenburgische und 
badische Staatsbahnen) und bis 235 mm (preußisch-hessische 


richtigen Lage zur Stoßfuge zu erleichtern (Abb. 29 und 30). 
Diese Anordnung ist für die am stärksten beanspruchten Schnell- 
zugstrecken als Regelfiorm vorgeschrieben und bis jetzt auf eine 
Länge von etwa 1000 km zur Ausführung gekommen. Ein ge- 
nügend festes Unterstopfen hat sich bei sachgemäßer Hand- 
habung dabei als durchaus tunlich erwiesen. 


Wie erwähnt, haben nicht alle Versuche, eine brauchbare 
Stoßverbindung herzustellen, zur Erreichung des gesteckten 
Zieles geführt, aber den vielfachen Erprobungen insbesondere auf 
deutschen Bahnen ist doch insofern ein nicht zu unterschätzen- 
der Wert beizumessen, als sie ausgiebige Gelegenheit zum 
Sammeln von Erfahrungen gegeben haben. Diese haben die 
Ausbildung des Stoßes, wie er gegenwärtig bei den deutschen 
Staatsbahnverwaltungen in Gebrauch ist, insbesondere durch 
die Erkenntnis gefördert, daß für eine so stark beanspruchte 
Stelle des Gleises nur das Kräftige und Einfache einen dauern- 
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Abb. 27 u.28. Schienenstoß mit enger Stoßschwellenlage 
mit geringem Abstand der Stoßschwellen. 


Staatsbahnen) herunter (Abb. 27 und 28). Bis jetzt haben sich 
Bedenken gegen diese Anordnung nicht geltend gemacht. 


Einen besonderen Weg haben seit 1907 die preußisch-hessi- 
Schen Staatsbahnen eingeschlagen, indem sie nach dem vom 
isenbahndirektor Gelbcke in Limburg a. d. L. gemachten Vor- 
Schlage die beiden Stoßschwellen zu einer Breitschwelle ver- 
einigten. Für Oberbau mit eisernen Schwellen wird letztere be- 
Sonders gewalzt, für solchen mit Holzschwellen durch Ver- 
Schrauben zweier gewöhnlicher Schwellen gebildet. Der Grund- 
Satz des schwebenden Stoßes ist dabei gewahrt, die Länge der 
überstehenden Schienenenden aber auf 50 mm verkürzt, so daß 
ein Durchbiegen der Enden und damit eine senkrechte Bean- 
Spruchung der Laschen kaum noch eintritt. Es war deshalb 
auch möglich, wieder zur einfachen Flachlasche zurückzukehren, 
denn die Aufgabe der Laschenverbindung ist bei den Breit- 
Schwellen eine wesentlich leichtere, da sie nur noch in der Be- 
wahrung der Schienenenden vor wagerechten Bewegungen 
Segeneinander besteht. Die kurzen Ansätze an den unteren 
Anliegeflächen der Laschen haben nur den Zweck, beim Ver- 
legen des Gleises die Anbringung der Breitschwelle in der 
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Abb. 30. 
Querschnitt zu Abb. 29 (Unterlagsplatte mit Unterhaken oder Zapfen). 


den Erfolg verspricht. Von diesem Gesichtspunkte aus darf 
erwartet werden, daß namentlich die Anordnungen mit der 
engeren Lage der Stoßschwellen geeignet sein werden, zur 
Lösung der Stoßfrage nicht unwesentlich beizutragen. 


5. Kleineisen. 


Das Kleineisen besteht aus den Teilen zur Be- 
festigung der Schienen auf den Schwellen und den- 
jenigen zur Verhütung des Wanderns. 


Die Schienenbefestigung auf 
Holzschwellen erfolgt bei den 
deutschen Bahnen, wenigstens 
den Hauptbahnen, durch Schwellenschrauben, deren 
Widerstand gegen Herausziehen ein wesentlich 
größerer ist, als bei den früher allgemein verwendeten 
Hakennägeln. Letztere kommen indes in den Neben- 
gleisen der Bahnhöfe noch zur Anwendung, vielfach 
auch noch auf Nebenbahnen. 


Schwellenschrauben 
und Hakennägel. 


5* 


68 Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart, 


A 
ai S 


en. 


AVAM 


Abb. 31. ee 
(Klemmplatte mit Knaggen). 


Abb. 32. 
(Klemmplatte mit Beilagen). 


Zu den Schwellenschrauben ist zu bemerken, daß sie oben 
auf dem Vierkant einen erhaben gepreßten Buchstaben oder eine 
vierseitige Pyramide tragen, deren etwaige Zerstörung durch 
Hammerschläge erkennen läßt, daß sie nicht, wie vorgeschrieben, 
eingeschraubt, sondern von den Arbeitern aus Bequemlichkeit 
gewaltsam in das Holz getrieben sind, natürlich dann auch die 
Schiene nicht festhalten können. Das Gewicht einer Schwellen- 
schraube beträgt durchschnittlich 0,5 kg, dasjenige eines Haken- 
nagels 0,3 kg. Der Stoff, aus dem sie hergestellt werden, ist 
Flußeisen oder Schweißeisen, teilweise auch Stahl. 


Das Aufliegen des Schienenfußes 


erfolgt entweder unmittelbar 
oder durch Einfügen 


von Unterlagsplatten 
mittelbar. Letztere 
Bauart ist ‘bei den 
deutschen Bahnen 
jetzt vorherrschend, 
für Holzschwellen 
ausschließlich. 


Die Frage der Ver- 
wendung von Unterlags- 
platten hat im Laufe der | 
Zeit eine viel weiter- 
gehende Bedeutung er- 
langt, als sie anfänglich hatte. Bediente man sich der Platten 
ursprünglich nur zu dem Zweck, die Holzschwelle gegen die 
Zerstörung durch die Schiene zu schützen, so erkannte man 
später, daß sie ein wichtiges Hilfsmittel zur Erhaltung des festen 
Zusammenhalts zwischen Schiene und Schwelle und zur 
Sicherung der Spurweite ist. Das trat besonders in die Er- 
scheinung, nachdem man von der einfachen ebenen Platte zu der 
mit Rändern und von Platten mit wagerechter Oberfläche zu 
solchen mit einer Neigung von 1:20 übergegangen war, letzteres 
zu dem Zweck, die Schrägstellung der Schiene ohne Aushobeln 
der Schwelle zu erreichen. Bei den Platten ohne Ränder be- 
ruhte die für die Betriebssicherheit so wichtige Wahrung der 
richtigen Spurweite nur auf dem Widerstande, den eine Schwellen- 
schraube leisten konnte. Dieser war auch noch recht gering, als 
man zwei solcher Befestigungsmittel an einer Seite des 
Schienenfußes anbrachte, denn teils wurden diese bei ihrer nur 
schmalen Seitenfläche mindestens bei Weichholzschwellen den- 
noch seitlich fortgedrückt, teils arbeitete sich der verhältnis- 
mäßig nur dünne Schienenfuß in den Schaft der Schraube ein. 

Die Unterlagsplatten mit Rändern bewirkten insofern eine 
Besserung, als von letzteren der Seitendruck des Schienenfußes 
zum größten Teil aufgenommen wurde. Außerdem war die Auf- 
lagerfläche eine größere und die Platten erfuhren dadurch bei 
belasteter Schiene eine vermehrte Reibung auf den Schwellen, 
die der seitlichen Verschiebung besser entgegenwirkte, Das 
Gewir..t belief sich auf etwa 4,5 kg. 


Unterlagsplatten. 


(Klemmplatte mit Beilagen). 


Immerhin hatte die vorerwähnte Bauart noch 
den Mißstand, daß der Teller der Schwellen- 
schrauben den Schienenfuß nur mit einer schmalen Fläche fest- 
hielt und nur an einer Seite auflag. Das bewirkte insbesondere 


Klemmplatten. 


Abb. 33. Schienenbefestigung - 


bei Hartholzschwellen vielfach ein Verbiegen des 
Schraubenschaftes nach außen, sobald beim Eindrehen 
der Schraube das Maß der nötigen Kraftaufwendung 
überschritten wurde, wie es nicht selten vorkam. Erst 
die Einführung von Klemmplatten ermöglichte ein 
kräftigeres Festhalten der Schiene auf der Schwelle 
und die gleichmäßige Unterstützung des Tellers der 
Schwellenschraube und damit deren Beanspruchung 
nur in ihrer Längsachse. Außerdem wurde auch der 
seitliche Druck des Schienenfußes bei Klemmplatten 
mit Knaggen (Abb. 31) oder Beilagen (Abb. 32 und 33) 
auf die Unterlagsplatte übertragen, ohne den Schaft der 
Schwellenschraube zu beanspruchen, da letztere genügend weit 
vom Schienenfuß abrücken kann. Die neuere Ausbildung der 
Klemmplatten bei den preußisch-hessischen Bahnen vom Jahre 
1907 hat zum Zweck, die immer noch zu große Beweglichkeit 
der Schiene auf der Unterlagsplatte zu vermindern, die sich 
zum Teil aus den bei der Massenherstellung unvermeidlichen 
Ungenauigkeiten in den Abmessungen ergibt. Um den Schienen- 
fuß fester zu fassen, wurden von der genannten Verwaltung und 
übrigens gleichzeitig auch von der oldenburgischen Staatsbahn- 
verwaltung Spannplatten in ähnlicher Ausbildung wie bei der 
österreichischen Nordwestbahn zur Anwendung gebracht. Die 
an der einen Seite abgeschrägte Klemmplatte legt sich hierbei 
gegen eine gleichfalls 
abgeschrägte Leiste der 
Unterlagsplatte, so daß 
beim Anziehen der 
Schwellenschraube der 
Schienenfuß fest in den 
an der anderen Seite 
der Unterlagsplatte be- 
findlichen Haken hinein- 
gedrückt wird (vergl. Ab- 
bildung 30). 


Die An- 
Abb. 34. Hakenplatte mit  Makenplatien. ne 
kurzem Haken. solcher Haken bildete 


einen weiteren Schritt in der Entwicklung der Unterlagsplatten. 
Als kleine Anfänge schon früher bekannt, fanden solche Haken- 
platten bei deutschen Bahnen im letzten Drittel des vorigen 
Jahrhunderts weitere Verbreitung und werden gegenwärtig bei 
allen Staatsbahnen mit Ausnahme der badischen verwendet, da 
diese nur Eisenschwellen ohne Unterlagsplatten haben. Der 
Haken ersetzte auf der einen Seite des Schienenfußes die vorher 
übliche Befestigung in einfacher und zweckmäßiger Weise. Er 
wird heute vielfach nicht mehr durch nachträgliches Umbiegen 
erzeugt, sondern durch Ausfräsen der voll ausgewalzten äußeren 
Hakenform und trägt in dieser Ausführungsart noch besser zum 
Festhalten des Schienenfußes bei. 

Die Abmessungen der Hakenplatten haben mit Zunahme der 
Raddrücke im Laufe der Zeit ebenfalls zunehmen müssen. So 
ist bei den preußischen Staatsbahnen die früher bei Holz- 
schwellen übliche Plattenlänge von 255 mm auf 295 mm, die 
Plattenstärke an der schwächsten Stelle von 15 mm auf 17 mm 
gestiegen und statt des früheren Gewichts von 5,7 kg jetzt ein 
solches von 7,36 kg vorhanden. Die Länge des Hakens ist bei 


der neueren Anordnung 145 mm gegen 64 mm der älteren Bau- 
art, ebenso ist die Länge der Klemmplatte von 64 mm auf 
120 mm vergrößert (Abb. 34 und 35). 


Die Entwicklung 
der Schienenbe- 
festigung auf eisernen Schwellen hat über verschiedene weniger 
taugliche Anordnungen hinweg, deren Grundgedanke fast durch- 
weg die Bauart Vautherin bildet, ebenfalls zur Klemmplatte ge- 
führt, die sich, auch beim Fehlen von Unterlagsplatten, als 
brauchbares Befestigungsmittel für Eisenschwellen erwiesen hat. 
Unter Verzicht auf Unterlagsplatten verwenden die badischen 
Staatsbahnen die Klemmplatte von Roth und Schüler (vergl. 
Abb. 32 auf Seite 68), die Reichsbahnen haben vielfach diejenige 
von Heindl (vergl. Abb. 33 auf Seite 68), die preußisch-hessischen 
Staatsbahnen die gleiche Anordnung, wie bei Holzschwellen, nur 
mit etwas abgeänderter Unterlagsplatte (Hakenzapienplatte). 


Befestigungsmittel bei eisernen Schwellen. 


Die Unterlagsplatte hat außer dem Haken 
auf der Oberfläche zum Festhalten des 
Schienenfußes noch einen Unterhaken oder Zapfen, der in ein 
Loch der Schwellendecke eingreift und auf diese Weise eine der 
Für die weitere Ausbildung 


Hakenzapfenplatte. 


Schraubenbeiestigungen ersetzt. 
war auch hier die Erfahrung 
die Lehrmeisterin. Es zeigte 
sich, daß zuerst die Auflager- 
fläche der Platten zu klein be- 
messen war und sich infolge- 
dessen die Platte in die 
Schwellendecke einarbeitete, 
und daß ferner die Anbringung 
des Unterhakens dicht am 
Rande der Platte die Schwelle 
an der Eingriffstelle des 
Hakens ungünstig beanspruchte 
und Risse in der Schwellen- 
decke erzeugte. Die Platte 
wurde größer und dicker ge- 
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Eine auf allen Bahn- 
strecken zu beob- 
achtende Erscheinung, das Wandern der Schienen, zeigt sich 
darin, daß diese in ihrer Längsrichtung auf den Schwellen fort- 
geschoben werden. Hier und da wird auch wohl eine Schwelle, 
auf der die Schiene ganz besonders festgeschraubt ist, mit- 
genommen, bei guter Unterbettung wandern im allgemeinen 
aber nur die Schienen. Dieser Vorgang führt zu Vergrößerungen 
der Stoßlücken und dementsprechend an anderen Stellen wieder 
zum gänzlichen Verschwinden dieser Zwischenräume. In 
letzterem Falle wird den Schienen die Ausdehnungsmöglichkeit 
in ihrer Längsrichtung genommen, die Einwirkung größerer 
Hitze fordert aber ihr Recht und die Folge ist ein gewaltsames 
seitliches Ausweichen des Gleises, die Gleisverwerfung. Sie 
tritt häufig infolge der Erschütterungen erst unmittelbar vor 
einem Zuge ein und für schnelliahrende Züge führt sie fast mit 
Notwendigkeit zur Entgleisung. 

Dem Wandern trat man, nachdem es als technisch unrichtig 
erkannt war, den Schienenfuß mit Ausklinkungen für das Ein- 
greifen der Hakennägel zu 
versehen, zunächst dadurch 
entgegen, daß die Stoßlaschen 
Ausklinkungen erhielten, um 


Mittel gegen das Wandern der Schienen. 


einen Widerhalt an den 
Schwellenschrauben oder 
Klemmplatten zu finden. 


Diesen kann aber, abgesehen 
davon, daß es verfehlt ist, das 
Wandern am Schienenstoß 
aufhalten zu wollen, weder 
das eine noch das andere Be- 
festigungsmittel bieten. Die 
Schwellenschrauben wurden 
ausgeschlissen und verbogen, 


macht und der Unterhaken die Klemmplatten verdreht 
wurde vom Rande der Haken- und mitsamt den Haken- 
zapfenplatte abgerückt und : ; P : schrauben oder Schwellen- 
ganz unter diese verlegt Abb. 37. Schienenstoß aus einem Betriebsgleise (Klemmplatten schrauben zur Seite gebogen, 


(vergl. Abb. 30 auf Seite 67). 
In der Erkenntnis, daß die Gleisteile nur in geringem Maße durch 
Druck, dagegen stark durch gegenseitige Reibung abgenutzt 
werden, wurden nach dem Vorschlage des Geheimen Kom- 
merzienrats Haarmann in Osnabrück die eisernen Schwellen 
neuerer Form noch mit Rippen auf der Oberfläche versehen, 
durch die ein Verschieben der Unterlagsplatten senkrecht zur 
Schwellenlänge wesentlich beschränkt wird (Abb. 36 auf 
Seite 68). 

Den Zusammenhalt zwischen Schiene und Eisenschwelle 
stellen die Hakenschrauben her (Abb. 30 auf Seite 67), die durch 
ein längliches Loch in der Schwellendecke von oben hindurch- 
gesteckt und dann um 90 Grad gedreht werden. Bei den 
badischen Staatsbahnen werden jedoch auch von unten durch 
die Schwelle zu steckende Befestigungsschrauben verwendet. 

Mit der dargestellten weit- 
gehenden Ausgestaltung der Ver- 


sind verdreht und mit den Hakenschrauben zur Seite gebogen). 


wie nachstehend an einem Bei- 
spiel aus einem Betriebsgleise gezeigt ist (Abb. 37). Die Er- 
haltung der nötigen Ausdehnungsmöglichkeit der Schienen am 
Stoß ist bei solchem Zustande immer sehr erschwert und nur 
bei wesentlich höheren Unterhaltungskosten erreichbar. Die 
Darstellung zeigt einen vollständig zusammengeschobenen 
Blattstoß. 

In neuerer Zeit wurden, hauptsächlich bei den preußisch-hessi- 
schen Staatsbahnen, Stemmlaschen oder Stemmwinkel als Ab- 
wehrmittel gegen dasWandern angebracht. Diese Mittel bedingen 
aber ebenfalls dieMitwirkung der Schwellenschraube oder Haken- 
schraube zur Übertragung der Wanderkraft auf die Schwelle und 
behindern diese Befestigungsteile durch wagerechte Bean- 
spruchung an der Erfüllung ihrer Hauptaufgabe, den festen Zu- 
sammenhalt zwischen der Schiene und der Schwelle zu bewirken. 
Die preußisch-hessischen Staats- 


bindungsmittel ist der großen 
Bedeutung Rechnung getragen, 
welche diese Gleisteile für die 
Erreichung eines festen Gefüges 
des Oberbaues haben. 


Abb. 38, 39 u 


CLUP 


nd 40. Klemmen gegen das Wandern der Schienen. 


bahnen haben deshalb die 
Stemmlaschen seit 1906 grund- 
sätzlich verlassen und verwenden 
dafür in der Mitte jeder Schiene 
angebrachte Klemmen, die gleich 
heim Verlegen des Gleises am 
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Schienenfuß befestigt werden und das Wandern unmittelbar auf 
die Schwelle übertragen. 


Die Abbildungen 38, 39 und 40 auf Seite 69 zeigen deren 
wichtigste Formen. (Siehe auch Kap. XIV Abschnitt I Absatz 3.) 


6. Der Oberbau als Ganzes. 


Mit Rücksicht auf die verschiedene Bestimmung 
der Eisenbahnstrecken muß deren Oberbau nament- 
lich hinsichtlich der Tragfähigkeit den jeweiligen An- 
forderungen angepaßt werden, die diese Bestimmung 
an ihn stellt. Dem tragen die deutschen Bahnen Rech- 
nung, indem sie zunächst zwischen Oberbau für 
Hauptbahnen und solchen für Nebenbahnen unter- 
scheiden. Innerhalb dieser beiden Hauptgruppen ist 
dann für die mehr oder weniger kräftige Ausge- 
staltung wieder die Berücksichtigung der besonderen 
Verhältnisse maßgebend. Für die preußisch-hessi- 
schen Bahnen kommt nach den jetzt geltenden Vor- 
schriften die folgende Einteilung in Betracht. 


Schienen- 
gewicht 


Größter Schwellen- 
abstand 


Raddruck Bestimmung 


kg/im 


u bis 9t | = „starkbelastet| 45,05 | 600mm Breitschwell. 

ze \ „85t EES \ weniger ER 600 ,„ » 

23) » 8t || 3" J belastet 630 „  Stößschweilen 
„7,6t | ohne Schnellzüge | 33,4 | 680 „ » 

88) „76t 334 | 680 „ » 

s3 ME Se IW » 


Die Bau- und Betriebs- 
ordnung für die deut- 
schen Eisenbahnen vom Jahre 1905 stellt mit Recht 
als maßgebendsten Gesichtspunkt für die Ausbildung 
des Oberbaues die Größe des Raddrucks hin, in 
zweiter Reihe berücksichtigt sie das Maß der 
Verkehrs- und Betriebsbeanspruchung der be- 
treffenden Strecke, d. h. Zugzahl, Zugschwere und 
Fahrgeschwindigkeit. Bezüglich der Raddrücke 
bestimmt sie, daß der Oberbau der Hauptgleise 
auf Hauptbahnen einem Raddruck von mindestens 
8t, auf besonders stark beanspruchten Stellen 
von mindestens 9 t, gemessen im Stillstande, ge- 
wachsen sein muß, wobei zu bemerken ist, daß 
bei großen Fahrgeschwindigkeiten diese Raddrücke 
unter ungünstigen Umständen auf mehr als das 
Doppelte anwachsen können. 1892 sah man noch 
7 t allgemein als ausreichend für die Ansprüche an 
den Oberbau an, 1897 konnten sich die Vorschriften 
noch mit der Forderung einer Tragfähigkeit von 8 t 
Raddruck begnügen, die Erhöhung für die wichtigeren 
Strecken beträgt also im Verlauf von 13 Jahren rund 
29 v. H. Die gegenwärtig zu berücksichtigenden 
größten Raddrücke der Lokomotiven, größten Zug- 
zewichte und Fahrgeschwindigkeiten sind folgende: 


Tragfähigkeit des Oberbaues. 


Fahrgeschwin- 
digkeiten 
in der Stunde 


Badische Staatsbahnen . 45 
Bayerische a TRE 640 | 1500 | 100 | 45 
Oldenburgische „ 7,57 | 550 | 1500] 90 | 45 
Preuß.-Hess. ,„ . .{ 885 | 480 | 1050 | 100 | 60 
Sächsische „ . .{ 8 | 450 |1400 | 100 | 45 
Württemberg. „ G E 500 1500| 90 | 45 
Reichsbahnen . .. .. {7 455 1440 90 40 


Wenn nun die genannten reichsgesetzlichen Vor- 
schriften den Ausdruck: Tragfähigkeit des Oberbaues 
gebrauchen, so ist darunter zu verstehen, daß der 
Oberbau bis zu der angegebenen Belastungsgrenze 
stets mit Sicherheit zu befahren sein muß. Mit der 
Erfüllung dieser Bedingungen ist aber für die Fest- 
setzung des auf einer Bahn zu verwendenden Ober- 
baues nicht alles getan, denn damit ist lediglich der 
technischen Seite genügt, während bei den großen 
Summen, die die Anlage und Unterhaltung kostet, es 
unumgänglich notwendig ist, auch der Wirtschaftlich- 
keit in weitestem Maße Rechnung zu tragen. Für 
das sichere Befahren mit 8 oder 9 t Raddruck würde 
auch ein schwächerer Oberbau, als ihn die deutschen 
Bahnen verwenden, für einige Zeit genügen, wie teuer 
aber ein solcher auf die Dauer wird, würde bald seinen 
Ausdruck in den hohen Kosten für die Unterhaltung 
und den frühzeitigen Ersatz erst einzelner meist- 
beanspruchter Teile und dann des ganzen Oberbaues 
finden. Ebenso würde es nicht angezeigt sein, die 
Tragfähigkeit des Oberbaues nur den Anforderungen 
der Gegenwart oder der allernächsten Zukunft anzu- 
passen, denn auf dem Gebiete des Eisenbahnwesens 
gibt es keine Ansprüche des Verkehrs und Betriebes, 
die auch nur für ein Jahrzehnt als abgeschlossen an- 
gesehen werden könnten. Jedem Fortschreiten und 
Anwachsen dieser Ansprüche gegenüber muß nicht in 
letzter Reihe der Oberbau auf einen längeren Zeitraum 
gerüstet sein, und es würde einen in vielen Hinsichten 
verderblichen Mißgriff bedeuten, wollte man mit 
seiner kräftigeren Ausgestaltung erst vorgehen, wenn 
die Notwendigkeit dazu bereits vorliegt. Jedenfalls 
würde dadurch der größeren Ausnutzungsfähigkeit 
einer Bahnlinie, die vielfach von der Möglichkeit ab- 
hängt, schwerere Lokomotiven und geräumigere 
Wagen verwenden zu können, ein Hemmnis ent- 
stehen. 


Das Gleis ist unter dem rollenden 
Zuge nicht ein stilliegendes Ge- 
bilde, es zeigt vielmehr unvermeidliche Bewegungen der ver- 
schiedensten Art. Die Geringfügigkeit dieser Bewegungen ist 
— selbstredend neben der Tüchtigkeit des Stoffes, aus dem die 
einzelnen Teile bestehen — der Maßstab für die wirtschaftliche 
Güte des Gleises, denn Bewegung erzeugt Reibung, und Reibung 
bedeutet Verschleiß. Beim Oberbau ist das von um so größerer 
Bedeutung, als der beim Befahren aufgewirbelte Staub in hohem 


Gütemaß für den Oberbau. 


Maße zur schnellen Abnutzung der Reibungsflächen beiträgt. 
Das unter dem fahrenden Zuge am ruhigsten liegende, also eine 
möglichst geringe Verschiebbarkeit seiner einzelnen Teile 
zeigende Gleis ist daher als das beste anzusehen. Die Forderung, 
elastisch und dadurch weich und angenehm zu fahren, darf nicht 
vorwiegend durch eine beabsichtigte Nachgiebigkeit des Ober- 
baues erfüllt werden, sondern in der Hauptsache durch geeignete 
Bauart der Wagen, namentlich hinsichtlich der Federung. 

Für die Untersuchung der Güte eines Oberbaues handelt es 
sich darum, für die stattfindenden Bewegungen der Teile einen 
bestimmten Ausdruck zu haben. Dieser ist durch die Be- 
trachtung gefunden, daß als Gesamtwirkung einer Anzahl von 
Einzelbewegungen das Einsinken der Schwellen unter der Rad- 
last anzusehen ist, denn auf die Größe dieses Einsinkens oder 
Niedergedrücktwerdens haben alle Teile des Oberbaues Einfluß: 
die Tragfähigkeit der Schienen, der Schwellenabstand, die 
Steifigkeit der Schwellen und die Güte der Bettung. Das Maß, 
in dem jeder dieser Bestandteile zur Festigkeit des Oberbaues 
beiträgt, der rechnerischen Ermittlung zugängig gemacht zu 
haben, ist das Verdienst eines deutschen Fachmannes, des Wirk- 
lichen Geheimen Oberbaurats Dr. Dr.-Ing. Zimmermann im 
preußischen Eisenbahnministerium. Die Kenntnis dieses Maßes 
ermöglicht einerseits einen begründeten Vergleich zwischen der 
Güte verschiedener Oberbauanordnungen, andererseits läßt sie 
aber auch schnell herausfinden, in welchen Punkten ein Oberbau 
vorzugsweise verstärkt werden muß, wenn es darauf ankommt, 
ihn leistungsfähiger zu machen. Auf die Berechnungsweise an 
dieser Stelle näher einzugehen, ist nicht angezeigt. Aus den 
Ergebnissen sei nur angeführt, daß für die Festigkeit des Ober- 
baugefüges in erster Reihe die Güte der Bettung, der Schwellen- 
abstand und die Widerstandsfähigkeit der Schwelle und dann 
erst die Tragfähigkeit der gebräuchlichen Schienenformen in 
Betracht kommt. Für die praktische Anwendung heißt das 
also: man kann, auch unter Beachtung wirtschaftlicher Rück- 
sichten, mit einer weniger kräftigen Schiene immer noch aus- 
kommen, wenn man die etwa mangelhafte Bettung durch vor- 
zügliche ersetzt und die Schwellenzahl entsprechend vermehrt. 


Der Schwellenabstand ist bei den deutschen 
Bahnen im Laufe der Jahre immer geringer 
geworden, wie aus der Vermehrung der Schwellenzahl auf 1 km 
hervorgeht. Letztere betrug im Durchschnitt auf den durch- 
laufenden Gleisen: 


Die Schwellenzahl. 


mit Holz- mit Eisen- 

Jahr schwellen schwellen 
Stück Stück 

1903 1259 1288 
1904 1267 1299 
1905 1280 1321 
1906 1291 1333 
1907 1310 1336 
1908 1322 1372 


Bei den einzelnen Staatsbahnverwaltungen weicht aber die 
Anzahl nicht unwesentlich von diesen Durchschnittszahlen ab. 
Für Holzschwellen war sie 1908: in Sachsen 1307, bei den 


Abb. 41. 


Schwellenteilung. 
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Reichsbahnen 1400, für Eisenschwellen bei den Reichsbahnen 
1270, in Württemberg 1398. Den weitesten Schritt hinsichtlich 
der Schwellenvermehrung haben in den letzten Jahren die 
preußisch-hessischen Staatsbahnen getan (Abb. 41), die in 
Würdigung der Bedeutung einer großen Schwellenzahl folgende 
Festsetzungen getroffen haben: für 1 km stark befahrene Haupt- 
bahnen 1675 Schwellen, wobei die Breitschwellen an den Stößen 
nur einfach gezählt sind; für die übrigen Schnellzugstrecken 
1608 Schwellen, für Hauptbahnen ohne Schnellzüge 1500, für 
Nebenbahnen 1500 und 1416 Schwellen. Das entspricht größten 
Schwellenabständen von 600, 630, 680 und 720 mm, gemessen 
von Mitte zu Mitte. Bei anderen deutschen Staatsbahnen sind 
die Abstände zurzeit noch nicht soweit herabgesetzt, sie be- 
tragen etwa 750 mm. 


Die Schienenstöße liegen bei den 
deutschen Bahnen durchweg 
rechtwinklig zur Gleisachse einander gegenüber (Gleichstoß), 
doch hat es nicht an wiederholten Versuchen mit dem in Amerika 
verbreiteten Wechsel- oder versetzten Stoß gefehlt, bei dem 
jeder Stoß des einen Schienenstranges der Mitte einer Schiene 
des anderen Stranges eines Gleises gegenüberliegt. Man hat 
dadurch ein ruhigeres Fahren erreichen wollen, ohne daß diese 
Bemühungen aber zu einem vollen Dauereriolg geführt haben. 
Die Ergebnisse lassen sich dahin zusammenfassen, daß sich 
beide Stoßlagen, solange der Oberbau neu war und gut unter- 
halten wurde, gleich ruhig befuhren, daß sich aber bei minder 
gutem Zustande des Oberbaues die Mängel bei versetzten 
Stößen viel unangenehmer bemerkbar machten, als bei gegen- 
überliegenden. Die Zahl der Schläge an den Stößen ist eben 
doppelt, ohne daß die Heftigkeit des einzelnen Schlages nennens- 
wert verringert wird. Es hängt das zum Teil mit der vielfach 
beobachteten Erscheinung zusammen, daß sich die Erschütterung 
des einen Rades am Stoß durch die Achse auch auf das andere 
Rad überträgt und eine Beschädigung in der gegenüberliegenden 
Schienenmitte verursacht. Versuchsstrecken aus neucrer Zeit 
liegen in einer Gesamtlänge von rund 20 km auf der preußischen 
Staatsbahnstrecke zwischen Berlin und Wittenberge. 


Gleichstoß und Wechselstoß. 


Die Spurweite der deutschen Bahnen, gemessen 
zwischen den Innenseiten der Schienenköpfe, 
beträgt in geraden Strecken 1,435 m. In Krümmungen wird zur 
Erreichung des zwanglosen Durchlaufens der Fahrzeuge die 
Spurweite vergrößert, und zwar um so mehr, je kleiner der 
Halbmesser der Krümmung ist. Die Bau- und Betriebsordnung 
schreibt die Spurerweiterung für Krümmungen mit weniger als 
500 m Halbmesser vor, vielfach gehen die deutschen Bahnen 
aber über diese Bestimmung hinaus. So beginnen z. B. die 
bayerischen und württembergischen Staatsbahnen bei 900 m, 
die sächsischen bei 600 m, die oldenburgischen und die preußisch- 
hessischen bei 800 m. Bei letzteren soll bei 


Die Spurweite. 


einem Halbmesser von 800 | 600 | 500 400 325 250 200 100 m 


die Spurerweiterung | | | | 
betragen . 31912] 15 | 18 | 21 | 24 30 mm 
j (i 

Letzteres Maß ist das höchste zulässige für Hauptbahnen, 
für Nebenbahnen beträgt es 35 mm. Die Spurerweiterung kann 
selbstredend nicht plötzlich eintreten, sie wird vielmehr gleich- 
mäßig auf die Länge eines einzulegenden Übergangsbogens ver- 
teilt. Die Herstellung erfolgt durch entsprechende Abrückung 
des inneren Schienenstranges. 

Auf den preußisch-hessischen Staatsbahnen werden zurzeit 
Versuche mit einer, der französischen ähnlichen, um 10 mm auch 
in den geraden Strecken vergrößerten Spurweite angestellt. Die 
Beobachtungszeit ist für ein endgültiges Urteil noch zu kurz, bis 
jetzt sind die Erfolge hinsichtlich des ruhigeren Laufs der Fahr- 
zeuge aber gute. 
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Wollte man die Krümmungen ohne weiteres 
an die geraden Strecken anschließen, so 
isbogen würde dies, namentlich 
ne bei schnellfahrenden 
Voyengebegens Zügen, durch die plötz- 
liche Ablenkung aus der 
bisherigen Richtung 
jedesmal einen starken 
seitlichen Stoß verur- 
sachen. Um diesen zu 
verhindern, wer- 
den Übergangs- 
bögen eingelegt, 
d. h. Bögen, die mit einer flachen 
Krümmung beginnen und allmäh- 
lich schärfer werden, bis die 
Krümmung des kreisförmigen 
Hauptbogens erreicht ist. Letz- 
terer muß dabei nach dem 
Mittelpunkte des Kreises hin verschoben werden (Abb. 42). Die 
preußisch-hessischen Oberbauvorschriften verlangen Übergangs- 
bögen auf Hauptbahnen von 3000 m Krümmungshalbmesser an, 
auf Nebenbahnen von 2000 m an. 


Übergangsbögen. 


Abb. 42. Übergangsbogen. 


k: Die Sorge für den möglichst ruhigen Gang der 
Überhöhung. Fahrzeuge erfordert ferner noch eine Maßnahme 
hinsichtlich der Höhenlage der Schienen in Krümmungen. Wie 
der Mensch bei schnellem Laufen im Bogen den Körper unwill- 
kürlich nach innen neigt, so muß auch den Eisenbahnfahrzeugen 
diese Möglichkeit gegeben werden, wenn sie nicht in Gefahr 
kommen sollen, nach außen herausgeschleudert zu werden. Man 
legt deshalb den äußeren Schienenstrang eines Gleises höher als 
den inneren, wobei das Maß der Überhöhung um so größer sein 
nıuß, je kleiner der Halbmesser ist und je schneller die Züge 
fahren. Letzterer Umstand macht es schwierig, das Maß für 
solche Strecken richtig zu wählen, die von Schnellzügen und 
von Güterzügen befahren werden, was auf den deutschen Bahnen 
mit wenigen Ausnahmen durchweg der Fall ist. Die zu große 
Berücksichtigung der Schnellzuggeschwindigkeit würde die 
inneren Räder von Güterzügen an den Schienenköpfen der Innen- 
schienen anschleifen lassen und infolge der starken Reibung den 
Zugwiderstand erheblich vergrößern. Eine vorwiegend der Ge- 
schwindigkeit der Güterzüge angepaßte Überhöhung würde ein 
starkes Abnutzen der Köpfe der Außenschienen durch die 
Schnellzüge bewirken. Um letzterem bei Einhaltung eines 
Mittelmaßes entgegenzutreten, werden vielfach neben den 
Innenschienen der Krümmungen mit kleinen Halbmessern be- 
sonders geformte Leitschienen angebracht. 

Als mittlere Maße der Überhöhung können auf den deutschen 
Bahnen die folgenden angesehen werden: 


Halb- 


Fahrgeschwindigkeit in km in der Stunde 

messer 

m 30 4&5 | 60 70 | 80 | 90 | 100 | 110 120 

| 
3000 - | a EE S DE AE. 
2000 - | = || 2 | 25 | 3 |W 
1500 — | — | 2231 5 | 3æ |35| 35 |40 
1200 — | 20| 25| 3 | 35 | 40 | 4 | & | — 
1000 213 I w | lÁ |l 
800 W% | 21211859 | — | Á| 
600 35 | TE a eE | 
400 E R aa 2 Re e r 
250 ar een) a 
180 3 31 -|ı- | -|- | -| - |- 
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Der Übergang von der gleichhohen Lage 
der Schienenköpfe in den Geraden zur 
höheren Lage der Außenschiene in Krümmungen wird durch 
Übergangsrampen gebildet. Für deren Länge sieht die Betriebs- 
ordnung auf den deutschen Bahnen mindestens das 300 fache 
der Überhöhung vor. Nach den Vorschriften für die preußisch- 
hessischen Staatsbahnen soll die Länge möglichst nicht weniger 
als das 600 fache betragen. Die Überhöhungsrampe wird zur 
Hälfte vor, zur Hälfte hinter den ursprünglichen Kreisbogen- 
anfang verlegt. Der vorerwähnte Übergangsbogen fällt mit ihr 
zusammen und auf diese Weise ist schon bei der anfänglich 
geringen Krümmung ein solches Maß an Überhöhung vorhanden, 
daß auch bei großer Fahrgeschwindigkeit ein Anstoßen der 
äußeren Räder an die Außenschiene vermieden oder doch be- 
trächtlich abgeschwächt wird. 


7. Nebenbahnen. 


Der Oberbau der deutschen Nebenbahnen weicht 
hinsichtlich der für die Bauart der Hauptbahnen be- 
obachteten Grundsätze, soweit die gegenwärtig mehr 
und mehr herrschend werdende Anschauung dabei 
in Betracht kommt, nicht mehr so weit von dem- 
jenigen der Hauptbahnen ab, als dies früher der Fall 
war. Ein gerechtiertigter Unterschied wird im all- 
gemeinen durch Verwendung schwächerer Schienen 
gemacht, ein weniger gerechtiertigter durch An- 
ordnung größerer Schwellenabstände. Die Zugzahl 
einer Nebenbahn pflegt allerdings geringer zu sein, 
die Fahrgeschwindigkeit ebenfalls, da sie nach der 
Betriebsordnung auf vollspurigen Nebenbahnen nur 
40 km, in besonderen Fällen 50 km in der Stunde 
betragen darf. Aber diese beiden Gesichtspunkte 
rechtfertigen unter den Verkehrsverhältnissen der 
Gegenwart doch nicht eine zu weitgehende Herab- 
setzung der Ansprüche an den Oberbau, wie sie aus 
früheren Zeiten her noch auf einzelnen Nebenbahnen 
in die Erscheinung tritt. Geringe Zugzahl und Fahr- 
geschwindigkeit dürften, wenn man wirtschaftlich 
verfahren will, nur insofern in Betracht gezogen 
werden, als sie eine längere Lebensdauer des Ober- 
baues erwarten lassen und die Möglichkeit einer 
sparsamen Unterhaltung, auch der Fahrzeuge, ge- 
währen, die gerade bei dem schwächeren Verkehr 
auf den Nebenbahnen durchaus angezeigt ist. Da 
aber die Raddrücke der Betriebsmittel auch dieser 
Bahnen immer mehr angewachsen sind, weil 
Maschinen und Wagen der Hauptbahnen selbstredend 
auch auf die Nebenbahnen übergehen, wenn auch 
erstere nicht uneingeschränkt, so muß es als durch- 
aus wirtschaftlich angesehen werden, wenn jedenfalls 
der Schwellenabstand nicht zu groß bemessen und 
die Ansprüche an die Bettung nicht zu niedrig gestellt 
werden. Auf den preußisch-hessischen Nebenbahnen 
ist man schon seit Jahren von dem noch 1894 an- 
gewendeten Schwellenabstand von 1000 mm all- 
mählich auf den Abstand von 720 mm herabgegangen, 
den die jetzt geltenden Vorschriften vorsehen. Die 
durch solche Maßnahmen erreichte größere Steifig- 
keit des Gleisgefüges wird nicht verfehlen, auf die 
Unterhaltungskosten für die Strecke und die Betriebs- 
mittel einen günstigen Einfluß auszuüben. 


Überhöhungsrampen. 
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8. Die Weichen und Kreuzungen. 

Am Zusammenlauf zweier Gleise ergibt sich die 
Notwendigkeit einer Einrichtung, die es ermöglicht, 
einzelne Fahrzeuge oder ganze Züge aus der einen 
Richtung entweder geradeaus weiterlaufen zu lassen 
oder in das abzweigende Gleis hineinzulenken, und 


a 


—— 
— Abb.43. Einfache Weiche. 


umgekehrt aus jedem der beiden zusammenlaufenden 
Gleise in die gemeinsame Fortsetzung zu leiten 
(Abbildung 43). Das erfordert bei a und b die 
eigentliche Weiche oder Ausweichvorrichtung, bei c 
eine Unterbrechung der sich durchkreuzenden 
Schienen, damit die Spurkränze der Räder den 
Kreuzungspunkt durchfahren können. Die beweg- 
lichen Teile bei a und b sind die 
Zungen, die Stelle bei c ist das Herz- 
Stück einer Weiche. Außer diesen 
auptstücken gehören zu einer Weiche 
als wesentliche Bestandteile noch die 
Umstellvorrichtung und die Rad- 
lenker e zum sicheren Führen des 
einen Rades einer Achse während der 
Zeit, wo das andere Rad sich an der 
Lücke des Herzstücks ohne Führung 
befindet. Die Stellvorrichtung trägt 
einen Signalkasten, dessen Zeichen 
Schon aus der Entfernung erkennen 
lassen, wie die Weiche steht. Die Form der 
Signalzeichen weicht bei den einzelnen deutschen 
Verwaltungen etwas ab. Die grundsätzliche An- 
Ordnung darüber, welche Weichenstellungen er- 
kennbar gemacht werden müssen, ist aber durch 
die „Signalordnung“ festgelegt. Das Weitere hier- 
über wie auch über die Sicherung der Zungenspitzen 


in ihrer jeweiligen Lage wird in Kap. VI behandelt 
werden. 


Über die Größe des Halbmessers, nach dem das 
abzweigende Gleis gekrümmt ist, liegt bei den 
deutschen Bahnen keine andere Bestimmung vor als 
die, daß ein von Lokomotiven zu befahrendes Gleis 
einen Halbmesser von mindestens 180 m haben muß. 
Er schwankt zwischen 236 m (sächsische Staats- 
bahnen) und 260 m (bayerische Staatsbahnen). 


Abb. 44. Zungendrehstuhl. 


Die preußischen Weichen 1:9 haben 190 m Halb- 
messer. 

Die Herzstückneigung ist wechselnd. Sie beträgt 
im allgemeinen 1:9 und 1:10, doch kommen auch 
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ie; Abb. 45. Querschnitt 
durch Zunge und Fahrschiene (oder Gleitstuhl). 


Neigungen bis 1:8 und in neuerer Zeit bei den 
preußisch-hessischen Staatsbahnen auch schwächere 
Neigungen von 1:14 vor. Bei stärkerer Herzstück- 
neigung wird die Länge der Weiche geringer, zu 
deren Anwendung kann daher ein räumlich be- 
schränkter Platz den Anlaß geben. Ein schlankeres 
Neigungsverhältnis wirkt günstig auf das ruhigere 
Durchfahren des gekrümmten Stranges 
ein, man wendet es daher insbesondere 
beim Zusammenlauf zweier von Per- 
sonenzügen befahrenen Bahnstreeken 
an. 


$ Die Zungenlänge schwankt bei 
Die Zungen. den deutschen Staatsbahnen 
zwischen 5,8 m (Bayern und Württemberg) 
und 10,0 m (Preußen-Hessen und Oldenburg). 
Die Herstellung erfolgt durchweg nicht nach 
dem gewöhnlichen Schienenquerschnitt, son- 
dern nach einem besonderen Blockquerschnitt 
(Abb. 44). Zur Unterstützung dienen allgemein 
Gleitstühle (Abb. 45). Von den Einzelheiten 
der deutschen Weichenbauarten sei hier der Zungendrehpunkt 
hervorgehoben. Es sind dafür zwei Anordnungen in Gebrauch, 
die sich grundsätzlich durch das Vorhandensein oder Fehlen 
einer Laschenverbindung mit der anstoßenden Fahrschiene 
unterscheiden. Erstere ist der Stoßverbindung beim Gleise 
ähnlich und ist in Sachsen und Oldenburg vertreten. Bei 
letzterer, die bei den bayerischen, preußischen und württem- 
bergischen Verwaltungen die Regel bildet, tritt an die Stelle 
der Laschen ein Lagerstuhl, der das an die nächste Schiene an- 
schließende Zungenende, die „Zungenwurzel“, gegen Längs- 
verschiebungen sichert. Die Darstellung eines solchen Dreh- 
stuhles ist beistehend gegeben (Abb. 44). 

Bei beiden Anordnungen ist der Anschluß der Zungenwurzel 
an die nächste Schiene der mehr oder weniger schwache Punkt 
der Weiche. Von den Versuchen, diese Stelle kräftiger auszu- 
gestalten oder durch eine andere Anordnung zu ersetzen, ist 
derjenige des Bochumer Vereins für Bergbau und Gußstahl- 
fabrikation hervorzuheben. Die Bochumer Bauart ersetzt den 
Zungendrehstuhl in folgender Weise (Abb. 46): Die Zungen sind 


Abb. 46. Anordnung mit federnden Zungen. 
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Abb. 47. 


zwischen den Punkten c und d auf den Schwellen festgeklemmt, 
auf die übrige Länge bis zur Zungenspitze aber auf Gleitlagern 
beweglich. Zwischen b und c ist der Zungenquerschnitt durch 
seitliches Abhobeln so weit verschwächt, daß diese Stelle bieg- 
sam ist. Die folgende Schiene schließt demnach nicht mehr an 
den beweglichen Teil der Zunge an, sondern der Anschluß liegt 
da, wo die Zungenwurzel durch Klemmen unbeweglich fest- 
gehalten wird. Es liegt also der gewöhnliche Gleisstoß vor. 
Diese Bauart mit federnden Zungen ist eine wesentliche Ver- 
besserung gegenüber der mit Zungendrehstühlen und trägt er- 
heblich zum ruhigeren Durchfahren der Weichen bei. Sie ist in 


Herzstücke. 


neuerdings wieder, wenn auch zunächst nur in geringerem Um- 
fange, auf die schon früher versuchsweise verwendete Bauart 
der Herzstücke mit einer beweglichen Flügelschiene zurück- 
gekommen (Abb. 48). Letztere wird durch eine starke Feder 
gegen die Herzstückspitze gedrückt und stellt auf diese Weise 
eine Überbrückung der Lücke C-D her, was für Schnellzüge, die 
einen Bahnhof ohne Aufenthalt zu durchfahren haben, von Be- 
deutung ist. Bei der Fahrt in das abzweigende Gleis oder aus 


diesem, die im allgemeinen nur in langsamer Gangart erfolgt, 
wird die bewegliche Flügelschiene durch die Flansche der Räder 
von der Herzstückspitze abgerückt. 


Die Bauart bedarf in- 


are fiche risda 
Mi 


Abb. 48. Herzstück mit beweglicher Knieschiene. 


den letzten Jahren auf den preußisch-hessischen Staatsbahnen, 
auch auf den Reichsbahnen, zur Anwendung gekommen und hat 
sich durchaus bewährt. 


Während früher die Herzstücke vielfach aus 
einem Stück bestanden (Gußstahlherzstücke), 
sind jetzt bei den deutschen Bahnen Schienenherzstücke in Ge- 
brauch, die aus einzelnen entsprechend zugerichteten Schienen- 
stücken und Futterstücken durch Verbolzung zusammengefügt 
werden. Das Ganze ruht auf einer gemeinsamen Unterlags- 
platte (Abb. 47). Die Hauptbestandteile eines Herzstücks sind 
die Spitze (A) und die Flügelschienen (B). Die Spitze wird ent- 
weder nur aus schräg geschnittenen, aneinandergefügten 
Schienen gebildet, oder sie besteht aus einem besonderen Fluß- 
stahlstück. Bei den deutschen Bahnen sind beide Ausführungen 
vertreten. 

Die Strecke zwischen C und D verursacht, besonders bei 
nicht mehr neuen und nicht vollkommen festliegenden Herz- 
stücken vielfach Schläge und unruhiges Fahren. Um dem 
entgegenzutreten und auch an dieser Stelle die Unterstützung der 
Räder durch eine fortlaufende Fahrfläche zu schaffen, ist man 


Das Herzstück. 
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Abb. 49. Zweibogenweiche. 


dessen noch der längeren Erprobung, bevor sie zur allgemeinen 
Einführung gelangen kann. 


Die Radlenker werden im allgemeinen aus be- 
sonders geformten Stücken hergestellt, deren 
Querschnitt die Gestalt eines Winkeleisens hat. Ihre Verbindung 
mit der Fahrschiene erfolgt durch Futterstücke und Schrauben- 
bolzen. 


Die Radlenker. 


9. Weichenformen. 


Aus den besprochenen Teilen 
setzt sich die Weiche in ihrer 
Anfangsform, die „einfache Weiche“, zusammen, 
die je nach dem Zweck, dem sie an einer bestimmten 
Stelle des Bahnhofs dienen soll, etwas abweichende 
Gestaltungen erfährt. Der Begriff „Rechtsweiche“ 
und „Linksweiche“ erklärt sich dadurch, daß — gegen 
die Zungenspitzen ge- 
sehen die Ab- 
weichung nach rechts 
oder links erfolgt. 

Bei der Aus- 
bildung der ein- 
fachen Weiche 
als Zweibogen- 

weiche sind 
beide Gleise ge- 
krümmt (Abbil- 
dung 49). 


Die einfache Weiche. 
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Bisweilen macht der beengte Raum auf dem 
Bahnhofe es nicht möglich, zwei einfache 
Weichen getrennt hintereinander zu legen. Diese werden dann 
ineinander geschoben und ergeben die Doppelweiche. Der Vor- 
teil durch Längenersparnis ist dabei nicht unbedeutend, denn 
während zwei hintereinanderliegende Weichen 1:10 etwa 60 m 
beanspruchen, erfordert die entsprechende Doppelweiche nur 
etwa zwei Drittel dieser Länge (Abb. 50). 


Die Doppelweiche. 


Einfache und Doppelweichen haben für 
die Anforderungen an Gleisverbin- 
dungen auf den Bahnhöfen nicht ausgereicht; es hat sich viel- 
mehr mit Notwendigkeit noch eine andere Anordnung heraus- 
bilden müssen, deren Grundlage die Durchschneidung zweier 
Gleise, die sogenannte Kreuzung, ist (Abb. 51). Zu einer solchen 
werden zwei einfache Herzstücke (E) und zwei doppelte (D) er- 
forderlich. Letztere weichen von den einfachen insofern ab, 
als mit Rücksicht auf den für die Spurkränze freizuhaltenden 
Raum nicht die inneren, spitz zusammenlaufenden Fahrschienen 
zu einer Herzstückspitze verbunden werden können, sondern 
die äußeren Schienen der sich kreuzenden Gleise in stumpfem 
Winkel zu verbinden sind. Die Verfolgung des Laufs eines 
Räderpaares läßt die Notwendigkeit dafür erkennen. 

Bei einer Kreuzung ist nur der Weg A—A oder B-B 
möglich. Der Vorteil, den die Möglichkeit ersehen ließ, auch in 
den Richtungen A—B und B—A fahren zu können, führte dann 
zum Bau der englischen oder Kreuzungsweiche, einer zwar 
etwas verwickelteren, für den Betrieb aber unentbehrlichen 
Weichenform (Abb. 52). Die einfachen Herzstücke E der 
Kreuzung sind auch hier vorhanden, ebenso die doppelten Herz- 
stücke D. Zu letzteren tritt auf jeder Seite eine Fahrschiene 


Die Kreuzungsweichen. 


hinzu, von denen die innere an beiden Enden in je eine Zunge 
ausläuft. Die Zeichnung stellt die Weiche für die Fahrt „auf 
Ablenkung“, A—B, dar. Wird die linke Seite umgestellt, so 
liegen die Zungen I und II an, Ia und IIa stehen ab, und es ist 
die Fahrt „auf Kreuzung“ hergestellt, d. h. A—A. Das Umstellen 
der rechten Seite ermöglicht die Fahrt B—B, dasjenige beider 
Seiten die Ablenkungsfahrt B—A. 


Soweit angängig, werden Weichen 
in gerade Gleise gelegt; es kann sich 
aber unter Umständen nicht vermeiden lassen, daß sie auch in 
Krümmungen angeordnet werden müssen. Man hat sich dann 
damit geholfen, daß man vor und hinter der in Aussicht ge- 
nommenen Stelle zwei stärker gekrümmte Bogenstücke eingelegt 
hat, deren Verbindungslinie b—c dann die Lage der Weiche in 
einem geraden Gleisstück gestattete (Abb. 53 auf Seite 76). 
Diese Anordnung bringt aber wegen der Verringerung des 
Krümmungshalbmessers und der meist fehlenden Möglichkeit, 
ordnungsmäßige Übergangsbogen und Überhöhungsrampen her- 
zustellen, immerhin einen unruhigen Lauf der Fahrzeuge mit 
sich. Auf den preußisch-hessischen bahnen werden in neuerer 
Zeit an solchen Stellen Weichen verwendet, bei denen nicht nur 
das abzweigende, sondern auch das Muttergleis gekrümmt ist, 
letzteres je nach Bedarf mit einem Halbmesser bis zu 1000 m. 
Grundsätzliche Änderungen in ihrer Bauart zeigen diese 
Weichen nicht. 


Weichen in Krümmungen. 


erfolgt entweder von Hand durch 
den sogenannten Weichenblock oder 
von einem Mittelpunkt (Stellwerk) aus für eine größere Anzahl 
von Weichen durch Fernbedienung (vergl. Kap. V). 


Das Stellen der Weichen 
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Abb. 52. Englische oder doppelte Kreuzungsweiche. 
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P Abb. 53. 
Weichenanordnung in einer Krümmung. 


Das bei den Gleisen 
der freien Strecke so 
nachteilige Wandern der Schienen zeigt sich auch bei den 
Weichen und hat wenigstens bei den preußisch-hessischen 
Staatsbahnen seit einigen Jahren dazu geführt, auch in den 
Weichen und Kreuzungen Klemmen zu seiner Verhütung anzu- 
bringen (Abb. 54). Die Zahl ist zur Erreichung eines sicheren 
Erfolges hoch bemessen; für eine Kreuzung sind beispielsweise 
32 Stück vorgeschrieben und überall mit Nutzen zur Ver- 
wendung gebracht. 


Mittel gegen das Wandern bei Weichen. 


Zahl der Weichen auf den deutschen Bahnen. 
Die vollspurigen deutschen Bahnen hatten 


Einfache 
Weichen 


Doppel- 
weichen 


Kreuzungsweichen 
ganze halbe 


10 395 


1903 126 645 7644 


1908 145 678 14 816 9132 
Die Zunahme in fünf Jahren beträgt danach 
BAR | avn. | 42 v.H. 19 v. H. 


und läßt ersehen, daß sich die Zahl der weniger Raum ein- 
nehmenden Weichen verhältnismäßig am stärksten vermehrt hat. 


10. Die Drehscheiben und Schiebebühnen. 

Drehscheiben und Schiebebühnen haben den 
gleichen Zweck zu erfüllen wie die Weichen, mit 
der Einschränkung, 
daß sie keine gan- 
zen Züge, sondern 
jedesmal nur ein 
einzelnes Fahrzeug 
von einem Gleise 
auf ein anderes 
überleiten können. 
Die grundsätzliche An- 
ordnung beider Einrich- 
tungen ist obenstehend 
dargestellt (Abbildung 55 
und 56). Soll ein auf das 
Gleis a—b gefahrener 
Wagen in der Richtung 
c—d weiterbewegt wer- 
den, so muß das Gleis 
a—b in die Verlängerung 
des Gleises c—d ge- 
bracht werden. Das ge- 
schieht durch Drehung 
oder Verschiebung. Die 


Abb. 57. 
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Abb. 55. 
Drehscheibenanordnung. 


Kleine Wagen-Drehscheibe. 


Abb. 56. 
Schiebebühnenanordnung. 


Drehscheiben dienen außerdem zum Wenden von 
Fahrzeugen. 


Die Hauptbestandteile einer Drehscheibe sind der 
drehbare Teil und die Drehscheibengrube mit den 
Unterstützungen für ersteren und der Entwässerungsanlage. An 
sonstigen Einrichtungen gehören dazu die Teile zum Feststellen 
der Scheibe während des Auffahrens und Abfahrens eines Fahr- 
zeuges auf die Drehscheibe oder von dieser und ferner die Be- 
wegungsvorrichtung. 

Die Bauart der Drehscheiben richtet sich nach dem Zweck, 
dem sie dienen sollen. Man unterscheidet in dieser Hinsicht: 
Achsdrehscheiben, die nur in Werkstätten Verwendung finden, 
mit einem Durchmesser von 2 bis 3 m, Wagendrehscheiben mit 
35 bis 10 m Durchmesser und Lokomotivdrehscheiben, deren 
Durchmesser von 12,5 m in neuerer Zeit bis 20 m ange- 
wachsen ist. 

Die kleinen Drehscheiben werden meist als volle Scheibe 
ausgeführt, zum Teil auch noch die Wagendrehscheiben, zumal 
wenn sie in der Nähe von Lagerschuppen an einer Stelle liegen, 
die auch von Landfuhrwerk befahren wird (Abb. 57). Lokomotiv- 
drehscheiben bestehen im allgemeinen aus einem Kreisausschnitt 
(Abb. 58), es sei denn, daß besondere Verhältnisse die 
Bauart als Vollscheibe angezeigt erscheinen lassen. Dazu 
würden unter anderem häufige und starke Schneefälle gehören. 


Drehscheiben. 


Wo beschränkter Raum die Herstellung einer Grube von 
voller Kreisfläche nicht gestattet, ist es häufig nicht zu umgehen, 
die Form der Grube auf einen Teil der Kreisfläche zu be- 
schränken. Es ergibt 
sich dann die Pendel- 
drehscheibe. Letztere 
hat eine bemerkens- 
werte Verwendung bei 
den Postladegleisen 
am Lehrter Haupt- 
bahnhof in Berlin ge- 


funden, wo 3 solcher 
Segmentdrehscheiben ver- 
schiedenen Durchmessers 


hintereinander liegen (Abb. 59 
auf Seite 78). Die beiden 
äußeren können in unmittel- 
bare Verbindung mit den Be- 
triebsgleisen gebracht wer- 
den, die dazwischenliegende 
nur durch Vermittlung einer 
der äußeren. 


Die Bewegung der Fahr- 
zeuge nach und von den 
Drehscheiben und Schiebe- 
bühnen erfolgt bei lebhaften 
Betrieb durch Spiils mit elek- 
trischem Antrieb. 
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Die Bauart des beweg- 
lichen Teils der Dreh- 
scheibe richtet sich einerseits nach der Größe der 
Last, die er aufnehmen soll, andererseits nach der 
Unterstützungsweise. Für Achsdrehscheiben werden 
im allgemeinen 5 bis 20 t Tragfähigkeit, für Wagen- 
drehscheiben 30 bis 60 t, für Lokomotivdrehscheiben 
80 bis 136 t zugrunde gelegt, entsprechend den in der 
Gegenwart tatsächlich vorhandenen Gewichten der 
Fahrzeuge. Die Unterstützung des Drehscheiben- 
körpers erfolgt bei den deutschen Bahnen schon für 
die größeren Achsdrehscheiben, ausnahmslos aber 
für Wagen- und Lokomotivdrehscheiben am Rande 
und in der Mitte. Die Laufräder der Randunter- 
stützung sind durchweg am Scheibenkörper be- 
festigt. 

Der Scheibenkörper besteht bei allen Dreh- 
scheiben mit der Regelspur von 1,435 m aus zwei 
Hauptträgern H unter den Fahrschienen, an die sich 
die Nebenträger angliedern. Zu letzteren zählen 
zunächst die die Mittelunterstützung umfassenden 
Träger J und sodann diejenigen für die Aufnahme 
der Achslager der Laufräder und für die Herstellung 
der kreisförmigen Oberfläche der Scheibe oder der 
eingeschränkten Oberfläche in der erforderlichen 
Breite. Bei kleineren Drehscheiben bestehen die 
Träger aus Walzeisen, bei den größeren aber aus 
Blechträgern, die aus Stehblechen, Winkeleisen und 
Gurtungsblechen zusammengesetzt sind. Die Er- 
mittlung der erforderlichen Abmessungen erfolgt wie 
bei dem Entwerfen eiserner Brücken. 


Der Drehscheibenkörper. 


Der feststehende, mit dem Grund- 
mauerwerk verankerte Teil des 
Mittelträgers ist der „Königsstuhl“ K. Sein Kopf, 
der zugleich die sichere Führung der ganzen Scheibe 
zu übernehmen hat, trägt die Pfanne, auf welcher 
der bewegliche Teil des Mittelträgers vermittelst 


Der Mittelträger. 


Abb. 58. Lokomotivdrehscheibe. 


des Zapiens ruht. Bezüglich der Auflagerung der 
Drehscheibe auf dem Zapfen besteht bei den deut- 
schen Bahnen insofern ein grundsätzlicher Unter- 
schied, als sie teils durch eine Druckschraube erfolgt 
(bayerische Verwaltung), teils durch Vermittlung 
eines Querhauptes, an dem die Drehscheibe auf- 
gehängt ist (preußische Verwaltung). 


besteht bei den größeren 
Drehscheiben aus einer 
gemauerten oder von einer starken eisernen Wand 
gebildeten Umfassung, welche gleichzeitig das Auf- 
lager der Enden der auf die Scheibe mündenden 
Gleise bildet, und einer Abpflasterung oder sonstigen 
Befestigung der Grubensohle. An ihrem tiefsten 
Punkte erhält letztere einen Einfallschacht, von dem 
aus ein Rohr das Tagewasser abführt. Über die 
Oberfläche der Grubensohle hinaus ragen die 
Quadern, auf denen die Unterstützungen des 
Scheibenkörpers ruhen, der große Mittelquader für 
den Königsstuhl und ein Kreis kleinerer für die Lauf- 
räderunterstützung, die aus einer gebogenen ge- 
wöhnlichen Fahrschiene besteht. 


Die Drehscheibengrube 


Drehscheiben für nicht 
zu große Lasten wer- 
den bewegt, indem sich die Bedienungsmannschaft 
gegen die Puffer des aufgefahrenen Fahrzeuges 
stemmt oder gegen hölzerne Bäume von 2 bis 3 m 
Länge drückt, die in den auf der Drehscheibe 
befestigten Baumhülsen stecken. Größere Dreh- 
scheiben machen eine besondere Drehvorrichtung 
erforderlich, die aus einem Zahnradvorgelege besteht 
und entweder auf die Laufräder oder auf eine am 
oberen Teile der Grubeneinfassung angebrachte, 
gekrümmte Zahnstange wirkt. Für weniger benutzte 
Drehscheiben genügt Menschenkrait. Wo es aber 
darauf ankommt, zu bestimmten Zeiten eine große 


Die Bewegungsvorrichtung. 
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Zahl von Lokomotiven über die Drehscheibe zu brin- 
gen, wie z. B. bei einer Anlage im Mittelpunkte eines 
großen ringförmigen Lokomotivschuppens, genügt 
das für die notwendige schnelle Folge der Drehungen 
meist nicht, und es muß der mechanische Antrieb 
durch Dampikraft oder Elektrizität an die Stelle der 
menschlichen Kraft treten. 


Die deutschen Bahnen 
hatten Lokomotiv-Dreh- 
scheiben mit einem Durchmesser von 


Zahl der Drehscheiben. 


| 8m 8 bis 12m über 12m| zusammen 
im Jahre 1903. . . 173 489 1528 2190 
> N 142 415 1712 2269 


Es waren also 1908 gegen 1903 mehr vorhanden 
79 Stück, aber die Zahl der Drehscheiben mit mehr 
als 12 m Durchmesser hatte sich in fünf Jahren um 
184 Stück vermehrt. Es darf daraus geschlossen 
werden, daß das Anwachsen der Länge der Betriebs- 
mittel im genannten Zeitraum den Umbau von mehr 
als 100 Drehscheiben in solche mit größerem Durch- 
messer nötig gemacht hat. 
Die Anzahl der Wagendrehscheiben 


bis 4m über 4m 
betrug im Jahre 1903: 360 1827 
1908: 373 1703 
davon allein bei den Staatsbahnen: 372 1657 


Diese ist all- 
mählich ein 
besonderer Fabrikzweig geworden, was in nicht 
geringem Maße mit dadurch veranlaßt ist, daß eine 
Drehscheibe, um auf der Höhe der technischen 
Vollkommenheit und der wirtschaftlichen Dauer- 
leistung zu bleiben, für die Ausbildung ihrer einzelnen 


Die Herstellung der Drehscheiben. 


Teile die fortlaufende Berücksichtigung der Erfahrung 
erfordert. 


Die Gleisverbindung durch Schiebe- 
bühnen findet ihre hauptsächlichste 
Anwendung in den Eisenbahnwerkstätten, um Fahr- 
zeuge auf die einzelnen Arbeitsstellen zu verteilen 
und sie nach Beendigung der Werkstattsarbeiten 
den Betriebsgleisen wieder zuzuführen. Außerdem 
wird von dieser Einrichtung Gebrauch gemacht, um 
Gleise in oder an Lagerschuppen miteinander zu 
verbinden und auf diese Weise die einzelnen Wagen 
an die betreffenden Behandlungsstellen zu bringen. 
Von der früher vielfach üblichen Verwendung von 
Schiebebühnen an den Enden der Gleise auf Kopf- 
bahnhöfen zu dem Zweck, den Lokomotiven der 
eingefahrenen Züge die Rückfahrt zu ermöglichen, 
während der Zug auf dem Einfahrtgleise stehen 
bleibt, wird in neuerer Zeit auf deutschen Bahnen 
gänzlich abgesehen, weil eine solche Anordnung 
bei etwaigem Versagen der Bremsen immer eine 
Betriebsgefahr in sich birgt. 


Schiebebühnen. 


Die Schiebebühnen kommen in zwei Bauarten zur Ver- 
wendung, deren bezeichnender Unterschied das Vor- 
handensein oder Fehlen einer mehr oder weniger tiefen Lauf- 
grube ist. Bei ersteren (Abb. 60) sind die zur Schiebebühne 
führenden Gleise unterbrochen, bei letzteren (Abb. 61) laufen 
sie durch, so daß also der Verkehr auch ganzer Züge auf allen 
Gleisen ungehindert bleibt, mit Ausnahme des einen, auf das die 
Schiebebühne gerade eingestellt ist. Letztere Anlagen sind auch 
mitten in den Gleisen eines Bahnhofes gestattet, während 
Schiebebühnen mit versenkten Laufgleisen durch $ 20 der Be- 
triebsordnung in Betriebsgleisen ausdrücklich als unstatthaft er- 
klärt sind. 

Die bauliche Anordnung der Schiebebühnen wird durch das 
Fehlen einer Laufgrube zunächst insofern beeinflußt, als die Bau- 
höhe für den fahrbaren Bühnenkörper eine beschränkte ist. Die 
Fahrschienen auf letzterem liegen hierbei höher, als die der 


Bauart. 


Abb. 59. 


Pendel- oder Segment-Drehscheibe am Lehrter Hauptbahnhof in Berlin. 
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anstoßenden Betriebsgleise, und zwar 
welches der Bühnenkörper erfordert, um für das Tragen eines 
Fahrzeuges stark genug zu sein. Wenn auch dieser Höhen- 
unterschied nach Möglichkeit klein gehalten wird, so macht er 
doch in allen Fällen eine Einrichtung zu seiner Überwindung 
nötig. Diese besteht aus Auffahrzungen, die in unbelastetem Zu- 
stande, also beim Bewegen der Bühne, durch Federn so weit 
hochgehoben werden, daß sie die Zufahrgleise der Schiebebühne 
nicht berühren, beim 
Auffahren eines Fahr- 
zeuges aber durch 
dessen Räder auf die 
Schienenköpfe herunter- 
gedrückt werden und 
so eine Rampe für den 
Auf- oder Abstieg 
bilden. 

Den Hauptteil des 
Schiebebühnenkörpers 
bilden, wie bei den 
Drehscheiben, zwei 
Längsträger, die unter 
sich durch Querträger 
verbunden sind. Zu 
beiden Seiten dieser 


Abb. 60. 
Brücke finden die Lauf- 


mit Unterbrechung der Gleise. 
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um dasjenige Maß, 


Schiebebühnenanordnun 


Eine neuere Ausführung, die besonders kräftige Hauptträger 
nötig gemacht hat und bei der an jedem Ende des Bühnenkörpers 
vier hintereinanderliegende Laufräder angeordnet sind, ist in 
Abbildung 62 dargestellt. Es ist dies eine Schiebebühne für 
Lokomotiven und D-Wagen größter Art, deren Hauptträger den 
etwa 19 m betragenden Abstand der beiden Laufschienen ohne 
Mittelunterstützung überspannen. 

Für dieLänge von Schiebebühnen wie für die Einzelanordnungen, 
z.B. für die Feststellung 
und derartiges sind die 
bei den Drehscheiben 
angegebenen Verhält- 
nisse maßgebend. 


Die Fortbewegungs- 
vorrichtungen 
der Schiebebühnen, we- 
nigstens der vielbenutz- 
ten, haben immer mehr 
die Rücksichtnahme auf 
das Bedürfnis nach Be- 
schleunigung erfordert. 
Die Bewegung durch 
Menschenkraft ist gegen- 
wärtig ganz auf die 
kleinen Bühnen be- 


| 
Abb. 61. 


mit durchlaufenden Gleisen. 
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Abb. 62. Schiebebühne für Lokomotiven und D-Wagen. 


räder ihren Platz in demjenigen Abstande vom Fahrgleise, der 
mit Rücksicht auf die freizulassende Umgrenzungslinie des 
lichten Raumes zulässig ist. Außerdem haben wenigstens die 
größeren Schiebebühnen an geeigneter Stelle einen Ausbau der 
Bühnenfläche zur Aufnahme der Fortbewegungsvorrichtung. 


Die Schiebebühnen ruhen auf mindestens vier, 
die größeren auf sechs oder acht Rädern. Bei 
einer vierrädrigen Bühne erhalten sämtliche Räder Spurkränze, 
um die sichere Führung übernehmen zu können. Bei sechs 
Rädern können die beiden mittleren doppelte oder die vier 
äußeren einfache Spurkränze erhalten, bei acht Rädern in der 
Anordnung von je zweien hintereinander werden entweder die 
vier äußeren oder die vier inneren mit einfachen Spurkränzen 
versehen, die übrigen sind lediglich Tragräder mit ebener Lauf- 
fläche. Statt der doppelten Spurkränze verwendet man auch 
einfache in der Mitte der Radlauffläche. So gestaltete Räder 
erfordern eine Unterstützung durch zwei mit Zwischenraum 
nebeneinander verlegte Laufschienen. 


Das Laufwerk. 


schränkt, während Schiebebühnen für Wagen und Lokomotiven 
auf den deutschen Bahnen kaum noch anders als durch mecha- 
nischen Betrieb bewegt werden. Dabei ist auch die Dampfkraft 
schon verdrängt, und die herrschende Betriebskraft ist heute die 
Elektrizität. Die Erhöhung der Geschwindigkeit, mit der das 
einzelne Fahrzeug mit Hilfe der Schiebebühne abgefertigt wird, 
bezieht sich nicht nur auf das schnellere Fortbewegen der Bühne 
selbst, sondern auch auf das Heranholen und Ablaufenlassen ins- 
besondere der Wagen. Auch diesem dient der Motor auf der 
Schiebebühne, die zu dem Zweck mit elektrisch betriebenen 
Spi'ls ausgerüstet ist. 

der Schiebebühnen der deutschen Bahnen ist eine 
wesentlich geringere als diejenige der Drehscheiben. 
Es waren vorhanden mit Laufgrube 1903: 465, 1908: 472, ohne 
Laufgrube 1903: 306, 1908: 315, wobei, wie auch bei den Dreh- 
scheiben, die in Werkstätten, Lokomotiv- und Wagenschuppen. 
Güterschuppen usw. befindlichen mitgerechnet sind. 


Die Anzahl 


Kapitel IV. 


Die Bahnhofsanlagen und Eisenbahnhochbauten. 


Von Dr.-Ing. M. Oder, Professor an der Technischen Hochschule zu Danzig. 


1. Der Zweck der Bahnhöfe. 


Die Bahnhöfe ermöglichen der Bevölkerung 
die Benutzung der Eisenbahnen. Hierzu bedarf es 
mannigfacher Einrichtungen, wie Empfangsgebäude, 
Bahnsteige, Güterschuppen, die als Verkehrsanlagen 
bezeichnet werden. - Doch dienen die Bahnhöfe auch 
den innern Betriebszwecken der Bahnverwaltungen; 
hierfür werden sie mit Aufstellgleisen für Wagen, 
Lokomotivschuppen, Werkstätten usw. ausgerüstet. 
Diese letztgenannten Bestandteile werden Betriebs- 
anlagen genannt. 


Im folgenden wird die Gestaltung 
moderner Bahnhofsanlagen näher 
beschrieben werden. Bei der Darstellung der Gleisanlagen und 
Weichenverbindungen soll dabei eine vereinfachte Darstellung 
angewandt werden, die an Abb. 1—5 näher zu erläutern ist. Der 


Darstellung der Gleispläne. 


Abb, 1. Symbolische Darstellung eines Gleises. 
e a . einer Weiche. 
» Š A A » Kreuzung. 
u ° > = »  Kreuzungsweiche. 
„ 5. Verzerrte Darstellung einer Gleisverbindung. 


linke Teil der Abbildungen enthält die technische Darstellung, 
der rechte die symbolische. Ein Eisenbahngleis, das aus zwei 
Schienen und den Schwellen besteht, wird durch einen einfachen 
Strich bezeichnet; die Abzweigung eines Gleises von einem 
andern, eine sogen. Weiche, durch eine schwarze dreieckige 
Fläche; die Kreuzung zweier Gleise durch zwei Dreiecke, die sich 
mit den Spitzen berühren. Endlich eine Kreuzungsweiche nach 
Abb. 4 durch 2 schwarze dreieckige Flächen mit zwei seitlichen 
Strichen. Die Kreuzungsweiche ermöglicht nicht nur die 
Fahrten a—b und c—d, sondern auch mittels der gebogenen 
Gleise die Fahrten a—d und c—b. Die Gleispläne setzen sich 
aus diesen Symbolen zusammen. Sie werden in der Regel, der 
Übersichtlichkeit zu Liebe, „verzerrt“ gezeichnet, d. h. die 
Längen werden gegen die Breiten stark verkürzt. Als Beispiel 


ist in Abb. 5 die Verbindung zweier Gleise durch zwei Weichen 
in technischer und symbolischer Form dargestellt. 


Die Zwecke der einzelnen 
Bahnhofsteile sollen zu- 
nächst an dem Beispiel 
einer mittleren Station in Durchgangsform (Abb. 6) 
erläutert werden. Hier liegen die Betriebs- 
und Verkehrsanlagen unmittelbar nebeneinander. 
Die Bahn ist zweigleisig gedacht. Die beiden 
von der Strecke kommenden Gleise werden 
als „durchgehende Hauptgleise“ I und II tunlichst 
gerade durch den Bahnhof hindurchgeführt. Sie 
werden in der Pfeilrichtung durchfahren, so daß also 
Züge von Westen in Gleis I, solche von Osten in 
Gleis II einlaufen. 


Das Empfangsgebäude enthält die Fahrkartenausgabe, Ge- 
päckabiertigung und die Wartesäle. Die Bahnsteige sınd in der 
Regel abgesperrt und nur nach Durchschreiten der „Bahnsteig- 
sperre“ zu erreichen. Sie wird erst kurze Zeit vor Eintreffen 
des Zuges geöffnet. Von großer Wichtigkeit für eine rasche 
Abwicklung des Verkehrs ist die zweckmäßige Ausgestaltung 
der Bahnsteige. In unserem Beispiel sind zwei vorgesehen. Der 
breite Bahnsteig am Gleis I wird Hauptbahnsteig genannt, 
während der neben Gleis II liegende Zwischenbahnsteig heißt. 
Die Reisenden nach Osten benutzen den Hauptbahnsteig, die- 
jenigen nach Westen den Zwischenbahnsteig; sie müssen, um 
dorthin zu gelangen, das Gleis I überschreiten und könnten dabei 
von einem etwa dort einfahrenden Zuge erfaßt werden. Man 
richtet deshalb im allgemeinen den Fahrplan so ein, daß un- 
mittelbar vor der Abfahrt eines Zuges vom zweiten Gleis kein 
Zug in das erste Gleis einläuft. Bei dichtem Zugverkehr läßt 
sich diese Maßregel kaum durchführen. Man macht dann den 
Zwischenbahnsteig durch Treppen und Tunnel (Bahnsteigtunnel) 
zugänglich und verbietet überhaupt das Überschreiten der 
Gleise. Bei Gütrzügen ist meist ein längerer Aufenthalt er- 
forderlich, sei es, daß man einzelne Stückgüter ein- und aus- 
ladet, sei es, daß man Wagen aus dem Zuge wegnimmt oder 
beistellt. Bei lebhafterem Personenverkehr läßt man daher die 
Güterzüge nicht in den durchgehenden Hauptgleisen halten, 
sondern lenkt sie in besondere Gleise (Überholungsgleise) ab, 
um die Personenzüge vorbeifahren zu lassen. In Abb, 6 ist 


Mittlere Zwischenstation 
in Durchgangsform. 


Zufuhr - Strasse 


West FT. 


Maupt - Bahnsteig 
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Abb. 6. Mittlere Zwischenstation in Durchgangsform. 
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Gleis II als Überholungsgleis gedacht. Es kann entweder einen 
Güterzug von Osten oder einen von Westen aufnehmen. Bei 
sehr starkem Güterverkehr muß man zwei Überholungsgleise 
anordnen. Ein Güterzug bringt Güter in mannigfacher Gestalt 
und Verpackung. Zunächst Stückgüter, die, ähnlich wie bei 
den Personenzügen das Reisegepäck, am Zuge aus- und ein- 
geladen werden können. Ist ein Güterwagen mit Stückgütern 
lediglich für eine Station gefüllt, so entladet man ihn nicht 
während des Zugaufenthalts, sondern setzt ihn aus dem Zuge 
aus und stellt ihn zur Entladung an den Güterschuppen. 

Auch bei Wagenladungen setzt man die Wagen aus dem 
Zuge aus. Güter wie Kohlen, Rüben, Steine usw. gelangen aber 
nicht an den Güterschuppen, sondern in die „Freiladegleise“. 
An Stelle der ausgesetzten Wagen nimmt der Zug andere auf, 
die vom Güterschuppen oder den Freiladegleisen kommen, und 
fährt dann weiter. 

Das Ein- und Aussetzen der Güterwagen erfolgt im all- 
gemeinen durch die Zuglokomotive und macht bei zweckmäßiger 
Anordnung der Gleise keine Schwierigkeiten. Trifft z. B. der 
Güterzug von Westen ein (Abb. 6), so wird er bei der ersten 
Weiche am westlichen Ende abgelenkt und in Gleis III geleitet. 
Nachdem er zum Halten gekommen, werden die Wagen, die auf 
der Station bleiben sollen, losgekuppelt; die Lokomotive fährt 
mit ihnen in das östliche Ausziehgleis vor und stößt sie zunächst 
rückwärts in das Aufstellgleis 4. Dann holt sie die mitzu- 
nehmenden Wagen aus dem Schuppengleis 6 und den Freilade- 
gleisen 7 und 8 ab und bringt sie zum Zuge. Darauf fährt sie 
wieder nach Gleis 4, verteilt die abgesetzten Wagen in das 
Schuppengleis und die Freiladegleise und kehrt schließlich zum 
Zuge zurück; nunmehr kann die Weiterfahrt erfolgen. In ähn- 
licher Weise werden die Güterzüge von Osten nach Westen 
ebenfalls von Gleis III aus behandelt. Zum Verwiegen beladener 
Güterwagen ist eine Brückenwage (Gleiswage) in Gleis 8 ein- 
gebaut. Der daneben errichtete Lademesser, ein das Gleis um- 
spannender Rahmen, dient zur Prüfung, ob die Wagen nicht zu 
hoch beladen sind. Falls die Züge die Lokomotive wechseln 
sollen, wird ein Lokomotivschuppen erforderlich; hier werden 
die Lokomotiven in den Dienstpausen aufgestellt und nach- 
gesehen. In Abb. 6 liegt der Schuppen am westlichen Ende; 
er ist an eine Drehscheibe angeschlossen. Auf ihr werden die 
Lokomotiven, die einen besonderen Tender besitzen, stets so 
gedreht, daß bei der Fahrt der Schornstein sich vorn befindet. 
Damit die Lokomotiven nach beiden Enden des Bahnhofes ge- 
langen können, ist es zweckmäßig, ein Gleis (in unserem Fall 
No. 5) als Durchlaufgleis freizuhalten. Zur Versorgung der 
Lokomotiven mit Kohlen dient der Kohlenbansen; Wasser 
können sie an dem Wasserkrane WKr nehmen. 


Dieser kleine Bahnhof vereinigt alle Anlagen in 
nächster Nähe: als Verkehrsanlagen das Empiangs- 
gebäude mit den Bahnsteigen, den Güterschuppen und 
die Freiladestraße; als Betriebsanlagen die gesamten 
Gleise und Weichen, den Lokomotivschuppen mit der 
Drehscheibe und den Versorgungsanlagen für Kohle 
und Wasser. Personen- und Güterzüge werden un- 
mittelbar nebeneinander abgefertigt. Alle Eigentüm- 
lichkeiten des Eisenbahnbetriebes sind hier, wenn auch 
nur in einfacher Weise, bereits erkennbar. 


Wo andererseits der Verkehr das mittlere Maß 
überschreitet, müssen die Einrichtungen der Abb. 6 
wesentlich vergrößert und erweitert werden. 
Während man bei kleinen Stationen die Anlagen tun- 
lichst zusammenzufassen sucht, ist hier oft das Gegen- 
teil der Fall. Zuweilen ist man durch örtliche Ver- 
hältnisse gezwungen, die Verkehrs- und Betriebs- 
anlagen räumlich vollkommen voneinander zu 


sondern. Trennt man noch den Personenzugdienst 
vom Güterzugdienst, so ergeben sich folgende 4 ver- 
schiedene Bahnhofsgattungen: 


Einteilung der Bahnhöfe nach dem Zweck. 


1. für den Personenverkehr: Personenbahnhöfe, 
2. für den Personenzugbetrieb: Abstellbahnhöfe 
zur Aufnahme der leeren Personenzüge wäh- 
rend der Betriebspausen, sowie zur Reinigung 
der Personenwagen, 

für den Güterverkehr: Güterbahnhöfe, die 
ihrerseits wieder in Anlagen für den Stück- 
gutverkehr, Rohgutverkehr, Viehverkehr und 
Umschlagverkehr (Umladung zwischen Schiff 
und Eisenbahn) gegliedert sein können, 


4. für den Güterzugbetrieb: Verschiebebahnhöfe 
oder Rangierbahnhöfe. 


Die Anlagen für die Ausbesserung der Wagen 
und Lokomotiven werden zuweilen als Werkstätten- 
bahnhöfe bezeichnet, gehören aber eigentlich nicht 
zu den Bahnhöfen. Man schiebt naturgemäß die 
Anlagen für den Personenverkehr am weitesten 
in die Städte hinein; bei den Anlagen für den Güter- 
verkehr ist dies weniger wichtig, immerhin rückt man 
sie nicht ohne Not aus dem Weichbild heraus, damit 
die Wege der Frachtfuhrwerke nicht zu lang werden. 
Die Anlagen für den Betriebsdienst dagegen (Abstell- 
bahnhöfe, Verschiebebahnhöfe sowie die Werkstätten- 
bahnhöfe) werden wegen des großen Grunderwerbes, 
den sie bedingen, oft viele Kilometer weit von der 
zugehörigen Hauptanlage errichtet. 

Dadurch entstehen unter Umständen weite Wege 
für die Züge, auch Schwierigkeiten bei der Unter- 
bringung des Personals, indes lassen sich diese Miß- 
stände durch geeignete Maßnahmen (Anlage von 
Dienstwohnungen, Einlegung von Beamtenzügen usw.) 
zum Teil mildern. Im folgenden sollen zunächst 
die Anlagen für den Personenzugdienst, Personen- 
bahnhöfe und Abstellbahnhöfe, sodann die Anlagen 
für den Güterdienst, Güterbahnhöfe und Verschiebe- 
bahnhöfe in ihren Grundzügen kurz erläutert werden; 
die Werkstättenbahnhöfe dagegen werden im Kap. XV 
besonders behandelt. 


2. Personenbahnhöfe. 
A. Gleispläne und Bahnsteiganordnungen. 


Es ist üblich, den 
Personenbahn- 
höfen besondere 
Namen beizulegen, je nachdem in ihnen die Bahnlinie 
beginnt oder durchläuft, andere Linien einmünden 
oder kreuzen usw. Die Bezeichnungen sollen an der 
Strecke Berlin-Leipzig-Hof-München (vergl. Abb. 7) 
aufgezählt werden. Der Übersichtlichkeit wegen sind 
nur einzelrie Stationen dargestellt, alle übrigen aber 
fortgelassen; dasselbe gilt von den anschließenden 

oder kreuzenden Bahnlinien. 


Einteilung der Personenbahnhöfe 
nach der Lage zum Bahnnetz. 


Die Ausgangsstation des 
Zuges ist der Anhalter Bahnhof 
in Berlin. Dies ist ein reiner 
Endbahnhof, da auf ihm alle 
Züge endigen und beginnen. 
Großbeeren ist ein Zwischen- 
bahnhof, der seiner Bedeutung 
nach etwa der in Abb. 6 skiz- 
zierten Station entspricht. Bei 
Jüterbog zweigt ein Teil der 
Berliner Züge von der geraden 
Strecke nach Dresden hin ab. 
Jüterbog wird daher als 
Trennungs- oder Anschlußbahn- 
hof bezeichnet. Bei Wittenberg 
kreuzt die Strecke Magdeburg- 
Kohlfurt unsere Linie. Die 
beiden Bahnen sind eine Strecke 
nebeneinander in gleicher Höhe 
hergeführt, und haben einen ge- 
meinsamen Bahnhof. Bei De- 
litzsch wird die Strecke Halle- 
Cottbus gekreuzt, doch über- 
schneiden sich hier die Linien 
fast im rechten Winkel. In der 
Nähe des Schnittpunktes be- 
sitzt jede Linie einen Bahnhof. 
Der untere dient für die Berlin-Leipziger Strecke, der obere 
für die Halle-Cottbuser Linie. Wittenberg und Delitzsch sind 
Kreuzungsbahnhöfe, 


Abb. 7. Übersichtsskizze der 
Strecke Berlin— München. 


In Leipzig laufen die Berlin-Münchener Züge in den 
Hauptbahnhof ein, fahren dann in umgekehrter Richtung wieder 
heraus um die Stadt herum zum Bayerischen Bahnhof, wo sich 
dasselbe Spiel wiederholt. Man sagt, „die Züge machen Kopf”. 
Für sie sind also die Leipziger Bahnhöfe auch nur Zwischen- 
stationen. Hof ist, wenn man von der kleinen Zweigbahn nach 
Steben absieht, der Gleisanordnung nach eine einfache Zwischen- 
station, auf der allerdings die Hauptgleise verdoppelt sind. 
Trotzdem ist sie, als Grenzstation zwischen den Sächsischen 
und Bayerischen Staatsbahnen betriebstechnisch und ver- 
kehrstechnisch von großer Bedeutung. Die eigentliche Ver- 
zweigung der beiden Hauptstrecken nach Nürnberg und Regens- 
burg liegt 6 km weiter bei dem Trennungsbahnhof Oberkotzau, 
der für den Personenverkehr von geringer Bedeutung, aber als 
Verschiebebahnhof für Güterzüge wichtig ist. In Regensburg 
machen die Züge wieder Kopf. Hier findet auch eine Kreuzung 
mit der Strecke Nürnberg-Passau statt. In München laufen die 
Züge in den Hauptbahnhof ein und enden hier; doch gehen 
einzelne Wagen wieder mit anderen Zügen nach Salzburg und 
Kufstein weiter. 


Abb. 7 läßt erkennen, daß die einzelnen Bahnhöfe 
verschiedene Formen zeigen. Auf dem Anhalter 
Bahnhof in Berlin, den beiden Leipziger Bahnhöfen 
und in München laufen die Hauptgleise nur von einem 
Ende in den Bahnhof hinein und endigen am andern 
Ende stumpf; derartige Bahnhöfe heißen Kopfbahn- 
höfe. Diese Kopfform ist also sowohl auf den End- 
stationen, als auch auf zwei Zwischenstationen vor- 
handen. Die Form des Bahnhofes Delitzsch, bei dem 
die beiden sich kreuzenden Bahnen in verschiedener 
Höhe liegen, kann man als „Brücken“ - oder „Treppen- 
form“ bezeichnen, obwohl dies in der Regel nur üb- 
lich ist, wenn an der Kreuzungsstelle für beide Linien 
ein gemeinsames Empfangsgebäude errichtet ist, wie 
in Osnabrück oder Cüstrin. Alle übrigen Stationen 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


sind in Durchgangsform angelegt, da bei ihnen die 
Gleise an dem einen Ende herein und am andern 
wieder hinauslaufen. Auch Regensburg, wo die 
Berlin-Münchener Züge Kopf machen, ist ein Bahnhof 
in Durchgangsform, da die Gleise in ihm nicht stumpf 
endigen. Bahnhöfe in Kopfform sind da entstanden, 
wo Bahnen begannen oder endigten und wo eine Ver- 
längerung ausgeschlossen erschien. So sind alle 
älteren Berliner Fernbahnhöfe Kopfbahnhöfe. Nur 
einer von ihnen, der Schlesische Bahnhof ist bei Er- 
bauung der Stadtbahn, die gleichsam eine Fortsetzung 
der Niederschlesisch-märkischen Bahn bildete, zum 
Bahnhof in Durchgangsform umgebaut worden. Die 
Bahnhöfe der Berliner Stadtbahn haben alle Durch- 
gangsiorm. Auf den älteren Berliner Fernbahnhöfen 
(Anhalter Bhf, Potsdamer Bhf., Lehrter Bhf., 
Stettiner Bhf.) endigen und beginnen sämtliche Züge. 
Sie sind also Endstationen in Kopfform. Anderwärts 
gibt es aber Kopfbahnhöfe, die einen starken Durch- 
gangsverkehr haben. Sie sind in der Regel als End- 
bahnhöfe zweier Linien erbaut worden, mit der Zeit 
entwickelte sich dann ein direkter Übergang der Züge 
und so wurde aus manchem Endbahnhof ein Zwischen- 
bahnhof. Beispiele von Zwischenbahnhöfen in Kopf- 
form bieten Frankfurt a. M. Hauptbahnhof, München 
Hauptbahnhof, Wiesbaden, Altona, Leipzig, Stuttgart, 
Kempten, Ludwigshafen, Königsberg, Braunschweig, 
Cassel, Weißenburg im Elsaß u. a. 

Immerhin ist die Mehrzahl unserer großen Bahn- 
höfe für Übergangsverkehr in Durchgangsform ge- 
baut, sei es, daß sie für zwei oder mehrere Linien 
dienen. Diese Form, bei der die Gleise der ver- 
schiedenen Bahnen nahezu parallel und in gleicher 
Höhe durch den Bahnhof laufen, ermöglicht in be- 
quemer Weise den Übergang ganzer Züge oder 
einzelner Wagen von einer Strecke zur andern. Dies 
ist auf den Brücken- oder Treppenstationen. nicht 
ohne weiteres möglich, da hier die beiden Bahnen 
nicht in gleicher Höhe liegen, sondern einen Unter- 
schied von etwa 6 m aufweisen. Der Übergang von 
Wagen kann nur durch Verbindungskurven, auf 
denen der Höhenunterschied überwunden wird, mit 
Zeitverlust und unnützen Wegen bewirkt werden. 
Stationen dieser Art, auch öfter „Turmstationen“ ge- 
nannt, sind für den Übergangsverkehr von ge- 
schlossenen Personenzügen und von Gütern äußerst 
unbequem. Sie sind in Deutschland an mehreren 
Stellen vorhanden (Osnabrück, Cüstrin, Werbig, 
Falkenberg, Dobrilugk usw.), noch aus der Zeit der 
Privatbahnen her. Neuerdings werden sie für Haupt- 
bahnen nicht mehr ausgeführt, dagegen haben sie für 
Stadtbahnen mit reinem Umsteigeverkehr eine große 
Bedeutung. 


Von einem gewissen 
Einfluß auf die Ge- 
staltung des Bahn- 
hofes ist die Lage des Empfangsgebäudes. Bei 
den kleinen Zwischenstationen liegt es fast immer 


Lage des Empfangsgebäudes 
zu den Bahnlinien. 
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Abb. 8. Empfangsgebäude in Seitenanlage. p 


Abb. 10. Keilbahnhof. 


Abb. 9. Inselbahnhof. 


an der Seite, aber auch bei größeren Knotenpunkten 
wird diese Lage neuerdings bevorzugt (Abb. 8). Da- 
gegen wurde in früherer Zeit bei Kreuzungs- und 
Trennungsstationen das Empfangsgebäude zwischen 
den auseinandergehenden Linien nach Abb. 10 als 
„Keilbahnhof“ oder mitten zwischen den Gleisen als 
„Inselbahnhof“ (Abb. 9) angelegt. Beispiele für 
Seitenlage bieten Hannover, Bremen, Nürnberg, 
Augsburg, Karlsruhe, während Hameln, Dirschan, 
Döbeln, Hohensalza Keilbahnhöfe sind. Halle, Duis- 
burg, Elm, Crailsheim sind Inselbahnhöfe. Übrigens 
kommen auch Vereinigungen dieser Formen vor 
(Hildesheim, Erfurt). Das Nähere darüber wird bei 
Besprechung der Empfangsgebäude zu sagen sein. 
Zunächst sollen aber einige Beispiele größerer Per- 
sonenbahnhofsanlagen beschrieben werden. 


Kopfbahnhöfe von Haupt- 
bahnen, in denen sämtliche 
Züge endigen, gibt es nur 
noch in einzelnen deutschen Städten, z. B. Berlin, 
Breslau (Freiburger Bhf.), Frankfurt a. M. (Ostbahn- 
hof) usw. Der Löwenanteil entfällt auf Berlin, wo 
noch drei Kopfbahnhöfe für Fern- und Vorortverkehr, 
zwei für Fernverkehr und drei für Vorortverkehr 
allein vorhanden sind. 


Kopfbahnhöfe für 
endigenden Verkehr. 


$ ; Münden mehrere 
Gleisentwicklung zur Trennung Linien in einen 
des Fern- und Vorortverkehrs. Kopfbahnhof ein 


so werden besondere bauliche Anordnungen nötig, um 
den Betrieb glatt und gefahrlos abzuwickeln. Be- 
sonders verwickelt werden die Gleisanordnungen, 
wenn die einzelnen Linien Fern- und Vorortgleise be- 
sitzen und diese in besondere Bahnhöfe einzuführen 
sind. Eine bemerkenswerte Lösung bieten die Gleis- 
entwicklungen nördlich des Stettiner Bahnhofes in 
Berlin (Abb. 11). Die Stettiner Bahn und die Nord- 
bahn (Oranienburg) sind streckenweise viergleisig 
ausgebaut; je zwei Gleise dienen dem Fern- und dem 
Vorortverkehr. Die Strecke von Kremmen besitzt 
vorläufig nur zwei Gleise, die beiden Verkehren 
dienen. Eine Trennung des Fern- und Vorortverkehrs 
findet hier erst unmittelbar vor dem Zusammenlauf 
mit der Nordbahn statt. Die vier Ferngleise, die vier 


Vorortgleise und zwei Gemeinschaftsgleise werden, 
wie Abb. 11 zeigt, zu zwei zweigleisigen Linien der 
Fernstrecke und der Vorortstrecke zusammengefaßt 
und über die Gemeinschaftsstation Gesundbrunnen 
nach Berlin hineingeführt, wo jede Verkehrsart einen 
besonderen Bahnhof erhält. 


a) Kopfbahnhöfefürendigenden 
Verkehr. 


Die Einzelausbildung der 
Bahnhöfe in Kopfform, auf 
denen alle Züge endigen, ist eine ganz verschiedene, je nachdem 
es sich um Nahverkehr oder Fernverkehr handelt. Ein Beispiel 
dafür, daß man mit äußerst knappen Gleisanlagen einen starken 
Nahverkehr bewältigen kann, bietet der Wannseebahnhof in 
Berlin (Abb. 12). Trotz der Einfachheit der ganzen Anlage ist 
es möglich, zeitweise die Züge in Abständen von 4 Minuten 
einander folgen zu lassen. 


Kopfbahnhof für Vorortverkehr. 


Bei Kopfbahnhöfen 
für den Fernver- 
kehr reichen zwei Bahnsteiggleise, wie sie der Wannseebahnhof 
hat, in der Regel nicht aus, selbst wenn der Bahnhof lediglich 
Züge einer Linie aufnimmt; man verdoppelt dann die Gleise. 


Kopfbahnhöfe für Fernverkehr einer Linie. 


Münden zwei 
Lin: :n in 
einen Kopfbahnhof ein, deren Züge sämtlich dort endigen, so 
sind zwei Möglichkeiten vorhanden. Entweder werden die 
beiden Gleise jeder Linie zusammen in den Bahnhof eingeführt, 
dann dient immer abwechselnd ein Gleis der Ankunft und eins 
der Abfahrt; oder man kann die beiden Ankunftsgleise und die 
Abfahrgleise nebeneinander legen; hierbei muß das Einfahrgleis 
der einen Linie das Ausfahrgleis der anderen Linie kreuzen, 
was zweckmäßig mittels einer Brücke ausgeführt wird. Ist die 
Strecke, auf der die beiden Linien nebeneinander herlaufen, 
mehrere Kilometer lang, so vereinigt man die beiden Einfahr- 
und die beiden Ausfahrgleise und ersetzt die viergleisige Bahn 
durch eine zweigleisige. Ähnlich liegen die Verhältnisse auf 
dem Anhalter Bahnhof in Berlin, der für die Fernzüge der 

Anhalter und Dresdener Bahn dient. 


Kopfbahnhöfe für Fernverkehr mehrerer Linien. 


Der gleiche Grundsatz läßt sich 
auch für drei und mehr Strecken 
durchführen. Dies ist bereits in 
Abb. 11 (Stettiner Bahnhof in 
Berlin) dargestellt, wo außerdem 
noch die Trennung des Fern- 
verkehrs und Vorortverkehrs 
scharf durchgeführt ist. Abb. 13 
(s. S. 84) zeigt die Entwicklung 
der Gleise auf dem eigentlichen 
Endbahnhof genauer. 


Stettiner Bahnhof in Berlin. 
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Abb. 11. Stettiner Bahnhof in Berlin. 


Abb. 12. Wannseebahnhof in Berlin. 
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Abb. 13. Stettiner Bahnhof in Berlin. 


b) Kopfbahnhöfe für durchgehenden Verkehr. 


Wo zwei und mehr Linien in einen Kopfbahnhof 
einlaufen, kommt es, abgesehen von den Berliner 
Bahnhöfen, fast überall vor, daß nicht alle Züge 
endigen, vielmehr die angekommenen Züge der einen 
Linie auf einer anderen weiterlaufen. Man hat dann 
einen Kopfbahnhof für durchgehenden Verkehr. 


Die älteren Bahnhöfe dieser Form waren nach Abb. 14 an- 
gelegt. Ein Zug von a läuft in Gleis IV ein, eine Lokomotive 
setzt sich an das Ende; die Ausfahrt erfolgt dann über die 
Weichenstraße x—y nach b. Ebenso laufen Züge von b in 
Gleis II ein und fahren über u—v nach a aus. Diese Anordnung 
hat den Nachteil, daß bei der Ausfahrt eines Zuges aus Gleis IV 
nach b, die Einfahrt von b, sowie die Ausfahrt aus Gleis II 
oder III nach a gesperrt ist. Bei neueren Bahnhöfen ist dieser 
Übelstand durch eine Anordnung nach Abb. 15 beseitigt; alle 
Kreuzungen sind vermieden. Außerdem ergibt sich ein weiterer 
Vorteil für das Zurechtfinden der Reisenden, falls nur ein Teil 
der Züge von a nach b weitergeht, die andern aber endigen. 
Bei Bahnhöfen nach Abb. 14 fahren die Züge nach a, soweit sie 
auf der Station entspringen, aus Gleis III vom Bahnsteig A ab, 
sofern sie aber von b angekommen sind, aus Gleis II vom Bahn- 
steig B. Ebenso fahren die Züge nach b aus Gleis I vom Bahn- 
steig B oder aus Gleis IV vom Bahnsteig A ab. Man könnte 
diesen Mißstand dadurch beseitigen, daß man die durchgehenden 
Züge bei der Einfahrt ablenkt und durch geeignete Gleisverbin- 
dungen in die Ausfahrgleise der beginnenden Züge einlaufen läßt, 
z. B. den Zug von b in Gleis II. Indes wird hiervon meist mit 
Rücksicht auf die Betriebssicherheit abgesehen. 


Bei der Anordnung nach Abb. 15 dagegen ist es ohne 
weiteres möglich, beginnende und durchgehende Züge nach 
gleichen Zielen, wenn auch nicht vom selben Gleis, so doch vom 
gleichen Bahnsteig abgehen zu lassen; also z.B. die Züge nach a 
aus Gleis IV oder auch aus Gleis III (über die Verbindung u—v) 
vom Bahnsteig A; ebenso die Züge nach b aus Gleis I und I 
vom Bahnsteig B. Münden mehr als zwei Linien in den Bahn- 
hof ein, so wird die Lösung verwickelter. Die ersten deutschen 
Bahnhöfe, nach dem Grundsatz der Abb. 15 angelegt, wurden 
im Jahre 1898 dem Verkehr übergeben. Es sind dies der Bahn- 
hof in Altona, sowie der Teil des Hauptbahnhofes Dresden, der 
dem Verkehr der Strecke Chemnitz-Görlitz dient: von neuen 
Ausführungen sind Wiesbaden (eröffnet 1906) und Stuttgart 
(noch im Bau) zu nennen. Die älteren Bahnhöfe, wie Braun- 
schweig, München Hauptbahnhof (1884), Frankfurt a. M. Haupt- 


bahnhofs (1888), entsprechen alle der Anordnung 14; auch bei 
dem neuen, im Bau begriffienen Kopfbahnhof in Leipzig hat man 
diese alte Anord- 
nung beibehalten. 
Der Unterschied in 
strecke der Betriebsweise 
beider Formen soll 
an Beispielen noch 
näher erläutert 
werden. 

Der Hauptbahnhof Frankfurt 
Hauptbahnhof Frankfurt a. M. =. I (Abb. 16) wende ka Jalirè 
1888 eröffnet. Er nimmt sechs zweigleisige Strecken auf, die 
sich weiterhin noch zum Teil in mehrere Linien gabeln. Die 
Strecken sind jede selbständig in den Bahnhof eingeführt. Der 
Übergang einzelner Züge von einer Strecke auf die benachbarte, 
z. B. von Gießen nach Darmstadt oder von Gießen nach Mann- 
heim (Berlin-Basel), oder von Wiesbaden nach Hanau (Cöln- 
München) ist verhältnismäßig einfach, wenn auch zum Teil mit 
Hauptgleiskreuzungen verbunden. Wo die Strecken nicht neben- 
einander liegen, z. B. Mannheim-Hanau, hat man sich durch 
Einlegung einer Verbindungsstrecke geholfen. Die Züge von 
Mannheim gehen bei Goldstein auf die Mainzer Strecke über, 
bei Niederrad mittels der Verbindungskurve x—y auf die Wies- 
badener Strecke und gelangen von hier aus auf die benachbarte 
Strecke nach Hanau. Der Hauptbahnhof Frankfurt a. M. hat 
zurzeit 18 Bahnsteiggleise. Im regelmäßigen Betriebe ist die 
Anzahl der ein- und auslaufenden Züge 542; mithin entfallen 
auf jedes Bahnsteiggleis etwa 30 Züge. Von den 542 Zügen 
sind übrigens 27 durchlaufende Züge doppelt gezählt. Außerdem 
finden zahlreiche Übergänge einzelner Zugteile (Speisewagen, 
Schlafwagen) statt. Augenblicklich ist eine Erweiterung des 
Bahnhofes geplant, da er dem stark anwachsenden Verkehr nicht 
mehr genügt. 


Eine ganz ähnliche Anordnung wie 
der Hauptbahnhof Frankfurt a. M. 
zeigt der Hauptbahnhof in München; freilich spielt hier der 
Übergang ganzer Züge eine verhältnismäßig geringe Rolle, wohl 
aber gehen eine große Anzahl einzelner Kurswagen über, auch 
ist der Umsteigeverkehr erheblich. Es münden im ganzen 
sieben zweigleisige Strecken ein, die sich zum Teil weiter 
gabeln, so daß im ganzen zehn Richtungen vorhanden sind. Die 
Anzahl der ankommenden und abgehenden Züge beträgt werk- 
täglich 456; an Feiertagen, beim Beginn der Ferien usw. werden 
außerdem zahlreiche Sonderzüge abgelassen, so daß sich die 
Zahl der Züge an manchen Tagen verdoppelt. Der eigentliche 
Hauptbahnhof München besitzt 9 Bahnsteige mit 16 Hauptgleisen, 
dazu kommt der sogen. Starnberger Bahnhof unmittelbar da- 
neben mit 9 Bahnsteiggleisen. Die mittlere Belastung eines 
Bahnsteiggleises beträgt 19 Züge. 


Hauptbahnhof in München. 


7 


Abb. 14. Zwischenstation in Kopfform pad 
mit Hauptgleis-Kreuzungen. 


Zwischenstation in Kopfform ohne Hauptgleis-Kreuzungen. 
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Abb. 16. Hauptbahnhof Frankfurt a. M. 


Ein weiteres Beispiel eines 
Kopfbahnhofes für durch- 
gehenden Verkehr, bei dem alle Bahnlinien gesondert eingeführt 
sind, ein Überkreuzen von Hauptgleisen beim Kopfmachen 
durchgehender Züge sich also nicht vermeiden läßt, ist der neue 
Hauptbahnhof in Leipzig, der zurzeit gebaut wird. Hier werden 
acht Strecken nebeneinander einlaufen: von Thüringen, Eilen- 
burg, Magdeburg, Berlin, Bayern, Riesa, Döbeln und Chemnitz. 
Da diese außerhalb zum Teil andere Linien aufnehmen, so 
beträgt die Gesamtzahl der eingeführten Linien elf. Im ganzen 
sind 26 Bahnsteiggleise vorgesehen, von denen 13 für die preußi- 
schen und 13 für die sächsischen Richtungen dienen sollen. 
Dementsprechend beträgt die Breitenausdehnung des Empiangs- 
gebäudes, quer zu den Bahnsteigen gemessen, 300 m. Kommt 
also jemand auf dem äußersten Bahnsteig rechts an und will er 
vom äußersten Bahnsteig links weiterfahren, so hat er über 
300 m weit zu laufen. In Frankfurt a. M. beträgt die Breite nur 


240 m, in München (vom Starnberger Bahnhof abgesehen) 
138,4 m. 


Neuer Hauptbahnhof in Leipzig. 


Bei der Erbauung des Hauptbahn- 
hofes in Wiesbaden hat man nach 
dem Vorbilde von Altona und Dresden die gesonderte Einführung 
der einzelnen Strecken aufgegeben und nach dem Grundsatz 


Hauptbahnhof Wiesbaden. 


der Abb. 15 die Gleise der zusammengehörigen Strecken so 
nebeneinander gelegt, daß beim Übergang der Züge Hauptgleis- 
kreuzungen vermieden werden. Wiesbaden (vergleiche Abb. 17) 
ist reiner Endbahnhof für die Strecken von Diez und Limburg, 
dagegen Zwischenbahnhof für die rechtsrheinische Strecke Cöln- 
Frankfurt a. M. Von der Mainzer Strecke enden die meisten 
Züge dort, einzelne gehen nach Cöln weiter. Die beiden Strecken 
nach Limburg und Diez liegen zusammen auf dem einen Flügel. 
Die drei anderen sind so geordnet, daß die Mainzer Gleise in 
der Mitte liegen. Neben das Gleis von Mainz legt sich das von 
Frankfurt, neben dieses wiederum das nach Cöln; mithin kann 
ein Übergang von Frankfurt nach Cöln ohne Hauptgleiskreuzung 
erfolgen. Ebenso liegen neben dem Gleis nach Mainz die Gleise 
nach Frankfurt und von Cöln, so daß auch hier für den direkten 
Verkehr Hindernisse nicht bestehen. Die Anzahl der ankommen- 
den und abgehenden Züge beträgt 240, hierbei sind 36 durch- 
gehende Züge doppelt gezählt. Für den Personenverkehr stehen 
10 Bahnsteiggleise zur Verfügung, da das Gleis I für Kaiser- 
züge bestimmt ist. Die Belastung beträgt mithin 24 Züge pro 
Gleis. 


Nach ähnlichen Grundsätzen wird 


Hauptbahnhof Stutigart. auch der neue Hauptbahnhof in Stutt- 


gart ausgeführt. 
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Abb. 17. 
Hauptbahnhof Wiesbaden. 


c) Durchgangsbahnhöfe für mehrere Linien. 

für mehrere Bahnlinien können 
eine einfache Gleisgestaltung 
besitzen, wenn ein Wagenübergang zwischen den 


Durchgangsbahnhöfe 


verschiedenen Strecken ausgeschlossen ist. Dahin ge- vona 


hören die meisten Fernbahnhöfe der Berliner und der 
Hamburger Stadtbahn,die außer den Bahnsteiggleisen 
höchstens ein Wagenaufstellungsgleis für Reserve- 
wagen besitzen. Verwickelter wird die Gleis- 
gestaltung, wenn unmittelbar in der Nähe des Bahn- 
hofes die Strecken sich vereinigen (Abb. 18—20) 
oder wenn sie zwar selbständig weiterlaufen, aber 
Züge der einen Strecke auf die andere übergehen 
(Abb. 23 und 24). Oben sind bereits die wich- 
tigsten Arten dieser Bahnhöfe genannt, nämlich die 
Trennungsbahnhöfe an der Gabelung einer Linie 
(z. B. Jüterbog) und die Kreuzungsbahnhöfe an dem 
Kreuzungspunkte zweier Linien. 


i z Trennungsbahnhöfe werden 
Trennungsbahnhöfe. vielfach nach Abb. 18 aus- 
geführt. Man trennt die beiden Bahnlinien in der 


Regel schon vor den Bahnsteigen; dann faßt man 
entweder nach Abb. 18 die Gleise von und nach c zu- 
sammen und legt daneben das Gleispaar von und 
nach b; oder man vereinigt nach Abb. 19 die beiden 
Gleise von b und c zu einem Paar und die nach b und 
nach c zum anderen. Demgemäß liegt der Kreuzungs- 
punkt K vor den Bahnsteigen oder dahinter. 
Bahnhöfe nach Abb. 18 haben „Linienbetrieb“, 
solche nach Abb. 19 „Richtungsbetrieb“. Bei Bahn- 
höfen mit Richtungsbetrieb können nach Abb. 20 
(Bahnhof Langendreer) durch Erbauung einer Brücke 
Hauptgleiskreuzungen gänzlich vermieden werden. 
In Langendreer mündet auf der Westseite eine zwei- 
gleisige Strecke ein, die Züge von Bochum bringt. 
Sie gabelt sich in die Strecken nach Dortmund und 
Witten. Von und nach Dortmund laufen 88 durch- 
gehende Personen- und Schnellzüge, von und nach 
Witten 25 Personenzüge und Schnellzüge; außerdem 
entspringen und endigen noch mehrere Züge auf dem 
Bahnhof; dieser besitzt daher noch weitere Gleise 
und Bahnsteige, die in der Skizze weggelassen sind. 
Ein Beispiel für die nach 


gleichen Grundsätzen aus- 
zweigleisigen Bahn in eine vier- 


Personenbahnhof Dresden-Neustadt. 


geführte Verzweigung einer 
gleisiige und eine zwei- 
gleisige Strecke bietet der 
Bahnhof Dresden-Neustadt, 
auf dem sich die beiden Per- 
sonengleise der vom Haupt- 
bahnhof kommenden Verbin- 
dungsbahn in die Strecken 
nach Görlitz und Berlin 
(bezw. Leipzig) spalten. 
Der Bahnhof besitzt vier 
Bahnsteige mit im ganzen 
acht Bahnsteiggleisen und 
ist mit 194 durchfahrenden 
Zügen belastet; jedes Bahn- 
steiggleis dient mithin durch- 
schnittlich 24 Zügen. 
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Abb. 21. 


Hauptbahnhof Hamburg. 
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Abb. 18. Trennungsbahnhof mit Linienbetrieb. 
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Abb. 20. Bahnhof Langendreer. 


Auf vielen Trennungsstationen sind 
die Schienenkreuzungen nur zum Teil 
durch Brücken vermieden; z. B. auf den Bahnhöfen an den 
Enden der Berliner Stadtbahn Charlottenburg und Schlesischer 
Bahnhof. Auch bei dem neuen Bahnhof in Hamburg ist dies 
der Fall; auch hier haben sich Kreuzungen nicht ganz umgehen 
lassen. Die allgemeine Anordnung ist aus Abb. 21 zu ersehen. 
Links münden zwei zweigleisige Strecken, von Altona her, in 
den Bahnhof ein. Die beiden oberen punktierten Gleise dienen 
dem Stadtverkehr, die unteren dem Fernverkehr. Vor dem 
Bahnhof trennen sich die beiden Ferngleise in zwei Haupt- 
gruppen, die sich ihrerseits wieder in zwei Untergruppen teilen, 
so daß am rechten Ende vier Gleispaare für den Fernverkehr 
vorhanden sind. Die Züge von Berlin, sowie Hannover und 
Bremen werden bis Altona durchgeführt; das gleiche wird mit 
den Lübecker Zügen nach der Verstaatlichung der Lübeck- 
Büchener Eisenbahn geschehen. Dagegen enden die von Kiel, 
Flensburg und Schleswig über Altona eingetroffenen Züge in 
Hamburg. Sie werden dem Abstellbahnhof zugeführt und dort 
für die Rückfahrt vorbereitet. Die 8 Bahnsteiggleise des Fern- 


Hauptbahnhof Hamburg. 


verkehrs sind mit 208 Zügen, im Mittel also jedes einzelne mit 
26 Zügen belastet. Der Bahnhof Hamburg wurde am 4. Dezember 
1906 eröffnet. 
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Abb. 22. Kreuzungsbahnhof mit Linienbetrieb. 


Blickt man auf die Eisenbahn- 
karte Deutschlands, so be- 
merkt man, daß sich an zahlreichen Stellen Eisen- 
bahnlinien überschneiden; man nennt diese Stellen 
Kreuzungen. Soweit sie auf freier Strecke liegen, 
dürfen die Gleise der beiden Linien nicht die gleiche 
Höhe haben, sondern müssen mittels Brücke über- 
einanderweg geführt werden. Will man einen Über- 
gang der Züge ermöglichen, so führt man, wie oben 
erwähnt, die beiden Linien ein Stück weit neben- 
einander her und legt hier die Kreuzungsstation 
an. Da auf derartigen Bahnhöfen fast alle Züge 
halten, sind (im (Gegensatz zur freien Strecke) 
Gleiskreuzungen in Schienenhöhe zulässig. Zuweilen 
müssenKreuzungsstationen 
fern von Ansiedlungen er- 
baut werden, so z.B. die 
Kreuzung zwischen Star- 
gard-Posener- und Ost- 
bahn, einst „Ostbahnkreuz“ 
genannt; später ist hier der 
Ort Kreuz entstanden. Aus 
der geschichtlichen Ent- 
wicklung erklärt sich die 
Form vieler Kreuzungsbahnhöfe.. Das Empfangs- 
gebäude (Abb. 22) liegt in der Mitte, auf jeder Seite die 
beiden Gleise einer Linie. Diese Anordnung mit Linien- 
betrieb, bei der die Bahnen in der Regel außerhalb 
der Station mittels Brücke schienenfrei sich kreuzen, 
ist unbequem bei starkem Umsteigeverkehr und 
vor allem beim Übergang der Züge von der einen 
Strecke auf die andere. In diesem Falle ist der 
Richtungsbetrieb vorzuziehen, bei dem die Gleise der 
beiden Linien nach Abb. 23 ineinander geschoben 
sind. Hier ist auch dann, wenn die Gleise einander 
in Schienenhöhe kreuzen, die Gefahr nicht besonders 
groß, weil keiner der Kreuzungspunkte von zwei ein- 
fahrenden Zügen durchfahren wird. Nach diesem 
Grundgedanken sind die Bahnhöfe in Bitterfeld, 
Güsten, Börssum, Ansbach usw. ausgeführt. Bei sehr 


Kreuzungsbahnhöfe. 
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Abb. 25. Bahnhof Halle a. S. 


Abb. 24. Kreuzungsbahnhof mit Richtungsbetrieb 
ohne Hauptgleiskreuzung. 
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Abb. 23. Kreuzungsbahnhof mit Richtungsbetrieb. 


dichtem Zugverkehr, z. B. auf Stadtbahnen, würden 
aber die Kreuzungen in Schienenhöhe selbst hinter 
dem Halteplatz des einen Zuges unzulässig sein. In 
diesem Falle würde daher die Erbauung eines Kreu- 
zungsbahnhofes mit Richtungsbetrieb ohne Haupt- 
gleiskreuzungen nach Abb. 24 nötig werden. Hier ist 
durch das Weichenkreuz hinter den Bahnsteigen 
zugleich ein bequemer Übergang von einer Linie auf 
die andere (z. B. von a nach d oder von b nach c) 
möglich. Für Bahnhöfe des Fernverkehrs wird eine 
derartige Anlage nur in den seltensten Fällen er- 
forderlich. Denn wegen des Übergangsverkehrs wird 
ein Zug nach d in der Regel warten, bis der von b 
eingelaufen ist usw. Man begnügt sich daher 
mit Bahnhöfen nach Abb. 
22 oder 23. Auch wenn 
mehr als zwei Linien sich 
kreuzen, sind die Gleispläne 
ähnlich auszugestalten. 
Bahnhof Halle a.s, AS Beispiel 

einer mehr- 
fachen Kreuzungsstation sei 
Bahnhof Halle a. S. (Abb. 25) 
erwähnt. Hier überschneiden sich 
vier Linien: Berlin-Thüringen, 
Magdeburg-Leipzig, Falkenberg-Cassel und Halle-Halberstadt. 
Die sämtlichen Überführungsbauwerke der Personengleise liegen 
an einem Ende des Bahnhofes. Es sind vier Bahnsteige vor- 
handen. Das Empfangsgebäude liegt in der Mitte in Straßen- 
höhe. Die Anzahl der Züge beträgt 178, davon gehen nur 16 
von einer Strecke auf eine andere über. Jedes Bahnsteiggleis 
ist im Durchschnitt durch 22 Züge belastet. 


d 


Es gibt auch Bahnhöfe, die zwei oder 
mehrere der besprochenen Grundiormen 
in sich vereinigen, z. B. Durchgangsbahnhöfe, auf denen einzelne 
Gleise als Kopfgleise enden. Ein hervorragendes Beispiel hier- 
für bietet der Hauptbahnhof in Cöln a. Rhein (vergl. Abb. 26). 
Die Bahnsteiganlagen liegen ca. 6 m über den benachbarten 
Straßen. Von einem Vorgebäude aus gelangt man durch einen 
Tunnel über Treppen auf den breiten Hauptbahnsteig, der ein 
geräumiges Wartesaalgebäude trägt. Dieser Bahnsteig ist an 
beiden Enden in Zungenbahnsteige aufgelöst; an diesen liegen 
zusammen 8 Stumpfgleise. An den beiden Längsseiten ist der 
Hauptbahnsteig von durchgehenden Gleisen eingefaßt. Daneben 
liegt beiderseits noch je ein Gleis, das vom Außenbahnsteige 
zugänglich ist, so daß im ganzen 12 Bahnsteiggleise vorhanden 


Hauptbahnhof Cöln. 


Abb. 26. Hauptbahnhof Cöln (vor dem Umbau). 
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sind. Zur Zeit der Aufstellung des Entwurfes im Jahre 1886 
rechnete man mit einer Belastung von 36 Zügen von und nach 
Osten und 40 Zügen von und nach Westen, außerdem in jeder 
Richtung mit einem Durchgäng von 8 Zügen, insgesamt also von 
168 Zügen. Während im Jahre 1881 nur 89 Personenzüge ver- 
kehrten, stieg diese Zahl 1907 bereits auf 396. Dazu kamen noch 
80 Güterzüge, so daß der Hauptbahnhof durch 476 regelmäßige 
Zugfahrten belastet war. Rechnet man nur die Personenzüge, 
so ergibt sich bereits eine durchschnittliche Belastung der 
einzelnen Bahnsteiggleise durch 33 Züge. Da der Verkehr sich 
nicht mehr regelmäßig und gefahrlos abwickeln ließ, so wurde 
ein Umbau der gesamten Cölner Bahnhofsanlagen in Angriff ge- 
nommen. Die Güterzüge wurden vom Hauptbahnhof abgelenkt. 
Im Hauptbahnhof selbst wird das Wartesaalgebäude beseitigt, 
die vier inneren Gleise, die zurzeit stumpf endigen, werden mit- 
einander zu Durchgangsgleisen verbunden. Außerdem wird auf 
der Nordseite ein neues Gleis als Umfahrgleis geschaffen. Der 
ursprüngliche bereits in den siebziger Jahren aufgestellte Ent- 
wurf zum heutigen Bahnhof hatte bereits 6 statt 4 durchlaufende 
Gleise vorgesehen. Später ließ man aber diesen Entwurf fallen, 
hauptsächlich aus architektonischen Rücksichten, um die Spann- 
weite der Halle von 90 m auf 64 m zu verringern und so das 
Bild des Domes weniger zu beeinträchtigen. Andererseits hatte 
man auch wohl ursprünglich nicht die Absicht gehabt, alle Züge 
von Osten nach Cöln hineinzuleiten. Die bisherige Anlage hatte 
zweifellos den großen Vorteil, daß der gewaltige Umsteige- 
verkehr sich fast gänzlich ohne Treppensteigen abwickeln ließ. 
Dies wird nach dem Umbau nicht mehr möglich sein, dafür wird 
aber der Zugverkehr bedeutend rascher und sicherer erfolgen. 

Bahnhöfe, die in ihrer Gesamtordnung Cöln ähnlich sind, 
finden sich in Erfurt und Düsseldorf. Auch der Hauptbahnhof 
in Dresden zeigt eine verwandte Anordnung. Nur liegen hier 
die Kopfgleise auf einem Ende in Straßenhöhe, sind also ohne 
Treppensteigen zugänglich, während die durchgehenden Gleise 
etwa 4,5 m höher liegen. Jedenfalls beweist das Beispiel von 
Cöln, wie unbequem Kopfgleise beim Anwachsen des Verkehrs 
werden können. Man hat deshalb, selbst bei Bahnhöfen, auf 
denen ein großer Teil der Züge kehren muß, während die 
anderen durchgehen, die Anordnung mit Stumpfgleisen verlassen 
und auch die kehrenden Züge in durchgehende Gleise eingeführt 
(so in Lübeck, Nürnberg, Bebra). 


B. Bauliche Anlagen für den Personenverkehr. 


Für die Hochbauten des Personenverkehrs, die 
sogen. Empfangsgebäude, hat man besonders in 
neuerer Zeit beträchtliche Mittel aufgewandt. In den 
letzten 30 Jahren sind in vielen Großstädten hervor- 
ragende Bahnhofsbauten entstanden, so in Frankfurt 
a. M. Hauptbahnhof, Düsseldorf, Dresden, Essen, 
Nürnberg Hauptbahnhof, Metz, Hamburg. Ander- 
wärts sind sie im Bau, so in Leipzig, Darmstadt, 
Karlsruhe, Stuttgart, Basel (Badischer Bahn- 
hof). Aber auch auf kleineren Stationen haben 
die Eisenbahnhochbauten eine liebevollere Behand- 
lung und Durchbildung erfahren, als es vor Jahr- 
zehnten der Fall war. 

Die früher übliche schablonenhafte Ausbildung 
der Architektur wurde verlassen und eine individuelle 
Gestaltung bevorzugt. Die Grundrisse wurden klarer 
und zweckmäßiger durchgebildet. 

Infolge der Hast und 
der unerbittlichen 


Fünktlichkeit des Eisenbahnbetriebes befinden sich die Reisenden 
vor der Abfahrt oft in einer gewissen Aufregung; man muß 


Empfangsgebäude für mittlere Bahnhöfe. 


daher alle Einrichtungen, die der Abreisende zu benutzen hat, 
so anordnen, daß sie sich ohne langes Suchen finden lassen. 
Dahin gehören in erster Linie die Fahrkartenschalter und die 
Gepäckabiertigung, sodann die Wartesäle und die Aborte. 
Zweckmäßig ist es ferner, die Räume so anzuordnen, daß die an- 
kommenden und abfahrenden Reisenden sich nicht gegenseitig 
behindern. Die Empfangsgebäude enthalten meist noch Dienst- 
räume für die Stationsbeamten und die Post, im Obergeschoß 
Wohnungen für Beamte und und den Wirt. Bei der Veränder- 
lichkeit des Verkehrs sollen die Empfangsgebäude so angelegt 
werden, daß sie jederzeit bequem erweitert werden können. Wie 
man diesen Anforderungen auf mittleren Stationen gerecht 
werden kann, zeigt der Grundriß Abb. 27, der vielfach bei 
neueren preußischen Empfangsgebäuden benutzt ist. 


Die Empfangsgebäude 
für größere Stationen 
in Durchgangsform zeigen häufig eine Anordnung ähnlich der 
Abb. 27, nur sind die Abmessungen entsprechend größer und 
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Vorplatz 
Abb. 27. Empfangsgebäude für einen mittleren Bahnhof. 


die Anzahl der Räume ist vermehrt. Oft liegt das Gebäude in 
Schienenhöhe. Macht man dann die Bahnsteige, soweit sie nicht 
unmittelbar am Empfangsgebäude liegen, durch Tunnel zugäng- 
lich, um das gefährliche Überschreiten der Gleise zu verhindern, 
so müssen die Reisenden einmal treppab und einmal treppauf. 
Legt man aber den Fußboden des Gebäudes 3—6 m tiefer als 
die Gleise, dann brauchen die abfahrenden Reisenden nur einmal 
die Treppen zu steigen, die ankommenden sie hinabzugehen. 
Eine große Anzahl von neuen Bahnhöfen ist hiernach ausgeführt: 
Hannover, Bremen, Münster, Coblenz, Dresden, Nürnberg. 


Bei den bisher 
besprochenen 
Formen liegt ein weiträumiges Empfangsgebäude mit Fahr- 
kartenschaltern und Wartesälen seitlich der eigentlichen Bahn- 
steiganlage; muß diese wegen der großen Anzahl der Gleise eine 
erhebliche Breite erhalten, so werden die Wege vom Wartesaal 
bis zu dem äußersten Bahnsteig sehr lang und der Reisende muß 
schon längere Zeit vor Abfahrt des Zuges aufbrechen. Noch un- 
bequemer aber haben es Reisende, die von einem Zuge in einen 
andern umsteigen und den Aufenthalt benutzen wollen, um die 
Wartesäle aufzusuchen. Sie müssen zweimal den weiten Weg 
zurücklegen und verlieren dadurch einen großen Teil ihrer 
Zeit. Diesen Nachteil kann man durch eine Anordnung ver- 
meiden, wie sie z. B. früher in Cöln ausgeführt war. 
(Abb. 26). Das Empfangsgebäude ist in zwei Teile geteilt. Der 
eine, „das Vorgebäude“ mit dem Fahrkartenschalter und der 
Gepäckabiertigung bleibt seitlich liegen, der andere, das „Insel- 
gebäude“ mit den Wartesälen und Diensträumen, wird mitten in 
die Bahnsteiganlagen hineingelegt, so daß es von den Gleisen 
inselförmig umgeben ist. Vorgebäude und Inselgebäude sind 
durch Bahnsteigtunnel verbunden. Diese Anlage ist besonders 
dann vorteilhaft, wenn einzelne Gleise stumpf enden, daher alle 


Empfangsgebäude mit Vor- und Inselgebäude. 
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Abb. 28. Bahnhof Halle a. S. 


oder die meisten Bahnsteige sich ohne Überschreiten der Gleise 
vom Inselgebäude erreichen lassen, wie in Cöln, Erfurt, Hildes- 
heim. Auch in Düsseldorf waren früher alle Bahnsteige vom 
Inselgebäude, allerdings mit Überschreiten von Hauptgleisen, 
ohne Treppensteigen zugänglich. Sind aber viele Bahnsteige 
vom Inselgebäude nur durch Tunnel zu ereichen, so wird unter 
Umständen ein mehrmaliges Treppensteigen erforderlich. 


Zweckmäßiger sind in solchen 
Fällen Inselbahnhöfe nach 
Abb. 25 und 28 (Bahnhof Halle), die alle Räume in einem tief- 
liegenden Gebäude enthalten. Die Wartesäle liegen im Schwer- 
punkt und sind leicht zu erreichen; lediglich für Reisende, die 
ohne längeren Aufenthalt von einer Seite des Bahnhofes auf 
die andere übergehen, entstehen etwas weite Wege. Freilich 


Empfangsgebäude in Insellage. 
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rücken die Hauptgleise der beiden Banhhofshälften weit aus- 
einander, da sie durch die Zufuhrstraße und den Vorplatz ge- 
trennt sind, woraus sich Unbequemlichkeiten für den Betrieb er- 
geben. Eine ähnliche Lösung zeigt der Bahnhof Vohwinkel, der 
allerdings nicht eigentlich Insellage besitzt, sondern im Keil 
zwischen zwei zusammenlaufenden Bahnlinien liegt. 


Empfangsge- 
bäude in Insel- 
oder Keillage, die nicht wie Halle oder Vohwinkel tief, sondern 
in Schienenhöhe liegen, sind in Deutschland häufiger zu finden, 
so in Konitz, Schneidemühl, Bromberg, Posen, Kandrzin, Güsten, 
Gießen. Sie haben den Nachteil, daß Gleise in Schienenhöhe 
überschritten oder Treppen gestiegen werden müssen. Die 
Nachteile der „Seitenlage“ und „Insellage“ lassen sich ver- 


Empfangsgebäude über und unter den Gleisen. 
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Abb. 29. Hauptbahnhof Hamburg. 
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meiden, wenn man das Empfangsgebäude nicht neben, sondern 
unter oder über den Gleisen anordnet. So liegen z. B. auf 
mehreren Bahnhöfen der Hamburger und Berliner Stadtbahn 
Wartesäle, Diensträume, Aborte usw. unter den Gleisen, 
während auf dem Hauptbahnhof in Hamburg und Lübeck diese 
Räume zum Teil über die Gleise gelegt sind. Liegen die Warte- 
säle unter den Gleisen, so ist es nicht immer möglich, die Räume 
hell und luftig zu gestalten. Immerhin ist dies in vorzüglicher 
Weise bei den neuen Hamburger Bahnhöfen gelungen. Liegen 
die Wartesäle über den Gleisen, so macht ihre Ausgestaltung 
und Beleuchtung keine Schwierigkeit. Dafür wird aber die 
Übersicht über die Gleise beeinträchtigt. Ein Beispiel für einen 
Bahnhof mit Wartesälen unterhalb der Gleise ist der Bahnhof 
Dammtor der Hamburger Stadtbahn. Er hat zwei Inselbahn- 
steige, von denen der eine dem Stadt-, der andere dem Fern-;, 
verkehr dient. Dagegen liegen bei dem neuen Hauptbahnhof in 
Hamburg (Abb. 29 und 30) gerade umgekehrt alle Räume über 
den Gleisen. Hier weist die ganze Lage auf eine derartige 
Lösung hin. Die Gleise liegen in einem 7 m tiefen und 114 m 
breiten Einschnitt, an den die benachbarten Straßen sich dicht 
herandrängen. Das Empfangsgebäude überspannt quer den 
ganzen Einschnitt wie eine Brücke. Treppen führen zu den 
Bahnsteigen hinab. Auch hier ist eine Trennung zwischen 
Stadt- und Fernverkehr durchgeführt. Eine ähnliche Anordnung 
zeigt das neue Empfangsgebäude in Lübeck, doch liegen hier 
die Fahrkartenschalter und die Gepäckabfertigung seitlich, die 
Wartesäle und Diensträume dagegen über den Gleisen. 


Bei den älteren Kopf- 
bahnhöfen war auf der 
Abfahrseite ein Gebäude errichtet, das einem Bahnhofsgebäude 
für Zwischenstationen in Seitenlage entsprach. Auf der gegen- 
überliegenden Ankunftsseite waren nur die notwendigsten 
Räume (Gepäckausgabe, Fürstenzimmer) angelegt, so auf dem 
Potsdamer- und dem Lehrter Bahnhof in Berlin. Der Raum 
quer vor den Gleisen war häufig nur durch eine Abschlußwand 
oder durch Dienstwohngebäude besetzt. Bei dieser Anordnung 
waren die mittleren Bahnsteige schwer zu erreichen. Man legt 
daher neuerdings die Räume für die abfahrenden Reisenden 
quer vor die Gleise. Die wenigen Räumlichkeiten, die etwa für 
die ankommenden Reisenden erforderlich sind, werden dagegen 
meist seitlich angeordnet, und zwar in der Achse des Querbahn- 
steiges, der die Wurzel für die einzelnen Zungensteige bildet. 


Empfangsgebäude von Kopfbahnhöfen. 
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Abb. 31. Bahnhof Wiesbaden. 
s x i > Ein bemerkenswertes Bei- 
Empfangsgebäude in Wiesbaden. spiel ist der Bahnhof m 


Wiesbaden (Abb. 31), der sich durch die gute Verteilung der 
Räume und die Architektur auszeichnet. 


Zu den Verkehrsanlagen für den Per- 
sonenverkehr gehören vor allem die 
Bahnsteige, von denen aus das Ein- und Aussteigen 
erfolgt. Sie werden in Deutschland des bequemen 
Verkehrs wegen verhältnismäßig breit gehalten. 
Das Reisegepäck, die Postsachen, auch wohl Eilgüter 
werden in der Regel ebenfalls auf denselben Bahn- 
steigen aus- und eingeladen, die die Reisenden be- 
nutzen; bei starkem Verkehr aber ordnet man be- 
sondere Gepäckbahnsteige hierfür an, so z. B. 


Bahnsteige. 


Abb. 30. Hauptbahnhof Hamburg. 
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Wiesbaden (Abb. 17 und 31). In den ersten Jahr- 
zehnten der Eisenbahnen lagen die Bahnsteige viel- 
fach in Höhe des Wagenfußbodens; dies ließ sich 
ohne weiteres durchführen, da alle Stationen für die 
Züge beider Richtungen nur einen gemeinsamen 
Bahnsteig unmittelbar am Empfangsgebäude hatten. 
Als in späteren Jahren der Verkehr wuchs, war man 
gezwungen, die Bahnsteige für die beiden Richtungen 
zu trennen, man führte die Zwischenbahnsteige ein 
(vergl. Abb. 6), die durch Überschreiten des ersten 
Hauptgleises zugänglich waren. Um aber bequem 
vom Hauptbahnsteig auf das Gleis heruntersteigen zu 
können, senkte man die Oberfläche des Bahnsteiges 
auf etwa 25 cm über Schienenoberkante. So wurde 
es möglich, das erste Hauptgleis zu überschreiten 
und Gepäck- und Postkarren bequem hinüberzufahren. 
Diese niedrigen Bahnsteige verzögern bei starkem 
Verkehr die Zugabfertigung beträchtlich, da das Auf- 
suchen freier Plätze und das rasche Ein- und Aus- 
steigen durch den starken Höhenunterschied zwischen 
Bahnsteig und Wagenfußboden erschwert ist. Man 
ging deshalb im Jahre 1891 auf der Wannseebahn bei 
Berlin dazu über, die Bahnsteige auf 76 cm über 
Schienenoberkante zu erhöhen. Es war dies hier 
möglich, weil alle Bahnsteige ohne Überschreitung 
von Gleisen zugänglich waren. Später hat man in 
ähnlichen Fällen, so auf der Berliner und Hamburger 
Stadtbahn, aber auch auf Fernbahnhöfen, so in Bres- 
lau, Metz, Hamburg, diese Erhöhung vorgenommen. 


Mit Rücksicht auf das starke Anwachsen des Verkehrs 
und die große Geschwindigkeit der Züge geht man in den 
letzten Jahrzehnten planmäßig damit vor, auf allen großen 
Bahnhöfen die Bahnsteige durch Tunnel oder Brücken 
schienenfrei zugänglich zu machen und das Überschreiten der 
Gleise durch Reisende streng zu verbieten. Die Maßregel 


findet in einzelnen Kreisen der Bevölkerung keinen großen 
Anklang; es ist ja auch nicht zu bestreiten, daß das Treppen- 
steigen für einen mit Handgepäck schwer beladenen Reisenden, 
sowie für alte oder gebrechliche Personen recht unbequem ist. 
Man sollte aber dabei stets bedenken, wie großes Unheil schon 
herbeigeführt worden ist dadurch, daß bei starkem Andrang 
die Menschenmassen sich durch die Beamten nicht mehr 
zurückhalten ließen und in dem Augenblick das Gleis betraten, 
in dem ein Zug heranbrauste. 


Gepäck- und Postkarren werden vielfach an bestimmten, 
von Bahnbeamten bewachten Stellen, quer über die Gleise 
gefahren. Bei sehr starkem Verkehr legt man aber Gepäck- 
tunnel oder Gepäckbrücken an und befördert die Karren durch 
Aufzüge von hier aus zu den Gepäckbahnsteigen. Auf dem 
Hauptbahnhof in Hamburg wird ein Teil des angekommenen 
Gepäcks auf einem stetig laufenden Förderband selbsttätig 
hinauf zur Gepäckabgabestelle befördert. 


Zum Schutze der Reisenden 
gegen Witterungseinflüsse wer- 
den auf größeren Stationen Bahnsteighallen errichtet. Sie 
überspannen entweder ohne Unterbrechung eine größere 
Anzahl von Bahnsteigen und Gleisen, so in Berlin, München, 
Stuttgart, Cöln, oder sie dienen lediglich zum Schutz eines 
einzelnen Bahnsteiges. In diesem Falle sind auf großen Bahn- 
höfen viele Bahnsteighallen erforderlich, Es läßt sich nicht 
leugnen, daß eine einzige weitgespannte Halle einen imposan- 
teren Eindruck macht als mehrere kleine Dächer, aber die 
Kosten dafür sind so bedeutend, daß man oft aus wirtschaft- 
lichen Rücksichten von ihrer Ausführung Abstand nehmen muß. 
Auch sind sie schwer zu unterhalten, die Lüftung ist häufig 
unzureichend, infolgedessen greifen die Lokomotivgase das 
Eisen an; die Konstruktionsteile rosten; die Eindeckung, wenn 
sie, wie früher üblich, aus Wellblech besteht, wird undicht und 
bedarf fortwährender Erneuerung. All diese Übelstände 
sprechen gegen die Errichtung großer Hallen. Darum sind sie 
in neuerer Zeit in Deutschland nur da zur Ausführung 
gekommen, wo architektonische Rücksichten eine monumentale 
Gestaltung verlangten. Die untenstehende Zusammenstellung 
ergibt die wichtigsten Abmessungen. 


Bahnsteigdächer und Hallen. 


Zusammenstellung der Abmessungen wichtiger deutscher Bahnhofshallen. 


Name des Bahnhofs 


No. 


1 Berlin Lehrter Bahnhof 1871 188 38,3 
2 Hannover Hauptbahnhof 1879 167,5 74,2 
3 Berlin Anhalter Bahnhof 1880 167,8 60,7 
4 Berlin SchlesischerBahnhof1882] 207 92,5 
5 Berlin Bhf. Friedrichstraße 1882| 144,7 34—37 
6 Berlin Bhf. Alexanderplatz 1832 164 37,1 
7 München Hauptbahnhof 1884 180 140 
8 Mainz Hauptbahnhof 1884 300 42,4 
9]Frankfurt a. M. Hauptbahnhof 1888 186,4 169,1 
10 Bremen Hauptbahnhof 1839 130,8 59,0 
11 Cöln Hauptbahnhof 1895 255 92,0 
12 Dresden Hauptbahnhof 1898 250 131 
13 Altona Hauptbahnhof 1898 160 82 
14 Berlin Stettiner Bahnhof 1903 130 77 
15 Hamburg Bahnhof Dammtor 1906 113 34,4 
16 Hamburg Hauptbahnhof 1906 150 114 
17 Lübeck Personenbahnhof 1908 127 87,6 
18 Leipzig Hauptbahnhof im Bau — — 
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Abb. 32. Abstellbahnhof. 


Die größte Scheitelhöhe von 36 m hat die Hamburger 
Halle, sie besitzt zugleich die größte Stützweite von 72 m. Ihr 
kommt die Halle des Anhalter Bahnhofes in Berlin mit 34,2 m 
Höhe und 60,7 m Stützweite am nächsten. Dagegen ist bei 
beiden die bebaute Grundfläche geringer als bei anderen An- 
lagen. Hier nimmt Frankfurt a. M. mit 31 248 qm den ersten 
Platz ein; dann folgen Dresden mit 28 670, Cöln mit 22 200 und 
München mit 21070 qm. Die größte Anlage wird jedenfalls die 
im Bau begriffene Halle des Bahnhofes in Leipzig werden, da sie 
26 Gleise zu überspannen hat. 

Auf weitaus den meisten Bahnhöfen hat man sich mit 
kleineren Dächern begnügt, die je 2 bis 4 Gleise und 1 bis 
3 Bahnsteige überspannen. Sie sind häufig an den Seiten offen. 
Sie haben meistens zwei Stützenreihen (die dann oft an den 
beiden Seiten eines Bahnsteiges stehen), oder lediglich eine 
Mittelstützenreihe. Einstielige Bahnsteigdächer sind besonders 
auf den preußisch-hessischen Staateisenbahnen viel zur Aus- 
führung gekommen. Da die Stützen in der Mitte des Bahn- 
steiges Platz finden, so hindern sie die Übersicht und den Ver- 
kehr so gut wie gar nicht. Die ein- oder zweistieligen Bahn- 
steigüberdachungen wurden früher allgemein ganz aus Eisen 
und Holz ausgeführt; neuerdings wird auch Eisenbeton dazu 
benutzt. Als Dachdeckmaterial findet Wellblech, Dachpappe, 
Dachleinen, Ruberoid Verwendung. Eine besonders große An- 
lage mit einzelnen offenen Bahnsteighallen aus Eisenbeton findet 
sich in Nürnberg, wo 11 Bahnsteige und 3 Gepäcksteige durch 
3 zweistielige offene Hallen und 4 einstielige Bahnsteigdächer 
überdacht sind. 


3. Abstellbahnhöfe. 


Die Zusammensetzung der Personenzüge wird 
nicht willkürlich von der Abgangsstation bestimmt, 
sondern sie ist, wie im Kap. XVIII näher ausgeführt 
wird, für jede Fahrplanperiode durch den Zug- 
bildungsplan der Eisenbahndirektion vorgeschrieben. 
Hierin ist festgesetzt, wieviel Wagen jeder Gattung 
die einzelnen Züge führen müssen. Auch wird vor- 
geschrieben, welche Art von Brems- und Heizeinrich- 
tungen die Wagen besitzen und in welcher Reihen- 
folge sie stehen müssen. Die Station, auf der ein Zug 
seinen Lauf beginnt, heißt Zugbildungsstation. Sie 
hat die Wagen nach dem Zugbildungsplan zusammen- 
zustellen und außerdem ihre Reinigung und Ver- 
sorgung mit Gas und Wasser, sowie die Heizung zu 
bewirken. Das geschieht auf dem sogen. Abstellbahn- 
hof, dessen Einrichtung an Abb. 32 erläutert werden 
soll. Die dargestellte Anlage liegt in unmittelbarer 
Nähe eines Endbahnhofes in Kopfform. Die Bahn- 
steiggleise I und II dienen der Abfahrt, III und IV der 
Ankunft. Ist beispielsweise ein Zug in Gleis IV ein- 
gelaufen und sind alle Reisenden ausgestiegen, so 
wird er von der Zuglokomotive rückwärts aus der 
Halle in die Gleisgruppe für angekommene Züge ge- 
drückt. Die Lokomotive fährt dann auf dem oberen 
Durchlaufgleis zum Lokomotivschuppen. Die an- 


gekommenen Wagen werden durch Arbeiter vom 
gröbsten Schmutze mittels Abfegens gereinigt und 
dann durch eine Rangierlokomotive in den Wagen- 
reinigungsschuppen vorgezogen. Hier findet eine 
gründliche Reinigung statt. Mit Schrubbern und 
heißem Wasser werden die Außenwände der Wagen 
gesäubert, die Untergestelle von Schnee und Eis be- 
freit und nachgesehen. Gleichzeitig wird mittels 
Druckluft- und Luftsaugevorrichtungen der Staub aus 
dem Innern entfernt. Sind diese Arbeiten beendet, so 
zieht eine Rangierlokomotive den Zug auf das Haupt- 
ausziehgleis hinaus und stellt mittels der Ordnungs- 
gleise die Wagen in der Reihenfolge zusammen, die 
sie bei der Weiterfahrt nach dem Zugbildungsplane 
haben sollen. Dann drückt sie den Zug in ein Gleis 
für fertige Züge. Hier werden die Gasbehälter mit 
Gas gefüllt, im Winter außerdem die Wagen mittels 
besonderer Dampfleitungen angeheizt. Etwa eine 
halbe Stunde vor der Abfahrtszeit drückt eine 
Rangierlokomotive den Zug in eins der Hallengleise I 
oder II und das Einsteigen der Reisenden beginnt. 
Bald darauf kommt die Zuglokomotive aus dem Loko- 
motivschuppen über das untere Durchlaufgleis und 
setzt sich vor den Zug. Dann wird die Bremsprobe 
vorgenommen und die Abfahrt kann erfolgen. 


Auf den Abstellbahnhöfen sind vielfach noch 
Gleise für Sonderzüge vorhanden, sowie für einzelne 
Wagen, die in verkehrsstarken Zeiten den Zügen bei- 
gesetzt werden (Vorratsgleise); ebenso finden sich 
oft Schuppen für Salonwagen, auch wohl für die im 
strengen Winter zur Verwendung kommenden Heiz- 
kesselwagen. Ferner sind Aufenthaltsräume für 
Arbeiter und Beamte, Wassertürme, Betriebswagen- 
werkstätten, Kraftwerke zur Erzeugung von Druckluft 
und Dampf, sowie Materialienmagazine vorhanden. 

Die günstigste Lage des Abstellbahnhofes ist die in Abb. 32 
dargestellte zwischen den beiden Hauptgleisen. Dann kann 
das Ein- und Aussetzen der Züge ohne jede Störung des regel- 
mäßigen Zugverkehrs erfolgen. Die bestehenden Abstellanlagen 
der deutschen Bahnhöfe sind zum Teil weniger systematisch 
durchgebildet, auch nicht so reichlich ausgestattet wie die be- 
schriebene Anlage. Sie stammen noch aus einer Zeit, in der 
man die Bedeutung der Abstellanlagen unterschätzte. Auch war 
der Platz in unmittelbarer Nähe der Bahnsteige oft so be- 
schränkt, daß eine zweckmäßige Ausgestaltung unmöglich 
wurde. In den letzten Jahren macht sich besonders in den 
Großstädten mehr und mehr das Bestreben geltend, die Abstell- 
bahnhöfe in die Vororte hinaus zu verlegen, wie dies z. B. in 
England schon früher geschehen ist. Dadurch werden freilich 
viele Leerfahrten zwischen Abstellbahnhof und Hauptpersonen- 
bahnhof erforderlich. Anderseits aber ist es möglich, die ge- 
samten Abstellanlagen einheitlich nach einem großzügigen Plan 
zu gestalten. 
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Die Zugbildung der Personenzüge 
auf den Endstationen wird häufig 
dadurch verwickelt, daß die Personenzüge Post- und 
Eilgutwagen mitführen, die nach ihrer Ankunft den 
Entladestellen zugeführt werden müssen. In dem 
letzten Jahrzehnt hat man nun mehrfach die Beförde- 
rung des Eilgutes, wo es sich wirtschaftlich recht- 
fertigen ließ, den Personenzügen abgenommen und 
besonderen Eilgutzügen übertragen, die auf den Stück- 
gutbahnhöfen mitbehandelt werden. Bei der Post ist 
dies Verfahren nicht durchführbar. Wohl werden be- 
sonders für Paketbeförderung „Postzüge“ gefahren 
oder Postwagen den Eilgüterzügen beigestellt, allein 
der größte Teil der Postbeförderung muß doch stets 
mittels der Personenzüge erfolgen, schon um der 
größeren Geschwindigkeit willen; es steht ja auch 
nach dem Eisenbahnpostgesetz der Reichspost zu, 
in jedem zur Personenbeförderung dienenden Zug 
einen Postwagen mitlaufen zu lassen. Der Postver- 
kehr wird deshalb in der Regel auf den Personen- 
bahnhöfen selbst oder in unmittelbarer Nähe abge- 
wickelt. Bei seinem starken Anwachsen reichten viel- 
fach die ursprünglich vorhandenen einfachen Ein- 
richtungen nicht mehr aus. Man schuf daher beim 
Ausbau unserer großen Bahnhöfe besondere Bahn- 
postanlagen, die abgesondert vom Personenbahnhof 
liegen und so geräumig sind, daß sie auch den Fest- 
verkehr mitbewältigen können. Die Bahnpost- 
anlagen werden entweder an den Personenbahnhof 
(Schlesischer Bahnhof in Berlin, Hauptbahnhof in 
Hamburg) oder an den Abstellbahnhof (Dresden, 
Cöln) angeschlossen. 


4. Güterbahnhöfe. 


Auf den Güterbahnhöfen werden die Güter vom 
Versender zur Beförderung aufgegeben, „Versand“, 
oder dem Empfänger ausgeliefert, „Empfang“. Das 
Verfahren ist verschieden, je nachdem es sich um 
einzelne Stücke (Stückgüter) handelt oder um größere 
Mengen von Gütern, die den Fassungsraum oder die 
Tragfähigkeit eines ganzen Wagens ausnutzen 
(Wagenladungen). Letztere werden meist unver- 
packt aufgegeben, z. B. Kohlen, Erze, Rüben, Holz. 
Die Stückgüter werden von der Bahnverwaltung ein- 
und ausgeladen und in verschlossenen Schuppen, den 
Güterschuppen, aufbewahrt. Angekommene Stück- 
güter werden außerdem den meisten Empfängern 
durch einen Bestätter (Rollfuhrmann) zugestellt. Die 
Wagenladungsgüter werden dagegen von dem Ver- 
sender selbst eingeladen und vom Empfänger selbst 
ausgeladen. Da es sich hierbei meist um weniger 
wertvolle Güter handelt, die, ohne lange auf dem 
Bahnhofe zu lagern, unmittelbar vomEisenbahnwagen 
auf das Lastfuhrwerk übergeladen werden, so bedarf 
man keiner Schuppen, vielmehr genügen, wie oben 
erwähnt, lediglich Straßen, die sogen. Freiladestraßen, 
unmittelbar neben den Gleisen. Unter Umständen 
werden für Freiladezwecke noch besondere Einrich- 
tungen, wie Rampen, Krane, Rutschen usw. benutzt. 


Postbahnhöfe. 


Güter, die besonders rasch befördert werden 
sollen, „Eilgüter“, werden vielfach auf besonderen Eil- 
gutanlagen behandelt. Diese liegen meist in der Nähe 
des Personenbahnhofes, da, wie erwähnt, ein großer 
Teil des Eilgutes in Personenzügen befördert wird. 
Die Eilgutanlagen sind den Frachtgutanlagen ähn- 
lich, haben aber geringeren Umfang. Oft bleiben die 
Stückgüter während des Transportes nicht in dem- 
selben Wagen, sondern werden unterwegs, wegen der 
besseren Ausnutzung der Wagen umgeiaden. Hierzu 
benutzt man, soweit große Mengen von Stückgütern 
in Frage kommen, besondere Umladeschuppen oder 
gedeckte Umladerampen. 


a) Stückgutanlagen. 


Die üblichste Anordnung der Güterschuppen, wie sie auf 
mittleren Stationen ausgeführt wird, ist in Abb. 33 und 34 
dargestellt. Die Schuppen werden meist aus Holz- oder Eisen- 
fachwerk hergestellt. Als Dachdeckmaterial wird Dach- 
pappe, Dachleinen, Ruberoid verwendet. Der Grundriß 
des Schuppens ist ein längliches Rechteck. An der einen 
Längsseite liegt 

ein Eisenbahn- 

gleis, auf der an- 
deren eine Straße. 
Der Fußboden des 
Schuppens hat die 
Höhe der Wagen- „33 
fußböden. Die $ 
eigentliche Schup- 
penfläche ist von 
Wänden allseitig umschlossen. An den Längsseiten liegen Lade- 
bühnen; an der einen Querseite befindet sich eine offene Rampe, 
an der anderen die Bureaus der Güterabfertigung. Die Stück- 
güter werden mittels kleiner zweirädriger Karren (Stech- 
karren) über die Ladebrücke Z zwischen den Wagen und dem 
Schuppen hin und her befördert. 
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Abb. 34. Güterschuppen. 


Müssen viele Wagen gleichzeitig beladen werden, so stellt 
man sie in mehreren Reihen vor dem Güterschuppen auf. 
Man karrt dann die Güter durch die erste Wagenreihe hindurch 
über die Zwischenbühne zur äußeren Wagenreihe und nennt 
dieses Verfahren daher „Durchladen“. Bei langen Güter- 
schuppen macht die Auswechslung einzelner Eisenbahnwagen 


= an. 
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Abb. 35. Güterschuppen in Sägeform. 


Schwierigkeiten. Will man z. B. einen fertig beladenen Wagen, 
der nach dem hinteren Ende zu steht, abholen, so muß man die 
sämtlichen, vor ihm stehenden Wagen mitbewegen und das 
Ladegeschäft überall unterbrechen. Zur Verringerung dieses 
Übelstandes gibt man dem Güterschuppen „Zahnform“ oder 
„Sägeform“ (Abb. 35) (Freiburg, Basel, Metz, Mülhausen usw.), 
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oder man läßt die einzelnen Schuppenteile staffelförmig zurück- 
treten. So erhält man statt eines langen, zusammenhängenden 
Ladegleises mehrere kurze; beim Auswechseln einzelner Wagen 
auf einem der Gleise wird das Ladegeschäft auf dem andern 
nicht unterbrochen. Eigenartige Anlagen mit Drehscheiben 
finden sich in Cöln und Frankfurt a. M. Sie sind kostspielig 
im Betriebe und dürften in Zukunft nur noch ausnahmsweise 
nachgeahmt werden. 


Auf den meisten Bahnhöfen liegen die Ladegleise, wie in 
Abb. 33, außerhalb des Schuppens. Nur in einzelnen Fällen hat 
man die Gleise in den Schuppen hineingeführt. Zwar werden 
dadurch die Baukosten höher, dafür sind die Güter aber beim 
Entladen besser geschützt und das Verkarren ist bequemer. 
Außerdem sind Diebstähle leichter zu verhindern. Neue An- 
lagen dieser Art finden sich in Basel (Bad. Bahnhof), in Frei- 
burg, ältere in Berlin (Hamburger Bahnhof) und in Hannover. 


b) Freiladeverkehr. 


Die Anlagen für den Freiladeverkehr bestehen auf kleinen 
Stationen meist nur aus dem Freiladegleis und der Freilade- 
straße. Auf mittleren und großen Stationen kommt dazu noch 
eine Seitenrampe, besonders für die Verladung von Holz, 
Maschinen und dergl. Dies ist eine 3—6 m breite Ladebühne; 
an der einen Längsseite liegt die Straße, auf der andern das 
Gleis. Ihre Oberfläche liegt in Höhe der Wagenböden. Möbel- 
wagen, Künstlerwagen, Dampfpflüge, Automobile werden über 
Kopframpen auf die Eisenbahnwagen hinaufgeschoben. Mit 
Rücksicht auf die Kostbarkeit der Kraftwagen hat man neuer- 
dings derartige Rampen auf wichtigen Plätzen, so auf dem An- 
halter Bahnhof in Berlin, überdacht. 


Zum Ein- und Ausladen von Tieren dienen auf kleineren 
Stationen fahrbare Rampen. Bei größerem Viehverkehr findet 
aber die Verladung stets mittels fester Rampen statt. Ihre 
Oberfläche muß eine wasserundurchlässige Befestigung erhalten, 
um eine wirksame Reinigung und Desinfektion zu ermöglichen. 
Neben den Viehrampen liegen vielerorts überdachte Hürden, in 
denen die Tiere gefüttert und getränkt werden können, ohne 
unter der Sonnenhitze zu leiden. In der Nähe der Großstädte 
werden diese Anlagen meist in Verbindung mit dem städtischen 
Vieh- und Schlachthof gebracht und bilden besondere „Vieh- 
bahnhöfe“. Zur Reinigung der Viehwagen mit heißem Wasser 
sind besondere Anlagen nötig, da ein sorgfältiges Auswaschen 
zur Verhinderung der Ansteckungsgefahr bei Viehseuchen un- 
bedingt notwendig ist. 


Außer den Rampen benutzt man im Freiladeverkehr zum 
Ein- und Ausladen schwerer Gegenstände meist Krane, die ent- 
weder feststehen oder auf Schienen beweglich sind. Die Trag- 
kraft beträgt bis 10000 kg. Auf einzelnen Stationen befinden 
sich auch besondere Einrichtungen zum raschen Entladen von 
Kohlenwagen. Die Gleise liegen hoch und die Kohlen stürzen 
beim Ausladen auf einen tiefliegenden Lagerplatz. 


5. Verschiebebahnhöfe. 


Die Wagen der Güterzüge erhalten auf der Ab- 
gangsstation in der Regel eine bestimmte Ordnung. 
Hinter der Lokomotive läuft der Packwagen, dann 
kommen die Wagen für die nächste Station, darauf 
die Wagen für die folgende u.s.f.; den Schluß bilden 
die Wagen für die Endstation. Kommt der Zug zur 
ersten Station, so setzt die Lokomotive die vordersten 
Wagen auf ein Nebengleis, stellt etwa mitzunehmende 
Wagen ein und der Zug fährt weiter. Durch die ge- 
naue Reihenfolge der Wagen wird erreicht, daß auf 


den Zwischenstationen nur ein verhälnißmäßig kleiner 
Teil hin- und herbewegt zu werden braucht, während 
der Rest in den Hauptgleisen stehen bleibt. Man 
nennt diese Ordnung der Wagen: Ordnung nach Sta- 
tionen und spricht demgemäß von „stationsweise ge- 
ordneten Wagen“. Dieses Ordnen findet auf der Ab- 
gangsstation oft in einfachster Weise statt (Abb. 36). 


en x Ausstehgieis 


Haupsglers 
Abb. 36. Rangiergleisgruppe. 


Die Lokomotive zieht den Zug auf ein Ausziehgleis 
und stößt die Wagen dann in Ordnungsgleise zurück. 
Nehmen wir an, der Zug wäre nach 4 Gruppen zu 
ordnen, so würden 4 Gleise ausreichen. Dann holt 
sie die Wagen zusammen und stellt den Zug zur Ab- 
fahrt fertig in das Hauptgleis zurück. Das Abstoßen 
der einzelnen Wagen eines Zuges mittels einer Loko- 
motive in der beschriebenen Weise ist recht unbe- 
quem und gefährlich. Es entstehen beim Bremsen 
starke Zuckungen in dem Zuge, Kupplungen reißen, 
Puffer werden verbogen und der Inhalt der Wagen 
wird beschädigt. Um das stoßweise Verschieben der 
Wagen bei der Zerlegung eines Zuges zu vermeiden, 
hat man schon seit Jahrzehnten die Schwerkraft zu 
Hilfe genommen. Man gibt z. B. dem Ausziehgleis 
nach seinem stumpfen Ende zu eine gleichmäßige 
Steigung und läßt dann die einzelnen Wagen nach 
Lösung der Kupplungen hinabrollen. Oder man legt 
an der Stelle x der Abb. 36 ein Gegengefälle, Ablauf- 
berg oder Eselsrücken genannt, ein (Abb. 37). Die 
Lokomotive drückt den Zug langsam vor sich her. 
Sobald die letzten Wagen auf die Steigung kommen, 
drücken sich die Puffer zusammen, die Kupplungs- 
ketten werden schlaff und können leicht mit Hilfe 
einer Stange von der Seite ausgehoben werden. Ist 
der abgekoppelte Wagen mit der Hinterachse auf den 
Gipfel des Berges gelangt, so trennt er sich von dem 
Zuge und rollt mit immer zunehmender Geschwindig- 
keit auf der anderen Seite herab in die Ordnungs- 
gleise. Der erste Eselsrücken ist 1876 auf Bahnhof 
Speldorf erbaut worden. 


Abb. 37. 


Eselsrücken in Halle a. S. 
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Auf Knotenpunkten der Eisen- 
bahnen muß man oft die Wagen 
sämtlicher auslaufenden Strecken nach Stationen ordnen. Hier- 
durch wird der Betrieb ziemlich verwickelt. Nehmen wir z. B. 
an, auf einem Kreuzungsbahnhofe (Abb. 38) schnitten sich die 
Linien a—b und c—d. 
Güterzüge, die von a 
nach b laufen, bringen 
Wagen mit, die auf 
der Station verbleiben 
oder auf andere Züge 
übergehen; so bringt 
z. B. ein Zug a—b 
Wagen für Stationen 
der Strecke nach d und 
derStreckenach c. Die 
ersteren müssen einem Zuge c—d, die letzteren einem Zuge 
d—c beigesetzt werden. Man nennt diese Wagen, die auf andere 
Züge übergehen, „Übergangswagen“. Außerdem aber bringt der 
Zug a—b Güterwagen, die auf der Station bleiben, um dort ent- 
laden zu werden, „Ortswagen“. Ehe er nach b weitergeht, 
nimmt er Übergangswagen von d und c, sowie Ortswagen von 
der Station auf. Sobald die Anzahl der in einen Bahnhof ein- 
laufenden Strecken sehr groß ist, wird die Anzahl der Über- 
gänge ebenfalls sehr groß und die Verkehrsbeziehungen werden 
recht verwickelt. Man baut dann besondere Rangierbahnhöfe 
(Verschiebebahnhöfe). Auf ihnen werden die Züge vollständig 
aufgelöst und aus der Menge der angesammelten Wagen werden 
dann ganz neue Züge gebildet. Die Gleisanlagen können bei- 
spielsweise die in Abb. 39 dargestellte Anordnung erhalten. Die 
Züge der einzelnen Strecken von a, b, c und d laufen zunächst 
in die Einfahrgleise ein. Dann geht die Lokomotive mit dem 
Packwagen durch das Durchlaufgleis zum Lokomotivschuppen. 
Nunmehr setzt sich eine Verschiebelokomotive vom östlichen 
Bahnhofsende her an den Zug und drückt die Wagen über den 
Ablaufberg in die Richtungsgleise. Ist z. B. ein Zug von d zu 
zerlegen, so wird er Wagen nach a, b, c und außerdem Orts- 
wagen bringen, die in dem betreffenden Gleise der Richtungs- 
gruppe Aufnahme finden. Sind mehrere Züge zerlegt, so stehen 
in jedem Richtungsgleis auch so viel Wagen, daß aus ihnen je 
ein neuer Zug gebildet werden kann. Die Verschiebelokomotive 
fährt von Westen her in eins der Gleise hinein (z. B. Richtungs- 
gleis b) und drückt die Wagen nach dem östlichen Ende hinaus 
über einen zweiten Ablaufberg in die Stationsgleise. Jedes ist 
für eine Station bestimmt, so daß also nach Verlauf einiger Zeit 
in jedem Gleis der Stationsgruppe die Wagen für je eine Station 
der Strecke b zusammenstehen. Nun brauchen diese nur noch 
in der richtigen Reihenfolge in die Ausfahrgleise abgedrückt zu 
werden und der Zug ist fertig. Ebenso werden nacheinander die 
Wagen nach a, c, d durch die Stationsgleise nach dem Ausfahr- 
gleise gedrückt und zur Abfahrt fertiggestellt. 


Rangieren auf Knotenpunkten. 
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Abb. 38. Knotenpunkt. 


Anstatt zwischen den 
einzelnen Gruppen Ab- 
laufberge einzuschieben, hat man auch den gesamten Bahnhof 
in ein durchgehendes Gefälle gelegt. Die Einfahrgleise liegen 
am oberen Ende der geneigten Ebene, die Ausfahrgleise am 


Bahnhöfe mit durchgehendem Gefälle. 


£finfahrgieise 
Linfaßrg, von 


Fuße. Die Neigung setzt sich durch den ganzen Bahnhof fort, 
nur der hintere Teil der Ausfahrgleise liegt wagerecht oder gar 
in der Gegenneigung. Man braucht keine Lokomotiven zur 
Fortbewegung der Wagen, da sie unter Einwirkung der Schwer- 
kraft von selbst laufen, doch muß die Neigung ziemlich stark 
sein (etwa 1 m auf 100 m), damit die Wagen jederzeit wieder 
in Gang kommen. Derartige Bahnhöfe sind in Deutschland bis- 
her nur vereinzelt ausgeführt, so in Dresden, Nürnberg, Ober- 
kotzau, Kempten. Sie erfordern wenig Verschiebelokomotiven, 
dagegen viel Beamte und Arbeiter zum Aufhalten der Wagen. 


Bahnhöfe nach der in Abb. 39 skizzierten Anordnung haben 
für alle Richtungen eine gemeinsame Verschiebeanlage. Ob die 
Wagen von a und b oder von c und d kommen, sie müssen 
stets in die links gelegenen Einfahrgleise fahren und dann den 
ganzen Bahnhof in der Richtung von links nach rechts durch- 
laufen, ehe sie in ihrem richtigen Zug stehen. Damit ist bei 
Wagen, die von a und c kommen, und nach b oder d weiter- 
laufen, kein Umweg verbunden. Anders bei den Wagen, die 
von b oder d eintreffen. Sie laufen zunächst bei ihrer Ankunft 
einmal durch den ganzen Bahnhof hindurch, um in die Einfahr- 
gleise zu gelangen, werden dann wieder zurückgedrückt bis in 
die Ausfahrgleise, und durchlaufen dann, wenn sie nach a oder c 
weitergehen, nochmals den Bahnhof in seiner ganzen Länge zum 
drittenmal. Sie müssen also nicht einmal, sondern dreimal die 
Strecke von einem Bahnhofsende zum anderen durchlaufen. 
Günstiger liegen die Verhältnisse für Wagen von a nach c 
oder von b nach d. Diese Wagen, die den Bahnhof an demselben 
Ende verlassen, an dem sie eingelaufen waren, die also gleich- 
sam „Kopf machen“ und „Eckwagen“ heißen, laufen nur zweimal 
durch den Bahnhof hindurch. 

Ist der Eckverkehr gering, der durchgehende Verkehr da- 
gegen beträchtlich, so verdoppelt man die Rangieranlagen und 
erhält eine Anordnung nach Abb. 40. Die Wagen von a und c 
laufen in die Einfahrgleise E, ein, werden durch die Gruppe R, 
und St, hindurchbewegt und in A, zur Abfahrt fertiggestellt. 
Die Wagen von b und d laufen in E, ein und werden durch R, 
und St, nach A, vorgeschoben. Sollten einzelne Wagen des 
Eckverkehrs vorhanden sein, z. B. von c nach a, so laufen diese 
in ein „Übergabegleis“ und werden von hier aus nach E, vor- 
gezogen. Von dort werden sie dann mit den Wagen von b und d, 
die nach a bestimmt sind, in den Richtungsgleisen vereinigt und 
mittels St, und A, zur Ausfahrt zurecht gemacht. Man bezeichnet 
diese Anlagen als Bahnhöfe mit getrennten Gleissystemen für 
jede der beiden Hauptrichtungen. Derartige Bahnhöfe sind viel- 
fach ausgeführt, so in Osterfeld, Oberhausen, Kalk, Nieder- 
schöneweide, Offenburg, Mannheim, Brockau, Gleiwitz usw. Für 
Bahnhöfe mit 2 Gleissystemen, in denen die Wagen in zwei ent- 
gegengesetzten Hauptrichtungen durch den Bahnhof laufen, 
kommen Anlagen mit durchgehendem Gefälle nicht in Frage. 


Auf den Verschiebebahn- 


Hilfsmittel für den Verschubdienst. köln rea de Masse 


fast ununterbrochen über den Gipfel des Ablaufberges, und die 
Zwischenräume sind gerade so groß bemessen, daß man die 
Weichen hinter einem Wagen umstellen kann, ehe der folgende 
nachkommt. 


Innerhalb von 10 Minuten laufen oft 50 Wagen 
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Abb. 39. Verschiebebahnhof. 
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Abb. 40. Verschiebebahnhof. 


hintereinander ab. Leider aber laufen sie nicht alle gleich gut; 
schwer beladene niedrige Wagen sausen oft mit großer Ge- 
schwindigkeit bergab, bei hohen geschlossenen dagegen, be- 
sonders wenn sie leer sind, macht sich der Widerstand der Luft 
stark bemerkbar. Sie schleichen förmlich dahin und können 
daher leicht von einem raschen Nachläufer eingeholt werden. 
Außerdem treten noch andere Schwierigkeiten auf; manche 
Wagen sind in Gleise zu leiten, auf denen schon viele andere 
Wagen stehen; sie sollen also nur einen kurzen Weg zurück- 
legen. Andere dagegen laufen in Gleise hinein, die noch ganz 
unbesetzt sind, und haben vielleicht 400 bis 500 m weit zu laufen. 
Man muß daher beim Rangieren die Geschwindigkeit der Wagen 
regeln, insbesondere bei Raschläufern und solchen, die nur kurze 
Strecken laufen sollen. Nun sind die Güterwagen zum Teil mit 
Handbremsen ausgerüstet; sie könnten also durch Arbeiter ge- 
bremst werden, die entweder gleich auf dem Ablaufberg oder 
aber während des Laufs aufspringen. Hierzu würde viel Personal 
erforderlich sein. Außerdem müßte bei den Wagen ohne Bremse 
ein anderes Verfahren platzgreifen. In manchen Ländern, z. B. 
in England, hat man alle Güterwagen mit besonderen Rangier- 
bremsen versehen, die man in einfachster Weise betätigen kann, 
ohne den Wagen zu besteigen. Dieses Mittel ist in Deutschland 
nur in beschränktem Maße angewandt worden und wird besser 
durch Hemmschuhe ersetzt. Der Hemmschuh wird vor dem zu 
bremsenden Wagen auf die Schienen gelegt, das eine Vorderrad 
läuft auf und kommt dadurch sehr rasch außer Drehung. Schuh 
und Rad gleiten auf der Schiene weiter, ebenso muß das gegen- 
überliegende Rad, da es fest auf der Achse sitzt, gleiten. So 
kommt der Wagen nach kurzer Zeit zum Halten. Eine bloße 
Verminderung der Geschwindigkeit, wie beim Anziehen der 
Wagenbremse oder Benutzung des Bremsknüppels, ist beim 
Hemmschuh ohne weiteres nicht möglich. Dies gelingt erst bei 
Verwendung der sogen. Gleisbremse. 


Die eine Schiene des Gleises wird seitwärts ab- 
gebogen, während das Ende der anschließenden 
Schiene zungenförmig zugeschärft ist. Damit das Fahrzeug 
nicht an der Unterbrechungsstelle entgleist, ist an der gegen- 
überliegenden Seite eine Leitschiene angebracht, die den Spur- 
kranz des anderen Rades sicher führt. Soll ein Wagen gebremst 
werden, so wird ein Hemmschuh vor der Gleitbremse auf die 
Schiene aufgelegt, in der die Abbiegung liegt. Er gleitet unter 
dem Vorderrade bis zur Abzweigungsstelle.e Während der 
Wagen, durch die Leitschiene gehalten, geradeaus läuft, wird 
der Hemmschuh durch die abgebogenen Schienen seitwärts ab- 
geschleudert und in einem offenen Kasten, den sogen. Hemm- 
schuhfänger, aufgefangen. 


Gleisbremse. 


6. Lokomotiv- und Wagenschuppen. 


Die Lokomotiv- 
schuppen, auch 
Heizhäuser oder Maschinenhäuser genannt, sollen 
die Lokomotiven, die zwar dienstfähig, aber während 
größerer Arbeitspausen außer Dienst gestellt sind, 


Zweck der Lokomotivschuppen. 


gegen Witterungseinflüsse schützen; hier werden 
auch die Reinigungsarbeiten vorgenommen, außer- 
dem kleinere Reparaturen ausgeführt. Endlich 
werden hier die Lokomotiven nach Übernachtungen 
und sonstigen längeren Ruhepausen, bei denen das 
Feuer nicht erhalten wurde, angeheizt. Zur Er- 
leichterung der Arbeiten setzt man die Gleise im 
Schuppen auf Gruben, dann können Putzer und 
Schlosser bequem von unten her an die Innenteile 
der Maschine herankommen. 

Über den Gleisen befinden sich Rauchfänge, 
damit der Schuppen nicht verqualmt wird. Früher 
wurden sie allgemein direkt durch das Dach hin- 
durchgeführt und mündeten ins Freie, so daß also 
über jedem Lokomotivstand sich ein kleiner Schorn- 
stein befand. Neuerdings vereinigt man nicht selten 
die einzelnen Rauchröhren zu einer gemeinsamen 
Leitung und führt diese zu einem hohen Schornstein, 
der neben dem Schuppen steht. Diese Sammel- 
rauchabführung ist besonders im Innern von Städten 
am Platze, da die aus den niedrigen Einzelrauch- 
fängen abziehenden Verbrennungsgase die Umgebung 
belästigen, ebenso auf Stationen in tiefen Einschnitten 
oder an Bergabhängen, wo der zurückprallende 
Wind bei Einzelabführung den Rauch in den Schuppen 
zurückdrücken würde. Das Anheizen der Loko- 
motive geht schneller als bei Einzelrauchröhren. 
Die Luft im Schuppen bleibt reiner, die Fenster 
verrußen nicht. Indes ist die gemeinsame Rauch- 
abführung nur dann vorteilhaft, wenn sie sorgfältig 
durchkonstruiert und richtig bedient wird. So muß 
man jeden einzelnen Lokomotivschornstein mit dem 
Rauchfang gut verbinden, damit keine kalte Luft, 
sogenannte „falsche Luft“ mit in den Schornstein 
gelangt und die Saugwirkung beeinträchtigt. Hierfür 
sind besondere Trichter konstruiert worden; sie 
sitzen am unteren Ende des Rauchfanges und haben 
zwei drehbare Flügel, die den Schornstein dicht 
umfassen. Ebenso ist bei der Sammelrauchabführung 
ein Abschließen der Rauchfänge bei unbenutztem 
Stand unerläßlich. 

Die Form, in der die Loko- 
motivschuppen ausgeführt 
werden, sind mannigfaltige. In Norddeutschland wird die An- 
ordnung nach Abb. 41 bevorzugt. Hier laufen von einer Dreh- 
scheibe aus die Gleise strahler.örmig auseinander und münden 


in einen Schuppen, dessen Grundriß einen Teil eines Ringes 
bildet. Er kann für eine beliebige Anzahl von Lokomotiven, 


Formen der Lokomotivschuppen. 


etwa bis zur Höchstzahl von 30, ausgeführt und jederzeit bequem 
erweitert werden. Freilich sind alle Lokomotiven auf den Zu- 
gang über eine Drehscheibe angewiesen, liegen also bei deren 
Versagen fest. Den gleichen Übelstand haben Schuppen nach 
Abb. 42, die sogen. Rotunden. Sie ähneln in ihrem Aufbau einem 
Zirkus. In der Mitte liegt die Drehscheibe. Sie ist mit über- 
dacht. Im Kreise herum stehen die Lokomotiven. Diese 
Schuppen sind zwar gut zu beleuchten, aber wegen ihrer großen 
Höhe schwer zu beheizen. Eine Erweiterung ist ausgeschlossen; 
man wendet sie daher nur in solchen Fällen an, wo die Form 
des Bauplatzes dazu drängt. Sehr zweckmäßig ist dagegen die 
Rechteckform (Abb. 43). Die Lokomotiven fahren entweder 
von den Stirnseiten über eine Drehscheibe oder Weichen- 
verbindung, oder von der Langseite her über Schiebebühnen in 
den Schuppen. Die Schiebebühnen bestehen aus einem Wagen, 
der zwei Schienen trägt und sich quer zur Gleisachse bewegt. 
Der Antrieb erfolgt meist elektrisch. Sie dienen zum Umsetzen 
eines Fahrzeuges aus einem Gleis in ein parallel laufendes. In 
rechteckigen Schuppen lassen sich bequem zahlreiche Lokomo- 
tiven unterbringen. Aber ebenso zweckmäßig sind sie auch für 
die Aufstellung einer geringen Anzahl. Sie sind gut zu erweitern, 
leicht zu heizen vnd zu erleuchten. Durch die Tore an den 


Abb. 41. 


Abb. 42. 
Runde Lokomotivschuppen. 


Stirnseiten und die Schiebebühnen lassen sich viele Zugangs- 
möglichkeiten schaffen, so daß Betriebsstörungen weniger fühl- 
bar sind. 


Die modernen deutschen Lokomotivschuppen weisen gegen- 
über den älteren Anlagen bedeutende Fortschritte auf. Sie sind 
hell und luftig, mit mechanischen Hilfsmitteln gut ausgerüstet 
und gestatten deshalb eine weitaus sorgfältigere und raschere 
Instandsetzung der Lokomotiven als dies vor Jahrzehnten der 
Fall war. 


Die Wagenschuppen dienen zur Aufstellung 
einzelner kostspieliger Wagen (Wagen- 
schuppen in eigentlichem Sinne) sowie zum Nachsehen und 
Reinigen ganzer Züge („Wagenreinigungsschuppen“); im 
letzteren Falle erfordern sie eine besondere Ausrüstung. Die 
Gleise werden ähnlich wie in den Lokomotivschuppen in ihrer 
ganzen Länge auf Arbeitsgruben verlegt. In diesen Gruben 
liegen Heizkörper, die den Schuppen erwärmen und das Auf- 
tauen des Eises an den Untergestellen beschleunigen. Man 
macht die Wagenreinigungsschuppen so lang, daß auf jedem 
Gleis ein ganzer Zug, auch wohl zwei hintereinander aufgestellt 
werden können. Neben den Gleisen liegen Wasserrinnen, in die 
die Arbeiter beim Reinigen die Schrubber eintauchen. Mittels 
besonderer Luftleitungen kann man den Staub aus dem Wagen- 
innern absaugen und die Bremsbehälter mit Druckluft füllen. 


Wagenschuppen. 


7. Wasserwerke. 


Auf der kurzen Strecke von 10 km verdampft 
unter normalen Verhältnissen eine Schnellzugloko- 
motive 1 cbm, eine Güterzuglokomotive gar 1,5 cbm 
Wasser. Zum Ersatz wird im Tender ein gewisser 
Wasservorrat mitgeführt, aber dieser reicht nur für 
einen Teil der Fahrt aus. Man benutzt daher unter- 
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wegs den Aufenthalt auf einzelnen Stationen, um den 
Bestand an Wasser zu ergänzen. Dagegen genügt 
der mitgeführte Kohlenvorrat für die ganze Fahrt. 


Die Stationen, auf denen das Wassernehmen 
stattfindet, sind mit besonderen Einrichtungen ver- 
sehen, die man Wasserwerke nennt. Der Wasser- 
verbrauch ist im Gebirge bedeutend größer als im 
Flachland.. Daher schwanken die Entfernungen, 
innerhalb derer das Tenderwasser erneuert wird, 
in weiten Grenzen. Bei vollbelasteten Schnellzug- 
lokomotiven erfolgt das Wassernehmen nach 100 
bis 180 km, bei Güterzuglokomotiven nach 30 bis 
60 km, bei Tenderlokomotiven dagegen, die keinen 
besonderen Tender besitzen, sondern den Wasser- 
vorrat in Behältern unterhalb oder seitlich des 
Kessels mitführen, schon nach 20 bis 40 km Fahrt. 
Für die Entfernung benachbarter Wasserstationen 
ist somit meist die Verwendung von Güter- bezw. 


Abb. 43. 
Rechteckiger Lokomotivschuppen. 


Tenderlokomotiven maßgebend. Selbstverständlich 
werden alle Stationen, auf denen sich Lokomotiv- 
schuppen befinden, mit Wasserwerken ausgerüstet. 
Zur Beschaffung des Wassers wird in der Regel 
ein bahneigenes Wasserwerk angelegt. Die Ver- 
sorgung lediglich durch kommunale Wasserleitungen 
ist mit Rücksicht auf die Betriebssicherheit und die 
Kosten verhältnismäßig selten. Dagegen werden 
häufig die bahneigenen Wasserwerke mit denen der 
Kommunalverwaltung in Verbindung gebracht, um 
in Notfällen von dort Wasser beziehen zu können. 
Abgesehen von der Füllung der Tender braucht die 
Eisenbahnverwaltung noch zu vielerlei anderen 
Zwecken Wasser: zum Auswaschen der Lokomo- 
tiven und der Viehwagen, zum Spülen der Aborte, 
zum Bespritzen von Kohlenlagerplätzen, zu Feuer- 
löschzwecken, für Werkstätten und Kraftwerke, aber 
auch zur Versorgung der Dienst- und Wohnräume 
mit Trinkwasser. Das Wasserwerk eines Bahnhofes 
ist daher eine ziemlich verwickelte und kostspielige 
Anlage. 

Das Wasser wird in der Regel aus 
offenen Wasserläufen oder Tief- 
brunnen entnommen und durch eine Pumpenanlage nach einem 
Wasserturme gedrückt. Von dort gehen die Verteilungs- 
leitungen nach allen Punkten des Bahnhofes, wo Wasser ge- 
braucht wird. Zum Füllen der Tender benutzt man besondere 
Einrichtungen, Wasserkrane; das übrige Wasser wird mittels 
gewöhnlicher Zapfhähne oder auch aus Hydranten entnommen. 
Wasser zu Trinkzwecken muß besonders sorgfältig behandelt 
und womöglich aus Tiefbrunnen entnommen werden. Aber auch 
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Behandlung des Wassers. 


das Wasser für die Speisung der Lokomotivkessel muß von 
guter Beschaffenheit sein und erforderlichen Falles von mecha- 
nischen Verunreinigungen durch Filtern befreit werden. Säure- 
haltiges Wasser ist nicht zu gebrauchen, da es die Kesselwände 
angreift. Im übrigen enthält jedes Wasser, abgesehen von 
destilliertem, aufgelöste Salze, wie kohlensauren Kalk, schwefel- 
sauren Kalk und dergl., die nach Verdampfung des Wassers sich 
als Schlamm oder feste Masse (Kesselstein) an den Wandungen 
des Kessels und der Siederohre ablagern. Hierdurch wird die 
Ausnutzung des Brennmaterials wesentlich beeinträchtigt und die 
Abnutzung der Kesselbleche befördert. Zur Verhütung der 
Kesselsteinbildung wird das Speisewasser in einzelnen Fällen 
mit Chemikalien, wie gebranntem Kalk, Soda, Ätznatron oder 
dergl., behandelt. Ebenso bedarf das Wasser einer besonderen 
Bearbeitung, wenn es Eisen in Form von doppelkohlensaurem 
Eisenoxydul enthält. Diese Enteisenung wird vielfach ohne Zu- 
hilfenahme von chemischen Mitteln vorgenommen. Man läßt das 
Wasser durch Brausen in feinen Strahlen in Behälter laufen, 
hierbei tritt innige Berührung mit Luft ein. Das Eisenoxydul ver- 
liert die Kohlensäure, es fällt ein eisenhaltiger Niederschlag 
heraus und wird durch Filterung aus dem Wasser ausgeschieden. 


Die Pumpenanlagen der Eisenbahnwasserwerke unter- 
scheiden sich im allgemeinen nicht wesentlich von 
Pumpen anderer Betriebe. Als Antrieb dienen bei kleinen An- 
lagen Petroleummotoren, auch wohl Pulsometer, die durch den 
Dampf der Lokomotiven betrieben werden; bei größeren werden 
Dampfpumpen, die wirtschaftlicher arbeiten, oder Pumpen mit 
Sauggas- oder Elektromotoren vorgezogen. 


Pumpen. 


Auch die Hochbehälter, die meist auf Wasser- 
türmen untergebracht werden, bieten gegenüber 
den Anlagen für städtische Wasserversorgung keine besonderen 
Eigenheiten. Man baut sie entweder vollständig ein oder über- 
dacht sie wenigstens. Neuerdings hat man ihnen eine eiförmige 
Gestalt gegeben, wodurch eine besondere Bedachung über- 
flüssig wird. 


Hochbehälter. 


Das Wasser für die Lokomotiven wird nicht 
direkt dem Kessel zugeführt, da dies wegen der 
Dampfspannung unmöglich ist, sondern besonderen Behältern, 
die sich auf dem Tender oder auf der Lokomotive selbst be- 
finden. Das Einfüllen geschieht mittels der Wasserkrane. Es 
sind dies gußeiserne Säulen mit einem wagerechten Ausgußrohr, 
das drehbar angeordnet ist. Solange der Kran nicht benutzt 
ist, steht der Ausleger parallel zum Gleis. Soll eine Lokomotive 
Wasser erhalten, so fährt sie an den Kran heran, der Ausleger 
wird herumgeschwenkt, so daß er mit seiner Öffnung über den 
Einlauf des Tenders gelangt. Wird nun ein Absperrschieber ge- 
öffnet, so stürzt das Wasser in den Tender. Je weiter die 
Röhren des Wasserkranes sind und je größer der Druck des 
Speisewassers, desto rascher geht die Füllung. Während die 
älteren Wasserkrane nur 1 cbm in der Minute hergaben, liefern 
die neueren bis zu 5 cbm. Hierdurch ist es möglich geworden, 
das Speisewasser der Schnellzuglokomotiven bereits innerhalb 
von 2 Minuten zu ergänzen. Auch für Güterzüge hat man in 
letzter Zeit leistungsfähige Wasserkrane gebaut, denn es ist bei 
ihnen erwünscht, einige Minuten auf den Zwischen- 
stationen zu erübrigen, um Zeit für das Verschieben 
zu gewinnen. 


Wasserkrane. 


8. Wägevorrichtungen. 


Die Berechnung der Fracht für einzelne 
Gepäckstücke, Eilgüter und Stückgüter erfolgt 
in der Regel nach dem Gewicht. Es sind 


‚daher überall da, wo Güter oder Reise- 
gepäck _ aufgeliefert werden, Wägevorrich- 
tungen erforderlich. Bei Massengütern in 
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ganzen Wagenladungen ist eine Feststellung des 
Gewichts in der Regel nicht nötig; es geschieht 
jedoch, wenn der Absender es ausdrücklich beantragt 
oder wenn die Fracht tarifmäßig nach dem Gewicht 
zu berechnen ist. In manchen Fällen geht aber das 
Verwiegen auch von der Eisenbahnverwaltung aus, 
z.B. wenn eine Überlastung der Wagen und eine 
Frachthinterziehung zu befürchten ist. Da also der 
größte Teil der Wagenladungen nicht verwogen wird, 
so sind auch nicht sämtliche Stationen mit Ein- 
richtungen zum Verwiegen ganzer Wagen, so- 
genannter Gleiswagen, ausgerüstet. Zum Verwiegen 
der Gepäckstücke benutzt man meist Zeigerwagen, 
bei denen das Gewicht auf einem Zifferblatt abgelesen 
werden kann. Sie haben eine Tragfähigkeit von 250 
bis 300 kg und ermöglichen einen außerordentlich 
raschen Betrieb, sind aber unter Umständen Störungen 
unterworfen. Aus diesem Grunde waren sie früher 
für Stück- und Eilgutabfertigungen, wo die Wagen 
unter besonders ungünstigen Temperaturverhältnissen 
arbeiten, nicht zugelassen, da sie bei großer Kälte zu 
geringes Gewicht angaben. Im Laufe der letzten 
Jahre soll es aber durch Verwendung von Nickelstahl 
gelungen sein, eine einwandfreie Bauart zu erzielen, 
die auch bei den großen Temperaturschwankungen 
zuverlässig arbeitet. 


Die Gleiswagen, d. h. die Wägevor- 
richtungen zum Verwiegen ganzer 
Eisenbahnwagen bestanden in früheren Zeiten all- 
gemein aus einer großen Platte, auf der zwei Schienen 
befestigt waren. Diese Platte ruhte auf Wiegehebeln 
und war in ein Gleis so eingebaut, daß man bequem 
einen Wagen hinauf-und wieder hinabschieben konnte. 
Vorher wurde die Platte durch eine Entlastungs- 
vorrichtung festgestellt. War der Wagen auf der 
Platte zum Stillstand gekommen, so wurde die Ent- 
lastungsvorrichtung ausgeschaltet und die Platte 
konnte sich in senkrechter Richtung frei bewegen. 
Neben dem Gleis stand ein Wiegehäuschen, in dem 
sich der Wagebalken befand; er stand durch Stangen 
und Hebel mit den Wiegehebeln in Verbindung. 
Durch Auflegen von Gewichten auf eine Gewichts- 
schale oder durch Verschieben eines Laufgewichts 
konnte man das Gewicht feststellen. Bei den Wagen 
der beschriebenen Bauart waren die Schienen an den 
Enden der Platte unterbrochen, man nannte sie daher 
„Wagen mit Gleisunterbrechung“. Wo das Gleis mit 


Gleiswagen. 


Abb. 44. Gleiswage. 
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Lokomotiven oder Rangierzügen viel befahren wird, 
sind solche Wagen nicht zweckmäßig, da sie trotz 
der Entlastungsvorrichtungen durch die starke In- 
anspruchnahme rasch unbrauchbar werden. Man 
zieht in diesen Fällen Wagen ohne Gleisunter- 
brechung vor. Die Anordnung ist der vorigen ähnlich; 
auch hier ist eine Platte vorhanden, aber diese dient 
nicht zur Unterstützung der Fahrschienen, sondern 
sie liegt innerhalb derselben (Abb. 44). Die Platte 
liegt gewöhnlich so tief, daß die Spurkränze der 
Räder darüber hinwegrollen, ohne sie zu berühren. 
Soll ein Wagen verwogen werden, so wird er über 
die Platte geschoben. Mittels einer Hebevorrichtung 
wird die Platte angehoben, bis sie gegen die Spur- 
kränze der Wagenräder von unten stößt. Dann wird 
die Hebung fortgesetzt, bis die Räder frei über den 
Schienen schweben. Der Wagen steht nun mit seiner 
vollen Last auf der Platte; diese ist durch Balken 
und Stangen mit einem Wiegebalken verbunden, so 
daß unter Benutzung eines Laufgewichts das Gewicht 
ermittelt werden kann. 

Die Wagen ohne Gleisunterbrechung werden 
in neuerer Zeit in großem Umfange beschafft. Doch 
haben auch die Wagen mit Gleisunterbrechung 
immer noch ein großes Anwendungsgebiet, besonders 
da, wo zahlreiche Verwiegungen von beladenen 
Güterwagen innerhalb kurzer Zeit ausgeführt werden, 
wie auf Zechenbahnhöfen, in Häfen und dergl. 


9. Beleuchtung der Bahnhöfe. 


Die Beleuchtung der Bahnhöfe beschränkt sich 
nicht auf die Empfangsgebäude, Wartesäle, Dienst- 
räume und Bahnsteige, sondern sie umfaßt auch die 
Weichen, Gleise und Signale. Die Innenbeleuchtung 
der Bahnhöfe unterscheidet sich nicht wesentlich von 
der Beleuchtung anderer Gebäude. Dagegen stellt 
die Außenbeleuchtung besondere Anforderungen. Vor 
allem müssen die Lichtpunkte so hoch liegen, daß 
scharfe Schlagschatten vermieden, das Personal nicht 
geblendet und farbige Signallichter nicht überstrahlt 
werden. Diese Forderung gilt vor allem für die 
Verschiebebahnhöfe, auf denen gerade des Nachts 
oft der Verkehr am lebhaftesten ist. Kleine Stationen 
werden in der Regel durch gewöhnliche Petroleum- 
lampen erleuchtet, bei stärkerem Verkehr haben sich 
für Außenbeleuchtung Petroleumglühlichtlampen vor- 
trefflich bewährt. Besonders zwischen den Gleisen 
und auf Bahnsteigen ermöglichen sie auch dort eine 
glänzende Beleuchtung, wo Gas und Elektrizität 
nicht zu haben ist. Die Lampen werden an 7 bis 9m 
hohen Masten aufgehängt. Am Fuße des Mastes ist 
ein Petroleumbehälter eingegraben. Durch den Druck 


von flüssiger Kohlensäure oder komprimierter Luft 
wird Petroleum durch eine Rohrleitung einem Ver- 
gaser zugeführt. Von hier aus strömt das Petroleum- 
gas nach einem Glühlichtbrenner, dessen Glühstrumpf 
es in Weißglut erstrahlen läßt. Die Vergasung wird 
beim Anzünden durch eine Spiritusflamme eingeleitet, 
nachher jedoch durch die Hitze bewirkt, die der 
Glühstrumpf ausstrahlt. Die gewöhnlichen Lampen 
für Außenbeleuchtung entwickeln eine Helligkeit bis 
zu 700 Normalkerzen. Auch Spiritusglühlampen sind 
zur Außenbeleuchtung in großem Umfange zur An- 
wendung gelangt, ebenso — jedoch in geringerem 
Maße — zur Innenbeleuchtung. Hierfür hat man 
auch auf einzelnen mittleren Bahnhöfen, die weder an 
Gasanstalten noch Elektrizitätswerke angeschlossen 
waren, mit Erfolg Luftgas angewandt. Es wird 
dadurch erzeugt, daß atmosphärische Luft gepreßt 
und durch einen leicht siedenden flüssigen Kohlen- 
wasserstoff geleitet wird. Für Außenbeleuchtung 
arbeitete dieses System weniger wirtschaftlich als 
das oben geschilderte mit Petroleumglühlicht. 


Auf großen Stationen findet sich fast ausschließ- 
lich Gas- oder elektrische Beleuchtung; hierbei 
werden Gas und Elektrizität nur da in bahneigenen 
Werken erzeugt, wo es sich wirtschaftlich recht- 
fertigen läßt. Andernfalls schließt man den Bahnhof 
an fremde Gas- oder Elektrizitätswerke an, die sich in 
Händen von Gemeinden, Kreisen oder auch Privaten 
befinden. Da die Eisenbahn ein guter und dauernder 
Kunde ist, werden ihr in der Regel auch Preis- 
vergünstigungen gewährt. Die Gasbeleuchtung hat 
in den letzten Jahren nach Einführung des hängenden 
Glühlichts wieder an Boden gewonnen, nachdem sie 
eine Zeitlang durch die Elektrizität zurückgedrängt 
war. Auch die elektrische Beleuchtung hat in der 
letzten Zeit bedeutende Verbesserungen erfahren, 
besonders durch die Einführung der Metallfaden- 
lampen mit 100 und 200 NK. Sie finden jetzt zweck- 
mäßig überall da Verwendung, wo die Bogenlampen 
zu stark und die gewöhnlichen Glühlampen zu 
schwach waren, z.B. in den Bahnsteigtunneln und 
auf Bahnsteigen. 

Die Weichenlaternen werden in der Regel durch 
Petroleum, in einzelnen Fällen auch durch Gas be- 
leuchtet. Dagegen erfolgt die Beleuchtung der 
Signale, von einigen Ausnahmen abgesehen, fast 
durchweg mit Petroleum. 


Auf den preußisch-hessischen Staatseisenbahnen 
waren im Jahre 1908 ca. 197 000 Gaslampen und 
224 000 elektrische Lampen vorhanden. Demgegen- 


über wurden nur 17000 Glühlampen mit Spiritus 
oder Petroleum gespeist. 
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Kapitel V. 


Das Signal- und Sicherungswesen. 


Von Hoogen, Geheimem Baurat und vortragendem Rat im Ministerium der öffentl. Arbeiten in Berlin. 


Etwa 700 Millionen Zugkilometer werden gegen- 
wärtig im Jahre auf den deutschen Eisenbahnen ge- 
fahren, mehr als 25 000 Lokomotiven, über 50 000 Per- 
sonenwagen und etwa 600 000 Güterwagen bewegen 
sich auf den Strecken und den Bahnhofsgleisen. 180 
und mehr Züge werden — von den Stadt- und Vor- 
ortbahnen ganz abgesehen — auf vielen zweigleisigen 
Strecken im Laufe eines Tages befördert, Schnell- 
züge mit einer Geschwindigkeit von 90 bis 100 km in 
der Stunde folgen sich im Abstand von wenigen 
Minuten. Von drei, vier und mehr Richtungen 
laufen auf den großen Bahnhöfen die Züge gleichzeitig 
ein, dabei fahren auf den Nebengleisen die Lokomo- 
tiven hin und her und von den Rangierbergen kommen 
die Wagen, um zu neuen Zügen sich zu ordnen und zu 
weiterem Lauf sich zu rüsten. Und alles dieses soll 
sich schnell und pünktlich vollziehen, ohne Störungen 
und ohne Gefährdungen von Menschen und Gut. Was 
das bedeuten will, ist 
für den dem Eisen- 
bahnbetrieb Fern- 
stehenden nicht leicht 
zu übersehen; aber 
das leuchtet ohne 
weiteres ein, daß es 
nur möglich ist, wenn 
jeder dabei Beteiligte 
in jedem Augenblick 
seine bestimmten 
Weisungen hat und 
sie auf das genaueste 
befolgt. Um die er- 
forderlichen Befehle 
und Anordnungen so 
geben zu können, 
daß sie leicht und 
schnell, wie der Be- 
trieb es erfordert, 
aufgefaßt werden und 
iede Zweideutigkeit 
ausgeschlossen bleibt, 
dazu bedarf es eines 
gut durchgebildeten 


Signalwesens. Doch 

damit ist es nicht 

Abb. 1. Hauptsignal genug. Fehler und 
„Halt“. Irrungen haften jeder 


menschlichen Tätigkeit an. Unheilvolle Folgen kann 
im Eisenbahnbetrieb das kleinste Mißverständnis, ein 
falscher Handgriff nach sich ziehen. Einrichtungen 
zu schaffen, die unbedachte Handlungen und falsche 
Anordnungen ausschließen, sie unter Nutzbarmachung 
aller Hilfsmittel der modernen Technik immer weiter 
auszugestalten und so die stetig steigenden Ansprüche 
des Verkehrs mit den Forderungen der Pünktlichkeit 
und Sicherheit des Betriebes in Einklang zu bringen, 
ist Aufgabe des Sicherungswesens. 


Schon in der ersten Zeit des Eisenbahn- 
betriebes sind für gewisse regelmäßig 
wiederkehrende Meldungen leicht aufzufassende, hör- 
bare und sichtbare Zeichen — Signale — eingeführt 
worden. Den verschiedenartigen Anforderungen des 
Betriebes entsprechend, zum Teil beeinflußt durch 
klimatische Verhältnisse und zufällige Einwirkungen 
hat das Signalwesen 
in den einzelnen 
Ländern sich ver- 
schieden entwickelt. 
Sowohl in den Signal- 
zeichen wie in den 
dadurch ausgedrück- 
ten Signalbegriffen 
findet sich die größte 
Mamnigfaltigkeit. 


Signale. 


Signalordnung 
für die Eisenbahnen 
Deutschlands. 
Auf den deutschen 
Bahnen wurde in den 
wichtigsten Punkten 
eine Einheitlichkeit 
zuerst durch die 
Signalordnung für 
die Eisenbahnen 
Deutschlands vom 
4. Januar 1875 ge- 
schaffen. Im Laufe 
der Zeit ist diese 
vielfach ergänzt und 
weiter fortgebildet 
worden. In der jetzt 
gültigen Form ist sie 
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Abb. 2. Hauptsignal 
„Fahrt frei“ 
für das durchgehende Gleis. 


Das Signal- und Sicherungswesen. 


am 1. August 1907 in 
Kraft getreten. Es 
sind darin 10 ver- 
schiedene Gruppen 
von Signalen vor- 
gesehen. Nicht der 
Reihenfolge, aber 
ihrer Bedeutung nach 
nehmen die erste 
Stelle ein die Signale, 
die zur Regelung der 
Zugfolge dienen. 


Hauptsignale. ne 
sind 
unter dem Begriff 
Hauptsignale Zu- 
sammengefaßt und 
zeigen dem Loko- 
motivführer an, ob 


der dahinter liegende 
Gleisabschnitt von 
einem Zuge befahren 
werden darf oder 
nicht. Verwendet 
werden sie als Ein- 


Abb. 3. fahrsignale vor Bahn- 

Ausfuhrsignal (Bayern) höfen, als Ausfahr- 
„Ruhe“. i 

signale und als 

Wegesignale innerhalb der Bahnhöfe, als Block- 


signale am Anfang eines auf freier Strecke be- 
ginnenden Gleisabschnittes sowie zur Deckung von 
Bahnkreuzungen in Schienenhöhe, beweglichen 
Brücken und Gleisabzweigungen. 
Mit diesen Hauptsignalen werden auf den deut- 
schen Bahnen zwei Signalbegriffe ausgedrückt: 
„Halt“ und „Fahrt frei“. 


Das Signalzeichen für „Halt“ ist bei Tage der an einem 
Mast wagerecht stehende Flügel, bei Nacht ein rotes 
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Licht (Abb. 1). Diese 
Stellung auf „Halt“ 
ist für die Einfahr-, 
Ausfahr-, Wege- und 
Blocksignale die 
Grundstellung. Nur 
wenn ein Zug ein-, 
aus- oder durch- 
fahren soll, wird das 
Signal auf „Fahrt 
frei“ gestellt. Es 
zeigt dann vom Zuge 
aus gesehen der 
Flügel des Signals ' fi 
schräg aufwärts nach sis 
rechts (Abb. 2). Bei 
Nacht erscheint dem 
Zugeentgegen grünes 
Licht. 

Abweichungen hiervon 
finden sich auf den baye- 
rischen Bahnen rechts 
des Rheines. Dort wird 
„Fahrt frei“ bei Dunkel- 
heit durch weißes Licht 
angezeigt. Auch ist in 
Bayern neben den 
nalen „Halt“ und „Fahrt 
frei“ bei den Ausfahr- 
signalen das Signal 
„Ruhe“ in Gebrauch. Es 
wird bei Tage dadurch dargestellt, daß der Signalflügel senk- 
recht abwärts hängt; bei Nacht zeigt die Signallaterne blaues 
Licht (Abb. 3). Durch dieses Signal wird angedeutet, daß auf 
dem Gleis ein Zug weder ein-, aus- oder durchfährt, noch zur 
Abfahrt bereit steht, das Gleis daher von Rangierabteilungen 
befahren werden darf. 


VI - 


Sig- 


Abb. 4. Hauptsignal 
„Fahrt frei“ 
für ein abzweigendes Gleis. 


Bei Zügen, die vom durchgehenden Hauptgleise 
abgelenkt werden, wird dieses dem Lokomotivführer 
bei Erteilung der Erlaubnis zur Einfahrt in einen 
Bahnhof oder in eine Abzweigung besonders an- 
gezeigt. Das Signal „Fahrt frei“ wird in diesem Falle 
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Abb. 5. 


Signalbrücke. 
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Abb. 6. Vorsignal. 


Am Hauptsignal ist „Halt“ 
zu erwarten. 
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statt durch ein 

einflügeliges 
durch ein mehr- 
flügeliges Sig- 
nal gegeben. 
Bei Tage er- 
scheinen zwei 
oder drei Flügel 
in schräg auf- 
wärts gerich- 
teter Stellung, 
bei Dunkelheit 
zwei oder drei 
grüne Lichter 
untereinander 
(Abb. 4). 

Das zwei- 
flügelige „Signal 
wird verwendet, 
wenn zwei aus 
dem Hauptgleis 
sich  verzwei- 
gende Fahr- 
wege, das drei- 
flügelige, wenn 


drei Fahrwege 
anzuzeigen sind. Das einflügelige Signal gilt 
immer für die Fahrt in das durchgehende 
Hauptgleis. Mehr als drei Flügel werden an einem 


Signalmast nicht angebracht. 
fahrwege zu kennzeichnen, so 
Bahnen, z. B. den preußischen 
Wegesignale angeordnet, 
zweigungen hinter der Einfahrts- 
weiche anzeigen. 

Die Hauptsignale sollen in der 
Regel rechts neben oder auch über 
dem Gleise stehen, zu dem sie ge- 
hören. Zur Aufstellung über den 
Gleisen dienen Konsolmaste oder 
Signalbrücken (Abb. 5). 

Der Zweck der Hauptsignale, 
den hinter ihnen liegenden Gleis- 
abschnitt bei Haltstellung zu 
decken, verlangt die unbedingte 
Beachtung des Haltsignals. Das 
Überfahren eines solchen Signals 
auch nur um wenige Meter darf 
nicht gestattet werden, Bei klarem 
Wetter und günstigem Hinter- 
grund ist ein Signalflügel mehrere 
Kilometer weit sichtbar. Dasselbe 
gilt von den Nachtsignalen. Der 
Lokomotivführer kann dann die 
Signale so frühzeitig erkennen, 
daß er imstande ist, die Bremsung 
rechtzeitig einzuleiten, wenn er 
„Halt“ am Hauptsignal bemerkt. 
Die Fernsichtbarkeit der Tages- 


Sind mehr als drei Ein- 
werden 


bei einigen 


und sächsischen, 
die die 


weiteren Ver- 


Abb. 8, Vorsignal. 


Am Hauptsignal ist „Fahrt frei“ zu erwarten. 
(Bayern.) 


signale sowohl F 1 
wie der Nacht- 
signale wird 


aber durch die 
Witterung und 
den Zustand 
der Luft sehr 
beeinflußt. Bei 
starkem Nebel 
sind die Signale 
oft erst aus 
nächster Nähe 
zu erkennen. 
Es wird daher 
schon in einer 
gewissen Ent- 
fernung vor den 
Einfahr-, Block- 
und Deckungs- 
signalen durch 
ein  Vorsignal 
demLokomotiv- 
führer ange- 
zeigt, ob am 
Hauptsignal 
Halt-oder Fahr- 
stellung zu erwarten ist. Ein solches Vorsignal be- 
steht aus einer drehbaren runden, grün gestrichenen 
Scheibe mit weißem Rande. Ist am Hauptsignal 
„Halt“ zu erwarten, so zeigt das Vorsignal bei Tage 
dem Zuge entgegen die volle Scheibe, bei Dunkelheit 
grünes Licht (Abb. 6), ist jedoch „Fahrt frei“ am 
Hauptsignal zu erwarten, so wird dem Zuge entgegen 
bei Tage die schmale Ansicht 
der gedrehten Scheibe und bei 
Dunkelheit weißes Licht der La- 
terne gezeigt (Abb. 7). 

In Bayern ist eine etwas andere 
Form des Vorsignals üblich. Dort wird 
bei der Stellung, bei der am Hauptsignal 
„Fahrt frei“ zu erwarten ist, die Scheibe 
des Vorsignals nicht wagerecht gestellt, 
sondern Hälften der geteilten 
Scheibe legen sich so zusammen, daß ein 
schräg gestellter Flügel erscheint (Abb. 8). 


Abb. 7. Vorsignal, 


Am Hauptsignal ist „Fahrt frei‘ 
zu erwarten, 


die zwei 


Die Vorsignale stehen immer 
auf der rechten Seite der zuge- 
hörigen Gleise. Die Scheibe be- 
findet sich in der Regel in 
Augenhöhe des Lokomotivführers, 
während die Hauptsignale an 
hohen Masten angebracht sind. 
Es hat dieses seinen guten Grund. 
Die Hauptsignale sollen aus weiter 
Ferne erkennbar sein, das Vor- 
signal dagegen soll sich vor allem 
dann dem Lokomotivführer auf- 
drängen, wenn die Fernsichtbar- 
keit beschränkt ist. Um den 
Standort der Vorsignale noch 


Das Signal- und 


Sicherungswesen. 
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sonders hervorzuheben, werden vielfach vor ihnen 
besondere Merkzeichen aufgestellt (Abb. 6 und 7). 


Betrachtet man die Bilder der Nachtsignale für die beiden 
Stellungen des Hauptsignals zusammen mit den zugehörigen 
Stellungen des Vorsignals, so findet man bei „Halt“ am Haupt- 
signal „rotes Licht“ und hierzu am Vorsignal „grünes Licht“, 
bei „Fahrt frei“ am Hauptsignal „grünes Licht“ und hierzu am 
Vorsignal „weißes Licht“. Das grüne Licht erscheint also dem 
Lokomotivführer in doppelter Bedeutung; am Hauptsignal als 
Zeichen für „Fahrt frei“, am Vorsignal als „Warnung“, wenn 
„Halt“ am Hauptsignal zu erwarten ist. Daß dieselbe Farbe, 
die am Hauptsignal freie Fahrt anzeigt, am Vorsignal ein am 
Hauptsignal zu erwartendes „Halt“ ankündigen soll, ist eine 
nicht erwünschte Unstimmigkeit. Es wird daher auf den 
deutschen Bahnen ein neues Vorsignal eingeführt, bei dem die 
Warnstellung durch zwei gelbe Lichter angezeigt wird, 
während zwei grüne Lichter ankündigen, daß am Hauptsignal 
„Fahrt frei“ zu erwarten ist. Damit ist die Doppeldeutigkeit 
des grünen Lichtes beseitigt. 


Das Bedürfnis, dem Lokomotiv- 
führer ein Halt- oder ein Warnungs- 
signal zu geben, tritt auch an Stellen, wo sich feste 
Signale nicht befinden, im Betriebe häufig auf. 
Hieraus sind die Wärtersignale hervorgegangen, die 
verwendet werden zum Stellen der Züge 
bei außergewöhnlichen Ereignissen oder bei 
Wahrnehmung gefahrdrohender Unregelmäßig- 
keiten am Zuge, zur Deckung von unfahr- 
baren Gleisen oder eines liegen gebliebenen Zuges, 
sowie zur Kennzeichnung, daß eine Strecke mit einer 
geringeren, als der fahrplanmäßigen Geschwindigkeit 
befahren werden muß. Diese Wärtersignale werden 
gegeben als Handsignale, Horn- oder Pfeifensignale, 
ferner als Scheibensignale und endlich als Knall- 
signale. 


Wärtersignale. 


Das Handsignal mit der Bedeutung: „Der Zug soll halten“ 
wird dadurch dargestellt, daß der Wärter bei Tage eine rote 
Signalfahne, bei Dunkelheit eine rot geblendete Laterne dem 
Zuge entgegen im Kreise schwingt. Ist eine Signalfahne oder 
eine Laterne nicht zur Hand, so wird die kreisförmige Bewegung 
dem Zuge entgegen mit irgendeinem anderen Gegenstand oder 
mit dem Arm allein gemacht. Wird dieses Signal nicht für 
ausreichend erachtet oder sollen benachbarte Beamte zum 
Stellen des Zuges veranlaßt werden, so wird mit dem Horn oder 
der Pfeife ein Haltsignal durch mehrmals wiederholte Folge von 
drei kurzen Tönen gegeben. 


w w wv Å w w w å w wv w wv wv 


Die Scheibensignale, die die Weisung erteilen, daß der Zug 
langsam fahren soll — Langsamfahrsignale —, haben kreis- 
runde Form. Sie sind grün gestrichen, weiß gerändert und mit 
dem Buchstaben A bezeichnet. Eine solche Scheibe wird am 
Anfang der langsam zu befahrenden Strecke rechts vom Gleis 
aufgestellt. Bei Dunkelheit erhält die Scheibe dem Zuge ent- 
gegen eine grün geblendete Laterne. Am Ende der langsam zu 
befahrenden Strecke wird zum Zeichen, daß die fahrplanmäßige 
Geschwindigkeit wieder aufgenommen werden darf, gleichfalls 
eine runde Scheibe ausgesteckt. Sie ist aber abweichend von 
der Anfangsscheibe weiß gestrichen und trägt den Buch- 
staben E. Bei Dunkelheit zeigt sie weißes Licht, 


Bei der vorher erwähnten Änderung der Signallichter der 
Vorsignale tritt auch bei diesen Signalen an der Endscheibe das 
grüne Doppellicht an die Stelle des jetzigen weißen einfachen 
Lichtes. Die Anfangsscheibe erhält bei Dunkelheit zwei gelbe 


Lichter, und der Übereinstimmung wegen wird auch die Scheibe 
selbst demnächst gelb gestrichen. 


Die Halischeibe hat eine rechteckige Form, ist rot ge- 
strichen und weiß gerändert; bei Dunkelheit trägt sie eine 
Laterne, die dem Zuge entgegen rotes Licht zeigt. Die Scheibe 
muß stets rechts vom Gleise ausgesteckt werden. Wird sie auf 
der freien Strecke zur Deckung eines unfahrbaren Gleises be- 
nutzt, so wird zur Vorbereitung auf das Haltsignal die Langsam- 
fahrscheibe A ausgesteckt, die dann dieselbe Bedeutung hat, wie 
das Vorsignal vor dem Hauptsignal. 


Mit diesen Signalen wird unter Umständen noch ein Knall- 
signal verbunden, das durch drei hintereinander auf dem 
Schienenstrange befestigte Knallkapseln, die durch die Loko- 
motive zur Explosion gebracht werden, hervorgerufen wird. 


Das Bahnbewachungspersonal, das diese 
Wärtersignale im Bedarfsfalle zu geben hat, 
muß, zumal ihm in vielen Fällen auch die 
Bedienung von Wegeschranken obliegt, über 
den Lauf der Züge unterrichtet sein. Hierüber 
gibt zwar der Streckenfahrplan, mit dem diese Be- 
amten ausgerüstet sind, Auskunft. Aber es kommen 
Zugverspätungen vor, die Reihenfolge der Züge 
ändert sich, es werden Sonderzüge eingeschoben, so 
daß der Fahrplan allein nicht immer einen zweifels- 
freien Anhalt darüber gibt, ob ein Zug zu erwarten ist 
oder nicht. In den letzten Iahren ist auf den deutschen 
Bahnen in weitem Umfange mit der Einrichtung 
von Fernsprechverbindungen zwischen den Stationen 
und den Bahnwärtern vorgegangen und dadurch eine 
bequeme Verständigung dieser Beamten über 
Unregelmäßigkeiten im Betrieb oder über 
einzulegende Sonderfahrten ermöglicht. Nichts- 
destoweniger bleibt aber das Bedürfnis, Mitteilungen 
über den Lauf der Züge in einfachster Weise durch 
besondere Signalzeichen zu machen, bestehen. 


Tüsteoierinde Hierzu dienen vor allem die Läute- 
Rn “ signale. Sie sind aus Gruppen von 
Glockenschlägen in folgender Weise gebildet: 


Signal 1 (Abläutesignal) 
Ein Zug fährt in der Richtung von A nach B. 


Einmal eine bestimmte Anzahl von 
(meistens fünf) 


Glockenschlägen 


Signal 2 (Abläutesignal) 
Ein Zug fährt in der Richtung von B nach A (also ungekehrt). 
Zweimal dieselbe Anzahl von Glockenschlägen. 


Signal 3 (Ruhesignal) 
Der Zugverkehr ruht. 
Dreimal dieselbe Anzahl von Glockenschlägen. 


Dieses Signal wird auch gegeben, wenn ein Abläutesignal 
zurückgenommen werden soll. 


Signal 4 (Gefahrsignal) 


Es ist etwas Außerordentliches zu erwarten, alle Züge sind auf- 
zuhalten. 


Sechsmal dieselbe Anzahl von Glockenschlägen. 
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Die Läutesignale werden durch elek- 
trische Läutewerke gegeben, die im 
wesentlichen aus einem durch ein Gewicht 
angetriebenen Räderwerk bestehen (Abb. 9). In der 
Ruhestellung wird dieses durch eine Sperrvorrichtung 
festgehalten, die von dem Anker eines Elektro- 
magneten gebildet wird. Stromschluß oder Strom- 
unterbrechung bewirkt die Auslösung der Sperre, 
worauf das Räderwerk umzulaufen beginnt. Zur Er- 
zeugung des elektrischen Stromes für die Auslösung 
dieser Läutewerke wird meistens ein Induktor ver- 
wendet. 


Läutewerke. 


Auch die Züge selbst werden als 
Träger von Meldungen benutzt. 
Das Bedürfnis, jederzeit erkennen 
zu können, ob von einem Zuge 
nicht etwa ein Teil unterwegs ab- 
gerissen ist, hat dazu geführt, den 
Schluß des Zuges besonders zu 
kennzeichnen. Dieses sogenannte 
Zugschlußsignal besteht bei einzeln 
fahrenden Triebwagen und Loko- 
motiven aus einer, in der Regel 
an der rechten Pufferstange auf- 
gehängten runden roten Scheibe 
mit weißem Rand, : der Schluß- 
scheibe, an deren Stelle bei Dunkel- 
heit eine rot leuchtende Laterne, 
die Schlußlaterne, tritt. Bei Zügen, 
die aus einer Lokomotive und 
einem oder mehreren Wagen be- 
stehen, trägt der letzte Wagen 
außer der Schlußscheibe bei Tage 
noch zwei nach vorn und nach 
hinten sichtbare viereckige, rot 
und weiß gestrichene Scheiben, die 
Oberwagenscheiben, bei Dunkel- 
heit außer der Schlußlaterne zwei 
nach vorn grün, nach hinten rot 
leuchtende Laternen, die Ober- 
wagenlaternen. Auf diese Weise 
kann sowohl das Bahnbewachungs- 
personal wie auch der Lokomotiv- 
führer erkennen, ob der Zug voll- 
ständig ist. Wie der Schluß wird auch die Spitze 
eines Zuges in einzelnen Fällen besonders gekenn- 
zeichnet. Es geschieht dieses bei allen Zügen in 
der Dunkelheit durch zwei weiß leuchtende Laternen 
vorn am ersten Fahrzeuge. Dadurch, daß an diesen 
Zeichen gewisse Änderungen oder Ergänzungen vor- 
genommen werden, läßt sich die Aufmerksamkeit der 
Wärter erregen und eine bestimmte Mitteilung 
machen. Wird eine Oberwagenscheibe durch eine 
runde weiße Scheibe mit schwarzem Rand ersetzt, so 
bedeutet dieses, daß ein Sonderzug nachfolgt; bei 
Dunkelheit tritt an die Stelle der einen rot geblendeten 
Oberwagenlaterne eine nach rückwärts weiß leuch- 
tende Laterne. 


Signale am Zuge. 


Abb. 9. Elektrisches Streckenläutewerk. 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


Ist an der Spitze des Zuges noch eine weiße Scheibe oder 
eine weißleuchtende Laterne über den die Spitze kenn- 
zeichnenden Laternen angebracht, so bedeutet dieses, daß ein 
Sonderzug in entgegengesetzter Richtung kommt. Eine gelbe 
Scheibe an der Spitze des Zuges sagt dem Bahnbewachungs- 
personal, daß die Telegraphen- und Fernsprechleitung zu unter- 
suchen ist. Trägt ein Wagen in einem Zuge über den Stirn- 
wänden oder an den Langseiten viereckige schwarze Flaggen 
mit einem weißen P, so weiß man, daß er mit explosiven Gegen- 
ständen beladen ist. Eine grüne Flagge an einem stillstehenden 
Bahnpost-, Speise- oder Schlafwagen zeigt an, daß dieser 
Wagen mit Personen besetzt ist und daher nicht dem Anprall 
von Wagen beim Rangieren ausgesetzt werden darf. 


Damit der Weichensteller oder der 
Rangierleiter aus der Ferne er- 
kennen kann, ob für einen Wagen, der vom Ablauf- 
berg kommt, oder für einen Zug- 
teil, der vorrückt oder zurück- 
setzt, die richtige Fahrstraße ein- 
gestellt ist, sind mit den Weichen 
als Kastensignale ausgebildete 
Weichensignale verbunden, die je 
nach der Lage der Zunge ver- 
schiedenartige Signalbilder zeigen. 


Weichensignale. 


; : Zur Deckung 
Gleissperrsignal. w Oh. 
punkten in Bahnhöfen und zur 


Sperrung eines Gleises wird außer 
der früher erwähnten Haltscheibe 
noch das Gleissperrsignal, eine 
runde, weiße Scheibe mit schwar- 
zem Querstrich, benutzt. 
Zur Regelung 
der Rangier- 
bewegungen dienen hörbare und 
sichtbare Signale, die gleichzeitig 
gegeben werden. 

Soll der Lokomotivführer vorziehen, 
so gibt ihm der Rangierleiter dazu den 
Auftrag, durch einen langen Ton 
mit der Mundpfeife oder dem Horn, dabei 

| bewegt er bei Tage den Arm, bei 
\ Dunkelheit die Handlaterne senkrecht 
von oben nach unten. Zwei mäßig lange 
Töne —— mit der Mundpfeife 
oder dem Horn, unterstützt durch wage- 
rechte, hin- und hergehende Bewegung 
des Armes oder der Handlaterne bedeuten 
Durch zwei lange Töne und einen kurzen 
Ton ~w, wird der Befehl „Abstoßen“ 
gegeben. Er wird ergänzt durch zweimalige wagerechte Be- 
wegung des Armes oder der Handlaterne vom Körper nach 
außen und eine schnelle senkrechte Bewegung. Drei kurze 
Töne schnell hintereinander — — ~ und eine kreisförmige 
Bewegung mit dem Arm oder der Handlaterne bedeuten „Halt“. 


Rangiersignale. 


„Zurückdrücken“. 


Signale mit der Mundpfeife oder dem 
Horn gibt auch der Zugführer. Ein 
mäßig langer Ton heißt: Das Zug- 
personal soll seine Plätze einnehmen. Zwei mäßig lange Töne 
bedeuten: Abfahren, drei kurze Töne _ ~ ~ 
„Halt“. Der Lokomotivführer gibt seine Signale mit der 
Dampfpfeife, und zwar bedeutet ein langer Ton 

„Achtung“, ein kurzer Ton = „Bremsen mäßig anziehen“, drei 
kurze Töne schnell hintereinander — ~ ~ bedeuten 


Signale des Zugführers 
und Lokomotivführers. 
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„Bremsen stark anziehen“. Die Weisung „Bremsen lösen“ 
wird durch zwei mäßig lange Töne hintereinander ——— — 
erteilt. 

Das Signal „Bremsen stark anziehen“ 
mals hintereinander mit kurzen Unterbrechungen 
m ww un nn ist das Notsignal. 

Die auf diese Weise geschaffene, jedem Eisenbahn- 
bediensteten geläufige Signalsprache, ergänzt durch 
weitgehende telegraphische und telephonische Ver- 
ständigung, bietet das Mittel, den Betrieb, so ver- 
wickelt er manchmal erscheinen mag, zu lenken und 
zu leiten. Aber mit der Sicherheit des Betriebes würde 
es doch schlecht bestellt sein, wenn nicht durch be- 
sondere Einrichtungen ein Schutz geschaffen würde 
gegen die Gefahren, die durch Unachtsamkeit und 
Mißverständnisse entstehen können. Solche Gefahren 
drohen vor allem dort, wo mehrere Fahrwege sich 
verzweigen oder kreuzen, sei es auf den Stationen 
oder auf der freien Strecke. Diese Stellen müssen 
daher besonders gesichert werden. Vor ihnen werden 
Einfahr- oder Deckungssignale aufgestellt, die dem 
Zuge anzeigen, ob er in die Station, in die Abzweigung 
oder durch die Kreuzung fahren darf. Die Fahr- 
erlaubnis darf nur erteilt werden, wenn die Fahrstraße 
für den Zug richtig steht und den Zügen, die denselben 
Fahrweg benutzen oder ihn kreuzen, Halt geboten ist. 


w w œw mehr- 


gegeben 


Um die Gewähr 
zu haben, daß 
unabhängig von 
der Aufmerksamkeit eines Bediensteten diese Be- 
dingungen vor Erteilung der Fahrerlaubnis erfüllt 
sein MmüSSen,; am 

sind besondere 
mechanische 
Einrichtungen 
geschaffen. 


Abhängigkeit zwischen Weichen- 
und Signalstellung. 


Indenvierziger 
Jahren des vo- 
rigen Jahrhun- 
derts wurde zu- 
erst in England 


eine unmittel- 
bare Abhängig- 
keit zwischen 


den Stellhebeln 
der Signale und 
zwischen den 
Stellhebeln von 
Weichen und 
Signalen in der 
Weise herge- 
stellt, daß ein 
Signal für eine 
Zugfahrt nur 
dann gezogen 
werden kann, 


- Abb. 10. Drahtzugweichenhebel, 
wenn: Grundstellung. 
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1. alle Weichenhebel die für diese Fahrt vorge- 
schriebene Stellung einnehmen und 

. alle feindlichen Signale — d. h. die Signale 
für Fahrten, die die beabsichtigte Fahrt 
kreuzen oder mit ihr zusammenlaufen — in 
der Haltstellung festgelegt sind. 


168) 


Dieses führte dazu, die zum Umstellen der 
Weichen dienenden Hebel in größerer Entfernung von 
den Weichenzungen neben den Signalhebeln aufzu- 
stellen. 


Es trat die Fern- 
bedienung der Wei- 
chen von einem Punkte aus an die Stelle der Hand- 
bedienung jeder einzelnen Weiche. Wegen der hier- 
mit verbundenen Beschleunigung der Weichenstellung 
und der größeren Sicherheit der Weichensteller, für 
die das Überschreiten der Gleise fortfällt, wurde die 
Fernbedienung der Weichen bald auch dort ange- 
wendet, wo Abhängigkeiten zwischen den Weichen 
und Signalen nicht herzustellen waren. 


Fernbedienung der Weichen. 


Die in dieser Weise zu einer gemein- 
samen Anlage zusammengefaßten Hebel 
zum Stellen von Weichen oder Signalen oder von 
beiden zusammen nennt man ein Stellwerk. 

Es gibt hiernach Weichenstellwerke, Signalstell- 
werke und Weichen- und Signalstellwerke. 

Die Weichenstellwerke enthalten nur voneinander 
unabhängige, jederzeit frei bewegliche Weichenhebel. 


Stellwerke. 


Abb. 11. 


Drahtzugweichenhebel, 
umgelegt. 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


Abb. 12. Weichenantrieb. 


Die Signalstellwerke dienen zum Stellen von 
Signalen und zur Herstellung der erforderlichen Ab- 
hängigkeit der Signale voneinander. 


Die Weichen- und Signalstellwerke enthalten 
Weichen- und Signalhebel und die zur Herstellung der 
Abhängigkeit zwischen der Weichen- und Signal- 
stellung erforderlichen Einrichtungen. Die Hebel- 
werke mit ihrem Zubehör werden in Stellwerksbuden 
oder Stellwerkstürmen untergebracht, die dem Wärter 
einen möglichst guten Überblick über seinen Bezirk 
gewähren müssen. An der Außenseite erhalten die 
Gebäude eine Buchstabenbezeichnung, mit der die 
Stellwerke im dienstlichen Verkehr benannt werden. 
Kw heißt z. B.: Kösen-West, Bot: Breslau-Ostturm, 
Em: Erfurt-Mittelstellwerk. 


In den meisten Fällen erfolgt die Umstellung der 
an die Stellhebel angeschlossenen Weichen und 
Signale lediglich durch Menschenkraft. Die Stell- 
werke, bei denen dieses geschieht, heißen mechanische 
Stellwerke im Gegensatz zu den neuerdings vielfach 
üblich gewordenen Kraftstellwerken, bei denen die 
Umstellung der Weichen und Signale durch Elektri- 
zität, Druckluft oder Kohlensäure erfolgt und die 
Menschenkraft nur zur Steuerung benutzt wird. 


Die wesentlichsten Teile eines jeden mechani- 
schen Stellwerks bilden das Hebelwerk im Stellwerk 
selbst, die Antriebe an den Weichenzungen oder an 
den Signalen und die diese beiden Einrichtungen ver- 
bindenden Leitungen, die die Bewegungen der Stell- 
hebel auf die Weichen und die Signale übertragen. 


Der Weichenhebel, der zwei 
durch feste Anschläge begrenzte 
Endstellungen einnehmen kann, wird durch eine 
federnde Handfalle in diesen Lagen festgehalten 
(Abb, 10 und 11). Soll der Hebel aus der oberen 
Endlage — der Grundstellung — in die untere 
umgelegt werden, so wird die Handfalle ausgeklinkt 
und damit gleichzeitig der Hebel mit der seitlich 
sitzenden Stehrolle fest verbunden. Um diese sind 
zwei an ihr befestigte Drahtseile geschlungen, an 
deren Enden sich 5 mm starke Stahldrähte an- 


Weichenstellwerk. 


schließen, die eine geschlossene Doppelleitung 
zwischen der Stellrolle und einer neben der Weiche 
befindlichen Endrolle bilden (Abb. 12). Bei dem 
Umlegen des Weichenhebels und dem dadurch be- 
wirkten Drehen der Stellrolle wird der eine Draht in 
derselben Richtung um 500 mm nachgezogen, der 
andere Draht wird um ebensoviel nachgelassen. Diese 
Bewegung des Drahtes wird benutzt, um die Weiche 
umzustellen. In einfachster Weise kann dieses ge- 
schehen, indem auf die Endrolle ein Zahnrad auf- 
gesetzt wird, das in eine Zahnstange eingreift. 
Bei der Drehung der Rolle erhält die Zahnstange 
eine hin- und hergehende Bewegung und steuert 
damit die Weichenzungen aus einer Endlage in die 
andere. 

Diese Steuerung der Weichenzungen vollzieht 
sich in eigen- 
artiger Weise, 
Bei einer von 

Hand durch 
einen Stellbock 
bedienten 
Weiche sind die 
beidenWeichen- 
zungen fest mit- 


zn m 


einander ver- 
bunden. Wird 
der Gewichts- 


hebel umgelegt, 
so bewegen sich 
beide Zungen 
gleichmäßig aus 
einer Endlage in 
die andere und 
werden durch 
das am Stell- 
bock befindliche 
Gegengewicht 
in dieser fest- 
gehalten. Bei 
der Fernbedie- 
nung ist der 
Vorgang ein 
wesentlich 
anderer. Hier- 
bei besteht 
zwischen den 
Weichenzungen 
keine starre 
Kuppelung, son- 
dern eine Ge- 
lenkverbindung. 
Bei einer weit- 
verbreiteten 
Bauart, dem 
Hakenweichen- 
schloß (Abb. 13) 
wird sie aus 
zweiVerschluß- 


Abb. 13. Spitzenverschluß. 
(Hakenweichenschloß.) 


Das Signal- und 


107 


Sicherungswesen. 


haken gebildet, die an den Weichenzungen drehbar ge- 
lagert und untereinander durch eine Stange verbunden 
sind. In jeder Endlage der Weiche umfaßt ein Ver- 
schlußhaken ein an der Backenschiene befestigtes Ver- 
schlußstück und hält so die Spitze der anliegenden 
Weichenzunge fest. Die Vorrichtung wird daher als 
Spitzenverschluß bezeichnet. Die Verbindungsstange 
der beiden Verschlußhaken wird an den Weichen- 
antrieb angeschossen und macht beim Umlegen des 
Weichenhebels aus einer Endlage in die andere einen 
Weg von 220 mm. Beginnt sie, sich aus der Ruhe- 
lage nach links zu bewegen, so dreht sich der rechts- 
seitige Verschlußhaken um seine Achse an der 
Weichenzunge und entriegelt sie. Der linksseitige 
Verschlußhaken gleitet mit 
seinem vorderen Teil auf der 
Längsseite des zugehörigen Ver- 
schlußstückes und nimmt die 
abliegende Zunge mit. Hat die 
Verbindungsstange ein Drittel 
ihres Weges gemacht, dann ist 
die in der Abbildung an zweiter 
Stelle dargestellte Lage der 
einzelnen Teile erreicht. Die 
abliegende Zunge, deren Ent- 
fernung von der Backenschiene 
zuerst 140 mm betrug, hat sich 
ihr auf 70 mm genähert, der 
rechte Verschlußhaken ist frei 
geworden. Nach einer weiteren 
Bewegung der Verbindungs- 
stange um ein Drittel ihres 
ganzen Weges hat sich die zu- 
erst anliegende Zunge um 70 mm 
von der Backenschiene entfernt, 
während die früher abliegende 
Zunge nun an der Backenschiene 
anliegt. Der linke Verschluß- 
haken hat dann die Lage, wie 
nach dem ersten Drittel der Be- 
wegung der rechte sie zeigte, 
und steht bereit zum Umgreifen 
seines Verschlußstückes. Nach- 
dem die Stange das letzte 
Drittel ihrer Bewegung zurück- 
gelegt hat, ist die neue Endlage der Weiche erreicht. 
Die früher anliegende Zunge zeigt jetzt einen Aus- 
schlag von 140 mm, der linke Verschlußhaken hat 
sich vollständig um sein Verschlußstück gelegt. Er 
hat die anliegende Weichenzunge fest an die Backen- 
schiene angezogen und hält sie in dieser Lage fest. 
An Stelle einer solchen Verklammerung der 
Zunge mit einem festen Verschlußstück kommen 
auch Spitzenverschlüsse vor, bei denen die anliegende 
Zunge gegen ein innerhalb des Gleises liegendes Ver- 
schlußstück abgestützt wird. 
Kommt ein Fahrzeug bei 
falsch liegender Weiche 
vom Herzstück aus in die Weiche hinein, so berührt 


Auffahren einer Weiche. 


Abb. 14. Drahtzugweichenhebel, 
Mittelstellun 
Weiche aufgefahren oder 


das Rad der ersten Achse zuerst die abliegende 
Weichenzunge. Es drängt diese an die Backen- 
schiene heran und entriegelt hierbei die anliegende 
Zunge, so daß eine zerstörende Wirkung. auf 
den Spitzenverschluß und die anliegende Weichen- 
zunge nicht eintreten kann. 

Bei diesem Auffahren der Weiche wird auch 
die Zahnstange verschoben, hierbei die Endrolle 
gedreht und diese Bewegung durch die Doppeldraht- 
leitung zum Stellhebel hin übertragen. Dieser ist 
aber durch die Handfalle in der Grundstellung fest- 
gelegt und bleibt daher unbeweglich. Es verdreht 
sich nur die Stellrolle. Der Stellwerkswärter wird 
auf die unvorschriftsmäßige Umstellung der Weiche 
beim Auffahren durch das Er- 
scheinen einer roten Scheibe 
aufmerksam gemacht (Abb. 14). 


Die Doppeldraht- 
leitung, mit der in 
der beschriebenen Weise die 
Weichen im allgemeinen bis 
auf 350 m Entfernung gestellt 
werden, ist bei Wärmeschwan- 
kungen erheblichen Längen- 
änderungen unterworfen. Um 
diese auszugleichen und die 
Leitungen immer angespannt 
zu erhalten, werden in die 
Doppeldrahtzüge Spannwerke 
eingeschaltet. 

Wird bei zunehmender Wärme die 
Drahtleitung länger, so senkt sich das 
Gewicht des Spannwerks, wird sie 
bei Kälte kürzer, so hebt sich das 
Spanngewicht. Zum Ausgleich der 
Wärmeschwankungen muß also das 
Spannwerk frei‘ beweglich sein. Da- 
gegen muß beim Umstellen des 
Weichenhebels das Anheben des 
Spannwerks verhindert werden, weil 
sonst die auf die Stelleitung über- 
tragene Bewegung in dem Anheben 
des Spannwerks sich erschöpfen und 
eine Wirkung auf den Weichenantrieb 
gar nicht oder nur in beschränktem 
Maße übertragen würde, Das Spann- 
werk wird daher mit Sperrvorrich- 


Spannwerke. 


Draht gerissen. 


tungen versehen, die das Anheben des Spanngewichtes 
durch den Zugdraht beim Umstellen der Hebel ver- 
hindern. Durch die Einschaltung des Spannwerks in 
den Doppeldrahtzug wird außerdem noch eine für die 


Betriebssicherheit sehr wichtige Forderung erfüllt, nämlich die, 
daß beim Bruch der Stelleitung während der Umstellung die in 
Bewegung befindliche Weiche in eine Endstellung gebracht und 
die anliegende Zunge durch den Spitzenverschluß verriegelt 
wird. Beim Drahtbruch in der Ruhelage des Stellhebels soll die 
völlige Entriegelung oder gar eine selbsttätige Bewegung der 
Weichenzungen verhindert sein. Dieses wird durch besondere 
Einrichtungen am Weichenantriebe, die sogen. Fangvor- 
richtungen erreicht, die im allgemeinen darauf beruhen, daß 
unter Federwirkung stehende Sperrhebel bei den im gewöhn- 
lichen Betriebe vorkommenden Spannungsverhältnissen in der 
Stelleitung an einem festen Anschlag vorbeigehen. Bei dem 


Abb. 15. Weichenantrieb. Draht gerissen. 


Spannungsunterschied, der bei Bruch der Stelleitung auftritt, 
stellen die Sperrhebel sich durch die nun voll auf sie wirkende 
Federkraft so ein, daß sie an dem Anschlag sich festlaufen und 
so die Umstellung der Weiche verhindern (Abb. 15). 


Am Stellhebel tritt bei einem Drahtbruch durch 
das Spannwerk dieselbe Wirkung ein wie beim Auf- 
fahren der Weiche (Abb. 14). 


Die Ausbildung der einzelnen zu einem Weichenstellwerk 
gehörigen Teile, der Stellhebel, der Spannwerke, der Weichen- 
antriebe und der Leitungsteile ist sehr verschieden. Jede 
Signalbauanstalt hat ihre eigene Form. Die preußische Staats- 
eisenbahnverwaltung ist mit Rücksicht auf die Schwierigkeiten, 
die bei der Unterhaltung der Sicherungsanlagen hieraus ent- 
standen, dazu übergegangen, im Verein mit den bedeutendsten 
Signalbauanstalten Einheitsformen für die Stellwerke zu 
schaffen. Abb. 16 zeigt die für den Weichenhebel gewählte 
Bauart. 


Zu der Übertragung der 
Hebel auf die Weichenzungen 
wird statt des besprochenen 
Doppeldrahtzuges vielfach auch 
ein Gestänge aus Gasrohren 
oder Rundeisen benutzt. In 
Preußen wird davon im all- 
gemeinen nur bei in der Nähe 
der Stellwerke liegenden 
Weichen Gebrauch gemacht, 
während bei einigen süd- 
deutschen Eisenbahnen Ge- 
stänge für diesen Zweck sehr 
viel und auch bei großen Ent- 
fernungen zwischen dem Stell- 
werk und den Weichen ver- 
wendet wird. 


Stellbewegung vom 


Der Weichen- 
hebel erhält 
hierbei in einzelnen Teilen eine 
von: dem Drahtzugweichen- 
hebel abweichende Form. Er 
ist (Abb. 17) mit einem Zahn- 
rad verbunden, das in ein im 
Hebelbock gelagertes Zahnrad- 
segment eingreift. An dieses 
wird das senkrecht nach unten 
führende Gestänge ange- 


Gestängehebel. 


Abb. 16. Drahtzugweichenhebel. 
Einheitsform der preußischen Staatsbahnen. 
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schlossen, das unter Zwischenschaltung von Umlenk- 
winkeln und Ausgleichhebeln zum Spitzenverschluß 
der Weiche führt. Durch das Umlegen des Weichen- 
hebels um 180° wird die Gestängeleitung um etwa 
240 mm bewegt und hierdurch die Weichen umge- 
stell. Beim Auffahren der Weiche löst sich das 
Zahnrad von dem eingeklinkten Hebel, wobei der 
Verschlußbalken in die Mittelstellung gebracht wird 
und eine rote Scheibe erscheint. Ein Bruch in der 
Gestängeleitung dagegen macht sich im Stellwerk 
nicht bemerkbar. 


Bei den Signalstellwerken finden 
sich die bei den Weichenstell- 
werken besprochenen Einrichtungen in ähnlicher 
Weise wieder, so der Stellhebel, der Doppeldrahtzug 
mit dem Spannwerk und der Antrieb. Die An- 
forderungen, denen diese Teile entsprechen müssen, 
sind jedoch in mancher Hinsicht andere, als beim 
Weichenstellwerk, und es ist daher auch ihre Aus- 
bildung im einzelnen von der beim Weichenstellwerk 
verschieden. 


An den Signalantrieb wird die Forderung gestellt, 
daß bei einem Bruch der Leitung zwangsweise die 
Haltstellung des Signalflügels herbeigeführt wird. In- 
folgedessen braucht der Signalhebel eine Über- 
wachungseinrichtung für Drahtbruch, wie sie beim 
Weichenhebel vorhanden ist, nicht zu erhalten. Er 
kann daher mit seiner Seilscheibe im allgemeinen 
fest verbunden werden. Wie der Weichenhebel wird 
er durch die Handfalle in seinen beiden Endstellungen 
festgelegt. Durch das Umlegen 
des Signalhebels aus der 
Grundstellung in die entgegen- 
: gesetzte Stellung wird die 
Doppeldrahtleitung, die wie 
‘beim Weichenhebel mittels 
‘Drahtseils über die Stellrolle 
geführt und an dieser befestigt 
ist, um 400 bis 500 mm bewegt. 
Diese Bewegung überträgt sich 
auf eine am Signalmast be- 
festigte Endrolle. Über diese 
Rolle ist drehbar ein Winkel- 
hebel gelagert (Abb. 18). Der 
eine Arm dieses Winkelhebels 
ist mit der zum oberen Signal- 
flügel führenden Stellstange 
verbunden, der andere Arm 
trägt an seinem Ende ein Lauf- 
röllchen, das in einer auf der 
Endrolle befindlichen, eigen- 
artig geformten Rille, der 
sogen. Hubkurve, geführt wird. 


Signalstellwerke. 


Bei zweiflügeligen Signalen 
ist noch ein zweiter Winkel- 
hebel vorhanden, der in gleicher 
Weise in die auf der entgegen- 
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gesetzten Seite der Endrolle an- 
gebrachte Hubkurve eingreift und 
mit dem unteren Signalflügel ver- 
bunden ist. 


Wird nun die End- (Antrieb-) 
Rolle durch das Umlegen des 
Signalhebels nach der einen oder 
der anderen Richtung bewegt, so 
müssen die Laufröllchen einen 
durch die Form der Hubkurve 
vorgeschriebenen Weg machen. 
Die Winkelhebel drehen sich dabei 
um den Zapfen und nehmen in 
jedem Augenblick eine der Stellung 
der Röllchen entsprechende Lage 
ein, die sich auf die Stellstange 
überträgt. 

Das Signal wird auf diese 
Weise zwangläufig aus der Halt- 
in die Fahrstellung und ebenso 
auch zwangläufig aus der Fahrt- 
in die Haltestellung gebracht. 
Jeder Stellung der Hubkurve ent- 
spricht eine bestimmte Signal- 
stellung. Beim Reißen des 


Leitungsdrahtes wird die Antrieb- Abb. 17. 
rolle durch Einwirkung des Spann- 
werks auf den heil gebliebenen Draht gedreht 


und durch die Form der Hubkurve die Haltstellung 
des Signalflügels herbeigeführt. 


Zum Stellen eines zweiflügeligen 
Signals genügt, wie beim ein- 
flügeligen Signal, eine Doppeldrahtleitung zwischen 
Stellwerk und Signal- 
antriebscheibe. Das ein- mr 
flügelige oder das zwei- 
flügelige Signal wird 
hervorgebracht, je nach- 


Signaldoppelhebel. 


dem der Drahtzug in 
der einen oder der 
anderen Richtung be- 
wegt wird. Für jede 
dieser Bewegungsrich- 
tungen wird meist ein 
besonderer Stellhebel 
angeordnet. Die derart 
vereinigten Stellhebel 


werden als Signal- 
doppelhebel oder Zwei- 
steller bezeichnet. 


Kuppelhebel für das 
dreiflügelige Signal. 


Ist ein dreiflügeliges 
Signal zu stellen, so ge- 
schieht dieses in der 
Regel in der Weise, daß 
zu dem Signaldoppel- 


Gestängeweichenhebel. 
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hebel noch ein dritter, der sogen. 
Kuppelhebel, hinzutritt. Dieser be- 
wegt einen besonderen Doppel- 
drahtzug und kuppelt hierdurch 
den dritten Flügel mit dem zweiten. 
Die Stellung der so verbundenen 
Flügel erfolgt dann durch das 
Umlegen des Stellhebels für das 
zweiflügelige Signal. 


Mit den Hauptsignalen 
sind dort, wo sie als 
Einfahr-, Deckungs- oder Block- 
signale verwendet werden, Vor- 
signale verbunden. Auch die 
Ausfahrsignale erhalten in man- 
chen Fällen Vorsignale. 


Vorsignale. 


Das Vorsignal und das Haupt- 
signal ändern entweder die 
Stellung gleichzeitig, oder die Ein- 
richtung ist so getroffen, daß am 
Vorsignal das dem Signal „Fahrt 
frei“ entsprechende Zeichen erst 
gegeben werden kann, wenn das 
Hauptsignal zuvor auf Fahrt ge- 
stellt worden ist und daß die 
Warnstellung am Vorsignal her- 
beigeführt sein muß, bevor das Hauptsignal auf Halt 
zurückgestellt werden kann. Hauptsignal und Vor- 
signal werden in der Regel durch einen Hebel gestellt. 
Zuweilen erhält aber auch jedes der beiden Signale 
seinen besonderen Hebel. In Sachsen ist diese An- 
ordnung allgemein üblich. 


Abb. 18. Signalantrieb. Hubkurve bei „Halt“ und „Fahrt frei“. 


Abb. 19. Weichenriegel. 


Für den Fall, daß Hauptsignal und Vorsignal mit dem- 
selben Hebel gestellt werden, kommen zwei verschiedene 
Leitungsführungen vor, und zwar: 


1. die sogen. durchlaufende Leitungsanordnung, bei der die 
Leitung vom Stellhebel bis zum Vorsignal ohne Unter- 
brechung durchgeht, und 


2. die Anordnung getrennter Leitungsschleifen für Haupt- 
signal und Vorsignal, bei der eine geschlossene Leitung 
vom Stellhebel zur Antriebvorrichtung am Hauptsignal 
geht und eine zweite von dieser Antriebvorichtung zu 
der am Vorsignal. 


Die letztere Anordnung ist wenig gebräuchlich. 


In einem Signalstellwerk der be- 
schriebenen Art läßt sich durch Ein- 
fügung eines Zwischengliedes in sehr einfacher Weise 
eine Abhängigkeit zwischen den Signalen und von 
Hand gestellten Weichen erreichen. Es geschieht 
dieses durch Weichenriegel, die in den Signaldraht- 
zug eingeschaltet werden. 


Weichenriegel. 


Zu einem solchen Weichenriegel gehört die Riegelstange, 
die mit der Weiche verbunden ist und sich mit dieser aus einer 
Endlage in die andere bewegt, und die Riegelrolle, deren vor- 
stehender Kranz in den Endlagen der Weiche in Einschnitte 
der Riegelstange eingreift. Entweder ist nur eine Zungen- 
vorrichtung mit einer Riegelstange verbunden oder beide 
Zungenvorrichtungen erhalten eine solche. Man unterscheidet 
hiernach einfache und doppelte Riegelung. Abb. 19 zeigt links 
einen einfachen und rechts einen doppelten Weichenriegel. In 
beiden Fällen ist der Riegelkranz durch den Einschnitt der 
Riegelstangen geschoben und hält sie in ihrer Lage fest. Die 
mit den Riegelstangen verbundene Weiche kann bei dieser 
Stellung nicht umgelegt werden. Wird die Rolle gedreht, wenn 
die Weiche sich nicht in der Endstellung befindet, so stößt der 
Riegelkranz gegen die volle Fläche des Schiebers. Die Be- 
wegung der Rolle kann dann nicht durchgeführt werden. Das- 
selbe ist der Fall, wenn die Weiche sich in einer Endlage be- 
findet und dem Riegelkranz gegenüber ein Einschnitt in der 
Riegelstange nicht vorhanden ist. Hiernach ist die Wirkung 
einer in den Signaldrahtzug eingeschalteten Riegelrolle leicht 
erkennbar. 


Wird der Signalhebel umgelegt, so wird die Riegelrolle 
gedreht. Liegt die Weiche für diese Signalstellung richtig, 
so schiebt sich der Riegelkranz in den Einschnitt des Schiebers 
und die Weiche kann nicht umgelegt werden, solange das Signal 
auf Fahrt steht. Hat die Weiche nicht die für die Signalstellung 
richtige Lage, so stößt der Riegelkranz gegen die volle Fläche 
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des Schiebers, die Riegelrolle kann sich nicht weiter bewegen, 
und das Signal kann nicht eingestellt werden. Es ist also auf 
diese Weise die Forderung erfüllt, daß das Signal erst auf 
Fahrt gestellt werden kann, wenn die Weiche richtig steht, und 
ferner, daß die Weiche verschlossen bleibt, solange das Signal 
auf Fahrt steht. Die Einschaltung der Riegelrollen in die Draht- 
zugleitung muß so erfolgen, daß die Stellbewegung zuerst auf 
die Riegelrolle und dann erst auf den Signalantrieb übertragen 
wird. Bei Längenänderungen in der Drahtleitung infolge 
von Wärmeschwankungen darf eine Bewegung der Riegelrolle. 
die riegelnd oder entriegelnd wirkt, nicht eintreten. Zu diesem 
Zweck werden meistens die Leitungsdrähte so um die beiden 
Seilrollen geschlungen, daß beim Stellen des Signals die Rollen 
nach derselben Richtung gedreht werden. Hierbei nehmen sie die 
den Riegelkranz tragende Scheibe mit. Dagegen wird diese nicht 
beeinflußt, wenn bei Längenänderungen in der Drahtzugleitung 
die beiden Seilscheiben sich in entgegengesetzter Richtung 
drehen. 


Die am häufigsten 
vorkommende 
Form der Stellwerke ist die Vereinigung der be- 
sprochenen reinen Weichenstellwerke und der Signal- 
stellwerke zu Weichen- und Signalstellwerken, von 
denen aus sowohl Weichen als auch Signale gestellt 
werden. Die Abhängigkeit zwischen den Weichen 
und Signalen wird dabei im Hebelwerk selbst her- 
gestellt und zwar meistens durch ein Zwischenglied, 
den Fahrstraßenhebel. Die Abb. 20 zeigt ein Weichen- 
und Signalstellwerk. Auf dem Untergestell, der Stell- 
werksbank, sind die Stellhebel zum Bedienen der 
Weichen und Signale aufgeschraubt. Links stehen 
die mit runden Nummerschildern versehenen 
Weichenhebel, rechts die mit viereckigen, die Signal- 
bezeichnungen tragenden Schildchen versehenen 
Signalhebel. Von den Stellhebeln führen die Draht- 
leitungen durch den Fußboden des Stellwerksraumes 
hindurch nach unten in den Spannwerksraum zu den 
Spannwerken, von dort über Ablenkrollen, die zu 
Gruppen auf einem gemeinsamen Unterbau vereinigt 
sind, ins Freie und gehen dann auf Führungsrollen 
unterirdisch in Kanälen oder oberirdisch an Pfosten 

zu den Weichen- und Signalantrieben. 

Die auf der Hebelbank vereinigten Weichen- und 
Signalhebel müssen, wie bereits mehrfach erwähnt ist, 
so voneinander abhängig sein, daß ein Signal erst 
dann auf Fahrt gezogen werden kann, wenn die zu- 
gehörigen Weichen richtig stehen, und die Weichen 
sollen verschlossen bleiben, solange das Signal auf 
Fahrt steht. Um diese Abhängigkeit herzustellen, sind 
besondere Einrichtungen vorhanden. In dem Stell- 
bock des Weichenhebels (Abb. 10, 11 und 14) 
ist drehbar ein in einer senkrechten Ebene schwin- 
gender Balken gelagert, der drei verschiedene 
Lagen einnehmen kann. Eine davon (Abb. 10) 
entspricht der Grundstellung des Weichenhebels, 
eine (Abb. 14) der Mittelstellung und eine der umge- 
legten Stellung (Abb. 11). Senkrecht zu diesem Balken 
läßt sich ein Schieber bewegen, der eigenartig ge- 
formte Aufsatzstücke trägt. Steht der Weichenhebel 
in der Mittelstellung, so läßt sich der Schieber 


Weichen- und Signalstellwerke. 
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weder nach rechts noch nach links bewegen, weil 
die zu beiden Seiten des Balkens auf dem Schieber 
sitzenden Aufsatzstücke sich gegen den Balken legen. 
Befindet sich der Weichenhebel in der Grundstellung, 
wie in Abb. 10, so ist eine Bewegung des Schiebers 
nach links nicht möglich, da das auf dem Schieber 
sitzende Verschlußstück dieses verhindert. Wohl 
aber läßt sich der Schieber nach rechts bewegen, da 
hierbei das links vom Balken befindliche Stück sich 
unter den Balken schiebt. Ist das geschehen, so ist 
das Umlegen des Weichenhebels unmöglich, weil die 
Handfallenstange sich. nicht ausklinken läßt. Bei 
der umgelegten Stellung des Weichenhebels (Abb. 11) 
hindert das linkssitzende Stück die Bewegung des 
Schiebers nach rechts, dagegen ist die Verschiebung 
nach links möglich. Wird sie ausgeführt, so schiebt 
sich das rechts vom Balken befindliche, hakenförmig 
gestaltete Stück über den Balken, und es ist nun das 
Ausklinken der Handfallenstange und das Zurück- 
legen des Hebels in die Grundstellung verhindert. 


Durch Hin- und Herbewegung des Schiebers läßt 
sich also der Weichenhebel in jeder seiner beiden End- 
stellungen, der Grund- oder „+-Stellung‘“ und der um- 
gelegten oder „— Stellung“ festlegen. Die Aufsatz- 
stücke des Schiebers werden daher Verschlußstücke 
genannt und als + und — Stücke bezeichnet. In die 
Mittelstellung (Abb. 14) gelangt der schwingende 
Balken, wenn die Stelleitung der Weiche reißt oder 
die Weiche aufgefahren wird. Der Weichenhebel 
läßt sich dann nicht festlegen. In ähnlicher Weise 
wie der Weichenhebel, wird auch der Signalhebel 
durch einen Schieber mit Aufsatzstücken festgelegt 
und freigegeben. 
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Abb. 20. Weichen- und Signalstellwerk. 


Der mit den Verschlußstücken ausgerüstete 
Schieber heißt Fahrstraßenschieber und der Hebel, 
mit dem er bewegt wird, der Fahrstraßenhebel. In 
der Abbildung des Stellwerks sind auf der rechten 
Seite in dem Blockuntersatz neben dem Hebelgestell 
solche Fahrstraßenhebel sichtbar. Der Vorgang beim 
Stellen eines Signals ist folgender: 


1. Die Weichen werden in die für die beabsich- 
tigte Fahrt vorgeschriebene Lage gebracht. 
2. Der Fahrstraßenhebel wird umgelegt und da- 


durch der Verschluß der festzulegenden 
Weichen bewirkt. 


3. Der Signalhebel wird gezogen und dadurch 
der Fahrstraßenhebel festgelegt. Der Fahr- 
straßenhebel kann erst umgelegt werden, 
wenn die Weichen richtig stehen und der 
Signalhebel kann erst umgelegt werden, wenn 
die Weichen durch den Fahrstraßenhebel 
festgelegt sind. Reißt die Stelleitung einer 
Weiche oder wird eine Weiche aufge- 
fahren, so läßt sich der Fahrstraßenhebel 
nicht umlegen (Abb. 14) und es kann also 
auch das Signal nicht gezogen werden. 


Solange das Signal auf Fahrt steht, sind die 
Weichen in der richtigen Lage verschlossen. Es 
ist dieses allerdings mit einer gewissen Einschränkung 
zu verstehen. Die in der angegebenen Weise ge- 
schaffene Abhängigkeit bezieht sich nur auf die 
Weichen- und Signalhebe. Daß die Lage der 
Weichenzungen auch mit der Lage der Weichenhebel 
übereinstimmt, ist dabei nicht unbedingt gewähr- 
leistet. Es könnte z. B. an der Weiche die Ver- 
bindungsstange der Hakenschlösser 
gebrochen sein, oder der Bolzen, 
der die Verbindungsstange an den 
Haken anschließt, fehlen. Der 
Weichenhebel könnte dann in der 
richtigen Lage sich befinden und 
das Signal gezogen werden, obwohl 
eine Weichenzunge der Stellbewe- 
gung nicht gefolgt wäre. Würde 
ein Zug gegen die Spitze einer so 
liegenden Weiche fahren, so müßte 
eine Entgleisung eintreten. Um 
hiergegen geschützt zu sein, ist für 
die preußischen Staatsbahnen vor- 
geschrieben, daß, von einigen Aus- 


nahmen abgesehen, auf Haupt- 
bahnen alle von Personenzügen 
gegen die Spitze befahrenen 


Weichen eine Kontrollriegelung er- 
halten, soweit sie nicht durch Hand- 
schloß gesichert sind. Diese Kon- 
trollriegelung besteht in der Regel 
in.einem doppelten, in den Signal- 
drahtzug eingeschalteten Weichen- 
riegel, wie er bei den Signal- 


112 


stellwerken beschrieben ist. In 
dem dort erörterten Falle hatte , 
der Weichenriegel in erster Linie 
den Zweck, die Abhängigkeit 
zwischen den Weichen und den 
Signalen herbeizuführen. Hier ist 
diese Abhängigkeit bereits im 
Hebelwerk geschaffen, und der 
Weichenriegel dient nur dazu, zu 
prüfen, ob auch beide Weichen- 
zungen der Stellbewegung gefolgt 
sind. Würde das etwa bei einer 
Weiche nicht der Fall sein, so 
würde der Riegelkranz gegen die 
Riegelstange stoßen und das Sig- 


nal, in dessen Drahtzug der 
Weichenriegel eingeschaltet ist, 
würde nicht gezogen werden 


können. Die Kontrollriegelung muß 
sich, wenn sie ihren Zweck erfüllen 
soll, selbstverständlich auf beide Weichenzungen er- 
strecken, es müssen hierzu daher stets Doppelriegel 
verwendet werden. 


Abb. 21. 


Ist die Einschaltung eines solchen 
Kontrollriegels in die Signalleitung 
nicht angängig, so kann man den Kontrollriegel auch 
durch einen besonderen Hebel — Riegelhebel — be- 
wegen und die Stellung des Signalhebels von der 
richtigen Stellung des Riegelhebels ebenso abhängig 
machen, wie von der richtigen Lage der Weichen- 
hebel. 

Der Verschluß der Weichen ist, wie oben be- 
merkt wurde, vorhanden, solange das Signal auf 
Fahrt steht. Wird daher das Signal aus der Fahrt- 
stellung erst dann in die Haltstellung zurück- 
gelegt, wenn der 
Zug sämtliche 
von dem Signal 

abhängigen 
Weichen durch- - 
fahren hat, so ist? 
sein Fahrweg ge- 
sichert. Würde 
aber der Stell- 

werkswärter 
vorschriftswidrig 
das Signal schon 
auf „Halt“ legen, 

während der 
Zug noch in der 
Fahrt durch die 
Weichen begrif- 
fen ist oder bevor 
er sie erreicht 
hat, so kann der 
Fahrstraßenhebel 
umgelegt werden 
und es hindert 


Riegelhebel. 


Sperrschiene. 


Abb. 22. Zeitverschluß. 
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nun nichts mehr, auch die 


Weichen umzustellen. Geschieht 
dieses, während der Zug sich 
noch in der Weiche befindet, 
so kann eine Entgleisung ein- 
treten. Fernbediente spitzbefah- 
rene Weichen werden daher viel- 
fach gegen vorzeitiges Umstellen 
noch besonders gesichert. Zu 
diesem Zwecke werden mit dem 
Stellwerk noch Einzelsicherungen 
verbunden. Als solche werden 
verwendet Sperrschienen und Zeit- 
verschlüsse. 


Sperrschienen sind be- 
weglich neben den Fahr- 
schienen angeordnete Schienen aus Flach- 
oder Winkeleisen. Sie werden entweder 
mit dem Weichenantrieb verbunden, oder 
mit einem besonderen Hebel gestellt. In 
der Grundstellung stehen sie soweit von der Lauffläche der 
Fahrschiene ab, daß sie von den Rädern des Zuges nicht berührt 
werden. Beim Umstellen der Weiche oder beim Umlegen des 
Hebels, an den die Sperrschiene angeschlossen ist, schwingt 
diese in einer senkrechten oder wagerechten Ebene hin und her. 
Auf dem Hinwege nähert sie sich dem Kopf der Fahrschiene und 
stößt gegen die Seiten- oder Lauffläche des Radkranzes, wenn 
ein Fahrzeug sich auf der Fahrschiene befindet. Der Weichen- 
hebel oder der zum Bewegen der Sperrschiene dienende be- 
sondere Hebel läßt sich dann nicht umlegen, weil dazu die voll- 
ständige Hin- und Herbewegung der Sperrschiene erforderlich 
ist, diese aber durch das Anstoßen an den Radkranz behindert 
wird (Abb. 21). 


Sperrschienen. 


Bei der Verbindung der Sperrschiene mit „dem 
Weichenantrieb wird das vorzeitige Umstellen einer Weiche 
verhindert, bei der Bedienung der Sperrschiene durch einen be- 
sonderen Hebel kann das vorzeitige Umstellen einer Reihe von 
Weichen ausgeschlossen, also eine ganze Fahrstraße gesichert 
werden, indem man 
durch den Sperr- 
schienenhebel den 

Fahrstraßenhebel 
festlegt. 


Zeitverschluß, 


Der Zeitverschluß 
führt für eine be- 
grenzte Zeitdauer 
eine Sperrung her- 
bei, die das Um- 
stellen einer Weiche 
verhindert. Neben 
der Schiene ist zu 
diesem Zweck ein 
Pedal angeordnet, 
das durch die über 
die Schiene rollen- 
den Räder nieder- 
gedrückt wird. Da- 
bei geht der rechte 
Arm des zwei- 
armigen Hebels (Ab- 
bildung 22) in die 
Höhe. Solange er 
diese Stellung ein- 


Das Signal- und Sicherungswesen. 


nimmt, kann die Weiche nicht umgestellt werden, weil dann der 
mit dem Weichenantrieb verbundene Riegelkopf gegen den 
Hebel stößt. Die Sicherung würde nur unvollkommen sein, wenn 
nur in dem Augenblick das Umstellen verhindert wäre, in dem 
gerade ein Rad auf dem nur kurzen Pedal sich befindet. Die 
Sperrung muß mindestens so lange andauern, bis ein zweites 
Rad das Pedal wieder nach unten drückt. Der Hebel darf 
also erst eine gewisse Zeit, nachdem das Pedal vom Rad ver- 
lassen ist, in seine Grundstellung zurückiallen. Zu diesem 
Zweck ist er mit einer aus einem Luftkessel bestehenden Ver- 
zögerungseinrichtung verbunden, die so eingerichtet ist, daß 
Hebel nach etwa 15 Sekunden wieder seine untere 
Lage erreicht. Es ist dann auch bei langsam fahrenden 
Zügen die Sicherheit vorhanden, daß ein zweites Rad 
das Pedal berührt, ehe die durch das vorhergehende 
Rad bewirkte Sperrung aufgehoben ist. 


der 


Riegelwerke. 

Auf manchen 
Bahnhöfen findet 
man auch reine 
Riegelwerke, von 
denen aus Hand- 
weichen, Gleis- 
sperren, unter Um- 
ständen auch Dreh- 
brücken verriegelt 
werden. Von der 
richtigen Stellung 
der Riegelhebel 
muß dann die an 
anderer Stelle er- 
folgende Signal- 
stellung auf zuver- 
lässige Weise ab- 


hängig gemacht 
werden. 
Kurbelwerke. 


Zum Stellen von 
Signalen und zur 
Bewegung der Rie- 
gelrollen werden an 
Stelle der Hebel 
vielfach auch Kur- 
beln verwendet. 
Die Abhängigkeit 
zwischen Weichen 
und Signalen läßt 
sich auch sol- 
chen Kurbelwerken erreichen, wenn auch die Anordnung der 
Verschlußeinrichtungen im allgemeinen etwas weniger über- 
sichtlich sich gestaltet. Ein Vorteil der Kurbelwerke liegt darin, 
daß sie nur wenig Platz beanspruchen (Abb. 23). 


Abb, 23. 


bei 


Bei den beschriebenen mechani- 
schen Stellwerken ist die von 
den bedienenden Beamten zu leistende körper- 
liche Arbeit nicht unbeträchtlich,h wenn es sich 
um große Anlagen und einen starken Betrieb handelt. 
Man ist daher schon frühzeitig auf den Gedanken ge- 
kommen, die Arbeit des Stellwerkswärters zu er- 
leichtern, indem man zum Umstellen der Weichen- 
und Signalantriebe eine künstliche Kraftquelle ver- 
wendete und dem Wärter nur die Anschaltung dieser 
Kraftquelle übertrug. 

Es sind dazu Druckwasser, Druckluft, Elektrizität 
und verschiedene Vereinigungen dieser Kraftquellen 


Kraftstellwerke. 


= ejnzfsjss TELE 


i” 


Kurbelwerk. 
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benutzt worden, letztere besonders in der Form, daß 
das Druckwasser oder die Druckluft das Stellen der 
Weichen und Signale übernahm, die Elektrizität da- 
gegen die Steuerung. Weitere Verbreitung haben 
hauptsächlich gefunden reine elektrische Stellwerke, 
reine Druckluftstellwerke und elektro-pneumatische, 
also Druckluftstellwerke mit elektrischer Steuerung. 


Zum Bewegen der Weichen 
und Signale dienen bei den 
elektrischen Stellwerken meistens Elektromotoren. 
Für die Signalantriebe werden in letzter Zeit an- 
scheinend mit Erfolg auch Solenoïde verwendet. 

Die für diesen Zweck zur Anwendung kommen- 
den Elektromo- 
toren bestehen 

aus einem 

Trommelanker 
und dem Elek- 
tromagneten mit 
zwei getrennten 
Schenkelwick- 
lungen, je einer 
für die beiden 
zum Umstellen 
erforderlichen 
Drehrichtungen. 
Wird elektri- 
scher Strom in 
die eine Wick- 
lung geschickt, 
so dreht sich 
der Anker nach 
der einen Seite, 
wird Strom in 
die andere 
Wicklung ge- 
schickt, so dreht 
der Anker sich 
nach der ande- 
ren Seite. 


Elektrische Stellwerke. 


In) rè 


Für die Stellung der Weichen ist 
der Elektromotor mit der Antrieb- 
vorrichtung in der in Abb. 24 dargestellten Form zu- 
sammengebaut. 

Die Drehung des Ankers überträgt sich durch 
ein Stirnräderpaar auf eine Schnecke, die ein 
Schneckenrad dreht. Dieses nimmt mittels elastischer 
Bremskuppelung einen Zahntrieb mit, der in eine den 
Spitzenverschluß der Weiche unmittelbar bewegende 
Zahnstange eingreift. Die Umstellung der Weiche 
erfolgt also, indem man den Motor von rechts nach 


links oder von links nach rechts umlaufen läßt. 

Zum Betriebe dieser Motoren wird Gleichstrom von 110 
bis 130 Volt Spannung verwendet. Der Strom wird aus einer 
Sammlerbatterie entnommen, in der die für einen etwa 
48 stündigen Zeitraum erforderliche Kraft aufgespeichert wird. 
Aus dieser Batterie wird der Strom durch ein Kabel nach jedem 
Stellwerk geführt. Vom Stellwerk wiederum führen Kabel nach 


8 


Weichenantrieb. 
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Abb. 24. Elektrischer Weichenantrieb. 


den Motoren an den Weichen. Die von der Sammlerbatterie 
kommende, Strom von 110 bis 130 Volt Spannung führende 
Leitung kann im Stellwerk durch Umlegen eines Knebels mittels 
eines Schalters — des Arbeitsschalters — an die zum Motor 
führenden Leitungen angeschlossen werden. Je nachdem die 
eine oder die andere der nach dem Motor führenden Leitungen 
mit der Stromquelle in Verbindung gesetzt wird, läuft der 
Motor nach der einen oder der anderen Seite. Die Weiche 
wird dabei aus einer Endlage in die andere gebracht. 
Ist die Umstellung der Weiche beendet, so ist es nicht mehr 
erforderlich, den Stellstrom noch weiter in den Motor zu senden. 
Er wird daher durch einen sogen. Batteriewechsler bei der End- 
lage der Weiche selbsttätig abgeschaltet. Dafür wird eine 
andere von der Sammlerbatterie kommende Leitung, die Strom 
von etwa 30 Volt Spannung führt, an eine zum Weichenantrieb 
führende sogen. Überwachungsleitung angeschaltet. Am 
Weichenantrieb angebrachte, durch eine Steuerscheibe bewegte 
Umschalter stellen die Verbindung des Motors mit einer der 
beiden Stelleitungen her oder sie schließen und öffnen den 
Stromkreis der Überwachungsleitung. Diese geht im Stell- 
werk über einen Überwachungsmagneten, dessen Anker abfällt, 
sobald eine Stromunterbrechung eintritt, was der Fall ist, wenn 
die Weiche auf irgendeine Weise aus der Endlage gebracht 
wird. Durch das Abfallen des Ankers wird ein Läutewerks- 
kontakt geöffnet und eine Farbscheibe bewegt. Es entsteht also 
im Stellwerk ein hörbares und ein sichtbares Zeichen, wenn die 
Weichenzungen sich nicht in der Endstellung befinden. 

Die von Motoren angetriebenen Sig- 
nalantriebe (Abb. 25) weisen im 
wesentlichen dieselben Teile auf, die zum Weichen- 
antrieb gehören, das Zahnräderpaar, die Schnecke 
und das Schneckenrad, die Bremskupplung und 
endlich die Steuerscheibe mit den Umschaltern. 
An Stelle der Zahnstange, die beim Weichenantrieb 
die Zungen bewegt, tritt hier eine Kurbel, mit der das 
Gestänge, das zu den Signalflügeln führt, durch ein 
bewegliches Mittelglied — die Flügelkupplung — ver- 
bunden ist. Die Kurbel des Signalantriebs und die 
zum Signalflügel führende Stellstange sind nur 


dann fest miteinander gekuppelt, wenn ein zu 


Signalantrieb. 
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der Verbindung ge- 
höriger Magnet — der 
Kuppelmagnet — 
Strom erhält; fließt 
kein Strom durch die 
Kuppelmagnete, so kann 
die Kurbel eine Be- 


wegung auf die Stell- 
stange nicht übertagen. 
Für jeden Signalflügel 
ist ein solcher Kuppel- 
magnet vorhanden. 
Diese Eigenschaft der 
elektrisch gestellten Sig- 
nale, daß ihre Flügel 
nur in Fahrtstellung ge- 
bracht werden können, 
wenn und solange der 
die Kuppelmagnete er- 
regende Strom, der 
Kuppelstrom, fließt, gibt 
ein vorzügliches Mittel 
ab zur Herstellung der 
den Signalen und den 


Abhängigkeiten zwischen 


Weichen. 


Der Überwachungsmagnet am Weichenschalter erhält, wie 
vorher erwähnt, nur Strom, wenn die Weichenzungen in der 
Endlage sich befinden und ihre Lage mit der des Weichen- 
knebels im Stellwerk übereinstimmt. Führt man also den Signal- 
kuppelstrom über Stromschließer an den Ankern der Über- 
wachungsmagnete der Weichen, die zu dem betreffenden Signal 
gehören, so ist die Abhängigkeit zwischen den Signalen und 
Weichen hergestellt. 

Wird der Weichen- 
überwachungsstrom 
noch über Strom- 
schließer an den 
Weichenzungen ge- 
führt, so wird die 
Signalstellung von 
der richtigen Lage 
jeder einzelnen Zunge 
abhängig. Hiervon 
wird Gebrauch ge- 
macht bei den von 
Personenzügen spitz 
Weichen. 
werden 
im elek- 


befahrenen 
Außerdem 
aber auch 
trischen Stellwerk 
noch mechanische 
Abhängigkeiten zwi- 
schen den Weichen- 
und Signalhebeln her- 
gestellt. 


Bedienung der 
Stellwerke. 

Zu jedem Stell- 
werk gehört ein 
bestimmter, ge- 
nau abgegrenzter 
Bezirk. Für die 


Abb. 25. 
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ordnungsmäßige Bedienung 
des Stellwerks ist der 
Wärter verantwortlich. Zu 
seinen Obliegenheiten gehört 
in erster Linie das Stellen 
der Hebel für die Weichen 
und Signale. Ein Signal für 
die Ein-, Aus- oder Durch- 
fahrt eines Zuges darf er 
jedoch nur auf ausdrück- 
lichen, in jedem einzelnen 
Falle zu erteilenden Auftrag 
des Fahrdienstleiters auf 
Fahrt stellen. Befindet sich 
der Fahrdienstleiter selbst 
in dem Stellwerk und ist er 
in der Lage, seine Anord- 
nungen persönlich zu über- 
wachen, so kann er den Auf- 
trag zum Ziehen der Signale 
mündlich erteilen. Ist die 
Signalbedienungsstelle von 
dem Dienstraum des Fahr- 
dienstleiters — der Befehl- 
stelle — getrennt, so kann 
zur Übermittlung des Auf- 
trages, ein Signal auf Fahrt 
zu stellen, der Morse- 
schreiber oder der Fern- 
sprecher benutzt werden, soweit es sich nicht um Ein- 
fahrsignale handelt. Für diese genügt die Auftrags- 
erteilung zur Fahrtstellung in dieser Weise nicht, 
wenigstens nicht in allen Fällen. 


Die Betriebsordnung für die Eisen- 
bahnen Deutschlands schreibt 
nämlich vor, daß auf Bahnhöfen, wo ein Strecken- 
gleis in zwei oder mehrere Einfahrstraßen sich 
gabelt, die Einfahrsignale so einzurichten sind, daß 
sie entweder von dem Fahrdienstleiter selbst bedient 
oder aber nur unter seiner Mitwirkung auf Fahrt 
gestellt werden können. Auf den meisten deutschen 
Bahnen ist man noch darüber hinausgegangen und 
hat bestimmt, daß auf Hauptbahnen alle Einfahr- 
signale, deren Bedienung nicht vom Fahrdienstleiter 
selbst vorgenommen oder mündlich angeordnet und 
persönlich überwacht wird, unter Verschluß des Fahr- 
dienstleiters zu legen sind. Auch die Ausfahrsignale 
werden vielfach so festgelegt, daß sie nur unter Mit- 
wirkung des Fahrdienstleiters auf Fahrt gestellt 
werden können. Eine solche Sperrung eines Signals 
wird als Blockung bezeichnet und in der Anwendung 
auf die Signale eines Bahnhofes Stationsblockung 
genannt. Je nachdem der Verschluß der Signale 
mechanisch oder elektrisch erfolgt, spricht man 
von einer mechanischen und einer elektrischen 
Blockung. Die letztere ist gegenwärtig fast allgemein 
üblich. In Deutschland wird dazu meistens der 
Siemenssche Wechselstromblock verwendet, der im 


Stationsblockung. 


t -n D 
a Blocktaste. 


l Abb. 26. 
Feld entblockt; Signalhebel frei. 


h Verschlußstange. 

i Kontakthebel. 

k Sperrklinke. 

l Riegelstange. 

m Blockriegel. 

n Induktor. 

o Signalhebel- 
scheibe. 


b Druckstange. 
c Rechen. 

d Rechen-Achse. 
e Anker. 


f Elektromagnet. 
g Verschlußhalter. 


Abb. 27. 
Feld geblockt; Signalhebel verschlossen. 


Jahre 1870 von C. Frischen erfunden wurde und für 
das Eisenbahnsicherungswesen von der größten Be- 
deutung geworden ist. 


Das Wesen des elektrischen Blockverschlusses 
besteht darin, daß durch Senden eines elektrischen 
Stromes von einer Stelle aus auf einer anderen Stelle 
eine Sperre ausgelöst wird, daß diese Sperre aber 
wieder eintritt, wenn von dieser letzteren Stelle aus 
Strom nach der ersten gesandt wird. Die Auf- 
hebung einer Sperre durch Stromgebung heißt ent- 
blocken, die Herbeiführung einer Sperrung durch 
Stromgebung heißt blocken. Die elektrischen Ein- 
richtungen, die die Sperrung herbeiführen und auf- 
heben, heißen Blockfelder.. Ein geblocktes, d. i. 
gesperrtes Blockfeld wird entblockt, d. i. frei, 
wenn es von einer anderen Stelle aus Strom 
empfängt, und ein entblocktes Blockfeld wird ge- 
blockt, wenn von ihm Strom nach einer anderen Stelle 
gesandt wird. 


Abb. 26 und 27 zeigen die Einrichtung eines 
Blockfeldes, und zwar die erste die entblockte, die 
zweite die geblockte Stellung. 


Als Hauptteile der Einrichtung fallen ohne weiteres auf 
der rechts gezeichnete, in Wirklichkeit (vergl. Abb. 28) senk- 
recht zur Bildebene liegende Elektromagnet f mit seinen Wick- 
lungen und dem Anker e zwischen den beiden Polschuhen und 
andererseits die links gezeichnete, aus Blocktaste a, Druckstange 
b, Verschlußstange h und Riegelstange 1 bestehende Verschluß- 
einrichtung. Das Verbindungsglied zwischen diesen beiden 
Teilen bildet der mit der Druckstange in Verbindung stehende 


g* 


Rechen c, in 
dessen Zähne 
die mit dem 
Anker e ver- 
bundene Hem- 
mung eingreift. 

Vergleicht 
man die beiden 
Bilder mitein- 
ander, so findet 
man, daß die 


die beim ent- 
blockten Feld 
nur wenig aus 
demBoden des 
Blockgehäuses 
hinausragt, 
beim geblock- 
ten Feld um 
einen beträcht- 


lichen Teil 

- tiefer steht und 

> Ì i denBlockriegel 
a m mit hinunter- 


gedrückt hat. 
Die Folge da- 
von ist, daß die 
Signalhebel- 
scheibe o, die 
beim entblock- 
ten Feld unter 
dem Riegel her 
gehen konnte, 
num an den Blockriegel stößt und bei dieser geblockten Stellung 
nicht umgelegt werden kann. In diesem Zustande befindet sich 
die Blockeinrichtung und der Signalhebel bei der Grundstellung. 
Der Fahrdienstleiter will nun die Erlaubnis geben, das Signal 
zu ziehen. Er schickt in den Elektromagneten des geblockten 
Feldes durch Drehen seines Induktors abwechselnd positive 
und negative Ströme. Die Folge davon ist, daß der Anker 
einmal von dem einen und einmal von dem anderen Pol des 
Elektromagneten angezogen wird. Beim ersten Polwechsel 
legt sich der Schenkel des Ankers von dem oberen Polschuh 
an den unteren. Die mit dem Anker verbundene Hemmung, 
die bisher hinter dem obersten Zahn des Rechens lag, dreht 
sich um ihre Achse und gibt dabei den Rechenzahn frei. Der 
Rechen selbst wird unter dem Einfluß der um die Druckstange 
gewundenen Feder nach oben bewegt. So geht es bei weiterer 
Hin- und Herbewegung des Ankers infolge der wechselnden 
Stromstöße Zahn um Zahn fort. Mit dem Rechen dreht sich 
dabei die fest mit ihm verbundene Achse d, gegen die sich mit 
seinem oberen Ende der Verschlußhalter g legt. Von der Achse 
ist an ihrem vorderen Ende die Hälfte des Querschnitts weg- 
genommen. Hat sich der Rechen um eine gewisse Anzahl von 
Zähnen nach oben bewegt, dann verliert der Verschlußhalter 
seinen Halt, er schlüpft unter der Achse durch und nimmt die 
Stellung ein, die das entblockte Feld zeigt. Damit hat auch die 
Nase der Verschlußstange h, die in der unteren Stellung in einem 
Einschnitt des Verschlußhalters festgehalten wurde, ihren Halt 
verloren. Infolgedessen sind Verschlußstange h und Riegel- 
stange | unter Einwirkung der Feder, die sie hochzutreiben 
suchen, in die Höhe gesprungen. Der entblockte Zustand ist da 
und das Signal ist frei. 


Abb. 29. 
Feld entblockt; Blocktaste niedergedrückt. 


Ist die Fahrt, zu der das Signal freigegeben wurde, aus- 
geführt, so soll die erteilte Erlaubnis zum Ziehen des Signals 
wieder zurückgegeben werden. Das entblockte Feld muß ge- 
blockt werden. Dieser Vorgang vollzieht sich folgendermaßen 
(vergl. Abb. 29): 
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Riegelstange 1,' 


Der Wärter drückt die Blocktaste nieder. Der Verschluß- 
halter g wird durch die Nase der Verschlußstange h so um seine 
Achse gedreht, daß der obere Teil nach rechts ausschlägt. Der 
Kontakthebel i wird dabei an die untere Klemme gelegt und hier- 
durch der Induktor n an die zum Elektromagneten f führende 
Leitung angeschaltet. Der Wärter schickt nun bei gedrückter 
Blocktaste durch Drehen des Induktors Wechselströme in seinen 
Elektromagneten. Die Hemmung geht hin und her. Wird ein Zahn 
frei, so bewegt sich der Rechen durch sein eigenes Gewicht 
nach unten, bis schließlich die Hemmung hinter dem obersten 
Zahn sitzt und der Rechen am Ende seiner Bewegung sich 
gegen einen Anschlag legt. Wird nun die Blocktaste los- 
gelassen, so legt sich der Verschlußhalter gegen die Rechen- 
achse, die Nase der Verschlußstange stützt sich gegen die obere 
Kante vom Einschnitt des Verschlußhalters ab, Verschluß- und 
Riegelstange sind in der tief stehenden Lage festgelegt und das 
Signal ist wieder gesperrt. Die Druckstange b geht mit der 
Blocktaste in die Höhe, der geblockte Zustand des Blockfeldes 
ist wieder hergestellt (Abb. 27). Ein nochmaliges Drücken des 
geblockten Feldes ist nicht möglich, weil die Druckstange mit 
dem an ihrem unteren Ende angebrachten Druckstück auf die 
Sperrklinke k aufstoßen würde. Beim entblockten Feld ist diese 
Sperrklinke durch ein an der Verschlußstange befestigtes Stück 
bei Seite geschoben, so daß das Druckstück der Druckstange 
an ihm vorbeigehen kann. Abb. 28 zeigt ein vollständig ge- 
blocktes Feld in einer der Wirklichkeit entsprechenden Form. 


Zur Freigabe des Signals durch Entblockung des an der 
Signalbedienungsstelle vorhandenen Blockfeldes würde beim 
Fahrdienstleiter nur der Induktor nötig sein. Es wird aber 
auch beim Fahrdienstleiter ein Blockfeld angeordnet, so daß 
in der Regel immer zwei Block- 
felder zusammen arbeiten. Ist 
das Feld beim Fahrdienstleiter 
geblockt, so ist das an der 
Signalbedienungsstelle entblockt, 
und umgekehrt, ist das Feld 
beim Fahrdienstleiter entblockt, 
so ist das an der Signal- 
bedienungsstelle geblockt. Da 
der Rechen mit einer Farb- 
scheibe versehen ist, die in der 
einen Stellung vor dem Block- 
fenster ein rotes, in der anderen 
ein weißes Feld erscheinen läßt, 
so kann der Fahrdienstleiter 
sowohl wie der Wärter in 
jedem Augenblick sehen, ob 
sein Feld geblockt oder ent- 
blockt ist, ob also das Signal 
frei oder verschlossen ist. Die 
Farben sind dabei so bestimmt, 
daß rotes Fenster bedeutet: 
„Fahrt verboten“, weißes 
Fenster dagegen: „Fahrt er- 
laubt“. In der Grundstellung 
zeigen also beide Fenster — 
beim Fahrdienstleiter sowohl, 
wie an der Signalbedienungs- 
stelle — rotes Fenster, Dabei 
ist an der einen Stelle das Feld 
entblockt, an der anderen ge- 
blockt. Beim Fahrdienstleiter 
ist mit dem Blockfeld im all- 
gemeinen eine Riegelstange 
nicht verbunden. Wenn jedoch 
dort auch Fahrstraßenhebel 
festzulegen sind, um Weichen- 
oder Riegelhebel zu ver- 
schließen, bevor die Freigabe 


Abb. 28. 
Wechselstromblockfeld. 


des Signals erfolgt, erhalten die Freigabeblockfelder auch eine 
Riegelstange. Dasselbe ist der Fall, wenn im Stationsblock 
mehrere Freigabefelder vorhanden sind und die gleichzeitige 
Freigabe der zugehörigen Signale auf mechanischem Wege 
ausgeschlossen werden soll. Die hierzu erforderliche Ab- 
hängigkeit zwischen den Freigabeblockfeldern kann durch 
sogen. selbsttätige Blockschieber erreicht werden, die im Block- 
kasten oder in besonderen Schieberkasten untergebracht 
werden. Abb. 30 zeigt ein Stationsblockwerk mit solchen 
Schiebern. Diese sind mit verschieden geformten Einschnitten 
versehen. Über ihnen befinden sich die Riegelstangen der Frei- 
gabeblockfelder, die einen senkrecht zum Schieber stehenden 
Triebstift tragen. Die Riegelstangen 7 und 8 können gedrückt, 
die zugehörigen Signale also freigegeben werden, ohne daß der 
Schieber bewegt wird. Durch die niedergedrückte Riegelstange 
wird die Bewegung des Schiebers verhindert. Wird aber die 
Riegelstange 5 niedergedrückt, so gleitet der Trieb- 
stift dieser Stange auf der unteren Fläche des Schrägschlitzes 
und schiebt dabei den in Führungsleisten beweglichen Schieber 
nach links, beim Niederdrücken der Riegelstange 6 wird der 
Schieber nach rechts bewegt. In beiden Fällen können die 
Riegelstangen 7 und 8 nicht mehr gedrückt werden, weil ihre 
Triebstifte auf die volle Fläche des Schiebers stoßen würden. 
Es ist damit also erreicht, daß die zu diesen Blockfeldern ge- 
hörigen Signale nicht freigegeben werden können, wenn das 
zum Blockfeld 5 oder 6 gehörige Signal freigegeben ist. Steht 
nach Blockung des Feldes 7 oder 8 der zugehörige Triebstift 
in dem senkrechten Schieberschlitz, so kann weder das Feld 5 
noch 6 geblockt werden, weil der Schieber in den senkrechten 
Schlitzen festgehalten wird. Feld 7 und 8 können dagegen 
gleichzeitig geblockt werden. Durch verschiedene Anordnung 
der Schlitze und erforderlichenfalls Verwendung mehrerer 
Schieber läßt sich ein mechanischer Ausschluß feindlicher 
Signale im Stationsblock in weitgehender Weise erreichen. In 
manchen Fällen reichen aber diese mechanischen Ausschlüsse 
zur Schaffung der erforderlichen Abhängigkeiten noch nicht 
aus. Es werden dann die Ausschlüsse in anderer Weise 
mechanisch oder auch elektrisch hergestellt. 


Die Wechsel- 
stromblockfelder 
werden auch verwendet, um das vorzeitige Um- 
stellen von Weichen zu verhindern. Die Ein- 
richtung ist dann in dem Stellwerk so ge- 
troffen, daß der Signalhebel durch eine Sperre 
in der Grundstellung festgehalten wird. Er wird 
erst frei durch Bedienung eines Blockfeldes, des 
Fahrstraßentestlegefeldes, dessen Riegelstange die 
Sperrung des Signalhebels aufhebt, dafür aber 
den umgelegten Fahrstraßenhebel festhält, solange 
das Feld geblockt ist. Die Entblockung wird in die 
Hand eines Beamten gelegt, der beurteilen kann, ob 
der Zug die zu sichernden Weichen durchfahren hat. 
Ein vorzeitiges Umstellen der Weichen ist durch diese 


Elektrische Fahrstraßenfestlegung. 


Einrichtung — die elektrische Fahrstraßenfest- 
legung — bei ordnungsmäßiger Bedienung aus- 
geschlossen. Sie ist auf den preußischen Bahnen 


in großem Umfange im Gebrauch. Vor den früher 
erwähnten Einrichtungen zur Verhütung des Um- 
stellens der Weichen unter dem fahrenden Zuge 
— der Sperrschiene und dem Zeitverschluß — hat sie 
den Vorzug, daß durch ein einziges Festlegefeld eine 
ganze Reihe von Weichen gesichert werden kann. 


An Stelle des Wechselstromblockfeldes wird zur Fahrstraßen- 
festlegung auch ein Gleichstromblockfeld verwendet. Die 
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Abb. 30. 


4 5 6 7 8 
Stationsblockwerk. 

Sperrung der Verschluß- und Riegelstange, die sich bei diesem 
ebenso wie beim Wechselstromblockfeld findet, wird dabei nicht 
durch Stromgebung, sondern durch das Niederdrücken der 
Blocktaste herbeigeführt. Die Aufhebung der Sperre wird 
dadurch bewirkt, daß der zum Gleichstromblockfeld gehörige 
Elektromagnet Strom erhält und einen Anker anzieht, der eine 
Sperrklinke auslöst. Es genügt hier also ein Stromstoß zur 
Entblockung. Dieser Umstand macht das Gleichstromblockfeld 
besonders geeignet zur Auflösung der Fahrstraße durch den 
fahrenden Zug. Die Anordnung kann hierbei so getroffen 
werden, daß beim Befahren eines Kontaktes durch die erste 
Achse des Zuges ein Stromkreis geschlossen wird, der den 
Elektromagneten des Gleichstromblockfeldes — Sperrfeldes — 
erregt und so den Verschluß des Fahrstraßenhebels aufhebt. 
Da dieser aber erst frei werden darf, wenn die letzte Achse 
des Zuges die letzte Weiche der Fahrstraße verlassen hat, so 
müßte ein solcher Kontakt um eine volle Zuglänge, also um 
etwa 600 m hinter dieser Weiche liegen. Das ist in den meisten 
Fällen unzweckmäßig, weil bei kurzen Zügen, insbesondere bei 
einzeln fahrenden Lokomotiven die Fahrstraße unnötig lange 
verschlossen bleiben würde. Es ist daher eine Schaltung in 
Gebrauch, die unter Verwendung einer isolierten Schienen- 
strecke die Auslösung des Sperrfeldes durch die letzte Achse 
des Zuges bewirkt. Der Kontakt kann hierbei unmittelbar 
hinter der letzten Weiche liegen. Als Stromquelle für die Aus- 
lösung der Gileichstromblockfelder dienen Meidinger- oder 
Trockenelemente, zuweilen auch Sammlerbatterien. 

Die Festlegung der Fahrstraße durch ein Gleichstromblock- 
feld und ihre Auflösung durch den fahrenden Zug kommt am 
häufigsten bei den Ausfahrten vor. 


Die Stationsblockung, die, wie 
gezeigt, zur Sicherung der Zug- 
fahrten innerhalb der Stationen dient, findet auf stark 
befahrenen Strecken eine Ergänzung durch die 
Streckenblockung, die zur Sicherung der Zugfahrten 
auf der freien Strecke bestimmt ist. 

Nach der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung 
darf, abgesehen von Störungen, kein Zug von einer 
Zugfolgestelle ab- oder durchgelassen werden, bevor 
nicht festgestellt ist, daß der vorausgegangene Zug sich 
unter Deckung der nächsten Zugfolgestelle befindet. 
Die Feststellung, daß diese Bedingung erfüllt ist, kann 
durch den Morsetelegraphen erfolgen. Sie ist dann 
ein Teil des in einem anderen Abschnitte be- 
sprochenen telegraphischen Zugmeldeverfahrens. Auf 
Bahnen mit sehr dichter Zugfolge begnügt man sich 
jedoch damit nicht. Es wird vielmehr nach Einfahrt 
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eines Zuges in einen Streckenabschnitt das diesen 
deckende Signal in der Haltstellung durch ein Block- 
feld festgelegt, das nur von der nächsten vorwärts 
gelegenen Zugfolgestelle wieder entblockt werden 
kann. 

Die natürliche Begrenzung der für die Zugfolge 
maßgebenden Streckenabschnitte bilden zunächst die 
aus Verkehrsrücksichten angelegten Stationen. Die 
Züge können sich dabei nur in einem Abstande folgen, 
der der Fahrzeit zwischen den Stationen entspricht. 
Ist der Abstand dieser Stationen sehr ungleich, so er- 
leidet der Zug, der einem anderen in Stationsabstand 
folgen soll, beim Übergang aus einer kurzen in eine 
lange Blockstrecke unnötigen Aufenthalt. Wo daher 
das Bedürfnis besteht, die 
Züge schneller aufeinander 
folgen zu lassen, als es bei 
Einhaltung des Abstandes von 
Station zu Station möglich ist, 
oder wo die Schwierigkeiten 
beseitigt werden sollen, die 
durch sehr ungleiche Stations- 
entfernungen für den Fahr- 
plan sich ergeben, werden 
zwischen die Stationen be- 
sondere Zugfolgestellen ein- 
geschaltet, die Blockstellen 
heißen. Sie erhalten für jede 
Fahrrichtung ein Blocksignal. 
Häufig liegt eine größere 
Anzahl solcher Blockstellen 
zwischen zwei Stationen. Auf 
den dichtbefahrenen Haupt- 
strecken geht die Entfernung 
der Blockstellen voneinander 
bis auf 1,5 km herab. Im An- 
schluß an Bahnhöfe kommen 
vielfach noch kürzere Block- 
strecken vor. 


Streckenblockung für 
zweigleisige Bahnen. 

Die Streckenblockung wird 
gegenwärtig auf den deut- 
schen Bahnen auf den zweigleisigen Strecken 
meistens in der sogen. vierfeldrigen Form aus- 
geführt. Dabei bildet im allgemeinen jedes Ende 
eines Bahnhofes mit dem ihm zugekehrten Ende 
des benachbarten Bahnhofes und den zwischen ge- 
legenen, die Streckenabschnitte begrenzenden Block- 
stellen ein geschlossenes System, das für jede Rich- 
tung an den Ausfahrsignalen des einen Bahnhofes be- 
ginnt und an dem Einfahrsignal des anderen Bahn- 
hofes endigt. 

Die Stellwerke, auf denen hiernach die Strecken- 
blockung beginnt und endigt, heißen Blockendstellen. 
Auf den Blockendstellen ist für jede Fahrrichtung 
ein Blockfeld vorhanden und zwar für die ausfahren- 
den Züge das Anfangsfeld, für die einfahrenden Züge 


Abb. 31. 


Streckenblock. 
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das Endfeld. Durch Blocken des Anfangsfeldes ver- 
schließt der Wärter das nach Ausfahrt eines Zuges 
auf Halt gelegte Ausfahrsignal. Der Verschluß kann 
nur von der nächsten vorwärts gelegenen Zugfolge- 
stelle durch Blockbedienung aufgehoben werden. 
Das Endfeld, das in der Grundstellung geblockt ist, 
wird von der rückwärts gelegenen Blockstelle ent- 
blockt, wenn ein Zug in den zwischen dieser und dem 
Bahnhof gelegenen Streckenabschnitt eingefahren ist. 
Durch den Farbwechsel des Endieldes erhält dem- 
nach der Wärter der Blockendstelle die Vormeldung 
der Züge. Ist der Zug in den Bahnhof eingefahren 
und der Signalhebel wieder auf Halt gelegt, so blockt 
der Wärter das Endfeld und entblockt damit das mit- 
arbeitende Anfangsield auf der 
rückwärts gelegenen Block- 
stelle. Damit ist die Strecke 
für einen nachfolgenden Zug 
wieder frei gegeben. 


Die Blockstellen haben für 
jede Fahrrichtung ein An- 
fangsfeld und ein Endfeld, im 
ganzen also vier Felder. Das 
in der Grundstellung ge- 
blockte Endfeld wird nach 
der Einfahrt eines Zuges in 
den rückwärts gelegenen 
Streckenabschnitt von der 
Nachbarblockstelle oder der 
Blockendstelle entblockt und 
dient also wie bei den Block- 
endstellen zur Vormeldung 
der Züge. Das Anfangsfeld 
verschließt im geblockten Zu- 
stande das Blocksignal und 
hält es gesperrt, bis die 
nächste vorliegende Block- 
stelle oder Blockendstelle den 
Verschluß durch Blockbedie- 
nung aufgehoben hat. Das 
Endfeld und das Anfangsfeld 
sind meistens durch eine Ge- 
meinschaftstaste verbunden. 

In der Grundstellung zeigen die Scheiben sämt- 
licher Blockfelder der Streckenblockung weiß. Rote 
Farbscheibe am Endield zeigt an, daß ein Zug von 
der rückwärts gelegenen Blockstelle in die Block- 
strecke eingelassen ist, rote Farbscheibe am An- 
fangsfeld läßt erkennen, daß der zuletzt in die vor- 
liegende Blockstrecke gefahrene Zug noch nicht 
zurückgemeldet ist. 


Abb. 31 zeigt einen Streckenblock mit den unter 
dem Blockkasten angeordneten Signalstellvorrich- 
tungen. 


Die Blockstelle liegt nach den Aufschriften unter den Block- 
feldern zwischen Zeitz und Reuden. Von Zeitz ist, wie das rote 
Endfeld zeigt, ein Zug nach Reuden abgelassen. Der Wärter 
auf der Blockstelle hat das Signal für diesen Zug, durch Umlegen 


der linken Kurbel bereits gezogen. Über der Kurbel ist die 
Sperre (der Blockriegel) sichtbar, mit der der Wärter nach 
‚ Vorbeifahrt des Zuges und Zurücklegen der Kurbel in die Grund- 
stellung durch Niederdrücken der Blocktaste und Blockung des 
Anfangsfeldes die Kurbel festlegen wird. In dem Fahrgleis von 
Reuden nach Zeitz ist, wie die weißen Blockfelder erkennen 
lassen, ein Zug von Reuden nicht gemeldet und auch die Strecke 
von der Blockstelle bis Zeitz ist frei. 

Aus der beigegebenen Übersichtstafe] (Tafel ID) 
ist der Zustand der Blockeinrichtungen bei einer 
Zugfahrt vom Bahnhofe A nach dem Bahnhofe B, 
zwischen denen drei Blockstellen I, II und III liegen, 
zu erkennen. Die Bedienung der Einrichtungn würde 
sich dabei folgendermaßen gestalten: 


1. Der Wärter im Endstellwerk auf Bahnhof A 
stellt das Ausfahrsignal auf Fahrt, der Zug fährt in 
die Strecke, der Wärter legt den Signalhebel hinter 
dem ausgefahrenen Zuge in die Grundstellung. 

Würde er letzteres versäumen, so bestände die 
Gefahr, daß auf das auf Fahrt stehengebliebene 
Signal ein zweiter Zug in die Strecke führe und auf 
den ersten Zug aufliefe. Um dieses zu verhindern, 
deckt der ausfahrende Zug sich selbst, indem er durch 
Befahren eines hinter dem Ausfahrsignal liegenden 
Kontaktes den Flügel des Ausfahrsignals auf Halt 
wirft. 

Das auf Halt gelegte Ausfahrsignal ist durch eine 
besondere Vorrichtung, die Hebelsperre, gesperrt 
und kann vorläufig nicht wieder gezogen werden. 


2. Der Wärter im Endstellwerk auf Bahnhof A 
drückt die Blocktaste des Anfangsfeldes (nach I) und 
dreht die Induktorkurbel. 

Sein Blockfeld verwandelt sich von weiß in 
rot, die Riegelstange des Feldes bleibt unten stehen 
und verschließt den Signalhebel in der Grund- 
stellung. Durch Blocken seines Feldes hat der 
Wärter das Endfeld der Blockstelle I entblockt, wobei 
das in der Grundstellung weiße Farbe zeigende Feld 
sich in rot verwandelt hat. Der Blockwärter in I sieht 
daraus, daß ein Zug in den rückwärts gelegenen 
Streckenabschnitt eingefahren ist. 


3. Der Blockwärter im Block I zieht, wenn für 
die Weiterfahrt des Zuges kein Hindernis besteht, das 
Signal auf Fahrt und legt es auf Halt zurück, nach- 
dem der Zug mit Schluß an einer bestimmten Stelle 
hinter dem Signal vorbeigefahren ist. 


4. Der Blockwärter im Block I drückt die Block- 
taste nieder und damit die Drucktasten beider zu der 
Fahrrichtung „von A“ „nach B“ gehörenden Felder, 
des roten Endfeldes und des weißen Anfangsfeldes, 
und dreht die Induktorkurbel. 


Damit blockt er zunächst sein Anfangsfeld und 
legt durch die mit diesem Feld verbundene Riegel- 
stange seinen Signalhebel fest. Die durch den 
Induktor erzeugten Wechselströme gehen nun aber 
weiter und zwar zunächst zu dem Endfeld im Block II, 
das entblockt wird und die Farbe von weiß in rot 
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wechselt, dann weiter zu dem Anfangsfeld in der 
Station A, das entblockt wird und dabei unter Farb- 
wechsel von rot in weiß die Sperre des Ausfahr- 
signalhebels wieder aufhebt, und schließlich zum End- 
feld im Block I, das wieder geblockt wird und die 
Farbe von rot in weiß wechselt. 

Von A kann nun wieder ein Zug abgelassen 
werden, Blockwärter I kann aber, wenn er die Vor- 
meldung an seinem Endfeld auch erhalten hat, sein 
Signal erst wieder auf Fahrt stellen, wenn Block- 
stelle II ihm sein Anfangsfeld entblockt und damit den 
voraufgefahrenen Zug zurückgemeldet hat. 


5. Der Blockwärter im Block Il zieht das Signal 
auf Fahrt und legt es auf Halt zurück, nachdem der 
Zug mit Schluß an einer bestimmten Stelle hinter dem 
Signal vorbeigefahren ist. 


6. Der Blockwärter im Block Il drückt die Block- 
taste nieder und blockt. Damit legt er sein Signal 
fest, meldet den Zug nach Block Ill vor und meldet 
ihn nach Blockstelle I zurück, wobei dort gleichzeitig 
das Signal wieder freigegeben wird. 


Die rückliegende Strecke darf erst freigegeben 
werden, wenn der Zug durch das auf Halt stehende 
Blocksignal gedeckt ist. Damit der Wärter ge- 
zwungen wird, das Signal auf Fahrt und hinter dem 
Zuge auf Halt zu legen, bevor er die Strecke freigibt, 
ist bei allen Blockstellen unter dem Anfangsfeld eine 
Sperre — die sog. mechanische Druckknopfsperre — 
angeordnet, die eine Blockung erst gestattet, nach- 
dem das Blocksignal mindestens einmal auf Fahrt und 
Halt gestellt ist. 

Es wäre nun noch die Möglichkeit vorhanden, 
daß der Wärter nach eingegangener Vormeldung das 
Blocksignal auf Fahrt und Halt stellt und die rück- 
liegende Strecke freigibt, bevor der Zug an ihn 
herangekommen ist. Es würde dann ein zweiter Zug 
in die besetzte Blockstrecke gelassen werden können, 
und es wäre die Gefahr des Auffahrens dieses Zuges 
auf den voraufgefahrenen gegeben. Um dieses zu 
verhindern, ist das Blocken von der Mitwirkung des 
Zuges abhängig gemacht. Die Blocktasten der Block- 
stellen sind mit einer Spe’re — der elektrischen 
Druckknopfsperre — verbur den, die erst ausgelöst 
wird, wenn der Zug bei Fahrstellung des Blocksignals 
einen hinter dem Signalmast liegenden Strom- 
schließer befahren hat. Die Stellung der elektrischen 
Druckknopfsperre ist von außen durch eine Farb- 
scheibe erkennbar. In Grundstellung zeigt sie 
schwarz, nach Befahren des Streckenstromschließers 
weiß. 


7. Der Blockwärter im Block Ill zieht das Signal 
auf Fahrt und legt es auf Halt zurück, nachdem der 
Zug mit Schluß an einer bestimmten Stelle hinter dem 
Signal vorbeigeflahren ist. 


8. Der Blockwärter im Block III drückt die Block- 
taste nieder und blockt. Er legt sein Signal fest, 


Ea 


meldet den Zug nach dem Bahnhofe B vor, meldet 
ihn nach Blockstelle Il zurück und macht damit dort 
das Signal frei. 


Bei kurzen Blockstrecken oder bei Nachlässig- 
keit oder Behinderung des Wärters der rückwärts 
liegenden Blockstelle kann es vorkommen, daß der 
Zug sich der Blockstelle bereits nähert, ehe die Vor- 
meldung eingetroffen ist. Der Wärter kann dann, 
vorausgesetzt, daß die vorliegende Strecke frei ist, 
sein Signal trotzdem auf Fahrt stellen und den Zug 
durchfahren lassen. Dagegen ist es ihm nicht mög- 
lich, nach Zurücklegen des Signals auf Halt und Auf- 
lösung der elektrischen Druckknopfsperre zu blocken, 
solange die Vormeldung noch fehlt. Wenn also ein 
Blockwärter das Signal hinter einem bei ihm vorbei- 
gefahrenen Zuge nicht festlegt, so kann dieser Zug 
bis zum nächsten Bahnhofe durchfahren, es kann aber 
kein weiterer Zug folgen, solange nicht die Block- 
bedienung von dem säumigen Wärter ausgeführt ist. 


9. Der Wärter in der Blockendstelle auf dem 
Bahnhofe B zieht, nachdem er vom Fahrdienstleiter 
den Auftrag hierzu erhalten hat, das Einfahrsignal 
und legt dieses hinter dem Zuge, nachdem er sich vom 
Schluß überzeugt hat, auf Halt. 


10. Der Wärter in der Blockendstelle drückt die 
Blocktaste des Endfeldes und blockt. Damit meldet 
er den Zug nach Blockstelle Ill zurück und gibt dort 
das Signal wieder frei. Die Zugfahrt von A nach B 
ist vollendet. 


Befindet sich die Blockendstelle nicht im Dienst- 
raum des Fahrdienstleiters, so daß das Einfahrsignal 
unter Stationsblockung liegt, so wird zwischen dem 
Endfeld der Streckenblockung und dem Signaliest- 
legefeld der Stationsblockung in der Blockendstelle 
noch ein Blockfeld zwischengeschoben, nämlich das 
sogen. Signalverschlußfeld. Dieses Feld ist mit dem 
Endfeld durch eine Gemeinschaftstaste verbunden. Es 
ist mit Verschluß- und Riegelstange versehen. Beim 
Blocken des Endfeldes wird es mitgeblockt und ver- 
schließt das Signal. In dieser, das Signal sperrenden 
Stellung, bleibt es, bis das Signalfestlegefeld bedient 
und damit das Signal wieder unter Blockverschluß 
der Station gelegt ist. Damit ist gewährleistet, daß 
der Wärter von jeder Einfahrerlaubnis nur für einen 
bestimmten Zug Gebrauch machen kann. 


Auf eingleisigen Bahnen ge- 
nügt es nicht, für Züge der- 
selben Fahrrichtung die Zug- 
folge zu regeln und zu sichern. Es muß dort vor 
allem auch dafür gesorgt werden, daß Gegenfahrten 
ausgeschlossen werden. Zu den bei der Strecken- 
blockung auf zweigleisigen Bahnen vorhandenen An- 
fangs- und Endieldern tritt daher mindestens noch 
eins, unter Umständen auch eine größere Anzahl von 
Blockfeldern hinzu, die den Zweck haben, den Aus- 
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schluß der Gegenfahrten zu bewirken. In dem ein- 
fachsten Falle, daß zwischen den Blockendstellen 
keine Blockstellen vorhanden sind, läßt sich durch 
Zufügung eines Feldes auf jeder der beiden Block- 
endstellen schon der Ausschluß der Gegenfahrten 
erreichen. Dieses hinzutretende Feld heißt: Erlaubnis- 
abgabefteld. 

Die Anfangsfelder sind bei dieser Einrichtung in 
der Grundstellung geblockt, die Ausfahrsignale 
können also nicht gezogen werden. Soll von A ein 
Zug nach B ausfahren, so muß B dazu die Zustimmung 
geben. Zu diesem Zweck wird in B das Erlaubnis- 
abgabefeld geblockt. Hierdurch wird in A das An- 
fangsfeld entblockt und damit erst der Ausfahrsignal- 
hebel frei. In B aber wird durch das Blocken des 
Erlaubnisabgabefeldes der durch das Anfangsfeld 
festgelegte Signalhebel noch einmal gesperrt. 

Diese Art der Streckenblockung für eingleisige 
Bahnen wird als dreifeldrige Form bezeichnet. Neben 
dieser ist auf preußischen Bahnen vielfach eine er- 
weiterte, die sogen. fünffeldrige Form ausgeführt, die 
gewisse Erleichterungen für den Betrieb bietet. 


Eine große Anzahl sinnreich erdachter und sorg- 
fältig durchgearbeiteter Einrichtungen, von denen nur 
ein Teil hier in allgemeinen Umrissen hat vorgeführt 
werden können, ist in der geschilderten Weise in den 
Dienst des Eisenbahnbetriebes gestellt worden, um die 
schwierige Aufgabe zu lösen, den Verkehr schnell, 
pünktlich und sicher abzuwickeln. Großer Intelligenz, 
rastlosen Strebens und unermüdlicher Arbeit hat es 
bedurft, um das Sicherungswesen der Eisenbahnen 
auf die Höhe zu bringen, die es heute in Deutschland 
Im Zusammenwirken der Eisenbahn- 
verwaltungen und der Industrie ist es gelungen, 
auf diesem Gebiete Hervorragendes zu schaffen. 
Eine Reihe bedeutender Signalbauanstalten, deren 
Namen weit über die deutschen Grenzen bekannt 
sind und guten Klang haben, widmet sich aus- 
schließlich dem Bau von Sicherungsanlagen für 
den Eisenbahnbetrieb. Ihre Erzeugnisse finden 
auch im Auslande Anerkennung. Die Eisenbahn- 
verwaltungen in Rußland, Schweden, Dänemark, 
Holland, Spanien, Italien und in anderen Ländern 
betrauen die deutschen Signalbauanstalten mit den 
wichtigsten Aufträgen. Die deutschen, insbeson- 
dere die preußischen Ausführungsformen und Vor- 
schriften werden dabei in vielen Fällen über- 
nommen und nur den besonderen, dem Lande 
eigentümlichen Betriebsverhältnissen angepaßt, ein 
Zeichen dafür, welcher Wertschätzung sich die 
Sicherungseinrichtungen der deutschen Bahnen dort 
erfreuen. 

Große Geldaufwendungen sind nötig gewesen, 
um die Sicherungsanlagen in Deutschland auf 
den Stand zu bringen, den sie heute einnehmen. 
Einige Zahlenangaben für die preußischen Staats- 


Blohsignalapparate zur Sicherung des Duqverkehrs auf eimer in 4 Abschnitte geteilten Strecke. 
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bahnen mögen dieses beleuchten. Die Durchführung 
der Streckenblockung, mit der im Jahre 1894 in 
größerem Umfange begonnen wurde, hat bis zum 
Jahre 1909 etwa 40 Millionen Mark erfordert. Für 
die Ausführung von Stellwerksanlagen sind außer- 
dem in den letzten 10 Jahren mindestens 60 Mil- 
lionen Mark aufgewendet worden. Die Ausrüstung 
der Bahnhöfe mit Ausfahrsignalen, die vor etwa 
10 Jahren eingeleitet wurde, hat 6 bis 7 Millionen 
Mark gekostet und die bevorstehende Einführung 
der neuen Doppellichtvorsignale wird mindestens 
wieder 5 Millionen Mark erfordern. Man kann aber 
die Gewißheit haben, daß diese Aufwendungen nicht 
umsonst gemacht sind. Ohne die Ausstattung der 
Bahnen mit diesen Einrichtungen wäre bei der ge- 
waltigen Zunahme des Verkehrs ein geordneter 
Betrieb nicht mehr durchzuführen gewesen. Im 
Personenverkehr z. B. ist die Verkehrsdichtigkeit, 
d.i. die Zahl der auf 1 km Betriebslänge geleisteten 
Zugkilometer von 5872 im Jahre 1900 auf 7682 im 
Jahre 1909, also in 10 Jahren, um 30,8 % gestiegen. 
Demgegenüber ist die Zahl der auf 1 Million Personen- 
kilometer entfallenden Tötungen und Verletzungen 
von Reisenden in demselben Zeitraum von 0,025 auf 
0,018 gesunken, obwohl die Gefahren mit der zu- 
nehmenden Verkehrsdichtigkeit sich zweifellos 
steigern. Wie die Zahl der Unfälle überhaupt eine 
Verminderung erfahren hat, und wie günstig in 
dieser Beziehung die deutschen Bahnen gegenüber 
anderen Eisenbahnverwaltungen stehen, ist an 
anderer Stelle dargelegt. Daß dieses zum nicht 
geringen Teil auf die weitgehenden Sicherungs- 
anlagen zurückzuführen ist, steht wohl außer 
Zweifel. 


Trotz aller Sicherungseinrichtungen werden 
die Unfälle wohl kaum jemals ganz zu ver- 
meiden sein. Jeder einzelne Fall aber wird ein- 
gehend daraufhin geprüft, ob nicht noch Lücken in 
den Einrichtungen vorhanden sind und wo etwa 
noch eine Verbesserung möglich ist. Für den Be- 
reich der preußischen Staatseisenbahnen besteht 
schon seit längeren Jahren ein besonderer Ausschuß 
— der Block- und Stellwerksausschuß —, dessen 
Aufgabe es ist, an der Fortentwicklung der Siche- 
rungseinrichtungen zu arbeiten und Vorschläge und 
Neuerungen, die auf diesem (Gebiete bekannt 
werden, zu prüfen. Dieser Ausschuß ist aus höheren 
Beamten der preußischen und einiger anderen Staats- 
eisenbahnverwaltungen gebildet, die mit dem 
Eisenbahnsicherungswesen besonders vertraut sind. 
Auch Vertreter größerer Signalbauanstalten wirken 


in ihm mit. Es ist also gewährleistet, daß ein 
Stillstand in der Entwicklung nicht eintritt, daß 
vielmehr immer weiter an der Vervollkommnung 
der Sicherungseinrichtungen gearbeitet wird. 
Immer neue Aufgaben tauchen dabei auf. Besondere 
Vorkommnisse, einzelne schwere Unfälle bringen 
neue Forderungen. So steht zurzeit die Frage im 
Vordergrund der Erörterungen, welche Mittel etwa 
anzuwenden sein möchten, um das Überfahren der 
Haltsignale zu verhüten. Die Bestrebungen, die 
Lokomotiven mit Vorrichtungen auszurüsten, die den 
Lokomotivführer auf die Annäherung an ein Signal 
aufmerksam machen oder beim Überfahren eines 
Haltsignals selbsttätig die Bremse auslösen, reichen 
weit zurück. Außerordentlich zahireich sind die Vor- 
schläge, die von den verschiedensten Seiten hierfür 
gemacht sind. Die Aufgabe, um die es sich dabei 
handelt, scheint so einfach zu lösen zu sein. Wie 
schwer sie aber ist, das haben die eingehenden Ver- 
suche gezeigt, die auf den preußischen Staatseisen- 
bahnen seit einigen Jahren mit verschiedenen Ein- 
richtungen dieser Art im Betrieb gemacht sind. Bis 
jetzt hat sich keiner der versuchten Apparate als ge- 
eignet zur Einführung erwiesen. Ob und in welchem 
Umifange sich solche Einrichtungen Eingang ver- 
schaffen werden, steht noch dahin. Die Frage wird 
von den deutschen Eisenbahnverwaltungen mit Ernst 
weiter verfolgt. Soviel aber ist sicher, in dem bis 
auf das äußerste getriebenen Bestreben, die mensch- 
liche Tätigkeit im Eisenbahnbetriebe durch mecha- 
nische, selbsttätige Einrichtungen zu ersetzen, ist das 
Heil nicht zu finden. Die beste Gewähr für einen 
geregelten und sicheren Betrieb wird immer ein 
tüchtiges, seiner Verantwortlichkeit bewußtes Be- 
amtenpersonal bieten, das in seiner schweren Auf- 
gabe durch wohldurchdachte, im Betriebe be- 
währte Sicherungseinrichtungen unterstützt wird. 
Beides haben wir auf den deutschen Bahnen. 
Die Vorzüge, die den deutschen Beamten allgemein 
und unbestritten zuerkannt werden, sind auch 
dem deutschen Eisenbahner eigen. Die Pünkt- 
lichkeit, die Disziplin, das Verantwortlichkeits- 
gefühl des deutschen Beamten kommen im Eisen- 
bahnbetriebe ganz besonders zur Geltung. In dem 
Bestreben, die Sicherungseinrichtungen ihrer Bahnen 
in mustergültiger Weise auszugestalten, werden die 
deutschen Eisenbahnverwaltungen nicht nachlassen, 
und so wird man wohl auch ferner mit Recht sagen 
können, daß man nirgends in der Welt so pünktlich 
und so sicher fährt, wie auf den deutschen Eisen- 
bahnen. 


Kapitel VI. 


Lokomotiven und Zubehör. 


Von Müller, Wirklichem Geheimem Oberbaurat und vortragendem Rat im Ministerium der öffentlichen Arbeiten, Berlin. 


1. Einleitung. 


Die Dampfilokomotive, deren Erfindung die Vor- 
bedingung für die gewaltige Entwicklung der Eisen- 
bahnen war, beherrscht auch heute noch die Zug- 
förderung der Haupt- und Nebenbahnen Deutsch- 
lands. 

Das stetige und schnelle Anwachsen des Eisen- 
bahnnetzes und der gewaltige Aufschwung des Ver- 
kehrs hat einerseits ein außerordentliches An- 
wachsen der für die Beförderung benötigten Loko- 
motivzahl verursacht, anderseits aber auch immer 
höhere Anforderungen an die Leistungsfähigkeit der 
einzelnen Lokomotiven gestellt. Während die bei 
Beginn der Eisenbahnzeit benutzten Lokomotiven 
etwa 20—30 PS. (Pierdestärken) leisteten, besitzen 
die neuesten deutschen Lokomotiven 1500 PS. und 
mehr, ihr Dienstgewicht ist auf 138 t (einschl. 
Tender) gestiegen. 

Die unten und umstehend folgenden Tabellen 
veranschaulichen das starke Anwachsen des Loko- 
motivparks der deutschen Eisenbahnen seit dem 
Jahre 1880 und die gleichzeitige, mit Erhöhung der 
Leistungsfähigkeit Hand in Hand gehende Steigerung 
des Lokomotivgewichts; sie geben gleichzeitig eine 
Übersicht über das große, immer wachsende Kapital, 


1880 | 1885 | 1890 | 1895 | 1900 | 1908 


Lokomotivbestand (Anzahl) 


Staatsbahnen 


Privatbahnen: 
a) unter Staatsverwal- 
0 Er e 
b) unter eigener Ver- 
waltung Sn 


7488 | 11529 | 13345 | 15256 | 18207 | 24691 


zusammen 


Anzahl Lokomotiven für 10 km 
Betriebslänge 


Staatsbahnen 


Privatbahnen 
a) unterStaatsverwal- 
We 2 « 
b) unter eigener Ver- 
waltung ee: 


zusammen | 


3,19 | 3,32 | 3,37 | 3,54 | 3,80 | 4,47 


das die Lokomotiven in ihrem Beschaffungswert 
darstellen. 


2. Einteilung der Lokomotiven. 


Je nach der Bau- und Betriebsart der Eisen- 
bahnen unterscheidet man 


I. Reibungslokomotiven, 
II. Zahnradlokomotiven, 


II. Vereinigte Zahnrad- 
tiven. 


Bei den Reibungslokomotiven wird der zwischen Rädern 
und Schienen vorhandene Reibungswiderstand, dessen Größe 
von dem auf die gekuppelten Achsen der Lokomotive ent- 
fallenden Lokomotivgewicht abhängig ist, zur Fortbewegung 
der Lokomotive und des daran hängenden Zuges ausgenutzt. 

Bei den Zahnradlokomotiven erfolgt die Fortbewegung 
durch ein Zahnrad, das in eine zwischen die Schienen gebettete 
Zahnstange eingreift. 

Die Zahnradlokomotiven gelangen bei größeren Steigungen 
zur Verwendung, da der Zugwiderstand mit zunehmender 
Steigung so rasch wächst, daß eine Reibungslokomotive bei 
einer Steigung von etwa 1:20 nur noch ein dem Reibungs- 
gewicht gleiches Zuggewicht befördern kann. Bei den deutschen 
Eisenbahnen ist deshalb für die Reibungsbahnen eine höchste 
Steigung von 1:40 festgesetzt. 


Die Reibungslokomotiven werden wieder ein- 
geteilt in solche für Haupt-, Neben- und Kleinbahnen. 


und Reibungslokomo- 


1880 | 1885 | 1890 | 1895 | 1900 | 1908 
durchschnittliches Lokomotivgewicht 
in Tonnen 


Staatsbahnen 


Privatbahnen: 
a) unter Staatsverwal- 
a a 
b) unter eigener Ver- 
waltung * 


40,09 | 40,11 | 41,06 | 43,90 | 50,35 


37,93 | 31,04 | 31,61 
35,39 


33,68 | 32,78 | 31,51 


Durchschnittsalter der im Betriebe 
befindlichen Lokomotiven in Jahren 


zusammen 


Staatsbahnen 


Privatbahnen 
a) unter Staatsverwal- 
in u idee 
b) unter eigener Ver- 
waltung 


14,07 | 13,30 12,2 


12,9 


zusammen | 10,89 | 12,49 | 14,11 | 13,36 | 13,2 
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1890 1895 | 1900 1908 


Beschaffungskosten in Mk. bis Ende des Rechnungsjahres 


Staatsbahnen . 


Privatbahnen: 


a) unter Staatsverwaltung . 
b) unter eigener Verwaltung 


412 268 185 639 255 698 


88 583 963 
107 328 750 


4 088 883 
37 628 525 


zusammen 


Staatsbahnen . 


Privatbahnen: 


a) unter Staatsverwaltung . 
b) unter eigener Verwaltung . 


377 477 545 


549 226 735 


76 186 061 
96 554 003 


550 217 609 


3 998 401 
35 326 327 


588551 463 


zusammen 


Für Hauptbahnen unterscheidet man weiter: 


1. nach dem Verwendungszweck: Schnellzug-, 
Personenzug-, Güterzug- und Verschiebe- 
lokomotiven, 


2. nach Art der Mitnahme der für den Betrieb 
benötigten Kohlen- und Wasservorräte: 
Lokomotiven mit Schlepptender, Tender- 
lokomotiven. 


Bei ersteren werden die Vorräte auf einen besonderen, 
mit der Lokomotive verbundenen Wagen, dem sogenannten 
Tender, mitgeführt. Bei letzteren ist der Wasservorrat in 
Behältern untergebracht, die auf der Lokomotive selbst teils 
sattelartig über dem Kessel, teils neben, teils unter diesem ein- 
gebaut sind, während der Kohlenkasten meist an der Rück- 
wand des Führerhauses der Lokomotive gelagert ist. 


3. nach der Dampfart: Naßdampflokomotiven, 
Heißdampflokomotiven. 


Bei den Heißdampflokomotiven wird der Kesseldampf 
hoch überhitzt, um gewisse bei Naßdampf unvermeidliche 
Dampfverluste möglichst zu verringern. 


4. nach der Art der Dampfausnutzung: Zwil- 
lingslokomotiven (einfache Dampfdehnung), 
Verbundlokomotiven (zweifache Dampfdeh- 
nung). 


5. nach Baueinzelheiten, und zwar im beson- 
deren: 


a) nach der Anzahl der Dampizylinder: 
Lokomotiven mit zwei, drei oder vier 
Zylindern, 


b) nach der Zahl der Achsen und ihrer An- 
ordnung. 


Die gegenwärtig übliche Zahl der Triebachsen bezw. der 
gekuppelten Achsen schwankt zwischen 1 und 5, während die 
Gesamtzahl der Achsen zwischen 2 und 7 wechselt. 


Die Kennzeichnung der Achszahl und Achsanordnung er- 
folgt so, daß man mit dem Buchstaben A eine Lokomotive mit 
einer Triebachse, mit B eine Lokomotive mit zwei Triebachsen, 
mit C eine Lokomotive mit 3 Triebachsen, mit D eine Loko- 


508 180 898 680 973 106 772 932 790 940 061 492 1 193 605 184 


Beschaffungskosten in Mk. der am Ende des Rechnungsjahres vorhandenen Lokomotiven 


736 593 548 901438052 | 1155186571 | 1785464589 
855 922 901 772 
Fe PR ln | 38 418 613 45 237 971 


1 830 702 560 


585216497 | 652422934 800.089 165 | 1250451 394 
765 440 758 621 
32 584 617 31591 711 31 105 208 37 349 484 


618 566 554 684 773 266 831 194 373 1 287 800 878 


motive mit 4 Triebachsen, mit E eine Lokomotive mit 5 Trieb- 
achsen bezeichnet und die Anzahl der Laufachsen, je nach ihrer 
Anordnung vor oder hinter den Triebachsen, vor oder hinter 
der Angabe dieser in arabischen Zahlen anfügt. So versteht 
man z. B. unter 2B1 eine Lokomotive mit 2 Triebachsen, 
2 vorderen und einer hinteren Laufachse. 


3. Bauart der Lokomotive. 


Für den Bau und die Einrichtung der Betriebs- 
mittel sind verschiedene Vorschriften maßgebend, 
die teils zur Wahrung der Betriebssicherheit und der 
aus anderen staatlichen Rücksichten erforderlichen 
Einheit, teils zwischen größeren Gruppen von Eisen- 
bahnverwaltungen zur Erleichterung des gegen- 
seitigen Verkehrs getrofien sind. 


Hierbei ist die Tätigkeit des Vereins deutscher 
Eisenbahnverwaltungen von nicht zu unterschätzen- 
dem Einfluß gewesen. Aus den von diesem Verein 
aufgestellten „Technischen Vereinbarungen“ sind 
in Deutschland die gesetzlichen Bestimmungen, die 
in der „Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung“ ent- 
halten sind, hervorgegangen. 

Im besonderen ist für den Bau der Lokomotiven 
und Tender die bei Einführung des Bahnbetriebs 
festgesetzte Spurweite, das aus ihr entwickelte Um- 
grenzungsprofiil für die festen Teile der Lokomotive 
und der zulässige höchste Raddruck maßgebend. 


Die Lokomotive kann also nicht willkürlich in 
ihren Abmessungen vergrößert werden, auch darf 
das auf eine Achse entfallende Gewicht eine be- 
stimmte Höchstgrenze, bei Hauptbahnen 16000 kg, 
nicht überschreiten. Die Möglichkeit, die Lokomo- 
tive leistungsfähiger und demgemäß größer und 
schwerer herzustellen, hat daher ihre bestimmten 
Grenzen. 


A. Lokomotivkessel. 


Der Kessel, dessen Bauart bei sämtlichen deut- 
schen Eisenbahnverwaltungen die gleiche Grund- 
form zeigt, ist in Abb. 1 im Längsschnitt und Quer- 
schnitt dargestellt. 
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Abb. 1. 


Er besteht aus einem zylindrischen Langkessel und einem 
kistenartigen hinteren Teil, der Feuerkiste. In der Feuerkiste 
ist eine ähnlich gestaltete Feuerbuchse eingebaut. Die Ver- 
bindung der Feuerkiste und Feuerbuchse erfolgt an ihrer 
unteren Begrenzung meist durch einen schmiedeeisernen Boden- 
ring. In der Feuerbuchse befindet sich der Rost, unter dem 
an im Bodenring eingeschraubten Bolzen der Aschkasten an- 
gehängt ist, der vorn und hinten vom Führerstande aus ein- 
stellbare Luftklappen besitzt. 

Von der Vorderwand der Feuerbuchse aus durchziehen 
Heizrohre, die sogen. Siederohre, den Langkessel bis zu 
seiner Vorderwand. Die Rohre sind in senkrechten Reihen 
angeordnet, um ein gutes Aufsteigen der Dampiblasen zu er- 
reichen und außerdem eine gute Zugänglichkeit beim Aus- 
waschen des Kessels zu ermöglichen. Als Siederohre finden 
fast ausschließlich nahtlos gezogene glatte Rohre, selten jedoch 
auch Rippenrohre Verwendung. Um das Einbringen der Rohre 
zu ermöglichen, ist der Durchmesser der Bohrungen der 
vorderen Rohrwand etwas größer als der Rohrdurchmesser 
ausgeführt. Die Bohrungen in der hinteren, kupfernen Rohr- 
wand sind etwas kleiner als der Rohrdurchmesser vorgesehen. 
Das vordere Ende des Rohres wird aufgeweitet, das hintere 
Ende eingezogen. Nach dem Einbringen werden die Rohre 
durch Einwalzen in den Rohrwänden befestigt und ihre hinteren 
in die Feuerbuchse hineinragenden Enden umgebördelt. Die 
vorderen Enden werden abgeschnitten. 

Während der Langkessel infolge seiner zylindrischen Ge- 
stalt bei genügender Blechstärke an sich hinreichend steif ist, 
müssen die ebenen Wände des Kessels verankert werden, da 
sie andernfalls dem hohen Dampfdruck, der zurzeit 12—16 Atm. 
beträgt, nicht widerstehen könnten, sondern sich ausbauchen 
und aufreißen würden. 

Die ebenen Wände der Feuerkiste und Feuerbuchse sind 
durch Stehbolzen, die zwecks größerer Dehnbarkeit aus Kupfer 
gefertigt sind, gegeneinander versteift. Die flache Decke der 
Feuerbuchse ist durch eiserne Schrauben, sogen. Decken- 
anker, gegen die gewölbte Feuerkiste verankert. Über der 
Feuerbuchsrohrwand finden allgemein bewegliche Deckenanker 
Verwendung, um der Dehnung der ersteren in der Höhen- 
richtung Rechnung zu tragen. Sämtliche Stehbolzen und 
Deckenanker sind von beiden Enden angebohrt, um etwa vor- 
kommende Brüche an dem aus den Bohrungen austretenden 
Wasser sofort erkennen zu können. 

Die weitere Verankerung der Feuerkiste wird durch 
starke, oberhalb der Feuerbuchse horizontal liegende Queranker 
bewirkt, während die hintere obere Feuerkistenwand gegen 
die Seitenwände durch Blechversteifungen gesichert ist. Für 
die Versteifung der vorderen Rohrwand des Langkessels ist 
oberhalb der Siederohre gleichfalls ein Blechanker vorgesehen. 

Das Material der Bleche, aus dem der Langkessel und 
die äußere Feuerkiste zusammengesetzt ist, ist Flußeisen.. Da- 


Lokomotivkessel. 


gegen sind die mit dem Feuer in unmittelbarer Berührung 
stehenden Feuerbuchsbleche der größeren Haltbarkeit wegen 
aus Kupfer gefertigt. 

Die von verschiedenen Verwaltungen wiederholt an- 
gestellten Versuche, an Stelle der teueren, kupfernen Feuer- 
buchsbleche solche aus Flußeisen zu verwenden, haben keine 
günstigen Ergebnisse gehabt. Ebenso haben Versuche, die 
kupferne Feuerbuchse mit ihren flachen, durch Stehbolzen und 
Anker versteiften Wänden durch weniger kostspielige Bau- 
arten, wie z. B. flußeiserne Wellrohrfeuerbuchsen, die bei 
stehenden Kesseln vielfach Verwendung finden, zu ersetzen, 
keinen Erfolg gehabt. 

Die Verbindung der einzelnen Bleche erfolgt im allge- 
meinen durch Nietung, doch finden in neuerer Zeit für den 
Langkessel sowohl nahtlos gewalzte Kesselschüsse als- auch 
solche mit geschweißter Längsnaht Verwendung. 

Die Beschickung des Rostes geschieht durch ein in der 
Rückwand der Feuerkiste angebrachtes Feuerloch, das in den 
meisten Fällen für die übersichtliche Bedienung des Feuers 
genügt. Nur bei sehr breiten, über den Rahmen hinausragenden 
Feuerbuchsen werden zwei Feuerlöcher erforderlich. 

In der Feuerbuchse ist gewöhnlich unter dem Rohrbündel 
eine Chamottebrücke eingebaut, um die Feuergase besser zu 
mischen und möglichst gute Ausnutzung der Heizfläche in der 
Feuerbuchse zu erreichen. 

Als Heizstoff dient mit wenigen Ausnahmen Kohle, Die 
Feuerung mit flüssigen Brennstoffen kommt für die deutschen 
Eisenbahnverwaltungen infolge ihres verhältnismäßig hohen 
Preises weniger in Betracht und wird nur vereinzelt als Zusatz- 
feuerung neben der Steinkohle verwendet, wo auf kurzen 
Steigungen eine vorübergehende erhöhte Dampferzeugung er- 
forderlich wird, 

Die heutigen Betriebsverhältnisse stellen für die Feuer- 
bedienung hohe Anforderungen an das Lokomotivpersonal. 
Automatische Beschickungsvorrichtungen, die bei stationären 
Kesseln mit gutem Erfolg benutzt werden, können bei der 
im Lokomotivbetrieb sehr wechselnden Rostbeanspruchung im 
allgemeinen nicht verwendet werden und sind nur vereinzelt 
bei kleineren Lokomotiven zur Ausführung gelangt. 

An das vordere Ende des Langkessels stößt die durch eine 
Tür veschließbare Rauchkammer mit dem Schornstein. In 
diese Rauchkammer münden die Heizrohre sowie die Aus- 
strömungsrohre für den in den Dampfzylindern verbrauchten 
Dampf. Die Ausströmungsrohre tragen oben in der Rauch- 
kammer ein gemeinsames, nach oben kegelförmig zulaufendes 
Mundstück, das Blasrohr. Dieser an sich so einfache Rohr- 
stutzen ist für den Lokomotivbetrieb von besonderer Wichtig- 
keit. Durch die Verengung der Ausströmung erhält der in den 
Schornsteinen entweichende Auspuffdampf eine größere Span- 
nung, so daß er mit großer Geschwindigkeit das Blasrohr ver- 
läßt und dabei die ihn umgebenden Gase mit sich fortreißt. 


CS i i 5 Lokomotiven und Zubehör. 


Hierdurch tritt eine 
Luftverdünnung in 
der Rauchkammer 
und damit in den 
Heizröhren und in 
der Feuerbuchse ein. 
Die atmosphärische 
Luft dringt nun in- 
folge ihrer höheren 
Pressung kräftig 
durch die Klappen 
des Aschkastens und 
die Rostspalten in 


lebhafte Verbrennung. Die sich bildenden Feuergase strömen 
durch die Heizrohre in die Rauchkammer ab und werden von 
hier mit ausströmenden Dampf durch den Schornstein ins 
Freie befördert. Auf diesem Wege geben die Heizgase ihre 
Wärme größtenteils an das die Feuerbuchswände und Siederohre 
umgebende Wasser ab. Eine der wertvollsten Eigenschaften des 
Blasrohres ist die, daß es die Feueranfachung und dadurch die 
Dampfentwicklung je nach dem Grade der Beanspruchung 
selbsttätig regelt. Bei größerem Dampfverbrauch strömt auch 
mehr Dampf durch das Blasrohr aus. Die Feuergase werden 
infolge der größeren Austrittsgeschwindigkeit schneller aus 
der Rauchkammer abgesaugt; die Außenluft tritt um so kräf- 
tiger in das Feuer ein. Es verbrennt mehr Kohle und eine 
stärkere Dampfbildung geht vor sich. 

Um auch bei Stillstand der Lokomotive gute Verbrennung 
und damit schnelle Dampfbildung zu erreichen, ist ein Hilfsbläser 
vorgesehen, der vom Führerstand aus angestellt werden kann. 

Die Menge des Brennstoffes, der in der Zeiteinheit ver- 
brannt werden kann, und damit die Leistungsfähigkeit der 
Lokomotive ist abhängig von der Größe der Rostfläche. Über 
eine bestimme Länge kann man indessen dabei nicht hinaus- 
gehen; es verursacht Schwierigkeiten, allzugroße Rostlängen 
sachgemäß zu bedienen. Anderseits ist die Rostbreite durch 
die Spurweite begrenzt, wenn man nicht bei entsprechender 
höherer Kessellage die Feuerkiste über den Rahmen hinaus- 
ragen läßt, wodurch eine wesentliche Verbreiterung des Rostes 
ermöglicht wird. 

Die Verbrennungstemperaturen in der Feuerkiste sind 
sehr hoch, bei Steinkohlenfeuerung etwa 1200—1600° C. In die 
Rauchkammer treten die Heizgase je nach der Bauart des 
Kessels und der Fahrgeschwindigkeit mit etwa 250—500° C. 
ein; es werden ihnen also im Mittel etwa 1000° C, entzogen. 
Diese großen Wärmemengen werden an das die Feuerbuchse 
und Heizrohre umgebende Wasser abgeführt. Die durch die 
Feuerbuchse gegeben Heizfläche nennt man die direkte, die 
durch die Heizrohre gegebene die indirekte Heizfläche; die 
Summe der direkten und indirekten wird als Gesamtheizfläche 
bezeichnet. Diese Gesamtheizfläche schwankt bei den heutigen 
deutschen Lokomotiven etwa zwischen 100 und 250 qm. 

Um die Rauchentwicklung zu vermindern, die ein Zeichen 
ungenügender Verbrennung ist und besonders bei Schluß des 
Reglers und Beschickung des Rostes auftritt, wird bei den Loko- 
motiven der preußisch-hessischen Staatsbahnen vielfach die 
Markottysche Rauchverbrennungseinrichtung vorgesehen. Diese 
wirkt derart, daß Drosselklappen, die in seitlichen Kanälen des 
Feuertürgeschränks untergebracht sind, je nach dem Grade der 
Luftverdünnung in der Feuerkiste sich selbsttätig mehr oder 
weniger öffnen und Luft in den Feuerraum durchlassen (vergl. 
Sächregister). 

Um zu verhindern, daß die durch den Zug in die Rauch- 
kammer übergerissenen Funken durch den Schornstein ins 
Freie gelangen, sind Funkenfänger verschiedener Bauart 


das Brennmaterial Abb. 2. Flachregler. Abb. 3. Ventilregler „Bauart Schmidt und Wagner“. 
ein, gibt ihren Sauer- 
Stoff an die Brennschicht ab und erzeugt dadurch eine 
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in die Rauchkammer 
eingebaut. In den 
meisten Fällen finden 
hierfür gelochte 
Bleche mit länglichen 
oder kreisrunden 
Schlitzen Verwen- 
dung, die über den 
Siederöhren ange- 
bracht sind. Auch 
trichterförmige Körbe 
aus Drahtgeflecht 
werden zwischen 
Schornstein und Blas- 
rohr eingebaut. 

Als Schutz gegen die Wärmeausstrahlung erhalten die 
Kessel sorgfältig angepaßte Blechbekleidung, die zwischen 
Kessel und Bekleidung einen Isolierraum schafft. Innerhalb des 
Führerhauses ist zwischen Kessel und Bekleidung Blauasbest 
eingelegt, um das Lokomotivpersonal gegen die ausstrahlende 
Wärme zu schützen. 


Um dem Dampizylinder möglichst trockenen Dampf zu- 
zuführen, befindet sich fast bei allen Lokomotivkesseln ein hoher 
Aufsatz (Dom genannt), an dessen höchster Stelle die Dampf- 
entnahme für den Zylinder durch das sogen. Regulatorrohr 
stattfindet. An das Regulatorrohr schließen in der Rauch- 
kammer die Einströmungsrohre zu den Dampfizylindern an. 
Nicht seiten werden zwecks Vergrößerung des Dampiraums 
zwei Dome vorgesehen, die durch ein Rohr miteinander ver- 
bunden sind. Innerhalb des Doms sind vielfach verschieden- 
artige Ablenkbleche vorgesehen, um das vom Dampf mitge- 
rissene Wasser abzuscheiden. 


Die Bauart des Regulatorrohres mit dem Regler zeigen die 
Abb. 2 und 3 (vergl. auch Sachregister). 


Der Regler dient dazu, die Dampfzuströmung zu den 
Dampfzylindern der Maschine zu regeln und abzuschließen. 


Jeder Kessel muß nach gesetzlicher Vorschrift mit Vor- 
richtungen versehen sein, die stets die Höhe des Dampfdrucks, 
die Wasserfüllung — namentlich den zulässigen tieisten Stand 
des Wasserspiegels — anzeigen, die ferner das verbrauchte 
Kesselwasser ersetzen und ein zu starkes Ansteigen des Dampf- 
drucks vermindern. 


Hierzu dienen das Kesseldruckmanometer, der Wasser- 
standsanzeiger und die Probierhähne, die Speisevorrichtungen 
und die Sicherheitsventile. Letztere öffnen sich selbsttätig, so- 
bald der Dampfdruck die für jeden Kessel vorgeschriebene 
Grenze überschreitet. 


Zur Reinigung des Kessels von Schlamm und Kesselstein 
sind an verschiedenen Stellen des Kessels verschließbare Öff- 
nungen vorgesehen. Ferner befindet sich an der tiefsten Stelle 
der Feuerkiste ein Hahn zum Entleeren und Füllen des Kessels 
mit Wasser vor bezw. nach dem Auswaschen. 


Ein wesentlicher Fortschritt im Lokomotivbau 
wurde gemacht, als sich die Preußische Staatseisen- 
bahnverwaltung auf Anregung des Zivilingenieurs 
Wilhelm Schmidt in Cassel-Wilhelmshöhe zur Ver- 
wendung hochüberhitzten Dampfes im Lokomotiv- 
betrieb entschloß, der auf Grund der bahnbrechenden 
Arbeiten und Erfindungen des vorgenannten Ingenieurs 
gegen Ende der 80er und Beginn der 90er Jahre 
beim ortsfesten Dampfmaschinenbau schnell Ein- 
gang gefunden und sich wirtschaftlich bewährt 
hatte. 
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Der Dampf, der bei Erwärmung von Wasser sich bildet, 
wird als gesättigter Dampf — Naßdampf — bezeichnet. Seine 
Temperatur und Dichte sind abhängig vom jeweiligen Kessel- 
druck. Der Rauminhalt des Naßdampfes von bestimmter 
Spannung läßt sich nicht verändern, ohne einen im gleichen Ver- 
hältnis zur Raumänderung stehenden Teil des Dampfes in 
Wasser zu verwandeln oder Wasser zu verdampfen. Wird 
dem Naßdampf Wärme entzogen, so schlägt sich ein Teil des 
Dampies nieder. 


Führt man trockenem, gesättigten, durch wasserfreie Gefäße 
strömenden Dampf Wärme zu, so steigt seine Temperatur bei ab- 
nehmender Dichte. Diesen Dampf nennt man überhitzten Dampf 
— Heißdampf. Der Heißdampf kann sich um seine ganze Über- 
hitzwärme abkühlen, ohne sich niederzuschlagen. Dazu kommt 
noch, daß er ein schlechter Wärmeleiter ist. 


Der überhitzte Dampf zeichnet sich also vor dem Naß- 
dampf hauptsächlich dadurch aus, daß er sich auch dann noch 
nicht niederschlägt, wenn ihm größere Wärmemengen entzogen 
werden. Die durch Abkühlung an den Zylinderwandungen ent- 
stehenden Dampfverluste sind mithin bedeutend geringer als 
bei Naßdampf. Ferner ist er insofern wirtschaftlich vorteil- 
hafter, als er einen größeren Raum einnimmt wie gesättigter 
von gleicher Spannung. Je höher die Überhitzung ist, um so 
geringer ist der Dampfverbrauch bei bestimmter Füllung. 


Für die Einführung des Heißdampies im Lokomotivbetrieb 
war Bedingung, daß die bewährte Bauart des Lokomotiv- 
kessels keine erheblichen Änderungen erfuhr und daß die Über- 
hitzereinrichtung den beschränkten Raumverhältnissen an- 
gepaßt wurde. Nach vielfachen Versuchen und Überwindung 
mannigfacher Schwierigkeiten gelang es dem erwähnten Zivil- 
ingenieur Dr.-Jng. Wilh. Schmidt einen für Lokomotiven 
brauchbaren Überhitzer zu schaffen. Neben ihm haben sich 
in gemeinsamer Arbeit alle Beteiligten, insbesondere der Geh. 
Baurat Garbe verdient gemacht, der, als er auf Grund der 
Schmidtschen Vorschläge und Erfahrungen die Bedeutung des 
Heißdampfes erkannt hatte, mit allen Kräften für die Durch- 
führung der Versuche und die spätere Einführung des Heiß- 
dampfes im Lokomotivbetrieb eingetreten ist und bei der 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


Durchbildung der Bauart der verschiedenen Heißdampi- 
lokomotivgattungen hervorragend mitgewirkt hat. 

Die Abb. 4 zeigt den Schmidtschen Rauchröhrenüberhitzer, 
wie er heute allgemein bei den deutschen Eisenbahnen für 
Lokomotivkessel Verwendung findet. 


Der Naßdampf wird dem Kessel in gewöhnlicher Art im 
Dom durch das Regulatorrohr entnommen und dem oberen 
Naßdampfraum des in der Rauchkammer eingebauten Dampf- 
sammelkastens zugeführt. Von hier aus durchströmt der 
Dampf die Überhitzerelemente. 

Diese Überhitzerrohrelemente sind in zwei bis drei Reihen 
größerer Rauchröhren im oberen Teil des Kessels eingebaut. 
In jedem Rauchrohr befindet sich ein Element, das aus zwei 
U-förmigen Rohrsträngen besteht, die durch eine Schleife in der 
Rauchkammer verbunden sind. Die beiden Enden des Elements 
sind in der Rauchkammer nach oben gebogen und in einen ge- 
meinsamen, wagerecht liegenden Flansch eingewalzt, der durch 
eine zwischen den Rohrenden in der Mitte des Flansches vor- 
gesehene Schraube am Sammelkasten befestigt ist. Man er- 
reicht durch diese Bauart, daß jedes Element einzeln ohne 
weiteres herausgenommen werden kann. 

Das eine Ende der Rohrelemente steht mit dem Naßdampi- 
raum in Verbindung, das andere Ende mündet in Kanäle, die 
in diesen Raum eingebaut sind und zu dem unteren Heißdampf- 
raum des Sammelkastens führen. 


Der Naßdampf wird in den Überhitzerelementen, die von 
den durch die Rauchröhrenenden ziehenden Heizgasen umspült 
werden, zweimal hin und zurückgeführt, auf diesem Wege hoch 
überhitzt und gelangt als Heißdampf in den Heißdampfraum, an 
den die Einströmungsrohre nach dem Dampfzylinder an- 
schließen. 

Die Feuergase strömen sowohl durch die unten liegenden 
Siederohre als auch durch die oben liegenden größeren Rauch- 
rohre. Der Durchzug der Gase durch die letzteren wird durch 
in der Rauchkammer angebrachte Klappen geregelt. 


Die Regulierung ist deshalb erforderlich, weil bei ge- 
schlossenem Regulator, das ist bei Stillstand oder Leerlauf der 
Lokomotive das Durchströmen von Dampf durch die Über- 


Abb. 4. Schmidtscher Rauchröhrenüberhitzer. 
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Abb. 5. Plattenrahmen. 


hitzerrohre und somit eine Kühlung dieser nicht stattfindet und 
ein Erglühen der Rohre die Folge sein würde. 

Das Umstellen der Überhitzerklappen erfolgt durch einen 
an der linken Seite der Rauchkammer angeordneten Automaten, 
der aus einem Dampizylinder mit Kolben besteht, dessen Be- 
wegung durch Hebelübersetzung auf die Klappen übertragen 
wird (vergl. auch Sachregister). 

Die Klappen werden bei geöffnetem Regulator durch 
Dampfdruck auf den Kolben offen gehalten und nach Regler- 
Schluß durch ein Gegengewicht geschlossen. 

Eine mit dem Automaten kombinierte Vorrichtung gestattet 
außerdem die Einstellung der Klappen und damit die Regelung 
der Dampfbildung und Überhitzung während der Fahrt durch 
ein auf dem Führerstand angebrachtes Handrad. 


B. Lokomotivmaschine. 


a) Laufwerk. 
Der Lokomotivwagen besteht aus 


1. dem Rahmengestell mit Zubehör und 


2. den Achsen mit Rädern, Achslagern und 
Federn. 


1. Rahmengestell mit Zubehör. 


Das Rahmengestell dient zur Lagerung des Loko- 
motivkessels, sowie zur Aufnahme der Dampîzylinder 
und des Triebwerks, der Achskistenführungen, des 
Führerhauses und der zugehörigen Zug- und Stoß- 
vorrichtungen. 


Es besteht im wesentlichen aus zwei durch Querverbin- 
dungen versteifte Längsrahmen. Je nachdem diese Haupt- 
längsrahmen innerhalb oder außerhalb der Räder angeordnet 
sind, unterscheidet man Innen- und Außenrahmen. 


Die Rahmengestelle mit innenliegenden Hauptrahmen sind 
leichter und billiger in der Herstellung. Die Querversteifungen 
lassen sich besser anbringen, auch kommen die bei Außen: 
rahmen erforderlichen besonderen Kurbeln in Fortfall. Innen- 
rahmen finden deshalb bei normalspurigen Lokomotiven fast 
ausschließlich Verwendung. 


Außenrahmen werden nur noch angewandt, wenn die An- 
bringung der Triebwerksteile bei Innenrahmen Schwierigkeiten 
macht, z. B. bei Zahnradlokomotiven. 


Die Längsrahmen werden teils als Barrenrahmen, meistens 
jedoch als Plattenrahmen hergestellt. Bei einzelnen Loko- 
motivgattungen ist eine zweckmäßige Verbindung von Platten- 
und Barrenrahmen durchgebildet. Der Vorteil der Barren- 
rahmen besteht darin, daß die innenliegenden Teile weniger 
verdeckt werden; andererseits lassen sich beim Plattenrahmen 
die Querverbindungen besser anbringen. 


Für die Wahl der Abmessungen der Rahmen sind einerseits 
die Beanspruchungen maßgebend, die in senkrechter Richtung 
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Abb. 6. Barrenrahmen. 


durch das Lokomotivgewicht, in wagerechter Richtung durch 
die Rückwirkungen, die die Triebkräfte in den Achsführungen 
hervorrufen, verursacht werden. Anderseits sind die Kraft- 
äußerungen zu berücksichtigen, die durch Unregelmäßigkeiten 
des Streckenoberbaues, heftige Stöße beim Anfahren gegen den 
Zug, unvorsichtiges Anfahren, Bremsen usw. auftreten. 


Die Plattenlängsrahmen werden aus einem 
Stück gewalzt; sie erhalten Ausschnitte zur 
Aufnahme der Achskisten, für Durchführung der Dampfaus- 
strömungsrohre von den Dampfzylindern zur Rauchkammer, 
zur Übersichtlichkeit der zwischen den Rahmen liegenden 
Bremsgestänge und innen liegenden Triebwerksteile und 
nötigenfalls auch zur Gewichtsverminderung. Die schwächsten 
Stellen der Plattenlängsrahmen liegen über den Achslageraus- 
schnitten. Läßt sich der Rahmen über denselben nicht genügend 
hoch ausführen, so muß die erforderliche Widerstandsfähig- 
keit durch aufgenietete Versteifungsplatten oder durch ge- 
schlossene Achskistenführungen aus Stahlguß erreicht werden. 

Die Versteifung der Längsrahmen gegeneinander erfolgt 
vorn durch die Pufferbohle, hinten bei Lokomotiven mit be- 
sonderem Tender durch den sogen. Zugkasten und bei Tender- 
lokomotiven gleichfalls durch eine Pufferbohle, 

Die Pufferbohle wird entweder aus 2 wagerecht gelegten 
U-Eisen und 2 senkrechten Blechplatten oder durch eine senk- 
rechte starke Platte mit hinter den Puffern liegenden zwischen 
Vorderplatte und Rahmen angebrachten Versteifungskonsolen 
gebildet. 

Der hintere Zugkasten wird meist durch zwei wagerechte 
Platten gebildet, zwischen denen ein gußeisernes Kupplung- 
gehäuse zur Aufnahme der Kuppelbolzen gelagert ist, ferner 
durch eine Kopiplatte, die die Druckplatten für Puffer zwischen 
Lokomotive und Tender trägt. 

Die feste Verbindung zwischen den Dampizylindern ge- 
schieht, soweit sie nicht durch das Gehäuse etwa vorgesehener 
Innenzylinder erfolgt, meist durch zwei wagerechte und zwei 
senkrechte Biechplatten, die untereinander mittels Winkeleisen 
verbunden werden. Die obere wagerechte Blechplatte wird, um 
Längsverschiebungen der Rahmen gegeneinander wirksam zu 
verhindern, bis zum Kesselgleitträger durchgeführt. 

Dieser Kesselgleitträger ist als Rahmenversteifung aus- 
gebildet und zwar wird er in die Ebene der Träger der Kreuz- 
kopfgleitbalken gelegt. 

Die weitere Versteifung des Rahmengestells erfolgt durch 
eine senkrechte und eine wagerechte Platte nahe der Treibachse 
und senkrechte Blechverbindungen vor und hinter der Feuer- 
kiste des Lokomotivkessels. 

Die feste Verbindung des Lokomotivkessels mit dem 
Rahmengestell erfolgt vorn an der Rauchkammer; die Vorder- 
wand der Rauchkammer wird nach unten verlängert und mit 
dem Rahmen durch Schrauben lösbar verbunden. 

Der Langkessel ruht auf dem Gleitträger, der die Last auf 
Winkel mit Metallfutter trägt. Ferner sind an den Außenseiten 
der Feuerkiste sogen. Feuerkistenträger vorgesehen, die so 
durchgebildet sind, daß sie ein Gleiten des Kessels in der Längs- 
richtung zulassen, sein Abheben jedoch verhindern und zugleich 
zur Absteifung des Längsrahmens beitragen. 
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Durch die vorbeschriebene Lagerung wird erreicht, daß 
der Kessel bei Erwärmung sich ungehindert ausdehnen kann. 


Abb. 5 zeigt die Ausführung des Plattenrahmens für eine 
Schnellzuglokomotive der Preußischen Staatsbahn. 


Die Barrenlängsrahmen werden meist aus 
mehreren Rahmenteilen zusammengesetzt, die 
durch starke Schrauben verbunden werden; die einzelnen 
Rahmenteile werden aus Barreneisen von rechteckigem Quer- 
schnitt zusammengeschweißt und von allen Seiten bearbeitet. 
Seltener wird der ganze Rahmen aus einem Stück geschmiedet 
oder aus Stahlguß gefertigt. 

Die feste Verbindung der Längsrahmen erfolgt vorn und 
hinten in gleicher Weise wie bei den Plattenrahmen, ferner 
zwischen den Dampizylindern durch ein besonderes gußeisernes 
Sattelstück, bei Vierzylinderlokomotiven durch das sattelförmig 
gebaute Gehäuse der Innenzylinder. 

Die weitere Versteifung wird meist durch eine Querver- 
bindung in der Ebene der Träger der Kreuzkopfbalken, eine 
Stahlgußverbindung in der Nähe der Treibachse und Stahlguß- 
versteifungen unter der Feuerkiste bewirkt. 

Der Kessel wird vorn mit dem Rauchkammerbodenblech 
an dem zwischen den Dampfzylindern vorgesehenen Sattelstück 
durch Schrauben befestigt. Ferner sind an dem Langkessel 
mittels Winkeleisen dünnere Bleche angenietet, die mit 
Schrauben an darunter liegenden Querversteifungen befestigt 
werden. Die Feuerkiste endlich ruht an mehreren Stellen mittels 
Gleitschuhen auf dem Rahmengestell auf und wird meist durch 
Klammern gegen Abheben von letzteren gesichert. 

Auf diese Weise sind Kessel und Rahmen gegeneinander 
abgesteift und gegen Trennung voneinander gesichert. Der 
Wärmeausdehnung des Kessels wird durch Nachgiebigkeit der 
dünnen Blechverbindungen zwischen Langkessel und Rahmen- 
gestell und geeignete Bauart der Klemmenhalter der Feuerkiste 
genügt. 

Die Ausführung eines Barrenrahmens für eine Schnellzug- 
maschine der bayerischen Staatsbahnen zeigt Abb. 6. 


Barrenrahmen. 


2. Achsen und Zubehör. 


Die Achsbuchsen oder Achslager, Abb. 7, über- 
tragen das Lokomotivgewicht auf die Achsen; sie 
bestehen im wesentlichen aus der eigentlichen Lager- 
schale, dem diese aufnehmenden Oberlagerkasten 
und dem Unterlagerkasten. 


Der Mförmige Oberlagerkasten erhält zwecks Schmierung 
der Achsschenkel einen Ölbehälter in Form einer Aussparung 
mit Deckelverschluß. Von diesem Ölbehälter gelangt das Öl 
mittels kleiner in Lagerkasten und Lagerschale vorgesehener 
Kanäle zu den Achsschenkeln. Die obere Mündung dieser 
Kanäle liegt so hoch, daß das Öl nur mit Hilfe von Saugdochten 
abfließen kann, 

Der Unterlagerkasten dient zum Schutz des 
Achsschenkels gegen Staub und nimmt zugleich 
ein Schmierpolster auf, das das vom Achs- 
schenkel abfließende und im Unterlagerkasten 
sich ansammelnde Öl dem Achsschenkel wieder 


Abb. 8. Laufachse. 


Abb. 9 und 10a. Treib- und Kuppelachse. 


zuführt. Der Unterlagerkasten 
wird vom Öberlagerkasten um- 
faßt und ist durch ein unten 
liegendes, leicht lösbares Quer- 
stück mit ihm verbunden. 

Die Achslager werden in 
Achsbuchsführungen, die mit 
dem Rahmengestell fest ver- 
schraubt sind, so geführt, daß 
sie in senkrechter Richtung dem 
Federspiel folgen können. Die 
Gleitflächen der Achslager sind 
mit Rotgußfutter versehen. 

Um zu verhindern, daß die | 
Achslager infolge der Abnutzung Abb. 7. Achslager 
derreibendenGleitflächen inden mit Achsbuchsführungen. 
Achsbuchsführungen schlagen, 
ist mittels eines Keils eine Stellvorrichtung angeordnet, die die 
Entfernung der Achsbuchsführungen veränderlich macht. Die 
zwischen Achslager und Rahmengestell eingebauten Federn 
haben den Zweck, von der Maschine und dem Kessel den 
schädlichen Einfluß der Stöße abzuhalten, die die Räder er- 
fahren, und zugleich den Oberbau möglichst zu schonen. 

Die Federn sind aus mehreren Lagen Stahlblech hergestellt, 
die durch einen Federbund in der Mitte zusammengehalten 
werden. Die Enden dieser sogen. Blattfedern werden mittels 
verstellbarer Federgehänge mit dem Rahmengestell verbunden, 
der mittlere Federbund ruht auf dem Achslagergehäuse oder ist 
an ihm angehängt. 

Die Anzahl der Achsen der Lokomotive bestimmt 
sich dadurch, daß die Achse bei betriebsfähigem Zu- 
stand der Lokomotive nur einen bestimmten Höchst- 
druck auf die Schiene ausüben darf, der bei Haupt- 
bahnen — wie schon erwähnt — auf 16000 kg fest- 
gesetzt ist. 

Man unterscheidet Treibachsen, Kuppelachsen 
und Laufachsen. 

Die Bauart derselben ist aus den Abb. 8, 9 und 10a und 
10b ersichtlich. Die Achsen bestehen aus Achsenwelle und 
den mit Spurkranz versehenen Rädern, die mit einem Druck 
von 60 :100 t auf die Achswelle aufgepreßt werden. 

Die Räder bestehen aus dem Radgestell aus Stahlguß und 
dem Radreifen aus Stahl. Der um */1 kleiner als der äußere 
Durchmesser des Radkörpers ausgedrehte Radreifen wird mäßig 
erwärmt und nur aufgeschrumpft. Beim Erkalten zieht er sich 
zusammen und haftet dann fest am Radkörper. Die weitere 
Befestigung erfolgt durch einen Sprengring, der in die Rad- 
reifennute eingelegt und durch Hammerschläge angetrieben 
wird. Der Sprengring hat im besonderen den Zweck, bei 
etwaigem Reifenbruch das Lösen des Reifens und das Abfliegen 
einzelner Teile desselben zu verhindern. 


Abb. 9. Abb. 10a. 


Abb. 10b. 


Abb. 10b. Radreifenbefestigung. 


Lokomotiven und 


Zubehör. 
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In die Radgestelle der Treibachsen und Kuppelachsen sind 
Kurbelarme eingegossen, in die die Treibzapfen bezw. Kuppel- 
zapfen hydraulisch eingepreßt werden. Die Kuppelzapfen dienen 
zur Verbindung der Kuppelachsen mit der Treibachse durch die 
Kuppelstangen. Die Treibzapfen sind so ausgebildet, daß innen 
die Kuppelstangen, außen die Treibstangen, die die Kraft der 
Maschine auf die Treibachse übertragen, angreifen können. Bei 
Lokomotiven mit außen liegender Steuerung ist an die Treib- 
zapfen noch eine Gegenkurbel mit Zapfen angeschmiedet, von 
dem aus der Antrieb der Steuerung der Maschine erfolgt. 

Weiter sind in die Radgestelle der Kuppel- und Treibachsen 
gegenüber den Kurbelarmen Gegengewichte zum Ausgleich der 
Massen der drehenden und hin- und hergehenden Triebwerks- 
teile eingegossen. 

Die aus Stahl gefertigten Achswellen werden mit den 
etwa vorgesehenen Bunden aus einem Stück geschmiedet. Im all- 
gemeinen sind sie ge- 
rade, nur bei Lokomo- 
tiven mit Innenzylin- 
dern muß die Treib- 
achse der Innenzylin- 
der Innenkurbel er- 
halten, die Kröpfung 
der Achsen erfordern. 

Die Anzahl der 
gekuppelten Ach- 
sen bestimmt sich 
aus der für die 

Zugbeförderung 
erforderlichen 
Zugkraft der Loko- 
motive; denn die 
Zugkraft ist ab- 
hängig von dem 
Reibungswider- 
stand, der durch 
das auf die ge- 
kuppelten Achsen 
entfallende Loko- 
motivgewicht be- 

stimmt wird. 

Demgemäß ist auch bei Lokomotiven für Güterzüge die 
Anzahl der gekuppelten Achsen im allgemeinen größer als bei 
Lokomotiven für Personenzüge; bei ersteren werden oft sämt- 
liche Achsen, bei letzteren immer nur ein Teil von ihnen ge- 
kuppelt. 

Der Durchmesser aller gekuppelter Räder einer Loko- 
motive muß immer gleich groß sein. Er wird bei Personenzug- 
lokomotiven größer als bei Güterzuglokomotiven ausgeführt ent- 
sprechend der verlangten größeren Geschwindigkeit. 
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Abb. 11. Adamsachse. 


Die Steigerung der Leistungsfähig- 
keit und damit auch des Gewichts 
der Lokomotive hat bei der vorgeschriebenen Höchst- 
grenze des Raddruckes eine Vermehrung der Achsen 
zur Folge gehabt. 


Der Vermehrung der Achsen stehen die Kurven 
des Schienengleises hindernd entgegen. Einerseits 
darf der feste Radstand der Lokomotive eine be- 
stimmte Höchstgrenze nicht überschreiten, die durch 
den kleinsten. zulässigen, durch die Eisenbahnbau- 
und Betriebsordnung festgesetzten Krümmungshalb- 
messer bestimmt wird. Andererseits hat das 


Achsanordnung. 


zwanglose Durchfahren der Krümmungen die Ein- 
führung beweglicher Achsen erforderlich gemacht. 

Bei Lokomotiven, bei denen zur Erreichung der erforder- 
lichen Zugkraft zwei, höchstens drei Achsen genügen, wie z.B. 
bei sämtlichen Lokomotiven für Personenzüge, werden die 
gekuppelten Achsen meist fest, d. h. ohne Seitenspiel in den 
Achslagern im Rahmengestell gelagert, während die zur Auf- 
nahme des übrigen Lokomotivgewichts erforderlichen Lauf- 
achsen seitlich verschiebbar ausgeführt oder in sogen. Dreh- 
gestellen eingebaut werden. 

Bei Lokomotiven, bei denen mehr als drei gekuppelte 
Achsen erforderlich werden — wie z. B. bei Lokomotiven für 
schwere Güterzüge, bei denen meist das ganze Lokomotiv- 
zewicht für die Zugkraft ausgenützt wird, — gelangen ver- 
schiebbare Kuppelachsen zur Verwendung. 


Eine viel zur Aus- 
führung gelangte 
Bauart einer beweglichen Laufachse zeigt die Abb. 11 der 
„Adamsachse“. 

Die Achse ist in einem Stahlgußgehäuse gelagert, das sich 
radial verschieben kann. Die Rückstellung erfolgt durch eine 
starke Spiralieder, die im Rahmengestell der Lokomotive fest- 
gelagert ist. Zur Begrenzung des Ausschlags sind Anschlag- 


Bewegliche Laufachsen und Drehgestelle. 


knaggen am Stahlguß- 
gehäuse vorgesehen, 
die an den Rahmen- 
führungen zum An- 
liegen kommen. 

Die Bauart eines 
bei Schnellzug- und 
Personenzuglokomo- 
tiven viel angewende- 
ten 2-achsigen Dreh- 
gestells zeigt Abb. 12. 

Die beiden Laufachsen sind in einem besonderen Rahmen- 
gestell gelagert, das aus zwei durch Querverbindungen ver- 
steiften Blechplatten besteht. 

Dieses Rahmengestell ist um einen im Hauptrahmen fest- 
gelagerten Mittelzapien drehbar; die Drehung ist begrenzt 
durch am Hauptrahmen befestigte Anschlagknaggen, die ge- 
gebenenfalls am Drehgestellrahmen zum Anliegen kommen. Der 
Mittelzapfen trägt ferner einen Gleitklotz, der im Drehgestell- 
rahmen seitlich verschiebbar ist; die Rückstellung erfolgt durch 
zwei zu gemeinsamer Wirkung verbundene, im Drehgestell- 
rahmen gelagerte Blattiedern. 

Die Übertragung des Lokomotivgewichts auf das drehbare 
und seitlich verschiebbare Drehgestell erfolgt durch zwei seit- 
liche Gleitplatten auf starke, am Drehgestell angebrachte 
Winkel, unter denen die Bunde der Tragfedern liegen. Die 
Tragiedern sind mit Gehängen an Trägern befestigt, die sich 
auf die im Drehgestellrahmen geführten Achslagergehäuse der 
Laufachsen stützen. 

Die Bauart eines Drehgestells, das die radiale Verschieb- 
barkeit der folgenden Kuppelachse ermöglicht, stellt das Dreh- 
gestell von Krauß (Helmholtz) dar (vergl. Abb. 13). 

Eine Am Laufachsgehäuse angebrachte Deichsel, deren 
Drehzapfen zwischen Lauf- und Kuppelachse am Hauptrahmen 
angebracht ist, vereinigt die beiden Achsen zu einem Dreh- 
gestell. Die Stützung ist aus der Abbildung ersichtlich. Während 
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Abb. 12. 


Drehgestell. 
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bisher eineRück- 

stellvorrichtung 
nicht vorgesehen 
war, gelangt eine 
solche neuer- 
dings vielfach 
zur Ausführung; 
bei der preußi- 
schen Eisenbahn- 
verwaltung wird 
dieselbe durch 
Keilflächen unter 
den Gleitstücken 
derFederstücken 
erreicht. 


Abb. 13. Kraußsches Drehgestell. 


Die Verschiebbarkeit der Kuppel- 
achsen wird heute fast allgemein 
durch die Achsenanordnung „Bauart Gölsdorf“ bewirkt. 

Die Bauart ist die denkbar einfachste und besteht darin, 
daß die betreffenden Achsen mit Seitenspiel sowohl im Achsen- 
lager als auch in den Stangenlagern eingebaut werden. 

Seltener gelangt die Treibgestellanordnung „Bauart Mallet- 
Rimrott‘“ zur Ausführung. 


Verschiebbare Kuppelachsen. 


Bei dieser Ausführung ruht der Kessel normaler Bauart 
auf zwei (estellen, die durch einen mittleren Bolzen mit- 
einander verbunden sind. Das Hintergestell ist mit dem Kessel 
fest verbunden, während der vordere Kesselteil mittels Gleit- 
platten auf dem Vordergestell ruht, wodurch freie Beweglich- 
keit des letzteren ermöglicht wird. Beide Gestelle, die mehr- 
fach ‘gekuppelt sind, sind je mit einem besonderen Triebwerk 
versehen. 

Noch vielteiligere Bauarten beweglicher Kuppelachsen 
werden oftmals bei Kleinbahnen erforderlich, die bezüglich des 
Streckenoberbaues weit schwierigere Verhältnisse bieten. 


b) Triebwerk. 


Als Antriebsmaschine findet allgemein die 
Kolbendampfmaschine Verwendung. In den Dampi- 
zylindern wird der Dampfkolben durch den ab- 
wechselnd auf beide Seiten gegen ihn drückenden 
Dampf hin und her bewegt; die Zuführung des Frisch- 
dampfes und Abführung des verbrauchten Dampfes 
wird durch Schieber geregelt. Die Kolbenkraft wird 
durch die Kolbenstange auf den in Gleitbalken ge- 
führten Kreuzkopf und von diesem durch die Treib- 
stange auf die Treibachse übertragen. 


Für die Wirtschaftlichkeit des Betriebes ist die 
Höhe des Dampfdruckes und die Ausnutzung des 
Dampies von großer Bedeutung. 


Je höher der Dampfdruck ist, um so geringer ist der für 
die gleiche Leistung erforderliche Kohlen- und Wasserver- 
brauch; denn der Mehraufwand an Wärme zur Erhöhung der 
Spannung nimmt mit wachsender Spannung ab. Andererseits 
aber werden die Unterhaltungskosten für die Instandhaltung 
des Kessels mit wachsendem Kesseldruck wesentlich höher. 
Hoher Kesseldruck ist deshalb nur bis zu einer gewissen 
Grenze wirtschaftlich vorteilhaft. Allgemein wird deshalb ein 
Kesseldruck von 12 bis höchstens 16 Atm. nicht überschritten. 


Um den Dampf gut auszunutzen, muß der mit hoher Span- 
nung zugeführte Dampf die Dampfzylinder mit möglichst 
niedriger. Spannung verlassen, d. h. die Maschine muß mit 
kleiner Füllung und großer Dampfdehnung arbeiten. Dehnt 
sich aber der Dampf erheblich, so ist seine Wärme beim Ein- 
tritt erheblich größer als beim Austritt. Demgemäß kühlen sich 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


auch die Dampfzylinder während des Dehnungsvorganges er- 
heblich ab. 

Tritt nun der Frischdampf in den Dampizylinder ein, so 
muß ein Wärmeaustausch zwischen Dampf und Zylinder- 
wandungen stattfinden. Bei Heißdampf erfolgt dieser Wärme- 
austausch auf Kosten der Überhitzerwärmer, so daß bei ge- 
nügend hoher Überhitzung nur diese geringer wird, ohne daß 
hierbei Niederschläge eintreten. Bei Naßdampf dagegen muß 
sich infolge der Abkühlung ein Teil des Dampfes niederschlagen 
und zwar ist dieser Dampfniederschlag und damit der Füllungs- 
verlust um so erheblicher, je größer der Wärmeunterschied 
des Frischdampfes und des Abdampfes, das sogen. Temperatur- 
gefälle, ist, d. h. je größer die Dampfidehnung im Zylinder ist. 


Diese Füllungsverluste nach Möglichkeit zu vermindern, be- 
zweckte die Einführung der Verbundmaschine. 

Während bei der sogen. Zwillingsdampfmaschine in jedem 
Zylinder der hoch gespannte Dampf auf die Ausströmungs- 
spannung gedehnt und dann abgeführt wird, läßt man bei der 
Verbunddampimaschine den Dampf nur um einen bestimmten 
Spannungsteil sich ausdehnen, führt ihn dann in den zweiten 
Dampizylinder über, in dem er sich dann weiter bis auf die 
Ausströmungsspannung ausdehnt, und läßt ihn dann aus- 
strömen. 

Man erreicht durch diese Teilung der Dampfdehnung, daß 
das Temperaturgefälle in den Zylindern entsprechend dem ge- 
ringeren Spannungsunterschiede nur etwa halb so groß wird. 
Die Dampfniederschläge, d. h. die Füllungsverluste werden 
wesentlich kleiner, der Kohlen- und Wasserverbrauch wird 
geringer. 

Durch die Teilung der Dampfdehnung auf zwei Zylinder 
ergibt sich aber auch noch der weitere Vorteil, daß die Druck- 
unterschiede zwischen den Kolbenseiten und damit die bei nicht 
tadellos dichtenden Kolben eintretenden Dampfverluste ge- 
ringer werden. 

Damit der mittlere Gesamtdruck auf jeden Kolben und 
die in jedem Zylinder geleistete Arbeit bei der Verbund- 
maschine tunlichst gleich wird, muß der Durchmesser des 
Niederdruckzylinders entsprechend größer als der des Hoch- 
druckzylinders gewählt werden. 


Die verschiedenen An- 
ordnungen des Trieb- 
werkes unterscheiden sich hauptsächlich durch die 
Anzahl und Lage der Zylinder und die Art der 
Steuerung. 


Anordnung des Triebwerkes. 


Bei Zweizylinderlokomotiven werden 
die Dampizylinder meist außerhalb 
des Rahmens angeordnet, während Innenzylinder nur selten An- 
wendung finden. Die Kolbenkräfte greifen immer an einer 
Achse an, so zwar, daß die rechte Kurbel der linken um 90° 
voreilt. Durch diese Anordnung wird erreicht, daß die eine 
Kurbel sich immer in günstiger Stellung befindet, wenn die 
andere im toten Punkt steht und eine Drehkraft nicht ausüben 
kann. 


Während bei Zwillingslokomotiven durch diese Anordnung 
eine möglichst gleichmäßige Gesamtdrehkraft und ferner auch 
tunlichst gute Verhältnisse für das Anfahren nach Stillstand 
der Lokomotive erreicht wird, liegen die Verhältnisse bei der 
Verbundmaschine wesentlich anders. 

Steht z. B. die Kurbel des Hochdruckzylinders, der bei 
Voreilung der rechten Kurbel auf der rechten Seite liegen muß, 
im toten Punkt, d. h. der Hochdruckkolben am Ende, so steht 
der Niederdruckkolben in Hubmitte. Der Hochdruckzylinder 
gibt dann keinen Dampf ab; der Niederdruckzylinder braucht 
jedoch gleichzeitig Dampf am nötigsten. Steht nach einer 


Zweizylinderlokomotiven. 


Lokomotiven 


und Zubehör. 


He 


Vierteldrehung der Hochdruckkolben in der Mitte, so läßt er 
Dampf überströmen, den aber der nun am Hubende stehende 
Niederdruckkolben nicht aufnehmen kann. Es wird deswegen 
die Einschaltung einer Zwischenkammer, des sogen. Verbinders, 
erforderlich, der während der einen Hubhälfte den vom Hoch- 
druckzylinder überströmenden überschüssigen Dampf aufnimmt 
und ihn später an den Niederdruckzylinder wieder abgibt. 


Auch für gutes Anfahren der Lokomotive mit Verbund- 
wirkung sind besondere Einrichtungen getroffen worden. 
Kommt die Lokomotive so zum Halten, daß der Hochdruck- 
schieber die Dampfzuströmung zu der einen Seite des Hoch- 
druckkolbens eben abgeschlossen hat, so kann weder Dampf in 
den Hochdruckzylinder eintreten noch in den Niederdruck- 
zylinder überströmen. Dieser Mißstand wird dadurch behoben, 
daß man beim Ingangsetzen der Lokomotiven den Niederdruck- 
zylinder mit Frischdampf von entsprechend herabgemindertem 
Druck speist. Zu diesem Zweck bedient man sich besonderer 
Anfahrvorrichtungen, die teils selbsttätig wirken, teils vom 
Führerstande aus einstellbar sind. 


Bei den Vierzylinderlokomotiven der 
üblichen Bauart werden zwei Außen- 
und zwei Innenzylinder vorgesehen, und zwar liegen bei der 
meist zur Verwendung gelangenden Verbundbauart die Hoch- 
druckzylinder außen, die Niederdruckzylinder innen oder um- 
gekehrt. Die Kurbeln der Hochdruckzylinder werden dabei 
um 90° versetzt — und zwar die rechte der linken voreilend 
— angeordnet, während die Kurbeln der Niederdruckzylinder 
dann den zugehörigen Hochdruckzylindern um 180° nacheilen. 


Meist liegen die vier Dampizylinder nebeneinander; die 
Kolbenkräfte greifen dann sämtlich in einer der gekuppelten 
Achsen an. Diese Anordnung bietet den Vorteil, daß für die 
Hochdruck- und Niederdruckzylinder einer Maschinenseite nur 
eine Steuerung benötigt wird. Der Schieber des inneren 
Zylinders wird dann durch den Schieber des äußeren Zylinders 
mittels Zwischenwelle und Hebel angetrieben. 


Vierzylinderlokomotiven. 


Seltener gelangt die sogen. de Glehnsche Anordnung zur 
Verwendung, bei der das vordere Innenzylinderpaar auf die 
vordere gekröpfte Achse, das hintere Außenzylinderpaar auf 
die hintere Achse wirkt. Jedes Zylinderpaar muß diesenfalls 
getrennte Steuerung erhalten. Die Bauart hat den Vorteil, 
daß die Treibachsen weniger beansprucht werden und die 
Kuppelstangen leichter ausgeführt werden können. 


Die aus Gußeisen gefertigten Dampfzylinder 
bestehen aus dem eigentlichen Dampizylinder, 
in dem der plattenförmige Dampikolben hin und her bewegt 
wird, und dem sogen. Schieberkasten, in dem der die Dampf- 
verteilung regelnde Schieber hin und her gleitet, bezw. die 
Ventilkästen, in welche die Dampiein- und Auslaßventile ein- 
gebaut sind. 


Dampfzylinder. 


Die Dampfkolben sind mit federnden Ringen versehen, um 
eine gute und möglichst reibungslose Abdichtung zwischen den 
unter verschiedenem Dampfdruck stehenden Kolbenseiten zu 
erreichen. Die den Kolben tragende Kolbenstange ist meist 
durch die vorderen Zylinderdeckel durchgeführt. Die Abdich- 
tung der Kolbenstange in den Zylinderdeckeln erfolgt durch 
Stopfbuchsen, die zugleich die Führung der Kolbenstange 
bilden. 


Um Dampfniederschläge durch Wärmeausstrahlung mög- 
lichst zu verhindern, werden die Dampfizylinder mit Wärme- 
schutzmasse — Blauasbest — zwischen Zylinderwandung und 
Verkleidung versehen. 


Zur Abführung der Dampfniederschläge sind Entwässe- 


rungsventile angebracht, die vom Führerstande aus bedient 
werden. 


Die Steuerung der Dampfmaschine hat 
im allgemeinen die Aufgabe, für beide 
Kolbenseiten die Zuführung des Frischdampfes und 
die spätere Abführung des verbrauchten Dampfes im 
richtigen Augenblick zu eröffnen und abzuschließen, 
und zwar bei möglichst gleicher Wirkung vor und 
hinter dem Kolben. 


Steuerung. 


Die Lokomotivsteuerung im besonderen muß 
ferner ausreichende Veränderlichkeit der Füllung ent- 
sprechend der jeweiligen erforderlichen Leistung er- 
möglichen und als Umsteuerung (Kulissensteuerung) 
zwecks Wechsels der Fahrtrichtung der Lokomotive 
eingerichtet sein. 


Ferner muß die Lokomotivsteuerung aus Be- 
triebsrücksichten möglichst einfach und leicht ein- 
stellbar sein, auch muß sie gegen die Unbilden der 
Witterung und die bei der Fahrt unvermeidlichen 
Stöße möglichst unempfindlich sein. 


Für die Bewegung der Abschlußorgane (Schieber 
bezw. Ventile) gelangt in neuerer Zeit vorwiegend 
die Heusinger-Walschaert-Steuerung zur Anwendung, 
während die übrigen Kulissensteuerungen, wie 
Stephenson-, Gooch-, Allan-Steuerung nur noch selten 
ausgeführt werden. 


Der Antrieb der letztgenannten Steuerungen erfolgt durch 
zwei zur Triebkurbel symetrisch angeordnete Exzenter, die 
durch Exzenterstangen mit den Endpunkten einer in der Mitte 
drehbar gelagerten Schwinge (Kulisse) verbunden sind. Die 
Bewegung der Kulisse wird durch einen in ihr geführten, in 
der Schieberschubstange gelagerten Gleitstein (Kulissenstein) 
auf die Schieberschubstange und weiter auf den Schieber über- 
tragen. Die Exzenter sind auf der Treibachse so aufgestellt, 
daß der eine Exzenter alleinwirkend die Rechtsdrehung — 
Vorwärtsfahrt —, der andere die Linksdrehung — Rückwärts- 
fahrt — herbeiführt. Die Umstellung der Steuerung erfolgt 
durch Änderung der Lage des Kulissensteins. Steht der Ku- 
lissenstein in der Mitte, so wirken der Vorwärtsexzenter und 
Rückwärtsexzenter gleichmäßig auf den Stein, und das eine 
hebt die Wirkung des anderen auf. Bei Stellung des Steins 
oberhalb der Kulissenmitte erfolgt Vorwärtsfahrt, bei Steuerung 
unterhalb Kulissenmitte Rückwärtsfahrt, und zwar ist die 
Zylinderfüllung um so größer, je weiter der Stein von der 
Kulissenmitte entfernt steht. 


Die Umstellung der Steuerung wird bei der Stephenson- 
Steuerung durch Heben und Senken der Kulisse bewirkt, die 
entsprechend der Exzenterstangenlänge gekrümmt ist. Die 
Schieberschubstange wird fest geführt. 


Bei der Gooch-Steuerung ist die Kulisse in der Mitte auf- 
gehängt, während der in der Schieberschubstange gelagerte 
Stein in senkrechter Richtung verstellbar ist; die Kulisse ist 
entsprechend der Schieberschubstangenlänge gekrümmt. 


Bei der Allan-Steuerung werden die gerade ausgeführte 
Kulisse und der 
Stein einander 
entgegengesetzt 
verstellt. 


Das Prinzip / 
der Allan-Steue- “——A 
rung ist aus ` 
Abbildung 14 er- 
sichtlich. 


Abb. 14. Allan-Steuerung. 
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Bei der Heusinger-Walschaert-Steuerung erfolgt der Antrieb 
des Steuerungsorgans einerseits vom Triebrad aus durch Gegen- 
kurbel mit rechtwinklig zur Triebkurbel stehenden Exzenter- 
zapfen, andererseits durch Gegenlenker vom Kreuzkopf. Die 
vom Kreuzkopf ausgehende Bewegung ist unveränderlich, wäh- 
rend die von der Gegenkurbel abgeleitete Bewegung durch 
Einschaltung einer Kulisse veränderlich gemacht ist. Die 
Exzenterstange greift unten an der Kulisse, die in der Mitte 
drehbar gelagert ist, an. In der Kulisse ist ein in der Schieber- 
schubstange gelagerter Kulissenstein geführt, der in senkrechter 
Richtung verstellbar ist. Für die Vorwärtsfahrt dient bei vor- 
eilendem Exzenter die unterhalb der Schwingungsmitte liegende 
Kulissenhälfte, für die Rückwärtsfahrt die obere: bei nach- 
eilendem Exzenter ist es umgekehrt. 


Die Ausführung der Heusinger-Walschaert-Steuerung ist 
aus Abb. 15 erkenntlich. 


Abb. 15. Heusinger-Walschaert-Steuerung. 


Der Vorteil der Heusinger-Walschaert-Steuerung beruht, 
abgesehen von größerer Gleichmäßigkeit der Dampiverteilung 
auf beiden Kolbenseiten, im besonderen darin, daß die Reibungs- 
arbeit bei ihr am geringsten, die Instandhaltung billiger ist und 
die einzelnen Steuerungsteile sehr bequem zugänglich sind. 


Die Umstellung sämtlicher Steuerungen erfolgt 
mittels Hand vom Führerstande aus. Durch Drehung 
einer im Steuerungsbock gelagerten Schraubenspindel 
wird eine Steuerungsmutter verstellt, deren Be- 
wegung durch die Steuerstange und Hebel auf die 
Steuerwelle und von dieser durch Hebel und Gestänge 
auf die eigentliche Steuerung übertragen wird. Um 
die Mittelstellung, Vorwärtsfahrt und Rückwärtsfahrt 
sowie die einzelnen Führungsgrade richtig erkennen 
zu können, ist an der Steuerungsmutter ein Zeiger be- 
festigt, der auf einer Skala gleitet, auf der die der 
jeweiligen Stellung der Steuerungsmutter ent- 
sprechende Steuerungslage angegeben ist. 


Als Verteilungsorgan ist bei Naßdampfilokomo- 
tiven: noch vorwiegend der Flachschieber im Ge- 
brauch. Der Flachschieber wird als sogen. Trickscher 
Kanalschieber ausgeführt. Dieser bietet dem ge- 
wöhnlichen Muschelschieber gegenüber den Vorteil, 
daß sich infolge der durch den Trickkanal bewirkten 
doppelten Einströmung bei Eröffnung der Dampf- 
einströmung doppelt so 


große Einströmungs- m 
querschnitte ergeben T l 
und infolgedessen x 


N 
schnellere Dampfauf- | 
füllung der Zylinder 
stattfindet. 


Da bei der hohen Kesselspannung der neueren 
Verbundlokomotiven der einseitig auf dem Flach- 
schieber ruhende Dampfdruck zu große Reibungs- 
arbeit erzeugt und infolgedessen auch zu große 


Abb. 16. Trickschieber. 


nwesen der Gegenwart. 


Kraft für das Umstellen der Steuerung erforderlich 
wird, verwendet man neuerdings auch bei Naßdampf- 
lokomotiven gern Kolbenschieber. Diese sind da- 
durch, daß der Dampfdruck auf sie in ihrem ganzen 
Umfang wirkt, entlastet und erfordern deshalb ge- 
ringere Bewegungskraft. 

Bei Heißdampflokomotiven finden nur Kolben- 
schieber Verwendung, da Muschelschieber sich bei 
der hohen Wärme des überhitzten Dampfes 
verziehen. 


Die Ausführung eines Kolbenschiebers mit federnden Ringen 
für Heißdampflokomotiven zeigt Abb. 17. 


Abb. 17. 


Kolbenschieber. 
Kolben mit schmalen federnden Dichtungsringen nach Art 
der Figur. 


Alle Schiebersteuerungen haben den Nachteil, 
daß die Bewegung der Schieber in der Höhe des toten 
Punktes verlangsamt ist. Infolgedessen öffnen und 
schließen sich die Dampfkanäle langsam, und der 
Dampf erleidet dadurch eine Drosselung, die Verlust 
bedeutet. 

Man hat infolgedessen in neuester Zeit versucht, 
Ventilsteuerungen bei Lokomotiven einzuführen. Die 
Hauptschwierigkeit hierbei bestand darin, Ventil- 
steuerungen zu schaffen, die den hohen Umlaufzahlen 
der Lokomotivmaschinen genügen. Die zur versuchs- 
weisen Anwendung gelangenden Steuerungen sind die 
Lentz-Ventilsteuerung und die Stumpf-Steuerung. 

Die Ausführung der Lentz - Ventilsteuerung zeigt Ab- 
bildung 18. 

Die Ein- und 
Auslaßventile sind 
in einem am 
Dampfzylinder an- 
gegossenen unteren 
Ventilkasten einge- 
baut. Die Abdich- 
tung der Ventilspin- 
deln erfolgt durch 
Labyrinthdichtung. 

Die Eröffnung 
der Ventile wird 
durch die von der 
Außensteuerunghin 
und her bewegte Hubkurvenstange bewirkt, auf der Rollen 
laufen, die an den Ventilspindeln befestigt sind; der sichere 
Schluß der Ventile wird durch Spiralfedern erreicht. Zur Ab- 
haltung des Schmutzes ist ein oberer Ventilkasten vorgesehen, 
der jederzeit zwecks Nachsehens der Steuerung leicht abge- 
nommen werden kann. 

Während bei der Lentz-Ventilsteuerung zwei Dampfeinlaß- 
und zwei Dampfauslaßventile für jeden Dampizylinder — je 


Abb. 18. Lentz-Ventilsteuerung. 


Lokomotiven 


und Zubehör. 


eins für jede Kolbenseite — vorgesehen sind, sind bei der 
Stumpf - Steuerung (Abb. 19), die auf Anwendung des 
Dampfgleichstromprinzips beruht, nur zwei Dampfeinlaßventile 
erforderlich, während die Auslaßorgane durch die in der 
Mitte des Dampizylinders vorhandene, vom Dampikolben ge- 
steuerte Schlitze ersetzt sind. eÈ 


Abb. 19. 


Stumpf-Steuerung. 


Während bei dem sonst üblichen Dampfwechselstrom- 
prinzip der Dampf nach dem Eintritt dem Kolben folgt, am 
Hubende umkehrt und durch den Eintrittskanal auch wieder 
austritt, wird beim Gleichstromprinzip der Dampf in gleich- 
bleibender Richtung geführt; er folgt nach Eintritt dem Kolben 
und tritt durch die Schlitze in der Mitte des Dampizylinders 
aus, sobald fie vom Kolben freigegeben werden. 

Weiterhin ist bei der Stumpf-Steuerung auch darin eine 
Änderung getroffen, daß die Halbkurve für die Eröffnung der 
Ventile an die Ventilspindel verlegt ist, während die Steuer- 
Stange die Hubrollen trägt. 


Außer den schon bei 
der Beschreibung des 
Lokomotivkessels erwähnten Einrichtungen, die die 
Höhe des Dampfdrucks und die jeweilige Wasser- 
tüllung des Dampfkessels anzeigen, die ferner das 
verbrauchte Kesselwasser ersetzen und ein zu hohes 
Ansteigen des Dampfdruckes verhindern, sind noch 
verschiedene andere für den Lokomotivbetrieb be- 
sonders wichtige Vorrichtungen zu erwähnen. 


Ausrüstung der Lokomotiven. 


Um bei feuchten und schlüpfrigen Schienen die Reibung 


zwischen Rad und Schiene — besonders beim Anfahren zur 
Erreichung der erforderlichen Zugkraft und beim Anhalten zur 
Erhöhung der Bremswirkung — vergrößern zu können, sind 


die Lokomotiven mit Sandstreuvorrichtungen versehen. Auf 
dem Langkessel ist ein Sandkasten angebracht, von dem aus 
der Sand durch Röhren vor die Triebachsen auf die Schienen 
geleitet wird. Die Anstellung der Sandstreuvorrichtung im Be- 
darfsfalle geschieht vom Führerstande aus. 

Die regelmäßige Beförderung der Züge erfordert ferner 
gute Schmierung der sich drehenden oder gleitenden Trieb- 
werksteile. 

Außer den Achslagern müssen besonders die Kurbel-, 
Kuppel- und Kreuzkopizapien, die Gleitbahnen der Kreuzköpie, 
die Kolben- und Schieberstangen, die Bolzen der Steuerung, die 
Kulissensteine Schmiervorrichtungen erhalten. Ferner müssen 
bei den langen Strecken, die die Lokomotiven ohne Anhalten 
durchlaufen müssen, die Kolben und Schieber der Lokomotiven 
ständig geschmiert werden. 


Von besonderer Wichtigkeit sind ferner die Bremsvor- 
richtungen, die ein schnelles Anhalten des Zuges, besonders auch 
in Gefahrfällen, ermöglichen müssen. Diese Einrichtungen sind 
ausführlich in Kap. X „Bremsen und Kupplungen“ behandelt. 
Es soll hier nur erwähnt werden, daß jede Lokomotive mit einer 
Bremse verschen ist, die durch Hand-, bei Personenzuglokomo- 
tiven außerdem durch Luftdruck, bei Güterzuglokomotiven meist 
noch durch Dampidruck betätigt wird. Die Bremsen, die als 


Klotzbremsen gebaut werden, werden vom Führerstande aus 
bedient. 


Der Platz auf der Lokomotive, wo sich das Loko- 
motivpersonal während der Fahrt aufhält, heißt 
der Führerstand. Dieser befindet sich bei allen Lokomotiven 
hinter der Feuerkiste. Unmittelbar vor sich hat also das Per- 
sonal die Feuerkiste mit der Feuertür. An der Feuerkiste selbst 
angebracht sind alle Einrichtungen zur Beobachtung und Be- 
dienung des Kessels, während die Vorrichtungen zur Bedienung 
der Lokomotivmaschine neben der Feuerkiste eingebaut sind. 

Der Führerstand ist zum Schutz des Personals gegen die 
Unbilden der Witterung mit Schutzdach und Wänden versehen. 
Die Seitenwände erhalten meist Schiebefienster, die Vorder- 
wände Drehienster und Klappfenster. Die letzteren dienen im 
Verein mit dem Lüftungsaufbau und den Lüftungsvorrichtungen 
dazu, den Aufenthalt auf der Lokomotive möglichst angenehm 
zu machen. 

Die Führerstände haben Sitzgelegenheiten für Führer und 
Heizer. Neuerdings werden auch Einrichtungen vorgesehen, die 
dem Personal das Wärmen mitgebrachter Speisen und Ge- 
tränke ermöglichen. 


Führerstand. 


4. Zusammenstellung neuerer Lokomotiv- 
bauarten. 

Die Arbeitsleistung der Lokomotive, unter der 
man das Produkt aus Zugkraft und Geschwindigkeit 
versteht, ist abhängig von dem Lokomotivkessel. 
Dieser muß so bemessen sein, daß er die für die Zug- 
beförderung benötigte Dampfmenge dauernd und 
sicher liefert. 

Es folgt daraus ohne weiteres, daß mit einer be- 
stimmten Dampfmenge entweder geringere Zugkraft 
bei großer Geschwindigkeit oder große Zugkraft bei 
geringerer Geschwindigkeit geleistet werden kann. 

Die erstere Art der Arbeitsleistung trifft für 
Schnellzug- und Personenzuglokomotiven, die letztere 
für Güterzuglokomotiven zu. 

Die kleinere Zugkraft bei Schnellzuglokomotiven 
erfordert eine geringere Zahl gekuppelter Achsen als 
bei Güterzuglokomotiven, die größere Geschwindig- 
keit verlangt für Schnellzuglokomotiven größere 
Raddurchmesser als bei Güterzuglokomotiven. Die 
Größe der Dampfzylinder bestimmt sich daraus, daß 
die Arbeitsleistung der Dampfmaschinen, d. i. mitt- 
lere Kolbenkraft mal Kolbengeschwindigkeit, der 
Arbeitsleistung der Lokomotive, d. i. Zugkraft mal 
Zuggeschwindigkeit, gleichwertig sein muß. 


Auf den 
meisten 
Hauptbahnstrecken dienen für die Beförderung der 
Personen- und Schnellzüge dieselben Lokomotiven, 
und zwar pflegen infolge der stetig wachsenden An- 
sprüche des Schnellzugverkehrss an die Fahr- 
geschwindigkeit und Zugbelastung die älteren weniger 
leistungsfähigen Lokomotiven für den Personenzug- 
dienst verwendet zu werden. 

Während früher für den Personenverkehr allge- 
mein 1B-gekuppelte Lokomotiven verwendet wurden, 
ist man im Laufe des Jahrzehnts 1880/1890 immer 
mehr und mehr zu der 4-achsigen 2B-gekuppelten 
Lokomotive übergegangen, da das Gesamtgewicht der 


Schnellzug- und Personenzuglokomotiven. 
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Kh 630 mm, Kd 550 mm, G1 53 600 kg, 
Gd 59 200 kg, H 139,23 qm, Ü 38,57 qm, 
R 2,305 qm, D 12 Atm. 
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Lokomotive infolge der Vergrößerung des Lokomotiv- 
kessels, die durch die geforderte Leistungsfähigkeit 
bedingt wurde, für drei Achsen viel zu groß wurde. 

Bei der 2B-gekuppelten Lokomotive sind die 
beiden vorderen Laufachsen in einem unter der 
Rauchkammer vorgesehenen Drehgestell, die Treib- 
achse vor der Feuerkiste, die Kuppelachse hinter 
oder unter der Feuerkiste angeordnet. Der bei dieser 
Achsenanordnung vorhandene lange feste Radstand 
bewirkt bei erhöhter Fahrgeschwindigkeit ruhigen 
Lauf in der Geraden, während das seitlich verschieb- 
bare Drehgestell das sanfte Einfahren und Durch- 
fahren der Krümmungen unterstützt. 

Die 2B-gekuppelte Lokomotive genügt auch 
heute noch auf Flachlandbahnen den Bedürfnissen 
des Personenverkehrs. Bei der Preußisch-Hessischen 
Staatseisenbahnverwaltung z. B. dient zur Beförde- 
rung leichter Schnellzüge bei leichten Strecken- 
verhältnissen eine 2 B-Schnellzugverbundlokomotive. 
In neuerer Zeit tritt jedoch mit dem Anwachsen der 
Personenzüge in immer mehr steigendem Maße die 


Abb. 20. 2B-Heißdampf-Schnellzuglokomotive der 


we $ H 
Preußisch -Hessischen Staatsbahnen. *) 


2 B-Heißdampf-Schnellzuglokomotive (Abb. 20) an 
ihre Stelle. 

Diese Lokomotive ist mit Schmidtschem Rauchröhrenüber- 
hitzer versehen, wie er heute bei allen Heißdampflokomotiven 
zur Anwendung gelangt. Sie ist besonders geeignet, die 
schwersten Schnellzüge auf Flachlandbahnen ohne Vorspann zu 
befördern. Diese Lokomotivgattung könnte noch leistungs- 
fähiger hergestellt werden, wenn der höchstzulässige Raddruck, 
der nach den Vorschriften nur 8000 kg betragen darf, auf 
9000 kg erhöht würde. Diesem Wunsche wird aber erst ent- 
sprochen werden können, wenn der auf mehrere Strecken 
stellenweise noch liegende schwächere Oberbau durch stärkeren 
ersetzt sein wird, was jedoch noch mehrere Jahre erfordern 
wird. 

Vorwiegend für den Schnellzugdienst auf durch- 
gehenden Hauptlinien ist auf Flachlandbahnen viel- 
fach auch die 2B1-gekuppelte Vierzylinderverbund- 
lokomotive in Verwendung. Die Lokomotiven 
haben vorderes verschiebbares Drehgestell und 
hintere radial verschiebbare Laufachse. Be- 
sonders bemerkenswert bei dieser Lokomotiv- 
gattung ist die breite, hinter den Kuppelrädern 
liegende Feuerkiste mit zwei Feuertüren, die bei 
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Abb. 21. 


390 mm 
580 N 
GI 68400 kg, Gd 74500 kg, 


Kh 600 mm, Kd 


H 22971 qm, R 4,00 qm, 
D 14 Atm. 
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2B1-Schnellzug-Verbundlokomotive der Preußisch- Hessischen Staatsbahnen. 


*) Die bei den Lokomotivabbildungen gewählten Zeichen bedeuten: Kh = Kolbenhub, Kd = Kolbendurchmesser, GI = Leergewicht, Gd = Dienstgewicht, 


= Überhitzer, R = Rostfläche, D = Kesseldruck. 
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kurzem, leicht zu be- 
dienenden Rost große 
Rostfläche ergibt. Die 
Lokomotiven zeichnen 
sich infolge des günsti- 
gen Ausgleichs der Kol- 
ben und Massenkräfte 
durch ruhigen Lauf be- 
sonders aus. Die 2B1- 
Schnellzugverbund- 
lokomotive der Preußi- 
schen Staatsbahnen 
zeigt Abb. 21. 


Kh 640 mm, Kd 


GI 65 000 kg, Gd 70500 kg, 
H 1635 qm, Ü 395 qm, 
R 3,28 qm, D 16 Atm. 


Abb. 22. 


Die Hochdruckzylinder liegen außen, die Niederdruck- 
zylinder innen; die Treibstangen sämtlicher Zylinder greifen 
an der ersten Treibachse an. Die Steuerung, Bauart v. Borries, 
besitzt für Hoch- und Niederdruckschieber einer Maschinenseite 
nur einen außenliegenden Exzenterantrieb. Die Bewegung des 
Niederdruckschiebers wird vom Hochdruckschieber durch Über- 
tragungswelle abgeleitet. Dies wird dadurch ermöglicht, daß 
der Hochdruckschieber innere, der Niederdruckschieber äußere 
Einströmung hat und infolgedessen die Schieber sich gleich- 
laufend bewegen, während die zugehörigen Dampikolben ent- 
gegengesetzten Lauf haben. Um jedoch bei dem gewählten 
Volumenverhältnis des Hoch- und Niederdruckzylinders gleiche 
Arbeitsverteilung auf die beiden Zylinder zu erreichen, besitzen 
auch die Niederdruckkreuzköpfe Gegenlenker, die die Bewegung 
der Niederdruckschieber etwas ändern und dadurch ermög- 
lichen, dem Niederdruck größere Füllung als dem Hochdruck- 
zylinder zu geben. 


Der Rahmen der Lokomotive stellt eine zweckmäßige Ver- 
einigung des Platten- und Barrenrahmens dar. Der vordere 
Teil und das Ende des Rahmens ist als Barrenrahmen, der 
mittlere Teil als Plattenrahmen gebaut. 


Ähnliche Lokomotivbauarten sind auch bei den 
Bayerischen Staatsbahnen in Gebrauch. 


FL TI 
TEE, E. 


2C-Heißdampf-Schnellzugverbundlokomotive der Bayerischen Staatsbahnen. 


In letzter Zeit haben auch 5-achsige Lokomotiven 
mit drei gekuppelten Achsen für Strecken mit starken 
Steigungen mehr und mehr Eingang gefunden. Diese 
werden in der Regel mit einem vor den gekuppelten 
Achsen angeordneten 2-achsigen Drehgestell gebaut. 
Die Lokomotiven zeichnen sich durch ruhigen und 
sicheren Gang aus. 


Die Bayerische Staatsbahnverwaltung ver- 
wendet z. B. für die Beförderung schwerer Züge 
auf Bahnen mit größeren Steigungen die in Abb. 22 
dargestellte 2 C-Heißdampf - Schnellzugverbund- 
lokomotive. 


Bei den Sächsischen Staatsbahnen ist für den 
gleichen Zweck eine ähnliche Lokomotive, siehe 
Abb. 23, in Gebrauch. 


Die Preußische Staatseisenbahnverwaltung be- 
nutzt zur Beförderung schwerer Schnellzüge bei 
größeren Steigungen eine 2 C-Heißdampf-Personen- 
zuglokomotive und neuerdings eine vierzylindrige 
2 C-Heißdampi-Schnellzuglokomotive (Abb. 24). 


430 
Kh 630 mm, Kd v80 mm, 


GI 67700 kg, Gd 74500 kg, 
H 146,26 qm, Ü 41,00 qm, 
R 2,75 qm, D 15 Atm. 


Abb. 23. 2C-Heißdampf-Schnellzugverbundlokomotive der Sächsischen Staatsbahnen. 
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Kh 630 mm, Kd 430 mm, 

GI 68600 kg, Gd 76400 kg, 

H 154,69 qm, Ü 51,14 qm, 
R 2,6 qm, D 12 Atm. 
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R 4,5 qm, D 16 Atm. 
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380 
Kh 660 mm, Kd 600 


GI 97000 kg, Gd 129700 kg, 
H 161,23 qm, Ü 385 qm, 
R 3,22 qm. 


Kh 570 mm, Kd z mm 

GI 81200 kg, Gd 88300 kg, 

H 203,30 qm, Ü 50 qm, 
Abb. 26. 2C1-Heißdampf-Schnellzugverbundlokomotive der Reichseisenbahnen in Elsaß-Lothringen. 


Lokomotiven und Zubehör. 


BE. 


Während bei den Streckenverhältnissen in Nord- 
deutschland die Leistung der 2 C-Lokomotiven selbst 
für die ungünstigsten Verhältnisse vollkommen aus- 
reicht, haben sich bei den süddeutschen Bahnen, wo 
mit schweren Zügen anhaltende größere Steigungen 
mit hohen Geschwindigkeiten befahren werden 
müssen, auch diese Lokomotiven immer mehr als un- 
zureichend erwiesen. Daher haben die Bayerischen, 
Badischen, Württembergischen Staatsbahnen und 
die Reichseisenbahnen in Elsaß-Lothringen 6-achsige 
2C1-gekuppelte Schnellzuglokomotiven eingeführt. 
Die Lokomotiven haben vorderes seitlich verschieb- 
bares Drehgestell und hintere radial verschiebbare 
Laufachse. 

Die 2C 1-Schnellzuglokomotive der Badischen 
Staatsbahnen zeigt Abb. 25. 

Die vier Dampizylinder liegen in einer Reihe nebeneinander, 
die für Hochdruck innen, die für Niederdruck außen, und treiben 
sämtlich die mittlere der drei gekuppelten Achsen an. Die 
Niederdruckschieber werden unmittelbar von der äußeren 
Heusinger-Steuerung angetrieben, deren Bewegung durch eine 
einfache Umlenkwelle auch auf den inneren Hochdruckschieber 
übertragen wird; die Bewegung der Schieber ist gegenläufig. 
Die Hochdruckschieber haben einfachen Einlaßkanal, die Nieder- 
äruckschieber aber sind der geringen Schieberwege wegen mit 
doppelten Einlaßkanälen versehen. Der Drehgestellrahmen ist 
als Plattenrahmen gebaut, der Hauptrahmen ist als Barren- 
rahmen aus schweißbarem Flußeisen hergestellt. 

Die 2 C1-Schnellzuglokomotive der Elsaß-Loth- 
ringischen Eisenbahnen zeigt Abb. 26. 

Bei. dieser Lokomotive ist die Glehnsche Zylinderanordnung 
gewählt. Die vorderen innenliegenden Niederdruckzylinder 
treiben die gekröpfte vordere Treibachse an, die hinteren außen- 
liegenden Hochdruckzylinder arbeiten auf die zweite Treib- 
achse. Jedes Zylinderpaar hat getrennte Steuerungen, deren 
Umstellung durch eine Steuerschraube erfolgt so zwar, daß die 
Steuerung der Hochdruckzylinder und die der Niederdruck- 
zylinder getrennt für sich oder gemeinsam verstellt werden 
können. 


Im Güterzugverkehr kommt es 
im wesentlichen darauf an, 
große Massen mit möglichst geringen Kosten zu be- 


Güterzuglokomotive. 


fördern, die Zugkraft der Lokomotive also gut aus- 
zunutzen. 

Auf den Bahnen mit mäßigen Steigungen war bis zum 
Jahre 1895 die C-gekuppelte Lokomotive vorherrschend; sie 
wird heute nicht mehr gebaut, da bei dem gesteigerten Güter- 
verkehr ihre Leistungsfähigkeit nicht mehr ausreicht. 

Für die Beförderung leichterer Güterzüge mit 
größerer Geschwindigkeit wurde die 1 C-gekuppelte 
Lokomotive erforderlich, da der leistungsfähigere 
und mithin schwerere Kessel auf drei Achsen ohne 
Überschreitung des zulässigen Raddruckes nicht 
unterzubringen war. 

Abb. 27 zeigt die 1 C-gekuppelte Güterzugver- 
bundlokomotive der Preußisch-Hessischen Staats- 
bahnen mit vorderer, radial verschiebbarer Lauf- 
achse. 


Für stärkere Steigungen und schwerere Züge 
wurde die D-Güterzuglokomotive eingeführt, die so- 
wohl als Naßdampf- als auch als Heißdampflokomo- 
tive gebaut wird. 


Die D- Heißdampif - Güterzuglokomotive der 
Preußischen Staatseisenbahnverwaltung zeigt Abb. 28, 
iedoch — abweichend von der normalen Bauart mit 
Kolbenschieber — mit Stumpfscher Steuerung. 

Zum leichteren Durchfahren der Krümmungen ist die zweite 


und vierte Kuppelachse seitlich verschiebbar (Golsdorfsche 
Achsenanordnung). 


Die besonders schwierigen Streckenverhältnisse 
der süddeutschen Bahnen und auch einzelner Strecken 
der Preußischen Staatsbahnen haben neuerdings auch 
5-achsige Lokomotiven nötig gemacht. 

In Baden und Bayern gelangen 1 D-gekuppelte, 
in Sachsen E-gekuppelte Güterzugverbundlokomo- 
tiven zur Verwendung. Bei den Württembergischen 
und Preußischen Staatsbahnen werden für Strecken 
mit größeren Steigungen in neuester Zeit E-ge- 
kuppelte Heißdampflokomotiven beschafft, die die 
Erwartungen, die man hinsichtlich ihrer Leistungs- 
fähigkeit gehegt hatte, weit übertroffen haben. 
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Abb. 27. 


500 
Kh 630 mm, Kd 750 mm, 


GI 48050 kg, Gd 54400 kg, 
H 13987 qm, R 23 qm, 
D 12 Atm. 


1 C-Güterzug-Verbundlokomotive der Preußisch-Hessischen Staatsbahnen. 
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Kh 650 mm, Kd 600 mm, 

GI 51900 kg, Gd 57850 kg, 

H 140,17 qm, Ü 41,20 qm, 
R 235 qm, D 12 Atm. 


Kh 612 mm, Kd 620 mm, 

GI 66920 kg, Gd 73840 kg, 

H 1592 qm, Ü 4,50 qm, 
R 2,58 qm, D 12 Atm. 


Abb. 29. E-Heißdampf-Güterzuglokomotive der Württembergischen Staatsbahnen. 


Abb. 29 zeigt die E-Heißdampf-Güterzugloko- 
motive der Württembergischen Staatsbahnen. 

Die Eilsaß-Lothringischen Eisenbahnen ver- 
wenden zur Beförderung sehr schwerer Züge auf 
ungünstigen Streckenverhältnissen eine 6-achsige, 
1 E-gekuppelte Güterzugverbundlokomotive. 


Die Lokomotiven, bei denen die 
Kohlen- und Wasservorräte auf 
der Lokomotive selbst mitgeführt werden, heißen 
Tenderlokomotiven. Die Größe und Bauart der 
Tenderlokomotiven ist je nach Betriebszweck und je 
nachdem, ob sie dem Personenverkehr oder dem 
Güterverkehr dienen sollen, sehr verschieden. 


Tenderlokomotiven. 


Die Personenzug- 
Tenderlokomo- 
tiven dienen vorwiegend dem Vorortverkehr. 


Personenzug-T enderlokomotiven. 


Bis in den Anfang der Wer Jahre benutzte man zur Ab- 
wicklung des Vorortverkehrs fast ausschließlich 1 B-gekuppelte 
Lokomotiven. Mit dem schnellen Wachsen der Großstädte im 
letzten Jahrzehnt des vorigen Jahrhunderts ging eine noch 
schnellere Entwicklung der Vororte Hand in Hand. An den 
Bahnstrecken entstanden neue Vororte zwischen den bisherigen, 
und auch entferntere Vororte mußten in den Vorortverkehr mit 
einbezogen werden. Die Vorortstrecken wurden daher länger, 
die Stationsabstände kürzer, die Züge gleichzeitig schwerer. Die 
Bahnverwaltungen sahen sich deshalb genötigt, leistungsfähigere 
Lokomotiven für diesen Verkehr zu beschaffen. So führte z. B. 
die Preußisch-Hessische Staatseisenbahnverwaltung 1895 für den 
Berliner Vorortverkehr die 1 B1-gekuppelte Lokomotive mit 
vorderer und hinterer Adamsachse ein. DieLokomotive zeigte bei 
vermehrten Vorräten eine bedeutende Steigerung der Zugkraft: 
auch war sie bei dem kurzen festen Radstand geeignet, alle 
Krümmungen vorwärts und rückwärts gleich gut zu durch- 
fahren. So lange diese Lokomotivgattung nur mit mäßiger Ge- 
schwindigkeit verwendet wurde, hat sie sich gut bewährt. Bei 
erhöhter Geschwindigkeit zeigte sie aber bei dem kurzen festen 


Lokomotiven und Zubehör. Si : 139 


Radstand unruhigen 
Lauf und wird des- 
halb heute nicht mehr 
beschafft. Eine neue 
Lokomotivgattung 
wurde 1899 mit der 
2 B-gekuppelten Lo- 
komotive für die 
Wannseebahn nötig, 
die bei recht starkem 
Verkehr einerseits 
mittlere, andererseits 
aber bei den schnel- 
len Vorortzügen auf 
der Hauptstrecke Gd 57500 kg. 
Berlin-Neubabelsberg — = ' Ü 4251 qm, 

größere Stations- a T | [ | u R 225 qm, D 12 Atm. 
abstände aufweist. j $ £ 


Kd 540 mm, 


Abb. 30. 1C-Heißdampf-Personenzug-Tenderlokomotive der Preußisch-Hessischen Staatsbahnen. 
Neuerdings wer- 


den für den stark ge- 


steigerten Stadt- und Vorortverkehr entweder 1 C-gekuppelte Die in Abb. 30 dargestellte 1 C-gekuppelte Heißdampf- 
Naßdampf- oder 1 C-gekuppelte Heißdampf-Tenderlokomotiven Tenderlokomotive kann unbedenklich auf freier Strecke mit 
beschafft, die im wesentlichen die gleiche Bauart haben. 80 km Geschwindigkeit fahren. 


AET 


— Ta a m n a 


eE ENDR nl a 


-2300-4 


ae) 


menge a 
Eee. I 


ES ; 


Kh 540 mm, Kd 490 mm, 

GI 51400 kg, Gd 58450 kg, 

H 67,97 qm, Ü 19,59 qm, 
R 1,228 qm, D 12 Atm. 


Abb. 31. 1B 1-Heißdampf-Personenzug-Tenderlokomotive der Bayrischen Staatsbahnen. 
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Kh 640 mm, Kd 530 m, 
GI 66290 kg, Gd 85280 kg, 


H 112,8 qm. R 1,96 qm. 


Abb. 32. 2C2-Personenzug-Tenderlokomotive der Reichseisenbahnen in Elsaß-Lothringen. 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 
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1 C-Güterzug-Tenderlokomotive 


In dem Stadtbahn- und Vorortverkehr wird aber bei der 
meist kurzen Entfernung der Stationen voneinander und dem 
häufigen Anfahren diese Geschwindigkeit gewöhnlich nicht 
erreicht. Zum leichten Durchiahren der Krümmungen ist die 
vordere Laufachse in einem Kraußschen Drehgestell gelagert 
und dadurch zugleich die vordere Kuppelachse seitlich ver- 
schiebbar angeordnet. 


In Süddeutschland schuf die Bayerische Staatsbahn im 
Jahre 1897 eine 1 B 2-gekuppelte Personenzug-Tenderlokomotive 
mit vorderem Kraußschen Drehgestell und hinterem 2-achsigen 
Drehgsstell mit Seitenverschiebung. Die Lokomotive war ur- 
sprünglich für den Vorortverkehr auf der Strecke München nach 
dem Gebirge bestimmt und erhielt deshalb 9 cbm Wasserraum, 
man hat sie aber auch sowohl für Personenzüge als auch für 
leichtere Schnellzüge vorteilhaft verwendet. 


Neuerdings verwendet die Bayerische Staatsbahn für den 
Vorortverkehr die 1B1-gekuppelte Heißdampf-Tenderloko- 
motive, wie sie Abb. 31 zeigt. Die Lokomotive ist mit auto- 
matischer Rostbeschickung versehen und wird von einem Mann 
bedient. Übergangsbrücken vorn und hinten ermöglichen dem 
Schaffner das Betreten des Führerstandes während der Fahrt. 


Die Badische Staatsbahn ist bereits 1899 zu einer 1 C 1-ge- 
kuppelten Tenderlokomotive mit vorderer und hinterer radial 
verschiebbarer Adamsachse übergegangen. Die Lokomotiv- 
gattung hat sich sehr gut bewährt. 
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Kh 630 mm, Kd 450 mm, 
GI 47200 kg, Gd 60580 kg, 


H 111,0 qm, R 1,53 qm, 
D 12 Atm. 
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der Preußisch- Hessischen Staatsbahnen. 


Die Württembergische Staatsbahn verwendet zur Beförde- 
rung schwerer Personenzüge auf den kurven- und steigungs- 
reichen Schwarzwaldstrecken sowie zur Beförderung schwerer 
Vorortzüge im Stuttgarter Bezirk 1 C 1-Heißdampf-Tender- 
lokomotiven. 

Die 2C 2-gekuppelte vierzylindrige Personenzug-Tender- 
lokomotive der Reichseisenbahnen in Elsaß-Lothringen zeigt 
Abb. 32, 


Die Güterzug-Tender- 
lokomotiven werden 
zur Beförderung von Güterzügen auf kurzen 
Strecken, zum Verschiebedienst und auch zur Be- 
förderung von Personenzügen auf stärkeren Stei- 
gungen verwendet. 

Die in Abb. 33 dargestellte 1 C-gekuppelte Güterzug-Tender- 
lokomotive der Preußisch-Hessischen Staatsbahnen, die in 
gleicher Bauart auch von den Reichseisenbahnen beschafft wird, 
unterscheidet sich von den 1 C-gekuppelten Personenzug- 


Tenderlokomotiven ihrem Verwendungszweck entsprechend 
besonders durch kleinere Triebräder. 


Güterzug-T enderlokomotiven. 


Für den schweren Verschiebedienst und die Be- 
förderung der schweren Kohlenanschlußzüge im 
Ruhrgebiet dient bei den Preußischen Staatseisen- 


Kd 610 mm, 
Gd 73800 kg, 

Ü 42,81 qm, 
. D 12 Atm. 


Lokomotiven 


und Zubehör. 


bahnen die sehr leistungs- 
fähige D-gekuppelte Gü- 
terzug - Tenderlokomotive 


(Abb. 34). 
Lokomotiven ähn- 
licher Bauart gelangen 


auch in Baden und Würt- 
temberg zur Verwendung. 

Für besonders schwie- 
rige Streckenverhältnisse 


ist zur Beförderung schwe- 
rer Güterzüge in Preußen, 
Württemberg und Sachsen 
die E-gekuppelte Güter- 
zug-Tenderlokomotive ein- 
geführt worden. Die E-ge- 
kuppelte Heißdampf-Güterzug-Tenderlokomotive der 
Preußisch-HessischenStaatsbahnenzeigt Abb.35.(Weitere 
Angaben über Lokomotiven vergl. Sachregister.) 


Wenn die mitzuführenden Kohlen und 
Wasservorräte zu groß werden, können sie 
nicht mehr auf der Lokomotive selbst untergebracht 
werden, sondern müssen auf besonderen Tendern mit- 
genommen werden. Es werden deshalb als Tender- 
lokomotiven nur solche Lokomotiven gebaut, die für 
Vorortverkehr, Verschiebedienst und Kleinbahnen be- 
stimmt sind, während die Lokomotiven für den Per- 
sonen- und Güterfernverkehr besondere Tender er- 
halten. Die Größe der Tender richtet sich dabei nach 
den einzelnen Verkehrs- und Streckenverhältnissen. 
Für Güterzuglokomotiven gelangen 12 und 16 cbm- 
Tender, für Personen- und Schnellzüge 20—30 cbm- 
Tender zur Verwendung. 

Die Grundform der Tender ist im allgemeinen die gleiche. 
Auf dem Tenderwagen ist ein kastenförmiger Wasserbehälter mit 
flacher nach vorn geneigter Decke angebracht. Über der Decke 
des Wasserbehälters werden die Kohlen gelagert; ein ringsum- 
laufender Bord verhindert ihr Herunterfallen. Diese Bauart er- 
leichtert durch das Hochliegen und selbsttätige Nachfallen der 
Kohlen dem Heizer die Arbeit der Feuerbeschickung. 

Zur Wasserfüllung ist an dem hinteren ebenen, höchst- 
liegenden Teil der Decke ein mit Deckelverschluß versehenes 
Fülloch vorgesehen, das so groß bemessen wird, daß es zugleich 
als Finsteigöffnung bei Ausbesserungsarbeiten im Innern des 
Wasserbehälters benutzt werden kann. Bei einzelnen neueren 


Tender. 


L 


Kh 600 mm, Kd 500 mm, 
GI 48500 kg, Gd 62700 kg, 


H 1164 qm, R 1,7 qm, 


D 12 Atm. 


Abb. 34. D-Güterzug-Tenderlokomotive der Preußisch- Hessischen Staatsbahnen. 


Ausführungsarten sind zur Erleichterung des Wasserfüllers auch 
seitliche Füllkästen vorgesehen; die Zuglokomotive braucht bei 
nicht genügend genauem Halten vor dem Wasserkran diesen- 
falls nicht erst vom Zuge gelöst werden. 

Am Boden des Wasserbehälters vorn sind zwei Ablaß- 
stutzen mit Ventilverschluß vorgesehen, an die die Wasser- 
leitungsschläuche zu den Speisepumpen der Lokomotive an- 
schließen. 

Zur Erkennung des jeweiligen Wasserstandes im Behälter 
sind Wasserstandanzeiger vorgesehen, die durch Schwimm- 
vorrichtungen betätigt werden. 

Die Wasserbehälter müssen gegen Wasserdruck und 
Wasserschläge genügend versteift sein, damit die Nietnähte 
gut dicht halten und nicht durch wiederholtes Biegen der Bleche 
Rostfurchen entstehen. Die Behälter werden an mehreren 
Stellen mit dem Rahmengestell mittels Winkeleisen und 
Schrauben verbunden, liegen aber im übrigen frei auf, damit sie 
zur Erleichterung der Ausbesserungsarbeiten leicht abgehoben 
werden können. 


Bei der Bauart der Tender ist im besonderen zu 
berücksichtigen, daß die höchsten Teile der Wasser- 
behälter nicht höher als 2,75 m über Schienenober- 
kante liegen dürfen, damit der Auslegerarm des 
Wasserkranes eingeschwenkt werden kann. 

Je nach der Größe der Wasserbehälter und des 
Kohlenfassungsraumes werden die Tender 3-achsig 
und 4-achsig gebaut. 


Die Hauptrahmen werden aus einfachen, mit 
Ausschnitten für die Achsen versehenen 
Blechplatten hergestellt. Die Versteifung der Längsrahmen 
gegeneinander erfolgt hinten durch 
die Pufferbohle, vorn durch einen 
Zugkasten, der ähnlich demjenigen 
der Lokomotive gebildet ist. Zur 
Längsversteifung des Rahmen- 
gestells und guten Auflagerung 
des Wasserbehälters sind 2 U- 
Proiilleisten vorgesehen. Die Quer- 
versteifung zwischen den Achsen 
erfolgt durch Blechplatten. 


Die Achslager werden in 


3-achsige Tender, 


Achsbuchsführungen, die mit dem 
Rahmen fest verschraubt sind, in 
gewöhnlicher Art ohne seitliche 
Verschiebbarkeit geführt. 

Die Bauart eines 3-achsigen 
Tenders ist aus Abb. 36 ersicht- 
lich. 
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Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


Das Rahmengestell wird 
aus Profileisen herge- 
stellt, die vorn und hinten durch Zugkasten 
bezw. Pufferbohlen und im übrigen durch 
Knotenbleche verbunden sind, und auf zwei 
2-achsigen Drehgestellen gelagert. Die Bau- 
art der Drehgestelle ist verschieden. 


4-achsige Tender. 


Bei der meist üblichen Bauart der Dreh- 
gestelle sind Blechrahmen verwendet, die 
quer und schräg abgesteift sind. Die mittlere 
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Querversteifung trägt seitlich halbkugel- -xt 
förmige Drehpfannen für am Rahmengestell 
vorgesehene kugelförmige Auflagerzapfen 
und die Führung für den gleichfalls am 
Rahmengestell befestigten Drehzapien. Die 
Achslager sind in Achsbuchsführungen, die 
am Rahmengestell verschraubt sind, geführt. 
Über jedem Achslager ist eine besondere 
Blattfeder vorgesehen. 

Bei der anderen, sogen. amerikanischen Drehgestellbauart 
ist das Drehgestell aus Flacheisen und Stahlformgußverbin- 
dungen gefertigt. Die Achslager sind unabgefedert eingebaut. 
Diese nicht abgefederten Drehgestelle tragen auf querliegenden 
Blattfedern die sogen. Wiege, auf denen die Querbalken des 
Hauptrahmengestelles entweder in mittleren, halbkugelförmigen 
Drehpfannen und seitlichen Hilfsgleitstücken oder in seitlichen 
Auflagerpfannen aufliegen. 


Die letztere Drehgestellbauart hat den Nachteil, daß das 
nicht abgefederte Gewicht erheblich größer ist, bietet aber den 
Vorteil besserer Übersichtlichkeit der Bremsgestänge. 


Die Bauart 4-achsiger Tender mit gewöhnlich gebräuch- 
lichem Drehgestell zeigt Abb. 37. 


Wo Schnellzüge ohne Anhalten besonders 
lange Strecken durchfahren müssen, wie z. B. auf 
der Strecke Berlin-Hannover, gelangt bei der 
Preußischen Staatsbahn ein 30 cbm-Tender zur Ver- 
wendung. 


Von besonderer Wichtigkeit ist die Bauart der 
Kupplungen bezw. Stoß- und Zugvorrichtungen 
zwischen Lokomotive und Tender. Diese haben im 
allgemeinen noch anderen Bedingungen zu genügen 
als diejenigen gewöhnlicher Fahrzeuge. Außer den 
Zug- und Druckkräften muß die Schlingerbewegung 
der Lokomotive auf den Tender übertragen werden, 
zugleich muß jedoch gegenseitige Verschiebung der 
beiden Fahrzeuge in wagerechter und senkrechter 
Richtung und geringes Verdrehen in jeder Richtung 
gestattet sein, ohne daß ein Klemmen der in Be- 
rührung stehenden Teile stattfindet. 

Die Einstellung von Lokomotive und Tender in gerader 
Strecke sowie in Krümmungen wird durch zwei Stoßpuffer, 
mit keilförmigen Pufferflächen beeinflußt, die durch eine am 
Hauptkuppelbolzen des Tenders befestigte Feder an ent- 
sprechende Platten der Lokomotive gedrückt werden. Die 
Kupplung selbst erfolgt durch Kuppelstangen — 1 Haupt- und 
2 Nebenkuppelstangen —, deren Augen so ausgebildet sind, daß 


die gegenseitige Drehung der Fahrzeuge ermöglicht ist. (Vergl. 
Kap. X.) 


Es bleibt noch zu erwähnen, daß auf dem Tender 
noch Einrichtungen zur Lagerung der Geräte für die 
Feuerbedienung, Werkzeugkasten und Kleiderkasten 
für das Lokomotivpersonal vorgesehen sind. 


hiss I mo | m 


GI} 23 000 kg, Gd 49500 kg. 


Abb. 37. 21,5 cbm-Tender der Preußisch-Hessischen Staatsbahnen. 


Die Reibungslokomotiven sind 
mit Vorteil nur da verwend- 
bar, wo es sich um Überwindung von anhaltenden 
Steigungen bis 1: 30 handelt; sind größere Steigungen 
vorhanden, so benutzt man zweckmäßig Zahnrad- 
lokomotiven. 


Zahnradlokomotiven. 


Die Zahnradlokomotiven werden in zwei Haupt- 
gruppen eingeteilt. Man unterscheidet: 


1. Zahnradlokomotiven mit reinem Zahnantrieb, 


2. Zahnradlokomotiven mit vereinigtem Rei- 
bungs- und Zahnantrieb. 


Bei den reinen Zahnradlokomotiven erfolgt die 
Fortbewegung nur durch das Zahnrad an der Zahn- 
stange; die andern Räder dienen nur als Tragräder. 
Die Lokomotiven dieser Art werden fast nur für Berg- 
bahnen verwendet. Der Antrieb durch die Dampf- 
maschine erfolgt entweder unmittelbar durch ein 
kleineres Zahnrad auf das Hauptrad oder mittelbar 
durch Einschaltung einer Vorlegewelle und Räder- 
übersetzung. Die erstere Anordnung ergibt einfachere, 
sehr übersichtliche Bauart; die letztere Anordnung 
ermöglicht durch die Übersetzung ins Langsame 
rascheren Lauf der Dampfmaschine und damit bessere 
Ausnutzung des Kessels; auch werden die Ab- 
messungen der Triebswerkteile kleiner. 


Bei den Lokomotiven mit gemischtem Antrieb 
werden für die Fortbewegung sowohl die Reibung als 
auch das Zahnrad benutzt. Lokomotiven dieser Bau- 
art werden auf Bahnen verwendet, wo größere 
Steigungen mit geringeren und ebenen Strecken ab- 
wechseln. Die Dampfmaschine treibt entweder in ge- 
wöhnlicher Weise nur die Reibungsachsen an, mit 
denen die Zahnradachse durch Kurbeln und Kuppel- 
stangen verbunden ist, oder es werden zum Antrieb 
der Zahnräder und Reibungsräder besondere, von- 
einander völlig unabhängige Dampfmaschinen ver- 
wendet. 


Lokomotiven der letzteren Bauart wurden erst- 
malig 1884 nach den Plänen von R. Abt für die Harz- 
bahn Blankenburg-Tanne gebaut und haben die 


Lokomotiven und Zubehör. 
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GI 42400 kg, Gd 52360 kg, 
H 127,75 qm, R 2,113 qm, 
D 12 Atm. 


Abb. 38. C 1-Zahnrad-Tenderlokomotive der Preußsich- Hessischen Staatsbahnen. 


weiteste Verbreitung in allen Weltteilen gefunden. 
Sie kommen auch für die Eisenbahnen Deutschlands 
vorwiegend in Betracht. 

Der Antrieb der Reibungsräder unterscheidet sich 
nicht von der Bauart der Reibungslokomotiven und 
wird auf den Reibungs- und Zahnstrecken benutzt; 
auf größeren Steigungen wird der Reibungsantrieb 
durch den Zahnradantrieb unterstützt. 

Um das Einfahren in die Zahnstange ohne Auf- 
enthalt des Zuges zu ermöglichen, ist eine be- 
sondere Zahnstangeneinfahrt geschaffen worden. 
Diese besteht in einem ungefähr 3 m langen, auf 
Federn gelagerten und gelenkartig mit der festen 
Zahnstange verbundenen Teilstück, dessen Ver- 
zahnung so angeordnet ist, daß ein selbsttätiges, 
sicheres Eingreifen des Zahnrades auch dann erfolgt, 
wenn sich anfänglich Zahn auf Zahn stellt. 


Die übliche Ausführung der Zahnradlokomotive, 
Bauart Abt, zeigt Abb. 38. 

Das Lokomotivgewicht wird von drei gekuppelten 
unter dem Langkessel angeordneten Reibungsachsen 
und einer hinteren, unter dem Führerhaus vorge- 
sehenen beweglichen Laufachse getragen. Die ge- 
kuppelten Zahnradachsen sind in einem besonderen 
Rahmen gelagert, der an der ersten und zweiten 
Reibungsachse angehängt ist. Diese Anordnung er- 
möglicht ein leichtes Losnehmen des Zahntriebgestells 
bei Untersuchungen und Ausbesserungen. Der An- 
trieb der Reibungsachsen geschieht in üblicher Art 
durch die außenliegenden Dampfzylinder; der Antrieb 
der Zahnradachsen durch die inneren Dampfzylinder 
erfolgt unmittelbar vom Kreuzkopf aus durch Schub- 
stangen, die die Kuppelstange in der Höhe des hinteren 
Kuppelstangenauges fassen. 


Ebenso wichtig wie die Einrichtungen für die 
Fortbewegung und die Bergfahrt sind bei Zahnrad- 


lokomotiven die Bremsvorrichtungen für die Tal- 
fahrt, deren mehrere vorgesehen sind. 

Da die Klotz- und anderartigen Reibungs- 
bremsen bei längerer Fahrt zu starke Abnutzungen 
und Erhitzung der reibenden Teile bewirken würde, 
benutzt man zur Erreichung der Bremswirkung die 
Dampizylinder. 

Stellt man bei Talfahrt die Steuerung entgegen- 
gesetzt wie bei Bergfahrt ein (d. h. bei Rückwärts- 
fahrt vorgelegt), so wirken die von der Schubkraft 
des Zuges in Bewegung gesetzten Kolben bei Ab- 
schluß des Dampfes wie die Kolben einer Pumpe. 
Durch die gleichen Kanäle, durch die bei Bergfahrt 
der gebrauchte Dampf abströmt, wird bei der Tal- 
fahrt Luft in die Dampfzylinder eingesaugt und von 
dort in die Schieberkästen und Dampfeinströmungs- 
rohre gepreßt. Ohne Abfluß gelassen, würde die 
Luft schon nach wenigen Umdrehungen einen so 
starken Gegendruck ausüben, daß die Kolben und 
damit der Zug in der Weiterbewegung gehemmt 
wären. Ein Ablaßhahn, der in die Leitung ein- 
geschaltet wird, ermöglicht dem Führer, durch ent- 
sprechendes Öffnen die Preßluft entweichen zu 
lassen und dadurch die Geschwindigkeit der Talfahrt 
nach Belieben zu regeln. Um die durch Zerstören 
von so viel Arbeit erzeugte Wärme unschädlich zu 
machen und Schieber, Kolben und Zylinder vor zu 
großer Erhitzung zu schützen, wird kühles Wasser 
in die Zylinder eingesaugt, das durch die Wärme 
verdampft wird und mit der gepreßten Luft ent- 
weicht. Das Aussehen des austretenden Luft- und 
Dampfgemisches bietet dem Führer einen Maßstab 
für die Regelung der Wasserzuführung. 

Außer dieser Luftdruckgegenbremse, die so- 
wohl für die Dampfzylinder des Reibungsantriebes, 
als auch für die des Zahnantriebes durchgeführt 
ist, sind die Zahnradlokomotiven noch mit kräftiger 
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Handbremse versehen; mittels Schraube und Hebel- 
übersetzung können Bremsklötze oder Bremsbänder 
an Bremsscheiben gedrückt werden, die auf den 
Zahnradachsen angebracht sind. Die größten Loko- 
motiven mit vereinigten Reibungs- und Zahnrad- 
antrieb besitzen schließlich noch eine Bremsvorrich- 
tung gewöhnlicher Bauart für die Reibungsräder. 
Bei vielen Zahnradlokomotiven sind auch noch 
Bremsvorrichtungen vorgesehen, die bei Überschrei- 
tung einer bestimmten Fahrgeschwindigkeit wirksam 
werden. 

Es ist somit in ausgiebigster Weise für die Be- 
triebssicherheit gesorgt, was jedoch durchaus er- 
forderlich ist, da auf so stark geneigten Strecken ein 
Unfall von noch verheerenderen Folgen sein könnte 
als auf Flachlandstrecken. Die wichtigste und aus- 
giebigste Sicherheit aber bleibt stets eine mäßige 
Fahrgeschwindigkeit. 

Auf den Zahnrad- Bergbahnen ist die Sicherheit 
in der Regel noch dadurch erhöht, daß die Wagen 
von der nicht mit ihnen gekuppelten Lokomotive bei 
Bergfahrt geschoben, bei Talfahrt gehalten werden. 
Wenn der Lokomotive ein Unfall zustößt, bleiben die 
Wagen im Gleise und sind vor Ablaufen durch die 
an jedem Wagen vorgesehenen Bremsen gesichert. 
Da aber hierbei auf flacheren Strecken bei der Berg- 
fahrt ein Voreilen, bei der Talfahrt ein Zurück- 
bleiben der Wagen möglich wird, sind in neuerer 
Zeit Kupplungen konstruiert worden, die sich während 
der Fahrt ein- und ausschalten lassen. (Weiteres 
über Zahnradlokomotiven vergl. Kap. XII und Sach- 
register.) 

Neben den Lokomotiven für Haupt- und Neben- 
bahnen sei noch auf die verschiedenen Lokomotiv- 
gattungen für Klein-, Förder- und Straßenbahnen, 
sowie auf die feuerlosen Lokomotiven und Kran- 
lokomotiven hingewiesen. 

Die feuerlosen Lokomotiven, die zur Ersparnis 
von Arbeiterkräften in Fabrikanlagen und Be- 
dienung von Bahnanschlüssen mehr und mehr be- 
nutzt werden, werden von ortsfesten Kesselanlagen 
mit Dampf versorgt. Sie arbeiten bis die Dampf- 
spannung auf etwa 1 Atm. Überdruck gesunken ist. 
Dann muß der Kessel der Lokomotive, die durch 
einen mit der Bedienung vertrauten Arbeiter besetzt 
ist, von neuem mit Dampf versehen werden. 
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Die Kranlokomotiven, die eine Verbindung von 
Lokomotive und Kran darstellt, wird bei größeren 
industriellen Betrieben mit großem wirtschaftlichen 
Erfolg verwendet. 


Wenn in vorstehendem, dem Zweck des Buches 
entsprechend, nur eine allgemeine Beschreibung der 
Bauart der Lokomotiven und ihrer Einzelbauteile 
gegeben ist, so ist doch zu erkennen, welche hohe 
technische Vollkommenheit die Lokomotiven der 
deutschen Eisenbahnen heute aufweisen. Wenn es 
nun gelungen ist, die Leistungsfähigkeit der Loko- 
motiven immer mehr und mehr zu erhöhen und für 
die schwierigsten Streckenverhältnisse geeignete 
Lokomotiven zu schaffen, so ist zugleich der Preis 
der Lokomotive nicht unwesentlich gestiegen, ob- 
gleich der Preis der Gewichtseinheit der heutigen 
Lokomotive gegen früher infolge der großen Fort- 
schritte der Maschinentechnik nur die Hälfte des 
entsprechenden Durchschnittspreises aus dem Be- 
ginn der Eisenbahnzeit beträgt. 


Man ist deshalb aus wirtschaftlichen Gründen 
dazu übergegangen, die Lokomotive nach Möglich- 
keit auszunutzen. Die zu diesem Zweck eingeführte 
Besetzung der Lokomotive mit wechselnden Mann- 
schaften, sowie das Durchfahren langer Strecken 
ohne Anhalten oder ohne Lokomotivwechsel stellt 
hohe Anforderungen an die Lokomotiven. 


Der heutige Lokomotivbetrieb verlangt aber 
auch gut geschultes Lokomotivpersonal. Für die 
Beförderung schnellfahrender Züge wird nur das zu- 
verlässigste Personal verwendet. 


Der Dienstüberbürdung wird durch genaue 
Vorschriften über die Dienstdauer und die zu ge- 
währende Ruhepause, die einer sorgfältigen Kon- 
trolle unterliegen, vorgebeugt. Die Bedingungen 
des Aufenthaltes auf den Lokomotiven sind gegen 
früher bedeutend verbessert. 


Andererseits wird jede Unregelmäßigkeit im 
Maschinenbetriebe gründlich untersucht. Die strenge 
Überwachung und Handhabung des Betriebes und 
die dadurch erreichte Pünktlichkeit und Sicherheit 
haben mit dazu geführt, daß den deutschen Eisen- 
bahnen von den Reisenden die vollste Anerkennung 
zuteil wird und sie in der Welt als mustergültig und 
vorbildlich anerkannt werden. 


Kapitel VII. 


Personen-, Post- und Gepäckwagen. 


Von Herr, Geheimem Baurat im Königlichen Eisenbahn-Zentralamt zu Berlin. 


1. Allgemeines. 


Für den Bau der Per- 
sonen-, Gepäck- und 
Postwagen, wie der Fahrzeuge der Eisenbahnen 
Deutschlands überhaupt, gibt die Eisenbahn-Bau- 
und Betriebsordnung vom 4. November 1904, gültig 
vom 1. Mai 1905, die grundlegenden Vorschriften. 
In ihr sind die zulässigen Abmessungen der Fahr- 
zeuge sowie die Beschaffenheit wichtiger Einzel- 
teile festgelegt, von denen nur unter Zustimmung 
des Reichseisenbahnamtes abgewichen werden 
darf. Daneben sind für diejenigen Betriebsmittel, die 
auf Bahnen des Vereins deutscher Eisenbahnverwal- 
tungen übergehen, die „Technischen Vereinbarungen 
über den Bau und die Betriebseinrichtungen der 
Haupt- und Nebenbahnen, Berlin 1909“ zu beachten. 
Hierdurch ist besonders der internationale Verkehr 
der Wagen geregelt. 

Außer diesen auf freier Vereinbarung beruhen- 
den, technischen und betrieblichen Bestimmungen 
kommen noch für den internationalen Verkehr die 
„Bestimmungen über die technische Einheit im 
Eisenbahnwesen“ und die „Bestimmungen über die 
zollsichere Einrichtung der Eisenbahnwagen im 
internationalen Verkehr“, beides Bekanntmachungen 
des Reichskanzlers vom 25. Mai 1908, sowie die 
„Lübecker Bedingungen für den ausnahmsweise 
stattfindenden Übergang einzelner Wagen in 
Schnell-, Eil- und Personenzügen von einer Bahn zur 
anderen im internationalen Verkehr“, gültig vom 
1. August 1907 an, 
in Betracht. 

In der Hauptsache 
sind in allen diesen 
Vorschriften und 

Vereinbarungen 
unter Berücksich- 
tigung der Umgren- 
zung des lichten 
Raumes diejenigen 
baulichen Einzelhei- 
ten festgelegt wor- 
den, die die Über- 


Grundlegende Vorschriften. 


gangsfähigkeit der 
Wagen auch auf 
andere Bahnen 


Abb. 1. Zug- und Stoßvorrichtungen. (Vergleiche Kap. X, Abb. 40 u. 41.) 


sichern. Dies sind im allgemeinen die Achsen-, Zug- 
und Stoßvorrichtungen, Federn, Radstand und 
Bremsen. Sie müssen so einheitlich ausgebildet sein, 
daß die Wagen ohne weiteres auf die verschiedenen 
Bahnen übergehen können. 


2. Allgemeine wichtige Einzelteile für Wagen. 


FEN Von den erwähnten wichtigen Einzel- 

* teilen fällt zunächst den Achsen bezüglich 
der Übergangsfähigkeit der Fahrzeuge eine Haupt- 
rolle zu. Sie müssen in bestimmtem Abstande auf der 
Welle feste Räder haben, die zur Führung in dem 
Gleise am Umfange Spurkränze tragen. Ihre wesent- 
lichen Abmessungen sind festgelegt. Auf den äußeren 
Schenkeln der Achsen ruht mit Lagern und Federn 
das Untergestell und auf diesem der Wagenkasten. 


Zur Verbindung mit 
anderen Fahrzeugen 
befinden sich an seinen beiden Enden Zug- und Stoß- 
vorrichtungen. Erstere bestehen aus der Zugstange 
mit Zughaken und der Kupplung, letztere aus den 
Puffern. Beide Einrichtungen sind, um die auftreten- 
den Zug- und Druckstöße aufnehmen zu können, mit 
Federn versehen. Abb. 1 zeigt die allen Fahrzeugen 
gemeinsame Anordnung dieser Teile. 

Die Zugkraft wird bei allen Wagen durch die in 
den Technischen Vereinbarungen vorgeschriebene 
durchgehende Zugstange auf das Untergestell federnd 
übertragen. Die gewöhnliche Anordnung ist aus 
Abb. 1 ersichtlich. 


Für die langen 4- und 
6-achsigen Personen- 
wagen genügen die 
gewöhnlichen Puffer 
nicht, weil sie beim 
Durchfahren von Krüm- 
mungen auf deren in- 
neren Seiten stark zu- 
sammengedrückt wer- 
den und auch ineinander 
greifen können. Es sind 
daher die Puffer bei 
diesen Wagen mit je 
2 Federn versehen, und 
durch Ausgleichhebel 
miteinander verbunden, 
so daß bei einem Stoß 
zunächst die innere 


10 


Zug- und Stoßvorrichtungen. 


146 


schwächere Feder zur Wirkung kommt, sodann erst die äußere. 
Auch sind die Puffer in den Tellern größer gehalten. Durch die 
in Abb. 2 dargestellten Ausgleichhebel wird eine zwanglosere 
Einstellung beider Puffer 
und somit ein saniteres 
Fahren der Fahrzeuge 
in Krümmungen erzielt. 
Aus demselben Grunde 
ist, wie die Abbildung 
zeigt, die Zugstange 
vor ihrem Zughaken mit 
einem Gelenk versehen. 

Um die Zuglänge ein- 
zuschränken, sind bei 
den preußischen Stadt- 
und Vorortbahnen je 
2Wagen kurz gekuppelt. 
Da sie nur in den Werk- 
stätten entkuppelt wer- 
den können, bilden sie 
eine Einheit. 


Abb. 2. Ausgleichhebel. 


Der Druck, den das Rad eines still- 
Roddruck. stehenden Fahrzeuges bei der größten 
Belastung auf die Schiene ausübt, darf nach den er- 
wähnten Bestimmungen nicht mehr als 7000 kg be- 
tragen. Hiernach und nach der Wagenlänge be- 
stimmt sich die Zahl der Achsen eines Eisenbahn- 
wagens. 


Reduan Wichtig für den Bau eines Wagens ist 
` auch die Entfernung der Achsen vonein- 
ander, der Radstand. Derselbe ist abhängig von den 
zu durchfahrenden kleinsten Gleiskrümmungen. 
Die anderen, durch die gegebenen Bestimmungen 
festgelegten Einzelheiten werden erforderlichenfalls 
später berührt werden. 
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Personenwagen. 


Die dem Personenverkehr 
dienenden Wagen können 
nach den verschiedensten Richtungen hin eingeteilt 
und bezeichnet werden. Sie können unterschieden 
werden nach der Zahl und Anordnung der Achsen, 
Bauart des Wagenkastens, Anordnung und Aus- 
bildung einzelner Räume und Teile, kurz nach der 
Bauart allgemein; ferner nach dem Zweck der Ver- 
wendung und den Klassen. Außerdem werden in den 
Personenzügen noch Gepäck- und Postwagen mit- 
geführt, die besonders behandelt werden sollen. 
Nach der Anzahl der Achsen unterscheidet man 2-, 3-, 4- 
und 6-achsige Personenwagen, und nach der Bauart der Wagen- 
kasten solche mit Eingängen nur an der Langseite — Abteil- 


wagen — und solche mit Eingängen an den Stirnseiten — Durch- 
gangwagen. 


Einteilung nach Bauart. 


Ein anschauliches 
Bild über die Ver- 
teilung der vorerwähnten verschiedenen Wagen- 
gattungen der Eisenbahnverwaltungen Deutschlands 
gibt nachstehende Zusammenstellung. Sie ist der 
Statistik der im Betriebe befindlichen Eisenbahnen 
Deutschlands, Band 19, entnommen und zeigt den 
Bestand an Personenwagen am Ende des Rechnungs- 
jahres 1908. Außerdem verkehren auf deutschen 
Bahnen noch Luxuszüge mit eigenen Wagen der 
Internationalen Eisenbahn-Schlafwagen-Gesellschaft. 


Verteilung der Wagengattungen. 


Wie aus den Spalten 3—6 hervorgeht, bevor- 
zugen sämtliche Eisenbahnverwaltungen außer der 
preußisch-hessischen 2-achsige Wagen, und, wie aus 
Spalte 7 und 8 ersichtlich, die bayerische und 


Bestand an Personenwagen 


Bezeichnung 
der Bahn 


Reichseisenbahnen in Elsaß - Loth- 
ringen nebst der gepachteten Wil- 


helm Luxemburg-Bahn ....... 1928 | 1201 371 | 
Militär-Eisenbahn ............ 32 7 25 
Vereinigte Preußische und Hessische 

Staatseisenbahnen ........».. 35210 | 13772 | 17039 
Bayerische Staatseisenbahnen .... | *5796 | 3319 | 2187 
Sächsische Staatseisenbahnen .... | *3682 | 2623 407 | 
Württembergische Staatseisenbahnen | *1934 | 1262 117 
Badische Staatseisenbahnen ..... 1954 | 1528 122 
Mecklenburgische Eisenbahn... .. 430 274 112 | 
Oldenburgische Staatseisenbahn . .. | 310] 168 88 
Pelvälbahnen . 22222202... 2310| 1547| 575 | 


| 53586 | 25701 | 21043 | 6543 | +299 


Von den Personen- 

wagen entfallen nach 

der Bauart Wagen 
mit Eingang nur 


| 
an der an der 


Längsseite | Stirnseite 


Bemerkungen 


352 4 1517 411 
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+ hierunter 1 Wagen mit 
5 Achsen 


württembergische Staatsbahnverwaltung Wagen mit 
Eingängen an den Stirnwänden — Durchgangwagen. 


Die große Verbreitung 
der 2-achsigen Wagen 
gegenüber den 3-achsigen ist dadurch erklärlich, daß sie für 
Bahnen mit schwächerem Verkehr wegen der geringeren Plätze- 
zahl geeigneter sind. Außerdem sind sie nicht so schwer und 
laufen auf Strecken mit starken Neigungen und Krümmungen, 
wie sie die außerpreußischen Bahnen besonders in Süddeutsch- 
land in erhöhtem Maße haben, bei den hierdurch bedingten ge- 
ringeren Fahrgeschwindigkeiten besser und leichter. Dreiachsige 
Wagen sind zwar bezüglich der auf jede Achse entfallenden Per- 
sonenzahl unwirtschaitlicher, sie jaufen aber in geraden ebenen 
Strecken bei größerer Geschwindigkeit ruhiger. Deshalb werden 
auf großen Flachlandstrecken der Hauptbahnen in den gewöhn- 
lichen Personenzügen, die mit größerer Geschwindigkeit ge- 
fahren werden, meistens 3-achsige Wagen verwendet. Für 
Eil- und Schnellzüge kommen fast nur Drehgestellwagen mit 
4 oder 6 Achsen wegen ihres ruhigeren Lauies in Betracht. 


2- und 3-achsige und Drehgestellwagen. 


Die Wagen mit Eingängen nur an den Langseiten 
— Abteilwagen — finden im Gegensatz zu den 
Durchgangwagen in Bayern und Württemberg hauptsächlich in 
den Personen- und Eilzügen der Hauptbahnen der übrigen 
deutschen Eisenbahnverwaltungen Verwendung. Sie sind hier 
bei den Reisenden beliebt, weil das Ein- und Aussteigen durch 
die zahlreichen Türen schneller vor sich geht und die Reisenden 
durch das Aufsuchen der Plätze weniger belästigt werden. Aus 
den gleichen Erwägungen verwendet die preußisch-hessische 
Eisenbahnverwaltung auf den Stadt- und Vorortbahnen grund- 
sätzlich nur Abteilwagen, bei denen die Raumausnützung zum 
mindesten ebenso günstig als bei Durchgangswagen ist. Auch 
ist es möglich, bei der meist sehr beschränkten Bahnsteiglänge 
unter Zuhilfenahme der erwähnten Kurzkuppelung mehr Abteil- 
als Durchgangswagen in den Zug einzustellen. Die neuen 
Wagen der Stadt- und Vorortbahnen sind 3-achsig ausgeführt, 
damit bei großer Überfüllung, wie sie häufig eintritt, die Federn 
nicht bis zum Aufschlagen auf die Achsbuchsen durchgedrückt 
werden. 


Abteilwagen. 


Die Wagen mit Türen an den Stirnwänden 
haben stets einen inneren Gang und an den 
Stirnseiten Übergangseinrichtungen, so daß man von einem 
Wagen zum anderen gelangen und durch den Zug gehen kann. 
Sie heißen deshalb Durchgangwagen. Vor den Eingängen an 
den Stirnwänden sind immer offene Plattformen oder Vorbaue, 
letztere mit seitlichen Eingangstüren, vorhanden. Im Winter 
geht die Abkühlung des Wageninnern beim Öffnen der Türen 
nicht so rasch. vor sich wie bei den Abteilwagen. 

Bei Durchgangwagen können ferner die Schaffner besser 
ausgenutzt werden, weil weniger Türen zu schließen sind und 
sie durch den Zug zur Fahrkartennachprüfung gehen können. 


Durchgangwagen. 


Infolged i i m 
Gewöhnliche Durchgangwagen. rer ee 
bei fast allen Verwaltungen in Nebenbahnzüge mit schwächerem 
Verkehr eingestellt. Sie erhalten dann offene Übergänge, die 
bei den meisten Verwaltungen von den Reisenden während der 
Fahrt nicht benutzt werden dürfen. In Süddeutschland sind die 
Durchgangwagen beliebter als die Abteilwagen, so daß sie auch 
auf Hauptbahnen und, falls sie als Drehgestellwagen ‚gebaut 
sind, in Personenzügen häufig verwandt werden. 


In Durchgangwagen für Schnellzüge sind die 
Übergangseinrichtungen immer für Reisende be- 
stimmt. Sie sind hier meistens durch Faltenbälge umbaut, um 


D-Zugwagen. 
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die Reisenden vor Zugluft, den Unbilden der Witterung und 
Gefahren zu schützen. In Preußen sind ebenso wie in Sachsen 
seinerzeit für Schnellzüge 3-achsige Durchgangwagen mit ge- 
schlossenem Übergang vorübergehend benutzt worden. 


Sämtliche Eisenbahn-Verwaltungen haben seit Jahren da- 
gegen für die lange Strecken durchfahrenden Schnellzüge zur 
Bequemlichkeit der Reisenden besonders lange, ruhig laufende 
Durchgangwagen mit Drehgestellen gebaut — D-Zugwagen. 
Sie erhalten im Innern meistens einen abgeschlossenen Seiten- 
gang und immer den erwähnten geschlossenen Übergang. Die 
Reisenden können also während der Fahrt zu den einzelnen Ab- 
teilen und Nebenräumen und zu bestimmten Wagen, wie Schlaf- 
und Speisewagen, gelangen. Auch sind die Bediensteten in der 
Lage, jederzeit und überall den Anforderungen der Reisenden 
zu entsprechen und die Überwachung des Zuges leichter aus- 
zuüben. Welche Vorteile die D-Züge bei langen Fahrten den 
anderen Zügen gegenüber durch die Bauart der Wagen haben, 
dürfte allgemein bekannt sein, so daß an dieser Stelle hierauf 
nicht weiter eingegangen zu werden braucht. Über die bau- 
lichen Eigenarten der D-Zugwagen wird später Ausführliches 
gesagt werden. 


Nach der Ausstattung 
unterscheidet man be- 
kanntlich bei den Wagen, abgesehen von denjenigen 
für besondere Zwecke, Räume 1., 2., 3. und 4. Klasse. 


Die Abteile 1. Klasse haben Polstersitze, die gegenüber den- 
jenigen der 2. Klasse größere Bequemlichkeit bieten. Auch sind 
die Abteile 1. Klasse im allgemeinen besser ausgestattet und 
durch die Farbe des Polsterbezuges unterschieden. Die Ab- 
teile 3. Klasse entbehren jeder Polsterung der Sitze. Hier sind 
im allgemeinen Lattensitze üblich, während in der 4. Klasse der 
preußisch-hessischen, sächsischen, mecklenburgischen, olden- 
burgischen und der bayerischen Pfalz-Bahn nur einfache Bretter- 
bänke zur Anwendung kommen. Außerdem hat hier die 
4. Klasse noch Stehplätze. 


Im rechtsrheinischen Bayern unterscheidet man der inneren 
Ausstattung der Wagen nach keine 4. Klasse. Dagegen ist die 
badische Staatseisenbahnverwaltung im Begriff, eine 4. Klasse 
mit Sitz- und Stehplätzen einzuführen. Die württembergische 
Verwaltung hat 4. Klasse-Wagen nur mit Sitzplätzen. 

Die Wände der Abteile 1. und 2. Klasse sind meistens im 
unteren Teil mit Plüsch und im oberen Teil mit Stofitapeten 
bespannt, wozu in neuerer Zeit das abwaschbare und weniger 
leicht brennbare Pegamoid oder Granitol verwandt wird. Alle 
sichtbaren Holzteile sind in den Abteilen dieser Klasse poliert. 
In der 3. und 4. Klasse sind die Wände mit Ölfarbe gestrichen. 
Auch unterscheiden sich die Nebenräume nach der Wagen- 
klasse, zu der sie gehören, in ihrer Ausstattung. 

In vielen Fällen enthält ein Wagen Räume verschiedener 
Klassen, wie z. B. 1. und 2., 1., 2. und 3., 2. und 3., 3. und 
4. Klasse. Diese Wagen finden fast ständig in kurzen Zügen 
Verwendung, doch sind sie in erster Linie Verstärkungs- und 
Kurswagen. 


Einteilung nach Klassen. 


Was den Aufbau der 
Wagen auf den Rä- 
dern anbelangt, so unterscheidet man Wagen, bei 
denen der Wagenkasten auf einem eisernen Unter- 
gestell ruht, bei denen also Untergestell und Wagen- 
kasten, jedes für sich, ein besonderes Ganze 
bildet, und solche, bei denen Untergestell und 
Wagenkasten untrennbar zusammenhängen. 

Die erstere Bauart umfaßt fast alle Abteilwagen 
und die 2- und 3-achsigen Durchgangwagen, während 
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letztere ausschließlich bei den D-Zugwagen, die auf 
Drehgestellen ruhen, Anwendung findet. 


Die getrennte Ausführung sieht, wie bemerkt, 
ein eisernes Untergestell mit darauf gelagertem 
Wagenkasten vor. Das Untergestell besteht nach Abb. 3 aus 
einem aus Walzeisen gebildeten Rahmenwerk, in dem als Haupt- 
bestandteile 2 äußere, 2 innere niedrigere Langträger und die 
beiden Träger an ihren Enden verbindenden Kopfstücke zu 
nennen sind. An letzteren befinden sich die Zug- und Stoß- 
vorrichtungen. Die äußeren Langträger haben außer dem 
Zweck, die Achsen unmittelbar oder durch Drehgestelle aufzu- 
nehmen und den Wagenkasten zu tragen, noch die Bedeutung, 
die auf die Stoßvorrichtungen ausgeübten Stöße wirksam auf- 
zufangen. Sie sind durch eine Reihe von Querträgern, deren 
Zahl sich nach der Länge der Wagen richtet, miteinander ver- 
bunden. Außerdem ist das Untergestell gegen Beanspruchungen, 
die in schiefer Richtung auf dasselbe erfolgen, durch schräge 
Verstrebungen zu einem starren Gestell verbunden. 


Untergestelle. 


EY 


An dem Untergestell, und zwar an dessen äußeren Lang- 
trägern, sind bei 2- und 3-achsigen Wagen die zur Aufnahme der 
Achsbuchsen und der Federn erforderlichen Trageinrichtungen, 
wie Achsbuchsausführungen a und Federstützen b, angebracht 
(vergl. Abb. 3). Bei Drehgestellwagen erhalten die besonderen 
eisernen Untergestelle nach jedem Ende zu kräftige Querträger, 
die in ihrer Mitte einen Drehteller und an den Seiten Gleitstücke 
tragen, durch die das Gewicht des Untergestells und des darauf 
liegenden Wagenkastens auf das Drehgestell übertragen wird. 
Die Langträger sind dann meistens wegen ihrer freitragenden 
Länge noch durch ein Sprengwerk in ihrer Tragfähigkeit ver- 
stärkt. 

Da der Wagenkasten stets eine größere Breite besitzt, als 
sie dem Untergestell in Rücksicht auf den vorgeschriebenen 
Abstand der Räder auf der Achse gegeben werden kann, sind 
an den Langträgern gewöhnlich noch Seitenstützen angebracht, 
auf denen der Wagenkasten weiter ruht. 

Die beiden mittleren Langträger dienen außer zur Unter- 
stützung des Wagenkastens in der Hauptsache zur Übertragung 
der Zugkräfte; an ihnen greift der Zugapparat unmittelbar an. 


Die Untergestelle, die als Bestandteile des Wagenkastens 
mit diesem untrennbar zusammengebaut sind, sind im wesent- 
lichen nach denselben Grundsätzen, wie die besonderen Unter- 
gestelle, gestaltet. Sie werden näher bei den D-Zugwagen be- 
handelt werden. 


A Bei den Untergestellen der 2- und 3-achsigen 
Freie Lenkachse. Wagen muß hinsichtlich der Anbringung der 
Radsätze auf ihre Beweglichkeit in Gleiskrümmungen besondere 
Rücksicht genommen werden. Wie vorgeschrieben, müssen die 
Laufflächen der Räder eine konische Form haben, die folgenden 
Zweck hat. Läuft eine Achse in eine Gleiskrümmung ein, so 
wird der Spurkranz des äußeren Rades an den Schienenkopf 
anlaufen; auch wird er je nach der Geschwindigkeit durch die 
auftretende Fliehkraft mehr oder weniger gegen den Schienen- 
kopf gedrängt. Das äußere Rad läuft hierbei infolge der 
konischen Lauffläche auf einem größeren, das innere dagegen 
auf einem kleineren Durchmesser. Durch die verschieden 
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großen Laufkreise wird eine Drehung und radiale Einstellung 
der Achse in der Gleiskrümmung stattfinden. Aus dieser Über- 
legung heraus muß bei jedem Wagen den Achsen soviel Spiel 
in den Führungen am Untergestell gegeben werden, daß ein 
möglichst zwangloses Einstellen der Achsen beim Durchfahren 
von Krümmungen eintritt. Von den vielen Einrichtungen, die 
dieses Einstellen teils zwangläufig besorgen, teils ohne jede 
besondere Einwirkung erlauben, findet bei fast allen Ver- 
waltungen durchweg die sogen. freie Lenkachse (vergl. Abb. 3) 
Anwendung, die in einer besonderen Aufhängung der Trag- 
federn und in dem Spielraum der Achsbuchse in den Achshaltern 
ihr wesentlichstes Merkmal hat. Die besondere Aufhängung der 
Tragfedern bringt nach dem Durchfahren der Krümmung selbst- 
tätig die Achse wieder in ihre gewöhnliche Stellung. Das Spiel, 
das die Achse in ihrer Führung hat, richtet sich nach der 
Krümmung und dem Radstand und ist bei kleinem Radstand 
gering, bei großem erheblich. 

Bei 3-achsigen Wagen muß außerdem noch für ein ge- 
nügendes Spiel der Mittelachse in den Achshaltern in bezug auf 
die Querrichtung des Wagens Sorge getragen werden mit 
Rücksicht auf die Bogenhöhe der Krümmung und den dadurch 
bedingten seitlichen Ausschlag der Achsen. Allerdings kann 
dann die sehr bewegliche Mittelachse ohne weiteres nicht ge- 
bremst werden. Infolgedessen ist bei Wagen mit großem Rad- 
stand die gebremste Mittelachse in einem besonderen verschieb- 
baren Gestell gelagert oder das Bremsgehänge derart pendelnd 
aufgehängt, daß es der Achse folgen kann. 


Sobald die Länge des Wagens, die in- 
sofern von der Personenzahl abhängt, 
als die Wagenbreite durch die ein- 
gangs erwähnten Vorschriften begrenzt ist, ein be- 
stimmtes Maß überschreitet, werden die Achsen in 
Drehgestellen angeordnet. Außerdem ist hierfür das 
Bestreben, einen möglichst ruhigen Gang der Wagen 
zu erzielen, und in seltenen Fällen die Größe des 
Raddruckes maßgebend. Die Drehgestelle haben 
einen kleinen Radstand und nehmen die Achsen in 
Rahmen auf, die in ihren Grundzügen nach den Unter- 
gestellen der Personenwagen gestaltet sind. 

Der Wagenkasten ruht bei den Drehgestellwagen drehbar 
auf einem im Drehgestell beweglich angeordneten wagerechten 
Querbalken. Die Drehbarkeit wird mit einem Stufenteller er- 
zielt, der auch die Hauptlast aufnimmt. Außerdem sind seit- 
liche Gleitstücke angeordnet, die als Hilfstragflächen bei auf- 
tretenden Stößen oder, wenn sich der Wagenkasten in Krüm- 
mungen neigt, mehr in Anspruch genommen werden. Der 
Balken im Drehgestell hat wie der Wagenkasten Drehteller und 
Gleitstücke und liegt mit seinen beiden Enden auf quer zur 
Wagenlängsachse angeordneten Doppelblattfedern auf. Die 
Federn sind wiederum auf den Enden eines weiteren wage- 
rechten unteren Querbalkens angeordnet, der mit seinen 
Enden an inneren Querträgern des Drehgestellrahmens 
pendelnd aufgehängt ist. Diese Aufhängung und Federung 
nennt man die Wiege des Drehgestells. Sie hat durch die 
pendelnde Aufhängung den Zweck, daß das Drehgestell nach 
den beim Lauf auftretenden Stößen und Schwankungen sich 
bewegen und ausschwingen kann, ohne dabei zu sehr die Stöße 
und Schwankungen auf den Wagenkasten zu übertragen. 
Durch eine schräge Anordnung der Pendelgehänge wirkt die 
Wiege ferner in Krümmungen einer durch die Fliehkraft ent- 
stehenden allzu geneigten Stellung des Wagenkastens entgegen 
und bringt ihn beim Übergang in die gerade Strecke in seine 
gewöhnliche Lage zurück. 

Im allgemeinen waren früher und sind zum Teil auch jetzt 
noch Drehgestelle im Gebrauch, deren Bestandteile aus Blech 
und Winkeleisen durch Vernietung zusammengesetzt sind. Mit 


Drehgestelle. 
Allgemeines. 


dem Fortschreiten der Eisenbearbeitung, insbesondere der guten 
Ergebnisse, die bei Verwendung gepreßter Bleche erzielt sind, 
kamen alsdann die aus Preßblech hergestellten Drehgestelle 
mehr in Aufnahme, deren allgemeine Bauart jedoch mit der der 
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Abb. 4. Drehgestell gewöhnlicher Bauart. 


genieteten Drehgestelle im wesentlichen übereinstimmt. Neben 
diesen Drehgestellen sind wiederholt nach amerikanischem Vor- 
bild solche aus Holz und Eisen gebaut worden. 


Bei den Dreligestellen gibt es eine 
große Anzahl von Bauarten, die 
sich aus den Bedüfnissen und Erfahrungen herausgebildet haben. 
(Vergl. Sammlung von Zeichnungen über Drehgestelle von 
Schnellzugwagen. Ergänzungsband zu Glasers Annalen für 
Gewerbe und Bauwesen, Berlin 1904.) 


Einteilung der Drehgestelle. 


Nach der Anordnung der Tragfedern sind zweierlei Dreh- 
gestelle zu unterscheiden: 


1. solche, bei denen die Achsen die Belastung durch Blatt- 
federn erhalten, die unmittelbar auf den Achslagern an- 
geordnet sind — Drehgestelle gewöhnlicher Bauart 
(vergl. Abb. 4). 


2. solche, bei denen die Achsen die Belastung durch einen 
die Achslager verbindenden Träger, sogen. Schwanen- 
hals, erhalten, der seinerseits die Belastung durch Spiral- 
federn aufnimmt — Drehgestelle amerikanischer Bau- 
art (vergl. Abb. 5). 


Abb. 5. Amerikanisches Drehgestell. 


Wie durch Versuche bei der preußisch-hessischen Eisen- 
bahnverwaltung ermittelt, laufen die amerikanischen Drehgestelle 
ruhiger und weicher als die nach gewöhnlicher Bauart. Die 
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Blattfedern unmittelbar über den Achslagern übertragen infolge 
ihrer inneren großen Reibung die Stöße der Achsen mehr als 
die weicheren Spiralfedern. Auch hat diesen Übelstand die Ein- 
schaltung von Spiralfedern oder Gummifederung, der sogen. 
dritten Federung, an den Enden der Blattfedern nicht beseitigt. 
Bei den amerikanischen Drehgestellen kommt außerdem noch 
günstig hinzu, daß die Stoßbewegungen der Achse durch den als 
Hebel wirkenden Schwanenhals verkürzt auf die Federn wirken. 
Die Drehgestelle amerikanischer Bauart kommen daher in 
großem Umfange zur Einführung. 

In Bayern werden neuerdings bei D-Zugwagen 2-achsige 
Drehgestelle gewöhnlicher Bauart mit großem Radstand ver- 
wendet. Die damit ausgerüsteten Wagen laufen namentlich in 
krümmungsreichen Strecken ebenfalls sehr ruhig, 

Sowohl die gewöhnlichen Drehgestelle wie die nach ameri- 
kanischer Bauart können mit 2 oder 3 Achsen versehen werden. 
Für die meisten Wagen werden 2-achsige Drehgestelle ver- 
wendet, während die 3-achsigen ihres noch ruhigeren Ganges 
und der durch die geringere Achsbelastung bedingten weicheren 
Federung wegen in erster Linie bei den schweren Wagen mit 
besonders ruhigem Lauf, wie Salon-, Schlaf- und Speisewagen, 
zum Einbau kommen. Der Unterschied in der Bauart der 
3-achsigen gegen die 2-achsigen Drehgestelle besteht im wesent- 
lichen nur darin, daß die 3-achsigen Drehgestelle 2 Wiegen be- 
sitzen, die in der Anordnung wie bei den 2-achsigen Dreh- 
gestellen beschaffen, jedoch miteinander durch einen Längs- 
träger verbunden sind. Die 2-achsigen Drehgestelle haben 
2 Gleitstücke, die 3-achsigen dagegen 4, von denen je 2 auf 
jedem oberen Wiegebalken angebracht sind. Bei den neuen 
3-achsigen Drehgestellen amerikanischer Bauart sind statt der 
4 seitlichen Gleitstücke nur 2 in jedem Drehgestell vorhanden, 
die auf Verbindungsbalken der Enden der beiden oberen Wiege- 
balken aufliegen. 


Außer den beiden Hauptarten von Dreh- 
gestellen, dem nach gewöhnlicher und 
amerikanischer Bauart, sind auch noch andere Bauarten ver- 
sucht worden, so z. B. das Stoaus-Slott-Drehgestell-und das auf 
englischen Bahnen übliche oh Wiege, die aber Vorteile nicht 
bieten. Ferner ist noch cine Versuchsausführung von 
van der Zypen & Charlier zu erwähnen. 


Sonstige Drehgestelle. 


Bei dem Bau aller 
Drehgestellarten 
hat das Bestreben vorgeherrscht, einen möglichst ruhigen Gang 
der Wagen zu erzielen. Um auch die durch die Dreh- und Auf- 
lagevorrichtungen auf den Wagenkasten übertragenen, unver- 
meidlichen Stöße und Erschütterungen abzuschwächen, wird 
neuerdings vielfach der Fußboden über dem Drehzapien frei- 
tragend ausgeführt, indem der den Drehteller aufnehmende 
Querträger des Wagenkastens mit seinen Enden nur an die 
Längsträger angreift und vom Fußboden unabhängig ausgebildet 
ist. Es hat sich gezeigt, daß durch diese Änderung eine weitere 

Besserung im Laufe der Wagen erzielt worden ist. 

Auch sind zurzeit Versuche im Gange, durch größere Ver- 
steifung der tragenden Seitenwände der D-Zugwagen ein Durch- 
federn in der Mitte derselben zu vermeiden und die zitternden 
Bewegungen des Wagenkastens abzuschwächen. 


Erzielung eines ruhigen Laufs der Wagen. 


Die Wagenkasten ailer Gattungen 
haben ein Gerippe, das sich aus Holz 
zusammensetzt, und zwar bei 
kleineren Wagen durchweg aus Eichen- und Eschen- 
holz, während bei langen Wagen für die Langhölzer 
Pitchpine-Holz zur Verwendung kommt, da Eichen- 
holz in der erforderlichen Länge schwer erhältlich 
ist. Ein Zusammenstücken der Langhölzer ist nur 
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bei Wagen mit besonderem tragendem Untergestell 
angängig. 

Die Kasten der Personenwagen 
sind meistens außen mit Blech, bei 
einigen Verwaltungen auch mit Kiefern- oder Teakholz bekleidet 
und erhalten innen an den Wänden, dem Dach und unter dem 
Fußboden eine Holzverschalung. Die Zwischenräume sind zur 
Abschwächung der Außentemperatur mit Korkplatten oder Holz- 
wolle ausgefüllt, die gegen Feuersgefahr mit einer besonderen 
Flüssigkeit getränkt ist. 


Bekleidung des Gerippes. 


Der Querschnitt des Wagen- 
Querschnitt der Wagenkasten. kastens ist bei den einzelnen 


Eisenbahnverwaltungen im Bau des Daches verschieden. Ent- 
weder hat das Dach zum Teil einen be- 

sonderen Oberlichtaufbau oder eine elliptische Br 
oder flach abgerundete Form (vergl. Abb. 6). 
Der Öberlichtaufbau, der in Norddeutschland 
üblich ist, läßt eine gute Lüftung der Abteile 
zu und beleuchtet die weißgestrichene Decke 
besser, wodurch dem Abteil ein freundliches 
Aussehen gegeben wird. Er erhöht allerdings 
das Gewicht und den Preis der Wagen und 
soll auch in der Unterhaltung teuerer sein. 
Die Dächer ohne Lüftungsaufbau mit stark 
gewölbter Form sollen dem Wagenkasten 
in der Querrichtung eine größere Festigkeit 
geben. 


Die Wagenkasten für 
Verschiedene Breiten Abteit- und Durchgang- 


der Wagenkasten. wagen haben, wie 


schon erwähnt, im Querschnitt verschiedene Breiten, und zwar 
sind Abteilwagen schmäler. Dieser Umstand ist auf die Be- 
stimmung der Eisenbahnbau- und Betriebsordnung zurückzu- 
führen, daß die nach außen aufschlagenden Türen der Personen- 
wagen bei Mittelstellung im geraden Gleis noch innerhalb der 
festgesetzten Umgrenzung des lichten Raumes verbleiben 
müssen. Diese hat von der Mitte des Gleises einen Abstand von 
2000 mm, ist aber unter Zustimmung des Reichseisenbahnamtes 
für Abteilwagen auf 2050 mm erweitert worden. Eine fernere 
Bestimmung der Eisenbahnbau- und Betriebsordnung fordert, 
daß die festen Teile der Fahrzeuge bei Mittelstellung im geraden 
Gleis höchstens 1575 mm von Mitte Gleis entfernt sind. Hier- 
durch ist die Breite der Abteilwagen bei der notwendigen Breite 
der Türen von 600 mm bestimmt (vergl. rechte Seite der Abb. 6). 
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Abb. 6 
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In erster Linie wird der mittlere Teil eines Wagens wegen 
seiner Breite in die Umgrenzung des lichten Raumes ragen, was 
von dem äußeren Radstand bezw. der Drehzapfenentiernung ab- 
hängig ist. Dann aber können die Wagenenden derartig aus der 
Gleismitte ragen, daß die Puffer nicht mehr mit denen des be- 
nachbarten Wagens zusammentreffen, sondern nebeneinander 
greifen. Dies tritt ein bei Wagen, deren Enden zu weit über - 
die Endachsen bezw. den Drehzapien bei Drehgestellwagen 
ragen (Überhang der Wagen). Die Technischen Verein- 
barungen geben hierfür genaue Anweisungen, die sich im 
wesentlichen auf die kleinsten vorkommenden Gleiskrümmungen 
beziehen. 

Außer den besprochenen Bestimmungen sind beim Bau der 
Wagenkasten noch diejenigen über die Höhe der Zug- und Stoß- 
vorrichtung über Schienenoberkante zu be- 
achten, sowie die verschiedenen Vorschriften, 
die von den einzelnen Bahnverwaltungen auf- 
gestellt sind, 

Nach der Erweiterung des Maßes für die 
Umgrenzung des lichten Raumes von 4000 
auf 4100 mm haben die neuen Abteilwagen 
4. Klasse der preußisch - hessischen Staats- 
eisenbahnverwaltung bei der bisherigen 
Kastenbreite Türen von 650 mm statt 600 mm 
Breite erhalten, um das Einbringen von Trag- 
lasten in die Abteile zu erleichtern. 

Ferner erhalten bei dieser Verwaltung alle 
neuen 2- und 3-achsigen Abteilwagen 1., 2. 
und 3. Klasse einen um 50 mm verbreiterten 
Kasten, wodurch die Sitze bequemer werden. 
Die an und für sich zulässige Verbreiterung 
um 100 mm läßt sich nicht ausführen, weil dann bei dem ver- 
breiterten Fußboden die Einsteigetritte zu steil und unbequem 
werden. Würde man aber bei einer Verbreiterung der Sitze 
um 100 mm den Fußboden in der jetzigen Breite belassen, also 
den Wagenkasten unten noch stärker einziehen, als es bereits 
wegen der Einsteigetritte geschehen, so würden die Türen 
dann eine zu geschweifte Form erhalten müssen. 


Um möglichst bequeme  Einsteigetritte bei Durchgang- 
wagen anbringen zu können, sind bei diesen Wagen die Platt- 
formen und Vorbaue schmäler als der Wagenkasten gehalten. 
Dieses Einziehen der Wagenkasten ist auch, wie bereits aus- 
einandergesetzt, bei größerem Überhang des Wagens er- 
forderlich (vergl. Abb. 6). 


Abb. 7 und 8. Anordnung der Seitenzüge in Abteilwagen. 


Um bei Durchgangwagen eine größere Breite zu erreichen, sind 
die Enden der Wagen, also die Vorbaue und Plattformen, an 
denen sich die Eingangstüren befinden, verschmälert (vergl. 
linke Seite der Abb. 6). Die Ausnutzung der größeren Breite 
geht für die Anzahl der Plätze bei den Durchgangwagen stets 
durch den inneren Seiten- oder Mittelgang verloren. 

Für die Breite der Durchgangwagen, namentlich der langen 
D-Zugwagen, kommen noch andere einschränkende Bestim- 
mungen in Betracht. Diese fußen auf der Überlegung, daß ein 
in der Krümmung stehender Wagen mit seinem mittleren Teile 
nach der Innenseite, mit seinen Enden nach der Außenseite der 
Krümmung ragt. Das Maß dieser Überschreitungen ist ab- 
hängig von der Breite und Länge der Fahrzeuge, von dem Rad- 
stand und der Länge des über die Endachsen hinausragenden 
Wagenendes. Bei Wagen mit Drehgestellen tritt an Stelle des 
Radstandes die Entfernung der Drehzapfen. 


Kasten der Abteil- und gewöhn- Die Kasten a 
i Wagen mit be- 
lichen Durchgangwagen. 

sonderem, tra- 


genden Untergestell sind auf diesem mit unter- 
gelegten Filzplatten befestigt und besonders gegen 
Längsverschiebungen gesichert. 


Im Innern erhalten die Wagenkasten 
mehr oder weniger große Räume, 
Abteile, zur Aufnahme der Sitzgelegenheiten oder 
Stehplätze. 

Infolge wiederholt vorgekommener Überfälle von Reisenden 
in Abteilwagen sind neuerdings allgemein zwischen den Abteilen 
Verbindungstüren und offene Durchgänge hergestellt, so daß 
angegriffenen Reisenden aus den Nebenabteilen Hilfe geleistet 


Innere Abteile. 


werden kann. Ferner ist hierdurch ein Ausgleich in der Be- 
setzung möglich, was besonders bei den preußischen Stadt- und 
Vorortbahnwagen von Vorteil ist. Auch gewähren hier bei 
großem Andrang die Seitengänge sowie die breiteren Abteile 
und schmäleren Sitze Raum für Stehplätze. Über die Anordnung 
der Seitengänge in Abteilwagen ist Näheres aus Abb. 7 und 8 
auf Seite 150 ersichtlich. In Norddeutschland findet die Ein- 
richtung wenig Anklang, da immerhin eine Störung der Reisen- 
den beim Durchgehen der Seitengänge eintritt. Trotzdem hat 
die preußisch-hessische Eisenbahnverwaltung die Neuerung in 
der Erwägung beibehalten, daß die Sicherheit der Reisenden 
nicht beeinträchtigt werden darf. In Süddeutschland ist die Ein- 
richtung mit mittlerem Gang im allgemeinen beim Publikum beliebt. 


Was die Wagen anlangt, bei 
denen Wagenkasten und 
Untergestelle aus einem Stück bestehen, so ist diese Bauart fast 


Wagenkasten der D-Zugwagen. 
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worden, bei denen die D-Zugwagenkasten bei weitem weniger 
beschädigt werden als die der Abteilwagen. Bei diesen ist die 
beschriebene Gestaltung der Wände wegen der zahlreichen Ein- 
steigetüren nicht möglich. 

Zu der großen Widerstandsfähigkeit der D-Zugwagen 
tragen außer ihrer Bauart vornehmlich die zu dem Gerippe ver- 
wendeten Hölzer, Eichen- und Pitchpine-Holz, bei. Wenn auch 
die Langträger aus letzterem Holz hier und da nach längerer 
Zeit Mängel zeigen, so sind andere widerstandsfähige über- 
seeische Hölzer teils wegen ihrer großen spezifischen Gewichte 
und ihrer Härte, teils wegen nicht genügender Länge noch nicht 
angewendet worden. 


Dagegen sind mit ganz aus Eisen her- 
gestellten Kastengerippen, die nach den 
Grundsätzen der hölzernen gebaut sind, Versuche im großen 
Umfange angestellt worden. So hat die preußisch-hessische 


Eiserne Kastengerippe. 


Abb. 9. Kastenwände. 


ausschließlich bei D-Zugwagen in Anwendung. Sie ist ent- 


standen aus amerikanischen Vorbildern. 


Bei den Untergestellen dieser Wagen kann man 
ebenso wie bei den besonderen die äußeren und 
inneren Langträger sowie die Kopf- und Querträger unter- 
scheiden. Jedoch sind hier alle Teile, mit Ausnahme der Kopf- 
stücke, aus Eichen-, die äußeren Langträger aus Pitchpine- 
Holz hergestellt. Die hauptsächlich zum Tragen bestimmten 
Hölzer sind noch mit Flacheisen verstärkt. 


Untergestell. 


Außerdem sind bei diesen Wagen die 
Wände des Kastens tragend aus- 
geführt, und zwar diente hierfür früher ein der Länge nach 
unter den Fenstern ver- 
laufendes starkes Blech, wäh- 
rend in neuerer Zeit eine nach 
Art der Brückenträger herge- 
stellte Ausführung des Ge- 
rippes vorgesehen ist. Bei 
dieser werden der Langträger 
des Untergestells als Unter- 
gurtung, das Rahmenholz über 
den Fenstern als Obergurtung 
und die Fenster- und sonstigen 
Kastensäulen als Druckstützen 
benutzt und die Zugbänder 
durch besondere Flacheisen 
gebildet, wie aus Abb. 9 ersichtlich. Die.Zugbänder lassen sich 
nicht immer gerade durchführen, und müssen dann wegen der 
Breite der Fenster an den Ecken derselben geknickt werden. 
Die durch die Knickung entstehende ungünstige Form heben 
die an der Knickstelle angesetzten Streben auf. 


Zur Sicherung der tragenden Wände sind unter den Lang- 
trägern Sprengwerke vorgesehen. Auch wirkt das 2,5 mm 
starke äußere Bekleidungsblech tragend. 

Daß die so gebauten Wände der D-Zugwagen vollauf ihrem 
Zweck genügen und auch ganz außergewöhnlichen Be- 
anspruchungen standhalten, ist bei Eisenbahnunfällen beobachtet 


Tragende Kastenwüände. 


Abb. 10. Längs- und Querschnitt 
des eisernen Kastengerippes eines D-Zugwagens. 


Eisenbahnverwaltung im Jahre 1908 25 D-Zugwagen mit 
eisernem Gerippe versehen lassen. Abb. 10 zeigt den Längs- und 
Querschnitt eines solchen Wagens. Es ist hieraus erkennbar, 
daß Lang- und Querträger, ebenso die Tür- und Hilissäulen aus 
Eisen (Walzeisen) bestehen, und daß Holz nur als Futterstücke 
an den Säulen zum Befestigen der inneren Holzverschalung, zum 
Fußboden, zum Dach und dessen Oberlichtaufbau Verwendung 
gefunden hat. Unterhalb der Fensterbrüstungsleisten ist das 
mit diesen, mit den senkrechten Säulen und mit dem Langträger 
vernietete und somit tragende Bekleidungsblech 3 mm stark, so 
daß es das Sprengwerk entbehrlich macht. Die Ausführung 
ähnelt hierdurch sehr der erwähnten ursprünglichen Versteifung 
der hölzernen Kastengerippe mit Blech. Gegen die Bauart 
wird geltend gemacht, daß 
das 3 mm starke Tragblech 
fast 20 m lang ist und sich bei 
Ausbesserungen der Wände 
sehr schwer abnehmen läßt. 
Mit Rücksicht auf die sehr 
seltenen Fälle, in denen dies 
notwendig ist, kann diesem 
Umstande keine große Be- 
deutung beigemessen werden. 
Im übrigen sind in neuester 
Zeit eiserne Kastengerippe 
ausgeführt, bei denen auch 
auf die leichtere Entfernung 
der Bekleidungsbleche Rücksicht genommen ist. Da die Wagen 
ebenso ruhig als die aus Holz gebauten laufen, dürfte ihrer 
weiteren Einführung in absehbarer Zeit nichts im Wege stehen. 
In Sachsen sind ebenfalls neuerdings einige D-Zugwagen 
mit vollständig eisernen Kastengerippen erbaut, wobei der bis 
an die Fensterbrüstung reichende Teil der Längswände als 
Parallelträger mit Ober- und Untergurten sowie Druckstützen 
und Zugbändern ausgebildet ist. 
Zen Zur Teilung in Abteile er- 
Innere Einteilung der D-Zugwagen. halten die Kasten der 


D-Zugwagen im Innern fest eingebaute, ganz oder nur teilweise 
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hochgeführte Scheidewände, die gleichzeitig dem Wagen eine 
Querversteifung geben. Die Abteile sind derart angeordnet, 
daß sie von den Vorbauen an den Wagenenden durch einen 
Seiten- oder Mittelgang im Innern des Wagens betreten werden 
wW 
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können. Bei Anwendung der Seitengänge sind die Abteile 
meistens noch durch eine Scheidewand mit Schiebetüren ab- 
getrennt, damit die Reisenden durch den Verkehr im Seiten- 
gange weniger gestört werden. 

Die innere Einteilung einiger neuerer D-Zugwagen ist in 
bezug auf die Anordnung der Abteile und Klassen und der 
Nebenräumlichkeiten aus den Abb. 11 und 12 ersichtlich. Aus 
den dargestellten Grundrissen ist zu ersehen, daß die Abteile 
1. Klasse zum Teil an dem Ende, zum Teil in der Mitte des 
Wagens angeordnet sind. Beide Anordnungen haben ihre Vor- 
züge und Nachteile. Der ersteren Anordnung wird der Vorwurf 
gemacht, daß gerade die Abteile der bevorzugtesten Klasse am 
Wagenende den Stößen des Drehgestells am meisten ausgesetzt 
sind. Es dürfte dies der einzige Nachteil sein, der aber bei 
neuen Wagen durch vorher erwähnten freigelegten Fußboden 
und durch die amerikanischen Drehgestelle sehr abgeschwächt 
ist. Dagegen können die Reisenden dieser Abteile leichter und 
bequemer ihre Plätze aufsuchen und verlassen, da sie nicht 
nötig haben, den meist durch andere Reisenden versperrten 
Gang zu durchschreiten. 


Die an jeder Stirnwand der D-Zug- 
wagen angebrachte Übergangsein- 
richtung besteht aus einer herab- 
klappbaren Brücke und einem ausziehbaren Faltenbalg, der den 
Übergang umschließt. Bei gekuppelten Wagen legen sich die 
Brücken mit ihren Enden übereinander, während die Faltenbälge 
mit Rahmen verbunden sind. Es wird so ein gefahrloser Über- 
gang für die Reisenden geschaffen. 

An den Stirnwänden der D-Zugwagen sind außerdem Ein- 
richtungen zur Verbindung von Leitungen benachbarter Wagen 
vorhanden. Besonders schwierig gestaltet sich die Verbindung 
‚der Leitungen für die Bremse, Heizung, elektrische Beleuchtung 
und die Klingeleinrichtung bei einem dem internationalen Ver- 
kehr dienenden Wagen. Alle diese Einrichtungen sind in den 
einzelnen außerdeutschen Ländern verschieden, so daß jeder 
ins Ausland übergehende Wagen nicht allein mit den be- 
sonderen Einrichtungen selbst, sondern auch mit den dazu 
gehörigen Verbindungseinrichtungen ausgestattet sein muß. 

Zuerst sollen die Kupplungen für die verschiedenen 
Bremsen, zu deren Betätigung gepreßte oder verdünnte Luft ver- 
wendet werden kann, erwähnt werden, die beide selbsttätig oder 
nicht selbsttätig wirken können, so daß nach diesen 4 Hauptarten 
für die Bremse schon allein 4 verschiedene Rohrleitungen und 
Kupplungsanschlüsse an den Wagenstirnwänden vorhanden sein 
müssen. Verschiedene Bahnverwaltungen haben auch noch 
Signale, die mit der Bremse in Verbindung stehen und besondere 
Leitungen erfordern. Diese Signalleitungen unterscheiden sich 
auch nach verschiedenen Ausführungen, die alle Sonderheiten 
in bezug auf die Kupplungseinrichtungen verlangen. Als weiterer 
erschwerender Umstand ist noch zu erwähnen, daß die einzelnen 
Bahnverwaltungen verschiedene Lagen der Bremskupplungen 
vorschreiben. 


Übergangs- und besondere 
Verbindungseinrichtungen. 


In ähnlicher, wenn auch einfacherer Weise verhält es sich 
mit den Anschlüssen für die Heizung, elektrische Beleuchtung 
und Klingeleinrichtung. Auch sind an den Stirnwänden dieser 
Wagen noch die für ausländische Bahnverwaltungen ver- 
schiedene Signalstützen, Handgriffe, Tritte und Signale anzu- 
bringen. In Abb. 13 sind die Einrichtungen, wie sie an der 
Stirnwand eines Wagens für den internationalen Verkehr an- 
gebracht sind, kenntlich gemacht. 
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Abb. 13. 
Erläuterung. 
a. Heizanschluß für deutsche Bahnen. 
b. = „ schwedische 
¢. „ die Paris-Lyon-Mittelmeerbahn. 
d. Hardy-Bremskupplung. 
e. Hardy Zwischenkuppeischlauch für die Warschau-Wiener Bahn und 
Bulgarische Staatsbahn. 
f. 5 „ „ Dänemark. 
g. $ Schweden (nur für Fährwagen). 
. Westinghouse- Bremskupplung (seibsttätig). 
e Re PA für die Paris-Lyon-Mittelmeer- 


(nicht selbsttätig). 
I. Elektrische Lichtleitung für Dänemark (nur 
m. Kabel für die Klingelleitung. 

n. Steckkontakt für die Klingelleitung (alte Anordnung). 
(neue Anordnung). 


[bahn 
r Fährwagen). 


. Notbremssignal für Dänemark. 
j Signalstütze für Dänemark, 1 Stück an der schrägen Ecke auf der Seite 
©: y » Schweden. [des flachen Puffers. 
F L » je 1 Stück an den 4 Ecken. 

und Signalscheibe für die Schweiz. 

£ Signallaterne für die Paris-Lyon-Mittelmeerbahn. 
u. Dreiweghahn mit Signalpfeife. 
v. Prudhomme Signal-Kupplung. 


Zu der Ausstattung der 
Wagenkasten gehören in erster 
Linie die Fenster. Sie sind 
entweder fest oder herablaßbar. Bei Abteilwagen kommen 
herablaßbare Fenster nur in den Eingangstüren vor und sind 
durch die begrenzte Breite derselben schmäler als bei den ge- 
wöhnlichen Durchgang- und D-Zugwagen, wo sie mitunter in 
beträchtlichen Breiten ausgeführt werden. Die herablaßbaren 
Fenster laufen überall in einem Falz und setzen bei den meisten 
Ausführungen im geschlossenen Zustande zur besseren Ab- 
dichtung und Ableitung des Regenwassers auf die äußere 


Ausstattung der Wagenkasten. 
Fenster. 


Personen-, Post- und Gepäckwagen. 
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Fensterbrüstungsleiste auf. Zur Vermeidung des Aufschlagens 
bei schnellem Herablassen sind unten kleine Puffer angebracht. 
Im teilweise geöffneten Zustand werden die Fenster durch einen 
Fensterriemen mit Knopfeinrichtung festgehalten. Um einen 
besseren Abschluß an den Seiten der Fenster zu sichern, sind 
bei den neueren Wagen der meisten Verwaltungen mit Ausnahme 
der 4. Klasse-Wagen Druckrahmen zur Anwendung gekommen. 
Früher waren die Fensterrahmen aus Holz hergestellt, wie auch 
jetzt noch bei den meisten Wagen der süddeutschen Ver- 
waltungen und den 3-achsigen Abteilwagen 4. Klasse der 
preußisch-hessischen Verwaltung. Um den Fenstern bei größerer 
Breite eine so große Widerstandsfähigkeit zu geben, daß die 
Glasscheiben beim Öffnen und Schließen nicht springen, müssen 
die Holzrahmen, deren Dicke durch die Wandstärke des Wagen- 
kastens begrenzt ist, größere Breiten erhalten, die den Ausblick 
aus den Fenstern und auch die Helligkeit in den Abteilen in un- 
erwünschter Weise beeinträchtigen. Man ist daher größten- 
teils dazu übergegangen, die Fensterrahmen aus Metall herzu- 
stellen, womit auch die Unterhaltungskosten vermindert sind. 
Auch sind teilweise rahmenlose Fenster mit starken Scheiben 
nach Kuehnscher Bauart im Gebrauch. 


Um die Fenster, besonders die breiten und schweren der 
D-Zugwagen, leichter bewegen zu können, sind sie allgemein im 
Gewicht durch besondere Vorrichtungen ausgeglichen. Eine sehr 
häufige Einrichtung besteht darin, daß die Fenster zu beiden 
Seiten an dünnen Drahtseilen aufgehängt sind, die sich auf 
Rollen aufwickeln. Die Rollen sind oben in den Fenstersäulen 
gelagert und werden durch kräftige Uhrfedern in Spannung ge- 
halten, so daß ein Ausgleich des Fenstergewichts stattfindet. 
Diese Ausgleichvorrichtung ist u. a. bei der preußisch-hessischen 
Eisenbahnverwaltung noch dadurch verbessert, daß statt der 
zylindrischen stufenförmige oder konische Rollen verwandt sind. 
Hierdurch und durch Verwendung einer Aluminiumlegierung für 
die Fensterrahmen ist das Gewicht der Fenster so ausgeglichen, 
daß sie mit Hilfe der Druckrahmen in jeder Höhe sicher stehen 
bleiben und die bisherige Festhaltung durch Riemen fortfallen 
kann. Da früher Brüche bei den großen Scheiben beobachtet 
wurden, sind ferner die Scheiben und Rahmen verstärkt worden. 
Mit dieser neuesten Vorrichtung ist versuchsweise eine Reihe 
von D-Zugwagen ausgerüstet. 

Bei den Wagen einiger Verwaltungen ist die Ausgleichs- 
vorrichtung durch eine federnde Scheere nach Bauart Rathgeber 
unterhalb der Fenster bewirkt. 


Um bei Gefahr 
ein schnelles Ent- 
kommen aus den Wagen zu ermöglichen, sind die älteren 
preußischen D-Zugwagen, die noch 2 schmale, nebeneinander 
liegende Fenster besaßen, nachträglich mit den breiten Fenstern 
der neueren D-Zugwagen versehen worden. Gleichzeitig wurden 
bei diesen, wie bei allen neuen Wagen, die Heizung an der 
Außenwand des Seitenganges höher gelegt und die hölzernen 
Fenstervorhangsstangen durch eiserne ersetzt, um dem Reisen- 
den beim Herausschwingen aus dem Wagen einen Auftritt und 
sicheren Handgriff zu geben. Endlich werden zu demselben 
Zweck außen an der Längswand der Wagen unterhalb der 
Fenster lange Notgriffe angebracht und bewegliche Leitern mit- 
geführt. Gegen Feuersgefahr ist vielfach in jedem D-Zug-, 
Schlaf- und Postwagen ein Feuerlöscher aufgestellt. Ein- 
richtungen ähnlicher Art sind auch an den D-Zugwagen der 
übrigen deutschen Eisenbahnverwaltungen getroffen worden. 
Aus demselben Anlaß wurden von der sächsischen Staats- 
eisenbahnverwaltung einige D-Zugwagen mit 2 weiteren Zu- 
gangstüren in der Mitte der Längswände gebaut. Diese Wagen 
fielen aber unverhältnismäßig schwer aus, weil die tragende 
längswand durch die Unterbrechung an den Türöffnungen starke 
eiserne Verbindungen erhalten und das Untergestell sehr ver- 
stärkt ausgeführt werden mußte, um die Last gleichmäßig auf 


Einrichtungen zum Entkommen bei Gefahr. 


die Achsen zu verteilen. Es sind daher nach dem Bau von 
Probewagen weitere Wagen nicht ausgeführt worden. 


Die Sitze 1. und 2. Klasse werden vielfach so aus- 
geführt, daß sie durch Ausziehen der Polster ver- 
breitert und zum Schlafen bequemer gemacht werden können. 
Besondere Schlaflager kann man häufig in D-Zugwagen durch 
Hochstellen und Umwenden oder durch einfaches Hochstellen 
der Rückenlehnen erhalten. Letztere Ausführung ist neuer- 
dings bei den preußischen D-Zugwagen aufgegeben, da durch 
die nur aufklappbaren Rückenlehnen die Tageshitze unbequem 
werden. In der 1. Klasse der 4-achsigen Abteilwagen sind 
die Polstersitze und die Rückenlehnen ebenfalls auszuziehen 
und umzuklappen. Bei den neueren 2- und 3-achsigen Abteil- 
wagen werden die Rückenlehnen wegen nicht genügender 
Ausnutzung nicht mehr umklappbar ausgeführt. Sitze und 
Rückenlehnen haben meistens eine Polsterung mit wellenförmig 
gebogenen Drähten anstatt der sonst üblichen Gurte und mit 
gehärteten nach unten verjüngten Stahldrahtfedern an Stelle 
der aus hartgezogenem Draht hergestellten in der Mitte ein- 
gezogenen Federn. Diese Polsterung hat sich als die zweck- 
mäßigste erwiesen, da sie wenig Ausbesserungen erfordert 
und sich leicht und gründlich reinigen läßt. Über den Federn 
befindet sich das eigentliche Polster aus den üblichen Stoffen, 
Waldwolle und Roßhaare oder nur Roßhaare. Die Latten- 
sitze der 3. Klasse sind dadurch bequem gemacht, daß sie sich 
in der Form dem Körper anpassen. 


Sitze. 


Eine ganz besondere Sorgfalt ist bei den Personen- 
wagen aller deutschen Staatsbahnverwaltungen auf die 
Gestaltung und Ausstattung der Aborte gelegt worden. Die 
Leibstühle aus Steingut mit abklappbarem Sitz und Deckel haben 
bei den meisten neueren Wagen einen unteren Verschluß, der 
bei Benutzung die Zugluft abschließt. In den preußischen Wagen 
ist Sitz und Deckel des Leibstuhls derart mit der Eingangstür in 
Abhängigkeit gebracht, daß sich beide beim Verlassen des Abortes 
selbsttätig niederlegen. In sämtlichen D-Zugwagen sowie in 
den 4-achsigen Abteilwagen 1. und 2. Klasse besitzen die Leib- 
stühle Wasserspülung und die Aborte Wascheinrichtung, in den 
D-Zügen mit bereitgehaltener Seife und Handtuch. Die Fuß- 
böden der Aborte sind wasserdicht hergestellt und mit Fliesen 
oder anderen geeigneten Platten belegt. Die Wände sind im 
unteren Teil mit weiß emaillierten eisernen Kacheln und im 
oberen Teil mit weiß gestrichenem Linoleum bekleidet. Mit 
Erfolg sind auch die Abortwände ganz fugenlos oder eichen- 
holzartig gestrichen, mit verlötetem Zinkblech ausgekleidet 
worden. Die bei neueren Abteilwagen im Abort vorhandene 
Außentür dient zur besseren Reinigung des Abortes und zur 
Ergänzung des Wassers in den Kannen auf Unterwegsstationen. 


Aborte. 


3. Personenwagen für besondere Zwecke. 


Eine Abart der D-Zugwagen bilden die Schlaf-, 
Speise- und Salonwagen. Sie haben dieselben Über- 
gangseinrichtungen wie diese und können ohne 
weiteres in D-Züge eingestellt werden. 


Die Schlafwagen besitzen meistens Halbabteile, 
von denen je 2 durch Türen miteinander ver- 
bunden werden können. In den mittleren Abteilen sind 
Doppeltüren zur Anwendung gekommen, so daß beide Abteile 
zusammen bei aufgeschlagenen Türen einen größeren Raum 
bieten, als dasjenige, das für die Nachtruhe bestimmt ist. Die 
Sitze sind so eingerichtet, daß sie als Tagessitze ein härteres 
Polster haben. Sie sind daher umwendbar und oben härter 
und unten weicher gepolstert. Die Rückenlehnen bilden in 
wagerechter Lage das zweite obere Bett. Der Bezugsstofi der 
Polster wird zum Teil mit Druckknöpfen festgehalten und kann 
ohne Mühe zum Reinigen der Polster abgeknöpft werden. In 


Schlafwagen. 


kl 


Abb. 15. 


jedem Abteil befindet sich ein Schränkchen mit Wasch- 
einrichtung und Nachtgeschirr. 

Der in Abb. 14 dargestellte Grundriß zeigt einen neuen 
Schlafwagen der preußisch-hessischen Eisenbahnverwaltung, bei 
dem die Zwischenwände in der Absicht schräg angeordnet sind, 
um vor dem Waschschrank einen größeren Raum für das An- 
und Auskleiden zu schaffen und die Wascheinrichtung bequemer 
zu gestalten. Der Wagen ist zur weiteren geräumigeren Ge- 


staltung gegen früher um 1 m verlängert, trotzdem er dadurch 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 
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Der Hoizug besteht aus 9 Wagen: 1 und 9 = Gepäckwagen 
(a Zugführer, b Werkstatt, c Eisenbahnbeamte, d Gepäckraum); 
2 = Küchenwagen (a Personal, b Küche, c Anrichteraum); 
= Speisewagen (a Anrichteraun, b Speiseraum); 4 und 5 = 
Herrengefolgewagen (a Oberhofmarschall, b Gefolge, c Diener- 
schaft); 6 = Salonwagen S. M. d. Kaisers (a Salon, b Schlaf- 
raum, c Toilette, d Flügeladjutant, e Leibdiener); 7 = Salon- 
wagen I. M. d. Kaiserin (a Salon, b Schlafraum, c Kammerirau, 
d Dienerschaft); 8 = Damengefolgewagen (a Oberhofmeisterin, 
b Gefolge, c Dienerschaft). 
Weitere Abbildungen von der Innenausstattung einzelner 


Wagen finden sich auch im zweiten, industriellen Teil des 
Werkes. (Vergl. das Sach- und Stichwortverzeichnis.) 


In Abb. 18 ist ein Salonwagen für 
die Beförderung von Kranken dar- 
gestellt. Die Einbringung des Kranken erfolgt hier 
durch die Doppeltüren der Längswand. Im Salon 
ist ein auf Federn ruhendes Bett untergebracht. Die 


Krankenwagen. 


Abb. 17a. 


nicht den technischen Vereinbarungen entspricht. Infolge- 
dessen ist er nach allen benachbarten Ländern nicht übergangs- 
fähig, kann aber in Deutschland überall verkehren. 


Abb. 15 zeigt, wie ein Speisewagen im allge- 
meinen im Grundriß gestaltet ist. Diese Wagen 
sind ebenfalls in den Hauptteilen wie D-Zugwagen gebaut und 
haben Speise- und Küchenräume und eine naturfarben belassene 
äußere Holzbekleidung oder eine solche aus Blech mit gewöhn- 
licher Lackierung. 


Speisewagen. 


Nach der Bauart der D-Zugwagen 
werden auch die Salonwagen für die 
verschiedenen Zwecke in ihren Hauptteilen aus- 
geführt. Die innere Einteilung richtet sich nach der 
Bestimmung der der Wagen hauptsächlich dienen 
soll. 


Salonwagen. 


Die gewöhnlichen Salonwagen haben 
außer einem oder mehreren 
größeren Räumen, den Salons, noch Schlaf-, Küchen- und 
Aufenhaltsräume für die Bedienung, wie aus Abb. 16 hervorgeht. 
Sie sind im Innern sehr verschieden gestaltet und ausgestattet. 
Häufig sind die Sessel und Sofas in den Salons so ausgebildet, 
daß sie in Schlaflager umgewandelt werden können. 


Gewöhnliche Salonwagen. 


Für die Reisen von Fürstlichkeiten werden häufig 
mehrere besonders eingerichtete Salonwagen zu- 
sammengestellt. So zeigt Abb. 17a den Hofzug des deutschen 
Kaisers, wie er bei großen Reisen benutzt wird. Aus den 
Grundrissen der einzelnen Wagen (Abb. 17 b) ist weiteres über 
die Einteilung und Bestimmung der Räume zu ersehen, und wie 
zweckmäßig dieselben angeordnet sind. 


Hofwagen. 


Kaiserlicher Hofzug. 


übrigen Räume sind in der Erklärung zu Abb. 18 
näher bezeichnet. Der Salon ist in die Mitte des 
Wagens verlegt. 


Um auch weniger bemittelten Personen in Krankheitsfällen 
Reisen zu erleichtern, sind einige 4-achsige Abteilwagen 
3. Klasse so eingerichtet, daß die Zwischenwände zweier be- 
nachbarter Abteile mit den Bänken ohne Schwierigkeit entfernt 
werden könne. Auch erhält der Wagen an dem betreffenden 
Abteil eine Doppeltür, die für den gewöhnlichen Gebrauch des 
Wagens einen fest zu verschließenden Flügel hat. Durch die 
Doppeltür kann das Krankenbett sowie andere größere Gegen- 
stände bequem in den inneren Raum geschafft werden. Die Be- 
förderung von Kranken ist außerdem noch in allen Abteilwagen 
durch besondere Krankenbetten möglich gemacht. 


Abb. 18. Krankenwagen. 


a. Salon als Krankenraum. d. Arztabteil. g. Abteil. 
b. Krankenbahre. e. Küche. h. Seitengang. 
c. Toilette. f. Abort. i. Ofen 
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Abb. 17b. Der Kaiserliche Hofzug. (Grundrisse der Wagentypen.) 


Gepäckwagen wird je einer am Anfang und am Schluß des Zuges eingestellt, zwei Wagen für das Herrengefolge vor dem Salonwagen des Kaisers. 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


Sonstige Wagen. 


Von den Personenwagen, die be- 
sonderen Zwecken dienen, sollen 
die Arzt- und Hilfsgerätschaftswagen, die im ganzen 
Reiche verteilt sind und bei Unfällen in Gebrauch 


genommen werden, erwähnt werden. 


Abb. 19 gibt Einblick 
badischen Staatseisenbahnverwal- 
tung. In den Ärztewagen sind 
besondere Räume für die Be- 
handlung und Unterbringung der 
Verunglückten vorgesehen. 


Zu erwähnen sind ferner 
noch die besonderen Wa- 
gen für die Beförderung von 
Gefangenen und Leichen. 


4. Stand und Ent- 
wicklung desPersonen- 


wagenbaues. 
Welchen Aufschwung der 
Personenwagenbau in der 


Ausführung der Wagen ge- 
nommen hat, dürfte durch 


in einen neuen Ärztewagen der 


Abb. 19. 


im Jahre 1903 27361 870 M. 
1905 39687881 M. „ A 


” n 


im Jahre 1907 68 886349 M. 
1908 75055944 M. 


sie stiegen in der kurzen Zeit von 5 Jahren um etwa 
das dreifache. 


Mit der Entwicklung des Personenwagenbaues, 
besonders mit der für die gesteigerte Geschwindig- 


Arztwagen. 


keit der Züge notwendigen 
festeren Bauart der Wagen 
und mit der besseren Gestal- 
tung und Ausstattung der 
Innenräume aller Wagen- 
klassen hat sich auci) das 
Eigengewicht der Wagen 
mehr und mehr gesteigert. 

Dies ist in erhöhtem Maße 
eingetreten für die großen in 
Schnellzügen laufenden Abteil- 
und D-Zugwagen mit Drehge- 
stellen. Eine Verringerung des 
Eigengewichts dieser Wagen ist 
wegen der Sicherheit der Reisen- 
den und wegen der gesteigerten 
Anforderungen für die Bequem- 
lichkeit ausgeschlossen und auch 


den Vergleich der älteren 

und neueren Wagen von jedermann leicht festzu- 
Die Zunahme des Wagenparks in den 
letzten Jahren ist aus dem Anwachsen der Kosten 
für die neubeschafften Personenwagen Deutschlands 
einschließlich der vollspurigen Privatbahnen ersicht- 
lich. Die Beschaffungskosten betrugen 


stellen sein. 


nicht erwünscht, 


sind als die leichten. 


Württem- 


weil 


bei Un- 
fällen diese schweren Wagen bei weitem widerstandsfähiger 


Nachstehende Zusammenstellung zeigt, wie sehr 
das Eigengewicht, auf den einzelnen Sitzplatz be- 
rechnet, bei den verschiedenen Wagengattungen der 
Staatsbahnverwaltungen Deutschlands schwankt. 


Gattung Preußen Bayern Sachsen berg Baden 
2 achsiger BISERSEWICHE s sos = au Se a 18590 14 000 14 700 
Durchgangwagen FVEBOHOREREN. un un a as 78 70 70 
3b /4, Kl. Totes Gewicht 239 200 210 
3 achsiger EEE. 22.00 T kg 19 070 21 000 21 800 
Abteilwagen SR a9 a ler 50 60 60 
3. Kl. Totes Gewicht auf 1 Platz bezw. kg 381 350 363 
3 achsiger Etage < oes men 23 100 
Abteilwagen SR SE Er 32 
1. /2. Ki. Totes Gewicht 721 
4 achsiger Eigengewicht - 3 .=:: 2 u... kg 37 560 25 900 30 875 _ 31 000 
Abteilwagen PEISCRERZEBE 2. na ai i 39 36 52 38 
1. /2. Kl Totes Gewicht auf 1 Platz bezw. kg 963 719 594 = 815 
4 achsiger EIREREEWICHE 0 200.0 an 38 850 
D-Zugwagen Personenzahl nor 2...» 64 
3. Kl. Totes Gewicht 607 
4 achsiger 0 A EEE FREE: 40 070 
D-Zugwagen Pessonenzahl . u. ..:. 0.008 * 38 
1. /2. Ki. Totes Gewicht 1054 
6achsiger Eigengewicht . s so ossos 0% kg 47 780 51 000 
D-Zugwagen Pos NE EST 38 38 
Lja K. Totes Gewicht auf 1 Platz bezw. kg 1 257 1341 
Eee E EIET kg 51 730 — — — — 
Schlafwagen en a PE T OT 20 = — — = 
Totes Gewicht auf 1 Platz bezw. kg 2586 = _ _ = 


5. Gepäck- und Postwagen. 


Zu den Personenwagen 
sind auch die Gepäck- 
und Postwagen zu rechnen, weil sie als notwendiger 
Bestandteil in den Personenzügen befördert werden. 

Die Gepäckwagen unterscheidet man nach der 
Anzahl der Achsen in 2-, 3- und 4-achsige und nach 
ihrem Verwendungszweck in Güter- und Personen- 
zuggepäckwagen. Daneben gibt es noch vereinigte 
Post- und Gepäckwagen. 

Nach der eingangs schon erwähnten Statistik be- 
trug am Ende des Rechnungsiahres 1908 der Bestand 
an Gepäck- und Postwagen: 


Einteilung und Bestand. 


Bezeichnung 
der 
Bahn 


Postwagen 


Reichseisenbahnen in Elsaß- 

Lothringen nebst der ge- 

pachteten Wilhelm Luxem- 

burg-Bahn ........- 710 92 
Militär-Eisenbahn ...... 20 
Vereinigte Preußische und 

Hessische Staatseisen- 

n EEE RER 10 262 1648 
Bayerische Staatseisen- 

EN 1318 308 
Sächsische Staatseisen- 

ER ae nn 587 200 
Württembergische Staats- 

eisenbahnen ........ 398 141 
Badische Staatseisenbahnen 310 43 
MecklenburgischeEisenbahn | 113 24 


Oldenburgische Staatseisen - 
bahn 


Aus dieser Bestandnachweisung ist er- 
sichtlich, daß die 2-achsigen Gepäck- 
wagen bei weitem überwiegen, und zwar ist die Mehrzahl 
Güterzuggepäckwagen, die für den eigentlichen Gepäckverkehr 
fast gar nicht in Frage kommen. Dieselben dienen außer zur 
Beförderung einiger Zugbegleitmannschaften hauptsächlich 
dazu, bei längerem Aufenthalt auf den Stationen allen Zug- 
begleitern Unterkunft zu geben. Sie sind mit einem Dienst- 
raum für den Zugführer und Packmeister versehen und haben 
in dem Gepäckraum einen Tisch mit Bänken und einen Ofen 
mit Kocheinrichtung, so daß die Zugbegleiter in der Lage sind, 
mitgebrachte Speisen zu wärmen. Der Dienstraum der 
preußisch-hessischen Wagen ist mit seinem Fußboden wegen 
einer zweckmäßigen Unterbringung der Heizung etwas höher 
gelegt und hat außer dem Sitz für den Packmeister einen 
solchen für den Zugführer. Der letztere Sitz ist, wie auch bei 
den meisten übrigen Gepäckwagen, hoch angeordnet, um dem 
Zugführer die Möglichkeit zu geben, durch die Fenster des 
erhöhten Daches die Signale während der Fahrt beobachten zu 
können. 


Güterzuggepäckwagen. 


Personen-, Post- und Gepäckwagen. 


Die 2- und 3-achsigen Gepäck- 
wagen sind in ihren Hauptteilen 
wie die Personenwagen gebaut, 
während die 4-achsigen Gepäckwagen nach Art der D-Zug- 
wagen gestaltet und mit Drehgestellen und in letzter Zeit fast 
immer mit Übergangseinrichtungen versehen sind. 


Bauart und Einrichtung der 
sonstigen Gepückwagen. 


Die Diensträume der Gepäckwagen 
haben ebenso wie die Personen- 
wagen doppelte Fußböden und Wände mit zwischengelegter 
Holzwolle. Der Dienstraum befindet sich fast immer an dem 
einen Ende des Wagens, bei den 4-achsigen Gepäckwagen der 
preußisch-hessichen Eisenbahnverwaltung und den längeren 
Gepäckwagen der sächsischen jedoch in der Mitte des Wagens. 
Für letztere Anordnung ist der Umstand maßgebend gewesen, 
daß dadurch eine bessere Lastverteilung auf die Achsen erzielt 
werden kann. Zugleich soll hierdurch dem Zugführer und Pack- 
meister ein größerer Schutz bei Unfällen gegeben werden, da 
die Packwagen meist an den gefährdetsten Stellen des Zuges 
laufen. Daß durch diese Bauart Unbequemlichkeiten auftreten, 
muß zugegeben werden. Einmal ist die Raumausnützung nicht 
so günstig, wie bei der Lage des Dienstraumes am Wagenende. 
Auch ist das Gepäck besonders für den Fall, daß ein Pack- 


Dienst- und Gepäckräume. 


Abb. 20. 4-achsiger Gepäckwagen. 


a) Gepäckraum mit Zollverschluß. 
b) Dienstraum. 


c) Gepäckraum. 
d) Hundeabteil. 


meister im Zuge nicht vorhanden ist, im Wagen schwierig zu 
ordnen und ein- und auszuladen. Zur Behebung letzteren Übel- 
standes ist daher bei der Anordnung des Dienstraumes in der 
Mitte der 4-achsigen’ Wagen der preußisch-hessischen Eisen- 
bahnverwaltung (vergl. Abb. 20) auf eine genügende Breite der 
Verbindungstüren Rücksicht genommen worden, so daß auch 
größere Gepäckstücke von einem Packraum zum andern durch 
den Dienstraum befördert werden können. Die württem- 
bergische Staatseisenbahnverwaltung hat eine Verbindung der 
beiden Packräume dadurch zu erreichen gesucht, daß sie den 
Dienstraum nicht in der ganzen Wagenbreite durchgehen läßt, 
sondern in 2 Teilen, für Zugführer und Packmeister, auf eine 
Seite des Wagens verlegt. Bei der preußischen Anordnung ist 
der Übelstand in der Gepäckbeförderung dadurch beseitigt, 
daß ein Gepäckraum in der Hauptsache das Gepäck für die 
Endstationen, der andere das für die Zwischenstationen auf- 
zunehmen hat. Die in Abb. 20 in dem Gepäckraum angedeuteten 
Verschläge, deren Wände auch zusammenlegbar sein können, 
bilden eine Abart der Ausführung, um zollpflichtige Gepäck- 
stücke, die über verschiedene Zollgrenzen geführt werden, 
unter Zollverschluß nehmen zu können. 


Sämtliche neueren Gepäck- 

wagen, auch die für Güter- 
züge, sind im Packraum mit einem Kleiderschrank und Abort 
ausgerüstet. Sie führen außerdem zur Hilfeleistung bei Un- 
fällen einen Werkzeugkasten, enthaltend Beil, Axt, Sägen, 
Meißel und Hammer, ferner weiß leuchtende Fackeln und zur 
Sicherung der Züge bei außergewöhnlichen Zufällen einen 
Signalmittelkasten, enthaltend Signallaternen und -fahnen, rot- 
leuchtende Fackeln und Knallpatronen mit. Die Personenzug- 
gepäckwagen haben ferner noch eine lange Leiter. Auch sind 
in ihnen Einrichtungen getroffen, um einige Reserveteile und 
Zuggeräte bequem unterbringen zu können. Zur Beförderung von 
Hunden sind besondere Räume vorgesehen, die bei den neueren 


Ausrüstung im Gepäckwagen. 
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preußischen Wagen als hohe Ställe mit 
großenEingangstüren ausgebildet sind. 


Ebenso _ wie 
die sächsische 
Staatseisenbahnverwaltung hat auch 
die preußische 4-achsige Gepäckwagen 
mit eisernem Kastengerippe unter Ver- 
meidung hölzerner Langträger bauen 
lassen (vergl. Abb. 21). Diese Wagen 
haben sich gut bewährt, so daß ihre 
weitere Beschaffung in Aussicht ge- 
nommen ist, zumal da ihr Eigengewicht 
sich etwa 1600 kg leichter stellt, als 
das der hölzernen. 
Die Drehgestelle der 
Drehgestelle. Gepäckwagen sind nach 
Art der bei Personenwagen üblichen, 
gewöhnlichen Bauart gebaut. Sie 
unterscheiden sich von denselben nur 
dadurch, daß die dritte Federung fort- 
fällt, weil der sehr hohen, veränder- 
lichen Belastung Rechnung getragen 
werden muß. 


Eiserne Kastengerippe. 


Abb. 21. 
Abb. 22 zeigt einen 
2-achsigen vereinigten 
Post- und Gepäckwagen, wie er auf Nebenbahnen der 
preußisch-hessischen Verwaltung zur Verwendung kommt. Der 
Wagen ist durch Zwischenwände in einen Dienst-, Gepäck- 
und Postraum geteilt. Der Dienst- und Gepäckraum ist durch 
eine Tür verbunden, während der Postraum für sich ab- 


Vereinigte Post- und Gepäckwagen. 


geschieden liegt und durch besondere Türen von außen zu- 
gänglich ist. 


Abb. 22. Vereinigter Post- und Gepäckwagen. 


Der Bestand an Postwagen, die mit 
Ausnahme von Bayern und Württem- 
berg Eigentum der Reichspostverwaltung sind, be- 
trägt nach der gegebenen Zusammenstellung 2517 
Stück. 


Postwagen. 


Man unterscheidet bei diesen Wagen ebenfalls nach 
der Zahl der Achsen 2-, 3- und 4-achsige und nach 
ihrem Verwendungszweck Postbeiwagen (2-achsig), Briefpost- 
wagen und Brief- und Paketpostwagen, ferner nach ihrer Bau- 
art solche, die, wie die Abteilwagen, mit besonderem Kasten 
und Untergestell, und solche, die nach Art der D-Zugwagen mit 
tragendem Wagenkasten, Drehgestellen, Übergangseinrichtung 
und Seitengang gebaut sind. 


Einteilung. 


In Abb. 23 ist ein neuer 4-achsiger Post- 
wagen von ungefähr 17 m Kastenlänge dar- 
gestellt, dessen innere Einrichtung mit den älteren 4-achsigen 
Postwagen von 13 m Länge annähernd übereinstimmt. Er 
unterscheidet sich von den kürzeren Wagen dadurch, daß zum 
Schutze der Postbeamten an beiden Enden des Wagens sogen. 
Pufferräume angeordnet sind, die bei Unfällen als Schutzabteile 
dienen, da die Postwagen wie die Gepäckwagen teils an ge- 
fährdeten Stellen im Zuge laufen. Die Pufferräume sind inso- 


Abteilpostwagen. 


Eisernes Kastengerippe. 
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fern nutzbar gemacht, als in ihnen 
Kleiderschränke, Wascheinrichtungen 
und Aborte und zum Teil auch die 
Akkumulatorenbatterien für die elek- 
trische Beleuchtung des Wagens 
untergebracht sind. 


Für die Fälle, wo 
aus betrieblichen 
Rücksichten bei D-Zügen der Post- 
wagen nicht unmittelbar hinter der 
Lokomotive, sondern zwischen dem 
Gepäckwagen und den Personenwagen 
läuft, werden zur Verbindung des Ge- 
päckwagens mit dem Personenwagen 
die nach Art der D-Zugwagen mit 
innerem Seitengang versehenen Post- 
wagen eingestellt. Die Abb. 24 zeigt, 
daß der Seitengang schmal gehalten 
ist, was angängig, da er nicht für die 
Reisenden bestimmt ist. Die Türen 
der äußeren Längswand des Ganges 
sind so eingerichtet, daß sie im ge- 
öffneten Zustande den Gang ab- 
schließen, um das Ein- und Ausladen der Postsachen ungestört 
ausführen zu können. Der eigentliche Postraum ist durch den 
Seitengang wohl etwas verschmälert worden, jedoch scheint er 
den Anforderungen zu genügen. 


D-Zugpostwagen. 


Die innere Ein- 
richtung aller 
Postwagen besteht im wesentlichen aus den zum Ordnen der 
Briefe erforderlichen Schränken mit Fächern, einem Tisch zum 
Aussacken der Briefe, einer Beutelspannvorrichtung und aus 
Behältern zur Unterbringung der Zeitungen. Diese Behälter 
sind als Kästen unterhalb des Fußbodens angebracht und durch 
Klappen in demselben zugänglich. Einige Fächer sind für die 
Unterbringung von Wertbriefen bestimmt und durch eiserne 
Rolljalousien verschließbar. 


Sämtliche Postwagen besitzen einen höheren Oberlichtbau 
als die Personenwagen, um ihnen mehr Licht zuzuführen, da die 
Fenster in den Seitenwänden ihrer Zahl und Größe nach durch 
die Brieffächer beschränkt sind. Auch haben die Dächer zum 
Teil zur Erzielung der erforderlichen Querversteifungen des 
Wagenkastens eiserne Spriegel erhalten, da Zwischenwände im 
Postraum nicht vorhanden sind. Die Wagenlängsseiten haben 
für den Postraum je 2 Flügeltüren erhalten, um das Ein- und 
Ausladen der Postsachen zu erleichtern und zu beschleunigen. 


Einrichtung und Ausstattung der Postwagen. 


Die Brief- und Paketpostwagen erhalten an Stelle der 
Brieffächer auf einer Seite Packbretter. 


Alle neueren Postwagen sind mit Aborten und Wasch- 
einrichtungen versehen, deren Verlegung aus dem Postraum 
nach den Pufferräumen der neuen 4-achsigen Postwagen an- 
genehm empfunden wird. 


Abb. 24. D-Zugpostwagen. 


In ihren sonstigen Teilen wie Untergestellen, Drehgestellen, 
Wagenkasten, Türen und Fenstern gleichen die Postwagen den 
Personenwagen. 


6. Heizung der Personen-, Gepäck- und 
Postwagen. 


Die Heizung der Züge ist in Deutschland zu 
einem hohen Grade der Vollkommenheit ausgebildet. 
In der ersten Zeit der Entwicklung der Eisenbahnen 
beschränkte man sich darauf, mit heißem Wasser 
oder Sand gefüllte Wärmeflaschen in die Abteile zu 
stellen, an denen sich die Reisenden die Füße wärmen 
konnten, eine Einrichtung, die noch jetzt in Ländern 
mit mildem Klima benutzt wird. 


1 Einen Fortschritt stellte die Einführung der Ofen- 
Ofenheizung. heizung und später der Preßkohlenheizung dar. 
Die Ofenheizung ist jetzt noch im Post- und Güterzuggepäck- 
wagen, vereinzelt auch in Personenwagen für Nebenbahnen in 
Gebrauch; in den Postwagen neben der Dampfheizung haupt- 
sächlich zum Vorheizen der Wagen, ehe diese in den Zug ein- 
gestellt werden. Die Nachteile der Ofenheizung sind die 
Feuersgefahr, die umständliche Bedienung und die ungleich- 
mäßige Erwärmung der Abteile. Besonders wird die strahlende 
Wärme eiserner Öfen in den kleinen Räumen lästig empfunden. 
Eine bessere Erwärmung gibt die sogen. Schweizer-Luftheizung. 
bei der ein unter dem Wagenkasten liegender Ofen stets sich 
erneuernde Luft erwärmt, die in das Abteil tritt. 


7 Bei der Preßkohlenheizung werden Preß- 
Preßkohlenheizung. kohlenziegel oder möglichst große Stücke 
Buchenholzkohle in Drahtkästen, die sich in Heizkörpern 
unter den Sitzen befinden, unter schwacher Luftzuführung all- 
mählich verglimmt. Diese Heizung wird auch nur noch wenig 
in Wagen für Nebenbahnen und Güterzuggepäckwagen an- 
gewandt. 

Die Erwärmung der Abteile ist oft unzureichend und keine 
gleichmäßige, da eine Regelung ausgeschlossen ist. Zudem ist 
die Bedienung umständlich, wenn auch bequemer als bei der 
Ofenheizung. 


ARENA Wo nicht besondere Gründe für eine andere 

* Heizart vorliegen, ist überall Dampfheizung 
eingeführt. Der Dampf wird der Lokomotive entnommen 
und auf einen Druck von 3—4 Atm. herabgemindert, bevor 
er in die Heizleitung eintritt. Bei strenger Kälte müssen 
in längeren Zügen besondere Heizkesselwagen mitgeführt 
werden. Dies sind 2- oder 3-achsige bedeckte Wagen, die 
einen Kessel zur Erzeugung von Dampf enthalten. Von der 
Lokomotive oder dem Heizkesselwagen wird der Dampf durch 
eine unter jedem Wagen vorhandene Hauptdampfleitung und 
durch Heizkupplungen zwischen den Wagen durch den 
ganzen Zug fortgeleitet. Die Hauptdampfleitung ist gegen 
Wärmeverluste durch Umhüllungen geschützt und so ver- 


Abb. 25. Hochdruckdampfheizung. 
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legt, daß das sich bildende Wasser den Wagenenden zufließt, 
wo es aus den am tiefsten Punkt der Kupplungen angebrachten 
Ablaßhähnen austritt. Die Kupplungen, deren Schläuche aus 
Gummi mit Hanfeinlage bestehen, sind in Deutschland nicht teil- 
bar. Sie werden an ihren Enden lösbar mit den Heizleitungen 
der Wagen verbunden. Diese Kupplungen werden häufig ver- 
schleppt, da sie nicht zu einem bestimmten Wagen gehören 
und an diesem verbleiben. Es besteht deshalb seit langer Zeit 
das Bestreben, zweiteilige Heizkupplungen wie bei den Brems- 
kupplungen einzuführen. An jedem Ende der unter dem Wagen 
liegenden Hauptdampfleitung wird dann eine Kupplungshälfte 
dauernd befestigt, so daß Verluste nicht vorkommen können. 


Die ältere Dampfheizung für Per- 
sonenwagen ist die Hochdruckdampf- 
heizung, die bei manchen Eisenbahnverwaltungen, namentlich in 
Süddeutschland, allerdings in verbesserter Form noch jetzt 
vorherrschend ist. 


Hochdruckdampfheizung. 


Die Abb. 25 zeigt die wesentliche Anordnung dieser 
Heizung. Der Dampf tritt aus der Hauptleitung mit der vor- 
handenen Spannung durch das Rohr in die unter den Sitzen 
liegenden walzenförmigen Heizkörper. Das sich bildende 
Wasser fließt infolge der Neigung der Leitung durch das Rohr 
zurück in die Hauptdampfleitung und dann durch die Ablaß- 
hähne der Kupplungen ab. Die Regelung der Heizung erfolgt 
durch die Reisenden vom Abteil aus durch An- oder Abstellung 
der Heizkörper. Die Hochdruckdampfheizung hat in der ein- 
fachen Anordnung den Nachteil, daß die Heizkörper ent- 
sprechend der hohen Spannung des Dampfes sehr heiß werden 
und lästige strahlende Wärme erzeugen. Auch wird der auf 
ihnen lagernde Staub versengt, wodurch er unangenehm auf die 
Atmungsorgane wirkt. Sie hat ferner den Nachteil, daß die 
Anheizung nicht schnell genug erfolgt, da die in den Heiz- 
körpern befindliche Luft nicht sofort austreten kann und nur 
mit dem sich bildenden Wasser allmählich entweicht. 


Um diesen Übelstand zu beseitigen, sind von den Ver- 
waltungen, deren Wagen allgemein Hochdruckheizung haben, 
Entlüftungseinrichtungen, Wasserabscheider, Dampftrockner 
und sonstige das Anheizen beschleunigende Einrichtungen mit 
Erfolg verwandt. 


3 3 Sparsamer im Dampfverbrauch als 
Niederdruckdampfheizung. die beschriebene einfache Hoch- 
druckdampfheizung ist die Niederdruckdampfheizung, so ge- 
nannt, weil der Druck des Dampfes an der Eintrittsstelle in die 
Heizrohre so vermindert wird, daß aus den offenen Enden dieser 
Rohre nur ganz wenig Dampf entweicht. Abb. 26 zeigt die 
Anordnung der Niederdruckdampfheizung in einem Durchgang- 
wagen 4. Klasse. In dem Wagen liegen 2 von einander ge- 
trennte Heizschlangen, von denen die eine doppelt so große 
Heizfläche besitzt als die andere. Jede Schlange steht mit 
einem Ende durch ein Rohr mit der Hauptleitung in Verbindung, 
während das andere Ende in 2 teils nach unten, teils nach oben 
führende Rohre mündet. Diese Rohre sind an ihren Enden voll- 
ständig offen, so daß unten mit Hilfe eines Abtropftrichters das 


Abb. 26. Niederdruckdampfheizung. 
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Das deutsche Eisenbahnwesen 


der Gegenwart. 


Abb. 27. Vereinigte Hoch- und Niederdruckdampfheizung 


in einem D-Zugwagen. 


Wasser und oben der noch nicht niedergeschlagene Dampf ent- 
weichen kann. 

Zwischen den Verbindungsrohren und der Hauptleitung be- 
findet sich der Regler für die Heizung, bestehend aus 
dem Druckverminderungsventil und dem Verteilungsschieber. 
Mit ersterem läßt sich der Dampf auf den für die Heizung be- 
nötigten Druck einstellen, während mit dem letzteren entweder 
die kleine, die große oder beide Heizschlangen zusammen an- 
gestellt werden. Es kann also eine dreifache Abstufung der 
Heizfläche und somit eine dreifache Regelung der Wärme erzielt 
werden. Die Bedienung dieser Heizung erfolgt je nach der 
Außentemperatur durch den Wagenwärter; die Reisenden 
können sie nicht regeln. 

Die Niederdruckdampfheizung hat eine angenehmere Heiz- 
wirkung als die Hochdruckheizung, weil die Heizkörper ent- 
sprechend der niedrigeren Temperatur des zugeführten Dampfes 
nicht so heiß werden. 


Die Abstufung 
der Heizwir- 
kung nach Dritteln der Heizfläche genügt aber in den meisten 
Fällen nicht. Es ist daher für alle Wagen, an die weiter- 
gehende Ansprüche gestellt werden, eine Vereinigung der vor- 
genannten Dampfheizungen in Form der vereinigten Hoch- und 
Niederdruckdampfheizung vorzuziehen. Abb. 27 zeigt die An- 
ordnung einer solchen Heizung für einen D-Zugwagen. In 
jedem Abteil befinden sich 3 Heizkörper, nämlich eine große 
Niederdruckheizschlange von *:, eine kleine von ° und ein 
kleiner Hochdruckheizkörper von '/ der gesamten Heizfläche. 
Je nachdem alle diese Heizkörper oder nur einzelne ein- 
geschaltet werden, kann eine Abstufung der Heizwirkung nach 
Siebenteln der Gesamtheizfläche erreicht werden. Die großen 
und kleinen Niederdruckheizschlangen eines Wagens bilden je 
eine durch den ganzen Wagen gehende Heizleitung. Beide 
Schlangen sind an einem Verteilungsschieber angeschlossen, so 
daß der Wagenwärter durch Bedienung desselben den vorher 
auf niedrigeren Druck gebrachten Dampf entweder in die 
eine oder die andere Leitung oder in beide Leitungen 
strömen lassen kann. Das Druckverminderungsventil stellt 
der Wagenwärter auch hier so ein, daß aus dem offenen, 
über das Wagendach geführten Rohr, mit dem die Nieder- 
druckheizleitungen verbunden sind, nur ein Dampfhauch 
entweicht. Der Hochdruckheizkörper kann durch einen Stell- 
hebel von den Reisenden selbst an- und abgestellt werden, wo- 
durch die Wärme im Abteil um etwa 5° geändert wird. Der 
Reisende kann sich von der richtigen Einstellung der Nieder- 
druckheizung an einem Stellschild im Seitengang überzeugen. 
Auf ihm ist die Außentemperatur, nach der die Niederdruck- 
heizung eingestellt ist, in den 4 Stufen „mehr als 6° Wärme“, 
„06° Wärme“, „0—6° Kälte“, „mehr als 6° Kälte“ angezeigt. 

In den preußischen D-Zugwagen befindet sich in dem 
Seitengang eine besondere Niederdruckheizung und in den 
Aborten eine kleine besondere Hochdruckheizung. 

In den Abteilwagen 1. bis 3. Klasse der preußisch-hessischen 
Eisenbahnverwaltung ist die Heizung in ähnlicher Weise als ver- 
einigte Hoch- und Niederdruckdampfheizung ausgeführt. Es 


Vereinigte Hoch- und Niederdruckdampfheizung. 
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nicht Heizschlangen, 


kommen hier 
Heizkörper unter den Sitzen zur Verwendung, weil die Ein- 


sondern walzenförmige 


gangstüren die Verlegung von Schlangen nicht zulassen. Von 
der gesamten Heizfläche nehmen hier */a der große, */ der 
kleine Niederdruck- und "/a der Hochdruckheizkörper auf. Die 
Niederdruckheizkörper werden ebenfalls von dem Wagenwärter 
durch Vorrichtungen unter dem Wagenkasten nach der Außen- 
temperatur eingestellt, was an einem runden Schild ersichtlich 
ist, während die Reisenden die Hochdruckheizung an- oder ab- 
stellen können. Letztere ist im Vergleich zu der der D-Zug- 
wagen größer gewählt, weil bei Abteilwagen die Wärme in den 
Abteilen durch das Öffnen der Eingangstüren oft sehr herab- 
gemindert wird, so daß die Reisenden die Regelung der Heizung 
mehr in der Hand haben müssen. 

Die Dampfheizung der übrigen Personenwagen, sowie der 
Gepäck- und Postwagen der preußisch-hessischen Eisenbahn- 
verwaltung ist nach gleichen Grundsätzen entweder als ver- 
einigte Hoch- und Niederdruckheizung oder als reine Nieder- 
druckheizung ausgebildet. Dabei ist immer das Verhältnis der 
Heizflächen in Quadratmeter zu dem Rauminhalt in Kubikmeter 
der einzelnen Abteile ein festes und beträgt ungefähr 0,12 
bis 0,18. 


Eine angenehme und jeder Außen- 
temperatur genau anzupassende Er- 
wärmung der Abteile wird durch die Warmwasserheizung er- 
reicht. Wasser läßt sich bis zum Siedepunkt beliebig er- 
wärmen. Man kann also alle Heizkörper angestellt lassen und 
die Regelung durch Veränderung der Temperatur des Wassers 
und damit der Heizkörper bewirken. In der Regel werden die 
Heizkörper nur mäßig warm zu sein brauchen, so daß das Ver- 
sengen des Staubes und die unangenehme Strahlenwärme fort- 
fallen. Die Heizkörper sind aber auch abstellbar eingerichtet, 
um den Reisenden die Regelung der Heizung noch weiter zu 
ermöglichen. 

Die Einrichtung der Warmwasserheizung geht aus Abb. 28 
auf Seite 161 hervor. An einem Ende des Wagens ist ein Warm- 
wasserofen aufgestellt, der vom Wagenwärter mit Kohlen ge- 
heizt wird. Das erwärmte Wasser steigt vermöge seines 
eigenen Auftriebes in den unter dem Dach angebrachten Warm- 
wasserbehälter und fließt von dort durch ein Zuleitungsrohr den 
Heizkörpern zu, die vor den Fenstern aufgestellt sind. Ein 
Rücklaufrohr führt das abgekühlte Wasser dem Ofen wieder 
zu; das Wasser macht also einen dauernden Kreislauf. Das 
etwa verloren gehende Wasser kann mit einer Handpumpe aus 
einem Vorratsgefäß wieder ergänzt werden. 

Die Warmwasserheizung hat den Nachteil, daß sie Raum 
für die Unterbringung des Ofens und dauernd besondere Be- 
dienung verlangt. Sie wird daher nur dort verwendet, wo für 
jeden Wagen ein besonderer Wärter vorhanden ist, also bei 
Schlaf- und Salonwagen. Die Gefahr des Einfrierens der 
Heizung ist bei ungenügender Wartung nicht ausgeschlossen. 

3 Während früher die Regelung der 
Neuere Dampfheizungen. Warme bei der Dampfheizung durch 
Ein- und Ausschalten der Heizkörper, also durch Vermehrung 
oder Verminderung der Heizflächen bewirkt wurde, geht in 


Warmwasserheizung. 


Personen-, Post- und Gepäckwagen. 


neuerer Zeit das Bestreben dahin, eine Dampfheizung zu ver- 
wenden, welche die Vorteile der Warmwasserheizung hat, die 
also mit gleichbleibender Heizfläche aber mit veränderlicher 
Dampftemperatur und Erwärmung der Heizköper arbeitet. 

Es wird dies dadurch erreicht, daß der aus der Hauptleitung 
entnonımene Dampf durch ein selbsttätiges Druckverminderungs- 
ventil auf eine niedrige Spannung gebracht wird. Mit einer Stell- 
vorrichtung stellt der Wagenwärter nach der Außentemperatur 
ein, welche Spannung das Ventil selbsttätig gleichbleibend er- 
zeugen soll. Dem Dampf wird dann entweder durch eine Art 
Strahlengebläse Luft beigemischt und dieses Gemisch wird in 
die Heizkörper hineingeblasen oder der eintretende Dampf ver- 
mischt sich erst im Heizkörper mit der darin befindlichen Luft. 
In beiden Fällen findet eine Umwälzung des Gemisches statt. Auf 
diese Weise läßt sich tatsächlich die Oberflächentemperatur der 
Heizkörper je nach der gewünschten Wärme bis auf 35° herab- 
mindern. Heizungen dieser oder ähnlicher Art werden zurzeit 
von der preußisch-hessischen Eisenbahnverwaltung versucht. 
Sie verbrauchen wenig Dampf und arbeiten noch bei einem sehr 
geringen Druck: in der Hauptleitung. Man hofft daher mit 
solchen Heizungen längere Züge beheizen zu können. 

Daneben sind bei der preußisch-hessischen Eisenbahn- 
verwaltung Versuche im Gange, die darauf hinausgehen, die 
hier vorwiegend eingeführte Niederdruckdampi- 
heizung ohne Abänderung durch Einführung 

eines selbsttätigen 
Druckverminderungs- 
ventils zu verbessern, 
um die Dampfzufuhr 
auf ein Mindestmaß zu 
bringen und um das 
von Hand bediente 
Ventil zu ersetzen. 


Abb. 28. 
Warmwasserheizung im Schlafwagen. 


7. Lüftung der Personenwagen. 

Eine wichtige Frage, die noch weniger als die 
der Heizung gelöst ist, bildet die Lüftung der 
Personenwagen, weil die Abteile verhältnismäßig 
geringen Luftraum haben, die Außenluft aber 
sehr schwankende Temperaturen hat und vielfach 
durch aufgewirbelten Staub und den Rauch der Loko- 
motive verunreinigt ist. Alle Versuche, frische, reine, 
im Sommer gekühlte und im Winter gewärmte Luft 
den Abteilen zuzuführen und die verbrauchte 
schlechte zu entfernen, sind bis jetzt gescheitert. Es 
ist daher, abgesehen von der Lüftung durch die 
Fenster und die zum Teil über denselben befindlichen 
Lüftungsklappen, nichts anderes übrig geblieben, als 
die schlechte Luft durch Sauger abzuführen, so daß 
Außenluft mit ihren Verunreinigungen und unpassen- 
den Temperaturen durch die Undichtigkeiten der 
Fenster und Türen nachströmt. Die Sauger ent- 
nehmen die verbrauchte Luft meistens an den 
höchsten Stellen des Daches, wobei der schon er- 
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wähnte Oberlichtaufbau sich als sehr zweckmäßig 
erwiesen hat und eine gute Anbringung und Aus- 
bildung der Sauger gestattet. Die Austritts- 
öffnungen für die abzuführende Luft sind durch ein- 
fache Schlitzschieber mehr oder weniger zu öffnen 
und zu schließen, so daß die Lüftung von den Reisen- 
den geregelt werden kann. Häufig sind noch die an 
der Decke befindlichen Laternen so eingerichtet, daß 
sie die schlechte Luft abführen, besonders wenn sie 
brennen. 

Die Luftsauger sind in ihrer Bauart sehr verschieden, haben 
aber alle den beim Fahren entstehenden Luftstrom, der mitunter 
durch den herrschenden Wind sehr beeinträchtigt wird, nutzbar 
gemacht. Da eine vollkommene Lüftung durch diese Einrich- 
tungen nicht zu ereichen ist, sind andere Mittel und Verfahren 
versucht worden, die Luft in den Abteilen, besonders im Sommer 
bei großer Hitze, abzukühlen und angenehm zu machen. So 
werden teilweise die Dächer besprengt, was allerdings nur von 
kurzer Wirkung ist, oder bei Salonwagen mit einem Sonnen- 
dach versehen, unter dem der beim Fahren entstehende Luft- 
zug durchstreichen kann. Die Versuche, durch weißen Anstrich 


der Dächer die Hitze abzuhalten, haben zu keinem Ergebnis ge- 
führt. Auch werden erforderlichenfalls in die Salonwagen Be- 
hälter mit Eis gestellt, die allerdings ohne weitere Einrichtung 
für die Kühlung der Luft wenig Wert haben. Nur ein Wagen, 
ein bayerischer Salonwagen, hat in Deutschland eine Vor- 
richtung, bei der durch einen angetriebenen Ventilator bewegte 
Luft in einer Eiskammer gekühlt und in den Wagen getrieben 
wird. Diese Einrichtung hat sich wohl bewährt, doch dürfte sie 
wegen der großen Anlage-, Betriebs- und Unterhaltungskosten 
zur allgemeinen Einführung bei den Personenwagen nicht in 
Frage kommen. In besonderen Fällen, so z. B. für Salonwagen, 
zur Krankenbeförderung dürfte trotz der größeren Kosten die 
Einrichtung in Erwägung zu ziehen sein. 

In Speise- und Salonwagen findet man mitunter an der 
Decke sich drehende Flügel angeordnet, die wohl eine Luft- 
umwälzung und somit einen kühlenden Luftzug, aber keine Luft- 
erneuerung verursachen. 


8. Beleuchtung der Personen-, Gepäck- 
und Postwagen. 
In den Anfängen des Eisenbahnwesens besaßen 
die Züge lediglich Signallaternen; im übrigen ent- 
11 
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behrte das Innere der Personenwagen jeder Beleuch- 
tung. Erst im Jahre 1845 verstanden sich die da- 
maligen Privatbahnen zur Einführung einer Beleuch- 
tung mit Kerzen. An deren Stelle fanden später bis 
Ende der 60er Jahre Rüböllampen Verwendung. Ver- 
suche mit Petroleumlampen mußten wegen der 
großen Feuergefährlichkeit eingestellt werden. Der 
Rübölbeleuchtung haftete ebenfalls eine große Reihe 
von Mängeln an. 


Eine große Umwälzung in der Beleuchtung 
Gasbeleuchtung. der Personenwagen trat erst ein, als es 
gelang, Gas hierzu nutzbar zu machen. Die anfänglichen Ver- 
suche mit Steinkohlengas führten zu keinem Ergebnis, da es 
durch die für den Eisenbahnbetrieb notwendige Zusammen- 
pressung seine beste Leuchikraft verliert. 


Als sehr geeignet für die Beleuchtung wurde 
auf 6 Atm. zusammengepreßtes Ölgas be- 
funden, das die 3—4 fache Leuchtkraft des Steinkohlengases 
besitzt, und von 1870 ab zur Einführung gelangte. Das anfänglich 
gute Ölgas wurde namentlich infolge vermehrter Paraffin- 
entziehung minderwertige. Das Bestreben, die hierdurch ver- 
minderte Leuchtkraft wieder zu erhöhen, führte zur Einführung 
der Intensivlaternen und mehrflammiger Brenner. 


Ölgasbeleuchtung. 


Mittlerweile wurde die im 
größerem Umfange gelungene 
Herstellung von Calcium-Carbid und Acetylen be- 
kannt. Versuche hiermit mußten jedoch wegen der 
mit der Zusammenpressung reinen Acetylens ver- 
knüpften Gefahr bald aufgegeben werden. Endlich 
gelang es, ein Mischgas aus 75 Raumteilen Ölgas und 
25 Raumteilen Acetylengas oder ähnlichem 
Mischungsverhältnis herzustellen, das wegen seiner 
bedeutenden Vorteile hinsichtlich seiner Leuchtkraft 
bald allgemein eingeführt wurde. Als Brenner 
dienten, wie bei der reinen Ölgasbeleuchtung Zwei- 
lochbrenner aus Speckstein. Je nach der Art des zu 
erleuchtenden Raumes wurden ein- und mehr- 
flammige Laternen gewählt und auch mehrere in 
einem Abteil angeordnet. 


Mischgasbeleuchtung. 


Inzwischen war es ge- 
lungen, die 1891 von 
Auer von Welsbach 
erfundene Gasglühlichtbeleuchtung durch Herstellung 
haltbarer Glühkörper für den Eisenbahnbetrieb nutz- 
bar zu machen. Es wurden zuerst stehende Glüh- 
körper verwendet. Durch die Brennerarme, die 
einen nicht unerheblichen Schatten nach unten 
werfen, wurde hierbei jedoch die Lichtwirkung sehr 
beeinträchtigt. Diesen Nachteil beseitigte das hän- 
gende Glühlicht, dessen Gasverbrauch und Licht- 
menge, bezogen auf die Wärmeeinheit, sich günstiger 
als beim stehenden Glühlicht gestaltete. Nach dem 
günstigen Ausfall der Versuche hiermit, bei denen 
bereits eine durchschnitliche Brenndauer der Glüh- 
körper von über 200 Brennstunden sich ergab, 
wurde die allgemeine Einführung des hängenden 
Gasglühlichtes angeordnet. 


Gasglühlichtbeleuchtung für 
Personenwagen. 


Im wesentlichen werden die nachfolgend be- 
schriebenen Einrichtungen verwandt. 


Im Gebrauch sind bei der Gasglühlichtbeleuchtung meistens 
nur 2 Glühkörpergrößen mit einem stündlichen Gasverbrauch 
von durchschnittlich 16 und 24 1. Hierzu kommt für die Zünd- 
flamme ein stündlicher Gasverbrauch von 6 1. Die Glühkörper 
für 16 1 mit 35—40 Normalkerzen finden für die Abteile III. und 
4. Klasse sowie für sämtliche Nebenräume Verwendung, 
während diejenigen für 24 1 mit 50—60 Normalkerzen für die 
Abteile 1. und 2. Klasse bestimmt sind. 


Neben der erzielten nicht unerheblichen Gasersparnis und 
bedeutend größeren Helligkeit gegenüber der früheren Misch- 
gasbeleuchtung wird jedoch bei der Gasglühlichtbeleuchtung 
der größte Vorteil durch den Wegfall des teueren Acetylen- 
gases erreicht. Um den Glühkörper zum Glühen zu bringen, 
genügt eine nicht leuchtende Flamme, eine sogen. Bunsen- 
flamme. Die Gründe, die seinerzeit zur Wahl des Öl- und 
Acetylengases führten, fallen beim Glühlicht weg. Wie groß 
der wirtschaftliche Vorteil durch den Fortfall des Acetylen- 
gases ist, erhellt aus der Tatsache, daß im Rechnungsiahre 
1907 für die Beleuchtung der preußischen Fahrzeuge mehr als 
75000000 kg Calcium-Carbid mit einem Werte von etwa 
1875 000 M. erforderlich war. Da ferner auch durch den Weg- 
fall des phosphor- und siliziumhaltigen Acetylengases die Halt- 
barkeit der Glühkörper eine größere wird, wird jetzt nur noch 
reines Ölgas für die Beleuchtung der Fahrzeuge verwendet. 
Dadurch, daß die Laternen nur vom Wageninnern angezündet 
werden können, wird ein Besteigen der Wagendächer und die 
hiermit verknüpfte Gefahr vermieden. Auch können nunmehr 
die Handstangen an den Dächern fortfallen, 

Zur Einführung gelangt bei den preußisch-hessischen 
Staatsbahnen die Beleuchtung nach der Bauart Pintsch. 

Die Laternen der 1., 2. und 3. Klasse der Abteil- und 
2- und 3-achsigen Durchgangswagen mit Ausnahme der Vorort- 
bahnwagen besitzen für die Hauptilamme eine Abstell- 
vorrichtung, die durch einen über der Glasglocke angeordneten 
Hebel von den Reisenden betätigt werden kann. Zur Ver- 
dunkelung eines oder beider Sitze eines Abteils dienen außer- 
dem zwei herabziehbare Lichtschützer, Blenden. Bei allen 
Abteillaternen der D-Zugwagen ist nun die Abstellvorrichtung 
für die Hauptilamme mit den Lichtschützern derart verbunden, 
daß durch Herabziehen beider die Glühkörperilamme erlischt 
und nur die Zündflamme weiter brennt. 

Als Regel gilt, daß jedes Abteil und jeder Abort eine 
Laterne erhält. 

Das Auslöschen der Laternen geschieht bei sämtlichen 
Wagen durch Schließen des Haupthahnes. 


Die Gepäckwagen der 
preußisch - hessischen 
Eisenbahnverwaltung 
erhalten neuerdings ebenfalls Gasglühlichtbeleuch- 
tung. Die Laternen haben hier nur die Abstellvor- 
richtung für die Hauptilamme mittels Hebels und 
einen Zündbrenner, jedoch keine besondere Zünd- 
leitung. Das Gas wird vielmehr vom Haupthahn un- 
mittelbar zu den Laternen geführt, wo die Zünd- 
leitung abzweigt. Je nach Bedarf kann die Glüh- 
körperflamme an der Zündilamme angezündet oder 
wieder ausgelöscht werden. 

Dieselbe Einrichtung der Laternen ist auch bei den mit 
Gasglühlicht ausgerüsteten Postwagen im Gebrauch. 


Außer dieser Beleuchtung nach der Bauart Pintsch sind in 
letzterer Zeit auch Versuchswagen mit Laternen anderer 
Firmen, namentlich in Süddeutschland, ausgerüstet worden. 
Dieselben unterscheiden sich nur wenig von der ersteren. 


Gasglühlichtbeleuchtung für 
Gepäck- und Postwagen. 


Personen-, Post- und Gepäckwagen. 


9. Elektrische Beleuchtung. 


Die elektrische Beleuchtung 
von Eisenbahnwagen hat sich 
gegenüber dem Gasglühlicht noch keinen wesent- 
lichen Eingang bei den deutschen Eisenbahnverwal- 
tungen verschaffen können, obwohl die Vorzüge des 
elektrischen Lichtes bekannt sind und im allgemeinen 
eine Vorliebe für diese Beleuchtungsart vorherrscht. 
Während bei der Gasglühlichtbeleuchtung die ganze 
Lichtstärke im Abteil in einer Flamme vereinigt ist, 
besteht beim elektrischen Licht die Möglichkeit, die 
Beleuchtung so zu verteilen, wie sie dem Auge am 
angenehmsten ist. Man kann also eine Allgemein- 
beleuchtung schaffen, die noch vorübergehend das 
Lesen gestattet, und kann die übrigen Kerzen als 
Zusatzlampen auf die einzelnen Plätze verteilen. Fine 
derartige Lampenverteilung war auch bei der Misch- 
gasbeleuchtung in den D-Zugwagen 1. und 2. Klasse 
durch elektrische Leselampen vorhanden. Bei Ein- 
führung der Gasglühlichtbeleuchtung erwiesen sich 
die elektrischen Zusatzlampen jedoch als zwecklos, 
So daß sie entfernt wurden. 


Vor- und Nachteile. 


Das elektrische Licht läßt sich bequem ein- und aus- 
Schalten, auch kann die Beleuchtung des ganzen Wagens von 
einem Punkte ein- und ausgeschaltet werden. Ein weiterer 
Vorzug dieses Lichtes ist der Fortfall des oft lästigen Gas- 
geruches. 


Dem stehen als Nachteil die verhältnismäßig hohen An- 
Schaffungs- und Unterhaltungskosten gegenüber. Was die 
Feuersicherheit anbetrifitt, so kann man der elektrischen 
Beleuchtung keinen Vorrang einräumen. Es sind zwar Unfälle 
bekannt, bei denen das aus den Gaskesseln unter dem Wagen 
entströmende Gas zur Vermehrung eines vorhandenen Brandes 
beigetragen hat. Anderseits aber ist kein Fall bekannt, in dem 
das Gas selbst Ursache eines Brandes gewesen wäre, während 
Brandschäden, die durch den elektrischen Strom hervorgerufen 
wurden, vorgekommen sind, allerdings in ganz geringem Maße. 


Die elektrische Beleuchtung 
kommt daher für solche Wagen 
in Frage, bei denen die Wirtschaftlichkeit gegenüber 
anderen Rücksichten in den Hintergrund tritt, also in 
erster Linie bei Salon- und Schlafwagen. Die Reichs- 
Postverwaltung beleuchtet ihre Postwagen vornehm- 
lich elektrisch, weil diese Lampen eine gute Licht- 
Verteilung geben und als bewegliche Handlampen das 
Ableuchten der Fächer gestatten und das Verladen 
erleichtern. Endlich werden Bahnen, die keine Gas- 
anstalten besitzen und bei denen die Beschaffung des 
Gases in großen Gaskesselwagen kostspielig wird, 
vielfach der elektrischen Beleuchtung den Vorzug 
geben. 

Ein wesentlicher Fortschritt in der elektrischen 
Zugbeleuchtung bedeutet die Einführung der Metall- 
fadenlampen, die etwa den dritten Teil des Stromes 
der Kohlenfadenlampen verbrauchen. Stromerzeuger 
und Sammler können daher wesentlich kleiner sein. 

Die Lampenspannung beträgt für Einzelwagen- 


beleuchtung 32 oder 24 Volt, für geschlossene Zug- 
beleuchtung 48 Volt. 


Anwendungsgebiet. 


Man unter- 
scheidet Ein- 
zelwagenbeleuchtung durch Sammler — Akkumula- 
toren — und Stromerzeuger und geschlossene Zug- 
beleuchtung durch Stromerzeuger. 


Arten der elektrischen Beleuchtung. 


R Die Einzelwagenbe- 
Einzelwagenbeleuchtung durch Sammler. jeucktung Auch 
Sammler hat den Vorzug einfacher Anordnung. Die 


Behälter für die Sammler werden an zugänglicher Stelle, 
meistens unter dem Wagenkasten angebracht. In die Behälter 
werden die hölzernen Sammelkasten eingeschoben, die soviel 
Zellen enthalten, daß sie von einem Manne gehoben werden 
können. Zum Laden werden die Sammler nicht heraus- 
genommen, sondern nur auf den herabgeklappten Deckel her- 
vorgerückt. Die Gefäße der einzelnen Zellen bestehen aus 
Hartgummi oder Celluloid. 

Die Sammler erfordern sorgfältige und kostspielige Unter- 
haltung und haben ein großes Eigengewicht. Ferner hat die 
Beleuchtung den Nachteil, daß sie von Ladestationen abhängig 
ist, für die meistens besondere Einrichtungen beschafft werden 
müssen. Auch wird durch die Aufladung die Ausnützung der 
Wagen verringert und ihre Freizügigkeit beschränkt, weil 
zurzeit noch zu wenig Ladestationen vorhanden sind. Die 
Sammlerbeleuchtung wird von der Reichspostverwaltung für 
die Beleuchtung der Bahnpostwagen benutzt und neuerdings 
bei der preußisch-hessischen Eisenbahnverwaltung auch für 
D-Zugwagen aufgenommen. 


Die Einzelwagenbeleuch- 
tung durch Stromerzeuger 
hat den Vorzug, die Frei- 
in keiner Weise zu be- 


Einzelwagenbeleuchtung 
Stromerzeuger. 


zügigkeit der Wagen 


schränken. Jeder Wagen besitzt eine vollständige 
Stromerzeugungs- und Verteilungsanlage. Der 
Stromerzeuger ist unter dem Wagenkasten oder 


meistens an einem Drehgestell aufgehängt und wird 
durch einen Riemen von einer Achse aus angetrieben. 
Die Sammleranlage liefert den Strom, wenn die 
Spannung des Stromerzeugers unter eine gewisse 
Grenze sinkt, also bei Langsamfahrt, Stillstand und 
beim Versagen des Erzeugers. Damit letzteres nicht 
erst bemerkt wird, wenn die Lampen anfangen 
dunkel zu brennen, der Sammler also bereits er- 
schöpft ist, wird im Wageninnern eine rote Lampe 
angebracht, welche die Stromlieferung durch den 
Erzeuger erkennen läßt. Der Wagenwärter hat 
dann Gelegenheit, die Beleuchtung einzuschränken. 

Bei den deutschen Eisenbahnverwaltungen sind mehrere 
Bauarten im Betriebe. Bei der Bauart der Gesellschaft für 
die elektrische Zugbeleuchtung wird als Stromerzeuger 
eine Gleichstrom-Nebenschlußmaschine, die stets Strom in 
derselben Richtung von annähernd gleicher Stromstärke selbst 
bei stark wechselnder Geschwindigkeit liefert. Die Spannung 
ist abhängig von der Gegenspannung des Sammlers. Ist 
derselbe bis zu einem bestimmten Grade geladen, dann schaltet 
ein selbsttätiger Nebenschlußregler die Erregung des Strom- 
erzeugers aus, so daß der Erzeugerstrom aufhört; ebenso 
schließt der Schalter den Erregerstromkreis wieder, sobald die 
Spannung des Sammlers gesunken ist. Die hierbei schwankende 
Spannung wird durch Eisendrahtwiderstände, die in Form von’ 
Glühlampen vor jede Lampe geschaltet sind, ausgeglichen. 

Bei den Stromerzeugern der Bauart Stone, die in Deutsch- 
land wenig verwandt wird, wird zur Regelung der Leistung das 
Gleiten des Riemens benutzt. Der Erzeuger ist hierbei leicht 
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pendelnd aufgehängt und wird von einem Riemen angetrieben, 
der bei Überschreitung einer gewissen Zuggeschwindigkeit in 
solchem Maße schlüpft, daß die Umdrehungszahl des Erzeugers 
annähernd gleich bleibt. Die Leistung desselben kann erhöht 
oder erniedrigt werden, wenn man den Riemen stärker oder 
weniger anspannt. Es sind 2 Sammleranlagen vorhanden, von 
denen die eine geladen wird, während die andere den Licht- 
strom liefert. Ein auf dem Erzeuger angeordneter Fliehkraft- 
schalter besorgt die nötigen Schaltungen selbsttätig. Beim 
Wechseln der Fahrtrichtung werden die Bürsten selbsttätig 
umgelegt, so daß der Netzstrom stets in gleicher Richtung fließt. 

Neuerdings wird von der preußischen und sächsischen 
Staatsbahnverwaltung eine Zugbeleuchtung Bauart Pintsch- 
Grob erprobt. Der Stromerzeuger liefert dauernd Strom von 
gleicher Spannung, mit der die eine von den beiden Sammler- 
anlagen geladen wird. Der Ladestrom hört von selbst auf, 
wenn der Sammler aufgeladen ist. Selbsttätige durch einen 
Fliehkraftregler betätigte Einrichtungen besorgen das Ein- 
schalten der Sammler und die sonst erforderlichen Schaltungen. 

Die sächsische Staatseisenbahnverwaltung verwendet bei 
einer Reihe von Wagen eine Einzelwagenbeleuchtung nach der 
Bauart Aichele-Brown-Boveri. 


Bei der geschlosse- 
nen Zugbeleuchtung 
wird der Strom von einem Erzeuger geliefert, der am 
Gepäckwagen von einer Achse angetrieben wird. 
Es ist auch versucht worden, Stromerzeuger zu ver- 
wenden, die mit einer Dampfturbine gekuppelt und 
auf der Lokomotive angebracht sind. Wegen des 
außerordentlich hohen Dampfverbrauchs ist jedoch 
von einer weiteren Einführung abgesehen worden. 
Die Wagen des Zuges mit geschlossener Beleuchtung 
haben Kuppelungen für die elektrischen Leitungen 
(vergl. Abb. 13). Im übrigen entspricht die elektri- 
sche Ausrüstung derjenigen der Einzelwagenbeleuch- 
tung mit Stromerzeuger. In jedem Wagen ist ein 
Sammler erforderlich, der den Strom bei Stillstand 
und Langsamfahrt liefert, und wenn der Wagen vom 
Zuge abgekuppelt ist. 

Die geschlossene Zugbeleuchtung hat ein sehr 
beschränktes Anwendungsgebiet. Sie läßt sich nur 
bei Zügen verwenden, die dauernd geschlossen 
bleiben. Jeder Wagen, der gelegentlich in den Zug 
eingestellt werden soll, muß mit einem Über- 
brückungskabel versehen werden, wenn er nicht am 
Ende des Zuges läuft. Auch bei geschlossenen Zügen 
ist diese Beleuchtung nur in seltenen Fällen mit Vor- 
teil anzuwenden, da jede etwas später erwünschte 
Änderung des Umlaufs der Wagen mit Schwierig- 
keiten verbunden ist. Die Freizügigkeit der einseitig 
ausgerüsteten Wagen ist erheblich beschränkt. 


Geschlossene Zugbeleuchtung. 


; Die Schlafwagen der 
Elektrische Beleuchtung der sreußisch - hessischen 


Schlaf- und Salonwagen. Eisenbahnverwaltung 
erhalten sämtiich Einzelwagenbeleuchtung durch 


Stromerzeuger. In jedem Halbabteil ist eine Wand- 
lampe in einem flachen, ovalen Beleuchtungskörper 
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für die Allgemeinbeleuchtung, und außerdem eine be- 
wegliche Tisch-, Wand- oder Leselampe vorhanden. 
Da im Wärterraum die Gasbehälter fortfallen, werden 
an Stelle der Gaskocher elektrische Kocher ver- 
wandt. 

Die Salonwagen, auch die der Hoizüge, haben 
außer der Gasglühlichtbeleuchtung noch eine elek- 
trische Zusatzbeleuchtung durch besonderen Strom- 
erzeuger und Sammler und Überbrückungskabel an 
jedem Wagen, so daß die Wagen auf jeden Fall, auch 
im Auslande, von jeder Beleuchtungsart unabhängig 
sind. 


Sämtliche Staatseisenbahnverwaltungen Deutsch- 
lands sind entsprechend des allgemeinen Verkehrs- 
aufschwunges bestrebt, nach den gesteigerten An- 
forderungen und Bedürfnissen der Reisenden, nach 
der Entwicklung der Technik und nach den sich 
ändernden Betriebsverhältnissen ihre Fahrzeuge 
fortschrittlich zu verbessern. Dies trifft besonders 
bei den Personenwagen zu, wo die Reisenden in der 
Lage sind, Kritik zu üben. 

Einen Stillstand in der Ausbildung dieser Wagen 
gibt es nicht, und man kann mit Recht sagen, daß die 
neueste Wagengattung schon durch die nachfolgende 
Ausführung übertroffen wird. Stete Versuche mit 
Neuerungen ergeben vielfach zweckmäßigeres, was 
dann zur Einführung gelangt. Zur Beurteilung dieser 
Fragen haben alle Verwaltungen im Personenwagen- 
bau erfahrene Fachmänner. 


Um aber nicht alles 
bei den verwickel- 
ten und schwieri- 
gen Verhältnissen dem Urteil eines einzigen zu über- 
lassen, ist bei der preußisch-hessischen Verwaltung 
ein Ausschuß zur Beratung der wichtigsten Fragen 
des Baues der Personen-, Gepäck- und Postwagen 
eingesetzt. Er steht unter Leitung des Eisenbahn- 
zentralamtes und hat als Mitglieder Fachleute. Die 
sächsische, württembergische und badische Staats- 
eisenbahnverwaltung sowie: die der Reichseisen- 
bahnen in Elsaß-Lothringen beteiligen sich an den 
Beratungen durch Entsendung von Vertretern. Die 
gemeinsam behandelten Fragen erstrecken sich nicht 
nur auf neue Wagen, sondern auch auf alle vor- 
handenen. 

Auf diese Weise werden Wagen erzielt, die allen 
Anforderungen der Neuzeit auch in bezug auf Zweck- 
mäßigkeit und Bequemlichkeit entsprechen, so daß 
die deutschen Personenwagen in ihrer Einrichtung 
einen Vergleich mit denen des Auslandes nicht zu 
scheuen brauchen. 


Ausschuß für Personen-, Post- 
und Gepäckwagen. 


Kapitel VII. 


Güterwagen. 
Von Kittel, Ober-Baurat bei der Generaldirektion der Württembergischen Staatsbahnen in Stuttgart. 


1. Einteilung. Allgemeines. 


Als Güterwagen bezeichnet man im 
Gegensatz zu den Personen-, Post und Ge- 
päckwagen die zur Beförderung von leb- 
losen Gütern aller Art und von Tieren be- 
stimmten Eisenbahnwagen. 


Nach der Bau- 
art werden 
unterschieden: bedeckte und offene Güter- 
wagen, 


Bedeckte und offene Wagen. 


bedeckte mit mehr oder weniger ge- 
schlossenem Wagenkasten mit festem Dach, 
hauptsächlich für Güter und Tiere, die gegen 
Wind und Wetter, vorzeitige Entladung, 
Verlust oder Entwendung besser geschützt 
werden sollen, als dies mit übergespannten 
Decken möglich ist, 


offene mit und ohne Bordwände für 
Sendungen, bei denen diese Rücksicht weni- 
ger notwendig ist und deren Ein- und Aus- 
laden durch die hohen Wagenwände und 
das Dach erschwert würde, z. B. für 
schwere, mit Kranen einzubringende Ma- 
schinen oder für die über Schüttrinnen ein- 
zuladenden Kohlen- und Erzladungen. 

Als besondere Arten von bedeckten Wagen seien 
genannt die großräumigen, sogen. Hohlglaswagen für 
leichtere, sperrige Güter, die Pferdestallwagen, die 
Kühlwagen für Bier, Milch, Obst, Fische und dergl. 
und die Kleinvieh- und Geflügelwagen mit einem oder 
mehreren Zwischenböden. Zu den offenen Wagen 
werden auch die Plattformwagen für Fahrzeuge, 
Schienen, Schnitthölzer und ähnliches gerechnet, des- 
gleichen die Schemelwagen für Langholz und beson- 
ders lange Gegenstände. Die Wagen mit Klapp- 
deckeln (Deckelwagen) für Kalk und Salz, die Kessel- 
und Faßwagen stehen zwischen den bedeckten und 
offenen Wagen. Auch die Wagen mit besonderen 
Einrichtungen für rasches Entladen, sogen. Selbst- 
entlader, sind hier schon zu nennen, um so mehr, als 
sie eine immer größere Verbreitung und zunehmende 
Bedeutung gewinnen werden, hauptsächlich für den 
Massentransport nach bestimmten Empfangsstationen. 


Abb. 1. 
Ladegewichtszeichen. 


Ein für die Verfrachter und 
Empfänger wie für die Eisen- 
bahnen gleich wichtiges Unterscheidungs- 
merkmal der Güterwagen ist das Lade- 
gewicht als Maß der größten nach der Bau- 
art des Wagens zugelassenen Nutzlast. 
Während früher der 10 t Wagen die Regel 
bildete, werden heute in Deutschland fast 
keine Wagen mehr gebaut, deren Lade- 
gewicht unter 15 t beträgt. Kohlenwagen 
erhalten häufig 20, Plattformwagen 30 und 
35 t Ladegewicht, für besondere Zwecke 
erheblich mehr. 


Bei der Bedeutung des Ladegewichts 
für den Verkehrsdienst legt man Wert 
darauf, es nicht nur, wie dies allgemein vor- 
geschrieben ist, an beiden Langseiten des 
Wagens anzuschreiben, sondern auch durch 
einheitliche Zeichen leicht erkennbar zu 
machen (Abb. 1). 


Wesentlich ist es, bei aller notwendigen 
Rücksicht auf zweckmäßige Anordnung und 
auf dauerhaften Bau der Wagen das Eigen- 
gewicht im Verhältnis zum Ladegewicht 
und Laderaum klein zu halten. 

Die aus der bekannten Tabelle 14 der 
Reichsstatistik für die Güterwagen der deutschen 
Staats- und Privatbahnen errechneten Werte um- 
stehender Übersicht und noch deutlicher die Auf- 
zeichnung derselben Werte in der umstehenden 
Abb. 2 lassen erkennen, daß das durchschnittliche 
Eigengewicht im Zunehmen begriffen ist. Noch mehr 
hat das Ladegewicht zugenommen, besonders seit an- 
fangs der neunziger Jahre, so daß auch das auf eine 
Tonne Eigengewicht entfiallende Ladegewicht zu- 
genommen hat. Es scheint dieses im Durchschnitt 
für die bedeckten und offenen Wagen einen gewissen 
Festwert erreicht zu haben. 

Auch die allgemeine Zunahme des Bestandes an 
Wagen, die besonders in den letzten Jahren eine rasch 
ansteigende Linie aufweist, ist aus der Übersicht zu 
erkennen, sowie das Verhältnis von bedeckten und 
offenen Wagen zum Gesamtbestande. Die deut- 
schen Güterwagen sind mit ganz verschwindenden 


Ladegewicht. 


> 
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Ausnahmen in den letzten Jahren in Deutsch- 
land hergestellt worden. Die rasche Zunahme 
des Bestandes gibt also auch einigermaßen ein 
Bild der Leistung des deutschen Wagenbaues. Von 
1906 auf 1907 hat der Bestand an Güterwagen allein 
um rund 31 000 Stück zugenommen. 


Übersicht überden deutschen Güterwagenbestand(vergl.umstehend). 
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eines bedeckten Güter- 
wagens in Tonnen 
Schau- | Schau- | Schau- | Schau- Schau- | 
linie | linie | linie | linie | linie | 


a b c 1 2 | 


eines offenen Güter- 
wagens in Tonnen 

Schau- Schau- | 
linie | linie | 


3 | 4 


Güterwagen 


1880 | 75209 143093 218302 
1885 | 81911/162846 244757 
1890 | 89398 191666 281064 
1895 |101283 221480 322763 
1900 |120706 281978 402684 
1905 |134763 30761 1 442374 
1909 [159790 373192 532982 


6,74 | 9,35 | 
6,81 | 9,45 
7,01 | 9,68 
7,39 | 10,81. 
8,01 | 12,10 
851 13,01 
8,94 13,51 


1,39 
1,39 
1,38 
1,46 
1,59 
1,53 
1,51 


5,51 
5,79 | 9,99 
6,03 | 10,44 
6,38 | 11,68 
6,77 | 12,54 
7,09 13,12 
7,49 | 13,92 


9,78 | 1,78 


1,73 
1,73 
1,83 
1,85 
1,85 
1,86 


Der Raddruck, d. h. die Belastung der 
Schiene unter jedem Rade, darf im all- 
gemeinen 7 t nicht überschreiten. Um trotzdem für 
Wagen mit großem Ladegewicht volle Freizügigkeit 
zu erzielen, muß die Zahl der Achsen nach Bedarf 
erhöht werden, und so unterscheidet man neben der 
Regel - Bauart des 2-achsigen Wagens solche mit 
3 und mehr Achsen. 

Um auch in Krümmungen leichten Lauf zu er- 
zielen, werden bei 4- und 6-achsigen Wagen je 2 
bezw. 3 Achsen in einem Drehgestell vereinigt, 
während bei 3 Achsen die mittlere seitlich verschieb- 
bar angeordnet wird. Die weit auseinanderstehen- 
den Endachsen werden in diesem Falle, wie auch bei 
2-achsigen Wagen mit großem Radstande, nicht fest, 
sondern als sogen. Lenkachsen (vergl. das voraus- 
gehende Kapitel VII) so eingebaut, daß sie sich beim 
Lauf in Krümmungen diesen anschmiegen können. 
Nach diesen Gesichtspunkten unterscheidet man also 
Wagen mit festem Radstande, mit Lenkachsen, mit 
verschiebbarer Mittelachse oder mit Drehgestellen. 


In Hinsicht auf die Länge der Wagen-Drehscheiben und auf 
scharfe Krümmungen, für die Wagen mit festem Radstande nur 
zugelassen werden können, wenn dieser ein bestimmtes Maß 
nicht überschreitet, muß der feste Radstand und das etwaige 
Vorhandensein von Lenkachsen und verschiebbaren Mittelachsen 
an jedem Wagen angeschrieben sein; an Wagen mit Lenkachsen 
und einem Radstand von mehr als 4,5 m ist außerdem nach 
internationaler Vereinbarung bei der Radstands-Anschrift das 
Zeichen <S> anzubringen. 


Achsenzahl. 


Nach der Verwendung unterscheidet man weiter Wagen 
für den allgemeinen Frachtenverkehr — Betriebswagen — und 
solche für die eigenen Zwecke der Eisenbahnen — Werkstätte- 


600000 und Arbeits- oder 
Bahndienstwagen—, 
nach dem Eigner 
bahneigene und 
Privatwagen, letz- 
tere hinter der 
Nummer mit [Fl 
bezeichnet. Wie auf 
dem ganzen Kon- 
tinente, so sind 
übrigens auch in 
Deutschland weit- 
aus die meisten 
Güterwagen Eigen- 
tum der einzelnen 
Eisenbahnverwal- 
tungen, nur ein 
kleinerer Bruchteil, 
zurzeit etwa 2 v. 
H., und zwar vor- 
wiegend Wagen für 
besondere Zwecke, 
ist im Besitze von 
9 Leihwagen - Gesell- 
schaften und von 
Industriellen. 


Bremswagen. 
Endlich bedingt 
noch die Rück- 
sicht auf den 
Betrieb und die 
Zusammen- 
setzung der 
Züge die Unter- 
scheidung der 


bedeckte Wagen 
—-—-— offene a 


Abb. 2. Schaulinie Wagen nach 

. 2. inien , 

des deutschen Güterwagenbestandes. solchen mit und 
ohne Bremse, 


mit durchgehender Bremse oder mit Leitungen für 
solche. Der Gesamtbestand der deutschen Bahnen 
an Güterwagen mit Bremse beträgt seit Jahren ziem- 
lich genau '/, aller Güterwagen (vergl. Tabelle 14 der 
Reichsstatistik). 


Wenn schon diese allgemeine Übersicht auf die 
Mannigfaltigkeit der Typen und Anordnungen von 
Güterwagen schließen läßt, so ist zu verstehen, daß 
so verschieden gestaltete Fahrzeuge doch in vielem 
einheitlich ausgebildet, benutzt und unterhalten 
werden müssen, sofern für sie die Möglichkeit der 
Verwendung mit anderen Fahrzeugen und des Über- 
gangs auf fremde Strecken sowie die Betriebs- und 
Zollsicherheit gewährleistet werden soll, mit anderen 
Worten, wenn für sie in engerem und weiterem Ge- 
biet Freizügigkeit beansprucht wird. 


Einheitlichkeit in diesem Sinne wird gewahrt durch die Vor- 
schriften der nachgenannten Verordnungen und Vereinbarungen: 


a) zunächst als rein deutsche Verordnungen die Betriebs- 
ordnung und die Militär-Eisenbahn-Ordnung, Teil C, Be- 
stimmungen, betr. die Ausrüstung und Einrichtung von 
Eisenbahnwagen für Militärtransporte; 


sodann für das Deutschland, Österreich, Ungarn, 
Rumänien, Holland, Luxemburg und die Warschau- 
Wiener Bahn umfassende Gebiet des Vereins deutscher 
Eisenbahnverwaltungen; 


b) die fechnischen Vereinbarungen über den Bau und die 
Betriebseinrichtungen der Haupt- und Nebenbahnen und 
das Übereinkommen, betreifend gegenseitige Wagen- 
benutzung; 
endlich für einen fast den ganzen Kontinent umfassenden 
Bereich; 

c) die Bestimmungen über die technische Einheit im 


Eisenbahnwesen und über die zollsichere Einrichtung der 
Eisenbahnwagen im internationalen Verkehr. 


Hervorzuheben aus diesen Vorschriften sind z. B. 
diejenigen über die Höhenlage und Ausgestaltung der 
Kupplungen und Stoßvorrichtungen oder über die 
Form von Radreif und Spurkranz, Vorschriften, die 
selbstredend notwendig sind, damit die Wagen aller 
Bahnen und Bauarten anstandslos miteinander ver- 
kuppelt und sicher über Weichen und Kreuzungen ge- 
führt werden können. 


Für die Sicherheit der Gleise und Überbauten mußte durch 
beschränkende Vorschriften über den Raddruck und die Rad- 
folge gesorgt werden, für die der Ankuppler durch Bestim- 
mungen über vorspringende Teile und den für das Ankuppeln 
frei zu lassenden Raum an den Stirnseiten der Wagen. Im Hin- 
blick auf die allgemeine Betriebssicherheit war die Mindest- 
festigkeit der Achsen und Zugvorrichtungen zu bestimmen oder 
vorzuschreiben, daß alle Handbremsen so einzurichten sind, daß 
die Bremskurbel zum Anziehen der Bremse im Sinne des Uhr- 
zeigers gedreht werden muß. Die allgemeine Benutzbarkeit der 
Güterwagen gewährleisten die Vorschriften über die Höhenlage 
des Wagenbodens und über gleichartige Verschlüsse, insbe- 
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sondere aber die Bestimmungen über die zulässigen Quer- 
schnittsmaße der Wagen und die nach deren Länge sich 
richtende Breiteneinschränkung für den Lauf in engen Krüm- 
mungen und endlich über die auf einzelnen Strecken zulässigen 
größten Radstände. 


Im Zusammenhange mit diesen, den Bau und die 
Unterhaltung der Wagen vielfach beeinflussenden 
Vorschriften sind zu nennen die Bestrebungen des 
Deutschen Staatsbahnwagenverbandes, für die 
Haupttypen von Güterwagen einheitliche Entwürfe 
auszuarbeiten und für die wichtigeren, häufiger Aus- 
wechslung oder Wiederherstellung unterworfenen 
Einzelteile bestimmte Anordnungen als Regelbau- 
arten festzustellen. Diese umfassende Aufgabe 
wurde alsbald nach Vereinbarung des Verbandes 
in Angriff genommen und in nunmehr 1% jähriger 
Arbeit schon so weit gefördert, daß im folgenden 
wiederholt auf die Ergebnisse hingewiesen werden 
kann. 


2. Beispiele neuer Ausführungen 
deutscher Güterwagen. 


Als Beispiel eines be- 
deckten Güterwagens für 
den allgemeinen Verkehr diene der in seiner Bauart erst neuer- 
dings festgestellte Verbandswagen Gm für 15 t Ladegewicht 
(vergl. die No. 1 in der Übersicht auf S. 168, sowie Abb. 3). 
Länge und Breite sind die des bisherigen preußischen Gm. Man 
wählt im allgemeinen die Kastenbreite so groß, als dies die 
Vorschriften über die Umgrenzung und Breiteneinschränkungen 
zulassen; im vorliegenden Falle waren hierfür die italienischen 
Vorschriften maßgebend, weil diese die geringste Breite be- 


Bedeckter Verbandswagen für 15 t. 


es; a 3 ~. 

E) =E h A ENR 

Ei rm aTi s A F aj į `N, 
er | IR: J poa EEA N 
Kie F 3 s = — = = BEBEEE: 8 ı-—, 

te } i al eo í í pæ m = i 
® i a S) 1 | E | — — —— i 4 — HH 

Hi i RE i man m TED | Umex Te | | SASE ERDE ooa wi 1 I E 
i] El PARA — eo A Aa 
13 en Va ME en SE mu u m nomm er zu Bm) ser er 
lot amu -m EEE | GE | \ EEE E | BEER AN vam | BDU r= |an 

| gk- Be DR OESS p Ze Il nn; gi 
gsi ie i : BETEN u Da amenan | emasa EES Ea AENEAN] 
7i i (ram ER EDE Di E ee ea OS, 3 a a En Ve lj 
s Enne e = a. ZZ —| HEARN 
io DREE OORE EEE E paa TERRORE RERA EE E ER i me; 7 | E E | E | 
iD Bm S e ST —/ 8 SERIEN aea meer; G | tee peee fi ! 
Fer meore mm. = =EN: ONE C5] |l 
Ken ner W p ® ! - nn A 
Te: Fr ee 
: 4 > FiA W a — Ä OT T vsar E R Mn 3 ; 

pi U ay J S H Ñ ur, Be in 

i H BR. aS aa d t TE L. 


’ 


en 


Abb. 3. Bedeckter Güterwagen für 15t, deutscher Staatsbahnwagenverband. Maßstab 1:75. 


Lfde. Nr. 


QUa A w — 
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Verwaltung 
oder 
Eigentümer 


Deutscher Staatsbahn- 


wagenverband 


Sachsen 


Preußen 


Baden 
Preußen 


Deutscher Staatsbahn- 


wagenverband 
Bayern 
Preußen 


Preußen 


Bayern 


Hasper Eisen- und 
Stahlwerk 


Preußen 


Reichseisenbahnen 
in Elsaß-Lothringen 


Preußen 


Preußen 


Preußen 


Baden 


Deutscher Staatsbahn- 


wagenverband 
Württemberg 


Württemberg 


*) Einschließlich der Puffer. 


Art des Wagens 


Bedeckter Güter- 


WÄREN oa 42.003. 
Wärmeschutzwagen. 


Milchwagen ..... 
Hochbordwagen ... 
Offener Güterwagen 


Kohlenwagen...:.. 


Kohlenwagen aus ge- 
preßten Blechen . 


Trichterwagen mit 
Bodenentleerung . 


Trichterwagen für 
Kohlen... .%,% 


Trichterwagen ..... 


Seitenentlader .... 


Seitenentlader .... 


Rungenwagen .... 


Schienenwagen ... 


Plattformwagen ... 


Bordloser Wagen für 
Tiefladung ..... 


Langholzwagen . 


Langholzwagen 
für Im Spur.... 


Offener Güterwagen 
für 0,75 m Spur.. 


Amtliche Be- 
zeichnung der 


Wagen 


Gm 


Gm1 


VOm 
Omk 


Omm 
Ommk 
Otr 


OOtm 


Otm 


OOmt 


Rm 


Rm 
SSmi 


SSmi 
Hmzr 


Anzahl der 
Achsen 


UNN ww 


D 


vw 


Größter 
und 
Dreh- 
gestell- 
Radstand 


m 
4,5 


7,0 


7,0 


4,5 
4,0 


t Länge oder Breite der Plattform. 


~ Ladegewicht 


— 
or 


Mit oder 
ohne Bremse 


z 


=. 


mit 
mit 
mit 
mit 
mit 
mit 


i 2 E = 5 sls E 
Lichte Kastenabmessungen 3 3 43 8 E 33 3 | PIE 
5 |3 las apyl 883 8 
Breite 3 S òo gai Hag Has 
m cbm | t kgjt  kg/qm | kg/cbm 
2,69 45,8 | 970 647 455 212 
2,75 78,0 | 11,22 748 384 144 
720 
45,5 | 16,70. 1113 
2,55 = 367 
2,50 37,6 | 14,11) 1085 723 375 
2,83 42,1 | 8,20| 546 431 195 
2,73 184 | 850 567 462 462 
2,89 25,4 | 7,85| 392 _ 309 
2,80 32,7 | 9235| :463 508 283 
2,84 15 | 7,90 632 _ 526 
2,68 40 | 17,90 471 = | 447 
| 
2,34 40 | 1750| 437 — 437 
2,94 23 | 968! 550 — 421 
3,01 28,0 | 23,10! 595 — 825 
2,67 
à 10,8 | 979 653 362 | 907 
2,75 F 
2175+ — | 938| 625 263 7: 
2,70 + — [1944| 486 400 - 
3,00 + — [2340| 614 _ an 
2,60 + = 11 2001: SE ei 2a 
1,84 + — | 50] 393 iy FR 
2,53 188 | 540 540 287 287 


Übersicht über die im folgenden behandelten Güterwagengattungen. 
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Abb. 4. Glasbeförderungswagen, sächsische Staatseisenbahnen. 


dingen und weil die unbeschränkte Übergangsfähigkeit nach 
Italien sichergestellt sein sollte. Die lichte Höhe ist gegen die 
Mehrzahl der seitherigen Ausführungen um 50 mm größer ge- 
wählt. Der Wagenkasten besteht aus einem Gerippe von Form- 
eisen mit innenliegender einfacher Verschalung, sowie aus dem 
Dache, das von eisernen End- und Türspriegeln und zwischen- 
liegenden Holzspriegeln getragen ist, und dem Boden. Bei der 
Anordnung der Schiebetüren ist besonders auf dichten Ab- 
schluß gegen das Eindringen von Schlagregen geachtet. 
Zwecks ausreichender Lüftung sind in jeder Längswand zwei, 
bei einem Teil der Wagen aber vier große Öffnungen mit 
Klappen angebracht, von denen die Hälfte als Ladeluken 
freigelassen sind, um das Ein- und Ausladen langer Gegen- 
Stände, wie Stabeisen, Rohre und ähnliches zu erleichtern, 
während die andern Luken außen zum Schutz gegen Regen 
und Schnee mit Jalousien verwahrt sind. Die den Luftzutritt 
beengenden und häufig schwer gangbaren Luftschieber sind 
also weggefallen. Im Innern sind für Mannschaftstransporte 
Latten und Schienen angebracht zur Auflage loser Sitzbretter 
und Rückenlehnen und zum Aufhängen von Gepäckstücken 


Maßstab 1: 100. 


und Laternen. An den Türsäulen können Vorlegebäume für 
Pierde befestigt werden, Anbinderinge für Vieh sind in größerer 
Anzahl vorhanden. 


Die Bodenfläche dieses Wagens beträgt 18,3 qm. Bedeckte 
Wagen mit mehr als 24 qm Bodenfläche werden als groß- 
räumige bezeichnet und besonders für sperrige Güter gestellt. 
G.W.V. (Güter-Wagen-Verordnung) $ 110. 


No. 2 der Übersicht auf Seite 168 gibt als 
Beispiel hierfür den Glasbeförderungswagen 
der Kgl. sächsischen Staatseisenbahnen (Abb. 4). Er enthält 
bei der besonders großen Bodenfläche von 29,2 qm und der 
lichten Höhe von 2880 mm einen Laderaum von 78 cbm gegen- 
über 44 bis 46 cbm des gewöhnlichen bedeckten Güterwagens. 
Um diese Abmessungen zu ermöglichen, mußte das Dach der 
zulässigen Umgrenzung für deutsche Wagen eng angepaßt und 
der Wagenkasten besonders breit und lang gebaut werden; 
darum ist auch der Radstand für einen 2-achsigen Wagen aus- 
nahmsweise groß. 


Hohlglaswagen. 
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Abb. 5. 
Wagen für Luxuspferde. 


Maßstab 1: 100. 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


Wenn auch die gewöhnlichen bedeckten Güter- 
wagen, sofern sie genügend große Luftöffnungen 
und die oben erwähnten Anbinderinge haben, für Großvieh 
verwendet werden können, so werden doch vielfach bedeckte 
Wagen noch besonders hierfür eingerichtet und darum auch als 
Vieh- oder V-Wagen bezeichnet. Sie erhalten dann vermehrte 
Luftöffnungen, auch solche in der Nähe des Bodens zur Beob- 
achtung der Tiere, ebendort durch Klappen verschließbare 
Schauöffnungen oder statt der sorgfältig gedichteten Wände 
solche mit großen Fugen. Oft sind auch Türen in den Stirn- 
wänden vorgesehen und Vorsatzgitter für die Seitentüren, da- 
mit diese als die ergiebigsten Luftöffnungen auch bei beladenen 
Wagen geöffnet bleiben können. Für Kleinvieh werden die 
Wagen als doppelbödige ausgeführt mit Lattenwänden (Ve), für 
Federvieh derart, daß noch ein dritter und vierter Boden in 
einzelnen Lagen eingelegt werden kann. Ein Unterkasten 
dient nach Bedarf zur Absonderung kranker oder bissiger Tiere. 


Viehwagen. 


Für den Transport von Luxuspferden sind bei 
den Direktionen Berlin und Halle 2- und 
3-achsige Privatwagen eingestellt, die mit allen für die Zu- 
lassung in Schnellzüge auch auf außerdeutschen Strecken bahn- 
seitig verlangten Einrichtungen an Bremsen, Signalen, Lauf- 
brettern und dergl. versehen sind. Der in Abb. 5 dargestellte 
3-achsige Wagen enthält einen gut ausgestatteten Raum für 
die Begleiter und zwei Stallräume mit gepolsterten Stirn- und 
Querwänden und Futtertrögen. Je nach der Stellung der 
wechselbaren Flankierwände kann jeder Stallraum für 2 und 
3 Stände eingerichtet werden. Die Seitentüren sind zum Teil 
als Klappen ausgebildet, die als eine jeder Rampenhöhe sich 
anpassende Ladebrücke benützt werden können. Eigen- 
gewicht: 16800 kg. Derartige Wagen besitzt die Kgl. Eisen- 
bahndirektion Berlin auch als bahneigene. Bayern hat einige 
Pfierdewagen auch mit Stirntüren versehen. 


Pferdewagen. 


Eine besondere Gattung von bedeckten Wagen 
bilden die Kühlwagen für Bier, Obst, Milch, Butter 
und dergl. Sie erhalten doppelte oder dreifache Dächer, 
Wände und Böden mit Zwischenlagen aus schlechten Wärme- 
leitern, zum Schutz gegen Erwärmung durch Sonnenstrahlen 
hellen Anstrich, oft auch ein besonderes Schattendach, ferner 
reichliche Lüftung und zumeist festeingebaute Eisbehälter oder 
Einrichtung zum Einhängen loser Eimer mit Eis. Die Seiten- 
türen werden als Drehtüren angeordnet, weil solche dichteren 
Abschluß ermöglichen als Schiebetüren. Da für die wärme- 
empfindlichen Güter rasche Beförderung in Personenzügen 
notwendig ist, erhalten die Kühlwagen meist Luftdruckbremse 
oder Leitungen für solche und für Heizdampf. 


Kühlwagen. 


Als Beispiel seien die allbekannten Bierwagen der 
größeren Brauereien erwähnt, deren allein der 
bayerische Wagenpark etwa 1600 aufweist. Sie werden außer 
zur Kühlung vielfach auch zur Beheizung eingerichtet, und 
zwar mittels Gas, Preßkohle oder Karbon-Natron-Kohle, die in 
angebranntem Zustand in fest eingebaute Heizkörper einge- 
bracht wird oder in lose Wärmfässer und Heizapparate, die 
sich nach Bedarf im Wagen aufstellen oder aufhängen lassen. 


Bierwagen. 


Die neuen Wärmeschutzwagen der 
Wärmeschutzwagen. preußisch-hessischen Staatseisenbahnen 
sind 3-achsig mit 7 m Radstand und 20,5 qm Bodenfläche. Sie 


sind mit Eisbehälter und mit Heizung mittels Dampf und Preß- 
kohle ausgestattet sowie mit Lüftung durch Sauger am Boden 
und am Dach. Die Räume seitlich der mittleren Flügeltüren 
können durch längslaufende Zwischenwände in je drei Ab- 
teilungen zerlegt werden. Durch Einlegen von Lattenrosten 
lassen sich 2 Zwischenböden schaffen, so daß die Ladefläche 
auf 51 qm erhöht wird. Zum Aufhängen von Fleisch sind 
Haken angebracht (Hauptabmessungen vergl. No. 3 der Über- 
sicht auf Seite 168). 


Milchwagen. 

Abb. 6 zeigt den 
Querschnitt eines 
Milchwagens der 
Großh. badischen 

Staatseisen- 
bahnen, gebaut 
im Jahre 1904. 
Die Stirn- und 
Seitenwände sind 
doppelt verschalt 
und haben 
eine 60 mm 
dicke Einlage 
von  Schlacken- 
wolle. Die eben- 
so ausgebildete 
Decke trägt 
noch ein besonde- 
res abstehendes 
Schatten- 

dach mit offenen 
Fugen. Der Holz- 
boden ist mit ver- 


Abb. 6. 
Milchwagen, badische Staatseisenbahnen. 


zinktem Eisen- Maßstab 1:€0. 

blech beschlagen, 

darunter liegen 35 mm starke Korksteine, in Asphalt 
verlegt und gegen unten durch einen Blindboden ge- 


schützt. Für ausgiebige Lüftung ist außer durch die üblichen 
Luftschieber in den Seitenwänden durch Jalousien mit inneren 
Luftschiebern an den Stirnseiten in der Nähe des Bodens und 
durch Torpedosauger an der Decke gesorgt. Die Milchflaschen 
werden auf dem Boden und auf Schanzbrettern aufgestellt, die 
in halber Höhe ringsum laufen und mit einem kräftigen Geländer 
versehen sind (vergl. No. 4 in der Übersicht auf Seite 168). 


Für lebende Fische haben einzelne Fisch- 
handlungen bei den Direktionen in Schwerin und 
Berlin 3-achsige Wagen für 15 t Ladegewicht und mit einem 
durch mehrere Scheidewände abgeteilten Wasserbehälter für 
18,2 cbm Inhalt eingestellt, die einen besonderen Maschinen- 
raum mit Pumpe und Benzinmotor besitzen, so daß das Wasser 
fortwährend in Umlauf gehalten und mit frischer Luft gesättigt 
werden kann. 

Die offenen Güterwagen werden unterschieden nach dem 
Vorhandensein oder Fehlen von Bordwänden und nach deren 
Höhe. Hochbordige Wagen (vergl. No. 5 der Übersicht) werden 
gebaut für Großvieh und für leichte, sperrige Ladungen, nieder- 
bordige für schwere, in geringer Schichthöhe zu ladende Güter, 
endlich Wagen ohne Bordwände, sogen. Plattiormwagen, be- 
sonders für Träger, Schienen und dergl. Die offenen Wagen 
werden zumeist mit Ringen zur zollsicheren Befestigung von 
Wagendecken versehen. Die für den Betriebsdienst erforder- 
lichen Anschriften sind dann so anzubringen, daß sie auch nach 
Überlegen der Decke noch sichtbar bleiben. Weitaus die 
meisten offenen Güterwagen haben mittelhohe Borde von 
1000 bis 1200 mm Höhe, die nach Bedarf, z. B. zum Überrollen 
schwerer Lasten, ausgehoben werden können. Derartige 
Wagen mit flachem Boden, senkrechten Wänden und Flügel- 
türen an den Seiten eignen sich für vielerlei Verwendungs- 
zwecke. Wenn noch die dem Bremshaus gegenüberliegenden, 
bei Wagen ohne Bremsplattiorm beide Stirnwände als sogen. 
Kopfklappen ausgebildet werden, eignet sich der Wagen auch 
zum raschen Entleeren auf den Stirnkippern, wie sie besonders 
zum Verfrachten von Kohlen in Schiffe, aber auch’ in Gas- 
werken und dergl. benützt werden. Wir haben dann den 
allgemein bekannten offenen Ok-Wagen — wenn für 15 t 
Ladegewicht gebaut als Omk bezeichnet. Dessen 
neuester deutscher Verbandstyp ist nebenstehend in Abb. 7 
dargestellt. 


Fischwagen. 


Güterwagen. 


Die Hauptabmessungen (No. 6 
der Übersicht) sind die des 
Seitherigen preußischen Omk mit 18,4 qm Bodenfläche. Das 
Untergestell ist verstärkt, das Bremshaus hat nach dem Vor- 
gang der süddeutschen Verwaltungen die ringsum geschlossene 
Bauart mit innenliegender Bremskurbel und Tür nach jeder 
Seite erhalten, so daß der Bremser nicht erst auf die Plattform 


Oifener Verbandswagen für 15 t. 


dadurch auf 7,85 t herabgedrückt werden konnte, daß die Seiten- 
wände unten eingezogen sind, so daß besondere Bodenwinkel 
und Kastenträger außerhaib der Langträger entbehrt werden 
konnten. (Hauptabmessungen bei No. 7 der Übersicht.) Bei 
dem preußischen Wagen für 20 t Kohlen, der in seinen neueren 
Ausführungen 1,8 m hohe Bordwände hat, um bei ca. 33 cbm 
Fassungsraum auch 15 t Koks aufnehmen zu können (No. 8 
der Übersicht) sind zur Verminderung des Eigengewichts in 
weitgehendem Maße sowohl zum Untergestell wie zum Kasten 
Preßbleche und Buckelplatten aus hartem Flußeisen verwendet. 
Er wiegt mit Bremshaus 9,25 t, ergibt also bei 20 t Ladung 
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Abb. 7. 


Offener Güterwagen für 15t, 
deutscher a 
Staatsbahnwagenverband. 


Maßstab 1:75. 


heraustreten muß und beiderseits auf- und absteigen kann, ohne 
über die Puffer klettern zu müssen. Die Höhe des Brems- 
hauses ist bestimmt durch die auf vielen Zechen eingeführte 
und in der Abbildung eingezeichnete Umgrenzung der Schütt- 
Vorrichtungen (Zechenprofil). Die Flügeltüren sind ganz aus 
Eisen, ihr Verschluß kann nunmehr von unten betätigt werden. 


Wenn auf einem 2-achsigen Wagen mit 
Bremshaus 20 t Kohlen oder 15 t Koks 
befördert werden sollen, so muß schon beim Entwurfe beson- 
dere Vorsicht geübt werden, damit bei dem notwendigen 
Fassungsraume von etwa 30 cbm der zulässige Raddruck nicht 
überschritten werde. 


Die Königlich bayerischen Staatseisenbahnen besitzen 20 t- 
Kohlenwagen mit Bremshaus, fast ganz aus Eisen gebaut, bei 
denen das Eigengewicht bei 25,4 cbm Fassungsraum trotz der 
erwünschten Beibehaltung von Formeisen für das Untergestell 


20 t-Kohlenwagen. 


schon über 7 t Raddruck. Zur Erleichterung des Be- und Ent- 
ladens von Hand sind auf jeder Langseite zwei Flügeltüren an- 
geordnet. 

Neuerdings hat die preußisch-hessische Eisenbahnverwaltung 
Wagen derselben Hauptabmessungen probeweise in Betrieb ge- 
geben, bei denen die festen Kastenwände wieder in Holz, das 
Untergestell wieder in Profileisen ausgeführt sind, weil die 
Preßbleche die Wiederherstellung erschweren. Die auf jeder 
Langseite ebenfalls zweimal vorhandenen Türöffnungen sind 
dreiteilig ausgeführt, derart, daß oben zwei Flügel und unten 
wie bei den sächsischen Kohlenwagen eine Klappe angeordnet 
ist, die auch als Überladeklappe benützt werden kann. Außer- 
dem ist die über den Türen verbleibende Verbindung schmäler, 
die Türöffnung höher. Durch diese Änderungen wird das Be- 
und Entladen von Hand wesentlich erleichtert. Es dürften diese 
Wagen, deren Anordnung in Abb. 8 skizziert ist, recht beliebt 
werden. 
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Abb. 8. Hochbordiger offener Güterwagen für 20 t, Preußisch-Hessische Staatseisenbahnen. Maßstab 1:75. 


deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


Abb. 9. Trichterwagen für Kohlen, Bayerische Staatsbahnen. Maßstab 1:100. 


Wagen für mehr als 20 t Ladegewicht müssen 3- oder 
4-achsig gebaut werden. So lange Wagen sind aber für den 
allgemeinen Verkehr nicht beliebt, weil die Ladegleise, Dreh- 
scheiben und Kipper zumeist nicht für sie eingerichtet sind. Für 
besondere Verkehre kommen sie wohl in Betracht, sie werden 
aber in diesem Falle, wo Lade- und Entladeeinrichtungen einer- 
seits und Bauart der Wagen andererseits zusammengestimmt 
werden können mit Vorteil als sogen. Selbst- oder Schnell- 
entlader gebaut, die ein besonders billiges und rasches Ent- 
laden aller Arten von Schüttgütern, wie Kohlen, Erze, Schotter 
und dergl. ermöglichen. Derartige Wagen sind die Trichter- 
wagen, die sich ohne Nacharbeit vollständig entleeren lassen, 
jedoch nur zwischen den Schienen und Achsen, also über beson- 
deren Ladegruben oder auf Ladegerüsten (Bodenentleerer), dann 
die Seitenentleerer, vielfach mit sattelförmigem Boden, endlich ver- 
schiedenartige Vereinigungen beider Arten, wie sie in mancherlei, 
den Bedürfnissen der Bahnen und der Industrie gut angepaßten 
Anordnungen gerade in den letzten Jahren dem deutschen 
Wagenbau zu verdanken sind, der hierin mit den sogen. Talbot- 
Wagen bahnbrechend vorgegangen ist. 


Wenn die verschiedenen Anordnungen von Selbst- und 
Schnellentladern so erheblich voneinander abweichen, so hat 
dies zum Teil seinen Grund darin, daß sie hinsichtlich der Höhe 
der Seitenwände, deren Neigung, dem Rauminhalt und dergl. 
besonderen Zwecken und den Lade- und Entladeeinrichtungen, 
Schüttrinnen und Gruben angepaßt sind. So erforderten z. B. 
die schwer abrutschenden nassen Braunkohlen oder der Spül- 
versatz der Kohlenbergwerke die besonders steilen Seiten- 
wände der sächsischen Trichterwagen. 


Von den vielen Bauarten seien nur einige 
erwähnt: 

Trichterwagen der Kgl. Eisenbahndirektion Saarbrücken 
mit eisernem Trichter und hölzernen Bodenklappen, 12*/2 t 
Ladegewicht, 15 und 18 cbm Inhalt; in großer Zahl für den 
Kohlenverkehr im Saargebiet beschafft. Unter No. 9 der 
Übersicht auf Seite 168 sind die Hauptabmessungen der neuesten 
Ausführungen angegeben. 


Bodenentileerer. 


Die Kohlentrichterwagen der Kgl. bayerischen Staats- 
eisenbahnen (Abb. 9, No. 10 der Übersicht) sind 4-achsig, für 
40 cbm, und haben zwei Trichter, deren Außenwände zwecks 
voller Ausnützung der Wagenbreite senkrecht stehen. Sie 
werden verwendet zur Dienstkohlenbeförderung nach München. 
Ein auf der Nürnberger Ausstellung von 1906 ausgestellter 
Wagen dieser Art war wohl der erste deutsche Trichterwagen 
von so großem Rauminhalt. 


Das Hasper Eisen- und Stahlwerk besitzt 4-achsige 
Trichterwagen von ebenfalls 40 cbm Inhalt und 50 t Trag- 
fähigkeit (No. 11 der Übersicht). Trotz der großen Tragfähigkeit, 
die übrigens wegen des hohen Raddruckes nur auf den eigenen 
Werksgleisen ausgenützt werden darf und im freien Verkehr 
auf 40 t beschränkt ist, konnte das Eigengewicht dieser Wagen 
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durch Ausbildung der Seitenwände des Kastens als Träger 
verhältnismäßig klein gehalten werden. 


Die Bodenentlader werden viel- 
fach so gebaut, daß das ab- 
strömende Schüttgut durch Lenkbleche zwischen den Rädern 
auch nach der Seite geleitet werden kann, statt zwischen die 
Schienen. Eigentliche Seitenentlader für den gewöhnlichen Ver- 
kehr sollen aber das Ladegut soweit seitlich ausschütten, daß 
die Schienen frei bleiben. Abb. 10 zeigt die Skizze eines in 
dieser Hinsicht für den allgemeinen Verkehr geeigneten Boden- 
und Seitenentladers, der mit 25 cbm Inhalt und für 18 t Kohlen 
noch 2-achsig gebaut werden kann. 


Boden- und Seitenentlader. 


Talbot-Seitenentlader für 15 bis 20 t Lade- 
gewicht, wie in Abb. 11 skizziert, haben die 
preußisch-hessische und die sächsische Eisenbahnverwaltung 
in größerer Anzahl. Unter No. 12 der Übersicht sind die Ab- 
messungen der preußischen Wagen für 23 cbm angegeben, die 
bei 17,6 t Ladegewicht für den Wagen mit Bremse noch nicht 
über 7 t Raddruck ergeben. Das wesentliche dieser Bauart ist, 
daß der trichterförmige und vollständig spitz auslaufende 
Laderaum unten durch beiderseits nach außen und oben auf- 
schlagende Klappen gebildet wird und fortgesetzt ist durch 
taschenförmige Schüttrinnen, die das Ladegut über die Schienen 
hinaus ableiten, und zwar nach Belieben ganz oder teilweise 
nach der linken oder rechten oder nach beiden Seiten zugleich, 
je nachdem man von den zu den einzelnen Schüttrinnen ge- 
hörigen Klappen die linke oder rechte oder beide zugleich 
öffnet. 

Die Reichseisenbahnen in Elsaß-Lothringen haben für den 
Erztransport eine größere Anzahl Talbotwagen beschafft, zuerst 
3-achsige für 25 t, neuerdings 4-achsige mit 28 cbm Inhalt. An- 
ordnungen und Abmessungen der letzteren, die bei 7750 kg 
Raddruck mit 39 t beladen werden können, sind aus Abb, 12 
und Übersicht No. 13 zu ersehen. 

Die preußisch - hessischen Staatseisenbahnen besitzen 
2-achsige Seitenentlader älınlichen Systems für 20 t Lade- 
gewicht und 13 cbm Fassungsraum, bei denen die Klappen 
durch Blattfedern ausgeglichen sind; vergl. die schematische 
Darstellung, Abb. 13. Diese Wagen dienen besonders zum 
Kalksteintransport im Lahn-, Dill- und Sieggebiet. 


Seitenentlader. 
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Abb. 10. 
Boden- und Seitenentlader. 


Abb. 11. 
Talbot-Seiten-Entlader. 


Güterwagen. 
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Abb. 12. Seiten- Entlader für Erai; Beichurknnkshnen, i in a Elsaß- danai; 


Die trichter- und sattelförmige Aus- 
gestaltung des Wagenkastens oder seines 
Bodens bedingt zur Unterbringung einer genügenden Lade- 
menge hohe Seitenwände, also hohe Schüttrinnen und im 
Zusammenhang damit unter Umständen unangenehm große 
Fallhöhe des Ladeguts. Das Beladen von Hand ist dadurch fast 
ganz ausgeschlossen, daß sich Seitentüren zumeist nicht an- 
bringen lassen; insbesondere gestattet aber das Fehlen eines 
flachen Bodens bei diesen Wagen keine Verwendung für 
gewöhnliches Stückgut. ‘Es geht daher neuerdings das Be- 
streben dahin, neben den bereits erwähnten Schnellentladern 
für besondere Zwecke und Verkehre solche für den allgemeinen 
Gebrauch, also mit flachem Boden zu bauen, sogen, Flach- 
bodenentlader. 

Der Querschnitt eines Talbot-Flachbodenentladers ist in 
Abb. 14 skizziert. Die Form des Laderaums ist die bei offenen 
Wagen übliche, es sind auch wie sonst an den Stirnseiten Kopf- 
klappen, in der Mitte der Langseiten Türen angebracht. Rechts 
und links von diesen sind aber die Seitenwände und die über die 
Langträger hinausragenden Teile des Holzbodens als Klappen 
ausgebildet. Außerdem ist unter jeder Bodenklappe eine weitere 
Blechklappe angeordnet, die sich beim Öffnen der Bodenklappe 
an diese anlegt und so mit ihr eine unter 40° geneigte Gleitfläche 
bildet. Gleichzeitig werden die Seitenklappen aufgedrückt. 
Nach Bedari kann auf den Boden ein sogen. Eselsrücken auf- 
gelegt werden, wodurch zwar der Laderaum beschränkt, aber 
die Möglichkeit gegeben wird, die ganze Ladung zum Ab- 
rutschen zu bringen. 

In Würdigung der großen Bedeutung, die der Schaffung 
eines guten, den verschiedenen Anforderungen, auch des ge- 
wöhnlichen Dienstes, entsprechenden Schnellentladers zukommt, 
hatte der preußische Minister der öffentlichen Arbeiten 
auf den 1. September 1907 drei Preise ausgesetzt für einer 
2-achsigen Wagen, der, als Kastenwagen mit flachem Boden, 
Seitentüren und Kopiklappen auch für gewöhnliche Güter und 
als Stirnkipper benützbar, 15 t Koks und 20 t Kohlen fassen 
sollte, bei voller Belastung keinen größeren Raddruck als 7 t 
ergeben durfte und bei dem ein möglichst großer Teil des Inhalts 
an Schüttgut ohne Nachhilfe nach jeder Seite sollte entleert 
werden können. 

Das Preisgericht, das aus höheren Beamten der preußisch- 
hessischen und anderer deutscher Staatsbahnen und aus Ver- 
tretern der Großindustrie gebildet war, hat nach eingehenden 
Entladeversuchen von den 17 eingegangenen Probewagen vier 


Flachbodenenilader. 


Abb. 13. Seiten-Entlader, 
Preuß.-Hess. Staatseisenbahnen. 


Abb. 14. 
Talbot-Flachboden-Entlader. 


Maßstab 1:100. 


als brauchbare Lösungen erkannt und zum Ankauf zwecks 
weiterer Erprobung empfohlen, die nachstehend (und zwar mit 
der bestbeurteilten beginnend) aufgeführten Anordnungen 1 bis 3 
zur Prämiierung mit je 5000 M. vorgeschlagen und außerdem 
beantragt, die außer Preisbewerbung vorgeführte und ebenso 
günstig beurteilte Anordnung 4 mit demselben Preis auszu- 
zeichnen und auch eine Anzahl solcher Wagen zur weiteren 
Erprobung anzuschaffen. 


= wi To] 
al 5 = Zz |= 
g| æ 3 So alejes 
Z| 5 | Erbauer und Preis- |° 2 si> | SiS 
pe träger Bg =S | a 
olz On os 513 
z P=) -= RE EA 

L pa] i E 
<|i< E i 


m t} 11,028|17 


15|J. Gooßens, Aachen . 
16| Friedr. Krupp A.-G., 


PEE re 


mit | 11,530[20,0] 33 


mit | 12,085] 15,0] 33 


18 | Eisenbahnbauinspekt. 
Ziehl, Gleiwitz ... 


ohne] 9,890 | 15 | 33 


Wagen 1, Abb. 15, zeigt die Form und die Hauptabmes- 
sungen des preußischen Kohlenwagens für 20 t mit Preßblech- 
wänden, nur hat der Boden jederseits fünf nach der Seite 
öffnende Klappen, die vermittels Handhebel, Klinkwerk, fest- 
gelagerter Schneckenwelle, Kniehebel und beweglicher Welle 
gemeinsam geöffnet oder geschlossen werden können. 

Bei Anordnung 2, Abb. 16, ist ebenfalls von dem Preßblech- 
Kohlenwagen ausgegangen, jedoch haben die Längswände statt 
der mittleren Doppeltür deren zwei an den Enden; der mittlere 
Teil ist auf beiden Seiten mit einer großen Klappe ver- 
sehen. Diese Klappen können von der Bremsplattiorm aus 
betätigt und in der Schlußstellung durch untere Daumenwellen 
von der Puiferbohle aus besonders gesichert werden. 

Ganz ähnliche Anordnung der Bodenklappen und Seiten- 
türen weist Anordnung 3, Abb. 17, auf. Die Klappen werden 
ebenfalls von der Plattform aus betätigt und zwar mit Hand- 
hebel und Ratsche statt wie bei No. 2 durch Kurbelrad und 
Schneckenwelle. In der Mitte jeder Seitenwand ist außerdem 
eine hochliegende kleine Klappe vorgesehen, die das Überladen 
in ein nebenstehendes Fuhrwerk oder aus solchem er- 
leichtern soll. 

Anordnung 4, Abb. 18, hat, wie Anordnung 1, über die ganze 
Kastenlänge durchlaufende Klappen, die nur einen Teil der 
Breite des Bodens einnehmen. Um aber diesen mittleren Boden- 
teil auch ın die rasche Entladung einzubeziehen, hat ihn der 
Konstrukteur ebenfalls in Klappen zerlegt, die nach Bedarf zu 
einem Eselsrücken aufgesteilt werden können, der beim Ent- 
laden mittels der seitlichen Bodenklappen etwas angehoben 
wird. Außerdem sind die Seitenwände neben den mittleren 
Drehtüren als Klappen ausgebildet, die in hochliegenden Zapfen 
drehbar sind. Die Bedienung aller Klappen erfolgt von der 
Mitte der Seitenwände aus. 
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Prämierte Schnellentlader. 


In diesen schematischen Skizzen sind die Bodenklappen und gleichzeitig die von der selbsttätigen Seitenentladung berührte Fläche des 
Bodens durch Schraffur gekennzeichnet, Stirn- und Seitenklappen sind durch punktierte Eintragung in halbgeöffneter Stellung angedeutet. 


Es steht außer Zweifel, daß durch die dankenswerten Be- Plattiormwagen für größere oder längere Lasten, z. B. 
mühungen der preußisch-hessischen Eisenbahnverwaltung die Brückenträger, sind zumeist 4-achsig mit 14 bis 16 m Platt- 
Schaffung eines den Anforderungen des allgemeinen Verkehrs formlänge. Die Drehgestelle lassen sich unter dem Unter- 
entsprechenden Wagens für rasche Entladung sehr gefördert gestell vollständig durchschwingen, damit die Wagen auch über 
wurde. kleine Drehscheiben verstellt werden können. Eine ganz neue 

2 Die von den Eisenbahnen als Arbeitswagen für Anordnung der preußisch-hessischen Staatseisenbahnen für 18 m 
Arbeitswagen. Bahnbauzwecke zum Transport von Schotter, Plattform zeigt Abb. 19, Übersicht No. 16. Der Ersatz des 
Sand und Erde hergerichteten älteren offenen Güterwagen Bodenbelags durch gelochtes Blech ermöglichte die Quer 

ee werden vielfach durch Anordnung der Seiten- versteifungen leicht zu halten und das Eigengewicht derart ein- 
i =; borde als Klappen und durch Einbau eines zuschränken, daß sich bei 35 t Ladung nicht über 7, bei 40 t 
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Abb. 19. Plattformwagen, Preußisch-Hessische Staatseisenbahnen. Maßstab 1:115. 
(a, a = Klapp-Rungen). s 
Eselsrückens (S. 94) in einfachster nicht über 7,5 Raddruck ergeben. Die Klapprungen sind als 
Weise zu Seitenentladern gemacht. Rastatter Hohlrungen aus Röhren von rechteckigem Querschnitt 
Die Württembergische Staatseisen- gebildet. Diese Hohlrungen lassen sich ohne weiteres an Stelle 
bahn versieht ihre Schotterwagen der sonst üblichen aus "U-Eisen einsetzen und sind erheblich 


mit Vorteil mit zwei von außen zu leichter und kräftiger, allerdings in der Anschaffung auch 
öfinenden Bodenklappen, so daß sie teurer als diese. 


nach außen und nach der Gleis- í ; 
mitte entladen werden können; die Verbandsschienenwagen, Fir den allgemeinen Verkehr sind 
Bayerische Staatseisenbahn hat eine große Anzahl Arbeits- diese 18 m langen Wagen nicht nötig, 
wagen als Seitenkipper beschafft nach Art der von den Bau- hierfür genügt eine reine Plattiormlänge von 15 m, wie sie für 
unternehmern benützten schmalspurigen Rollwagen, jedoch den 4-achsigen Schienenwagen des Deutschen Staatsbahnwagen- 
normalspurig mit 10 t Ladegewicht und 5 cbm Inhalt. verbandes in Aussicht genommen ist nach dem Muster eines in 
den letzten Jahren von den preußisch-hessischen Staatseisen- 
Plattformwagen. Plattfiormwagen werden mit ganz niederen bahnen in größerer Anzahl beschafiten Wagens sonst gleicher 
Bordwänden oder ohne solche ausgeführt und Bauart. Diese Verbandswagen werden also auch Blech- 
mit Rungen aus Holz oder Eisen ausgestattet. Der preußische abdeckung zwischen den hohen Querhölzern und nachstellbares 
2-achsige Rungenwagen Rm für 15 t mit 10,2 m Plattform- Sprengwerk erhalten. Als Bremshaus wird das beim offenen 
länge, mit niederen, aushebbaren Bordwänden und ebensolchen Güterwagen besprochene, zweitürige angewendet werden, als 
Holzrungen (vergl. No. 14 der Übersicht) wird mit kleinen Ände- Drehgestell voraussichtlich das Diamondgestell nach Abb. 27. 
rungen wohl auch als Verbandswagen gewählt werden, daneben Der Abstand der Drehzapfen wird 10 m betragen, die. Länge 
ein ebenfalls 2-achsiger Wagen für 15 t mit 13,1 m langer des Untergestells 15,8 m, das Eigengewicht etwa 17200 kg und 
Plattform, der ohne Bremse noch 2-achsig gebaut werden kann das Ladegewicht 35 und 40 t. 
(vergl. No. 15 der Übersicht). Vorwiegend als Schienenwagen Als Privatwagen laufen viele Plattiormwagen für be- 
gedacht, soll er ohne Seitenborde und mit eisernen Klapprungen sondere Zwecke mit sehr großer Tragfähigkeit und hohem, nur 
ausgeführt werden, er wird übrigens auch für sonstige, längere auf Privatgleisen zulässigem Raddruck oder entsprechend 
Ladungen, soweit sie nicht die langen und schweren Vierachser vielen Achsen. Bekannt sind in dieser Beziehung die 
benötigen, in Betracht kommen. Kruppschen Geschützwagen, zwei auf 4-achsigen Drehgestellen 


Güterwagen. 


ligengewicht........97300 kg | 
Ladegewicht 75000 » 
Tragfähigkeit.. 77000 ” 

druck... 5446,375 kg 
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Abb. 20a u. 20b. Krupp’scher Geschützwagen. 


ruhende Plattformwagen, die unter sich kurz gekuppelt sind und 
selbst wieder als S-achsige Drehgestelle einen zur Lagerung des 
Geschützes bestimmten Doppelträger unterstützen (Abb. 20a) 
und 4-achsige, kurze Drehgestelle mit abnehmbarer Bremsplatt- 
form, die mittels eines oder zweier verbindender Träger mit 
drehbarer Auflage zu zweien, dreien oder vieren zu einem 8-, 
12- oder 16-achsigen Wagen zusammengestellt werden können, 
so daß Tragfähigkeiten von 75, 95 und 135 t erzielbar sind. 
(Abb. 20 b.) 


Zum Transport besonders sperriger Stücke 
muß der Laderaum auch unter die übliche 
Bodenhöhe von etwa 1220 mm erstreckt werden. Dazu dienen 
die sogen. Tiefgang- oder besser Tiefladewagen, deren ins- 
besondere die Kgl. Eisenbahndirektion Essen eine größere An- 
zahl 6-achsiger mit bis zu 83 t Tragfähigkeit besitzt. 


Tiefladewagen. 


Die Abb. 21 und No. 17 der Übersicht geben einen Tieflade- 
wagen der Großh. badischen Staatseisenbahnen, der, je nachdem 


wagen) zum Anlehnen und Befestigen der großen, in der 
mittleren Versenkung stehenden Glaskisten. 

Langholz- oder Schemelwagen werden neuerdings meist 
ohne Bordwände ausgeführt, außer wenn sie, wie eine Anzahl 
der bayerischen und württembergischen Wagen, besonders da- 
zu eingerichtet sind, im Falle der Entbehrlichkeit als Schemel- 
wagen ohne besondere Zurichtung in einer Werkstätte auch für 
gewöhnliche Güter verwendet zu werden. Die Länge der Platt- 
form schwankt zwischen 7 und 8 m, in Norddeutschland, wo 
sehr lange Hölzer seltener zu verfrachten sind, genügen viel- 
fach 4,4 m. 

Für den Verbandslangholzwagen (Abb. 22, Übersicht No. 18) 
wurde die Ausführung ohne Borde, mit besonderen Rungen 
für Schnitthölzer und mit 8 m langer Plattform gewählt. 
Bei einer solchen Länge können auf einem Wagen noch 
zwei Stöße 4 m langer Schnittwaren und auf zwei unmittelbar 
miteinander verkuppelten Wagen noch Stämme von reichlich 
17 m Länge verladen werden, so daß besondere Steifkuppeln 
nur selten notwendig werden. Die Drehschemelrungen sollen 


Auflegen von Hilisschienen auch zum Transport 


offenen Wagen, statistisch zu 


Abb. 21. Bordloser Wagen für Tiefladung, ae S ES Badische Staatseisenbahnen. Maßstab 1:100. 
FAE 
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ein Raddruck von 7 oder 8 t zugelassen i Pih i{ j TA nach dem sächsischen Vorgange als gerade, 
wird, mit 32 oder 40 t belastet werden | 14 i Sod” | N auch auf Rampen sich glatt umlegende Klapp- 
darf und nicht nur als Tiefladewagen | rt | rungen ausgebildet werden. 
für unförmige Lasten, sondern auch als | | A Bor 
bordioser Wagen für Schienen und dergl, nach 3 7 N Deckelwagen. Zwischen den bedeckten und 
I 


von Schmalspurfahrzeugen verwendet werden 
kann. Der mittlere Teil des Wagengestells ist aus 
Langträgern mit IE förmigen Querschnitt und 
ohne feste Querverbindungen ausgebildet. Es 
ist also möglich, zwischen den beiden Lang- 
trägern einen ireien Laderaum zu belassen, 
während die sechs losen Querträger zur Auf- 
nahme der Last an beliebiger Stelle festgemacht 
werden können und zwar für Tiefladung mit 
4085 mm Ladehöhe unterhalb der Langträger, 
andernialis auf diesen. Die Drehgestelle sind 
so gebaut, daß der feste Rahmen nur auf 
3 Punkten aufliegt, der Wagen also auch Gleis- 
krümmungen mit starker Überhöhung anstands- 
los befahren kann. 


Die für große Spiegelscheiben bestimmten 
Tiefladewagen erhalten in der Längsrichtung 
des Wagens ein hölzernes Bockgerüst (Bock- 


| 
| letzteren gerechnet, stehen die mit dicht- 
| schließenden Klappdeckeln versehenen Deckel- 
| wagen, viel verwendet für Kalk (Kalk- oder 
K-Wagen) und dann ganz aus Eisen gebaut, 
sowie für Salz, in welchem Falle Eisenteile 
soweit möglich zu vermeiden und, wo unver- 
meidbar, gegen Rost besonders zu schützen 
sind. 
: Wagen für Flüssigkeiten SİP fast ausschließ- 
\ ; , lich als Spezial- 
wagen im Privatbesitz. Zu nennen sind die 
Kesselwagen, einschl. der Teer- und Kohlen- 
säurewagen, die Topf- und Faßwagen und end- 
lich die Gaswagen. Für die Kessel- und Topf- 
wagen sind in der Verkehrsordnung, im Vereins- 
wagen-Übereinkommen und in den vom 
Deutschen Staatsbahnwagenverband ganz neu 
aufgestellten technischen Vorschriften für den 
Bau von Privatwagen besondere Bestimmungen 
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gegeben. Zur Wahrung der Sicherheit ist z. B. vorgeschrieben, 
daß wegen gefährlicher Dämpfe, die sich im Innern bilden 
können, an den Kesselwagen selbsttätig wirkende Entlüftungs- 
vorrichtungen vorhanden sein müssen, daß zur Verhinderung 
zu starken Schwankens der Flüssigkeit und dadurch hervor- 
gerufener Entlastung einzelner Federn und Achsen Querwände 
anzubringen sind. Unbehinderte Benützung und Einstellung in 
die Züge wird gewährleistet durch die Vorschrift, daß die Ent- 
leerungsöffnungen gleichartig angeordnet, die Verschlüsse 
gegen Aufgehen oder Entwendung gesichert sein sollen, daß 
alle Kessel- und Topfwagen mit Spindelbremse und Bremser- 
haus zu bauen sind u. a. m. Im einzelnen richtet sich 
Anordnung und Ausrüstung natürlich danach, welche Flüssig- 
keiten zu verfrachten sind. So werden bei 


die Kessel für dicke Flüssigkeiten, wie Melasse, 
Schlempe, Teer usw. vielfach zur Erleichterung 
des Abfüllens mit Heizvorrichtungen versehen, Säurekessel mit 
Einrichtungen zur Entleerung mittels Druckluft; Spirituswagen 
versieht man mit kleinen Pumpanlagen, um den Inhalt rasch 
und sicher in einzelne Transportfässer abfüllen zu können. Die 
Teerwagen erhalten flache Behälter mit einer Art Faßlager 
über den Füllöffinungen auf der schwach gewölbten Decke, auf 
das die nur langsam sich entleerenden Teerfässer mittels eines 
am Wagen und am Kessel befestigten Drehkrahns verbracht 
werden. Auch hinsichtlich der Baustoffe ist mancherlei zu be- 
rücksichtigen; so darf Salmiakgeist in den Behältern, Hahnen 
und Ventilen nicht mit Messing oder Rotguß in Berührung 
kommen, Alkohol erfordert innen verbleite, recht schwierig 
herzustellende Behälter. 


Die aus Gründen der Festigkeit und einfachen Herstellung 
meist walzenförmigen Kessel lassen nur eine beschränkte Aus- 
nützung der Tragfähigkeit 2-achsiger Wagen zu. Günstiger 
erscheint hierin der rechteckige Kessel, D. R. G. M. No. 388 765, 
mit Hilfe dessen z. B. Kesselwagen für 23 cbm Benzin und 
Petroleum und mit einem Ladegewicht von 17'/2 t noch 2-achsig 
gebaut werden können, während bei derselben Ausstattung des 
Wagens in einem Kessel mit rundem Querschnitt nur etwa 
19 cbm bezw. 15 t unterzubringen wären (vergl. Abb. 23). 


Kesselwagen 
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Abb. 22. 


Langholzwagen für 15 t, 
Deutscher 
Staatsbahnwagenverband. 


Maßstab 1:75. 


Topiwagen werden für Säuren verwendet; auf 
einem 2-achsigen Wagen mit Stirnborden und 
Bremshaus stehen in einem Holzgerüst 10 bis 12, bei zwei- 
stockiger Anordnung 20 bis 24 irdene Töpfe. Faßwagen sind im 
deutschen Wagenpark wenig vertreten, Württemberg besitzt 
solche zur Abfuhr von Latrine. 


Topfwagen. 


Für Kesselwagen, die zur Beförderung 
von Kohlensäure, schwefliger Säure und 
Chlor in verilüssigtem Zustande dienen, verlangt die Anlage C 
der Eisenbalınverkehrsordnung besondere Sicherheitsmaß- 
regeln, z. B. das Einhalten gewisser Grenzen für die Bean- 
spruchung der Flaschen bei dem 
inneren Druck, der bei Kohlen- 
säure bei der amtlichen, alle 
fünf Jahre zu wiederholenden, 
Wasserdruckprobe stoßfrei bis 
auf den sehr hohen Betrag von 
190 Atm. gesteigert werden 
muß. Auch die zulässige 
höchste Füllung im Verhältnis 
zum Fassungsraum der Gefäße 
ist vorgeschrieben, um zu hohen 
Druck infolge Erwärmung und 
Ausdehnung des Inhalts zu ver- 
meiden. Die dickwandigen 
Kohlensäureflaschen müssen fest Abb. 23. 

und sicher in die Wagen ein-  Rechteckiger Kesselwagen. 
gebaut, schichtweise nebenein- 

ander gelagert und mittels gemeinsamer Sammelrohre unter- 
einander verbunden sein. Diese Flaschenbatterie wird zegen 
unmittelbare Sonnenbestrahlung durch einen leichten Überbau 
geschützt. Wegen des großen Gewichts der Flaschen lassen 
sich in 2-achsigen Wagen nur etwa 6 t nutzbare Ladung 
flüssiger Kohlensäure unterbringen, wozu meist 36 Flaschen 
von 8,3 m oder 55 von 5,7 m Länge und 190 mm lichter Weite 
benutzt werden. Für 10 t werden daher zumeist 4-achsige 
Wagen gebaut; bei den württembergischen Staatseisenbahnen 
sind solche schon im Jahre 1885 eingestellt worden, und zwar 


Kohlensäurewagen. 


Güterwagen. 


nt 


Abb. 24. Gaswagen, Badi 


als Tieiladewagen mit stehend 
angeordneten Flaschen, so daß 
vollständiges Entleeren mög- 
lich ist. Durch schräge Lage- 
rung der Flaschen in zwei 
Batterien und die eigenartige 
Verbindung der Flaschen und 
Batterien untereinander nach 
Patent Qurin ist es möglich, 
dasselbe bei liegenden Flaschen 
zu erreichen. Es lassen sich 
hierbei auch 10 t Nutzlast auf 
3 Achsen unterbringen. 
Diese dienen dazu, das auf etwa 10 Atm. gepreßte 
Fettgas für die Beleuchtung der Personen-, Post- 
und Gepäckwagen oder Lokomotiven von den Gasbereitungs- 
anstalten den einzelnen Füllstationen zuzuführen, und zwar 
unter einem Druck von etwa 10 Atm., damit die Gasbehälter 
einer größeren Anzahl von Fahrzeugen mit Gas von etwa 
6 Atm. Überdruck gefüllt werden können. Die Gaswagen sind 
zumeist 2-achsig, wenn auf Einstellung in raschlaufende 
Personenzüge gerechnet wird, auch 3-achsig, und haben dann 
bis zu 28 cbm Inhalt. Die besonders großen Gaswagen der 
badischen Staatseisenbahnen (vergl. Abb. 24) sind 4-achsig und 
fassen in vier durch eine Ringleitung miteinander verbundenen 
Kesseln etwa 55 cbm Gas. Je mehr sich im Verlauf des Über- 
füllens der Gasdruck im Gaswagen dem in den Wagenbehältern 
nähert, um so langsamer vollzieht sich das Überströmen; wenn 
er gleich geworden ist, hört es ganz auf und der restliche Gas- 
vorrat im Kesselwagen kann ohne besondere Vorkehrung nicht 
mehr zum Nachfüllen benützt werden, wird also nutzlos hin und 
her geführt. Zur Vermeidung dieses Mißstandes besitzt der 
erwähnte badische Gaswagen eine Preßpumpe mit Antrieb 
durch einen 6-pierdigen Gasmotor, mittels der das Gas aus 
einem oder mehreren der 4 Behälter mit erhöhtem Druck in 
einen derselben oder in die Stationsleitung gepreßt werden 
kann, so daß sich das Nachfüllen rascher und mit genügendem 
Druck vollziehen und der Inhalt des Gaswagens weitgehend 
ausnützen läßt. Der aus der Abbildung ersichtliche hoch- 
liegende, kleinere Behälter enthält das Kühlwasser für den 
Gasmotor. 


Gaswagen. 


Die Gaswagen gehören zu den Bahndienst- 
wagen, d. h. zu den Wagen für die dienst- 
lichen Bedürfnisse der Bahnen selbst. Als solche sind außer- 
dem die verschiedensten Wagen zu nennen, von den einfachen 
Kies- und Erdwagen, die sich die Verwaltungen meist selbst 
herstellen unter Verwendung ausgemusterter alter Wagen oder 
Untergestelle, den Schlacken- und Schuttwagen oder den be- 
Sonderen Gewichtswagen für die Prüfung der Kranen- und 


Bahndienstwagen. 


Maßstab 1:80. 


Gleiswagen bis zu dem 
recht vielteilligen Wagen 
der Kgl. Eisenbahndirektion 
Saarbrücken für die Unter- 
suchung der Tunnelgewölbe 
bei intensivster elektrischer 
Beleuchtung und der eigen- 
artigen Schneeschleuder 
der Kgl. Eisenbahndirektion 
Breslau. Besonders er- 
wähnt seien nur noch die 
Wagenkrane, Ausleger- 
Drehkrane mit Gegen- 
gewicht, auf einem kurzen, bordlosen Wagen aufgebaut, an dem 
Schienenzangen und mit Schrauben einstellbare Stützen an- 
gebracht sind zur Sicherung des festen Standes, auch wenn 
am Kranhaken die größte zulässige Last hängt. Da die festen 
Ausleger die Wagenplattiorm weit überragen, muß beim Ein- 
stellen in den Zug ein besonderer Schutzwagen beigegeben 
werden. Um dies unnötig zu machen, werden die Ausleger 
neuerdings zweiteilig angeordnet. Bei den Wagenkranen nach 
Patent Zutt der Großh. badischen Staatseisenbahnen kann der 
vordere Teil des Auslegers mittels des zusätzlichen Wind- 
werkes nach rückwärts umgeklappt, bei der Bauart Flohr so- 
weit zurückgeschoben werden, daß der zulässige Überhang und 
das Lademaß II nicht überschritten werden. 


Es sind in vorstehendem nur wenige von den 
mancherlei deutschen Güterwagen näher beschrieben 
worden und nur neueste oder heute noch muster- 
gültige oder sonst besonders bemerkenswerte Bau- 
arten. Trotzdem dürfte auch diese Auslese erkennen 
lassen, daß es den Eisenbahnen und Wagenbau- 
anstalten Deutschlands stets gelungen ist, den ver- 
schiedensten Bedürfnissen des Verkehrs auch hin- 
sichtlich des Baues der Güterwagen in sachgemäßer 
Weise Rechnung zu tragen. 


3. Ausführung der wichtigeren Einzelteile. 


Für die vielerlei Anordnungen von Güterwagen 
sind auch die mannigfaltigsten Ausführungen- von 
Einzelteilen im Gebrauch. Die Einführung des Deut- 
schen Staatsbahnwagenverbandes, der bekanntlich 
voraussetzt, daß die Güterwagen seiner Mitglieder 
auch hinsichtlich der Unterhaltung auf allen Ver- 
bandsbahnen wie die eigenen behandelt, also wieder- 
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hergestellt werden, wo sich gerade die Notwendigkeit 
der Wiederherstellung ergibt, hat es zum dringenden 
Bedürfnis gemacht, wenigstens die meist gebrauchten 
Einzelteile möglichst rasch einheitlich zu gestalten. 
Nur so wird es mit der Zeit möglich werden, die Be- 
reithaltung größerer Vorräte an den verschiedenen 
Ersatzteilen der einzelnen Verwaltungen oder das 
lästige und zeitraubende Kommenlassen solcher zu 
vermeiden und dadurch die Wiederherstellung der 
Wagen in fremden Verbandswerkstätten zu verein- 
fachen, zu beschleunigen und billiger zu gestalten. 
Einheitliche Bauarten wurden für Verbandsgüterwagen 
bisher z. B. vereinbart für die Radsätze (mit Achs- 
schenkeln 115/200 mm, verwendbar auch für 2-achsige 
Wagen mit 20t 
Ladegewicht und 
für 15 t-Wagen, 
die in Personen- 
züge eingestellt 
werden sollen), 
Puffer, Zugvor- 
richtungen,Kupp- 
lungen, Achshal- 
ter (aus Preß- 
blech), Achs- 
büchsen, Trag- 
federn, Brems- 
dreiecke und 
Bremsklötze. 
Verbandsachsbüchse 
Als einheitliche 
Achsbüchse sowohl 
für festen Radstand 
wie für freie Lenk- 
achsen hat der 
Staatsbahnwagen- 
verband nach dem 
Vorgange vonSach- 
sen und Preußen 
eine einteilige 
Stahlgußbüchse 
nach Abb. 25 ge- 
wählt. Sie hat dicht 
aufgeschraubten 
Deckel, Unterschmierung durch Schmierpolster im Ölkasten, 
festgelagerte Rotgußschale mit Weißmetalleinguß und dichten 
Abschluß gegen das Rad. Maßgebend für die Wahl dieser 
allseits dicht abgeschlossenen und auch im Betrieb nicht rasch 
zu öffnenden Achsbüchse waren die guten Erfahrungen 
Sachsens hinsichtlich des fast vollständigen Ausfalls der sogen. 


Warmläufer und des geringen Ölverbrauchs bei derart ver- 
schlossenen Büchsen. 


Schnitta-b. 


Wegen der Kupplungen und Bremsanordnungen vergl. 
Kap. X. 


Für die Untergestelle der Güterwagen sind in 
|. Deutschland die drei Hauptanordnungen der 
Abb. 26 üblich, zunächst die am häufigsten angewendete nach 
Skizze a, bei der die mittleren Langträger in der Art von 
Streben gegen die Pufferecken des Stoßbalkens abgebogen 
und geradlinig durch besondere Winkeleisen fortgesetzt sind, 
dann die nach Skizze b, wobei die mittleren Langträger in 
ähnlicher Weise Streben gegen die Puffer bilden und die 
Zugstangenführung durch dasselbe U-Eisen abgestrebt ist 


Abb. 25. Achsbüchse, deutscher Staatsbahnwagenverband. 
Maßstab 2:15. 


(badische Anordnung), und endlich die württembergische An- 
ordnung nach Skizze c mit gerade durchgeführten, starken 
mittleren Langträgern und besonderen Streben nach den Ecken. 
Diese Ausführungsart wurde von Preußen schon vor einigen 
Jahren übernommen und nunmehr auch für die Verbandswagen 
gewählt, wie aus Abb. 3, 7 und 22 ersichtlich. 


Für 4-achsige Güterwagen sind neuerdings vor- 
wiegend zwei Anordnungen von Drehgestellen 
im Gebrauch, solche mit Rahmen und Querverbindungen in 
Preßblech (vergl. Abb. 19) und das amerikanische, sogen. 
Diamond-Gestell in der verbesserten sächsischen Ausführung 
mit Blattfedern an Stelle von Schraubenfedern, dargestellt 
in Abb. 27. 


Drehgestell. 


Bezüglich der Achsenstellung und der freien 
Lenkachsen sei auf Kap. VII verwiesen. Hier 
ist nur noch eine besondere Anordnung des Laufwerks zu er- 


Umsetzwagen. 


wähnen, die der 
: . sogenannte Um- 
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art Breidsprecher, 
die dazu bestimmt 
ist, dieselben Wa- 
gen auf der Regel- 
spur von 1435 mm 
und auf der um 
89 mm weiteren 
russischen von 
1524 mm verwend- 
bar zu machen. 
Dies wird dadurch 
erreicht, daß bei 
den übergehenden 
Wagen ‘auf der 
Grenzstation die 
Radsätze mit den 
Achsbüchsen aus- 
gewechselt werden. 
Der Wagen wird 
zunächst mit klei- 
nen Stützkarren 
unterfangen und 
dann samt diesen 
seitlich mitrollen- 
den Karren über 
eine nach der Mitte 
zu abfallende Grube 
geschoben, die 
einerseits schmale, 
andererseits weite 
Spur hat. Während des Rollens über die abfallende, 
z. B. breitspurige Seite der Grube fädeln sich die 
breitspurigen Achsen aus und bleiben in der Grube 
stehen, während sich inzwischen der Wagen auf die 
seitlichen Karren aufgelegt hat. Beim Weiterrollen fassen 
die mit besonderen Fangeisen versehenen Achsgabeln die auf 
dem ansteigenden Grubengleis bereit stehenden Regelachsen 
und allmählich senkt sich der Wagen wieder auf diese, die 
Stützkarren freigebend. Das Umsetzen geht rasch vor sich. 
Zwei Mann können bei einiger Übung in 5 bis 6 Minuten 
5 Wagen umsetzen, auch wenn ein Bremswagen dabei ist, 
dessen Bremsgestänge erst auf langen Bolzen zusammen- 
geschoben oder auseinandergerückt werden muß, damit die 
Bremsklötze wieder auf die Räder passen. Wenn auch der- 
artige Wagen zurzeit noch einschließlich der Patentgebühr um 
etwa 200, bei Bremswagen um rund 400 M. teurer sind als 
gewöhnliche, so soll sich diese Ausgabe reichlich bezahlt 
machen durch die Ersparnis an Kosten für Umladen, Ersatz für 
hierbei beschädigtes Gut und durch sonstige auf dem Gebiet 
des Verkehrs liegende Vorteile. 
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Abb. 26. Untergestell-Skizzen. 
Maßstab 1:75. 


4. Schmalspurige Güterwagen. 


Das bisher Ausgeführte hat 
sich nur auf Güterwagen für 
Regelspur bezogen, diejenigen für schmalspurige 
Neben- und Kleinbahnen zeigen vielfach ab- 
weichende Bauart, nicht allein wegen des engeren Zu- 
Sammenbaus aller Teile infolge der geringeren Spur- 
weite und der zumeist schmäleren Umgrenzungslinien, 
es bedingen die zusammengerückten Stützpunkte 
auch eine besonders tiefe Lage des Schwerpunktes. 
Dieselben örtlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse, 
die in erster Linie Veranlassung geben, eine Bahn statt 
mit Regelspur schmalspurig zu bauen, nötigen meist 
auch zur Anwendung kleiner und kleinster Krüm- 
mungen, leichter Schienen und starker Steigungen. 
Für die Anordnung der Güterwagen bedingt dies die 
Anwendung von kleinem festem Radstand, von Lenk- 
achsen und Drehgestellen, kleinem Raddruck und ge- 
ringem Eigengewicht im Verhältnis zum Ladegewicht. 
Das letztere kann nur selten mit 10 und 15 t ange- 
nommen werden, man wählt häufig 5 und 7% t, damit 
die Ladung von zwei oder drei schmal- 
Spurigen Wagen in einen mit Regelspur 
umgeladen werden kann und umgekehrt. 
Die württembergischen Schmalspurbahnen 
von 100 und 75 cm Spur nehmen insofern 
eine gewisse Sonderstellung unter den 
deutschen Schmalspurbahnen ein, als auf 
ihnen keine 
Güterwagen 
von weniger 
als 10 t Lade- 
gewicht im Ge- 
brauch sind. 
Die bedeckten 
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Abb. 27. „Diamond“- Drehgestell, Sächsische Staatseisenbahnen. 
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Wagen haben dort alle 10, die offenen 10 und 15 t 
Ladegewicht auf 3 Achsen bei 5 m Gesamtradstand, 
Westinghouse- und Handbremse. 

Unter No. 19 und 20 der Übersicht sind die Hauptab- 
messungen für den württembergischen Langholzwagen für 
100 cm Spur und 15 t Ladegewicht (Abb. 28) und für den offenen 
Wagen mit halbhohen Bordwänden für 75 cm Spur und 10 t 
Ladegewicht angegeben. Die ersteren haben freie Lenkachsen; 
Ladegewicht sowie Form und Größe des Laderaums zwischen 
den Rungen der Drehschemel sind dieselben wie bei den regel- 
spurigen Langholzwagen, weil die ganze Ladung mittels zweier 
Krahnen auf einmal von den Drehschemeln der Schmalspur- 
wagen in die der regelspurigen übergehoben wird. Die Wagen 
für 75 cm Spur haben wegen der scharfen, bis auf 50 m 
Halbmesser herabgehenden Krümmungen gekuppelte Lenk- 
achsen. 


Wagen für Kleinbahnen, deren Spurweite häufig 
nur 60 cm beträgt, und bei denen Krümmungshalb- 
messer von nur 15 m vorkommen, wird man zur Er- 
zielung einiger Ladefläche 4-achsig bauen. Übrigens 
sind gerade für die eigenartigen Bedürfnisse der 
Kleinbahnen die verschiedensten Anordnungen in Ge- 
brauch, auch vielfach Selbstentlader. 
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hergestellt werden, wo sich gerade die Notwendigkeit 
der Wiederherstellung ergibt, hat es zum dringenden 
Bedürfnis gemacht, wenigstens die meist gebrauchten 
Einzelteile möglichst rasch einheitlich zu gestalten. 
Nur so wird es mit der Zeit möglich werden, die Be- 
reithaltung größerer Vorräte an den verschiedenen 
Ersatzteilen der einzelnen Verwaltungen oder das 
lästige und zeitraubende Kommenlassen solcher zu 
vermeiden und dadurch die Wiederherstellung der 
Wagen in fremden Verbandswerkstätten zu verein- 
fachen, zu beschleunigen und billiger zu gestalten. 
Einheitliche Bauarten wurden für Verbandsgüterwagen 
bisher z. B. vereinbart für die Radsätze (mit Achs- 
schenkeln 115/200 mm, verwendbar auch für 2-achsige 
Wagen mit 20t 
Ladegewicht und 
für 15 t-Wagen, 
die in Personen- 
züge eingestellt 
werden sollen), 
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Verbandsachsbüchse 5 ; 3 

Als einheitliche 
Achsbüchse sowohl 
für festen Radstand 
wie für freie Lenk- 
achsen hat der 
Staatsbahnwagen- 
verband nach dem 
Vorgange von Sach- 
sen und Preußen 
eine einteilige 
Stahlgußbüchse 
nach Abb. 25 ge- 
wählt. Sie hat dicht 
aufgeschraubten 
Deckel, Unterschmierung durch Schmierpolster im Ölkasten, 
festgelagerte Rotgußschale mit Weißmetalleinguß und dichten 
Abschluß gegen das Rad. Maßgebend für die Wahl dieser 
allseits dicht abgeschlossenen und auch im Betrieb nicht rasch 
zu öffnenden Achsbüchse waren die guten Erfahrungen 
Sachsens hinsichtlich des fast vollständigen Ausfalls der sogen. 
Warmläufer und des geringen Ölverbrauchs bei derart ver- 
schlossenen Büchsen. 


— 25; —— 


Wegen der Kupplungen und Bremsanordnungen vergl. 
Kap. X. 


Für die Untergestelle der Güterwagen sind in 
Deutschland die drei Hauptanordnungen der 
Abb. 26 üblich, zunächst die am häufigsten angewendete nach 
Skizze a, bei der die mittleren Langträger in der Art von 
Streben gegen die Pufferecken des Stoßbalkens abgebogen 
und geradlinig durch besondere Winkeleisen fortzesetzt sind, 
dann die nach Skizze b, wobei die mittleren Langträger in 
ähnlicher Weise Streben gegen die Puffer bilden und die 
Zugstangenführung durch dasselbe U-Eisen abgestrebt ist 


Untergestell. 
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Abb. 25. Achsbüchse, deutscher Staatsbahnwagenverband. 
Maßstab 2:15. 


(badische Anordnung), und endlich die württembergische An- 
ordnung nach Skizze c mit gerade durchgeführten, starken 
mittleren Langträgern und besonderen Streben nach den Ecken. 
Diese Ausführungsart wurde von Preußen schon vor einigen 
Jahren übernommen und nunmehr auch für die Verbandswagen 
gewählt, wie aus Abb. 3, 7 und 22 ersichtlich. 


Für 4-achsige Güterwagen sind neuerdings vor- 
wiegend zwei Anordnungen von Drehgestellen 
im Gebrauch, solche mit Rahmen und Querverbindungen in 
Preßblech (vergl. Abb. 19) und das amerikanische, sogen. 
Diamond-Gestell in der verbesserten sächsischen Ausführung 
mit Blattfedern an Stelle von Schraubenfedern, dargestellt 
in Abb. 27. 


Drehgestell. 


Bezüglich der Achsenstellung und der freien 
Lenkachsen sei auf Kap. VII verwiesen. Hier 
ist nur noch eine besondere Anordnung des Laufwerks zu er- 
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100 art Breidsprecher, 
die dazu bestimmt 
ist, dieselben Wa- 
gen auf der Regel- 
spur von 1435 mm 
und auf der um 
89 mm weiteren 
russischen von 
1524 mm verwend- 
bar zu machen. 
Dies wird dadurch 
erreicht, daß bei 
den übergehenden 
Wagen auf der 
Grenzstation die 
Radsätze mit den 
Achsbüchsen aus- 
gewechselt werden. 
Der Wagen wird 
zunächst mit klei- 
nen Stützkarren 
unterfangen und 
dann samt diesen 
seitlich mitrollen- 
den Karren über 
eine nach der Mitte 
zu abfallende Grube 
geschoben, die 
einerseits schmale, 
andererseits weite 
Spur hat. Während des Rollens über die abfallende, 
z. B. breitspurige Seite der Grube fädeln sich die 
breitspurigen Achsen aus und bleiben in der Grube 
stehen, während sich inzwischen der Wagen auf die 
seitlichen Karren aufgelegt hat. Beim Weiterrollen fassen 
die mit besonderen Fangeisen versehenen Achsgabeln die auf 
dem ansteigenden Grubengleis bereit stehenden Regelachsen 
und allmählich senkt sich der Wagen wieder auf diese, die 
Stützkarren freigebend. Das Umsetzen geht rasch vor sich. 
Zwei Mann können bei einiger Übung in 5 bis 6 Minuten 
5 Wagen umsetzen, auch wenn ein Bremswagen dabei ist, 
dessen Bremsgestänge erst auf langen Bolzen zusammen- 
geschoben oder auseinandergerückt werden muß, damit die 
Bremsklötze wieder auf die Räder passen. Wenn auch der- 
artige Wagen zurzeit noch einschließlich der Patentgebühr um 
etwa 200, bei Bremswagen um rund 400 M. teurer sind als 
gewöhnliche, so soll sich diese Ausgabe reichlich bezahlt 
machen durch die Ersparnis an Kosten für Umladen, Ersatz für 
hierbei beschädigtes Gut und durch sonstige auf dem Gebiet 
des Verkehrs liegende Vorteile. 
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Abb. 26. Untergestell-Skizzen. 
Maßstab 1:75. 


4. Schmalspurige Güterwagen. 


Das bisher Ausgeführte hat 
sich nur auf Güterwagen für 
Regelspur bezogen, diejenigen für schmalspurige 
Neben- und Kleinbahnen zeigen vielfach ab- 
weichende Bauart, nicht allein wegen des engeren Zu- 
sammenbaus aller Teile infolge der geringeren Spur- 
weite und der zumeist schmäleren Umgrenzungslinien, 
es bedingen die zusammengerückten Stützpunkte 
auch eine besonders tiefe Lage des Schwerpunktes. 
Dieselben örtlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse, 
die in erster Linie Veranlassung geben, eine Bahn statt 
mit Regelspur schmalspurig zu bauen, nötigen meist 
auch zur Anwendung kleiner und kleinster Krüm- 
mungen, leichter Schienen und starker Steigungen. 
Für die Anordnung der Güterwagen bedingt dies die 
Anwendung von kleinem festem Radstand, von Lenk- 
achsen und Drehgestellen, kleinem Raddruck und ge- 
ringem Eigengewicht im Verhältnis zum Ladegewicht. 
Das letztere kann nur selten mit 10 und 15 t ange- 
nommen werden, man wählt häufig 5 und 71% t, damit 
die Ladung von zwei oder drei schmal- 

spurigen Wagen in einen mit Regelspur | 
umgeladen werden kann und umgekehrt. 
Die württembergischen Schmalspurbahnen 
von 100 und 75 cm Spur nehmen insofern 
eine gewisse Sonderstellung unter den 
deutschen Schmalspurbahnen ein, als auf 
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Abb. 28. EEE für 15t, Spurweite I m, Wärtiemibergische Staatseisenbahnen. 


Abb. 27. „Diamond“- Drehgestell, Sächsische Staatseisenbahnen. 
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Wagen haben dort alle 10, die offenen 10 und 15 t 
Ladegewicht auf 3 Achsen bei 5 m Gesamtradstand, 
Westinghouse- und Handbremse. 

Unter No. 19 und 20 der Übersicht sind die Hauptab- 
messungen für den württembergischen Langholzwagen für 
100 cm Spur und 15 t Ladegewicht (Abb. 28) und für den offenen 
Wagen mit halbhohen Bordwänden für 75 cm Spur und 10 t 
Ladegewicht angegeben. Die ersteren haben freie Lenkachsen; 
Ladegewicht sowie Form und Größe des Laderaums zwischen 
den Rungen der Drehschemel sind dieselben wie bei den regel- 
spurigen Langholzwagen, weil die ganze Ladung mittels zweier 
Krahnen auf einmal von den Drehschemeln der Schmalspur- 
wagen in die der regelspurigen übergehoben wird. Die Wagen 
für 75 cm Spur haben wegen der scharfen, bis auf 50 m 
Halbmesser herabgehenden Krümmungen gekuppelte Lenk- 
achsen. 


Wagen für Kleinbahnen, deren Spurweite häufig 
nur 60 cm beträgt, und bei denen Krümmungshalb- 
messer von nur 15 m vorkommen, wird man zur Er- 
zielung einiger Ladefläche 4-achsig bauen. Übrigens 
sind gerade für die eigenartigen Bedürfnisse der 
Kleinbahnen die verschiedensten Anordnungen in Ge- 
brauch, auch vielfach Selbstentlader. 


Rollböcke ung Zu: Ver- 


meidung | 
Rollschemel. As a E 


regelspuriger 
Güterwagen werden 
diese auf Rollböcken 
oder Rollschemeln, d. h. 


ladens 


Maßstab 1:80. 
12° 


180 


auf ganz niedrigen Schmalspurfahrzeugen besonderer 
Bauart auf die Schmalspur übergeführt. Ein Roll- 
bock ist ein 2-achsiges Wägelchen mit etwa 800 
bis 1200 mm Radstand und 10 bis 15 t Tragfähig- 
keit mit einem Drehschemel, dessen beide Enden 
die Räder einer Achse des regelspurigen Wagens 
tragen sollen und auf dem diese Räder und ihre 
Achse durch Klauen, Schrauben und Mitnehmer 
festgehalten werden können. Das Aufsetzen der 
Wagen auf die Rollböcke erfolgt auf besonderen Über- 
ladegruben, in denen die beiden Gleise verschiedener 
Spurweite derart ineinander greifen, daß die schmale 
Spur auf dem Boden der Grube liegt, die Schienen 
der Regelspur auf den Grubenrändern, und zwar mit 
einem scharfen Knick gegen die Schmalspur ab- 
fallend. Die Rollböcke werden in der Grube unter die 
Achsen des aufzubockenden Wagens gebracht und 
durch die Mitnehmer mit diesen lose verbunden. Dann 
wird der Wagen im regelspurigen Gleis gegen den er- 
wähnten Knick verschoben, an diesem setzen sich die 
Spurkränze auf die Drehschemel der mitlaufenden 
Rollböcke auf und der Wagen rollt nun auf letzteren. 
Die Verbindung eines derart aufgebockten Wagens 
mit dem vorlaufenden Fahrzeug erfolgt durch Steif- 
kuppeln, die an der ersten Achse des aufgeladenen 
Wagens, oder besser am Rollbock selbst, befestigt 
werden. 


Da ieder Radsatz durch einen eigenen Roll- 
bock unterstützt wird, kann man auf diese Weise 
2- und 3-achsige Wagen ohne Rücksicht auf ihren 
Radstand befördern, die ersteren auch in den engsten 
Krümmungen, die 3-achsigen soweit dies die Ver- 
schiebbarkeit ihrer Mittelachse oder des Dreh- 
schemels des mittleren Rollbocks zuläßt. 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


Vierachsige Wagen erfordern wegen des kleinen 
Radstandes der Drehgestelle eine andere Unter- 
stützung. Dazu, wie auch vielfach für 2- und 3-achsige 
Wagen, werden Rollschemel benützt, die aus einem 
ganz niedrig gebauten Drehgestellwagen mit außen- 
liegenden Langträgern bestehen. Auf diese Lang- 
träger werden die Vollspurwagen aufgeschoben und 
darauf mit Radkeilen befestigt, die wegen des wech- 
selnden Radstandes der aufgeladenen Wagen ver- 
schiebbar angeordnet sind. Für Vierachser werden 
zwei solche Rollschemel benötigt. Das Überladen auf 
Rollschemel (auch Beförderungswagen genannt) ist 
einfacher als das auf Rollböcke; wenn die letzteren 
auch für die Mittelachse 3-achsiger Wagen benützt 
werden sollen, müssen ihre Drehschemel seitlich ver- 
schiebbar angeordnet werden, was ziemlich umständ- 
lich und kostspielig ist. Es werden daher für 3-achsige 
Fahrzeuge die Rollschemel bevorzugt, obwohl sie er- 
heblich schwerer sind als ein Paar gewöhnlicher Roll- 
böcke. 

Mit gut gebauten Rollböcken und Rollschemeln 
können die schärfsten Krümmungen bis herab zu 15 
und 10 m Halbmesser befahren werden; bei ihrer 
Verwendung wird das Gewicht von Ladung und 
Wagen auf die doppelte Achsenzahl übertragen, der 
Raddruck also erheblich vermindert. Beide Um- 
stände bewirken, daß diese in Deutschland erfundenen 
und besonders verbreiteten Hilfsfahrzeuge auch auf 
Privatbahnen und Fabrikgleisen immer mehr Ver- 
wendung finden, wo es häufig von besonderem Vor- 
teil ist, trotz der Anwendung leichter Schienen und 
stark gekrümmter Schmalspurgleise, z. B. in ge- 
wundenen Straßen und auf engen Fabrikhöfen, 
schwer beladene und lange Vollspurwagen befördern 
zu können. 


Abb. 29. Rollböcke mit Luftdruckbremse auf württembergischer Strecke von 75 cm Spurweite. 


Kapitel IX. 


Triebwagen. 


Von Regierungs- und Baurat Loch im Königl. Eisenbahn-Zentralamt Berlin. 


Häufige Fahrgelegenheiten wirken anregend auf 
den Verkehr. Das gilt namentlich für den Personen- 
verkehr in unserer Zeit, in der das hochentwickelte 
Geschäftsleben danach drängt, an Zeit wo nur 
möglich zu sparen. Die Eisenbahnverwaltungen sind 
daher bestrebt, den Fahrplan immer weiter auszu- 
gestalten. Dies Bestreben findet seine Grenze darin, 
daß jeder Zugbetrieb in seinem Endergebnis auch für 
die Eisenbahnverwaltung wirtschaftlich sein muß. 
Lokomotivzüge verursachen nach den Ausführungen 
im Kapitel über das Fahrplanwesen hohe Auf- 
wendungen. Der Lokomotivbetrieb ist am wirtschaft- 
lichsten, wenn der Zug so lang gemacht wird, daß die 
Zugkraft der Lokomotive voll ausgenutzt wird. Das 
läßt sich aber nicht immer einrichten. Man hat auch 
leichtere Lokomotiven in Betrieb genommen, um 
kleinere Züge wirtschaftlich befördern zu können, und 
dabei die Ausgaben noch dadurch herabgesetzt, daß 
man den Heizer ersparte, indem man den Lokomotiv- 
führer zugleich die Heizerdienste verrichten ließ. Die 
kleinen Züge haben jedoch noch nicht genug Beweg- 
lichkeit, um sich dem Verkehrsbedürfinis leicht an- 
zuschmiegen. Ihre Fahrgeschwindigkeit ist meistens 
gering. Auch können sie nicht auf jeder Station, wo 
es aus wirtschaftlichen Gründen zweckmäßig wäre, 
umkehren, weil bei jeder Änderung der Fahrtrichtung 
die Lokomotive sich an das andere Ende des Zuges 
umsetzen muß. 


Der kleinste denkbare Zug ist der einzelne 
Personenwagen, der sich ohne Lokomotive mit 
eigener Kraftquelle fortbewegt. Läßt sich diese Kraft- 
quelle mit angemessenem Kostenaufwande schaffen, 
so wird ein solcher Wagen, der Triebwagen, in vielen 
Fällen im Personenverkehr außerordentlich nützlich 
verwendet werden können. Durch Einfügung von 
Fahrten solcher Triebwagen zwischen die vor- 
handenen Personenzüge lassen sich auch bei ge- 
ringerer Anzahl von Fahrgästen die Fahrgelegen- 
heiten in wirtschaftlicher Weise vermehren; es 
können auf Nebenlinien häufigere Verbindungen mit 
den Hauptorten und bessere Anschlüsse zu den Zügen 
auf den Hauptlinien geschaffen werden. Auch kann 
auf den Hauptlinien manche Anschlußgelegenheit für 
Orte, die zwischen den Haltestationen der schnell- 


fahrenden Züge liegen, ermöglicht und die Einrichtung 
des Vorortverkehrs in der Nähe großer Städte er- 
leichtert werden. 

Aus Erwägungen solcher Art sind die Be- 
mühungen, brauchbare Triebwagen herzustellen, der 
Eisenbahntechnik nicht neu. Erfolge von Bedeutung 
sind dabei lange Zeit nicht erzielt worden. Erst 
neuerdings haben die Fortschritte im Bau kleiner 
Dampfkessel und Maschinen, sowie die Entwicklung 
der elektrischen Akkumulatoren und leichter Trieb- 
maschinen für flüssige Brennstoffe zu einer be- 
deutenden Vervollkommnung der Triebwagen ge- 
führt. 


Bei Dampfwagen ist durch die Verwendung 
stark überhitzten Dampfes von hoher Spannung, der 
in sparsam arbeitenden kleinen Dampfmaschinen aus- 
genutzt wird, die Wirtschaftlichkeit erhöht und durch 
selbsttätige Feuerung mit Kohle oder Öl die Rauch- 
belästigung wesentlich vermindert worden. Die gün- 
stigen Eigenschaften des rein elektrischen Betriebes 
regten dazu an, die Verwendung der Akkumulatoren 
für Triebwagen anzustreben und es ist gelungen, 
Akkumulatoren von mäßigem Gewicht herzustellen, 
die bei sachmäßiger und sorgfältiger Unterhaltung 
einen wirtschaftlichen Betrieb ermöglichen. Die 
Automobilindustrie hat leichte Triebmaschinen für 
flüssigen Brennstoff hervorgebracht, die trotz ihrer 
Vielteiligkeit eine hohe Betriebssicherheit gewähren. 
Dies gab Anlaß, Triebwagen mit solchen Trieb- 
maschinen herzustellen. Unzuträglichkeiten für die 
Reisenden, wie Erschütterungen und übelriechende 
Gase sind dabei zwar nicht ganz zu vermeiden, 
lassen sich aber auf ein erträgliches Maß bringen. 
Die Anordnung von Verbrennungsmaschinen in 
Verbindung mit elektrischer Kraftübertragung hat 
sich namentlich für Triebwagen von großer Leistungs- 
fähigkeit als vorteilhaft erwiesen. 

Ob die Dampitriebwagen jemals ein Verkehrs- 
mittel von Bedeutung werden, steht dahin. Da- 
gegen ist schon jetzt zu übersehen, daß der Akku- 
mulatortriebwagen und vielleicht noch mehr der 
Verbrennungstriebwagen berufen ist, namentlich im 
Personenzugverkehr der Eisenbahnen Lücken aus- 
zufüllen, die in dem schwerfälligeren Lokomotiv- 
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betrieb auf manchen Bahnlinien kaum zu vermeiden 
sind. 


Beachtenswerte Erfolge erzielten zunächst die pfälzischen 
Eisenbahnen mit Akkumulatorwagen in längerer Betriebs- 
zeit. Die preußische Staatseisenbahnverwaitung machte sich 
diese Erfolge zu Nutzen, traf mancherlei Verbesserungen 
und unternahm einen Versuch im Mainzer Eisenbahn- 
direktionsbezirke. Der Nutzen dieses neuen Fahrzeugs trat 
alsbald hervor, und es wurde nunmehr der Versuch ge- 
macht, auf einer Reihe von Strecken des großen Gebiets der 
preußisch-hessischen Eisenbahngemeinschaft Akkumulatorwagen 
in stets verbesserter Form in den Betrieb zu bringen. Während 
im Jahre 1907 der Versuch mit 5 Wagen begonnen wurde, sind 
gegenwärtig rund 100 solcher Wagen, auf fast alle Eisenbahn- 
direktionsbezirke verteilt, im Betriebe und eine größere Anzahl 
befindet sich im Bau. 


Diese rasche Vermehrung des Parks an Akkumulatorwagen 
gibt den besten Beweis dafür, ein wie brauchbares Verkehrs- 
mittel der Triebwagen ist. Das Publikum weiß die Vorzüge 
häufiger Fahrgelegenheit zu schätzen und verlangt, einmal mit 
diesem Fahrzeug bekannt geworden, die Einlegung immer neuer 
Triebwagenfahrten. Die Eisenbahnverwaltung kann solchen 
Wünschen eher nachgeben, als wenn sie ganze Züge einlegen 
müßte. Es ist daher zu erwarten, daß sich der Triebwagen 
immer mehr einbürgern und daß dieses neue Fahrzeug sich 
dauernd als eine unentbehrliche Ergänzung des Zugbetriebes er- 
weisen wird. 


1. Die Dampitrieb- 
wagen. 


Mit Dampftriebwagen 
sind, abgesehen von der 
Verwendung solcher Wa- 
gen auf Straßenbahnen 
und Kleinbahnen, von 
vielen deutschen Eisen- 
verwaltungen Versuche 


a 


65.30 


Abb. 1. 


Abb. 2. Dampftriebwagen nach Bauart Kittel der poulset. 
hessischen Staatseisenbahnen. 


gemacht worden; vorwiegend ohne wesentlichen 
Erfolg. 
Die preußisch - hessischen Eisenbahnen haben 


3 Stück nach der Bauart Kittel aus Ganz-Triebwagen 
umgebaute Wagen im Betrieb ; versuchsweise sind auch 
2 Triebwagen mit Stoltzkessel gebaut worden. Auf 
den bayerischen Staatseisenbahnen sind 2 zwei- 
achsige Ganz-Triebwagen und 7 vierachsige Dampi- 
triebwagen nach der Bauart Maffei in Dienst gestellt. 
Auf den württembergischen Staatseisenbahnen werden 
Triebwagen nach der Bauart Kittel mit gutem Erfolg 
betrieben; die Serpolletwagen sind in Kittelwagen um- 
gebaut worden; gegenwärtig sind 15 zweiachsige 
Kittelbetriebwagen vorhanden. Die sächsischen 
Staatseisenbahnen haben einen Serpollettriebwagen. 


Der Triebwagen ruht auf 
2 Drehgestellen von 2,75 und 
eisenbahnen nach Bauart 2,90 r Basta; arg ES 
Maffei. das größere den Antrieb er- 

hält. Der Gesamtradstand be- 

trägt 15,705 m und die gesamte Länge über den Puffern 19,94 m. 
Der Wagen enthält 3 Personenräume mit 55 Sitzplätzen 
3. Klasse und 20 Plätzen 4. Klasse, sowie einen Abort. Der 
Dampikessel ist nach Art eines Lokomotivkessels gebaut und 
hat 41,2 qm Heizfläche und 7 qm Überhitzerfläche. Er wird mit 
16 Atm. Dampfüberdruck be- 
trieben. Die Vorratsräume 
enthalten 3,3 cbm Wasser 
und 0,70 cbm Brennmaterial. 
Es wird böhmische Braun- 
kohle verfeuert. Der Rost 
wird halb selbsttätig be- 
schickt durch einen Trichter, 
der vom Dache des Führer- 
standes aus gefüllt wird. 
Die Dampfmaschine ist eine 

Zwillingsmaschine mit 


Der vierachsige Dampftrieb- 
wagen der bayerischen Staats- 


(Vergl. Text S. 183.) 
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Zweiachsiger Triebwagen, Bauart Kittel. 


Württembergische Staatseisenbahnen. 


Triebwagen. 
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Kolbenschieber. Jeder Zylinder enthält 2 gegenläufige Kolben, 
von denen jeder eine Dreligestellachse antreibt. Der Zylinder 
hat 200 mm Durchmesser und der Kolben 260 mm Hub. Das 
Dienstgewicht des Triebwagens beträgt 47—48 t. 

Der Wagen hat einen Rad- 
stand von 5,0 m und eine Ge- 
samtlänge von 11,436 m. Der 


Der zweiachsige Dampftrieb- 
wagen nach der Bauart Kittel 
der württembergischen Staats- Waen it an eis dann 


eisenbahnen. (Abb. 1.) Ende, wo sich der Kessel mit 
dem Führerstande befindet, verbreitert, so daß der Führer auch 
bei der Rückwärtsfahrt des Wagens von demselben Führer- 
stande aus die Strecke und die Signale überschauen kann. 
Zwischen dem Kesselraum und der hinteren Plattform sind 
3 Personenräume mit insgesamt 44 Plätzen angeordnet. Der 
Kittel'sche Kessel ist ein stehender Feuerrohrkessel. Er enthält 
eine flußeiserne Wellrohrfeuerbuchse, von deren Decke senk- 
recht stehende Feuerrohre nach der Decke des Kesselmantels 
aufsteigen. Der obere Teil des Kesselmantels ist ringförmig 
erweitert, um einen größeren Dampfraum und eine größere Ver- 
dampfungsfläche zu schaffen. In der Rauchkammer oberhalb 
der Manteldecke ist ein Überhitzer, der aus einem ringförmigen 
Rohrbündel besteht, untergebracht. Der Dampf, der diesem 
Überhitzer zugeführt wird, ist schon in dem oberen Kesselraum 
durch die Feuerrohre vorgetrocknet. Die Heizfläche des 
Kessels beträgt 25,5 qm, die des Überhitzers 4,6 qm, die Rost- 
fläche 0,71 qm, der Wasserinhalt 780 Liter und der Dampi- 
überdruck 16 Atmosphären. Die Vorratsbehälter fassen 
1500 Liter Wasser und 450 kg Kohlen. 

Die Dampimaschine ist eine einfache Zwillingsmaschine 
und leistet dauernd 80 Pferdestärken. Die Zylinder sind außen 
zu beiden Seiten des Wagens angeordnet und wirken auf die 
Triebachse an außerhalb der Räder liegenden Kurbeln. Da- 
durch ist die Maschine gut zugänglich und kann jederzeit leicht 
nachgesehen werden. Dem Wagen können bis zu 3 Anhänge- 
wagen beigegeben werden. Das dienstfähige Gewicht des 
Wagens beträgt 21 Tonnen, der Preis etwa 29600 M. 


Der Triebwagen 


Der Dampitriebwagen nach der Bauart ruht aut 2. Achis 


Kittel der preußisch-hessischen Der Radstand ist 
Staatseisenbahnen. (Abb. 2.) 624 m und die 


ganze Wagenlänge über den Pufiern 11,58 m. An den 
beiden abgerundeten Stirnseiten des Wagenkastens sind 
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“ Führerstände angeordnet. 


Der eine enthält den Kittel'schen 
Dampikessel und ist nach den Längsseiten verbreitert, um 
einen Ausblick längs des Wagenkastens auf die Strecke zu 
gewähren. Zwischen beiden Führerräumen liegen die Per- 
sonenräume, die durch einen Quergang, der als Eingang dient, 
in 2. und 3. Klasse geschieden sind und 8 Sitzplätze 2. und 
27 Sitzplätze 3. Klasse, also zusammen 35 Plätze enthalten. 

Der Kessel hat 35,5 qm Heizfläche und 0,71 qm Rostfläche 
und ist für Kohlenfeuerung eingerichtet. Die Vorratbehälter 
fassen 1,2 cbm Wasser und 430 Kilogramm Kohle. Die Zwillings- 
dampimaschine hat 300 mm Kolbenhub und 220 mm Zylinder- 
durchmesser. Der Triebwagen kann mit einer Fahrgeschwindig- 
keit von 60 Kilometern in der Stunde betrieben werden. Er 
wiegt dienstiähig 18200 Kilogramm und hat einschließlich des 
Umbaues 46 425 Mark gekostet. 


Um einen Versuch mit dem 
x 5 > für hochgespannten überhitzten 
preußisch-hessischen Eisen- Dampf destimmten Stottdampt- 

bahnen. (Abb. 3 und 4.) kessel zu machen, sind 2 Trieb- 
wagen dieser Bauart beschafft worden. Die ungünstigen Er- 
fahrungen mit den Dampfkesseln haben jedoch dazu geführt, 
einen Umbau in Betracht zu ziehen. 


Der Stoltzkessel (Abb. 3) besteht aus einer Anzahl quadra- 
tischer, durch Längs- und Querbohrungen ausgehöhlter Stahl- 


Der Stoltztriebwagen der 


Hi Hier, 


e; 
s 
SES ES, 


gpp eps 


HN 


Abb. 3 und 4. 


Oben: Kessel des dreiachsigen Stoltz- 
schen Dampiwagens. 


Links: Querschnitt des vorderen Teils 
des Stoltzs’chen Dampiwagens. 


Unten: Grundriß des Stoltz’schen 
Damptwagens (Preußisch-hessisch. 
Staatseisenbahn). 
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platten, die aufrecht nebeneinander gestellt und deren Bohrungen 
durch Rohre so miteinander verbunden sind, daß sie einen zu- 
sammenhängenden Raum zur Aufnahme von Wasser und Dampf 
bilden. Zwischen die Platten sind Überhitzerschlangen einge- 
baut. Der Kessel hat 18,3 qm Heizfläche und 0,715 qm Rost- 
fläche und wurde mit einem Dampfdruck von 35 Atmosphären 
betrieben. 

Die Verbundmaschine wirkt auf die gekröpfte Welle der 
Triebachse, hat 320 mm Hub und 165 und 300 mm Zylinder- 
durchmesser und ist mit Lentz’scher Ventilsteuerung versehen. 
Sie leistet 100 Pferdestärken bei einer Fahrgeschwindigkeit von 
50 Kilometern in der Stunde 

Der Wagen (Abb. 4) enthält 32 Sitzplätze 3. Klasse und 
30 Sitz- und Stehplätze 4. Klasse, also zusammen 62 Plätze. Er 
wiegt betriebsfähig 38 700 kg und hat 43000 M. gekostet. 


2. Die Akkumulatortriebwagen. 


Um die Entwicklung der Akkumulatortriebwagen 
hat sich die Verwaltung der pfälzischen Eisenbahnen 
besonders verdient gemacht. Nachdem sie in den 
Jahren 1894 und 1895 günstige Ergebnisse mit dem 
Akkumulatorenbetrieb auf den schmalspurigen Neben- 
bahnstrecken Ludwigshafen - Mundenheim erzielt 
hatte, entschloß sie sich zu einem Versuche auf 
Hauptbahnstrecken und hat dann den Betrieb der 
Wagen mit gutem Erfolg fortgesetzt. 

Gegenwärtig sind bei den pfälzischen Eisenbahnen, die 
inzwischen den bayerischen Staatseisenbahnen angegliedert 
worden sind, 4 Stück 4-achsige und 3 Stück 3-achsige Akku- 
mulatortriebwagen in Betrieb. 

Die bayerischen, die württembergischen und die sächsischen 
Staatseisenbahnen haben auch Versuche mit Akkumulatortrieb- 
wagen gemacht. Die Wagen sind jedoch wegen ungünstiger Be- 
triebsergebnisse zum Teil wieder ausgeschieden worden; nur bei 
den sächsischen Eisenbahnen befindet sich noch ein 4-achsiger 
Akkumulatortriebwagen. 

Die preußisch-hessische Staatseisenbahnverwaltung sah sich 
durch die günstigen Erfahrungen der pfälzischen Eisenbahnen 
veranlaßt, der Beschaffung von Akkumulatortriebwagen ebenfalls 
näher zu treten. Es wurden zunächst 5 Stück 3-achsige Berliner 
Vorortwagen in der Hauptwerkstatt Tempelhof zu Akkumulator- 
triebwagen umgebaut, die im Frühjahr 1907 im Bezirke der 
Eisenbahndirektion Mainz in Betrieb kamen. Als diese Wagen 
sich bewährten, wurde gleich mit der Beschaffung von Akku- 
mulatortriebwagen weiter vorgegangen. 

Bei den ersten Akkumulatortriebwagen sind die 
Akkumulatoren unter den Sitzen unterhalb des 
Wagenfußbodens untergebracht worden. Dabei läßt 
die Zugänglichkeit der Batterie zu wünschen übrig. 
Die Sitze fallen unbequem aus und die Anordnung 
einer guten Heizung ist schwierig. Ferner müssen 
beim Laden jedesmal die Bänke aufgeklappt werden, 
damit die sich entwickelnden Gase abziehen können. 

Die neueren Triebwagen erhielten einen be- 
sonderen Raum zur Aufstellung der Batterie. Sie sind 
als Doppelwagen gebaut und die Batterien sind an den 
äußeren Stirnwänden in niedrigen Vorbauten unter- 
gebracht, über die der Führer hinwegsehen kann. 

Die Mehrzahl der Wagen hat Hauptstrom- 
motoren als Triebmaschinen. Sie brauchen zum An- 
fahren Widerstände, die in die Hauptstromkreise ein- 
geschaltet werden, um die Stromstärke zu regeln, 
und müssen beim Herabfahren auf Gefällstrecken und 
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beim Bremsen die von der lebendigen Kraft des 
Wagens herrührende Energie durch Erwärmung von 
Widerständen oder durch Reibung an den Brems- 
klötzen vernichten. 

Um diese Verluste zu vermeiden, ist mit einem 
4-achsigen Akkumulatortriebwagen der Versuch 
gemacht worden, die Anfahrwiderstände durch Unter- 
teilung der Batterie zu vermeiden und Energie durch 
Verwendung von Nebenschlußmotoren wiederzuge- 


winnen. 

Dieser Wagen ist seit Ende 1907 im Betrieb und verkehrt 
zurzeit bei Limburg im Bezirke der Eisenbahndirektion Frank- 
furta. Main. Er enthält sehr sinnreiche Einrichtungen, um Über- 
einstimmung zwischen den 4 Triebmaschinen herzustellen, wird 
aber wegen seiner Vielteiligkeit nicht wieder gebaut werden. Auf 
Grund der mit ihm gewonnenen Erfahrungen sind weitere 
5 Akkumulatortriebwagen mit Nebenschlußmotoren nach der 
Bauart der Doppelwagen, aber wesentlich vereinfachter elek- 
trischer Einrichtung bestellt worden, die Anfang 1911 in Betrieb 
kommen werden. 

Es ist das Verdienst des Referenten im preußischen 
Ministerium der öffentlichen Arbeiten, Geheimen Oberbaurat 
Wiittfeld, die Vorzüge der Akkumulatortriebwagen frühzeitig er- 
kannt und die Wege angegeben zu haben, die für den Ausbau 
und die Entwicklung dieses Triebwagens maßgebend waren. 

Seit dem Jahre 1907 sind im ganzen 97 Akkumulatortrieb- 
wagen von der preußischen Eisenbahn gebaut worden. Außer- 
dem sind für das Etatsiahr 1911 noch weitere 33 Doppelwagen 
bestellt. 


Der Wagen ist über die 
Puffer 18,8 m lang und ruht auf 
2 Drehgestellen von 2,5 m Rad- 
stand. Der Abstand der Dreh- 


Die 4-achsigen Akkumulator- 
triebwagen der bayerisch- 
pfälzischen Eisenbahnen. 


zapien beträgt 11,0 m. 

Der Wagenkasten ist an den Enden eingeengt und enthält 
daselbst einen Führerstand, sowie einen Eingang für je ein 
größeres Abteil 2. Klasse. Zwischen diesen Abteilen sind 6 Ab- 
teile 3. Klasse angeordnet, die durch Türen von außen zugäng- 
lich gemacht sind. Die Kastenbreite beträgt 3,000 m. Da hierbei 
die geöffneten Türen und Fußtritte in das Umgrenzungsprofil 
des lichten Raumes kommen, so ist eine Vorrichtung angebracht, 
wodurch die Fußtritte während der Fahrt unter den Wagen 
zurückgeschoben und die Türen verriegelt werden. Der Wagen 
enthält 112 Sitzplätze; es sind dabei 6 Sitzplätze auf die Wagen- 
breite angenommen. 

Unter 26 von 36 auiklappbaren Sitzbänken sind Holzkästen 
zur Aufnahme der Batterienelemente, unter den übrigen 
10 Bänken Heizkörper für Brikettheizung untergebracht. 

Die Holzkästen sind innen sorgfältig säurefest ausgekleidet 
und haben im Boden einen Ablauf für ausgespritzte Säure. In 
jedem Kasten sind 6 Elemente untergebracht. Die Kasten 
können zum Auswechseln unter den Sitzen hervorgezogen, mit 
Hebezeugen auf Pritschen gehoben und mit diesen durch die 
Türen ausgefahren werden. 

Zum Laden wird die Batterie in 2 Hälften parallel, für die 
Fahrt werden die beiden Hälften hintereinander geschaltet. Beim 
Laden werden die Sitze hochgeklappt und die Wagentüren ge- 
öffnet, so daß die aufsteigenden Säuredämpfe leicht entweichen 
können. Während der Fahrt werden die Batterieräume durch 
Windfänge, die an den Außenwänden angebracht sind, entlüitet. 

Die Batterie besteht aus 156 Elementen der Hagener Akku- 
mulatoren-Fabrik und hat eine Kapazität von 225 Amperestunden 
bei 130 Ampere Entladestrom. 

Der Antrieb des Wagens erfolgt durch 2 vierpolige Haupt- 
strommotoren, die mit einfacher Räderübersetzung auf die 


Triebwagen. 
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Abb.5. Akkumulator-Doppelwagen der preußisch-hessischen Eisenbahnen. 


beiden Achsen eines Drehgestells einwirken. Die Motoren 
werden durch Fahrschalter von den Führerständen aus ge- 
steuert; sie werden dabei beim Anfahren parallel und nach Er- 
reichung einer Geschwindigkeit von etwa 25 Kilometern hinter- 
einander geschaltet. Die größte Fahrgeschwindigkeit ist 50 bis 
55 Kilometer in der Stunde. 

Die Wagen sind im Innern mit elektrischen Glühlampen be- 
leuchtet, sowie außen mit den vorgeschriebenen Stirn- und 
Schlußsignalen ausgerüstet. Zur Abgabe von akustischen 
Signalen sind lauttönende Glocken unter den Führerständen an- 
gebracht, deren Klöppel von dem Führer mit dem Fuße be- 
wegt wird. 

Der Triebwagen wiegt 45000 Kilogramm und kostet 
55000 Mark. Die Betriebs- und Unterhaltungskosten sind auf 
27,52 Pfennig für 1 Wagenkilometer berechnet. 


Der Triebwagen besteht aus 2 
miteinander durch Kurzkuppe- 
lung verbundenen Hälften. 
An den äuäßeren Stirnwänden 
niedrige Vorbauten sind zur Aufnahme je einer Batteriechälite 
angebracht. Die Wagen waren zuerst vierachsig gebaut worden. 
Bei den neueren Ausführungen ruht der Triebwagen auf 
6 Achsen. Je 2 Laufachsen sind in Abständen von 1,5 m unter 
den beiden Batterievorbauten und je eine Triebachse 
(Abb. 6) ist in der Nähe der Kurzkuppelung jeder Wagenhälfte 
untergebracht. Alle Achsen sind Lenkachsen. Der Radstand 
jeder Triebwagenhälfte beträgt 9,15 m, der des ganzen Trieb- 
wagens 22,85 m; die gesamte Länge über den Puffern 25,95 m. 

An den äußeren Stirnseiten ist zunächst hinter dem Akku- 
Führerstand angeordnet, der zugleich als 


Die Akkumulator - Doppel- 
wagen der preußisch-hessischen 
Eisenbahnen. (Abb. 5.) 


mulatorenraum ein 


Eingang zu der Wagenhälfte dient, dahinter folgt ein großes 
und ein kleines Abteil 3. oder 4. Klasse. In der Regel ist die 
eine Wagenhälite als 3. Klasse und die andere als 4. Klasse 
ausgebildet. Das kleine Abteil 4. Klasse hat nach außen 
gehende Doppeltüren und kann als Gepäckraum benutzt werden, 
während das kleine Abteil 3. Klasse auch als 2. Klasse Ver- 
wendung finden kann. 


In der 4. Wagenklasse sind 36 Sitzplätze und 18 Steh- 
plätze und in der 2. Klasse 46 Sitzplätze. In dem während der 
Fahrt hinteren Führerabteil sind noch 6 Stehplätze, so daß der 
Triebwagen insgesamt Platz für 106 Personen hat. 


Durch je eine Tür in den Wänden an der Kurzkuppelung 
ist ein Durchgang für den Schaffner zwischen den beiden Trieb- 
wagenhälften geschaffen. 


Die innere Ausstattung der Wagen entspricht im allgemeinen 
der der übrigen Betriebsmittel der preußisch-hessischen Eisen- 
bahnen. Abb. 7 zeigt die Innenansicht des Abteils 3. Klasse. 
Die Bänke sind mit niedrigen Rückwänden versehen, und Ge- 
päcknetze sind nur an den Wagenwänden, aber nicht über den 
doppelten Sitzbänken angeordnet, so daß die größeren Abteile 
einen freien Überblick gewähren. 

Die Heizung geschieht durch Preßkohlenöfen, die unter den 
Sitzen angeordnet sind und von außen bedient werden. Zur 
Beleuchtung sind elektrische Glühlampen verwendet. 


Der äußere Anstrich der Wagen entspricht am Untergestell 
und dem unteren Teile der Wände in der Farbe dem der übrigen 
Wagen 3. und 4. Klasse; der obere Teil des Wagenkastens 
hat eine elfenbeinfarbige Färbung erhalten, so daß der Trieb- 
wagen sich deutlich von den übrigen Wagen abhebt. 


Triebachse. 


Akkumulator-Doppelwagen. 


Abb. 7. 


Innenansicht. 


186 


Die Batterieräume (Abb. 9) an den beiden 


äußeren Stirnwänden des Triebwagens sind (o A 
oben durch einen verschiebbaren Deckel abge- : y 
schlossen. Der Deckel läuft auf Rollen in der ze 
Längsachse des Wagens und kann, um die 64 50 
ganze obere Öffnung des Batterieraumes frei- to E r~ 
E 3 


zugeben, am Ende des Wagens um eine wagerechte 
Achse umkippen. Der Batterieraum und der Deckel 
sind im Innern mit einem säurefesten Anstrich ver- 
sehen; eiserne Querstangen sind mit einem Blei- 
mantel umgeben, so daß kein blankes Metall mit den 
Säuredämpfen in Berührung kommen kann. Jeder 
Batterieraum enthält 84 Elemente, der Triebwagen 


Legende zum Schal- 
tungsschema. 
lu. Il Batterie zu je 
84 Zellen: 

a) Vorschaltwider- 
stand für den 
Sperrmagneten, 
2Glühlampen zu 
je 110 Volt, 

a,) desgl. 2 Glüh- 
lampen zu je 
220 Volt, 


Bei geschlossenen Steckkontaktdeckeln 


Parallel-Ladung 


„ Reihen-Ladung . 


Abb. 8. Ladeschaltung der 


also insgesamt 168. Diese Elemente sind in Hartgummikasten 
eingebaut, die den Platten unten genügend Raum zur Ablagerung 
von Bleischlamm lassen. Je 14 Elemente sind in gemeinsamen 
Holztrögen vereinigt. Diese Tröge haben säurefeste Aus- 
kleidung und sind nach dem Boden und nach den Seitenwänden 
des Wagens durch Porzellanstützen isoliert. 

Die Batterie hat eine Kapazität von 368 Amperestunden bei 
180 Ampere Entladung und ist damit imstande, soviel elektrische 
Energie abzugeben, als eriorderlich ist, um den Triebwagen 


Abb. 9. Batterie (oben geöffnet). 
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100 km auf ebener Strecke mit einer Geschwindigkeit 
bis zu 60 km in der Stunde fortzubewegen. Der Strom- 
verbrauch beträgt etwa 18 bis 20 Wattstunden für 
1 Tonnenkilometer. Die größte zulässige Ladestrom- 
stärke kann 160 bis 200 Ampere betragen. Um die 
Batterie nach vollständiger Entladung wieder aufzuladen, 
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sind 400 Amperestunden erforderlich. 
Eine Reinigung der Batterie vom Blei- 
schlamm ist erst erforderlich, nachdem 
der Wagen einen Weg von 70 bis 
90 000 km zurückgelegt hat. 

Beim Betrieb des Wagens sind die 
beiden Batteriehälften stets in Reihe 


b) Stecker für Ladung 
der Batterie in 
Parallelschaltung, 

bı) desgl. ın Reihen- 
schaltung, 

c) Steckkontakte mit 


\ 
/ ID: woi Deckel, 
1 Hiio- \ d) Vorschaltwider- 
: | Qynamo 440 ht | stände für den Be- 
N j leuchtungskreis 
beim Laden. 
schwach und stark punktierte Leitung geschlossen 
» » „ » unterbrochen 
| v ze ” ” ” 
— an u ” geschlossen 
Akkumulatoren-Doppelwagen. 
geschaltet. Das Aufladen der Batterie kann sowohl für 


beide Batteriehälften in Reihenschaltung als auch in Parallel- 
schaltung erfolgen. Die Ladedosen, die auf beiden Seiten 
des Triebwagens in der Nähe der Kurzkupplung vor- 
gesehen sind, sind so beschaffen, daß sowohl Ladestöpsel für 
Reihenschaltung und für Parallelschaltung Verwendung finden 
können, und es möglich ist, denselben Wagen einmal aneiner Lade- 
satation mit Reihenschaltung und ein andermal an einer Station 
mit Parallelschaltung zu laden. Die Ladeschaltung zeigt Abb. 8. 


Abb. 10. 


Fahrschalter (unten geöffnet). 


Triebwagen. 
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Damit beim Laden das elektrische Licht trotz der höheren 
Ladespannung der Batterie brennen kann, wird beim Öffnen des 
Deckels der Ladedose ein Widerstand vor die Beleuchtungs- 
stromkreise geschaltet. 


Bei den Wagen mit Hauptstrommotoren sind 2 85 pferdige 
Triebmaschinen mit Wendepolen eingebaut, die auf die Achsen 
an der Kurzkuppelung mittels einfacher Zahnübersetzung 
wirken. Von den Nebenanschlußtriebwagen ist einer mit 2 Trieb- 
maschinen von je 115 PS Stundenleistung ausgerüstet; die 
anderen haben nur je eine Triebmaschine von 230 PS. 


Die Triebmaschinen werden durch die Fahrschalter (Abb. 10) 
von den Führerständen aus angelassen und zunächst hinter- 
einander, dann nebeneinander, geschaltet. Die 2 Motoren des 
Nebenschlußwagens bleiben immer hintereinander, und zwar sind 
die Anker und die Magnetschenkelwindungen je für sich hinter- 
einander geschaltet, so daß beide Motoren stets von gleichen 
Strömen durchflossen werden. 


Es kann immer nur von einem Führerstande gefahren 
werden. Um Überlastungen der Triebmaschinen und der Akku- 
mulatorbatterien zu verhindern, sind selbsttätige Höchststrom- 
ausschalter in dem Arbeitsstromkreise vorgesehen. Der Führer 
kann den unterbrochenen Strom erst wieder einschalten, wenn 
er mit der Fahrkurbel in die Aniangslage zurückgegangen ist. 

Die Kurbel des Fahrschalters ist mit einem Druckknopf oder 
beweglichen Handgriff versehen, der während der Fahrt stets 
niedergedrückt werden muß. Sobald der Führer den Druck- 
knopf losläßt, wird der Fahrstrom unterbrochen und nach 
2 Sekunden auch die selbsttätige Luftdruckbremse angestellt. 
Dadurch ist es möglich, den Führerstand nur mit einem Mann zu 
besetzen. Sobald der Führer versagt, tritt die Druckknopf- 
einrichtung in Tätigkeit und bringt den Triebwagen zum Halten. 

Der Triebwagen ist mit Zweikammer-Luftdruckbremse aus- 
gerüstet, die Bremse kann aber auch von Hand bedient werden. 
Die Druckluft wird von einer elektrisch betriebenen Luftpumpe 
geliefert, die unter dem Wagen 4. Klasse angebracht ist. Durch 
einen Druckluftregler wird die Luftpumpe abgestellt, sobald der 
Druck von 4'/s Atmosphären erreicht ist, und wieder angestellt, 
sobald der Druck auf 3° Atmosphären sinkt. 


Die Beleuchtung erfolgt durch 25 kerzige Tantallampen, die 
für eine Spannung von 80 Volt bemessen sind. Es sind ie 
2 Lampen in Reihe an eine Batteriehälfte geschaltet. Die Ein- 
richtung ist aber so getroffen, daß die gesamte Beleuchtung von 
jedem Führerstande aus beliebig ein- und ausgeschaltet werden 
kann. Ein Ordnungsschalter, über den der Steuerstrom geführt 
ist, sorgt dafür, daß die Signallaternen bei der Fahrt richtig eın- 
geschaltet sind. 

Die elektrischen Leitungen sind der Feuersicherheit wegen 
als Asbestkabel ausgeführt und auf Asbestunterlage verlegt. 
Die meisten Leitungen sind unter dem Wagen angeordnet. Sie 
sind möglichst starr mit Klemmen, Brücken und Paßgußstücken 
verlegt und mit Provildeckblechen abgedeckt. 


Die am Kurzkuppelende zwischen beiden Wagen über- 
gehenden Leitungen sind in wasserdicht verschlossene 
Kupplungskasten eingeführt, an kräftige Kontaktbolzen an- 
geschlossen und zwischen diesen durch in Leder eingenähte 
Kabel verbunden, 


Der diensttähige Akkumulatorwagen wiegt 60 Tonnen; die 
Anschaffungskosten betragen etwa 80 000 Mark. 

Die Akkumulatortriebwagen haben auf den preußisch- 
hessischen Eisenbahnen im Jahre 1909 durchschnittlich 39 268 km 
geleistet. In einem Eisenbahndirektionsbezirk ist eine Durch- 
schnittsleistung von 51 226 km erreicht worden. Die Ausgaben 
für Betrieb und Unterhaltung einschließlich Verzinsung und Ab- 
schreibung der Wagen und Ladeeinrichtungen haben etwa 
50 Pfennige für ein Triebwagen-Kilometer betragen, wobei 
Unterhaltung und Erneuerung der Batterien mit 9 Piennigen für 
das Kilometer in Ansatz gebracht sind. Die durchschnittliche 
Besetzung war so groß, daß ein genügender Betriebsüberschuß 
erzielt worden ist. An verschiedenen Stellen mußten wiederholt 
Anhängewagen mitgeführt werden. 


Bei Versuchsfahrten mit dem 6-achsigen Akkumulator- 
doppelwagen auf einer genau 50 km langen, fast horizontalen 
Strecke, wobei der Wagen einschließlich 6000 Kilogramm Be- 
lastung ein Gewicht von 66,5 Tonnen hatte, sind bei Hin- 
und Rückfahrt, also auf 100 km, die in untenstehender Zahlen- 
liste abgegebenen Ergebnisse erzielt worden. 


Den Akkumulatorbetriebwagen muß die 
elektrische Energie während der Ruhe- 
pausen auf bestimmten Stationen zugeführt werden. Die Akku- 
mulatordoppelwagen haben Batterien aus 168 Elementen mit 
einer Kapazität von 368 Amperestunden bei 180 Ampere Entlade- 
strom. Bei einem Wirkungsgrad der Batterie von etwa 90% 
in Amperestunden sind nach vollständiger Entladung etwa 
400 Amperestunden einzuladen. Die Ladespannung beträgt 
dabei, wenn in einer Reihe geladen wird 
168 . 2,1 bis 168 . 2,75 = 350 bis 465 Volt, 

wenn in 2 Reihen geladen wird, 175 bis 235 Volt. Die normale 
Ladestromstärke beträgt 160 Ampere, sie kann bei Beginn der 
Ladung etwas erhöht und muß gegen Ende ermäßigt werden, 
um unzulässige Erwärmung zu vermeiden. Der höchste zu- 
lässige Ladestrom beträgt 200 Ampere. Bei Ladung mit 160 
Ampere dauert die volle Ladung 2,5 Stunden, bei 100 Ampere 
4 Stunden. Es empfiehlt sich, die Ladung mit nicht zu hoher 
Stromstärke vorzunehmen, weil dabei die Batterie mehr ge- 
schont wird. 

Die Einrichtungen zum Laden der Triebwagen sind in der 
Regel in Wagenschuppen, zum Teil aber auch im Freien unter- 
gebracht. Da die Deckel der Batterieräume während des 
Ladens geöffnet werden, so sind für den letzteren Fall meist 
einfache Schutzdächer hergerichtet, die nur über die Batterie 
reichen, um Regen und Staub abzuhalten. 

In den Schuppen sind Aufstellungsgleise von etwa 30 m ent- 
sprechend der Länge von 25,95 der Doppelwagen erforderlich. 
Um während des Ladens die Wagen an allen Teilen nachsehen 
zu können, haben die Aufstellungsgleise Arbeitsgruben von 1,0 
bis 1,2 m Tiefe, zum Teil mit seitlichen Absätzen, um in ge- 
ringerer Tiefe Bohlen überlegen zu können. 

Die Schuppen haben Heizung, um die Arbeiten an den 
Wagen im Winter zu erleichtern, um das Einfrieren des Schmier- 
materials zu verhüten, da mit der Erstarrung des Schmier- 
materials ein größerer Stromverbrauch verbunden ist, und um 
das Heizmaterial für das Vorheizen der Wagen zu ersparen. 


Die Ladestationen. 


Für den Zahl der Fahrzeit Bnei i 
ne äuredicht 
Tag Fahrplan Anfahrten Hinfahrt Rückfahrt ii angia 
Lfd. der vorgesehene Ah 3 , | 
0. i indig- 5 = | sam- | 
geschwindig- | fahrt | fahrt zeit Strom| zeit Strom | fahrt | fahrt men 
fahrt keit | der Fahrt 
Km./Std. Min. Min. | Min. | Min. |Kw./Sta |Kw./Std.|Kw./'Sta 


1 18/2. 10 feucht 10 | 10 
2 18/3. 10 feucht 1 | 3 
3 19/3. 10 trocken 10 10 


691, | 56 |70 | 59| 6e | es |124 | 120 | 1,145 
5 5118157 |54 | 505 | 515 |102 | 121 | 1,17 
7, 501 | 69'a 61 | 655 | 65 |1305] 1,805 | 115 
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Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


Für das Nachfüllen von Säure und destilliertem Wasser in 
die Batterien sind in den meisten Schuppen hochgelegene Be- 
hälter angelegt, denen diese Flüssigkeiten durch verbleite Flügel- 
pumpen zugeführt werden und von denen Leitungen mit Abfüll- 
hähnen in die Nähe der Wagenbatterien geführt sind. 

Außerdem sind Laufkrane oder Flaschenzuganlagen zum 
Herausheben einzelner Batteriekästen, die besonders untersucht 
oder ausgebessert werden sollen, vorhanden. 

Ungefähr in der Mitte des Auistellungsgleises, an der Wand 
des Schuppens oder zwischen je zwei Gleisen im Fußboden oder 
einer freistehenden Säule ist ein Ladekabel von 3 bis 5 m Länge 
angebracht, das mit der Stromquelle in Verbindung steht und 
an seinem freien Ende den zur Ladedose des Wagens passenden 
Ladestöpsel trägt. 

Der Strom für das Aufladen der Batterien wird entweder 
einem fremden Leitungsnetz entnommen und muß dann bei 
Wechselstrom auf Gleichstrom ungeformt und bei Gleichstrom 
auf die für das Laden erforderlichen Spannungen gebracht 
werden, oder er wird von vorhandenen bahneigenen oder 
fremden Werken gleich in der für den Ladebetrieb erforder- 
lichen Spannung geliefert. An verschiedenen Stellen sind für 
die Zwecke der Ladestation besondere Öl- oder Kraftgas- 
motoren mit Stromerzeugern aufgestellt, die den Strom dem 
Ladebetrieb entsprechend liefern. 

Bei den Wechselstrom-Gleichstormumfiormern treibt ein 
Wechselstrom- oder Drehstrommotor einen Gleichstrom- 
Dynamo. Durch entsprechende Einstellung der Erregung der 
letzteren wird die Spannung des erzeugten Gleichstroms dem 
wachsenden Widerstand der Batterie entsprechend geregeit. 
Dasselbe geschieht mit den Stromerzeugern, die lediglich für 
den Ladebetrieb vorhanden sind. 

Beim Anschluß an ein vorhandenes Leitungsnetz mit Gleich- 
strom wird entweder die fehlende Spannung durch eine Zusatz- 
maschine hervorgebracht, oder es wird die zu hohe Spannung 
durch eine Piranimaschine auf die Ladespannung herabgedrückt 
oder es wird — allerdings nur in Ausnahmefällen — die über- 
schüssige Spannung durch Widerstände vernichtet. 


Bei der Zusatzmaschine treibt ein Elektromotor mit der 
Netzspannung eine Nebenschluß-Dynamomaschine, deren Anker 
Strom von der Netzspannung zugeführt wird. Durch ent- 
sprechende Einstellung der Erregung dieser Dynamo wird dann 
die erforderliche zusätzliche Spannung erzeugt. 

Bei der Piranimaschine ist ein Motor mit der zu ladenden 
Batterie hintereinander geschaltet. Der Motor treibt eine 
Dynamomaschine, die entsprechend der überschüssigen Span- 
nung Strom von der Netzspannung in das Netz zurückliefert. 


Die Umformmaschinen sind entweder in der Nähe der Lade- 
stelle aufgestellt und können dann von dem Personal der Lade- 
station selbst bedient werden oder sie sind in einem entfernter 
liegenden Maschinenhause und werden dann von dem dortigen 
Maschinenpersonal bedient, das von der Ladestelle aus durch 
Fernsprecher verständigt wird. 

In der Nähe der Ladestelle ist immer ein Schaltbrett, auf dem 
die nötigen Schalter und Meßinstrumente, sowie ein Elektrizitäts- 
zähler und ein Höchst- und Rückstromautomat angebracht sind. 

Für das Nachladen einzelner Zellen ist eine besondere 
Schaltung möglich, mit der die Zelle und die zu ladende 
Batterie hintereinander geschaltet werden. 


Da die Lebensdauer der 
Akkumulatoren wesentlich 
von der Sorgfalt ihrer Unterhaltung abhängt, zur Zeit der Be- 
schaffung der Akkumulatorentriebwagen aber nicht genügend 
geschultes Personal vorhanden war, so ist die Unterhaltung und 
Erneuerung der Akkumulatoren auf eine Reihe von Jahren dem 
Lieferanten der Akkumulatoren-Aktien-Gesellschaft übertragen 
worden. 

Die Fabrik hat sich verpflichtet, an den Stationsorten der 
Akkumulatortriebwagen dauernd sachkundige Leute zu be- 


Instandhaltung der Akkumulatoren. 


schäftigen, die die Batterien zu überwachen instand- 


zuhalten haben. 


Der Sachverständige hat die ihm zugeteilten Bediensteten 
der Eisenbahnverwaltung, die das Ladegeschäft auszuführen 
haben, soweit anzulernen, daß sie die Batterien selbständig 
bedienen und auch alle an den Batterien vorkommenden 
Instandhaltungsarbeiten selbständig ausführen können. Sie 
dürfen indes in Abwesenheit des Sachkundigen zu keinen Aus- 
besserungsarbeiten herangezogen werden, da der Sach- 
verständige die Verantwortung für die sachgemäße Ausführung 
aller Arbeiten trägt. 

Einem Sachverständigen dürfen bis zu 10 Akkumulator- 
wagen und bis zu 4 Stationsorte, die aber günstig zueinander 
gelegen sein müssen, zugeteilt werden. Wenn er an mehreren 
Stationsorten beschäftigt wird, so hat er seinen regelmäßigen 
Aufenthalt an den einzelnen Stationen nach einem vereinbarten 
Dienstplan einzurichten. Zu den dienstlichen Reisen wird ihm 
freie Fahrt gewährt. 

Die Fabrik erhält als Entschädigung für ihre Leistungen 
für jedes von dem Akkumulatorwagen mit eigener Kraft 
zurückgelegte Kilometer: bei den Doppelwagen einen Betrag 
von 9 Pf. und für jedes Kilometer, auf dem ein 2- oder 
3-achsiger Anhängewagen mitgeführt wird, außerdem noch 
3 Pf. Es werden nur die Strecken berechnet, für die in den 
amtlichen Fahrplanbüchern Entiernungsangaben enthalten sind. 

Diesen Preisen ist eine Durchschnittsleistung aller Wagen 
von 30 000 km für das Jahr zugrunde gelegt. Wird diese Zahl 
nicht erreicht, so ist für jedes fehlende Triebwagenkilometer 
ein Betrag von 1'j» Pf. zu zahlen. 

Alle erforderlichen Ersatzmaterialien, einschließlich Nach- 
füllsäure und destilliertem Wasser, hat die Fabrik kostenlos zu 
liefern, alles Altmaterial geht in ihren Besitz über. Alle er- 
forderlichen Sendungen von und nach der Fabrik werden fracht- 
frei befördert. 

Die Fabrik haftet der Eisenbahn für alle Schäden an den 
Triebwagen und deren elektrischer Ausrüstung, die auf Ver- 
nachlässigung der Batterie zurückzuführen sind. 


Dieser Vertrag hat sich gut bewährt. Es sind bisher noch 
keinerlei Störungen durch die Batterien vorgekommen. 

Nach den bisherigen Erfahrungen kann die Batterie der 
Doppelwagen etwa 70000 km zurücklegen, ehe es nötig wird, 
den am Boden der Kästen angesammelten Schlamm durch Aus- 
waschen zu beseitigen. 


und 


3. Die Verbrennungstriebwagen. 


Die Anwendung der Akkumulatorentriebwagen 
ist nur auf einen beschränkten Fahrbereich begrenzt. 
Wo der Fahrbereich der Triebwagen größer als 
100 km ist, also die zu befahrenden Strecken mehr 
als 50 km von der Ladestation aus betragen, können 
zweckmäßiger Dampiftriebwagen oder Triebwagen 
für flüssige Brennstoffe Anwendung finden. 

Bei den württembergischen Staatsbahnen sind 4 Daimler- 
wagen in Betrieb, bei denen die Achsen mit einem mechanischen 
Vorgelege durch den Verbrennungsmotor angetrieben werden. 
Die preußisch-hessischen Bahnen haben zunächst zu Studien- 
zwecken einen vierachsigen benzolelektrischen Triebwagen ge- 
baut. Er ist längere Zeit bei Homberg im Bezirke der Eisen- 
bahndirektion Cöln im Betriebe gewesen. Nachdem alle 
wünschenswerten Feststellungen gemacht worden sind, ist er 
aus dem Personenverkehr herausgezogen worden und wird nach 
entsprechender Änderung noch auf der Strecke Dessau-Bitter- 
feld als Leitungsrevisionswagen verwandt werden. Die bei ihm 
gewonnenen Erfahrungen sind bei den neueren benzolelek- 
trischen Triebwagen verbesserter Bauart verwertet, von denen 
zurzeit 10 im Bau begriifen und für das Etatsiahr 1911 noch 
weitere i0 Stück vorgesehen sind. 

Die großherzoglich oldenburgischen Staatsbahnen haben 
ebenfalls einen Benzoltriebwagen, ähnlich dem preußischen, im 
Sommer 1910 in Betrieb genommen. Obwohl dieser Wagen 
früher als die preußischen fertiggestellt war, so ist doch der 
Grundgedanke für die Bauart dieser Wagen aus dem preußi- 
schen Ministerium der öffentlichen Arbeiten hervorgegangen 
und zwar ist er, ebenso wie der für den 4-achsigen Versuchs- 
wagen, von dem Geheimen Oberbaurat Wittfeld angegeben. 


Triebwagen. 
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Der Wagen ruht auf zwei 
Drehgestellen, von denen das 
eine die Maschinenanlage zur 
Erzeugung des elektrischen 
‘Stromes und das andere die Antriebsmotoren aufnimmt. Das 
erste hat einen Radstand von 3,8 m. Es ist gegen den Wagen- 
kasten so verschoben, daß der Drehzapfen vor der Stirnwand 
des Wagenkastens liegt und die Verbrennungsmaschine vor dem 
Wagenkasten angeordnet werden konnte. Der Brennstoff- 
vorrat von 220 Liter Benzol und 8 Liter Benzin ist am vorderen 
Ende des Drehgestells angebracht. Das andere Drehgestell hat 
‚einen Radstand von 2,5 m. Der Abstand der beiden Drehzapfen 
beträgt zumeist 13,8 m und die Länge 20,75 m. 

Der eigentliche Wagenkasten hat an den Stirnseiten je einen 
breiten Führerstand, der zugleich als Wageneingang dient, ein 
Abteil 4. Klasse mit 22 Sitzplätzen, 14 Stehplätzen, sowie 
5 Abteile 3. Klasse mit zusammen 49 Plätzen. In dem hinteren 
Führerabteil können noch 3 Sitzplätze besetzt werden, so daß 
der Wagen bequem 95 Personen aufnehmen kann. 

Die Verbrennungsmaschine wird mit Benzol betrieben; nach 
geringen Veränderungen an dem Vergaser kann aber auch 
Spiritus verwendet werden. Sie hat 6 Zylinder, die zu je 3 unter 
60° gegeneinander und 30° gegen die Lotrechte geneigt sind. 


Die Verbrennungstriebwagen 
der preußisch-hessischen 
Staatseisenbahnen. 
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Abb. 11. 
Die Kolbenstangen von je 2 Zylindern greifen an einer Kurbel an, 
so daß die Kurbelwelle nur 3 um 120° gegeneinander versetzte 
Kröpfungen hat. Bei einer anderen Ausführung sind 4 Zylinder 
lotrecht nebeneinander angeordnet. 

Die Maschine arbeitet im Viertakt und macht bei Vollast 700, 
bei Leerlauf 750 Umdrehungen in der Minute. Sie ist mit Ein- 
richtung versehen, beim Stillstand des Wagens die Umdrehungs- 
zahl auf die Hälfte herabzusetzen, um die beim Stillstand des 
Wagens besonders bemerkbaren Schwingungen und störenden 
Geräusche zu verringern. Sie leistet bei Vollast mit Benzol- 
betrieb 100 bis 120 PS. 

Die Brennstofizufuhr zum Vergaser wird durch ein 
Schwimmerventil geregelt. Für das Anfahren bei kalter Witte- 
rung wird Benzin verwendet. 

Die Maschine wird in der Regel mit Druckluft angelassen, 
die dabei den 3 Zylindern auf der einen Maschinenseite durch 
besonders gesteuerte Ventile im Zweitakt zugeführt wird, 
während die anderen 3 Zylinder vom ersten Hub an im Vier- 
takt als Verbrennungsmotor arbeiten. Nach einigen Sekunden 
wird die Druckluft abgesperrt und auch diesen Zylindern 
Brennstoff zugeführt. 

Die Zylinder werden mit Wasser gekühlt, das durch eine 
von der Maschinenwelle angetriebene Kapselradpumpe in Umlauf 
gehalten und in Wabenkühlern oder in den Heizrohrleitungen 
des Wagens abgekühlt wird. 

Der Stromerzeuger besteht aus einer Gleichstrom-Dynamo 
und einer Erregermaschine, die auf einer gemeinsamen Welle 
sitzen, die mit der Maschinenwelle unmittelbar gekuppelt ist. 


Die Erregermaschine hat Doppelschlußwicklung und liefert den 
Erregerstrom für die Hauptdynamo und zugleich auch den elek- 
trischen Strom für die Beleuchtung des Wagens. 

Von den Klemmen der Hauptdynamo gehen die Starkstrom- 
leitungen nach den Antriebmaschinen in dem anderen Drehgestell 
des Wagens. Die von der Erregermaschine nach den Feld- 
magneten der Hauptdynamo führenden Leitungen gehen durch 
einen Widerstand, der mit dem Fahrschalter geregelt wird. 
Ist viel Widerstand eingeschaltet, so ist der Feldstrom schwach 
und damit die elektromotorische Kraft der Hauptdynamo gering; 
wird Widerstand ausgeschaltet, so wächst die elektromotorische 
Kraft. Es kann daher ohne weiteres an den Klemmen der Haupt- 
dynamo die Spannung erzeugt werden, die für die Antrieb- 
maschinen bei jeder Fahrgeschwindigkeit erforderlich ist, ohne 
daß Vorschaltwiderstände benötigt werden. Auch kann auf 
jeder Schaltstufe des Fahrschalters dauernd gefahren werden, 
weil der Regelungswiderstand im Fahrschalter nur von 
schwachen Strömen durchflossen wird und dieser einer Dauer- 
belastung entsprechend bemessen ist. 

Der Stromerzeuger leistet 90 Kilowatt eine Stunde lang, 
seine Klemmenspannung kann von 0 bis 650 Volt verändert 
werden. Die zugehörige Erregermaschine hat eine Stunden- 
leistung von 4 Kilowatt bei 70 Volt. Die Antriebsmaschinen sind 
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Hauptstrommotoren 
und ergeben eine 
Stundenleistung 
von 8 PS. Der 


Hauptstromkreis 
wird durch einen 
Fernschalter vom 
Benzoltriebwagen. °  Fahrschalter 
aus eingeschaltet. Während der Fahrschalter nur von 


schwachen Strömen durchflossen wird, wird der Fahrrichtungs- 
schalter von den starken Arbeitsströmen durchflossen, kann aber 
nur im stromlosen Zustand umgestellt werden. Der Fahrschalter 
hat Druckknopfeinrichtung, wodurch der Strom ausgeschaltet 
und der Wagen zum Stillstand gebracht wird, sobald der Führer 
den Druckknopf der Fahrkurbel losläßt. 

Der Verbrennungsmotor verbraucht bei 100 PS.-Leistung 
etwa 26 kg = 30 Liter Benzol in der Stunde. Im Betriebe 
werden erfahrungsgemäß etwa ”/s davon gebraucht, so daß der 
Vorrat für 11 Stunden ausreicht. Der Benzinvorrat ist aus- 
reichend, um die Maschine 20 mal in Betrieb zu setzen. Über 
dem Brennstoff ist eine Stickstoff- oder Kohlensäureschicht ge- 
lagert. Die Zuführung zum Vergaser der Maschine erfolgt aber 
nicht durch den Druck des Gases, sondern mit Hilfe einer Pumpe. 

Der Wagen hat elektrische Beleuchtung, die von der Er- 
regermaschine und einer kleinen Akkumulatorenbatterie gespeist 
wird. Die Batterie hat eine Spannung von 60 Volt. Um den 
Einfluß der Spannungsschwankungen auf die Glühlampen abzu- 
schwächen, sind in den Glühlampen stromkreise Eisendraht- 
widerstände eingeschaltet. Die Glühlampen selbst erhalten 
50 Volt. Für die Heizung des Wagens wird das Kühlwasser der 
Maschine verwendet, das in einem Rohrleitungsnetz durch die 
Wagenräume geführt wird. Auch ist der Wagen mit Hand- 
bremse und Zweikammerluitdruckbremse ausgerüstet. 

Der betriebsfähige Wagen wiegt 54 t und kostet etwa 68500 M. 


Kapitel X. 


Bremsen und Kupplungen. 


Von Karl Steinbiß, Ober- und Geheimer Baurat im Eisenbahnzentralamt in Berlin. 


A. Bremsen. 


1. Allgemeines. 


Die rollenden Räder der Eisenbahnfahrzeuge 
sind Träger gewaltiger Kräfte, die sich in der 
Paarung von Geschwindigkeit und Masse auslösen. 
Zur sicheren Beförderung von Menschen und Gütern 
wie zur Verhütung folgenschwerer Zerstörungen 
ist es erforderlich, diese Kräfte in möglichst voll- 
kommener Weise zu beherrschen. 


Im Laufe befindliche Eisenbahnfahrzeuge 
müssen sowohl einzeln als in Zügen in ihrer Ge- 
schwindigkeit geregelt und zum Halten gebracht 
werden können; stehende Fahrzeuge und Züge be- 
dürfen, um sie am Fortrollen zu verhindern, eines 
Hemmungsmittels. Die mechanischen Vorrich- 
tungen, deren man sich zu diesem Zwecke be- 
dient, nennt man „Bremsen“. Man läßt sie im all- 
gemeinen auf die Umfangsfläche der Radreifen und 
bisweilen auch unmittelbar auf die Fahrschienen 
wirken, wo sie der Bewegung Widerstände ent- 
gegensetzen oder bereits vorhandene Widerstände 
in bestimmtem Maße vergrößern, um eine Ver- 
minderung der Geschwindigkeit herbeizuführen, 
oder das unbeabsichtigte Ingangkommen aus dem 
Ruhezustande zu verhüten. 


Die Betätigung dieser Vorrichtungen nennt man 
„Das Bremsen“ der Fahrzeuge. 


Die Wirkung der Bremsen beruht bei allen Vorrichtungen, 
abgesehen von einigen besonderen Arten der Lokomotivbremse, 
auf der Reibung, die von den die Bremskraft übertragenden 
Teilen am Radumfange oder auf den Schienen erzeugt wird. 
Diese Teile können als Klotz, Schlitten, Keil, Band, Scheibe 
oder Druckschiene ausgestaltet sein, doch kommen für den 
Eisenbahnbetrieb fast ausschließlich nur Klötze (Bremsklötze) 
in Betracht. 


Die Bremswirkung ist abhängig von der Zeitdauer des 
Druckes, unter dem diese Teile wirken, von der Art ihres 
Materials, sowie von dem Werte des beim Aufeinanderarbeiten 
maßgeblichen Reibunzskoeffizienten. Sie wird beeinflußt durch 
die zeitweilige Geschwindigkeit der Fahrzeuge, durch die Er- 
wärmung der reibenden Teile und durch äußere Umstände, die 
eine Vermehrung oder Verminderung der angestrebten Wider- 


standsstärke herbeizuführen vermögen (Neigungen, Krüm- 
mungen, Luftwiderstand, Unebenheiten der Gleislage, Sand, Eis 
und Schnee, Schlüpfrigkeit der Schienen bei feuchtem Wetter, 
Laubfall und dergleichen mehr). 


Rollt ein Eisenbahnfahrzeug mit bestimmter Geschwindig- 
keit auf wagerechter gerader Bahn, so bleibt es in dieser Ge- 
schwindigkeit erhalten, so lange eine dem entgegenstehenden 
Widerstande das Gleichgewicht haltende Kraft im Sinne der Be- 
wegungsrichtung darauf einwirkt. Setzt diese Kraft aus, so 
wird vom selben Augenblick an die Geschwindigkeit des sich 
selbst überlassenen Fahrzeugs unter dem dauernden Einflusse 
jenes Widerstandes sich vermindern und schließlich gleich Null 
werden, d. h. das Fahrzeug kommt zum Stillstand. 


Der Gesamtwiderstand, den das Fahrzeug dabei findet, 
setzt sich im allgemeinen zusammen aus der Achsschenkel- 
reibung, aus der durch die umlaufenden Räder auf den Schienen 
erzeugten rollenden Reibung und aus dem Luftwiderstand. 


Die Geschwindigkeitsminderung bis zum Stillstand erfolgt 
dann unter Zurücklegung eines bestimmten Auslaufweges, dessen 
Länge mit der Größe der anfänglich vorhandenen Geschwindig- 
keit wächst und mit der Zunahme des Widerstandes abnimmt. 


Durch Einwirkung der Schwerkraft wird der Auslaufweg 
auf ansteigender Bahn verkürzt, auf im Gefälle liegender ver- 
längert. In starken Geiällen kann dabei die Geschwindigkeit 
in einem die Sicherheit gefährdenden Maße zunehmen. 

Bei gekrümmter Bahn entsteht durch Anreiben der Spur- 
kränze an den Schienen der Krümmungswiderstand. Kleiner 
Krümmungshalbmesser und großer Radstand verstärken, Lenk- 
achsen und Drehgestelle vermindern ihn. 


Der Luftdruck beeinträchtigt im allgemeinen die Ge- 
schwindigkeit, der von ihm geschaffene Widerstand wächst an- 
nähernd mit dem Quadrate der Geschwindigkeit. Er kann aber 
auch auf deren Erhaltung oder Zunahme einwirken, wenn er 
z. B. bei Wind im Sinne der Bewegungsrichtung auftritt. Mit 
Rücksicht auf die treibende Kraft des Windes müssen still- 
stehende Fahrzeuge festgebremst oder sonstwie gesichert 
werden, um der durch Wegrollen entstehenden Gefahr vorzu- 
beugen. S 


Der Eisenbahnbetrieb kann nun aber nicht mit diesem langen 
Auslaufweg der bewegten Fahrzeuge oder Züge rechnen. Er 
muß vielmehr sowohl zwecks Zeitersparnis als auch mit Rück- 
sicht auf die begrenzte Ausdehnung der Signalaufstellung und 
auf die Gefährdung durch plötzlich auftretende Hindernisse den 
Stillstand der Züge mit wesentlich kürzeren Wegen zu erreichen 
suchen. Zu diesem Zwecke wird der Widerstand auf den 
Schienen verstärkt. Dies wird erreicht durch das „Bremsen“, 
und die dabei erzielte Wegelänge heißt der „Bremsweg“, 
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Zwischen Schiene und rollendem Rad findet an den Be- 
rührungsstellen ein Reibungswiderstand statt, dessen Größe bei 
wachsendem Raddurchmesser abnimmt, mit dem Gewicht der 
Fahrzeuge zunimmt und der von dem jeweiligen Werte des 
Reibungskoeffizienten abhängt. 


Dieser. Widerstand läßt sich vergrößern, indem man das 
Rad durch seitliches Anpressen von Bremsklötzen in seiner 
Drehbewegung hemmt und damit seine Umlaufgeschwindigkeit, 
die der fortschreitenden Bewegung des Fahrzeugs zunächst 
gleich war, zwangweise vermindert, d. h. bremst. 


Mit dem wachsenden Unterschiede zwischen der ursprüng- 
lichen und der nun erzwungenen geringeren Umlaufgeschwindig- 
keit des Rades wächst der Widerstand der Räder auf den 
Schienen. Er erreicht sein Höchstmaß, wenn die Drehbewegung 
des Rades fast gänzlich aufgehoben ist. Die Bewegung des 
Rades befindet sich dann an der Rollgrenze und die dabei er- 
zielte Hemmung der Fahrzeuge nennt man die Vollbremsung. 


Wird das Rad so stark festgehalten, daß es still steht, so 
gleitet es auf den Schienen. Die dabei entstehende Reibung ist 
erfahrungsmäßig geringer, als die an der Rollgrenze hervor- 
gebrachte. Die Bremswirkung wird alsdann verschlechtert, die 
Räder erhalten flache, den ruhigen Gang der Fahrzeuge 
störende Gleitstellen und die Schienen erfahren eine sehr nach- 
teilige starke Abnutzung. Die Bremsvorrichtungen müssen 
daher derart arbeiten, daß die Vollbremsung möglichst erreicht, 
die Rollgrenze aber nicht überschritten wird. 

Die angestrebte vergrößerte Reibung auf den Schienen ist 
hiernach abhängig von der durch den Bremsklotzdruck am Rad- 
umfang hervorgerufenen Reibung. Die Größe dieser Klotz- 
reibung ermittelt sich als Produkt aus Klotzdruck in kg und 
Reibungskoeffizienten. Der Reibungskoeffizient hat für die ge- 
bräuchlichen gußeisernen Klötze und Stahlradreifen einen 
schwankenden, mit zunehmender Geschwindigkeit abnehmenden 
Wert, dessen Änderung durch sehr zahlreiche Versuche von 
Galton und Wichert ermittelt wurde und fortgesetzt weiterer 
Untersuchung unterliegt. 

Da der Klotzreibungskoeffizent sich während des Bremsens 
über die ganze Länge des Bremswegs dauernd ändert, so hat 
man für die Ausführungen der Bremsvorrichtungen einen Mittel- 
wert zugrunde gelegt, der auch einer mittleren Fahr- 
geschwindigkeit angepaßt ist. 

Um einen rollenden Zug auf verlangtem Bremsweg zum 
Stillstand zu bringen, muß seine lebendige Kraft durch die 
Arbeit der Schienenreibung, deren Größe im wesentlichen von 
der Klotzreibung abhängig ist, vernichtet werden. Dabei ist 
zwar wegen der veränderlichen Klotzreibung die Geschwindig- 
keitsänderung in der Zeiteinheit (Verzögerung) nicht gleich- 
förmig, es kann aber angenommen werden, daß sie mit einem 
mittleren Werte gleichförmig erfolgt. 

Unter diesen Annahmen sind Bremstafeln berechnet worden. 
Sie geben die für bestimmte Geschwindigkeit und für bestimmtes 
Gefälle unbedingt erforderliche Anzahl der zu bremsenden 
Achsen in Hundertstel Teilen der Gesamtachsenzahl des Zuges 
oder neuerdings den abzubremsenden Zuggewichtsteil nach 
Tonnen in Hundertstel Teilen des Gesamtgewichtes (Brems- 
prozenten) an. Diese Bremsprozente sind unter Voraussetzung 
eines größten Bremsweges von 700 m berechnet. 


Zum Hervorbringen der erforderlichen Brems- 
wirkung werden angewendet: 


a) menschliche Kraft an der Kurbel mit Spindel 
oder am Hebel, 


b) Gewichte an Hebelarmen als Sondergewichte, 
Eigengewicht der Wagen, Körpergewicht der 
Bedienungsmannschaft, 


c). die lebendige Kraft bewegter Fahrzeuge bei 
«) Reibungsbremsen, 
£) Schaltbremsen, 
y) Pufferbremsen, 


d) Federn, 
e) Dampf vom Lokomotivkessel entnommen, 
f) Luft 


«) bei Luftsaugebremsen, wo atmosphäri- 
sche Luft gegen künstlich erzeugte Luft- 
verdünnung wirkt, 


p) bei Luftdruckbremsen, wo der Brems- 
druck durch Preßluft hervorgebracht 
wird, 

g) elektromagnetische Bremsen. 


Hiervon sind auf Hauptbahnen in Benutzung die mensch- 
liche Kraft an den Handbreinsen, ferner die Luftsauge- und Luft- 
druckbremsen und an den Lokomotiven die Dampfbremsen, 
während auf Nebenbahnen und im Kleinbahnbetriebe außer den 
vorgenannten auch Gewichtsbremsen, Reibungsbremsen und, 
soweit elektrisch betriebene Fahrzeuge (Triebwagen) in Be- 
tracht kommen, auch elektromagnetische Bremsen Anwendung 
finden. 


Nach Art des Zusammenwirkens unterscheidet 
man Einzelbremsen, Gruppenbremsen und durch- 
gehende Bremsen. 


An den zurzeit im Gebrauche befindlichen Brems- 
vorrichtungen sind im allgemeinen folgende Teile zu 
unterscheiden: 


1. die zur Erzeugung und Aufnahme der Kraft 
dienenden, 


2. die zur Übertragung oder Fortleitung der 


Kraft von der Aufnahmestelle bis zur Abgabe- 
stelle erforderlichen, 


3. die zur Verteilung und Ausübung des für die 
verlangte Bremswirkung benötigten Druckes 
auf die Räder oder Schienen notwendigen 
Teile. 


Für 1. und 2. richtet sich die Beschaffenheit der Teile nach 
der Art der anzuwendenden Kraft. Die zu 3. gehörigen Teile 
bilden das Bremsgestänge mit den Hängeeisen und Brems- 
klötzen. Abb. 1 gibt eine schematische Darstellung einer der- 


Abb. 1. Zweiachsiger Wagen mit Handbremse. 


artigen Anordnung für 2-achsige Wagen mit Handbremse. Des 
besseren Druckausgleichs wegen verwendet man allgemein 
2 Bremsklötze für jedes Rad. Einseitig wirkende Bremsklötze 
finden nur noch ausnahmsweise, z. B. bei Platzmangel An- 
wendung. 


Das in seinen Hebelverhältnissen dem zu erzielenden Klotz- 
drucke genau angepaßte Bremsgestänge ist dem Verschleiß der 
Bremsklötze entsprechend nachstellbar. Die gelösten Brems- 
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klötze sollen in der Regel etwa 10 mm gleichmäßigen Abstand 
vom Radumfang haben. Um die Bremswirkung zu erhöhen, 
hat man Bremsklötze versucht, die über den Spurkranz des 
Rades greifen, wobei zugleich auch das seitliche Abdrängen des 
Bremsklotzes auf der konischen Lauffläche des Rades verhütet 
werden soll. Eingehende Versuche haben aber keinerlei bessere 


BE.) 


an 


Abb. 2c: 


Abb. 2b. Abb. 2d. 
Geteilter Bremsklotz. 


Abb. 2a. 
Gewöhnliche Bremsklötze. 


Bremswirkung ergeben. Abb. 2a, b und c zeigen die gebräuch- 
lichen Formen der Bremsklötze, deren Material jetzt meistens 
aus Gußeisen mit Stahlspänezusatz besteht, und bei deren 
Gestalt auf günstige Abkühlungsverhältnisse Rücksicht ge- 
nommen wird. Neuerdings benutzt man, um Material zu sparen, 
geteilte Bremsklötze mit stählerner Rückenfeder (Abb. 2 d). 


2. Handbremsen. 

Die einfachste Handbremse ist der im Rangier- 
dienst noch häufig benutzte hölzerne Bremsknüttel, 
der durch die Armkraft des Bremsers gegen den Rad- 
umfang gedrückt wird. Das Mitlaufen des Bremsers 
neben dem rollenden Fahrzeug bringt aber Gefahren 
mit sich. Man ersetzt daher, besonders an Ablauf- 
bergen, dieses primitive Bremsmittel durch den besser 
wirkenden, für das Personal weniger gefährlichen 
„Hemmschuh“, oder auch durch sogen. „Gleis- 
bremsen“, bei denen vom außerhalb 
des Gleises befindlichen Rangierer 
Druckschienen gegen die Innen- 
seiten der Radflanschen gepreßt 
werden können. 


Bei den Handspindelbremsen 
wird die Kraft des Bremsers von der 
meist wagerecht angeordneten und 
in rechtsdrehendem Sinne zu be- 
dienenden Kurbel übernommen, 
überträgt sich auf die senkrecht 
stehende, im unteren Teile mit flach- 
gängigem Gewinde versehene Spin- 
del, und 
hebt beim 
Drehen eine 

lotrecht 

geführte 
verstellbare 

Mutter. 
Die Mutter 


Abb. 3. Handspindelbremse. 


wird umfaßt von zwei Hängeeisen, die an einem unter 
dem Wagenuntergestell gelagerten, drehbaren Haupt- 
bremshebel anschließen. Mit letzterem ist das nach- 
stellbare Bremsgestänge verbunden, welches die vom 
Hebel übernommene Zugkraft nach den einzelnen 
Rädern verteilt, die Bremsklötze gegen den Rad- 
umfang preßt und dort den gewünschten Druck her- 
vorbringt. 


An Stelle der wagerechten Kurbel finden sich an 
den Stirnwänden der meisten D-Zug- und Salon- 
wagen in lotrechter Ebene angeordnete Handräder, 
die des beschränkten Raumes wegen mit umlegbaren 
Handgriffen versehen sind und mittels eines Kegel- 
radgetriebes auf eine kurze senkrechte oder auch 
mittels zweier Getriebe auf 
eine wagerechte am Unter- 
gestell angebrachte Spindel 
wirken. Abb. 4a und b zeigen 
die Anordnung. 


Beider Handhebelbremsewird 
dieKurbel und 
Spindel durch 
einen in senk- 
rechter Ebene 
bewegbaren 
Hebel eısetzt, der meist mit einem Gewicht belastet 
ist, von Hand niedergezogen oder niedergedrückt wird 
und durch Zwischenhebelüber- 
setzung und Zugstange nebst 
Hängeeisen mit dem Haupt- 
bremshebel verbunden ist, 
von dem aus sich dann die 
Kraft, in gleicher Weise wie 
bei der Spindelbremse, weiter 
überträgt. Eine Schrauben- 
verbindung 
gestattet das 
Nachstellen der 
Bremse bei 
Abnutzung der 
Bremsklötze. 
Abb. 5 und 6 zeigen zwei Anordnungen dieser 
an Lokomotiven und Tendern vielfach angewandten, 
den engen Raumverhält- 
nissen sich leicht an- 
passenden Hebelbremse. 
Die Handbremsen sind 
einzeln wirkende Bremsen, 
deren Wirkungsgrad vom 
Anlegen der 
leichten 
Klötze bis 
zur Volk 
bremsung 
und zum 
vollständi- 
gen Fest- 
halten der 
Räder sich 


Abb. 4a. 


Abb. 4b. 
Spindelbremse mit Handrad. 


Abb. 5a u. b. Handhebelbremse. 


Abb. 6a u. b. Wurfhebelbremse. 
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beliebig steigern läßt. Ihre Anwendbarkeit ist daher für alle 
Zugarten möglich, doch leiden sie an dem leicht erkennbaren 
Mangel des nicht gleichmäßigen, von dem Pflichteifer des 
Bremspersonals abhängigen Zusammenarbeitens und eignen 
sich daher wenig für schnellfahrende Personenzüge und lange 
Güterzüge. Bei ersteren verursachen sie zu lange Bremswege 
und Stöße. Bei langen Güterzügen ist es den Bremsern selbst 
bei gutem Willen häufig nicht möglich, das vom Lokomotiv- 
führer gegebene Signal, das im allgemeinen nur bis zu einer 
Zuglänge von 80—100 Achsen, nicht selten aber auch viel 
weniger weit hörbar ist, zu vernehmen. Die Bremsen werden 
dann ungleichmäßig oder teilweise gar nicht angezogen, und es 
treten übermäßig lange Bremswege und arge Zerrungen oder 
gar Trennungen am Zuge ein. 


Trotzdem sind die Handbremsen, besonders die Spindel- 
bremsen am zahlreichsten vorhanden. Nach den technischen 
Vereinbarungen der Eisenbahnen Deutschlands müssen alle 
Tenderlokomotiven und Tender damit versehen sein. Die 
Personenwagen ohne durchgehende Bremsen werden in über- 
wiegender und die Güterwagen in sehr beträchtlicher Zahl damit 
ausgerüstet; für Wagen mit durchgehender Bremse werden sie 
empfohlen, weil im Falle des Versagens oder zeitweiligen Ab- 
stellens der anderen an sich zwar vollkommneren Bremsen- 
arten die Bremsfähigkeit der einzelnen Fahrzeuge erhalten 
bleiben soll, um die Sicherheit des Zuges zu wahren. 


3. Gewichtsbremsen. 


Als Bremse, die durch das Eigengewicht der auf- 
laufenden Fahrzeuge betätigt wird und auf den Fahr- 
schienen als Schlittenbremse wirkt, sei der im 
Rangierbetrieb viel benutzte „Hemmschuh“ erwähnt. 


Eine früher für Rangierzwecke an Güterwagen 
häufiger angewandte Gewichtsbremse besaß einen 
in etwa Mitte der Untergestellänge an der Haupt- 
bremswelle unmittelbar angreifenden Hebel, der bis 
zur Stirnwand reichte und dort bei loser Bremse für 
gewöhnlich in einem offenen Bügel ruhte. Sollte ge- 
bremst werden, so hob der Rangierer den Hebel aus, 
der beim Niedersinken durch sein Gewicht ein so- 
fortiges Andrücken der Klötze veranlaßte. Stieg der 
Rangierer auf den Fußtritt an der Stirnwand, so 
konnte er, am Handgriff sich festhaltend, den außen 
befindlichen Fuß auf das Hebelende setzen und somit 
sein eigenes Gewicht zur Verstärkung der Bremsung 
benutzen. Dies Verfahren war nicht ungefährlich, ist 
deshalb aus dem Großbetriebe der Eisenbahnen fast 
gänzlich verdrängt und findet nur noch bei Schmal- 
spurbahnen und Industriebahnen, die mit geringerer 
Geschwindigkeit und kleinen Wagengewichten 
arbeiten, öfters Anwendung. 


Die nächst einfache Bauart ist die als Gruppen- 
bremse ausgebildete Gewichtsbremse, bei welcher ein 
in schwingender Rolle hängendes Gewicht zum An- 
ziehen der Klötze niedergelassen und zum Lösen 
wieder gehoben wird. Das Gewicht stützt sich ent- 
weder mit einer vertikalen Stange auf das Ende eines 
längeren Hebels oder sitzt unmittelbar am Ende des 
Hebels fest. Das entstehende Kraftmoment überträgt 
sich mittels Zwischenhebel auf den Hauptbremshebel, 
und von dort durch das Bremsgestänge auf die Klötze. 


Am meisten benutzt ist die von 
von Borries angegebene Konstruk- 
tion (Abb. 7). 


4. Reibungsbremsen. 


Häufiger angewendet wurden 
früher auf Hauptbahnen die 
Reibungsbremsen, die jetzt nur 
noch auf Neben- und Klein- Abb.7. Gewichtsbremse 
bahnen zu finden sind, und dort nach v. Borries. 


ihren Zweck auch gut erfüllen. Sie beruhen auf Aus- 
nutzung der dem bewegten Fahrzeug innewohnenden 
lebendigen Kraft und entnehmen die Bremskraft von 
der in Bewegung befindlichen Wagenachse. Auf 
deutschen Bahnen sind besonders die von Heberlein 
erdachte Bauart und die von W. Schmid erfundene 
Schraubenradreibungsbremse in Benutzung. 


Bei der Heberleinbremse sitzt auf der Wagenachse eine 
festgekeilte Scheibe, gegen die, mittels Spannseil nach unten 
beweglich, eine schwingende Scheibe unter Zuhilfenahme eines 
Gewichts drücken kann, 
die infolge der unter der 
Pressung entstehenden 
Reibung in Drehung 
versetzt wird. Mittels 
Gallscher Kette über- 
trägt sich diese Dreh- 
bewegung auf eine dar- 
über liegende Ketten- 
rolle und eine an deren 
verlängerter Nabe be- 
festigte zweite Kette, 
die ihrerseits am Brems- 
gestänge angreift und 
bei ihrer Aufwicklung 
die Klötze gegen die 
Räder preßt. Durch 
Anziehen des Spann- 
seils erfolgt das Wieder- 
abheben der schwingen- 
den Teile und damit das 
Lösen (Abb. 8a u. b). 

Die Schmidtsche Schraubenradreibungsbremse übernimmt 
die Bremskraft gleichfalls von der bewegten Achse, aber mittels 
in senkrechter Ebene angeordneten Keilreibungsscheiben, von 
denen eine fest auf der Achse verkeilt ist, während die andere 
sich mit Hilfe eines Gewichts und einer Hebelübersetzung gegen 
erstere drücken läßt. Die Bewegung dieser Antriebsscheiben 
überträgt sich durch Schraubenradgetriebe auf drei wagerecht 
übereinander gelagerte Keilreibungsscheiben, von denen eine 
lose läuft und durch besondere Hebel und Gewichtsanordnung 
mehr oder minder stark gegen die anderen gedrückt werden 
kann, unter der entstehenden Reibung eine Kette anzieht, und 
durch das mit dieser verbundene Gestänge die Klötze an die 
Räder preßt. Die Lösung erfolgt auch hier durch Wieder- 
anheben des Gewichtes und Abheben der schwingenden Keil- 
scheibe. 


Die Gewichtsbremsen und die beiden Bauarten der 
Reibungsbremsen können als Einzelbremsen, aber 
auch als durchgehende Bremsen für kurze Züge oder 
bei Einstellung von nicht bremsbaren Wagen als 
Gruppenbremsen arbeiten. 


Ihre Betätigung erfolgt durch ein über den ganzen Zug 
oder die Gruppe reichendes Spannseil, das beim Bremsen vom 
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Lokomotivführer oder aus einem für die Gruppe bestimmten 
Wagen mittels besonderen Haspels zum Regeln der Bremsung 
mehr oder weniger nachgelassen und für das Lösen angespannt 
wird. An Stelle des Spannseils läßt sich Luftdruck für Ingang- 
setzung der Bremsen verwenden, auch lassen sie sich von Hand 
bedienen. 


Kombinationen von Keilreibungsantrieb und Bandbremsen, 
deren Band mit mehrfach geteilten gußeisernen oder hölzernen 
Klötzen besetzt ist, finden sich vereinzelt an Lokomotiven und 
Wagen steiler Gebirgsbahnen. 


5. Dampfbremsen. 


Dampf kommt für das Bremsen nur an Lokomo- 
tiven in Betracht. Er wird vom Lokomotivkessel 
durch eine abschließbare Leitung entnommen, die an 
jeder Seite der Maschine nach einem kleinen senk- 
rechten Dampizylinder führt, und drückt auf dessen 
Kolben, der durch Kniehebel oder gewöhnliche Hebel 
eine gegen die Räder pressende Klotzbremse oder 
gegen die Schienenoberfläche wirkende Schlitten- 
bremse betätigt. 


Die Dampiklotzbremsen sind an Güterzuglokomotiven 
mehrfach angebracht, dagegen hat man die Schlittenbremse 
wieder verlassen, weil sie in Herzstücken und Weichen die 
Gleisanlagen gefährdet oder von ihnen selbst gefährdet wird, 
und weil beim senkrechten Druck auf die Schienen eine Ent- 
lastung der benachbarten Achsen eintritt, die Entgleisungen ver- 
anlassen kann. Abb. 9 und 10 zeigen Anordnungen einer 
Dampfklotzbremse. 


Der Dampf wird auch in den Zylindern der Loko- 
motiven selbst als bremsende Kraft benutzt, und zwar 
als Gegendampf, der in (Gefahrfällen angewendet 
werden darf. 

Der Führer bringt die Steuerung in die für die Fahrt- 
richtung verkehrte Lage 
und gibt Dampf, der 
dann der Kolbenbewe- 
gung entgegenwirkt und 
einen starken Widerstand 
bildet. 

In ähnlichem Sinne 
wirkt auch der auf 
Gebirgsbahnen, z. B. 
Höllentalbahn, Schwarz- 
waldbahn, angewendete 
mit einem Gemisch von 
Dampf und Wasser 
arbeitende Le Chatelier- 
Apparat. 


Vampfleitung 
| 


x Abb. 10. 


Abb. 9 
und Anordnung der Dampfklotzbremse. 


6. Luftbremsen. 


Die vollkommener wirksamen Bremsvorrich- 
tungen werden mit Luft betrieben und zwar als durch- 
gehende, nicht selbsttätige oder selbsttätige Luft- 
saugebremsen oder Luftdruckbremsen. Die deutschen 
Eisenbahnverwaltungen bedienen sich auf Haupt- 
bahnen hauptsächlich der selbsttätigen Luftdruck- 
bremse. Einige Neben- und Kleinbahnen, zum Teil 
auch die deutschen Kolonialbahnen, benutzen zurzeit 
selbsttätige Luftsaugebremsen und die Halberstadt- 
Blankenburger Eisenbahn hat sie erst neuerdings mit 
Rücksicht auf den Betrieb ihrer Güterzüge an ihren 
Fahrzeugen angebracht und in sehr starken Gefällen 
mit gutem Erfolg verwendet. Die Betriebsmittel der 
deutschen Hauptbahnen sind jetzt nur insoweit mit 
Luftsaugebremsen ausgestattet, als der Übergang von 
Kurs-, Luxus- und Hofzugwagen sowie der Wagen 
der Internationalen Schlaf- und Speisewagengesell- 
schaft nach den österreichischen, dänischen und 
schwedischen Bahnen, die das Luftsaugesystem ange- 
nommen haben, in Betracht kommt. 


Züge mit mehr als 60 km/Std. Geschwindigkeit 
auf Hauptbahnen und mit mehr als 40 km/Std. auf 
Nebenbahnen müssen durchgehende Bremsen haben. 
Nicht bremsbare Fahrzeuge sind, falls sie in Züge mit 
Luftdruckbremse eingestellt werden sollen, mit 
Leitungsrohren und Schläuchen nebst Kupplungen zu 
versehen und heißen: Leitungswagen. Sie erhalten 
entweder fest angebrachte oder abnehmbare lose 
Leitungen. 


Luftdruck- und Luftsaugebremsen sind erst 
Mitte der 70er Jahre vorigen Jahrhunderts nach 
allmählich fortgeschrittener Durchbildung zu einer 
praktisch beachtenswerten Brauchbarkeit gelangt 
und haben sich seitdem in ihrer Zuverlässigkeit und 
ihrer Anpassungsfähigkeit an die gesteigerten An- 
forderungen des Betriebes sehr entwickelt. Eine 
große Fülle geistiger Arbeit und weitgehender 
praktischer Versuche wurde in den letzten drei Jahr- 
zehnten aufgewendet, um die moderne Bremstechnik 
auf ihre heutige Höhe zu bringen. Neue und 
schwierige Aufgaben werden ihr aber auch für die 
Zukunft gestellt. Das auf immer größere Be- 
schleunigung der schnellfahrenden Personenzüge 
drängende Verkehrsbedürfnis fordert schon heute 
Fahrgeschwindigkeiten bis zu 130 km/Std. und mehr 
bei ca. 220 t Zuggewicht. Der Güterzugbetrieb er- 
heischt Bremsleistungen für Züge, die auf stärkstem 
Gefälle von 1 : 30 = 33,3 ?/əo mit 30 km/Std. Fahr- 
geschwindigkeit und 150 Achsen bei rund 1200 t 
Zuggewicht fahren sollen. Besonders wichtig ist die 
Bremsfrage auch für Militärzüge von 110 Achsen, die 
in bunter Mischung von Personen- und Güterwagen 
über derartig starke Gefälle zu befördern sind. 


Es gilt also, Bremsvorrichtungen zu ersinnen 
und praktisch brauchbar zu schaffen, die die ge- 
waltige mit dem Quadrat der Geschwindigkeit zu- 


nehmende lebendige Kraft der bewegten Massen 
sicher beherrschen und erforderlichenfalls auf 
kürzestem Bremswege vernichten können, ohne 
daß Stöße, Zerrungen, Zugtrennungen oder gar Be- 
schädigungen an den Fahrzeugen eintreten. Dabei 
ist zu berücksichtigen, daß der Bremsweg nicht 
verlängert werden kann, da schon jetzt für gerade 
Bahnstrecken der Abstand des Vorsignals vom 
Hauptabschlußsignal mit 700 m die alleräußerste 
Entfernung ist, bei welcher die durch Drahtzug ge- 
kuppelten Signale sich noch zuverlässig einstellen 
lassen. In besonderen Fällen, z. B. bei starkem 
Nebel, wenn der Lokomotivführer das ihm „Halt“ 
des Hauptsignals meldende Vorsignal erst in ganz 
kurzer Entfernung zu erkennen vermag, wird dieser 
Abstand von höchstens 700 m zum kritischen Punkt 
der Betriebssicherheit, da bei unzulänglicher 
Bremswirkung das Hauptsignal leicht überfahren 
und Unheil angerichtet werden kann. Man ist jetzt 
eifrig bemüht, diese Signale für den Führer besser 
sichtbar zu gestalten. 


Die bisher gebräuchlichen Schnellbremsbau- 
arten der Luftdruck- und Luftsaugebremsen genügen 
solchen erhöhten Anforderungen nicht, da sie eine 
stoßfreie Schnellbremsung nur bei aufmerksamster 
Bedienung bis zu einer Zuglänge von etwa 60 Achsen 
zu erzielen vermögen, und weil für Geschwindig- 
keiten von 105 bezw. 110 km/Std. der Bremsweg 
bereits 600 bis 700 m beträgt. Bei 130 km/Std. 
wächst der Bremsweg schon auf rund 1000 m. Diese 
Werte sind Mittelwerte aus den Versuchen, im ge- 
wöhnlichen Betriebe sind die Bremswege meist 
länger. 


Die in den letztvergangenen Jahren an- 
gestrebten Verbesserungen beider Systeme, welche 
sie für die zukünftig zu erreichenden hohen 
Leistungen geeignet machen sollen, haben einen leb- 
haften Wettbewerb zwischen Luftsauge- und Luft- 
druckbremsen hervorgerufen und gelangen später 
zur Besprechung. 


Der zurzeit auf den Hauptbahnen Deutschlands 
zugelassenen höchsten Fahrgeschwindigkeit von 
100 km/Std. genügen die jetzt angewandten Schnell- 
bremsen noch und sollen in ihrer Bauart kurz be- 
schrieben werden. 


Im allgemeinen haben diese Bremsen folgenden 
Bedingungen zu entsprechen: Sie müssen 


1. vom Führer und vom Zuge aus in Wirk- 
samkeit gesetzt werden können, 


2. möglichst gleichmäßig und gleichzeitig die 
Bremsklötze gegen die Räder pressen, also 
die Bremsung bis zum Stillstand des Zuges 
stoßlos bewirken, 


3. einen möglichst kurzen Bremsweg hervor- 
bringen, 


Bremsen und Kupplungen. 


4. regulierbar sein, d. h. eine allmähliche Ver- 
minderung der Geschwindigkeit herbeiführen, 
aber auch ein plötzliches Einsetzen der vollen 
Bremskraft gewährleisten können, 


5. selbsttätig sein, d. h. bei Zugtrennungen oder 
Beschädigungen der Leitung die Bremsung 
herbeiführen und auch bei Unterbrechung 
der Bremsleitung möglichst eine Bremsung 
veranlassen. 


a) Luftsaugebremsen. 


Der Gedanke, verdünnte Luft als Arbeitsmittel 
zur Hervorbringung der Bremswirkung einzuführen, 
wurde von Sanders, Smith, Eames, Clayton, Hardy 
und Körting praktisch verwertet. Er hat sich für 
Hauptbahnbetrieb in der kombinierten Form von 
Clayton-Hardy, die jetzt kurzweg als Hardy-Bremse 
bezeichnet wird, bewährt. Clayton gab dieser Bremse 
die Selbsttätigkeit, Hardy stattete sie mit Schnell- 
bremswirkung aus. 


Die früher häufig und jetzt noch auf den Bayerischen 
Staatsbahnen vereinzelt benutzte, nicht selbsttätige, sehr ein- 
fache Luftsaugebremse stand während der Fahrt und im Löse- 
zustand unter dem Druck der atmosphärischen Luft und wurde 
betätigt, indem der Lokomotivführer einen kräftig wirkenden, 
mit Kesseldampf betriebenen Luftsaugeapparat in Gang setzte 
und die Hauptleitung rasch entleerte, während gleichzeitig die 
atmosphärische Luft den Bremskolben im Bremszylinder nach 
oben drückte. Zum Lösen wurde dann wieder atmosphärische 
Luft in die Leitung eingelassen, die den Kolben zum Sinken 
brachte und damit die angezogenen Bremsklötze abhob. 


Bei der selbsttätigen Hardy-Bremse wird durch 
auf dem Führerstand der Lokomotive angeordnete 
mittels Dampf betätigte Luftsaugeapparate eine Luft- 
verdünnung hergestellt, die für die Lokomotiv-, 
Tender- und Wagenbremsen der Personenzüge 52 cm 
Quecksilbersäule, für die Güterzugbremse an der 
Lokomotiv- und Tenderbremse auch 52 cm, an der 
Wagenbremse aber nur 35 cm betragen soll und 
durch Minderungsventile in ihrem Höchstmaß be- 
grenzt wird. Die Verdünnung wird durch einen Hilfs- 
luftsauger, dessen Dampfzutritt einstellbar ist, 
dauernd aufrechterhalten und durch Vacuummeter 
angezeigt. 

Die Luftverdünnung pflanzt sich von dem Luftsaugeapparat 
(Doppelluftsauger) durch die eiserne Leitung und die am Zug- 
ende abgeschlossenen Kupplungsschläuche, nach den an der 
Lokomotive, dem Tender und den Wagen befindlichen Brems- 
zylindern fort; sie kann vom Lokomotivführer mittels des 
Bremshebels des Doppelluftsaugers, der, in die entsprechenden 
Stellungen gebracht mehr oder weniger Außenluft in die 
Leitungen strömen läßt, in beliebigem Grade teilweise oder ganz 
zerstört werden. Der gleiche Hebel setzt auch den Luftsauger 
in Tätigkeit, so daß es im Belieben des Führers steht, die 
Bremse zu lösen oder anzuziehen. Zu diesem Zwecke sind ihm 
vier Stellungen des Hebels vorgeschrieben und bezeichnet, denen 
die Betätigungen für „Bremsen los“, „Fahrt“, „Wagenzug ge- 
bremst“, „Alles gebremst“ entsprechen. Die Stellungen zwischen 
„Fahrt“ und „Wagenzug gebremst“ dienen zur Regelung der 
Fahrgeschwindigkeit in Gefällstrecken und bei Einfahrt in 
Stationen (Regulier- und Betriebsbremsungen). Es lassen sich 
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hierbei sehr feine Ab- 
stufungen und dement- 
sprechend auch geringe 

Geschwindigkeits- 
änderungen erzielen. Zur 
Schonung der 

Radreifen 
beim Befahren 
langer Gefälle 
und um für 

Gefahrsfälle 
eine Brems- 
reserve in Be- 
reitschaft zu 
haben, legt 
man Wert dar- 
auf, daß die 

Lokomotiv- 
bremse bei ge- 
wöhnlichen Bremsungen nicht gleichzeitig mit der Wagen- 
bremse in Tätigkeit ist. 

In Stellung „Alles gebremst“ wird die Luftverdünnung 
gänzlich und plötzlich aufgehoben. Die Lokomotivbremse wird 
mittels des Bremshebels des Doppelluftsaugers .durch Öffnen 
einer besonderen Bremsluftklappe mit in Tätigkeit gesetzt. Die 
in der Leitung eingebauten Schnellbremsventile werden aus- 
gelöst, lassen Luft in die Leitung und nach den Bremszylindern 
strömen und bewirken zugleich schnelle Fortpflanzung des 
plötzlichen Luftzutritts über sämtliche Bremsapparate. Die 
Bremskolben werden dann nach oben getrieben und ziehen die 
Bremsklötze an. Zum Lösen der Bremse muß die eingeströmte 
Luft wieder aus der Leitung und den Bremszylindern abgesaugt 
werden, wodurch bei genügender Entnahme die Bremswirkung 
schließlich ganz aufhört und die Kolben durch ihr Eigengewicht 
sowie infolge eines auf ihrer oberen Seite lastenden geringen 
Überdrucks nach unten getrieben werden. Die Durchschlags- 
geschwindigkeit beträgt nach den österreichischen Versuchen 
bis etwa 380 m/Sek., ist aber für sehr lange Güterzüge, deren 
Hauptrohrleitung nahezu 1000 m Länge aufweisen kann, noch 
nicht ausreichend, um ein stoßfreies Bremsen zu sichern, da die 
vorderen Wagen schneller fest werden und die hinteren auf- 
laufen. Diesen Mangel zu beheben, wird am Schluß des Zuges 
ein Schlußventil (Anhängeventil) an der Rohrleitung angebracht, 
das die hinteren Wagen früher als die mittieren zur Voll- 
bremsung bringen soll. Die durch das etwa 20 Sek. geöffnet 
bleibende Anhängeventil einströmende Außenluft ruft eine er- 
neute Bremswirkung in entgegengesetzter Richtung, nämlich 
von hinten nach vorn hervor, die ein früheres Bremsen der 
hinteren Wagen zur Folge hat und infolgedessen dem Auf- 
laufen auf die mittleren Wagen vorbeugt. 


Abb. 11. 


Hardy-Bremse. 


Anordnung des Bremszylinders zeigt Abb. 11. Kurze Be- 
schreibung befindet sich im Anhang in der von der Hardy- 
Bremsen-Gesellschaft gegebenen Darlegung. 


Von den übrigen Luftsaugebremsen ist die von 
Körting am verbreitetsten und bei einer größeren Zahl 
deutscher Kleinbahnen, ferner bei den Kolonialbahnen 
in Deutsch-Südwestafrika und Deutsch-Ostafrika im 
Gebrauch. 


Die Körting-Bremse gleicht in der allgemeinen Anordnung 
der Hardy-Bremse, zeigt aber in der baulichen Durchbildung 
der einzelnen Teile bemerkenswerte Abweichungen. So wird 
z. B. von Hardy der Bremszylinder mit Rücksicht auf den Aus- 
schlag des festen Hebels, an dem die Kolbenstange angreift, 
schwingend aufgehängt, während Körting eine feste Lagerung 
dadurch ermöglicht, daß er die Kolbenstange mit dem Kolben 
nicht fest, sondern mittels Kugelzapfens verbindet (s. Abb. 12). 
Infolgedessen können bei der Körting-Bremse die Anschlußrohre 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


auch fest mit dem 
Bremszylinder ver- 
bunden werden, wäh- 
rend Hardy gezwun- 
gen ist, Gummi- 
schläuche einzuschal- 
ten. Ferner hat Körting 
den bei großen Zylin- 
derdurchmessern leicht 
schief laufenden Roll- 
ring durch eine Leder- 
manschette ersetzt und 


das Kugelventil ver- 
mieden, an dessen 
Stelle zwei Kegel- 


ventile getreten sind. 
Die Schnellbremsven- 
tile der Hardy- und der 
Körtingbremsen unterscheiden sich durch die Art, wie der 
Schluß der Ventile nach einer bestimmten Zeit erreicht wird. 

Die Luftsaugebremsen sind in den Abteilen mit Notbrems- 
ventilen, die ein Ingangsetzen der Bremse vom Zuge aus ge- 
statten, versehen und haben Entbremsungsventil. . 

Bei Vorspann wird an der zweiten Lokomotive das Dampf- 
ventil zum Hilfsluftsauger und zum Lokomotivluîtsauger ge- 
schlossen. 


Abb. 12. Körting-Bremse. 


Die selbsttätigen Luftsaugebremsen erfüllen in 
ihrer neuen Ausgestaltung die allgemeinen Forde- 
rungen und haben sich gut bewährt, besonders bei 
Regulierbremsungen im Gefälle. Ihre Hauptleitungen 
werden des geringen Druckes wegen nur gering bean- 
sprucht und besitzen daher langdauernde Haltbarkeit. 
Sie gestatten auch dem Lokomotivführer, von der 
Lokomotive aus mit Hilfe des Anhängeventils zu 
kontrollieren, ob die Bremswirkung über den ganzen 
Zug sich erstreckt. Die Bremswege sind bei Per- 
sonenzügen annähernd gleich, bei Güterzügen etwas 
kürzer wie bei Luftdruckbremsen. Für Fahrzeuge 
verschieden großen Gewichts kommen Bremszylinder 
verschiedener Größe in Benutzung, bei sehr schweren, 
z. B. D-Zugwagen, müssen mehrere Bremszylinder 
angewendet werden. Das Gewicht der Luftsauge- 
bremseinrichtungen ist größer als das der Luftdruck- 
bremsen an gleichartigen Fahrzeugen. 


b) Luftdruckbremsen. 


Die Luftdruckbremsen sind als nichtselbsttätige 
und selbsttätige Bremsen in Anwendung. Die ersten 
Versuche mit nichtselbsttätigen wurden in Mitte der 
60er Jahre vorigen Jahrhunderts vorgenommen. 
Ihnen folgten Mitte der 70er Jahre die Versuche mit 
selbsttätigen. 


Beiden Systemen ist gemeinsam eine fast immer auf der 
Lokomotive untergebrachte mit Lokomotivkesseldampf be- 
triebene Kraftquelle (Luftpumpe) zur Erzeugung gepreßter Luft. 
Sie saugt die atmosphärische Luft an, verdichtet sie bis auf 6,5 
oder 8 Atm. Überdruck und befördert sie nach einem Haupt- 
luftbehälter, wo sich die Preßluft als Vorrat ansammelt. Der 
Druck im Hauptluftbehälter kann durch einen besonderen Luft- 
pumpendruckregler innerhalb bestimmter Grenzen selbsttätig 
geregelt werden. Dieser Behälter steht mittels eiserner Rohr- 
leitung mit dem vom Lokomotivführer bedienten Führerbrems- 
ventil in Verbindung. 


Die Preßluft fließt durch dieses Ventil in die anschließende 
eiserne Hauptleitung nach den an der Lokomotive, dem Tender 
und den Wagen befindlichen Bremszylindern. Die Leitungen 
der Fahrzeuge sind durch kuppelbare, entweder einteilig aus 
bestem Gummi oder biegsamem Metallschlauch oder in Gelenk- 
stücken aus Metall hergestellte Schläuche (Bremsschläuche mit 
Schlauchkupplung) verbunden. Der am Schluß der Leitung 
befindliche Schlauch ist durch Hahn oder Blindflansch luftdicht 
abgeschlossen. 


Der Lokomotivführer ist nicht imstande, von der Lokomo- 
tive aus zu kontrollieren, ob die Bremswirkung über die Leitung 
des ganzen Zuges sich fortpflanzt. Es bedarf vielmehr be- 
sonderer Bremsprobe unter Zuziehung anderen Personals. Aus- 
nahmen hiervon machen die mit Anhängeventil gesteuerten 
Bauarten. 


Beim Übergang vom Führerbremsventil zur Hauptleitung 
wird die Preßluft durch ein Minderungsventil (Druckregler) auf 
die Spannung begrenzt, die man in der Hauptleitung höchstens 
zulassen will. Der jeweilige Druck im Hauptbehälter und in 
der Hauptleitung wird dem Lokomotivführer durch auf dem 
Führerstand angeordnete leicht übersichtliche Druckmesser 
erkennbar gemacht. Für Fahrzeuge von verschiedenem Ge- 
wicht kommen wegen des in verschiedener Stärke erforder- 
lichen Bremsdruckes Bremszylinder von 203—354 mm und aus- 
nahmsweise von 406 mm Durchmesser vor. 


Bei der nichtseibsttätigen Luftdruckbremse ist während 
der Fahrt und im ungebremsten Zustande die Hauptleitung und 
der Bremszylinder mit der freien Luft in Verbindung. Zum 
Bremsen schließt der Lokomotivführer am Führerbremsventil 
diese Verbindung ab und gibt aus dem Vorratsbehälter Preß- 
luft in die Leitung und von dort direkt in die Bremszylinder, 
deren Kolben auf das Bremsgestänge wirken, solange der 
Führer, indem er auf Abschlußstellung übergeht, die Preßluft in 
der Leitung festhält. Das Lösen erfolgt dann am Führerbrems- 
ventil durch Ablassen der Luft aus der Leitung bis auf den 
Druck der Außenluft, wobei die Bremskolben und mit ihnen 
die Bremsklötze durch Federn oder Gewichte in ihre Löse- 
stellung zurückgeführt werden. Dieses Zu- und Ablassen der 
Preßluft kann allmählich oder schnell und abwechselnd erfolgen, 
ergibt dann die Regulierung der Bremskrait vom leichten An- 
liegen der Klötze bis zum Volldruck und gestattet auch Ände- 
rungen des Bremsdruckes in beliebigem, den Betriebserforder- 
nissen entsprechendem Grade nach oben und unten vorzu- 
nehmen. Vom Zuge aus kann nicht gebremst werden. 


Dieses Bremssystem ist in seiner alten einfachen Form, 
weil es bei vorkommenden Schäden an Leitung oder Brems- 
zylindern unzuverlässig sowie bei langen Zügen zu langsam 
wirkte und außerdem einen zu großen Luftverbrauch erforderte, 
für Hauptbahnbetrieb verlassen worden. Es erscheint dagegen 
in der Ausführung der Henry-Doppelbremse auf Gebirgsbahnen 
neben der selbsttätigen Bremse sowie neuerdings an den 
Bremsvorrichtungen der Lokomotivdrehgestelle und findet 
wegen seiner Einfachheit auch vielfach Einführung auf Klein- 
und Straßenbahnen, z. B. in der Bauart der Kontinentalen 
Bremsengesellschaft (vergl. Stichwortregister). 


Die Anwendung der selbsttätigen Luftdruck- 
bremsen kam für die deutschen Eisenbahnverwal- 
tungen erst von 1875 ab ernsthaft in Frage, und zwar 
waren es damals die Bauarten von Steel und Westing- 
house, erstere als Zweikammer-, letztere als Ein- 
kammerbremse. Bei diesen Bremsen steht während 
der Fahrt und im Lösezustand die Hauptleitung stets 
unter vollem Druck und die Bremswirkung wird durch 
Verminderung des Leitungsdruckes herbeigeführt. 


Bremsen und Kupplungen. 


I. Zweikammerbremsen. 


Die Steelbremse arbeitete derart, daß vom 
Führerbremsventil die Druckluft ohne Zwischenventile 
im Bremszylinder vor und hinter den Kolben geführt 
wurde, so daß im Lösezustand auf beiden Seiten des 
Kolbens gleicher Druck herrschte. Ließ nun der 
Führer Luft durch das Führerbremsventil aus der 
Leitung entweichen, so schob die hinter dem Kolben 
befindliche höher gespannte Luft den Kolben und mit 
ihm das Bremsgestänge vorwärts und rief damit die 
Bremsung hervor. Der ausgeübte Druck regelte sich 
dabei nach dem Maße der in der Leitung hervor- 
gerufenen Druckverminderung und erreichte seinen 
Höchstwert bei völliger Entleerung der Leitung, die 
bei Zugtrennung selbsttätig eintrat, im Gefahrfalle als 
Schnellbremsung vom Führer oder vom Zuge aus 
durch die Notbremsventile herbeizuführen war. 
Diese Bremse arbeitete in Deutschland nur versuchs- 
weise. 


Die Zweikammerbremse wurde vervollkommnet 
durch Carpenter und durch Schleifer. Beide Bauarten 
waren auf deutschen Bahnen längere Zeit vielfach im 
Gebrauch. Sie wirkten aber für lange Züge zu lang- 
sam, da die gesamte abzulassende große Luftmenge 
wie bei Steel durch das Führerbremsventil entweichen 
mußte, infolgedessen lange Bremswege entstanden. 
Auch war der Luftverbrauch zu beträchtlich und das 
Wiederauffüllen der Bremszylinder, also das Lösen 
der Bremse, zu zeit- 
raubend.. Abb. 13 
zeigt die Bauart von 
Carpenter. Die 
Schleifersche Anord- 
nung bot größere 
Sicherheit bei unbeab- 
sichtigt eintretender 
Druckminderung der 
Leitungsluft. 


Abb. 13. Carpenter-Bremse. 


Eine weitere Bauart dieser Bremsen ist die früher in Frank- 
reich eingeführte, in Deutschland nur versuchsweise benutzte 
Wengerbremse. Schleifer verwendete zwecks Erzielung 
schnellerer Fortwirkung der Bremswirkung von Wagen zu 
Wagen bereits Auslaßventile, die der Leitungsluft den Austritt 
in die freie Luft gestatteten. 


Die Zweikammerbremsen erfüllen die all- 
gemeinen Bedingungen, haben den Vorzug großer 
Einfachheit und gestatten die Abschwächung der 
eingeleiteten Bremsung, doch hat man sie aus den 
oben angegebenen Gründen verlassen und ist zu den 
Einkammerbremsen übergegangen. In neuerer Zeit 
finden sie oft Verwendung an Triebwagen und an 
elektrisch betriebenen Klein- und Straßenbahnen. 
Die Luftpumpe wird dann mittels Elektromotor oder 
von der Wagenachse aus angetrieben. Hierher gehört die 
Zweikammerbremse der kontinentalen Bremsengesell- 
schaft. (Vergl. Stichwortregister.) 


I. Einkammerbremsen. 


Rasche Zugabfertigung auf den Stationen ist 
eine wesentliche Vorbedingung für schnellen Be- 
trieb. Die Aufenthalte auf Zwischenstationen müssen 
soweit gekürzt werden, daß sie für das Ein- und 
Aussteigen der Reisenden und zur Erledigung der 
Gepäckbehandlung eben genügen. Es ist daher in 
vielen Fällen mit Aufenthalten von nur 15 Sekunden 
zu rechnen. 

Dementsprechend schnell müssen aber auch die 
Bremseinrichtungen arbeiten, d. h. sie müssen in 
diesen kurzen Fristen aus dem Bremszustand in den 
Lösezustand gebracht werden können, wenn die so- 
fortige Weiterfahrt des Zuges möglich sein soll. 
Dieser Anforderung entsprechen die Zweikammer- 
bremsen nicht, dagegen wird sie erfüllt von den Ein- 
kammerbremsen, deren geringer Luftverbrauch beim 
Bremsen rascheres Auffüllen ermöglicht. Dabei 
sollen auch die Hilfsluftbehälter innerhalb der Löse- 
zeit wieder möglichst voll aufgefüllt werden, d. h. 
die Bremsen sollen nach erfolgtem Lösen sofort 
wieder vollständig gebrauchsfähig sein. 


Bei den Einkammerbremsen ist an jedem zu 
bremsenden Fahrzeuge zwischen Hauptleitung und 
Bremszylinder ein besonderer Hilfsluftbehälter ein- 
geschaltet, der das eigentliche Kraftreservoir für 
jede einzelne vorzunehmende Bremsung bildet. 
Diese Bremsung kann vom schwachen Anliegen der 
Bremsklötze bis zum höchst erreichbaren Brems- 
druck abgestuft oder plötzlich, rasch zum Höchst- 
druck steigend, ausgeübt werden. Sie läßt aber 
keine abgestufte Verminderung des einmal erzielten 
Bremsdruckes zu, vielmehr ist jedesmal, wenn von 
starker zu schwacher Bremsung übergegangen 
werden soll, zunächst eine vollkommene Ent- 
bremsung auszuführen. Diese Eigentümlichkeit 
bildet einen wesentlichen Unterschied gegenüber 
der Luftsauge- und der Zweikammerluftdruckbremse. 


Die Verbindung zwischen dem Hilfsluftbehälter und der 
Hauptleitung einerseits sowie dem Bremszylinder andererseits 
wird durch das Steuerventil hergestellt. Die Druckluft der 
Hauptleitung tritt, vom Führerbremsventil kommend, über einen 
Steuerkolben entweder durch Nuten oder über Leder- 
manschetten, zunächst nach dem Hilfsluftbehälter so lange, bis 
Leitung und Behälter den gleichen Druck von 5 Atm. aufweisen. 
Die Bremse ist dann geladen, die Bremsklötze sind gelöst. Der 
Bremszylinder ist vom Hilfsluftbehälter abgeschlossen und mit 
der freien Luft in Verbindung. Wird nun der Leitungsdruck 
durch Auslassen der Luft am Führerbremsventil oder an 
anderer Stelle des Zuges um etwa 0,3 bis 0,5 Atm. vermindert, 
so bewegt sich der Steuerkolben aus seiner Endstellung, schließt 
den Luftzutritt zum Hilfsluftbehälter ab und nimmt einen 
Schieber soweit mit, daß erstens die Verbindung des Brems- 
zylinders mit der freien Luft geschlossen wird, und zweitens 
Öffnungen freigelegt werden, die den Hilfsluftbehälter mit dem 
Bremszylinder verbinden und damit der Druckluft den Zutritt 
aus ersterem nach letzterem gestatten. Der Bremskolben 
schiebt sich alsdann vorwärts und bringt, auf das Brems- 
gestänge wirkend, die Bremsklötze zum Anliegen. Es sind 
dabei Einrichtungen getroffen, die den Druck in geringem 
Maße zuführen und stufenweise steigen lassen (Regulier- 
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bremsungen, Stufenbremsungen), oder in stärkerem Maße aber 
dauernd und allmählich betätigen (volle Betriebsbremsungen), 
oder ihn durch Öffnung größerer Kanäle plötzlich und schnell 
nach dem Bremszylinder übertreten lassen (Schnell- und Not- 
bremsungen). 

Die höchste Bremswirkung ist erreicht, wenn die Druck- 
spannung des Hilfsluftbehälters sich mit der des Bremszylinders 
ausgeglichen hat, was bei gegebenem Behälterinhalt je nach 
der Länge des Bremskolbenwegs bei 3,8 bis 3,5 Atm. eintritt. 
Dementsprechend soll auch der Leitungsdruck um höchstens 
1,5 Atm. vermindert werden, da weiterer Luftauslaß bei Be- 
triebsbremsungen unnötig ist, oder nur bei rasch aufeinander- 
folgenden Bremsungen erforderlich wird. 

Die Bremswirkung wird erhöht, indem man für Schnell- 
und Notbremsungen das Steuerventil so herstellt, daß bei 
raschem Austritt der Luft aus dem Führerbremsventil oder der 
Hauptleitung ein besonders angeordnetes Ventil sich öffnet, das 
die Hauptleitungsluft unmittelbar in den Bremszylinder stürzen 
läßt, bis dort ein Druck von etwa 1,8 Atm. (bei Knorr etwa 
2,8 Atm.) nahezu sofort erreicht ist, worauf das Ventil wieder 
schließt und die weitere Druckerhöhung vom Hilfsluftbehälter 
aus erfolgt. Der Druck im Bremszylinder beträgt alsdann 4,1 
bis 4,2 Atm. Diese Schnellbremsventile sind zugleich Über- 
tragungsventile, d. h. sie pflanzen die am Führerbremsventil 
hervorgerufene starke Druckminderung sehr schnell nach sämt- 
lichen Bremsapparaten des Zuges fort, so daß bei einem 
60 Achsen langen Zuge, dessen sämtliche Achsen gebremst sind, 
der letzte Wagen nach etwa 2 Sek. zu bremsen beginnt. Die 
Durchschlagsgeschwindigkeit beträgt etwa 220 m/Sek. Man 
kann diese schnelle Übertragung auch erreichen durch Aus- 
lassen der Leitungsluft in die freie Luft oder in besondere Luft- 
kammern. 

Die Druckerhöhung im Bremszylinder kann ferner dadurch 
herbeigeführt werden, daß man den Hilfsluftbehälterinhalt ver- 
größert und den Bremskolbenweg möglichst kurz hält, also die 
der Abnutzung unterworfenen Bremsklötze entweder selbsttätig 
oder von Hand öfters nachstellt. 

Die Regulierbetriebsbremsung, mit kleinen Stufen von 
io zu "io Atm. Luftauslaß fortschreitend, wird hauptsächlich 
angewendet auf Gefälle, die gewöhnliche Betriebsbremsung bei 
Einfahrt in die Stationen bis zur Haltestelle, und die Schnell- 
und Notbremsung in Gefahrfällen. 

Die Hilfsluftbehälter haben Auslöseventile, die durch Draht- 
züge von der Wagenaußenseite her bewegt werden können und 
zum Lösen der Bremsen dienen, wenn Fahrzeuge auf dem 
Bahnhofe ohne Beihilfe einer Lokomotive entbremst werden 
sollen, oder wenn der Druck im Hilfsluftbehälter so hoch ist, 
daß der Führer den Steuerkolben nicht umsteuern kann. Die 
Rückbewegung der Bremskolben beim Lösen wird veranlaßt 
durch Einwirkung einer kräftigen Feder. 

Zum Laden (Lösen) und Anziehen der Bremsen hat der 
Führer folgende Stellungen des Handhebels am Führerbrems- 
ventil zu beachten: Füllstellung — Fahrtstellung —- Abschluß- 
stellung — Betriebsbremsstellung — Schnellbremsstellung. 

Um die durch geringe Undichtigkeiten entstehenden Luft- 
verluste auszugleichen, steht bei Fahrtstellung der Hauptbehälter 
mit der Leitung dauernd in Verbindung, der zwischengeschaltete 
Druckregler soll dabei den Druck in der Leitung gleichmäßig 
erhalten. Treten größere Undichtigkeiten auf, bedarf es be- 
sonderer Aufmerksamkeit des Führers, um den Druck auf 
richtiger Höhe zu erhalten. 


Auf deutschen Haupt- und Nebenbahnen sind im 
Gebrauch die Einkammerluftdruckbremsen von Westing- 
house, Schleifer und Knorr, versuchsweise auch die 
von Siemens, die in ihrer allgemeinen Beschaffenheit 
und Wirkungsweise der vorstehenden Darlegung ent- 
sprechen. Für Klein- und Straßenbahnen wird die 
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selbsttätige Einkammerbremse mit vereinfachtem 
kontinentalen Bremsengesell- 
schaft und die Kleinbahn - Westinghousebremse 
(Vergl. Stichwortregister.) 


Steuerventil der 


häufig angewendet. 


«@ Westinghousebremse. 


Sie ist die älteste, im Laufe der Zeit mannigfach 
verbesserte und am meisten angewandte Bauart. Die 
Zahl der in Deutschland benutzten Apparate beträgt 


etwa 55000. 


Das Führerbremsventil ist als Drehschieber ausgebildet, 
dessen Handgriff in wagerechter Ebene beweglich ist. 


Um möglichst stoßfrei 


zu arbeiten, 


tritt bei Betriebs- 


bremsungen die Luft nicht unmittelbar, sondern mit Hilfe einer 
am Führerbremsventil angeordneten, mit besonderem kleinen 


Abb. 16. Geschlossene Anordnung 
der Bremsapparate. 


gebrauchsfertig. Die 
Folge hiervon ist, daß 
wegen der noch nicht 
ganz aufgefüllten Hilfs- 
luftbehälter die volle 
Bremswirkung nicht 
ganz erreicht wird, so- 
bald der Führer un- 
mittelbarnach demLösen 
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Hilfsluftbehälter versehenen sogen. Ausgleichvorrichtung ins eine neue Bremsung vor- 
Freie. Im Steuerventil arbeitet bei Betriebsbremsungen ein „immt. Eine 
kleines Abstufungsventil. Bei Schnellbremsungen wird die schöpfung der Bremse 
Hauptleitungsluft in die Bremszylinder geleitet und für die tritt jedoch nicht ein. 
Bremsung mit benutzt. Sie ergibt rasches Anbremsen der Wird mit Vorspann- 
ersten Wagen des Zuges, doch entstehen beim Auflaufen der lokomotive gefahren, so 


später gebremsten hinteren Wagen leicht Zerrungen und 
Stöße. Auch sind bei 
langen Zügen Zugtren- 
nungen nicht ausge- 


schlossen. 


muß an d 


Die Lösezeit beträgt 
etwa 12 Sek., die Dauer 
des Auffüllens von 3,5 
bis 5 Atm. etwa 25 Sek. 
Die Bremse ist also 
nach vollendetem Lösen 
noch nicht wieder völlig 


Er- 


er zweiten 


Abb. 17. 
Schnellbremsventil. 


Lokomotive die Ver- 
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Um 
Abb. 14. Westinghouse-Luftpumpe. 


Abb. 15a u.b. Führerbremsventil. 


bindung zwischen 
Hauptluftbehälter und 
Führerbremsventildurch 
einen Hahn unter- 
brochen werden. 

Abb. 14 zeigt die 
Luftpumpe, Abb. 15a 
und b das Führerbrems- 
ventil, Abb. 16 die Schnellbremsvorrichtung mit 
einem zwischen Schnellbremsventil und Brems- 
zylinder gelagerten Hilfsluftbehälter, Abb. 17 das 
Schnellbremsventil und Abb.18a und b die Gesamt- 
anordnung an einem Wagen. (Über die Einzel- 
wirkung der Teile vergl. das Stichwortregister.) 


N 


ß Schleiferbremse. 


Die Schleifer-Einkammerbremse ist seit 
1893 mit etwa 5000 Apparaten auf deutschen 
Bahnen in Anwendung. 


Das Führerbremsventil ist als Hahnküken 
ausgebildet, dessen Handgriff sich in senkrechter 
Ebene bewegt. Um die Einwirkung der Lokomotiv- 
bremse zu regeln, ist es mit einer Einstellung für 
langen und kurzen Zug versehen. Der Luftauslaß 


\ . am Führerbremsventil erfolgt ohne Ausgleichvor- 


richtung unmittelbar ins Freie. Für Betriebs- 
bremsungen ist ein besonderes Abstufungs- 
ventil nicht vorhanden, die stufenweise Bremsung 
wird durch Abheben und Schließen des zwischen 
Hilfsluftbehälter undBremszylinder eingeschalteten 
Abschlußventils bewirkt. 
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Um die bei Westinghouse zeitweilig auftretenden Zerrungen 
im Zuge zu vermeiden, kam Schleifer auf den Gedanken, den 
Zug gestreckt zu bremsen. Er richtet zu diesem Zwecke sein 
Steuerventil so ein, daß bei Schnellbremsungen die vorderen 
Bremsen zunächst nur mäßig, die hinteren dagegen stärker an- 
. ziehen. Er erreicht dies durch Einschalten eines am Abschluß- 
ventil angeordneten Drosselkolbens, der die vom Hilfsluftbehälter 
nach dem Bremszylinder überströmende Luft in den vorderen 
Ventilen durch einen engen Querschnitt strömen, an den hinteren 
Ventilen dagegen durch einen größeren Querschnitt treten läßt. 
Er schaltet außerdem ein Beschleunigungsventil ein, um bei ge- 
wissem Bremszylinderdruck einen raschen Ausgleich mit dem 
Hilfsluftbehälterdruck herbeizuführen. Zwecks Erzielung einer 
raschen Übertragung des Druckabfalls von der Spitze nach dem 
Ende des Zuges läßt Schleifer die Leitungsluft nach einer be- 
sonderen Luftkammer stürzen, in der sie bis zum Entbremsen 
verbleibt, also nicht wie bei Westinghouse druckverstärkend auf 
den Bremskolben wirkt. 


Der Hilfsluftbehälter hat bei Schleifer einen ca. 20% 
größeren Inhalt als bei Westinghouse. Lösedauer und Auf- 
füllungszeit sind nahezu gleich, um nach vollendetem Lösen die 
Bremse wieder mit voller Kraft verfügbar zu haben. Diese 
Dauer beträgt aber 25 bis 30 Sek., mitunter auch etwas mehr. 
Sie übersteigt also die für kurze Aufenthalte zulässige Frist von 
15 Sek. und gibt deshalb leicht Anlaß zu Verzögerungen bei Ab- 
fahrt der Züge, sobald der Führer verabsäumt, die Bremse 
schon unmittelbar vor Stillstand des Zuges zu lösen. 


Schleifer erreicht zwar eine fast stoßfreie Bremsung, 
braucht aber bis zur vollen Bremswirkung im ganzen Zuge 
mehr Zeit als Westinghouse, so daß ein etwas längerer Brems- 
weg entsteht. 


Der Zutritt der Leitungsluft zum Hilfsluftbehälter geschieht 
bei Schleifer am Steuerkolben mittels Umlaufkanal über eine 
mit kammartigen Metallblechen gestützte Ledermanschette, die 
dichter abschließt als der Westinghouse-Steuerkolben mit 
Nuten. Die Bremse springt, da ein Ausgleich zwischen Hilfs- 
luftbehälterluft und Hauptleitungsluft nicht stattfinden kann, 
schon bei 0,3 Atm. Druckverminderung an und gibt ein ge- 
wisses Maß von Sicherheit für den Fall, daß die Leitung an 
irgendeiner Stellung abgesperrt, der Zug also teilweise nicht 
mehr bremsbar ist. Bei Vorspann bedarf es der Absperrung der 
Hauptluftbehälterleitung an der zweiten Maschine nicht, 


Iniolge vorhandener mäßiger Undichtigkeiten entleert sich 
die Hauptluftleitung allmählich, falls der Führer nicht recht- 
zeitig nachfüllt oder wenn ein Teil der Leitung abgesperrt ist. 
Bei Westinghouse entleeren sich dabei die Hilfsluftbehälter 
gleichzeitig und zwar über den Steuerkolben durch die Nuten. 
Bei Schleifer können sie sich nicht entleeren, und es tritt bei 
einem Leitungsdruckabfall von 0,3 Atm. die Verschiebung des 
Steuerkolbens ein, so daß die Bremse zum Anliegen kommt, d. h. 
die Leitung wird hinsichtlich ihrer Dichtigkeit überwacht. 


Diese empfindlichere Wirkungsweise der Schleiferbremsen 
ist an sich ein Vorzug und macht sich bei Zügen, die nur 
Schleiferbremsen führen, vorteilhaft bemerkbar. Sobald diese 
Bremsbauart aber mit der in vielfach größerer Anzahl vor- 
handenen Westinghouse-Bremse im selben Zuge läuft, hat sie, 
da letztere gegen Druckschwankungen weniger empfindlich ist, 
den Nachteil, daß sie leicht Selbstbremsungen herbeiführt, sobald 
der Führer nicht dafür sorgt, daß gleichmäßiger Druck in der 
Leitung gehalten wird. Derartige Selbstbremsungen treten zu- 
weilen bei langen Zügen ein, und ebenso bei Überladung der 
Hilfsluftbehälter, wenn der Führer aus dem hochgespannten 
Hauptluftbehälter große Luftmengen stoßweise in die Leitung 
treibt. Das gibt dann das dem Zugpersonal verhaßte, beim 
Publikum wenig beliebte und zeitweise sogar Beunruhigung ver- 
ursachende Stillhalten auf offener Strecke, bei dem die Schaffner 


an den Zügen entlang laufen und mittels der Auslöseventile ent- 
bremsen müssen. 


Abb. 19. Anordnung der Schleiferbremse. Abb. 20. Bremsventil. 


Abb. 21. 


Führerbremsventil. 


Abb. 22. Schleiferluftpumpe. 


Abb. 19, 20, 21, 22 zeigen die Anordnung der ab 1906 nur 
noch in geringer Zahl neu beschafften Schleiferbremsen. Aus 
Abb. 22 ist die der Schleiferluftpumpe eigentümliche Kolben- 
steuerung zu erkennen, 


y Knorrbremse. 


Neben der Schleiferbremse ist seit etwa 1902 die 
Knorrbremse mit der Westinghouse-Bremse in Wett- 
bewerb getreten, und hat in größerem Umfange bei 
der preußischen Staatseisenbahn mit etwa 13000 
Apparaten Einführung gefunden. 


Bei der Knorrbremse werden die stufenweisen und vollen 
Betriebsbremsungen am Führerbremsventil mit Hilfe einer Aus- 
gleichvorrichtung ausgeführt, die wie bei Westinghouse eine 
möglichst gleichmäßige Wirkung der Bremsen durch- allmäh- 
lichen Ausgleich des Drucks in der Leitung während des Aus- 
lassens der Luft herbeiführen, das unbeabsichtigte Eintreten von 
Schnellbremsungen verhüten und die richtige Bemessung der 
Bremsung weniger abhängig von der Geschicklichkeit des 
Führers machen soll. Die austretende Luft wird über das 
Führerbremsventil durch die Ausgleichvorrichtung nach dem 
Bremszylinder der Lokomotive und des Tenders geleitet, wo 
sie leicht bremsend wirkt, also noch nutzbar gemacht wird. 
Diese leichte Bremsung der Lokomotive soll dem Auflaufen des 
Zuges vorbeugen. In den Steuerventilen der Wagen arbeiten 
hierbei kleine Abstufungsventile. 


Für die Schnellbremsungen wird durch den Hauptschieber 
des Führerbremsventils und durch das Auslaßventil des sogen. 
Tropfbechers Luft aus der Hauptleitung direkt ins Freie geleitet, 
wobei zugleich die Druckluft im Ausgleiciibehälter nach dem 
Bremszylinder der Lokomotive und des Tenders tritt, und 
außerdem durch besondere Bohrung Druckluft aus dem Haupt- 
luftbehälter nach diesen beiden Bremszylindern zwecks Ver- 
stärkung der Bremswirkung bis zu etwa 90% geleitet wird. 
Der Bremszylinderdruck ist dem Führer durch besondere 
Druckmesser erkennbar gemacht. 

Das Führerbremsventil besteht aus einem mit senkrecht 
stehenden Handgriff wagerecht beweglichen Flachschieber, der 
einen durch Steuerkolben bewegten zweiten Schieber beeinflußt. 

Die verschiedenartigen, gleichzeitig auftretenden Wirkungen 
machen das Führerbremsventil etwas komplizierter als bei 
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Westinghouse und Schleifer. Die Anwendung eines Absperr- 
hahns kommt bei Vorspann in Wegfall, indem der Handgriff 
der zweiten Maschine auf eine besondere Mittelstellung gelegt 
wird. 

Die am Führerbremsventil eingeleitete Schnellbremsung 
pflanzt sich schnell fort, indem an den Steuerventilen durch 
Öffnung eines Rückschlagventils die Leitungsluft unmittelbar 
nach dem Bremszylinder übertritt, und dort den Kolben vor- 
wärts treibt, bevor der Hilfsluftbehälterdruck überströmt. Es 
wird also auch hier, wie bei Westinghouse, die Leitungsluft zum 
Bremsen mit herangezogen. 

Der beträchtliche Luftaustritt vorn mindert nun aber im 
vorderen Zugteil die Menge der in die Bremszylinder stürzenden 
Leitungsluft, mithin wird die Bremswirkung dort geringer sein 
als im hinteren Teil, wodurch das Auflaufen verhindert und 
demnach wie bei Schleifer ein mehr stoßfreies Bremsen besser 
gesichert ist. Die Bremswege sind denen der Westinghouse- 
Schnellbremse annähernd gleich. 

Die Knorrbremse läßt beim Lösen die Druckluft ebenso wie 
bei Westinghouse durch Nuten über den Steuerkolben nach dem 
Hilfsluftbehälter treten. Sie besaß anfangs diese Füllnuten nicht 
und war dabei ebenso empfindlich, wie die Schleiferbremse. Sie 
erhielt die Nuten, um sie mit Westinghouse-Bremsen besser zu- 
sammenarbeiten zu machen, was im wesentlichen auch gelungen 
ist. Ihre Lösezeit ist rund 12 Sek., ihre Fülldauer rund 20 Sek. 
von 3,5 auf 5 Atm. 

Die Anordnung der Knorrbremse zeigen die Abb. 23, 24, 25 
und 26. Abb. 25 stellt die neueste Bauart der Knorr-Lufitpumpe 
dar. (Das Zusammenwirken ihrer Teile betr. vergl. das Stich- 
wortregister.) 


ð Siemensbremse. 


Die- vorbeschriebenen drei Bauarten der Ein- 
kammerbremsen leiden sämtlich an dem Übelstande, 
daß die Bremsapparate nicht gleichmäßig ansetzen, 
wodurch Zerrungen entstehen können. Es ist deshalb 
schon früher von verschiedenen Erfindern, aber ohne 
nachhaltigen Erfolg, versucht worden, die Luftdruck- 
bremsen eines Zuges mittels elektrischer Steuerung 
gleichzeitig zu betätigen. Erst die seit 1900 von 
Siemens angestellten Versuche haben befriedigende 
Ergebnisse gebracht, und ein stoßfreies Bremsen sowie 

Abb. 23. Abb. 24. wesentlich kürzere 
Knorr-Luftpumpe. Bremsventil. Bremswege er- 
wiesen. 


Es sind elektrisch 
gesteuerte Ventile 
zwischen Hauptleitung 


und Bremszylinder eingeschaltet, die von der mit einer Batterie 
und einem Schalter versehenen Lokomotive aus auf elektrischem 
Wege mittels eines durch den ganzen Zug laufenden Kabels 
betätigt werden, und während der Dauer dieser Betätigung der 
Hauptleitungsluft einen Weg nach dem Bremszylinder öffnen. 
Infolge der entstehenden Druckverminderung treten dann die 
unverändert bleibenden Steuerventile der Luftdruckbremsen in 
Tätigkeit. Je nachdem der Stromkreis durch die Lage des 
Führerbremshebels kürzer oder länger geschlossen bleibt, ent- 
stehen elektrisch angeregte stufenweise oder volle Betriebs- 
bremsungen. Für Schnellbremsungen erfolgt die Umlegung des 
Hebels in die Endstellung und es tritt dann eine elektrisch- 
pneumatische Bremsung ein. Beim etwaigen Versagen der 
elektrischen Einrichtung kann die Bremse auch als gewöhnliche 
Luftdruckschnellbremse arbeiten. Das Lösen und Laden der 
Bremse geschieht in gewöhnlicher Weise. 

Ein am Schluß des Zuges anzubringendes Anhängeventil 
überwacht den Hauptleitungsdruck bei ein- und ausgeschalteter 
elektrischer Leitung derart, daß Bremsung erfolgt, wenn er 
unter 2,8 Atm. sinkt. Es kontrolliert den Zustand der elektri- 
schen Leitung selbsttätig und gibt dem Führer Gelegenheit, sich 
von der Lokomotive aus zu überzeugen, ob die Leitungen in 
Ordnung sind, und daß die Bremswirkung sich über den ganzen 
Zug fortpflanzt. 

Die Siemensbremse bedeutet sonach einen recht beachtens- 
werten Fortschritt der Bremstechnik, und zwar sowohl für 
Schnell- und Personenzüge als auch für lange Güterzüge. Sie 
überwindet ferner den allen bisherigen Luftdruckbremsen noch 
anhaftenden, sehr empfindlichen Nachteil, daß die Schnell- 
bremsung sich über nicht mehr als 6 bis 7 Leitungswagen über- 
tragen läßt. Die Schnellbremsung bleibt dann stecken und geht 
nur als Betriebsbremsung weiter, weil die Leitungsluft nicht 
schnell genug entfernt werden kann. Sehr starke Stöße und 
häufig sogar Zerreißen des Zuges sind die für den Betrieb sehr 
störende und für die Reisenden höchst unbehagliche Begleit- 
erscheinung. Die Siemensbremse dagegen zapft an allen Brems- 
apparaten gleichzeitig die Luft aus der Leitung und gestattet 
daher das Einstellen beliebig vieler Leitungswagen zwischen 
den Bremsapparaten. 

Die großen Vorzüge der Siemensbremse haben sich auch 
dauernd an den bis heute im regelmäßigen täglichen Betrieb 
befindlichen Versuchszügen der preußischen Staatseisenbahnen 
gezeigt. Ihnen stehen allerdings nicht unbeträchtliche Mehr- 
kosten für die Unterhaltung gegenüber. Es ist deshalb, und 
weil die an jedem Fahrzeuge vorzunehmende Kabelverkuppelung 
und die immerhin umständliche Bedienung des schweren An- 
hängeventils bei Zügen, die öfters getrennt werden müssen, be- 
triebliche Erschwernisse verursacht, mit ihrer allgemeineren 
Einführung bisher nicht vorgegangen worden. Man hofft eben 
noch immer, durch zweckmäßige Umgestaltung der bisherigen 
Luftdruckbremsbauarten auch ohne Anwendung von elektrischen 
Strom vollkommenere Wirkung zu erreichen. 


Abb. 25a und b. Führerbremsventil. 


Abb. 26. Gesamtanordnung der Knorrbremse. 
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I. Besondere Einrichtungen an Be- 
triebsmitteln mit Luftdruckbremse. 


Die Lokomotiven werden mit 50 bis 65% ihres 
Adhäsionsgewichts abgebremst. Ihre Bremsen werden 
bei allen Bremsungen mitbeteiligt, im Falle des Vor- 
spanns an beiden Lokomotiven. Diese Bremsen 
können bei Beschädigungen auch abgeschaltet und in 
gewissen Fällen in ihrer Wirkung gemildert oder ver- 
stärkt werden. Tender werden mit 70 bis 80% bei 
halben Vorräten, Personen-, Post- und Gepäckwagen 
mit 70%, Güterwagen mit 90 bis 100% ihres Leer- 
gewichts abgebremst. 

An den Steuerventilen der Wagen und Tender 
befindet sich ein Dreiweghahn, der es ermöglicht, nach 
Bedarf die Ventile auf Schnellbremswirkung, gewöhn- 
liche Bremswirkung und Ausschaltung der Bremse zu 
stellen. 

Notbremseinrichtungen, mittels deren man vom 
Zuge aus eine Schnellbremsung (Notbremsung) ein- 
leiten kann, und die mit einem Schild mit der Auf- 
schrift „Notbremse“ versehen sind, befinden sich in 
jedem Abteil und Bremserhaus. 

Sie gestatten den Reisenden oder Zugbegleitbeamten in 
dringenden Gefahrfällen, den Zug zum Stillstand zu bringen, 
doch wird mißbräuchliche Benutzung streng bestraft. Sie sind 
plombiert und können nach Benutzung nicht ohne weiteres in 
ihre Anfangsstellung zurückgeführt werden. Das Abteil, von 
dem aus gezogen worden ist, läßt sich daher schnell ermitteln, 
nachdem der betreffende Wagen, der durch scharfes Ausblasen 
der Leitungsluft sich bemerkbar macht, festgestellt ist. Abb. 27 
zeigt die Anordnung der neueren Notbremseinrichtung, die vom 
preußischen Bremsausschuß eingeführt ist und schnellen Druck- 
abfall veranlaßt. Die älteren Einrichtungen wirkten langsamer, 
so daß es dem Lokomotivführer mitunter möglich war, durch 
schnelles Arbeiten der Luftpumpe den in der Hauptleitung ent- 
stehenden Luftverlust zu ersetzen, und damit die Bremsung auf- 
zuheben. 


Die Anbringung der Kupplungsschläuche, der 
Kupplungsköpfe und der Leitungsrohre mit Absperr- 
hähnen für Luftdruckbremsen ist in Abb. 28 dar- 
gestellt. 


Abb. 27a, b,c und d. Notbremseinrichtung. 
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Die Länge und Lage der Schläuche an den Wagen ist durch 
internationale Verein- 
barung geregelt, um den 
Übergang der Fahrzeuge 
nach allen Linien sicher- 
zustellen. Wagen mit Über- 
gangsbrücken oder Falten- 
bälgen müssen auf beiden 
Seiten des Zughakens 

Schlauchanschlüsse 
haben, und Bremswagen, 
die von Deutschland über 
Österreich und die Gott- 
hardbahn laufen sollen, 
müssen mitallenApparaten 
für dieselbsttätigundnicht 
selbsttätige Luftdruck- 
bremse und für die Hardy- 
Bremse ausgestattet sein. 
Die Stirnwand eines 
derartig ausgerüsteten 
Wagens findet sich in 
Kapitel VII Abb. 13 dar- 
gestellt. 


Zum Schutze gegen Verschmutzungen durch un- 
reine Luft sind an der Luftpumpe Luftreiniger und in 
den Leitungsrohren Staubfänger (Drahtsiebe) ange- 
bracht. Die Hauptluftbehälter müssen öfter abge- 
blasen werden, weil in ihnen sich Wasser und Ölrück- 
stände ansammeln, die nach der Leitung mitgerissen 
werden. Das Wasser gibt im Winter Anlaß zu Ver- 
sagern durch Eisbildung und das Öl zerstört die 
Wandungen der Gummischläuche in betriebsgefähr- 
licher Weise. Am Führerbremsventil und in der 
Leitung lassen sich Wasserabscheider (Tropfbecher) 


einschalten. 

Die Art der Verbindung des Bremszylinders mit dem Brems- 
gestänge bis zu den Bremsklötzen und die Abhängigkeit zwischen 
Luftdruck- und Handbremse ist in Abb. 29 für einen 4-achsigen 
Wagen schematisch dargestellt. 


Abb. 28a und b. Anordnung der 
Kupplungsschläuche und Köpfe. 


c) Luftdruckbremsen für lange Güter- 
züge. 

Für Eilgüterzüge von mäßiger Länge verwendet 
man in Deutschland Luftdruckbremsen und sucht sie 
auch zum Gebrauch für lange Güterzüge bis zu 150 
und 200 Achsen auszugestalten. Nach jahrelanger 
fleißiger Arbeit ist es gelungen, ein möglichst stoß- 
freies Anhalten, rechtzeitiges Lösen und zuverlässiges 
Regulieren derartiger Massen von 1200 bis 1500 t Ge- 
wicht bei einer durchschnittlichen Fahrgeschwindig- 
keit von 28 km unter Anwendung von Betriebs- und 
Schnellbremsungen auch auf starken Gefällen bis 
1:30 zu erreichen. Es sind umfassende Versuche ge- 
macht worden mit der Einkammer-Güterzugbremse 
von Knorr auf den preußischen Staatseisenbahnen, 
von Westinghouse auf den bayerischen und ungari- 
schen Staatseisenbahnen, mit der Zweikammerbremse 
auf den pfälzischen Bahnen und der Schwarzwald- 
bahn. 

Allerdings leiden die Einkammerluftdruckbremsen 
dabei an dem Grundfehler, daß sie die einmal 
eingeleitete Bremsung nur ganz aufheben, aber nicht 
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Rückzienfeder 


Abb. 29. 4 achsiger Wagen mit Luftdruck und Handbremse. 


stufenweise vermindern können, doch hat man jetzt 
die auf stärkstem Gefälle (1:30) entstehenden Ge- 
schwindigkeitsschwankungen des mit 97% abge- 
bremsten 150-Achsenzuges von 1120 t auf etwa 
12 km/Std., also z. B. zwischen 34 und 22 km/Std. 
herabgedrückt. Bei leichteren Zügen schwankt die 
Geschwindigkeit etwas weniger. 


Für lange, steil abfallende Gelände eignen sich 
bisher noch besser die Carpenter - Zweikammer- 
bremse (Pfalzbahn) mit Staby’schem Anhänge- 
ventil, die zugleich sehr einfach ist, und ferner 
die Henry-Doppelbremse, deren sich die badischen 
Staatseisenbahnen auf der Schwarzwaldbahn und 
der Höllentalbahn bedienen. Letztere Bremse 
stellt eine Kombination von nicht selbsttätiger 
und selbsttätiger Luftdruckbremse mit doppelter 
Leitung dar, bei welcher ein Doppelrückschlag- 
ventil beide Hauptleitungen und den gemein- 
samen Bremszylinder so verbindet, daß beim An- 
ziehen der einen Bremse die Hauptleitung der anderen 
abschließt. Die eine Bremsart bildet dann die Reserve 
für die andere. Eine ähnliche Bremse mit zweiter 
Leitung und nicht automatischer Bremse ist in 
Ungarn 1908 von Westinghouse mit gutem Er- 
folge vorgeführt worden. Schließlich kommen hier- 
für noch die selbsttätigen Luftsaugebremsen (Hardy) 
in Betracht, die z. B. auf der Halberstadt-Blanken- 
burger Eisenbahn und auf dem 25 km langen Arlberg- 
gefälle von 1 : 33 ebenso gute Ergebnisse mit nur 
etwa 5 km/Stunden Geschwindigkeitsschwankungen 
aufweisen. Diese Bremsenarten gestatten die stufen- 
weise Verminderung der eingeleiteten Bremsung. 


Die bei den Versuchen erzielten Bremswege 
liegen bei sämtlichen Bremsarten auch für 60 km/Std. 
Geschwindigkeit auf der Wagerechten noch innerhalb 
700 m Länge. 


Eine große Schwierigkeit für Einführung der ein- 
beitlichen selbsttätigen Güterzugbremse liegt in den 
Nebenumständen, daß sie mit den vorhandenen Per- 
sonenwagenbremsen und mit den .Personenzugloko- 
motivbremsen einwandsfrei zusammenarbeiten muß, 
daß ihre Durchschlagsfähigkeit über 15 Leitungs- 
wagen reichen soll, und daß die Güterwagen lose bis 
zu 10 cm Abstand der Puffer miteinander gekuppelt 
werden. Die Schwierigkeit der 15 Leitungswagen ver- 
mied Westinghouse zunächst, indem er alle Leitungs- 
wagen mit Übertragungsventilen ausstattete. Die 
Knorrbremse und auch die neuere Bauart Westing- 
house erfüllt diese Bedingung ohne derartige Ventile. 


Es ist einleuchtend, daß Luftsauge- und Luft- 
druckbremsen nicht zusammen arbeiten können, und 
da die letzteren den ersteren gegenüber in den be- 
teiligten Nachbarländern in vielfacher Überzahl vor- 
handen sind, so erkennt man leicht, daß die Erfindung 
einer geeigneten Güterzugluftdruckbremse, wenn 
möglich mit auch stufenweise abnehmender Brems- 
wirkung, von brennendem Interesse ist. Man darf 
hoffen, daß es den angestrengten Bemühungen der 
deutschen Bremstechniker gelingen wird, eine gute 
Lösung zu finden, bei der die zweite Leitung, be- 
sondere Übertragungsventile und Anhängeventile ent- 
behrlich werden. 

Welch bedeutenden Kostenaufwand die allgemeine Ein- 
führung der Güterzugbremse verursachen wird, läßt sich aus 
folgendem Überschlag ersehen: In Preußen wären etwa 420 000 
Güterwagen damit auszurüsten, davon '/s = 140 000 mit Brems- 
apparat und ?/s = 280 000 als Leitungswagen. Erstere erfordern, 
falls Einkammerbremse gewählt wird, 350 M. pro Wagen 
49 Millionen, letztere 100 M. pro Wagen = 28 Millionen Mark. 
Die Gesamtausrüstungskosten betragen somit nur für die 
Preußisch-Hessische Eisenbahngemeinschaft 77 Millionen Mark 
und mit Zurechnung der erforderlichen Lokomotiven rund 
80 Millionen Mark. Die anderen deutschen Bahnen erfordern 
etwa '/s dieses Betrages, so daß rund 105 Millionen Mark für 
diese Verbesserung in Deutschland aufzuwenden sind. Die 
daraus entstehenden Vorteile liegen in der erhöhten Betriebs- 


sicherheit, in der Ersparnis an Bremsern und im beschleunigten 
Umlauf der Wagen und Güter. 


d) Luftbremsen für sehr schnell 
fahrende Züge. 


Eine dringende und die Allgemeinheit stark 
interessierende Frage ist die Schaffung geeigneter 
Bremsen für sehr schnell fahrende Züge. Die an- 
gestrebte Fahrgeschwindigkeit bis zu 130 km/Std. 
und mehr kann im regelmäßigen Betrieb erst dann 
eingeführt werden, wenn Bremsen gebaut werden, 
die derartige Züge mit Schnellbremsung zuverlässig 
auf höchstens 700 oder besser 600 m zum Still- 
stand bringen. Die bisherigen Versuche mit 
den sogenannten Schnellbahnbremsen haben bei 
125 km/Std. Geschwindigkeit unter günstigen Ver- 
hältnissen eben noch die Einhaltung der 700 m er- 
geben. Man darf damit wohl zunächst noch zu- 
frieden sein, zumal größere Geschwindigkeiten 
dauernd auch mit Rücksicht auf die Leistungs- 
fähigkeit der Lokomotiven vorläufig nur sehr 
schwer erreichbar und in ihrem praktischen Werte 
zweifelhaft sind. Der Bremsweg läßt sich allerdings 
nicht unbeträchtlich verkürzen unter regelmäßiger 
Anwendung des Sandens mittels Sandstreuer. Frei- 
lich gibt eine plötzlich einsetzende Schnellbremsung 


unter gleichzeitigem scharfen Sanden zuweilen eine 
derartig kräftige Verzögerung, daß die Reisenden 
umfallen und die Gepäckstücke herabstürzen. Es 
muß daher Vorsicht angewandt werden. Immerhin 
läßt sich vielleicht durch zweckmäßige Ausgestaltung 
des Sandstreuapparates und der Sandbehälter ein 
nutzbringendes Verfahren für regelmäßiges Sanden 
erreichen. 


wa in my \mulllere Versuchswerke). 
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Dugguchwindigkeit kmy/etd 
Abb. 30. Schaubild für Bremswege. 

== — gewöhnliche Bremse, —— Schnellbahnbremse (Versuchsmittelwerte). 
Zuglänge 50 Achsen. Sämtliche Achsen gebremst. 


Abb. 30 zeigt die Längen der bei verschiedenen Ge- 
schwindigkeiten mit Schnellbremsung mittels gewöhnlicher Luft- 
druckschnellbremse und neuerer Schnellbahnbremse an Per- 
sonenzügen erreichten Bremswege. 


Die neuen Bauarten der Schnellbahnbremsen 
suchen ihren Zweck zu erreichen, indem sie, ent- 
sprechend dem bei wachsender Geschwindigkeit 
kleiner werdenden Reibungskoeffizienten zwischen 
Rad und Bremsklotz den Druck der Bremsklötze 
erhöhen und dann bei sinkender Geschwindigkeit 
und zunehmendem Reibungskoeffizienten diesen 
Druck allmählich und selbsttätig bis zur gewöhn- 
lichen Stärke abnehmen lassen, so daß die Räder 
zwar möglichst bis zur Rollgrenze voll gebremst 
sind, aber nicht stillstehen. Man steigert den Druck 
hierbei bis auf 200% des Gewichts der Fahrzeuge. 

Die erzielten Bremswegverkürzungen betragen 
bis zu 25 % gegenüber gewöhnlichen Schnell- 
bremsen. Die Apparate sind aber noch zu 
empfindlich und arbeiten in der Druckverminde- 
rungsperiode noch nicht so zuverlässig, daß ein 
Feststellen der Räder sicher vermieden wird. Die 
Versuche sind daher noch nicht als abgeschlossen 
anzusehen. 

Um eine noch bessere Ausnützung der aus dem 
Zuggewicht zu erlangenden Bremskraft zu ge- 
winnen, zieht man neuerdings auch die Laufachsen 
der Lokomotiven und die Mittelachsen dreiachsiger 
Wagen mit zur Bremsung heran, so daß möglichst 
sämtliche Achsen der schnellfahrenden Züge ge- 
bremst werden. 


7. Elektromagnetische Bremsen. 


Die elektromagnetischen Bremsen finden auf 
den Haupt- und Nebenbahnen Deutschlands keine 
Verwendung. Dagegen sind sie auf Straßenbahnen 
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und elektrisch betriebenen Kleinbahnen in ver- 
schiedenen Ausführungsformen in Benutzung. 


8. Behandlung der Bremsfragen und Vor- 
schriften über Bremsbenutzung. 


Mit der Lösung der schwebenden Bremsiragen 
befaßten sich amtlich in Deutschland bisher die zu- 
ständigen technischen Beamten der einzelnen Ver- 
waltungen, der Technische Ausschuß des Vereins 
Deutscher Eisenbahn-Verwaltungen und der Preußi- 
sche Bremsausschuß, in dem die Vertreter der 
übrigen deutschen Staatseisenbahnen mitberaten. 
Neuerdings ist der Deutsche Verbandsbrems- 
ausschuß eingerichtet, der sämtliche Brems- 
angelegenheiten der deutschen Eisenbahnen ge- 
meinsam behandeln, und die außerordentlich zahl- 
reichen Ideen, die zur Verbesserung der Bremsen 
allseitig auftauchen, prüfen soll. In einer großen 
Anzahl von zeitraubenden und kostspieligen Ver- 
suchen, die vielfach auch im engeren Rahmen der 
einzelnen Verwaltungen mit lebhaftester Hingabe 
zur Ausführung kamen, ist die Vervollkommnung 
der Bremsen seither gefördert worden und wird 
auch zukünftig mit regstem Eifer fortgesetzt werden. 
Die deutschen Bremstechniker in nicht amtlicher 
Stellung verdienen besondere Anerkennung für ihre 
hervorragenden Leistungen in der oft mühevollen 
Ausgestaltung neuer befruchtender Gedanken. 

Über die Bedienung, Handhabung, Verwendung und Unter- 
haltı:z der Bremsen an Eisenbahnfahrzeugen und in ge- 


schloss-uen Zügen sind eingehende Bestimmungen gegeben, die 
sich verzeichnet finden: 


1. in den „Technischen Vereinbarungen über den Bau und 
die Betriebseinrichtungen der Haupt- und Nebeneisen- 
bahnen“ (Berlin 1909) $$ 78, 79, 83, 84, 86, 101, 113, 
122, 131, 132, 140, 160, 161, 163, 


. in der „Eisenbahnbau- und Betriebsordnung vom 4. No- 
vember 1904 nebst Erläuterungen“, $$ 35, 55 nebst Be- 
merkungen, 56, 61, 66, 


. in den von den Einzelverwaltungen herausgegebenen 
„Fahrdienstvorschriften“. Für die Preußisch-Hessischen 
Eisenbahnen (Ausgabe 1908) in den $$ 44, 45, 46, 47, 
87, 88, 99, 

. in den für die verschiedenen Arten der durchgehenden 
Bremsen herausgegebenen „Dienstanweisungen“, in 
denen auch die Bauart und Arbeitsweise ausführlich be- 
schrieben ist. 


B. Kupplungen. 


Kupplungen dienen zur Verbindung der Eisen- 
bahnfahrzeuge miteinander. Sie nehmen als Zug- 
vorrichtungskupplungen die für die Fortbewegung 
erforderlichen und bei der Hemmung der Züge wir- 
kenden Zugkräfte und nur ausnahmsweise Druck- 
kräfte auf. Als Bremskupplungen, Dampfheizkupp- 
lungen, Kabelkupplungen für Beleuchtung und Inter- 
kommunikationssignale und als Wasserschlauch- 
kupplungen zwischen Lokomotive und Tender ver- 
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binden sie die zu besonderen Zwecken an den Fahr- 
zeugen angebrachten Leitungen. 


Alle Kupplungen sollen bequem zu bedienen sein, rasches 
Herstellen der geplanten Verbindung gestatten und diese Ver- 
bindung zuverlässig und dauernd erhalten. Den während der 
Fahrt vorkommenden veränderlichen Stellungen der Fahrzeuge 
müssen sie sich leicht anpassen und, falls Trennung der Fahr- 
zeuge erforderlich, ein schnelles und handliches Lösen der be- 
stehenden Verkupplung zulassen. 


1. Zugvorrichtungskupplungen. 


Diese Kupplungen verbinden die Zugvorrich- 
tungen, gehören zu deren Bestandteilen und liegen 
als Hauptkupplungen immer in der mittleren Längs- 
ebene der Fahrzeuge, als Nebenkupplungen zuweilen 
auch seitlich der letzteren. Sie stehen an vielen 
Fahrzeugen in Wechselwirkung mit den Stoßvorrich- 
tungen (Puffern), die zur Aufnahme der in der Längs- 
richtung auftretenden Druckkräfte und Stöße dienen. 
Bei ihrer Beschreibung muß deshalb, soweit nötig, 
auch auf die Zug- und Stoßvorrichtungen selbst mit 
eingegangen werden. Die Nebenkupplung soll zur 
Verhütung unbeabsichtigter Zugtrennungen dienen. 

Die Kupplungen können völlig getrennt von den 
Puffern angeordnet oder mit ihnen durch die im 
Untergestell gelagerte Zugvorrichtung unter Zuhilfe- 
nahme von Hebeln und Federn verbunden werden. 
Es können auch beide Vorrichtungen in der mittleren 
Längsebene der Fahrzeuge übereinander verlegt oder 
miteinander vereinigt sein. Man unterscheidet Ein- 
und Zweipufferanordnung mit getrennter oder ange- 
schlossener Zugvorrichtung und außerdem noch ver- 
einigte Zug- und Stoßvorrichtungen (Mittelpuffer- 
kupplungen). Die Zugvorrichtungen, deren am 
schwächsten bemessener Teil die Kupplung ist, sollen 
zur Zeit mit nicht mehr als 12000 kg beansprucht 
werden, doch will man sie in Zukunft beträchtlich 
verstärken. Zur Aufnahme plötzlich angreifender 
Kräfte sind sie, ebenso wie die Puffer, elastisch ein- 
zurichten. 


a) Kupplungen zwischen Lokomotive 
und Tender. 


Die zwischen Lokomotive und Tender einge- 
schaltete Kupplung hat die Kraft der Lokomotive auf 
den Tender stoßfrei zu übertragen und den Tender 
in der Bewegungsrichtung der Lokomotive mitzu- 
nehmen. 


Die bei der Fahrt infolge der Schlingerbewegungen und 
beim Durchfahren von Krümmungen auftretenden beträchtlichen 
Verschiebungen der gegenüberliegenden Endflächen beider 
Fahrzeuge soll sie einschränken und derart ausgleichen, daß 
deren möglichst günstige Einstellung im Gleise herbeigeführt 
wird, um ruhigen Gang, glattes Durchlaufen starker Krümmun- 
gen, geringe Reifen- und Schienenabnutzung und Schonung der 
Gesundheit des Lokomotivpersonals zu erreichen. Außerdem 
muß die Kupplung den wagerechten Abweichungen wie 
Änderung der Höhenlagen beider Fahrzeuge zuverlässig ohne 
Klemmung folgen können. Zur stärkeren Sicherung der Zug- 
förderung ist neben der gewöhnlich in Tätigkeit befindlichen 
Kupplung (Hauptkupplung) eine zweite Kupplung (Neben- 


Kupplung, Notkupplung) erforderlich, um beim Bruch der 
ersteren sofort deren Aufgabe zu übernehmen. Die Kupplungen 
müssen leicht lösbar sein, um Lokomotive und Tender rasch 
von einander trennen und wieder verbinden zu können. Das 
ist im Betriebe nötig, wenn z. B. auf Wendestationen mit 
kurzen Drehscheiben Lokomotive und Tender einzeln gedreht 
werden sollen oder wenn beschädigte Teile auszuwechseln 
sind. 


Aus diesen allgemeinen Bedingungen ergeben sich die 
üblichen Bauarten, von denen hier nur die in Deutschland zur 
Verwendung gelangten Besprechung finden sollen. Ihnen ge- 
meinsam ist die Anordnung eines kräftigen, aus starkem Blech, 
Gußeisen oder Stahliormguß hergestellten Zugkastens am 
Hinterende der Lokomotive und am Vorderende des Tenders 
und die Anbringung von gefederten Stoßpuffern zu beiden 
Seiten der Kupplung. Die älteste und einfachste Kupplung zeigt 
Abb. 31. Sie bestand aus dem an einem Fahrzeug unveränder- 
lich befestigten Zugeisen, das mit seinem Auge den am 
anderen Fahrzeuge befindlichen Bolzen umfaßte. Als zweite 
Kupplung dienten zwei daneben angebrachte Notketten- 
verbindungen aus Ring und Haken. Diese Kupplung war nur 
bei schwachen Krümmungen, geringer Inanspruchnahme und 
kleiner Geschwindigkeit brauchbar und wird nicht mehr ver- 
wendet. 


Die nächst einfache Bauart (Abb. 32) besaß zwei von oben 
einsteckbare, unten mittels Splint gesicherte Kuppelbolzen, die 
durch ein mit stark abgerundeten Augen versehenes Zugeisen 
verbunden wurde, das sich den wagerechten und senkrechten 
Bewegungen anpaßte. 


Des öfteren wurden Universalgelenke und Kugel- 
zapfenbolzen verwendet. An jeder Seite war eine 
Notkette als Reservekupplung vorhanden. Ältere 
Maschinen mit derartigen Kupplungen sind noch im 
Dienst. Sie besitzen, wie die vorerwähnten, meist 
eine Stoßpuffervorrichtung mit flachen Stoßplatten, 
abgerundeten Stoßpufferköpfen und Blattieder. 


Die auf deutschen Bahnen gebräuchlichste 
Kupplungsart ist in Abb. 33a und b dargestellt. 


In jedem Zugkasten sind ein Hauptkuppelbolzen und zwei 
Nebenkuppelbolzen von oben eingesteckt und unten mit Splint 
gesichert. Je zwei gegenüberliegende Bolzen sind durch ein 
Zugeisen verbunden. Das mittlere und stärkste bildet mit 


seinen beiden, in fast unveränderlichem Abstande verbleibenden 
Bolzen die Hauptkupplung und ist 
reichlich 


in den Augen derart 


T 
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Abb. 32a u. b. 


ausgerundet, daß es, auf abgeschrägten Tragplatten aufliegend, 
den Höhenschwankungen leicht zu folgen vermag. Zuweilen 
erhält es auch Universalgelenke. 


Die beiden seitlich der Hauptkupplung befindlichen 
schwächeren Zugeisen der Nebenkupplung besitzen auf Tender- 
seite runde Augen, auf Lokomotivseite längliche Schlitze, mit 
denen sie die zugehörigen Bolzen umfassen. Die Schlitziorm 
ist nötig, um beim Durchfahren von Krümmungen die Beweg- 
lichkeit der außerhalb Mitte belegenen Zugeisen zu ermög- 
lichen, da der Längsabstand der Nebenbolzen sich auf Innen- 
seite Krümmung verkürzt, auf Außenseite verlängert. 


Zum gegenseitigen Ausgleich der schlingernden Bewegung 
beider Fahrzeuge sind am Kopfstück der Lokomotive neben der 
Kupplung prismatisch — mit Neigung von etwa 1:3 — ge- 
staltete gußeiserne Stoßpufierplatten befestigt. Gegen sie legen 
sich die gleichfalls prismatisch geformten Köpfe der stählernen 
Stoßpufier, deren zylindrischer Schaft auf der Tenderseite in 
gußeiserner Buchse geführt wird. Diese Stoßpuffer stehen 
unter dem etwa 5000 kg betragenden Druck einer an oder 
hinter dem Tenderhauptkuppelbolzen eingehängten Blattfeder. 
Die Blattfeder ist um den Hauptbolzen oder um besonderen 
Bolzen drehbar. Sie hält die Pufferköpfe ständig gegen die 
Platten gepreßt, und stellt sich in den Krümmungen derart ein, 
daß der Druck auch in der Schrägstellung annähernd gleich- 
mäßig auf beide Puffer übertragen bleibt. Infolge des beim 
seitlichen Verschieben der Fahrzeuge an den Prismenflächen 
entstehenden verstärkten Druckes und zunehmenden Reibungs- 
widerstandes bewirken die Stoßpuffer, daß Lokomotive und 
Tender sich sowohl in der Geraden als auch in der Krümmung 
nur in bestimmten, für die günstige Gleiseinstellung der Achsen 
erforderlichen Grenzen aus ihren Mittelstellungen entfernen 
können, indem die bewegten großen Massen der beiden Fahr- 
zeuge sich gegenseitig beeinflussen. Dieser Einfluß hängt 
neben anderem ab von der Länge des steifen Radstandes, und 
die zweckdienliche Arbeit der Kupplung wird durch Ein- 
schaltung kurvenbeweglicher Achsen erleichtert. 


Beim Rückwärtsfahren der Lokomotive und beim Schieben 
der Zuglast mit Tender voran hat in erster Linie die Stoßpuffer- 
vorrichtung und in untergeordnetem 
Maße das Zugeisen der Hauptkupp- 
lung die Druckkräfte zu übertragen. 


An älteren Maschinen findet man 
auch halbrund oder steiler pris- 
matisch geformte Stoßplatten und 
Pufferköpfe vor. 


Eine andere Bauart, bei der die 
beiden Stoßpuffer zu einem, in der 
Längsebene der Fahrzeuge unter der 


Mitte der Hauptkupplung ange- 
Abb. Sta u. b. ordneten, mit Wickelfeder ange- 
spannten Stoßpuffer zusammen- 


gefaßt sind, läßt sich in ihren Einzelheiten leicht aus Abb. 34a 
und b erkennen. 


Die seitlichen Schwingungen der Lokomotive er- 
folgen kreisbogenförmig um die lotrechte Schwer- 
punktsachse. Die Einstellung der beiden Fahrzeuge 
im krummen Gleise läßt sich theoretisch auf einen 
gemeinsamen Drehpunkt (Kupplungspunkt) zurück- 
führen, der unter Voraussetzung sehnenmäßiger Ein- 
stellung der Fahrzeuge als Durchschnittspunkt ihrer 
Längsachsen ermittelt wird. Man hat versucht, die 
Kupplungsteile dieser Kreisbewegung und der rechne- 
risch bestimmten Lage jenes Kupplungspunktes an- 
zupassen. Derartige Bauarten zeigen Abb. 35 
und Abb. 36. 
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Bei der an Maschinen der Oldenburgischen Staatsbahnen 
noch gebräuchlichen Wolffschen Kupplung ist unter der ge- 
wöhnlichen Hauptkupplung und den Stoßpufiern mit flachen 
Stoßplatten eine aus einem Stangendreieck gebildete Quer- 
kupplung gelagert (Abb. 35a, b). Ferner gehört hierher die zur 
Zeit an Lokomotiven der Württembergischen Staatseisen- 
bahnen noch vielfach vorhandene, aus Abb. 36a, b ersichtliche 
Dreieckkupplung mit Notketten. 


Abb. 35a u. b. 
Wolffsche Kupplung. 


Abb. 36a u.b. 
Dreieckkupplung. 


Diese beiden Bauarten werden allmählich durch die der 
Abb. 33a und b verdrängt. 


Die Kupplung zwischen Lokomotive und Tender 
muß selbstverständlich sorgfältig aus bestem Mate- 
rial hergestellt sein, da sie die volle Zugkraft der 
Maschine an erster Stelle übernimmt und besonders 
beim Anziehen, oft aber auch infolge der seitlichen 
Verschiebungen starker ruckweiser Inanspruchnahme 
unterliegt. Bruch des Hauptzugeisens oder eines 
Hauptkuppelbolzens mit nachfolgendem Bruch der 
Nebenkupplung würde die bedenklichste Gefährdung 
des Betriebes und mit großer Wahrscheinlichkeit den 
Absturz und Tod des Lokomotivpersonals herbei- 
führen können. Sie ist daher wesentlich widerstands- 
fähiger gebaut als die am vorderen Kopfstück der 
Lokomotive oder am hinteren Kopfstück des Tenders 
angebrachte gewöhnliche Schraubenkupplung. 


Mit den steigenden Ansprüchen an die Zugkraft 
und Fahrgeschwindigkeit der Lokomotiven hat man 
die Festigkeitsverhältnisse dieser Kupplung fortge- 
setzt erhöht. 


Alle Lokomotiven haben eine aus ihren Bauverhältnissen 
sich ergebende ungünstige, sogen. kritische Geschwindigkeit, bei 
der die störenden Bewegungen des mechanischen Getriebes mit 
denen der Massenbewegungen sich gewissermaßen summieren 
und sehr unruhigen Gang veranlassen. Dieser ungünstige Zu- 
stand macht sich besonders bei schnellfahrenden und schwer- 
arbeitenden Zwillingslokomotiven und weniger an den mit 
besserem Kräfteausgleich wirkenden Vierzylinderlokomotiven 


Abb. 37a u.b. 
Verstärkte Preußische Kupplung. 


bemerkbar. Neben den schlingernden treten hauptsächlich die 
zuckenden, in der Fahrtrichtung wirkenden Bewegungen 
störend auf, gefährden den Zusammenhalt und erschweren dem 
Personal den Aufenthalt und die Arbeiten auf der Lokomotive. 
Ihnen sind die gewöhnlichen Stoifpuffervorrichtungen mit der 
verhältnismäßig geringen Spannung nicht gewachsen. 


Man begegnet ihnen durch straffere Verbindung von Loko- 
motive und Tender, indem man an den nach oben verlängerten 
Nebenkuppelbolzen Spannschrauben ansetzt und die Fahrzeuge, 
bevor man die Hauptkupplung einsetzt, so fest gegeneinander 
zieht, daß die Spannung der Blattfeder bei Schnellzugmaschinen 
auf 9000 kg, bei schweren Güterzugmaschinen auf 8000 kg ge- 
bracht wird. Die schwere Masse des Tenders ist dann fester 
mit der Lokomotive vereinigt und kann beruhigend auf die 
Kraftäußerung der störenden Bewegungen einwirken. Die 
Spannschrauben werden wieder abgenommen, nachdem die 
Hauptkupplung befestigt ist. 


Eine derartige, häufig benutzte Anordnung der 
Preußischen Kupplung für Heißdampflokomotiven 
zeigen Abb. 37a und b. Sie erhält für Schnellzug- 
maschinen Hauptzugeisen mit Cardanischen Ge- 
lenken, um allen Schwankungen der Fahrzeuge mög- 
lichst leicht folgen zu können und für Güterzug- 
lokomotiven flache Hauptzugeisen gewöhnlicher Art. 

Die Zugkasten sind in Stahlformguß vorteilhafter ausge- 
staltet, die drehbare Blattfeder ist mit oberem und unterem 
Zapfen leichter zugänglich gelagert, die Stoßpuffer sind an ihren 
Stützenden zweckmäßiger geformt und mit ihrem zylindrischen 
Teil besser geführt als früher. Die Zeichnung läßt die Einzel- 
heiten einschließlich der einheitlichen Ölzuführung erkennen und 
gibt die Hauptmaße der Teile dieser neuesten vervollkommneten 
Kupplungsbauart an. 


Alle beweglichen Teile der Kupplung müssen gut 
geschmiert werden, um dem Anfressen und Fest- 
setzen vorzubeugen. Auf gute Ölung der prisma- 
tischen Pufferflächen ist besonders zu achten, um 


ein Aufhängen der Puffer durch Festfressen zu ver- 
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hüten und ein ausreichend sanftes Gleiten der Be- 
rührungsflächen zu sichern. 


b) Kupplungen zwischen Wagen und 
zwischen Wagen und Tender oder 
Lokomotive. 


Diese Kupplungen übertragen meistens nur Zug- 
kräfte; Druckkräfte werden jedoch auch von der 
Mittelpufferkupplung und im übrigen von den Puffern 
übernommen, z. B. beim Schieben der Züge. Sie 
werden auf Zug beansprucht von den in Fahrtrichtung 
wirkenden Kräften der vorgelegten Lokomotive und 
der Zuggewichte, von denen entgegengesetzter Rich- 
tung beim Bremsen und Strecken der Züge und 
schließlich, zwar seltener aber desto schlimmer, von 
denen, die beim Zurückschnellen der Pufferfedern 
nach erfolgtem Auflaufen ungebremster Fahrzeuge 
auf bereits gehemmte ruckweise entstehen. Hierzu 
kommt die aus den seitlichen Verschiebungen und 
in Krümmungen sich ergebende zeitweilige Inan- 
spruchnahme durch Stöße oder besondere Wider- 
stände. Um leicht gangbar zu bleiben, bedürfen sie 
zeitweiliger Schmierung. 

In ältester Ausführung bestand die Kupplung der Fahrzeuge 
an jedem Kopfende lediglich aus einem mit der Pufferbohle fest 
verbundenen Zughaken mit Ring oder Schake oder einfacher 
Gliederkette nebst Haken. An Stelle der schon vollkommneren 
Kette setzte man auch wohl flache oder runde Kuppelstangen 
mit Augen, ähnlich dem Zugeisen an der Lokomotive, die an den 
Pufferbohlen in Gabelstücken mittels Einsteckbolzen befestigt 
wurden. Diese Formen bedingten beim Anfahren heftige Stöße, 
zu deren Milderung man die Zughaken und Gabelstückenden 
durch die Pufferbohle hindurchführte und auf der Rückseite mit 
einem elastischen Mittel (Gummiringen oder Wickelfeder) ver- 
sah. Als Nebenkupplung dienten Ringe oder Ösen mit Ketten 
und Haken. Derartige Kupplungen findet man jetzt nur noch an 
Wagen der Industriebahnen und in geänderter Form an Straßen- 
bahnwagen. 

Sie ließen ĉine veränderliche Verbindung der Fahrzeuge 
nicht zu, deshalb wurde schon frühzeitig eine Spannvorrich- 
tung eingeschaltet, mittels deren man den Abstand der Fahr- 
zeuge — bei Personenwagen eng, bei Güterwagen weit — nach 
Bedarf ändern konnte. So entstand die Schraubenkupplung mit 


Abb, 38a, b u. c. 
Schraubenkupplung. 


rechts- und linksgängiger 
Spannschraube (Kupplungs- 
spindel) nebst aufgeschraub- 
ten zwei Zapfenmuttern, die 
mit dem Zughaken durch 
zwei Hängeeisen an gemein- 
samem wagerechten Durch- 
steckbolzen verbunden und 
am anderen Ende mit 
einem über die zugehörigen 
Mutterzapfen greifenden 
Bügel versehen ist, der in 
den gegenüberliegenden 
Zughaken eingelegt wird. 
Alle Teile sind leicht beweglich zueinander, und versplintet 
(s. Abb. 38a). Die Kupplung besitzt leicht handliches Ge- 
wicht und kann durch Andrehen der Spannschraube mittels eines 
in ihrer Mitte befestigten, meist umlegbaren Schwengels von 
Hand straff angezogen werden, so daß z. B. die Puffer der 
Personenwagen unter mäßige Spannung kommen. Diese Span- 
nung ist besonders bei großer Fahrgeschwindigkeit notwendig, 
denn zu lose gekuppelte Wagen geben unruhige Fahrt und rufen 
bei empfindlichen Reisenden das Unbehagen der Seekrankheit 
hervor. Sie darf aber nicht übermäßig groß sein, weil sonst 
die Fahrzeuge gewissermaßen einen steifen Block bilden und das 
Anziehen erschwert wird. Güterwagen werden lose gekuppelt. 


Um beim Lösen der Kupplung das Abdrehen der Muttern 
von der Spindel zu verhüten, ist letztere an jedem Gewinde- 
ende mit einem vernieteten Bundring versehen. 
An Stelle der mit abgerundeten Anlageflächen aus- 
gestatteten Hängeeisen kommt öfters ein in das 
ausgerundete Zughakenauge gesteckter, über die 
nächstbelegenen Mutterzapien greifender Bügel zur 
Anwendung (Abb. 38 c). 


Als Reserve diente dabei zunächst ein Notketten- 
paar, dessen mit Haken versehene Ketten zu beiden 
Seiten der in Höhe der Puffermitten angeordneten 
Hauptkupplung an elastisch hinterlegten Ösen auf- 
gehängt waren (s. Abb. 39). Der Bruch der Haupt- 
kupplung zog aber besonders bei schweren Zügen 
und beim Anziehen der Lokomotive meist auch den 
Bruch der Notketten nach sich, es sind deshalb im 
Großbetrieb der Deutschen Eisenbahnen die Not- 
ketten nahezu gänzlich beseitigt worden. Nachdem 
man zahlreiche andere Ersatzbauarten in sehr 
ausgedehnten und sorgfältigen Versuchen geprüft 
hatte, wurden sie endgültig durch zwei An- 
ordnungen von Sicherheitskupplungen ersetzt, die 
in Mitte der Pufferbohle am Zughaken angreifen. 


Abb. 39. Notketten. 


Die allgemeiner angewandte Anordnung besitzt 
einen beweglichen zweiten Zughaken (Sicherheits- 
haken), der mit den Augen seiner aufgebozenen 
beiden Schenkel die innenliegenden Hängeeisen der 
Hauptkupplung umfaßt und mit diesen auf einem 
gemeinschaftlichen, durch das Auge des Zughakens 
gesteckten, starken Bolzen (Kuppelbolzen) sitzt. 
Der Sicherheitshaken ist vielfach noch mit einem 
besonderen Bügel (Sicherheitsbügel) ausgestattet, 
der eine nochmalige Verbindung gestattet und in 
Abb. 40a und b punktiert angegeben ist. 


Die andere Anordnung wird erreicht durch Ab- 
spreizen der Hängeeisen, so daß, nach Einlegen der 
einen Schraubenkupplung als Hauptkupplung, die 
Schraubenkupplung des anderen Fahrzeugs 
zwischen den wagerechten Hängeeisen hindurch 
über den Zughaken der ersteren gelegt und so als 
Sicherheitskupplung benutzt werden kann. Diese 
Anordnung hat zwar weniger Teile, ist aber 
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für die Kuppler weniger bequem handlich als die vorher 
beschriebene. 

Mit diesen beiden Kupplungsarten lassen sich, den be- 
stehenden Vorschriften entsprechend, die Fahrzeuge in doppelter 
Weise so mit einander verbinden, daß beim Bruche der Haupt- 
kupplung die Sicherheitskupplung in Wirksamkeit tritt. Sie 
sind durch die Technischen Vereinbarungen des Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen allgemein vorgeschrieben, 
soweit Schraubenkupplungen Anwendung finden; nur für 
Wagen, die ausschließlich in Arbeitszügen laufen, ist die Vor- 
schrift nicht bindend. 


Abb. 40a, b machen die Ausführung der Doppelkupplung 
mit Sicherheitshaken, Abb. 40c die Zusammenfügung der 
Kupplungen zweier benachbarten Fahrzeuge, Abb. 41a, b die 
Doppelkupplung mit gespreizten Hängeeisen ersichtlich. Die 
Zeichnungen lassen die Verkupplungsweise erkennen; sie geben 
die durch die Technischen Vereinbarungen festgelegten, jetzt 
gültigen Maße an und zeigen die für das leichte seitliche Spiel 
der Kupplungen vorgesehene Abrundung sowie besondere 
Formgebung der Einzelteile und deren Sicherung. Die Längen- 
maße sind dem durch die Pufferlängen bedingten Abstand der 
Wagenstirnwandseiten angepaßt, der für gewöhnlich 2X 650 = 
1300 mm und mindestens 1150 mm bei nicht eingedrückten 
Puffern beträgt. 


Das Material der Zughaken, Hängeeisen, Schrauben- 
spindeln nebst Bundringen, Zapfenmuttern, Sicherheitshaken 
und Bügeln ist Schweiß- oder Flußeisen von 34 bis 38 kg/qmm 
Festigkeit und 15 bis 18% Dehnung, das der Kupplungsbolzen 


Abb. 41 a u.b. Doppelkupplung ohne Sicherheitshaken. 
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und Fangkeile Stahl von 50 bis 60 kg/qmm Festigkeit und 20% 
Dehnung. Die Höchstbeanspruchung der Kupplung im Betriebe 
tritt bei schweren Güterzügen ein und darf 12000 kg nicht 
überschreiten. 


Mit derartigen Kupplungen müssen Tenderlokomotiven und 
Wagen an beiden Stirnseiten, Lokomotiven mit Schlepptender 
an der Vorderseite der Lokomotive und an der Rückseite des 
Tenders versehen sein. 


Um den Wagenkupplern, die zum Bedienen der 
Kupplungen unter den Puffern hindurchkriechen 
müssen, besseren Anhalt zu bieten, sind zu beiden 
Seiten der Kupplung unter den Puffern besondere 
Handgriffe angebracht. 


Die immer zunehmende Schwere der Züge und das Bestreben, 
diese Züge mit sehr kräftigen Maschinen möglichst geschlossen 
über starke Steigungen zu befördern, läßt aber die jetzt gelten- 
den Bemessungen für die vergrößerte Beanspruchung nicht 
mehr ausreichend erscheinen. Man ist daher seitens des 
Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen neuerdings damit 
beschäftigt, eine wesentlich widerstandsfähigere Kupplung ein- 
zuführen, deren erhöhte Leistung für Deutschland durch An- 
wendung festeren Materials (Flußeisen von 45 bis 50 kg 
Festigkeit und 18 bis 20% Dehnung) erreicht werden soll. 


Die Preußisch-Hessischen Staatseisenbahnen haben in den 
Jahren 1908/09 jährlich rund 300000 Ersatzkupplungen ver- 
braucht, für deren Beschaffung und Anbringung rund 3 Millionen 
Mark ausgegeben wurden. Rechnet man hierzu die Kosten der 
zahlreichen, in den Werkstätten reparierten Kupplungen, so 
erscheint für die Unterhaltung der im Gebiet der Deutschen 
Eisenbahnverwaltungen vorhandenen Kupplungen ein jährlicher 
Gesamtaufwand von mindestens 5 Millionen Mark nicht zu hoch 
gegriffen. 


Der die Kupplung tragende Zughaken ist mit seinem Vier- 
kant und Rundstangenteil durch die Pufferbohle hindurchgeführt 
und griff zunächst an letzterer 
oder in ihrer Nähe am Unter- 
gestell an, indem er mittels 
Blatt- oder Winkelfedern elasti- 
sche Verbindung erhielt. Dies 
ist auch heute noch bei den 
Lokomotiven und Tendern, bei 
einzelnen inländischen und vielen 
ausländischen Wagen der Fall. 
Abb. 42 gibt ein Beispiel für 
Lokomotiven. Die Wagen des 
Vereins Deutscher Eisenbahn- 
verwaltungen müssen nach den 
Technischen Vereinbarungen 
durchgehende Zugstangen er- 
halten, deren elastische Vor- 
richtung in Mitte des Unter- 
zestells gelagert ist. 

Das Zughakenvierkant ist fast überall mit einem flachen, 
unten versplinteten Fangkeil (s. Abb. 40 und 41) versehen, um 
beim Bruch der runden Zugstange deren Herausziehen aus dem 
Kopfstück und damit eine Zugtrennung zu verhüten. Der 
Fangkeil legt sich dann gegen ein an der Pufferbohle ange- 
brachtes Verstärkungsstück und es bleibt die Verkupplung der 
Fahrzeuge bestehen, solange die Kupplung und der Zughaken 
hält und der Fangkeil nicht abgeschert wird. 


Abb. 42. Kupplung an 
Lokomotiven. 


Bei einer Anzahl von Wagen, besonders Per- 
sonenwagen, hat man die in Mitte liegenden Zug- 
vorrichtungen mit den außen angeordneten Stoßvor- 
richtungen vereinigt und läßt sie auf querliegende 
Blattfedern oder auf Wickelfedern wirken. 


Bei langen Wagen und solchen von großem 
Überhang weicht in starken Krümmungen die Längs- 
achse des Fahrzeugs am Kopfende beträchtlich von 
der Gleismitte ab und es entsteht infolge der ungleich- 
mäßigen Einstellung der einander folgenden Fahr- 
zeuge ein schiefes Anziehen der Kupplung, das ein 
seitliches Verbiegen des Zughakens oder des Vier- 
kants veranlassen kann. 

Man schaltet deshalb für solche Fälle, in denen sich die 
Puffer bis zu 150 mm seitlich gegeneinander verschieben, 
zwischen Zughaken und Zugstange ein Bolzengelenk ein, ver- 
sieht die Zugstange mit entsprechender Führung und gibt dem 
Zughakenvierkant und mit ihm dem Zughaken ein seitliches 
Gesamtspiel von etwa 150 mm in der Pufferbohle. Hierbei 
werden häufig auch Puffer angewendet, die sich durch Hebei- 
verbindung gegenseitig zwangläufig einstellen und ihre Feder- 
druckspannungen ausgleichen (Ausgleichpuffer). 


Die Anordnungen der Zug- und Stoßvorrich- 
tungen, soweit sie außerhalb der eigentlichen Kupp- 
lung liegen, finden sich im übrigen bei der Beschrei- 
bung der Untergestelle der Fahrzeuge und ihrer Ein- 
richtungen (Kap. VI, VII und VIII) behandelt. 


An den Betriebsmitteln der deutschen Eisenbahn- 
verwaltungen sind annähernd anderthalb Millionen 
Schraubenkupplungen in Benutzung und haben sich 
für die eigentlichen Verkupplungszwecke in der nach 
den Technischen Vereinbarungen ausgeführten Bau- 
art durchaus bewährt. Sie leiden aber an dem Übel- 
stande, daß die Wagenkuppler zum Verkuppeln und 
Entkuppeln unter den Puffern hindurchkriechen und 
zwischen die Wagenstirnwände treten müssen, wobei 
leider des öfteren, insbesondere bei Dunkelheit und 
ungünstigen Witterungsverhältnissen oder bei un- 
achtsamem Gebahren des Wagenkuppler- oder Ran- 
gierpersonals, Tötungen und schwere Verletzungen 
vorkommen. 


Schon seit langer Zeit ist man daher eifrig be- 
müht, Mittelpufferkupplungen zu ersinnen, deren Be- 
dienung von außerhalb der Wagenstirnseiten möglich 
ist oder die beim Kuppeln selbsttätig arbeiten und von 
außen sich entkuppeln lassen. Sie sollen zur Über- 
nahme von Zug- und Druckkräften geeignet sein. 

Bereits im Jahre 1873 hat der Verein Deutscher Eisenbahn- 
verwaltungen einen Preis für derartige Kupplungen ausgesetzt, 
aber sowohl die damals preisgekrönte Bauart als auch die 
später folgenden, nach vielen Hunderten zählenden und zum 
Teil auch mit Anerkennungspreisen bedachten Vorschläge 
haben bis heute noch nicht zu einer für allgemeine Einführung 
geeigneten Lösung der Aufgabe geführt. Auch die außer- 
deutschen europäischen Eisenbahnverwaltungen befassen sich 
lebhaft mit dieser Frage, so hatte z. B. Italien 1909 einen Wett- 
bewerb ausgeschrieben und dabei drei Bauarten mit Preisen 
bedacht, die aber noch des Nachweises der Reife für ihre all- 
seitige Brauchbarkeit bedürfen. 


Der alljährlich beim Wagenkuppeln entstandene 
enorme Verlust an gesunder Menschenkraft und das 
Streben nach Personalersparnis veranlaßte die Eisen- 
bahnen der Vereinigten Staaten von Nordamerika zur 
allgemeinen Anwendung der selbsttätigen, von außen 
lösbaren Mittelpufferkupplung, die geringeren Ab- 
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stand der Wagenstirnwände 
ermöglicht und bereits 1898 

zwangsweise eingeführt 
wurde. 

Die wesentlichen Bestandteile 
sind hierbei der sehr kräftige 
Kupplungskopf aus Stahlformguß 
mit der stählernen Klaue und ihrer 
von außen lösbaren Festhaltevor- 
richtung. Letztere besteht entweder 
aus einem durch Feder betätigten 
auslösbaren Klemmhebel oder einem 
Einsteckbolzen, der durch sein 
Eigengewicht niedersinkt und von 
außen zum Entkuppeln gehoben 
wird. Die Stöße und Zerrungen 
werden durch kräftige Wickel- 
federn, auf die der Schaft des 
Kupplungskopfes wirkt, gemildert. 
Diese Kupplungen erhalten als 
zweite Kupplung meist kurze 
Notketten, die soweit nach außen 
verlegt sind, daß der Bedienungs- 
mann sie leicht erreichen kann. 
Die Pufferbohlen sind sehr kräftig 
ausgebildet und öfters mit niedrigen Prellpufiern versehen. Die 
außen seitlich angeordneten Puffer kommen bei diesen Kupp- 
lungen in Wegfall. Die viel angewendete Janney-Kupplung ver- 
bindet die Zugvorrichtung mit den darüberliegenden Puffern, so 
daß letztere für gegenüberstehende Fahrzeuge bei Zug und 
Druck gegeneinander in Spannung erhalten bleiben. 


Obwohl diese Kupplungen für die langen und sehr 
schweren amerikanischen Wagen als geeignet be- 
zeichnet werden, weisen sie im Betriebe zahlreiche 
Beschädigungen auf und ihre unmittelbare Über- 
tragung auf europäische Verhältnisse ist daher nicht 
angezeigt erschienen. Es sind jedoch bis in die 
neueste Zeit wiederholt umfangreiche, eingehende und 
kostspielige Versuche auf den deutschen Bahnen so- 
wohl mit Kupplungen amerikanischer als mit solchen 
deutscher und anderer Bauart angestellt worden, bei 
denen man auf bessere, zweckentsprechendere Form 
der Klauen und 
des Kopfes be- 
sonderen Wert 
legte. Verhältnis- 
mäßig schnelle 
Abnutzung der 
Klauen und wie- 
derholt vorge- 
kommene, auch 
von schweren Un- 
fällen begleitete 

Zugtrennungen 
lassen hierbei be- 
sondere Vorsicht 
berechtigt er- 
scheinen. 

Der Übergang auf 
ein derartiges Kupp- 
lungssystem wird da- 


durch erschwert, daß 
zunächst die Mög- 


Abb. 43, 44 u. 45. 
Mittelpufferkupplungen. 


EKON HOOO! 


Abb. 47a u. b. Kruppsche Kupplung. 


lichkeit der Verbindung mit den 
bisherigen Kupplungen gewahrt 
bleiben muß, ohne die bisher be- 
stehende Gefährdung der Wa- 
genkuppler zu erhöhen und die 
Kuppelarbeit zu erschweren. 
Dies hat zur Folge, daß die 
Kupplungsköpfe um die Puffer- 
länge von der Pufferbohle ab- 
stehen müssen, d. h. um etwa 
die Hälfte mehr als bei der 
amerikanischen Kupplung. Als- 
dann müßten auch, da die Unter- 
gestelle die wirksamen großen 
Zug- und Druckkräfte nahe der 
Pufferbohle übernehmen sollen, 
die Untergestelle umgesaltet 
werden und die durchgehenden 
Zugstangen würden wegfallen. 
Es entstehen daher für allge- 
meine Einführung dieser Mittel- 
pufferkupplung sehr bedeutende 
Ausgaben, die allein für die 
deutschen Eisenbahnverwaltun- 
gen auf mindestens 300 Mil- 
lionen Mark zu schätzen sind, falls alle Fahrzeuge damit aus- 
gerüstet werden. 

Selbst wenn eine Mittelpufferkupplung erfunden 
wird, die in der Anschaffung nicht zu teuer ist und 
sich in der Unterhaltung nicht höher stellt als die bis- 
herige Kupplung, so zwingen doch die beträchtlichen 
Kosten schon in wirtschaftlicher Hinsicht zu einèr 
nüchteren Behandlung der von zahllosen Erfindern 
mit Vorliebe behandelten, für den Eisenbahnbetrieb 
sehr wichtigen Kupplungsfrage. 

In den beistehenden Zeichnungen ist der Entwicklungs- 
gang der Bauformen für die Mittelpufferkupplung angedeutet. 
Abb. 43a, b zeigt die einfachste Form mit Einlegeöse und Ein- 
steckbolzen am Mittelpuffer, die früher an Arbeitswagen ver- 
wendet wurde. Ab- 
bildung 44 gibt die 
alte Form der ame- 
rikanischen Güter- 
wagenkupplung mit 
Öse und Einsteck- 
bolzen, Abb. 45 eine 
bereits selbsttätig 
wirkende Kupplung 

mit beweglicher 

Scheibe nebst auf- 
ruhendem Bolzen, 
der, beim Eindringen 
der Öse, durch die 
Öffnung der ange- 
hobenen Scheibe und 
durch die Öse nach 
unten sinken konnte 
und von außen aus- 
zuheben war. 


Abb. 46a u. b. 
Janney-Kupplung. 


Abb. 46a, b stellt 
die Janney-Kupplung 
dar, Abb. 47 eine von 
Krupp _vorgeschla- 
gene Bauart und 
Abb. 48 eine neuer- 
dings an einzelnen 


Abb. 48a u. b. Scharfenbergs Kupplung. 


Bremsen und Kupplungen. 


Güterwagen der preußischen Bahnen 
probeweise angebrachte selbsttätige 
Mittelpufferkupplung, Bauart Scharfen- 
berg, mit trichterförmigem Kopf. 

Auf Kleinbahnen ist die selbst- 
tätige Mittelpufferkupplung einfacher 
Bauweise in Verbindung mit dem Ein- 
puffersystem vielfach und in ver- 
schiedenartigster Ausführung, teils ge- 
trennt, teils vereinigt, in Anwendung. 
Die geringeren Zug- und Stoßkräfte 
lassen leichtere, für den Hauptbahn- 
betrieb nicht ausreichende Ausgestal- 
tung zu und haben eine größere An- 
zahl sinnreicher und praktisch brauch- 
barer Anordnungen ermöglicht. 

Eine Sonderbauart ist die 
Kurzkupplung für Wagen, deren 
Stirnwände nahe zusammen- 
gebracht werden sollen. Sie gestattet ein leichteres 
Durchfahren von Krümmungen, kürzt die Zuglänge 
und erleichtert die Herstellung von Übergangsver- 
bindungen benachbarter Wagen. Man findet sie z. B. 
auf den Berliner Stadt- und Vorortbahnen und andern- 
orts, an den Hoch- und Untergrundbahnen und an 
Doppeltriebwagen. Abb. 49a und b zeigt ihre An- 
ordnung. 


Abb. 49a u. b. 
Kurzkupplung. 


c) Besondere Kupplungen für Wagen. 


Als Kupplungen außergewöhnlicher Art sind die 
für die Verbindung von Langholzwagen benutzten 
Steifkupplungen zu erwähnen, die aus steifen, höl- 
zernen oder von Eisenblech hergestellten Stangen- 
körpern von 0,75 bis zu 8 m Länge bestehen und 
mittels Durchsteckbolzen zwischen die nicht federn- 
den Zughaken der benachbarten Fahrzeuge einge- 
schaltet werden. Müssen solche Wagen in noch 
größeren Abständen von einander laufen, z. B. bei 
Beförderung sehr langer Baumstämme, so benutzt 
man als Zugvorrichtung die Ladung selbst, deren 
Gewicht auf beweglichen, mit eisernen Zinken be- 
setzten Querschemeln ruht und die Wagen in an- 
genommenem Abstande zusammenhält. Derartig ver- 
kuppelte Wagen werden am Schluß des Zuges ein- 
gestellt. 


2. Bremskupplungen. 


Diese Kupplungen sind im allgemeinen bereits 
unter Abschnitt Bremsen behandelt. Sie werden seit- 
lich vom Zughaken 
angeordnet, und es sei 
erwähnt, daß man ver- 
sucht hat, auch sie als 
Mittelkupplungenselbst- 
tätig zu machen, bisher 
allerdings ohne nennens- 
werten Erfolg. 


Man ist jetzt darauf 
bedacht, für Luftdruck- 
bremsen einen Kupplungs- 
kopf zu erfinden, durch 
welchen beim Verkuppeln 


Abb. 50a u. b. 
Schlauchkupplung. 


dieVerbindung 
der Leitung 
durch selbst- 
tätiges Öffnen 
von Übertritts- 
kanälen zwei- 
felsfrei erfolgt, 
beim Entkup- 
peln guter 
Verschluß er- 
reicht, die Ge- 
fahr der Ver- 
letzung des 
Kupplers be- 
seitigt, der 
Selbstent- 
kupplung vor- 


gebeugt wird Abb. 51b. 
und die Ab- Gelenkkupplung. 
sperrhähne 


überflüssig gemacht werden. Angeregt durch mehrere Preis- 
ausschreiben des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen 
ist neuerdings eine Fülle zum Teil interessanter Lösungen von 
zahlreichen Erfindern zutage gebracht, deren Bewährung im 
Betriebe aber erst noch nachgewiesen werden muß. 


Diese Kupplungen müssen für Luftdruckbremsen in allen 
ihren Teilen bis zu 5 Atm. Überdruck zuverlässig dichthalten 
und leicht beweglich sein, um den Kuppler nicht zu überan- 
strengen. Man verwendet daher zu den Schläuchen meistens 
besten Gummi mit Leinwandeinlagen oder auch biegsame Metall- 
rohre aus Stahl- oder Kupferblech mit Gummihülle (Pforzheimer 
Bauart). Erstere werden von innen her verhältnismäßig rasch 
zerstört, letztere bereiten wegen der inneren spiralförmigen Rillen 
der die Leitung durcheilenden Luft eine gewisse Durchschlags- 
verzögerung. Gelenkkupplungen, aus Metallrohren zusammen- 
gesetzt, geben häufiger Anlaß zu Undichtigkeiten, sind deshalb 
weniger in (Gebrauch. Luftsaugebremskupplungen haben 
Gummischläuche. Alle diese Bremsschläuche werden, falls sie 
nicht verkuppelt sind, in einem Schlauchhalter an der Stirn- 
wand festgelegt und müssen mit der Leerkupplung verschlossen 
sein, um den Zutritt von Schmutz und sonstigen Gegenständen 
zur Leitung zu verhüten. Die Leerkupplung ist bei selbsttätig 
abschließenden Kupplungsköpfen nicht erforderlich. 


Besonders erschwert und oft recht zeitraubend ist die Be- 
dienung dieser Kupplungen im Winter, wenn Schnee, Eis und 
der angefrorene Niederschlag, der von der benachbarten 
Dampfheizung abgedampften Feuchtigkeit die Schläuche oder 
Gelenkrohre fast völlig steif macht, und es wäre erwünscht, 
Schläuche zu erhalten, die auch unter solchen Verhältnissen 
besser beweglich und brauchbar bleiben. 


Abb. 50a und b stellt eine gewöhnliche Schlauchkupplung, 
Abb. 5la und b eine Gelenkkupplung dar. 


3. Dampfheizkupplungen. 


Diese dienen zur Verbindung der Dampfheiz- 
leitungen von Fahrzeug zu Fahrzeug und sind seit- 
lich vom Zughaken angeordnet. Sie werden aus 
Gummischläuchen mit Leinwandeinlagen oder aus 
biegsamen Metallschläuchen Pforzheimer Bauart oder 
aus Gelenkrohrstücken mit metallenen Anschluß- und 
Zwischenstücken hergestellt. 


Das Zwischenstück erhält einen Ablaßhahn zum Entfernen 
des Niederschlagwassers im tiefsten Punkt der Leitung. 
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Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


Die Anordnung ist derart ge- 
troffen, daß immer zwei 
Schläuche mit ihren unteren 
Enden an einem Zwischen- 
stück sitzen, während sie 
mit ihren oberen Anschluß- 
stücken an die untere Puffer- 
bohle der Fahrzeuge an- 
gesetzten Stutzen der Dampi- 
leitung befestigt werden. 

Beim Zusammensetzen des Zuges werden sie angebracht 
und nach Beendigung der Fahrt wieder abgenommen, da das 
abkühlende Niederschlagwasser bei Kälte einfrieren würde. 
Während der Beheizung werden sie gewöhnlich bis zu 4 Atm. 
Überdruck beansprucht und müssen zu Beginn der Heizung 
aufmerksam entwässert werden. 


Abb. 53. 


Abb. 52 und 53 zeigen die Anordnung und die Einzelheiten 
der Kupplung und Dampfleitungsstutzen, wie sie für die Bahnen 
des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen vorgeschrieben 
sind. 


4. Kabelkupplungen. 


Solche kommen als einpolige und zweipolige 
Kupplungen an den mit durchgehender elektrischer 


Beleuchtung ausgestatteten Fahrzeugen zur Verwen- 
dung und werden als Steckdosenverbindung ausge- 
staltet, möglichst leicht gehalten und gut isoliert. 


Außerdem finden sich noch Kabelverkupplungen 
für Signalgebung von Wagen zu Wagen und für 
Klingelleitungen der Speisewagen vor. 


5. Schlußbemerkungen. 


Viele Fahrzeuge, z. B. Kurswagen, besitzen die 
vorerwähnten Kupplungen gleichzeitig, so daß der 
Wagenkuppler in der für den Anschluß des Wagens 
verfügbaren knappen Zeit vier verschiedene Verkupp- 
lungen oft unter erschwerenden Umständen zu be- 
wirken hat, z. B. an D-Zugwagen mit Faltenbälgen 
zur Nachtzeit mit froststarren Händen. Ungenügende 
oder gar vorschriftswidrige Behandlung der Kupp- 
lungen schließt die Möglichkeit empfindlicher Be- 
triebsstörungen und schwerer Betriebsgefahr in sich. 


Die Kupplungen müssen daher, trotz der vielfach 
großen Eile, durch ihre Einrichtung eine völlig zu- 
verlässige Bedienung unter allen Umständen ge- 
statten. Sie sind deshalb auch fortgesetzt Gegen- 
stand achtsamster Prüfung. Unter Aufbietung reger 
geistiger und praktischer Betätigung und beträcht- 
licher Geldmittel arbeiten die deutschen Eisenbahn- 
verwaltungen unausgesetzt an ihrer Vervollkomm- 
nung zur glatten, störungsfreien Abwicklung des Be- 
triebes und zur dauernd gesteigerten Sicherheit, wie 
zum Behagen der die Eisenbahn benutzenden Rei- 
senden. 


Die Vorschriften über die Ausgestaltung, An- 
ordnung und Anbringung der Kupplungen sind ent- 
halten in den „Technischen Vereinbarungen des Ver- 
eins Deutscher Eisenbahnverwaltungen. Berlin 1909“ 
in den $$ 76, 80, 82, 83, 84, 100, 136, 164, 165. Über 
ihre Bedienung, Behandlung und Unterhaltung geben 
die „Dienstanweisungen“ der einzelnen Verwaltungen 
nähere Bestimmungen. 


Kapitel XI. 


Die elektrischen Bahnen. 


Von Regierungs- und Baurat Loch im Eisenbahn-Zentralamt in Berlin. 


Auf der Berliner Gewerbeausstellung im Jahre 
1879 hat Werner von Siemens die erste elektrische 
isenbahn vorgeführt. Sie war eigentlich nur ein 
Pielzeug, aber sie gab der Elektrotechnik Vertrauen 
und Zuversicht, ernstlich den Bau elektrischer Bahnen 
INS Auge zu fassen. Zunächst hat der elektrische Be- 
trieb sich auf Straßenbahnen eingeführt, im Verlauf 
von nur wenigen Jahren waren dort alle anderen 
Betriebe durch ihn verdrängt. Aus Straßenbahnen 
entwickelten sich städtische Schnellbahnen, Hoch-, 
ntergrund- und Hängebahnen, sowie Verbindungs- 
ahnen zwischen verschiedenen Städten. Elektrisch 
etriebene Vollbahnen einzurichten, blieb aber erst 
er jüngsten Gegenwart vorbehalten. Fast alle 
Srößeren Eisenbahnen der Welt haben die Wichtigkeit 
des elektrischen Betriebes erkannt, was darin seinen 
Ausdruck fand, daß der VII. Internationale Kongreß 
in Bern 1910 sich eingehend mit dieser Frage befaßte. 
ei der Entwicklung der elektrischen Zugförderung 
nahmen die deutschen und besonders die preußischen 
taatseisenbahnen eine führende Rolle ein, wie die 
nachfolgenden Ausführungen des näheren darlegen. 


L, Elektrische Bahnen im Bereiche der preußisch- 
hessischen Eisenbahngemeinschait. 


. Der Werdegang des elektrischen Bahnbetriebes 
Innerhalb des preußisch-hessischen Staatsbahn- 
Sebietes ist in der Denkschrift übersichtlich zu- 
Sammengefaßt, mit der die preußische Staatsregierung 
le Geldbewilligung für die erste elektrische Vollbahn- 
Strecke Dessau-Bitterfeld im Jahre 1909 begründete. 
Diese Denkschrift hatte nachstehenden Wortlaut: 


„Die elektrische Zugförderung war bis vor kurzem im all- 
Semeinen auf Personenverkehr, mäßige Zuggewichte und Ge- 
Schwindigkeiten und eng begrenzte Bahngebiete, insbesondere 

fadt-, Vorort- und Städtebahnen beschränkt, weil zum Antrieb 
der Fahrzeuge nur Gleichstrom von niedriger Spannung be- 
nutzt werden konnte. Für Fernbahnen und Güterverkehr war 
Sie bei dieser Betriebsweise zu kostspielig. Ihr Anwendungs- 
Sebiet erfuhr eine gewisse Erweiterung durch die Einführung 
des Drehstroms. Hierbei war es möglich, die Triebfahrzeuge 
bei hoher Spannung mit elektrischer Leistung zu versorgen und 
adurch zu einer Beiriebstorm zu gelangen, die an die Be- 
Schränkung des Gleichstrombetriebs nicht gebunden ist. Indes 
gestattet Drehstrom — abgesehen von den erheblichen 
Schwierigkeiten der dafür erforderlichen doppelten Fahrleitung — 
einen wirtschaftlichen Betrieb nur bei wenigen bestimmten 

eSchwindigkeiten, was seine Verwendbarkeit sehr einschränkt. 


Erst in den letzten Jahren ist auf Anregung und unter steter 
Mitwirkung der Verwaltung der preußisch-hessischen Staats- 
bahnen eine neue Betriebsform der elektrischen Zugförderung 
entwickelt worden, die den Anforderungen des Eisenbahn- 
betriebes in weitestem Umfange zu genügen vermag, weil sie 
weder an enge räumliche Grenzen oder mäßige Zuggewichte und 
Fahrgeschwindigkeiten noch an bestimmte Geschwindigkeits- 
stufen und Verkehrsarten gebunden ist und die daher auch, wie 
unter anderm ihre schon jetzt bedeutende Verbreiterung in ver- 
schiedenen Ländern zeigt, allenthalben als im wesentlichen ab- 
schließende Lösung gilt. 

Sie bedient sich der einfachsten Art des elektrischen Stroms, 
des sogen. einphasigen Wechselstroms und gestattet, elektrische 
Leistung mit sehr hoher Spannung und daher in praktisch fast 
unbegrenzter Größe auf weite Entfernung zu übertragen und 
den Triebiahrzeugen durch eine einfache oberirdische Fahr- 
leitung, ähnlich wie bei Straßenbahnen, zuzuführen. Auch können 
Triebmaschinen verwandt werden, die sich in vollkommenster 
Weise den wechselnden Bedingungen des Bahnbetriebes an- 
passen. 

Die elektrische Zugförderung kommt, wie bereits ange- 
deutet wurde, in zwei grundsätzlich verschiedenen Arten vor. 

Auf Stadt-, Vorort- und Städtebahnen, wo es sich meist 
um dichten Verkehr bei kleiner Entfernung der Haltepunkte 
handelt, werden mäßig schwere Züge gefahren, bei denen 
einzelne oder alle Wagen Triebmaschinen haben, die von dem 
leweilig an der Spitze laufenden Wagen aus geregelt werden. 
Für solche Betriebe ist diese Anordnung vorteilhaft, weil sie 
schnelles Ingangsetzen der Züge und damit kurze Zugfolge und 
Fahrzeit ermöglicht. Sie setzt aber voraus, daß alle Fahrzeuge 
für den elektrischen Betrieb eingerichtet sind und ist daher bei 
Fernbahnen, wo Wagen aller Art verkehren, nicht brauchbar. 
Vielmehr müssen dort die Züge entsprechend der beim Dampf- 
betrieb üblichen Art der Beförderung mit elektrischen Lokomo- 
tiven gefahren werden. Beide Betriebsarten werden in ver- 
schiedenen Ländern zum Teil in großem Maßstab und überall 
mit günstigem Erfolg angewandt. 

Gegenüber dem Dampfbetrieb hat die elektrische Zug- 
förderung eine Reihe von Vorzügen, die teils auf wirtschaft- 
lichem, teils auf betrieblichem Gebiet liegen. 

Als solche sind anzusehen: 

Geringeres Gewicht der Äntriebseinrichtungen, bezogen auf 
die Einheit der Leistung. 

Wesentliche Ersparnisse an Brennstoff bei dichter Zugfolge, 
kurzen Abständen der Haltepunkte, schwerem Verkehr und 
großer Fahrgeschwindigkeit sowie auf Strecken mit starken 
und langen Steigungen. 

Die Möglichkeit, Wasserkräfte und minderwertige Brenn- 
stoffe, wie Braunkohlen und Torf, zur Zugbeförderung nutzbar zu 
machen. 

Rückgewinnung von Arbeit auf Gefällen, womit unter Um- 
ständen eine ansehnliche Ersparnis an Brennstoff und wegen 
Einschränkung an Radbremsung eine wesentliche Verminderung 
der Abnutzung der Radreifen und Schienen verbunden ist. 


a 


Geringere Unterhaltungskosten der Triebfahrzeuge. 

Geringere Aufwendungen für Fahrmannschaft, da elektrische 
Triebfahrzeuge nur mit einem Mann besetzt zu werden brauchen. 
Die Fahrkurbel ist hierbei so eingerichtet, daß der Zug selbst- 
tätig zum Stillstand kommt, wenn der Fahrer sie — was ein- 
treten würde, wenn er dienstunfähig wird — nicht in ganz be- 
stimmter Weise handhabt. Auch kann die Fahrmannschaft 
besser ausgenutzt werden, weil Vorbereitungs- und Abschluß- 
dienst erheblich kürzer sind, als bei Dampilokomotiven, die 
Lokomotiven vielfach besetzt werden können und jeder Fahrer 
unbedenklich im Güter-, Personen- und Schnellzugdienst ver- 
wendbar ist. 

Geringerer Raddruck der Triebfahrzeuge und daher ge- 
ringere Beschaffungs- und Unterhaltungskosten des Oberbaues, 
weil die Anzahl der Triebachsen weniger beschränkt ist als bei 
Dampflokomotiven. Auch lassen sich elektrische Lokomotiven 
leistungsfähiger als Dampflokomotiven und in solcher Bauart 
herstellen, daß sie enge Krümmungen ohne wesentlichen Zwang 
durchfahren können. Hierdurch wird es möglich, bei Anlage 
neuer Bahnen diese besser dem Gelände anzupassen als Dampf- 
bahnen, was unter Umständen die Baukosten bedeutend einzu- 
schränken erlaubt. Ferner läßt sich ein vorhandenes Bahnnetz 
besser ausnutzen, da gegenüber Dampfbetrieb die Zugfolge mehr 
verdichtet, die Zugbelastung und Geschwindigkeit erhöht werden 
können und auch Bahnen mit ungünstigen Steigungs- und Krüm- 
mungsverhältnissen dem großen Verkehr, dem sie sonst schwer 
zugänglich sind, dienstbar werden. 

Hierzu treten Ersparnisse durch den Wegfall der Kohlen- 
lager, Bahnwasserwerke, Gasanstalten und besonderen Elektri- 
zitätswerke zur Beleuchtung und Kraftversorgung der Bahn- 
höfe und Werkstätten. 

Der Personenverkehr kann durch Einlegen von Triebwagen- 
fahrten in Fahrplanlücken mit verhältnismäßig geringem Mehr- 
aufwand verbessert werden. 

Auch ist es möglich, den Lokomotivbestand wegen der 
kürzeren Betriebsaufenthalte und Ruhepausen besser auszu- 
nutzen und die Anzahl der Lokomotivgattungen einzuschränken, 
weil die elektrische Ausrüstung bei Güter- und Personenzug- 
lokomotiven die gleiche ist und nur für den Schnellzugdienst 
besondere Lokomotiven nötig sind. 

Endlich läßt sich die Betriebssicherheit verbessern, indem 
die Züge zur Streckensicherung herangezogen werden. 

Bei Prüfung der Wirtschaftlichkeit des elektrischen Betriebes 
im Vergleich zu Dampfbeirieb darf nicht außer acht bleiben, daß 
die Kraftwerke und Leitungen bedeutende Anlagekosten und 
daher auch einen großen Aufwand an Zinsen und Rücklagen be- 
anspruchen. Daraus folgt, daß ein solcher Betrieb auf Bahnen 
mit schwachem Verkehr wegen schlechter Ausnutzung der kost- 
spieligen Anlagen dem Dampfbetrieb wirtschaftlich nachsteht, 
wenn nicht — was vorkommen kann — ein Ausgleich durch Ab- 
gabe elektrischer Arbeit für Nebenzwecke erzielbar ist. In erster 
Linie ist er daher für Bahnen mit erheblichen Leistungen ins 
Auge zu fassen, und zwar namentlich für solche, wo die elek- 
trische Arbeit aus Wasserkräften oder billigen Brennstoffen ge- 
wonnen werden kann. Hierbei wird der Mehraufwand für 
Zinsen und Rücklagen mehr als ausgeglichen durch Ersparnisse 
an Kohlen und persönlichen Ausgaben, und zwar in um so 
höherem Maße, je stärker der Verkehr ist. 

Besondere Bedeutung würde der Übergang zu elektrischem 
Bahnbetrieb in größerem Umfang dadurch gewinnen, daß dann 
an vielen Stellen elektrische Arbeit zu geringem Preis verfüg- 
bar wäre, was sehr dazu beitragen würde, Landwirtschaft und 
Großindustrie zu fördern, der Klein- und Hausindustrie neues 
Leben zuzuführen und durch Darbietung wohlfeiler, be- 
quemer und gesundheitlich einwandfreier Kraft-, Licht- und 
Wärmegquellen die Lebensbedingungen der gesamten Be- 
völkerung zu verbessern. Sehr wichtig für die Beurteilung 
des neuen Betriebes ist der Grad seiner Zuverlässigkeit. Aus 
reicher Erfahrung läßt sich mit Bestimmtheit sagen, daß diese 
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nicht geringer ist, als bei Dampfbahnen. Störungen durch Un- 
fälle in einem Kraftwerk lassen sich durch Bereithaltung von 
Aushilfsmaschinen und — bei ausgedehnten Bahnnetzen — 
durch Anlage mehrerer untereinander verbundener Strom- 
erzeugungsanlagen vermeiden. Ebenso gestatten die neuesten 
Hilfsmittel der Technik eine sehr betriebssichere Herstellung 
der Leitungsanlagen und Triebfahrzeuge, 

Bei der dargestellten Sachlage ist es für die Verwaltung 
der preußisch-hessischen Staatsbahnen zu einer unabweisbaren 
Pflicht geworden, die Einführung der elektrischen Zugförderung 
mit Nachdruck zu betreiben. Demgemäß sind von ihr bereits 
seit mehreren Jahren Vorarbeiten hierfür durchgeführt worden, 
die Versuche mit verschiedenen Betriebsformen in kleinerem 
Maßstabe — Vorortbahn Berlin-Groß-Lichterfelde (Ost), Nieder- 
schöneweide-Johannistal-Spindlersfeld — sowie gründliche tech- 
nische und wirtschaftliche, durch die Ausbeute ausgedehnter 
Reisen unterstützte Untersuchungen der gesamten Frage um- 
fassen. Die Vorarbeiten können als abgeschlossen gelten, nach- 
dem eine große Anlage, die Stadt- und Vorortbahn Blankenese- 
Ohlsdorf, die Brauchbarkeit des eingangs erwähnten Betriebs 
mit einphasigem Wechselstrom erwiesen hat. Nur anfangs sind 
dort, wie bei jeder Neuerung, Schwierigkeiten aufgetreten, die 
indes nicht der Betriebsform, sondern der nicht ganz einwand- 
freien Ausführung von Einzelheiten zur Last fallen. Ihre Ur- 
sachen sind erkannt worden; bei weiteren Anlagen werden sie 
sich bestimmt vermeiden lassen. 

Würde hiernach weder vom technischen, noch vom wirt- 
schaftlichen Standpunkte aus ein Hindernis bestehen, elektrische 
Zugbeförderung auf den Linien der preußisch-hessischen Staats- 
bahnen sogleich in ausgedehntem Maße einzuführen, so gebietet 
doch deren außerordentliche Bedeutung für die Landesverteidi- 
gung eine beträchtliche Zurückhaltung, weil sich noch nicht genau 
übersehen läßt, inwieweit die neue Betriebsart den militärischen 
Anforderungen zu genügen vermag. Ein zutrefiendes Bild hier- 
über wird erst auf Grund längerer Erfahrung und geeigneter 
Proben zu gewinnen sein. Bis dahin ist sie auf Strecken zu be- 
schränken, die nicht von ausschlaggebender Bedeutung für die 
Landesverteidigung sind, wobei gleichwohl die Möglichkeit 
bleiben muß, für militärische Zwecke ohne weiteres auf Dampf- 
lokomotiven zurückzugreifen. Nach eingehender Prüfung wurde 
im Einvernehmen mit der Heeresverwaltung für die erste Aus- 
führung einer elektrischen Zugförderungsanlage die Strecke 
Magdeburg-Bitterfeld-Leipzig-Halle a. S. gewählt. 

Zur Gewinnung der elektrischen Arbeit ist gute und billige 
Braunkohle im Bitterfelder Bezirk in ausgiebiger Menge ver- 
fügbar. Nach den örtlichen Verhältnissen stehen besondere 
technische Schwierigkeiten nicht entgegen. Die für die Leitungs- 
anlagen aufzuwendenden Mittel halten sich in mäßigen Grenzen, 
und vorhandene lange gerade Strecken können zu Versuchen 
mit schnellfahrenden Zügen dienen. An der Strecke liegen volk- 
reiche und wohlhabende Städte, wie Leipzig, Halle a. S., Magde- 
burg, Dessau und andere, deren an sich schon bedeutender 
wechselseitiger Verkehr durch Einlegung von Triebwagenfahrten 
noch besser zu entwickeln ist. Auch können große Bahnhöfe 
und verschiedene große Werkstätten mit sehr billiger elektri- 
scher Arbeit versorgt werden, was im Vergleich zum jetzigen 
Zustand zu namhaften Ersparnissen führt. 

Eine an der Hand eines genauen Entwurfs angestellte Be- 
triebskostenberechnung hat ein annehmbares Ergebnis geliefert. 
Die Anlagekosten sind zu rund 26 Millionen Mark ermittelt 
worden. Hierin sind die Kosten der elektrischen Lokomotiven 
mit einbegriffen. 

Die Anlage soll den Ausgangspunkt für weiteres Vorgehen 
bilden und auch der Heeresverwaltung das Urteil darüber er- 
leichtern, inwieweit etwa noch weitere Strecken dem elektrischen 
Betrieb freizugeben sind. Vor Ausführung der Gesamtanlage 
ist es durchaus erforderlich, für die elektrischen Einrichtungen 
einheitliche Bauformen zu schaffen, Studien über die Betriebs- 
führung mit den neuen Hilfsmitteln zu machen, und einen Stamm 
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von Bedienungsmannschalt heranzubilden. Die Vereinheitlichung 
der Formen der an und für sich wohl erprobten, aber in zu 
großer Mannigfaltigkeit vorhandenen elektrischen Einrichtungen 
ist zur Herabminderung der Beschaffungs- und Unterhaltungs- 
kosten sowie zur Vereinfachung der Wartung dringend er- 
wünscht. Der Fortgang des Unternehmens wird hierdurch nicht 
verzögert. 

Zur Durchführung dieses Plans wird beabsichtigt, zunächst 
auf der Teilstrecke Dessau-Bitterfeld den neuen Betrieb einzu- 
richten und die hierbei gewonnenen Ergebnisse für das Gesamt- 
unternehmen nutzbar zu machen. Die Kosten der Teilausrüstung 
stellen sich auf 2 Millionen Mark und sind auf das Gesamtunter- 
nehmen anzurechnen.“ 

Zu den in dieser Denkschrift bereits erwähnten 
einzelnen elektrischen Bahnen ist erläuternd folgendes 


zu bemerken: 


A. Die elektrische Vorortbahn zwischen Berlin- 
Potsdamer Bahnhof und Groß-Lichterielde-Ost. 


Schon im Jahre 1900 bis 1902 war auf der Wann- 
seebahn zwischen Potsdamer Bahnhof und Zehlen- 
dorf, einer Strecke von 12 km, ein elektrischer Ver- 
suchszug betrieben worden, der zwischen den Dampf- 
zügen der Strecke verkehrte. Der Zug bestand aus 
10 Vorortwagen, von denen der an der Spitze und der 
am Ende des Zuges mit je 3 Triebmaschinen aus- 
gerüstet waren. 

Es wurde elektrischer Gleichstrom von 750 — 550 Volt ver- 
wendet, der den Triebmaschinen durch eine dritte Schiene 
neben dem Gleise zugeführt wurde. Die Maschinen wurden 
durch einen Fahrschalter gesteuert, durch den der ganze 
Strom, der von allen Triebmaschinen gebraucht wurde — etwa 
6 X 200 = 1200 Ampere — floß. 

Der Betrieb hatte sich anstandslos vollzogen. Die 
Zugförderungskosten waren jedoch wesentlich höher 
als bei Dampfbetrieb. Als genügende Erfahrungen 
gemacht waren, wurde dieser Versuch beendigt. In- 
zwischen wurden Neuerungen, die sich auf amerika- 
nischen Bahnen gut bewährt haben sollten, bekannt. 
Die preußisch-hessische Eisenbahn entschloß sich, 
auch damit einen Versuch zu machen, dabei aber eine 
Strecke für vollen elektrischen Betrieb einzurichten, 
damit ein klares Urteil über den wirtschaftlichen Er- 
folg der elektrischen Zugbeförderung gewonnen 
werden könne. Für den Versuch wurde die zwei- 
gleisige Vorortstrecke vom Potsdamer Bahnhof nach 
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Groß-Lichterfelde-Ost gewählt. Diese enthält außer 
den Endstationen auf einer Länge von 9 km vier 
Haltestellen, hat Steigungen bis zu 1:150 und kleinste 
Krümmungshalbmesser von 300 m. Die Anlage wurde 
im Juli 1903 in Betrieb genommen und hat sich seither 
anstandslos bewährt. 


Zum Betriebe dient elek- 
trischer Gleichstrom, der 
den Arbeitsleitungen mit einer Spannung von 500 Volt 
bei Station Papestraße durch das Elektrizitätswerk 
Südwest in Schöneberg zugeführt wird. 


Die Arbeitsleitungen sind in einem Abstande von 1570 mm 
von Gleismitte und einer Höhe von 320 mm über Schienenober- 
kante angeordnet. Sie sind soweit als angängig links von der 
Fahrtrichtung der Gleise angeordnet, so daß sie auf der 
freien Strecke zwischen beiden Gleisen und auf den Haltestellen 
unter der Bordsteinkante der Bahnsteige liegen. Bei Weichen 
und Krümmungen, wo Unterbrechungen der Fahrleitungen 
notwendig werden, sind entsprechende Längen außerhalb der 
Gleise verlegt. Bei allen Unterbrechungen der Fahrleitungen 
sind die Enden durch unterirdisch verlegte Kabel leitend mit- 
einander verbunden; ebenso sind die Speiseleitungen sowie die 
Ausschalter der Streckenabschnitte durch unterirdische Kabel 
an die Fahrleitung angeschlossen. 


Es sind 3 Streckenabschnitte gebildet. Auch 
können einzelne Gleise auf dem Betriebsbahnhof und 
den Endbahnhöfen von der Stromleitung abgetrennt 
werden. 

Um die Bahnbeamten oder Arbeiter gegen unbeabsichtigtes 
Berühren der Fahrleitungen zu schützen, sind die Leitungs- 
schienen durch schräg angeordnete Bretter umschlossen, die 
etwas über den Schienenkopf emporragen. Diese Bretter sind 
durch isolierte Schrauben an den Schienen befestigt. 


Die Streckenausrüstung. 


Die Züge führen die 2. und 
3. Wagenklasse und werden 
aus 2 bis 4 vierachsigen Triebwagen gebildet, denen 
nach Bedarf ein oder mehrere dreiachsige Beiwagen 
beigegeben werden. Die Züge werden vom Führer- 
stande des vordersten Wagens aus gesteuert. 


Die Triebwagen ruhen auf 2 zweiachsigen Drehgestellen 
von 2,5 m Radstand, von denen das eine mit 2 Triebmaschinen 
ausgerüstet ist. Der Gesamtradstand des Wagens beträgt 
15,7 m und die Gesamtlänge über den Puffern 19,3 m. In dem 
Wagen 3. Klasse ist an dem einen Ende ein Führerabteil und 


Die Fahrzeuge. 
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daneben ein Gepäckabteil; daran schließen sich 9 Personen- 
abteile mit 74 Sitzplätzen. Die Personenabteile sind durch eine 
Scheidewand, die mit Schiebetür versehen ist, in 2 Gruppen zu 
5 und 4 Abteilen getrennt, im übrigen aber durch einen Seiten- 
gang miteinander verbunden. 


In dem Wagen 2. Klasse ist an Stelle des Gepäckabteils 
ein Heizkesselraum vorgesehen, der mit dem Fiührerabteil zu 
einem gemeinsamen Raum vereinigt ist. Der Wagen enthält 
außerdem 7 Personenabteile mit zusammen 54 Sitzplätzen. Die 
Abteile sind ebenfalls in 2 Gruppen geteilt und durch Seitengang 
miteinander verbunden. 


In dem Heizkesselraum ist ein stehender Siederohrkessel 
von 6 qm Heizfläche aufgestellt, der Dampf von 4 Atm. Über- 
druck für die Zugheizung liefert. Die Beleuchtung erfolgt durch 
elektrisches Glühlicht. In jedem Abteil sind zwei 16-kerzige 
Glühlampen untergebracht, die verschiedenen Stromkreisen an- 
gehören. In jedem Stromkreis sind 3 Glühlampen hinter- 
einander geschaltet. Zur Ausgleichung der Spannungs- 
schwankungen beim Anfahren des Zuges sind Eisenwiderstände 
in die Glühlampenstromkreise eingeschaltet. 


Der elektrische Strom wird durch Stromabnehmer, die auf 
der Fahrleitung gleiten, dem Triebwagen zugeführt. Die Strom- 
abnehmer sind an einem Holzbalken angebracht, der die Achs- 
buchsen des Motordrehgestells verbindet. Die Stromabnehmer 
der einzelnen Wagen sind nicht miteinander verbunden und 
führen den Strom nur den an ihrem Drehgestell befindlichen 
Motoren zu. Die Stromzuführung zu allen Motoren eines Zuges 
wird durch Fernschalter oder Schützen geregelt, die mit durch- 
gehenden Steuerleitungen von dem Fahrschalter im Führer- 
stande des ersten Wagens gesteuert werden. Der elektrische 
Strom für diese Steuerleitungen wird zugleich mit dem für den 
Betrieb der Luftpumpe und für die elektrische Beleuchtung von 
der Hauptleitung des vordersten Wagens hinter dem Strom- 
abnehmer abgezweigt. Der Hauptstrom geht an jedem Wagen 
von dem Stromabnehmer durch einen Starkstromausschalter, 
eine Schmelzsicherung, die Schützen und Widerstände und den 
Fahrtwender zu den Motoren. 

Der Fahrtwender wird für den Vorwärts- oder Rückwärts- 
gang der Motoren, je nach der Fahrtrichtung, ebenfalls mit Hilfe 
des Steuerstroms eingestellt. Da die Hauptleitungen nur den 
Arbeitsstrom für einen Wagen aufzunehmen haben und längs 
des Zuges nur schwache Hilfsströme geführt werden, so können 
beliebig viele Wagen zusammengekuppelt und von einer Stelle 
aus gefahren werden, ohne daß die Steuerwalze zu starke 
Ströme erhält. 


Die Hilfsleitungen werden zwischen den einzelnen Wagen 
durch mehradrige Kabel verbunden, die an ihren Enden mit 
geeigneten Kuppelungsköpfen versehen sind. 


Jeder Triebwagen ist mit zwei Triebmaschinen ausgerüstet, 
die an einem Drehgestell sitzen. Sie können bei 500 Volt 
Spannung eine Stunde lang 125 PS. leisten. Beim Anfahren 
werden beide Motoren erst mit Vorschaltwiderständen hinter- 
einander geschaltet. Beim Weiterschalten kommen beide 
Motoren zunächst mit vorgeschaltetem Widerstand und dann 
ohne Widerstand parallel. Dauernd darf nur in den Fahr- 
stellungen ohne Widerstände gefahren werden, weil die Wider- 
stände bei längerem Stromdurchfluß glühend werden. 


Die Wagenzüge sind mit durchgehender selbsttätiger Ein- 
kammerluftdruckbremse versehen. Die Druckluft wird von der 
Luftpumpe des vordersten Triebwagens geliefert, die durch 
einen elektrischen Luftpumpenregler selbsttätig ein- und aus- 
geschaltet wird. 


Es sind im ganzen 12 Triebwagen 3. Klasse, 6 Stück 
2. Klasse und 6 Stück 2. und 3. Klasse vorhanden. In nächster 
Zeit sollen noch einige beschafft werden. Das Gewicht der 
betriebsfähigen Wagen beträgt 40 250 kg, 43 900 kg und 40 400 kg, 
der Preis 45 250 bis 52800 M. 
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B. Die elektrische Stadt- und Vorortbahn von 
Blankenese nach Ohlsdori. 

Wenngleich der elektrische Gleichstrommotor 
alle Eigenschaften eines guten Bahnmotors besitzt, so 
ist er doch für den Betrieb einer Fernbahn nicht 
geeignet, weil ihm der Strom nicht mit hoher Span- 
nung zugeführt werden kann und es keine geeigneten 
Einrichtungen gibt, um hochgespannten Gleichstrom 
auf den Fahrzeugen in niedriggespannten umzu- 
formen. Derartige Einrichtungen müßten vielmehr 
in Unterwerken längs der Strecke aufgestellt werden. 
Die Arbeitsleitung einer Gleichstrombahn wird in der 
Regel mit 500 bis 1000 Volt betrieben und könnte 
höchstens eine Spannung von 3000 Volt- erhalten; die 
Unterwerke müßten daher ziemlich nahe zusammen- 
gerückt werden. Um höhere Spannungen anwenden 
zu können, ist man im Auslande an verschiedenen 
Stellen, z. B. auf der Veltlinbahn und am Simplon, zu 
Drehstrom übergegangen. Wegen der Schwierigkeit 
der Leitungsanlagen bei Kreuzungen und Weichen ist 
man jedoch auch dabei nicht über 3000 Volt hinaus- 
gegangen. Nur bei den Versuchen der Studiengesell- 
schaft auf der Militärbahn bei Berlin ist man mit 
Drehstromspannungen bis auf 10 000 und 15 000 Volt 
hinaufgegangen. Bei einphasigem Wechselstrom 
lassen sich anstandslos Spannungen von 10000 bis 
15000 Volt mit einem einfachen Fahrdraht auf die 
Fahrzeuge übertragen. 

Der Referent im preußischen Ministerium 
der öffentlichen Arbeiten, Geheimer Oberbaurat 
Wittfeld, hatte in den Verhandlungen über elek- 
trische Zugförderungen die elektrotechnischen Fa- 
briken wiederholt darauf hingewiesen, daß der 
elektrische Betrieb von Fernbahnen nur mit ein- 
phasigem Wechselstrom durchführbar und es ein er- 
strebenswertes Ziel sei, ein für Bahnbetrieb geeig- 
neten Motor für einphasigen Wechselstrom zu bauen. 
Als daher im Jahre 1902 in Amerika die Westing- 
housegesellschaft und fast gleichzeitig in Deutsch- 
land die Allgemeine Elektrizitätsgesellschaft mit 
einem Wechselstrommotor für Bahnbetrieb heraus- 
kamen, war die preußisch-hessische Eisenbahn- 
verwaltung gleich bereit, einen Versuch mit einem 
derartigen Motor zu machen. Dieser Versuch fand 
in der Zeit von 1903 bis 1905 auf der 4,1 km langen 
Vorortstrecke zwischen Niederschöneweide-Johannis- 
tal und Spindlersfeld statt und erstreckte sich sowohl 
auf die Erprobung des neuen Wechselstrommotors als 
auch auf die Ausführung geeigneter Fahrdraht- 
anordnungen, sowie auf die Untersuchung des Ein- 
flusses der elektrischen Bahnströme auf die Block-, 
Signal- und Fernsprechleitungen. ZurVerwendung kam 
elektrischer Wechselstrom von 6000 Volt Spannung 
und 25 Perioden, der der Fahrleitung auf der Station 
Niederschöneweide-Johannisthal zugeführt wurde. 

Die Versuche waren so befriedigend, daß die 
preußische Eisenbahnverwaltung sich schon im Jahre 
1904 entschloß, einphasigen Wechselstrom in größerem 
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Maßstab auf der 
Stadt- und Vorort- 
bahn Hamburg- 
Altona anzuwenden. 
Der Betrieb wurde 
im Oktober 1907 mit 
einzelnen Zügen be- 
gonnen und allmäh- 
lich so erweitert, 
daß der Vollbetrieb 
am 29. Januar 1908 
eröffnet werden 
konnte. Gegenwär- 
tig verkehren da- 
selbst täglich mehr 
als 400 elektrisch 

betriebene Züge. 

Die Bahnlinie er- 
streckt sich von 
Blankenese über Al- 
tona und Hamburg 
nach Ohlsdorf. Sie 
ist, wie Abb. 2 zeigt, 
zweigleisig ausgebaut und hat eine Länge von 
26,67 km. An der Linie liegen 17 Stationen und sie 
enthält zahlreiche Steigungen bis 1:80 und starke 
Krümmungen mit Halbmessern bis 250 m. Der ver- 
wendete Wechselstrom hat in der Fahrleitung eine 
Spannung von 6000 Volt bei 25 Perioden in der 
Sekunde. 
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Das Kraftwerk zur Lieferung des 
Das Kraftwerk. elektrischen Stromes liegt am 
Eisenbahndamm in der Nähe des Bahnhofs Altona. 
Es ist für Dampfbetrieb eingerichtet. 


Im Kesselhaus sind 16 Wasserrohrkessel zu beiden Seiten 
eines Mittelgangs angeordnet. Sie haben je 300 qm Heizfläche 
und 130 qm Überhitzerfläche und liefern Dampf von 15 Atm. 
Überdruck bei einer Überhitzung von 350 Grad Celsius. Die 
Feuerung ist mit Kettenrosten ausgerüstet, die selbsttätig be- 
schickt werden, wobei ihnen die Kohle aus einem über dem 
Mittelgang liegenden Behälter zufließt. Die Rauchgase beider 


Abb. 2. Übersichtskarte der Bahnanlagen Altonas und Hamburgs. 
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Kesselreihen ziehen nach 
je einem Schornstein 
von 71 m Höhe und 
2,7 m oberer Weite und 
umspülen auf ihrem 
Wege Vorwärmer, die 
in den Rauchkanälen 
angeordnet sind. 


Das Maschinen- 
haus enthält sieben 
Turbodynamos 
(Abb. 3) von je 1250 
KW. für Bahn- 
strom. Der erzeugte 
Wechselstrom für 
25 Perioden hat an 
den Klemmen der 
Maschinen eine 
Spannung von 6300 

Volt. 


Zur Erregung dient 
eine mit der Welle der 
Dynamo gekuppelte Er- 
regermaschine von 20 
KW. bei 75 Volt, deren Magnete wieder von einer auf derselben 
Welle sitzenden Hilfserregermaschine erregt werden, Die Strom- 
erzeugung der Hiliserregermaschinen wird durch den erzeugten 
Wechselstrom beeinflußt. Dadurch ist es möglich, bei schwan- 
kender Belastung der Hauptdynamo die Spannung des Bahn- 
stromes möglichst gleichbleibend zu halten. Die Maschine 
macht 1500 Umdrehungen in der Minute. 


Für die Beleuchtung der an das Kraftwerk an- 
geschlossenen Bahnhöfe ist eine Turbodynamo von 
600 KW. vorgesehen, die einphasigen Wechselstrom 
von 50 Perioden liefert. 


Sie macht ebenfalls 1500 Umdrehungen in der Minute und 
die Spannung ist ebenso wie bei dem Bahnstrom 6300 Volt. 
Die zugehörige Erregermaschine leistet 12,4 KW. bei 40 Volt 
Spannung. 


Zur Lieferung von Gleichstrom für die Hilfs- 
betriebe des Kraftwerkes ist eine Gleichstrom- 
Turbodynamo von 350 KW. für 220 Volt aufgestellt. 


Abb. 3. Turbodynamo des Kraftwerks der Stadt- und Vorortbahn Blankenese-Öhlsdorf. 
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Der von den verschiedenen Maschinen 
ausgehende elektrische Strom wird durch 
Kabel, die in einem Gang im Keller des 
Maschinenhauses verlegt sind, dem Schalt- 
hause zugeführt und dort auf Sammel- 
schienen für Bahnstrom, Lichtstrom oder 
Gleichstrom geleitet, von denen die Ver- 
teilungsleitungen abzweigen. 


In die Hochspannungsleitungen sind Ölschalter 
eingebaut, die von der Schaltbühne aus durch 


Abb. 4. Umformer des Kraftwerks der Stadt- und Vorortbahn 
Blankenese - Öhlsdorf. 


Zum Ersatz für die Lichtmaschine und die 
Gleichstrommaschine der Hilfsmaschinen im Kraft- 
werk sind zwei Umformer vorgesehen. 


Diese bestehen aus 3 elektrischen Maschinen, die auf einer 
Welle angeordnet sind und entweder als Antriebsmaschine oder 
Stromerzeuger dienen können; die eine ist für Wechselstrom 
von 25 Perioden, die zweite für Wechselstrom von 50 Perioden 
und die dritte für Gleichstrom eingerichtet. Man kann also aus 
jeder von den 3 Stromarten jede von den beiden anderen her- 
stellen. Die Umformer haben 
verschiedene Größe: der 
eine enthält 2 Wechsel- 


kleine Gleichstrommotoren bedient werden, aber 
selbsttätig ausschalten, sobald eine Überlastung 
mehr als einige Sekunden dauert. Außerdem sind 
Schutzeinrichtungen gegen Überspannung vorge- 
sehen. 


An die Sammelschienen für Bahnstrom sind zwei- 
polig zwei große Transformatoren von je 650 KVA. 
Leistung angeschlossen, die den Bahnstrom für die 
Speiseleitungen zu dem entierntest gelegenen 
Streckenabschnitt von 6300 auf 30 000 Volt umformen. 


Die Leitungen für den Bahn- 
strom bestehen aus Speise- 
Fahrleitungen und Rückleitungen. Die 
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strommaschinen von je 600 
KW. bei 6300 Volt und eine 
Gleichstrommaschine von 
250 KW. bei 220 Volt; der 
andere 2 Wechselstrom- 
maschinen von 140 KW. bei 
6300 Volt und ebenfalls eine 
Gleichstrommaschine von 


250 KW. bei 220 Volt. Die 
Benutzung des Gleichstroms 
als Antriebskraft kommt nur 
beim Anlassen des Umformers in Betracht, da die Wechsel- 
strommaschinen nicht von selbst anlaufen. Um den hierzu er- 
forderlichen Gleichstrom stets zur Verfügung zu haben, ist eine 
Akkumulatorenbatterie im Keller des Anbaus untergebracht, die 
im übrigen als Pufferbatterie dient. Sie hat eine Kapazität von 
814 Ampere bei einstündiger Entladung. 


Die Dampfturbinen arbeiten mit Oberflächen- 
Kondensation. Das Kühlwasser wird von Zentrifugal- 


pumpen durch die Kondensatoren in die Kühltürme 
gedrückt. 


Abb.5. Fahrdrahtaufhängung. 


beiden ersteren bilden den einen Pol, die Rück- 
leitungen den zweiten Pol der Leitungen, zwischen 
die die Triebwagen eingeschaltet werden. 


Vom Kraftwerk gehen 4 Speiseleitungen mit 
6300 Volt nach den nächstgelegenen Speisepunkten 
Klein-Flottbeck, Bude 1 und Bude Übei Altona und 
Hamburg. Nach dem fünften entfernter gelegenen 
Speisepunkt auf Bahnhof Barmbeck sind 2 von den 
großen Transformatoren ausgehenden zweipoligen 


Abb. 6. Auslegermast. 


Abb, 7. Jochmast. 
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Abb. 8. Triebwagen der Stadt- und Vorortbahn Blankenese- Ohlsdorf. 


Fernleitungen mit 30000 Volt an besonderem Ge- 
Stänge geführt; die erhöhte Spannung wird daselbst 


in 2 Transformatoren wieder auf 6300 Volt umge- 
formt. 


Die Speiseleitungen sind im Kraftwerk und an den Speise- 
Punkten mit selbsttätigen Ölschaltern versehen. Diese sind im 
Kraftwerk auf 550 bis 700 Ampere eingestellt. Die Ölschalter 
der Speisepunkte sind in besonderen Gebäuden oder passend 
gelegenen Stellwerken untergebracht und für Fernbedienung 
von einem Stationsdienstraum aus eingerichtet. 

Den 5 Speiseleitungen entsprechen 5 Strecken- 
abschnitte an den Fahrleitungen, die im regelmäßigen 
Betriebe durch Mastausschalter voneinander getrennt 
Sind, bei Betriebsstörungen aber miteinander in Ver- 
bindung gebracht werden können. 

Der Fahrdraht, von dem die 
Schleifbügel der Triebwagen 
den Strom entnehmen, liegt im 
allgemeinen 5,2 m über Schie- 
Nenoberkante; unterhalb der 
Brücken ist der Abstand meist 
auf 4,81 m verringert. Er ist 
über der Gleismitte mit Viel- 
fachaufhängung nach der Bau- 
art Siemens-Schuckert ange- 
Ordnet. An Auslegermasten 
(Abb. 6), Jochmasten (Abb. 7), 
Oder Querdrähten, die in 
Abständen von etwa 45 m 
an den Gleisen angeordnet 
Sind, ist zunächst über Gleis- 
Mitte ein Tragseil aus Stahl 
von 35 qmm Querschnitt oder 
aus Aluminiumbronze mit Durchgang von 1,5 m gespannt. An 
dieses Tragseil sind in Abständen von etwa 6 m Hängedrähte 
angebracht, die einen Hilfstragdraht von 6 mm Durchmesser in 
möglichst gleichmäßigem Abstande von Schienenoberkante 
tragen und an diesen Hilfsdraht ist der Fahrdraht durch die 
doppelte Anzahl schleifenartige Klammern, die sich auf dem 
ragdraht verschieben können, angehängt. Während das Trag- 
seil und der Hilfstragdraht den Temperaturänderungen durch 
größere oder geringere Durchsackung folgen können, wird der 
Fahrdraht durch eine selbsttätige Spannvorrichtung stets grade 
und in gleicher Spannung gehalten. 

Um die Schleifbügel der Triebwagen gleichmäßig auszu- 
Nutzen, ist die Fahrleitung im Zickzack über Gleismitte ver- 
legt und zwar betragen die Abweichungen von der Mitte 50 cm. 
Das Tragseil ist gegen die Tragwerke doppelt isoliert und der 
Fahrdraht wird an jedem Tragwerk durch eine doppelt isolierte 
Rohrstange seitlich versteift. Die Tragwerke der Fahrleitungen 
dienen zugleich als Stützen für die Speiseleitungen und Licht- 
leitungen, die an den Gleisen entlang geführt sind. 


Abb. 9. Drehgestell mit Motoren. 


Die Rückleitung des Stromes nach dem Kraft- 
werk erfolgt durch die Eisenbahngleise, deren 
Schienen zu dem Zwecke an den Stößen durch 
Kupferstreifen miteinander leitend verbunden sind. 
Die einzelnen Gleise sind auf den Bahnhöfen, die 
Weichenverbindungen haben, ebenfalls miteinander 
verbunden, dagegen auf den Strecken gegeneinander 
isoliert, so daß einzelne Streckenteile bei Beschädi- 


gungen an der Fahrleitung abgetrennt werden 
können. 


Die Züge werden aus einem bis vier 
Triebwagen gebildet. Sie enthalten nur 
die 2. und 3. Wagenklasse, keine Raucherabteile und 
keine Frauenabteile und folgen sich innerhalb der 
Stadt alle 5 Minuten, auf 
den Vorortstrecken alle 10 
und 20 Minuten. 


Die Triebwagen sind Doppel- 
wagen, die aus 2 dreiachsigen 
kurzgekuppelten Wagenhälften 
gebildet sind. Jede Wagen- 
hälfte ruht am äußeren Ende 
auf einem Drehgestell und an 
der Kurzkuppelung auf einer 
freien Lenkachse. Der Rad- 
stand der Drehgestelle beträgt 
2,50 m, der jeder Wagenhälite 
10,75 und der Gesamtradstand 
des Doppelwagens rund 24,6 m. 
Die Wagenkasten sind 14 m 
lang und der ganze Trieb- 
wagen rund 29,6 m über den Puffern. 

Die Wagen sind als Abteilwagen ausgebildet; die äußeren 
Abteile enthalten die Führerstände. Einschließlich der Führer- 
stände enthält der Doppelwagen 128 bis 130 Plätze. 

Der Antrieb der Triebwagen erfolgt durch 2 oder 3 Trieb- 
maschinen, die in die Drehgestelle eingebaut sind und mit ein- 
facher Zahnradübersetzung auf je eine Treibachse wirken. Bei 
3 Triebmaschinen kann die einzelne bei 750 Volt und 600 Um- 
drehungen 110 PS. eine Stunde lang leisten, bei 2 Trieb- 
maschinen beträgt die Stundenleistung der einzelnen 180 PS. Sie 
sind teils Winter-Eichbergmotoren, teils Reihenschlußmotoren. 

Für die Geschwindigkeitsregelung werden den Trieb- 
maschinen Ströme mit wechselnder Spannung von 150 bis 750 
Volt zugeführt. 

Der elektrische Strom von etwa 6000 Volt für den Betrieb 
der Wagen wird durch zwei Schleifbügelstromabnehmer, die auf 
der einen Wagenhälite angebracht sind, von dem Fahrdraht 
abgenommen. Die Schleifbügel werden durch Luftdruck ange- 
hoben und von unten gegen die Fahrleitung gedrückt. Sobald 


Fahrzeuge. 


der Luftdruck aus dem Antriebzylinder ausgelassen 
wird, sinkt der Stromabnehmer durch sein Ge- 
wicht herab und die Berührung mit der Strom- 
leitung wird aufgehoben. Die Bügel haben aus- 
wechselbare Schleifstücke aus Aluminium von 
1,3 m nutzbarer Länge. 

Um den Wagen auf dem 
Betriebsbahnhofe mit niedrig 
gespanntem Strom bewegen 
zu können, ist er an jeder 
Seite mit einem Rollenstrom- 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


mm 7 7 der durchgehenden Hauptleitung für die 


Luftdruckbremse ist daher noch eine 


durchgehende Bügelluftleitung an den 
Triebwagen angebracht und an den Enden 
mit 


Kuppelungsschläuchen versehen. 
Durch die Bügelluftleitung ist 
eine Verbindung zwischen 
allen Hauptluftbehältern des 
Zuges hergestellt. Wenn der 
Luftdruck in der Bügelleitung 
unter 5,5 Atm. sinkt, wird die 


abnehmer ausgerüstet, der 
nicht über 4,75 m hinausgehen 
kann, damit die Berührung 
mit der Hochspannungsleitung ausgeschlossen ist. Ein auf dem 
Wagendache angebrachter Spannungswähler sorgt dafür, daß 
dem Wagen nur der eine oder der andere Strom zugeführt und 
der hochgespannte Strom nicht in die. Niederspannungsleitungen 
gelangen kann. 

Der hochgespannte Strom geht von den Stromabnehmern 
zu den Hochspannungswicklungen eines Haupttransformators 
und dann durch die Schienen zur Erde und zum Kraftwerk 
zurück. Von der Niederspannungsseite des Transformators 
sind verschiedene Leitungen für die Versorgung der Trieb- 
maschinen und der Hilisstromkreise abgezweigt. 

Die einzelnen Stromkreise für die Triebmaschinen werden 
mit Hilfe des Fahrschalters in den Führerständen durch elek- 
trisch gesteuerte Fernschalter, die am Wagenuntergestell an- 
gebracht sind, geschaltet. 

Die Hilfsstromkreise haben eine Spannung von 300 Volt. 
Sie dienen zum Betriebe der Steuerung, der Luftpumpe, der Be- 
leuchtung und der Heizung. Die Steuerleitungen sind längs des 
ganzen Triebwagens durchgeführt und an den Stirnseiten in 
zwei Kabeln vereinigt, die mit den Leitungen des benachbarten 
Wagens eines Zuges verbunden werden können. Dadurch ist 
es möglich, von einem Fahrschalter aus die jeder Kurbelstellung 
entsprechenden Schaltungen an allen Triebmaschinen des Zuges 
gleichzeitig auszuführen. 

Mit der Kurbel des Fahrschalters ist ein Fahrrichtungs- 
hebel so gekuppelt, daß die Kurbel nur gedreht werden kann, 
wenn der Fahrrichtungshebel entweder in die Vorwärts- oder 
die Rückwärtsstellung gebracht ist. Durch den Fahrrichtungs- 
hebel wird ein elektrisch gesteuerter Doppelschalter, der Fahrt- 
wender, der ebenfalls unter dem Wagenboden angebracht ist, 
an allen Wagen eines Zuges auf die gewünschte Fahrrichtung 
eingestellt und dadurch die richtige Verbindung für die Anker- 
ströme der Triebmaschinen hergestellt. Alle zu einer Trieb- 
maschine gehörigen Steuerstromkreise können durch je einen 
gemeinsamen Ausschalter, den Gruppenlöser, unterbrochen 
werden, so daß die Triebmaschine ausgeschaltet wird. 

Eine elektrisch betriebene Luftpumpe ist an dem Drehgestell 
der 2. Triebwagenhälfte angebracht. Die Pumpe liefert Druck- 
luft in den Hauptluftbehälter, der an derselben Wagenhälite 
angebracht ist. Die andere Wagenhälfte ist ebenfalls mit einem 
Hauptluftbehälter ausgerüstet, Durch einen Pumpenregler wird 
die Luftpumpe selbsttätig angestellt, sobald der Druck im 
Hauptbehälter auf 7,5 Atm. gesunken ist, und wieder abgestellt, 
sobald 8 Atm. erreicht sind. 

Die Druckluft dient zum Betriebe der Luftdruckbremse und 
zum Anheben der Stromabnehmerbügel. Es ist die selbst- 
tätige Einkammer-Luftdruckbremse von Knorr verwendet; 
sie wirkt auf die 4 Drehgestellachsen. Außerdem kann 
aber auch die Bremse 
jeder Wagenhälfte von 
Hand angezogen werden. 
Zum Heben der Stromab- 
nehmer sind Druckzylinder 
auf dem Dache des Trieb- 
wagens angeordnet. Außer 


Schleifbügel. 


Abb. 10. Schleifbügel. (Bauart Siemens.) 
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Verbindung mit den Luft- 
behältern selbsttätig wieder 
abgestellt. 

Die Wagen sind elektrisch beleuchtet; auch alle Signal- 
laternen außer der roten Schlußlaterne haben elektrisches Licht. 


Für die Heizung sind elektrische Heizkörper unter den 
Sitzen angeordnet, die in 3 Stufen entsprechend einem Strom- 
verbrauch von 1, 2 und 3 Kilowatt geschaltet werden können. 
Die Heizleitung ist über ein Schütz geleitet, durch das der Heiz- 
strom ausgeschaltet wird, wenn den Triebmaschinen Strom zu- 
geführt wird. 


Die Niederspannung führenden Apparate und Sicherungen 
jedes Wagens sind, soweit sie nicht an dem Wagenuntergestell 
angeordnet sind, in zwei Niederspannungskammern unterge- 
bracht, die sich in der Nähe der Fahrschalter befinden. Die 
Kabelleitungen sind auf ihre ganze Länge unmittelbar unter 
dem Wagenfußboden auf Asbestschiefer befestigt; der Asbest- 
schiefer ist, soweit er von Kabeln frei bleibt, mit Eisenblech 
abgedeckt. Die Kabel sind durch abgerundete Eisenbügel fest- 
geklammert und zwischen den Bügeln durch passend geformte 
Blechkappen geschützt. An Kreuzungsstellen sind Holzbrücken 
eingelegt. 


Das Leergewicht der älteren Wagen beträgt rund 70 000 kg, 
das der neueren 62600 kg, der Preis 95000 bis 100000 M. 
Gegenwärtig sind 110 Doppelwagen in Betrieb. 


C. Die elektrischen Fernbahnen Magdeburg-Leipzig, 
Leipzig-Halle, Lauban-Königszelt. 


Auf elektrischen Stadt- und Vorortbahnen kann 
der Betrieb anstandslos mit Triebwagenzügen durch- 
geführt werden. Auf der Hamburger Vorortbahn 
hätte auch Gleichstrom verwendet werden können; 
aber diese Bahn sollte in erster Linie dem Studium 
des Wechselstrombetriebes dienen und ist daher für 
Wechselstrom eingerichtet worden. Bei Fernbahnen 
ist nur Wechselstrom anwendbar und der elektrische 
Betrieb wirtschaftlich nur durchführbar, wenn er 
sich dem bestehenden Dampfbetrieb ohne weiteres 
angliedern läßt. Dies ist nur möglich, wenn die Züge 
mit elektrischen Lokomo- 
tiven befördert werden. 


Man ist daher bestrebt 
gewesen, elektrische Loko- 
motiven zu bauen, die den 
vorhandenen Dampflokomo- 
tiven an Leistungsfähigkeit 
nicht nachstehen. Solange 
man den Antrieb der Loko- 
motiven in gleicher Weise 
gestaltete wie bei Triebwagen, 
handelte es sich darum, 
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Abb. 12. Wechselstromlokomotive 
mit 3 Motoren für die Versuchsbahn in Oranienburg. 
Vergl. Kap. XXXVI. 


möglichst große Motoren in den Raum zwischen den 
Rädern der Eisenbahnfahrzeuge einzubauen. Es war 
daher eine hervorragende Leistung, als es im Jahre 
1906 gelang, einen Motor von 350 PS. für Zahnrad- 
antrieb herzustellen. Eine Lokomotive mit 3 der- 
artigen Motoren ist für Wechselstrom von 6000 Volt 
und 25 Perioden gebaut und auf der Versuchsbahn 
bei Oranienburg in Dauerbetrieb genommen worden. 
(Vergl. dazu unten Band II S. 83.) 


Die Lokomotive besteht aus 2 miteinander kurzgekuppelten 
Hälften mit je 2 Achsen von 1400 mm Laufkreisdurchmesser 
und hat einen Gesamtradstand von 9,60 m und eine Gesamt- 
länge über den Puifern von 14,14 m. Durch einen auf der 
Lokomotive mitgeführten Transformator wird die zugeführte 
hohe Stromspannung auf die Gebrauchsspannung von 150 bis 
750 Volt umgeformt. Die Schaltung der verschiedenen Motor- 
Stromkreise erioigt von dem Fahrschalter im Führerstande 
aus durch elektrisch gesteuerte Fernschalter. Die größte 


zulässige Geschwindigkeit der Lokomotive ist 50 km in der 
Stunde. 


Da man mit der Zahnradgeschwindigkeit über 
ein bestimmtes Maß nicht hinausgehen kann und die 
tiefliegenden, zum Teil unabgefederten Motormassen 
einen zerstörenden Einfluß auf die Gleise ausüben, 
SO hat man in neuerer Zeit bei Lokomotiven für 
große Geschwindigkeiten die Motoren hochgelegt 
und die Drehbewegung durch Kurbeln und Schub- 
gestänge auf die Räder übertragen. 


Da der Betrieb mit elektrischem Wechselstrom 
auf der Hamburger Stadt- und Vorortbahn anstands- 
los durchgeführt werden konnte und auch begründete 
Aussicht bestand, daß es gelingen würde, kräftige 
Lokomotiven für jede Zuggeschwindigkeit zu bauen, 
So entschloß sich die preußisch-hessische Eisenbahn- 
verwaltung, mit der Einführung des elektrischen 
Fernbetriebes vorzugehen. Die Begründung, die für 
den Bau der ersten Teilstrecke dem Hause der Ab- 
geordneten gegeben wurde, ist bereits in der Ein- 
leitung mitgeteilt. Es wurden zunächst folgende 
Strecken in Aussicht genommen: 


elektrischen Bahnen. 
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Magdeburg— Leipzig 117,84 km 
Leipzig—Halle 3,13 „ 
Lauban—Königszelt 129,2: 4 
283,17 km 
mit den Anschlußstrecken: 

Hirschberg—Grüntal . Se AOS 
Hirschberg—Landeshut 40,— , 
Ruhbank—Liebau . . 161 , 
Fellhammer—Halbstadt 16,7." , 
zusammen 408,37 km 


In den Jahren 1909 und 1910 ist die erste Teil- 
strecke Dessau-Bitterfeld von 25,56 km Länge aus- 
gebaut worden. Während die ersten Linien Flach- 
landstrecken sind, sind die übrigen vorwiegend Ge- 
birgsstrecken, so daß Gelegenheit sein wird, den 
elektrischen Betrieb unter allen Verhältnissen zu 
erproben. 


Der elektrische Strom für die Strecken 
Magdeburg-Leipzig und Leipzig-Halle 
soll von einem Dampfkraftwerke geliefert werden, 
das 5 km von Bitterfeld bei der Güterstation Mulden- 
stein an der Strecke Berlin-Bitterfeld-Halle errichtet 
wird. 


Der Ausbau. 


Der erste Ausbau für die Strecke Dessau-Bitterfeld enthält 
nur eine Turbodynamo von 3000 Kilowatt Leistung (1250 Amp. 
bei 3000 Volt), 4 Steilrohrdampfkessel und zwar 2 nach der 
Bauart Garbe und 2 nach der Bauart Stirling von je 300 qm 
Heizfläche, die Dampf von 15 Atm. Überdruck und 375° Über- 
hitzung liefern, ferner einen Schornstein von 100 m Höhe und 
4 m oberer lichter Weite. 


Für den späteren Ausbau sind 5 Turbodynamos, zu jeder 
4 Dampikessel, also im ganzen 20 Dampfkessel, sowie 
3 Schornsteine vorgesehen. Die Dampfkessel werden zu je 8 
um einen Schornstein gruppiert, je 2 mit gemeinsamem Fuchs. 
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Elektrifizierung 
der Vollbahnstrecke 
Magdeburg-I,eipzig-Halle. 


Abb. 13, Lageplan der elektrischen Bahn Magdeburg-Leipzig 
und Leipzig-Halle. 
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Die zur Verwendung kommende Braunkohle soll in Kohlen- 
wagen auf einer. Rampe über das Dach des Kesselhauses ge- 
fahren und dort in Bansen entleert werden, die über den Kesseln 
angeordnet sind und aus denen die Kohle der selbsttätigen 
Kesselbeschickung zufließt. Ein eiserner Bestand an Brenn- 
material soll in Gestalt von Briketts in einem Schuppen außer- 
halb des Kesselhauses gelagert werden. 


Die Asche wird unter den Kesseln in kleine Wagen ab- 
gelassen und soll künftig einer Förderanlage zugeführt werden, 
durch die sie unmittelbar in die leeren Kohlenwagen gehoben 
wird. In gleicher Weise wird die Flugasche aus dem Schorn- 
stein entfernt. Zu dem Zwecke ist ein Durchgang durch das 
Fundament des Schornsteins geschaffen und die Sohle des 
Schornsteins nach unten durch 2 übereinander angeordnete 
Schieber schleusenartig abgeschlossen. 


Das Maschinenhaus und das Kesselhaus werden zunächst 
noch Raum für eine 6. Turbodynamo und 4 weitere Dampf- 
kessel bieten und im übrigen so eingerichtet sein, daß sie nach 
einer Richtung hin für eine spätere Erweiterung verlängert 
werden können. 


Für das Kühlwasser zur Kondensation des Abdampfes der 
Dampiturbinen sind 2 Kanäle nach dem Bett der Mulde geführt, 
von denen der eine das frische Wasser zubringt und der andere 
das erwärmte Wasser ableitet. Die Kühlwasserpumpe und die 
Kesselspeisepumpe werden durch Dampfturbinen betrieben. 


Die Turbodynamos liefern einphasigen Wechsel- 
strom mit einer Spannung von 3000 Volt und 
16°/, Perioden. Der Strom wird in einem stehenden 
Transformator auf 60 000 Volt umgeformt. Es sind 
zunächst 2 derartige Transformatoren nebst den er- 
forderlichen Schaltapparaten vorhanden. Das Öl in 
den Transformatoren wird durch ein Pumpwerk im 


Umlauf gehalten und außerhalb durch Wasser 
gekühlt. 


Für die Beleuchtung des Kraftwerks ist ein 
Wechselstrom-Gleichstrom-Umformer aufgestellt, der 
Gleichstrom von 220 Volt liefert. 


Der Wechselstrom von 60 000 Volt wird außer- 
halb des Gebäudes durch zweipolige Fernleitungen, 
von denen eine als Freileitung und zwei als Kabel 
ausgeführt sind, einem Unterwerk bei Bitterfeld zu- 
geführt und hier auf 15000 Volt umgeformt. Das 
Unterwerk ist mit Rücksicht auf die hohen Spannungen 
sehr geräumig und möglichst feuersicher gebaut. Die 
Sammelschienen, Schaltapparate und Überspannungs- 
sicherungen sind einzeln in Zementkanälen und Zellen 
angeordnet. Es enthält 2 Transformatoren, in denen 
die Spannung des Stromes von 60 000 auf 15 000 Volt 
herabgesetzt wird. Diese sind einzeln in schacht- 
artigen Räumen eingestellt und werden durch Luft 
gekühlt, die infolge der Erwärmung des Trans- 
formators unten angesaugt wird und den Schacht von 
unten nach oben durchströmt. 


Die Beleuchtung des Unterwerks erfolgt durch 
Drehstrom, der aus einem von der Bahnanlage un- 
abhängigen Leitungsnetze entnommen wird. 


Der Strom von 15000 Volt wird den Fahr- 
leitungen in der Nähe des Unterwerks unmittelbar 
zugeführt. 


Die Fahrleitung ist von Station Bitterfeld bis Ragun nach 
der Bauart A.E.G. und von Ragun bis Dessau nach der Bauart 
Siemens-Schuckert ausgeführt. Die letztere Bauart ist bereits 
auf der Stadt- und Vorortbahn Hamburg-Altona erprobt, die 
erstere ist nach Erfahrungen, die auf der Versuchsstrecke 
Niederschöneweide-Spindlersfeld und auf der Versuchsbahn bei 
Oranienburg gemacht sind, durchgebildet. Bei beiden Bau- 
arten ist der Fahrdraht mit Hilfsdrähten in Entfernungen von 
etwa 6 m an einem Tragseil aufgehängt, das längs der Bahn 
über dem Gleise mit genügendem Durchhang gespannt und in 
Entfernungen von etwa 75 m durch Querjoche getragen wird. 
Die Isolation gegen die Joche ist doppelt. Die Höhe des 
Fahrdrahtes über Schienenoberkante beträgt auf den Bahnhöfen 
6,5 m, auf der freien Strecke 5,2 m und unter einzelnen Bau- 
werken 4,81 m. 

Für die Rückleitung des Stromes sind die 
Schienenstöße durch Kupferverbindungen überbrückt. 
Diese sind auf der freien Strecke unter den Schienen- 


laschen angebracht, um Diebstähle zu erschweren. 


Der Betrieb auf der Versuchs- 
strecke wird in der Weise durch- 
geführt, daß die an den Endpunkten ankommenden 
Züge durch elektrische Lokomotiven über die Strecke 
gefahren werden. 

Es sind bis jetzt bestellt: 


3 Stück Schnell- und Personenzuglokomotiven 
von der Bauart 2-B-1, 

1 Stück Schnellzuglokomotive von der Bau- 
art 1-C-1, 

5 Stück Güterzuglokomotiven von der Bau- 
art -D-, 

1 Stück Personen- und Güterzuglokomotive 
von der Bauart 1-D-1, 


1 Stück Schnell-, Personen- und Güterzug- 
lokomotive von der Bauart 1-D-1, 

1 Stück Personenzuglokomotive von der Bau- 
art 1-C-1, 

10 Stück Lokomotiven, für den Berliner Stadt- 
und Vorortverkehr, von der Bauart -D-. 

Die Lokomotiven haben alle hochliegende Trieb- 
maschinen, die ihre Energie durch Vermittelung einer 
Blindwelle auf die Triebachsen übertragen. Durch 
die hohe Schwerpunktlage und das Fehlen unaus- 
geglichener Massen wird ein ruhiger Lauf der Loko- 
motive erzielt. Die Triebmaschine ist auch während 
der Fahrt der Lokomotive zugänglich; sie kann durch 
einen Kran aus der Lokomotive herausgehoben 
werden. 

Die Triebmaschinen und die Steuerung der ein- 
zelnen Lokomotiven werden verschieden ausgeführt. 
Mehrere Lokomotiven haben Winter-Fichberg- 
Motoren, andere kompensierte Serienmotoren, andere 
Repulsionsmotoren mit Bürstenverschiebung. Einige 
Lokomotiven haben einen Haupttransformator und 
Schützensteuerung, andere einen Haupttransformator 
und einen Drehtransformator und nur wenige 
Schützen, bei anderen wird die Triebmaschine nur 
durch Bürstenverschiebung geregelt. 


Die Fahrzeuge. 
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Die Schnell- und 
Personenzuglokomo- 
tive, Bauart 2-B-1. 


Die Lokomotive 
ruht auf 2 Treib- 
achsen und 3 Lauf- 
achsen. Von den letz- 
teren sind 2 in einem 
rehgestell auf der 
Einen Seite der Treib- | TAR ; 
achse und eine als | sr: KAS 
freie Lenkachse auf = - 
der anderen Seite 

angeordnet, Der 

reibraddurchmesser 
beträgt 1600 mm, der 
aufraddurchmesser 
mm; der ge- 

Samte Radstand 9 m 
und die gesamte 
-ange der Lokomo- 
tive über den Puffern 

‚50 m, 
N Der Antrieb erfolgt durch eine Triebmaschine, die in der 
tte über den beiden Triebachsen liegt und mit den Lokomotiv- 

Tahmen fest verbunden ist. Sie arbeitet mit 2 senkrechten 

Chubstangen auf eine zwischen den Achsen liegende Blind- 
Welle, von der aus die Treibachsen durch Kuppelstangen an- 
getrieben werden. 

Die Welle der Triebmaschine besteht aus hochwertigem 
mens-Martinstahl, die Blindwelle aus Nickelstahl. Die Blind- 
Welle ist der Länge nach durchbohrt und mit den Kurbeln aus 
Einem Stück geschmiedet. 

Die Triebmaschine hat eine Stundenleistung von 1100 PS. 
110 km Fahrgeschwindigkeit in der Stunde. Die Lokomotive 

at ein Dienstgewicht von etwa 72 t und reicht aus, um einen 
a von 240 t auf der Wagerechten mit einer Geschwindigkeit 

On 100 km/St. zu befördern. Sie entwickelt bei einer Anfahr- 

eschleunigung von 0,15 m/Sek. eine Zugkraft von 4770 kg 
rd Zughaken. Die höchste Fahrgeschwindigkeit beträgt 

Kilometer in der Stunde. 
E Der Lokomotivaufbau bedeckt das ganze Lokomotivgestell. 
T enthält an beiden Stirnseiten einen Führerstand und um- 
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c Molor 

d Drektransfermator 
e #Haupttransförmater 


Abb. 14. 2 B1-Schnellzuglokomotive der preußisch-hessischen Staatsbahn. 


schließt in seinem mittleren Teil die elektrische Ausrüstung. 
Die Führerstände haben ihre Zugänge an den beiden Längs- 
seiten, enthalten aber auch in der Stirnseite eine Türe, um dem 
Zugpersonal während der Fahrt den Übergang vom Packwagen 
nach der Lokomtive zu ermöglichen. Auf dem Dache sind in 
einem abnehmbaren Rahmen 2 Stromabnehmer angebracht, die 
durch Luftdruck gegen den Fahrdraht angepreßt werden. 

Die Lokomotive ist mit Luftdruckbremse und mit Wurf- 
hebelbremse ausgerüstet und hat außer für die Laternen auf der 
Pufferbohle elektrische Glühlichtbeleuchtung von 18 Volt Span- 
nung, die aus dem Bahnstrom gespeist wird. 


Die Schnellzuglokomotive für srd Lokomotive ruht auf 3 
schwere Züge, Bauart. 1-C-1. reibachsen und 2 Laufachsen, 


hat einen Gesamtradstand von 
9,60 m und eine Länge von 13,10 m über den Puffern. Das 
Dienstgewicht beträgt 80 t, die Höchstgeschwindigkeit 
110 km/St. Die Lokomotive vermag einen Zug von 430 t mit 
einer mittleren Geschwindigkeit von 90 km zu befördern. Sie 
entwickelt bei einer Anfahrbeschleunigung von 0,15 m/Sek, eine 
Zugkraft von 8500 kg 
am Zughaken. 


Die Güterzuglokomo- 
tive, Bauart D. 


Die Lokomotive 
ruht auf 4 Treib- 
achsen mit 1050 mm 
Raddurchmesser. Der 
gesamte Radstand 
beträgt 4,80 m und 
die gesamte Länge 
der Lokomotive über 
den Puffern 10,50 m. 


Die eine Endachse ist 
beiderseits um je 


— 


Abb. 15. D-Güterzuglokomotive der preußisch-hessischen Staatsbahn. 


we 15 mm seitlich ver- 
b Hochspannungsraum a 

c Motor-Comoressor schiebbar. 

d Iransformator ; 

E liina Der Antrieb er- 
f Bremsventi! folgt durch eine 
g Sandkasten hochliegende Trieb- 
h Achse verschiebbar 


maschine, die mit 
2 Triebstangen auf 
eine in der Mitte 
zwischen den mitt- 
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leren Triebachsen gelegene Blindwelle wirkt. Die Trieb- 
maschine hat eine Stundenleistung von 600 bis 800 PS. bei einer 
Fahrgeschwindigkeit von 40 bis 50 km/St., und die größte Ge- 
schwindigkeit beträgt 60 km in der Stunde. Die Lokomotive hat 
ein Dienstgewicht von etwa 62 t und ist imstande, einen Güter- 
zug von 1400 t mit einer mittleren Geschwindigkeit von 25 km 
zu befördern. Sie entwickelt eine Zugkraft von 8750 kg am 
Zughaken. Die Steuerung der Motoren der einzelnen Lokomo- 
tiven wird verschieden ausgeführt. Im übrigen sind die Ein- 
richtungen und der Aufbau ähnlich wie bei der Schnellzug- 
lokomotive, 


Die Personen- und Güterzug- Die Lokomtive ruht auf 4 Treib- 

lokomotive, Bauart 1-D-1,  ehsen von 1150 mm Raddurch- 

messer und 2 Laufachsen, hat 

einen Gesamtradstand von 10,90 m und eine Länge von 12,80 m 

über den Puffern. Sie enthält 2 Triebmaschinen und ist im- 
stande: 


a) als Personenzuglokomotive einen Personenzug von 
1300 t Gewicht mit einer mittleren Geschwindigkeit von 
etwa 50 km/St., 


b) als Güterzuglokomotive einen Güterzug von 2000 t Ge- 
wicht mit einer mittleren Geschwindigkeit von 26 kmi/St. 
zu befördern. Das Dienstgewicht beträgt etwa 92 t, die 
Höchstgeschwindigkeit etwa 80 km/St. und die größte 
Zugkraft 14 000 kg. 


Die Schnell-, Personen- und Güter- Pr Regen i = 

zuglokomotive, Bauart 1-D-1. este 
achsen. Sie erhält 2 Triebmaschinen von etwa je 900 PS. 
Stundenleistung bei einer Fahrgeschwindigkeit von 110 km/St. 
Das Dienstgewicht beträgt etwa 91 t, die größte Zugkraft 
10 500 kg. 


Die Stadtbahnlokomotive, Bauart -D-. Die Lokomtive ruht auf 

4 Treibachsen von 1050 mm 
Raddurchmesser und erhält eine Triebmaschine. Diese Loko- 
motiven sollen auf der Strecke Dessau-Bitterfeld zum Studium 
für die künftige elektrische Zugförderung auf den Berliner Stadt- 
und Vorortbahnen verwendet werden, 


2. Der elektrische Betrieb auf den 
bayerischen Staatseisenbahnen. 


Die bayerischen Staatsbahnen haben über die 
Frage der Einführung des elektrischen Betriebes auf 
den Haupteisenbahnen eingehende Untersuchungen 
angestellt, deren Ergebnisse in einer „Denkschrift 
über die Einführung des elektrischen Betriebes auf 
den bayerischen Staatseisenbahnen“ vom 7. April 
1908 niedergelegt sind. Sie gehen von der Annahme 
aus, daß die Einführung des elektrischen Bahn- 
betriebes am ersten da zu wirtschaftlichen Erfolgen 
führen kann, wo billige Wasserkräfte zur Verfügung 
stehen. Um die nötigen Grundlagen zu schaffen, ist 
von der obersten Baubehörde im Königlichen Staats- 
ministerium des Innern eine Denkschrift „Die Wasser- 
kräfte Bayerns“ herausgegeben, in der die in Bayern 
vorhandenen Wasserkräfte nachgewiesen und die 
leitenden Gesichtspunkte für ihre Ausnützung er- 
örtert sind. 

Die Staatseisenbahnverwaltung hat den Kraft- 
betrieb jeder einzelnen Bahnlinie auf Grund des Ver- 


kehrs im Jahre 1906 festgestellt und auf dieser Grund- 
lage weiter untersucht, für welche Linien der elek- 
trische Betrieb besonders geeignet sei. 


Der Kraitbedarf einer Bahn- 
linie ist großen Schwankungen 
unterworfen. Die Schwankungen sind am größten, wenn schwere 
Züge in großen Zeitabschnitten laufen, und sind um so ge- 
ringer, je leichtere Züge in kürzeren Zugabständen fahren und 
je weniger Anfahrten nötig sind. Teilt man den im Laufe eines 
Tages erforderlichen Arbeitsaufwand für eine Strecke durch 
24, so erhält man den durchschnittlichen stündlichen Arbeit- 
verbrauch. Dieser ist wesentlich geringer als der Höchstwert 
des Arbeitsverbrauchs, der an dem Tage vorkommen kann. 
Für die Leistung des Höchstwerts muß das Kraftwerk bemessen 
sein, wenn es den Arbeitsanforderungen einer Strecke nach- 
kommen soll. Der Mittelwert entspricht aber dem eigentlichen 
Arbeitsbedarf der Strecke. Das Verhältnis zwischen dem 
Höchstwert und dem Mittelwert ist für die einzelnen Strecken 
verschieden, es gibt einen Maßstab für die Belastung des Kraft- 
werks. Diese Verhältniszahl ist berechnet für die Strecke 
München-Garmisch-Partenkirchen mit Seitenlinien und Nah- 
verkehr München-Gauting zu 3,78; für den dichten Nah- 
personenverkehr München-Gauting allein zu 1,68 und für den 
Sommerbetrieb der Linie Salzburg-Bad Reichenhall-Berchtes- 
gaden zu 5,37. 


Ermittelung des Kraftbedarfs. 


Da die Höchstwerte des Kraftbedarfs auf verschiedenen 
Linien in der Regel nicht gleichzeitig auftreten, so wird die Be- 
lastung eines Kraftwerkes um so gleichmäßiger, je größer die 
Zahl der angeschlossenen Linien ist. 


Wenn das Kraftwerk durch eine Wasserkraft betrieben 
wird, so muß die Wassermenge dem Höchstwerte des Kraft- 
bedarfs entsprechen, und wenn nicht die Möglichkeit der 
Wasseraufspeicherung gegeben ist, muß in den Zeiten des ge- 
ringeren Kraftverbrauchs das nicht gebrauchte Wasser nutzlos 
abfließen. Bei der Linie Salzburg-Reichenhall-Berchtesgaden 
ist der Mittelwert des Arbeitsbedarfs 550 PS., mithin der 
Arbeitsbedarf für einen Tag 24 . 550 = 13200 PS.; das Kraft- 
werk muß aber für eine Höchstleistung von 5,37 . 550 = 
2950 PS. angelegt werden. Wenn keine Aufspeicherung der 
Wasserkraft möglich wäre, müßte die Wassermenge für eine 
tägliche Arbeitsleistung von 24 . 2950 = 70800 PS. verfügbar 
sein, von der aber eine Menge entsprechend 70 800 — 13 200 = 
57600 PS. oder 81,5% ungenutzt verloren ginge. 


Die durchschnittliche Tagesleistung ım Juli 1906 auf allen 
Linien der bayerischen Staatsbahnen und Privatlokalbahnen 
betrug: 40208732 Brutto-Tonnenkilometer. Dafür wären 
1 447 095 Kilowattstunden oder 36 Kilowattstunden für 1 Brutto- 
Tonnenkilometer aufzuwenden. 


Der Tagesverbrauch des Staatsbahnnetzes würde 1 435 000 
Kilowattstunden an den Speisepunkten betragen. Bei 10% Zu- 
schlag für Betriebsunregelmäßigkeit, 15% Verlust durch Arbeits- 
umformung und 25% Verlust in den Fernleitungen müßten die 
Turbinen der Wasserwerke 


3 400 000 PS.-Stunden 


oder im Tagesdurchschnitt 3400 000 : 24 = 142 000 PS. leisten. 
Nimmt man eine mittlere Verhältniszahl von 3 an, so müßte 
die Höchstleistung der Kraftmaschinen 


3 X 142000 = 426.000 PS. 


betragen. Unter Berücksichtigung der voraussichtlichen Ver- 
kehrszunahme wäre im Jahre 1920 eine Höchstleistung von 
606 000 PS. erforderlich. 


Dieser Kraftbedarf könnte, namentlich wenn die Alpenseen 
als Stauweiher ausgenützt werden, durch die vorhandenen 
Wasserkräfte Bayerns gedeckt werden. 


Es kann jedoch nicht 
ohne weiteres an- 
genommen werden, daß der elektrische Betrieb auf 
allen Strecken des Landes billiger wäre als der 
Dampifbetrieb, da die Kosten der elektrischen Zug- 
förderung wesentlich durch die Aufwendungen für die 
Streckenausrüstung beeinflußt werden. 


In dieser Hinsicht ist schon die richtige Wahl der Stromart 
von der größten Bedeutung. Die bayerische Staatsbahnverwal- 
tung ist bei ihren Erwägungen zu der Ansicht gekommen, daß 
der einphasige Wechselstrom nach dem heutigen Stande der 
Technik als die Stromart bezeichnet werden kann, die den An- 
forderungen des Hauptbahnbetriebes im ganzen am besten ent- 
spricht, und gibt daher dieser Stromart den Vorzug vor allen 
anderen. 


‚ Prüfung der Wirtschaftlichkeit. 


Um zu ermitteln, für welche Bahnlinien ein wirtschaftlicher 
elektrischer Bahnbetrieb möglich sei, sind Vergleichsberech- 
nungen angestellt worden zwischen den Kosten der elektrischen 
Zugförderung ohne den Aufwand für die elektrische Arbeit am 
Speisepunkt einerseits und den Zugförderungskosten bei Dampf- 
betrieb einschließlich des Aufwandes für Brennmaterial ander- 
seits. Aus dem Unterschiede dieser Kosten ist berechnet 
worden, was bei dem in Kilowattstunden gegebenen Arbeits- 
bedarf die elektrische Arbeit für eine Kilowattstunde höchstens 
kosten darf, wenn der elektrische Betrieb nicht teurer sein soll 
als der Dampifbetrieb. 


Auf diese Weise ergab sich als höchster Strompreis für 
die Strecke: Salzburg-Reichenhall-Berchtesgaden 4,9 Pf. Kwst.; 
für die Strecke: München-Garmisch-Partenkirchen einschließ- 
lich der Anschlußlinien nach Kochel, Penzberg und Peißenberg 


2,6 Pi./Kwst.; 
für die Strecke München-Ganting (im Nahverkehr) 
4,7 Pf.!Kwst. 


und die Strecken München Hauptb.-Bad Tölz-Schliersee und 
Holzkirchen-Rosenheim 


2,38 Pi./Kwst. 


Außerdem ist umgekehrt ermittelt worden, welche Ver- 
kehrsdichtigkeit oder welcher Verbrauch an elektrischer Arbeit 
mindestens vorhanden sein müßte, wenn bei einem gewissen 
Kostenaufwand für die elektrische Arbeit der elektrische Be- 
trieb finanzielle Vorteile bieten soll. Dieser Mindestverbrauch 
ist als „kritischer Verbrauch“ bezeichnet worden. Die Kohlen- 
preise sind in Norden an der Einfuhrstelle bei Aschaffenburg 
am billigsten und wachsen mit der Entfernung von Aschaffen- 
burg von 20 M. bis über 24 M. Die Kosten der in Wasserkraft- 
anlagen am Nordrande der Alpen billig hergestellten elektrischen 
Arbeit erreichen in Aschaffenburg für Bayern den höchsten 
Wert. Für verschiedene Zonen ist der Kohlenpreis und der 
Strompreis ermittelt und daraus die erforderliche Verkehrs- 
dichtigkeit berechnet worden. 


In der Zone Nürnberg-Bamberg beträgt der Kohlenpreis 


etwa 21 M. pro Tonne und der Preis der Kilowattstunde etwa 
2 bis 3 Pi. Daraus ergibt sich ein kritischer Verbrauch 


bei zweigleisigen Hauptbahnen von 245 bis 475 Kilowatt- 
stunden, 

bei eingleisigen Hauptbalınen von 130 bis 230 Kilowatt- 
stunden, 

bei Lokalbahnen von 55 bis 65 Kilowattstunden. 


In der Zone Kempten-München-Rosenheim dagegen kostet 
die Kohle 24 M. pro Tonne und die Kilowattstunde 1 bis 2 Pi. 
Hier stellt sich der kritische Verbrauch 


bei zweigleisigen Hauptbahnen auf 145 bis 200 Kilowatt- 
stunden, 
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bei eingleisigen Hauptbahnen auf 80 bis 105 Kilowatt- 
stunden, 


bei Lokalbahnen auf 40 bis 46 Kilowattstunden. 


In der südlichen Landeshälite ist also die Einführung des 
elektrischen Betriebes schon auf Linien von viel geringerer Ver- 
kehrsdichtigkeit als auf den nördlichen Linien wirtschaftlich; bei 
manchen Strecken im Norden muß die Verkehrsdichtigkeit 
doppelt so groß sein als im Süden. 


Der elektrische Betrieb soll 
zunächst auf der Strecke 
Salzburg - Bad Reichenhall - 
Berchtesgaden und auf den Neubaulinien von 
Garmisch - Partenkirchen zur Landesgrenze bei 
Scharnitz und zur Landesgrenze bei Griesen erprobt 
werden. 

Es kommt einphasiger Wechselstrom von 
10000 Volt und 15—16°/, Perioden für die Fahr- 
leitungen und 50000 Volt für die Fernleitungen in 
Anwendung. 

Die Linie Salzburg - Reichenhall - Berchtesgaden 
hat eine Länge von 40,3 km, ist eingleisig und bis 
Reichenhall Flachlandbahn und von da ab Gebirgs- 
bahn mit Steigungen von 40 °/y. Es sollen Schnell- 
züge, Personenzüge und Güterzüge von Salzburg bis 
Berchtesgaden und besondere Lokalzüge zwischen 
Bad Reichenhall und Berchtesgaden verkehren. Die 
Fahrzeiten werden gegenüber denen der Dampfzüge 
wesentlich gekürzt. 

Zur Erzeugung der elektrischen Energie wird die 
Wasserkraft der Saalach verwertet. Um die Selbst- 
kosten der elektrischen Arbeit für den Bahnbetrieb 
herabzudrücken, wird die vorerst für den Bahnbetrieb 
nicht notwendige Kraft an andere Unternehmungen 
abgegeben. 

Auf den Neubaustrecken von Garmisch - Parten- 
kirchen zur Landesgrenze bei Scharnitz und bei 
Griesen sind ebenfalls starke Steigungen. Der elek- 
trische Betrieb verspricht daher bei der Nähe billiger 
Wasserkräfte wirtschaftliche Vorteile. Außerdem 
kommt in Betracht, daß die österreichische Nachbar- 
verwaltung die Anschlußstrecken bis Innsbruck und 
Reutte elektrisch betreiben will, so daß später ein 
durchgehender Verkehr nach Innsbruck und nach 
Reutte - Kempten möglich ist. Die bayerische Strecke 
Garmisch - Scharnitz soll mit elektrischem Strom 
aus einem Österreichischen Werke bei Innsbruck 
(Runtzwerk) versorgt werden, während ein baye- 
risches Werk am Lech bei Lechbrück den Strom für 
die österreichische Strecke Griesen - Reutte liefern 
soll. Das Werk wird das Gefälle des Lech zwischen 
Füssen und Lechbrück mit einer Leistung von 
20000 PS ausnützen. Beide können später von 
einem am Walchensee in Aussicht genommenen Werk 
betrieben werden. 

Das Walchenseewerk kommt für weitere Elektri- 
fizierungen, namentlich die der Strecke München - 
Garmisch - Partenkirchen in Betracht. Es wird das 
Gefälle zwischen Walchensee und Kocheisee unter 
15 


Die Einführung des 
elektrischen Betriebes. 


leren Triebachsen gelegene Blindwelle wirkt. Die Trieb- 
maschine hat eine Stundenleistung von 600 bis 800 PS. bei einer 
Fahrgeschwindigkeit von 40 bis 50 km/St., und die größte Ge- 
schwindigkeit beträgt 60 km in der Stunde. Die Lokomotive hat 
ein Dienstgewicht von etwa 62 t und ist imstande, einen Güter- 
zug von 1400 t mit einer mittleren Geschwindigkeit von 25 km 
zu befördern. Sie entwickelt eine Zugkraft von 8750 kg am 
Zughaken. Die Steuerung der Motoren der einzelnen Lokomo- 
tiven wird verschieden ausgeführt. Im übrigen sind die Ein- 
richtungen und der Aufbau ähnlich wie bei der Schnellzug- 
lokomotive. 


Die Lokomtive ruht auf 4 Treib- 
achsen von 1150 mm Raddurch- 
messer und 2 Laufachsen, hat 
einen Gesamtradstand von 10,90 m und eine Länge von 12,80 m 
über den Puffern. Sie enthält 2 Triebmaschinen und ist im- 
stande: 


Die Personen- und Güterzug- 
lokomotive, Bauart 1-D-1. 


a) als Personenzuglokomotive einen Personenzug von 
1300 t Gewicht mit einer mittleren Geschwindigkeit von 
etwa 50 kmi/St., 

b) als Güterzuglokomotive einen Güterzug von 2000 t Ge- 
wicht mit einer mittleren Geschwindigkeit von 26 km/St. 
zu befördern. Das Dienstgewicht beträgt etwa 92 t, die 
Höchstgeschwindigkeit etwa 80 km/St. und die größte 
Zugkraft 14.000 kg. 


Die Lokomotive ruht auf 
4 Treibachsen von 1500 mm 
Raddurchmesser und 2Lauf- 
achsen. Sie erhält 2 Triebmaschinen von etwa je 900 PS. 
Stundenleistung bei einer Fahrgeschwindigkeit von 110 km/St, 
Das Dienstgewicht beträgt etwa 91 t, die größte Zugkraft 
10 500 kg. 


Die Schnell-, Personen- und Güter- 
zuglokomotive, Bauart 1-D-1. 


Die Lokomtive ruht auf 
4Treibachsen von 1050 mm 
Raddurchmesser und erhält eine Triebmaschine. Diese Loko- 
motiven sollen auf der Strecke Dessau-Bitterfeld zum Studium 
für die künftige elektrische Zugförderung auf den Berliner Stadt- 
und Vorortbahnen verwendet werden. 


Die Stadtbahnlokomotive, Bauart -D-. 


2. Der elektrische Betrieb auf den 
bayerischen Staatseisenbahnen. 


Die bayerischen Staatsbahnen haben über die 
Frage der Einführung des elektrischen Betriebes auf 
den Haupteisenbahnen eingehende Untersuchungen 
angestellt, deren Ergebnisse in einer „Denkschrift 
über die Einführung des elektrischen Betriebes auf 
den bayerischen Staatseisenbahnen“ vom 7. April 
1908 niedergelegt sind. Sie gehen von der Annahme 
aus, daß die Einführung des elektrischen Bahn- 
betriebes am ersten da zu wirtschaftlichen Erfolgen 
führen kann, wo billige Wasserkräfte zur Verfügung 
stehen. Um die nötigen Grundlagen zu schaffen, ist 
von der obersten Baubehörde im Königlichen Staats- 
ministerium des Innern eine Denkschrift „Die Wasser- 
kräfte Bayerns“ herausgegeben, in der die in Bayern 
vorhandenen Wasserkräfte nachgewiesen und die 
leitenden Gesichtspunkte für ihre Ausnützung er- 
örtert sind. 

Die Staatseisenbahnverwaltung hat den Kraft- 
betrieb jeder einzelnen Bahnlinie auf Grund des Ver- 
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kehrs im Jahre 1906 festgestellt und auf dieser Grund- 
lage weiter untersucht, für welche Linien der elek- 
trische Betrieb besonders geeignet sei. 


Der Kraitbedarf einer Bahn- 
linie ist großen Schwankungen 
unterworfen. Die Schwankungen sind am größten, wenn schwere 
Züge in großen Zeitabschnitten laufen, und sind um so ge- 
ringer, je leichtere Züge in kürzeren Zugabständen fahren und 
je weniger Anfahrten nötig sind. Teilt man den im Laufe eines 
Tages erforderlichen Arbeitsaufwand für eine Strecke durch 
24, so erhält man den durchschnittlichen stündlichen Arbeit- 
verbrauch. Dieser ist wesentlich geringer als der Höchstwert 
des Arbeitsverbrauchs, der an dem Tage vorkommen kann. 
Für die Leistung des Höchstwerts muß das Kraftwerk bemessen 
sein, wenn es den Arbeitsanforderungen einer Strecke nach- 
kommen soll. Der Mittelwert entspricht aber dem eigentlichen 
Arbeitsbedarf der Strecke. Das Verhältnis zwischen dem 
Höchstwert und dem Mittelwert ist für die einzelnen Strecken 
verschieden, es gibt einen Maßstab für die Belastung des Kraft- 
werks. Diese Verhältniszahl ist berechnet für die Strecke 
München-Garmisch-Partenkirchen mit Seitenlinien und Nah- 
verkehr München-Gauting zu 3,78; für den dichten Nah- 
personenverkehr München-Gauting allein zu 1,68 und für den 
Sommerbetrieb der Linie Salzburg-Bad Reichenhall-Berchtes- 
gaden zu 5,37. 


Ermittelung des Kraftbedarfs. 


Da die Höchstwerte des Kraftbedarfs auf verschiedenen 
Linien in der Regel nicht gleichzeitig auftreten, so wird die Be- 
lastung eines Kraftwerkes um so gleichmäßiger, je größer die 
Zahl der angeschlossenen Linien ist. 


Wenn das Kraftwerk durch eine Wasserkraft betrieben 
wird, so muß die Wassermenge dem Höchstwerte des Kraft- 
bedarfs entsprechen, und wenn nicht die Möglichkeit der 
Wasseraufspeicherung gegeben ist, muß in den Zeiten des ge- 
ringeren Kraftverbrauchs das nicht gebrauchte Wasser nutzlos 
abfließen. Bei der Linie Salzburg-Reichenhall-Berchtesgaden 
ist der Mittelwert des Arbeitsbedarfs 550 PS., mithin der 
Arbeitsbedarf für einen Tag 24 . 550 = 13200 PS.; das Kraft- 
werk muß aber für eine Höchstleistung von 5,37 . 550 = 
2950 PS. angelegt werden. Wenn keine Aufspeicherung der 
Wasserkraft möglich wäre, müßte die Wassermenge für eine 
tägliche Arbeitsleistung von 24 . 2950 = 70800 PS. verfügbar 
sein, von der aber eine Menge entsprechend 70 800 — 13 200 = 
57600 PS. oder 81,5% ungenutzt verloren ginge. 


Die durchschnittliche Tagesleistung ım Juli 1906 auf allen 
Linien der bayerischen Staatsbahnen und Privatlokalbahnen 
betrug: 40208732 Brutto-Tonnenkilometer. Dafür wären 
1447 095 Kilowattstunden oder 36 Kilowattstunden für 1 Brutto- 
Tonnenkilometer aufzuwenden. 


Der Tagesverbrauch des Staatsbahnnetzes würde 1435 000 
Kilowattstunden an den Speisepunkten betragen. Bei 10% Zu- 
schlag für Betriebsunregelmäßigkeit, 15% Verlust durch Arbeits- 
umformung und 25% Verlust in den Fernleitungen müßten die 
Turbinen der Wasserwerke 


3 400 000 PS.-Stunden 


oder im Tagesdurchschnitt 3 400 000 : 24 = 142 000 PS. leisten. 
Nimmt man eine mittlere Verhältniszahl von 3 an, so müßte 
die Höchstleistung der Kraftmaschinen 


3 X 142000 = 426.000 PS. 


betragen. Unter Berücksichtigung der voraussichtlichen Ver- 
kehrszunahme wäre im Jahre 1920 eine Höchstleistung von 
606 000 PS. erforderlich. 


Dieser Kraftbedarf könnte, namentlich wenn die Alpenseen 
als Stauweiher ausgenützt werden, durch die vorhandenen 
Wasserkräfte Bayerns gedeckt werden. 


Es kann jedoch nicht 
ohne weiteres an- 
genommen werden, daß der elektrische Betrieb auf 
allen Strecken des Landes billiger wäre als der 
Dampfbetrieb, da die Kosten der elektrischen Zug- 
förderung wesentlich durch die Aufwendungen für die 
Streckenausrüstung beeinflußt werden. 


. Prüfung der Wirtschaftlichkeit. 


In dieser Hinsicht ist schon die richtige Wahl der Stromart 
von der größten Bedeutung. Die bayerische Staatsbahnverwal- 
tung ist bei ihren Erwägungen zu der Ansicht gekommen, daß 
der einphasige Wechselstrom nach dem heutigen Stande der 
Technik als die Stromart bezeichnet werden kann, die den An- 
forderungen des Hauptbahnbetriebes im ganzen am besten ent- 
spricht, und gibt daher dieser Stromart den Vorzug vor allen 
anderen. 


Um zu ermitteln, für welche Bahnlinien ein wirtschaftlicher 
elektrischer Bahnbetrieb möglich sei, sind Vergleichsberech- 
nungen angestellt worden zwischen den Kosten der elektrischen 
Zugförderung ohne den Aufwand für die elektrische Arbeit am 
Speisepunkt einerseits und den Zugförderungskosten bei Dampf- 
betrieb einschließlich des Aufwandes für Brennmaterial ander- 
seits. Aus dem Unterschiede dieser Kosten ist berechnet 
worden, was bei dem in Kilowattstunden gegebenen Arbeits- 
bedarf die elektrische Arbeit für eine Kilowattstunde höchstens 
kosten darf, wenn der elektrische Betrieb nicht teurer sein soll 
als der Dampfbetrieb. 


Auf diese Weise ergab sich als höchster Strompreis für 
die Strecke: Salzburg-Reichenhall-Berchtesgaden 4,9 Pf. Kwst.; 
für die Strecke: München-Garmisch-Partenkirchen einschließ- 
lich der Anschlußlinien nach Kochel, Penzberg und Peißenberg 


2,6 Pi./Kwst.; 
für die Strecke München-Ganting (im Nahverkehr) 
4,7 Pf.!Kwst. 


und die Strecken München Hauptb.-Bad Tölz-Schliersee und 
Holzkirchen-Rosenheim 


2,38 Pi./Kwst. 


Außerdem ist umgekehrt ermittelt worden, welche Ver- 
kehrsdichtigkeit oder welcher Verbrauch an elektrischer Arbeit 
mindestens vorhanden sein müßte, wenn bei einem gewissen 
Kostenaufwand für die elektrische Arbeit der elektrische Be- 
trieb finanzielle Vorteile bieten soll. Dieser Mindestverbrauch 
ist als „kritischer Verbrauch“ bezeichnet worden. Die Kohlen- 
preise sind in Norden an der Einfuhrstelle bei Aschaffenburg 
am billigsten und wachsen mit der Entfernung von Aschaffen- 
burg von 20 M. bis über 24 M. Die Kosten der in Wasserkraft- 
anlagen am Nordrande der Alpen billig hergestellten elektrischen 
Arbeit erreichen in Aschaffenburg für Bayern den höchsten 
Wert. Für verschiedene Zonen ist der Kohlenpreis und der 
Strompreis ermittelt und daraus die erforderliche Verkehrs- 
dichtigkeit berechnet worden. 


In der Zone Nürnberg-Bamberg beträgt der Kohlenpreis 


etwa 21 M. pro Tonne und der Preis der Kilowattstunde etwa 
2 bis 3 Pf. Daraus ergibt sich ein kritischer Verbrauch 


bei zweigleisigen Hauptbahnen von 245 bis 475 Kilowatt- 
stunden, 


bei eingleisigen Hauptbahnen von 130 bis 230 Kilowatt- 
stunden, 


bei Lokalbahnen von 55 bis 65 Kilowattstunden. 


In der Zone Kempten-München-Rosenheim dagegen kostet 
die Kohle 24 M. pro. Tonne und die Kilowattstunde 1 bis 2 Pf. 
Hier stellt sich der kritische Verbrauch 


bei zweigleisigen Hauptbahnen auf 145 bis 200 Kilowatt- 
stunden, 
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bei eingleisigen Hauptbahnen auf 80 bis 105 Kilowatt- 
stunden, 


bei Lokalbahnen auf 40 bis 46 Kilowattstunden. 


In der südlichen Landeshälfte ist also die Einführung des 
elektrischen Betriebes schon auf Linien von viel geringerer Ver- 
kehrsdichtigkeit als auf den nördlichen Linien wirtschaftlich; bei 
manchen Strecken im Norden muß die Verkehrsdichtigkeit 
doppelt so groß sein als im Süden. 


Der elektrische Betrieb soll 
zunächst auf der Strecke 
Salzburg -Bad Reichenhall - 
Berchtesgaden und auf den Neubaulinien von 
Garmisch - Partenkirchen zur Landesgrenze bei 
Scharnitz und zur Landesgrenze bei Griesen erprobt 
werden. 

Es kommt einphasiger Wechselstrom von 
10000 Volt und 15—16°/, Perioden für die Fahr- 
leitungen und 50000 Volt für die Fernleitungen in 
Anwendung. 

Die Linie Salzburg - Reichenhall - Berchtesgaden 
hat eine Länge von 40,3 km, ist eingleisig und bis 
Reichenhall Flachlandbahn und von da ab Gebirgs- 
bahn mit Steigungen von 40 °/o. Es sollen Schnell- 
züge, Personenzüge und Güterzüge von Salzburg bis 
Berchtesgaden und besondere Lokalzüge zwischen 
Bad Reichenhall und Berchtesgaden verkehren. Die 
Fahrzeiten werden gegenüber denen der Dampfzüge 
wesentlich gekürzt. 

Zur Erzeugung der elektrischen Energie wird die 
Wasserkraft der Saalach verwertet. Um die Selbst- 
kosten der elektrischen Arbeit für den Bahnbetrieb 
herabzudrücken, wird die vorerst für den Bahnbetrieb 
nicht notwendige Kraft an andere Unternehmungen 
abgegeben. 

Auf den Neubaustrecken von Garmisch - Parten- 
kirchen zur Landesgrenze bei Scharnitz und bei 
Griesen sind ebenfalls starke Steigungen. Der elek- 
trische Betrieb verspricht daher bei der Nähe billiger 
Wasserkräfte wirtschaftliche Vorteile. Außerdem 
kommt in Betracht, daß die österreichische Nachbar- 
verwaltung die Anschlußstrecken bis Innsbruck und 
Reutte elektrisch betreiben will, so daß später ein 
durchgehender Verkehr nach Innsbruck und nach 
Reutte - Kempten möglich ist. Die bayerische Strecke 
Garmisch - Scharnitz soll mit elektrischem Strom 
aus einem Österreichischen Werke bei Innsbruck 
(Runtzwerk) versorgt werden, während ein baye- 
risches Werk am Lech bei Lechbrück den Strom für 
die österreichische Strecke Griesen - Reutte liefern 
soll. Das Werk wird das Gefälle des Lech zwischen 
Füssen und Lechbrück mit einer Leistung von 
20000 PS ausnützen. Beide können später von 
einem am Walchensee in Aussicht genommenen Werk 
betrieben werden. 

Das Walchenseewerk kommt für weitere Elektri- 
fizierungen, namentlich die der Strecke München - 
Garmisch - Partenkirchen in Betracht. Es wird das 
Gefälle zwischen Walchensee und Kocheisee unter 
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Zuleitung von Isar- und Rißbachwasser ausnützen. 
Das nutzbare Gefälle wird etwa 200 m betragen, und 
die große Wasserfläche des Walchensees von 
16,4 qkm wird eine bedeutende Aufspeicherung er- 
möglichen. Eine Senkung des Wasserspiegels um 
15 mm reicht für eine mittlere Tagesbeanspruchung 
von 5700 PS aus, selbst wenn während des ganzen 
Tages kein Wasser mehr zufließen kann. 


3. Der elektrische Betrieb auf den badischen 
Staatseisenbahnen. 


Die badische Staatseisenbahn- 
verwaltung hat schon im 
Jahre 1903, als die Möglich- 
keit vorlag, einen Teil einer Wasserkraftanlage des 
Rheins bei Laufenburg in Anspruch zu nehmen, die 
Frage erwogen, den elektrischen Betrieb auf einem 
Teil ihres Eisenbahnnetzes, nämlich auf der Strecke 
Basel - Singen und der Wiesentalbahn, einzuführen. 
Die nähere Prüfung ergab jedoch, daß der elektrische 
Betrieb dem Dampfbetrieb in wirtschaftlicher Hin- 
sicht nicht gleichkommen würde. Aber schon im 
Jahre 1904 wurde die Frage von neuem aufgenommen. 
Es tauchten neue Entwürfe über die Nutzbarmachung 
der Wasserkräfte des Oberrheins auf. Für die 
badische Staatseisenbahnverwaltung kamen besonders 
die Wasserkraftanlagen bei Rheinau und Augst- 
Wyhlen am badisch-schweizerischen Rhein und bei 
Rheinweiler-Niffer am badisch-elsässischen Rhein in 
Frage. Da neben dem elektrischen Betrieb der 
Wiesentalbahn noch die elektrische Beleuchtung des 
Bahnhofs Basel aus der Wasserkraftanlage mit Strom 
versorgt werden sollte, so war das Werk von Augst- 
Wyhlen, das nur 5 km von Basel entfernt liegt, das 
vorteilhafteste. In diesem Werke wird der badischen 
Staatseisenbahnverwaltung eine Turbine von 1040 KW 
für ihre Zwecke zur Verfügung gehalten und kann 
der von der Turbine gelieferte Strom für Zwecke der 
Eisenbahn von dem Schaltbrette abgenommen und 
dem Verwendungsgebiete zugeführt werden. Die 
Bahn zahlt für die Turbine einen jährlichen Pachtzins 
von 120 000 M. 


Die als Wiesentalbahn bezeichneten Strecken 
umfassen 


Kraftversorgung und 
Probestrecken. 


Basel—Zell 3 mit 29,4 km 
Lörrach— Leopoldshöhe a = 
Schopfheim—Säckingen . . „ 197 „ 

zusammen 55,4 km 


Sie weisen Steigungen von 1:100 und Krüm- 
mungen von 300 m Radius auf. 


Bei der Einführung des elektrischen Betriebes soll 
die bisherige Betriebsweise möglichst wenig Änderung 
erfahren. Anstelle der Dampflokomotive tritt sowohl 
beim Zugdienst als auch beim Rangierdienst die elek- 
trische Lokomotive. Nach den Ermittlungen auf 
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Grund des Fahrplans sind für den Bahnbetrieb in 
einem Jahre 2400 000 KW-Std. erforderlich. Da die 
Turbine im Jahre 24 . 1040 . 365 = 9 000 000 KW-Std. 
liefern kann, so wird sie für den Bahnbetrieb voll- 
kommen ausreichen, falls Einrichtungen für den 
Ausgleich der Belastungsschwankungen getroffen 
werden. Der Ausgleich soll durch elektrische 
Sammlerbatterien erfolgen. Die für den Bahnbetrieb 
nicht erforderliche Energie reicht noch zum Betrieb 
der elektrischen Beleuchtung des Bahnhofs Basel aus. 
Da für die Beleuchtung 2 200 000 KW-Std. erforder- 
lich sind, so kann diese Energie mit 60 000 M. bewertet 
werden und fällt somit dem Bahnbetrieb nur die 
Hälfte der Pachtsumme zur Last. Dadurch wird der 
Strompreis soweit verringert, daß der elektrische 
Betrieb eine beträchtliche Ersparnis gegenüber dem 
Dampfbetrieb ergeben wird. Wäre die elektrische 
Aufspeicherung der Energie nicht möglich und müßte 
der elektrische Strom für den Bahnbetrieb in seinem 
vollen Betrage den Turbinen direkt entnommen 
werden, so wäre eine Pachtsumme von 300000 M. 
aufzuwenden. Die Aufspeicherung ermöglicht es, 
diese Summe auf 60 000 M. herabzudrücken. 


Für den Bahnbetrieb soll 
einphasiger Wechsel- 
strom von 10000 Volt 
und 15 Perioden verwendet werden. Die Fahrleitung 


wird nach der Bauart von Siemens & Halske aus- 
geführt. 


Die erste Probelokomotive hat 5 Achsen, und zwar vorne 
und hinten je eine Laufachse von 850 mm Raddurchmesser und 
in der Mitte 3 Treibachsen von je 1200 mm Raddurchmesser 
und mit 250 mm Kurbelhalbmesser. Der Gesamtachsenstand 


beträgt 9500 mm und die größte Länge über den Pufiern 
13 160 mm. 


Die elektrische Ausrüstung 
der Wiesentalbahn. 


Basel- Zell Zell 
> Lörrach -Leopoldshöhe 
è Schopfheim- Säckingen Hausen-Raitbach 
< 
x 


Abb. 16. Lageplan der Wiesentalbahn. 


Die Lokomotive ist mit 2 Triebmaschinen und zwar Reihen- 
schlußmotoren von je 525 PS. Dauerleistung ausgerüstet, die 
hochgelagert sind und zusammen an den Treibrädern eine Zug- 
kraft von 11 000 kg ausüben können. Die Lokomotive ist im- 
stande, eine Geschwindigkeit von 75 km in der Stunde zu er- 
reichen und wiegt etwa 64 t. 

Der Aufbau der Lokomotive bildet ein geschlossenes Haus für 
den Führerstand über dem mittleren Teil, an. das- sich nach 


Abb. 17. 


1C 1-Lokomotive der Großh. Bad. Staatsbahn. 


beiden Seiten niedrige Vorbauten anschließen. Für die Strom- 
entnahme von der Fahrleitung sind auf dem Dach des Auf- 
baues zwei Scherenstromabnehmer angeordnet. Die Lokomo- 
tive kann bei 60 km Geschwindigkeit eine Zugkraft von 4200 kg 
am Radumfang ausüben. Das Gesamtgewicht beträgt 65 t. 


Für die Wahl der 
Stromart für die 
Wiesentalbahn war 
der Gesichtspunkt maßgebend, daß es möglich sein 
sollte, den elektrischen Betrieb auf weitere Linien 
des Eisenbahnnetzes auszudehnen. Der Betrieb auf 
der Wiesentalbahn sollte der Eisenbahnverwaltung 
zunächst Gelegenheit geben, Erfahrungen auf diesem 
Gebiete zu sammeln. Um auch bei weiterer Aus- 
dehnung des elektrischen Betriebes für den nördlichen 
Teil des Landes billige Wasserkräfte zur Verfügung 
zu haben, sind Erhebungen über verfügbare Wasser- 
kräfte im badischen Schwarzwalde gemacht. Ins- 
besondere sind eingehende Untersuchungen über die 
Ausnutzung der Wasserkräfte im badischen Murg- 
gebiete und im Wutachgebiete angestellt worden. 


Weiterer Ausbau im badischen 
Staatsbahnbereiche. 
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Abb. 18. Entwurf für die Wasserfassung im Murggebiet. 


Nach dem von der Generaldirektion der badischen Stäats- 
bahnen aufgestellten Entwurf für eine Wasserkraftanlage im 
Murggebiete können durch Herrichtung eines kleinen Sammel- 


beckens in der Murg unweit der Landesgrenze, sowie je einer 


Talsperre in Raumünzachtal unterhalb Hundsbach und im 
Schwarzenbachtal bei Schäfersgrüb Wasserkräfte von einer 
mittleren Jahresleistung von 11 000 PS. gewonnen werden. Das 
Stauwerk der Murg ist auf einer Höhe von 452 m und hat 
190 000 cbm nutzbaren Stauinhalt; die Staubecken der. beiden 
Talsperren sind auf einer Höhe von 660,5 m und haben 15 000 000 
und 10 600 000 cbm nutzbaren Fassungsraum. Das Wasser -der 
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Murg wird durch einen Stollen,-das der beiden Talsperren durch 
einen zweiten Stollen nach je: einem Wasserschlosse an der 
Lindenhalde geführt, von wo es durch je 2 Druckrohre nach 
dem Kraftwerk in der Oberau bei Forbach geleitet wird, so daß 
in dem Kraftwerk das Wasser von 2 Druckstufen verarbeitet 
wird. Unterhalb des Kraftwerks ist ein Ausgleichbecken von 
204 000 cbm Fassungsraum bei einem Wasserspiegel auf 300 m 
angeordnet, um den Wasserabfluß für die Unterlieger zu regeln. 
Das Gefälle von dem Ausgleichbecken bis zu dem nächsten 
Wehr wird noch durch eine Turbinenanlage ausgenutzt, die die 
erzeugte Kraft an das Hauptkraftwerk abgibt. 


Das Werk soll zunächst nur zum Teil ausgebaut und in 
Verbindung mit Dampfkraftwerken in Mannheim, Karlsruhe und 
Offenburg für die elektrische Beleuchtung und Kraftversorgung 
von Bahnhöfen benutzt werden. 


4. Elektrische Bahnen von örtlicher 
Bedeutung. 


A. Die Hoch- und Untergrundbahn in Berlin der 
Gesellschaft für elektrische Hoch- und Untergrund- 
bahnen. 


Die Berliner Hoch- und Untergrundbahn ist von 
der Firma Siemens & Halske gebaut worden und kam 
im Jahre 1902 in Betrieb und ist seitdem mehrfach 
erweitert worden. Die Bahnlinie ist zweigleisig und 
hat die normale Spur der Hauptbahnen, sie entspricht 
aber nicht hinsichtlich der Umgrenzung des lichten 
Raumes den Hauptbahnen, sondern der lichte Raum 
hat nur eine Höhe von 3,3 m, und der Abstand der 
Gleise beträgt bei den Hochbahn- und Rampen- 
strecken 3 m und bei den Tunnelstrecken 3,24 m. 


Zum Betrieb dient elektrischer Gleichstrom mit 
einer Spannung von 750 Volt, der der Bahnlinie aus 
einem Kraftwerk in der Trebbiner Straße, in der Nähe 
der Abzweigung zum Potsdamer Platz, und einem 
Unterwerk in der Krummen Straße in Charlottenburg 
zugeführt wird. Die der Stadt Schöneberg gehörige 
Abzweigung vom Nollendorfplatz nach der Haupt- 
straße in Schöneberg erhält ihren Strom aus dem 
Elektrizitätswerk Südwest durch Vermittlung eines 
Unterwerkes an der Hauptstraße. 


Die Arbeitsleitung ist als 3. Schiene 
längs der Gleise verlegt und liegt mit 
ihrer Oberkante 180 mm über Schienenoberkante und 1096 mm 
von der Mitte des Gleises entfernt. Auf den Hochbahnstrecken 
sind die Arbeitsleitungen links von der Fahrtrichtung zwischen 
den beiden Gleisen und auf den Tunnelstrecken rechts von der 
Fahrtrichtung an den Außenseiten der Gleise angeordnet. 


Zur Verringerung des Spannungsabfalles sind vom Kraft- 
werk aus neben den Arbeitsleitungen Speiseleitungen aus Flach- 
kupferschienen und Kabeln bis zu geeigneten Stellen verlegt. 


Für die Beleuchtung der Haltestellen und Schuppen und 
Werkstattsräume sind besondere Leitungen neben den. Speise- 
leitungen vorgesehen, um das Licht von den Schwankungen des 
Fahrbetriebes unabhängig zu machen. An den Verbrauchs- 
stellen der Lichtleitungen wird eine Spannung von 660 Volt ge- 
halten. Es sind 3 Glühlampen zu 220 Volt hintereinander ge- 
schaltet. Im Notfalle kann auch das Licht aus den Fahr- 
leitungen gespeist werden. 
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Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


Die Züge werden aus 2 bis 4 Trieb- 
wagen gebildet, denen nach Bedarf 
Beiwagen beigegeben werden. Sie enthalten nur die 
2. und 3. Wagenklasse. 


Die Triebwagen ruhen auf 2 Drehgestellen von 1,8 m Rad- 
stand; der Gesamtradstand beträgt 9,37 m, die äußere Länge 
des Wagenkastens 12,07 m, seine Breite 2,26 m und die Länge 
des Wagens zwischen den Puffern 12,77 m. Die Wagen sind mit 
Mittelkuppelung ausgerüstet, der Wagenkasten hat an jeder 
Längsseite zwei Eingänge, die durch Schiebetüren verschlossen 
sind, und enthält an einer Stirnseite einen Führerraum und im 
übrigen 30 bis 35 Sitzplätze und etwa 25 bis 30 Stehplätze. 
Die Sitze sind an den Längswänden angeordnet und durch 
Armlehnen in mehrere Abteilungen zerlegt. 

Die Drehgestelle sind zur Aufnahme von 2 Triebmaschinen 
eingerichtet, die mit Zahnradvorgelege auf die Wagenachsen 
wirken. Es sind 4polige Gleichstrommotoren von 70 PS. 
Stundenleistung, die dem Zuge eine Geschwindigkeit von 50 km 
in der Stunde erteilen können. Der elektrische Strom wird 
den Motoren durch Stromabnehmer zugeführt, die an den 
Achsbuchsen der Drehgestelle angebracht sind und auf den 
Arbeitsleitungen schleifen. 

Die Motoren aller Triebwagen eines Zuges werden vom 
ersten Führerstande aus durch elektrische Fernschalter, wie auf 
der Lichterfelder Vorortbahn, gesteuert. 

Die Beiwagen haben dieselben Abmessungen wie die Trieb- 
wagen; an Stelle des Führerraums sind einige Sitzplätze an- 
geordnet. 

Die Züge sind mit Siemensscher Luftdruckbremse ausge- 
rüstet und haben elektrische Glühlichtbeleuchtung. 

Im Anfang bestand der Wagenpark aus 42 Triebwagen und 
20 Beiwagen, gegenwärtig sind rund 130 Triebwagen und 100 
Beiwagen vorhanden. Befördert wurden im Jahre 1909 
54 143 394 Personen und 1910 56 886 741 Personen. 


Die Fahrzeuge. 


B. Die Rheinuferbahn der Aktiengesellschaft der 
Cöln-Bonner Kreisbahnen. 


Die Rheinuferbahn verbindet die beiden Städte 
Cöln und Bonn. Sie ist streckenweise zweigleisig 
ausgebaut und benutzt innerhalb der Stadt Cöln die 
Strecke der städtischen Straßenbahn, liegt außerhalb 
der beiden Städte auf eigenem Bahnkörper und in 
Bonn bis zum Staatsbahnhof auf städtischen Straßen. 
Die Gesamtlänge beträgt 28,3 km. Der Betrieb wurde 
im Januar 1906 eröffnet. 

In den Städten Cöln und Bonn wird Gleich- 
strom von 500 Volt Spannung aus den städtischen 


Abb. 19. Zugeinheit auf der Rheinuferbahn Cöln-Bonn. 


Elektrizitätswerken entnommen. Auf der freien 
Strecke wird Gleichstrom von 1000 Volt verwendet, 
der von einem Kraftwerk der Siemens-Schuckert- 
Werke in Weseling, etwa in der Mitte der Strecke, 
an die Fahrleitung abgegeben wird. 


Zwischen dem Kraftwerk und den beiden Städten und zwar 
in Sürth und Hersel ist je eine Unterstation mit Akkumulatoren 
errichtet, die außerhalb der Betriebszeit der Züge vom Kraft- 
werk durch die Fahrleitung aufgeladen werden. 

Die Fahrleitung ist als Oberleitung wie bei Straßenbahnen 
ausgeführt, jedoch besteht sie aus 2 Kupferdrähten von je 
80 qmm für jedes Gleis. Die Drähte sind in kurzen Abständen 
an einen isolierten Längsdraht aufgehängt, der von eisernen 
Leitungsmasten mit Auslegern getragen wird. 

Die Personenzüge werden aus 2 oder mehr Triebwagen 
gebildet, denen nach Bedarf Beiwagen beigegeben werden. Die 
Triebwagen ruhen auf 2 zweiachsigen Drehgestellen. Sie ent- 
halten außer den besonderen Abteilen für die Fahrer noch Raum 
für 28 Personen in 2. Klasse und 29 Personen in 3. Klasse. Die 
Anhängewagen haben teils 2. und 3. Klasse, teils nur 3. Klasse, 
teils auch besondere Abteile für Post- und Gepäckverkehr. 

Die Wagen sind mit Luftdruck- und Handbremse ausgerüstet 
und haben sowohl elektrische Beleuchtung als auch elektrische 
Heizung. 

Jeder Triebwagen ist mit zwei Gleichstrommotoren aus- 
gerüstet, die bei 1000 Volt Betriebsspannung je 130 PS. leisten. 
Die Motoren eines Zuges werden vom vordersten Führerstand 
aus durch Fernschalter mit durchgehender Steuerleitung ge- 
steuert. Die größte zulässige Fahrgeschwindigkeit ist 80 km. 
Auf der freien Strecke fahren die Züge jedoch in der Regel mit 
50 bis 60 km Geschwindigkeit, innerhalb der Städte wesentlich 
langsamer. 

Es sind zurzeit 10 Triebwagen und 10 Anhängewagen vor- 
handen. 


C. Die Vorortbahn Heddernheim-Homburg, 
Heddernheim-Oberursel-Hohe Mark 
bei Frankfurt a. M. 


Die Vorortbahn Heddernheim-Homburg, Heddern- 
heim-Hohe Mark (vergl. Lageplan S. 229) schließt in 
Heddernheim an die Straßenbahn von Frankfurt an. 
Der Betrieb erfolgt durch Gleichstrom und zwar auf 
der Strecke Frankfurt-Heddernheim und im Weichbild 
von Homburg mit 350 Volt und auf den übrigen 
Strecken mit 1000 Volt. 


Die verwendeten Triebwagen sind 2achsige Straßenbahn- 
wagen von 3,30 m Radstand und 10,82 m Länge, die 24 Sitz- 
plätze und 18 Stehplätze enthalten und 
mit 2 Hauptstrommotoren von je 


85 PS. ausgerüstet sind. Der Wagen 
wiegt leer etwa 15,7 t. Die mit- 
geführten Anhängewagen enthalten 


24 Sitzplätze und 14 Stehplätze und 
wiegen etwa 9t. Die Fahrgeschwin- 
digkeit beträgt in den Stadtbezirken 
Frankfurt und Homburg 30 km und 
außerhalb 40 km in der Stunde. 


D. Die kgl. bayerische Lokal- 


bahn von Berchtesgaden 
nach der Landesgrenze bei 
Schellenberg. 


Die Lokalbahn bei Berchtes- 
gaden hat eine Länge von 12,5 km 
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BR Nieder: Eschbach 


Abb. 20. Lageplan der Vorortbahnen 
Heddernheim-Homburg v. d. H. und Heddernheim-Oberursel-Hohe Mark. 


und wird von einer Wasserkraft in der Gartenau aus 
mit Gleichstrom von 1000 Volt betrieben. 


Die Züge gehen auf die Österreichische Strecke 
Drachenloch -Salzburg über und werden in Salzburg 
au, dem Gleis der Straßenbahn bis zum Hauptbahn- 
hof geleitet. 


E. Die Filderbahn bei Stuttgart. 


Die Filderbahn gehört der westpreußischen 
Eisenbahngesellschaft in Cöln und verbindet Stuttgart 
mit mehreren Ortschaften der höher gelegenen Filder- 
ebene. Von Stuttgart gehen zwei getrennte Strecken, 
die Zahnradstrecke an der alten Weinsteige 1,93 km 
und die Bopserlinie 2,80 km nach Degerloch; von da 
geht eine Strecke über Möhringen nach der Staats- 
bahnstation Vaihingen 6,64 km und von Möhringen 
eine Abzweigung nach Hohenheim 5,72 km. Die 
Strecken haben 1 m Spur, daneben ist aber noch auf 
den Strecken Degerloch - Vaihingen und Möhringen - 
Hohenheim die Normalspur durchgeführt. Eine 
normalspurige Abzweigung geht außerdem von 
Möhringen nach Neuhausen 14,33 km. 


Alle Strecken wurden früher mit Dampf be- 
trieben. In den Jahren 1902—1904 wurde auf den 
Schmalspurstrecken der elektrische Betrieb mit 
Gleichstrom von 600 Volt eingeführt. Der elektrische 
Betrieb dient sowohl dem Personen- als auch dem 
Güterverkehr. Auf den normalspurigen Gleisen wird 
nur der Güterverkehr von und nach dem Staatsbahn- 
netze vermittelt. 


Das Kraftwerk für den elektrischen Betrieb liegt am Bahn- 
hof Möhringen. Daselbst wird Gleichstrom von 600 Volt er- 
zeugt, der den Fahrleitungen der Schmalspurbahn unmittelbar 
zugeführt wird. Außerdem wird Drehstrom von 6000 Volt und 
50 Perioden erzeugt, der nach einem Umformerwerk an der 
Zahnradstrecke zwischen Stuttgart und Degerloch geleitet und 
dort zum Betriebe der Zahnradbahn in Gleichstrom von 600 Volt 
umgewandelt wird. 


In dem Kraftwerke und dem Umformerwerke sind Akku- 
mulatorenbatterien zum Ausgleich der Stromstöße aufgestellt. 


Der Bahnstrom wird den Fahrzeugen durch eine Oberleitung 
zugeführt, die durch ein kurzes Anschlußkabel vom Kraftwerk 
bei Möhringen und vom Umformerwerk an der Zahnradstrecke 
gespeist wird. Für die Bopserlinie ist ein besonderes Speise- 
kabel von 165 qmm Kupferquerschnitt längs der Bahnlinie von 
Möhringen bis hinter Degerloch verlegt. 


Die Fahrleitung ist auf der Zahnradstrecke und auf der 
Bopserlinie mit Rücksicht auf die hohen Stromstärken aus zwei 
Kupferdrähten von je 104 qmm gebildet, die in einem Abstand 
von 150 mm nebeneinander aufgehängt sind. Die Fahrdraht- 


Zeichenerklorung 
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u Zohnradstrecke | 


Abb. 21. Lageplan der Filderbahn. 
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höhe über Schienenoberkante beträgt an den Aufhängepunkten 
im allgemeinen 6,00 m über Schienenoberkante; nur in den 
Bahnhöfen Stuttgart ist die Höhe auf 5,5 m verringert. Für 
die Stromrückleitung sind die Fahrschienen an den Stößen mit 
50 qmm starken Schienenverbindern aus Weichkupfer versehen. 


Die Fahrzeuge sind auf der Zahnradstrecke zweiachsige 
Triebwagen für 32 Sitzplätze und 18 Stehplätze, die ein Leer- 
gewicht von 24 t haben und einen Personenwagen von 6,1 t 
Leergewicht für 72 Personen oder einen Güterwagen mit ent- 
sprechender Belastung mitführen können. Der Antrieb erfolgt 
durch 2 Nebenschlußmotoren von 150 PS. Stundenleistung, die 
bei der Talfahrt 50 bis 60% des bei der Bergfahrt gebrauchten 
Stromes rückgewinnen. 


Auf den übrigen Linien sind 4-achsige Triebwagen von 16 t 
Leergewicht für 36 Sitzplätze und 20 Stehplätze und 2-achsige 
Triebwagen von 11 t Leergewicht, für 20 Sitzplätze und 20 Steh- 
plätze in Verwendung, die durch je 2 Hauptstrommotoren von 
42 PS. bei 500 Volt angetrieben werden. Mit Rücksicht auf die 
hohe Stromstärke sind die Wagen mit je 2 Bügelstrom- 
abnehmern versehen. Beide Triebwagengattungen können, 
außer auf der Bopserlinie, einen 4-achsigen Anhänger von 8,1 t 
Leergewicht, für 72 Personen mitführen. Auf der Bopserlinie 
werden leichtere Anhängerwagen von 4,4 t Leergewicht für 
40 Personen verwendet. 


F. Die Lokalbahn Murnau-Oberammergau. 


Als die Versuche mit einphasigem Wechselstrom 
auf den preußischen Bahnen noch nicht abgeschlossen 
waren, entschloß man sich auch in Süddeutschland, 
auf der Lokalbahn von Murnau nach Oberammergau 
den elektrischen Betrieb mit’ einphasigem Wechsel- 
strom einzuführen. Die Bahn war in den Jahren 1899 
bis 1900 erbaut worden und sollte zuerst mit Dreh- 
strom mit 5000 Volt Speisesparnung und 800 Volt 
Motorenspannung betrieben werden. Die elektrische 
Einrichtung war jedoch aus finanziellen Gründen nicht 
fertiggestellt worden und der Betrieb daher zunächst 
mit Dampflokomotiven durchgeführt worden. Als im 
Jahre 1904 die Münchener Lokalbahn-Aktiengesell- 
schaft die Eisenbahnstrecke erwarb, wurde der elek- 
trische Betrieb wieder in Erwägung gezogen, be- 
sonders weil das schon früher erbaute Kraftwerk 
vorhanden und die Wasserkraftmaschinen noch gut 
erhalten waren. Die Bahnlinie war für elektrischen 
Betrieb besonders geeignet, weil auf ihr starke 
Steigungen mit ebenen Strecken abwechseln und der 
Dampifbetrieb infolge der starken Anstrengung der 
Lokomotiven große Kosten für Brennmaterial und 
Instandhaltung erforderte. Es hätte nahe gelegen, 
Drehstrom für den Betrieb zu wählen; die nähere 
Untersuchung ergab aber, daß bei der fast un- 
veränderlichen Geschwindigkeit der Drehstrom- 
motoren die Geschwindigkeit beim Befahren der 
ebenen Strecken zu gering, die Anforderungen an das 
Kraftwerk beim Befahren der Steigungen zu groß 
und die Kosten für die zweipoligen Fahrleitungen zu 
bedeutend gewesen wären. Beim Vergleich zwischen 
Gleichstrom und einphasigem Wechselstrom ergab 
der Gleichstrom höhere Verluste in den Leitungen 
und Umformern und hauptsächlich höhere Betriebs- 
kosten durch die Wartung und Instandhaltung der 


Umformeranlagen. Man entschied sich daher für 
Wechselstrom und wählte einphasigen Wechselstrom 
von 5000 Volt und 16 Perioden. 


Die Bahnlinie ist normalspurig, ein- 
gleisig und 23,6 km lang. Sie enthält 
Steigungen bis zu 30 °/oo und zahlreiche Krümmungen. Es sind 
wegen der vorhandenen Gegensteigungen auf Hin- und Rück- 
fahrt zusammen 327 m Höhenunterschied zu überwinden. 
Zwischen den beiden Endpunkten sind 9 Stationen. Das Kraft- 
werk (Abb. 22) liegt etwa in der Mitte 3 km abseits von der 
Bahnlinie an der Ammer. Das Nutzgefälle beträgt 23,75 m und 
die durchschnittliche Wassermenge in der wasserreichen Zeit 
2 cbm in der Sekunde. Das Maschinenhaus enthält zwei 500- 
pferdige und zwei 30-pferdige Turbinen zur Lieferung von 
Bahn- und Lichtstrom. Die Bahnmaschinen liefern einphasigen 
Wechselstrom von 5500 Volt und 16°s Perioden, die Licht- 
maschinen Drehstrom von 5000 Volt und 40 Perioden und Gleich- 
strom von 150 Volt. 


Die Streckenausrüstung. 
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Abb. 22. 
der Lokalbahn Murnau-Oberammergau. 


Innenansicht des Wasserkraftwerks 


Die elektrischen Bahn- und Lichtleitungen gehen von dem 
Maschinenhause an gemeinsamen Holzgestängen zunächst nach 
dem Verteilungspunkt bei der 3 km entfernten Station Saulgrub 
und folgen dann der Bahnlinie nach Murnau und nach Ober- 
ammergau. Der Fahrdraht ist zum größeren Teil an schmiede- 
eiserne Ausleger verlegt, die von Holzmasten oder schmiede- 
eisernen Gittermasten getragen werden. Die Entfernung der 
Maste beträgt 30 bis 35 m. Der Fahrdraht besteht aus Rund- 
kupfer von 50 qmm Querschnitt. Auf einem Teil der Strecke 
ist die Vielfachaufhängung des Fahrdrahtes nach der Bauart der 
Siemens-Schuckert-Werke versuchsweise ausgeführt. 

Die Fahrleitung kann durch Streckentrenner, die gewöhnlich 
geschlossen sind, in 5 Abschnitte zerlegt werden. 


Gegen Ende des Winters reicht die 
zur Verfügung stehende Wasser- 
menge nicht für eine volle Turbinenleistung von 
500 PS. aus, sondern geht bis auf eine Leistung 


Die Fahrzeuge. 


Die elektrischen Bahnen. 


von 335 PS. zurück. Daher werden im Winter, wo 
der Personenenverkehr sowieso schwächer ist, 
leichtere Triebwagen verwendet als im Sommer. Bei 
der geringeren Turbinenleistung können etwa 50 t 
Zuggewicht befördert werden. 
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und Heizung versehen. Der elektrische Strom wird dem Trieb- 
wagen durch 2 Bügelstromabnehmer zugeführt, die auf dem 
Dach angebracht sind und durch Luftdruck gegen die Fahr- 
leitung gepreßt werden. Der Fahrschalter ist unter dem Wagen- 
untergestell angebracht und wird durch Handrad und Kette von 
den Führerständen aus bewegt. 


Abb. 23. Triebwagen der Lokalbahn Murnau -Oberammergau, 


Die Wintertriebwagen enthalten 20 Sitzplätze 3. Klasse, 
8 Sitzplätze 2. Klasse, einen Postraum und einen Gepäckraum 
und wiegen 26 t; es bleiben dann noch 24 t für den Güterverkehr. 
Im Sommer, wo namentlich an Sonntagen ein großer Personen- 
verkehr zu bewältigen ist, wird ein größerer Triebwagen ver- 
wendet, der 30 Sitzplätze 3. Klasse und 16 Sitzplätze 2. Klasse 
enthält und 27,5 t wiegt. Dem Zuge werden dann bedarisweise 
besondere Post- und Gepäckwagen, 1 bis 2 Personenbeiwagen 
und 1 Güterwagen beigegeben. In einem solchen Zuge stehen 
100 bis 150 Sitzplätze zur Verfügung. 


Die Triebwagen ruhen auf 3 Achsen und haben 8 m Rad- 
stand; die mittlere Achse ist verschiebbar. Die Wagen haben 
2 Führerstände, die von den Personenabteilen abgetrennt sind. 
Sie sind, ebenso auch die Beiwagen, mit durchgehender Ein- 
kammer-Luftdruckbremse sowie mit elektrischer Beleuchtung 


Die Triebmaschinen sind Reihenschlußmotoren für 270 Volt 
mit vom Hauptstrom durchflossener Kompensationswicklung. 
Sie leisten eine Stunde lang 100 PS. in ruhender Luft und haben 
sich im Betrieb anstandslos bewährt. 


Die elektrischen Eisenbahnen haben nach diesen 
Darlegungen sich bereits auf einem ansehnlichen Ge- 
biete des Verkehrswesens als vorteilhaft erwiesen. 
Es ist anzunehmen, daß bei dem starken Anwachsen 
des Eisenbahnverkehrs der Elektrizität in Ergänzung 
des Dampfbetriebes noch weitere große Aufgaben zu- 
fallen, zu deren Lösung die im Gange befindlichen 
Versuche geeignete Formen weisen werden. 


Kapitel XII. 


Bergbahnen; Seil- und Schwebebahnen. 


Von Dr. Ernst Heubach, Oberregierungsrat im K. Bayer. Staatsministerium für Verkehrsangelegenheiten. 


A. Bergbahnen. 


1. Bergbahnen im allgemeinen. 


Bewegt sich 
ein Eisen- 
bahnzug auf gerader ebener Strecke, so hat die Zug- 
kraft der Maschine einen gewissen Laufwiderstand 
zu überwinden. Sind Kurven zu durchfahren, so 
kommt zu dem Laufwiderstand noch der Krümmungs- 
widerstand; der Kraftbedarf wird dadurch größer. 
Noch viel mehr aber wächst der Widerstand und mit 
ihm der Bedarf an Zugkraft, wenn stärkere Stei- 
gungen zu überwinden sind. 


Steigungswiderstand und Kraftbedarf. 


Hierfür einige Beispiele: 


1. Der Laufwiderstand eines D-Zuges von 80 t Lokomotiv- 
und 220 t Wagengewicht beträgt (nach den bekannten Frank- 
schen Formeln) bei einer Fahrgeschwindigkeit von 

50 km 65km 80 km/St. 
für 1t der zu bewegenden 
Last 
d. h. im ganzen für 300 t 
Lokomotiv- u. Wagen- 
gewicht . 


3,49kg 422kg 5,18 kgjt 


1047 „ 1266 „ 1554 kg 


In Krümmungen von z. B. 700 m beträgt der Krümmungs- 
widerstand (nach der Röcklschen Formel) 1,00 kg/t, in Krüm- 
mungen von 300 m beträgt er 2,65 kg/t, im ganzen also für den 
angeführten Zug 795 kg. 

Der Steigungswiderstand hängt nach dem bekannten 
mechanischen Gesetz der schiefen Ebene von dem Neigungs- 
winkel ab und beträgt annähernd ebenso viele Kilogramm für 
jede Tonne des Lokomotiv- und Wagengewichtes wie die 
Steigung Tausendteile der Länge. Steigt die Bahn z. B. auf 
1 km Länge um 10 m, d. h. um 10°/o, so beträgt der Steigungs- 
widerstand 10 kg/t, steigt die Bahn mit 25 °/o, so beträgt der 
Steigungswiderstand 25 kg/t, å. h. für den bezeichneten D-Zug 
7500 kg. Bei Steigungen von 50 und 100°% wächst der 
Steigungswiderstand auf 50 und 100 kg/t an. 

Der Lauf- und Krümmungswiderstand ist also verhältnis- 
mäßig klein gegenüber dem Widerstand, den stärkere Steigungen 
verursachen. 

Die Summe aus Lauf-, Krümmungs- und Steigungswider- 
stand, d. h, der gesamte Sireckenwiderstand (ebenfalls in kg/t 
ausgedrückt) wird sonach vor allem durch die Steigungsver- 
hältnisse beeinflußt. 

Da die Lokomotiven am wirtschaftlichsten arbeiten, wenn 
der Streckenwiderstand möglichst gleich bleibt, so folgt aus dem 
geschilderten Verhältnis zwischen Lauf-, Krümmungs- und 
Steigungswiderstand, daß in scharfen Krümmungen die Steigung 
ermäßigt werden muß und daß die größte zulässige Steigung nicht 
mit Krümmungen zusammenfallen darf. Die größte zulässige, 
die sogen, maßgebende Steigung einer Bahn wird rechnerisch 
aus der Forderung ermittelt, daß es möglich sein soll, ein be- 
stimmtes Zuggewicht durch eine Lokomotive von bekannter Zug- 
kraft mit einer gewissen Geschwindigkeit zu befördern. 


2. Wie sehr durch große Streckenwiderstände die Leistungs- 
fähigkeit einer Bahn vermindert wird, geht aus folgenden Zahlen 
hervor: 


Die bayerische Schnellzuglokomotive S 3/5 befördert 


bei einer Fahrgeschwindigkeit von 65 km und 
einem Streckenwiderstand von 6 kg/t einen Zug von 625 t 
170 „ 


” ” ” 20 ” ” ” ” 
bei einer Fahrgeschwindigkeit von 100 km und 


einem Streckenwiderstand von 14 kg/t einen Zug von 220 t 
” ” ” 20 ” ” ” ” 70 ” 


Nach Troske (Allgemeine Eisenbahnkunde. 1. Teil S. 36) 
hat die mit Tender 66 t schwere 3-achsige preußische Güter- 
zuglokomotive 

bei der Fahrgeschwindigkeit von 
folgende Leistungen: 
EEE 1 AST E E ee ie 
Zulässiges Zuggewicht auf gerader, wag- 


15km/St. 30km/St. 


5800 kg 3915 kg 


rechter Strecke 2258 t 1197 t 
ý - bei 50% Steigung 700 „ 417, 
” ” ” 25 um ” 144 ” 73 ” 
ie PR 56 oo ai 3, 0; 
” ” 84 oo n 0 » Fe: 


Diese Beispiele lassen einerseits ersehen, wie 
sehr die Nutzlast auf stärkeren Steigungen sich 
mindert und wie bald die Grenze der Reibungs- oder 
Adhäsionszugkraft erreicht wird; sie weisen ander- 
seits aber auch auf etwa in Betracht kommende 
Hilfsmittel hin. 


Das nächstlie- 
gende Mittel 
besteht darin, 
die Steigungen einer Bahnlinie dadurch zu ver- 
kleinern, daß die zu überwindende Steigung auf eine 
größere Strecke verteilt wird. 

Dies ist von größter wirtschaftlicher Bedeutung; 
denn starke Steigungen erfordern besondere Loko- 
motivkonstruktionen, sie erhöhen die Kosten für die 
Beförderung der Züge, für dieAbnützung der Schienen 
und Räder, sie vermehren wegen der geringen Nutz- 
last die Zahl der Züge, machen dadurch unter Um- 
ständen schon bald die Anlage des zweiten Gleises 
notwendig, sie erfordern eine größere Anzahl Loko- 
motiven, kurz sie erschweren und verteuern den Be- 
trieb in vielen Beziehungen. 


Auch hierfür ein Beispiel: 

Die Stationen Weizen und Zullhaus der strategischen Bahn 
Immendingen-Waldshut liegen in der Luftlinie 10,2 km vonein- 
ander entfernt, letztere um 231 m höher als erstere; die kürzeste 
Verbindungslinie hat also ein Steigungsverhältnis von 23 °/o, 


Hilfsmittel der Reibungsbahn gegen 
große Steigungen. 
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Nach den angefülırten Beispielen wäre bei dieser Steigung der 
Hauptbahnbetrieb schon recht erheblich erschwert. Da es aber 
technisch möglich war, der Bahn, anstatt sie in der kürzesten 
Verbindungslinie zu führen, durch Schleifen- und Schlingen- 
bildung eine Länge von 25,6 km zu geben, so konnte dadurch 
die Steigung auf 9°/oo vermindert werden. 

Die künstliche Linienentwicklung kann auf sehr verschiedene 
Weise durchgeführt werden, wie z. B. durch Ausfahren von 
Seitentälern, Spitzkehren, offene oder in Kehrtunnels liegende 
Schleifen und Schlingen. Näheres darüber ist in Kapitel II 
mitgeteilt. 

Naturgemäß wachsen aber durch die künstliche 
Linienentwicklung die Bau-, unter Umständen auch 
die Betriebskosten. Ob diese Nachteile getragen 
werden können oder nicht, hängt von den wirtschaft- 
lichen Verhältnissen, evtl. auch von der militärischen 
Bedeutung der einzelnen Linien ab; vor allem also 
davon, daß ein hinreichend dichter Verkehr zu er- 
warten ist, dessen Ertrag derartig hohe Anlage- und 
Betriebskosten rechtfertigt. 


2. Ein weiteres, vielfach mit der künstlichen Ent- 
wicklung zusammen angewendetes Mittel besteht 
darin, daß ein Gebirgszug durch Tunnels unterfahren 
wird, worüber gleichfalls näheres in Kap. II gesagt ist. 
Voraussetzung für die wirtschaftliche Möglichkeit ist 
auch hier ein entsprechend großer Verkehr. 


3. Ein drittes Mittel zum Überwinden von Stei- 
gungen besteht darin, die Zugkraft der Lokomotiven 
zu erhöhen. Am einfachsten geschieht dies dadurch, 
daß auf Steigungen langsamer gefahren wird (siehe 
die vorstehenden Zahlenbeispiele). Außerdem kann 
aber die Zugkraft auch durch mechanische Ände- 
rungen an der Lokomotive erhöht werden und zwar 
auf doppelte Weise: 


a) durch Steigerung der Kesselleistung und mit 
ihr der motorischen Zugkraft; 

b) durch Vermehrung der Reibung zwischen 
Schiene und Rad, d. h. durch Vergrößerung 
der Reibungszugkraft. 


Da die Reibung zwischen Schiene und Rad etwa 
1); des Raddruckes beträgt, so ist die größte Zugkraft, 
die eine gewöhnliche Adhäsions-Lokomotive leisten 
kann, gleich '/;, von jenem Teil des Lokomotiv- 
gewichtes, das von den Triebrädern auf die Schienen 
übertragen wird. Es wäre deshalb zwecklos und 
fehlerhaft, die motorische Zugkraft größer zu machen 
als die Reibungskraft. Sind sämtliche Räder einer 
Lokomotive von z. B. 56 t Gewicht gekuppelt, so wird 
das ganze Lokomotivgewicht für die Reibungszug- 
kraft nutzbar gemacht. Die größte Zugkraft dieser 
Lokomotive kann daher '/- 56 t = 8000 kg betragen; 
bei feuchtem Wetter, Schnee und dergl. vermindert 
sich jedoch die Reibungszugkraft. 

Solange der Zug keinen größeren Bewegungs- 
widerstand verursacht als 8000 kg, kann ihn diese 
Lokomotive fortbewegen. Sie versagt aber bei 
größeren Bewegungswiderständen, weil sie unter 
keinen Umständen eine größere Zugkraft als '/; ihres 
Gewichtes ausüben kann. 


Ein an sich einfaches Mittel, die Reibungszugkraft 
zu erhöhen, ist es daher, das Gewicht der Lokomotive 
zu vergrößern. Da jedoch, wie die vorgeführten 
Zahlenbeispiele ebenfalls ersehen lassen, bei starken 
Steigungen das Verhältnis zwischen Lokomotiv- 
gewicht und Gewicht des Wagenzuges sehr ungünstig 
wird, so ist auch dieses Mittel in seiner Anwendung 
begrenzt. 

Eine wirksame Erhöhung der Reibungszugkrait kann unter 
Umständen die Einführung des elektrischen Betriebes bieten, weil 
die Reibungszugkraft bei elektrischen Motoren anscheinend 
größer ist als bei Dampfmotoren. Die wissenschaftlich noch 
nicht aufgeklärte Ursache liegt vielleicht darin, daß das Dreh- 
moment der elektrischen Motoren stets gleich bleibt, während 
es sich bei den Dampfimotoren mit der Stellung der Kurbeln 
ändert; vielleicht auch in molekularen Veränderungen des Eisens 
beim Durchgang des elektrischen Stromes. 

Für die Überwindung stärkerer Steigungen kommt dem 
elektrischen Betriebe auch der Umstand zustatten, daß die 
elektrischen Motoren mehr als andere Maschinen vorübergehend 
über ihre normale Leistung hinaus beansprucht werden können. 

Beispiele deutscher Reibungsbahnen mit größerer künst- 
licher Längenentwicklung oder mit stärkeren Steigungen sind 
die Schwarzwaldlinien Offenburg-Singen und Waldshut-Immen- 
dingen, die durch den Thüringerwald führenden Linien Hoch- 
stadt - Probsizella - Saalfeld (25°/œ) und Schweinfurt - Erfurt 
(20 lvo), die Geislinger Steige in Württemberg (22), die 
schiefe Ebene bei Neuenmarkt in Bayern (25 °/oo), die bayerische 
Lokalbahn Bad Reichenhall-Berchtesgaden (40°/»), die elek- 
trische Bahn Türkheim-Dreiähren im Eisaß (100 °/o). 

Sehr steile Reibungstrecken weisen städtische Straßen- 
bahnen auf, so z. B. 


Remscheidt 108 9/0 
Augsburg . 102 9/5 
Altenburg . 90 o 
Plauen . 83 9% 

Die wirtschaftliche Grenze des Reibungsbetriebes liegt 
für Hauptbahnen etwa bei 30— 35 0/%% 
„ Nebenbahnen . . ... > „  40— 50 %o 
„ Straßen- und Kleinbahnen g „ 100—110 on 


Da die weitaus wichtigsten Hilfsmittel der 
Reibungsbahnen in gebirgigem Gelände — die künst- 
liche Linienentwicklung und die Basistunnels — aus 
finanziellen Gründen im allgemeinen nur bei Haupt- 
bahnen von großer wirtschaftlicher Bedeutung An- 
wendung finden können, so mußte bei den eigent- 
lichen Bergbahnen, die in der Regel nur dem Tou- 
ristenverkehr dienen und wirtschaftlich von viel ge- 
ringerer Bedeutung sind, dabei aber in bezug auf die 
Überwindung von Höhenunterschieden besonders 
hohe Anforderungen stellen, der Reibungsbetrieb ganz 
aufgegeben und nach anderen Bahnarten gesucht 
werden. 

Dies hat zu den besonderen Bergbahnsystemen 
geführt: 

a) den Zahnbahnen, die im allgemeinen Stei- 

gungen bis zu 250 "oo, 

b) den Seilbahnen, die Steigungen bis zu 620 °/oo 

und 

c) den Bergaufzügen, die noch stärkere Stei- 

gungen überwinden. 


Diese Systeme nebst ihren Mischformen und 
Abarten sind im folgenden behandelt. 
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2. Zahnbahnen. 


Zahnbahnen sind Eisenbahnen, bei denen an die 
Stelle der von dem Gewichte der Lokomotiven 
abhängigen Reibungszugkraft eine Zugkraft tritt, die 
von leichteren Lokomotiven durch den Druck eines 
Zahnrads auf eine mit dem Gleis verbundene Zahn- 
stange ausgeübt wird. 


Die Anordnung des Zahnstangen-Oberbaues im all- 
gemeinen zeigt Abb. 1. Zwischen die gewöhnlichen 
Schienen wird eine Zahnstange verlegt, in die ein zwischen den 
Lokomotivrädern sitzendes Zahnrad eingreift. Das Zahnrad 
wird von der Maschine in Umdrehung versetzt, bewegt sich auf 


Oberbau. 


Links: Abb. 1. 
Anordnung des Zahn- 


der Zahnstange fort und überträgt diese Fortbewegung auf 
den Zug. 

Die technische Ausgestaltung der Zahnstange hat bereits 
eine reiche Entwicklung hinter sich; Abb, 2 läßt einige der ge- 
bräuchlichsten Zahnstangenarten ersehen. 


Die ältesten Konstruktionen (seit 1811) waren englischer 
und amerikanischer Herkunft. Die Zahnstange des Elsässers 
Riggenbach (s. Abb. 2a) bestand aus gewalzten Wangen (in der 
Regel U-Eisen), zwischen denen trapezförmige Zähne angebracht 
waren. Die erste Verwendung fand dieses System 1871 bei der 
Bahn Vitznau-Rigi. Die einzelnen Zahnstangenstücke sind in 
der Regel 3 m lang; sie werden unter sich durch Laschen aus 
Flacheisen verbunden. Beim Bau der badischen Höllentalbahn 
wurde dieses System durch Klose und Bissinger in wichtigen 
Einzelheiten verbessert. 

Auf ganz neuen Grundsätzen beruhte die Zahnstange des 
Schweizers R. Abt, deren Entstehung (1882) den Bemühungen 
der Halberstadt-Blankenburger Eisenbahngesellschaft zu danken 
war, ein für den Harz und für größeren Güterverkehr geeignetes 
Bergbahnsystem zu finden. Während die älteren Zahnstangen 
ihrem Wesen nach Leitern waren, auf denen die Maschine 
Sprosse um Sprosse hinauf- oder herabsteigt, wendete Abt eine 
Konstruktion an, die eine gewisse Ähnlichkeit mit der bekannten 
Gallschen Gelenkkette hat. 

Die Abtsche Zahnstange (Abb. 2b u. 3) besteht aus zwei oder 
drei parallel nebeneinander befindlichen hochkantig gestellten 
Platten aus Thomas- oder Siemens-Martin-Stahl, die über jeder 
Querschwelle in einem Lagerstuhl befestigt sind und hierdurch 
in der richtigen Lage erhalten werden. Die Platten sind mit 
Zahnschnitt versehen. Die Verzahnung der nebeneinander be- 
findlichen Platten ist so angebracht, daß z. B. bei drei Platten 
die Zähne der einen um je '/s der Zahnteilung, bei zwei Platten 
um je */2 der Zahnteilung gegen die nächste Platte versetzt sind. 
Die Zähne der Radkränze greifen daher nicht gleichzeitig in die 
drei Platten ein, sondern nacheinander; dadurch wird ein viel 
ruhigerer Gang der Lokomotive erreicht als bei den anderen 
Systemen. Die Abtsche Zahnstange wird deshalb auch als 
„Stufenzahnstange“ bezeichnet. Während bei der Riggenbach- 
schen Zahnstange zeitweise nur ein Zahn des Rades eingreift, 
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der ganze Druck also von einem einzigen Zahn aufgenommen 
werden muß, befinden sich bei den Abtschen Zahnstangen immer 
2—3 Zähne im Eingriff. Auch die Stöße der Platten sind gegen- 
einander versetzt, so daß auf einem Lagerstuhl immer nur eine 
der Platten gestoßen wird. Dieses System hat sich glänzend 
bewährt. 

Die bisher beschriebenen Zahnstangen lassen jedoch größere 
Steigungen als 250 °/oo nicht zu, denn bei stärkerer Steigung wird 
die Lastverteilung für den Zahneingriff von oben ungünstig; 
insbesondere entsteht beim Bergabwärtsfahren und Bremsen die 
Gefahr, daß die Zahnräder „aufsteigen“. Um trotzdem auch bei 
größeren Steigungen (Pilatus 480°/o) die Zahnstange ver- 
wenden zu können, hat der Schweizer Locher (1886) eine Zahn- 
stange mit liegenden Zähnen konstruiert. Diese Zahnstange, 
die weitere Anwendung nicht mehr gefunden 
hat, besteht aus einer liegenden, beiderseits 
gezahnten Platte, in die von beiden Seiten 
her gleichzeitig zwei liegende Zahnräder 
eingreifen. Die Sicherheit des Zahneingriffes 
ist hier vollkommen unabhängig von der 
Größe der Steigung. 


Die letzte Änderung der Zahnstange 
brachte 1898 das Projekt der Jungfraubahn. 


RE EEE | 
stangen-Oberbaues. Der Schweizer Strub wandte hier Zahn- 
, stangen an, die aus einer kräftigen Breit- 
Rechts: Abb. 2. ki fußschiene von nicht zu hartem Stahl 
Zahnstangenarten. see bestehen, in deren Kopf die gewöhnliche 
Evolventenverzahnung eingeschnitten ist 
Abb. 2. (siehe Abb. 2c). Diese Zahnstange hat schon 


mehrfach Anwendung gefunden; sie ist 
auch für die Bahn auf den Wendelstein (vergl. weiter unten) und 
für eine Strecke in Deutsch-Südwestafrika in Aussicht ge- 
nommen. Ihre Vorteile bestehen in geringerem Gesamtgewicht 
trotz sehr kräftiger Verzahnung und in der Möglichkeit, Zangen- 
bremsen anzuwenden, Auch die Verlaschung gestaltet sich sehr 
einfach. 

Laufschienen und Zahnstangen werden meist auf 
eisernen Querschwellen in der gewöhnlichen Weise 
befestigt. Während das Gewicht der Laufschienen 
meist 20 bis 25 kg/lid. m beträgt, haben die Zahn- 
stangen in der Regel ein Gewicht von 

45—55 kg/lfd. m (Riggenbach) 
35—55 >» (Abt) 
30—35 „ (Strub). 


Abb. 3. Abtsche Poeng 


Bergbahnen; Seil- und Schwebebahnen. 


Die Überführung eines Zuges auf ein anderes 
Gleis erfolgte früher durch Drehscheiben oder durch 
Schiebebühnen; diese waren aber mit den Nachteilen 
hoher Kosten und schwerfälligen Betriebes behaftet. 
Die Zahnstangen von Abt und Strub haben es mög- 
lich gemacht, auch Zahnstangenweichen zu kon- 
struieren. 


Die Abnützung der Zahnstangen, die früher aus 
Schweißeisen, jetzt meist aus zähem Flußeisen oder 
aus Stahl hergestellt werden, ist sehr gering. Da- 
gegen ist die Abnützung der Zahnräder beträchtlich; 
nach Angaben Schneiders, des früheren Direktors der 
Halberstadt-Blankenburger Bahn, beträgt die Lebens- 
dauer Riggenbachscher Zahnräder etwa 2, die Abt- 
scher Zahnräder etwa 10 Jahre. ; 


Der Zahndruck, d. h. der Druck, der von einem 
Zahn des Rades auf einen Zahn der Stange ausgeübt 
wird, erreicht bei Leiterzahnstangen, bei denen zeit- 
weise nur ein Zahn sich im Eingriff befindet, der 
daher den ganzen Druck aufzunehmen hat, die be- 
trächtliche Höhe von 6000 bis 10 000 kg. 

Trotzdem ist bei der sorgfältigen Konstruktion und bei der 
Güte der verwendeten Materialien vollkommen ausreichende 
Sicherheit gewährleistet. Die meist aus Tiegelgußstahl her- 
gestellten Zahnräder besitzen eine Festigkeit von 7000—8000 kg 
auf das Quadratzentimeter der beanspruchten Fläche, während 
die wirkliche Beanspruchung des Zahnquerschnittes nur etwa 
700 kg/gem beträgt. Auch die Zähne der Leiterzahnstangen 
werden in neuerer Zeit aus Gußstahl von 7000—8000 kg/gqem 
Festigkeit hergestellt, während ihre Beanspruchung durch 
Biegung nur bei ganz ungünstigen Belastungsfällen 1200 bis 
1400 kg/gem erreicht. 


Über Zahnradlokomotiven ist schon 
Näheres in Kap. VI gesagt (vgl. oben). 

Die älteren Konstruktionen verzichteten meistens 
darauf, die Reibungszugkraft der Maschinen auszu- 
nützen, die allerdings bei den anfangs sehr leichten 
Maschinen auch nicht von großer Bedeutung war. 
Die Laufräder waren daher auf den Laufachsen nicht 
festgekeilt, sondern drehbar angebracht. Das Zahn- 
rad war entweder auf einer der Laufachsen oder auf 
einer besonderen Achse befestigt und wurde von der 
Maschine durch Schubstangen und Vorgelege ange- 
trieben. Der Röhrenkessel war meist stehend. Die 
neueren Lokomotiven besitzen durchweg liegende 
Röhrenkessel und unterscheiden sich äußerlich nicht 
viel von gewöhnlichen Lokomotiven; sie nützen teil- 
weise auch die Reibungszugkraft aus. 

Die Zahnradlokomotiven werden gewöhnlich nach der Zahl 
der Zahntriebräder unterschieden. Die Lokomotiven mit einem 
Zahntriebrad sind stets noch mit einem Bremszahnrad aus- 
gerüstet. Das Zalhntriebrad sitzt entweder auf einer der Lauf- 
achsen oder auf einer besonderen Achse. Abb. 4 stellt das 


Grundriß-Schema einer Maschine dieser Art (Bauart Riggen- 
bach) dar. 


Lokomotiven. 


Besondere Wichtigkeit kommt bei den 
Zahnradbahnen den Bremseinrichtungen 
zu, die vor allem mehrfach vorhanden sein müssen, 
damit bei etwaigem Versagen einer Bremse andere 
Haltevorrichtungen in Tätigkeit treten können. Das 


Bremsen. 


Abb. 4. Zahnradiokomotiven Bauart Riggenbach. 
(Vergl. auch das Sach- und Stichwortregister.) 


Nähere hierüber findet sich oben in Kap. VI ausge- 

führt. 

Wagen. Bei der Konstruktion der Wagen ist das 
Hauptgewicht darauf zu legen, daß die 

Wagen bei kleinem Eigengewicht eine möglichst 

große Personenzahl fassen. Die Wagen werden mit 


einem oder zwei Bremszahnrädern ausgerüstet. 


Betrieb. Der Betrieb wird in der Weise durchge- 

führt, daß sich die Lokomotive sowohl bei 
der Berg-, wie bei der Talfahrt am unteren Ende des 
Zuges befindet, im ersteren Fall also schiebt, im letz- 
teren aufhält. Häufig fehlt jede Kuppelung zwischen 
Lokomotive und Wagen. Da aber hierbei auf 
flacheren Strecken bei der Bergfahrt ein Voreilen, 
bei der Talfahrt ein Zurückbleiben der Wagen möglich 
wird, sind in neuerer Zeit leichte Kuppelungen kon- 
struiert worden, die sich während der Fahrt ein- und 
ausschalten lassen. 

Die Anwendung der Zahnstange beginnt bei den Steigungen, 
die für reine Reibungsbahnen schwierig werden, also etwa bei 
35 °/oo; sie endet — abgesehen von dem System Locher — wie 
schon gesagt, etwa bei 250 "/oe, 

Eine zusammenfassende, möglichst vollständige Übersicht 
der in Deutschland vorhandenen Zahnbahnstrecken ist weiter 
unten gegeben. Ein lehrreiches Beispiel einer neueren deutschen 
Zahnbahn bietet die Barmer Bergbahn, die erste elektrische An- 
lage dieser Art. (Zeitschr. d. Ver. deutsch. Ingenieure. 1902, 
S. 8.) 


3. Vereinigte Reibungs- und Zahnbahnen. 

Unter besonderen Verhältnissen, namentlich wenn 
bei einer Bahnlinie Strecken geringen mit solchen 
stärkeren Gefälles abwechseln und eine Herabminde- 
rung der Steigungen durch künstliche Längenentwick- 
lung sich als zu teuer erwies, hat man zu dem Hilfs- 
mittel der vereinigten Reibungs- und Zahnbahn ge- 
griffen, — und zwar nicht nur bei kleinen Bergbahnen, 
sondern auch bei Bahnen von größter Verkehrs- 
bedeutung. 

Dieses System besteht darin, daß die flacheren 
Strecken als gewöhnliche Reibungsbahn hergestellt 
und betrieben werden, während auf den stärkeren 
Steigungen die Zahnstange angewendet wird. 

Der Betrieb der Strecken mit gemischtem System 
ist in verschiedener Weise möglich: Die Züge werden 
auf den flachen Strecken durch gewöhnliche, auf den 
Zahnstrecken durch Zahnradlokomotiven befördert, 
oder die Reibungslokomotive zieht den Zug auf der 
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Abb. 5. Reibungs- und Zahnradlokomotive Bauart Abt. 
(Vergl. auch das Sach- und Stichwortregister.) 


ganzen Strecke, wird aber auf den Zahnstrecken 
durch eine schiebende Zahnradlokomotive unter- 
stützt; oder — dieses Verfahren findet jetzt wohl 
meistens Anwendung — eine Lokomotive, die sowohl 
als Reibungs-, wie auch als Zahnradlokomotive 
arbeitet, zieht oder schiebt den Zug. Diese Betriebs- 
weise hat den Vorteil, daß auf den Zahnstrecken auch 
die Reibungszugkraft ausgenützt, die Zahnstange da- 
her weniger in Anspruch genommen wird. 

Eine Abtsche Adhäsions- und Zahnradlokomotive 
dieser Art zeigt Abb. 5. 


Eine Besonderheit der vereinigten Reibungs- und Zahn- 
stangenbahnen bilden die Zahnstangeneinfahrten und -ausfahrten, 
das sind die Anfangs- und Endstrecken der Zahnstange, in denen 
der Übergang auf die Zahnstange und der Abgang von ihr er- 
folgt. Diese Einfahrten bestehen aus kurzen, etwa 3 m langen 
Zahnstangenstücken, die durch Gelenk mit der festen Zahn- 
stange verbunden und auf Federn gelagert sind, so daß sie nach 
abwärts gedrückt werden können. Läuft bei der Einfahrt das 
Zahnrad auf dieses bewegliche Zahnstangenstück auf, so drückt 
das Zahnrad die Einfahrt zunächst nieder, bis die Fortbewegung 
und Drehung des Zahnrades dahin führt, daß sich unter einem 
Zahn des Rades eine Lücke der beweglichen Zahnstange be- 
findet. Sobald dies der Fall ist, heben die Federn das bewegliche 
Zahnstangenstück und der Eingriff des Rades in die Zahnstange 
ist hergestellt. 


Das System der vereinigten Reibungs- und Zahn- 
stangenbahn bietet unter Umständen große Vorteile, 
besonders dann, wenn die Geländegestaltung es mög- 
lich macht, die Steigungen auf wenige Zahnstrecken 
zu vereinigen und so die Linie des gemischten 
Systems kürzer, ihre Anlagekosten entsprechend 
niedriger zu halten als die einer reinen Reibungsbahn. 


Die erste in Deutschland 1876 nach dem gemischten System 
erbaute Bahn war die Grubenbahn Wasseralfingen in Württem- 
berg. Ihre Länge beträgt rund 3 km, die größte Steigung auf 
der Reibungsstrecke 25 °/oo, auf der Zahnstangenstrecke 90 °/o0. 


Die Harzbahn Blankenburg-Tanne ist das erste Bei- 
spiel einer vereinigten Zahnstangen- und Reibungs- 
bahn, die ‚nicht nur eine rein örtliche Bedeutung besitzt, wie 
viele Bergbahnen, sondern in das vorhandene Bahnnetz ein- 
gefügt, einen größeren Verkehr bewältigen sollte. 

Die größte Steigung der Reibungstrecke beträgt 25 °/o, die 
der Zahnstangenstrecke 60 '/o; die gesamte Länge 27,2 km, von 
der 52% in Krümmungen, 80,7% in Steigungen liegen. 6,6 km 
entfallen auf die 10 Zahnstangenstrecken, deren Länge zwischen 
0,285 und 1,55 km, deren Steigung zwischen 35 und 60°/o 
schwankt. Die durchschnittliche Steigung der Bahn ist 23 °/oo, 
der Höhenunterschied zwischen dem tiefsten und höchsten Punkt 
273 m. 


Harzbahn. 


Die Erfahrungen an der Harzbahn waren durchaus be- 
friedigend. 

Nach dem Betriebsprogramm sollte ein Zug von 120 t auf 
den Zahnstangenstrecken mit einer Geschwindigkeit von 
9 km/Stunde befördert werden. Es hat sich jedoch als möglich 
gezeigt, im regelmäßigen Betriebe Züge von 135 t mit 10 km 
Geschwindigkeit zu befördern. Auf den Reibungstrecken be- 
trägt die Geschwindigkeit bis zu 50 km. Die Anlagekosten der 
Bahn betragen rund 4'/2 Millionen Mark. 


Der Bau dieser Bahn 
wurde im Jahre 1884 
nach einer langen, bis 
1845 zurückreichenden Vorgeschichte begonnen und im Jahre 
1887 vollendet. 

Die Strecken Freiburg-Himmelreich und Hinterzarten-Neu- 
stadt sind gewöhnliche Talbahnen, die Zahnstangenstrecke 
Himmelreich-Neustadt dagegen weist alle Schwierigkeiten einer 
Bergbahn auf und hat außer der Zahnstange noch ausgedehnte 
Felsarbeiten, Stütz- und Futtermauern, Tunnels, Viadukte usw. 
notwendig gemacht. Sie führt durch ein Gebiet von hoher 
landschaftlicher Schönheit. 

Die ganze Länge mißt 34,9 km, von der 7,2 km auf die 
Zahnstangenstrecke entfallen. Die größte Steigung der Reibung- 
strecke ist 25 °/o, die der Zahnstangenbahn 55 °/w, Der kleinste 
Bogenhalbmesser beträgt 240 m. Der höchste Punkt der Bahn 
auf der Wasserscheide zwischen Dreisam und Wutach liegt 
893 m über dem Meere, 624 m über Freiburg. Der Oberbau ist 
nach dem System Klose-Bissinger (s. S. 234) hergestellt, 

Die ganze Strecke wurde bis 1901 mit Lokomotiven be- 
trieben, die Reibungs- und Zahnradlokomotiven zugleich waren. 
Nachdem aber die Bahn von Neustadt bis Donaueschingen als 
Reibungsbahn fortgesetzt worden war, wurde der Betrieb ge- 
ändert. Die Züge werden nunmehr von einer einfachen 
Reibungslokomotive durch die ganze Strecke gezogen, auf der 
Zahnstrecke von einer am Zugschlusse befindlichen Zahnrad- 
lokomotive geschoben. 


Die Höllentalbahn von Freiburg i. Br. 
nach Neustadt, 


verbindet die Stichbahnen 
Plaue-IImenau und Themar- 
Schleusingen über den Kamm des Thüringer Waldes hinweg, 
Der Ausbau begann nach langen Vorarbeiten — die Bahn berührt 
drei verschiedene Staatsgebiete — im Juli 1903, die Inbetrieb- 
nahme erfolgte am 1. November 1904. Auf der Linie wurde das 
gemischte System zum ersten Male von der preußisch- 
hessischen Eisenbahngemieinschaft angewendet. 


Nach dem endgültigen Entwurf beträgt die größte Steigung 
der Reibungstrecken 25°/w, die der Zahnstrecken 60°/w, der 
kleinste Krümmungshalbmesser 200 m. Die Erdarbeiten waren 
nicht bedeutend, weil es sich durch die fünf Zahnstangenstrecken 
(zusammen 6,24 km = 20% der Gesamtlänge) ermöglichen ließ, 
die Bahn dem Gelände gut anzuschmiegen. Im ganzen steigt 
die Bahn von Ilmenau bis Rennsteig 280 m und fällt dann wieder 
276 m bis Schleusingen. 


Die Kosten des Oberbaues haben betragen: 


Die Bahn Ilmenau - Schleusingen 


Für die Zahnstange 22 200 M./km 
„ die Laufschienen und 
das Kleineisenzeug . 19710 ,„ 
„ den Steinschlag 3600 „ 
das Verlegen ZI", 


im ganzen 48000 M./km 


Die Lokomotiven (56—58 t Dienstgewicht) haben drei ge- 
kuppelte Reibungsachsen und eine hintere Laufachse. Das 
Reibungstriebwerk wird durch ein äußeres, das abnehmbare 
Zahntriebwerk durch ein inneres Zylinderpaar betrieben. Die 
Maschinen besitzen zwei Zahnräder mit je zwei Zahnkränzen. 

Die Bremsung der Personenwagen erfolgt durch Westing- 
housebremse. Auf der Lokomotive sind außerdem noch vor- 
handen: eine Wurfbremse für die Achsen des Reibungstrieb- 


Bergbahnen; Seil- und Schwebebahnen. 


Ber 


werkes, eine Bandschraubenbremse für das Zahntriebwerk, end- 
lich die bekannte Luftbremse. 


In Bayern wird demnächst in 
der Gegend von Passau die 
Lokalbahn von Obernzell nach 
Wegscheid -—— im Zuge einer uralten bayerisch-österreichischen 
Handelstraße — als gemischte Reibungs- und Zahnstangen- 
bahn ausgeführt werden. 

Es ist vielleicht nicht uninteressant, die Verhältnisse 
einiger Entwürfe für diese Linie zu überblicken: 


Die Reibungs- und Zahnbahn 
Obernzell-Wegscheid. 


Bau- 


Spur- Länge kosten 
R f der ohne Bemerkungen 
weite in km | Reibung- Grund- 


strecke erwerb 


oo 9,00 m Mill. Mk. 
1,435 | 25,09 | 30 = 200 | 3,25 | Reiner 
1,0 25,54 35 = 100 1,92 Reibungs- 
1,435 | 25,97 | 3 > 100 | 225 | betrieb 
1,435 | 20,10 25 70 200 2,22 | Reibungs- und 
Zahnbetrieb 
Wendelsteinbahn. Eine weitere gemischte Reibungs- und Zahn- 


bahn Bayerns befindet sich im Bau; sie führt 
in größere Höhenlage, auf den etwa 1800 m hohen Wendelstein, 
einen der meist besuchten Gipfel der bayerischen Alpen. 

Die Bahn geht von Brannenburg (Bahnlinie Rosenheim-Kuf- 
stein) aus. Sie hat zunächst 2,8 km Reibungstrecke, dann 
2,6 km Zahnstange mit 200 /oo größter Steigung, dann wieder 
eine Reibungsstrecke mit 30 °/oo, endlich noch 3,2 km Zahnstange 
mit fast durchgehends 220°/o. Der Oberbau besteht auf den 
Reibungsstrecken aus Stahlschienen (20 kg/lfdm) und hölzernen 
Querschwellen; für die Zahnstrecken ist die Strubsche Stange 
gewählt worden. 

Die Bahn wird elektrisch (Gleichstrom) 
Einzelheiten stehen jedoch noch nicht fest. 

Einen ziemlich vollständigen Überblick über die 
in Deutschland vorhandenen Strecken mit reinem 
Zahnbetriebe und mit gemischtem Betriebe gibt fol- 
gende Übersicht. 


betrieben; die 


Zeit à Länge in km 
Bahn gerne Bauart P lawu Zaia 
bauung ipa ae strecke 
Wasseralfingen 1876 | Riggenbach | 1,0 1,2 0,8 

(Grubenbahn) 

Friedrichsegen 1880 e 1,0 1,8 0,6 

(Grubenbahn) 

Herdorf, Kupferwerk | 1882 |Leiterstange| 0,85 2,2 0,2 
Königswinter- 

Drachenfels | 1883 | Riggenbach | 1,0 -— 1,5 
Rüdesh.-Niederwald| 1884 x 1,0 — 2,4 
Stuttgart-Degerloch | 1885 ý 1,0 — 2,0 
Aßmannshausen- 

Niederwald| 1885 Br 1,0 — 1,4 
Harzbahn 1885 Abt 1,435] 20,6 6,6 
Lehesten-Steinbruchb. | 1885 ” 1,435 1,4 1,3 

rtelsbruch- desgl. 1886 » 0,69 4,3 0,7 
Freiburg-Neustadt 1888 Klose- 1,435] 27,8 7,2 
Königswinter- Bissisger 

Petersberg | 1889 | Riggenbach | 1,0 — 2 
Honau-Lichtenstein | 1892 Klose 1,435] 11,0 22 
Barmer Bergbahn 1893 | Riggenbach | 1,0 — 1,6 
Brohltalbahn 1899 Abt 1,0 20,0 4,0 
Eulengebirgsbahn 1901 ” 1,435] 15,0 3,8 
Schulau-Hamburg 1901 u 0,80 1,8 0,2 
Freudenstadt- 

Reichenbach | 1901 Klose 1,435 6,7 5,6 
JImenau-Schleusingen | 1901 Abt 1,435] 27,0 4,5 
Görlitz-Krischa 1902 á 1,435 | 20,8 1,6 
Albbruck 1905 pi 1,435 1,6 0,4 
Boppard-Castellaun | 1905 5 1,435] 31,4 5,6 
Obernzell-Wegscheid ProjektAbt | 1,435| 14,4 5,7 
Wendelstein »„ Strubl — _ a 


4. Seilbahnen für stärkere Steigungen. 


Man unterscheidet zwei Hauptarten von Seil- 
bahnen, solche mit fester Gleisbahn und solche mit 
schwebender Bahn. 


Beide Arten finden sowohl auf wagerechten 
Strecken, wie auch auf Steigungen Anwendung. Da 
der erste Teil dieses Kapitels sich nur mit den Berg- 
bahnen beschäftigt, bringen wir hier vorerst nur jene 
Seilbahnsysteme zur Darstellung, die stärkere Stei- 
gungen überwinden. Über Seilbahnen im allgemeinen 
s. Seite 241 ff. 


Schon in den 
ersten Zeiten 
des Eisenbahnwesens wurde versucht, den Seilbetrieb 
für stärkere Steigungen zu verwerten und zwar sogar 
auf wichtigen Hauptlinien. Ein bekanntes Beispiel in 
Deutschland war die 1843 in Betrieb genommene 
schiefe Ebene bei Aachen im Zuge der Hauptbahn von 
Cöln nach Lüttich. Sie hatte eine Steigung von 26 °/oo 
bei einer Länge von 2086 m. Da sich der Lokomotiv- 
betrieb mit einer Zug- und zwei Schiebemaschinen 
um etwa 50 % billiger stellte, wurde der Seilbetrieb 
schon 1848 aufgegeben. 


Seil-Bergbahnen mit fester Gleisbahn. 


Ausgedehnte Anwendung finden die Seilbahnen 
mit fester Bahn heute bei den zur Überwindung 
starker Steigungen bestimmten eigentlichen Berg- 
bahnen und bei den Anlagen, die in Städten zur Ver- 
bindung der in verschiedener Höhe gelegenen Stadt- 
teile hergestellt werden. 


Der Grundgedanke ist sehr einfach. Zwei Wagen sind 
derart durch ein Seil verbunden, daß auf der doppelspurigen 
oder wenigstens in der Mitte mit einer doppelspurigen Aus- 
weichstelle versehenen Bahn der eine Wagen mit derselben Ge- 
schwindigkeit von oben nach unten fährt, wie der zweite 
Wagen von unten nach oben. Das Seil ist oben um eine Seil- 
scheibe geführt. Als Antriebskraft wird entweder die Schwer- 
kraft benützt und zu diesem Zweck der abwärts gehende Wagen 
so weit als notwendig (durch Wasser) belastet oder es wird 
die Seilrolle durch Maschinen — jetzt meist Elektromotoren — 
in Umdrehung versetzt. 


Seilbahnen eignen sich dort am besten, wo die 
Steigung für andere Bahnsysteme (Zahnstange) zu 
stark wird; sie überwinden Steigungen bis zu 620 oo. 


Der Bewegungswiderstand auf Seilbahnen besteht in der 
Hauptsache aus dem Widerstand des Wagens und dem Wider- 
stand des Seilgewichtes. Da das zum abwärts gehenden Wagen 
gehörige Seilstück immer länger und damit sein Gewicht immer 
größer wird, je mehr sich der Wagen dem unteren Ende der 
Bahn nähert, während umgekehrt das Seilgewicht beim abwärts 
gehenden Wagen immer kleiner wird, so nimmt auf gleichmäßig 
geneigter Bahn der Zugkraitbedarf für den aufwärts gehenden 
Wagen allmählich ab. Soll nun trotzdem die Fahrgeschwindig- 
keit die gleiche bleiben, so ergibt sich daraus, daß die theore- 
tisch beste Vertikalprojektion der Bahn in einer Kurve ver- 
laufen müßte, die gegen das obere Ende zu immer steiler wird 
(Parabel). In der Praxis ist diese Forderung allerdings in der 
Regel nicht oder doch nur annähernd durchführbar. Der Unter- 
schied zwischen dem Gewichte der beiden Seilstücke kann 
übrigens durch ein zweites Seil ausgeglichen werden, das die 
unteren Enden der Wagen verbindet und am unteren Ende der 
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Bahn über eine Seilscheibe ‘geführt wird. In diesem Falle ist 
die theoretisch beste Form des Bahngefälles die geradlinige 
schiefe Ebene. 

Der Unterbau der Seilbahnen wird entweder voll- 
ständig gemauert oder der Bahnkörper wird so her- 
gestellt, daß er beiderseits durch Stützmauern be- 
grenzt wird, deren Zwischenraum durch Steinsatz 
ausgefüllt ist. Der Kosten wegen wird der Unter- 
bau möglichst schmal gehalten. Von großem Einfluß 
hierauf ist es, ob die 
Seilbahn durchweg zwei 
Gleise erhält, oder nureine 
zweigleisige Ausweich- 
stelle, im übrigen aber 
nur ein Gleis besitzt. Mit- 
unter sind ober- und unter- 
halb der zweigleisigen 
Ausweichstelle auch drei 
Schienen vorhanden, von 
denen die mittlere für 
beide Fahrrichtungen ge- 
meinsam ist. 


Abb. 6. Zangenbremse. 


Der Oberbau besteht bei den neueren Anlagen 
aus Keilkopfschienen. Die Keilform des Kopfes macht 
es möglich, Zangenbremsen anzuwenden, die zugleich 
als Schutz gegen Entgleisung dienen (Abb. 6). 


Der Oberbau der älteren Seilbahnen besteht aus 
gewöhnlichen Vignolschienen und einer Zahnstange, 
die bei den Seilbahnen aber nur zum Bremsen be- 
nützt wird. Als Schutz gegen Entgleisungen sind 
hier besondere Vorrichtungen notwendig, die in der 
Weise konstruiert sind, daß gewisse Teile des 
Wagens unter die Zahnstange greifen, wodurch sie 
ein Abheben des Wagens von der Zahnstange ver- 
hindern. 

Die Spurweite beträgt meist 1,0 m. 


Die Seile werden aus gehärtetem Gußstahldraht 
hergestellt; Hauptarten sind die Spiralseile und die 
verschlossenen Seile (Abb. 7). Das Seilgewicht be- 
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Spiralseile. 


Verschlossene Seile, 
Abb. 7. Seilquerschnitte. 


trägt bei den bestehenden Seilbahnen nach Angaben 
Abts 1,5 bis 6,1 kg lid. m; die Bruchfestigkeit 
70 bis 180 kg/aqmm; die Lebensdauer bis zu 121% 
Jahren. Die größte Inanspruchnahme soll '/,; der 
Bruchfestigkeit nicht übersteigen. 


Nachstehende Zusammenstellung, die keinen 
Anspruch auf Vollständigkeit erhebt, mag immerhin 


einen gewissen Überblick über deutsche Seilbahnen 
geben: 
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Länge g 
der Größte ; 
Bahn | Steigung Betriebsart 


loa 


Ems-Malberg ....... 520 545 Wasserballast 
Durlach-Thurmberg 315 340 S 
Wiesbaden-Neroberg .. 490 260 k 
Heidelberg-Königsstuhl . | 1510 430 elektr. Betrieb 
Andernach-Krahnenberg . 530 335 Wasserballast 
Leoni-Rottmannshöhe .. 880 220 | mechanisch. Betr. 
Wildbad-Sommerberg .. 752 520 4 R 


Eine der neuesten deutschen An- 


Heidelberger Drahtseilbahn. 
s lagen ist die Heidelberger Draht- 


seilbahn. 

Schon seit 1890 bestand in Heidelberg eine von der Heidel- 
berger Straßen- und Bergbahn-Aktiengesellschaft erbaute 
Drahtseilbahn von der Stadt zum Schloß und zum Aussichts- 
punkte Molkenkur. Im Jahre 1905 wurde mit der Verlängerung 
dieser Bahn zum Königsstuhl, dem höchsten Aussichtspunkte 
der Umgebung, begonnen; im Sommer 1907 wurde die neue 
Strecke in Betrieb genommen. 

Die alte Strecke Heidelberg-Molkenkur wurde mit Wasser- 
ballast betrieben. Es waren hierbei stets zwei Wagen in Be- 
wegung; der eine auf dem einen Gleis aufwärts, der andere auf 
dem zweiten Gleis abwärts. Beide Wagen waren durch ein 
Seil verbunden, welches am oberen Endpunkte der Bahn um 
eine Rolle geführt war. Der obere Wagen wurde am oberen 
Ende der Bahn so lange mit Wasser belastet, bis er das er- 
forderliche Gewicht erreicht hatte, um den unteren Wagen zu 
Berg zu ziehen. Obwohl sich diese Betriebsweise durchaus 
bewährte, wurde doch anläßlich der Verlängerung der Bahn 
für die ganze Strecke der elektrische Betrieb eingeführt, weil 
man sich von ihm folgende Vorteile versprach: Größere Billig- 
keit; Betriebsfähigkeit auch im Winter (Wintersport); größere 
Betriebsicherheit; größere Fahrgeschwindigkeit, dadurch mehr 
Fahrten und größere Wirtschaftlichkeit. 

Die Bahn besteht aus zwei vollständig getrennten Strecken: 
Heidelberg-Molkenkur und Molkenkur-Königsstuhl. Bei der 
Station Molkenkur muß daher umgestiegen werden. Dieser 
Nachteil wurde hingenommen, weil die Teilung in zwei Strecken 
wesentliche Vorteile bot: Herstellung des Oberbaues der neuen 
Bahn mit nur 2 Schienen an Stelle des teueren Drei-Schienen- 
systems der älteren Strecke; Möglichkeit eines stärkeren Ver- 
kehrs auf jeder Teilstrecke, weil die einzelnen Wagen eine 
wesentlich kürzere Strecke zu durchfahren haben als auf der 
Gesamtstrecke; bessere Anpassung des Betriebes an den Ver- 
kehr, der zeitweise auf der oberen Strecke wesentlich schwächer 
ist. Auf der oberen Station jeder Strecke läuft das Seil um eine 
Rolle, die durch einen Elektromotor in Umdrehung versetzt 
wird. 

Die alte Strecke (0,488 km Länge; 164 m erstiegene Höhe): 
hat eine Steigung von 252—430 /oo, die neue Strecke (1,022 km 
Länge; erstiegene Höhe 263,4 m) von 220—410 °/o, Die Spur- 
weite beträgt 1 m; der Bahnkörper der neuen Strecke, der nur 
ein einfaches Gleis aufzunehmen hatte, konnte sehr schmal ge- 
halten werden. Der Oberbau besteht aus Keilkopfschienem 
(Flußstahl) von 26,8 kgilfdm. Gewicht auf eisernen Schwellen. 
Um den Bahnkörper zu halten, sind in Abständen von 50—60 m 
Betonklötze eingebaut. - 

Die Herstellung des Bahnkörpers mit einfachem Gleis 
machte es notwendig, in der Mitte der Strecke eine automatische: 
Abtsche Ausweiche einzubauen. Das Ausweichen der Wagen 
erfolgt dadurch automatisch, daß die Wagenräder der Aus- 
weichseite doppelten Spurkranz haben und dadurch von den 
äußeren durchgehenden Schienen zwangsweise in die Aus- 
weiche geführt werden, während die auf der Innenseite des- 
Wagens befindlichen Räder überhaupt keinen Spurkranz be- 
sitzen, sondern als verhältnismäßig breite Walzen ausgebildet: 
sind, um die Gleiskreuzungen überschreiten zu können, 
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Auf jeder Teilstrecke sind zwei Wagen im Betrieb. Die 
Wagen der neuen Strecke haben ein Eigengewicht von 7 t und 
ein Fassungsvermögen von 50 Personen; sie sind treppenförmig 
aufgebaut. Mit großer Sorgfalt ist die Bremseinrichtung aus- 
gebildet. Die Bremsung erfolgt dadurch, daß der Keilkopf der 
Schienen von Zangen, die am Wagengestell befestigt sind, um- 
faßt wird (Abb. 6). Jeder Wagen besitzt drei solcher Zangen, 
von denen die eine mit einer Handkurbel, die andere durch 
einen Fußtritt als Notbremse, die dritte automatisch im Falle 
eines Seilbruches in Tätigkeit gesetzt wird. Bei den Versuchen 
hat sich die Wirksamkeit dieser Bremse glänzend bewährt. 
Wenn der Wagen von dem Zugseil getrennt wurde, so daß er 
sich frei abwärts bewegen konnte, wurde er stets nach einem 
Weg von nur 0,7—0,8 m festgestellt. 


Das Zugseil ist ein Stahldrahtseil mit Hanfseele, hat 30,2 mm 
Durchmesser und besteht aus 6 Litzen mit je 8 Drähten von 
2,5 mm Durchmesser; es wiegt 3,2 kg/lidm und hat 4000 kg 
Bruchfestigkeit. 


Die mittlere Leistung der Elektromotoren beträgt 55 PS. 
auf der alten, 45 PS. auf der neuen Strecke. Die Arbeit beim 
Anfahren steigt bis zu 105 PS. Zum Betriebe wird Gleichstrom 
von 520 Volt Spannung verwendet. 


Bei den Antriebsmaschinen befindet sich ein Indikator, der 
stets die Stellung der Wagen auf der Strecke anzeigt, ferner 
ein Geschwindigkeitsmesser und die erforderlichen Bremsein- 
richtungen, die — ähnlich wie bei den Wagen — mit der Hand, 
ferner durch Fußtritt als Notbremse benutzt werden können, 
aber auch automatisch eingreifen. Die automatische Bremse 
tritt in Wirkung: wenn die Geschwindigkeit von 2 m/Sek. über- 
schritten wird; wenn der Wagen zu weit in die Station ein- 
fährt; wenn der Strom ausbleibt. Tritt die automatische 
Bremsung ein, so wird auch der Motor selbsttätig abgestellt. 


Die Betriebsergebnisse waren gut. Die Betriebskosten 
stellten sich bei dem elektrischen Betrieb niedriger, insbesondere 
auch dadurch, daß bei der Talfahrt ein erheblicher Teil des 
für die Bergfahrt verbrauchten Stromes wieder gewonnen wird, 
Die Zahl der täglichen Fahrten betrug durchschnittlich auf der 
unteren Strecke 100, auf der oberen Strecke 77. 


Die allgemeine Anordnung 
der Seilbahnen mit schwe- 
bender Bahn, die hauptsäch- 
lich auf dem Gebiete des industriellen Massengüter- 
verkehres Anwendung finden, wird im zweiten Teil 
dieses Kapitels (vgl. unten) dargestellt. 


Seil-Bergbahnen mit 
schwebender Bahn. 


Eine besondere Art von Drahtseil- 
bahnen für _Personenbeförderung 
stellt der von dem deutschen Ingenieur Feldmann er- 
fundene Bergaufzug dar, der für Verhältnisse (steile 
Felswände), bei denen andere Bergbahnsysteme tech- 
nisch oder — wegen zu hoher Kosten — wirtschaft- 
lich unmöglich sind, ein billiges und doch sicheres 
Beförderungsmittel bilden soll. Die Anordnung ist 
im wesentlichen die folgende: 

Ein oder einige Tragseile (am Wetterhornaufzug 44 mm 
stark; 330 t Bruchfestigkeit, 30 t größte Beanspruchung) werden 
oben fest verankert, unten durch schwere Gewichte (20—25 t) 
gespannt. An den Tragseilen hängt in Rollenlaufwerken der 
Wagen (etwa 20 Plätze), dessen Bewegung durch ein Zugseil 
geregelt wird. Das Zugseil wird von einem oben befindlichen 
Motor auf- oder abgewunden. Der Wagen ist mit Bremsen und 
— für den Fall eines Seilbruches — mit Fangvorrichtungen 
ausgerüstet. Die Fahrgeschwindigkeit beträgt 2 m/Sek. 


Bergaufzüge. 


Die Baukosten, die sich sonst bei Seilbahnen auf 
etwa 400 bis 4000 M. für 1 m erstiegener Höhe be- 
laufen, sollen bei- Bergauizügen hierfür nur 30 bis 
40 M. betragen. 

Diese deutsche Erfindung hat zuerst in der Schweiz, am 
Wetterhorn Anwendung gefunden, wo zwei Aufzüge Höhen- 
unterschiede von 450 und 510 m überwinden. Auch für die 
sächsische Schweiz (Bastei) ist das System vorgeschlagen 
worden. 

In Bayern bewirbt sich zurzeit ein Unternehmerkonsortium 
um die Konzession für einen Bergaufzug auf die 3000 m hohe 
Zugspitze, den höchsten Berg des Deutschen Reiches, der sich 
bisher anderen Bergbahnsystemen gegenüber sehr abweisend 
gezeigt hat. 

Senkrechte Bergaufzüge, die eine Übertragung 
der gewöhnlichen Personenauizüge auf größere 
Verhältnisse darstellen, sind in Deutschland noch 
nicht zur Ausführung gelangt. 


5. Berg-Schwebebahnen. 


Kurze Angaben über Schwebebahnen im all- 
gemeinen enthält der zweite Teil dieses Kapitels. 


Eine besondere Art von Schwebebahnen für die 
Personenbeförderung bilden die Bergschwebebahnen, 
die in Deutschland durch eine Anlage in Loschwitz 
bei Dresden vertreten sind. 

Die Bahn hat eine Höhe von 80 m zu ersteigen; die hori- 
zontale Länge beträgt 250 m, das Steigungsverhältnis daher 
320 °/o, 33 Ständer aus Flußstahl tragen auf ihren nach beiden 
Seiten ausladenden Armen die eisernen Längsträger, auf denen 
die Fahrschienen angebracht sind. Jeder Wagen hängt durch 
zwei Räder und zwei Hängebügel in der Schiene. Es bewegen 
sich stets zwei Wagen gleichzeitig; der eine aufwärts, der 
andere abwärts. Die beiden Wagen sind durch ein Seil ver- 
bunden, das am oberen Ende der Bahn über ein System von 
Seilscheiben geführt wird. Die Seilscheiben werden durch eine 
Lokomobile von 80 PS. angetrieben. Die Wagen fassen 40 Per- 
sonen. 


6. Würdigung der Bergbahnen. 


Schon mehrfach bot sich weiter oben Gelegen- 
heit, wirtschaftliche Gesichtspunkte in die Dar- 
stellung einzuflechten, so daß ein gewisser Überblick 
in wirtschaftlicher Hinsicht bereits gewonnen sein 
dürfte. Immerhin mag es nicht überflüssig sein, 
diese Ergebnisse kurz zusammenzufassen und sie in 
einigen Punkten zu ergänzen: 


a) Reibungs-Bergbahnen. 
1. Sie überwinden 
als Hauptbahnen Steigungen bis zu 30— 35 %/;o 


„ Nebenbahnen Š » „ 40- 50, 
„ Straen- und 
Kleinbahnen k „»„ » 100—110 „ 


2. Eine starke Verminderung der Steigung durch 
künstliche Verlängerung der Linie kann bei den 
hohen Kosten dieses Hilfsmittels nur für Bahnen von 
großer Verkehrsbedeutung in Betracht kommen. 
Wo diese Bedeutung vorhanden ist, da läßt sich 
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auch ein sehr hoher Bauaufwand rechtfertigen; denn 
die wirtschaftliche Wirkung leistungsfähiger durch- 
gehender Gebirgsbahnen, die wichtige, vorher durch 
einen Bergwall getrennte Erzeugungs- und Ver- 
brauchsgebiete miteinander in bequeme Verbindung 
bringen, ist überaus groß. 

Nach Schmoller, Grundriß der allgemeinen Volkswirt- 


schaftslehre, hat der für Deutschland so wichtige Verkehr über 
den Gotthardpaß zugenommen 


vom Mittelalter bis 1831 wie 1: 3,2 
Mr > u. „ ar GA 
"i x CEE. E 2... 

von 1840 „ 1889 » 1: 89,9 


Ein anderes anschauliches Bild von den Wirkungen solcher 
Bahnen ergibt sich aus der Erwägung, daß Hannibal seinen 
berühmten Übergang über den Mont Cenis im Jahre 218 v. Chr. 
auf Saumpfaden zu bewerkstelligen hatte, daß er zum Aufstieg 
9, zum Abstieg 6 Tage brauchte und dabei ein Drittel seiner 
Mannschaft sowie fast seinen ganzen Troß verlor, während 
heute eine Armee — soweit es von den natürlichen Verhältnissen 
abhängt — den Weg in Stunden ohne Mühe und Gefahr zurück- 
legen könnte. 


3. Was die tarifarische Behandlung der Steil- 
bahnen anlangt, so wäre es eigentlich die natürliche 
Folge des Umstandes, daß steilere Bahnstrecken — 
gleichviel, welches System Anwendung findet, — 
größere Bau- und Betriebskosten erfordern als 
Flachbahnen, für solche Strecken höhere Tarife fest- 
zusetzen. Bei den kleineren Bergbahnen von rein 
örtlicher Bedeutung ist dies auch durchwegs der 
Fall. Bei den steileren Hauptbahnstrecken sehen 
jedoch die deutschen Staatseisenbahnverwaltungen 
im Interesse der Einfachheit und Übersichtlichkeit 
ihres Tarifsystems von einer höheren Bemessung der 
Tarife im allgemeinen ab. 

Daß sie aber die Zulässigkeit solcher Differenzierungen nicht 
grundsätzlich bestreiten, beweist u. a. der neue Gotthardbahn- 
vertrag, der zwischen Deutschland, Italien — die bekanntlich 
das Gotthardbahnunternehmen finanziell subventioniert haben — 
und der Schweiz am 13. Oktober 1909 abgeschlossen wurde, 
Nach dem Beispiele der Brennerbahn werden seit vielen Jahren 
auch von der Gotthardbahn kilometrische Zuschläge, sogen. 
Bergzuschläge erhoben und zwar derart, daß zu den wirklichen 
Entfernungen für den über Erstfeld-Chiasso gehenden Verkehr 
64 km und für den über Erstield-Pino gehenden Verkehr 50 km 
zugeschlagen wurden. 


Der neue Vertrag ermäßigt zwar diese Zuschläge, läßt sie 
aber doch fortbestehen. Sein Art. 12 bestimmt, daß die Zu- 
schläge vom 1. Mai 1910 ab um 35%, vom 1. Mai 1920 ab um 50% 
zu ermäßigen sind. Der Frachtausfall, den die Schweiz dadurch 
erleidet, beträgt — an dem Verkehr des Jahres 1908 gemessen — 
zunächst 1 Million, später 1,5 Millionen Franks, die zu einem 
beträchtlichen Teile deutschen Verkehrsinteressenten zugute 
kommen. 


b) Die eigentlichen Bergbahnen. 


Da die kleinen, im allgemeinen nur dem Ver- 
gnügungsverkehr dienenden Bergbahnen aus wirt- 
schaftlichen Gründen von dem Mittel der künstlichen 
Linienentwicklung und daher von dem gewöhnlichen 
Reibungsbetriebe nur wenig Gebrauch machen 


können, wenden sie fast ausschließlich besondere 
Bahnsysteme an, insbesondere 


die Zahnbahnen für Steigungen bis 250 °/oo 
die Seilbahnen für Steigungen bis 620 °/oo 
die Bergaufzüge für steile Felswände. 


Die Beurteilung der Bauwürdigkeit von Berg- 
bahnen ist sowohl im allgemeinen, wie auch bei 
Einzelprojekten sehr schwierig. Vor allem sind 
die Verhältnisse der einzelnen Unternehmungen 
außerordentlich verschieden. Die Aufgabe ist 
ferner in Deutschland dadurch erschwert, daß 
die Betriebsergebnisse der bestehenden Unter- 
nehmungen der Öffentlichkeit nur teilweise zugäng- 
lich sind. Eine weitere Schwierigkeit liegt darin, 
daß die Erfahrungen Deutschlands auf diesem Gebiete 
sich nicht mit den Erfahrungen anderer Länder 
messen können. 


Soll trotzdem eine gewisse Grundlage für die wirtschaft- 
liche Beurteilung von Bergbahnunternehmungen gewonnen 
werden, so bleibt nichts anderes übrig, als auch die Verhält- 
nisse der Schweiz zu Rate zu ziehen, da dort sehr viele Anlagen 
dieser Art vorhanden sind und eine gute, amtliche Statistik 
über die Ergebnisse vollen Aufschluß gibt. 


Der Direktor der Lokalbahnaktiengesellschaft München, 
Kommerzienrat Lechner, hat in einem Vortrage, den er am 
5. November 1909 im bayerischen Bezirksverein deutscher 
Ingenieure zu München hielt, aus der schweizerischen Bergbahn- 
Statistik von 1906 die Schlußfolgerung gezogen, daß im all- 
gemeinen sowohl die Zahnbahnen, wie auch die Seilbahnen an 
den hohen Kosten und zwar mehr des Baues als des Betriebes 
kranken. Denn unter den zahlreichen Unternehmungen der 
Schweiz seien es nur wenige, die wirklich gut rentieren, und 
zwar die am Vierwaldstätter-See, bei Interlaken und bei 
Montreux, also die in den Mittelpunkten eines ganz außer- 
ordentlich starken Verkehres gelegenen Linien; allein sie er- 
höben auch so hohe Fahrpreise, wie sie für deutsche Unter- 
nehmungen wohl nicht in Frage kommen könnten. 


Daraus ergibt sich die Lehre, daß es bei der wirtschaft- 
lichen Beurteilung derartiger Projekte vor allem darauf an- 
kommt, das große wirtschaftliche Gesetz der Arbeitsteilung 
nicht unrichtig anzuwenden. Wie es eine Verkehrtheit wäre, in 
einem ganz kleinen Orte ständige Droschken aufzustellen, weil 
das Verkehrsbedürfnis nicht groß genug ist, einem besonderen 
Unternehmen dieser Art ausreichende Beschäftigung zu bieten; 
wie es aus demselben Grunde ein Fehler ist, in kleineren Städten 
elektrische Straßenbahnen herzustellen, so ist es auch ein wirt- 
schaftlicher Fehler, Bergbahnen dort anzulegen, wo nicht ein 
sehr erheblicher Verkehr mit Sicherheit zu erwarten ist. 


Die deutschen Staatseisenbahnverwaltungen betrachten den 
Bau von Bergbahnen nicht als ihre Aufgabe. Die Gründe hier- 
für liegen klar zu Tage: Abgesehen davon, daß die Bauwürdig- 
keit — besonders bei staatlichem Betrieb — mitunter zweifelhaft 
ist und daß es sich in der Regel um Unternehmungen von rein 
örtlicher Bedeutung handelt, kommt für staatliche Verwaltungen 
noch in Betracht, daß Bergbahnen oft gemeinsam mit Hotels 
und dergl. betrieben werden müssen — zum Vorteil sowohl der 
Unternehmer wie auch des Publikums —, wobei staatliche Ver- 
waltungen sich auf ein Gebiet begeben würden, das ihnen doch 
recht ferne liegt. 


Die Bedeutung der eigentlichen Bergbahnen, 
d. h. der örtlichen, die einzelnen Berggipfel er- 
schließenden Bahnunternehmungen, liegt teils auf 
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wirtschaftlichem, teils auf turistischem, hygieni- 


schem und ästhetischem Gebiete. 


Sie machen es dem Reisenden möglich, in kurzer 
Zeit und ohne Mühe größere Höhen zu erreichen. 
Gerade deshalb sind die Bergbahnen auch nicht ohne 
Gegner, da viele Naturfreunde eine Entweihung der 
hehren Schönheit unserer Berge darin erblicken, 
wenn diese in das Eisenbahnnetz einbezogen und 
vom Massenverkehr überflutet werden. 


Aber diese Empfindungen, so begreiflich sie 
manchmal sein mögen, sind doch nicht voll be- 
rechtigt. Es gibt viele Menschen, die weniger rüstig, 
die vielleicht sogar leidend sind, es gibt auch viele, 
die nicht über die erforderliche Zeit verfügen, einen 
Berggipfel zu Fuß zu ersteigen und doch nicht darauf 
verzichten möchten. Diesen Bedürfnissen dienen 
die Bergbahnen. Auch haben erst sie die Anlage 
vieler Bergsanatorien möglich gemacht. Im ganzen 
darf ihre Anwendung in geeigneten Einzelfällen als 
zulässig, sogar als zweckmäßig bezeichnet werden. 


B. Seil- und Schwebebahnen. 


Viele Seil- und Schwebebahnen dienen zwar 
nicht dem öffentlichen Verkehr, sie sind aber 
als wichtige Erzeugnisse und Hilfsmittel der deut- 
schen Industrie sowie als Zubringer zu den Eisen- 
bahnen des öffentlichen Verkehrs von so hervor- 
ragender Bedeutung für die wirtschaftliche Ent- 
wicklung Deutschlands, daß sie schon aus diesen 
Gründen hier nicht ganz übergangen werden dürfen. 


Dazu kommt, daß manche dieser Bahnsysteme, 
insbesondere die Drahtseilbahnen, den Namen der 
deutschen Industrie in alle Weltteile getragen haben. 
Durch deutsche Drahtseilbahnen sind, um nur einige 
Beispiele aufzuführen, die nordargentinischen Kor- 
dilleren (Personen- und Güterbeförderung), sind 
Nickelerzlagerstätten und Bergwerke in Spanien, 
Skandinavien, Indien, Tasmanien, Neukaledonien u.a. 
erschlossen worden. 


1. Seilbahnen. 


Das wichtigste Ver- 
wendungsgebiet 
dieses Bahnsystems ist das Bergwerk. Hier hat es 
größte Verbreitung gefunden und zur Entwicklung 

zahlreicher Formen geführt. 


Sein Wesen besteht darin, daß einzelne Wagen 
oder geschlossene Züge mit einem in der Richtung 
des Gleises sich bewegenden Seil in Verbindung ge- 
bracht und von dem Seil mitgenommen werden. 


Seilbahnen mit fester Gleisbahn. 


Das Prinzip ähnelt somit dem der oben schon erwähnten 
Seilbahnen. 

An der Ausbildung der zahlreichen, sehr geistvoll kon- 
struierten Einzelvorrichtungen dieser Bergwerksbahnen ist die 
deutsche Industrie ganz hervorragend beteiligt. (Vergl. Stich- 
wortregister.) 


` gleise zu förmlichen Bahnhöfen ausgebildet werden. 


Diese Transport- 
anlagen haben, 
ganz besonders durch die erfolgreiche Tätigkeit der 
deutschen Industrie, auf dem Gebiete der Güter- 
beförderung eine ungemein große Bedeutung er- 
langt. Sie haben sich bewährt in Fabriken, Berg- 
werken, im Verkehr zwischen Gewinnungs- und Ver- 
arbeitungsstätten aller Art, zwischen Schiffen und 
schwer zugänglichen Landungstellen und selbst im Ver- 
kehr von Schiff zu Schiff (Bekohlung auf offener See). 


Ihre Urform ist ein zwischen Punkten von ver- 
schiedener Höhenlage gespanntes Seil, an dem Heu, 
Gras, Reisig und dergl. zu Tal gleitet. Im Gebirge 
finden sich Drahtseilbahnen dieser Art für große 
Höhenunterschiede und Spannweiten. 


Das Bedürfnis, regelmäßige Massentransporte 
möglichst wirtschaftlich zu gestalten, führte bald zu 
weiterer Ausbildung. 

Das bekannteste, von dem deutschen Ingenieur 
Bleichert erfundene System zeigt folgende An- 
ordnung: 


Ein endloses, über zwei horizontale Rollen geführtes und 
durch die Umdrehung einer dieser Rollen in Bewegung ge- 
haltenes Seil dient als Zugseil; es hat nur die Bewegung 
der Fördergefäße zu vermitteln. Senkrecht über oder unter 
den beiden Strängen des Zugseiles befindet sich je ein be- 
sonderes Tragseil, das die Laufbahn bildet. Die beiden Trag- 
seile sind an dem einen Ende fest verankert, am anderen durch 
Gewichte gespannt, so daß nie eine Überlastung eintreten kann. 
Auf den Endpunkten der Bahn schließen an die Tragseile starre 
Hängebahnschienen an, auf welche die Fördergefäße glatt über- 
gehen. Diese Hängebahnen können durch Weichen und Seiten- 
Die Trag- 
seile ruhen in angemessenen Zwischenräumen (meist 50—60 m) 
auf hölzernen oder eisernen Stützen, jedoch so, daß die 
Laufrollen der Fördergefäße ohne weiteres über die Stütze 
hinweggehen können. Es kommen freie Spannweiten von mehr 
als 1000 m vor. Bei größerer Länge der Bahn (über 10 km) 
werden Zwischenstationen notwendig. Für gekrümmte Strecken 
werden automatische Kurvenstationen, zur Erhaltung der Seil- 
spannung automatische Seilspannstationen eingebaut, die jedoch 
den gleichmäßigen Fortgang der Wagen nicht stören. Das 
Zugseil wird während des Betriebes von den Fördergefäßen 
getragen. 

Die Wagen (Abb. 8) bestehen aus einem Laufwerk, das auf 
dem Tragseil rollt; ferner aus 
dem Gehänge mit Wagenkasten 
(Fassungsvermögen bis 750 kg) 
oder einer anderen Vorrichtung 
endlich aus dem Kuppelapparat 
zum Aufnehmen der Nutzlast; 
zur Verbindung des Wagens 
mit dem Zugseil. Diese Kuppel- 
apparate können durch Fest- 
klemmen an jeder Stelle die 
Verbindung mit dem Zugseil 
herstellen. In den Belade- oder 
Entladestationen kuppeln sich 
die Wagen selbsttätig vom Zug- 
seil ab, werden von Hand aui 
den Stationsgleisen zur Lade- 
oder Entladestelle geschoben 
und dann an die Kuppelstelle.der 
anderen Laufbahn verbracht, wo 
sie wieder selbsttätig an das 


Seilbahnen mit schwebender Bahn. 


Abb. 8. 
Wagen einer Drahtseilbahn. 
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Zugseil gekuppelt werden. Auch die Entladung der Wagen 
kann selbsttätig eingerichtet werden. 

Die Tragseile werden als Spiralseile oder als verschlossene 
Seile (s. Abb. 7) aus zähem Stahl hergestellt. Sie sind 
25—35 mm stark; für die beladenen Wagen stärker als für 
die unbeladenen. Ihre Festigkeit, die jedoch nur zu */s—*/e 
in Anspruch genommen wird, beträgt 12—15 t für jedes 
Quadratzentimeter des Querschnittes. Die einzelnen, bis 300 m 
langen Seilstücke sind durch solide Schraubenkuppelung. ver- 
bunden. 

Als Zugseile werden Stahldrahtseile von 10—15 mm Stärke 
verwendet; sie werden nur mit '/s—/ı2 ihrer Bruchfestigkeit 
beansprucht. 

Der eigentliche Bahnbetrieb geht ohne jede Bedienung vor 
sich. Die Fahrgeschwindigkeit beträgt 1—2 m/Sek. Bei 
Kreuzungen mit anderen Verkehrswegen werden unterhalb der 
Drahtseilbahn Schutznetze angebracht. Die Leistungsfähigkeit 
ist sehr groß; es sind schon Bahnen mit einer Stundenleistung 
von 250 t ausgeführt worden. 

Die Bau- und Betriebskosten sind von den örtlichen Ver- 
hältnissen abhängig. Für schwach welliges Gelände und gleiche 
Höhenlage der Stationen werden folgende Ziffern angegeben: 


Bau- und Förderkosten in M. bei einer 
10stündigen Fördermenge von 


67000,85] 750010,69| 8 500 0,50 9300/0,46] 10 000/0,45 


1000 11 200,1,07| 12900|0,79] 14 800 0,62] 16 7000,57] 17 600 0,53 
2000 20500|1 ‚62 24700 1,06] 28 100/0, 85] 31 400/0,74|34 2000,68 
3000 30770011,9 3710011, 34 42 1001,05 47 100 0,90 51300)0,88 
4000 40900|2,37[49 40011, '62|56 100 ı ‚26162700 1,07] 68400 0,98 
5000 49900'2,80) 5910011, 90 PRIOR 1 „a7 76000 1,28] 83 200 1,15 


*) Spalte a: Die Baukosten der eigentlichen Bahn und Wagen, jedoch 
ohne die Kosten der Stützen und Stationen, die für Holz- 
konstruktionen mit etwa 4 M., mit Eisenkonstruktionen mit 
etwa 6 M.|lid.m angegeben werden. 

„ b: Die gesamten Betriebskosten für die Beförderung von 10t 


Diese Drahtseilbahnen haben folgende Vorzüge: 


o. Unabhängigkeit von der Geländegestaltung. 
(Abb. 9.) Tief eingeschnittene Täler sind schon durch 


Das ‚deutsche Eisenbahnwesen der _ Gegenwart. 
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Abb. 10. Die Elberfelder Schwebebahn. 
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Abb. 9. Profil einer Drahtseil-Schwebebahn 
mit Spannweiten von mehr als 1000 Meter. 


Spannweiten von mehr als 1000 m überschritten 
worden. Steigungen von 1000 °/oo können ohne 
Schwierigkeit überwunden, enge Kurven automatisch 
durchfahren werden. 

Der Bau ist rasch und billig durchführbar; die 
Schwierigkeiten der Grunderwerbung werden zum 
größten Teil vermieden. Die Bahn kann leicht ab- 
gebrochen und verlegt werden. 

Der Betrieb ist einfach und billig, der Haupt- 
sache nach unabhängig von menschlicher Arbeits- 
kraft; erfolgt der Transport der beladenen Wagen 
zu Tal, so bedarf es überhaupt keiner Antriebskraft. 


2. Schwebebahnen. 


Schwebebahnen sind Verkehrsmittel für die Be- 
förderung von Personen und Gütern, die sich als eine 
Abart der Drahtseilbahnen insofern ansehen lassen, 
als bei ihnen an die Stelle der Tragseile steife eiserne 
Schienen treten. Die Wirkung des Zugseiles wird 
durch automobile Bewegung des Wagens (Elektro- 
motoren) ersetzt. 

Von den zahlreichen Systemen der Schwebe- 
bahn kann hier nur das System Langen-Cöln ge- 
schildert werden, das allein größere Bedeutung 
erlangt und bei der 
Schwebebahn Elberfeld- 
Barmen -Vohwinkel er- 
folgreiche Verwirklichung 
gefunden hat. Auch für 
Kolonialbahnen ist es 
schon in Erwägung ge- 
zogen worden. 


Die Elberfelder Die Darstellung 
Schwebebahn. des Systems 
u (Abb. 10.) läßt sich am 
f f. besten durch eine Schilderung 
° der Anlage in Elberfeld-Barmen- 
Vohwinkel geben. Da in diesen 
Städten für eine einiger- 
maßen leistungsfähige Stadt- 
bahnanlage nur der Raum über 
dem Flußbett der Wupper ver- 
fügbar war, entstand der Ent- 


wurf einer Schwebebahn, 
a Footedtntae. System Langen, mit Trägern, 
& Sendel -dtii tze deren schräge Ständer sich 


gegen die Ufer stützen. 
Die in den Jahren 1897/1900 
erbaute Schwebebahn hat eine 
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Länge von 13,3 km; sie hat größte Steigungen von 45"/o und 
kleinste Krümmungshalbmesser von 90 m. In den Nebengleisen 
kommen Krümmungen von 8 m Halbmesser vor. 


Die ganze Fahrbahn (s. Abb. 10) wird von eisernen Stützen 
getragen, die je nach der Örtlichkeit verschiedene Formen auf- 
weisen. Die Landstützen mußten der Forderung entsprechen, 
daß die Straßenfahrbahn für den Fuhrwerkverkehr voll- 
ständig freigehalten und die Fußsteige nicht weiter in Anspruch 
genommen werden sollten als durch die Masten einer elektrischen 
Leitung. Die Stützen sind in Entfernungen von 200 bis 300 m 
als feste Joche konstruiert, die den ganzen Längsschub der 
Bahn aufnehmen; zwischen diesen alle 200 bis 300 m stehenden 
festen Stützen befinden sich, etwa 30 m von einander entfernt, 
Pendelstützen, die den Verschiebungen der Bahnkonstruktion 
nachgeben können. Die symmetrisch konstruierten Stützen 
tragen auf jeder Seite die Fahrschiene eines Gleises. 


An den beiden Enden der Bahn sind die Gleise durch 
Umkehrschleifen verbunden, so daß die Wagen ohne Unter- 
brechung oder Richtungsänderung im Kreise laufen können. 
Um in gleicher Weise die eigentliche Stadtstrecke, dem 
dichteren Verkehr entsprechend, öfter befahren zu können, 
ohne die weniger dichte Außenstrecke mit unnötig vielen Zügen 
belegen zu müssen, ist zwischen den Endpunkten noch. eine 
Umkehrschleife eingeschaltet, die nur von einem Teil der 
Wagen benützt wird. 


Jeder Wagen ist durch zwei, 8 m voneinander entfernte 
Drehgestelle an der Schiene aufgehängt. Jedes Drehgestell hat 
zwei Laufachsen, zwischen denen ein elektrischer Motor an- 
gebracht ist. Der Drehgestellrahmen ist so konstruiert, daß 
nicht nur ein Entgleisen, sondern überhaupt eine Trennung des 
Wagens von der Fahrbahn ausgeschlossen ist. Die Wagen 
enthalten 50 Plätze. Die Bremsung kann vierfach erfolgen: 
durch Luftdruckbremse (Westinghouse) vom Führerstand aus; 
durch Handbremse vom Führer oder Schaffner; durch eine 
elektrische Bremse; durch eine elektrische Rückstrombremse 
als Notbremse. 


Die Fahrgeschwindigkeit beträgt 40 bis 
50 km/Stunde. Der Stromverbrauch ist 
geringer als bei elektrischen Straßenbahnen. 
Was die Baukosten anlangt, so beträgt das 
gesamte Eisengewicht der Bahn trotz der 
sehr großen Spannweite zwischen den 
Stützen (durchschnittlich 30 m) für die 
Wupperstrecke nur 1140 kg, für die Land- 
strecke nur 1065 kg/lid. m, während das 
Gewicht der elektrischen Hochbahn in Berlin 
ohne Gleismaterial 


bei einer Spannweite von 16,5m 1400kg/lfd.m 
» 240, 1900 „ 


beträgt. 
Elektrohängebahnen. -©"08e Bedeu- 


tung hat die 
Schwebebahn auf dem Gebiet des 


Abb. 11. 
Wagen einer Elektro - Hängebahn. 
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Gütertransportes bei der Förderung und Lagerung von 
Massengütern im Innern industrieller Werke gewonnen. 
Während für kontinuierliche Massentransporte auf 
größere Entfernungen die oben geschilderte auto- 
matische Seilbahn ein vorzügliches Mittel darstellt, hat 
sich für den Massentransport im Innern industrieller 
Anlagen die Hängebahn, die Kurven von 2 m Halb- 
messer ohne Schwierigkeit durchfährt, als das über- 
legenste Transportmittel entwickelt, seitdem es in den 
letzten Jahren gelungen ist, den elektrischen Einzel- 
antrieb der Wagen in vollkommener Weise auszubilden. 


Die Elektrohängebahn besteht aus einer starren Schiene, 
an der die Förderwagen in Rollenlaufwerken hängend sich fort- 
bewegen (s. Abb. 11). Das Laufwerk wird von einem kleinen 
Elektromotor angetrieben, welcher durch einen Schleifkontakt 
Strom aus einer oberhalb der Schiene befindlichen Leitung ent- 
nimmt. Der Betrieb erfolgt automatisch; im allgemeinen ist 
nur an der Beladestelle ein Mann erforderlich. 


Da auf solchen Bahnen meist eine größere Zahl von Wagen 
ohne jede Beaufsichtigung zu verkehren hat, ist es notwendig, 
ein selbsttätiges Blockierungsystem anzuwenden, das die 
Wagen zwingt, einen gewissen Abstand einzuhalten. Bei der 
Elektrohängebahn System Bleichert ist dies dadurch erreicht, 
daß die Kontaktleitung in einzelne, voneinander isolierte Strecken 
geteilt ist, die ihren Strom von einer durchgehenden Speise- 
leitung erhalten. Jeder Wagen macht, wenn er eine Strecke 
(s1) verläßt und in die nächste Strecke (so) übergeht, durch 
Drehen eines einfachen Schalters die soeben durchfahrene 
Strecke sı stromlos, die weiter zurückliegende Strecke s? 
stromführend. Der Betrieb ist daher so eingerichtet, daß 
zwischen zwei Wagen immer ein stromloses Leitungstück 
liegt. Würde sich ein Wagen dem vorausfahrenden Wagen 
zu sehr nähern, und z. B. die Strecke s? schon zurück- 
gelegt haben, bevor der vorausfahrende Wagen die 
Strecke s’ verläßt, so würde der zu schnell 
fahrende Wagen am Beginn der stromlosen 
Strecke sı stehen bleiben, bis der voraus- 
fahrende Wagen beim Verlassen der 
Strecke s’ die Strecke s* mit Strom’ versorgt; 
ist dies geschehen, so setzt sich der bei s’ 
haltende Wagen von selbst wieder in Be- 
wegung. 


Im übrigen gestaltet sich der Betrieb 
meist so, daß der auf die Fahrt geschickte 
Wagen den Weg, der ihm durch die Weichen- 
stellung gewiesen ist, selbsttätig durchläuft, 
durch einen beliebig verstellbaren Anschlag 
an jedem gewünschten Punkte entleert 
— vorher evtl. auch automatisch gewogen — 
wird und dann zur Beladestelle zurückkehrt. 
Bei manchen Materialien (Sand, feines Erz) 
läßt sich sogar die Beladung selbsttätig ein- 
richten. 
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Kapitel XIII. 


Die Bahn-Bewachung. 


Von A. Bake, Finanz- und Baurat in Dresden. 


1. Die Streckeneinteilung. 


InKap. XXVII wird des Näheren dargelegt, welche 
Verwaltungsbehörden und Ausführungsstellen in den 
einzelnen Staatsgebieten zur Verwaltung der Eisen- 
bahnen eingesetzt sind. Unter den obersten 
Ministerialbehörden wirken Generaldirektionen oder 
Eisenbahndirektionen und diesen sind für die Be- 
wachung und Unterhaltung der Bahn Ämter oder In- 
spektionen unterstellt. Die Einteilung der Direktions- 
bezirke in Ämter oder Inspektionen erfolgt im all- 
gemeinen nach dem Grundsatze: „der Vorstand soll 
in der Lage sein, jeden Punkt seines Bezirks mög- 
lichst rasch und bequem zu erreichen und seine ge- 
samten Dienstgeschäfte noch persönlich in verant- 
wortlicher Weise zu leiten“. Deshalb ist auch überall 
die frühere Gepflogenheit, den Ämtern oder In- 
spektionen geschlossene Bahnlinien zuzuteilen, auf- 
gegeben und die Aufteilung einer größeren Linie 
unter mehrere Stellen vorgezogen worden. 

Unter den Ämtern oder Inspektionen wirken 
Bahnmeistereien, die innerhalb ihres Dienstbereichs 
den Bahnunterhaltungs- und Bahnbewachungsdienst 
auszuüben, das Grundeigentum der Staatseisen- 
bahnen zu beaufsichtigen und bauliche Herstellungen 
auszuführen oder zu überwachen haben. 

Die Länge einer Bahnmeisterei richtet sich nach der Art 
der Bahnen als ein- oder mehrgleisige, nach der Größe der ein- 
bezirkten Bahnhöfe und nach dem Geschäftsumfange. Sie wird 
außerdem durch die Bestimmung beeinflußt, daß der Bahn- 
meister, ohne ständige Unterstützung, seinen Bezirk bei Haupt- 
bahnen in der Regel täglich einmal begehen soll. Bei Neben- 
bahnen stehen ihm zur Bereisung langer Strecken wohl auch 
Fahrräder zur Verfügung. Die Länge einer Bahnmeisterei be- 
trägt im Durchschnitt 13 km und schwankt zwischen 5 und 
60 km, je nachdem es sich um große Bahnhöfe, doppelgleisige 
Hauptbahn oder Nebenbahnen handelt. Für Bahnunterhaltungs- 
zwecke kommen auf eine Bahnmeisterei der Hauptbahnen 
durchschnittlich etwa 30 Rottenarbeiter, und auf etwa 12 Rotten- 
arbeiter je ein Rottenführer, während bei Nebenbahnen die 
Rottenführer meist entbehrlich sind und die Gleisunterhaltungs- 
arbeiten durch die Bahnwärter mit je 1 bis 2 Arbeitern aus- 
geführt werden. 

Die Länge der Bahnwärterstrecken beträgt auf 
Hauptbahnen bis zu 5000 m und auf Nebenbahnen 
bis zu 14000 m, während den Streckenläufern (s. d.) 
auf Hauptbahnen Strecken bis zu 10 km und auf 
Nebenbahnen bis zu 15km Länge zugewiesen werden. 


In einzelnen Fällen werden diese Längen nicht er- 
reicht, in anderen jedoch auch überschritten. 


2. Die Streckenbewachung. 


Die Betriebssicherheit erfordert, 
daß jede Eisenbahnstrecke plan- 
mäßig und dauernd auf das sorgfältigste bewacht und 
untersucht wird. Zu diesem Zweck sind seitens der 
deutschen Eisenbahnverwaltungen peinlich ge- 
ordnete Maßnahmen unter Aufwendung eines er- 
heblichen Teiles ihrer Betriebseinnahmen getroffen 
worden. 

Im Sinne der Betriebsordnung für die Haupt- 
eisenbahnen Deutschlands gilt eine Haupteisenbahn 
als bewacht, wenn sämtliche Stationen, Blockposten 
und Schienenübergänge auf die Dauer des Verkehrs 
der Züge und der einzeln fahrenden Lokomotiven 
besetzt sind. Dabei gelten Schienenübergänge als 
besetzt, wenn ihre Schranken verschlossen sind oder 
durch Drahtzüge bedient werden. Untersucht ist die 
Bahn, wenn die Wärter ihre Strecken begangen und 
hierbei deren ordnungsgemäßen Zustand gründlich 
geprüft, sowie die ihnen obliegenden Unterhaltungs- 
arbeiten ausgeführt haben. Die Betriebsordnung 
fordert, daß diese Untersuchung auf den ordnungs- 
mäßigen Zustand täglich, d. i. innerhalb 24 Stunden, 
3mal erfolge. Der Rückweg von der Begehung 
auf ein- oder zweigleisigen Bahnen gilt nur 
dann als eine neue Untersuchung, wenn zwischen 
dem Ende des Hinwegs und dem Anfange des 
Rückwegs ein entsprechend großer Zeitraum liegt. 
— Nebeneisenbahnen, die mit einer Geschwindig- 
keit von mehr als 15 km in der Stunde befahren 
werden, gelten nach der Bahnordnung für die 
Nebeneisenbahnen Deutschlands als bewacht, wenn 
verkehrsreiche oder unübersichtliche Schienenüber- 
gänge oder sonstige Stellen, die mit besonderer Vor- 
sicht befahren werden müssen, während der Vorüber- 
fahrt der Züge und einzelnerLokomotiven besetzt sind. 
Bei dichter Zugfolge und größerer Fahrgeschwindig- 
keit (bis zu 40 km/Stde.) bleiben der Verwaltungs- 
behörde weitere Maßnahmen vorbehalten. Die 
Untersuchung einer Nebenbahn auf ihren ordnungs- 
mäßigen Zustand hat täglich während der Tageszeit 
einmal zu erfolgen. 


a) Allgemeines. 


Die Bahn-Bewachung. 
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Die mit der Bewachung der 
Bahn und der Überwege be- 
trauten Eisenbahn-Betriebsbeamten und sonstigen 
Bediensteten sind sämtlich als Bahnpolizeibeamte 
vereidigt oder durch Handschlag an Eidesstatt ver- 
pflichtet. Sie genießen nach außen hin die Rechte 
des öffentlichen Polizeibeamten innerhalb des ge- 
samten Bahngebietes der Verwaltung, bei der sie be- 
schäftigt sind, sofern sie nur bei Ausübung ihres 
Dienstes Uniform oder Dienstabzeichen tragen oder 
einen Ausweis (Polizeimarke usw.) ihrer amtlichen 
Eigenschaft bei sich führen. Die Bahnpolizeibeamten 
sind zur vorläufigen Festnahme von Personen 
befugt, die sich Übertretungen oder strafbare 
Handlungen gegenüber den Bestimmungen der Be- 
triebsordnung zuschulden kommen lassen, falls sie 
keine angemessene Sicherheit (bis zur Höhe von 
100 M.) zu stellen vermögen, fluchtverdächtig sind, 
oder wenn die Annahme besteht, daß nur auf diese 
Weise die Fortsetzung der strafbaren Handlung ver- 
hindert werden kann. 


b) Bahnpolizeibeamte. 


Der Festgenommene muß unverzüglich dem Amts- 
richter oder der Polizeibehörde vorgeführt werden, 
deren Beamten übrigens verpflichtet sind, die Bahn- 
polizeibeamten auf Ersuchen bei Handhabung der 
Bahnpolizei zu unterstützen. 


Die Ausrüstung eines Bahn- 
wärters bilden folgende Gegen- 
eine richtiggehende Uhr, ein Signal- 
horn, eine Signalfahne, einige Knallkapseln, das 
Gerät (Schraubenschlüssel, Schienennagelhammer, 
Stopfhacke usw.), dessen er nach den bei der letzten 
Streckenbegehung gemachten Beobachtungen bedarf, 
die Kontrollnummertafel, ein Tagebuch und bei 
Dunkelheit eine ausreichend mit Öl versehene 
Laterne. Mit dem Fahrplan der innerhalb seines 
Dienstbereichs verkehrenden Züge muß er bestens 
vertraut sein. 


Nach den bestehenden Vorschriften darf die 
Streckenuntersuchung nur von Männern vor- 
genommen werden, und zwar von körperlich 
rüstigen Bahnwärtern und von Hilfsbahnwärtern, 
während der Dienst an Überwegen auch Frauen 
übertragen werden kann. Bei der Verwendung von 
Eisenbahninvaliden entscheidet deren Befähigung 
und körperliche Tüchtigkeit. Die Länge der Dienst- 
schicht der Bahnwärter und Hilfsbahnwärter richtet 
sich nach den Verkehrs- und Betriebsverhältnissen 
der betreffenden Haupt- oder Nebenbahn und beträgt 
gewöhnlich bei Hauptbahnen mit ununterbrochenem 
Verkehr und schwierigen Betriebsverhältnissen = 
12 Stunden, bei einfacheren Betriebsverhältnissen 
oder bei unterbrochenem Verkehre = 14 Stunden 
und bei Nebenbahnen 15 bis 16 Stunden, davon 10 bis 
12 Stunden Dienst und im übrigen Dienstbereitschaft. 
(Näheres s. Kap. XXVII und in beiliegendem Dienst- 
plan.) Ein solcher Dienstplan wird für jede Bahn- 


c) Die Bahnwärter. 
stände: 


meisterei sorgfältig aufgestellt. Dabei ist zu berück- 
sichtigen, daß unter Beachtung aller Vorschriften und 
unter Wahrung vollkommenster Betriebssicherheit 
möglichst geringe Kosten entstehen. 

Der beigegebene, sich über 4 Wochen erstreckende Dienst- 
plan (vergl. Tafel II) für die Bahnwärter und Stellvertreter 
einer Bahnmeisterei läßt beispielsweise erkennen, wie sich die 
einzelnen Bediensteten abzulösen haben, je nachdem es sich 
um Bewachumg von Haupt- oder Nebenbahnen, um 19- bis 
24 stündigen Zugsverkehr und um 12stündige bis 16 stündige 
Dienstdauer handelt. 

Man ist bei den deutschen Eisenbahnen mehr 
und mehr dazu übergegangen, die vorgeschriebene 
Streckenbegehung der Hauptbahnen von dem 
Streckenunterhaltungs- und Überweg- usw. Be- 
wachungsdienst zu trennen und sogen. Strecken- 
läufern zu übertragen. 


Diese haben bei ihren Streckenbegehungen, 
gleichwie jeder andere Bahnwärter oder Überweg- 
wärter, darauf zu achten, daß allerorten die vor- 
geschriebene Gleisfreiheit für die Züge vorhanden 
ist, daß durch hohlliegende Schwellen, Gleis- 
senkungen, Frosthebungen, Schienenbrüche, lockere 
Laschenschrauben, Spurerweiterungen usw. keine 
Gefahr für die Züge entsteht, daß sich der Bahn- 
körper, die Böschungen, Brücken, Durchlässe, 
Grenz- und Nummersteine und alle sonstigen 
Streckenausrüstungsgegenstände in gutem Zustande 
befinden, daß überall gute Gleisentwässerung vor- 
handen ist und daß die Fernsprecher-Anlagen auf 
der freien Strecke sowie die Signale aller Art völlig 
gebrauchsfähig sind. Aufgefundene Gegenstände 
von Wert sind abzugeben, über aufgefundenes Wild 
die Jagdberechtigten zu verständigen, für Verun- 
glückte ist Hilfe zu beschaffen, über Leichen, die 
neben den Gleisen aufgefunden werden, der nächsten 
Ortspolizeibehörde sowie dem Bahnmeister Meldung 
zu erstatten. Die Züge hat der Streckenläufer 
während der Vorüberfahrt in bezug auf ruhigen Gang 
zu beobachten, bei Entgleisung eines Fahrzeugs, 
Achs- oder Radreifenbruch, Offenstehen seitlicher 
Wagentüren, Beobachtung einer gefahrdrohenden 
Verschiebung einer Ladung, oder bei Brand eines 
Wagens hat er dem Zuge das Haltesignal zu geben; 
er hat ferner darauf zu achten, daß am Zuge die vor- 
geschriebenen Signale vorhanden sind, ob ein nach- 
folgender oder entgegenkommender Zug durch 
Scheiben oder Laternen am Zuge angekündigt wird, 
ob die Scheibe an der Lokomotive Störungen in der 
Telegraphenleitung meldet, ob das Zugpersonal 
Signale gibt und ob bei Fehlen des Schlußsignals 
etwa Zerreißung des Zuges anzunehmen ist. An 
den Enden jeder Bahnwärterstrecke sind Bahn- 
wärtergrenzsäulen aufgestellt, die zugleich zum An- 
hängen der sogen. Kontrollnummertafeln dienen. 
Diese Nummertafeln hängen für gewöhnlich an der 
Außenseite der Wärterbude und werden vor jeder 
Streckenbegehung vom Bahnwärter dort entnommen 
(bei der ersten Begehung Tafel 1, bei der zweiten 
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Tafel 2 usw.) und an die Grenz- 
säulen gehängt, wo sie bis zum 
nächsten Gange des Wärters hän- 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


Bei Nebel, dichtem Schneegestöber 
oder ähnlichen Umständen treten die so- 
genannten Nebelwärter in Dienst, im 
voraus bestimmte Stations- oder Bahn- 


gen bleiben, der z. B. beim zweiten 
Gang die mitgeführte Tafel 2 
gegen Tafel 1 eintauscht und 
letztere wieder an die Bude hängt. 
Auf diese Weise wird es möglich, 
jederzeit festzustellen, ob und auf 
welchem Gange sich der Wärter 
befindet und ob er die Begehung 


rei — 
5272 GET 
u 


unterhaltungsarbeiter, die sich gegebenen- 
falls sofort bei der vorgeschriebenen 
Station oder dem betreffenden Block- 
posten zu melden und am Vor- oder 
Blocksignal anzutreten haben. Hier 
legen sie auf dem rechten Schienenstrange 
3 Knallkapseln in einem Abstande von 
mindestens je 15 m aus, auch wenn kein 


zur richtigen Zeit ausübt. 


Zug gemeldet ist oder erwartet wird, und 


Um den Streckenläufer auch zu 
anderen Arbeiten, wie beispielsweise zum 
Anzünden, Verlöschen und Instandhalten 
von Signallichtern zu verwenden, werden 
die Strecken oft wesentlich kürzer ge- 
‚halten, als dies wegen Ausübung der 
Bahnuntersuchung nötig’ wäre, auch wird 


zwar vor Bahnhöfen am Vorsignal des 
Einfahrtssignals und vor gesperrten 
Blockstrecken unmittelbar am Block- 
posten; aber vor dem Blocksignal. So- 
bald das Signal auf Fahrt gestellt wird, 
sind die Knallkapseln vom Nebelwärter 
wegzunehmen und nach Vorüberfahrt des 
Zuges wieder auszulegen. Das Auslegen 


bei Aufstellung des Begehungsplanes tun- 
lichst berücksichtigt, daß der- Bahnwärter- 
sein.. Mittagsbrot in seiner meist, im 
Streckenbereich gelegenen Dienstwohnung, 
einnehmen und Zugläufe ‚zur Rückkehr 
nach seiner Wärterbude benutzen kann. 
Bei zweigleisigen Bahnen erfolgt die eine 
Begeliung im linken, ‘der Rückweg im’ 
rechten Gleise, 


Zur tunlichst wirtschaftlichen 
Ausnützung des Personals werden 
wohl auch Hilfsbahnwärter von 
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geschieht vorteilhafterweise auf mecha- 
nischem Wege durch einen sogen. Knall- 
kapselleger (s. Abb. 2), der es ermöglicht, 
daß durch Umlegen eines Hebelarmes die 
3 Kapseln von dem Schienenkopfe gleich- 
zeitig hinweggezogen und ebenso wieder 
aufgelegt werden. Der Nebelwärter. hat 
sich etwa 30 m von den Knallkapseln in 
einer sogenannten Nebelwärterbude auf- 
zuhalten, damit er bei Explosion der 
Kapseln nicht verletzt werden kann. 
Damit die Dienstzeit der Nebelwärter 


A Verkehrsiren. 


i à Abb.. 1. nicht etwa über die Gebühr ausgedehnt 
Überwegposten zu teilweisen Be- Dienstplan für eine werde, ist für ihre Ablösung rechtzeitig zu 
gehungen einer Strecke heran- Bahnwärterstrecke. sorgen, 


gezogen, wie dies Abb. 1 erkennen 

läßt, wo beispielsweise auf einer Hauptbahnstrecke 
von 6 km Länge zwischen 2 Bahnhöfen 4 besetzte 
Überwege liegen und 21stündiger Zugsverkehr statt- 
findet. Der gesamte täglich 24stündige Bahn- 
bewachungs- und Streckenläuferdienst wird hier von 
2 Bahnwärtern, 4 Hilisbahnwärtern, 1 Stellvertreter 
und 2 Bahnwärterfrauen 


geleistet. u 

Bei Gleisunterhaltungs- S muna — 
arbeiten müssen die ` vorge- EELE = =E H 
schriebenen Deckungssignale 


zur Stelle sein, bei Glatteis usw. 
sind die Schienen stark ge- 
neigter Bahnstrecken mittels 
der den Bahnwärtern über- 
gebenen Streubüchsen mit Sand 
zu streuen und Leitschienen- 
anlagen gehörig zu schmieren. 
Bei Verkehr von: Hofzügen 
haben die Bahnwärter gute 
Uniform und etwaige Ehren- 
zeichen anzulegen, vor der 
Durchfahrt die Strecke ein- 
gehend zu untersuchen und zur Nachtzeit ihren Dienstraum 
mindestens */a Stunde vor und nach 'der Vorüberfahrt des Hof- 
zuges zu erleuchten. -Bei Zugunfällen -haben sie Beihilfe zu 
leisten, nachdem sie sich überzeugt haben, daß die- Unfallstelle 
vorschriftsmäßig gedeckt ist, bei Ertönen des Gefahrsignales 
haben sie die Züge an- und aufzuhalten. 
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3. Die Überwege. 


Eine in Betrieb befindliche Eisen- 
bahn darf nur an den zu Über- 
gängen in Schienenhöhe bestimmten Stellen über- 
schritten werden und auch dort nur so lange, als 
die Übergänge nicht durch Schranken geschlossen 
sind und kein Zug sich 
nähert. Je lebhafter der 
Personen- und Wagenver- 
kehr auf einem solchen 
Überwege ist und je mehr 
Eisenbahnzüge mit großer 
Geschwindigkeit auf der 
Bahnstrecke verkehren, 
um so sorgfältiger müssen 
sowohl Straßen- als auch 
Eisenbahnverkehr über- 
wacht und vor Gefähr- 
dung gesichert werden. 


a) Bewachung. 


Vorder Ansicht 
Analikansel 


i 


Hrallkapse) 


Die erheblichen Aus- 

Abb. 2.. Knallkapselleger. 
pE = rs gaben, die mit der 
Überwachung der Überwege bei Hauptbahnen 


verbunden sind, führen die Eisenbahnverwaltungen 
immer 


mehr dazu, schienengleiche Übergänge 
bei Hauptbahnen durch Unter- oder Überführungen 


‘der Wege zu ersetzen und sie bei Bahnneubauten 
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Abb. 3—5. Wärterwohnhaus. 


nach Möglichkeit von vornherein zu umgehen. Über- 
wege sind in der Regel so anzulegen, daß beiderseits 
der Bahn vom Wege aus die Bahngleise auf größere 
Entfernung gut übersehen werden können und um- 
gekehrt. Beim Überschreiten der Bahn ist jeder 
unnötige Aufenthalt unstatthaft. Bei Nebenbahnen 
wird vor Wegübergängen ohne Schranken das 
Läutewerk der Lokomotive in Tätigkeit gesetzt, bei 
Hauptbahnen sind alle Überwege mit Schranken ver- 
sehen und soweit erforderlich mit Hilfsbahnwärtern 
oder mit Schrankenschließerinnen besetzt. 


Meist wird an zu bewachenden Überwegen neben dem 
Wachraum ein Wärterwohnhaus errichtet. Ein derartiges 
Wärterhaus lassen die Abb. 3, 4 und 5 erkennen, aus denen 
zugleich hervorgeht, wie die Eisenbahnverwaltungen fort- 
gesetzt für das Wohl ihrer Bediensteten besorgt sind; denn 
ein Vergleich mit Wärterwohnhäusern alter Bauweise ergibt, 
daß jetzt für gesunde und helle Wohn- und Wirtschaitsräume 
und namentlich für eine geräumige Wohnküche bestens gesorgt 
ist. Ein solches Wärterwohnhaus hat eine bebaute Grundfläche 
von etwa 63 qm und kostet 5400 M. Wo nur irgend angängig, 
gehört zum Wärterwohnhaus ein Gärtchen und ein Stück Feld. 
Letzteres wird meist so groß bemessen, daß es der Wärter 
in seiner dienstfreien Zeit mit seiner Familie allein zu bewirt- 
schaften vermag. Das Halten von Ziegen, Kaninchen, Hühnern 
und anderen Haustieren wird den Wärtern gewöhnlich auf An- 
suchen gestattet. 


Auf den mit Läutewerken ausgerüsteten Linien 
werden die Übergangswärter zwischen 2 Stationen 
durch elektrische Läutesignale vom bevorstehenden 
Abgang eines Zuges in Kenntnis gesetzt. 


Durch verschiedenartige Gruppierung der ertönenden 
Glockenschläge — einfacher Schlag, Doppelschlag, hinkender 
Doppelschlag u. a. — wird dem Wärter bekanntgegeben, aus 
welcher Richtung ein Zug zu erwarten ist. Die Bedienung 
der Schranken richtet sich streng nach dem für die betreffende 
Strecke geltenden Fahrplan. Die Übergangswärter sind ver- 
pflichtet, auch dann die Schranken rechtzeitig zu schließen, 
wenn einmal das Abläutesignal, der etwa vorgeschriebene 
Achtungspfiff der Lokomotive oder besondere Klingelsignale 
ausgeblieben sind, durch die das Kommen eines Zuges ange- 
kündigt wird. Auch hat sich der Wärter beim Ausbleiben des 
Signals in angemessener Zeit vor der planmäßigen Vorüber- 
fahrt eines Zuges außerhalb des Wachraumes auf dem Weg- 
übergange bereit zu halten. — Eine unnötige Hemmung des 
Wegverkehrs ist zu vermeiden. Die für das Publikum er- 
lassenen bahnpolizeilichen Vorschriften sind zu überwachen. 
Die Übergänge sind rein zu halten, bei Staubentwicklung mit 


Wasser zu besprengen und bei Glatteis mit Sand zu bestreuen, 
Die Spurrinnen im Gleise sind von Steinen, Schmutz, Schnee und 
Eis zu befreien. 


Zur vorgeschriebenen Ab- 
sperrung von - Wegüber- 
gängen der Hauptbahnen dienen Schranken. Je nach 
den örtlichen Verhältnissen, nach der Benutzungs- 
weise der Wege, der Eigenart und dem Umfange des 
Verkehrs auf ihnen, findet man Schranken vom ein- 
fachen, sich stets von selbst wieder schließenden 
Drehkreuze an wenig belebten Fußwegen an bis zu 
den großen vierteiligen Schlagbaumschranken an 
verkehrsreichen . Straßenübergängen, von dem 
Kettenabschlusse eines selten benutzten Wirtschafts- 
weges an bis zur eisernen, durch Zahnradgetriebe 
bewegten, schweren Torschranke eines städtischen 
Straßenüberganges. 


b). Schrankenanlagen. 


An Übergängen öffentlicher Wege mit lebhaftem Verkehre, 
die mit Schrankenwärtern besetzt sein müssen, kommen 
Handschranken zur Aufstellung, die je nach der Breite des 
Überganges mit ein oder zwei Schlagbäumen (zweiteilig oder 
vierteilig) auf jeder Bahnseite versehen sind, die mittels eines 
Hebels oder Grifirades entweder auf einmal (vollständig ge- 
Kuppelte Schranken) oder getrennt auf jeder Bahnseite für sich 
(einfach gekuppelte Schranken) vom Wärter geöffnet oder ge- 
schlossen werden können. 


Nach Bedarf verwendet man auch Zugschranken, die bei 
Wegübergängen, die nicht vom Wärter übersehen werden 
können, alle mit einem Läutewerk versehen sein müssen, das 
unmittelbar vor dem Schließen selbsttätig vor- und nach er- 
folgtem Schließen rückläutet. 


Die Bewegung der Schrankenbäume erfolgt durch den 
Wärter mittels doppelten Drahtzuges, dessen Längenänderungen 
sich durch Spannschrauben ausgleichen lassen und der auf 
Führungsrollen ruht. Die unterirdischen Leitungen unter den 
Überwegen werden meist in schmiedeeiserne Schlitzrohre einge- 
legt. Die Führungsrollen, Umlenkrollen und sonstigen Leitungs- 
teile gleichen den für Weichen- und Signalstellwerke geltenden 
Mustern. Gewöhnlich werden die zwei Bäume einer Schranke 
gekuppelt und jeder mit besonderem, zwangläufigem Antriebe 
versehen. Die Schrankenbäume kleiner Schranken sind meist 
aus Holz, die der größeren Schranken aus 1,25 bis 4 mm 
starken, konischen Stahlblechrohren hergestellt, die in Stücken 
von 2 m Länge ineinander geschoben und vernietet werden. 
Diese eisernen Bäume erhalten Längen bis zu 15 m und werden 
von über 8 m Länge an mit einem Sprengwerk gegen Durch- 
biegung versehen. Haben die Schranken Gitterbehang zur 


Verhinderung des Durch- 
kriechens von Kindern, so 
werden an die Bäume schon 
von 6,5 m Länge an Spreng- 
werke angebracht. — 
Durch eine Windevor- 
richtung, die es ermöglicht, 
die Schrankenbäume auch 
bei stärkstem Gegen- oder 
Seitenwind vorschriftsmäßig 
zu bewegen und sie bei 
schnellster Kurbeldrehung in 
jeder Stellung anzuhalten, 
werden die Drahtzugschran- 
ken in Tätigkeit gesetzt. Ehe 
sich die Schrankenbäume zu 
senken beginnen, muß die 
Vorläuteeinrichtung an der 
Schranke mindestens 10 
Glockenschläge innerhalb 15 
bis 20 Sekunden so ertönen 


lassen, daß Personen — 

iz nt zum selbst unter den ungünstigsten 
ewegen einer fern- x N 

gestellten Drahtzugschranke. Verhältnissen noch 30 m 

vor den Schrankenbäumen 


auf den bevorstehenden Schrankenschluß aufmerksam werden. 
Die Bauweise dieser Vor- und der Rückläutewerke ist bei den 
einzelnen Bahnverwaltungen verschieden. 

Große, vierteilige Straßenschranken werden statt durch 
Drahtzüge mittels besonderer Gestänge aus Gasrohren in Be- 
wegung gesetzt. Es befindet sich alsdann am Drehpunktständer 
ein besonderes Griffrad, das in ein gezahntes Segment ein- 
greift und, bei Bedienung durch den Wärter, die Schranken- 
bäume auf- und niedergehen läßt. 

An unübersichtlichen, sehr verkehrsreichen Überwegen 

steht die Schranken-Anlage wohl auch mit einer einige Hundert 
Meter vor dem Übergange aufgestellten Haltescheibe in der 
Weise in Abhängigkeit, daß die Haltescheibe nur dann den 
Zügen freie Fahrt anzeigt, wenn die Schranke herabgelassen 
und der Übergang gesperrt ist. 
Diese Be- 
leuchtung 
geschieht entweder durch leichte, an den Schlag- 
bäumen der Schranken auf- 


č) Die Beleuchtung der Wegübergänge. 


gehängte Laternen oder 
durch die Wärterhand- 
laternen oder durch be- 


sondere Pfahllaternen. 

Die an den Schranken ange- 
brachten Laternen zeigen meist 
weißes Licht, nach der Straßen- 
seite zu bei einzelnen Verwal- 
tungen aber auch rot oder grün 
geblendetes Licht. Damit bei 
offener Schranke ihr hoch- 
hängendes farbiges Licht von den 
Lokomotivführern nicht mit einem 
Streckensignal verwechselt wird, 
hat man am Schrankenbaum 
Blenden aus Blech angebracht, 
hinter die die Laterne in der 


Abb. 7. Niedergelassene 4teilige Straßenschranke 
für große Spannweiten. 
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Hochlage zu hän- 
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kommen die Über- 
gangslaternen D. R. 
P. 145049 zur An- 
wendung, die in 
einem Abstand von 
5m vom Schran- 
kenbaum seitlich 
aufgestellt werden. 


Die Frage, inwieweit zur Sicherung des Bahn- 
betriebes gegen die Gefahren, die der Automobil- 
verkehr auf Überwegen mit sich bringen kann, hin- 
sichtlich der Beleuchtung der Übergänge und ihrer 
Schranken Maßnahmen zu treffen sind, ist noch nicht 
allgemein entschieden. Die Automobile wollen sich 
selbst in bezug auf Geschwindigkeit und Ver- 
pflichtung zur Aufmerksamkeit keine Beschränkung 
auferlegen, hingegen sollen die Bahnen zu Vor- 
kehrungen gedrängt werden, die den Gefahren durch 


Abb. 9 
Schrankenbeleuchtung. 


den Automobilverkehr wirksam zu begegnen ver- 
mögen. — 
Vor Überwegen haben Automobile so zu fahren, daß sie 


5 m vor einer Bahnschranke zum Halten kommen können; sie 
werden daher, selbst bei ungünstigen örtlichen Verhältnissen, die 
geschlossene Schranke auf mehr als 5 m sehen müssen. 
Trotzdem sind einzelne Bahn- 
verwaltungen bereits damit vor- 
gegangen, Piahllaternen in zweck- 
mäßiger Weise etwa bis zu 10 m 
von den Wegschranken entiernt 
aufzustellen. Die der Bahn ab- 
gekehrten Scheiben dieser La- 
ternen werden mit dem Gatter- 
zeichen (Warnungszeichen nach 
Art. 8 des internationalen Ab- 
kommens über den Verkehr mit 
Kraftfahrzeugen) schwarz auf 
weißem Grunde (Abb. 9, 2a, b) 
versehen, und zwar benutzt man 
entweder gewöhnliche Laternen 


Abb. 8. Wegschranke. 
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oder viereckige Kastenlaternen 0,40 X 0,40 X 0,23 m groß. 


Auch alte Weichenlaternen auf Holzsäulen mit einem von der 
preußischen Eisenbahn-Verwaltung vorgeschriebenen, besonderen 
Automobilzeichen (Abb. 9, 2c) finden neuerdings Verwendung. 


"Abb. 10. Hoher, tenderartiger Schneepflug für Nebenbahnen 
im Gebirge. 


Reflektoren und farbenwechselndes Licht werden in solchen 
Laternen nicht angewendet, jedoch benutzt man möglichst 
starke Lichtquellen (Acetylen usw.), um zugleich die Schranken- 
bäume wirksam zu beleuchten, die zu diesem Zwecke in gutem 
weißen Anstrich zu erhalten sind. 


4. Maßnahmen gegen Schneeverwehungen. 


Starkes Schneetreiben und 
dadurch hervorgerufene 
Schneewehen führen zur Winterszeit fast regelmäßig 
nicht unbedeutende Verkehrsstörungen und Betriebs- 
einstellungen (namentlich auf Hochlands- und Ge- 
birgsbahnen) hervor, so daß die deutschen Eisen- 
bahnverwaltungen bemüht sein müssen, Vorsichts- 

maßregeln dagegen zu treffen. 

Schon bei Erbauung einer Eisenbahn erfolgt die 
Linienführung derartig, daß überall da, wo Schnee- 
verwehungen drohen, die Bahngleise tunlichst auf 
mittelhohe Dämme zu liegen kommen, daß Bahn- 
einschnitte von geringer Tiefe in freier, dem Schnee- 
treiben in der West-Ostrichtung ausgesetzter Lage 
vermieden werden und daß gefährdete Bahn- 
strecken in sachgemäßer Weise mit sogen. Schnee- 
schutzanlagen versehen werden. — Deren Her- 
stellung gewinnt von Jahr zu Jahr an Ausdehnung 
und erfährt fortgesetzt Neuerungen und Verbesse- 
rungen. Den Eisenbahnverwaltungen ist daran ge- 
legen, nicht nur die vielfachen Betriebsstörungen, 
sondern auch die namhaften Ausgaben für 
Schneebeseitigung, die bei den Eisenbahnen Deutsch- 
lands im Jahre 1908 insgesamt 7152888 M. oder 
126 M. für 1 km Bahnlänge betragen haben, nach 
Möglichkeit zu vermindern. 

Solange die Schneehöhe auf den Schienen bei 
ruhigem Schneefall 0,15 m nicht übersteigt, sorgen 
die vor den Laufrädern der Lokomotiven an- 
gebrachten Räumer für das Freihalten der Schienen, 
auch sind die Bahnwärter und Rottenarbeiter ver- 
pflichtet, mittels Schneeschubbrettern und Schnee- 
schaufeln stellenweise höhere Schneeablagerungen 
zu beseitigen. 


a) Schneebeseitigung. 


Bei größerer Schneehöhe genügt 
es nicht mehr, nur die Schienen 
frei zu legen, sondern es muß dann wegen der Feuer- 


b) Schneepflüge. 


249 


Abb. 11. Plattformwagen durch Holzvorbau zum Schneepflügen 
eingerichtet. 


kästen usw. der Lokomotiven auch der Raum 
zwischen und neben den Schienen vom Schnee be- 
freit werden. Dies kann nur durch besondere 
Schneepflüge geschehen, die dort, wo wenig Züge 
fahren und solange der Schnee trocken ist, von 
Pferden, auf verkehrsreichen Linien und bei nassem 
Schnee aber von Lokomotiven bewegt werden. — 

Vorn an den Lokomotiven der Züge befestigte kleine 
Schneeräumer haben sich recht gut bewährt. An Zügen, die 
schneller als 30 km/Stde. fahren, dürfen sie jedoch nicht ver- 
wendet werden. Man läßt daher bei andauerndem Schneefall 
vielfach Lokomotiven mit derartigen Schneeräumern in den 
Zugpausen hin- und herlaufen, damit größere Schnee- 
ansammlungen auf den Gleisen vermieden werden. 

Die Bauart der Lokomotivschneepflüge ist bei den einzelnen 
Bahnverwaltungen verschieden. Im allgemeinen hat der auf 
zwei, zur Vermeidung von Entgleisungen bis zu 9000 kg be- 
lasteten Achsen laufende Schneepflug (zu vergl. Abb. 10) die 
Gestalt einer großen Schaufel und wird, mit dem sogen. 
Schaufelschnabel voran, mittels einer schiebenden. Güterzugs- 
Lokomotive mit einer Fahrgeschwindigkeit von mindestens 
24, höchstens aber 35 Stundenkilometer vorwärts bewegt. Bei 
hoher Schneelage werden nach Bedarf 2 Lokomotiven zum 
Schieben verwendet. Auf diese Weise kann frischer Schnee 
bis etwa 1 m Höhe ohne vorbereitende Wegräumung beseitigt 
werden, während bei höherer Schneelage, bei stark zusammen- 
gedrücktem Schnee sowie in engen, hoch verwehten Ein- 
schnitten vorher, in angemessenen Entfernungen voneinander, 
Quereinschnitte in die Schneemassen mit der Schaufel gemacht 
werden müssen; der stehenbleibende Schneezwischenpfeiler 
darf geren den vorwärts getriebenen Schaufelschnabel keinen 
erheblichen Seitendruck ausüben, weil andernfalls leicht eine 
Entgleisung des Schneepflugs eintreten könnte. Auch der 
eiserne Schneepflug, Bauart Marin, mit einem senkrecht ver- 
stellbaren Pilugteile und aufschlagbaren Seitenpflügen, die von 
einem auf dem Schneepfluge befindlichen überdeckten Führer- 
stande aus bedient werden, wird vielfach angewendet. Ferner 
werden ausrangierte Plattiormwagen zum Schneepflügen be- 
nutzt, nachdem sie an der Stirnseite mit einem entsprechenden 
Holzgerüst versehen worden sind, dessen Oberfläche mit Eisen- 
blech beschlagen ist (Abb. 11). Das Pflügen muß tunlichst bei 
Tage erfolgen; läßt sich Nachtarbeit nicht vermeiden, so hat 
der Vorderteil des Piluges weißes Licht zu zeigen. Wird der 
arbeitende Schneepflug auf 2 gleisigen Bahnstrecken von Zügen 
gekreuzt, so soll der Schneepflug tunlichst halten. — 


Die Schneepflüge werden vor Wintersanfang 
dienstfertig gemacht und auf Stationen in der Nähe 
gefährdeter Strecken bereitgestellt. Sobald größere 
Schneeverwehungen auf freier Strecke eintreten. sind 
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die benachbarten Bahnhöfe sofort durch das Bahn- 
bewachungspersonal oder Rottenarbeiter zu unter- 
richten, damit wegen Ablassung der fahrplanmäßigen 
Züge das Erforderliche sofort verfügt werden kann. 


Im allgemeinen haben 
Schneeschutzanlagen den 
Zweck, das Verwehen von Eisenbahnstrecken zu ver- 
hindern. Dies geschieht in der Weise, daß der vom 
Wind herangetriebene Schnee entweder entlang der 
vorliegenden Bahngrenze oder jenseits des Bahn- 
körpers zur Ablagerung gebracht wird. Ein dem 
Schneetreiben ausgesetzter, nicht allzu tiefer Bahn- 
einschnitt ohne Schutzvorkehrungen bildet gar bald 
eine Schneegrube, in der ein Zugsverkehr unmöglich 
wird. 


Die Eisenbahnverwaltungen haben nun durch 
umfassende Versuche und’ Beobachtungen fest- 
gestellt, daß eine die Gewalt des schneetreibenden 
Windes’ brechende Schutzwehr am ehesten geeignet 
ist, den Schnee unmittelbar hinter sich im windstillen 
Bereich zur Ablagerung Zu bringen. Je größer das 
Gelände ist, von dem aus der Schnee der Bahn zu- 
getrieben wird, je größer muß auch der Querschnitt 
der zu schaffenden Schneeablagerungsfläche hinter 
der Schutzwehr sein. Selbstverständlich lagert sich 
nach und nach auch Schnee vor der Schutzwehr, 
der die Höhe der Schutzwehr erreichen kann, so- 
bald der Schnee auf der Ablagerungsfläche hinter ihr 
die Höhe der Schutzwehr erreicht hat. In welcher 
Weise dies bei den verschiedenen Formen der 
Schutzwehren geschieht, lassen die Skizzen (Abb. 12) 
erkennen. 

Die natürlichste Schutzwehr gegen Schneeverwehung 
bildet der Wald. Wo solcher nicht vorhanden, der Bodenwert 
aber gering ist, empfiehlt sich die Herstellung von Waldschutz- 
streifen, die bei Anpflanzung von Rottanne mindestens 5 m, bei 
gemischten Beständen (Fichten, Lebensbaum, Knieholz, Kiefern) 
etwa S m und bei Laubholz 15 bis 20 m breit und vor allem 


c) Schneeschutzanlagen. 


unten dicht sein müssen. Derartige Waldschutzstreifen werden 
zur Hälfte aus 12 jährigen, zur Hälfte aus 1jährigen Pflanzen 
hergestellt und mit 25 jährigem Umtriebe bewirtschaftet. — Bei 
tiefen Bahneinschnitten kann man die Herstellung von Wald- 
schutzstreifen entbehren, es genügt die Anpflanzung einer 
lebenden Hecke aus Laubholz oder Nadelholz nahe der 
Böschungskante.e Auch an hohen Dammböschungen pflanzt 
man wohl Hecken von Rottanne an, damit der vom Wind an 
der schrägen Dammböschung hinaufgetriebene Schnee nicht auf 
dem Gleise liegen bleibe. Hohe Schneeschutz-Mauern, wie sie 
anderwärts, namentlich in Alpenländern, anzutreffen sind und 
sich bewährt haben, werden im Deutschen Reiche im allgemeinen 
nicht errichtet, weil ihre Anlage sehr kostspielig ist. 

Hingegen werden Erddämme (Abb. 12, Skizzen 
3, 6, 7, 8) mit einfüßigen Böschungen und bis zu 4 m 
Höhe über Bahnkrone im erforderlichen Abstande von 
niedrigen Bahndämmen oder Einschnitten auf- 
geworfen, die sich als Schutzwälle recht gut be- 
währen. Entlang solcher Dämme muß ein gehörig 
tiefer Wasserabführungsgraben ausgehoben werden. 

Schneeschutzwände aus Altschwellen, die unter 
einem Winkel von 10° gegen die Senkrechte dicht 
aneinander gereiht, auf ein altes Schachtseil mit Draht 
festgebunden werden, das auf den Köpfen von.1 m 
tief eingegrabenen, etwa 2,5 m auseinander stehenden 
Altschwellen mittels eiserner Krampen festgehalten 
wird, haben ebenfalls wegen ihrer billigen Herstellung 
und guten Wirkungsweise weite Verbreitung ge- 
funden. 

Ebenso sind 1,6 m bis 2,2 m hohe Wände aus 
getränkten Brettafeln (Abb. 12, Skizzen 2a, 2b), die 
zur Winterszeit zwischen je zwei in Abständen von 
1,755 m bis 2 m eingegrabenen Altschwellenpaaren 
eingesetzt werden, ein wirksames Schutzmittel gegen 
Schneewehen. — Diese Brettafeln können während 
der Schneeablagerungen leicht gehoben und auf unter- 
gestopften Schnee gesetzt werden, so daß sie immer 
von neuem den anwehenden Schnee aufzuhalten ver- 
mögen. Wo es darauf ankommt, den Erwerb breiter 
Landstreifen für Schneeablagerungszwecke entlang 
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Abb. 12. Schneeschutzanlagen. 


der Bahn aus wirtschaftlichen Gründen zu vermeiden, 
bedient man sich mit Erfolg versetzbarer und zu- 
sammenlegbarer 3,5 m langer Horden aus hölzernen 
Latten (Abb. 12, Skizze 4b), die 2,25 m hoch sind und 
vor Wintersanfang in etwa 8—10 m Abstand von der 
Bahnböschungskante an in die Erde eingeschlagene 
Pfähle mittels Draht befestigt werden. Das jedes- 
malige Aufstellen von 100 m solcher Schutzhorden 
kostet etwa 16 M., das Abbrechen und Aufstapeln 
10 M., die erstmalige Beschaffung einschl. Car- 
bolineumanstrich 320 M. 


Zur Duldung solcher Schutzwände während des 
Winters sind die angrenzenden Grundstücke in der 
Regel mit einer Dienstbarkeit belastet. 


Statt hölzerner Horden werden wohl auch aus 
Kokosgarn geflochtene 1,50 m hohe Matten, Horden 
aus Bast oder Weidenruten, weitmaschige Draht- 
geflechte und ähnliche, die Windgeschwindigkeit 
hemmende Schneewehren im Herbst aufgestellt und 
im Frühjahr wieder beseitigt. 
Die Wahl des Systems hängt 
ausschließlich von den ört- 
lichen Verhältnissen, von den 
Herstellungs- und den Unter- 
haltungskosten und davon ab, 
ob man mit langem oder 
kurzem Winter, mit rauher 
oder milder Ortslage u. a. m. 
zu rechnen hat. — Bei Auf- 
stellung von Schneeschutz- 
wänden verdienen namentlich 
die Stellen des Bahnkörpers 
besondere Beachtung, an 
denen der Bahndamm in den Bahneinschnitt über- 
geht, da hier durch Wirbelwind in erster Linie Ver- 
wehungen des Voreinschnitts einzutreten pflegen. 
Man ordnet daher die Schneezäune in entsprechender 
Entfernung vom Gleise kreisförmig und wohl auch 
doppelt an (Abb. 12, Skizze 5). 


5. Die Vorkehrungen zur Verhütung von 
Waldbränden. 


Die von den deutschen Eisenbahn- 
verwaltungen getroffenen Maß- 
nahmen zum Schutze der von Bahnanlagen berührten 
Forsten gegen Waldfeuer infolge Funkenflugs aus 
den Lokomotiven sind in einheitlicher Durchführung 
begriffen. 

Jeder Waldbestand in unmittelbarer Bahnnähe ist 
mehr oder weniger durch Funkenflug gefährdet, am 
meisten Nadelholzforsten auf geringem, namentlich 
trockenem Boden. Die Waldbrände entstehen viel 
öfter durch grössere glühende oder flammende 
Kohlenstückchen, die aus der Lokomotive 
geschleudert werden, als durch die schnell ver- 
löschenden leichten Funkenregen. Der so entstehende 
Schaden ist namentlich in trockenen Jahren ganz 


a) Allgemeines. 


Die Bahn-Bewachung. 
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bedeutend. Als sicherster Schutz gegen das Umsich- 
greifen von Waldbränden gelten mit Holz bestandene 
Streifen von ausreichender Breite zu beiden Seiten 
der Bahn. Diese Streifen lassen glühende Kohlen- 
stückchen weder hindurch, noch können sie von ihnen 
überflogen werden. Natürlich muss Vorsorge ge- 
troffen sein, dass leicht brennbare Gräser, Moos, 
Haidekraut usw. auf dem Waldboden des Schutz- 
streifens vor dem Überlaufen des oft eintretenden 
Bahnböschungsieuers geschützt werden. 


Jeder Waldbrand beginnt mit Entzündung des 
Bodenüberzugs und daraus entstehendem Lauffeuer. 
Es ist daher versucht worden, durch Aufstellung 
dichter Drahtgitter, durch Errichtung von Mauern, 
durch Wellblechplanken, Wassergräben u. a. m. be- 
sonders wertvolle Waldbestände entlang der Bahn- 
grenze vor Flugfeuer zu schützen. Derartige Anlagen 
haben aber bei starkem Winde keinen ausreichenden 
Schutz geboten, da sie nicht groß genug her- 
j gestėllt werden konnten, um 
das Überfliegen glühender 
Kohlenstückchen aufzuhalten. 


Auf Vor- 
schlag 

des Deutschen Forstvereins 
ist man daher neuerdings 
dazu geschritten, die feuer- 
gefährdeten Waldbestände 
durch systematische. Anlage 
Š$ von Schutzstreifen zu 

sichern. — Man wandelt dazu 

bei Neuanlagen den beider- 
seits der Bahn vorhandenen Waldbestand in je 12 bis 
15 m Breite zu- einem bestandenen Schutzstreifen um, 
indem man zunächst den Bodenüberzug von hohem, 
trockenem Gras, abgefallenen trockenen Zweigen, 
dürrem Gestrüpp usw. befreit, ohne jedoch die Boden- 
kruste völlig zu beseitigen. Alsdann werden (Abb. 13) 
an den anstehenden Bäumen bis auf etwa 1,5 m Höhe 
die dürren Äste oder -die tief bis zum Boden herab- 
hängenden grünen Äste entfernt. Bei den am bahn- 
seitigen Rande der Schutzstreifen stehenden Baum- 
stämmen schont man hingegen den Waldmantel sorg- 
fältig. Zu beiden Seiten der Bahn wird der Schutz- 
streifen durch 1 bis 2 m breite Wundstreifen entlang 
der Bahngrenze und entlang dem eigentlichen Wald- 
bestande abgegrenzt und ebenso werden in 20 bis 
40 m Entfernung 1 bis 2 m breite Querstreifen wund- 
gehalten, so daß 12 bis 15 m breite und 20 bis 40 m 
lange von Wundstreifen umgebene Waldstücke 
zwischen Bahn und Forst zu liegen kommen. — Die 
Wundstreifen haben den Zweck, ein Überlaufen von 
Bodenfeuer zu verhindern, während der dazwischen 
liegende sogen. Schutzbestand glühende Kohlen- 
stückchen aus den Lokomotiven auffangen und deren 
Überfliegen in den zu schützenden Wald unmöglich 
machen soll. 


b) Schutzstreifen. 
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Der Schutzstreifenbestand unterliegt 60 bis 80 
jährigem Umtriebe. Die Aufforstung geschieht auf 
trocknen, armen Standorten am besten durch das 
Pflanzen einjähriger Kiefern im Verbande von 
1,2 : 0,50 m, mit verschulten dreijährigen Kiefern im 
Verbande 1,3 : 1,3 m. Solange diese Pflanzung noch 
nicht die Höhe von 2 m erreicht hat, ist die vorüber- 
gehende Anlage eines Parallelschutzstreifens zweck- 
mäßig; auch ist im Frühjahr der Boden zwischen den 
Pilanzenreihen einige lahre lang wund zu halten. — 
Wo die Bewirtschaftungsweise des angrenzenden 
Forstgeländes es wünschenswert erscheinen läßt, kann 
statt Nadelholz auch Laubholz angepflanzt werden. 
Der Abtrieb des Schutzbestandes darf niemals auf 
beiden Seiten der Bahn gleichzeitig, sondern nur ein- 
seitig und niemals gleichzeitig mit dem Abtriebe des 
dahinter liegenden Bestandes erfolgen, vielmehr soll 
der Schutzbestand auf der andern Seite der Bahn erst 
abgetrieben werden, wenn die Wipfel der Anpflanzung 
auf der zunächst verjüngten Seite die Höhe des Loko- 
motivschornsteins erreicht haben. — Die Wund- 
streifen sind durch die Eisenbahnverwaltung stets 
pflanzenfrei zu halten. Es wird daher der Humus in 
vorgeschriebener Breite dauernd entfernt und der 
Pflanzenwuchs durch Jäten, Aufhacken, durch 
Streuen von Viehsalz oder durch Übergießen der 
Flächen mit verbrauchter Lauge aus den Schwellen- 
tränkanstalten, oder wohl auch durch Aufbringen 
einer Schicht von Steingrus oder keimfreiem Sande 
auf die Wundstreifen mit Vorteil auf Jahre hinaus 
getötet. — Bei Staatsforsten haben diese Ein- 
richtungen im Einvernehmen mit den Forstrevier- 
verwaltungen, bei Privatwaldungen auf Grund bahn- 
seitiger Verhandlungen mit deren Besitzern zu 
erfolgen. 


Die Telegraphenstangen an Bahnstrecken, die 
der Waldbrandgefahr besonders ausgesetzt er- 
scheinen, werden in etwa 1,75 m Höhe je mit einem 
0,60 m breiten ringsumlaufenden weißen Farbbande 
versehen, damit das Lokomotivpersonal die Stellen 
sofort erkenne, wo das Nachfeuern der Lokomotive 
mit größter Vorsicht zu bewirken und auf das un- 
bedingt notwendigste Maß zu beschränken ist. 


i ) Wenn auch zahl- 
c) Funkenfänger der Lokomotiven. che Wald- 


brände in der Nähe von Eisenbahnen durch 
brennende Zigarrenstummel hervorgerufen werden 
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mögen, die Reisende unverzeihlicher Weise aus 
den Wagenfenstern werfen, so ist doch die Mehr- 
zahl der Waldbrände auf Funkenflug zurückzuführen. 
— Je bessere Brennstoffe zum Heizen der Loko- 
motiven verwendet werden, je geringer wird der 
Funkenflug sein. Die Roste und Heizflächen der 
Lokomotiven müssen um so grösser ausgebildet 
werden, je weniger wertvolle Brennstoffe zur Ver- 
wendung kommen. 


Um den zur Regulierung der Dampfspannung 
nötigen Luftzug für das Kesselfeuer zu verstärken 
oder zu schwächen, sind die Lokomotiven mit Ein- 
richtungen versehen, die als Heusingersches Klapp- 
blasrohr, als Adamsches Blasrohr, als Kordingsches 
Blasrohr, als Pohlmayerscher Ausströmungs- 
regulator u. a. m. bekannt sind. Wenn durch das Blas- 
rohr zeitweise zu viel Zug erzeugt wird, so müssen die 
Klappen des Aschkastens geschlossen werden. 
Dadurch aber wird die Verbrennung der Kohlen 
gehemmt, sie wird unvollkommen und die glühenden 
Kohlenteilchen verlassen als Funkenflug den Loko- 
motivschornstein. Um diese der Bahnumgebung 
Gefahr bringenden Funken tunlichst in der Loko- 
motive zurückzuhalten, hat man sogen. Funkenfänger 
in den Rauchkammern oder Schornsteinen der Loko- 
motiven angebracht. Ihre Bauart ist äußerst mannig- 
fach. 

Bei Naßdampflokomotiven verwendet man den 
Doppelstabfunkenfänger, der aus zwei Reihen über- 
einander liegender versetzter Stäbe als Mittelteil und 
gelochten Blechen als Seitenteile besteht, den Adels- 
bergerschen Funkenfänger aus einem gelochten 
Blechschirm mit gelochtem Blasrohraufsatz und den 
Holzapfelschen Korbfunkenfänger, bei dem auf dem 
Blasrohr ein trichterförmiges Drahtgeflecht, oder den 
Thomasschen Funkenfänger, bei dem ein Trichter 
aus jalousienartig gestellten wagerechten Flacheisen- 
stäbchen aufsitzt, endlich bei Heißdampflokomotiven 
den Doppelkorbfunkenfänger Bauart Holzapfel. 

Während durch diese Anordnungen die Funken 
in den Rauchkamern zurückgehalten werden, sucht 
man die bei Braunkohlenfeuerung leicht hindurch- 
schlüpfenden Funken noch vor Eintritt in den Schorn- 
stein in einer Kröpfung abzulenken oder am Schorn- 
steinkopfe durch konische Trichter, Aufsätze mit 
Deckel usw. aufzufangen oder endlich durch ein- 
gebaute spitz zulaufende Ablenkflächen nieder- 
zuschlagen. — 


Kapitel XIV. 
Die Unterhaltung der Gleis- und Weichenanlagen. 


Von R. Scheibe, Finanz- und Baurat bei der Generaldirektion der Sächsischen Staatsbahnen in Dresden. 


1. Ungünstige Einwirkungen äußerer Kräfte auf den 
Oberbau und ihre Bekämpiung. 


Die Gleise, deren vorschriftsmäßige 
Lage für den Betrieb außerordentlich 
wichtig ist, erleiden durch atmosphärische Vorgänge, 
durch Wärme und Kälte, sowie durch Drücke und 
Stöße der Fahrzeuge Beanspruchungen, die diese 
Lage, wie auch die dauernd feste Verbindung der 
Schienen mit den Schwellen oft ändern. Es erscheint 
deshalb folgerichtig, nicht nur diesen Einflüssen 
große Aufmerksamkeit zuzuwenden, sondern auch 
vorbeugende Maßnahmen zu treffen. Es lassen sich 
durch gewisse einmalige Mehrausgaben beim Bau 
dauernde Mehrausgaben bei der Bahnunterhaltung 
vermeiden. 


Allgemeines. 


A. Einflüsse atmosphärischer Niederschläge und der Wärme- 
schwankungen. 
Eindringendes Regen- und Schnee- 
wasser bewirkt, wenn es nicht bald 
wieder ablaufen kann, namentlich bei Eintritt von 
Frost oder durch Aufweichen des Unterbaues in der 
Bettung Veränderungen, die die Schwellen in ver- 
verschiedene Höhenlage bringen und die vollständige 
und gleichmäßige Druckübertragung aufheben, so daß 
Schienen und Schienenverbindungen übermäßig, im 
ungünstigsten Falle bis zum Bruche, beansprucht 
werden und Entgleisungen die Folge sein können. 
Der beste Schutz in dieser Hinsicht besteht in gut 
ableitenden Seitengräben, ausreichendem Quergefälle 
der regulierten Bettungssohle und einer gut durch- 
lässigen, unten womöglich aus fester Packlage und 
oben aus hartem Steinschlage bestehenden Bettung. 
Sind in nicht genügend entwässerten Strecken Hebungen 
kurzer Gleisteile durch Auffrieren entstanden (sogen. Frost- 
buckel), so werden sie, solange der Frost anhält, auf den nicht 
oder weniger gehobenen Schwellen durch unter die Unterlags- 
platten geschobene Brettstücke ausgeglichen. 


Wasser und Eis. 


Übermäßige Verrostung 
und daher Schwächung 
der Schienen, der Eisenschwellen und des Kleineisens tritt ein, 
wenn die atmosphärischen Niederschläge aus der Luft viel zer- 
setzende Säuren aufnehmen können (Nähe gewisser industrieller 
Anlagen) oder wenn von Kohlenwagen oder anderen Fahrzeugen 
Säurehaltige Wässer auf die eisernen Gleisteile tropfen. Ebenso 
wirken in Tunnels die oxydierenden Rauchgase schädlich auf 
die eisernen Teile des Oberbaus, weshalb von den meisten Ver- 


Verschwächung durch Oxydatıonen. 


waltungen in den Tunnelstrecken Holzschwellen selbst dann ver- 
wendet werden, wenn auch im übrigen Eisenschwellen in Ge- 
brauch sind. 

Ein zeitweise wiederholter Anstrich der Eisenteile auf der- 
artigen Strecken mit Steinkohlenteer, Öl- und Fettabgängen 
aus den Werkstätten usw., wie dies z. B. bei der sächsischen 
Verwaltung üblich ist, bietet in solchen Fällen einen guten 
Schutz. 


Großen Einfluß auf das Ver- 
halten des Oberbaues, ins- 
besondere der Schienen, übt die Temperaturänderung 
aus. Wenn auch durch Herstellung von Stoßlücken 
und von Langlöchern in Schienen oder Laschen der 
Möglichkeit der Ausdehnung und Zusammenziehung 
Rechnung getragen ist, so kommt es durch die bereits 
in Kap. III erwähnten und weiter unten noch ein- 
gehender behandelten Wandererscheinungen der 
Schienen häufig zum Verschwinden dieser Zwischen- 
räume. Bei Eintritt großer Hitze häufen sich dann 
in den Schienensträngen Spannungen von solcher 
Größe an, daß bei Störung des Gleichgewichts- 
zustands im Gleise (Beseitigung der Schwellenver- 
füllung oder Lösung der Schienenbefestigung an ein- 
zelnen Stellen bei Ausbesserungs- oder Auswechse- 
lungsarbeiten) eine plötzliche Änderung der ganzen 
Gleisanlage — Gleisverwerfung — mit unter Um- 
ständen schweren Betriebsfolgen eintreten kann. Ein 
gleicher Zustand wird herbeigeführt, wenn die 
Laschen so fest an die Schienen gepreßt werden, 
daß jede gegenseitige Verschiebung verhindert wird. 
Entsprechende Stoßlücken bei nur mäßigem Anzuge 
der Laschenschrauben sind sonach äußerst wichtige 
Erfordernisse der Bahnunterhaltung. 


Temperaturwirkungen. 


B. Einflüsse der Bewegung der Fahrzeuge. 


Die dynamischen Nebenwirkungen 
der Fahrzeuge ergeben oft schon in 
kurzer Zeit unwillkommene Erscheinungen im Gleise. 
Die für die Befahrung so überaus geschätzte Elasti- 
zität guter, neuer Gleise, wie sie jetzt bei allen 
deutschen Verwaltungen gebaut werden, kann durch 
ungehemmte Fortwirkung der dynamischen Bean- 
spruchung der Gleisteile zur völligen Unbrauchbar- 
keit der,letzteren führen. Diese von der Bahnunter- 
haltung viel Umsicht und Aufmerksamkeit heischen- 
den Einflüsse sind im wesentlichen folgende: 


Allgemeines. 
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a) Längskräfte in der Fahrrichtung. 


@) Die wechselnden, elastischen Zusammendrückungen und 
Ausdehnungen in Kopf und Fuß der Schienen bei deren Durch- 
biegung infolge der vorwärtsschreitenden Raddrücke. 

Die hierdurch bedingten Längenänderungen gleichen sich 
wegen der gleichzeitigen Festhaltung der Schienen durch die 
Drücke anderer Achsen auf einzelnen Schwellen nicht am Ent- 
stehungsorte aus. Sie vollziehen sich vielmehr immer vor dem 
Zuge und äußern sich daher in einem geringen Fortschreiten der 
Schienen in der Fahrrichtung. 

P) Stoß jedes Rades auf 
schreiten der Stoßlücke nach 
Maßgabe der Lückenweite und 
der Höhe der entstehenden 
Stufe. — Bei den rädertragen- 
den Laschen (Kap.Ill Abschn.4) 
erfolgt ein Stoß in etwas 
anderer Form beim Auflauf des 
Radreifens auf die ansteigende 
Fläche der Lasche. 

y) Die beim Bremsen der 
Züge entstehende gleitende 
Reibung der gebremsten Räder. 

J) Stöße der Radflansche 
an die Schienen infolge der 
schlingernden Bewegung der 
Fahrzeuge. 


Über- 


Schienenkopf beim 


den 


Abb. 1. 


£) Die gleitende Reibung der Radreifen in Bögen, insoweit 
sie bei verschiedener Größe des Weges der Räder einer steifen 
Achse an der Bogeninnenseite eintritt. 


b) Längskräfte gegen die Fahrrichtung. 


@) Die von der Lokomotive ausgeübte Zugkraft (Adhäsion). 
f) Die gleitende Reibung „trommelnder“ Lokomotivräder. 


Abb. 2. Verschiebung der Stöße. 
Entstehung unzulässiger Schwellenabstände. 


y) Die lebendige Kraft der Drehbewegung aller unge- 
bremsten Wagenräder beim Eintritt der Bremsung der anderen 
Achsen. 


ô) Das Schleifen der Spurkränze an den Kopfseiten der 
Schienen. 


&) Die Schwerkraft auf stark geneigten Strecken (wirkt 
gegebenenfalls auch in der Fahrrichtung). 


c) Lofrecht wirkende Kräfte. 


Soweit der Bettungswiderstand den lotrechten Schwellen- 
drücken durch die Radlasten infolge der Zusammendrückbar- 
keit der Bettung oder vorhandener Stopfungsmängel nicht 


Reißen der Decke der Eisenschwellen. 
Einreiben der Laschen in Klemmplatten und Schwellen. 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


unmittelbar voll entgegenwirkt, treten beim Befahren des 
Gleises wellenförmig gestaltete Senkungen auf. In diesem Falle 
entstehen an den Schienenbefestigungsstellen nach aufwärts 
wirkende Kräfte, die nach und nach die Lockerung der Schienen- 
befestigung zustandebringen. In ähnlicher Weise ergibt die 
Eigenschaft der Schienen als durchlaufender Träger über Einzel- 
stützen beim Überrollen der Radlasten vorübergehende Kraft- 
äußerungen auf die Befestigungsmittel nach aufwärts, die zu 
den vorstehend genannten hinzutreten. 


Je nach Lage der Raddrucklinie in der Mitte der Unterlags- 
platte oder außerhalb wird sich die Platte gleichmäßig oder 
ungleichmäßig in dieSchwelle 

eindrücken. 


d) Seitlich nach auswärts 
gerichtete Kräfte. 


«) Die Zentrifugalkraft 
am Außenstrange der Gleis- 
bögen vermittelt durch die 
Reibung zwischen Rad 
und Schiene auf der Lauf- 
und der Innenfläche des 
Kopfes. 

8) Die in der Bauart 
gewisser Lokomotiv- oder 
Wagenarten begründeten, 
vermehrten Seitendrücke oder Stöße nach außen. 

Alle unter a bis d genannten Kräfte erzeugen ganz wesent- 
liche Zusatzbeanspruchungen des Oberbaues namentlich dann, 
wenn sie sich bei größeren Geschwindigkeiten der Fahrzeuge 
äußern. 


Abb.3. Aufkanten der Stoßschwellen, Verbiegen der Schwellen- 
schrauben, Einpressen und Verschieben der Unterlagsplatten. 


FolgewirkungenderKräfteunter 
a pis d. 


Aus der Lockerung der Schienenbefestigung, auf 
die auch die auswärtsgerichteten Kräfte hinwirken, 
folgt die Beweglichkeit der Einzelteile des Oberbaues 
gegeneinander und hieraus ergibt sich in Ansehung 
der meist großen Geschwindigkeiten und der hierin 
begründeten starken Kraftäußerungen der fahrenden 
Züge eine fortgesetzt auf Abnützung aller Oberbau- 
teile, sowie auf deren Verdrücken, Verdrehen usw. 
gerichtete Arbeitsleistung. 
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Leitachienen, 

Jir preuf hessischen 
Verwaltung 

bei cholzschmellen 


Ba 


Bin | 
Py 


Abb. 4. 


Veränderung in der Spurweite, Verschiebung 
der Schienenstöße und der Stoßschwellen aus dem 
rechten Winkel, außergewöhnliche Einpressungen der 
Unterlagsplatten in die Schwellen, unzulässige Ver- 
größerung der Schwellenabstände, die zu Schienen- 
brüchen führen können, Aufkanten einzelner 
Schwellen, Lockerung und Verschiebung der Bettung 


usw. (siehe Abb. 1 bis 3) sind dann die Folge- 
wirkungen dieser 


Kräfte, die zwar im 
Einzelvorkommen 
nicht  betriebsgefähr- 
lich sind, deren Be- 
seitigung aber außer- 
ordentlich viel Geld 
kostet und die in ge- 


Die Leitschienen wirken in Rücksicht auf 
den durch die Technischen Vereinbarungen 
(S. Kap. XXIX) geregelten Innenabstand der Räder 
so lange, als die Leitweite, das ist die Spur- 
weite abzüglich der Rinnenweite durch die Ab- 
nützung der Leitschiene nicht auf mehr als 
etwa 1388 mm vermindert ist. Das Schmieren 
der Seitenflächen der Leit- uud der äußeren 
Fahrschiene übt eine günstige Wirkung hin- 
sichtlich der Widerstände der Fahrzeuge 
bei Leitschienen wie auch in Bögen im all- 
gemeinen aus, 

Andere Mittel zur Aufnahme der seitlich 
nach auswärts wirkenden Kräfte sind Spur- 
stangen (in der neutralen Achse der Schienen. angebrachte 
Verschraubungen beider Stränge) oder Verkupplungen der 
beiderseitigen Unterlagsplatten und die in neuerer Zeit vielfach 
angewendete Verdübelung der Schwellen. Eiserne Schwellen 
leisten den seitlichen Kraftäußerungen an sich besseren Wider- 
stand. 


Bei Holzschwellen entstandene unzulässige Spurverände- 
rungen werden, falls nicht die vorgenannten Verbesserungen 
durch Auspflöckung der Nagel- und 
SchraubenlöchermitHolz- 
pfropfen und Neubefesti- 
gung der Schiene auf der 
Schwelle berichtigt. 


Anwendung finden, 


8) Gegen lotrechte Kräfte. 


Das Hauptschutzmittel 
ist die feste Stopfung 


aller Schwellen. Diese 
wissem Zusammen- ist nur dann zu er- 
wirken sehr wohl zielen, wenn sich das 
ernste Folgen nach Stopfmaterial zu einer 
z 3 Abb. 5 gleichförmigen Lager- 
sich ziehen können, 


C. Unterhaltung der Gleise. 


a) Vorbeugungen gegen die schädlichen Wirkungen der Be- 
triebskräfte, insbesondere auch gegen das Wandern. 


Den wesentlichsten Anteil an der Vorbeugung 
hat die Bauweise des Oberbaues, insofern sie auf die 
zu erwartenden Kraftäußerungen genügend Rück- 
sicht nimmt und den Oberbau mit ausreichenden 
Abwehrmitteln gegen diese verschiedenen Bean- 
spruchungen ausstattet. 


Anderweite Mittel sind folgende: 
a) Gegen seitliche Kräfte. 


Eine erhebliche Schonung des Gleises in Krümmungen, ins- 
besondere eine größere Sicherung der Spurhaltung, eine Ent- 
lastung der Befestigungsmittel und vor allem eine geringere 
seitliche Abnützung des Kopfes der Außenschienen gewähren 
die Leitschienen am Innenstrange. Sie bieten gleichzeitig einen 
Schutz gegen Entgleisungen und werden in der Regel bei Gleis- 
krümmungen von 500 m Halbmesser und darunter eingebaut. 
Während, wie Abb. 4 und 5 zeigt, bei der preußisch-hessischen 
Verwaltung die Leitschienenanlagen wegen Vermeidung 
des Durchbohrens des Fahrschienensteges aus neuen, 
besonders gewalzten Teilen bestehen, verwenden andere 
Verwaltungen, z.B. die sächsische hierzu ausschließlich 
alte Schienen mit noch einer guten Fahrkante und er- 
zielen dadurch eine Kostenverminderung (Abb. 6). 


IN 


schicht unter der Holz- 
oder Eisenschwelle verdichten läßt, und dies kann nur bei 
einem mäßigen Korne des Stopigutes (6 cm Durchmesser des 
kleinsten Querschnittes) erfolgen. Bei gröberem Steinschlage 
entstehen namentlich bei Eisenschwellen schädliche Hohlräume. 
Kies und Sand ergeben zwar gleichmäßige Lagerflächen, aber 
geringere Wasserdurchlässigkeit und Kies allein größere Zu- 
sammendrückbarkeit. Ist eine Hohllage vorhanden, so er- 
scheint es unrichtig, die untrüglichen Merkmale einer Schwellen- 
lockerung, die Hellerfärbung des aufliegenden Deckmaterials 
und den dumpfen Klang beim Anklopfen unbeachtet zu lassen 
und an Stelle des sofortigen Feststopfens letzteres auf die 
nächste allgemeine Durcharbeitung der Strecke (s. Seite 257) 
zu verschieben. — Hier ist die sofortige Abhilfe auch die wirt- 
schaftlich richtigste. 
Das nächste Mittel gegen die lotrechten Kraftwirkungen ist 
die tunlichst vollkommene Befestigung der Schiene auf der 


- SS U Mh 
Im 


Abb. 6. 
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Schwelle, die in neuerer Zeit stetig verbessert und bei der 
Holzschwelle durch Ersatz des Nagels durch die Schwellen- 
schraube, durch Schraubdübel, durch besonders in die Schwelle 
eingesetzte Eisenhülsen als Sitz der Schwellenschrauben usw. 
zu erzielen erstrebt wird. Da trotz dieser Verbesserungen, die 
jedoch immer noch einen gewissen Hebungsspielraum der 
Schienen auf der Schwelle zulassen werden, selbst bei einwand- 
freier Stopfung ein abwechselndes Lüften und Wiederandrücken 
der Schwellen auf ihr Lager nach Maßgabe des Schwellen- 
abstandes stattfindet, so ergibt sich die Notwendigkeit der 
tunlichsten Verminderung des letzteren. 


y) Gegen das Wandern von Schienen und Schwellen. 


Die Seite 254 beschriebenen und in Abb. 1 bis 3 dar- 
gestellten Wirkungen müssen in Beachtung der Unvermeidbar- 
keit der Längskräfte (unter a und b) in kurzer oder längerer 
Zeit dann eintreten, wenn diese Längskräfte nicht am Orte ihrer 
Entstehung bekämpft werden, sondern wenn sie sich auf die 
benachbarten Schienen fortpflanzen können. 

Die Hauptgrundsätze zur 
Hintanhaltung der Wanderung 
sind daher: 


1. Überführungen der inner- 
halb einer Schienenlänge 
entstehenden Schubkräfte 
in die Bettung, wo sie ihre 
Vernichtung finden, und 

2. Verhinderung der Schub- 
übertragung von einer 
Schiene auf die andere. 


Letzteres auch in Rück- 
sicht darauf, daß es nicht 
zweckmäßig ist, die ohne- 
hin bedeutenden Inanspruch- 
nahmen, die die Laschen 
infolge der Biegungsbean- 
spruchungen erleiden, durch 
die Widerstandsleistungen 
gegen den Wanderschub noch 
zu erhöhen. 

Der Grundsatz unter 2. deckt sich nicht mit der zurzeit 
noch zumeist im Brauche befindlichen Gepflogenheit, gerade die 
Schienenstöße zur Aufnahme der Längskräfte mit auszunützen 
und ihre Bauweise dementsprechend auszubilden, er entspricht 
aber der seit vielen Jahren vom Verein Deutscher Eisenbahn- 
verwaltungen aufgestellten Forderung nach einem Wander- 
schutzmittel, das die Freihaltung des Schienenstoßes, des ohne- 
hin schwächsten Gleisteils, von dieser Aufgabe gestattet. 


Die Durchführung dieser Grundsätze 
voraus: 

a) Die Fähigkeit aller Mitielschwellen, den innerhalb einer 
Schienenlänge entstehenden Längsschub aufzunehmen, wodurch 
eine erhebliche Verkleinerung des letzteren am einzelnen Stütz- 
punkte entsteht. 

f) Eine entsprechende Reibung der Schwelle in der Bettung, 
durch die dann der kleine Teil des Längsschubes, den jede der 
Mittelschwellen empfängt, leicht in die Bettung übertragen 
werden kann. Runde, rollige Kiesel taugen deshalb weniger 
als scharfkantiger, rauher Steinschlag. 

7) Die Vermeidung der Laschenstützung an den Stoß- 
schwellen und deren Unterlagsplatten. 

ô) Die Vermeidung zu großer Reibung zwischen Laschen 
und Schienen infolge zu scharfen Anziehens der Laschen- 
schrauben. 

£) Die Verhinderung der Rückwärtsbewegung der Schienen 
über das durch die Temperaturänderung gegebene Maß hinaus. 


Schienen. 


setzt 


Abb. 7. Wanderschutz durch Wellung eines Fußrandes der 


Der Stoß bleibt frei vom Längsschube im Gleise. 


Erreichbar ist die Erfüllung dieser Voraussetzungen durch 
jedes der für Mittelschwellen bestimmten, in Kap. III und weiter 
unten genannten Wanderschutzmittel, sofern dieses nicht durch 
entgegengesetzt wirkende Einflüsse seiner Stützung an oder auf 
der Schwelle ganz oder teilweise verlustig geht. 

Ein Oberbau mit dauernd guter und viel Reibung bietender 
Befestigung der Schienen auf den Schwellen bedarf, weil hier 
der Grundsatz unter @) ohnehin erfüllt wird, eines besonderen 
Wanderschutzmittels in viel geringerem Grade, als ein solcher 
mit minderwertigerer Schienenbeiestigung. Zurzeit ist es bei 
allen Verwaltungen üblich, die Wanderschutzmittel nur auf 
einzelnen Schwellen und zwar bei einigen in der Mitte der 
Schienen, bei anderen an ihren Enden oder in der Mitte und an 
den Enden anzubringen, zum Teil (in Preußen-Hessen) gleich 
beim Bau des Gleises, zum Teil aber erst dann, wenn die Wir- 
kungen des Wanderschubes sichtbar werden. Die Anbringung 
des Schutzes auf allen Mittelschwellen im Gegensatz zu obigem 
wird, wegen der dann weitgehenden Zerkleinerung des Schubes, 
schädliche Wirkungen überhaupt niemals aufkommen lassen. 
Die Frage der rechtzeitigen Aufhebung des Längsschubes im 
Gleise ist rein wirtschaftlich, 
und zwar muß gefragt werden: 
„Wie teuer darf eingegebenen- 
falls auf allen Mittelschwellen 

anzubringendes Wander- 
schutzmittel sein, wenn seine 
Beschaffungskosten noch unter 
den zu ersparenden Mehraus- 
gaben für die Oberbau-Unter- 
haltung bleiben sollen?“ 

Der Klärung dieser wich- 
tigen Frage widmen sich jetzt 
viele Eisenbahnverwaltungen. 
Die sächsische hat in den Be- 
reich ihrer Vergleichsbeobach- 
tungen auch einen Wander- 
schutz durch den gewellten 
Außenrand des Schienenfußes, 
in den die mit gleichgeform- 
tem erhöhtenRandeversehenen 
gewöhnlichen Unterlagsplatten 
eingreifen, gezogen (Abb. 7). 
b) Aufhebung vorhandener Folgen der Wanderung, 


Die Beseitigung der eingetretenen Voreilung eines Schienen- 
stoßes erfolgt durch Rückholung der gewanderten Schienen 
mittels des Schienenrückers (Schraubmuff mit 2 entgegengesetzt 
laufenden Gewinden) oder mittels Stahlkeilen durch das sogen. 
„Treiben“ bis zur Wiedergewinnung ordnunrsmäßiger Stoß- 
lücken und rechtwinklig sich gegenüberliegender Stöße. 

Das Verschieben einzelner Schwellen (Abb. 2), das Auf- 
kanten der Schwellen (Abb. 3), das den besten Beweis für eine 
ungenügende Schienenbefestigung liefert, sowie alle übrigen 
schädlichen Wanderschubwirkungen können nur im gewöhn- 
lichen Unterhaltungswege beseitigt und dann für künftig durch 
Vermehrung der Einzelstützpunkte und Verbesserung der 
Schienenbefestigung verhütet werden. 


D. Unterhaltung der Weichen. 

Die Weichen unterliegen den schädlichen Beein- 
flussungen durch die Fahrzeuge in erhöhtem Grade, 
da sie bewegliche und von den übrigen Oberbau- 
formen abweichende Teile, sowie schärfere Krüm- 
mungen und meist auch eine stärkere Befahrung 
besitzen; ihre Instandhaltung erfordert deshalb er- 
höhte Aufmerksamkeit. Zu den früher genannten 
schädlichen Betriebswirkungen treten hier noch fol- 
gende: 


1. Die Möglichkeit einer Durchbiegung der beweglichen 
Zunge in horizontalem Sinne bei der Befahrung, was ein Ab- 
drängen der Zungenspitze von der Backenschiene, das 
„Schnäbeln“ zur Folge hat oder bei fehlender Auflage der 
Zungen auf einzelnen der vorhandenen Gleitstühle eine Durch- 
biegung in vertikalem Sinne, was (schlimmstenfalls) zum Bruche 
führen kann. Der Schutz ist im ersten Falle durch einen 
Spitzenverschluß (Kap. III) und im zweiten, durch strenges 
Nachstopfen der Weichenschwellen oder Auswechselung ver- 
mehrt abgenützter Gleitstühle bis zum vollen Aufliegen der 
Zunge, die, wenn nötig, zu richten ist, auf sämtlichen Gleit- 
stühlen zu erreichen. 

2. Übermäßige Spurerweiterungen am Drehpunkte der 
Weichen veranlassen nicht nur eine beschleunigte Abnützung 
der Außenseite der Zungen, sondern auch eine lebhafter fort- 
schreitende Lockerung der Zungenbefestigung. Die Bahnunter- 
haltung hat daher dafür zu sorgen, daß die Leitweite (Spur- 
weite abzüglich der Rinnenweite) derart bleibt, daß die zulässig 
größten, für durchgehende Gleise geltenden Spurerweiterungen 
erst erreicht werden, wenn die Zungenverrichtung wegen der 
sonstigen Abnützung aus dem Gleise entfernt werden soll. In- 
zwischen bis zu einem mäßigen Grade eingetretene Spur- 
erweiterungen und senkrechte oder wagerechte Stufenbildungen 
der Fahrkante an den Zungenwurzeln werden durch Einfügen 
von Beilagen, durch Abfeilen oder durch Einbau passender 
Ersatzstücke beseitigt. Im allgemeinen ist darauf hinzuweisen, 
daß sowohl bei den Zungenvorrichtungen als auch bei den Herz- 
stücken der Weichen alle späteren Beschädigungen, Schrauben- 
lockerungen usw. aus mangelnder Festlage entspringen, daß 
aber hier die gute Stopfung schwerer zu erzielen und zu er- 
halten ist, weil die breiten, eisernen Grundplatten auf den dicht 
liegenden Schwellen eine gewisse Unzugänglichkeit darstellen 
(s. Arbeitsgeräte). 


Die in den Weichen durch das Wandern her- 
vorgerufenen besonders schädlichen Veränderungen 
an den Zungendrehpunkten und der guten Lage der 
Herzstücke werden durch sorgfältige Stopfung, gute 
Befestigung auf den Schwellen und entsprechenden 
Wanderschutz hintangehalten. 


2. Die Arbeitsiormen der Gleisunterhaltung und die 
Arbeitsgeräte. 


Die Art, wie, und der Zeitpunkt, wann 
die Gleisunterhaltungsarbeiten einzu- 
setzen haben und durchzuführen sind, ist von wirt- 
schaftlicher wie betriebstechnischer Wichtigkeit. Der 
Bahnmeister wird, falls er den nachteiligen Vor- 
gängen, die sich in seinen Gleisen abspielen, ein 
offenes Auge zuwendet, durch alsbaldiges Eingreifen 
mit Einzelkräften manche Verschlimmerung be- 
ginnender Beschädigung des Gleises und seiner Teile 
verhindern oder vermindern können. Hierher gehört 
das Anziehen einzelner, locker gewordener Schienen- 
befestigungen auf den Schwellen, Stopfen einzelner, 
locker gewordener Schwellen usw. 


Andererseits bedingt aber ein gewisser Zu- 
sammenhang der Folgewirkungen der verschiedenen 
Krafteinflüsse auf das Gleis auch ein zeitweises, ge- 
schlossenes Beheben der ersteren. Diese Durch- 
arbeitungen des Gleises, bei denen es sich um Be- 
richtigungen seiner Spur-, Richtungs- und Höhenlage 
sowie auch um die Auswechselung unbrauchbar ge- 


Allgemeines. 
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wordener Gleisteile handelt, wird der Bahnmeister in 
der Regel mit seinen eigenen Leuten durchführen. 
Akkordarbeit empfiehlt sich für diese Leistungen 
nicht, weil bei dieser die Bürgschaft fehlt, daß die 
wichtigen Einzelheiten der Oberbaulage, wie z. B. 
die Gleichmäßigkeit der Gleiskrümmungen, . die 
Spurerweiterungen, die Richtung und Höhe der Über- 
gangsbögen und der Ansteigungsrampen nach den 
überhöhten Bogenaußensträngen usw. in erforder- 
lichem Maße Beachtung finden und die Beurteilung 
der Ersatznotwendigkeit von Oberbauteilen nicht 
einem Unternehmer überlassen werden kann. Die 
geschlossene Auswechselung abgenutzter äußerer 
Bogenstränge gegen neue oder die Verstärkung der 
Schienenstöße durch Einbau besserer Verbindungs- 
mittel eignet sich schon besser für die Akkordaus- 
führung durch Unternehmer oder die Bahnunter- 
haltungsarbeiter, wesentlich mehr aber noch die Um- 
bauten ganzer Gleisstrecken in neue Oberbauord- 
nungen mit oder ohne Einbringung neuen Stopf- oder 
Bettungsmaterials. 


Um nur einen 
gewissen Anhalt 
über den Umfang der jährlich erforderlich werdenden 
Unterhaltungsarbeit an gut gebauten Gleisen zu 
geben, sei auf nachstehende Zahlentafel der auf 1 m 
Gleis aufgewendeten Tagewerke zu 10 Arbeits- 
stunden auf sächsischen Bahnen verwiesen, die 
gleichzeitig erkennen läßt, wie dieser durchschnitt- 
liche Aufwand im sächsischen Verwaltungsbereiche 
jährlich abnimmt nach Maßgabe sowohl der Ver- 
besserung der Bettung als auch der Stoßverstärkung, 
der Verbesserung der Schienenbefestigung, der Ver- 
hinderung des Schienenwanderns, der Einführung 
schwererer, besserer und längerer Schienen usw. 


Umfang der Unterhaltungsarbeit. 


Jahresaufwand an Arbeitstagen für die Unterhaltung 
eines Meters Gleis bei: 


In diesen Angaben sind die Aufwendungen für 

die in den Gleisen liegenden Weichen mit enthalten. 

Der Gebrauch einiger außerdeutscher Verwal- 

tungen, die Gleise in vorher festgesetzten Zeiträumen 

von 11% bis 4 Jahren einer „Hauptuntersuchung“ 
17 
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unterwerfen und hierbei völlig durcharbeiten und Un- 
brauchbares ersetzen, in der Zwischenzeit aber nur 
das Unaufschiebliche ausführen zu lassen, wird kaum 
allgemeinen Eingang finden, da es hierbei unvermeid- 
lich ist, daß einerseits nötige Unterhaltungsarbeiten 
zum Schaden des Oberbaues und unter Umständen 
auch des Betriebes auf die bestimmte Zeit verschoben, 
andererseits aber zurzeit noch nicht erforderliche 
Arbeiten oder zu früher Materialersatz ausgeführt 
werden. Das bisher im Bereiche des Vereins 
deutscher Eisenbahnverwaltungen übliche Verfahren: 
Neben nötigen Einzelleistungen die völlige Gleis- 
Durcharbeitung lediglich vom Bedürfnisse abhängig 
zu machen, wird voraussichtlich auch weiter bestehen 
bleiben. 


Dieses von Collet er- 
dachte und von der 
preußisch-hessischen 
Verwaltung bereits ausprobierte Verfahren der 
maschinellen Stopfarbeit erscheint dann, wenn es 
sich z. B. um das Aufstopfen eines Gleises um ein 
bestimmtes Maß bei langen, offenen Strecken und 
nicht zu dichten Verkehr handelt, auch vom wirt- 
schaftlichen Standpunkte aus wohl geeignet zu sein, 
menschliche Arbeitskräfte zu ersetzen und Zeit zu er- 
sparen. Die Forderung der gleichmäßigen Stopfung 
der Schwellen gleichzeitig von beiden Seiten und 
damit die widerstandsfähigste Gestaltung des 
Schwellenlagers kann hierbei besser erreicht werden 
als bei Handstopfung. Auf stark verkehrsreichen 
und weniger übersichtlichen Strecken jedoch wird 
diese Form der Gleisbefestigung schwer Eingang 
finden können. 


Maschinelles Gleisstopfen mit 
elektrischem Antriebe. 


Geräte für die Gleisunterhaltung. 


. Spurmaße und Gleislibellen zur Prüfung der Spur- und 
Höhenlage. Beide Geräte werden in neuerer Zeit zu 
Kontrollzwecken vielfach auch zu einem Instrumente 
vereinigt. 

, Laschenschraubenschlüssel, die zur Vermeidung des zu 
scharfen Anziehens der Schrauben nicht über 50 oder 
60 cm lang sein sollen. 

. Holzbohrer für die Schwellenschrauben zum Hand- 
gebrauche oder Bohrmaschinen zur gleichzeitigen Her- 
stellung der Löcher an einem oder beiden Schwellen- 
enden. Die Bohrlochweite in den Schwellen wird bei 
vielen Verwaltungen gleich, bei mehreren dagegen um 
1 bis 2 mm kleiner als die Kerndicke der Schwellen- 
schrauben gewählt. 


. Die Spitz- und die Stopfhacke. Letztere wird für die 
Stopfung von Herzstücken oder Zungenvorrichtungen, 
die wegen ihrer eisernen Grundplatten schwerer zu- 
gängig sind, mit verlängertem Stopfteil versehen, oder 
durch eine besonders gestaltete, brecheisenartige „Siopf- 
stange“ ersetzt. 

. Die Bohrknarre oder Bohrmaschine zur Herstellung von 


Löchern im Schienenstege für besondere Zwecke 
(Schutz- und Leitschienen usw.). 


6. Der Stockschlüssel zum Ein- und Ausdrehen der 
Schwellenschrauben. 
7. Der Nagelhammer zum Eintreiben der Schienennägel. 


. Die Nagelzange zum Ausziehen derselben. 

. Der Aufsatzhammer zum Durchtreiben abgebrochener 
Nägel durch die Schwelle. 

Der Schrotmeisel (Kaltschröter) zum Abtrennen von 
Niet- und Schraubenköpfen und Zerteilen aufgerosteter 
Schraubenmuttern. 

Der Dexel zum Ebnen von Plattenlagern auf ge- 
brauchten Schwellen usw. 

Der Gleisheber, der beim Regeln der Höhenlage des 
Gleises letzteres so lange auf der zu gebenden Höhe 
hält, bis die feste Unterstopfung der Schwellen erfolgt 
ist. Der Gleisheber wird, seit zu diesem Zwecke nicht 
mehr der alte Druckbaum, der mehr Bedienungsmann- 
schaft braucht, verwendet wird, in verschiedenen, ziem- 
lich gleichwertigen Formen ausgeführt. 

. Der Schienenrücker, das ist eine sehr kräftige Schraub- 
einrichtung mit verschiedengängigen Gewinden, um 
Schienen in der Längsrichtung bei ungelöster Befesti- 
gung zu verschieben. 

Die Schienensäge, um Schienen an der Arbeitsstelle ver- 
kürzen zu können, ist verschieden ausgebildet und 
kommt meist als Oscilliersäge vor. 

. Der Schienenbruchverband zum Wiedervereinigen ge- 
brochener Schienen bis zur Auswechselung. Der best- 
bewährte ist der, bei dem passende Laschen durch 
Schraubzwingen in die Laschenkammern der Schienen 
gepreßt werden. 

Der Schienenkrümmer, zum Kaltbiegen der Schienen auf 
der Strecke. Der in der Neuzeit meist verwendete 
Krümmer von Schrabetz besteht in einer Schraubein- 
richtung zwischen 2 an die beiden Schienenenden anzu- 
bringenden Schuhen. Die Bewegung der Schuhe gegen- 
einander erzeugt den Bogenstich. 


10. 


11. 


12. 


14. 


16. 


Bohrer und Stockschlüssel (vergl. 3. und 6.) zum Vorbohren 
und Eindrehen der Schwellenschrauben bei großen Neu- und 
Umbauten werden in neuerer Zeit in gleicher Weise wie die 
Werkzeuge bei der Verdübelung der Schwellen von elektrisch 
angetriebenen Maschinen mit technisch wie wirtschaftlich gutem 
Erfolge betätigt. 


3. Die Abnützung, Auswechselung und Wieder- 
verwendung der Oberbauteile. 


Nach der Deutschen Eisenbahn-Bau- und Be- 
triebsordnung muß der Oberbau die gefahrlose Be- 
nutzung aller Strecken mit der festgesetzten, größten 
Fahrgeschwindigkeit zulassen. Die Abmessungen der 
Schienenquerschnitte sowie die der übrigen Ober- 
bauteile müssen sich den Betriebsbeanspruchungen, 
die von Geschwindigkeit und Raddruck abhängen, 
derart anpassen, daß bei Verminderung der Quer- 
schnitte durch Abnutzung bis zu einer bestimmten 
Grenze immer noch genügende Sicherheit gegen 
Brüche gewahrt bleibt. Die verschwächten Ober- 
bauteile werden ausgewechselt und auf Stellen mit 
weniger starker Beanspruchung weiter verwendet. 

Abgenützte Schienen aus Schnellzugsgleisen wird man z B. 
in Hauptgleisen von Nebenbahnen und später bei weiterer Ab- 
nützung in untergeordneten Nebengleisen wieder einbauen. Der 
Grundsatz für die Vornahme der Auswechselungen wird im all- 
gemeinen der sein, daß der anfänglich vorhandene Sicherheits- 
grad, d. i. das Verhältnis der Beanspruchungsziffer zur Quer- 
schnittsgröße während der weiteren Ausnützung annähernd der- 
selbe bleibt. Erst wenn bei der letzten Benutzung der Sicher- 
heitsgrad zu gering wird, scheiden die Oberbauteile als „un- 
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brauchbar“ aus und werden den zu verkaufenden Altbeständen 
zugeführt. 

Die Größe der senkrechten und seitlichen Abnützung der 
Schienen wird an einer den Laschenanlageflächen angepaßten 
Lehre mittels eingeteilten Keiles gemessen. Ihr Höchstmaß für 
die einzelnen Gebrauchsstufen ist ziffermäßig vorgeschrieben. 
Von einzelnen Verwaltungen wird die Abnützung auch durch 
unmittelbare Messung der Schienenhöhe sowie hinsichtlich der 
seitlichen Abnützung durch Messung des Restes der ursprüng- 
lichen Seitenfläche des Schienenkopfes ermittelt. 

Die erheblichste Abnützung erleiden die Schienen an den 
Stößen (gleichviel ob schwebende oder feste), da hier bei der 
Befahrung, wie im Kap. ]II erläutert, eine Abbiegung der 
Schienenenden, namentlich des das rollende Rad aufnehmenden, 
sowie eine Reibungsarbeit an den Anlageflächen der Laschen 
hinzutritt. Die Folgen dieser Wirkung werden natürlich bei der 
Beurteilung der weiteren Gebrauchsfähigkeit in erster Linie 
maßgebend sein. Mit der Verbesserung der Stoßausbildung, 
insbesondere bei rädertragenden Laschen und wachsender Sorg- 
falt bei der Stoßunterstopfung vermindert sich die Abnützung 
der Schienenenden und der Laschen an den Anlageflächen. 


Übersicht der gegenwärtigen Tränkarten. 


Dort, wo die Abnützung der Schienen nur an den Enden den 
Höchstwert der Zulässigkeit erreicht hat und im übrigen Teile 
der Schiene geringer ist, wird meist durch Abschneiden dieser 
Enden die Gebrauchsdauer verlängert. Seitlich stark abgenützte 
Schienen aus Bögen werden, nachdem sie gerade gebogen sind, 
in weniger stark befahrenen geraden Strecken mit der abge- 
nützten Seite nach außen wieder eingebaut. Durch die Be- 
schädigung der Oberhaut der Schienen und Laschen, z. B. beim 
Bohren von Löchern oder bei Anbringung von Ausschnitten 
entstehen feine Haarrisse, die Veranlassung zu Brüchen werden 
können. Das Abrunden der Kanten und Winkel und das Glätten 
der Lochlaibungen mit der Feile beseitigt diese Gefahr. Wie 
statistisch nachgewiesen, vermindert sich die Zahl der Schienen- 
brüche im allgemeinen in neuerer Zeit. Der Grund hierzu liegt 
in der Zunahme der Güte des Schienenstahles, in der Ver- 
besserung der Stoßbauweise, in der Vermeidung der Verletzung 
der Schienen, in der Verkleinerung der Schwellenabstände, in 
der Verbesserung und Verstärkung der Bettung und in der 
sorgfältigen Stopfung der Schwellen. 

Die Gebrauchsdauer der Laschen hängt ab von der ruhigen 
Lage der Stoßschwellen. Der Senkung der letzteren infolge 


(Zu umstehend 4: Behandlung der Holzschwellen.) 


Tränkstoff nach 
Art und Menge auf 
1 cbm Holz 


Bezeichnung des Tränk- 
verfahrens 


1 Raumteil Chlorzink 
von 
1,549 spec. Gew. 
40 Rtl. Wasser 
2,6 Rtl. Teeröl 
370—400 kg 


1. | Kiefernholztränkung mit Mischlauge 
(Angewendet in Sachsen und bei einigen 
Privatbahnen) 


Reines Teeröl 


63 kg bei Kiefer 
45 kg bei Eiche 


2. | Einfaches Ruping -Verfahren für 
Kiefern- und Eichenholz mit be- 
schränkter Teerölaufnahme 
an fen Preussen-Hessen, Reichs- 


landen, Württemberg, Mecklenburg und 
Oldenburg) 


Reines Teeröl 
145 kg bei Buche 


3. | Doppeltes Ruping-Verfahren für 


Buchenholz mit beschränkter Auf- 
nahme 
(Angewendet wie unter 2) 


Reines Teeröl 


bei Buche 
bei Kiefer 


4. | Volltränkung mit reinem Teeröl. 
Bei diesem Verfahren wird dem 
Holze übermäßig viel Teeröl zu- 
geführt, was Übelstände und zu 


große Kosten zur Folge hat 


Reines Teeröl 
bei Kiefer 63 kg 


5. | Weiteres Verfahren für Teeröl- 
tränkung mit beschränkter Teeröl- 
Aufnahme 


(Angewendet in Bayern für Kiefern- 
schwellen) 


325 kg | 22,— bis 24,75 M 
300 kg | 20,-- bis 23,— # 
bei Eiche 70—80 kg 


Tränkkosten auf 


i cbm Fiole Einzelvorgänge bei der Tränkung 


a. Dämpfung bei 112° C. 1/3— 1stündig. 

b. Vacuum von 60 cm Quecksilbersäule 
1!/ə stündig. 

c. Eindrücken der 70° C. warmen Lauge mit 


5,— bis 7,— M 
6—15 Atm. 1?/, stündig. 


a. l.uftdruck von 1,5—5 Atm. je nach Art der 
Schwellen 5 bis 30 Min., zur Füllung 
der Holzzellen mit Druckluft. 

b. Einlässen und Erhitzen des Teeröls auf 
70 bis 100% C. und Nachpressen mit 
5'/,— 10 Atm. bei Kiefer !/,, bei Eiche 
3stündig. 

c. Vacuum von 60 cm Quecksilbersäule 
10 Min. Dadurch Austreibung des 
überschüssigen Teeröls. 


6,— bis 9,— M 


Zunächst wie unter 2, wobei der höchste 
Öldruck 1 Stunde und das Vacuum 
30 Min zu halten ist. 

Dann Wiederholung des Verfahrens, wobei 

Luftdruck nicht kleiner als 21/, Atm. 

15 Min. dauert und Öl 95° warm ist. 

Öldruck mit 7 Atm. 3stündig. 


12,— bis 16,— 4 


a. Vacuum, 60 cm Quecksilbersäule 10 Min. 
dauernd. 

b. Teilfüllung des Kessels mit Teeröl und 
Erhitzen des letzteren auf 105°, wodurch 
dem Holze Wasser entzogen wird. 
Abziehen der Wasserdämpfe 1—5- 
stündig. 

c. Vacuum von 50 cm Quecksilbersäule. 

d. Vollfüllung des Kessels mit Teeröl und 
Nachpressen von solchem mit5— 8Atm, 
dauernd !/;,— 1 Stunde bei Buchen- 

und Kiefern- und 1— 3 Stunden bei 

Eichenholz. 


7,— bis 9,- M 


a. Erhitzung des Teeröls bis auf 100° C. 

Etwa wie unter 2| b. Öldruck von 2,5 Atm. 15 Min., dann Ab- 
lassen des Öls. 

c. Zweimalige Behandlung mit 50° warmer 
Luft von 1,5 Atm. Überdruck je 15 Min. 
mit 5 Min. Pause zur Austreibung des 
überschüssigen Teeröls. 
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ungenügender Stopfung folgt immer eine Vermehrung der 
Durchbiegung der Schienenenden beim Befahren. Das ab- 
gebende, aber namentlich das aufnehmende Schienenende wirken 
dann derart hämmernd und scheuernd auf die Anlagefläche 
der Laschen, daß diese ihre Aufgabe der Druckübertragung 
immer unvollkommener erfüllen. Die Folgen davon sind 
Laschen- und Schienenbrüche. Außer diesen unmittelbaren An- 
griffen tragen auch wesentlich die Wirkungen des Wander- 
schubes der Schienen zum Unbrauchwerden der Laschen bei. 
Wird der Wanderschub von den Stößen ferngehalten, so wird 
auch eine längere Gebrauchsdauer der Laschen erzielt (s. auch 
Kap. IM). 


Die Unterlagsplatten, Schwellenschrauben, Klemm- und 
Spannplatten, Nägel, Federringe usw. unterliegen der starken 
Abnützung dann, wenn die Bewegungsarbeit innerhalb der 
Schienenbefestigungsstelle infolge ungenügender Gleisstopfung 
und starker Schubkräfte erheblich wird. Kann Sand zwischen 
die Reibungsflächen eindringen, so verstärkt sich die Abnützung. 
Stark abgenütztes Kleineisenzeug wieder zu verwenden 
empfiehlt sich nicht, weil mit ihm dem voranzustellenden Haupt- 
erfordernis der Gleisunterhaltung — der festen Verbindung der 
Schiene mit der Schwelle — nicht genügt werden kann. 

Die Eisenschwellen werden in der Hauptsache durch die aus 
den Einflüssen unter Abschnitt I. 2. entspringenden Bewegungs- 
arbeit der Schienenbefestigung, sowie zum Teil durch atmo- 
sphärische Einwirkungen unbrauchbar, was aus der übermäßigen 
Ausweitung der Löcher in der Schwellendecke sowie in Schad- 
haftigkeiten der Wandungen erkennbar ist. Dies wird um so 
später eintreten, je vollkommener die Unterstopfung und die 
Ruhelage der Schwellen ist. 


4. Beschaffung und Behandlung der Holzschwellen. 


Die Schwellen werden teilweise (z. B. in Bayern) 
von den Eisenbahn-Verwaltungen selbst erzeugt, in 
der Hauptsache aber von Händlern auf Grund öffent- 
lich ausgeschriebenen Wettbewerbs geliefert. Bei 
der Übernahme werden Schwellen zurückgewiesen, 
die infolge zu schnellen Wachstums schwammig oder 
zu weich sind, die Kernfäule oder bei Buchen braunen 
oder grauen Kern oder Kernrissigkeit, Wurmfraß 
oder sonstige Merkmale fehlender Gesundheit zeigen, 
die auffällige Windschiefe oder mehr als 3 bis 4 % 
seitliche Krümmung oder durchgehende Risse be- 
sitzen oder die vorgeschriebenen Abmessungen nicht 
erreichen bezw. wesentlich überschreiten. 


Die Anlieferung erfolgt meist unmittelbar in den Holz- 
tränkanstalten so, daß die Schwellen, in geeigneter Weise auf- 
gestapelt, in */2 bis 1'2 Jahren die für die Tränkung notwendige 
Lufttrockenheit erlangen. Um dem hierbei vorkommenden Er- 
weitern vorhandener kleiner Risse vorzubeugen, werden 
Klammern von verschiedener Form in das Hirnholz geschlagen 
oder auch, bei durchgehenden Rissen, eine Verschraubung der 
Schwellenenden (meist bei Buchenholz) vorgenommen. 


Zur Erzielung einer größeren Widerstandsfähigkeit 
des Schwellenholzes gegen Fäulnis wird es mit 
antiseptischen Stoffen durchsetzt. Der Erfolg dieser Maß- 
nahme ist um so gründlicher, je vollkommener die Schwelle 
von dem Schutzmittel durchdrungen wird. Die Erfahrungen, die 
sowohl hinsichtlich der Gebrauchsdauer getränkter Schwellen, 
als auch des Tränkvorganges und des Tränkstoffes bisher ge- 
macht wurden, haben zu wesentlicher Vervollkommnung der 
Tränkverfahren geführt. Von den verschiedenen früher in Ge- 
brauch gewesenen Tränkmitteln hat sich nur das Chlorzink noch 


Tränkung. 
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erhalten, aber es wird nicht wie früher allein, sondern ver- 
mischt mit saurem Teeröl in die Schwellen gebracht. Die 
meisten Verwaltungen haben mit der Tränkung mittels reinen 
Teeröls, zu der sie übergegangen sind (unter Nr 2 und 3 der 
vorstehenden Übersicht), die besten Ergebnisse erzielt. 


Über die bei den deutschen Eisenbahnverwaltungen zurzeit 
eingeführten Tränkverfahren gibt die auf Seite 259 stehende 
Übersicht Aufschluß. 


Als ein schätzbarer Vorzug, den das mit reinem Teeröl 
unter beschränkter Aufnahme getränkte Schwellenholz nebenbei 
erhält, muß das Wachsen der Festigkeit gegen mechanische 
Angriffe — nach wissenschaftlicher Feststellung um etwa 15% — 
sowie die Tatsache bezeichnet werden, daß die Schienen- 
befestigungsmittel durch den Tränkstoff nicht leiden (wie z. B. 
bei Zinkchlorid), sondern vor dem Rosten geschützt werden. 


Zu den Maßnahmen, die Überführung des Rad- 
druckes in die Gleisbettung durch eine gute Ver- 
bindung der Schienen mit den Schwellen möglichst vollkommen 
zu machen, gehört neben den in Kap. IV besprochenen großen 
Unterlagsplatten und deren guter Verschraubung mit Schienen 
und Schwellen, die Verdübelung der Holzschwellen z. B. nach 
der Bauweise Collet. Dieses seit 8 bis 10 Jahren bei vielen 
Verwaltungen ausprobierte Befestigungsmittel bedeutet einen 
erheblichen Fortschritt in der Unterhaltung des Oberbaues. Wie 
Abb. 8 erkennen läßt, ist der Dübel im Vergleich zur direkten 
Beanspruchung der Schwellenfasern durch die Schwellen- 
schrauben geeignet, die Haftfestigkeit der Schwellenschrauben 
in der Schwelle in senkrechter Richtung sowie ihren festen Sitz 
in horizontaler Richtung erheblich zu vergrößern und damit 
die Verbindung der Schienen mit der Schwelle bedeutend zu ver- 
bessern. Aus der hauptsächlichen Auflagerung der Schiene 
oder der Unterlagsplatte auf den Dübelköpfen ergibt sich eine 
wesentliche Schonung der Schwellenoberfläche und aus der 
Heranziehung der inneren Holzfasern zur Stoß- und Lastüber- 
tragung 
auf die 
Schwelle, 
vermöge 
des Dübel- 
gewindes 
eine Ab- 
schwäch- 
ung der 
Stoß- 
wirkungen. 


Verdübelung. 


Die Ver- 
dübelung 
wird so- 
wohl bei 
neuen 
wie bei ge- 
brauchten 
Schwellen 
vorgenom- 
men. Nicht 
nur diever- 
längerte 
Gebrauchs- 
dauer 
allein, son- 
dern vor- 
nehmlich 
auch die in 
oben 
erwähnten 
Vorteilen 
begründete 


Abb. 8. Vergleich des Sitzes der Schwellen- 

schraube im Schraubdübel und des letzteren in 

der Kiefernschwelle mit dem Sitze der Schwellen- 

schraube unmittelbar in der Kiefernschwelle nach 
dem Herausziehen der Schraube. | 


Die Unterhaltung der Gleis- und Weichenanlagen. 


Ersparnis an Bahnunterhaltungslöhnen rechtfertigen die ent- 
stehenden Mehrkosten von 0,85 bis 1,0 M. für jede Schwelle. 
Die Verdübelung erfolgt gegenwärtig meist maschinell. 


5. Die Erzeugung und Beschaffung neuer eiserner 
Oberbauteile. 


a) Grundstoff. 


Dem Grundstoffe der Oberbauteile, dem reinen 
Eisen, sind andere Elemente beigemengt, die teils un- 
mittelbar schädlich wirken, teils aber, wenn sie nicht 
im Übermaße vorhanden sind, die Güteeigenschaften 
der fertigen Stücke erhöhen können. Der Hütten- 
mann muß daher sein Augenmerk darauf richten, 
schädliche Beimengungen, wie Schwefel, Phosphor 
und Sauerstoff, möglichst vollständig zu entfernen 
und die anderen, wie Kohlenstoff, Nickel, Mangan, 
Silicium, Chrom, Titan, Wolfram, Vanadium, Tantal, 
Aluminium und Stickstoff, auf das Verhältnis 
zum reinen Eisen zu bringen, in dem sie das Material 
verbessern. 


Die Entfernung von Stoffen aus dem Eisen er- 
folgt durch die chemische Einwirkung der Aus- 
kleidung der Schmelzräume mit geeignet gewählten 
feuerfesten Materialien, durch die Einwirkung der 
zugeführten Luft sowie die der sogenannten „Zu- 
schläge“ bei der gemeinsamen Schmelzung. 


Die erwähnten „Zuschläge“, bestehend aus Kalkstein, 
Dolomit, Tonschiefer und Flußspat, müssen hinsichtlich der 
Menge und chemischen Zusammensetzung so gewählt werden, 
daß ihre Verbindung mit den Beimengungen sich in der ge- 
wünschten Weise vollzieht und der Überschuß in die Schlacken 
überführt wird. Je nach der Verwendung von Rohstoffen ver- 
schiedener Herkunft (Erzen und altes Eisen) und nach der 
Form, in der die Entziehung oder die Regelung der Bei- 
mengungen, insbesondere des Kohlenstoffs erfolgt, unterscheidet 
man den Bessemerprozeß, Thomasprozeß oder Siemens-Martin- 
prozeß. Sämtliche Verfahren lassen sich neben der Tiegel- 

gußstahl- 
erzeugung 
unter dem 
Begriffe 
Flußeisen- 
darstellung 
zusammen- 
fassen. 


Diesem 
steht die 
ältere 
Schweißeisen- 
darstellung 
gegenüber, 
die für 
das Eisen- 
bahnwesen 
nur wenig 
mehr in 
Betracht 
kommt. 
Bei etwas 
erhöhtem 
Gehalte an 
Kohlenstoff 


Abb. 9. 
Plötzliche Zerstörung des Schienenkopfes 
nach mehrjähriger starker Befahrung in- 
folge von Schlackeneinschlüssen auf etwa 
40 cm Länge. 
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wird das Eisen als Stahl bezeichnet. Welches Verhältnis der 
nützlichen Beimengungen zum Eisen schließlich hinsichtlich der 
Güte des Stahles die besten Ergebnisse liefert, steht noch nicht 
fest und wird in gewissen Grenzen wohl immer schwanken. 


b) Formengebung. 


Die Gestaltung der Oberbauteile aus dem flüs- 
sigen Stahle oder Eisen vollzieht sich auf den Eisen- 
und Stahlwerken in nachgenannten aufeinander- 
folgenden Vorgängen. 


1. Die Erzeugung des „Stahl- oder Eisenbades“, d. h. des 
fertigen, flüssigen Eisens in den Schmelzöfen oder Birnen aus 
den Rohstoffen und seine Entnahme in transportable Guß- 
pfannen. 

2. Entleeren der Gußpfannen in eiserne Formen (Coquillen); 
wegen Vermeidung des Einschlusses von Gasen und Schlacken 
werden diese unter Zuhilfenahme seitlicher Eingüsse von unten 
gefüllt. 


3. Vorbereitung der hierdurch entstandenen „Blöcke“ im 
Gewichte von 600 bis 2400 kg für deren Auswalzung zu Schienen 
usw. durch „Abschopfen‘“ der Enden der Blöcke, in denen noch 
Gasblasen oder Schlackenteile enthalten sein können, oder 
durch Umiormen in kleinere Blöcke. 


4. Streckung der Blöcke auf dem Walzwerke zu langen 
Stäben, die den Querschnitt des künftigen Oberbauteiles be- 
sitzen. — Das Walzwerk besteht aus 3 oder mehr Gruppen von 
2 oder 3 übereinander angeordneten, sich in entgegengesetzter 
Richtung drehenden Gußeisenzylindern, zwischen denen das 
Walzstück hindurch geht. Die Walzenpaare der nebeneinander 
liegenden Gruppen besitzen eingearbeitete Profilierungen, die 
sich vom sogen. „Vorkaliber“ bis zum „Fertigkaliber“ der end- 
gültigen Form immer mehr nähern. Bei den „Reversierwalzen“, 
deren Drehbewegung umkehrbar ist, erfolgt die Formenänderung 
sowohl beim Hingange wie beim Rückgange. 

Trotz aller Vorsichtsmaßregeln beim Gießen der Blöcke 
kommt es vor, daß das Eisen oder der Stahl im Blocke Ein- 
schlüsse von Schlackenteilen oder Gasen enthält, die auch beim 
Walzvorgange und später unbemerkt bleiben und die lang- 
gestreckte Blasen mit oder ohne Anhäufungen besonderer 
Stoffe — Aussaigerungen oder Lunker genannt — bilden, die die 
Haltbarkeit des Fertigproduktes beeinträchtigen. Derartige 
Fälle in Schienen, die nach mehrjähriger starker Befahrung 
plötzlich zutage traten, sind in Abb. 9 dargestellt. Es darf er- 
wartet werden, daß die neuesten Maßnahmen der Walztechnik 
zur Vermeidung derartiger Vorgänge, z. B. die elektrische 
Schmelzung, die eine Verunreinigung des Eisens beim Flüssig- 
werden ausschließt oder die reinigende Beigabe von Titan usw. 
auf die weitere Verbesserung des Stahles Einfluß haben werden. 


5. Nach dem Austritte des Walzgutes aus dem „Fertig- 
kaliber“ in Längen von 60 m und mehr werden die Walzstäbe 
durch Kreissägen auf die einfache (bei Schienen) oder eine viel- 
fache Länge (bei Laschen, Schwellen und Platten) geschnitten 
und gelangen dann auf das Warmlager, auf dem sie zur Ver- 
meidung schädlicher Formänderungen beim Abkühlen ver- 
schiedene Umlegungen erfahren. 


6. Nach dem Erkalten kommen die Schienen wegen Be- 
seitigung kleiner Ausbiegungen usw. auf die Richtpresse, dann 
werden die Stirnflächen durch Abfräßen geglättet, die Kanten 
abgefaßt und die Laschenbolzenlöcher gebohrt und geglättet. 
Hierauf kommen die Schienen als fertig auf das Kaltlager, von 
dem sie, falls der Abnahmebeamte bei den weiter unten be- 
sprochenen Güteprüfungen keine Fehler an ihnen entdeckte, an 
die Verwendungsstellen versendet werden. 

Die Walzung der Eisenschwellen erfolgt in ähnlicher Weise 
in Stäben von mehrfacher Schwellenlänge. Diese werden dann 
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zerschnitten, an beiden Enden durch Umbiegen der Decke mit 
den seitlichen Verschlußkappen versehen und schließlich ent- 
sprechend dem Bedürfnisse hinsichtlich der Schienenbeiestigung 
gelocht. 


c) Güteprüfung. 


Die Güteprüfungen be- 
zwecken den Nach- 
weis der ausbedungenen Eigenschaften der Oberbau- 
teile. 

Die beim Eisenbahnbetriebe auftretenden Kräfte 
richten sich gegen die Festigkeit und Zähigkeit des 
Eisens, die im Widerstande gegen Formänderungen 
und Bruch ihren Ausdruck finden. Weiter kommt 
zum Teil die Größe der Härte als Widerstand in 
Frage, den das Material dem Eindringen eines Fremd- 
körpers unter Verschiebung der Moleküle entgegen- 
setzt, sowie der Widerstand gegen die Abnützung, 
d. i. das Loslösen einzelner Elemente vom Ganzen, 
den man mit Verschleißfestigkeit bezeichnet. — Sind 
die Formänderungen nur vorübergehende, so ist im 
Oberbauteile Elastizität vorhanden. 


Begriff der Güteeigenschaft. 


Prüfung. Die Prüfung besteht aus: 


a) der Schlagprobe zur Ermittelung der Zähigkeit der 
Schienen, die bei Stößen und Erschütterungen in Frage kommt. 
Mit einem Schlagmoment bestimmter Größe (beispielsweise 
3000 kg/m, das ist der Fall eines Gewichtes von 1000 kg aus 
3 m Höhe) werden eine Anzahl Schläge auf den Kopf der 
Schiene geführt. Bei einer vorgeschriebenen bestimmt 
bleibenden Durchbiegung (z. B. 110 mm auf 1 m Stützweite) 
dürfen die Schienen nicht brechen oder wesentliche Risse zeigen. 


b) der Zerreißprobe zur Ermittelung der absoluten Festig- 
keit, und der Dehnbarkeit des Schienenstahles. Aus dem 
Schienenkopfe entnommene und nach den Vorschriften des 
Vereins deutscher Eisenbahnverwaltungen hergestellte Probe- 
stäbe werden auf besonders hierzu gebauten Maschinen bis zum 
Zerreißen gebracht und hierbei gleichzeitig die Längsdehnung 
beobachtet. Je nach der Zweckbestimmung der Oberbauteile 
werden Zerreißgrenzen von 70 bis 80 kg für das qmm für Herz- 
stück- und Weichenschienen, 60 bis 70 kg für die gewöhnlichen 
Schienen und die rädertragenden Laschen und 38 bis 48 kg für 
die übrigen Oberbauteile auf das qmm bei 12% Dehnung vor- 
geschrieben. 

Die Beurteilung der Trennungsflächen des zerrissenen oder 
gebrochenen Probestückes bildet eine Ergänzung der Prüfung 
unter a und b. — Die Trennungsflächen müssen stets ein 
gleichmäßig feines Korn aufweisen. 


c) der Druckprobe zur Feststellung der Oberflächenhärte. — 
Eine Stahlkugel von 19 mm Durchmesser wird mit einer Kraft 
von etwa 50000 kg in den Schienenkopf eingepreßt. Die Tiefen 
der Eindrücke sollen 3,5 und 5,5 mm nicht unter- bezw. über- 
schreiten. Diese Proben werden bei mehreren Verwaltungen 
als teilweiser Ersatz der Zerreißproben angesehen. 

Zur Feststellung der Verschleißfestigkeit ist noch keine 
Prüfung eingeführt. 


d) den Kaltbiegeproben, die zur Ermittelung der Zähigkeit 
beim Kleineisen angewendet werden. Man stellt in dieser Be- 
ziehung ziemlich große Anforderungen, da Laschen, Platten, 
Schrauben und Nägel selbst bei starken Zusammenbiegungen im 
kalten Zustande Risse nicht erhalten dürfen. 


e) den Belastungsproben. — Bei einzelnen Verwaltungen, 
z. B. der bayerischen, ist außer den regelmäßigen Abnahme- 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


prüfungen a bis c die Belastungsprobe bei Schienen zum Nach- 
weis genügender Elastizität eingeführt. Bei einer bestimmten 
Beanspruchung darf eine festgesetzte Grenze bleibender Durch- 
biegung nicht überschritten werden. 


i) den Ätzproben, die nur ausnahmsweise angewendet 
werden zur Feststellung des inneren Gefüges des Stahles. Aus- 
geführt werden die Ätzproben durch Einlegung der geglätteten 
Querschnitte der Probestücke in ein Gemisch von Salpeter- 
und Salzsäure. 


Allgemeine Prüfung Außer den vorgenannten, an einzelnen 

~“ Stücken, z. B. von 200 Schienen an einer, 
vorzunehmenden Proben unter a bis d bezw. e erfolgt noch eine 
allgemeine Prüfung der Oberbauteile vor ihrer Abnahme vom 
Walzwerke, die durch Einschlagen eines Eigentumsmerkmales 
der Verwaltungen gekennzeichnet wird. Bei den Schienen 
wird zunächst durch Nachprüfen mit Lehren die Einhaltung der 
vorgeschriebenen Abmessungen und durch Nachwiegen stich- 
probeweise ausgewählter Stücke im Umfange von etwa 5% der 
Lieferungsmenge die Einhaltung des vorgeschriebenen Gewichtes 
festgestellt und dann ermittelt, ob nicht Walzfehler, die in 
Längsrissen, Falten- oder Blasenbildungen, in nicht genauer 
Querschnittsfiorm infolge der Abnützung der Walzen oder in 
Verdrehungen bestehen können, die Abnahme hindern. Zu- 
gelassene Abweichungen in den Abmessungen der Schienen (die 
Toleranzmaße) betragen in der Regel bis zu 0,5 mm in der Höhe 
und in der Kopfbreite und bis zu 1 mm in der Fußbreite, sowie 
bis zu 0,02% der Länge. 

Schienen, die nur mit „Schönheitsfehlern“ behaftet sind, das 
sind kurze, nicht tiefgehende Risse, faltenförmige Über- 
walzungen, kurze Buckel usw. werden in gewissen Fällen zu be- 
sonderen Preisen mit übernommen. 


In ähnlicher Weise, nach Vornahme der Kaltbiegeprobe 
vollzieht sich die Prüfung und Abnahme der Laschen, der Unter- 
lagsplatten und der Schienenbeiestigungsmittel an Stichprobe- 
stücken durch Lehren in bezug auf Einhaltung der vorge- 
schriebenen äußeren Form sowie durch Nachwiegen. 


Bei den eisernen Schwellen muß nach der Nachwiegung 
und der äußerlichen Prüfung die Zerreißprobe sowie das Flach- 
schlagen des Trogprofils und das Rückwärts-Zusammenbiegen 
eines Stückes der Schwelle ohne wesentliche Schädenbildung 
den Nachweis der ausbedungenen Eigenschaften erbringen. 


d) Verdingung, Lieferung und Verteilung. 


Die zur Bahnunterhaltung und 
zum Neubau für eine kommende 
Etatsperiode im Bereiche einer Verwaltung notwen- 
digen neuen Oberbauteile werden von den zuständigen 
Dienststellen ermittelt und derienigen Behörde ange- 
zeigt, die sich mit der Beschaffung der Oberbaustoffe 
befaßt. Für Preußen-Hessen ist dies das Königliche 
Eisenbahn-Zentralamt in Berlin, dem von den ein- 
zelnen Eisenbahndirektionen die für deren Bereich 
festgestellten Bedarfsübersichten zugehen, für die 
übrigen deutschen Verwaltungen jedoch die Oberbau- 
abteilungen der betreffenden Generaldirektionen. 
Der in Aussicht zu nehmende Bedarf soll hinsichtlich des 
Ersatzes bei der Bahnunterhaltung den bekannt gegebenen 
Grundsätzen über die Abnützung entsprechen und hinsichtlich 
der Neuanlagen so bemessen werden, daß bei möglichst baldiger 
Verwendung die Ansammlung größerer Bestände vermieden 
wird. Diese Bedarfsmeldungen haben, getrennt nach neuen und 
gebrauchten Stoffen, die Angaben über alle Einzelarten der 
Oberbauteile für Gleise und Weichen, sowie die nötigen Mengen 


Bedarfsteststellung. 
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Die Unterhaltung der Gieis- und _Weichenanlagen. 


davon so zu enthalten, daß ihre Benützung für die Gesamtüber- 
sichten, auf Grund deren dann die Verdingung der Herstellung 
der neuen Oberbauteile und die Verfügung über die vor- 


handenen, gebrauchten (vergl. Abschnitt 6) ohne weiteres 
möglich ist. 

; Die Herstellun esamten Bedarfe 
Verdingung. ; g des g A 


der deutschen Eisenbahnen an neuen 
Schienen, eisernen Schwellen, Laschen und Unter- 
lagsplatten wird seit dem Bestehen einer Vereinigung 
deutscher Stahl- und Eisenwerke — dem Stahlwerks- 
verbande in Düsseldorf — durch diesen reguliert. 
Alle Abschlüsse der deutschen Eisenbahnverwal- 
tungen auf Lieferung der vorgenannten Oberbauteile 
erfolgen mit diesem Verbande, und dieser nimmt die 
Zuteilung der Lieferungen an die einzelnen Walz- 
werke zum Zwecke eines gewissen Ausgleichs in der 
Gesamterzeugung unter tunlichster Berücksichtigung 
der Lage der Walzwerke zu der Verbrauchsgegend 
vor. Diese Verteilung der Einzelaufträge an die 
Werke unterliegt in Rücksicht auf die Transportwege 
nach den Verwendungsstellen der Genehmigung der 
auftraggebenden Verwaltung. 


Die zu zahlenden Preise werden in mündlicher 
Verhandlung vereinbart derart, daß für die Normal- 
leistungen Grundpreise und für Sonderleistungen, 
z. B. Mehrlänge bei Schienen usw., Zuschläge fest- 
gesetzt werden. 


Die Anfertigung der Schwellenschrauben, Schie- 
nennägel, Mutterschrauben, Beilags- und Klemm- 
platten, Federringe, Spannplatten usw. sowie der 
Weichen, der Herzstücke und sonstigen außerge- 
wöhnlichen Oberbauteile pflegt durch öffentliche oder 
beschränkte Ausschreibung im Wettbewerbe ver- 
geben zu werden. Die Überweisung der Aufträge so- 
wohl an den Stahlwerksverband wie an die freien 
Fabriken erfolgt durch schriftlichen Vertragsschluß, 
dem allgemeine, sowie besondere Bedingungen und 
Zeichnungen zugrunde liegen müssen, aus denen die 
Form und die Abmessungen der Lieferungsgegen- 
stände klar hervorgehen. 


Die Verträge werden in der Regel umfassen: den Gegen- 
stand der Verdingung, die Höhe der Vergütung und die Be- 
zeichnung der Kasse, die die Zahlungen leistet, die Lieferfrist 
und etwaige Teilfristen, die Höhe der Verzugsstrafen, die Höhe 
der zu bestellenden Sicherheit, Bestimmungen über Mehr- oder 
Minderaufträge usw. 


Die Allgemeinen Bedingungen über Lieferungen und 
Leistungen enthalten im wesentlichen die Bestimmungen über 
die Leistungsfähigkeit und die Haftpflicht der Unternehmer, das 
Verfahren bei Säumigkeit und Leistungsunfähigkeit oder vor- 
schriftswidriger Lieferung, ferner über die Zahlungsform und 
Teilzahlungen, Entscheidung bei Meinungsverschiedenheiten 
zwischen Verwaltung und Unternehmer usw. 


Die besonderen Bedingungen dagegen werden alle der tech- 
nischen Eigenart des Lieferungsgegenstandes sowie seinem 
Zwecke Rechnung tragenden Bestimmungen enthalten, also z. B. 
Festsetzungen über die Gewichte, Formen und Abmessungen, 
über die Überwachung der Herstellung, die Güteeigenschaften 
und Güteprüfungen, die Abnahme, die Verfrachtung, die Haft- 
zeit, Kennzeichnung usw. 


Nachdem die Abnahme 
der Oberbauteile durch 
den Abnahmebeamten in der unter Abschnitt 5. c ge- 
schilderten Weise vor sich gegangen ist und die 
Teile dadurch Eigentum der Verwaltung geworden 
sind, erfolgt deren Beförderung nach den Verwen- 
dungsorten gemäß den in den Direktionen ausgear- 
beiteten Verteilungs- und Versandplänen, die den 
jeweiligen örtlichen Bedürfnisse angepaßt werden. 


Die Schienen, Eisenschwellen, Laschen und Unterlags- 
platten werden von den Werken versandfertig den zunächst 
gelegenen Tarifstationen zugeführt und gehen dann als Dienst- 
gut der Verwaltung an ihren Verwendungsort. Hinsichtlich der 
vorläufig etwa überschüssigen, von den Werken gelieferten, 
sowie der den freien Fabriken zur Anfertigung übertragenen 
Oberbauteile erfolgt die Ablieferung ins Eigentum der Ver- 
waltungen meist nach bestimmten Zentrallagerstellen und Haupt- 
magazinen, da von hier aus die Zuteilung an die Verwendungs- 
stellen möglich ist, ohne unangemessene Bestände entstehen zu 
lassen. 


Lieferung und Verteilung. 


6. Die Verwertung alter und gebrauchter 
Oberbauteile. 


Einen wirtschaftlich sehr wichtigen Bestandteil 
in der Oberbaugebarung bildet die Wiederverwer- 
tung der beim Abbruch gewonnenen noch brauch- 
baren oder unbrauchbaren Oberbauteile. Die Er- 
sparnisse, die sich nach den unter Abschnitt 3 be- 
handelten Grundsätzen in Ansehung der minderen 
Beanspruchung auf Nebenbahnen und Nebengleisen 
durch den Wiedereinbau gebrauchter und je nach 
Bedarf ausgebesserter Oberbauteile erzielen lassen, 
sind ganz erheblich. Jede Verwaltung hat daher ein 
besonderes Interesse daran, den Rückgewinn und den 
Wiedereinbau gebrauchter Teile zweckmäßig einzu- 
richten und sich deshalb sowohl vom Umfange des 
Rückgewinns als auch von dem Zustande der rück- 
gewonnenen Oberbaustoffe rechtzeitig Kenntnis zu 
verschaffen. Die Dienststellen, bei denen solcher 
Rückgewinn stattfindet, haben die Verpflichtung, in 
regelmäßigen Zeiträumen den Bestand an wieder ver- 
wendbaren und unbrauchbaren Oberbauteilen den 
hierzu berufenen Stellen (d. s. bei dem preußisch- 
hessischen Zentralamte in Berlin „die Verteilungs- 
stelle“ und bei den anderen deutschen Verwaltungen 
die mit dem Oberbauwesen befaßten Organe der 
Direktionen) anzuzeigen, die dann nach bestimmten 
Grundsätzen die Zuweisung an die Bedarf habenden 
Stellen vornehmen. Um Ausbesserungen gebrauchter 
Oberbauteile in tunlichst zweckmäßiger und billiger 
Weise durchführen zu können, sind bei allen Ver- 
waltungen teils besondere sogenannte Weichenwerk- 
stätten geschaffen (in Preußen-Hessen neun), teils 
eigene Ausbesserungsabteilungen den Wagen- oder 
Lokomotivwerkstätten angegliedert worden. 

Abgenützte, nicht mehr gleisfähige Oberbaustoffe oder 
solche, die wegen veralteter Formen oder aus anderen Gründen 
als ungeeignet zum Wiedereinbau anzusehen sind, werden im 
öffentlichen Ausschreibungsverfahren an den Meistbietenden 
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verkauft. Diese verkäuflichen Oberbaustoffe lagern meist auf 
den den Gewinnungsstellen benachbarten Tarifstationen und 
werden, bevor sie in die Ausschreibungsübersichten kommen, 
vielfach nochmals auf ihre Verkaufsfähigkeit von besonders 
hierzu bestellten Beamten geprüft. Die erzielten Verkaufs- 
beträge bilden alljährlich einen nicht unbedeutenden Posten in 
den Einnahmen der Verwaltungen und die für die Eisenteile ge- 
zahlten Einzelpreise können zuweilen mit als Maßstab bei Be- 
urteilung der Lage des Eisenmarktes in Betracht kommen. 


7. Die Beschaffung der Bettungsstoiie. 


In der Erkenntnis der Tatsache, daß der Kies und 
der Sand nur als minderwertiges Mittel zur Her- 
stellung einer den Ansprüchen gewachsenen Bettung 
gegenüber den klar geschlagenen Steinen anzusehen 
ist und daß diese Minderwertigkeit die Höhe der 
jährlichen Gleisunterhaltungskosten ungünstig beein- 
flußt, wendet man sich in der Neuzeit mehr der Ver- 
wendung des Steinschlages zu, während man den 
Einbau von Kies bei Neuanlagen von Gleisen tunlichst 
einschränkt. Man stellt jedoch auch beim Kiese die 
Bedingung voran, daß er frei von erdigen, die Un- 
durchlässigkeit des Gleisbettes befördernden Be- 
standteilen sein muß. 


Die Beschaffung beider Bettungsmittel und dort, 
wo zwischen dem Stopfmateriale und der Bettungs- 
sohle noch das druckvermittelnde Packlager einge- 
baut wird, auch der hierzu nötigen Steine, erfolgt, 
insofern nicht bahneigene Steinbrüche und verfügbare 
Kräfte die bahnseitige Lieferung veranlassen, im 
allgemeinen durch Unternehmer, denen hierbei die 


Den Abschluß der auf Kopfbahn- 
höfen endenden Gleise und stumpf 
endender Rangiergleise bilden Prell- 
böcke.. Beim Rangieren müssen 
durch die Prellböcke Zugteile oder einzelne Wagen auf- 
gefangen werden können; hierbei wird die Geschwin- 
digkeit 8 km in der Stunde nur in Ausnahmefällen 
überschritten. Bei Personenzügen wird die Geschwindig- 
keit beim Einlaufen auf die Bahnsteige vermindert, 
so daß bei etwaigem Durchrutschen auf den Gleis- 
abschluß eine Geschwindigkeit über 20 km in der 
Stunde nur in ganz seltenen Fällen überschritten wird. 
Trotzdem geht das Bestreben der Eisenbahnverwaltungen 


Prellböcke. 


(Nachtrag zu Kap. IV 
Bahnhofsanlagen.) 
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Beachtung etwa folgender Grundsätze durch Ver- 
tragsschluß zur Pflicht gemacht wird. 


1. Für die Zerkleinerung zu Steinschlag oder zur Packlage 
wird nur ein fester und wetterbeständiger Stein zuge- 
lassen. 

2. Die Lieferung erfolgt nur nach Proben, die der zu- 
ständigen, die Lieferung vergebenden Aufsichtsstelle 
unter Bezeichnung der Gesteinsart und des Fundortes, 
sowie der Beigabe etwaiger amtlicher Prüfungszeugnisse 
zu überweisen sind. 

3. Die Steinschlagstücke müssen mit ihrem kleinsten Quer- 
schnitte durch einen Ring von 6 cm Durchmesser, nicht 
aber durch einen solchen von 2,5 cm Durchmesser gehen. 
Steine für die Packlage dürfen nicht über 20 bis 25 cm 
größte Abmessung und sollen eine ebene Fläche als Auf- 
lage haben. 

4. Der Steinschlag muß gleichmäßig und frei von allen Bei- 
mengungen sein. 

5. Der Unternehmer liefert den Bettungsstoff an verein- 
barten Plätzen an, von denen er durch die Verwaltung 
nach den Verwendungsstellen mittels besonderer Arbeits- 
züge befördert wird. 

6. Die Bemessung des Einheitspreises, sowie die Abrech- 
nung der Lieferung erfolgt nach Kubikmetern, gleichviel, 
ob hinsichtlich der Abnahme vom Lieferanten die 
Mengenermittelung nach Rauminhalt oder Gewicht ver- 
einbart wird. 

7. Bei Kies gilt zur oberen Begrenzung des Korns ein Ring- 
durchmesser von 6 cm, während nach unten nur insoweit 
eine Grenze zu ziehen ist, als die feineren Teile noch 
immer ein gewisses Korn besitzen müssen. 


Diese Grundsätze werden auch da tunlichst ein- 
gehalten, wo die Gewinnung der Bettungsstoffe von 
der Verwaltung selbst erfolgt. 


dahin, auch für größere Geschwindigkeiten genügende 
Sicherheit zu schaffen. 

Während für Rangiergleise meist Prellböcke ein- 
facher Bauart mit vorliegender Sandschüttung genügen, 
gelangen für Personenbahnhöfe sogenannte Bremsprell- 
böcke zur Verwendung, wie hydraulischePrellböcke und 
in neuester Zeit auch Rawiesche Prellböcke (vergl. Stich- 
wortregister). Letztere besitzen einen aus nebeneinander 
gelegten Schwellen hergestellten Rost, über welchen das 
Gleis hinweggeführt ist. Der Rost ist mit dem eigentlichen 
Prellbock fest verbunden. Beim Auflaufen des Zuges 
gegen den Prellbock wird dieser fortgeschoben, wobei 
durch den Rost eine Bremswirkung erreicht wird. 


Kapitel XV. 


Die Wartung und Unterhaltung der Fahrzeuge. 


Von Biber, Ministerialrat im Staatsministerium für Verkehrsangelegenheiten in München. 


Die Sicherheit und die Wirtschaftlichkeit des 
Eisenbahnbetriebs sind in hohem Maße von dem Zu- 
stand und der Leistungsfähigkeit des Fahrparks ab- 
hängig. Die sachgemäße Unterhaltung sowie die 
rechtzeitige Erneuerung und Ergänzung der Fahr- 
zeuge zählt deshalb mit Recht zu den wichtigsten 
und verantwortungsvollsten Aufgaben der Eisenbahn- 
verwaltungen. 

Welche Bedeutung dieser Aufgabe auf deutschen 
Bahnen zukommt, zeigen nachstehende Ziffern. Im 
Jahre 1908 wurden nach der vom Reichseisenbahn- 
amt erstellten Statistik von den deutschen Staats- 
und Privat-Eisenbahnverwaltungen verausgabt: 


Für Unterhaltung Für Erneuerung 


der Fahrzeuge in und Ergänzung Summe 
den Werkstätten der Fahrzeuge 
a) Lokomotiven .. 94128007M 48758285 M 142886 295 M 
b) Personenwagen 36 801 298 „ 23917710 „ 60719008 „ 
c) Güter-, Gepäck- 
u. Arbeitswagen 62 953 609 „ 31 875 367 „ 94 828 976 „ 


zusammen: 193882 914M 104551 365 M 298434 279 M* 


-Zur Ausführung der Unterhaltungsarbeiten waren 
in den Eisenbahnwerkstätten im Durchschnitt täglich 


80 437 Handwerker und 
15237 sonstige Arbeiter, 


zusammen : 95674 Mann beschäftigt. 


Für die Unterhaltung und Untersuchung der 
deutschen Eisenbahnfahrzeuge sind in erster Linie 
die Sicherheitsvorschriften in den $$ 27, 43 und 44 der 
Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung (abgekürzt BO) 
für die Haupt- und Nebeneisenbahnen Deutschlands, 
gültig vom 1. Mai 1905, maßgebend. 


$ 27 der BO besagt: „Die Fahrzeuge müssen so 
beschaffen und unterhalten sein, daß sie mit der 
größten dafür zugelassenen Geschwindigkeit ohne 
Gefahr bewegt werden können“. 


Diese Vorschrift bedingt eine ständige Über- 
wachung und eine sorgfältige Unterhaltung der im 
Betrieb befindlichen Fahrzeuge sowie die sofortige 
Behebung aller an ihnen auftretenden, die Sicherheit 
beeinträchtigenden Mängel. 


*) In diesen Summen sind die sehr beträchtlichen Ausgaben 
für Schmierung und Reinigung der Fahrzeuge nicht enthalten. 


Nach den §§ 43 und 44 der BO müssen sämtliche 
Fahrzeuge, unabhängig davon ob sie Mängel auf- 
weisen oder nicht, regelmäßig nach Ablauf gewisser 
Zeiträume in allen Teilen gründlich untersucht werden. 

Es ist einleuchtend, daß solche Bestimmungen, 
besonders da ihr Vollzug von den staatlichen Auf- 
sichtsbehörden streng überwacht wird, einen Grad 
der Sicherheit verbürgen, der nicht zu überbieten ist. 

Die Unterhaltung des Fahrparks ist, wie die 
folgenden Abschnitte zeigen werden, ein viel- 
gestaltiges Geschäft, das neben der Durchführung der 
Sicherheitsmaßnahmen noch eine Reihe anderer Ar- 
beiten umfaßt, die dazu dienen die Fahrzeuge be- 
triebsbereit zu machen, das gute Aussehen der Fahr- 
zeuge zu erhalten, die Behaglichkeit des Reisens zu 
erhöhen, der Verbreitung ansteckender Krankheiten 
vorzubeugen und dergleichen mehr. 


1. Wartung und Untersuchung der 
Lokomotiven. 


Die Lokomotiven mit ihrem verwickelten 
Mechanismus erfordern eine sehr sorgfältige Wartung 
und Untersuchung, für die bei allen deutschen Bahn- 
verwaltungen besondere Dienstanweisungen bestehen. 


Nach diesen ist für die richtige Wartung der Lokomotiven 
im Betrieb in erster Linie der Lokomotivführer verantwortlich. 
Er ist gehalten bei seinem Dienstantritt sich von dem Zustand 
der Feuerung und durch Öffnen und Schließen der Hähne an 
den Wasserstandsvorrichtungen von dem vorschriftsmäßigen 
Wasserstand im Kessel zu überzeugen, die Lokomotive ein- 
gehend auf ihre Diensttauglichkeit zu untersuchen und für die 
Schmierung der beweglichen Teile zu sorgen. Während der 
Fahrt hat er auch die Tätigkeit des Heizers, dem die Be- 
dienung der Feuerung und des Kessels obliegt, zu überwachen 
und fortgesetzt auf die Lokomotive und ihre Einzelteile zu 
achten. Im Winter muß er bei Personenzügen, die mit Dampf 
geheizt werden, auf die ordnungmäßige Heizung des Zugs ein 
sorgsames Augenmerk richten. Bei längerem Aufenthalt in 
Stationen hat er, soweit erforderlich, das Triebwerk nachzu- 
ölen und festzustellen, ob die beweglichen Teile nicht heiß ge- 
laufen sind. 


Nach beendigter Fahrt ist der Lokomotivführer verpflichtet 
den Vorrat an Speisewasser und, wenn angängig, auch die Vor- 
räte an Brennstoff und sonstigen Materialien zu ergänzen, die 
Dampfspannung allmählich zu vermindern, das Feuer, sofern es 
nicht anders bestimmt wird, eingehen zu lassen und dafür zu 
sorgen, daß, der Rost geputzt wird, die Rauchkammer und der 
Aschenkasten entleert und die Heizröhren des Kessels (Siede- 
röhren) gereinigt werden. 
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Nachdem die Lokomotive an ihren Hinterstellungsort ver- 
bracht ist, hat sie der Lokomotivführer wieder gründlich zu 
untersuchen. 

Von Zeit zu Zeit, gewöhnlich einmal im Monat gelegentlich 
einer Auswaschung des Kessels, müssen sich auch die Heiz- 
hausvorsteher oder sonstige Werkstättebeamte an der Unter- 
suchung der Lokomotive beteiligen. Hierbei ist festzustellen, 
ob die Feuerbüchse keine Risse, Beulen, Abzehrungen oder Un- 
dichtheiten zeigt, die Heizröhren und die zur Versteifung der 
Feuerbüchswände dienenden Stehbolzen nicht gerissen oder un- 
dicht, die Radreifen nicht zu stark abgenutzt sind, die Trieb- 
und Kuppelzapfen, Federspannschrauben, Schieberstangen sowie 
die zur Verkupplung von Lokomotive und Tender benutzten Teile 
keine Anbrüche haben, die Federbelastungen richtig sind und 
der Funkenfänger in Ordnung ist. 


Meist einmal jährlich wird die Lokomotive einer 
Laufwerksuntersuchung unterzogen (siehe S. 272). 


Die Hauptuntersuchung der Lokomotiven und 
Tender findet mindestens alle drei Jahre statt und 
muß sich auf sämtliche Teile erstrecken. 

Bei der Hauptuntersuchung und ebenso auch 
nach jeder umfangreicheren Ausbesserung am Loko- 
motivkessel wird der vom Mantel entblößte Kessel 
durch Wasserdruck geprüft. Spätestens 8 Jahre nach 
der Inbetriebnahme werden die Lokomotivkessel, 
nachdem zuvor die Heizröhren entfernt worden sind, 
auch im Innern untersucht. Diese Untersuchung ist 
spätestens nach je 6 Jahren zu wiederholen. 


2. Wartung und Untersuchung der Wagen. 


Die Personen-, Post-"und Gepäckwagen werden 
vor jeder längeren Fahrt — wenn sie im Nahverkehr 
verwendet sind, in der Regel täglich — entweder in 
der Zugbildungstation selbst oder in einem be- 
sonderen Abstellbahnhof untersucht. 

Dabei wird namentlich: der Zustand des Laufwerks, der 
Zug- und Stoßvorrichtungen, der Bremse, der Beleuchtungs- 
und Heizeinrichtungen, der Türverschlüsse und Übergangs- 
einrichtungen sowie die Gangbarkeit der Fenster und der 
Lüftungseinrichtungen geprüft. Hand in Hand damit gehen 
kleine Instandsetzungsarbeiten. 

Bei den Wagen mit Gasbeleuchtung werden sodann die 
Gasbehälter mit Öl- oder Mischgas bis zur Erreichung des zu- 
lässigen Drucks (meist 6 oder 7 Atm.) nachgefüllt. Jst elek- 
trische Beleuchtung vorhanden, die den Lichtstrom von einer 
am Wagen angebrachten Akkumulatorenbatterie erhält, so wird 
diese nachgeladen oder gegen eine aufgeladene Batterie aus- 
getauscht. 

Die Wasserbehälter der Personenwagen werden vor Ab- 
gang des Zugs mit frischem Wasser versehen und in die Aborte 
und Waschräume der Schnell- und Eilzugwagen werden Seifen- 
stückchen, frische Handtücher und Klosettpapier eingelegt. 


Im Winter werden Personen-, Post- und Gepäck- 
wagen in der Zugausgangstation vorgeheizt, damit sie 
bei Abgang des Zugs gut durchwärmt sind. 

Die in Güterzügen laufenden Güterwagen werden 
vor der Abfahrt in der Zugbildungstation oder, wenn 
sie unterwegs in den Zug eingestellt werden, un- 
mittelbar vor der Einstellung untersucht. 

Bei Aufenthalten in den größeren Stationen 
werden die Achsen aller Wagen auf Warmlauf und 
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die Radreifen durch Beklopfen mit Hämmern auf 
Bruch oder Losewerden untersucht. 

Die regelmäßige, auf alle Teile auszudehnende 
Untersuchung der Wagen hat nach den Bestimmungen 
der BO bei den vorzugsweise in Schnellzügen 
laufenden Personen-, Gepäck-, Post- und Güterwagen 
spätestens 6 Monate, bei den übrigen Personen-, 
Gepäck- und Postwagen spätestens ein Jahr und bei 
den übrigen Güterwagen spätestens 3 Jahre nach der 
Inbetriebnahme oder nach der letzten Untersuchung 
zu erfolgen. 

Die Schnellzugwagen, deren Lager sich rasch 
abnutzen, werden in kürzeren Zeiträumen, gewöhnlich 
nach Zurücklegung eines Wegs von 30000 bis 
50 000 km untersucht. ` l 


3. Untersuchung und Unterhaltung der 
Luftdruckbremse. 


Auf deutschen Hauptbahnen werden alle Per- 
sonenzüge und auch einzelne Güterzüge mit der Luft- 
druckbremse (Bauart Westinghouse oder Knorr) ge- 
fahren. Da die Fahrsicherheit nicht zum wenigsten 
von dem Zustand dieser Bremse abhängt, so haben 
alle Bahnverwaltungen besondere Vorschriften für die 
Untersuchung und Unterhaltung der Luftdruck- 
bremse erlassen. 

Im Betrieb wird unmittelbar vor Abgang der mit Luftdruck- 
bremse bedienten Züge durch eine vom Lokomotivführer vorzu- 
nehmende Bremsprobe festgestellt, ob sämtliche Bremsapparate 
des Zugs richtig wirken. Nur wenn dies der Fall ist, darf der 
Zug abfahren. Die Probe muß unterwegs nach jeder Trennung 
oder Ergänzung des Zugs wiederholt werden. 

Das Wagenaufsichtspersonal ist angewiesen zeitweise auch 
die Notbremseinrichtungen der in den Zügen laufenden Per- 
sonenwagen auf Dichtheit, Gangbarkeit und richtige Wirkung 
zu prüfen. 


Die Luftbremseinrichtungen der Fahrzeuge 
werden außerdem in bestimmten Zeitabschnitten, 
meist halbjährlich, durch die Werkstätten eingehend 
untersucht, wobei alle einzelnen Apparate, wie Luft- 
pumpe, Führerbremsventil, Steuerventil, Brems- 
zylinder, auseinandergenommen, gereinigt, instand 
gesetzt und eingefettet werden. Nachdem die Brems- 
einrichtung wieder zusammengebaut ist, wird sie mit 
Druckluft auf Dichtheit geprüft. Die Druckluft- 
behälter der Fahrzeuge werden alle 5 Jahre einer 
Wasserdruckprobe unterzogen. 


4. Schmierung der Fahrzeuge. 


Die Fahrzeuge müssen zur Vermeidung von 
Betriebstörungen und zur Erzielung eines leichten 
Gangs rechtzeitig und gut geschmiert werden. Un- 
genügende Schmierung führt zur raschen Abnutzung 
der bewegten Teile, zu Heißlauf und unter Umständen 
sogar zu ernsten Unfällen. 


Zum Schmieren der Dampizylinder und Schieber wird bei 
Naßdampflokomotiven entweder ein höherwertiges Mineralöl 
(Zylinderöl) oder eine Mischung, bestehend aus gleichen Teilen 
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von gewöhnlichem Mineralöl und Riüböl, bei Heißdampflokomo- 
tiven dagegen ein Mineralöl mit hohem Flammpunkt, sogen. 
Heißdampföl, benutzt. 

Für die nicht unter Dampf laufenden Teile der Lokomotiven 
und für das Laufwerk der Tender und der Wagen wird all- 
gemein Mineralöl zur Schmierung genommen, für die Dampf- 
zylinder der Lufitpumpen sogen. Compoundöl, für die Luft- 
zylinder Luftkompressoröl und für die Bremszylinder Vaseline. 

Die Kuppelspindeln und die Bremsspindeln der Fahrzeuge 
werden mit Graphit geschmiert. 

Das Schmieren der Lokomotiven besorgt der Heizer unter 
Aufsicht des Lokomotivführers vor Antritt der Fahrt. Die auf 
dem Führerstand befindlichen zur Schmierung von Schiebern 
und Kolben dienenden Kondensschmierapparate, Schmier- 
pumpen oder Schmierpressen werden nach Bedarf auch während 
der Fahrt mit Öl nachgefüllt. 

Die Wagen werden gewöhnlich in den Zugausgangstationen 
oder bei der Einstellung in den Unterwegstationen von den 
Wagenwärtern oder den Bahnhofschlossern nach Bedari ge- 
schmiert. Es gibt aber auch Wagen mit besonders eingerichteten 
Achsbüchsen, die nur alle Monat einmal geschmiert werden; zur 
Kontrolle des Vollzugs wird der Tag, an dem die Schmierung 
erfolgt ist, an den Langträgern angeschrieben. 


5. Reinigung der Fahrzeuge. 


DieLokomotiven müssen 
nach den Dienstvor- 
schriften der deutschen Eisenbahnverwaltungen vor 
ieder Fahrt sorgfältig gereinigt werden und zwar 
nicht bloß des guten Aussehens sondern auch der 
Sicherheit wegen, denn eine gründliche Untersuchung 
der Lokomotiven und die rechtzeitige Entdeckung der 
oft unerwartet eintretenden und zuweilen sehr gefähr- 
lichen Anbrüche und Haarrisse an Triebwerksteilen, 
Federn, Rahmen und dergleichen ist nur möglich, 
wenn alle Teile peinlich sauber gehalten werden. 


Reinigung der Lokomotiven. 


Das Reinigungsgeschäft obliegt den Lokomotivheizern und 
den hierfür aufgestellten Arbeitern (Putzern). Der Heizer hat 
in der Regel die Lösche aus der Rauchkammer zu entfernen, 
den Feuerrost zu putzen, den Aschenkasten zu entleeren, die Be- 
leuchtungseinrichtungen der Lokomotive zu reinigen, den Führer- 
stand zu säubern sowie die Kesselarmaturteile und den Kessel- 
mantel blank zu machen, während die Putzer die übrigen 
Arbeiten zu besorgen haben. Es sind dies: die Reinigung der 
Heizröhren des Kessels, das Putzen des Trieb- und Laufwerks 
der Lokomotive und das Reinigen des Tenders. 


Der Ruß, die Flugasche und die Lösche, die sich in den 
Heizröhren während der Fahrt angesammelt haben, werden 
entweder von Hand oder, wie jetzt vielfach üblich, durch Aus- 
blasen mit Dampf oder Preßluft beseitigt. 


Die durch den Kesseldampf erwärmten Teile der Lokomo- 
tive, wie Kessel- und Zylindermäntel, werden mit Putzwolle 
und Talg, die übrigen Teile mit Putzwolle und Putzöl gereinigt. 
Für blanke Eisen- oder Stahlteile wird auch Schmirgelleinen, für 
blanke Rotgußteile Putzpomade verwendet. 


Zur Entfernung von Kesselstein und Schlamm 
aus den Lokomotivkesseln müssen diese, nachdem 
sie zuvor abgekühlt und entleert worden sind, je nach 
der Beschaffenheit des Speisewassers in Zeit- 
abschnitten von 6—30 Tagen gründlich mit heißem 
Wasser ausgewaschen werden. Das Waschwasser 
wird durch besondere Vorrichtungen (Dampfstrahl- 


pumpen usw.) mit einem Überdruck von 4 bis 6 Atm. 
in die Kessel eingespritzt. 


Die Personen-, Post- und 
Gepäckwagen werden im 
Betrieb nach jeder zu- 
rückgelegten größeren Fahrt oder, wenn sie in Lokal- 
zügen laufen, mindestens einmal täglich auf den im 
Zugbildungsplan bezeichneten Zugreinigungstationen 
einer Hauptreinigung unterzogen. Auf den End- 
stationen, die nicht zugleich Hauptreinigungstationen 
sind, und auf größeren Zwischenstationen findet meist 
noch eine Nachreinigung statt. 


Reinigung der Personen-, 
Post- und Gepäckwagen. 


Die Reinigungsarbeiten werden von Wagenputzern unter 
Leitung und Verantwortlichkeit der Wagenaufsichtsorgane oder, 
wenn solche sich nicht am Platz befinden, unter Aufsicht des 
Stationsvorstehers besorgt. Die Reinigung erstreckt sich nicht 
nur auf die Wagen der eigenen sondern auch auf die anderer 
Verwaltungen. 


Die im Betrieb vorzunehmende Hauptreinigung 
zerfällt in die innere und äußere Reinigung. 


Die Fußdecken der 
Wagen sind heraus- 
zunehmen und abseits kräftig auszuschütteln und auszuklopfen. 

Die Aschenbecher sind zu entleeren und zu reinigen, die 
Fensterschächte zu säubern, die Fußböden zu kehren und zu 
wischen, die Heizeinrichtungen abzustauben und die Spucknäpfe 
gründlich auszuwaschen. 

Die Polsterungen sind, wenn Staubabsaugvorrichtungen zur 
Verfügung stehen, mit diesen von Staub zu befreien, andernfalls 
aber mit Klopipeitschen auszuklopfen und dann abzubürsten. 
Lederbezüge sind mit feuchten Tüchern abzuwischen, Schmutz- 
und Fettilecke in den Polstern mit einem geeigneten Flecken- 
wasser zu entfernen. 

Die Fenstervorhänge und die Stoffblenden der Lampen sind 
mit Bürsten zu reinigen, stark beschmutzte Vorhänge sind durch 
reine zu ersetzen. Von den (Gepäckborden, Netzhaltern, 
Laternen, Fensterrahmen, Armschlingen, Fensterzuggurten, 
Fingerschutzleisten usw. ist der Staub mit trockenen, leinenen 
Lappen abzuwischen. 

Die Lüftungschieber sind von Flugasche zu reinigen. 

Die Wände, Türen, Decken und die hölzernen Sitzbänke 
sind abzuwischen, wenn nötig, vorsichtig abzuseifen und mit 
weichen Bürsten oder mit einem feuchten Schwamm abzu- 
waschen und dann mit reinen Putztüchern trocken zu reiben. 

Fenster, Spiegel, Lampenglocken und Metallbeschlagteile 
sind zu putzen. 

Die Wascheinrichtungen und Aborte müssen gründlich ge- 
säubert werden. Die Abortsitze sind feucht abzuwischen, die 
Trichter und Abfallrohre der Aborte mit Wasser und Stiel- 
bürsten zu reinigen. 


Die Fußböden sind im Sommer mindestens alle 4 Wochen, 
im Winter bei milder Witterung, mit 3%iger Kaliseifenlösung 
abzuwaschen. Linoleumbeläge sind nach dem Abwaschen zu 
bohnen. 

Die abnehmbaren Läufer, Matten und Teppiche müssen auf 
den deutschen Bahnen in jedem Jahre einmal in strömendem 
Wasserdampf desinfiziert werden. 


Vorschriften für die innere Reinigung. 


Die Wagendächer sind 
mit weichen Haar- 
besen abzufegen, die Wasserablaufrinnen und Röhren gründlich 
zu säubern. 


Vorschriften für die äußere Reinigung. 
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Die lackierten Außenwände der Wagen sind bei ge- 
schlossenen Türen und Fenstern mit weichen Bürsten oder 
Staubbesen von dem grob anhaftenden Staub zu befreien, mit 
weichen Schwämmen und reinem, kaltem Wasser abzuwaschen 
und mit einem weichen, reinen Waschleder abzutrocknen. Bei 
strenger Kälte darf die äußere Reinigung nur durch Abfegen 
mit trockenen Haarbesen und Nachputzen mit reiner Putzwolle 
oder reinen Putztüchern erfolgen. 


Die Außenseiten der Fensterscheiben und die Metallbeschlag- 
teile sind blank zu putzen, die Untergestelle, Einsteigtritte und 
Laufbretter von Sand und Staub sowie im besonderen von Fett- 
teilen, Schnee und Eis zu säubern. Die Achsbüchsen sind mit 
Putzwolle zu reinigen. 


Die Nachreinigung auf Zwischenstationen be- 
schränkt sich auf das Abwischen der außen an den 
Wagen befindlichen Handgriffe und auf den End- 
stationen auf das Auskehren der Wagen, das Aus- 
klopfen der Fußdecken und Polster, das Abstauben 
der Wagenwandungen, das Abwischen der Bänke 
und Fenster, das Entleeren der Aschenbecher und 
Spucknäpfe und das Reinigen der Aborte. 


Zu erwähnen ist noch, daß allen Schnell- 
zügen der deutschen Bahnen Dienstfrauen beigegeben 
werden, die während der Fahrt für die Reinhaltung 
der Aborte, Abteile und Gänge der Personenwagen 
zu sorgen haben. 


Zur Entstäubung der Personenwagen werden jetzt vielfach 
mechanisch angetriebene Staubabsaugvorrichtungen verwendet, 
welche die Arbeit gründlicher, rascher und billiger besorgen als 
es von Hand möglich ist. Diese Vorrichtungen sind entweder 
fahrbar oder, wenn es sich um größere Leistungsfähigkeit 
handelt, ortsiest. Die Absaugung des Staubs wird durch 
Kolbenpumpen, Kreiselluftpumpen oder Dampfstrahlsauger be- 
wirkt, die mit Filtern in Verbindung stehen, an denen Gummi- 
schläuche angeschlossen sind. Die Schläuche haben an den 
Enden entsprechend geformte metallische Mundstücke. Diese 
werden dicht über die zu entstaubenden Polster, Böden, 
Teppiche usw. geführt, wobei der Staub angesaugt und in den 
Filtern abgelagert wird. Die Filter müssen nach Bedarf ent- 
leert und gereinigt werden. 


Abb. 1. 


Staubabsauger System Borsig. 


In neuerer Zeit wird auch Preßluft zum Betrieb der Staub- 
absauger benutzt. Ein Staubabsauger dieser Art (System 
Borsig) ist aus Abb. 1 zu ersehen. 


Die Preßluft wird durch den bei a angeschlossenen Schlauch 
dem Rohr r zugeführt, gelangt durch einen Dreiweghahn h, 
das Rohr r und die Öffnungen ö unmittelbar auf die vom Mund- 
stück m bestrichene Fläche und wirbelt dort den Staub auf. Da 
die Preßluft zum Teil auch durch den Dreiweghahn h in die 
Düse d und das Staubabführungsrohr s strömt und dadurch am 
Mundstück m eine Luftverdünnung erzeugt, so wird der Staub 
sofort angesaugt und von dem Luftstrom durch das Rohr s 
und den anschließenden Schlauch zum Filter mitgerissen. 


hnwesen der Gegenwart. 


Bei Ausbruch einer 
gemeingefährlichen 
Krankheit im Inland oder in einem benachbarten Land 
müssen die Personenwagen, namentlich die zur 
Massenbeförderung von Personen aus dem Krank- 
heitsgebiet dienenden Wagen III. und IV. Klasse, be- 
sonders sorgfältig gereinigt und gelüftet werden. 


Bei Cholera sind die in den Zügen befindlichen 
Bedürfnisanstalten regelmäßig zu desinfizieren 


Desinfektion der Personenwagen. 


Ein Personenwagen, in dem sich ein Kranker oder Krank- 
heitsverdächtiger befunden hat, ist sofort außer Dienst zu 
stellen und der nächsten mit den nötigen Einrichtungen ver- 
sehenen Station zur Desinfektion zuzuführen. Diese ist nach 
den bestehenden reichsgesetzlichen Vorschriften zu bewirken, 
wie folgt: 


Etwaige grobe Verunreinigungen im Wageninnern sind 
durch Abreiben mit Lappen, die mit Karbolsäurelösung be- 
feuchtet sind, zu beseitigen. Alsdann sind die Läufer, Matten, 
Teppiche, Vorhänge und beweglichen Polster abzunehmen, in 
Tücher, die mit Karbolsäurelösung angefeuchtet sind, einzu- 
schlagen und in Dampfapparaten oder mit Formaldehydgas zu 
desinfizieren. Gegenstände aus Leder sind mit Karbolsäure- 
oder Sublimatlösung oder auch mit verdünntem Kresolwasser 
abzuwischen. Sodann ist der Wagen durchweg gründlich zu 
reinigen, wobei seine abwaschbaren Teile mit Karbolsäure- 
lösung zu behandeln sind. Hierauf ist er mindestens drei Tage 


lang in einem warmen, luftigen und trockenen Raum aufzu- 
stellen. 


Die Personenwagen werden auch mit Formalindämpien 
desinfiziert. Die Formalindesinfektion ist ein ungefährliches, 
billiges und zeitsparendes Verfahren, welches sichere Abtötung 
der Krankheitskeime bewirkt und zugleich den Vorteil bietet, 
daß Möbel, Teppiche, Vorhänge und sonstige Ausrüstung- 
stücke in den Wagen belassen werden können und daß auch 
Metalle und empfindliche Stoffe, wie Leder, Tapeten, Möbel- 
bezüge und dergleichen, nicht angegriffen werden. 


Zur Erzeugung der Formalindämpfe wird vielfach ein von 
Dr. O. Roepke angegebener praktischer und einfacher Apparat 
verwendet. Dieser kann entweder im Wagen selbst oder außer- 
halb aufgestellt werden. Im letzten Falle leitet man die Dämpfe 
durch kleine geeignete Öffnungen in das gut abgedichtete 
Wageninnere; dieses muß 7 Stunden lang den Einwirkungen 
der Dämpfe ausgesetzt bleiben. Sodann werden mit dem 
gleichen Apparat Ammoniakdämpfe in den desinfizierten Raum 
eingeführt und dadurch die stechend riechenden Formalindämpfe 
beseitigt. Nach entsprechender Durchlüftung kann der Wagen 
sofort wieder benutzt werden. 

Die preußische Staatseisenbahnverwaltung hat in der Haupt- 
werkstätte Potsdam einen Vakuumapparat aufstellen lassen, der 
zur Vernichtung des in den Personenwagen eingenisteten Un- 
geziefers, zur Entseuchung dieser Wagen und auch als Trocken- 
raum dient, 


Der Apparat, bestehend aus einem Eisenzylinder von 5 m 
lichtem Durchmesser, 23 m Länge und 490 cbm Rauminhalt, 
kann an beiden Enden ‘mit gußeisernen Böden luftdicht ver- 
schlossen werden. Er ist durch Dampfröhren heizbar, hat im 
Innern ein Gleis von normaler Spurweite, zu beiden Seiten des 
Gleises Laufbretter zum Begehen des Kessels und unten in der 
Mitte einen Verdampfer für die Desinfektionsflüssigkeit. Der 
Zylinder steht mit einer in unmittelbarer Nähe befindlichen, 
von einem 20 pferdigen Drehstrommotor angetriebenen Luft- 
saugpumpe. in Verbindung. Die von der Pumpe aus dem 
Zylinder gesaugte Luft wird unter den Rost eines Dampfkessels 
geführt, damit etwa mitgerissene Keime verbrannt und unschäd- 
lich gemacht werden. 
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Die zu reinigenden Personenwagen werden in den Apparat 
hineingeschoben und dort längere Zeit bei einer Luftver- 
dünnung von etwa 70 cm Quecksilbersäule einer Temperatur 
von 60° C ausgesetzt. Insekten und sonstige Lebewesen werden 
dadurch sicher getötet. Soll der Wagen auch entseucht werden, 
so wird in den Verdampfer Formalin eingebracht, das schnell 
verdampft, bei späterem Einlassen der Frischluft tief in die 
Polster, Wände usw. eindringt und so eine sehr kräftige Des- 
infektion bewirkt. 

Der Apparat hat rund 79000 M gekostet Die Betriebs- 
kosten für die Desinfektion eines Schlaf- oder D-Zugwagens 
werden zu 20 M angegeben, die Gesamtkosten, einschließlich 5% 
für Verzinsung und Tilgung des Anlagekapitals, zu 35 M; dabei 
ist angenommen, daß täglich ein Wagen im Apparat behandelt 
wird. (Weiteres über den Apparat vergl. Stichwortregister.) 


Die Güterwagen sind 
nach der Entladung, 
ehe sie wieder an 
den Betrieb zurückgegeben werden, sauber aus- 
zukehren. Wenn jedoch lebende Tiere oder fäulnis- 
fähige Stoffe in den Wagen befördert wurden, so 
müssen diese, entsprechend dem Reichsgesetz vom 
25. Februar 1876, betreffend die Beseitigung von An- 
steckungstoffen bei Viehbeförderung auf Eisenbahnen, 
desinfiziertt werden. Hierbei wird unterschieden 
zwischen der gewöhnlichen und der verschärften Des- 
infektion. 

Letztere wird vorgenommen bei Wagen mit 
Klauenviehsendungen aus verseuchten Gegenden, 
ferner dann, wenn eine Infektion der Wagen durch 
Rinderpest, Milzbrand, Maul- und Klauenseuche, Rotz 
usw. vorliegt oder dringender Verdacht besteht, daß 
eine Infektion stattgefunden hat. 


Die zu desinfizierenden Wagen sind mit möglichster Be- 
schleunigung der nächsten Desinfektionsanstalt zuzuführen. Sie 
dürfen vor Beendigung der Desinfektion nicht benutzt und nur 
zum Zweck der Überführung nach der Desinfektionsanstalt in 
Züge eingestellt werden. 

Der eigentlichen Desinfektion der Wagen muß stets eine 
Reinigung — Beseitigung der Streumaterialien, des Düngers usw. 
sowie ein gründliches Abwaschen mit heißem Wasser — voran- 
gehen. 

Die gewöhnliche Desinfektion wird nach erfolgter Reinigung 
durch Waschen der Fußböden, der Decken und der Innen- und 
Außenwände mit einer auf mindestens 50° C erhitzten Soda- 
lauge bewirkt, zu deren Herstellung minde- 
stens 2 kg Soda auf 100 1 Wasser ver- 
wendet sind. Nach der Desinfektion sind 
die Wagen zur gehörigen Lüftung offenzu- 
halten. 

Bei der verschärften Desinfektion ist der 
Wagen nach erfolgter Reinigung zunächst 
einfach zu desinfizieren. Sodann sind die 
Fußböden, Decken und Wände mit einer 
3%igen Lösung einer Kresolschwefel- 
säuremischung sorgfältig zu bepinseln. 

Wenn Wagen mit einer inneren Ver- 
schalung der verschärften Desinfektion zu 
unterwerfen sind, ist die Verschalung abzu- 
nehmen und ebenso wie die Wagen zu 
reinigen und zu desinfizieren. 

Die Vornahme der Desinfektion von 
Hand, besonders das Bepinseln der Wände, 
Decken und Böden ist umständlich, zeit- 


Reinigung und Desinfektion 
der Güterwagen. 


raubend, teuer und für die damit betrauten Arbeiter nicht un- 
gefährlich. Es sind deshalb Zerstäubungsapparate eingeführt 
worden, die es gestatten, die Desinfektionsarbeit wesentlich zu 
beschleunigen und ohne jeden Nachteil für die Arbeiter auszu- 
führen. 


Ein auch auf den bayerischen Staatseisenbahnen viel ge- 
brauchter Apparat (Abb. 2), erfunden von dem Oberbahnhofs- 
vorsteher, Rechnungsrat Lübbecke in Hamburg-Sternschanze, 
kann sowohl zum Waschen als 
auch zum Desinfizieren der 
Wagen benutzt werden. Er be- 
steht aus dem gegen Wärme- 
ausstrahlung geschützten, zylin- 
drischen Gefäß G mit dem be- 
weglichen Kolben K. In das Ge- 
fäß wird von oben durch den 
Fülltrichter F die Desinfektions- 
flüssigkeit und hierauf das zur 
Verdünnung nötige heiße Wasser 
eingefüllt. Der am Boden des 
Gefäßes angebrachte Stutzen S 
ist an eine Dampf- oder Wasser- 
leitung angeschlossen. Wird nun 
der Hahn H geöffnet, so treibt 
der Druck des Dampfes oder 
Wassers den Kolben K nach oben 
und die darüber befindliche Des- 
infektionsflüssigkeit durch das 
Ausflußrohr R und den Schlauch A, dessen Ende mit einer Düse 
versehen ist. Mit dem der Düse entweichenden kräftigen Strahl 
kann das ganze Wageninnere in einigen Minuten vollständig be- 
strichen und desinfiziert werden. 


Der Apparat ist tragbar, einfach und billig. 


Abb. 2. Desinfektionsapparat 
Patent Lübbecke. 


Die Desiniektionsanstalten 
oder Entseuchungsanlagen 
für Güterwagen bestehen in 
der Regel aus heizbaren Hallen mit Wagenauf- 
stellungsgleisen und den nötigen Einrichtungen für 
Warmwasserbereitung, Düngerabfuhr usw. Abb. 3 
zeigt die Entseuchungsanlage der Station Plochingen 
der württembergischen Staatseisenbahnen. 


Die 42,4 m lange und 10,9 m breite heizbare Halle hat 
2 Gleise für die zu desinfizierenden Wagen, ferner in der Mitte 
ein durchlaufendes und am rechten Ende ein querliegendes 
Schmalspurgleis für die zur Düngerabfuhr dienenden Kippwagen. 


Desiniektionsanstalten 
der Güterwagen. 


f. Bade-und Waschräume 
g. Düngerabfuhrgleis 
ke. Kohlenraum 

m. Magazin 


Abb. 3. Güterwagen-Entseuchungsanlage in Plochingen. 
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An den beiden Langseiten sind Rampen mit den erforderlichen 
Anschlüssen für kaltes und warmes Wasser angeordnet. In dem 
Anbau der Halle befinden sich Aufenthalts-, Wasch- und Bade- 
räume für das Personal, die Dampfkesselanlage und die Warm- 
wasserbehälter, ein Raum für Kohlen und ein Magazin. Rechts 
vor der Halle ist ein betonierter Platz, auf dem die Vorreinigung 
der Wagen stattfindet. Der Dünger wird hier ohne Anwendung 
von Wasser in Kippwagen entleert und zu dem auf vertieftem 
Gleis stehenden Düngeräbfuhrwagen geschafft. 


Die Kesselanlage besteht aus zwei Niederdruckkesseln von 
je 30 qm Heizfläche, die Dampf von 0,1 Atm. Überdruck für die 
Heizung und für die Warmwasserbereitung erzeugen. Die 
Warmwasserbehälter, zwei zylindrische Kessel, jeder mit einer 
Heizschlange von 28 qm Heizfläche, sind im Obergeschoß: über 
den Dampikesseln untergebracht. Das den Behältern aus der 
Wasserleitung zufließende Wasser wird bis auf 80° C erwärmt. 
Zur Bereitung der Sodalauge dienen zwei an den Langseiten 
der Halle aufgestellte, zylindrische Gefäße. In jedes Gefäß ist 
eine Heizschlange und ein Rührwerk eingebaut. Die gebrauchs- 
fertige Lauge wird durch einen Hahn in Handeimer abgelassen. 


In der Halle werden die Wagen zunächst wiederholt mit 
warmem und kaltem Wasser ausgespritzt, mit Sodalauge ge- 
waschen und mit Piassavabesen ausgekehrt. Bei der ver- 
schärften Desinfektion wird Kresolschwefelsäurelösung mit be- 
sonderen Zerstäubern in die Wagen eingespritzt. 


Die bei der Reinigung anfallenden festen Düngerstoffe 
werden mit Kippwagen zu dem schon erwähnten vor der Halle 
stehenden Düngerabiuhrwagen verbracht. Die Abwässer fließen 
durch die zwischen den Gleisen liegenden Rinnen einem Sammel- 
schacht und von hier aus einem der beiden Klärbecken zu, die 
außerhalb der Halle angelegt sind. Das geklärte Abwasser wird 
in den nahe vorüberfließenden Neckar geleitet. 

In der beschriebenen Anstalt können täglich 80 Wagen ge- 
reinigt und desinfiziert werden. 


Aus Abb. 4 ist die in München-Südbahnhof be- 
findliche Viehwagenreinigungshalle zu ersehen. 


Abb. 4. Viehwagenreinigungshalle in München - Südbahnhof. 


Diese hat 2 Wagenaufstellungsgleise und zwischen diesen 
eine durchlaufende Rampe mit den Leitungsrohren für kaltes 
und warmes Wasser. Auf der Außenseite der Gleise unmittel- 
bar neben den Längswänden der Halle liegen die Rollbahngleise 
für die kleinen Düngerabfuhrwagen. Die bei der Reinigung und 
Entseuchung nötigen Laugenbottiche, Desinfektionsapparate und 
sonstigen Werkzeuge stehen auf der Rampe, auf der auch das 
Reinigungspersonal bei Ausübung seines Geschäfts Platz 
nimmt. 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


6. Ausbesserung der Fahrzeuge in den 
Werkstätten. 


1. Lokomotiven. 


jind, Mit der Hauptuntersuchung der 
>“ Lokomotiven, die, wie bereits 
erwähnt wurde, mindestens alle drei Jahre vorzu- 
nehmen ist, wird zugleich eine umfassende Aus- 
besserung, eine Hauptausbesserung verbunden. 


Nach Entleerung des Aschenkastens, der Rauch- 
kammer, des Kessels und des Tenderwasserkastens 
werden die Lokomotive und ihr Tender in die Werk- 
stätte verbracht und dort zerlegt. 

Die Lokomotive wird mit Kranen oder Heb- 
geschirren so weit gehoben, daß die Radsätze mit den 
darauf befindlichen Achsbüchsen und das etwa vor- 
handene Drehgestell herausgerollt und zur Seite ge- 
stellt werden können. Dann wird der Kessel mit 
Kranen von dem Rahmen abgehoben und auf be- 
sonderen Rollwagen (Kesselwagen) verladen. Der 
Rahmen bleibt entweder auf dem Hebgeschirr oder 
er wird auf Holzunterlagen oder Holzböcken gelagert. 

Am Kessel werden gegebenenfalls auch die Heiz- 
röhren entfernt, aber nur, wenn eine innere Unter- 
suchung stattzufinden hat oder der Kessel innen stark 
mit Kesselstein verlegt ist oder eine Erneuerung der 
Rohrwände, einzelner Kesselplatten, der Heizröhren 
oder ein Anstücken der Heizröhren nötig ist. 

Wenn Lokomotive und Tender vollständig zerlegt 
sind, werden der Hauptrahmen, der Kessel und die 
abgenommenen Stücke von Hand oder, soweit es sich 
um kleinere sehr schmierige Teile, wie Achsbüchsen 
und dergleichen, handelt, durch Auskochen in Soda- 
lauge gründlich gereinigt. (In einigen preußischen 
Werkstätten werden auch größere Teile, sogar ganze 
Drehgestelle, ausgekocht.) 

Werkstättebeamte untersuchen nun alle Teile 
eingehend auf Anbrüche, Abnutzung usw. und be- 
stimmen die vorzunehmenden Ausbesserungen, von 
denen hier nur die wesentlichsten genannt werden 
sollen. 


Hauptausbesse 


An dem Hauptrahmen der Lokomotive werden lose Nieten 
und Schrauben ausgewechselt und etwa gebrochene Blechtafeln 
durch Aufsetzen kräftiger Flecke gebunden. 

Bei den Dampfzylindern ist besonders auf richtige Lage und 
feste, unlösliche Verbindung mit dem Rahmen zu schen. Wenn 
die Zylinder innen einseitige Abnutzungen von mehr als 0,7 mm 
aufweisen, so muß die genaue Rundung- entweder mit einem 
tragbaren Bohrapparat oder nach Abnahme des Zylinders auf 
einer ortsfesten Bohrmaschine wiederhergestellt werden. 
Gleiches gilt von der Rundschieberbüchse, die im Schieber- 
gehäuse sitzt. Bei Dampfzylindern mit Flachschiebern müssen 
Schiebergesichte und Schieber genau abgerichtet werden, so daß 
ihre Berührungsflächen vollständig eben sind. Stark abgenutzte 
Schieber werden durch neue ersetzt. Die Zylinder- und Dampi- 
kammerdeckel werden an den Dichtungsflächen nachgearbeitet. 
Kolben- und Schieberstopfbüchsen erhalten neue Einlagen oder 
einen Einguß von Weißmetall und neue Liderungsringe. 

Die federnden Ringe der Dampfkolben und der Rundschieber 
werden erneuert, die Körper und Stangen der Kolben und 
Schieber nachgedreht und bei größerer Abnutzung ersetzt. 
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An den Steuerungsteilen werden nach Bedarf entweder nur 
die gehärteten Büchsen der Bolzenlöcher oder die gehärteten 
Bolzen oder beide erneuert. Die Schwinge wird nachgeschliffen, 
ihre Führung nachgearbeitet oder erneuert. 


Die Führungschienen der Kreuzköpfe werden nachgehobelt 
oder geschliffen, die Kreuzkopfsohlen erneuert und frisch auf- 
gepaßt, die Sitzflächen des Kreuzkopfbolzens und des Kolben- 
stangenendes nachgedreht, die Kreuzkopfbolzen und die Keile 
nachgearbeitet oder ersetzt. 

Bei den Trieb- und Kuppelstangen sind gewöhnlich die Sitz- 
flächen der Lager nachzuschleifen und die Köpfe, wenn sie seit- 
lich eingeschlagen sind, durch Aufflicken oder Aufschweißen 
von Stücken auf die ursprüngliche Breite zu bringen. Die 
Stangenlager erhalten einen frischen Einguß von Weißmetall 
und werden an den Sitzflächen aufgefüttert, bei größerer Ab- 
nutzung erneuert. Stangenkeile, die nicht mehr nachgearbeitet 
werden können, sind auszuwechseln. 


An den Radsätzen der Lokomotiven und Tender sind die 
Radreifen abzudrehen; lose Radreifen oder solche, die nach 
dem Abdrehen im Laufkreis weniger als 30 mm stark sind, 
müssen durch neue ersetzt werden. Die Achsen und besonders 
ihre Schenkel sowie die Kurbelzapien sind auf Anbruch und 
zulässige Abnutzung, die Kurbelzapfen zudem auf die richtige 
Winkelstellung zu untersuchen. Angebrochene oder zu schwache 
Achsen und Kurbelzapfen sind zu erneuern, die noch verwend- 
baren, soweit nötig, nachzudrehen. Ebenso sind an Exzentern 
und Kurbeln die erforderlichen Nacharbeiten auszuführen. Loge 
Gegengewichte an Trieb- und Kuppelrädern sind zu befestigen. 

Die Achslager werden mit einem frischen Einguß von Weiß- 
metall versehen und auf den Achsschenkeln aufgepaßt, die Achs- 
kisten in den Führungen nachgearbeitet oder aufgefüttert und 
die Achskistenunterteile mit neuen Schmierpolstern versehen. 
Die Achskistenstellteile werden nachgeschliffen oder erneuert. 

Die Drehgestelle sind auf festen Sitz der Nieten zu prüfen. 
Lose Nieten werden ersetzt, die reibenden Teile, wie Reibplatten, 
Drehzapien, Kugelgelenke, Einstell- und Stützvorrichtungen nach- 
gearbeitet oder ausgewechselt. 

Die Blattragfedern müssen auseinandergenommen, nach- 
gesprengt und wieder gehärtet werden; angebrochene Blätter 
sind zu ersetzen. Fertige Federn werden auf der Feder- 
probiermaschine auf ihre Tragfähigkeit und die Größe der 
Durchbiegung bei verschiedenen Belastungen geprüft. 

Die Federspannschrauben sind durch Anwärmen auf An- 
bruch zu untersuchen. Ausgeschlagene Bolzenlöcher werden 
ausgebüchst, abgenutzte Gewindestutzen ersetzt, 

Die Federstützen und ihre Führungen werden nachgearbeitet 
oder erneuert. 

Die Federn der Zug- und Stoßvorrichtungen müssen geprüft 
und bei ungenügender Tragfähigkeit ersetzt werden. Zughaken, 
Schraubenkupplungen, Steifkuppeln, Kuppel- und Zughaken- 
gehäuse sind auf Anbruch zu untersuchen, gebrochene oder 
Stark abgenutzte Teile sind zu ersetzen. An Pufierstößern, 
deren Stangen zu schwach sind, werden nach Abhauen der alten 
Stangen neue von entsprechender Dicke angeschweißt. Die 
Führungen ausgeschlagener Puffergehäuse werden ausgebüchst. 

An den Bremseinrichtungen sind die abgenutzten Bolzen 
zu ersetzen, die Bolzenlöcher der Hebel auszubüchsen, Brems- 
achsen und Lager nachzuarbeiten, das Gestänge nachzusehen 
und auszubessern und die Bremsklötze zu erneuern. Die be- 
Sonderen Bremsvorrichtungen, wie Luftbremsen, Gegendruck- 
bremsen, Dampfklotzbremsen, sind zu zerlegen und nach den be- 
Stehenden Vorschriften instand zu setzen. 


Der Kessel, einer der wichtigsten Bestandteile 
der Lokomotive, erfordert eine ganz besonders sorg- 
fältige Ausbesserung. Die hierbei vorkommenden 
Arbeiten sind folgende: 


Heiz- und Rauchröhren, die aus dem Kessel entfernt 
worden sind, werden zunächst in der Scheuertrommel oder auf 
andere Weise von dem anhaftenden Kesselstein gereinigt. Dann 
werden die an den Rohrenden etwa vorhandenen Kupfer- und 
Eisenstutzen abgeschmolzen, die Rohre neu angestückt und mit 
Wasserdruck von 30 Atm. auf Dichtheit geprüft. 

Vor dem Einziehen der Rohre in den Kessel wird dieser 
zunächst durch Abklopien mit Hämmern von dem an der Innen- 
wandung sitzenden Kesselstein befreit und hierauf gründlich 
ausgewaschen. Sodann werden lose Kesselnieten ersetzt, leicht 
angefressene Stellen im Kesselinnern mit Zement ausgestrichen, 
Kesselschüsse mit tiefen Einfressungen oder Rissen erneuert 
oder durch Aufsetzen von Platten verstärkt, Rauchkammer- und 
Feuerbüchsrohrwände mit sehr schwachen oder durchgerissenen 
Stegen, starken Abzehrungen oder größeren Anbrüchen ersetzt 
und die Kesselfugen innen und außen gestemmt. 


Nach Ausführung dieser Arbeiten werden noch die Heiz- 
röhrenlöcher der Rohrwände, falls letztere nicht erneuert 
wurden, ausgerieben und nun die Rohre eingezogen und durch 
Walzen in den Rohrwänden gedichtet. Die in der Feuerbüchs- 
rohrwand sitzenden Kupferstutzen werden vor dem Aufwalzen 
umgebördelt. 


In der kupfernen Feuerbüchse sind lose Nieten, gebrochene 
oder an den Köpfen abgebrannte Stehbolzen und Ankerschrauben 
auszuwechseln und gerissene Stellen durch Aufsetzen von 
Kupferplatten zu flicken. Bei starker Abnutzung müssen einzelne 
Wände oder die ganze Feuerbüchse erneuert werden. Die 
Lebensdauer der Feuerbüchse beträgt je nach der Beanspruchung 
des Kessels, der Zusammensetzung des Speisewassers und der 
Art des zur Feuerung verwendeten Brennmaterials 2*/2 bis 15 
und mehr Jahre. 


Der flußeiserne Feuerkasten, der die Kupferbüchse um- 
schließt, bedarf nicht selten größerer Instandsetzungsarbeiten, 
Aufsetzen von Flecken, Auswechslung der gekrempten Wände, 
der Schürloch- und Büchskranzringe oder Anstücken des 
Mantels. Zuweilen muß der ganze Feuerkasten erneuert werden. 


Nachdem die Kessel ausgebessert sind, werden 
sie der amtlichen Prüfung unterzogen. Zu dem Zweck 
ist die gesamte Armatur, die inzwischen ausgebessert 
wurde, wieder anzubringen, der Dampfregler ein- 
zubauen, der Ventilstock mit den Sicherheitsventilen 
aufzusetzen, das Prüfungsmanometer anzuschrauben 
und der Kessel nach dichtem Verschluß aller Öff- 
nungen mit warmem Wasser zu füllen, versuchsweise 
zu pressen und an den undichten Stellen nachzu- 
stemmen. Bei der amtlichen Kesselprüfung, die in 
der Regel der Werkstättevorstand vornimmt, wird 
durch Einpumpen von Wasser in den gänzlich ge- 
füllten Kessel erst der höchst zulässige Betriebsdruck 
erzeugt und der Kessel in allen Teilen untersucht. 
Durch weiteres Einpressen von Wasser wird der 
Druck auf das in der BO vorgeschriebene Maß 
(höchst zulässiger Betriebsdruck + 5 Atm.) gesteigert. 
Der Kessel wird nun wieder eingehend auf Dichtheit 
untersucht. Zugleich werden die Sicherheitsventile 
nachgesehen und eingestellt und das Betriebsmano- 
meter mit dem Prüfungsmanometer verglichen und 
in Übereinstimmung gebracht. Zeigen sich größere 
Undichtheiten am Kessel, so muß nach ihrer Behebung 
die Wasserdruckprobe wiederholt werden. Kessel, 
die bei der Wasserdruckprobe ihre Form bleibend 
ändern, dürfen in diesem Zustand nicht in Dienst ge- 
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nommen werden. Über die Druckprobe wird eine 
Bescheinigung ausgefertigt. 


Auf die Druckprobe folgt die Dampfprobe mit 
dem höchst zulässigen Betriebsdruck. Die Ventile 
werden dabei auf rechtzeitiges Abblasen geprüft und 
der Dampfregler auf dichten Abschluß. Etwaige 
Undichtheiten werden beseitigt, dann wird der Kessel 
angestrichen und ausgeblasen. 

An Tenderlokomotiven werden Kohlen- und Wasserkästen 
gereinigt, ausgebessert und mit Ölfarbe ausgestrichen. Die 


Wassermesser werden instand gesetzt und die Wasserbehälter 
geeicht. 

Bei den auf eigenen Rädern laufenden Schlepptendern der 
Lokomotiven sind der Rahmen, das Laufwerk, die Bremse, die 
Zug- und Stoßvorrichtungen, die Rohrleitungen usw. nachzu- 
sehen und instand zu setzen. Der Wasserkasten ist zu reinigen 
und durch Füllen mit Wasser auf Dichtheit zu prüfen. Finden 
sich schadhafte Stellen, so sind Flecke aufzusetzen; durch- 
gerostete oder gerissene Blechtafeln, die nicht mehr geflickt 
werden können, sind zu erneuern, sämtliche Fugen sind auszu- 
kitten. Schließlich wird der Wasserkasten geeicht und im 
Innern mit einer rostschützenden Farbe gestrichen. 


Nach vollzogener Ausbesserung ihrer Einzelteile 
werden Lokomotive und Tender wieder zusammen- 
gesetzt. Dabei ist besonders darauf zu sehen, daß 
alle Teile die richtige Lage einnehmen, namentlich die 
Achsen in der Mittelstellung parallel zueinander sowie 
rechtwinkelig und symmetrisch zur Längsachse des 
Fahrzeugs stehen, die Entfernungen der Stangen- 
lagermitten und der Kurbelzapfenmitten genau über- 
einstimmen, die Mitte des Kreuzkopfs in allen 
Stellungen desselben genau in die verlängerte Mittel- 
achse des zugehörigen Dampizylinders fällt, nirgends 
ein Zwängen oder Klemmen bewegter Teile eintritt, 
einseitige Drücke vermieden bleiben, die Dampf- 
verteilungschieber richtig eingestellt werden, die 
Blasrohrmitte in die Verlängerung der Kaminachse 
zu liegen kommt, die Rauchkammertüren luftdicht ab- 
schließen, alle Rohrleitungen an den Verbindung- 
stellen vollständig dicht und die Bremsgestänge und 
Klötze nach Vorschrift eingestellt sind. Durch be- 
sondere Wiegevorrichtungen wird geprüft, ob das 
Lokomotivgewicht auf die einzelnen Achsen richtig 
verteilt ist. Andernfalls muß die Spannung der ein- 
zelnen Tragfedern entsprechend geändert werden. 


Die zusammengesetzte Lokomotive wird an- 
geheizt. Sobald der zulässige Dampfdruck erreicht 
ist, prüft ein Werkstättebeamter alle Apparate auf 
ihre richtige Wirksamkeit, unternimmt mit der Loko- 
motive und ihrem Tender eine längere Probefahrt und 
läßt die dabei gefundenen Mängel beseitigen. Nach 
Bedarf findet noch eine zweite Probefahrt statt. 
Schließlich erhalten Lokomotive und Tender einen 
neuen Anstrich. 


In dem zwischen zwei 
Hauptausbesserungen 
liegenden Zeitraum werden an den Lokomotiven 
neben den notwendigen laufenden Instandhaltungs- 
arbeiten eine oder zwei Laufwerksuntersuchungen 


Laufwerksuntersuchung. 


vorgenommen, bei denen die Radsätze ausgebunden 
und abgedreht, das ganze Laufwerk nachgesehen und 
instand gesetzt und kleinere Ausbesserungen am 
Kessel und anderen Teilen ausgeführt werden. 


2.Wagen. 


Bei der gemäß $ 44 der BO erfolgenden Unter- 
suchung der Wagen werden die vorgefundenen 
Schäden ausgebessert. 


Die Ausbesserungsarbeiten sind so auszuführen, 
daß die Wagen, sofern sie nicht gewaltsam beschädigt 
werden, zuverlässig bis zur nächsten Untersuchung 
betriebsfähig bleiben. Vor Beginn der Arbeiten haben 
Werkstättebeamte den Zustand der Wagen genau 
festzustellen und auf Grund des Befunds den Umfang 
und die Art der Ausbesserung zu bestimmen. 


Die Wagen werden in der Werkstätte mit Winden oder 
Hebgeschirren aufgewunden, dann kommen die Drehgestelle, 
die Radsätze, die Achsbüchsen und die Federn heraus. 
Diese Teile sowie die Bremsgestänge, die Bremsen, die Zug- 
und Stoßvorrichtungen werden in gleicher Weise wie im vorigen 
Abschnitt angegeben wurde, gereinigt, untersucht und aus- 
gebessert. 

An den Untergestellen und Drehgestellen sind lose Nieten 
und abgenutzte Achsbüchsführungen zu ersetzen, beschädigte 
oder angefaulte Holzteile auszuflicken oder auszuwechseln, alle 
Befestigungschrauben nachzuziehen, verbogene oder gebrochene 
Träger, Bleche, Winkel, Achshalter, Fußtritte auszubessern oder 
zu erneuern. Abgenutzte oder gebrochene Trittbleche, Tritt- und 
Laufbretter sind zu ersetzen. Die Wiegengehänge und die 
Drehbolzen der Drehgestelle sind auf Anbruch zu untersuchen, 
die Drehpfannen, soweit erforderlich, nachzuarbeiten. 


Die richtige Lage der Achshalter und Federträger 
an den Rahmen ist durch Abschnüren und Abwinkeln 
festzustellen. Beim Wiedereinsetzen der Räder, 
Achsbüchsen und Federn ist darauf zu achten, daß 
die Achsen in der Mittelstellung genau parallel zu- 
einander und senkrecht zur Längsachse des Wagens 
stehen, die Lager und Achsbüchsen sich nicht 
zwängen und nicht einseitig gedrückt werden. 

Die Hähne und Regler der Dampfheizung sind einzuschleifen 


und abzudichten, die Wasserabscheider auf richtige Wirksam- 
keit zu untersuchen und instand zu setzen. 


An den Wagenkästen müssen alle Verbindungschrauben 
nachgezogen, stark abgenutzte, angefaulte oder gebrochene 
Holzteile angestückt oder ersetzt werden. Bei Güterwagen sind 
dies meist Boden-, Wand- und Türbretter, manchmal auch 
Rahmen, Kastensäulen, Dachspriezel und Dachbretter, bei den 
Personenwagen, aber nur in seltneren Fällen, Kastengerippteile, 
Rahmen, Verschalungs- und Dachbretter, Dachspriegel usw. 

Die Blechverkleidungen der Personenwagen und die Blech- 
wände der Güterwagen müssen sorgfältig vom Rost befreit 
werden. Durchgerostete Bleche sind zu ersetzen. Verbogene 
Eisenteile der Kästen sind gerade zu richten. 


Auf die vollständige Wasserdichtheit der Wagendächer ist 
ein sorgfältiges Augenmerk zu richten. Ausgewitterte, einge- 
rissene Dachüberzüge aus Leinwand sind, sofern die Leinwand- 
fäden noch genügende Festigkeit haben, auszuflicken und mit 
Waterprooffirnis oder einer geeigneten Deckenmasse zu über- 
streichen, andernfalls aber zu erneuern. 

Die Türen und ihre Verschlußvorrichtungen sind gründlich 
rachzusehen und in Ordnung zu bringen. Des dichten Ab- 
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schlusses wegen müssen an 
Personenwagen-Eingangs- 

türen verzogene Türrahm- 
stücke ausgewechselt werden. 

Im Innern der Personen- 
wagen werden alle Holzteile 
gereinigt oder neu gestrichen 
oder nachpoliert. Wand- und 
Deckenverkleidungen von 
Stoff, Wachstuch, Pegamoid 
oder Lincrusta werden abge- 
waschen und bei starker Ab- 
nutzung ersetzt. Die Polster- 
möbel der höheren Wagen- 
klassen werden gereinigt 
und desinfiziert, faden- 
scheinige oder sehr fleckige 
Bezüge erneuert und die 
Polster im Bedarfsfall auf- 
gearbeitet. Alle sonstigen 


Ausstattungsteile, wie Fensterzugriemen, und 


Fingerschutz- 
Windfangleisten, Armschlingen, Gepäckträgernetze, Vorhänge, 
Aschenbecher, Spiegel, Schilder und dergleichen, sind nach 


Erfordernis auszubessern oder zu ersetzen. Gleiches gilt 
hinsichtlich der Einrichtungen der Abort- und Waschräume. 

Die Fenster werden auf ihre Gangbarkeit geprüft und die 
Fensterführungen bei zu großem Spiel der Fensterrahmen mit 
frischen Tuch- oder Filzstreifen ausgefüttert. Lose Fenster- 
scheiben, Gepäckträgerstangen, Heizröhren, und andere Teile, 
die beim Fahren lästige Geräusche verursachen, werden be- 
festigt. Heiz-, Beleuchtungs- und Lüftungseinrichtungen werden 
auf richtige Wirkung und Dichtheit untersucht und instand 
gesetzt. 

Etwa alle 4 bis 8 Jahre werden die äußeren Anstriche 
der Wagenkästen vollständig erneuert, nachdem zuvor die alten 
Anstriche durch Abbrennen oder Beizen entfernt wurden. In 
der Zwischenzeit werden die Personenwagen ein- bis zweimal 
auflackiert. 

Kein Wagen darf die Werkstätte verlassen, ehe 
er nicht von Werkstättebeamten nochmals gründlich 
untersucht worden ist und solange nicht feststeht, 
daß alle Mängel behoben sind, besonders solche, die 
ihn nach den im internationalen Verkehr geltenden 
Bestimmungen von dem Übergang auf fremde Linien 
ausschließen würden. 

Personenwagen werden vor der Rückgabe an den 
Betrieb überdies noch einer Probefahrt unterzogen 
und dabei auch auf ruhigen Lauf geprüft. 

Die Werkstätten haben nicht nur Wagen aus- 
zubessern, die untersuchungsreif sind, sondern auch 
solche, die im Betrieb gewaltsam beschädigt wurden 
und auf Betriebsgleisen nicht wiederhergestellt 
werden können. Die Behandlung der schadhaften 
Wagen im Betrieb und in der Werkstätte ist auf den 
deutschen Bahnen durch einheitliche Vorschriften ge- 
regelt, auf die hier näher einzugehen der nötige Raum 
mangelt. 


7. Ausmusterung und Lebensalter 
der Fahrzeuge. 
Die Fahrzeuge werden ausgemustert: 
1. wenn sie schwere Beschädigungen erleiden, 


deren Behebung ungewöhnlich hohe Kosten 
verursachen würde, 


Hilfsgerätewagen. 
Kgl. Bayerische 
Staats- 
eisenbahnen. 


2. wenn sie den Anforderungen in bezug auf Be- 
triebsicherheit nicht mehr entsprechen, 

3. wenn der für den Betrieb und die Unterhaltung 
notwendige Aufwand nicht mehr im an- 
gemessenen Verhältnis zu ihrer Leistung und 
Verwendbarkeit steht, 

4. wenn ihre Bauart vollständig veraltet ist und 
eine nutzbringende Verwendung im Betrieb 
ausschließt. 


Die Lokomotiven erreichen auf deutschen Bahnen 
durchschnittlich ein Lebensalter von 25—40 Jahren, 
die Wagen ein solches von 30—45 Jahren. 

Ausgemusterte Fahrzeuge werden, wenn es ihr 
Zustand erlaubt, vielfach noch zu untergeordneten 
Zwecken, Lokomotiven z. B. zum Vorheizen der Züge, 
zum Kesselwaschen usw., Güterwagen als Arbeits- 
wagen oder Zustreifwagen, verwendet, andernfalls 
aber im ganzen verkauft oder in den Werkstätten 
zerlegt. Die Einzelteile zerlegter Fahrzeuge werden, 
soweit sie nicht zur Ausbesserung anderer gleich- 
artiger Fahrzeuge benutzt werden können, als Alt- 
material verkauft. 


8. Hilfsgeräte- und Rettungswagen. 


Bei größeren Eisenbahnunfällen, bei Entgleisungen 
und Zertrümmerung von Fahrzeugen werden Hilis- 
gerätewagen mit Beamten und Arbeitern und, wenn 
auch Menschen getötet oder verletzt worden sind, 
Rettungswagen mit Ärzten und Sanitätspersonal an 
die Unfallstelle verbracht. 

Hilfsgerätewagen sind auf den Werkstätte- 
stationen hinterstellt. Sie sind gewissermaßen 
fahrende Werkstätten, die mit allen zu den Auf- 
räumungs- und Einhebungsarbeiten nötigen Werk- 
zeugen, Geräten usw. ausgerüstet sind. 

Zuweilen werden außer den Hilisgerätewagen 
auch noch sogenannte Beiwagen, in denen haupt- 
sächlich Hölzer und dergleichen untergebracht sind, 
sowie Kranenwagen mitgeführt. 

In Abb. 5 ist ein mit Westinghousebremse, Gas- 
beleuchtung und Dampfheizleitung versehener, drei- 
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achsiger Hilfsgerätewagen der bayerischen Staats- 
eisenbahnen dargestellt. 


Die Ausrüstungsgegenstände sind übersichtlich und leicht 
zugänglich untergebracht. Sie bestehen in der Hauptsache 
aus einer großen Anzahl eichener Unterlaghölzer von ver- 
schiedenen Abmessungen, 
aus Radkeilen, Klammern, Gleitblechen, eisernen Eingleisungs- 
rampen, 1 Normalspurmaß, 1 Radlehre, Sicherheits- 
kupplungen, Langgliedern und Dreigliedern zur Verkupp- 
lung von Fahrzeugen, 

aus Fuß-, Bock- und Schraubenwinden, Flaschenzügen, Ketten, 

Seilen, Bindestricken, 
aus 1 Werkbank mit Schraubstock, 
aus Hand-, Niet- und Vorschlaghämmern, Feilen, Feilkloben, 

Meißeln, Durchschlägen, Zangen, Schraubenschlüsseln aller 

Art und Verlängerungsröhren dazu, Schraubenziehern, 
aus Bohrern, Sägen, Beilen, Hebeisen, Geißfüßen, Stützbäumen, 
aus 1 Feldschmiede mit Kohlenkasten usw., 1 Amboß, Schmiede- 

zangen und sonstigen Schmiedewerkzeugen, 
aus Schaufeln, Spitzhacken, Kreuzhauen, Reisigbesen, 
aus Wassereimern, Gießkannen, Handfeuerspritzen, Ölkannen, 

Petroleumkannen, 
aus 2 Kometgasfackeln mit Reflektoren, 

kränzen, Pechkranzträgern mit 

Sturmlaternen, 
aus Signalhuppen, Signalfahnen, 1 Petardenbüchse, 

signallaternen, Zuzschlußscheiben, 1 Signalleine, 
aus 1 kleinen Rettungskasten mit Verbandzeug, 
aus 2 Tragbahren und 
aus 1 tragbaren Fernsprecher. 


Ferner sind vorhanden 1 eiserner Ofen mit Kocheinrichtung 
und Vorrichtung zum Trocknen der Kleider, Vorräte zum Be- 
reiten warmer Getränke, eine Tragbahre für Werkzeuge und 
eine breite eichene Stiege, die am Türeingang des Wagens an- 
gelegt wird, damit die Arbeiter, namentlich wenn sie schwere 
Gegenstände zu tragen haben, bequem ein- und aussteigen 
können. 

Am Wagenuntergestell sind die Stücke eines zerlegbaren 
Rollwagens teilweise unmittelbar aufgehängt und teilweise in 
einen Unterkasten eingelegt. Der Rollwagen wird für unbrauch- 
bare Achsen oder Drehgestelle unter Fahrzeuge gestellt, die 
auf diese Weise lauffähig gemacht werden. Seitlich neben den 
Langträgern sind in die Kastenträger Schienen eingeschoben, 
die beim Einheben der Fahrzeuge Verwendung finden. 


Pechfackeln, Pech- 
Stangen, Handlaternen, 


3 Zug- 


Die bei Eisenbahnunfällen zur Unterbringung und 
Beförderung von Kranken und Verwundeten be- 
nutzten Rettungs- oder Arztwagen sind mit mittlerem 
Durchgang, Stirnwandtüren und Stirnplattfiormen 
ausgeführt. Das Geländer der einen Plattform ist 
umlegbar, damit die Krankenbahren bequem in den 
Wagen gebracht werden können. 

Die Wagen haben Gasbeleuchtung, wirksame Entlüfter, 
einen Eisschrank, einen Abort, Dampfheizung oder einen für 
Kohlen- oder Gasheizung eingerichteten Ofen und 4 oder 5 an 
den Längswänden aufgestellte federnde Ständer. In jeden der 
Ständer werden 2 Bahren übereinander eingehängt. Die Wagen 
können somit 8 oder 10 Kranke aufnehmen. Die zur ärztlichen 
Hilfeleistung nötigen Instrumente, Verbandstoffe und sonstigen 
Vorrichtungen sind in besonderen Kästen verwahrt. Bei den 
meisten Verwaltungen haben die Rettungswagen auch einen ab- 
geschlossenen Operationsraum. 

Rettungswagen sind auf größeren Stationen 
hinterstellt. Zugleich ist Vorsorge getroffen, daß eine 
genügende Anzahl im Samariterdienst ausgebildeter 


Arbeiter und Beamter jederzeit sofort zur Hilfe- 
leistung herangezogen werden kann. 


9. Eisenbahnwerkstätten. 


Die deutschen Eisen- 
bahnwerkstätten be- 
fassen sich im allge- 
meinen nur mit der Untersuchung und Ausbesserung 
der Fahrzeuge, während die Herstellung neuer Fahr- 
zeuge der Privatindustrie überlassen ist. Nur in Aus- 
nahmefällen sind von einzelnen Staatsbahnverwaltungen 
auch neue Fahrzeuge gebaut worden und zwar, als 
bei Mangel an Ausbesserungsarbeiten andere Arbeits- 
möglichkeit geschaffen werden mußte. 

Neben der Unterhaltung des Fahrparks ist 
den Werkstätten auch die Instandsetzung der Weichen 
und Stellwerkseinrichtungen sowie der maschinellen 
Einrichtungen des eigenen Betriebs, der bahneigenen 
Nebenbetriebe und der Stationen übertragen. 

Nach dem Zweck und der Ausrüstung werden die 
Eisenbahnwerkstätten eingeteilt in Hauptwerkstätten 
und Betriebswerkstätten. 

Diese haben die kleinen laufenden Aus- 
besserungen, jene die Untersuchungen und größeren 
Ausbesserungen an Fahrzeugen und maschinellen 
Einrichtungen zu besorgen. Die Scheidung der 
Geschäftsaufgaben ist jedoch nicht immer streng 
durchgeführt. Bei einigen Bahnverwaltungen sind 
zum Teil auch die Betriebswerkstätten mit größeren 
Arbeiten an Lokomotiven und Wagen betraut und 
dementsprechend eingerichtet. 

Die Hauptwerkstätten liegen meist in der Nähe 
großer Bahnhöfe, in denen viele ausbesserungs- 
bedürftige Fahrzeuge anfallen oder zusammenlaufen. 
Die Betriebswerkstätten dagegen befinden sich ge- 
wöhnlich auf Haupt- und Knotenstationen unmittelbar 
neben den Heizhäusern in den Bahnhöfen selbst. 

In den Hauptwerkstätten werden entweder Fahr- 
zeuge aller Art oder nur Lokomotiven oder Wagen 
ausgebessert. 

Man unterscheidet hiernach: 

gemischte Werkstätten, 
Lokomotivwerkstätten und 
Wagenwerkstätten. 

Die gemischten Werkstätten zerfallen in zwei 
selbständige Abteilungen, zu welchen bei sehr großen 
Werkstätten manchmal eine dritte hinzukommt, die 
die Hilfswerkstätten und Magazine umfaßt. 

Hauptwerkstätten kleinen Umfangs werden in 
Preußen als Nebenwerkstätten bezeichnet. 

Die Arbeiterzahl der Hauptwerkstätten bewegt 
sich zwischen 300 und 2300, die der preußischen 
Nebenwerkstätten in der Regel unter 300. 


Geschäftsaufgaben und Ein- 
teilung der Werkstätten. 


Die Leitung und Ver- 
waltung der Haupt- 
werkstätten und der selbständigen Abteilungen der- 
selben obliegt den Werkstättenämtern oder Werk- 
stätteninspektionen, denen das nötige Hilfspersonal 


Verwaltung der Werkstätten. 
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beigegeben ist. Die Rechnungs- und Magazins- 
geschäfte in gemischten Werkstätten mit mehreren 
Inspektionen werden häufig gemeinsam von einer 
Inspektion besorgt. 

Die Betriebswerkstätten werden durch Vor- 
stände geleitet und unterstehen der unmittelbaren 


Aufsicht der Maschinenämter oder Maschinen- 
inspektionen. 
Werkstättearbeiter. Die in den Haupt-, Neben- und 


größeren Betriebswerkstätten 
beschäftigten Arbeiter werden nach ihrer Beschäfti- 
gung in Gruppen eingeteilt. Jede Gruppe untersteht 
einem Werkführer oder Vorarbeiter. Die Aufsicht 
über mehrere Arbeitergruppen wird von einem Werk- 
meister ausgeübt. 

Die Beschäftigung der Werkstättearbeiter er- 
folgt meist gegen Stücklohn nach den in den Werk- 
stätten zu führenden Stückpreisheften. Taglohn 
nach festgesetzen Lohnsätzen kommt nur dort in Be- 
tracht, wo die Festsetzung eines Stücklohns nicht 
angängig ist. 

Stücklohnarbeiten, die von mehreren Arbeitern 
— einer Rotte — gemeinschaftlich ausgeführt werden, 
werden einem beteiligten Arbeiter übertragen. Dieser 
hat als Rottenführer nach Anweisung des Werk- 
führers für die richtige und sorgfältige Ausführung 
der Arbeiten zu dem hierfür festgesetzten Stückpreis 


zu sorgen. 
Bei größeren Stücklohnarbeiten, die sich aus 
mehreren Arbeitsausführungen zusammensetzen, 


werden Stückpreishefte aufgestellt. In diese Stück- 
preishefte werden die auszuführenden Arbeiten ein- 
getragen, nach ihrer technischen und rechnerischen 
Prüfung von den Rottenführern unterschriftlich an- 
erkannt und von dem Vorstand des Werkstättenamts 
genehmigt. 

Die Teilung des gesamten Stücklohns unter die 
an der gemeinschaftlichen Stücklohnarbeit beteiligten 
Arbeiten erfolgt nach dem Verhältnis ihres Taglohns. 


Werkstätteanlagen. 

Das besondere Kennzeichen 
der Hauptwerkstätten sind die 
zur Aufnahme der Fahrzeuge bestimmten großen 
Ausbesserungshallen, die bei neueren Anlagen Grund- 
flächen bis zu 20 000 qm und darüber bedecken. 

Die Hallen sind eingeschossige, meist in Stein und 
Eisen ausgeführte Gebäude mit großen Seiten- und 
Oberlichtienstern. Sie enthalten jetzt vielfach un- 
mittelbar bei den Arbeitständen für die Fahrzeuge 
auch Plätze für die allgemeine Schlosserei und für die 
zur Bearbeitung der Einzelteile nötigen Werkzeug- 
maschinen, damit die Transportwege der Arbeitstücke 
möglichst abgekürzt werden. In älteren Anlagen be- 
finden sich die allgemeine Schlosserei und die Werk- 
zeugmaschinen gewöhnlich in einem besonderen 
Gebäude. Diese Anordnung hat für gemischte Werk- 
stätten gewisse Vorzüge, weil die Maschinen wechsel- 
weise zur Bearbeitung von Lokomotiv- und Wagen- 


a) Hauptwerkstätten. 


teilen verwendet werden können, so daß man mit 
weniger Maschinen auskommt und diese viel besser 
ausnützt. 

Außer den großen Hallen sind eine Reihe kleinerer 
Gebäude vorhanden, in denen die allgemeine 
Schmiede, die Gießerei, die Maschinen- und Kessel- 
anlage, die Magazine und die Diensträume für die 
Verwaltungs- und Rechnungsbeamten untergebracht 
sind. Für die Kesselschmiede, die Räderwerkstätte, 
die Lackierereien, die Sattlerei und die Holz- 
bearbeitungswerkstätte sind entweder eigene Gebäude 
oder abgeschlossene Räume in den Ausbesserungs- 
hallen vorgesehen. 

Die Ausbesserungshallen haben für die Arbeitstände der 
Fahrzeuge parallel laufende Gleise, die unter sich durch 
Schiebebühnen verbunden sind. Der Gleisabstand beträgt 5 bis 
6,5 m, es bleibt deshalb zwischen den einzelnen Fahrzeugen ge- 
nügend Platz zum Aufstellen von Hebeböcken, Werk- und 
Hobelbänken, elektrischen Bohrmaschinen und dergleichen. 
Unterhalb der Fahrzeugstände sind zwischen den Gleisen, soweit 
als nötig, lange etwa 1 m tiefe Arbeitsgruben angelegt, die in 
der Wagenhalle zum Teil Anschlüsse an Preßluft-, Dampf- und 
Gasleitungen haben, damit die Brems-, Heiz- und Beleuchtungs- 
einrichtungen der Personenwagen auf ihren gebrauchsfähigen 
Zustand geprüft werden können. 

Die in der Wagenhalle verwendeten Schiebebühnen haben 
nur eine geringe Bauhöhe, so daß für sie eine Laufgrube nicht 
nötig ist. Die Arbeitsgleise sind daher ohne Unterbrechung 
zwischen den Fahrschienen der Schiebebühnen durchgeführt. 
In der Lokomotivhalle dagegen sind die Arbeitsgleise durch eine 
Laufgrube unterbrochen, die hier nicht entbehrt werden kann, 
weil die Bauhöhe der Schiebebühne wegen der starken Be- 
lastung groß sein muß. 

Die Hauptwerkstätten bedürfen zahlreicher Zu- 
fahrts- und Hinterstellungsgleise sowie umfangreicher 
Lagerplätze. Die Zufahrtsgleise sind mit den Gleisen 
der Werkstättegebäude entweder unmittelbar durch 
Abzweiggleise oder mittelbar durch Schiebebühnen 
und Drehscheiben verbunden. 

In den Hauptwerkstätten ist heute der elektrische 
Antrieb für Werkzeugmaschinen, Schiebebühnen und 
sonstige maschinelle Einrichtungen allgemein üblich. 
Die größeren Maschinen haben meist ihren eigenen 
Motor, während die kleineren Maschinen gruppen- 
weise angetrieben werden. Der elektrische Strom 
wird gewöhnlich von einem in der Werkstätte vor- 
handenen Kraftwerk geliefert. Zum Betrieb der darin 
aufgestellten Dynamos dienen Dampfmaschinen, 
Dampfturbinen oder Sauggasmotoren mit eigener 
Generatoranlage. Als Brennstoff für diese wird in 
neuerer Zeit mit gutem Erfolg die in den Rauch- 
kammern der Lokomotiven anfallende Kohlenlösche 
verwendet. 

Zur Beheizung der Werkstätten sind Dampi-, 
zuweilen auch Heißluftanlagen und zur künstlichen 
Beleuchtung in der Regel elektrische Bogen- und 
Glühlampen in Gebrauch. 

Besondere Sorgfalt wird auf die Lüftung der 
Arbeitsräume verwendet. 

In den allgemeinen Schmieden, der Kupfer- 
schmiede und der Holzbearbeitungswerkstätte sind 
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Abb. 6. Rauchabsauganlage in der Schmiede der Hauptwerk- 
stätte Aubing. Kgl. Bayerische Staatseisenbahnen. 


häufig Einrichtungen zum Absaugen von Rauch und 
Staub getroffen. 


Eine in der Schmiede der bayerischen Hauptwerkstätte 
Aubing ausgeführte Rauchabsauganlage zeigt Abb. 6. Auf einer 
Plattform im Dachstuhl des Gebäudes stehen zwei von einem 
16 pferdigen Elektromotor angetriebene Ventilatoren. An diese 
sind Blechrohrleitungen angeschlossen, von denen Abzweig- 
röhren zu den Schmiedefeuern herabführen. In die unteren 
Enden dieser mit Absperrschiebern versehenen Röhren sind 
teleskopartig verschiebbar die Rauchfänger (große Blechhauben) 
eingesetzt, die je nach der Rauchentwicklung höher oder tiefer 
gestellt werden. Die Ventilatoren, die stündlich 32000 bis 
38000 cbm Luft fördern können, saugen die aus den Feuern 
in die Rauchfänger überströmenden Rauchgase ab und drücken 
sie durch Blechkamine über das Dach ins Freie. 


In den Holzbearbeitungswerkstätten begegnet 
man ähnlichen Einrichtungen. Die anfallenden Hobel- 
und Sägspäne werden von einem Ventilator durch 
Blechröhren, die dicht bis zu den arbeitenden Werk- 
zeugen der Maschine geführt sind, angesaugt und in 
einer ober- oder unterirdischen Leitung zu einem ge- 
wöhnlich im Kesselhaus gelegenen Sammelkasten 
befördert, aus dem sie dann zur Feuerung der Dampf- 
kessel entnommen werden. 


—— - _ 


——— 


Die allgemeine Anordnung der Hauptwerkstätten 
und der Betriebswerkstätten soll nachstehend an 
einigen Beispielen erläutert werden. 


1. Die gemischte Hauptwerkstätte Bischheim bei 
Straßburg (Abb. 7) der Reichseisenbahnen. 


Diese Werkstätte wurde im Jahre 1879 in Betrieb 
genommen. Sie hat zwei große Ausbesserungshallen 
und eine Reihe kleinerer Gebäude für die Kessel- 
schmiede, die. allgemeine Schmiede, die Kupfer- 
schmiede, die Gießerei, die Weichenwerkstätte, die 
Magazine, die elektrische Zentrale usw. Die An- 
ordnung der verschiedenen Gebäude und der Gleis- 
anlage ist aus der Abbildung zu ersehen. 

In den beiden Hallen sind die nötigen Werkzeugmaschinen, 
in der Wagenhalle außerdem die Holzbearbeitungsmaschinen, 
die Schreinerei und Lackiererei untergebracht. Die Lokomotiv- 
halle hat 90 in 8 Gruppen angeordnete Ausbesserungstände und 
4 Schiebebühnen zur Verbindung der Zufahrts- und Arbeits- 
gleise. Die Wagenhalle enthält 115 Stände für Personen- und 
Postwagen und 107 für Gepäck- und Güterwagen, zusammen 
222 in 4 Gruppen gegliederte Stände, die von einigen Aus- 
nahmen abgesehen, nur durch Schiebebühnen zugänglich sind. 
Die Werkzeugmaschinen werden teils einzeln, teils in Gruppen 
durch Elektromotoren angetrieben. Die elektrische Zentrale für 
Licht und Kraft besteht aus zwei mit Zoelly-Dampfturbinen ge- 
kuppelten Generatoren von je 500 KW und 5 Wasserröhren- 
kesseln und einem- Lokomotivkessel. Die Lokomotiv- und die 
Wagenhalle werden durch den Abdampf der Turbinen, die 
übrigen Werkstätteräume durch Frischdampf geheizt. 


2. Die gemischte Hauptwerkstätte Leipzig- 
Engelsdorf (Abb. 8) der sächsischen Staatseisen- 
bahnen ist zurzeit noch nicht vollständig ausgebaut. 
Wie bei vielen neueren Anlagen sind hier für sämtliche 
Arbeitsgleise der Wagenwerkstätte direkte Zufahrten 
vorgesehen. Die Arbeitsgleise sind außerdem unter 
sich und mit den im seitlichen Vorbau der Wagen- 
werkstätte mündenden Zufahrtsgleisen durch eine 
17,6 m lange Schiebebühne von 45 t Tragkraft ver- 
bunden. Die Lokomotiv- und die Wagenwerkstätte 
haben ihre eigenen Drehereien; in der Wagenwerk- 
stätte sind Räume für die Lackiererei, die Satt- 
lerei und die Holzbearbeitungswerkstätte eingebaut. 
Die übrigen Hiliswerkstätten sind zwischen der 
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n. Lokomotirwerkstätte 
0. Dreherei 

ji. Werkzeugmaschmen 
g. kesselschmiede 
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Abb. 7. Hauptwerkstätte Bischheim. Reichseisenbahnen in Elsaß-Lothringen. 


Abb. 8. Hauptwerkstätte Leipzig - Engelsdorf. 


Wagenwerkstätte und der Lokomotivwerkstätte an- 
geordnet. 


Die Arbeitsmaschinen und maschinellen Einrichtungen 
(Schiebebühnen usw.) werden elektrisch angetrieben.. Kraft- 
und Lichtstrom werden von einem außerhalb der Werkstätte 
liegenden staatlichen Elektrizitätswerk bezogen. Die vorhandene 
Kesselanlage liefert nur den zur Beheizung der Werkstätten 
und zum Betrieb der Dampfhämmer erforderlichen Dampf. 


3. Das neue dreischiffige Lokomotivwerkstätte- 
gebäude (Abb. 9) in der Hauptwerkstätte Tempelhof 
der preußischen Staatseisenbahnen zeigt eine von der 
üblichen Anordnung abweichende Einrichtung. In 
den beiden hohen Seitenschiffen sind die Lokomotiv- 
stände nicht nebeneinander sondern nach amerika- 
nischem Muster hintereinander angelegt. 

Zum Hinein- und Herausschaffen der Lokomotiven werden 
Deckenlaufkrane von 40 t Tragkraft benutzt, deren Fahrbahnen 
parallel zu den Arbeitsgleisen und in entsprechender Höhe über 
diesen auf eisernen Ständern gelagert sind. Die Hallen sind, 
weil die Lokomotiven übereinander hinweggehoben werden 
müssen, erheblich höher als die mit Schiebebühnen ausgestatteten 


Werkstättegebäude, dafür wird aber durch den Wegfall der 
Schiebebühnenanlage an Platz gespart. 


Die Wartung und Unterhaltung der Fahrzeuge. 


a. Anheizschuppen u.Lackiererei f Lokomotiven 
b. Kesselschmiede \ 
€. Lokomotirwerkst. mit Dreherei u.Lackıererei 


„Ölkeller o. Räderwerkstäfte 
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Kgl. Sächsische Staatseisenbahnen. 


In dem Mittelschiff, das niedriger ist als die 
Seitenschiffe, liegen die Dreherei und die Tender- 
werkstätte; diese ist ebenfalls mit einem Decken- 
laufkran ausgerüstet. 


4. Die Lokomotivabteilung (Abb. 10) in der 
Hauptwerkstätte Cassel R der preußischen Staats- 
eisenbahnen ist bemerkenswert dadurch, daß in dem 
großen Hauptgebäude, welches eine Grundfläche von 
rund 16000 qm hat, mit Ausnahme der Schmiede, 
Kupferschmiede und Gießerei, alle Hilfswerkstätten 
untergebracht sind. 


In der Mitte ist die große Dreherei mit dem Werkzeug- 
raum und über diesem eine Lehrlingswerkstätte, in den Seiten- 
flügeln sind die Kesselschmiede, die Siedrohrwerkstätte, die 
Tenderwerkstätte und die Lackiererei und in Einbauten an den 
Längswänden sind die Klempnerei sowie Anheiz- und Abwiege- 
räume für Lokomotiven. Die Werkstätte besitzt 63 Arbeit- 
stände und 2 Schiebebühnenanlagen zur Verbindung der Arbeits- 
gleise mit den seitlichen Einfahrten. Über den Arbeitständen 
sind Deckenlaufkrane von 25, 40 und 60 t Tragkraft angeordnet. 


5. Die Wagenwerkstätte Delitzsch (Abb. 11) der 
preußischen Staatseisenbahnen hat eine große Aus- 


a.lokomotirwerkstätte c .Dreherei oe 5 


b. Tenderwerkstätte _d.Deckenlaufkran 
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Abb. 9. Lokomotivwerkstättegebäude in der Hauptwerkstätte Tempelhof. Kgl. Preußische Staatseisenbahnen. 
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Kgl. Preußische Staatseisenbahnen. 


besserungshalle von ungefähr 27 000 qm Bodenfläche 
mit 37 Arbeitständen für 4-achsige und 143 Arbeit- 
ständen für 2- und 3-achsige Wagen. Zwei Schiebe- 
bühnen von 18 und 12 m Länge vermitteln den Ver- 
kehr der Wagen zwischen den Einfahrts- und Arbeits- 
gleisen. Die Anordnung der Hilfswerkstätten usw., 
die teils in der Halle, teils in besonderen Gebäuden 
untergebracht sind, ist aus der Abbildung zu ersehen. 


Die Arbeitsmaschinen und sonstigen maschinellen Einrich- 
tungen haben elektrischen Antrieb. Kraft- und Lichtstrom 
werden in einer Zentrale erzeugt, die aus 3 Gasdynamos von je 
200 Pferdestärken und einer Sauggasanlage besteht. 

Die Werkstätten haben Luftheizung. 

Die zur Erwärmung der Luft dienenden 
Öfen werden mit Sauggas geheizt. 


. 10. Lokomotivabteilung in der Hauptwerkstätte Cassel R, 


(Vergl. S. 277.) 


Die Nebenanlagen (Kesselhaus, 
Schmiede, Magazin und Verwaltungs- 
gebäude) werden von der unmittelbar 
an die Räderwerkstätte grenzenden 
Betriebswerkstätte mitbenutzt. 


Zum Transport der Radsätze sind in den 
Hallen Längs- und Quergleise mit. kleinen 
Drehischeiben und in den Hofräumen außer 
Gleisen und Drehscheiben zwei Schiebe- 
bühnen vorgesehen. Das Abladen der auf 
offenen Güterwagen ankommenden schad- 
haften Radsätze und das Verladen fertiger 
Radsätze wird mit einem fahrbaren Dampf- 
kran von 5000 kg Tragfähigkeit besorgt. 

Die schweren Einzelteile der Radsätze, 
wie Radreifen, Achsen, Radgestelle werden 
mit Laufkatzen von 1000 und 1500 kg Trag- 
kraft auf Hängebahnen (Abb. 12 und 13) 
rasch und leicht von den Lagerplätzen im 
Freien zu den Arbeitsmaschinen befördert. 
Die von den Hüttenwerken eintreffenden 
neuen Radreifen werden mit einem elektrisch 
betriebenen Laufkran (Abb. 14) von 12 m 
Spannweite und 5000 kg Tragkraft abgeladen 
und auf dem Lagerplatz verteilt. Die auf 
eisernen Ständern ruhende Fahrbahn des 
Krans hat eine Länge von 70 m. 

Die Arbeitsmaschinen werden von Elektromotoren ange- 
trieben; den Strom liefert ein fremdes Elektrizitätswerk. Über 
die Ausrüstung der Werkstätte ist kurz folgendes zu bemerken: 


In der einen Halle sind im oberen Teil Maschinen 
zum Ausdrehen der Reifen und zum Abdrehen der Rad- 
sterne aufgestellt; in der Mitte befinden sich hydrau- 
lische Pressen, auf welchen die Räder von den Achsen 
abgepreßt und wieder auf dieselben aufgepreßt werden. Der 
Druck des Preßkolbens wird durch ein Schreibwerk selbsttätig 
aufgezeichnet, damit jederzeit festgestellt werden kann, ob die 
Räder vorschriftsmäßig aufgepreßt wurden. Der untere Teil 
der Halle ist mit Achsendrehbänken und sonstigen Werkzeug- 
maschinen besetzt. In der zweiten Halle befinden sich oben 
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Abb. 11. Wagenwerkstätte Delitzsch. Kgl. Preußische Staatseisenbahnen. 


Die Wartung und Unterhaltung der Fahrzeuge. 


Gasfeuer zum Anwärmen der auf die Radgestelle aufzuziehenden 
Reifen, Maschinen zum Biegen und Einwalzen der Sprengringe, 
ein Lufthammer sowie Kaltsägen zum Aufschneiden der von 
den Radsätzen abzunehmenden unbrauchbaren Reifen. Der 
übrige Teil des Gebäudes ist beansprucht durch die zahlreichen, 
mit Hebevorrichtungen ausgestatteten Drehbänke zum Abdrehen 
der Radreifen, Kurbelzapfen und Nach- 
drehen der Achszapfen. 


7. Die für größere 
Instandsetzungs- 
arbeiten an Loko- 
motiven und Personenwagen ein- 
gerichtete, im Jahre 1909 eröff- 
nete Betriebswerkstätte Offenburg 
(Abb. 15) der badischen Staats- 


b) Betriebs- 
werkstätten. 


eisenbahnen hat zwei Ausbesse- 
rungshallen für Fahrzeuge und 
besondere Gebäude für die 


Schmiede, für die Dreherei, für 
das Magazin und für den Ver- 
waltungsdienst. 

In der Lokomotivhalle befinden sich 
24 Arbeitstände und eine Schiebebühne 
von 12 m Nutzlänge und 90 t Tragkraft. 
Über den kurzen Arbeitständen sind 
zwei elektrisch angetriebene Laufkrane 
mit je 2 Katzen von 31 und 15 t Trag- 
kraft zum Abheben der Lokomotiven von 
den Rädern angeordnet. Für die 


Abb. 13. Hängebahn in der Dreherei. 
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Die Ausbesserungswerkstätte mit 9 Ständen für Lokomo- 
tiven und Wagen, die Dreherei und Schlosserei, die Maschinen- 
anlage, die Schmiede, die Magazinsräume und die Dienstzimmer 
der Beamten sind in einem Gebäude vereinigt. Der Flügel, in 
dem sich die Dienstzimmer befinden, besitzt ein Obergeschoß 
mit Dienstwohnungen für Werkstättebeamte. Die beiden 
Arbeitstände für Lokomotiven haben 
direkte Zufahrtsgleise, die 7 Wagen- 
stände sind durch eine Grubenschiebe- 
bühne von 10 m nutzbarer Länge 
und 24 t Tragkraft zugänglich gemacht. 
Die Maschinenanlage besteht aus einer 
30 pferdigen Heißdampfmaschine und 
2 stehenden Kesseln mit Quersiedern. 

Außer den hier beschriebenen 
Betriebswerkstätten gibt es auch 
solche kleinster Art, die meist in 
einem Anbau der Lokomotiv- 
schuppen untergebracht und nur 
mit den notwendigsten Einrich- 
tungen zur laufenden Instand- 
setzung der Lokomotiven aus- 
gerüstet sind. 


Einrichtungen der Werkstätten. 

Die hauptsächlichsten Ein- 
richtungen der Werkstätten be- 
stehen aus Schiebebühnen, Dreh- 
scheiben, Hebevorrichtungen aller 
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Abb. 12. Hängebahn im Hof. 
Abb. 12—14. 
längeren Arbeitstände sind elektrisch angetriebene Lauf- 


krane von 10 t Tragkraft vorgesehen. Zum Ausbinden einzelner 
Räder ist eine Achsensenke mit elektrischem Antrieb vorhanden. 
In Anbauten der Halle sind Abwiegevorrichtungen für Loko- 
motiven, eine Preßluftanlage zum Betrieb von Lufthämmern und 
Bohrmaschinen, 1 Magazin und verschiedene Dienstzimmer 
untergebracht. Die Wagenhalle hat 8 Gleise mit 16 Arbeit- 
ständen und einen Laufkran von 10 t Tragfähigkeit. Ihr Seiten- 
bau enthält eine kleine Lackierwerkstätte, eine Sattlerei, eine 
Schreinerei und eine Holzbearbeitungswerkstätte mit Vor- 
richtung zur Späne- und Staubabsaugung. Zwischen Lokomotiv- 
und Wagenhalle befindet sich eine Schiebebühnenanlage. 


8. Die Betriebswerkstätte Regensburg (Abb. 16) 
der bayerischen Staatseisenbahnen zählt zu den 
kleineren Anlagen. 


Abb. 14. Elektrischer Laufkran im Hof. 


Aus der Räderwerkstätte Augsburg. Kgl. Bayerische Staatseisenbahnen. 


Art, Wiegevorrichtungen, Arbeitsmaschinen, Werk- 
zeugen, Glüh-, Härte-, Gießöfen, Lötöfen, Schmiede- 
feuer usw. 

Die Schiebebühnen sind in Lokomotivwerkstätten 
meist versenkt, in Wagenwerkstätten gewöhnlich un- 
versenkt angeordnet. Sie dienen zum seitlichen Ver- 
stellen der Lokomotiven und Wagen und haben viel- 


fach elektrischen Antrieb und Einrichtungen zum 
Heranholen der Fahrzeuge. Für letzteren Zweck 
werden auch sogenannte Spills (mechanisch an- 


getriebene Seilwinden) verwendet. 


Die’ Drehscheiben werden zum Drehen der Fahr- 
zeuge und Achsen benutzt. Ihr Durchmesser beträgt 
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Abb. 15. Betriebswerkstätte Offenburg. Großh. Badische Staatseisenbahnen. 


bis zu 20 m. Größere 
Drehscheiben werden 
häufig elektrisch an- 
getrieben. 

Zu den Hebevor- 
richtungen, die eine 
große Rolle im Werk- 
stättebetrieb spielen, 
gehören die Krane, 
Hebgeschirre, Hebe- 
werke, Flaschenzüge, 
Preßlufthebezeuge und 
Achsensenken. 

Die Krane sind als 
fahrbare Krane (vergl. 
oben Abb. 14), Bock- 
krane, Drehkrane oder 
fahrbare Drehkrane 
ausgeführt. 

Ein in der Haupt- 
werkstätte München 
aufgestellter Bockkran 
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Abb. 16. Betriebswerkstätte Regensburg. 
Kgl. Bayerische Staatseisenbahnen. 
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von 50 t Tragfähigkeit 
mit elektrisch ange- 
triebenen Laufkatzen 
ist in Abb. 17 darge- 
stellt. Er wird, wie 
auch das Bild ersehen 
läßt, zum Abheben der 
Lokomotiven von den 
Rädern verwendet. 

Die zum Hoch- 
nehmen der Fahrzeuge 
dienenden, in der Regel 
aus 4 Windeböcken 
mit 2 kräftigen Quer- 
trägern bestehenden 
Hebgeschirre werden 
von Hand oder, wie 
beim System Kuttruff, 
durch Elektromotoren 
angetrieben. 

In neuerer Zeit 
werden zum Abheben 


Abb. 17. Bockkran mit elektrischem Antrieb in der Hauptwerkstätte München. Kgl. Bayerische Staatseisenbahnen. 


Die Wartung und Unterhaltung der Fahrzeuge. 


Abb. 18. Wasserdruck - Achsensenke. 


der Kästen 4- oder 6-achsiger Personenwagen von 
den Drehgestellen elektrisch betriebene Hebewerke 
verwendet, die in Gruben unter dem Fußboden liegen 
und deren Hubspindeln unmittelbar an den Lang- 
trägern der Wagen angreifen. 


Eine gewöhnlich nur in Betriebswerkstätten vor- 
kommende Hebevorrichtung ist die Achsensenke, die 
zum Herausnehmen einzelner Radsätze aus Lokomo- 
tiven dient. Sie hat entweder hydraulischen, elek- 
trischen oder Handantrieb. 


Abb. 19. Luftdruckhammer. 
300 kg Bärgewicht, mit elektrischem Antrieb. 


Abb. 21. 


Fünfspindelige Kesselbohrmaschine. 
(Normal für Kessel bis 9 m Länge und 2,5 m Durchmesser, 
eingestellt zum Bohren der Rundnähte.) 


Abb. 18 zeigt eine Wasserdruck-Achsensenke, die wie alle 
derartigen Vorrichtungen in einer Grube untergebracht ist, die 
quer zu 2 oder 3 nebeneinander liegenden Arbeitständen läuft. 
Die über die Grubenöffnung hinweggeführten Gleisstücke sind 
abnehmbar. Die Senke ist mit zwei von Hand bedienbaren 
Wasserdruckpumpen ausgerüstet, durch welche zwei oben durch 
ein Querhaupt verbundene Kolben gehoben werden können. 
Beim Ablassen des Druckwassers senken sich diese Kolben 
durch ihr eigenes Gewicht. Die Fahrzeuge werden über der 
Grube derart aufgestellt, daß der auszubindende Radsatz auf 
die abnehmbaren Schienenstücke zu stehen kommt. Wenn die 
Achsensenke unter den Radsatz geschoben ist, werden die 
beiden Kolben soweit gehoben, bis ihr Querhaupt die Achse 
des Radsatzes von unten erfaßt und den Radsatz etwas von den 
Schienenstücken abhebt. Nachdem diese abgenommen sind, 
wird der Radsatz niedergelassen, mit der Senke zur Seite ge- 
fahren, dann wieder gehoben und auf ein neben dem Fahrzeug 
befindliches freies Gleis abgestellt. In ähnlicher Weise wird 
beim Einbau des Radsatzes verfahren. 


Die Wiegevorrichtungen bestehen aus größeren 
und kleineren Bodenwagen zur Erhebung des Ge- 
samtgewichts der Fahrzeuge und aus kleinen Wagen, 


Abb. 20. Hydraulische Räderpresse zum Ein- und Auspressen der Achsen 
von Lekomotiv-, Tender- und -Wagenradsätzen. 


Abb. 22. Dee Blechschere 
1 


und Lochmaschine. 
die unter die einzelnen Räder der Fahrzeuge zur Er- 
mittlung der Raddrücke angesetzt werden. 


Statt der kleinen Wagen, deren Handhabung 
ziemlich umständlich ist, hat man für Lokomotiven 
jetzt auch große, aus einzelnen fahrbaren Wagen zu- 
sammengesetzte Wiegevorrichtungen, auf denen in 
wenigen Minuten die sämtlichen Raddrücke gleich- 
zeitig festgestellt werden können. Die Bodenwagen 
sind vielfach mit selbsttätigen Apparaten versehen, 
die nach vollendeter Abwiegung eine Karte mit dem 
aufgedruckten Wiegeergebnis auswerfen. 


Arbeitsmaschinen sind in den Eisenbahnwerk- 
stätten in großer Zahl und zu den mannigfaltigsten 
Verrichtungen vorhanden. Man findet hier: Dampf- 
hämmer, Luftdruckhämmer (Abb. 19), Schmiede- 
pressen, hydraulische Pressen (Abb. 20), hydraulische 
oder pneumatische Nietmaschinen, Blechbieg- 
maschinen, Blechscheren (Abb. 22), Stanzmaschinen, 
Bohrmaschinen aller Arten, darunter solche mit 
mehreren Bohrspindeln (Abb. 21), gewöhnliche Dreh- 
bänke in den verschiedensten Größen, Räderdreh- 
bänke (Abb. 23), Kurbelzapfendrehbänke, Zylinder- 
drehbänke, Hobelmaschinen 
(Abb. 24), Stoßmaschinen, Fräs- 
maschinen als Ersatz für Hobel- 
und Stoßmaschinen, Schleif- 
maschinen zur Bearbeitung 
ebener und runder Flächen 
an harten Teilen, Kaltsägen 
für Metallteile, Schrauben- 
und Mutternschneidmaschinen, 


Abb. 24. 


Eisen -Hobelmaschine. 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


Abb. 23. 
mit Messersystem - Supporten. 


Räderdrehbank 


Revolverdrehbänke zur kleiner 


Eisengewindschrauben, 


Massenherstellung 
Formmaschinen, Holz- 
bearbeitungsmaschinen aller Art (Abb. 26 und 
27), Farbreibmaschinen, Roßhaarzupfmaschinen, 
Nähmaschinen usw. 

Besonderer Beliebtheit 
transportablen elektrischen 
schneidmaschinen, die das Bohren und Auf- 
reiben von Löchern sowie das Einschneiden 
von Gewinden an den Fahrzeuggestellen und den 
Lokomotivkesseln besorgen, somit Arbeiten ver- 
richten, die früher in zeitraubender und umständ- 
licher Weise von Hand ausgeführt werden mußten. 
Abb. 25 zeigt einen tragbaren Zylinderbohrapparat 
zur Benutzung angesetzt. 

Die arbeitenden Werkzeuge der 
Bohrmaschinen, Hobelmaschinen, 
Fräsmaschinen werden meist aus sogenanntem 
Schnellwerkzeugstahl hergestellt, der bei großen 
Schnittgeschwindigkeiten starke Späne zu nehmen 
gestattet, wodurch der Arbeitsvorgang beschleunigt 
und verbilligt wird. Die Verwendung von Schnell- 
werkzeugstahl setzt sehr kräftig gebaute Maschinen 
voraus. Abb. 28 zeigt eine für 
Schnellbetrieb eingerichtete Bohr- 
maschine, die Löcher von 100 mm 


sich die 
(iewind- 


erfreuen 
Bohr- und 


neuzeitlichen 
Drehbänke und 


Abb. 25. Tragbarer Zylinder-Bohrapparat. 


Die Wartung und Unterhaltung der Fahrzeuge. 


Abb. 26. Holzhobelmaschine zum Hobeln, Kehlen, 
Nuten und Spunden. 
(Mit vier Messerwellen und mit selbsttätiger Zuführung 
durch vier angetriebene Walzen.) 


Durchmesser mit einem Bohrvorschub von 0,4 mm 
in der Sekunde zu bohren vermag. Eine Flußeisen- 
platte von 70 mm Dicke wird daher in etwa 3 Minuten 
durchbohrt. 

Bei den Werkzeugen ist zu unterscheiden 
zwischen den üblichen Werkzeugausrüstungen, die 
den Handwerkern zum ständigen Gebrauch über- 
lassen werden, und zwischen den allgemeinen Werk- 
zeugen, die in besonderen Räumen verwahrt und nur 
fallweise abgegeben werden. Unter den Werkzeugen 
der zweiten Art finden sich in allen größeren Werk- 
stätten unter anderen auch Preßluftwerkzeuge zum 
Nieten, Stemmen, Meißeln und Bohren sowie Sauer- 
stoff-Schneidapparate zum Schneiden von Blechen, 
Trägern und dergl. 


Das Bestreben der deut- 
schen Bahnverwaltungen, 
die Eisenbahnwerkstätten in jeder Hinsicht vorbild- 
lich zu gestalten, bekundet sich auch durch um- 
fassende Maßnahmen ’und Einrichtungen zum Schutze 
und zur Förderung der Gesundheit: des Arbeiter- 
personals und zur Verhütung von Unfällen. 

Zu den Maßnahmen der ersten Art gehören: 


W ohlfahrtseinrichtungen. 


die häufige und gründliche Reinigung der Werk- 
stätten, 


die ausgiebige Lüf- 
tung der Werk- 
stätteräume, 
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Abb. 28. Vertikal-Bohrmaschine 
für schwerste Bohrarbeiten mit Bohrern aus Schnellwerkzeugstahl. 


(Mit Räderkastenantrieb und positivem Bohrvorschub.) 


die Schaffung von Kleiderablagen sowie von Wasch- 
gelegenheiten mit reinem, warmem Wasser für 
jeden Arbeiter, 

die Einrichtung von Brause- und Wannenbädern, 
deren Benutzung, soweit angängig, auch den 
Familienangehörigen der Arbeiter gestattet wird, 

die Einschränkung des Alkoholgenusses durch Ab- 
gabe von Ersatzgetränken, wie Kaffee, Tee, Milch 
und kohlensaurem Wasser, mit und ohne Frucht- 
geschmack, zu sehr billigen Preisen, 

die Aufstellung von Wärmeschränken und Wärme- 


tischen zum Anwärmen mitgebrachter Speisen, 
die Bereitstellung 
von Speiseräu- 


men für Arbeiter, 
welche dieWerk- 


stätte während 
die Absaugung von der Mittagspause 
Rauch, giftigen nicht verlassen 
Gasen und Staub, und 
die Schaffung ge- 
die hygienische sunder, billiger 
Überwachung Wohnungen von 
der Werkstätten entsprechender 
und der zuge- Größe an Orten 
hörigen Brunnen mit ungünstigen 
und Aborte durch Abb. 27. Große Zapfenschneid- und Schlitzmaschine Wohnungsver- 
die Bahnärzte, mit selbsttätigem Tischvorschub. hältnissen. 
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Abb. 29. Schnelldrehbank. 


Zu erwähnen ist auch, daß die bei den Werk- 
stätten bestehenden Kranken- und Pensionskassen 
in ihrer Fürsorge vielfach über das Maß der ge- 
setzlich vorgeschriebenen Mindestleistungen hinaus- 
gehen. 

Zur Verhütung von Unfällen sind an den Ma- 
schinen, Apparaten, Transmissionen usw. Schutz- 
vorrichtungen angebracht. Durch besondere Ein- 
richtungen kann bei Gefahr auf Verzug die Betriebs- 
maschine von verschiedenen Punkten der Werkstätte 
aus abgestellt werden. 

Nach Bedürfnis werden an die Arbeiter Schutz- 
brillen, Gesichtsmasken und Schutzkleider abgegeben. 

Jeder Arbeiter erhält die von der Verwaltung 
erlassenen Unfallverhütungsvorschriften, welche auf 
die besonderen Gefahren des Werkstättebetriebs hin- 
weisen und angeben, wie sich der Einzelne vor 
Schaden bewahren kann. 

Für die erste Hilfeleistung bei Unfällen sind 
Rettungskästen mit Verbandstoffen sowie Tragbahren 
vorhanden. 


Werkstättematerialien. 


Zu den wichtigeren Werkstättematerialien ge- 
hören: 


Metallwaren (Achsen, Radreifen, Radsterne, Puffer- 
stößer, Pufferhülsen, Bremsklötze, Flußeisenbleche, 
Stahlbleche, Flußstahl, Dampfhammereisen, Walz- 
eisen, Federnstahl, Spiralfedern, Eisenröhren, 
Eisenguß, Stahliormguß, Schrauben, Muttern, 
Drahtstifte, Nieten, Kupferbleche, Kupferstangen, 
Kupferröhren, Zink, Zinn, Messing usw.), 


Werkhölzer (Eichenholz, Eschenholz, Buchenholz, 
Lindenholz, Fichtenholz, Kiefernholz, Tannenholz, 
Pitsch-pine, Mahagoniholz, Nußbaumholz, Teak- 
holz usw.), 


Farben, Firnisse, Lacke, Öle, 
Glaswaren, 


Gummiwaren, 
materialien, 


Lederwaren, 
Posamentier- und Schnittwaren, 
Seilerwaren- und Spinnereierzeugnisse usw. 


Asbest und sonstige Packungs- 


Die Beschaffung dieser Materialien erfolgt, wenn 
es sich um größeren Bedarf handelt, im Wege der 
öffentlichen oder beschränkten Verdingung, bei 
kleinen Mengen freihändig. 


Für die Güte, Beschaffenheit und Prüfung der 
Materialien haben die Eisenbahnverwaltungen um- 
fangreiche Vorschriften erlassen, auf die hier nicht 
näher eingegangen werden kann. Die Prüfung der 
Materialien wird durch geschulte Abnahmebeamte 
entweder in den Werken der Lieferer oder in den 
Eisenbahnwerkstätten vorgenommen, die zu diesem 
Zweck mit den erforderlichen Prüfungsmaschinen aus- 
gerüstet sind. Materialien, die den gestellten An- 
forderungen nicht entsprechen, werden von der Über- 
nahme ausgeschlossen. 


Die in den Werkstätten anfallenden Alt- 
materialien werden, soweit sie zur Ausbesserung der 
Fahrzeuge keine Verwendung finden können, ver- 
kauft. 


Kapitel XVI. 


Die Betriebsmaterialien, insbesondere zur Lokomotivfeuerung. 


Von W. Kuntze, Geheimer Baurat in Berlin. 


Allgemeines. 


Die Materialien, Stoffe und Waren aller Art, die 
zur Anlage, Instandhaltung und Betriebsführung der 
Eisenbahnen nötig sind, pflegen bei den deutschen 
Eisenbahnen in die drei großen Gattungen: Oberbau- 
und Baumaterialien, Werkstattsmaterialien und Be- 
triebsmaterialien eingeteilt zu werden. Über die 
Oberbau-, Bau- und Werkstattsmaterialien, die zum 
Bau und zur Instandhaltung der Bahn, ihrer Anlagen 
und Fahrzeuge gebraucht werden, geben Kap. Il und 
XV näheren Aufschluß. 


Alle übrigen Materialien werden unter dem Be- 
griff Betriebsmaterialien zusammengefaßt. Das Be- 
triebsmaterialienwesen der Eisenbahnen ist unge- 
mein vielseitig, weil die Art und der Umfang des 
Eisenbahnbetriebes nicht nur große Mengen selbst an 
sich unbedeutenderer Stoffe und Waren erfordert, son- 
dern auch in ganz besonderem Maße eine planmäßige 
Unterhaltung fast aller Materialiensorten erheischt, 
damit die für das Erwerbsleben des Volkes unerläß- 
liche Stetigkeit des Eisenbahnverkehrs nicht beein- 
trächtigt wird. Um einen Überblick über das 
Betriebsmaterialienwesen darzubieten, mögen nur 
die Materialien im Zusammenhange genannt werden, 
die in großen Massen für den Betrieb der Eisen- 
bahnen zu beschaffen sind. Es sind dies Kohlen 
(Stein- und Braunkohlen), Koks und Briketts, Holz 
zu Brennzwecken, Holzkohlen in gewöhnlichem und 
brikettiertem Zustande; Öle aller Art wie rohes und 
gereinigtes Rüböl, Petroleum, Zylinderöl, Schmieröl, 
Putzöl, Desinfektionsöl; Putzbaumwolle (Garn- 
abfälle) sowie Tücher, Leder, Pulver, Lappen und 
Creme zum Putzen; Besen, Seife, Soda, Stärke, Fette 
aller Art; Lampen und ihre zahlreichen Einzelteile 
wie Dochte, Glühkörper, Kohlenstifte, Kerzen, 
Stearin, Lampenzylinder und -Glocken; Kaicium- 
carbid, Kalk, Teer, Gas, Spiritus, elektrischen Strom 
und Wasser; Telegraphenmaterialien wie Bittersalz, 
Kupfervitriol, Schreibfarbe, Kupfer- und Zinkpole, 
Trockenelemente, Papierstreifen; Schreib-, Zeichnen- 
und Druckereimaterialien, Stoffe zu den Dienst- 
kleidungen der Bediensteten. 


Unter den Betriebsmate- 
rialien nehmen die Stoffe, 
die zur Lokomotivfeuerung dienen, nach ihrer Menge, 
ihrem Geldwerte und den mechanischen Anlagen, die 
bei ihrer Verladung und bei der Speisung der Loko- 
motiven benutzt werden, den ersten Platz ein. Die 
Aufwendungen der deutschen Eisenbahnen für den 
Ankauf von Betriebsmaterialien aller Art erreichen 
für das Jahr 1910 mehr als 9 % der gesamten Be- 
triebsausgaben oder in runder Summe 220 Mil- 
lionen Mark. Die Verzinsung der Kapitalschuld ist 
also hierbei nicht berechnet. Bei den preußisch-hessi- 
schen Staatseisenbahnen werden 173,7 Millionen 
Mark für diesen Zweck verausgabt, wobei noch zu be- 
achten ist, daß etwa 11 Millionen Tonnen als Betriebs- 
dienstgut von den Kohlengebieten, den Landesgrenzen 
oder den Erzeugungsorten bis zu den Verbrauchs- 
stellen frachtfrei befördert werden, und daß ferner 
noch für 17,4 Millionen Mark Wasser, Gas und Elek- 
trizität angekauft wird, deren Beschaffung oder Her- 
stellung in bahneigenen Werken einen ähnlichen 
Kostenaufwand verursachen würde. Auch dieser Be- 
trag ist zum größten Teile auf die Beschaffung von 
Feuerungs-, Beleuchtungs- und Schmierstoffen in An- 
rechnung zu bringen. Von den wirklich gezahlten Be- 
trägen ist der für die Feuerung der Lokomotiven mit 
122 Millionen Mark bei weitem am bedeutendsten, 
und man findet daher bei den wirtschaftlichen Auf- 
stellungen nicht allein die Gesamtbeträge für die ein- 
zelnen Arten der Heizstoffe eingesetzt, sondern es 
werden auch eingehende Vergleiche angestellt, wie 
sich die Menge und der Preis in den einzelnen Bahn- 
gebieten im Vergleich zu den nutzbringenden 
Leistungen verhalten. So entfielen z. B. bei den 
preußisch-hessischen Staatsbahnen im Jahre 1910 
auf 1000 gefahrene Lokomotivkilometer 226,27 M. 
und auf 1000 Wagenachskilometer 8,39 M. Aus- 
gaben für Kohlen, Öl und sonstige im Be- 
triebe verbrauchte Stoffe; übrigens wurden ins- 
gesamt 729 Millionen Lokomotivkilometer und 
19662 Millionen Wagenachskilometer gefahren. 
Die Lokomotivfeuerung allein erfordert 9,6 Mil- 
lionen Tonnen Steinkohlen, Steinkohlenbriketts und 


Mengen und Geldwerte. 
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Koks, zum durchschnittlichen Preise von 12,70 M. 
oder insgesamt 122,1 Millionen Mark. Auf 1000 Loko- 
motivkilometer werden 13,37 tim Werte von 169,80 M. 
verfeuert. Diese Ausgabe wächst für solche Bahn- 
gebiete entsprechend an, die ihre Steinkohlen nicht im 
eigenen Lande erzeugen. Das trifft ganz allgemein 
für die süddeutschen Staaten zu; außerdem ist im 
Süden der Nutzwert der Lokomotivkilometer, be- 
sonders im Güterzugdienst, geringer als auf den 
Flachlandstrecken im Norden mit den voll aus- 
gelasteten Zügen des Massenverkehrs. 

Die große Bedeutung, die nach den vorstehenden 
Angaben dem Lokomotivfeuerungsmaterial zukommt, 
läßt es zweckmäßig erscheinen, in den nachfolgenden 
Darlegungen zunächst das Betriebsmaterialienwesen 
im allgemeinen zu erörtern und sodann im besonderen 
zu schildern, welche Anordnungen zur Beschaffung, 
zur Aufbewahrung und zum Verbrauch des Loko- 
motivfeuerungsmaterials bei den deutschen Eisen- 
bahnen getroffen sind. 

Nächst den harten Kohlen sind die flüssigen 
Kohlenwasserstoffe für die Eisenbahnen Deutsch- 
lands die wichtigsten Betriebsmaterialien. Es wer- 
den in einem Jahre mehr als 100000 t Erdöle 
zur Beleuchtung, sowie als Schmieröl, Gasöl und zur 
Krafterzeugung verbraucht. Der Bedarf von un- 
gefähr 40000 t Petroleum wird vom Auslande 
für 4,9 Millionen Mark bezogen; 30 000 t Schmieröle 
im Werte von 6 Millionen Mark werden meist im In- 
lande aus inländischen und ausländischen Rohstoffen 
hergestellt und 30 000 t Gasöle für 2,8 Millionen Mark 
werden im Inlande erzeugt. Als Erzeugungsstellen 
für Schmieröle sind Wietze und Pechelbronn zu 
nennen, für Gasöle und Kraftöle dieselben Orte, die 
mitteldeutschen Braunkohlengebiete und zahlreiche 
Fabriken und Gasanstalten. 

An die Beschaffenheit der einzelnen Öle werden, 
je nach ihrer Verwendung, Bedingungen gestellt, die 
die Brauchbarkeit sicherstellen oder auch mit den 
Landesgesetzen in Zusammenhang stehen. Für Petro- 
leum ist vorgeschrieben, daß es bis zu 23° erwärmt. 
keine entflammbaren Dämpfe entwickeln und daß das 
Raumgewicht nicht über 0,82 sein darf, daß ferner das 
Öl gut gereinigt, wasserheli, von geringem Geruch 
und entsprechender Brennfähigkeit sein muß. Die zur 
Untersuchung anzuwendenden Vorrichtungen und 
Verfahren sind genau festgelegt. 

Ganz besonders trifft letzteres für die Prüfung 
der Schmieröle zu, weil diese verschiedenen Zwecken 
dienen sollen und verhältnismäßig hochwertig sind. 
Außer der Bestimmung des Raumgewichts wird der 
Flüssigkeitsgrad bei verschiedener Wärme, der Ent- 
flammungspunkt und der Gefrierpunkt festgestellt; 
auch werden die Schmieröle auf Feuchtigkeit und 
Säure untersucht. 

Bei den Gasbereitungsölen kommt es hauptsäch- 
lich auf die Gasausbeute, die Rückstände und die 
Lichtstärke des gewonnenen Gases an. 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


Au Für den Ankauf der Betriebsmaterialien ist 
` bei den Eisenbahnen, soweit es sich um 
große Mengen handelt, in der Regel eine Stelle — Be- 
schaffungsamt, Generaldirektion oder Eisenbahn- 
direktion — zuständig; kleinere Mengen werden 
von den Verbrauchsstellen, meistens nach vorher 
festgelegtem Plane, unmittelbar beschafft. 

Der Ankauf größerer Mengen vollzieht sich der- 
art, daß die Beschaffungsbehörden die Lieferfirmen, 
Syndikate oder Verkaufsvereinigungen auffordern,die 
Waren, deren Menge und Beschaffenheit vorher fest- 
gestellt ist, anzubieten. In den meisten Fällen werden 
Kaufverträge über eine Jahreslieferung abgeschlossen, 
so daß die Anlieferung nach Maßgabe des Verbrauchs 
erfolgen und immer ausreichender Bestand gehalten 
werdenkann. DieAufforderung zur Lieferung geht dann 
von den Verbrauchsstellen aus, denen auch in erster 
Linie die Abnahme, d. h. der Empfang nach Maß und 
Gewicht und die Beurteilung der Güte nach Maßgabe 
der Lieferungsbedingungen obliegt. Es kann vor- 
kommen, daß Lieferungsverträge auch über größere 
Zeiträume abgeschlossen werden, sofern die Lieferer 
es wünschen und für langfristige Lieferungen günstige 
Angebote machen. Ferner können Waren, deren 
Preise den Schwankungen des Weltmarktes unter- 
liegen, auch auf Grund der jeweiligen Börsenpreise 
angekauft werden. Da die Eisenbahnverwaltungen 
vielfach die Waren auf den eigenen Linien frachtfrei 
befördern, so wird bei solchen Lieferungen meist ein 
Abschlag vom Börsenpreise festgesetzt. 


Der Beschaffungsplan umfaßt 
etwa 90 der wichtigsten Betriebs- 
materialien. Es ist aus ihm zu entnehmen, an welchem 
Tage des Jahres die Bedarfsanmeldung bei der Eisen- 
bahndirektion eingetroffen sein muß; er setzt fest, 
von welcher Stelle die Beschaffung zu erfolgen 
hat und für welchen Bezirk die Lieferungen be- 
stimmt sind. Es wird dadurch erreicht, daß jedem 
Bezirk die für ihn brauchbarsten Stoffe des ganzen 
Landes oder des Weltmarktes zugeführt, daß Un- 
regelmäßigkeiten bei den einzelnen Anlieferungen 
ohne Schwierigkeit ausgeglichen und daß die Güte 
der Waren, bei sorgfältig abgewogener Preis- 
bemessung, überall der gleichen Beurteilung unter- 
zogen werden kann. Letzterem Zweck dienen die 
allgemeinen und die besonderen Vertragsbedingungen 
für die Ausführung von Leistungen oder Lieferungen. 
Sie bilden die rechtliche Grundlage für sämtliche 
Lieferungen und müssen von dem Lieferer anerkannt 
werden. 


Beschaffungsplan. 


Während die besonderen 
Bedingungen für jedes ein- 
zelne Material die Beschaffenheit, das Maß und Ge- 
wicht, die Art der Bestellung, die Abnahme, die 
Güterprüfung und die Ersatzlieferung behandeln, ent- 
halten die allgemeinen Bedingungen die wichtigsten 
Bestimmungen über den Kauf und die Gewährleistung. 


Lieferungsbedingungen. 


Der Gegenstand des Vertrages ist nicht in allen Fällen 
als eindeutig bestimmt anzusehen, daher behält sich 
der Besteller vor, nachträgliche Abänderungen der 
Beschaffenheit des Lieferungsgegenstandes oder der 
Leistung anzuordnen. Wird dadurch eine Preis- 
änderung bedingt, so erfolgt die Entschädigung hier- 
für im billigen Verhältnis zu dem vertragsmäßig ver- 
einbarten Preise. Die Entschädigungssätze werden 
schriftlich vereinbart. Lieferungen, die in dem Ver- 
trage oder in den dazu gehörigen Unterlagen nicht 
vorgesehen sind, können dem Unternehmer nur mit 
seiner Zustimmung übertragen werden. 

Die Gestellung der zu den Güterprüfungen erforderlichen 
Arbeitskräfte, Maschinen und Geräte liegt dem Lieferer ob. 
Für Fässer und sonstige Verpackungen wird weder eine Ver- 
gütung geleistet, noch eine Gewähr für gute Aufbewahrung über- 
nommen; sie gehen in das Eigentum der Verwaltung über, so- 
fern nicht abweichende Vereinbarungen getroffen sind. Ohne 
vorherige Bestellung bewirkte Lieferungen brauchen nicht an- 
genommen zu werden. Die Vorräte müssen allezeit den über- 
nommenen Lieferungen entsprechen. 


Zur Überwachung der Lieferung und Vornahme von 
Prüfungen steht den Beauftragten der Verwaltung der Zutritt 
zu den Arbeitsplätzen und Werkstätten frei, in denen die Gegen- 
stände angefertigt werden. Die bei der Güteprüfung nicht 
bedingungsgemäß befundenen Gegenstände hat der Unternehmer 
unentgeltlich und, falls die Güteprüfung nicht in den Räumen des 
Unternehmers stattgefunden hat, auch frei Anlieferungsort zu 
ersetzen. Für die durch Zurückweisung nicht bedingungs- 
gemäßer Gegenstände entstehenden Kosten und Verluste hat der 
Unternehmer die Verwaltung schadlos zu halten. 


Für alle Gegenstände, die sich während der 
Dauer der Gewährleistung als nicht bedingungsgemäß 
erweisen, übernimmt der Lieferer die Verpflichtung, 
sofern nach den besonderen Bedingungen Stückersatz 
stattfindet, neue, den Bedingungen entsprechende 
Stücke zu liefern; sofern nach den besonderen Be- 
dingungen Geldausgieich eintritt, den vertragsmäßigen 
Lieferpreis und die Frachtkosten von dem An- 
lieferungsorte nach dem Erfüllungsorte zu vergüten. 


Unbeschadet des Rechts, seine Ansprüche im 
schiedsrichterlichen Verfahren geltend zu machen, 
ist der Lieferer verpflichtet, sich zunächst dem Urteile 
des mit der Güteprüfung oder Abnahme betrauten 
Beamten zu unterwerfen. Zum Ersatz der bei der 
Güteprüfung zurückgewiesenen Lieferungen ist eine 
angemessene Frist zu bestimmen. Das gleiche gilt, 
wenn die Lieferungen untüchtig oder nach Maßgabe 
der verlaufenen Zeit nicht genügend gefördert sind. 


Kommt der Unternehmer innerhalb’ der Frist den Anord- 
nungen der Verwaltung nicht nach, sind seine Ersatzlieferungen 
nicht bedingungsgemäß, oder wird die Sicherheit nicht binnen 
14 Tagen nach der Aufforderung geleistet, so ist die Ver- 
waltung berechtigt, nach ihrer Wahl entweder gänzlich vom 
Vertrage zurückzutreten und Schadenersatz wegen Nicht- 
erfüllung zu verlangen, oder dem Unternehmer die weitere Aus- 
führung der Lieferungen ganz oder teilweise zu entziehen und 
Schadenersatz wegen nicht gnügender oder verspäteter Er- 
füllung zu verlangen, oder auf die Erfüllung der dem Unter- 
nehmer obliegenden Verpflichtungen verbehaltlich aller 
Schadensersatzansprüche zu bestehen. Werden dem Unter- 
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nehmer die Lieferungen ganz oder teilweise entzogen, so kann 
die Verwaltung, unbeschadet ihrer Schadensersatzansprüche, den 
noch nicht erfüllten Teil auf seine Kosten ausführen lassen. 


Abschlagszahlungen werden in angemessenen 
Fristen auf Antrag, nach Maßgabe des jeweilig Ge- 
lieferten, bis zu der Höhe gewährt, die die Verwaltung 
mit Sicherheit glaubt vertreten zu können. Die 
Schlußzahlung erfolgt alsbald nach vollendeter 
Prüfung und Feststellung der vom Unternehmer ein- 
zureichenden Rechnung. 


Bleiben bei der Schlußabrechnung Meinungsver- 
schiedenheiten zwischen der Verwaltung und dem 
Unternehmer bestehen, so soll diesem gleichwohl das 
ihm unbestritten zustehende Guthaben nicht vorent- 
halten werden. 


Vor Empfangnahme des von der Verwaltung als 
Restguthaben zur Auszahlung angebotenen Betrages 
muß der Unternehmer alle Ansprüche, welche er aus 
dem Vertragsverhältnis über die behördlicherseits an- 
erkannten hinaus etwa noch zu haben vermeint, be- 
stimmt bezeichnen und sich schriftlich vorbehalten, 
widrigenfalls die Geltendmachung dieser Ansprüche 
später ausgeschlossen ist. 


Die Sicherstellung der vollständigen Vertrags- 
erfüllung kann durch Bürgen oder Pfänder erfolgen; 
durch Bürgen jedoch nur mit Einwilligung der Ver- 
waltung. 


Diese kann die Hinterlegung eines Generalpfandes zu- 
lassen, das für alle vertragsmäßig übernommenen Ver- 
pflichtungen haftet. Die Höhe des Generalpfandes wird nach 
dem Durchschnittswert sämtlicher auszuführenden Lieferungen 
bemessen. Die Verwaltung behält sich das Recht vor, ihr Ein- 
verständnis mit der Bestellung eines Generalpfandes jederzeit 
zurückzuziehen und zu verlangen, daß an dessen Stelle Einzel- 
pfänder hinterlegt werden. 

Zum Pfande können bestellt werden: Forderungen, die in 
das Reichsschuldbuch oder in das Staatsschuldbuch eines 
Bundesstaats eingetragen sind oder bares Geld, Wertpapiere, 
Depotscheine der Reichsbank, der Königlichen Seehandlung oder 
der preußischen Zentralgenossenschaftskasse, Sparbücher oder 
Wechsel. 

Die Ergänzung einer Pfiandbestellung kann gefordert 
werden, falls letztere infolge teilweiser Inanspruchnahme oder 
infolge eines Kursrückganges der Wertpapiere nicht mehr ge- 
nügend Deckung bietet. Die Verwaltung überwacht nicht, ob 
die ihr verpfändeten Wertpapiere, Depotscheine, Sparkassen- 
bücher und Wechsel zur Auszahlung aufgerufen, ausgelost oder 
gekündigt werden oder ob sonst eine Veränderung eintritt. 

Die Pfänder werden, soweit sie für Verbindlichkeiten des 
Unternehmers nicht in Anspruch zu nehmen sind, falls sie nicht 
als Generalpfand bestellt sind, zu drei Fünftel des Gesamt- 
betrages zurückgegeben, nachdem die bedingungsgemäße Aus- 
führung der Lieferung bewirkt ist. Die übrigen zwei Fünftel 
werden zurückgegeben, wenn die Zeit der etwa vorgesehenen 
Gewährleistung abgelaufen ist und die Ersatzansprüche erledigt 
sind. 


Ohne Genehmigung der Verwaltung darf der 
Lieferer seine vertragsmäßigen Verpflichtungen 
nicht auf andere übertragen; auch hat die Verwaltung 
die Wahl, ob sie das Vertragsverhältnis mit seinen 
Erben fortsetzen oder es als aufgelöst betrachten will. 
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Für die aus dem Vertrage entspringenden Rechts- 
streitigkeiten hat der Unternehmer — unbeschadet 
der etwa vorgesehenen Zuständigkeit eines Schieds- 
gerichts — bei dem zuständigen Gericht, in dessen 
Bezirk die den Vertrag abschließende Behörde ihren 
Sitz hat, Recht zu nehmen. 

Streitigkeiten über die durch den Vertrag be- 
gründeten Rechte und Pflichten, sowie über die Aus- 
führung des Vertrages sind zunächst der vertrag- 
schließenden Behörde zur Entscheidung vorzulegen. 
Die Fortführung der Lieferungen darf hierdurch nicht 
aufgehalten werden. 

Falls über die Bildung eines Schiedsgerichts Vorschriften 
nicht getroffen sind, ernennen die Verwaltung und der Unter- 
nehmer je einen Schiedsrichter. Wenn die Schiedsrichter sich 
über einen gemeinsamen Schiedsspruch nicht einigen können, 
wird das Schiedsgericht durch einen Obmann ergänzt. Dieser 
hat die weiteren Verhandlungen zu leiten und darüber zu 
befinden, ob und inwieweit eine Ergänzung der bisherigen Ver- 
handlungen stattzufinden hat. 


Die Vorräte werden teils in Haupt- 
und Nebenlagern aufbewahrt, teils 
im Freien gelagert. Zu den im Freien lagernden 
Materialien gehören namentlich Steinkohlen, Koks 
und Briketts. 

Sie werden in meßbaren Hauien oder in feste Umgrenzungen 
und Bansen eingeschüttet. Steinkohlen sollen nicht über 2,5 m 
hoch und Briketts nicht über 3 m hoch lagern, damit die Gefahr 
der Selbstentzündung vermieden wird. Wo dennoch Erwärmung 
zu befürchten ist, werden Rohre in den Haufen eingelassen, in 
denen die Wärme durch Herablassen eines Thermometers leicht 
nachgemessen werden kann. Die Lagerung anderer fester und 
flüssiger Stoffe hat so zu geschehen, daß weder eine Zerstörung 
durch Feuer, Feuchtigkeit oder andere Ursachen eintreten kann, 
noch eine Wertverminderung durch Verlust, Austrocknung oder 
ähnliche Einflüsse stattfindet. 

Sehr ausführliche Vorschriften über die Aufbe- 
wahrung feuergefährlicher Gegenstände und insbe- 
sondere feuergefährlicher Flüssigkeiten sind für die 
einzelnen Landesteile meist in der Form von polizei- 
lichen Verordnungen erlassen. Diese sind auch für 
die Eisenbahnmagazine maßgebend; in den Ver- 
waltungsordnungen der Eisenbahnen finden sich aber 
ergänzende und verschärfende Bestimmungen. 


Aufbewahrung. 


Man unterscheidet nach der Entzündlichkeit gewöhnlich 
3 Gruppen: 


1. Stoffe, die sich ohne Vermittlung eines brennenden 
Körpers entzünden können oder in Berührung mit 
anderen Stoffen eine Entzündung verursachen, 

2. Flüssigkeiten, die entilammbare Dämpfe entwickeln, 

3. Stoffe, die leicht Feuer fangen. 


Die Vorräte der ersten Gruppe, z. B. ölgetränkte Putzwolle, 
müssen, abgestuft nach der Gefahr der Selbstentzündung, in 
dicht verschlossenen eisernen Kästen, in gemauerten, mit 
eisernem Deckel versehenen Gruben, oder in feuersicheren 
Räumen lagern, größere Mengen von Knallsignalen und Streich- 
hölzern in trockenen, verschlossenen Räumen, und zwar in 
solchen Behältnissen verpackt, wie dieses für die Beförderung 
auf den Eisenbahnen durch die Verkehrsordnung vorgeschrieben 
ist. Calciumkarbid darf nur in Blechbüchsen verpackt, in 
trockenen Räumen lagern. 


Vorräte der zweiten Gruppe, die flüssige Brennstoffe und 
Mineralöle umfaßt, werden nach der Leichtigkeit der Ver- 
dampfung in drei Gefahrklassen angeordnet. 

Zur ersten Klasse gehören die Flüssigkeiten, die bei einem 
Barometerstande von 760 mm und einer Erwärmung von weniger 
als 21 ° des hundertteiligen Thermometers entflammbare 
Dämpfe entwickeln, z. B. Benzin und Spiritus. 

Werden Gasflaschen (Ballons) benutzt, so sind diese in 
eiserne Behälter zu stellen, die den gesamten Inhalt der Flaschen 
im Falle des Auslaufens aufnehmen können. Kohlenwasserstoif 
aus den Fettgasanstalten ‚soll in eisernen Gefäßen, die nicht 
ganz gefüllt sein dürfen, im Freien, tunlichst abgesondert von 
Gebäuden lagern. Mengen bis zu 300 kg dürfen nur in Kellern 
oder zur ebenen Erde gelegenen, massiv umgrenzten Räumen 
untergebracht werden, die keine Abflüsse nach außen, keine 
Heizvorrichtungen und Schornsteinöfinungen und reichliche 
Lüftung haben. Auch soll durch Tafeln und Anschriften das 
Betreten mit Licht, das Rauchen und das Umfüllen bei künst- 
licher Beleuchtung verboten werden. Für größere Vorrats- 
mengen sind weitere Verschärfungen der Sicherheits- 
einrichtungen vorgesehen. Zunächst wird verlangt, daß für 
mehr als 300 kg solcher Flüssigkeiten frei liegende Räume her- 
gerichtet werden, ferner, daß die Keller oder Gruben von einer 
Schutzzone umgeben sind, deren Breite mit der zu lagernden 
Menge des brennbaren Stoffes wächst, und schließlich dürfen 
große Mengen nur auf eigentlichen Lagerhöfen oder in Tank- 
anlagen in Vorrat gehaiten werden. 


Zur zweiten Klasse der feuergefährlichen Flüssigkeiten ge- 
hören solche, die bei einer Erwärmung von 21—65° entflamm- 
bare Dämpfe entwickeln, z. B. Petroleum und Putzöl. Die 
Vorschriften schließen sich denen für Klasse 1 an, lassen aber 
einige Erleichterungen zu. Es dürfen Mengen von 10000 kg 
bis 50000 kg ohne Schutzzone gelagert werden, wenn die Be- 
hälter ganz unter der Erde eingegraben sind. Bei Anwendung 
freistehender eiserner Behälter darf die Schutzzone bis auf 
5 m, bei Lagerung in Fässern bis auf 10 m beschränkt werden. 


Die dritte Klasse, die Flüssigkeiten umfaßt, denen entflamm- 
bare Dämpfe bei einer Erwärmung von 65 bis 140° entweichen, 
darf in Mengen bis zu 10000 kg überall in feuersicheren 
Räumen gelagert werden, bei denen das Fortfließen durch die 
Bauart der Räume unter allen Umständen verhindert ist. 
Größere Mengen dürfen nur in eigens hergerichteten Lager- 
häusern oder Höfen mit Schutzzonen und unter Beachtung der 
üblichen Sicherheitsmaßregeln aufbewahrt werden. 

Für die drei genannten Klassen gilt gemeinsam die Vor- 
schrift, daß, wenn der Klasse nach verschiedene Flüssigkeiten 
miteinander in einem Raume oder in feuersicher nicht getrennten 
Räumen lagern, sämtliche Vorräte so anzusehen sind, als ob sie 
der Klasse der am leichtesten entilammbaren Flüssigkeit an- 
gehörten. 

Ferner sollen die Abfüllvorrichtungen möglichst aus 
geschlossenen Pumpen oder Hebern bestehen. Auch sollen 
Löschgeräte, Sand und Werkzeuge für Erdarbeiter zur Hand 
sein. 


Die dritte Gruppe umfaßt die leicht brennbaren Stoffe wie 
Garnabfall und Holzkohlen. Die Lagerungsvorschriften be 
stimmen, daß die Räume feuersicher abgeschlossen werden 
können, daß die Gegenstände in Säcken oder Kisten verpackt 
sein müssen und bei Massengütern, daß die abgesonderten Lager- 
stellen allseitig zu Löschzwecken zugänglich sind. 


Die Anfor- 
derung der 
zum Verbrauch vorrätig gehaltenen Stoffe und 
Gegenstände geschieht seitens der täglichen Ver- 
braucher, wie Lokomotiv- und Zugbeamte, durch 


Verwaltung der Magazine und Vorräte. 
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ein Dienstbuch, das der Empfänger bei sich 
führt, wenn er die Gegenstände abholt. In dieses 
Buch wird das Verlangte nach Art und Menge 
eingetragen; der Magazinbeamte nimmt von der 
Eintragung und der Quittung des Empfängers 
Kenntnis und übergibt das Gewünschte. Die Bücher 
werden an bestimmten Tagen des Monats an die 
Dienststellen zur Aufrechnung abgegeben. Gegen- 
stände, die nicht täglich verbraucht werden, oder die 
nicht persönlich bei dem Magazin in Empfang ge- 
nommen werden können, sollen in der Regel monat- 
lich nur einmal angefordert werden. Für diesen 
Zweck sind vorgedruckte Verlangzettel in Blocks zum 
Durchpausen üblich. Der Verlangzettel wird beim 
Empfang abgegeben, oder an das Magazin abge- 
schickt, während die Durchschrift zurückbleibt. Das 
gleiche Verfahren wird beobachtet, wenn die Neben- 
magazine von den Hauptmagazinen oder den An- 
lieferungsstellen Vorräte zur Auffüllung ihrer Lager- 
bestände verlangen. Ähnlich wird auch verfahren, 
wenn das Hauptmagazin seinen Bedarf zu ergänzen 
wünscht. Es sendet der beschaffenden Direktion oder 
deren Rechnungsbureau monatlich eine Bedarfsnach- 
weisung, die außer den Spalten zur Bezeichnung der 
Gegenstände noch Raum für eine Bestellnummer und 
die liefernde Firma enthält. Eine Durchpause kann 
entbehrt werden. 


Vorräte, die in geringen Mengen oder nicht regel- 
mäßig gebraucht werden, wie Seife, Bindfaden und 
ähnliche, werden in vierteljährlichen oder noch 
größeren Zeiträumen angefordert. 


Für Steinkohlen, Steinkohlenbriketts und Koks 
sind wegen der wirtschaftlichen Bedeutung und der 
Verschiedenheit der örtlichen Verhältnisse, einige 
Ergänzungen obiger Vorschriften erforderlich ge- 
worden. 


Als Beschaffungsbezirke kommen in Frage im Osten: Das 
oberschlesische, das niederschlesische und das sächsische 
Kohlengebiet, im Westen: das niederrheinisch-westfälische, das 
Aachener und das Saargebiet; dazu treten noch einige Brikett- 
fabriken an der Ems, der Elbe und Oder, die zum Teil aus- 
ländische Kohlen verarbeiten. Desgleichen wird Großbritannien 
als einziger ausländischer Bezirk für die Kohlenbeschaffung 
nicht ganz auszuschalten sein. 


Die Zugförderungsbeamten und Kohlenverbrauchsstellen 
geben durch Dienstbuch oder Bestellzettel ihren Bedarf dem 
zuständigen Magazin möglichst in ganzen Wagenladungen auf. 
Die Magazine melden monatlich den vorhandenen Bestand, 
ihren voraussichtlichen Verbrauch und den Bedarf, in einer 
Nachweisung nach Sorten zusammengestellt, bei der beschaffen- 
den Direktion an. Diese bestimmt, welche Zechen oder Fabriken 
an die einzelnen Magazine liefern sollen und stellt darüber einen 
Hauptverteilungsplan und eine Abfuhrliste auf, die allen Be- 
teiligten bekannt gegeben werden, wodurch man erreicht, daß 
einerseits die Abfuhr aus den Lieferungsbezirken der Förde- 
rung und andererseits die Zufuhr zu den Magazinen jederzeit 
dem Bedarf angepaßt werden kann. 


Für die preußischen Staatsbahnen hat das Königliche 
Eisenbahn-Zentralamt die Beschaffung und Verteilung der 
Kohlen für alle Direktionsbezirke übernommen. Auch die etwa 
notwendige Übertragung von Lieferungen von einer Zeche auf 


die andere, die Änderung in der Zufuhr und die Besorgung der 
Ersatzlieferungen gehen durch seine Hand. 


Die Überwachung der Lieferungen geschieht durch die ver- 
sendenden Güterabfertigungen auf Grund der Abfuhrlisten. Die 
im Laufe eines Tages von den Zechen aufgegebenen Sendungen 
sind bei der Absendung in ein Merkbuch einzutragen, so daß 
die Istlieferung jederzeit mit der Sollieferung verglichen werden 
kann. Bleibt die Lieferung gegen die Sollieferung zurück, so 
hat die Güterabfertigung sogleich bei der Zeche auf die Ein- 
haltung der vorgesehenen Mengen hinzuwirken. Eilt die An- 
lieferung der Sollmenge erheblich voraus, so soll die Mehr- 
lieferung zurückgewiesen werden. Dreimal im Monat gehen 
Meldungen über den Stand der Lieferungen an das Fisenbahn- 
Zentralamt ab. 


Die von den Magazinen und Verbrauchsstellen an- 
genommenen Wagenladungen werden in eine monatliche Ab- 
nahmenachweisung eingetragen. aus der auch die liefernde 
Zeche, die Kohlensorte und die Nummern der Wagen ersicht- 
lich sind. Wird die Abnahme einer Kohlenlieferung bean- 
standet, so soll dem Lieferer sofort telegraphisch Mitteilung 
gemacht werden, damit dieser über die Sendung verfügen kann. 


Auf Grund der monatlich eingehenden Rechnungen, denen 
Wagenladungsverzeichnisse beigefügt sind, werden den 
Lieferern Abschlagszahlungen geleistet, während gleichzeitig 
eine Übersicht über die Kohlenmengen nach den Anlieferungen 
in den einzelnen Monaten und nach der Gesamtlieferung jeder 
Zeche aufgestellt wird. 


Die Wagen sind bei den Anlieferungsstellen mit größter 
Beschleunigung zu entladen, wobei Lokomotivbekohlungen 
möglichst unmittelbar von den ankommenden Wagen aus vor- 
genommen werden. Sobald eine Abteilung des Lagers gefüllt 
oder ein Stapel Briketts vollendet ist, wird an geeigneter Stelle 
auf einer Tafel in unverwischbarer Schrift die eingelagerte 
Menge nach Gewicht oder Rauminhalt die Zeche und das 
Datum der Anlieferung angeschrieben. Gleichzeitiges Ein- 
stapeln und Verausgaben von demselben Lager ist zu ver- 
meiden, auch soll ein angebrochener Haufen oder Bansen rest- 
los verausgabt sein, bevor an gleicher Stelle neue Vorräte ab- 
geladen werden. 


Größere Magazine führen über die Dauerlager ein Lager- 
buch (Einnahmen nach Wagenladungen getrennt), in dem nach 
Erschöpfung jeder Lagerabteilung Einnahme und Ausgabe sich 
heben muß. Die Tageslager der zum unmittelbaren Gebrauch 
bestimmten Kohlen sind möglichst gering zu halten und ent- 
weder in den Kohlentrichtern auf den Ladebühnen oder in deren 
Nähe so übersichtlich anzulegen, daß jederzeit der Inhalt nach- 
gemessen werden kann. 


Da erfahrungsgemäß in Deutschland der Kohlenversand der 
Zechen und Fabriken im Herbst seinen Höhepunkt erreicht und 
in dieser Zeit alle Wagen von der Industrie sowie für. den Ver- 
sand von Rüben und Kartoffeln in Anspruch genommen werden, 
so ist es für die Eisenbahnverwaltungen nötig, im Sommer die 
Lager mit Herbstvorräten zu füllen. Zu diesem Zwecke werden 
von sämtlichen Magazinen, Bahnhöfen und sonstigen Vorrats- 
stellen Nachweisungen über die Aufnahmefähigkeit der vor- 
handenen Kohlenlagerplätze angefertigt, aus denen zu ent- 
nehmen ist, welche Höchstmengen gelagert werden können, 
wie hoch der Sollbestand überschritten werden kann und für 
wieviel Tage in diesem Falle die Vorräte reichen würden. Die 
planmäßig auf Lager zu haltenden Vorräte und deren Mindest- 
bestände werden, je nach der Größe der Lager und der 
Schwierigkeit der Zuführung, in der Regel für Vorräte von 6 
bis 10 Wochen bemessen. Damit die Eisenbahndirektionen über 
die Lagerbestände laufend unterrichtet sind, werden von den 
Magazinen halbmonatlich oder in noch kürzeren Zeiträumen 
auf Grund’ eingeforderter Bestandsmeldungen Übersichten an- 


gefertigt, aus denen die jeweilige Lage der Soll- und Istbestände 
zu entnehmen ist. 
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Die auf Grund eines Vertrages anzu- 
liefernden Betriebsvorräte werden der 
Menge nach ausnahmslos durch den Magazinver- 
walter abgenommen; die Güte wird unter Umständen 
auch durch andere Beamte beurteilt. Bescheini- 
gungen über die Abnahme nach Menge und Güte 
dienen zur Vervollständigung der Kostenrechnungen, 
in anderem Falle zum Beweis über etwa nicht an- 
genommene Lieferungen. 


Anlieferung. 


Jedes größere Magazin führt ein Ein- 
gangsbuch, in das die Betriebsvor- 
räte, mit Ausnahme der Kohlen, in der Folge der Ein- 
lieferung eingetragen werden. Zurückgewiesene Teile 
der Lieferung werden später wieder gestrichen. 

Über die Verpackung, die Fässer, Kisten und 
Körbe wird ebenfalls genau Buch geführt, damit nicht 
allein über den Verbleib dieser Gegenstände, sondern 
auch über das angerechnete Gewicht eine genaue Ab- 
rechnung stattfinden kann. 

In sämtlichen Magazinen und Verbrauchsstellen werden 
Ausgangsbücher geführt, welche im Vordruck alle Betriebs- 
vorräte enthalten und daneben eine Spalte zur Quittungs- 
leistung seitens des Empfängers. Für die von den Lokomotiv- 
und Zugbeamten verbrauchten Stoffe dienen zunächst Hilfsaus- 
gangsbücher, die an den einzelnen Ausgabestellen bereit- 
gehalten werden, weil die häufigen Eintragungen und Quit- 
tungen im Hauptausgangsbuch des Magazins Schwierigkeiten 
machen würden. In letzteres werden die Summen der Hilfs- 
bücher von Zeit zu Zeit übertragen und so gesondert, daß die 
Feuerung und Schmierung der Lokomotiven für sich erscheint, 
weil die Menge der hierfür verbrauchten Stoffe einer Prüfung 
mit Bezug auf die Leistung der Lokomotiven unterzogen wird. 

Über die Veränderungen in den Lagerbeständen 
werden mehrmals im Jahre bilanzmäßige Zusammen- 
stellungen angefertigt und die Bestände aller Gegen- 
stände rechnungsmäßig ermittelt. 

Ferner hat bei Bedarf die Buchführung in den Betriebs- 
magazinen als Unterlage für die Bedarfsanmeldungen usw. 
Listen über Ein- und Ausgang anzulegen und zur besseren 
Übersicht über Vorräte, die in zahlreichen Abmessungen ge- 
braucht werden — wie z. B. Lampenzylinder — Sortennach- 
weise zu führen, die die vorrätig zu haltenden Arten in aus- 
führlicher Aufzählung enthalten. 

Die Buchführung der Eisenbahndirektionen über 
die Verwaltung der Vorräte erstreckt sich darauf, daß 
die angelieferten oder im eigenen Betriebe ge- 
wonnenen Vorräte ordnungsmäßig vereinnahmt und 
die Rechnungen zur Zahlung angewiesen werden; 
ferner darauf, welche Vorräte aus den Lagern ent- 
nommen und für welche Zwecke sie verwendet sind; 
sodann, daß die Umbuchung der Geldwerte für Stoffe, 
die an andere Direktionsbezirke abgegeben worden 
sind, rechtzeitig erfolgt, und schließlich darauf, daß 
die Werte der für Fremde verbrauchten oder abge- 
gebenen Vorräte richtig in Rechnung gestellt werden 
und daß die vorhandenen Bestände für den zu er- 
wartenden Verbrauch ausreichend sind. 

Die Werte (Wirtschaftspreise), nach denen die 
jährlichen Wirtschaftsausgaben für die Vorräte im 
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voraus bemessen werden, berechnen sich aus der Zu- 
sammenlegung der Werte für die am Schlusse des 
Wirtschaftsjahres vorhandenen Vorräte mit den Be- 
trägen, die für die verdungenen Mengen ausgegeben 
werden. Für die Jahresrechnung und die Rest- 
bestände werden die Preise (Buchpreise) am Schlusse 
des Jahres ermittelt. 

Die für Eisenbahnzwecke nicht mehr verwend- 
baren Abiallstoffe aller Art werden im allgemeinen 
versteigert, bei kleineren. Mengen oder besonders 
vorteilhaftem Angebot jedoch auch freihändig ver- 
kauft. Das Zuwägen oder -messen geschieht in jedem 
Falle durch mindestens zwei verantwortliche Beamte. 

Die gesamte Geschäftsgebarung und die Lager 
werden planmäßigen und unvermuteten Prüfungen 
unterzogen, wobei festgestellt wird, ob die Bücher 
sachgemäß und richtig geführt sind und ob die Lager- 
bestände mit den Sollbeständen übereinstimmen. 
Ferner wird ermittelt, ob die Bestände angemessen 
sind, ob die Vorräte sachgemäß untergebracht und 
nicht durch die Lagerung minderwertig geworden 
sind, ob veraltete oder nicht mehr verwendbare 
Gegenstände vorhanden sind und ob die Auf- 
bewahrung der feuergefährlichen Stoffe den Bestim- 
mungen entspricht. 


Steinkohlen. Für die Entwicklung des Eisenbahn- 

wesens war das Aufblühen des Stein- 
kohlenbergbaues, am Anfang und in der Mitte des 
vorigen Jahrhunderts, von maßgebendem Einfluß. Die 
Möglichkeit der Gewinnung des für den Eisenbahnbau 
so überaus wichtigen Eisens und die Krafterzeugung 
auf dem Umwege der Wärmenutzung durch den 
Wasserdampf ist bis heute in ausreichendem Um- 
fange nur durch Verbrennung von Steinkohlen zu er- 
reichen. Wenn auch vielleicht in Zukunft andere 
Kraftquellen für den Verkehr und die Massenbeförde- 
rung herangezogen werden können, für viele Jahr- 
zehnte, vielleicht Jahrhunderte, wird die Steinkohle 
nicht entbehrt werden können. 

Bei dem stetig zunehmenden Verbrauch ist es 
aber nicht zu verwundern, daß die Kohlenpreise von 
Jahr zu Jahr steigen. Heute bewegen sich die Preise 
für Lokomotivkohle in Norddeutschland auf den 
Zechenbahnhöfen zwischen 12,20 und 14,80 M. 

Die Eisenbahnen Deutschlands verbrauchen zur Feuerung 
mindestens '/ı der im Lande gewonnenen Steinkohlen. Die 
Verwendung ist abhängig von der Lage des Gewinnungsortes 
und der Art der Kohle. Wenn man das sächsische Steinkohlen- 
gebiet, wegen seiner rein örtlichen Bedeutung für Sachsen, 
zunächst außer Betracht läßt, so ergibt sich eine scharfe 
Teilung des Kohlenvorkommens und der Kohlenverwendung 
in ein westliches und ein östliches Gebiet. Wirtschaftlich be- 
herrscht die westdeutsche Steinkohle das westliche Deutsch- 
land bis zu einer nord-südlich verlaufenden Linie Rostock- 
Leipzig. Sie dringt weiter östlich nur vereinzelt bis nach 
Berlin vor. Die schlesische Steinkohle nimmt den Osten 
Deutschlands als Absatzgebiet für sich in Anspruch; sie wird 
nur in den Hafenstädten der Ostsee und in Berlin teilweise von 
der englischen Kohle verdrängt, wie auch in den Nordsee- 
häfen und Schleswig-Holstein die englische Kohle mit der 
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westfälischen in Wettbewerb tritt. Für die Eisenbahnen liegt 
die geographische Grenze des Verbrauchs fast ebenso, indem 
die Kohle des einen Gebietes soweit vordringt, bis die des 
anderen Gebietes in gleicher Preislage erscheint. Die Fracht- 
kosten werden hierbei im Bereiche der Preußischen Staats- 
bahnen mit 70 % in Rechnung gestellt, während in Wirklichkeit 
die Zufuhr auf den preußischen Staatseisenbahnen als Dienst- 
gut, d. h. frachtfrei stattfindet. Die ausländische Kohle wird 
nur ausnahmsweise im Staatsbetriebe verwendet. 


Die deutschen Steinkohlenablage- 
rungen gehören, mit geringen Aus- 
nahmen, im geologischen Sinne dem Karbon an. Das 
rheinisch-westfälische Kohlenbecken, dessen Förder- 
türme heute der Mehrzahl nach zwischen Duisburg 
und Hamm liegen, hat seine Grenze im Süden in ge- 
ringer Entfernung vom Rulrtal, während es nach 
Norden zu, bei mäßigem Einfallen der Schichten, bis 
über die Lippe hinaus im Abbau begriffen ist. Auch 
die im Norden des Münsterschen Kreidebeckens, bei 
Ibbenbüren und am Piesberge anstehenden Ablage- 
rungen, sind Ausläufer derselben Schichten. Im 
Westen setzt sich das Karbon des Ruhrgebietes bis 
zum Worm- und Indegebiet bei Eschweiler fort. Es 
enthält in einer Gesamtmächtigkeit von 2600 m 176 
Kohlenflöze, von denen 90 mit Kohlenschichten von 
zusammen 81 m Stärke abgebaut werden. Wenn auch 
die steinkohlenbildenden Pflanzen sowohl des Arten- 
als des Formenreichtums entbehren, so hat doch die 
Verschiedenheit der Lagerung, des Alters, der Tiefe 
und des übergelagerten Gesteins erhebliche Ver- 
schiedenheiten der Kohlengebilde herbeigeführt. Im 
allgemeinen entsprechen die tieferen Lagen, deren 
Verkohlung unter hohem Druck stattfand, den gas- 
armen, anthrazitischen Magerkohlen, während die 
oberen Flöze die Gas- und Flammkohlen enthalten. 

Das rheinisch-westfälische Kohlengebiet mit seiner ge- 
waltigen Förderung von mehr als 85 Millionen Tonnen über- 
ragt an Bedeutung alle übrigen deutschen Kohlengebiete; es 
ist für die Preisbildung in Deutschland maßgebend. Eigene 
Kohlengruben besitzt der Staat in diesem Gebiete nur wenige. 
Die Lieferungen für die Eisenbahnen werden hauptsächlich 
durch das rheinisch-westfälische Kohlensyndikat bewirkt. Für 
die Lokomotivfeuerung kommen vorzugsweise Fettkohlen zur 
` Verwendung. Sie gehören zu den heizkräftigsten Kohlen 
Deutschlands. 

Die Aachener Grubenielder an Worm und Inde haben nur 
geringe Ausdehnung; die Kohlenflöze sind insgesamt nur 20 
bis 26 m mächtig und oft gestört; die Art der geförderten Kohle 
entspricht der im Ruhrkohlengebiet. 

Von erheblich größerer Bedeutung als letzteres ist das 
Saarkohlenbecken, dessen größten und wertvollsten Teil der 
preußische Staat besitzt. Die Schichten gehören der oberen und 
mittleren Steinkohlenablagerung an. Die Mächtigkeit der 88 ab- 
bauwürdigen Flöze beträgt 82 mKohle, während das ganze Stein- 
kohlengebirge mit mehr als 200 Kohlenflözen auf 2800 m 
Mächtigkeit geschätzt wird. Die in Lothringen, der Pfalz und 
im Elsaß aufgeschlossenen Grubenfelder gehören ebenfalls den 
Saarbrücker und Ottweiler Schichten an. 

Das oberschlesische Steinkohlenbecken, dessen Förderung 
40 Millionen Tonnen erreicht hat, ist mit einem erheblichen Teil 
der Ausbeute im Staatsbetrieb. Es erstreckt sich im Gebiet 
der oberen Oder und Weichsel zwischen Tost, Leobschütz im 
Nordwesten bis zur preußischen Grenze im Südosten und 
darüber hinaus nach Rußland und Österreich hinein. Das 
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Hauptiördergebiet liegt zwischen Gleiwitz und Myslowitz, wo 
die Schichten in mehreren Sätteln gehoben sind. Die Mitte 
des Beckens ist noch kaum für den Bergbau erschlossen und 
auch noch nicht überall genügend durchforscht. Das bislang 
bekannte Karbon enthält über 100 Flöze mit einer Kohlen- 
mächtigkeit von 154 m. Einzelne Flöze erreichen in reiner 
Kohle ohne Zwischenmittel eine Stärke von 16 m. Die Kohlen 
sind nur wenig backfähig, dagegen langflammig, großstückig 
und lagerbeständig. In stückiger Form sind sie wegen ihrer 
geringen Neigung zur Schlackenbildung und der starken 
Flammentwicklung zur Lokomotivheizung vorzüglich geeignet, 
wenngleich sie die Heizkraft westiälischer Kohlen nicht er- 
reichen. 

Das niederschlesische oder Waldenburger Kohlenbecken 
ist von hohen Gebirgsmassen durchlagert. Es erscheint daher 
in langgestreckter hufeisenförmiger Gestalt am Rande des 
Eulengebirges und setzt sich in den Schatzlarer Schichten nach 
Böhmen hinein fort. Die Schichten sinken nach der Mitte des 
Beckens hin in unerforschte Tiefen ab. Das Karbon enthält 
31 abbauwürdige Flöze mit 42 m Kohle, die zum Teil den 
älteren Bildungen angehört und stellenweise in Anthrazit über- 
geht. Die Kohle ist weich und deshalb wenig stückreich und 
lagerbeständig. Sie ist eine gute Schmiedekohle. Ihre Heiz- 
kraft nähert sich der der westfälischen Fettkohle. Die wirt- 
schaftliche Lage des niederschlesischen Kohlenbergbaues ist 
stark beeinflußt von der übermächtigen Stellung der ober- 
schlesischen Gruben, so daß die Preisbildung, abgesehen von 
der sogen. Qualitätskohle, nicht selbständig erfolgt. 

Die sächsischen Kohlengebiete bei Plauen, Chemnitz und 
Zwickau enthalten Schichten der mittleren Kohlenbildung. Das 
Flözvorkommen beschränkt sich auf vereinzelte Schollen, die 
nur wenige Flöze mit nicht mehr als 20 m Steinkohle enthalten. 
Immerhin werden in Sachsen noch 5 Millionen Tonnen Stein- 
kohlen gefördert, die allerdings den Bedarf des Landes nur 
zum Teile decken. 

Die geringen Steinkohlenablagerungen am Deister liefern 
bituminöse Glanzkohle; sie sind ebenso wie die Sonder- 
ablagerungen bei Wettin und Löbejün in der Nähe von Halle 
nur von beschränkter örtlicher Bedeutung. 


Eine Übersicht über den deutschen Steinkohlen- 
bergbau gewährt nachstehende Zusammenstellung. 
Es wurden im Jahre 1907 gefördert 
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Auf der ganzen Linie bewegen sich die Zahlen in 
steigender Richtung, gleichwie die Gestehungskosten 
und die Kohlenpreise.. Aber der Kohlenbergbau in 
Deutschland verfügt über das ganze Rüstzeug der 
Wissenschaft und der Technik. Die Anwendung der 
Elektrizität zur Förderung und zur Wasserhaltung, 
die Verwendung von Druckluft, die Schachtabteufung 
im Gefrierverfahren, die Schrämarbeit mit Wasser- 
druck, der Bergeversatz mittels Spülverfahren und 
die Beförderung des Gutes mittels elektrischer und 
Benzinlokomotiven üben ihre Wirkung auf den Abbau 
aus und finden ihren Ausdruck in den wirtschaftlichen 
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Erträgen, die trotz der außerordentlichen Steigerung 
der Arbeitslöhne noch überall vorhanden sind. 

i Die stoffliche Zusammen- 
Eigenschaften der Kohlen. te Air kilk 
läßt erkennen, daß die Anhäufung des Kohlenstoffes 
— C — in den ältesten Lagerstätten bis auf 94% 
steigt, während die sauerstoffreichsten, jüngeren 
Schichten bis zu 19% Sauerstoff — O — enthalten. 
Das dritte kohlenbildende Element, der Wasserstoff 
— H — schwankt nur in den Grenzen von 3 bis 6%. 
Maßgebend für die Steinkohlenbildung ist aber C und 
H, während O fehlen könnte, ohne den Bestand der 
Kohle zu vernichten. Man hat demnach die Stein- 
kohle als eine Reihe verschieden zusammengesetzter 
Kohlenwasserstoffe anzusehen. Außerdem enthält 
die Steinkohle noch Stickstoff in geringer Menge, 
Wasser, Schwefel, Eisen und fremde Stoffe (Berg- 
mittel). Nach der Zusammensetzung und der Ver- 
wendung unterscheidet man: 


1. trockene, langflammige oder Kesselkohle, mit 
im Mittel 77% C und 5% H, 

2. langflammige, backende Sinterkohle oder 
Gaskohle mit 83% C und 5,6% H, 

3. backende Fettkohle oder Kokskohle mit 87% 
C und 4,7% H, 

4. trockene Magerkohle oder 
Anthrazit mit 92% C und 4% H. 


Obwohl in dieser Zusammensetzung der Wasser- 
stoffgehalt scheinbar nur geringen Schwankungen 
unterworfen ist, so lassen doch die Atomgewichte 
H = 1 und C = 11,97 erkennen, daß die geringen 
Verschiedenheiten verhältnismäßig großen Einfluß 
auf die Eigenschaften der Verbindungen auszuüben 


Sandkohle, 


vermögen. Diese Unterschiede können durch die 
Vergasung “er Kohle zahlenmäßig nachgewiesen 
werden. 


Aus der Kesselkohle erhält man ein leicht brennbares 
Gasgemisch, das 40% des Kohlengewichts ausmacht, während 
der Rest aus lockeren Koksmassen besteht. 

Die Gaskohle liefert etwa 35% Gas und 65% mäßig festen 
Koks. Sie ist weniger zur Kesselfeuerung geeignet, weil sie 
auf dem Rost schmilzt und zusammenbackt. Bei langsamıem 
Erhitzen bläht sie sich ziemlich stark und liefert lockeren Koks. 

Die Fettkohle erweicht beim Erwärmen und bläht sich 
sehr stark auf; sie backt zu großen Tafeln zusammen und 
liefert bis zu 80% des Kohlengewichts harten, grobstückigen 
Koks. Sie wird auch als Schmiedekohle verwendet. 

Die Magerkohle ergibt bis 90% Koks von geringer Festig- 
keit; sie backt nicht zusammien, bläht sich kaum, brennt mit 
kurzer, aber sehr heißer Flamme und rußt wenig, weil die 
geringe Menge der gasförmig entweichenden Kohlenwasser- 
stoffe bei der Abkühlung an der Luft nur wenig Kohle aus- 
scheiden. 


Ebensosehr wie die chemische Zusammensetzung 
und die Erscheinungen bei der Vergasung sind 
für den Gebrauch der Kohlen die äußeren Eigen- 
schaften der verschiedenen Steinkohlensorten von 
Einfluß. Diese wird schon durch die Art der 
Förderung und die Aufbereitung hinsichtlich ihres 
Wertes und ihrer Brauchbarkeit beeinflußt. Durch 


Aussieben und Waschen wird das Fördergut 
nicht allein von den Fremdkörpern getrennt, son- 
dern auch in bestimmte Handelsmarken gebracht. 
Die am höchsten bewerteten Kohlensorten (,„Würfel- 
kohle“ und „Nuß 1“) bestehen aus mittelgroßen 
Kohlenstücken von 35 bis 80 mm Korngröße. Dem- 
nächst kommen der Preislage nach „Stückkohlen“ 
von mehr als 80 mm und „Nuß 2“ von 15 bis 35 mm 
Korngröße; es folgen „Nuß 3“, „Nuß 4“, „Gries- 
kohlen“ und „Staubkohlen“. Die Korngröße bedeutet, 
daß die Kohlen durch ein Sieb von der ent- 
sprechenden Maschenweite gefallen sind. 


Um den Heizwert einer Kohlensorte zu 
bestimmen, bedient man sich kleiner, 
eiserner Bomben, die mit Kohle und Sauerstoff gefüllt, 
unter Wasser abgebrannt werden. Die Erwärmung 
des Wassers ergibt dann rechnungsmäßig die Zahl 
der entwickelten Wärmeeinheiten. Mehr praktische 
Bedeutung für den Heizwert der Kohle hat die 
Prüfung auf Verdampfungsfähigkeit, weil hierbei ähn- 
liche Verbrennungsverhältnisse angewendet werden 
wie bei der Dampfkesselfeuerung. Die wirksamste 
Prüfung ist aber schließlich die, daß man eine Kohle 
dort, wo sie gebraucht werden soll, verbrennt, z. B. 
Lokomotivkohle auf dem Rost einer Lokomotive. 
Durch genaues Abwägen der Kohle, der zurück- 
bleibenden Schlacke, der Asche und der Lösche, Fest- 
stellen der Verdampfungsziffer und Beobachtung über 
sonstiges Verhalten der Feuerung wird die für jeden 
Zweck bestgeeignete Kohlensorte ermittelt. 1 kg 
Steinkohle verdampft 5,5 bis 9,5 kg Wasser und ent- 
wickelt 6000 bis 8500 Wärmeeinheiten, während 
Braunkohle höchstens die Hälfte, Holz und Torf nur 
!/, dieser Zahlen erreichen. 

Bei der Feuerung unter einem gewöhnlichen Dampfkessel 
werden auf 1 qm Rostfläche stündlich 70 bis 100 kg Steinkohle 
verbrannt. Erheblich mehr, bis zu 500 kg, kann auf dem Rost der 
Lokomotive verbrannt werden, weil die zugeführte Luftmenge 
— der Zug — größer ist. Andererseits pflegt die Menge der 
Rückstände bei der Lokomotivfeuerung trotz der sehr guten Ver- 
brennung, größer zu sein als beim Dampifkessel, weil bei der 
Lokomotive Kohlenteilchen vom Luftzug mitgerissen werden, die 
sich als Lösche in der Rauchkammer ansammeln. Trockene Klein- 
kohle darf aus diesem Grunde in Lokomotiven nicht verfeuert 
werden. Ebensowenig geeignet ist stark schlackende Kohle, 
weil die Schlackenschicht auf dem Rost allmählich den Durch- 
gang der Luft mehr und mehr hindert und die Schlacke nicht 
vor Beendigung der Fahrt beseitigt werden kann. Die Rück- 
stände bei guter Lokomotivkohle betragen 8 bis 15% der ver- 
feuerten Kohlenmenge. Die Lösche bedeutet, wenn sie nicht 
verwertet wird, fast mit ihrem gesamten Gewicht Verlust an 
Brennstoff. Neuerdings hat man deshalb versucht, sie durch 
geeignete Feuerungsanlagen nutzbar zu machen. 


Die Lagerfähigkeit der Kohle ist für die Eisen- 
bahnverwaltungen von außerordentlicher Wichtigkeit. 
Jede Kohle verliert bei längerer Lagerung durch 
die Verwitterung an Heizwert; die eine weniger, 
die andere mehr. Der Kohlenstoff sowohl wie 
der Wasserstoff nehmen aus der Luft Sauer- 
stoff an. Dieser Vorgang bedeutet eine lang- 
same Verbrennung der Kohle. C und H werden in 
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CO, und HO umgewandelt. Außerdem wird die 
Kohle minderwertig durch Zerfallen. Die in frischer 
Kohle sichtbaren, goldglänzenden Blättchen von 
Schwefelkies zersprengen durch ihre Zersetzung die 
Kohlenstücke, so daß der Gehalt an Kleinkohle bei 
älteren Lagern oft sehr bedeutend zunimmt. Auch 
beim Umschütten der Kohle wird eine Wertverminde- 
rung durch Zerreiben und Zerdrücken der Stücke 
herbeigeführt. Leichtgasende Kohlen verlieren an 
Heizwert durch Selbsterhitzung, wenn sie in hoher 
Schüttung lagern und für die Abführung der Gase 
nicht entsprechend vorgesorgt ist. 


Die Lieferungsbedingungen 
der Eisenbahnverwaltungen 
beziehen sich fast ausschließlich auf die äußere Be- 
schaffenheit der Kohlen und die Anlieferungsart. 


Die Kohlen sollen stets frisch gefördert, frei von Schiefer, 
Bergmitteln und sonstigen Unreinigkeiten sein. 

Stückkohlen sollen nur aus solchen Stücken bestehen, 
welche ein Sieb von 75 mm Rundlochung nicht durchläßt. 

Würfelkohlen sollen aus Stücken bestehen, die durch eine 
quadratische Öffnung von 60 mm Seitenmaß nicht hindurch- 
gehen. 

In jeder einzelnen Wagenladung Stückkohlen oder Würfel- 
kohlen dürfen beim Abladen auf der Verbrauchsstation nicht 
mehr als höchstens 5 v. H. Kleinkohlen sich vorfinden, wobei 
die während der Beförderung durch die Erschütterungen usw. 
entstehende unvermeidliche Zerbröckelung mitberücksich- 
tigt ist. 

Nußkohlen I sollen aus Stücken von 45—95 mm, 

Nußkohlen II aus Stücken von 25—55 mm Seitenmaß 
bestehen. 

In jeder einzelnen Wagenladung Stückkohlen oder Nuß- 
kohlen dürfen beim Abladen auf der Verbrauchsstation nicht 
mehr als höchstens 10 v. H. Kohlen geringerer Abmessungen 
Sich vorfinden, wobei die während der Beförderung durch die 
Erschütterungen usw. entstehende unvermeidliche Zerbröcke- 
lung mitberücksichtigt ist. 

Förderkohlen sollen mindestens mit 25 v. H. des Gewichts 
aus solchen Stücken bestehen, welche nicht durch eine quadra- 
tische Öffnung von 150mm Seitenmaß hindurchgehen, und 
ferner mit 25 v. H. des Gewichts aus Stücken in Größe einer 
Wallnuß bestehen. 

Staubkohlen sollen aus demjenigen Teil der Förderkohlen 
bestehen, der durch ein Sieb von 10 mm Maschenweite hin- 
durchfällt. 


Lieferungsbedingungen. 


Die Bestellungen werden so eingerichtet, daß die 
zu liefernden Mengen auf die Arbeitstage des Jahres 
möglichst gleichmäßig verteilt werden. Im ersten 
Drittel jeden Monats darf etwas weniger angeliefert 
werden als in der übrigen Zeit. Bei Betriebsstörungen 
auf einer Zeche sollen Ersatzlieferungen von einer 
anderen Zeche herbeigeführt werden, so daß Ver- 
legenheiten nicht entstehen können. Auch für den 
Fall von Wagenmangel, Arbeiterausständen und ähn- 
lichen Vorkommnissen sichern sich die Eisenbahnver- 
waltungen. 


Die Prüfung der angelieferten Kohlen erstreckt 
Sich auf Reinheit und Stückgröße. Nötigenfalls wird 
die Entladung mit Gitterschaufeln vorgenommen und 
So die Menge der Kleinkohlen ermittelt. Schiefer und 


unreine Stücke werden ausgelesen und zurück- 
gewogen. 

Für Gassteinkohlen erstreckt sich die Güteprüfung auch 
auf die probeweise Vergasung in der Gasanstalt, wobei die 
Gasausbeute und die Lichtwirkung beobachtet wird. 

Schmiedekohlen sollen probeweise in der Schmiede Ver- 
wendung finden; sie dürfen keinen Staub enthalten. 


Steinkohlenbriketts aus etwas backenden 
Kohlen finden wegen ihres hohen Lager- 
wertes in ausgedehntem Maße Verwendung, um die 
sogen. eisernen Bestände zu lagern. Außerdem 
werden Briketts hergestellt, um die bei vielen Kohlen- 
sorten entfallenden Kleinkohlen in einen hochwertigen 
Brennstoff umzuwandeln. Zu diesem Zwecke wird 
Feinkohle gleichmäßiger Körnung, mit 6 bis 8% Hart- 
pech gemischt, in erwärmtem Zustande in Formen 
gepreßt. Gute Briketts können mehrere Jahre im 
Freien lagern, ohne zu zerfallen; sie gelten beim Ge- 
brauch als Ersatz für Stückkohle und bieten den Vor- 
teil, daß man auf geringem Raum, auch außerhalb der 
Kohlenkästen der Lokomotive, ziemlich viel Heizstoff 
mitführen kann. Die Güte der Briketts hängt von der 
verwendeten Kohlensorte und der Härte und Festig- 
keit der fertigen Ware ab. Der Preis ist gleich dem 
der besten Kohlenmarken, ja er übertrifft ihn häufig. 
Briketts werden vorzugsweise vom rheinisch-west- 
fälischen Kohlensyndikat, in geringeren Mengen von 
den oberschlesischen und niederschlesischen Kohlen- 
firmen geliefert. 

Die Lieferungsbedingungen schließen sich denen 
für Steinkohlen aufs engste an. 

Steinkohlenbriketts sollen aus gewaschenem oder 
von Bergmitteln möglichst freiem Kohlengrus ge- 
fertigt werden, nur wenig trockene, vom Rost leicht 
zu lösende Schlacken absetzen und einen hohen Grad 
von Festigkeit besitzen. 

Die Prüfung auf Festigkeit, soweit sie nicht mit 
dem Hammer an Klang und Bruch erkannt werden 
kann, geschieht durch Abrollen in einer Trommel, 
nach Art der Kugelmühle. Durch Absieben der Klein- 
kohle und Wägen in bestimmten Zeiträumen können 
genaue Vergleichszahlen gewonnen werden. Im ein- 
zelnen ist folgendes bestimmt: 

Die aus Fettkohlen hergestellten Briketts sollen mit recht- 
eckiger Grundfläche geliefert werden. Es sind zugelassen: 


Form a: 300 mm Länge, 175 mm Breite, 110 mm Höhe 
und 6 kg Gewicht. 

Form b: 280 mm Länge, 150 mm Breite, 110 mm Höhe 
und 5 kg Gewicht. 

Form c: 220 mm Länge, 110 mm Breite, 105 mm Höhe 
und 3 kg Gewicht. 


Briketts. 


Die aus Magerkohlen hergestellten Briketts sollen mit 
quadratischer Grundfläche geliefert werden und zwar: 


Form d: 160 mm Länge und Breite, 105 mm Höhe 
und 3 kg Gewicht. 


Die für die Stadt- und Ringbahn in Berlin bestimmten 
Briketts (Anthrazitbriketts) sollen mit rechteckiger Grund- 
fläche geliefert werden und zwar: 


Form e: 150 mm Länge, 75mm Breite, 95mm Höhe und 
1,5kg Gewicht. 
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Die Briketts aus Zeche Dahlhauser Tiefbau können auch 
im Einzelgewichte von 3 kg geliefert werden. 

Obwohl den Eisenbahnen in der Anthrazitkohle 
und den Anthrazitbriketts ein mäßig rauchfreier 
Brennstoff geliefert wird, genügt dies doch für ge- 
wisse Fälle nicht, wo es, wie z. B. bei den innerhalb 
der Städte verkehrenden Zügen oder beim Verschiebe- 
dienst unter den Bahnhofshallen, darauf ankommt, 
die Feuerung möglichst ganz rauchfrei zu machen. 
Die Einführung elektrischer Lokomotiven, Benzin- 
fahrzeuge oder ähnlicher, rauchfreier Betriebe ist 
noch nicht über die ersten Versuche hinaus. Anthrazit 
wird in Deutschland nur in geringen Mengen ge- 
fördert und steht hoch im Preise. 


Koks Dagegen wird Koks nicht allein in ziemlich 

* erheblichen Mengen als Nebenerzeugnis der 
Gasanstalten gewonnen, sondern es werden noch weit 
bedeutendere Mengen fabrikmäßig hergestellt, wobei 
das Gas als Nebenerzeugnis angesehen wird. Solche 
Koksöfen liefern Schmelzkoks oder Zechenkoks, der 
als Heizstoff für Lokomotiven geeignet ist, besonders 
wenn er in mäßig große Stücke gebrochen und vom 
Koksgrus befreit zur Anlieferung gelangt. 

Koks entsteht, wenn Steinkohle in geschlossenen 
Behältern entgast wird. Bei der Erhitzung werden 
die Kohlenwasserstoffe, der Sauerstoff, der Stickstoff, 
das Wasser und andere Beimengungen luftförmig. 
Sie werden als wertvolle Abfallstoffe zu Teer, 
Amoniak, Benzol weiter verarbeitet, während als Rest 
reiner Kohlenstoff, der fast nur noch Schlacke als 
Fremdkörper enthält, zurückbleibt. In Deutschland 
werden jährlich mehr als 35000 t Koks zur Loko- 
motivfeuerung gebraucht. 


Für die Lieferung wird verlangt: 


Der Schmelzkoks soll aus sorgfältig gewaschener Fett- 
kohle hergestellt sein. Die Kohle muß vollständig zu harten 
Stücken verkokt sein, welche durch eine quadratische Öffnung 
von 80 mm Seitenmaß nicht hindurchfallen. Bei der Anliefe- 
rung dürfen sich in jeder einzelnen Wagenladung nicht mehr 
als höchstens 5 v. H. kleinere Stücke befinden. 


Der Koks muß frei von Schmutz, Grus, Staub und Steinen 
sein und darf höchstens 10 v. H. unverbrennbare Rückstände 
(Aschen- und Schlackenbestandteile) und 6 v. H. Wasser 
enthalten. 


Der Gaskoks soll trocken, frei von Steinen, Grus und 
Staub, in festen, faustgroßen Stücken zur Anlieferung gelangen 
und leicht entzündlich sein. 

Um den Aschen- und Schlackengehalt zu er- 
mitteln, werden Durchschnittsproben sorgfältig ver- 
brannt und der Rückstand gewogen. Das Wasser 
wird durch Austrocknen bei nicht mehr als 100° 
Wärme und Abwägen gemessen. 


Ein eigenartiger Brennstoff, der als Abfall 
beim Lokomotivbetriebe gewonnen wird, 
ist die Rauchkammerlösche. Sie besteht der Haupt- 
sache nach aus Koks von weniger als 8 mm Korn- 
größe. Diesen Koks unter dem Dampfkessel oder im 
Heizofen vorteilhaft zu verfeuern, war bisher nur in 


Lösche. 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


vereinzelten Fällen gelungen, weil die kleine Körnung, 
die mangelnde Backfähigkeit und der erhebliche 
Aschengehalt hinderlich war. Aus trockener Loko- 
motivkohle gewonnene Lösche enthält bis 80 % Kohlen- 
stoff und 20% Asche; sie liefert als Brennwert bis 
6000 Wärmeeinheiten. Backende Kohle liefert Lösche 
von 70% Kohlenstoff, 30% Schlacke und nur 4500 
Wärmeeinheiten. Die beim Verbrennen der Lösche 
sich schnell ansammelnde Schlacke zerstört in kurzer 
Zeit Rost und Ofenwände. Die Sauggasanlagen in 
Ponarth, Insterburg und Kirchenlaibach verfeuern 
Lösche auf Treppenrosten, sie erzeugen elektrischen 
Strom für Licht und Kraftzwecke, so daß es den An- 
schein hat, als ob die Frage der Verwertung jenes ge- 
ringwertigen Brennstofies einer günstigen Lösung 
entgegengeführt werde. Durch sorgfältiges Aussieben 
stellt man schon jetzt aus der Lösche einen Brenn- 
stoff her, der 84% Kohlenstoff und 6550 Wärme- 
einheiten enthält. In Kirchenlaibach kostet die Er- 
zeugung der Kilowattstunde 15,6 Pf. 


Daß die Eisenbahnen 
auch darauf bedacht 
sind, dieKohle schonend und vorteilhaft zu verfrachten, 
liegt bei Berücksichtigung der in Frage kommenden 
großen Werte auf der Hand. Die Zufuhr zu den Ver- 
brauchs- und Lagerplätzen geschieht in gewöhnlichen 
offenen Kohlenwagen, weil in Deutschland der Selbst- 
entlader, d. h. der Eisenbahnwagen mit Bodenklappen 
oder Trichtern, bisher nur wenig eingeführt ist. Auch 
das Kippen der Eisenbahnwagen ist nicht sehr beliebt, 
weil die Kohle dabei an Stückgehalt einbüßt und für 
die Lokomotivfeuerung minderwertig wird. Anderer- 
seits drängt die Wagenausnutzung zur schnellen Ent- 
ladung, während der steigende Preis der Arbeits- 
kräfte und die Werterhaltung der Kohle die Forderung 
begründet, mit möglichst vollkommenen Einrichtungen 
die Kohle auf den Tender der Lokomotive zu be- 
fördern. Daß verhältnismäßig große Mengen auf 
Lager genommen werden müssen und daß diese Lager 
nicht zu alt werden dürfen, legt jener Forderung ge- 
wisse Beschränkungen auf. Die Bekohlung der 
Lokomotiven ist aber so wichtig, daß große Anlagen 
nicht gescheut werden, um schnell, gut und billig zu 
arbeiten. 


Verfrachtung und Lagerung. 


Am besten wird die Kohle ge- 
schont und am frischesten 
kommt sie zur Verwendung, wenn vom ankommenden 
Eisenbahnwagen auf die danebenstehende Lokomotive 
übergeladen werden kann. DieFeststellung der Kohlen- 
menge geschieht dabei in einfachster Weise, indem 
die Überladegefäße mit genügender Sicherheit auf 
ihren Inhalt geschätzt werden und, nach Entleerung 
jedes Wagens, die Richtigkeitsprobe sich von selbst 
ergibt. Wenn dabei die Lokomotive tiefer steht als 
der Kohlenwagen, so daß die Kohle in eine Tasche 
geschoben werden kann und aus dieser auf den 
Tender gleitet, so dürfte eine solche, ganz auf Hand- 


Lokomotivbekohlung. 


Die Betriebsmaterialien, insbesondere zur Lokomotivfeuerung. 


arbeit beruhende Anlage, bezüglich der Schonung des 
Korns kaum zu übertreffen sein. Da die Bedingungen 
für solche Anlagen nur selten gegeben sind, finden 
sich aber nur wenige im Betriebe. 

Weit häufiger sind Bekohlungseinrichtungen 


mittels Hebekrans, der bei kleinen Anlagen von Hand 
betrieben wird; überall aber, wo elektrischer Strom 
Die Kohle 


zur Verfügung steht, wird dieser benutzt. 
wird auf dem ankommenden Eisen- 


bahnwagen in fahrbare Kippkasten 
von 0,5 t Inhalt geladen. Eine 
Anzahl solcher Kasten wird mit 
dem Kran auf die Bühne gesetzt, 
um später auf gleiche Weise über 
dem Tender entleert zu werden 
(Abb, 1). Auch zum Bekohlen aus 
dem Lager werden diese Krane 
gebraucht, indem die gefüllten 
Kasten auf Rollbahnen bis zum 
Kran geschoben, von diesem auf die 
Bühne gehoben und von hier über 
den Tender geschwenkt werden. 
Für die Entladung nach dem Lager- 
platz sind solche Krane nur wenig 
zu benutzen, weil sie nur eine kleine 
Fläche bestreichen, Anlagen dieser 
Art sind in großer Zahl auf den 
Eisenbahnen Deutschlands vor- 


Abb. 2. Bekohlung durch Becherwerk. 
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Hochheben und Heranfahren der gefüllten, sowie das 
Absetzen der leeren Kasten nimmt einige Zeit in An- 
spruch, so daß auch diese Anordnung nur für kleinere 
Betriebe in Anwendung ist. Die Bekohlung einer 
Lokomotive mit 5 t erfordert etwa 10 bis 15 Minuten. 

Weniger Handarbeit bedürfen die Bekohlungs- 
anlagen mit elektrisch angetriebenem Becherwerk, 
wie sie für die württembergischen Staatseisenbahnen 
ausgeführt werden (Abb. 2). Die 
Kohlen werden ‚in tiefliegende 
Gruben entleert, von wo sie einem 
Becherwerk zufließen. Die Becher 
heben sie auf schräger Eimer- 
leiter in Hochbehälter, die zwischen 
und über den Ladegleisen liegen. 
Von hier werden sie in ein Meß- 
gefäß abgezogen, um dann in die 
Schüttrinnen für die Lokomotiv- 
bekohlung zu gelangen. Der Kraft- 
antrieb dient bei dieser Anlage zur 
Erleichterung und Beschleunigung 
der Entladung und der Bekohlung. 
Letztere dauert für jede Lokomotive 
nur wenige Minuten. Die Ent- 
ladung in die Gruben kann durch 
Waggonkipper fast ohne Hand- 
arbeit erfolgen. Eine solche elek- 
trisch betriebene Kessel-Bekohlungs- 


Abb. 1. 


Elektrischer Kohlenkran. 


handen. Sie bewähren sich für kleine und mittelgroße 
Lokomotivorte, bedingen indessen viel Handarbeit. 
Bei Vergrößerung des Kohlenumschlags werden neue 
Krane an den nunmehr verlängerten Lagerplätzen auf- 
gestellt und so erblickt man nicht selten ganze Reihen 
solcher Bekohlungskrane. 

Ganz ähnlich verläuft der Arbeitsvorgang, wenn 
statt des Auslegerkrans ein Torkran mit elektrisch 
angetriebener Winde zum Heben der Kohlenkasten 
benutzt wird. Die Lokomotive fährt unter das Tor, 
der Kran hebt die auf Schmalspurgleisen heran- 
gerollten, gefüllten Kasten hoch und fährt sie seit- 
wärts über den Tender. wo sie gekippt werden. Das 


Abb. 3. Waggonkipper. 


anlage ist für die Eisenbahndirektion in München zur 
Ausführung gelangt (Abb. 3). 

Für bedeutend größere Leistung sind die mit 
Becherwerk betriebenen Bekohlungsanlagen in Grune- 
wald, München und Saarbrücken bestimmt. Die 
letztere Anlage (Abb. 4) steht über einem breiten Tief- 
behälter. Die Kohlen gleiten, nachdem sie den Selbst- 
entleerer verlassen haben, auf den Seitenwangen der 
Grube bis in einen Füllkanal hinab, werden von hier 
aus mittels Becherhebewerk in mehrere Hochbehälter 
gehoben und können von hier, nach beiden Seiten hin, 
aus den Schüttrinnen entnommen werden. Die Hoch- 
behälter fassen 100 bis 200 t, die Tiefbehälter 1000 bis 
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2000 t, so daß der Bedarf für 200 bis 500 Lokomotiver. 
in den Rümpfen aufgespeichert ist. Bei der Anlage 
in Grunewald werden die Eisenbahnwagen in einen 
Trichter ausgekippt, aus dem die Becherkette die 
Kohle in eine Tasche von 300 t Inhalt hebt. Zum 


Heranholen der Wagen nach der Kippbühne dient ein 
Spill; zum Heben der Bühne ein Druckkolben. 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. i 


legt sie auf den Tender oder in die Hochbehälter, oder 
schüttet sie in den Bansen, so daß alle Bewegungen 
ohne Handarbeit erfolgen. Für das Heben der Last, 
das Fahren der Katze und das Verschieben des Kran- 

gestells ist je ein besonderer Motor eingebaut. 
Eine ähnliche Anlage ist auf dem Bahnhof in 
Wahren bei Leipzig ausgeführt. Das Krangerüst 
überspannt den Kohlenbansen, die 


ge 
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Abb. 4. 
Bekohlungsanlage mit Hochbehälter. 7 


Den mit Becherwerk betriebenen 
Ladevorrichtungen haftet der Übel- 
stand an, daß sie besondere Ent- 
ladeanlagen haben müssen und 
daß sie wenig geeignet sind, aus- 
gedehnte Lagerplätze zu bedienen. 
Beides wird vermieden durch die in 
neuerer Zeit erbauten Bekohlungs- 
anlagen mit Greifer. Solche An- 
lagen sind außerdem für großen 
Betrieb besonders geeignet. Auf 
dem Bahnhof Cöln-Eifeltor wird der 
Kohlenbansen und die an den 
Längsseiten entlang laufenden Lade- 
gleise von einem fahrbaren Torkran 
überspannt. Über den Ladegleisen sind Hochbehälter 
erbaut, von denen aus die Lokomotivbekohlung er- 
folgt. Auf den oberen Laufschienen des Krangerüstes 
läuft die Katze mit Greifer und Führerhaus. Ferner 
ist eine Zeigerwage eingebaut, um die Katze mit der 
aufgenommenen Last zu wiegen. Der Greifer nimmt 
die Kohlen aus dem Eisenbahnwagen oder vom Lager, 


Hochbehälter und 3 Gleise. Die 
48 Taschen der Hochbehälter fassen 
85 t Kohlen und sind für Ladungen 
von 1,15 bis 3 t eingerichtet. Die 
Bekohlung einer Lokomotive vom 
Wagen aus dauert 6 Minuten, vom 
Hochbehälter aus nur 1 bis 2 
Minuten. Bei der gleichartigen An- 
lage in Johannistal - Niederschöne- 
weide sind die Taschen an das 
Krangerüst angehängt; sie fassen 
2,5 t Kohlen und entleeren diese, 
mittels beweglicher Rinnen, in die 
Kohlenräume der Tenderlokomotive. 


Abb. 5. Fahrbarer Kohlenkran mit Greifer. 


Eine der größten Bekohlungsanlagen mit Greifer- 
betrieb ist auf dem Bahnhof Frankfurt a. M. erbaut 
(Abb. 5). Das fahrbare Krangerüst überspannt das 
Kohlenlager und auf jeder Seite noch 2 Ladegleise. 
Die Hochbehälter stehen zu beiden Seiten der Bansen; 
die selbstschreibenden Zeigerwagen sind symetrisch 
angeordnet. 


Kapitel XVII. 


Das Fahrplanwesen. 


Von Ministerialrat Ruckdeschel im K. Staatsministerium für Verkehrsangelegenheiten in München. 


1. Wesen, Zweck und Arten des Fahr- 
planes. 


Der Fahrplan hat die Aufgabe, die Regelmäßig- 
keit und Pünktlichkeit der Beförderung und damit 
auch die Sicherheit des Betriebes zu gewährleisten. 

Er setzt die Verkehrszeiten der Eisenbahnzüge 
zwischen der Anfangs- und Endstation einer Strecke, 
also die Ankunfts- und Abgangszeiten auf den 
Stationen und die Streckenfahrzeiten fest und bildet 
die Richtschnur für den gesamten Zugverkehr. 

Nach den in Deutschland geltenden Grundsätzen 
muß jeder Zug nach einem bestimmten Fahrplan ver- 
kehren. 

Auch die Zusammenstellung der Einzelfahrpläne 
aller Züge eines Verkehrsgebietes wird Fahrplan ge- 
nannt. 

Allgemein wird zwischen Personenzugs- und 
Güterzugsfahrplan unterschieden. Der Personen- 
zugsfahrplan regelt den Verkehr der Schnell- und 
Eilzüge, Personenzüge und der lediglich die Post be- 
fördernden Züge. Im Güterzugsfahrplan wird übungs- 
gemäß auch der Verkehr der Eilgüter-, Güter- und 
Viehzüge geregelt. 

Schließlich unterscheidet man nach der äußeren 
Darstellung noch den Aushängefahrplan, bildlichen 
Fahrplan und die Kursbücher. 

Entsprechend der Entwicklung des Eisenbahn- 
wesens seit Mitte des vorigen Jahrhunderts wurden 
auch die Fahrpläne immer vielgestaltiger. Im Anfang 
gestattete die Einfachheit der Verhältnisse, den 
gleichen Fahrplan sowohl für das Publikum als für 
den Dienstgebrauch zu verwenden. 

Mit der Zunahme des Verkehrs und insbeson- 
dere unter dem großen wirtschaftlichen Aufschwung 
Deutschlands Ende der 70er Jähre verdichtete sich 
der Zugverkehr derart, daß die Fahrpläne immer 
komplizierter wurden. 


Infolge dieser mächtigen 
Entwicklung war die Tren- 
nung der Fahrplandarstel- 
lung für die verschiedenen 
Gebrauchszwecke, d. i. für die Bedürfnisse 

1. des reisenden Publikums, 

2. des Dienstgebrauchs innerhalb der Verkehrs- 

verwaltungen 

geboten. 


Trennung der Fahrpläne 
für die verschiedenen . 
Gebrauchszwecke. 


1. Fahrplan für das Publikum. 


Die Bedürfnisse des Publikums erforderten eine 
übersichtliche Darstellung der sämtlichen Fahr- 
gelegenheiten aller einzelnen Strecken, der Über- 
gangsmöglichkeiten von einer Strecke zur anderen 
und der Anschlüsse auf größere Entfernungen für 
weite Reisen. 

Hiermit war der Weg vorgezeichnet, den die 
Fahrplandarstellung für das Publikum zu beschreiten 
hatte. Von den meisten Verwaltungen wird zur Er- 
reichung dieses Zweckes die Zabellarische Darstel- 
lung gewählt. Sie ist sowohl den Kursbüchern als 
den Wandfahrplänen zugrunde gelegt. 

Die einheitliche Bezeichnung der Tageszeiten in den Fahr- 
plänen nach dem bei der Mehrzahl der deutschen Verwaltungen 
bereits eingeführten Systeme wurde auf der Sommerfahrplan- 
Konferenz Hamburg Januar 1886 angenommen. Hiernach 
werden die Nachtzeiten von 6 Uhr abends bis 5,59 Uhr morgens 
durch Unterstreichung der Minutenzahlen kenntlich gemacht. 
Die Minutenzahlen sind hierbei stets in zweistelligen Zahlen 
auszudrücken, z. B. 12,03. Bei zahlreichen außerdeutschen Ver- 
waltungen werden die Tages- und Nachtzeiten durch- 
numeriert von 1 bis 24 Stunden. Auf der Fahrplan-Konierenz 
in Wiesbaden Januar 1887 wurde auch eine einheitliche Be- 
zeichnung der Fakultativaufenthalte der Personen befördernden 
Züge in den Fahrplänen, wenn genügender Raum vorhanden, 

x Halt nach Bedari, 
a Halt nur zum Aussteigen, 
e Halt nur zum Einsteigen, 
unter gleichzeitiger Beifügung der Verkehrszeiten beschlossen. 
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Die Aushang- oder Wandfahr- 
pläne stellen im wesentlichen auf 
jedem Blatt nur den Fahrplan der Züge von einer 
oder mehreren Strecken tabellarisch dar. Sie werden 
auf einer Anzahl von Einzelblättern gedruckt, wobei 
die zusammengehörigen Fahrpläne auf einem Blatte 
erscheinen. Im übrigen darf der Inhalt der Wand- 
fahrpläne als bekannt vorausgesetzt werden. 


Aushangfahrplan. 


In Deutschland müssen die 
Fahrpläne gemäß der in $ 10 
der deutschen Eisenbahn-Ver- 
kehrsordnung enthaltenen Vorschrift von allen Eisen- 
bahnverwaltungen vor ihrem Inkrafttreten veröffent- 
licht und auf den Stationen ausgehängt werden. Aus 
ihnen müssen Gattung, Wagenklassen und Abfahrts- 
zeiten, für die größeren Übergangs- und die End- 
stationen auch die Ankunftszeiten der Züge sowie 
die wichtigeren Zuganschlüsse zu ersehen sein. Die 
ausgehängten Fahrpläne des eigenen Verwaltungs- 
bezirkes müssen auf hellgelbem, die anderer inlän- 


Veröffentlichung der 
Fahrpläne. 
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discher Verwaltungen auf weißem Papier gedruckt 
sein. Außer Kraft getretene Fahrpläne sind sofort 
zu entfernen. 

Die deutschen Verwaltungen erkennen deshalb 
auch nur die von ihnen ausgehängten Aushang- oder 
Wandfahrpläne als amtliche Fahrpläne an, für deren 
Richtigkeit sie haften. 

Die Veröffentlichung von Fahrgelegenheiten in 
den Wandfahrplänen qualifiziert sich (im Zusammen- 
hang mit den übrigen Beförderungsvorschriften) 
rechtlich als ein Angebot der Verkehrsverwaltung 
an das Publikum zur Beförderung unter bestimmten 
Bedingungen. Durch die Lösung der Fahrkarte wird 
der Beförderungsvertrag zwischen Reisenden und 
Verkehrsverwaltung abgeschlossen. Insolange ein 
solcher Vertrag nicht vorliegt, wird von einer Haftung 
der Eisenbahnverwaltung für unrichtige Verkehrs- 
zeiten in den Wandfahrplänen nicht wohl gesprochen 
werden können. Nach Abschluß des Beförderungs- 
vertrages ist diese Haftung zweifellos gegeben; sie 
wird jedoch häufig durch das konkurrierende Ver- 
schulden des Beschädigten im Sinne des $ 254 des 
BGB. eingeschränkt oder aufgehoben werden. 

Ausgeschlossen ist die Haftung der Eisenbahn- 
verwaltung ausdrücklich durch $ 26 der Eisenbahn- 
Verkehrsordnung für eine Reihe tatsächlicher Stö- 
rungen, die während der Dauer des Beförderungs- 
vertrages im Zugbetrieb eintreten können. Gemäß 
Abs. 1 und 2 des $ 26 I. c. begründen die verspätete 
Abfahrt oder Ankunft oder das Ausfallen eines Zuges 
keinen Anspruch auf Entschädigung. Der Reisende 
kann jedoch das Fahrgeld und die Gepäckfracht für 
die nicht durchfahrene Strecke zurückfordern, wenn 
infolge einer Zugverspätung der Anschluß an einen 
andern Zug versäumt wird oder wenn ein Zug ganz 
oder teilweise ausfällt. 

Ein vollständig befriedigendes Verfahren hin- 
sichtlich der entsprechenden Anbringung der Fahr- 
pläne ist noch nicht gefunden. Sie werden in der 
Regel in den von den Reisenden benützten Gängen 
und Hallen der Bahnhöfe angeklebt. In neuerer Zeit 
hat man sie auf Vorrichtungen, deren einzelne Blätter 
verschiebbar sind, dem Publikum zugänglich gemacht. 

Dem Bedürfnis des Publikums vermochten die 
Wandfahrpläne nicht voll zu genügen. Dies führte 
dazu, die Fahrpläne in der Form der jetzigen Kurs- 
bücher zusammenzustellen, die für den Handgebrauch 
geeignet sind und den Reisenden überall hin begleiten 
können. 


Aus dem im Jahre 1850 erstmalig er- 
schienenen „Eisenbahn-, Post- und 
Dampfschiffkursbuch“ ging in der Bearbeitung des 
Kursbureaus des Kaiserlichen Postamtes in Berlin 
im Jahre 1878 das Reichskursbuch hervor, das heute 
wohl als das beste Kursbuch bezeichnet werden darf. 

Der Reisende kann aus ihm nicht nur alle in 
Deutschland verkehrenden Züge, Posten und Dampf- 
schiffe, sondern auch die wichtigsten Züge des Aus- 


Kursbücher. 
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landes ersehen. Es enthält zugleich die Angabe über 
alle wichtigen Schiffsverbindungen der Erde, sowie 
manche sonstige für das Publikum wichtige Angaben, 
wie z. B. die Rundreisefahrscheine und die besten 
Zugverbindungen von Berlin mit allen wichtigen 
Plätzen Europas. 

Allerdings stören die Anschlüsse, wie sie in den 
deutschen Kursbüchern wiedergegeben sind, häufig 
die Übersichtlichkeit; aber dieser Mangel fällt gegen- 
über den großen Vorteilen nicht ins Gewicht. Selbst- 
verständlich ist ein Kursbuch, das auf engem Raum 
einen derart reichen Inhalt zusammendrängt, nicht 
für jedermann, insbesondere nicht für Ungewandte 
leicht zu benützen. Diesen Gedanken hat das im 
Sommer 1910 erstmals in Berlin erschienene Hobbings 
Weltkursbuch für den deutschen und internationalen 
Verkehr aufgegriffen, das alle Fernrouten zusammen- 
hängend gibt und Personenzüge nur aufführt, soweit 
sie Verbindungen zwischen Fernzügen vermitteln. 

Die Ausgabe der Kursbücher erfolgt mindestens 
einmal zu Beginn jedes Fahrplanwechseis. Inner- 
halb der Fahrplanperiode geben viele Verwaltungen 
eine zweite berichtigte Auflage heraus, das Reichs- 
kursbuch und verschiedene private Kursbücher er- 
scheinen entsprechend den Reisebedürfnissen noch 
öfter. 

Um dem Dienst- 

gebrauch der 
verschiedenen Tätigkeiten innerhalb der Verkehrs- 
verwaltung zu genügen, mußte in erster Linie eine 
Darstellungsart gewählt werden, die in rascherer und 
umfassenderer Form, als dies die Gebrauchsfahr- 
pläne für das Publikum tun, es ermöglicht, Fahr- 
pläne auszuarbeiten. Dies wurde erreicht mit der 
bildlichen (graphischen) Darstellung. Werden die 
Tageszeiten als Abscyssen und (senkrecht hierzu) 
die Stationsentfernungen als Ordinaten aufgetragen, 
so wird diese Art der Darstellung die stehende 
genannt. 


Fahrplan für den Dienstzebrauch. 
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Werden die Ordinaten für die Zeitlinien, die Ab- 
scyssen für die Stationsdarstellung verwendet, sO 
wird diese Darstellung die liegende genannt. 


In beiden Darstellungen erscheint der Zug als 
schiefe Linie. 

Das stehende System ist derzeit eingeführt bei 
den preußischen, sächsischen, württembergischen, 
badischen Staatseisenbahnen, bei den Reichseisen- 
bahnen, bei dem pfälzischen Netz der bayerischen 
Staatseisenbahnen, der oldenburgischen und meck- 
lenburgischen Bahn und anderen. 


Das liegende System wird innerhaib Deutsch- 
lands bei den bayerischen Staatseisenbahnen, ferner 
bei sämtlichen größeren außerdeutschen Verwal- 
tungen benützt. 


Die jedem System eigenen besonderen Vorzüge 
stehen der wünschenswerten Einheitlichkeit 
diesem (Gebiete wohl dauernd entgegen. 


Im übrigen wurden auf Anregung des Reichseisen- 
bahnamtes in einer am 17. September 1900 in Berlin 
abgehaltenen Beratung von den deutschen Verwal- 
tungen einheitliche Normen für den Inhalt und die 
Ausführung der bildlichen Fahrpläne angenommen. 


Der bildliche Fahrplan gibt über die Lage eines 
Zuges im Verhältnisse zu den übrigen Zügen der 
Strecke mit einem Blick ein übersichtliches, klares 
Bild. Das Zusammentreffen des Zuges mit den 
Zügen der gleichen oder entgegengesetzten Richtung 
(Überholung, Kreuzung) ist ohne weiteres zu er- 
kennen. Die Schnelligkeit der Züge läßt sich sofort 
aus der mehr oder minder geneigten Lage der Zug- 
linie im Netz entnehmen. Durch verschiedene Aus- 
führung der Linien (dick, dünn, gestrichelt) werden 
die verschiedenen Zugsgattungen dargestellt. Diese 
Vorteile ermöglichen es, sowohl dem Betriebsbeamten 
als auch dem Fahrplankonstrukteur, den Einfluß eines 
neu zu schaffenden oder eines zu verschiebenden 
Zuges auf die übrigen Züge der Strecke ohne weiteres 
zu überblicken. Speziell für die Bearbeitung des 
Fahrplans bietet der Bildfahrplan zwei weitere Vor- 
züge. Die an den Knotenpunkten, an denen sich ver- 


auf 


En 


schiedene Eisenbahnlinien treffen, dargestellten An- 
schlüsse lassen den Einfluß eines Zuglaufes und einer 
Veränderung desselben auch auf die anschließenden 
Linien ungleich rascher als die tabellarische Dar- 
stellung beurteilen. 

Der zweite Vorteil liegt darin, daß verschiedene 
Strecken im kleinen einheitlichen Maßstab derart 
aneinander gefügt werden können, daß große inter- 
nationale Strecken mit allen sie befahrenden Fern- 
zügen sozusagen auf einem Blatt vorgetragen sind. 
Diese Darstellung ist geradezu unentbehrlich, wenn 
neue Fernverbindungen, die eine große Zahl ver- 
schiedener Eisenbahnnetze in Mitleidenschaft ziehen, 
geschaffen werden sollen. Sie bietet in erster Linie 
die gemeinsame Grundlage für die schwierigen Ver- 
handlungen, die eine solche Fernverbindung erheischt. 
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Der bildliche Fahrplan wird bei den meisten Ver- 
waltungen dazu benützt, um wertvolle technische 
und Betriebsangaben zusammenzufassen, wie z. B. 
nebenstehende Seite zeigt. 


Ein weiterer fahrplantechnischer 
Das Fahrplanbuch. Dienstbehelf ist das Fahrplan- 
buch. Es ist meistens nach Strecken eingeteilt und 
gibt die Züge der gleichen Strecke in unmittelbarer 
Reihenfolge, wobei Wert darauf gelegt wird, daß die 
Züge der einen Richtung durchwegs gerade, der 
entgegengesetzten Richtung durchwegs ungerade 
Nummern führen*). Das Fahrplanbuch gibt genaue 
Angaben über die Geschwindigkeit, mit der der Zug 
zu fahren ist, über die normalen und kürzesten Fahr- 
zeiten von Station zu Station, ferner die Durchfahrts- 
zeiten und Aufenthalte in den einzelnen Stationen auf 
Viertelminuten abgerundet. Es schreibt außerdem die 
größtzulässige Geschwindigkeit des Zuges vor und 
bestimmt die Stationen, in denen normal bei ein- 


*) Eine wichtige Rolle, insbesondere für die Unterstützung 
des Gedächtnisses der Beamten, spielt die Numerierung der Züge 
in den Fahrplänen für den Dienstgebrauch (bildlicher Fahrplan 
und Fahrplanbuch). Meistens werden innerhalb eines Netzes 
für die Schnell- und Eilzüge die niedrigen Nummern (z. B. 1 bis 
300), für die Personenzüge die mittleren Nummern (z. B. 300 bis 
1500), für die Güterzüge die höheren Nummern verwendet. 
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gleisigen Strecken Überholungen und Kreuzungen, die Vorschriften, wie schwer der Zug sein darf (Be- 
bei zweigleisigen Überholungen stattzufinden haben. lastung des Zuges) und wieviel Achsen des Zuges 
Weiterhin enthalten die meisten Fahrplanbücher noch mindestens gebremst sein müssen (Bremsprozente). 
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Das Fahrplanwesen. 


Dieser Inhalt läßt erkennen, daß das Fahrplanbuch 
in erster Linie die Vorschriften über die Durchführung 
der Züge für das Fahrpersonal bildet *). 

Die meisten Fahrplanbücher enthalten Vor- 
bemerkungen, die über die gebrauchten Bezeich- 
nungen und einzelne allgemein gültige Fahrdienst- 
vorschriften belehren oder die besonderen Vor- 
schriften zu einzelnen Strecken geben. 


2. Das formelle Verfahren bei der Fahr- 
planbildung. 


Die außerordentliche Wichtigkeit, die dem Fahr- 
plan für die ganze Betriebsführung einer Verwaltung 
zukommt, läßt es begreiflich erscheinen, daß ein sehr 
sorgfältiges Verfahren notwendig ist, um den vielerlei 
Interessen, denen bei der Fahrplanbildung Rechnung 
getragen werden muß, entsprechend gerecht zu 
werden. Die hierbei zu beachtenden Grundsätze sind 
wesentlich verschieden für den Personen- und für den 
Güterzugsfahrplan. 


A. Personenzugfahrplan. 


Bei den früher einfachen 
Verhältnissen setzten im all- 
gemeinen die einzelnen Verwaltungen die Fahrzeiten 
ihrer Züge vollständig selbständig oder höchstens in 
Einvernahme mit den Nachbarverwaltungen fest. 
Seitdem sich aber mehr und mehr ein großer durch- 
gehender internationaler Verkehr entwickelt hat, der 
die Durchführung von Zügen durch mehrere Länder 
oder den unmittelbaren Anschluß der Züge nach allen 
Richtungen hin verlangt, finden alljährlich inter- 
nationale Fahrplankonferenzen statt, an denen fast 
alle Eisenbahnverwaltungen des europäischen Konti- 
nents teilnehmen. 

Die wachsende Bedeutung der europäischen 
Fahrplankonferenzen kommt auch darin zum Aus- 
druck, daß seit dem Jahre 1879 Vertreter der be- 
deutendsten Regierungen an ihnen teilnehmen. Die 
europäischen Fahrplankonferenzen haben sehr segens- 
reich gewirkt; immerhin ist nicht zu leugnen, daß 
durch ihre Vermittlung im Laufe der Jahre dem inter- 
nationalen Verkehr große Opfer gebracht wurden, 
die oft in keinem Verhältnis zu den Einnahmen der 
einzelnen Verkehrsperioden stehen. 

Auch der ursprüngliche Zweck der internatio- 
nalen Fahrplankonferenzen, das Durchfahren langer 
Strecken möglichst zu beschleunigen und bequem zu 
gestalten, wurde durch die Rücksicht auf den Wett- 
bewerb vielfach verwischt. Bei einiger Rücksicht- 
nahme auf diese Bedenken werden sie aber zweifellos 
auch fernerhin das geeignete Instrument sein, mit 
Hilfe dessen die Fortschritte im internationalen Fahr- 
plan durch Verhandlungen zwischen den Verwal- 
tungen zustande kommen. 


Fahrplankonferenzen. 


*) Die Direktion Altona macht zurzeit Versuche, die Fahr- 
planbücher durch erweiterte bildliche Fahrpläne im Dienst- 
gebrauch zu ersetzen (vergl. Zeitschrift des Vereins deutscher 
Eisenbahnverwaltungen 1910, Heft 20, Seite 331 ff.). 


Das große Material, das in jeder europäischen 
Fahrplankonferenz zu bewältigen war, nötigte bald 
dazu, besondere Wagenbeistellungskonierenzen für 
die Durchgangswagenläufe einzurichten, die gleich- 
falls zweimal im Jahre (für jede Fahrplanperiode) 
abgehalten wurden, und zwar unter der vereinigten 
Leitung des Königlich preußischen Zentralamtes, des 
bayerischen Verkehrsamtes und einer österreichischen 
Eisenbahndirektion. Die je zweimal im Jahre ge- 
trennt abgehaltenen Fahrplan- und Wagenbeistellungs- 
konferenzen erforderten aber einen unverhältnis- 
mäßigen Aufwand an Zeit und Kosten. Auf Veran- 
lassung der preußischen Regierung wurde deshalb 
auf der Konferenz in Straßburg im Jahre 1909 und 
zu Stuttgart 1910 beschlossen, jährlich nur je eine 
europäische Fahrplankonierenz und Wagenbei- 
stellungskonferenz abzuhalten, in der der internatio- 
nale Fahrplan für das ganze Jahr zu verhandeln ist. 


Die deutschen Eisenbahnverwal- 
tungen stellen in der Regel einen 
1. und 2. (endgültigen) Entwurf 
des bildlichen Fahrplans auf. 

Der erste Entwurf, der nach den Erfahrungen der 
Eisenbahndirektionen und auf Grund der Ergebnisse 
der Fahrplankonferenzen ausgearbeitet wird, geht 
den Interessentenkreisen der einzelnen Landesteile, 
die in den meisten Bundesstaaten durch den Eisen- 
bahnrat, den Verkehrsbeirat usw. vertreten werden, 
zur Begutachtung zu.. Nachdem die Direktionen ge- 
prüft haben, ob und inwieweit die von diesen Körper- 
schaften kundgegebenen Wünsche berücksichtigt 
werden können, wird der zweite Entwurf angefertigt, 
der den äußeren Dienststellen zur Stellung etwaiger 
Anträge zugeht. Erst hierauf wird der Fahrplan des 
Zuges endgültig festgestellt. 

Die einzelnen Stadien der ganzen Fahrplanarbeit, 
deren Gruppierung und die abzuhaltenden Termine 
hier wiederzugeben, würde zu weit führen. 

Neben den vorgenannten Fahrplanbehelien stellen 
die Verwaltungen noch Wartezeitentabellen auf, in 
denen festgesetzt ist, wie lange die einzelnen Züge 
aufeinander in den Anschlußstationen warten müssen. 
Über das Nachführen von Zügen bei Verspätungen 
werden besondere Vereinbarungen getroffen. 

Änderungen zu allen diesen Behelfen werden in 
Form von Deckblättern von Fall zu Fall während der 
Fahrplanperiode ausgegeben. 


Die Ausarbeitung 
des Fahrplans. 


B. Güterzugfahrplan. 


Der Güterzugfahrplan wird nicht veröffentlicht 
wie der für eine bestimmte Zeitdauer festliegende 
Personenzugsfahrplan, weil der stets wechselnde 
Frachtenverkehr die schnelle Anpassung des Fahr- 
plans erfordert; Änderungen der Güterzüge können 
deshalb im allgemeinen nicht an bestimmte Zeiten ge- 
bunden . werden. Größere Änderungen werden 
jedoch, wenn möglich, gleichzeitig mit dem Wechsel 
des Personenzugfahrplans durchgeführt. 
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Die Änderungen werden in erster Linie veranlaßt durch 
die Verkehrsentwicklung (Zunahme oder Rückgang des Ver- 
kehrs oder Änderung der Verkehrsrichtung [Verkehrs- 
beziehungen]), dann durch die Anschlußverhältnisse, durch die 
Eröffnung neuer Linien und Stationen, schließlich durch 
Änderungen oder Mängel des bestehenden Fahrplans oder der 
Güterbeförderung. Die Erfahrungen über die Verkehrs- 
entwicklung und Beförderungsmängel werden gewonnen aus 
den Wahrnehmungen der äußeren Dienststellen und aus den 
Wünschen und Beschwerden der Verkehrstreibenden. 

Außerdem überwachen die von zwei oder mehreren 
Nachbarverwaltungen von Fall zu Fall gebildeten Beamten- 
kommissionen die örtlichen Verhältnisse sowie die Durch- 
führbarkeit des Fahrplans und wichtiger Änderungen. Die 
Anregungen der äußeren Dienststellen und der Beamten- 
kommission werden in den zweiten bildliichen Entwurf auf- 
genommen. Die Vorarbeiten für den Personenzugsfahrplan 
müssen so zeitig abgeschlossen werden, daß der davon ab- 
hängige Güterzugsfahrplan rechtzeitig und ohne Hast ein- 
gearbeitet werden kann. 


C. Fertigstellung, Austausch und Ver- 
teilung der Fahrplanbehelfe. 


Nach einer Vereinbarung auf der Fahrplan- 
konferenz zu Berlin, Januar 1891, werden die 2. Ent- 
würfe des Wandfahrplans, in denen die Änderungen 
durch roten Überdruck kenntlich gemacht sind, von 
den Verwaltungen einander zugesandt. Auf Grund 
der zweiten Entwürfe des bildlichen Fahrplanes 
werden auch die Diensteinteiler für das Personal und 
die Laufpläne für Lokomotiven und Wagen vor- 
bereitet. 

Die Kursbücher sollen einige Tage vor dem 
Fahrplanwechsel fertig gestellt und dem Publikum 
zugänglich sein. 

Die neuen Wandfahrpläne werden in den letzten 
Stunden der ablaufenden Fahrplanperiode an- 
gebracht. 


3. Materielle Grundlagen und Grundsätze 
für die Bildung des Fahrplanes im allge- 
meinen. 


A. DieZeit. 


Vor dem Jahre 1891 setzte jede Verwaltung den 
Fahrplan nach der für ihr Land gültigen Ortszeit fest. 
Dieser Umstand erschwerte die Fahrplanaufstellung 
für den Durchgangsverkehr ungemein und hatte auch 
für den Durchgangsreisenden viele Unannehmlich- 
keiten zur Folge. 


Zurzeit werden die Fahrpläne der europäischen Ver- 
waltungen bearbeitet 


1. nach der mitteleuropäischen Zeit (MEZ) in Deutschland, 
Luxemburg, Österreich-Ungarn, Dänemark, Schweden, 
Norwegen, Schweiz, Italien, Serbien, westliche Türkei; 

2. nach der westeuropäischen Zeit (WEZ, 1 Stunde nach 
MEZ) in England, Belgien, Spanien; 

3. nach der osteuropäischen Zeit (OEZ, 1 Stunde vor MEZ) 
in Bulgarien, Rumänien und der östlichen Türkei; 

4. nach den Längengraden der Hauptstädte in den Nieder- 


landen, Portugal, Frankreich, Griechenland und Ruß- 
land. 
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B. Fahrplanwechsel, Stabilität des 
Fahrplanes. 

In den Anfängen des Eisenbahnwesens bestanden 
bestimmte Termine für den Wechsel der Fahrplan- 
perioden nicht. 

Erst seit den neunziger Jahren haben die Mehr- 
zahl der Verwaltungen übereinstimmend den Beginn 
des Sommerfahrplanes auf 1. Mai, den des Winter- 
fahrplanes auf 1. Oktober festgesetzt. 


En Ein besonderes Augen- 
Stabilität des Fahrplans. adie wie boi deir boch- 


entwickelten Fahrplansystemen der deutschen Eisen- 
bahnverwaltungen der Stabilität der Personenzugs- 
fahrpläne in neuerer Zeit geschenkt. 

Änderungen ohne dringende Notwendigkeit sollen ver- 
mieden werden. Hauptsächlich soll die Gleichmäßigkeit des 
Winterfahrplans mit dem Sommerfahrplan dadurch erreicht 
werden, daß lediglich die dem stärkeren Sommer- und Saison- 
verkehr dienenden Züge des Sommerfahrplanes beseitigt, im 
übrigen dieser möglichst unverändert für den Winter über- 
nommen wird. Auch die im Abschnitt „Fahrplan-Konferenzen“ 
erwähnte Vereinfachung dieser Einrichtung zielt auf die 
Stabilität der Fahrpläne hin. Selbstverständlich sind dieser 
Bestrebung Grenzen durch die tatsächlichen Verhältnisse ge- 
zogen. So gebietet nicht nur die kürzere Tageszeit vielfach 
eine Änderung der Abgangs- und Ankunftszeiten der lokalen 
Züge. Auch besondere Verkehre des Winters haben sich ge- 
bildet und allmählich hoch entwickelt. Es sei nur an die dem 
Wintersport dienenden Lokal- und Fernzüge erinnert. All dies 
wird zugunsten des Verkehrs einer zu starren Stabilität des 
Fahrplans dauernd entgegenstehen. 

C. Fahrgeschwindigkeit. 

Im Fahrplan sind drei Fahrgeschwindigkeiten 
zu unterscheiden. Mit Höchstgeschwindigkeit wird 
die größte Geschwindigkeit bezeichnet, die ein Zug 
erreichen darf; sie ist in Deutschland im allgemeinen 
begrenzt durch die gesetztlichen Bestimmungen 
(Eisenbahnbau- und Betriebsordnung), im besonderen 
durch die Streckenverhältnisse, durch die Bauart der 
verwendeten Zuglokomotiven und die Zusammen- 
setzung des Zuges. 

Es darf in Deutschland im regelmäßigen Verkehr 
bei Personenzügen mit Geschwindigkeiten bis zu 
100 km, bei Güterzügen bis zu 60 km in der Stunde 
gefahren werden. 

Unter Grundgeschwindigkeit versteht man die- 
jenige Geschwindigkeit, mit der ein Zug über die 
gerade ebene Strecke befördert werden kann. Sie ist 
abhängig von der Leistungsfähigkeit der Zugs- 
lokomotive und dem Zuggewicht. 

Die Durchschnitts- oder Reisegeschwindigkeit 
ergibt sich aus dem Verhältnis der zu einer Reise be- 
nötigten Gesamtzeit zu der in dieser Zeit zurück- 
gelegten Entfernung. 

Einen Vergleich der Reisegeschwindigkeiten er- 
möglicht deren Darstellung in Form der Isochron- 
karten. In der nachstehenden Isochronkarte ist er- 
sichtlich gemacht, welche Städte von Berlin aus vor 
30 Jahren in 6 Stunden und in 20 Stunden erreicht 
wurden und welche jetzt in diesen Zeiten erreicht 
werden können. 
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Von Berlin aus erreichbar: ——————o——o 1880 in 6 Schnellzugstunden 
— — —o— — —o 1910 in 6 Schnellzugstunden. 


D. Fahrzeitenberechnung. 


Fahrzeit ist die Zeit, die 
ein Zug benötigt, um die 
Entfernung zwischen zwei Punkten zurückzulegen. 
Sie bildet eine wesentliche Grundlage für den Aufbau 
und die Durchführung des Fahrplanes und ist von 
größtem Einfluß auf die Wirtschaftlichkeit des 
Betriebes. 


Begriff der Fahrzeiten. 


Unrichtig aufgestellte Fahrzeiten veranlassen 
Verspätungen, ungleichmäßige und ungünstige Aus- 
nützung der Lokomotive und damit hohen Kohlen- 
verbrauch, hohe Abnützungskosten und oft auch Bei- 
stellung von Vorspannmaschinen*)., 


*) Es ist z. B. die Fahrzeit zwischen den Stationen einer 
Strecke, die zur Hälfte ansteigt, zur Hälfte fällt, für die Steigung 
so kurz bemessen, daß die Lokomotive überanstrengt werden 
muß, um mit der von ihr zu befördernden Last die Fahrzeiten 
zwischen den Stationen der Steigungsstrecke einhalten zu 
können. Für das Gefälle aber sind die Fahrzeiten so reichlich 
festgesetzt, daß dieselben bei entsprechender Ausnutzung der 
Beschleunigungskraft des Gefälles bis zu der auf der Strecke 
und für die Lokomotive zulässigen Höchstgeschwindigkeit 
wesentlich gekürzt werden könnte. Wenn nun die Zeit, welche 
für das Gefälle zu viel vorhanden ist, zu der Fahrzeit für die 
Steigung zugeschlagen würde, so könnte dieselbe Maschine mit 
wesentlich größerer Belastung ohne unwirtschaftliche Uber- 
anstrengung diese Gesamtentiernung zwischen den beiden End- 
punkten der Strecke in derselben Gesamtzeit zurücklegen. 
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Die Fahrzeiten müssen deshalb mittels wissen- 
schaftlich begründeter Regeln und mit größter Sorg- 
falt festgestellt werden. 


Grundlagen für die Berechnung der Die Fahrzeit 


Fahrzeit. hängt ab 
1. von der Leistungsfähigkeit der verwendeten 
Lokomotive, 


2. vom Gewicht des Zuges, 
3. von den Neigungen und Krümmungen der 
Strecke. 


Aufgabe der Fahrzeitenberechnung ist es, auf 
Grund der ersten beiden Größen die Fahrzeiten selbst 
abzuleiten. 


Die Leistungsfähigkeit 


Die Leistungsfähigkeit der Lokomotive. ER EEE TE 


allgemeinen bestimmt 


1. durch die Leistungsfähigkeit des Kessels, 

2. durch das nutzbare Reibungsgewicht der Lokomotive. 

Die Geschwindigkeit, bei der die Leistung des Kessels mit 
der des Reibungsgewichtes übereinstimmt, heißt Grenz- 
geschwindigkeit der Lokomotive. Unter derselben ist die volle 
Ausnützung der Kesselleistung nicht mehr möglich. 

Die Leistungsfähigkeit der Lokomotive kann rechnerisch 
aus ihren Abmessungen ermittelt werden (Verfahren von 
Frank, Richter, Strahl usw.). Der Fahrzeitenberechnung werden 
jedoch in der Regel Leistungswerte zugrunde gelegt, die durch 
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Versuchsfahrten oder, wie dies in neuester Zeit mit gutem 
Erfolge in Amerika üblich ist, auf eigens gebauten Lokomotiv- 
prüfständen festgestellt wurden. 

Die Leistung der Lokomotive wird bei der Fahrzeiten- 
berechnung in der Regel durch die Zugkraft (Z) ausgedrückt, 
welche die Lokomotive am Umfang der Triebräder auszuüben 
imstande ist. Die Zugkraft Z bleibt bis zur Grenzgeschwindig- 
keit der Lokomotive konstant und nimmt mit wachsender 
Geschwindigkeit ab. 


Mit der Zugkraft (Z) muß der Wider- 
stand überwunden werden, den die 
Lokomotive und der Wagenzug der Bewegung über die zurück- 
zulegende Strecke entgegensetzen. Dieser Widerstand setzt 
sich zusammen 


1. aus den Reibungs- und Stoßwiderständen der Loko- 

motive und des Zuges, 

2. aus dem Widerstand der Luft, 

3. aus den Widerständen durch die Neigungs- und Krüm- 

mungsverhältnisse der Strecke. 

Wird der Gesamtwiderstand der Lokomotive und der 
Wagen mit W bezeichnet, so muß in jedem Augenblick der 
Fahrt die Gleichung gelten: Z = W. 

Der Reibungs- und Luftwiderstand kann aus Formeln be- 
rechnet werden, die auf Grund der Ergebnisse von Versuchs- 
fahrten aufgebaut sind. Diese Formeln haben im wesentlichen 
die Grundform w° = 2 + b X V°, worin V die Geschwindigkeit 
des Zuges in Kilometer in der Stunde und w den Reibungs- 
und Luftwiderstand für eine Tonne des gesamten Zug- 
gewichtes bezeichnet. (Clarksche Formel.) Für a und b sind 
die aus den Versuchen erhaltenen Erfahrungswerte einzusetzen, 
die der Zusammensetzung des Zuges Rechnung tragen. Bei 
den deutschen Eisenbahnverwaltungen wird zurzeit meist die 


Widerstand des Zuges. 


sogenannte Erfurter Formel w° = 2,4 + in angewendet. 


Genauere Werte liefern aber die neueren Formeln (z. B. die 
von Frank oder die der Studiengesellschaft für Schnellbahnen), 
in denen mehr Rücksicht auf die Bauart der Lokomotiven, die 
Anzahl, Bauart der Wagen des Zuges und Wirkung des Luft- 
widerstandes genommen ist. 

Muß der Zug eine Strecke befahren, die auf 1000 m um 
1 m ansteigt, so ist hierbei ein Widerstand von 1 kg für jede 
Tonne des Zuggewichtes zu überwinden. Im Gefälle i ver- 
mindert sich der Widerstand um diesen Betrag. Der Wider- 
stand des Zuges beim Befahren von Krümmungen (= r) wird 


aus Erfahrungsformeln (z. B. Röcklsche Formel r = = wobei 


R den Radius der Kurve in m ausdrückt! ' berechnet. Den 
Widerstand i + r bezeichnet man mit dem Ausdruck „Strecken- 
widerstand“. Der Gesamtwiderstand eines Zuges ergibt sich 
dann zu Z = W = Q X (w' + i + r), wenn Q das Gewicht 
der Lokomotive und des Wagenzuges bezeichnet. Beim An- 
fahren vergrößert sich W noch um den Widerstand, den der 
ganze Zug der Beschleunigung entgegensetzt, beim Bremsen 
um den Verzögerungswiderstand. 

Da Zugkraft und Widerstand sich mit der Ge- 
schwindigkeit ändert, die Geschwindigkeit aber dem 
auf den meisten Strecken oft wechselnden Strecken- 
widerstand angepaßt werden muß, ist ohne weiteres 
ersichtlich, daß der Grundsatz, die Lokomotiven 
immer gleichmäßig gut auszunützen, die Berechnung 
der Fahrzeiten schwierig gestalten muß. 


Yan A e Be Die meisten deutschen 
., Verwaltungen berechnen 

rechnung der Fahrzeit. x i ; 
zurzeit die Fahrzeiten 


nach den von Herrn von Borries im Organ für die 
Fortschritte des Eisenbahnwesens (Jahrgänge 1887 


und 1893) veröffentlichten Verfahren mit Hilfe der 
sogen. „Grundgeschwindigkeit“ vergl. S. 302 und der 
„Betriebslängen“. Die Grundgedanken dieser Be- 
rechnungsart waren bereits vor dem Jahre 1880 bei 
der Frankfurt-Bebraer Eisenbahngesellschaft ange- 
wendet worden. 


Unter Betriebslänge versteht man diejenige Länge einer 
ebenen geraden Strecke, welche zum Befahren mit der Grund- 
geschwindigkeit dieselbe Zeit erfordert, wie das Durchfahren 
der kürzeren Steigungsstrecke mit einer der Leistungsfähigkeit 
der Lokomotive und dem Zuggewicht entsprechend ver- 
minderten Geschwindigkeit. Der Zuschlag, der der Länge der 
Steigungsstrecke hinzuzuzählen ist, um die Betriebslänge zu 
erhalten, wird auf zeichnerischem Wege mittels der sogen. 
Schaulinien ermittelt. Der Zeitverlust infolge Anfahren, An- 
halten und Befahren von Langsamfahrstellen wird durch Zu- 
schläge zu den berechneten Streckenfahrzeiten ausgeglichen. 
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Die Lokomotive, deren Zugkräfte der Berechnung zugrunde 
gelegt werden, hat ein Gesamtgewicht (einschl. Tender) von 
105 t, ein Reibungsgewicht von 45 t. Die Zugkräfte derselben 
sind bildlich in einer Zugkraftkurve (Abb. 1) zusammengestellt. 
Aus dieser Kurve kann ohne weiteres für jede Geschwindigkeit 
die Zugkraft Z entnommen werden. 

Die mittlere Leistungsfähigkeit aus der Reibungskraft kann 

45 000 
zu 6,5 
der Zugswiderstände wird der Einfachheit halber die Formel 

w! = 2,5 + y 
A 1000 


= 6900 kg angenommen werden. Für die Berechnung 


verwendet. Die Grundgeschwindigkeit soll 80 km pro Stunde 
betragen. Für diese Geschwindigkeit bestimmt sich der Wider- 
stand für jede Tonne des gesamten Zuges auf der ebenen 
geraden Strecke zu 
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1000 — 89 kelt. 


Nach der Zugkraftkurve ist die zu Vs km/St. gehörige Zugkraft 
Zso = 3700 kg. Das Gewicht des Wagenzuges, den demnach die 
Lokomotive auf der ebenen geraden Strecke mit einer Ge- 
schwindigkeit von 80 km fördern kann, berechnet sich zu: 


3700 
Qw = 80 105 = 310 t. 


Die Konstruktion der Schaulinien für die Berechnung der 
Fahrzeiten ergibt sich aus folgender Überlegung: Um die Weg- 
einheit 1 in derselben Zeit, die zum Durchfahren der Weg- 
einheit 1 + 0,1 mit der Grundgeschwindigkeit = 80 km/St. be- 


nötigt wird, zurückzulegen, müßte mit einer Geschwindigkeit ge- 
fahren werden: 
Vo 80 


Vor = EE a a 5 Ring 72,7 km/St. 


Bei einem Wegzuschlag c = 0,2 berechnet sich diese Ge- 
schwindigkeit zu 80 


Vos u + 02 


wIg= 2,4 + 


= 66,6 km/St. usw. 


Mittels der 
Schaulinien 
werden die 
Fahrzeiten unter der Annahme berechnet, daß jeder 
Streckenabschnitt ganz mit der dem betreffenden 
Streckenwiderstand entsprechenden Geschwindigkeit 
durchfahren wird. Diese Annahme ist aber nicht zu- 
treffend, weil in dem großen Gewichte des bewegten 
Zuges eine erhebliche lebendige Kraft aufgespeichert 
ist und bei Beschleunigung aufgespeichert werden 
muß, die bei jeder Geschwindigkeitsänderung sich da- 
hin geltend macht, daß der Übergang von der einen 
Geschwindigkeit in die andere nicht plötzlich, sondern 
nur allmählich erfolgen kann. Die Vernachlässigung 
dieses Einflusses wird zwar bei Strecken mit längeren 
gleichmäßigen Steigungen keine besonders großen 
Fehler veranlassen. Wohl aber bei Strecken mit 


Neuere Verfahren für die Berechnung 
der Fahrzeiten. 


Werden nun die Wegzuschläge auf der Linie OE (folg. Abb.) 
aufgetragen (Maßstab: 0,1 = 5 mm), sodann die Widerstände 
für die bei den einzelnen Zuschlägen errechneten Geschwindig- 
keit bestimmt und senkrecht zur Linie OE nach links aufgetragen 
(Maßstab 4 kg = 1 mm), so ergibt sich die Widerstands- 


kurve CD. 
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Da mit der Zugkraft Zs ein Gesamtgewicht von 105 + 310 
= 415 befördert werden kann, so bestimmt sich die Zugkraft z 
für eine Tonne des Gesamtgewichtes: 

Bei 72,7 km/St. Geschwindigkeit: 
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3400 
Zs = jjs — 89 kg 
Bei 72,7 km/St ee GP 
Zn = 5 ~ 8,9 kg. 


Werden diese Zugkräfte Z auf den Zuschlagslinien von der 
Linie CD aus bei den zugehörigen Geschwindigkeiten nach rechts 
aufgetragen, so erhält man hierdurch die Zugkraftkurve AOB. 
Es ist nun Z = w +i +r, alsoi+r=z—w. Aus der Schau- 
linie ist ohne weiteres ersichtlich, daß die horizontalen Ab- 
schnitte zwischen den Linien OE und AOB = z — w=i+tr 
sind, also den Streckenwiderstand darstellen, der mit der ge- 
gegebenen Zugkraft und Zugbelastung bei der betreffenden Ge- 
schwindigkeit noch überwunden werden kann. In folg. Abb. ist die 
Übersicht der Strecke gegeben, für die die Fahrzeit berechnet 
werden soll. Der Zug soll in A anfahren und in B halten. 
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stark wechselnden Neigungen und insbesondere bei 
schweren Zügen. Auch die nachträgliche Berich- 
tigung der Fahrzeiten mittels duchschnittlicher Zu- 
schläge für das Anfahren und Anhalten muß vielfach 
zu Unrichtigkeiten Veranlassung geben; denn der 
wirkliche Zeitverbrauch hierfür hängt von der Be- 
schleunigungskraft der verwendeten Lokomotive ab, 
die wiederum je nach den Streckenwiderständen und 
dem Gewicht des Zuges eine verschiedene ist. 


Tatsächlich macht sich bei den gespannten Fahr- 
zeiten, den knappen Anschlüssen, der raschen Zug- 
folge der jetzigen Fahrpläne und bei der wirtschaft- 
lichen Notwendigkeit, die Kosten für die Zugförderung 
noch mehr einzuschränken, ein dringendes Bedürfnis 
nach genauerer Berechnung der Fahrzeiten mehr und 
mehr geltend. 


Die Fahrzeiten (t) für eine Grundgeschwindigkeit von 
80 km/st. selbst werden nach der Formel t (in Sekunden) = 
> x 2 X 1X (1 +c) = 0,045 X 1 X (1 + c) berechnet. 

Hierin bedeutet Z die Länge des betreffenden Strecken- 
abschnittes in Meter und c den Zuschlag, der unmittelbar aus 
der Schaulinie für den betreffenden Streckenwiderstand i+r 
des Streckenabschnittes 7 entnommen werden kann. Am ein- 
fachsten ist es, wenn für sämtliche Streckenabschnitte zwischen 
den beiden Stationen die Betriebslängen berechnet werden. Die 
Summe dieser Betriebslängen mit 0,045 multipliziert, gibt die 
Fahrzeit für die Gesamtstrecke in Sekunden. 


Die Rechnungsergebnisse sind in nachstehender Tabelle zu- 
sammengestellt. Zu beachten ist noch bei der Berechnung, daß 
die im Gefälle vorhandene Kurve mit einem Radius von 400 m 
nur mit einer Höchstgeschwindigkeit von 75 km/St. gefahren 
werden darf, während sonst im Gefälle 5°/oo und auch nach der 
Zugkraftkurve mit einer Geschwindigkeit von 100 km/St. ge- 
fahren werden könnte, 
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Die auf die angegebene Weise von Station zu Station be- 
rechneten Fahrzeiten werden für die Verwendung zum Aufbau 
des Fahrplanes in Verzeichnisse zusammengestellt, bei den 
bayerischen Staatseisenbahnen z. B. in nachstehender Form: 


SEITZEITETE in Minuten bei einer Grund = 
geschwindigkeit von Stundenkilometer 
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Es sind hierin nur die reinen Fahrzeiten ohne Zuschläge 
vorgetragen. 
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Verfahren, die den Einfluß des Anfahrens, 
Bremsens und jeder Geschwindigkeitsänderung 
rechnerisch berücksichtigen (durch Konstruktion des 
tatsächlichen Verlaufes der Geschwindigkeitskurven) 
sind von Sanzin in dem Handbuch des Eisenbahn- 
maschinenwesens, zweiter Band (herausgegeben von 
L. R. v. Stockert), ferner von M. Müller und 
W. Mattersdorf in dem Werke „Die Bahnmotoren für 
Gleichstrom“ ausführlich behandelt. 


In folg. Abb. sind, um den Genauigkeitsgrad der Verfahren 
ersichtlich zu machen, sowohl die Geschwindigkeiten, mittels 
deren nach dem v.Borriesschen Verfahren im vorangeführten 
Beispiel die Fahrzeiten berechnet worden sind, als auch die nach 
genauerer Rechnung unter Zugrundelegung der gleichen Zug- 
kräfte und Widerstände im gegebenen Fall wirklich erreichbaren 
Geschwindigkeiten als Ordinaten zu den zugehörigen Strecken- 
abschnitten aufgetragen. 
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zeiten und hohe Fahrgeschwindigkeiten. Als günstige 
Verkehrszeiten werden in den meisten Fällen die 
Früh-, Mittag- und Abendzeiten vom Publikum 
empfunden werden. 

Hohe Fahrgeschwindigkeiten werden in erster 
Linie im Fernfahrplan gefordert, wo große Strecken 
möglichst ohne Unterbrechung zurückgelegt werden 
sollen. In Deutschland ist dieser Forderung in dem 
Maße Rechnung getragen, daß die S- und D-Züge nur 
in seltenen Fällen unter 80 km Grundgeschwindigkeit 
fahren. Diese 80 km stellen je nach den Steigungs- 
und Streckenverhältnissen und den Aufenthalten sehr 
verschiedene Werte als wirkliche Reisegeschwindig- 
keiten dar (vergl. oben S. 302) und gehen oft weit bis 
unter 50 km Reisegeschwindigkeit herunter. Für den 
Reisenden ist es nur von Interesse, 
mit welcher wirklichen Geschwindig- 
keit er fährt. Die untenstehende 
Tabelle I weist für über 100 km 
lange Strecken die schnellsten Züge 
in Deutschland und ihre wirkliche 


Sy ee 
N Fe eonan Geschwindigkeit pro Stunde auf. 
TR Aus Tabelle II ist ersichtlich, daß 
x = —-—-- Geschwindigkeifs: einzelne Züge in Frankreich und 
ES kurve nach genauer Großbritannien eine noch größere 
gr BERN Reisegeschwindigkeit erzielen. 

x N Die englischen und französischen 
$ > Privatgesellschaften legen jedoch 
t t ’ ee Peg W: . i = 
y | Lho | 52 RAR. 0m hr 210%; ----- Neigungsverhältnisse mon Ze er we on newer 
2200 0000 L300 ; 700; 4000 ; 1000 ‚590:300, 1000 | a eA wecken ein, führen darin nur die 
I. Klasse und verlangen vielfach 
Makata b dee Wegen W noch besondere Zuschläge. Die 
y Bei der Tabelle I. Deutsche Strecken. 
Verwendung der berechneten Fahrzeiten. Cone v 23:3 žE EFIR p 3 
LE sun | ES | 220% HR 
dung der berechneten Fahrzeiten ist darauf Rücksicht Strecke übe BE E | EFE FEFE 
zu nehmen, daß es dem Lokomotivführer möglich sein Aana jis als 


muß, bei Verspätungen einzufahren. Jeder gute Fahr- 
plan soll deshalb eine Reserve haben, bei Personen- 
zügen mindestens bis zu 5%, bei Schnellzügen bis zu 
3% der Gesamtfahrzeit. Die Fahrzeiten, die bei Ver- 
spätungen einzuhalten sind, heißen die kürzesten und 
decken sich im allgemeinen mit den errechneten. In 
Amerika ist der Lokomotivführer beim Einholen von 
Verspätungen nicht an eine kürzeste Fahrzeit, 
sondern nur an die zulässige Höchstgeschwindigkeit 
gebunden. Es ist dies äußerst zweckmäßig und legt 
die Erwägung nahe, ob angesichts des guten betrieb- 
lichen und technischen Zustandes der deutschen 
Eisenbahnen in Deutschland nicht das gleiche Ver- 
fahren vorzuziehen wäre. 


4. Die Bildung des Personenzugfahrplans. 
(Materielle Gesichtspunkte.) 


Unter den Werten, 
welche die Eisen- 
bahnen den Reisenden 
bietet, sind die bedeutendsten: günstige Verkehrs- 


Verkehrszeiten und Fahr- 
geschwindigkeiten 
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Frankreich. 
Paris— St. Quentin 


boos oiri 


Paris—Bordeaux 
„ —Erquelims 
„ —Calais Hafen 

Dax—Bordeaux 

Bordeaux— Dax 


Großbritannien. 
Darlington— York 
London—Bristol 
York—Newcastle 
London—Ecuter 
Leamington—London Sr i 
London—Birmingham . . 

» —Grantham 
»  —Piymouth 
» —Edinburgh 
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deutschen Verwaltungen gehen dagegen von dem 
Grundsatz aus, auch die weniger bemittelten 
Reisenden schnellste Züge benützen zu lassen. Diese 
Züge führen daher auch die 2. und 3. Klasse, können 
deshalb wegen des größeren Gewichts keine so hohe 
Reisegeschwindigkeit erreichen, bieten aber mehr 
Vorteil für die Allgemeinheit. 


Für Deutschland ist nach den letzten Geschwindigkeits- 
entwicklungen auf der Strecke Berlin-Cöln wohl mit Gewißheit 
eine weitere Steigerung bald zu erwarten. Eine solche wird 
auch die Einführung des elektrischen Betriebes, der von vorn- 
herein mit geringeren Zugbelastungen und Streckenkrümmungen 
rechnet, mit sich bringen. 


5. Die Bildung des Güterzugfahrplans. 
(Materielle Grundzüge.) 


Die Zweckmäßigkeit des Güterzugfahrplans 
hängt, wie die des Personenzugfahrplans in erster 
Linie von der zeitlichen Lage der Züge und der Ge- 
schwindigkeit der Beförderung ab. 


Die zeitliche Lage der Güterzüge hat 
sich in der Hauptsache nach den 
Verkehrsbedürfnissen, dann nach den betriebsdienst- 
lichen und wirtschaftlichen Verhältnissen der 
Strecken zu richten. 

Die Abfuhr der geladenen oder entladenen 
Wagen von den verkehrsreichen Ladehöfen, industri- 
ellen Anlagen und Anschlußgleisen in die Rangier- 
gleise findet während der Mittagspause und abends 
nach Ablauf der Ladefristen statt. Die kleineren 
Bahnhöfe werden durch Nahgüterzüge unter Beach- 
tung der Ladefristen entweder nur einmal morgens 
(wegen Zuführung des Nachteinganges) oder zwei- 
mal, morgens und abends, bedient. Daraus ergibt sich, 
daß in den Verschubbahnhöfen der Hauptverkehr 
nachts abzuwickeln ist. Der Fahrplan wird demnach 
die Fern- und Durchgangsgüterzüge von diesen 
Sammelbahnhöfen für die Abend- und Morgenstunden 
vorzusehen haben. Nur für die von weiterher 
kommenden Frachten werden noch Züge am Tage er- 
forderlich, die dann unter Berücksichtigung der An- 
schlüsse in möglichst gleichen Zeitabständen abge- 
lassen werden. 

Von den Grenzübergangsbahnhöfen dagegen, wo 
die Zollabfertigung nur tagsüber stattfindet, sind die 
Züge mittags und abends abzulassen. 

Für die Fahrplanlage dieser Güterzüge sind auch 
besondere Verhältnisse bei der Zufuhr (d. h. Ver- 
bringen der Wagen in die Ladegleise) zu beachten, in 
erster Linie die zeitige Bereitstellung der Wagen am 
Bestimmungsorte, damit die Ladefristen (6 bis 12 
Stunden) noch am gleichen Tage ablaufen, dann die 
Zufuhr bestimmter Sendungen, wie Lebensmittel, Vieh 
zum Markt nach größeren Städten. 

Stückgüterzüge sollen wegen des Ladegeschäftes 
unterwegs nicht während der Nacht verkehren. 

Die günstigsten Zeitlagen können, wenn nicht 
besondere Güterzugsgleise vorhanden sind, häufig im 
Fahrplan nicht erreicht werden, da die Güterzüge den 
Personenverkehr nicht behindern dürfen; nach den 


Zeitliche Lage. 
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bestehenden Vorschriften kommt den Schnell- und 
Personenzügen der Vorrang in der Zugfolge zu. 


Eine erhöhte Reise- 
geschwindigkeit der Güter- 
züge kann meistens um deswillen nicht erzielt werden, 
weil sie weniger von der Fahrgeschwindigkeit als von 
der Zahl der Aufenthalte abhängt und weil die Wirt- 
schaftlichkeit des Güterzugbetriebes in noch höherem 
Maße als der Personenzugbetrieb durch die Größe 
der Fahrgeschwindigkeit beeinflußt wird. (Näheres 
hierüber im Abschnitt über die Wirtschaftlichkeit.) 
Es muß deshalb bei Aufstellung des Fahrplanes 
darauf Bedacht genommen werden, daß die Aufent- 
halte in den Stationen nicht länger als unbedingt not- 
wendig festgesetzt werden. Für die Fahrzeiten selbst 
werden im allgemeinen Grundgeschwindigkeiten von 
30—40 km/St., höhere Geschwindigkeiten nur aus- 
nahmsweise, z. B. bei Eil- und Güterzügen, die mit 
durchgehender Bremse gefahren werden, angewendet. 
(Vergleiche noch Eisenbahn-Verkehrsordnung, deut- 
scher Eisenbahntarif I $ 49 Anlage B $ 5.) 


6. Wirtschaftlichkeit des Fahrplans. 
A. Einleitung. 


Die vornehmste Aufgabe der Tarif- und Fahr- 
planpolitik und damit der Eisenbahnpolitik überhaupt 
besteht darin, den volkswirtschaftlichen Bedürfnissen 
Rechnung zu tragen, aber zugleich das Betriebs- und 
finanzielle Interesse der Eisenbahnverwaltung zu 
wahren. Die Entwicklung der Verkehrswege richtig 
zu gestalten, den Verkehr auf ihnen groß zu ziehen 
und den wachsenden Verkehr durch günstige Ver- 
bindungen zu bedienen, ist das Ziel einer rationellen 


Fahrgeschwindigkeiten. 


- Fahrplanaufstellung. Hierzu ist die ständige Beob- 


achtung aller Erwerbs- und Handelsverhältnisse, der 
gewerblichen und industriellen Entwicklung, endlich 
der Bevölkerungs- und Wohlstandsbewegung not- 
wendig. Ein zu spätes Erkennen von Verschiebungen 
in diesen Verhältnissen, ein Nachhinken in den Fahr- 
planmaßnahımen hat neben der Unzufriedenheit weiter 
Volkskreise meistens schwere finanzielle Verluste 
für den Staat und die Volkswirtschaft zur Folge. 
Das tot gehetzte Schlagwort, daß die Eisenbahnen 
möglichst kaufmännisch geleitet werden müssen, ist 
auf diesem Gebiete sicherlich insoweit richtig, als 
Vorsicht nie in starren Fiskalismus ausarten und als 
ein rechtzeitiges Entgegenkommen des Fahrplanes 
gegenüber den noch schlummernden oder in der Ent- 
wicklung begriffenen Verkehrsverhältnissen nicht 
versäumt werden darf. 

Unter Einwirkung des wirtschaftlichen Auf- 
schwungs der neunziger Jahre des vorigen Jahr- 
hunderts sind für den Fahrplan seitens der meisten 
deutschen Verkehrsverwaltungen mächtige Aufwen- 
dungen gemacht worden. Die wirtschaftlichen Depres- 
sionen des verflossenen Jahrzehntes zwangen jedoch 
die detitschen Verwaltungen, die Mehrungen an Per- 
sonenzugskilometern entgegen den weitgehenden 
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Forderungen der Interessenten nicht zu hoch an- 
schwellen zu lassen. 

Im Jahre 1908 haben die zwei größten deutschen 
Eisenbahnverwaltungen die untenstehenden Kilometer 
zu dem beigefügten hohen Kostenaufwand gefahren.*) 

Wer erwägt, daß ein Personenzug benützt war 


1908 in Preußen von nur 79,5, 
61,4 Personen, 
1909 in Preußen von 85,5, 
63,2 Personen, 
daß ferner nahezu die Hälfte der Reisenden zu dem 
durch den deutschen Einheitstarif für die niederste 
Wagenklasse allgemein eingeführten 2 Pi.-Tarif be- 
fördert wird, der wird der Vorsicht, die bei den 
deutschen Staatseisenbahnen auf diesem Gebiet geübt 
wird, den Ehrentitel „kaufmännischer Betrieb“ nicht 
verweigern. 


in Bayern von 


in Bayern von 


B. Spezielle Zugkostenberechnung. 


Um die Wir- 
kung neuer 
Maßnahmen bei der Fahrplanbildung im voraus rich- 
tig bemessen zu können, ist es wünschenswert, zu 
wissen, wie die Ausgaben und Einnahmen des Per- 
sonen- und Güterverkehrs sich im einzelnen zu- 
sammensetzen. 

Bei den Einnahmen ist eine Ausscheidung schon 
dadurch gegeben, daß sie nach ihrer Herkunft ver- 
bucht werden müssen. 

Nicht aber bei den Ausgaben. 


Zweck der Selbstkostenberechnung. 


Diese setzen sich im 
Zusammensetzung der Kosten. x 
allgemeinen zusam- 
men: 
I. aus den Zugbeförderungskosten und zwar 

1. aus den Kosten für die Beschaffung der 
Betriebsmaterialien, 

2. aus den Ausgaben für das Lokomotiv- und 
Zugbegleitpersonal (Gehälter, Fahrgelder, 
Kohlenprämie, Pensions- und Kranken- 
lasten), 

3. aus dem Betrage für Verzinsung und Til- 
gung der Ausgaben für die Beschaffung 
der Lokomotiven und Wagen und den 
Kosten für die Instandhaltung derselben; 


II. den sonstigen Unkosten, bestehend aus 


1. den Kosten für die Unterhaltung und Er- 
neuerung des Oberbaues und der sonstigen 
baulichen Anlagen sowie für die Verzin- 
sung und Tilgung des Anlagewertes der- 
selben, 


*) Die preußischen Staatsbahnen: 
61864 111 km mit Schnellzügen von durchschnittlich 27 Achsen 
21487696 km mit Personenzügen „ 5 z 4 
277578 878 km mit Güterzügen 
mit einem Gesamtkostenaufwand"von 1361851 530 N (ausschließlich Ver- 
zinsung des Anlagekapitals und Ausgaben für erhebliche Ergänzungen). 
Die bayerischen Staatsbahnen: 
11011476 km mit Schnellzügen von durchschnittlich 25 Achsen 
28205 791 km mit Personenzügen „ " 20 » 
19822061 km mit Güterzügen 
mit einem Gesamtkostenaufwand von 158472485 M. 
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2. den Kosten des Abfertigungs-, Bahnhof- 
und Rangierdienstes, des Ladegeschäftes, 


3. den Kosten für die allgemeine Verwaltung. 


Es können hiervon nur die unter Ziffer I 1, 2, 3 
genannten Kosten auf den Personen- und Güterver- 
kehr mit genügender Genauigkeit ausgeschieden 
werden. 

Bei den übrigen Kosten macht die Ausscheidung 
meist große Schwierigkeiten, die den Wert der Aus- 
scheidung zweifelhaft erscheinen lassen. Mit Recht 
wurde seitens des preußischen Ministers der öffent- 
lichen Arbeiten erst kürzlich auf diese Schwierig- 
keiten hingewiesen mit dem Bemerken, daß eine 
reinliche Arbeit trotz aller darauf verwendeten Mühe 
nicht zu erzielen sei. 


Gleichwohl wurde es schon 
auf verschiedene Weise 
versucht, die Gesamtkosten 
eines Betriebsabschnittes auf den Personen- und 
Güterzugsdienst zu verteilen, um hierdurch die 
Selbstkosten der Verkehrseinheit, d. h. des Personen- 
wagenachskilometers und des Gütertonnenkilometers 
zu ersehen. 


So entwickelt Launhardt im Archiv für das Eisenbahn- 
wesen 1890 auf Grund der Erfahrungstatsache, daß der durch- 
schnittliche Aufwand für die Verkehrseinheit in den ver- 
schiedenen Bezirken um so kleiner ist, je mehr der Güter- 
verkehr vorherrscht, mittels der Betriebsergebnisse zweier 
größerer Bezirke zwei Gleichungen, aus denen die beiden Un- 
bekannten, nämlich die Kosten der Personenzugs- und- der 
Güterzugsverkehrseinheiten berechnet werden. 

Eine ähnliche Untersuchung hat Hill im Beiblatt zu Nr. 25 
der Zeitschrift des Vereins deutscher Eisenbahnverwaltungen 
1892 angestellt. 

Eine ähnliche Untersuchung hat Hill im Beiblatt zu Nr. 25 
der Zeitschrift des Vereins deutscher Eisenbahnverwaltungen 
Selbstkosten ihrer Schnell-, Personen- und Güterzugsverkehrs- 
einheit für das Betriebsjahr 1899 dadurch zu bestimmen ver- 
sucht, daß sie die Zugbeförderungskosten für den Nutzkilometer 
des „Durchschnitts“- Schnell-, Personen- und Güterzuges be- 
rechnete, der sich aus den gefahrenen Lokomotivkilometern 
und Wagenachskilometern unter Berücksichtigung des Leistungs- 
anteiles der einzelnen Lokomotiv- und Wagengattungen ergibt 
und dessen Anteil an den Gesamtzugförderungskosten ein- 
schließlich der Kosten des Rangierdienstes, aber auschließlich 
der Beschaffungskosten für Lokomotiven und Wagen nach der 
Zahl der gefahrenen Kilometer und dem mittleren Zeitverbrauch 
für die Zurücklegung eines Kilometers festgestellt wurde. 
Sodann wurden auf diese Durchschnittszüge die sonstigen 
Kosten verteilt, und zwar die Ausgaben für die Unterhaltung, 
Ergänzung und Erneuerung des Oberbaues zu drei Vierteln im 
Verhältnis der in den Zügen gefahrenen Tonnenkilometer und 
dem Quadrate der mittleren Geschwindigkeit, das letzte Viertel 
sowie die Löhne und sonstigen Kosten hierfür nach dem Zeit- 
bedarf für den Kilometer und der Zugkilometerzahl, die Kosten 
für den Abfertigungs- und Bahnhofsdienst und für die allgemeine 
Verwaltung im Verhältnis der bisher für die einzelnen Zugs- 
gattungen berechneten Kostenanteile. Der auf den reinen 
Personen- und Güterverkehr trefiende Teil der Gesamtkosten 
des Nutzkilometers wurde nach dem Verhältnis der Achszahl 
der Personen- und Güterwagen in den drei Durchschnittszugs- 
gattungen bestimmt. Auch die Zinslast für das Anlagekapital 
wurde unter ähnlichen Annahmen auf die beiden Hauptzweige 
des Verkehrswesens verteilt. 


Verschiedene Arten der 
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. Näheres über den (iedankengang und die Durchführung 
dieser Rechnung ist in der Zeitung des Vereins deutscher Eisen- 
bahnverwaltungen, Jahrg. 1902, veröfientlicht.*) Die sächsische 
Verwaltung hat durch eine nach den gleichen Gesichtspunkten 
für das Jahr 1901 angestellte Berechnung ähnliche Werte er- 
halten. (S. Zeitschrift des Vereins deutscher Eisenbahnver- 
waltungen, Jahrg. 1904.) 

Hier wäre auch noch auf Abhandlungen von Dr. Neubach 
in der Wochenschrift „Der Niederrhein“, 1908, und von G. Kassel 
im Archiv für Eisenbahnwesen, 1900, und auf die von der 
preußischen Verwaltung im Eisenbahn- und Nachrichtenblatt 
vom Jahre 1906, S. 249, bekanntgegebenen Versuchsergebnisse 
zu verweisen. 


Eine nicht oder nur teil- 
weise zutreffende Vertei- 
lung der Gesamtkosten 
auf den Güter- und Per- 
sonenverkehr und die daraus hervorgehende un- 
sichere Bestimmung der Selbstkosten der Verkehrs- 
einheiten kann bei der Beurteilung der Wirkung neuer 
Betriebsmaßnahmen zu Fehlschlüssen führen. 


Umgehung der Verteilungs- 
schwierigkeit durch Ver- 
gleichsrechnung. 


Es ist auch gar nicht notwendig, derartigen Wirt- 
schaftlichkeitsuntersuchungen die Selbstkosten der 
Verkehrseinheiten zugrunde zu legen. Vielmehr 
kommt es im wesentlichen nur darauf an, den zu er- 
wartenden Unterschied der Ausgaben und Einnahmen 
vor und nach Einführung der Neuerung durch eine 
vergleichende Berechnung festzustellen. 

Dazu genügt es aber, lediglich die reinen Zug- 
beförderungskosten zu berechnen, während die Aus- 
gaben für die Unterhaltung, Verzinsung und Tilgung 
der baulichen Anlagen den Rangier-, Abiertigungs- 
und Bahnhofdienst und die allgemeine Verwaltung, 
deren Verteilung in anbetracht des Umstandes, daß 
die Verteilungsschlüssel auf Annahme beruhen, 
Schwierigkeiten und Unsicherheit veranlaßt, nur so 
weit berücksichtigt werden müssen, als sie sich allen- 
falls ändern, weil sie im übrigen von selbst aus- 
scheiden. 


i Wie sich 

Zusammensetzung der Zugbeförderungs- dë An 
kosten im einzelnen. g 

Zugbeför- 


derungskosten im einzelnen zusammensetzen, ist aus 
der nebenstehenden Tabelle ersichtlich, in der die bei 
den bayerischen Staatsbahnen zurzeit sich durch- 
schnittlich 
für einen Schnellzugkilometer zu 99,43 Pf., 
für einen Personenzugkilometer zu 91,23 Pi., 


*) Bei Württemberg ergaben sich hiernach: 


bei den bei den bei den 
x Schnell- Personen- Güter- 
die reinen Zugförderungskosten zügen zügen zügen 


für das Pipro zu 119,1 Pf., 88,9 Pf., 140,5 Pf. 
die gesamten Be- | für das Zug- 
trietokosten ohne \ kilometer zu 208,0 Pf, 158,5 Pf, 246,0 Pf. 


i ‘ für das Wagen- 
Verzinsung des : 

f achskilometer 
Anlagekapitals | zu 11,5Pf, 8,04Pf, 4,55 Pr. 

i für das Zugkilo- 
die Gesamtkosten | meter zu 335,0Pf, 260,0Pf, 415,0 Pf. 

Verzinsung für das Wagen- 
achskilometer zu 18,5Pf., 13,2Pf., 7,68 Pf. 
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für einen Güterzugkilometer zu 184,92 Pf., 
für einen Zugkilometer überhaupt zu 132,62 Pf. 


sich ergebenden Werte ausgeschieden vorgetragen 
sind.*) 


Durchschnittskosten eines Zugkilometers in Pfennig 


35 i ET i 
5 5 | | im 
= | in in Per- in ; 
EZ für |Schnell-) sonen- Güter- eng 
zügen zügen | zügen Züge 
I. Lokomotivkraft. 
a) Wegkosten. 
1 | Brennmaterial und Wasser . . | 30,00 23,70 45,00 32,13 
2 | Schmieröl u. sonst. Materialien 2,94 2,22 2,24 2,35 
3 | Kosten der laufenden Instand- 
Ss SE EN A 4,00 2,60 3,00 | 2,90 
4 | Kilometergelder ...... 2,00 2,00 2,20 | 2,05 
b) Zeitkosten. | | | 
1 | Reinigung und Kesselwaschen 3,50 | 3,30 3,28 
2 | Hauptuntersuchung . .. .. 7,20 5,20 6,20 5,97 
3 | Gehälter und rämien für | 
Lokomotivpersonal . . . .| 11,90 | 18,09 | 25,80 19,68 
4 | Verzinsung und Amortisation der 
Anschatiungskosten (6,08 "/,) | 415 4,95 | 8,49 6,48 
II. Wagenzug. 
a) Wegkosten. 
1 | Laufende Instandhaltung . . . 2,50 1,90 5,80 5,12 
2 | Schmieren,Heizung,Beleuchtung | 2,89 280 | 03 2,10 
3 | Kilometergelder ...... 0,80 | 080 | 3,50 1,73 
b) Zeitkosten. 
1 | Hauptuntersuchung . . . .. 5,02 4,00 | 11,63 10,26 
2 Gehälter und Ausbleibgelder . 800 11,60 | 43,50 21,95 
3 | Verzinsung und Amortisation 
RE 13,93 | 817 | 223 | 16,62 
l i i 
Gesamtsumme . . . | 99,43 | 91,23 | 18492 | 132,63 


Die Zugbeförderungskosten lassen sich aus- 


scheiden 

1. in Wegkosten, d. h. in Kosten, die vorwiegend 
von dem zurückgelegten Weg abhängen, 

2. in Zeitkosten, d. h. in Kosten, die vorwiegend 
von der Größe des Zeitaufwandes abhängen, 
den der Zug benötigt, um 1 km zurückzu- 
legen. 

Diese Kosten werden außerdem noch beeinflußt 
durch die Bauart der Lokomotive, durch die Nei- 
gungsverhältnisse der Strecke, ferner durch das Ge- 
wicht, die Zusammenstellung, Geschwindigkeit und 
Halte des Zuges**). 


**) Daß der Einfluß der verwendeten Lokomotivgattung 
berücksichtigt werden muß, ist aus nachstehendem Beispiel 
ersichtlich. 

Auf einer 60 km langen Strecke, die auf 600 m Länge um 
1 m ansteigt und deren Streckenwiderstand i +r (s. Fahrzeiten- 
berechnung) sich zu 1,4 + 0,3 = 1,7 kg/Tonne berechnet, be- 
trägt das normale Wagengewicht der Schnellzüge 200 t. Dieses 
Gewicht kann mit der für die Einhaltung der Fahrzeiten not- 
wendigen Geschwindigkeit von 60 km/St. für die Hinfahrt und 
80 km/St. für die Rückfahrt gerade noch von einer dreiachsigen 
Zwillinesnaßdampflokomotive (2 Triebachsen, 1 Laufachse) 
älterer Bauart mit 58 t Eigengewicht befördert werden. 

Es soll nun untersucht werden, welche Mehrkosten die Ver- 
minderung der Fahrzeit für die Hinfahrt um 15‘, für die Rück- 
fahrt um 5° verursachen würde. Die Kürzung der Fahrzeit be- 
dingt eine Geschwindigkeit für die Hinfahrt von 80 km/St., für 
die Rückfahrt von 90 km/St. Da die Leistungsfähigkeit der 
Zwillingsmaschine in diesem Falle nicht mehr genügen würde, 
müßte eine 4-achsige Verbundnaßdampflokomotive (2 Lauf- 
achsen, 2 Triebachsen) von 90 t Eigengewicht als Zugmaschine 
verwendet werden. Die Zwillingslokomotive verbraucht 2 kg 
Kohle für die Pferdekraftstunde, die wirtschaftlicher arbeitende 
Verbundlokomotive nur 1,8 kg. Für die Geschwindigkeiten des 
alten Fahrplanes und bei Verwendung der Zwillingslokomotive 
berechnet sich der Gesamtwiderstand des Zuges nach der 
Erfurter Formel (siehe Fahrzeitenberechnung) für die Hinfahrt: 


W = (200 + 58) x (2,4 + kal +17) = 1760kg 
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Durchschnittswerte für die Zugbeförderungs- 
kosten nach Art der angegebenen lassen wertvolle 
Schlüsse für den Vergleich der Ergebnisse eines 
Gesamtbetriebes ziehen und können Wirtschaftlich- 
keitsberechnungen allgemeiner Natur zugrunde gelegt 
werden. Für genauere Vergieichsrechnungen in be- 
sonderen Fällen dürfen sie aber nur unter Umrech- 
nung und Anpassung an die Besonderheiten des 
Einzelfalles, wie namentlich unter Berücksichtigung 
der Bauart der verwendeten Lokomotive, der Zu- 
sammensetzung des Zuges und der Fahrplanlage 
verwendet werden. 

Wenn für die einzelnen Strecken eines ganzen Netzes die 
genaueren Zugbeförderungskosten bestimmt und mit den Ein- 
nahmen aus den auf der betreffenden Strecke gefahrenen 
Personenkilometer verglichen werden, so kann man mit Sicher- 
heit beurteilen, sowohl wie die Betriebsführung der einzelnen 
Strecken auf die Verzinsung des gesamten Anlagekapitals ein- 
wirkt, als auch, ob und welche Maßnahmen zur Verminderung 
der Betriebskosten der einzelnen Strecken geeignet erscheinen. 

Wird ferner die Platzausnützung bei den einzelnen Zügen 
einer Strecke festgestellt, so kann auch ermittelt werden, bis 
zu welchem Umfang Verkehrssteigerungen ohne Erhöhung der 
Selbstkosten möglich sind und ob der Verkehrssteigerung durch 
Verstärkung einzelner Züge und Verwendung stärkerer Loko- 
motiven oder zweckmäßiger durch Einlegung neuer Züge 
Rechnung getragen werden soll. 

Auf Grund einer derartigen genauen Berechnung wurde 
z. B. festgestellt, daß bei Verwendung neuartiger leichterer 
Zugseinheiten im Personenzugsdienst auf der 147 km langen 
Strecke München-Ulm 800 tägliche Kilometer mehr gefahren 
werden können bei gleichbleibenden Betriebsausgaben. 

Die Interessenten machen sich in den seltensten 
Fällen bei ihren weitgehenden Forderungen nach 
Vermehrung der Fahrgelegenheiten eine klare Vor- 
stellung, was ein neuer Personenzug kostet. Vor 
allem übersehen sie, daß jeder Zug auch einen Zug 
in der entgegengesetzten Richtung notwendig macht. 


für die Rückfahrt: 808 
W = (200 + 58) x (2,4 + 1300 ” 1,1) = 1600 kg 


Für die Geschwindigkeiten des neuen Fahrplanes und bei Ver- 
wendung der Verbundlokomotive berechnet sich für die Hinfahrt 


W = (200 + 90) X (2,4 + he + 1,7) = 10 kg 
für die Rückfahrt 908 

W = (200 + 90) X (2,4 -+ 1300 — 1,1) = 2170 kg 
Die Ar-ziıl der beim Durchfahren einer ! Meter langen Strecke für 
die Beförderung eines Zuges, dessen Widerstand = W kg ist, 


verbrauchten Zahl von Pferdestärkenstunden (= P S St) ergibt 
sich aus der Formel 
W+i 


PS St = 379000; 
für den alten Fahrplan also zu: 
(1760 -+ 1600) x 60 000 


270.000 = 750 PS St 
für den neuen Fahrplan 
(2610 -+ 2170) x 60 000 = 1062 PS St. 


270 000 


Der Kohlenaufwand eines Zuges im alten Fahrplan beträgt 
also für die Hin- und Rückfahrt 750 X 2 = 1500 kg, der eines 
Zuges im neuen Fahrplan 1062 X 1,8 = 1911 kg. Außer einem 
Kohlenmehraufwand von rund 400 kg (26%) hätte aber die Ge- 
schwindigkeit und die dadurch veranlaßte Verwendung der zwar 
wirtschaftlicher arbeitenden aber auch schwereren, in Be- 
schaffung und Instandhaltung teueren Verbundlokomotive auch 
noch höhere Öl-, Instandhaltungs-, Amortisations-, Verzinsungs- 
und Gleisabnützungskosten zur Folge. 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


Beispielsweise erfordert die Einlegung eines neuen 
Schnellzuges auf der 517 km langen Strecke Mün- 
chen-Berlin nach den angegebenen Durchschnitts- 
werten einen jährlichen Aufwand von rund 376 000 
Mark an reinen Zugbeförderungskosten (also aus- 
schließlich der Gleisabnützungskosten und sonstigen 
hierdurch veranlaßten Mehrausgaben für Rangier- 
dienst und Bahnhofdienst). 

Angesichts der Höhe dieser Beträge wird auch 
der Laie die kaufmännische Vorsicht der Staatseisen- 
bahnverwaltung gegenüber der Einlegung neuer Per- 
sonenzüge verstehen. 


C. Die Wirtschaftlichkeit des 
Personenzugfahrplan im besonderen. 


Wirtschaftlich und tarifa- 
risch sind in Deutschland 
drei Personenzugszattungen zu unterscheiden: 

a) überall anhaltende Züge (Lokalpersonenzüge, 
unter ihnen die besondere Gruppe der Vor- 
ort-, Arbeiter-, Markt- und Schulzüge) zum 
deutschen Einheitstarif zu 2 Pf. pro Kilometer 
oder zum verbilligten Abonnementstarif, 

b) solche Züge, die an den Hauptverkehrszentren 
und an den größeren Zwischenstationen halten 
(zuschlagfreie, rasch verkehrende Eilzüge), 

c) Züge, die nur an den Hauptverkehrszentren 
halten (zuschlagspflichtige Schnell- und D- 
Züge sowie die Luxuszüge). 


Von der Mitte der neunziger Jahre an haben die 
deutschen Eisenbahnverwaltungen besonders be- 
schleunigte Züge, die nur an den Hauptverkehrs- 
zentren halten, geschaffen, in der Erkenntnis, daß bei 
den schnellfahrenden Zügen die Fahrgeschwindigkeit 
mit Rücksicht auf die ungünstigen Steigungsverhält- 
nisse und die großen Zuglasten weit mehr durch 
Einschränkung der Aufenthalte sowohl der Zahl als 
der Zeitlänge nach, sowie durch Erhöhung der Ge- 
schwindigkeit selbst erreicht werden kann. Außer 
zugunsten der großen Verkehrszentren darf dieser 
Grundsatz nur noch bei ganz besonderen Verhält- 
nissen und Bedürfnissen, wie z. B. bei Badeorten mit 
großem internationalen Verkehr, durchbrochen 
werden. 


Ärten der Personenzüge. 


Die Konstruktion des 
Fahrplanes erfolgt 
meistens unter scharfer Scheidung des Nah- (Lokal-) 
und Fernverkehrs, wobei von den Lokalbahnpersonen- 
zügen günstige Anschlüsse auf die Eilzüge und, wo es 
ohne Schädigung des großen Fernverkehrs möglich 

ist, auf die Schnellzüge herzustellen sind. 
Der Übergang vom Lokalpersonenzug auf den Eilzug läßt 
sich in der Weise vollziehen, daß 
1. der langsam fahrende Zug für den schnellfahrenden Zug 
sammelt und von diesem wieder aufnimmt (vergl. unten 
Type «), oder daß 
2. der schnellfahrende Zug selbst in den langsam fahrenden 


Zug übergeht und umgekehrt (siehe unten Type P), 
oder daß 


Aufbau und Zahl der Züge. 


Das Fahrplanwesen. 


3. ein Zug im Anfang seines Laufes bis zu einer bestimmten 
Station den Unterwegsverkehr bedient, dann sich in 
einen Eilzug verwandelt und späterhin wieder den 
Charakter eines Personenzuges annimmt und umgekehrt 
(siehe unten Type ?). 
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Die Ausnützung dieser Typen, die auf keiner Strecke starr 
und ausschließlich verwendet werden dürfen, bietet den großen 
Vorteil, den Charakter des Zuges vollständig dem zu be- 
dienenden Verkehr anpassen zu können und der Fahrplan- 
gestaltung große Beweglichkeit zu gewähren. 


Allerdings ist bei Anwendung dieser Typen eine Gefahr 
gegeben, in die auch die deutschen Eisenbahnverwaltungen teil- 
weise verfallen sind, daß nämlich Lokal- und Fernanschlüsse 
sozusagen im Fahrplan erpreßt werden, auch wenn die betriebs- 
technischen Voraussetzungen es verbieten. Es ist ein schwerer 
Fehler, überall, wo nur immer die Möglichkeit eines Anschlusses 
sich ergibt, ihn durchzusetzen. Hierin liegt neben ‘anderem 
ein wesentlicher Grund für die Zugverspätungen. 

Der Lokalverkehr selbst scheidet sich gleichfalls 
in 2 Gruppen, den eigentlichen rein örtlichen Nah- 
verkehr, der durch die überall anhaltenden Personen- 
und Vorortzüge bedient wird, und den Lokalverkehr 
zwischen wichtigen Verkehrspunkten, der eigentlich 
besser „Lokalfernverkehr“ zu nennen wäre, da er in 
neuerer Zeit auf ganz erhebliche Entfernungen ausge- 
dehnt wurde. Dieser wird mit Rücksicht auf den 
gleichmäßig starken Reiseverkehr zwischen der- 
artigen Zentren meistens durch eine ansehnliche Zahl 
gutfahrender Züge bedient. Es sei hier nur an den 
lokalen Fernfahrplan zwischen München-Nürnberg, 
München-Augsburg, Berlin-Potsdam und andere er- 
innert. Diese Gruppe des lokalen Fahrplanes ist in 
England und Amerika bereits zu hoher Blüte ent- 
wickelt. 


Beim Aufbau des gesamten Fernfahrplans Grund- 
geschwindigkeiten von mehr als 80 km/St. und 
Höchstgeschwindigkeiten von mehr als 100 km/St. 
anzuwenden, erscheint vom Standpunkt der Wirt- 
schaftlichkeit nur in vereinzelten besonderen Fällen 
gerechtfertigt. Denn die Kosten für Kohlenverbrauch, 
Abnützung des Fahrmaterials und des Oberbaues, 
dann die Möglichkeit von Verspätungen und sogar 
von Unfällen wachsen bei weiterer Erhöhung der Ge- 
schwindigkeiten in solchem Maße, daß der erreichbare 
Zeitgewinn von einigen Minuten in keinem Verhältnis 
dazu steht. 


Um den vielfach auftretenden Verkehrsschwan- 
kungen gewachsen zu sein, muß der Fahrplan ge- 


eignete Bedarfszüge (Vor- und Nachläufer) vorsehen, 
die einerseits von Fall zu Fall von den Betriebsstellen 
durchgeführt, andererseits aber auch während län- 
gerer Zeitperioden, in denen der Verkehr erfahrungs- 
gemäß besonders stark ist, andauernd in Verkehr 
gesetzt werden (Saisonzüge, Ferienzüge usw.). Be- 
sondere Maßnahmen erfordert die Bewältigung des 
Ausflugverkehrs an Sonn- und Feiertagen in der Um- 
gegend großer Städte. Die Verwaltungen müssen 
hierfür im Fahrplan Sonn- und Feiertagszüge in 
entsprechender Zahl vorsehen, von denen ein großer 
Teil lediglich im Falle schönen Wetters durchzu- 
führen ist. Wenn diese Verkehre mit einer gewissen 
voraussehbaren Regelmäßigkeit auftreten, so sind die 
Verwaltungen in der Lage, noch eine verhältnismäßige 
Wirtschaftlichkeit durch geeignete Ausnützung des 
Wagen- und Lokomotivparkes zu erzielen. Im all- 
gemeinen werden aber diese sprungweise auftreten- 
den Verkehrssteigerungen die Verwaltungen zur Be- 
schaffung von Fahrmaterial in einer Ausdehnung 
nötigen, daß gegenüber. den hierfür aufgewendeten 
großen Geldmitteln die Einnahmen nicht andauernd 
und hoch genug sind, um.die Wirtschaftlichkeit einer 
derartigen Betriebsführung zu gewährleisten. 


Die Fahrgeschwindigkeit und Fahr- 
plangestaltung der dem Fernver- 
kehr dienenden Züge wird durch die in ihnen ge- 
führten direkten Wagen sehr nachteilig beeinflußt. 
Sie können aber nicht entbehrt werden, wo nicht ge- 
schlossene Züge für den Fernverkehr vorhanden sind. 
Man betrachte aber z. B. die Eil- und Schnellzüge 
zwischen München-Straßburg-Pfalz und Frankfurt, 
wo 6 bis 12 Wagenverschiebungen unterwegs vor- 
genommen werden müssen. Die faktische Reise- 
geschwindigkeit sinkt bei solchen Zügen tief herunter. 
Der Kampf gegen das Übermaß an direkten Wagen 
seitens der Staatseisenbahnverwaltungen ist deshalb 
notwendig und ist seit 5 Jahren im Gange. Die 
Führung eigener geschlossener D-Züge auf weite 
Entfernungen neben den Luxuszügen ohne jedes Um- 
stellmanöyer unterwegs ist ein, wenn auch kostspieli- 
ges Mittel, zu dem die großen Verkehrsverwaltungen 
immer energischer greifen, um dem Übermaß an 
direkten Wagen vorzubeugen (vergl. z. B. eine Reihe 
von D-Zügen zwischen Berlin-Frankfurt, Berlin-Cöln, 
Berlin-München, Cöln-München über Aschaffenburg). 


Die  Lokalpersonen- 
züge, die in Deutsch- 
land außer der Personenbeförderung dem Gepäck- 
verkehr meistens auch dem Post-, Eilgut-, Vieh- und 
Milchverkehr in weitem Maße dienstbar gemacht 
sind, werden grundsätzlich an allen Stationen anzu- 
halten haben. Sie sind infolgedessen häufig schwer 
belastete Züge, die zugleich die oben geschilderten 
Übergangsmöglichkeiten bilden sollen. Um die Zug- 
förderungskosten möglichst gering zu halten, werden 
diese Züge in der Regel mit Grundgeschwindigkeiten 
von höchstens 60—65 km/St. gefahren. In einem 


Direkte Wagen. 


Post- und Eilgutbeförderung. 
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wirtschaftlichen Fahrplan müssen hierbei, da diese 
schweren Dampfzüge teuer sind, größere Zugpausen 
entstehen und kleinere Lokalbedürfnisse hauptsäch- 
lich des Markt-, Schul-, Arbeiter-, Geschäfts- und 
Bureauverkehrs unberücksichtigt bleiben. Die deut- 
schen Verwaltungen trachten deshalb seit längerer 
Zeit darnach, ein billigeres Verkehrsmittel für diese 
Zwecke einzuführen. 


So werden Motorfahrten mit pendel- 
mäßigem Betrieb von Knotenpunkt zu 
Knotenpunkt geschaffen, die diesen Bedürfnissen 
Rechnung tragen. Die bayerische Verkehrsverwal- 
tung ist noch einen Schritt weiter gegangen und führt 
nicht bloß auf Linien schwächeren Verkehrs, sondern 
auch auf Hauptbahnlinien (so zwischen München- 
Nürnberg, München-Augsburg und Ulm) die soge- 
nannten „leichten Züge“ durch. 


Motorfahrten. 


Bei ihnen ist das Lokomotiv- und 
Wagenmaterial so leicht wie möglich 
konstruiert, der Zug wird von allen anderen Auf- 
gaben, soweit irgend tunlich, entlastet, das Zug- 
personal reduziert sich hierdurch von selbst auf 
2 Mann. Die erzielten Einsparungen ermöglichen es, 
den Fahrplan der Strecke ungleich reichlicher aus- 
zugestalten, neuen Verkehr zu wecken und den vor- 
handenen besser zu bedienen. Insbesondere finden 
hierbei die oben erwähnten kleineren Lokalbedürf- 
nisse ihre Befriedigung. 


Leichte Züge. 


Der eigentliche Vorortverkehr hat 
die Aufgabe, den Wohnungs- und 
Geschäftsverkehr zwischen dem Innern der großen 
Städte und deren Vororten zu bedienen und damit 
zugleich den Fernverkehr zu entlasten. Zu diesem 
Zweck müssen die Vorortzüge an zahlreichen Punkten 
halten und möglichst rasch aufeinanderfolgen. Um 
den ungünstigen Einfluß des häufigen Anhaltens auf 
die Reisegeschwindigkeit zu vermindern, müssen die 
Aufenthalte möglichst kurz sein und muß sehr rasch 
angefahren werden. Der elektrische Betrieb würde 
hier die größten Vorteile bieten; wo er nicht einge- 
richtet werden kann, werden Tenderlokomotiven mit 
niedrigen Rädern und tunlichst kleine Zugseinheiten 
verwendet. 


Vorortverkehr. 


Es ist eine der vornehmsten Aufgaben der deut- 
schen Staatsbahnverwaltungen, in den Leistungen für 
soziale Zwecke nicht zurückzustehen. In der Tat 
werden in Deutschland für den Vorortverkehr der 
größeren Städte, insbesondere für den Arbeiter- 
verkehr und den Verkehr für Errichtung von Woh- 
nungskolonien außerhalb der großen Städte namhafte 
Opfer gebracht. Wenn sich die Staatseisenbahnver- 
waltungen hierbei nicht bereit finden lassen, der 
Grundstücksspekulation Vorschub zu leisten, so sind 
sie damit in ihrem guten Recht. 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


D. Die Wirtschaftlichkeit des Güter- 
zugsfahrplanes im besonderen. 


Um eine entsprechende Ver- 
kehrsentwicklung zu erzielen, 
muß auf tunlichste Trennung des Güterfern- und 
Nahverkehrs sowie auf beschleunigte Beförderung 
gewisser Frachten hingewirkt werden. 

Die Beförderungsvorschriften und die Fahrdienst- 
vorschriften unterscheiden deshalb nach ihrer be- 
sonderen Bestimmung die unten aufgeführten Zug- 
arten.*) Hinsichtlich der Tarifierung ist es mit Aus- 
nahme der Eilgutbeförderung gleichgültig, mit wel- 
cher Zugart die Fracht befördert wird. Die Be- 
nützung der Güterzüge zur regelmäßigen Personen- 
beförderung in beigestellten Personenwagen ist meist 
sehr kostspielig, weil die Einnahmen aus dem in der 
Regel geringen Personenverkehr in keinem Verhältnis 
zu den Kosten des Anhaltens und Anfahrens und zu 
den schweren betrieblichen Nachteilen**) stehen. Sie 
ist möglichst zu vermeiden. 

In Deutschland wird in der Regel der Güter- 
fahrplan in der Weise aufgebaut, daß der langsam 
fahrende, überall anhaltende Zug (Nahgüterzug) an 
den schnelleren (Durchgangsgüterzug), der schnellere 
an den schnellsten (Ferngüterzug), der Nahgüterzug 
womöglich auch den Ferngüterzug abgibt oder 
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*) Viehzüge, Eilgüterzüge, Ferngüterzüge, die beladene oder 
leere Wagen geschlossen auf große Entfernungen durchführen, 
Durchgangsgüterzüge, die beladene und leere Wagen auf weite 
Entfernungen befördern, deshalb nur auf wichtigen Stationen 
halten und deren Verkehr untereinander vermitteln, Nahgüter- 
züge, die dem Nahverkehr besonders der kleinen Stationen 
dienen und möglichst auf allen Stationen halten; Nahgüterzüge, 
die hauptsächlich zur Beförderung von Frachtgutkurswagen be- 
stimmt sind, heißen Stückgüterzüge; Übergabezüge zur Über- 
führung von Wagen auf Hauptgleisen zwischen benachbarten 
Bahnhöfen nach Werkstätten und gewerblichen Anlagen. 

Zu den regelmäßig verkehrenden Zügen kommen noch die 
Sonderzüge, die nur auf besondere Anordnung verkehren und 
die Bedarfszüge heißen, wenn ihr Fahrplan im allgemeinen 
Fahrplane (Fahrplanbuch) vorgesehen ist. 

**) Diese Güterzüge dürfen vor der veröffentlichten plan- 
mäßigen Zeit nicht abfahren. Die Auslastung der Zugkraft ist 
beschränkt auf 110 Wagenachsen. Die Verschubarbeiten werden 
erschwert durch das Ein- und Ausstellen der Personenwagen, 
die ohne Rücksicht auf die Gruppen der Güterwagen wegen der 
Lage der Bahnsteige in bestimmter Entfernung von der Loko- 
motive eingereiht werden müssen. Die zu- und abgehenden 
Reisenden sind schwer gefährdet, wenn der Güterzug nicht an 
einem Bahnsteiggleis aus- oder einfahren kann. Die Personen- 
beförderung gibt häufig den Ausschlag für die Lage des Güter- 
zuges und verhindert dadurch oft die Verbesserung und wirt- 
schaftliche Gestaltung des Güterzugfahrplanes. 


Arten der Güterzüge. 


Das Fahrplanwesen, 


Dieses System ermöglicht große Reisegeschwin- 
digkeit und zugleich auch Einsparungen an Zeit und 
Rangierkosten. Es erfordert aber große Rangier- 
bahnhöfe, um Wagen ansammeln zu können. 

Auf unbedeutenden Strecken, wo mehr als 8 bis 
12 Stunden gesammelt werden müßte, um die zur 
Auslastung eines Zuges nötigen Wagen zusammen- 
zubringen, oder wo überhaupt nicht genügend Wagen 
anfallen, werden nur Durchgangsgüterzüge und Nah- 
güterzüge oder nur Nahgüterzüge zu fahren sein. 


Dem Wunsche der 
Verkehrstreibenden 
nach einer gleich- 
mäßigen und stetigen, 
aber auch möglichst beschleunigten Beförderung der 
Güter kann wirtschaftlich nur entsprochen werden, 
wenn die Verkehrsdichte gestattet, eine bestimmte 
Zahl von Zügen regelmäßig zu fahren und diese für 
den Fern- und Nahverkehr auszuscheiden. 

Die Bahnverwaltungen müssen trachten, die 
Güterzüge möglichst auszulasten. 


Am zweckmäßigsten wird daher der Güterzugs- 
fahrplan einem Verkehr angepaßt, der sich etwas über 
die Mitte des Jahresdurchschnitts erhebt. Dadurch 
kann die Zahl der Bedarfszüge für den starken Ver- 
kehr in angemessenen Grenzen gehalten werden. 

Es ist wirtschaftlicher, einen Bedariszug zu fahren, statt 
Vorspann beizugeben, sobald die Zugkraft der Vorspann- 
lokomotive wegen Überschreitung der zulässigen Achsenzahl 
oder Höchstbelastung nicht voll ausgenützt werden kann. 

Auf flachen Strecken sind daher mehr Bedarfiszüge im Fahr- 
plan vorzusehen, wie auf stärkeren Steigungen, wo die Ver- 
kehrssteigerung in erster Linie durch Vorspann oder Schub- 
leistungen bewältigt wird. 

Um die Abfertigung von Bedarfiszügen zu beschränken, 
entziehen manche Verwaltungen den Stationen die Verfügung 
über einzelne Bedariszüge des Fahrplans, die dann nur in be- 
stimmten Fällen und unter sofortiger Anzeige des Grundes ab- 
gelassen werden dürfen, z. B. zur Vermeidung von Stockungen, 
zur Weiterführung verspäteter Güterzüge, zur Beförderung 
leerer Wagen infolge Verfügung des Hauptwagenamtes oder 
bei Wagenmangel und während des starken Verkehrs. 


Außer den Verkehrsschwankungen innerhalb des 
Jahres sind noch die Schwankungen innerhalb der 
Woche, hauptsächlich infolge der Sonntagsruhe*) zu 
beachten, deren Wirkung unter Umständen noch bis 
zum Dienstag reicht. 

Hiernach ist die Zahl der regelmäßig verkehrenden 
Fern- und Durchgangsgüterzüge**) so ausreichend 


Zahl der im Fahrplane vor- 
zusehenden regelmäßigen und 
Bedariszüge. 


*) Die Sonntagsruhe im Güterzugsfahrplan tritt außer an 
Sonntagen ein an Neujahr, Charfreitag, Ostermontag, Christi 
Himmelfahrt, Pfingstmontag und an beiden Weichnachtsfeier- 
tagen, ferner in Norddeutschland am Buß- und Bettage, in Süd- 
deutschland am Fronleichnamstag, bei einzelnen Verwaltungen 
auch noch an einigen anderen Festtagen. Die während der 
Sonntagsruhe verkehrenden Züge sollen in der Regel nur zur 
Beförderung von Wagen mit Vieh und leicht verderblichen 
dringenden Gütern sowie von Durchgangswagen dienen. Bei 
gesteigertem Güterverkehr oder Wagenmangel wird die Sonn- 
tagsruhe nach bestimmten Plänen eingeschränkt oder ganz auf- 
gehoben. 


**) Zur Vereinfachung der Verschubarbeiten in den Zug- 
bildungs- oder Zugendstationen wie auch auf den zwischen- 
liegenden Knotenpunkten sind bei großem Verkehr zur Be- 
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zu bemessen, daß beim durchschnittlichen Verkehr 
alle Fernwagen und mindestens der größte Teil der 
Durchgangswagen damit befördert werden kann. In 
Nahgüterzügen sollen nur zur Auslastung Durch- 
gangswagen nach den nächstgelegenen Knoten- 
punkten laufen. Die Zahl der Nahgüterzüge ist des- 
halb möglichst einzuschränken. In der Regel werden 
zwei in jeder Richtung genügen. 

Bei besonders wichtigen Fernzügen werden für 
den Fall einer Verkehrsstörung bei jedem Fahrplan- 
wechsel auch Bedarisfahrpläne über Hilfsstrecken 
(Umleitungszüge) aufgestellt. 


E. Lage der Güterzüge. 


Um wiederholte kostspielige Verschubbewegungen 
zu vermeiden, müssen auf den Bahnhöfen mit großem 
Güterversand oder Übergang die Wagen ihrer Be- 
stimmung entsprechend nach Gruppen ausgeschieden 
und damit Züge gebildet werden, die möglichst weite 
Strecken durchlaufen können und unterwegs ihre Zu- 
sammensetzung nicht zu ändern brauchen oder nur 
Einzelgruppen austauschen, ohne daß der Stammzug 
in die Verschubarbeiten einbezogen wird. Die Zeit 
des Sammelns der Wagen für solche Züge ist be- 
schränkt durch die Lieferfrist, durch die Nutzlänge 
der Sammelgleise und durch die zulässige Stärke der 
Züge. Im allgemeinen ist es nicht wirtschaftlich, auf 
mittlere Entfernungen über 8 und auf weitere über 
12 Stunden zu sammeln. Es müssen also täglich so 
viele Wagen anfallen, daß 2 bis 3 Fern- oder Durch- 
gangszüge für jede Richtung gefahren werden können. 

Diesem Anfall haben die Sammel- und Ordnungs- 
gleise in den Verschubbahnhöfen zu entsprechen, da- 
mit der Güterzugsfahrplan wirtschaftlich gestaltet 
werden kann. 

Die Nahgüterzüge soll der Fahrplan nicht zu weit 
ausdehnen; sie sollen da enden, wo ein ziemlich kräf- 
tiger Ortsverkehr oder Zusammenfluß mehrerer 
Linien gegeben ist. 

Die Stückgüterzüge werden zweckmäßig zwischen 
den größeren Umladeplätzen eingelegt und, soweit 
möglich, zum Unterwegswagenverkehr herangezogen. 

Die Zeitlage und die Fahrgeschwindigkeit dürfen 
nicht ausschließlich mit Rücksicht auf den Vorteil 
des Interessenten festgesetzt werden. Es ist immer 
zu prüfen, ob nicht durch den beabsichtigten Fahr- 
plan die Wirtschaftlichkeit der Diensteinteiler für 
Personal und Lokomotiven und sonstiger Selbst- 
kostenquellen allzu ungünstig beeinflußt werden. 


Bezüglich der Fahrgeschwindigkeit haben Versuche der 
preußischen Staatseisenbahnverwaltung im Jahre 1906 (vergl. 


förderung bestimmter Wagen (Massengüter wie Kohlen, Rüben 
usw., leere Wagen) besondere Fern- oder Durchgangszüge ein- 
zurichten. Es ist dabei nicht nötig, daß in beiden Richtungen 
einer Strecke die gleiche Zahl von Güterwagen verkehrt, wenn 
der Verkehr dies nicht erfordert. Lokomotiven und Begleit- 
mannschaften solcher einseitigen Züge kehren zweckmäßig 
sofort mit geeigneten schnellfahrenden Zügen oder in besonderer 
Lokomotivfahrt um, damit sie in der Heimat baldigst wieder zur 
Verfügung stehen. 
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Handbuch der Ingenieurwissenschait, 2. Auflage, 1883, 1. Band, 
II. Kap., S. 254, und Organ für Fortschritt des Eisenbahnwesens, 
1887, S. 203) ergeben, daß es sich im allgemeinen nicht empfiehlt, 
vollbelastete Güterzüge mit einer Grundgeschwindigkeit von 
mehr als 30 km/Std. zu fahren. 

Um die Reisegeschwindigkeit der Güterzüge möglichst zu 
steigern und damit dem wirtschaftlichen Vorteil sowohl der 
Interessenten wie auch der Verwaltung Rechnung zu tragen, 
ist es zweckmäßig, möglichst schwere Güterzüge über die 
Steigerungen ganz langsam, in den Gefällen aber mit den höchst 
zulässigen Geschwindigkeiten laufen zu lassen. Der hierdurch 
erzielte Gewinn (gleichmäßige Ausnutzung der Lokomotive, 
hohes Zuggewicht, rascherer Wagenumlauf usw.) wird die 
Kosten für den Mehrbedarf an Bremsern reichlich aufwiegen. 
Zudem wird auch die Betriebssicherheit hierdurch wesentlich 
erhöht, weil mit Rücksicht auf die größere Geschwindigkeit in 
den stärkeren Gefällen dem Zug mehr Bremser beigegeben 
werden müssen. Die Möglichkeit, durch Ausnützung der 
Schwerkraft der Gefälle die Reisegeschwindigkeit der Züge 
erheblich zu steigern, läßt die Einführung der durchgehenden 
Bremse bei Güterzügen sehr wünschenswert erscheinen. 


Vom Standpunkt der Wirtschaftlichkeit aus ist 
endlich noch bei der Lage und Durchführbarkeit der 
Güterzüge der Wettbewerb mit fremden Bahnen zu 
beachten. 


7. Einfluß der Vereinheitlichungsideen 
auf den Personenzugfahrplan. 


In den Erörterungen über die Vereinheitlichung 
des deutschen Eisenbahnwesens wird vielfach darauf 
hingewiesen, daß im Personenzugsiernverkehr für 
gleiche Ausgangs- und Endpunkte eine große Anzahl 
von direkten Verbindungen über verschiedene Strecken 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


bestehen, die sich bei der Vereinheitlichung einsparen 
ließen. Bei der überwiegenden Zahl von Fernzügen 
ist aber die Existenzberechtigung durchaus nicht allein 
von dem Ausgangs- und Endpunkt der Relation, viel- 
mehr auch von den großen dazwischenliegenden Ver- 
kehrszentren abhängig. Von den großen Verkehrs- 
zentren derjenigen Linien, denen Fernzüge genommen 
würden, würde sofort schärfster Widerspruch gegen 
eine solche Maßnahme erhoben werden. 

Mit Recht wurde deshalb gegenüber der Forde- 
rung der Vereinheitlichung im Personenzugsfahrplan 
darauf hingewiesen, daß der Wettbewerb auch hier 
die Seele allen Fortschrittes sei, da von einer solchen 
Vereinheitlichung in Deutschland wohl vielleicht die 
Finanzen der Bundesstaaten, sicherlich aber nicht der 
Verkehr einen Vorteil haben würde. 


Einem ungleich lebensfähigerem Gedanken hat der 
preußische Minister der öffentlichen Arbeiten anläß- 
lich der Erörterungen über den preußischen Eisen- 
bahnetat im Landtag Ausdruck gegeben mit dem Hin- 
weise, daß sich nun endlich die deutschen Eisen- 
bahnen in diesem Jahre (1910) gegenüber dem Aus- 
lande in den Fragen der Verkehrsleitung zusammen- 
geschlossen und sich verpflichtet haben, zur Wah- 
rung gemeinsamer Interessen nur einheitlich dem 
Auslande gegenüber aufzutreten. Es gilt dieser Leit- 
satz einer deutschen Auffassung ebensowohl für den 
Personen- als für den Güterverkehr. Es darf mit 
Genugtuung begrüßt werden, daß er auf beiden Ge- 
bieten immer häufigere Anwendung findet. 


Kapitel XVIII. 
Der Fahrdienst. 


Von Cauer, Geheimer Baurat, Professor an der technischen Hochschule, Charlottenburg. 


Die zu der Bildung und dem Verkehr der Eisen- 
bahnzüge gehörenden Vorgänge und Verrichtungen 
pflegt man unter dem Namen Fahrdienst zusammen- 
zufassen. Die auf der Eisenbahn-Bau- und Betriebs- 
ordnung aufgebauten für alle größeren deutschen 
Eisenbahnen vereinbarten Fahrdienstvorschriften 
regeln dieses besonders wichtige Gebiet. 

Die Handhabung des Fahrdienstes macht, zumal bei der 
Regelmäßigkeit, die ihr auf den deutschen Eisenbahnen eigen 
ist, den Eindruck eines Riesenuhrwerkes. Diese Regelmäßig- 
keit kommt aber nur zustande durch das Ineinandergreifen 
einer Unzahl von Handlungen, die jede einzelne von der Über- 
legung und dem Entschluß der sie ausführenden Beamten ab- 
hängen. Die kleinste Versäumnis, der geringste Fehler können 
nicht nur die Regelmäßigkeit des Zugbetriebes stören, sie können 
die schwersten Unfälle hervorrufen. Wenn solche gleichwohl 
zu den größten Seltenheiten gehören, so ist‘dies, abgesehen von 
der Sachkenntnis und Pflichttreue der Beamten, darauf zurück- 
zuführen, daß das Ineinandergreifen aller Vorgänge und Hand- 
lungen, die in ihrer Gesamtheit das Hin- und Herlaufen der 
Züge bewerkstelligen, durch eine großartige bis ins einzelne 
gehende Organisation gewährleistet wird. 


A. Bildung und Ausrüstung der Züge. 


Damit die Züge, deren Fahrplanaufstellung im 
vorigen Kapitel behandelt ist, tatsächlich fahren 
können, ist vor allen Dingen erforderlich, daß man aus 
dem vorhandenen Bestande an Wagen Gruppen von 
solchen zusammenstellt, die nun — mit Lokomotiv- 
kraft versehen — als Züge verkehren können. In 
dieser Beziehung müssen die einzelnen Gattungen der 
Züge verschieden behandelt werden. 


1.BildungderPersonenzüge. 


Als Personenzüge be- 
zeichnet man einmal all- 
gemein alle hauptsäch- 
lich zur Personenbeförderung dienenden Züge, dann 
aber auch besonders die von ihnen, die nicht als vor- 
zugsweise schnellfahrende Züge eine besondere Be- 
zeichnung als Schnellzüge, Eilzüge usw. erhalten. Bei 
der Zugbildung steht in erster Linie die Betriebs- 
Sicherheit. In zweiter Linie sind Rücksichten auf die 
gute Benutzbarkeit der Züge maßgebend. 

Da bei Entgleisungen oder Zusammenstößen von Zügen er- 
fahrungsgemäß der erste Wagen besonders gefährdet ist, so ist 
nach Vorschrift der Betriebsordnung in schnellfahrenden Per- 
Sonenzügen, die von einer Lokomotive geführt werden, je nach 


a) Gattungen und Reihen- 
folge der Wagen. 


der Zuggeschwindigkeit, die vorderste Abteilung des ersten 
Wagens oder der ganze erste Wagen als Schutzabteil oder 
Schutzwagen von Reisenden ireizuhalten. Von dieser Be- 
schränkung sind im Dienste befindliche Fisenbahn- und Post- 
beamte sowie Begleiter von Leichen und Tieren ausgenommen. 
In der Regel wird als Schutzwagen der Gepäckwagen (Pack- 
wagen) vorangestellt, der in jedem Fernzug mitgeführt zu 
werden pflegt, bisweilen auch der Postwagen, der nach Be- 
stimmung des Eisenbahnpostgesetzes den meisten Zügen bei- 
gegeben wird. Doch muß für dessen Stellung im Zuge möglichst 
auf die Bedürfnisse des Postdienstes Rücksicht genommen 
werden. Seine Verwendung als Schutzwagen wird tunlichst 
vermieden. Häufig werden allerdings in neuerer Zeit solche 
Schutzwagen verwendet, die zur Ersparnis an Zuggewicht 
Räume für die Post und das Gepäck zugleich enthalten. Be- 
sonders wichtig für die Sicherheit ist die Beschaffenheit der 
Wagen. Gewisse Gattungen von Wagen müssen wegen 
ihrer Bauart aus schnellfahrenden Zügen ausgeschlossen 
werden, andere aus den besonders schnellfahrenden Zügen. 
Wenn vor oder zwischen langen schweren Wagen 
leichtere kurze Wagen iaufen, so kann hierdurch sehr 
leicht eine Entgleisung eintreten, indem bei Stauchungen 
des Zuges die nachfolgenden Wagen die vorhergehenden 
aus dem Gleise herausdrängen. Deshalb dürfen in 
Schnell- und Eilzügen zwischen Drehgestellwagen Wagen 
anderer Bauart im allgemeinen nicht laufen. Dreiachsige 
Wagen, die in Schnell- oder Eilzüge eingestellt werden sollen, 
in denen Wagen mit Drehgestellen laufen, müssen wenigstens 
6 m Abstand der vordersten von der hintersten Achse und 16 t 
Eigengewicht haben. Zweiachsige Wagen dürfen in Schnell- 
und Eilzüge auf den deutschen Bahnen nur ausnahmsweise und 
auf besondere Anordnung der vorgesetzten Eisenbahnbehörde 
eingestellt werden. Wenn in Personenzügen Güterwagen mit- 
genommen werden sollen, so dürfen sie nicht zu kleinen Abstand 
der vordersten von der hintersten Achse haben und sollen, soweit 
Züge mit Luftdruckbremse in Frage kommen, im allgemeinen 
mit Luftdruckbremse oder Leitung für solche ausgerüstet sein. 
Güterwagenpaare, über die dieselbe Ladung reicht (Langholz- 
wagen usw.) und Wagen mit ungewöhnlicher Kuppelung dürfen, 
soweit sie in Zügen mit Personenbeförderung überhaupt zuge- 
lassen sind, nicht unmittelbar vor oder hinter besetzte Personen- 
wagen gestellt werden. 


Soweit hiernach nicht Sicherheitsrücksichten aus- 
schlaggebend sind, richtet sich die Auswahl und 
Reihenfolge der Wagen nach praktischen Rücksichten 
im Hinblick auf Zweck und Benutzung des Zuges. 


Die zuschlagspflichtigen Schnellzüge werden jetzt größten- 
teils aus Drehgestellwagen (Kap. VII) mit Seitengang 
und Übergangsbrücken gebildet, die nach dem ersten 
Vorgehen der preußisch-hessischen Staatsbahnen nicht nur 
im innerdeutschen Verkehr, sondern auch im internatio- 
nalen Durchgangsverkehr Eingang gefunden haben. Solche 
Züge, Durchgangszüge oder D-Züge genannt, bieten nicht 
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nur durch die Möglichkeit des freien Verkehrs durch 
den ganzen Zug, durch die Ausstattung der Wagen mit 
Aborten und Waschräumen usw. den Reisenden große Be- 
quemlichkeiten, sondern es wird auch bei Tage in der Regel 
durch Mitführung eines Speisewagens dafür gesorgt, daß diese 
unterwegs, ohne auf Haltestationen auszusteigen, jederzeit Er- 
frischungen erhalten können. Bei Nacht werden in den D-Zügen 
in der Regel Schlafwagen mitgeführt. Aber auch in anderen 
schnellfahrenden Zügen werden vielfach Schlaf- und Speise- 
wagen gefahren. Für die Ausrüstung der Wagen mit Aborten, 
für die ausreichende Bereitstellung von Frauen- und Nicht- 
raucherabteilen usw. enthalten die Fahrdienstvorschriften ein- 
gehende Bestimmungen. Für die Zugbildung im Nahverkehr und 
auf Nebenbahnen bestehen naturgemäß besondere Grundsätze, 
Eine eigenartige Zusammensetzung weisen die Luxuszüge auf. 

Für die Reihenfolge der Wagen können auch 
außer den Sicherheitsrücksichten Betriebsrücksichten 
praktischer Art maßgebend sein. 

So kann es vorkommen, daß an einer Abzweigungsstation 
ein bis dahin vereinigt laufender Personenzug in zwei Teile ge- 
teilt wird. Diese beiden Teile, je mit den Wagen der ver- 
schiedenen Klassen, müssen dann schon vorher in der Zug- 
ordnung vorgesehen sein, zweckmäßig auch ein Packwagen für 
den hinteren Zugteil von vornherein mitgeführt werden. Dieser 
läuft dann also bis zur Abzweigungsstation mitten im Zuge, 
bildet nach der Zugteilung den Schutzwagen des zweiten Zug- 
teiles. Wenn die Fahrrichtung des Zuges sich unterwegs um- 
kehrt, muß der Schutzwagen an das andere Ende umgestellt 
oder ein neuer Schutzwagen dort eingestellt werden. Will man 
dies vermeiden, so muß der Zug von vornherein vorn und 
hinten je einen Wagen enthalten, der als Schutzwagen dienen 
kann, z. B. den Packwagen und den Postwagen. Wenn ferner 
ein Zug Kurswagen, Verstärkungswagen, Eilgutwagen enthält, 
so laufen diese zweckmäßig an bestimmter Stelle des Zuges, 
hinten oder vorn, um auf der betreffenden Station bequem ein- 
oder ausgesetzt werden zu können usw. Soweit solche Be- 
triebsrücksichten nicht vorgehen, ordnet man die Wagen so, wie 
es für die Reisenden am bequemsten ist. Man pflegt deshalb, 
um den Reisenden das Aufsuchen eines Platzes zu erleichtern, 
die Wagen gleicher Wagenklasse zusammenzustellen, wobei 
man I. und II. Klasse als zusammengehörig betrachtet, wie sie 
ja auch meist schon in denselben Wagen vereinigt sind. 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


Wer dem Getriebe auf 
einem großen Bahnhof in 
Berlin, Köln, Dresden, München usw. zuschaut, wie 
Zug auf Zug ein- und ausläuft, wie Wagen ein- und 
ausgesetzt werden, wie so die Züge in immer 
wechselnder Zusammensetzung ihren Zielen zustreben, 
der kann leicht den Eindruck erhalten, als müßten bei 
diesem anscheinend bunten Durcheinanderlaufen die 
einzelnen Wagen schließlich den Augen der Bahnver- 
waltung und ihrer Beamten ganz entschwinden, so 
daß jede Kontrolle aufhört. Und doch ist das Gegen- 
teil der Fall. Dafür sorgt der Zugbildungsplan in Ver- 
bindung mit den sonstigen über die Verteilung und 
Benutzung der Personenwagen bestehenden Vor- 
schriften. 

Hauptgrundsatz ist hier: jeder Personenwagen ist auf einem 
bestimmten Bahnhof zu Hause und kehrt nach Gebrauch stets 
wieder dahin zurück. Damit dies bei den zu Zügen vereinigten 
Wagen geschieht, wird in der Regel ein Wagensatz (d. h. die 
Gruppe von Wagen, die einen Zug bildet) für zwei Züge be- 
nutzt, von denen z. B. der eine von Berlin nach Hamburg fährt, 
der andere von Hamburg nach Berlin, oder, wie man sagt, für 
ein Zugpaar oder für Zug und Gegenzug, von denen, wie im 
vorigen Kapitel ausgeführt ist, der eine eine ungerade Nummer 
führt, der andere eine gerade. Die Fahrpläne von Zug und 
Gegenzug müssen so zusammenstimmen, daß auch bei Ver- 
spätungen der Zug auf der sogen. Wendestation (Kehrstation) 
nicht später ankommt, als der Gegenzug abgehen soll. Man 
kann aber natürlich nicht einen Wagensatz ständig nur mit ganz 
kurzen eben zum Wenden ausreichenden Aufenthalten zwischen 
Zugbildungs- und Wendestation hin- und herfahren lassen. Es 
muß vielmehr Zeit und Gelegenheit gegeben sein, um die Wagen 
zu reinigen und in Stand zu setzen, nach Bedarf die Reihenfolge 
der Wagen zu ändern, Wagen auszuscheiden oder einzu- 
fügen usw. Dementsprechend müssen die Wendezeiten be- 
messen werden. Dies hängt auch von der ganzen Weglänge 
und demnach Dauer der einzelnen Fahrt ab. Beträgt diese z. B. 
8 bis 10 Stunden, so kann man den Wagensatz binnen 24 Stunden 
einmal hin- und herlaufen lassen und behält dann noch auf der 
Zugbildungsstation und auf der Wendestation Zeit zu je einer 


b) Der Zugbildungsplan. 


I. Beispiel aus dem Ordnungsplan nach Zugnummern (gültig bis 30. April 1911). 


(Text zu den Tabellen auf Seite 319.) 


1 2 3 4 5 6 
d N 
2 Anzahl, Gattung & 
$ ž © X und Reihenfolge der ES 
> % z E Wagen a 
N > & r u 
63 I Wsbr D i PP 64 
II 1 ABB, 2 CC 64 
1 BCC, ı ABB 64 
1 ABCC 54 
64 I Wsbr D ı PP 63 
II 2 CC, 1 ABB 63 
1 ABB, 1 BCC 63 
1 ABCC 63 
D 65 I Wsbr D 1 PPü, 1 ABBü, ) 
m 1 Sp. LNC ı Ccü || % 
D 66 I Wsbr D 1 PPA, i CCR; 
II 1 BCCü, 1 Speise, 65 


1 ABBü j 


7 8 9 10 
s = 
n 
b n © 
2 ul$%# 
Wagenlauf =S|.:5 Bemerkungen 
ei Ss 
@.1°23 
© < 
Dresden - Berlin 64 66 
desgl. 64 66 
desgl. 64 67 
Chemnitz - Berlin 64 786 
Berlin - Bodenbach 63 66 
Berlin - Bodenbach 63 66 
Berlin - Dresden 63 67 
Berlin - Chemnitz 63 786 
Karlsbad - Berlin 66 68 
‚| Frauenabteil Il. u. II. KI. 
\ Nur vom 15. bis 30./4. 
Berlin - Karlsbad 65 68 


/I. Beispiel aus dem Wagenumlaufplan (alphabetisch nach Stationen für die Zugbildung und die Aufstellung von Bereitschaftswagen geordnet). 


Gültig bis 30. April 1911. 


ı 121 3 | 4 151617 


auptreinigung 
Zwischen- 
reinigung r 


Zugbildungsstation Berlin Anh. Bhf. 


10 - 65 
66 1] E64 Berlin 12% 
449 | Dresden 407 500 
458 | Bodenbach | 62 1028 
137 Dresden 12% 707 
2 Sn Bodenbach | 834 R [121% 
469 Leipzig 581 6 


3] E63 | Dresden 817| R | 212 
Berlin 50 R 


67 1] E64 Berlin 120 
2| E63 | Dresden 4| R | 212 

Berlin 50| R 
68 1| D66 Berlin 920) 
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Anzahl und Gattung der Wagen 


123 


a0 


Schlafwagen 
Speisewagen 


Gattung 


PPü 


PPü 
Speise 


1 Salon 
15 Speise 


4 ABBü 
6 achs. 
ı ABBü 


mit Küche und | 


Speiser. 


84 ABBü 
4 achs. 


No. 1-551 Stationen des eigenen Bezirks, Nr. 563—810 Stationen fremder Bezirke und fremde Eisenbahnverwaltungen. 


10 ww 127 
Wagen 


Nummern 
oder wagenstellende 
andere Verwaltung 


Bemerkungen 


177 140 | E. Wp. 1239. 

Sächs. Staatsb. — Frauenabteil Il. u. Ill. KI. 
3216 140 

178 140 

Sächs. Staatsb. _ 

3217 140 

179 140 

Sächs. Staatsb. _ 

3218 140 


A 6 Mon. | E. Wp. 1235. 
1025] 

125 , |6 Mon 

[1026] 


Sächs. Staatsb. 
\Außig- Teplitzer und 
\Buschtehrader Eisenb. 
05161 

0952 Sp. B. Riffelm. 


Sächs. Staatsb. 
}Außig-Teplitzer und 
\Buschtehrader Eisenb. 
05162 

0954 Sp. B. Riffelm. 


E. Wp. 7. 
Vom 15. bis 30. April. 


Laufk. 


Laufk. 


07 Ba 0031, 0952, 0954, 0968. 
01728, 01729, 01730, 01731. 
01248. 


01257, 01258, 01259, 01260, 01263, 01264, 01265, 01271, 01273, 01274, 01279, 
01285, 01291, 01292, 01293, 01296, 01207, 01298, 01299, 01313, O1314, 01315, 
01316, 01317, 01318, 01319, 01320, 01380, DISS, Q132, 01383, 01404, 91412, 
01413, O1414, 01457, 01457, , 01458, 014594), 015 01578, 01579, 01580, L581, 01716, 1717, 


02007, 02008, 02425, "ea, ea. 02428, 02429, 02430, it en 02458, 
02434, 02435, 02516, 02517, 02646, 02863, 02864, 02865, 02866, 02867, 02868, 
02869, 02870, 02871, 02872. 


1) 01470, 01471, 01472 
usw. in gleicher Weise die anderen Wagengattungen. 
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Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


Noch zu II, (Beispiel aus dem Wagenumlaufplan). 
Sächsische Staatsbahn. 


SAr 3 4 Taag 
x 

v HERS 

No. £ EEH 

= FR] 

Ss En 

5 -An 


781—785 
786 Berlin 
Elsterwerda B. D. 
Chemnitz 
Elsterwerda D. B. 


787—804 Berlin 


Hauptreinigung. 


Voraussetzung dabei ist allerdings, daß man 
mit Rücksicht auf den Verkehrszweck des Zuges den Fahrplan 
so aufstellen kann, daß es sich also um einen Tagzug und Nacht- 


zug handelt. Bei größerer Fahrtdauer kommt man dazu, den 
Wagensatz in zweimal 24 Stunden oder noch längerer Zeit eine 
Hin- und Rückfahrt machen zu lassen; für ein Zugpaar sind 
dann zwei Wagensätze erforderlich. Auf ganz kurzen Strecken 
fährt dagegen derselbe Wagensatz binnen 24 Stunden vier-, 
sechs-, achtmal und öfter hin und her. Reinigungen finden dann 
nicht nach jeder Einzelfahrt statt, sondern nach einer Anzahl 
von Fahrten. Bisweilen läßt man den Wagensatz, um ihn besser 
auszunutzen, nacheinander verschiedene Strecken abfahren, wo- 
bei aber immer Bedingung bleibt, daß er am Schluß eines solchen 
Fahrturnus wieder zu seiner Zugbildungsstation zurückkehrt. 


Bisher haben wir vorausgesetzt, daß es sich bei diesen 
Zugläufen immer um ganze Züge handelt. In Wirklichkeit wird 
die Sache viel verwickelter durch die Kurswagen und die Zug- 
verstärkungen. Das was bisher gesagt ist, gilt in vollem Um- 
fange nur für den sogen. Stamm des Zuges. Wo Verkehrs- 
richtungen sich spalten oder wo der auf weite Strecken durch- 
gehende Verkehr nicht stark genug ist, um ganze Züge zu 
füllen, wo man aber doch den Reisenden das Umsteigen sparen 
will, führt man nur einzelne Wagen, sogen. Kurswagen, durch. 
Diese werden auf ihrem Wege, der sie oft Hunderte von Kilo- 
metern weit durch das Gebiet mehrerer Bahnverwaltungen hin- 
durch und weit über die Landesgrenzen hinaus führt, der Reihe 
nach den Stämmen einer ganzen Anzahl verschiedener Züge 
als Mitläufer beigefügt. Diese Kurswagen bedeuten ein großes 
Entgegenkommen der Eisenbahnverwaltungen gegenüber den 
Wünschen des reisenden Publikums; denn sie erschweren und 
verteuern den Betrieb erheblich. Im Zugbildungsplan werden 
sie sò behandelt, als wären sie selbständige Wagensätze. Das 
gleiche gilt von den Schlafwagen und Speisewagen, die die 
Stämme der Züge nur nachts bezw. am Tage begleiten, sowie 
von den Verstärkungswagen, die regelmäßig an bestimmten 
Tagen, z. B. an Markttagen oder zu gewissen Tageszeiten oder 
auf gewissen Teilstrecken starken Verkehrs den Stämmen der 
Züge beigefügt werden. Mit allen diesen in Zugstämmen, als 
Kurswagen, Schlafwagen, Speisewagen, Verstärkungswagen 
planmäßig verkehrenden Wagen darf aber der Wagenpark einer 
Eisenbahnverwaltung noch nicht erschöpft sein. Es muß viel- 
mehr noch ein beträchtlicher Überschuß vorhanden sein, um bei 
starkem Verkehrsandrang außergewöhnliche Zugverstärkungen 
vornehmen zu können, um schadhafte und untersuchungspflich- 
tige Wagen zu ersetzen, und um bei besonderen Anforderungen 
Sonderzüge bilden zu können. Diese überzähligen Wagen 
nennt man Bereitschaftswagen. Sie werden ebenso wie die 
planmäßig verkehrenden Wagen von der Eisenbahnverwaltung 


772,3 a S 10 
oO 
a Anzahl und 
= Gattung Bemerkungen 
® der Wagen 
oO 


E. Wp. 1230. 


den Zugbildungsstationen überwiesen, oder auch anderen 
Stationen, auf denen ein Bedarf zu außergewöhnlichen Zug- 
verstärkungen eintreten kann. Während die planmäßig ver- 
kehrenden Wagen nach Maßgabe des Zugbildungsplans von 
selbst jedesmal wieder zu ihrer Heimatstation zurücklaufen, muß 
für den Rücklauf der zur außergewöhnlichen Zugverstärkung 
benutzten Bereitschaftswagen besonders gesorgt und dieser 
überwacht werden. 


Abgekürzte Bezeichnungen der Wagen für den 
telegraphischen und schriftlichen Verkehr. 


Personenwagen l. Klasse mit 2 Achsen | 
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. IN, 2 
” ” ” ” 
l U N e TO c 
i EE Br ee 
\ EN E Yan. 
” . IV. „ ” 2 ” I 
x io Se erh rin 
j f; und II. P 3 » | 
a KT WER e E S 
$ E a 
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2 „Hund U S ai 
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g 7 35 el a 
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KIEDBCRWEREN 4. e m: 5 Oo e ee E n a j 
TEE n a E EAE: ARE 5; 
» - Pu = PP 
Bahnpostwagen „2 y ) 
$ Rn ae N ao a Ara ai “ \ Post 
K A a a a. A 7z 
Zusatzbezeichnungen. 
Für Wagen mit- Durchgang, Übergangsbrücken und 
Faltenbälgen . . ü 
Für Wagen mit Durchgang und offenen Übergangs- 
brücken . . . RR ee ei: i 


Für Wagen mit piikin post 
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S-Zug 125. München—Dresden— Görlitz — Liegnitz —Breslau H. 
Po |s.St.E.| SW. | S. St. E. Br | 
I 
Görlitz ab |9W. = 36 Achs 
örlite— Leipzig a | Reichen- ; 
Görlitz — Glogau re- me Genf — Br berg i. V.—Br | Br | 
EEE 
| gehen in Kohlfurt 
| auf Zug 75 über | 
Kohlfurt an| wie vor. | 
j ab! wie vor ohne die auf Zug 75 übergehenden 3 Wagen am Schluß. 6W. = 24 Achs 
Liegnitz an wie von Kohlfurt ab. 
| Halle | Cöln | Cas- | Cas- 's.st.E.| Bayr. S. S E Br E | 
| se + St. b | | 
Liegnitz ab) TaBcc ABCCü E Pm reape ABCC ABBü | cCü | PP ig 12W. =48 Achs. 
| Leipzig Halle Haile Cöln |Cassel Cassel | Leipzig Genf | eng rs 
Fe Br Br |: Br | Br Br Br | Bresiau u Fe | Sr 
i aus Zug 105. i F Zug 125. pa 
vom 
Breslau H. an| wie vor. 1/11. 


| bis 19/12. u. 6/1. bis | 
| ‚19/3. nach Bedarf. 


Der Zugbildungsplan, eine Dienstvorschrift, die jede Ver- 
waltung für ihren Bereich herausgibt, kann eine verschiedene 
Anordnung haben. Die 21 Direktionen der preußisch-hessischen 
Staatsbahnen wenden für die Hauptabschnitte ihrer Zugbildungs- 
pläne, den Ordnungsplan und den Wagenumlaufplan im wesent- 
lichen dieselbe Einteilung und Anordnung an. Auf Seite 316—318 
ist ein Beispiel mitgeteilt, das dem Zugbildungsplan der Eisen- 
bahndirektion Halle a. S. vom 1. Oktober 1910 entnommen ist 
und einen Ausschnitt aus dem Abschnitt I (Ordnungsplan) sowie 
die entsprechenden Ausschnitte aus Abschnitt II (Wagenumlauf- 
plan) wiedergibt. 


Wie wir oben gesehen haben, ist die Reihenfolge der Wagen 
vielfach durch Rücksichten des Betriebes bedingt, so für die 
Stellung des Schutzwagens, für den Fall von Zugteilungen, für 
die Stellung der Wagen, die als Kurswagen unterwegs den Zug 
verlassen sollen usw. Aus allen diesen Gründen muß nicht nur 
feststehen, aus Wagen welcher Gattungen jeder Zug auf jedem 
Teil seiner Fahrstrecke sich zusammensetzt, sondern auch in 
welcher Reihenfolge diese Wagen den Zug bilden müssen, wenn 
der Zuglauf sich glatt, ohne Verspätung vollziehen soll. Auf 
den preußisch-hessischen Staatsbahnen gibt daher der Zug- 
Ordnungsplan für alle im Bereich der betreffenden Eisenbahn- 
direktion verkehrenden Züge nach der Reihenfolge der Zug- 
Nummern an, aus was für Wagen sie zusammengesetzt sind, und 
in welcher Ordnung diese Wagen im Zuge stehen (vergl. 
Spalte 1—5 in dem Beispiel auf Seite 316). Soweit die Zu- 
Sammensetzung des Zuges nicht auf seinem ganzen Wege die- 
selbe bleibt, geht aus der Angabe des Wagenlaufs in Spalte 7 
hervor, auf welchen Stationen Kurswagen oder Verstärkungs- 
wagen ein- oder ausgesetzt werden oder Zugteilungen bezw. 
Zugvereinigungen stattfinden. Noch deutlicher wird dies, wenn 
dem Zugbildungsplan eine bildliche Darstellung der Zug- 
zusammensetzung beigegeben wird, wie das auf dieser Seite 
abgedruckte, einem Zugbildungsplan der Eisenbahndirektion 
Breslau entnommene Beispiel zeigt. In welchen Zügen die 
gesamten oder einzelne Wagen des betrachteten Zuges weiter- 
oder zurücklaufen, ist in Spalte 8 des Beispiels auf Seite 316 an- 
gegeben, während Spalte 9 auf die zutreifende Nummer des 
Abschnittes II des Zugbildungsplans, d. h. des Wagenumlauf- 
plans hinweist. Dieser bildet eine Ergänzung des Zugordnungs- 
plans und weist für jeden Zugstamm, für jeden Kurs- oder Ver- 
Stärkungswagen bezw. für je mehrere zusammengehörige solche 


Wagen nach, welchen Weg die betreffenden Wagen von ihrer 
Zugbildungsstation aus in zwei oder mehreren Zügen nachein- 
ander zurückzulegen haben, bis sie wieder nach ihrer Zug- 
bildungsstation zurückkehren. Der Wagenumlaufplan ist natur- 
gemäß nach Zugbildungsstationen gegliedert. Für jede Zug- 
bildungsstation sind der Reihe nach, wie das Beispiel 
auf Seite 317 zeigt, alle von der Station ausgehenden 
und dahin zurückkehrenden Läufe von Wagensätzen oder 
von Einzelwagen aufgeführt. In den Unterabteilungen 
der Spalte 9, deren abgekürzte Überschriften auf Seite 318 
erläutert sind, ist angegeben, aus welchen Wagen- 
gattungen und wievielen Wagen jeder Gattung sich der 
betreffende Wagensatz zusammensetzt. Aus dem in Spalte 3—7 
nach Zugnummern und nach der Zeit angegebenen Wagenlauf 
geht hervor, ob die ganze Umlaufzeit bis zur Rückkehr nach der 
Zugbildungsstation 1, 2, 3 usf. Tage beträgt (siehe Spalte 2) und 
ob hiernach der zu dem betreffenden Lauf erforderliche Wagen- 
satz einmal, zweimal, dreimal usf. vorhanden sein muß (vergl. 
Spalte 9). Bei jeder Zugbildungsstation wird schließlich die 
Summe aller für die regelmäßige Zugbildung erforderlichen 
Wagen gezogen; hiernach werden die der Station überwiesenen 
Bereitschaftswagen aufgeführt. Die Endsumme gibt die Anzahl 
aller der betreffenden Station überwiesenen Wagen, die sodann 
einzeln mit ihren tatsächlichen Nummern aufgeführt werden 
(vergl. das Beispiel auf Seite 317). Jede Eisenbahnverwaltung 
besitzt außerdem eine Nachweisung ihrer Personen- und Ge- 
päckwagen, in der alle Wagen, auf welchen Stationen sie auch 
beheimatet sind, aufgeführt werden. 

Ein Zubehör des Zugbildungsplans bildet die Nachweisung 
der Laufschilder, die zur Unterrichtung der Reisenden in be- 
kannter Weise an sämtliche Kurswagen und in mehr oder 
weniger großem Umfang an die Stammwagen der Züge gehängt 
werden. 


Schon in früher Zeit hat 
man dafür gesorgt, daß den 
Reisenden auch bei Fahrten 
auf weite Entfernungen das Umsteigen möglichst 
erspart werden sollte. Man hat daher auf Haupt- 
verkehrslinien die Personenwagen über die Bahn- 
grenzen durchgeführt, z. B. nach den Bestimmungen 
des 1848 begründeten Norddeutschen Verbandes auf 
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der Strecke Berlin-Köln. Im Laufe der Jahrzehnte 
haben solche Wagenübergänge von Bahn zu Bahn 
nach Zahl und durchlaufenen Wegelängen einen 
ganz gewaltigen Umfang angenommen. 

So laufen Wagen zwischen Berlin und Wien, Budapest, 
Triest, Rom, Paris, Brüssel, Stockholm, Warschau, ferner 
zwischen Wien und Paris, Vlissingen usw., zwischen München 
und Paris, Amsterdam, zwischen Rom und Paris usw. 

Während aber der Übergang der Güterwagen von 
Bahn zu Bahn sich, wie im Kap. XXIV geschildert, 
auf Grund allgemeiner Vereinbarungen im Einzelfalle 
je nach dem Verkehrsbedarf, und daher in beständig 
wechselndem Umfange vollzieht, geschieht der Über- 
gang von Personenwagen aus einem Bahngebiete in 
das andere stets nur auf Grund besonderer Verein- 
barungen, und zwar in der Hauptsache in regel- 


mäßigen Läufen. 

Dies kann nicht anders sein, weil der Lauf solcher Wagen 
ebenso wie der aller anderen Personen- und Gepäckwagen in 
den planmäßigen Zügen stattfindet, deren Zusammensetzung 
durch den Zugbildungsplan festgestellt sein muß, wie wir oben 
gesehen haben. Der Aufstellung der Zugbildungspläne müssen 
daher die Vereinbarungen über die sogen. Wagenbeistellungen 
vorhergehen. Diese Vereinbarungen werden getroffen auf den 
Wagenbeistellungskonferenzen, die jährlich zweimal, und zwar 
für den Sommerdienst im Frühjahr, für den Winterdienst im 
Sommer stattfinden. Soweit der Verkehrsumfang dies recht- 
fertigt, werden Durchläufe ganzer Züge vereinbart, im übrigen 
Durchläufe von Kurswagen. Es kann uns Deutsche wohl mit 
Stolz erfüllen, daß, wie so viele Errungenschaften des modernen 
Eisenbahnverkehrs, auch diese aus einer deutschen Einrichtung 
herausgewachsen ist, die sich dann zuerst auf den mittel- 
europäischen Verkehr und später auf den europäischen Verkehr 
ausgedehnt hat. Das Ergebnis der Beratungen ist jedesmal der 
Europäische Wagenbeistellungsplan, in dem für jede Fahrplan- 
periode festgestellt wird, in welcher Weise die Stellung aller 
für durchgehende Zug- und Kurswagenverbindungen erforder- 
lichen Wagensätze und einzelnen Wagen auf die einzelnen Bahn- 
verwaltungen verteilt wird. Der Europäische Wagenbeistellungs- 
plan bildet die Grundlage für die Zugbildungspläne der einzelnen 
Eisenbahnverwaltungen. So ist in dem Beispiel auf Seite 317-318 
auf den Europäischen Wagenbeistellungsplan (EWp.) wiederholt 
Bezug genommen, und es sind die diesem entsprechend von 
fremden Verwaltungen gestellten Wagen in Spalte 10 des Ab- 
schnitts II (S. 317) als solche aufgeführt. In den Unterabteilungen 
der Spalte 9 des Abschnitts II ist die Anzahl der fremden Wagen 
eingeklammert, weil sie nicht zu den von der eigenen Ver- 
waltung der Zugbildungsstation überwiesenen Wagen gehören. 
Während nun für die Güterwagenläufe auf fremden Bahnen 
durchweg eine Geldvergütung gewährt wird, findet im Per- 
sonen- und Gepäckwagendurchgangsverkehr in der Regel 
Naturalausgleich, nur ausnahmsweise Geldausgleich statt. Läuft 
gemäß dem Wagenbeistellungsplan beispielsweise ein preußisch- 
hessischer Wagen von Berlin nach Rom und zurück, so bildet 
dies eine Leistung der preußisch-hessischen Staatsbahnen für die 
sächsischen Staatsbahnen, für die bayerischen Staatsbahnen, für 
die österreichische Südbahn und die italienischen Staatsbahnen, 
die nach Achskilometern berechnet wird. Nach Möglichkeit 
stellt man den Wagenbeistellungsplan so auf, daß die Leistungen 
einer Bahnverwaltung in einem Zug- oder Kurswagenlauf durch 
Gegenleistungen der anderen beteiligten Verwaltungen in anderen 
Läufen tunlichst ausgeglichen werden. Vollständig kann dies 
aber naturgemäß niemals gelingen. Es bleibt also am Schlusse 
der Fahrplanperiode ein Überschuß oder Fehlbetrag, der in die 
nächste Fahrplanperiode übertragen wird. Es geschieht dies 
durch die Hauptübersicht der Leistungen an Achskilometern, die 
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von dem Königlich preußischen Eisenbahnzentralamt in Berlin 
als der Hauptausgleichstelle der am Personenwagendurchgangs- 
verkehr beteiligten Verwaltungen alljährlich zweimal aufgestellt 
wird. Die Unterlagen hierzu werden von den einzelnen Ver- 
waltungen eingesandt. Nach vorheriger Verständigung können 
dann Mehrleistungen in einem Verkehr gegen Minderleistungen 
in einem anderen ausgeglichen werden. Haben z. B. die baye- 
rischen Staatsbahnen gegenüber den badischen Staatsbahnen 
12600 km (Guthaben, gegenüber den preußisch-hessischen 
Staatsbahnen 20000 km Schuld, so kann dies so ausgeglichen 
werden, daß nur eine Schuld von 7400 km gegenüber den 
preußisch-hessischen Bahnen verbleibt, während sich gleich- 
zeitig das Schuldverhältnis zwischen den badischen Staatsbahnen 
und den preußisch-hessischen Staatsbahnen zugunsten der 
letzteren um 12600 km verschiebt. Aber auch durch solche 
gegenseitigen Aufrechnungen ergibt sich kein vollständiger Aus- 
gleich. Vielmehr bleibt die Rechnung über den Naturalausgleich 
ständig offen. Es wird nur durch entsprechende Aufstellung der 
neuen Wagenbeistellungspläne von Fahrplanperiode zu Fahr- 
planperiode dafür gesorgt, daß nicht einzelne Schuld- und Gut- 
habenbeträge zu hoch anwachsen. 

Außer den kursmäßigen Wagenübergängen kommen auch 
ausnahmsweise Wagenübergänge vor, wenn für besondere 
Reisen Personen-, Gepäck-, Schlaf-, Speise-, Salon- oder 
Krankenwagen verlangt werden. Bei solchen Übergängen war 
früher in jedem einzelnen Falle eine Anfrage bei allen beteiligten 
Verwaltungen erforderlich, ob der Lauf des Wagens auf den 
betreffenden Linien nach seinen Abmessungen und Einrichtungen 
gestattet werden könnte. Jetzt ist es unter Beachtung der 
sogen. Lübecker Bedingungen möglich, nach vorheriger Anzeige 
an die beteiligten Bahnverwaltungen einen den Bedingungen ent- 
sprechenden Wagen nach fremden Bahngebieten in Lauf zu 
setzen. Auch solche Einzelläufe werden in der Regel in den 
Naturalausgleich aufgenommen. 


d) Behandlung der Personen-, Gepäck- ae 
usw. Wagen auf den Stationen. - 
stationen und 


den Wendestationen setzt man die Züge, falls 
es sich nicht um ganz kurze Aufenthalte handelt, 
in der Regel aus den Bahnsteiggleisen, in denen 
sie angekommen sind, heraus auf sogen. Abstell- 
gleise, die sich auf großen Zugbildungsstationen 
zu besonderen Teilbahnhöfen, den Abstellbahnhöfen, 
auswachsen (vergl. Kap. IV). Hier werden die Wagen 
nachgesehen, gereinigt, mit Gas oder elektrischer 
Energie versehen, angeheizt usw. Auch werden mit 
den Zügen die erforderlichen Umordnungen vor- 
genommen. 


Diese sind allerdings im Verhältnis zu den Verschiebe- 
bewegungen bei Güterzügen geringfügigerer Art, weil der Stamm 
meist unverändert bleibt. Es handelt sich also in der Regel 
nur darum, Kurs-, Gepäck-, Post-, Schlaf-, Speise-, Ver- 
stärkungswagen umzustellen oder aus- und einzuschalten, aus- 
besserungsbedürftige Wagen zu entfernen und durch Bereit- 
schaftswagen zu ersetzen usw. Bei Zügen des Nahverkehrs 
fallen Wagenumstellungen meist ganz fort. Die Kontrolle der 
Wagenbeschaffenheit besorgen in erster Linie die Wagenmeister 
(Wagenrevidenten), gelernte Schlosser, und zwar sowohl auf 
den Zugbildungs- und Wendestationen wie auf geeigneten Unter- 
wegsstationen, wo namentlich durch Anschlagen mit einem 
Hammer festgestellt wird, ob Achsen und Radreifen keine 
Brüche zeigen. Auf großen Bahnhöfen ist für die Untersuchung, 
Reinigung und Instandhaltung der Personen-, Gepäck- usw. 
Wagen ein zahlreiches Personal an Wagenmeistern, Arbeitern, 
Frauen usw. unter einheitlicher Leitung vorhanden. Außer der 
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Kontrolle durch das auf den Stationen hierfür vorhandene 
Personal unterliegen die Wagen der im Dienst befindlichen Per- 
sonenzüge der Prüfung durch die Stationsaufsichtsbeamten und 
einer ständigen Überwachung durch das Zugbegleitpersonal, ins- 
besondere die Wagenwärter (s. S. 325). Wegen der Zusammen- 
setzung der Hofzüge siehe Kap. VII (Personenwagen), wegen der 
Militärzüge Kap. XXX. 


2. Bildung der Güterzüge und 
Abarten. 


Im Gegensatz zu den Personenzügen ist bei den 
Güterzügen die Zusammensetzung je nach den zu 
befördernden Wagen jeden Tag eine andere. Der 
einzige bleibende Bestandteil ist der sogen. Pack- 
wagen. Der Umlaufplan (dem Zugbildungsplan ent- 
sprechend) erstreckt sich daher nur auf die Pack- 
wagen. Es kommt allerdings auch vor, daß man die 
Packwagen ohne bestimmten Plan zu beliebigen 
Zügen verwendet, namentlich, wenn auf älteren Ver- 
schiebebahnhöfen geeignete Gleise zum Ordnen und 
Aufstellen der Packwagen fehlen. 

Der Packwagen wird im allgemeinen nicht, wie man sonst 
aus seinem Namen schließen könnte, zur Beförderung von 
Päckereien oder Gütern benutzt, sondern dient vielmehr zur 
Unterkunft von Zugführer und Packmeister. Er steht regel- 
mäßig vorn im Zuge unmittelbar hinter der Lokomotive. Es hat 
dies den Vorteil, daß Zugführer und Lokomotivführer sich in 
Gefahrfällen leicht verständigen können. Im übrigen richtet 
sich die Zusammensetzung und Ordnung der Güterzüge nach 
ihrer Zweckbestimmung, soweit nicht Rücksichten der Betriebs- 
sicherheit Abweichungen erfordern. Über die Einteilung und 
die Aufgaben der Güterzüge hat der Deutsche Eisenbahn-Ver- 
kehrsverband, dem alle größeren deutschen Eisenbahnen ange- 
hören, in seinen „Beförderungsvorschriften“ folgendes bestimmt. 
Man unterscheidet hiernach die eigentlichen Güterzüge in 

a) Ferngüterzüge, die dazu bestimmt sind, beladene und 
leere Wagen geschlossen auf größere Entfernungen durchzu- 
führen. 

b) Nahgüterzüge, die dem Nahverkehr, insbesondere der 
kleineren Stationen, dienen und deshalb möglichst auf allen 
Stationen halten. 

c) Durchgangsgüterzüge, die dazu bestimmt sind, beladene 
und leere Wagen auf weitere Entfernungen zu befördern, des- 
halb nur auf wichtigeren Stationen, insbesondere Abzweigungs- 
stationen, halten und gleichzeitig deren Verkehr miteinander 
vermitteln. 

Die Ferngüterzüge dienen vorzugsweise der Beförderung 
von Massengütern, wie Kohlen, Erze, chemische Massenerzeug- 
nisse usw., sowie zum Rücklauf der leeren Wagen, nachdem 
sie der Beförderung vorgenannter Güter gedient haben. Da ein 
Ferngüterzug in der Regel auf seiner ganzen Fahrstrecke seinen 
Bestand an Wagen nicht verändert, so laufen die Wagen in 
ihm in der Regel bunt, d. h. ohne bestimmte Ordnung. Das 
Bilden solchen Zuges auf dem Verschiebebahnhofe, auf dem er 
entspringt, ist daher verhältnismäßig einfach. Nachdem man 
die von den Kohlenzechen usw. gekommenen und in die Zer- 
legungsgleise eingefahrenen Züge einmal über den Eselsrücken 
gedrückt oder aus dem geneigten Gleis hat ablaufen lassen 
(vergl. Kap. IV), sind die Wagen in die aus dem Zerlegungs- 
gleis strahlenförmig sich verzweigenden Richtungsgleise ver- 
teilt und damit nach Zugrichtungen geordnet. Ein weiteres 
Ordnen ist meist nicht erforderlich. Sobald in einem Richtungs- 
gleis sich Wagen genug angesammelt haben, um einen Zug zu 
bilden, braucht man nur Lokomotive und Packwagen davorzu- 
setzen und kann dann den Zug, sobald dies nach dem Fahrplan 
angeht, unmittelbar aus dem Richtungsgleis abfahren lassen. 


ihrer 


Unterwegs bleibt der Ferngüterzug meist unverändert. Sobald 
er auf der Zielstation angekommen ist, wird er aufgelöst; sein 
Wagenmaterial dient, soweit es nicht für die Zielstation selbst 
bestimmt ist, zur Bildung von Nah- und Durchgangsgüterzügen. 

Für die übrigen Güter kann man als den Normaliall be- 
trachten, daß sie zuerst von irgendeiner Zwischenstation in 
einem Nahgüterzug bis zu dem nächsten Hauptknotenpunkt des 
Bahnnetzes laufen. Dort werden sie in einen Durchgangsgüter- 
zug eingestellt, um nun mit Überspringen der meisten Zwischen- 
stationen und Aufenthalt nur in einzelnen Hauptknotenpunkten 
einer fernen Knotenpunktstation zugeführt zu werden, wo sie 
wiederum in einen Nahgüterzug übergehen, um von diesem der 
Zwischenstation seiner Fahrstrecke, für die sie bestimmt sind, 
zugeführt zu werden. Güter, die nur innerhalb einer Nahgüter- 
zugstrecke befördert werden, brauchen natürlich den Zug nicht 
zu wechseln. Güter, die aus einer Nahgüterzugstrecke nach 
einer benachbarten laufen, gehen aus einem Nahgüterzug in 
einen anderen Nahgüterzug über. Güter, die von einem Haupt- 
knotenpunkt ausgehen oder für einen solchen bestimmt sind, 
oder beides, können vor oder nach der Beförderung im Durch- 
gangsgüterzug bezw. in beiden Fällen der Beförderung im Nah- 
güterzug entraten. Sowohl die Nahgüterzüge wie die Durch- 
gangsgüterzüge ändern unterwegs ihren Bestand. Die in ihnen 
enthaltenen Wagen müssen daher gruppenweise so geordnet 
sein, daß die auf einer Unterwegsstation der Nahgüterzugs- 
strecke bezw. auf einem Hauptknotenpunkt auszusetzenden 
Wagen zusammenstehen. Solche Ordnung nach Stationen bezw. 
Gruppen wird auf dem Ausgangsbahnhof vorgenommen, nach- 
dem vorher, wie dies oben für die Fernzüge besprochen, die 
Ordnung nach Richtungen erfolgt ist. Wie dies mit den ein- 
gelaufenen Zügen und den aus dem eigenen Ortsverkehr und 
von Anschlüssen kommenden Wagen geschieht, ist im Kap. IV 
erörtert. Unterwegs werden nicht nur Wagen aus dem Zuge 
ausgesetzt, sondern auch von Unterwegsstationen solche mit- 
genommen. Oft ist es schwierig, beim Einsetzen der Wagen 
die anfängliche Ordnung der Wagen im Zuge nicht zu stören; 
es ist aber für die bequeme Abfertigung des Zuges auf seiner 
weiteren Fahrt sehr wichtig, daß die Ordnung der Wagen- 
gruppen nicht über den Haufen geworfen wird. 

Eine besondere Gattung der Nahgüterzüge sind die Stück- 
güterzüge: Diese sind zur Beförderung von Frachtgutkurswagen 
(siehe Kap. XXIII) bestimmt und ändern daher ihren Inhalt 
unterwegs im allgemeinen nicht durch Aus- und Einsetzen von 
Wagen, sondern durch Ein- und Ausladen am Zuge. Folglich 
macht die Ordnung dieser Züge geringere Schwierigkeit, als die 
sonstiger Nahgüterzüge. 

Als Abarten der Güterzüge kann man die Viehzüge und Eil- 
güterzüge betrachten. Die Viehzüge werden wie die Güterzüge 
behandelt, enthalten indessen, soweit ein Bedürfnis hierzu vor- 
liegt, Personenwagen zur Aufnahme der Viehbegleiter. Sie 
werden, ebenso wie die Eilgüterzüge, die Eilgut und Vieh be- 
fördern, vorzugsweise schnell gefahren. Züge, die gleichzeitig 
Personen und Güter befördern, bezeichnet man, je nach dem 
vorzugsweisen Charakter des Zuges als Personenzüge mit 
Güterbeförderung oder als Güterzüge mit Personenbeförderung. 
Abarten der Güterzüge sind schließlich noch die mit Pulver 
oder Sprengstoffen beladenen Züge, die besonderen Vorschriften 
hinsichtlich ihrer Beladung, Zusammensetzung und Beförderung 
unterliegen. 

Alles, was bisher über die Zusammensetzung der Güterzüge 
gesagt ist, gilt nur, soweit nicht zwingende Gründe der Be- 
triebssicherheit Abweichungen bedingen. Ebenso, wie bei den 
Personenzügen sind Wagen gewisser Bauarten allgemein aus- 
zuschließen; andere aus Zügen von gewissen Geschwindigkeiten. 
Schemelwagen, die durch Steifkuppelung oder durch die Ladung 
selbst verbunden sind, dürfen nur in beschränkter Zahl und in 
den hinteren Teil des Zuges eingestellt werden, damit nicht bei 
Zugstauchungen diese Wagenpaare durch die nachfolgenden 
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Wagen in sich zusammengedrückt werden. Wagen mit leicht 
feuerfangenden Gegenständen dürfen nicht in unmittelbarer 
Nähe der Lokomotive oder der Wagen mit Ofenheizung gestellt 
werden usw. Ferner kann auch deshalb eine Änderung der 
sonst: gegebenen Reihenfolge der Wagen nötig werden, wenn es 
sich darum handelt, Wagen mit Bremse in gehöriger Weise über 
den Zug zu verteilen. 

Ein Gegenstück zur Bildung der Güterzüge ist ihre Zer- 
legung auf der Endstation des Zuglaufs. Die Wagen des zer- 
legten Zuges gelangen hierbei in die Richtungsgleise und dienen, 
wie oben beschrieben, zur Bildung neuer Züge, oder aber sie 
werden ebenso, wie unterwegs ausgesetzte Wagen, den Orts- 
güteranlagen des betreffenden Ortes, Hafengleisen, Privat- 
anschlüssen u. dergl. zugeführt. Umgekehrt werden auch, wie 
bereits erwähnt, die aus dem Ortsgüterverkehr, von Privat- 
anschlüssen usw. kommenden Wagen mit den Wagen einlaufen- 
der Züge zusammen zur Bildung neuer Züge verwendet. 


Die Zustellung der Wagen zu den Anlagen des Ortsgüter- 
verkehrs und die Herführung der Wagen von solchen geschieht 
in der Regel durch Lokomotivkraft, stellenweise unter Ver- 
wendung von Pferden oder mit Hand. Mancherorts hat man 
hydraulische oder elektrische Spille verwendet. Neuerdings 
sind zu solchen örtlichen Verschiebebewegungen wiederholt auch 
Windhoffsche Rangierwinden zur Anwendung gekommen. 


3. Gemeinsame Erfordernisse für die 
Betriebssicherheit. 


Je länger ein Zug ist, desto scliwieriger ist es, 
seine Geschwindigkeit durch Bremsen zu zügeln, 
wenn es gilt, ihn bei drohender Gefahr plötzlich zum 
Halten zu bringen. Deshalb ist nach Vorschrift der 
deutschen Betriebsordnung der Zug um so kürzer zu 
machen, je schneller er fahrplanmäßig fährt. Außer- 
dem ist aber auch bei mäßiger Geschwindigkeit der 
Zuglänge eine Grenze gesetzt in den Längen der 
Bahnhofsgleise, in der Möglichkeit, den Zug bei der 
Abfertigung auf den Bahnhöfen zu übersehen usw. 
Diese Grenze liegt naturgemäß bei Personenzügen 
niedriger als bei Güterzügen. 

Da die Wagen die verschiedensten Längen besitzen und es 
daher nicht ausführbar wäre, für die Zuglängen bestimmte 
Maße in Metern einzuhalten, so gibt die Betriebsordnung die 
zulässigen Zugstärken in der Anzahl der zulässigen Wagen- 
achsen an. Die größte zulässige Zugstärke ist für Güterzüge 
im allgemeinen 120 Wagenachsen (was etwa 540 m ohne Loko- 
motive entspricht), auf Bahnen mit günstigen Neigungs- und 
Krümmungsverhältnissen und ausreichenden Bahnhofsanlagen 
mit Genehmigung der Landesaufsichtsbehörde sogar 150 Wagen- 
achsen, während die größte Stärke der Personenzüge nur 
80 Wagenachsen (etwa 360 m) beträgt. Diese Zahlen gelten 
aber nur bis zu gewissen Geschwindigkeiten. Güterzüge dürfen 
auf Nebenbahnen überhaupt nicht schneller als 30 km in der 
Stunde fahren, auf Hauptbahnen bei den angegebenen Stärken 
nicht über 45 km. Bei größeren Geschwindigkeiten sinkt die 
zulässige Zugstärke bis auf das Maß von 60 Achsen, das bei 
56—60 km Geschwindigkeit, also bei der Geschwindigkeitsgrenze 
der Güterzüge zulässig ist. Bei Personenzügen ist die größte 
Stärke von 80 Wagenachsen auf Hauptbahnen nur bis zu 50 km, 
auf Nebenbahnen nur bis zu 30 km Geschwindigkeit zulässig. 
Sie sinkt mit zunehmender Geschwindigkeit der Züge stufen- 
weise, und zwar auf Hauptbahnen bis auf 44 Wagenachsen bei 
Geschwindigkeiten von mehr als 80 km, auf Nebenbahnen bis 
auf 16 Wagenachsen bei Geschwindigkeiten von mehr als 40 km. 
Militärzüge und regelmäßig zur Personenbeförderung benutzte 
Güterzüge dürfen 110 Wagenachsen stark sein, wenn sie auf 


Hauptbahnen mit nicht mehr als 45 km, auf Nebenbahnen mit 
nicht mehr als 30 km Geschwindigkeit fahren. 

Ebenso wie die Zugstärke muß die Ausrüstung 
der Züge mit Bremsen der Geschwindigkeit angepaßt 
sein, außerdem aber auch den auf der zu befahrenden 
Bahnstrecke vorkommenden größten Neigungen. 

Je größer die Fahrgeschwindigkeit und je steiler die zu 
durchfahrenden Strecken, auf desto mehr Wagenachsen des 
Zuges — außer den stets vorhandenen Bremsen an Lokomotive 
und Tender — muß man durch Bremsen verzögernd einwirken 
können, äußerstenialls auf alle Achsen, während mindestens, auch 
bei ganz geringen Geschwindigkeiten und ganz flachen 
Neigungen von der Betriebsordnung verlangt wird, daß */17 der 
Achsen des Zuges bremsbar sein muß. Auf den Nebenbahnen 
ist bei gleicher Geschwindigkeit und Neigung die Zahl der 
verlangten Bremsachsen größer, als auf den Hauptbahnen, weil 
die Nebenbahnen weniger vollkommene Betriebseinrichtungen 
haben, bisweilen auf Straßen entlang laufen und an den Wege- 
übergängen in der Regel keine Schranken besitzen. Aber nicht 
nur die Zahl, auch die Beschaffenheit und Verteilung der 
Bremsen müssen der Geschwindigkeit und Neigung angepaßt 
sein. Personenzüge, die eine größere Geschwindigkeit erreichen 
können, als 60 km/Stunde auf Hauptbahnen, bezw. 30 km/Stunde 
auf Nebenbahnen, müssen mit durchgehender Bremse aus- 
gerüstet sein, bei der bekanntlich alle Bremsen eines Zuges von 
einem Punkte aus in Tätigkeit gesetzt werden können. Versagt 
unterwegs die durchgehende Bremseinrichtung, so läßt man 
indessen den Zug mit Handbedienung der Bremsen weiterfahren. 
Dies ist zulässig, wenn Leute genug vorhanden sind, um die 
vorgeschriebene Mindestzahl von Bremsen zu besetzen. Für 
derartige Fälle sind die Bremsen überall auch für Handbedienung 
eingerichtet. Die zu bedienenden Bremsen müssen möglichst 
gleichmäßig im Zuge verteilt sein; bei besonders steilen 
Neigungen muß der letzte Wagen eine bediente Bremse haben. 

Endlich richtet sich auch die mehr oder weniger feste 
Kuppelung der Wagen miteinander und mit der Lokomotive 
nach der Gattung und Geschwindigkeit der Züge. 


4. Die Lokomotivkraftbeiden Zügen. 


Damit der Fahrplan verwirklicht werden kann, 
müssen nun die Züge mit Zugkraft versehen werden. 
Die Diensteinteilung der Lokomotiven und ihrer 
Personale weist nach, wie der Lokomotivbestand 
nebst Personalen einer Eisenbahnverwaltung ver- 
wendet wird, um die fahrplanmäßigen Züge zu be- 
fördern. 

Zu den Zugfahrten gesellen sich als notwendige Leistungen 
die Rangierbewegungen, soweit sie nicht von den Zuglokomo- 
tiven selbst während der Stationsaufenthalte ausgeführt werden. 
Ferner muß eine gewisse Zahl von Lokomotiven auf einzelnen 
hierzu geeignet gelegenen Stationen für außergewöhnliche Fälle 
(Schadhaftwerden einer Lokomotive, Unfälle, Vorspanndienst, 
Sonderzüge) bereit sein. Solche Lokomotiven, die in Notfällen 
sogleich einspringen sollen, werden in angeheiztem Zustand 
(warm) in Bereitschaft gehalten, die übrigen ungeheizt (kalt). 
Gegenüber den rechnungsmäßig für den regelmäßigen Dienst 
und den Bereitschaftsdienst notwendigen Lokomotiven muß der 
Gesamtbestand um so viel größer sein, als sich erfahrungs- 
gemäß Lokomotiven dauernd in Ausbesserung oder Unter- 
suchung in den Werkstätten befinden. Man rechnet in der 
Regel, daß der Ausbesserungsstand bis auf 20—25% des 
Gesamtbestandes anwachsen kann; doch ist er auf den 
deutschen Bahnen bei der guten Überwachung und Instand- 
haltung im allgemeinen kleiner und bleibt meist unter 20%. 


Mit der Diensteinteilung der Lokomotiven eng 
zusammen hängt die der Lokomotivpersonale. Jede 


Der Fahrdienst. 


im Dienste befindliche Lokomotive ist mit einem 
Personale, bestehend aus einem Lokomotivführer und 
einem Heizer, besetzt. Der Heizer ist dem Lokomotiv- 
führer unterstellt. 

Auf den deutschen Bahnen ist es im allgemeinen alther- 
gebracht, daß für jede diensttuende Lokomotive ein solches 
Personal vorhanden ist, dem sie so lange zugeteilt ist, bis sie 
zur Ausbesserung oder Untersuchung außer Dienst gestellt 
werden muß; die Ruhezeiten des Personals sind dann auch 
Ruhezeiten der Lokomotive. Da hierbei das in den Lokomo- 
tiven steckende große Anlagekapital nur unvollkommen aus- 
genutzt wird, ist man, wo dies angängig erschien, zur doppelten, 
in einzelnen besonderen Fällen zur dreifachen Lokomotiv- 
besetzung übergegangen. Dabei wechseln sich zwei bezw. drei 
Personale in der Besetzung einer Lokomotive ab. 

Bei den Lokomotiven ist ebenso wie bei den 
Personenwagen Grundsatz, daß sie auf einer 
bestimmten Station zu Hause sind, zu der sie nach 
gemachter Dienstleistung immer wieder zurück- 
kehren. Dies ist hier ganz besonders geboten, weil 
der verwickelte Organismus der Lokomotive einer 
besonders sorgfältigen Überwachung immer durch 
dieselbe Dienststelle bedarf, die den ganzen Lebens- 
gang der Lokomotive gewissermaßen von ihrer 
Geburt an kennt. 

Ferner ergibt sich hieraus, sowie aus der Notwendigkeit, die 
Kohlen- und Wasservorräte zu ergänzen und aus der begrenzten 
Leistungsfähigkeit der mit den Lokomotiven verbundenen Per- 
sonale, daß man die Lokomotiven im allgemeinen nur auf eng 
begrenzten Strecken der Heimatbahn verwendet, und daß sie in 
fremde Bahngebiete meist nur bis zu einer nahe der Grenze 
gelegenen Station übergehen. In neuerer Zeit haben aber die 
technischen Vervollkommnungen der deutschen Lokomotiven 
sowie die einmütigen Bestrebungen der deutschen Bahnverwal- 
tungen dahin geführt, daß Lokomotiven im Schnellzugdienst auf 
größere Entfernungen bis rund 300 km und zum Teil über die 
Landesgrenzen hinaus durchgeführt werden, so von Berlin nach 
Bodenbach (250 km), von Breslau nach Dresden (270 km), von 
München nach Nürnberg (ohne anzuhalten 200 km), von Berlin 
nach Altona (ohne anzuhalten 300 km), von Berlin nach Han- 
nover (ohne anzuhalten 260 km). 

Im ganzen ist aber auch jetzt noch der Dienst der Lokomo- 
tiven an viel kürzere Fahrstrecken gebunden, als der der Züge. 
Diese kommen daher häufig in die Lage, die Lokomotive unter- 
wegs zu wechseln. Hieraus ergibt sich die erforderliche Zahl 
und Lage der Lokomotivheimatstationen. Einmal ist jede Zug- 
bildungsstation und jeder Verschiebebahnhof zugleich Lokomotiv- 
station; hierzu treten die Lokomotivwechselstationen, und end- 
lich sind auf sonstigen Stationen nach Bedarf einzelne Rangier- 
und Bereitschaftslokomotiven stationiert. Außer über die Ver- 
teilung der Lokomotiven auf die Lokomotivstationen muß Ent- 
scheidung darüber getroffen werden, welche der im ganzen zu 
leistenden Fahrten von jeder Lokomotivstation mit ihren Loko- 
motiven geleistet werden soll. Ferner muß dann die Einteilung 
dieser Gesamtdienstleistung einer Lokomotivstation in Einzel- 
dienstleistungen erfolgen. Diese Arbeiten würden außerordent- 
lich schwierig sein, wenn nicht hier wie überall im Eisenbahn- 
betrieb die Überlieferung des Bisherigen die Aufgabe wesentlich 
erleichterte. Es handelt sich in der Regel nur darum, Ände- 
rungen des Bestehenden zu berücksichtigen. 

Bei der Diensteinteilung wird zunächst nach Schnellzugs-, 
Personenzugs- und Güterzugsfahrten sowie Rangierdienst unter- 
schieden, da diese Dienste je von anders gebauten Lokomotiven 
verrichtet werden. Außerdem ist aber die Leistungsfähigkeit 
der einzelnen Lokomotivgattungen zu berücksichtigen, sowie der 
von der Lokomotivzugkraft zu überwindende Streckenwider- 


stand in Kilogramm für die Tonne Zuggewicht: Dieser Wider- 
stand ist für jede Strecke nach ihren Neigungs- und Krüm- 
mungsverhältnissen verschieden und wächst außerdem mit 
größerer Geschwindigkeit des Zuges. Aufschluß hierüber geben’ 
die sogen. Belastungsvorschriften. Nachstehend ist aus den Be- 
lastungsvorschriften der bayerischen Staatsbahnen ein Beispiel 
abgedruckt, und zwar aus der darin enthaltenen Übersicht I, die 
für alle Strecken deren maßgebende Streckenwiderstände nach- 
weist, und aus der Übersicht II, die für jede einzelne Lokomotiv- 
gattung und jeden Streckenwiderstand die bei den verschiedenen 


Übersicht I. 
Maßgebende Streker auf Honpheisenbahnen. 


 Strecken- 

widerstand 
in Kilogramm 
für die Tonne 
Zuggewicht 


Bahnstrecke 


Aschaffenburg — Miltenberg und zurück. 


Aschaffenburg—Miltenberg . . - » .. sa. 4,5 
Miltenberg—Aschaffenburg . . » e...’ 5,0 
Bamberg — Würzburg und zurück. 
Bamberg—Schweinfurtt CB. . . . . 2... 4,0 
Schweinfurt C.B.- Würzburg . : © < s © 5,5 
Würzburg— Rottendorf . . BE RT ER 11,9 
Rottendorf— Schweinfurt C. B. Re RR 5,0 
Schweinfurt C.B.—Bamberg. . o s «s j 3,5 
Buchloe — Memmingen und zurück. 

Buchloe—- Memmingen . © scera me € erabe a 5 
Memmingen—-Buchloe: . . s s era ve. mhie g je 7,0 
Furth i. W.—Nürnberg C. B.—Crailsheim und zurück. 

Furth i W.— Sulzbach i. O. . . PRICE 5,5 
Sulzbach i. O.— Neukirchen b. S. . . .» ... -» 11,0 
Neukirchen b.S.—Nürnberg C.B. . . n... 3,0 
Mögeldorf-Nürnberg R.B. . » s.e e's e no 6,5 
Nürnberg C.B.—-Crailsheim . . | » L 2... To 
NMüinberg RB Stel u lau! War 3,5 
Crailsheim—Wicklesgreuth . > > - 2...» 7,5 
Wicklesgreuth Nürnberg C. B.. . a. 0,0 
Stein— A R. B. a en e: S Si 
Nürnberg R. B —Mögeldorf a A En aA 6,5 

usw. 


Übersicht Il. 
Belastungstabellen für Haupteisenbahnen. 
iA sage BV, VI, VIII Zwillingssystem, 10 ospearen; ” 


Bei einer Grundgeschwindigkeit von 


so | 75 | 70 65 | 60 |55 | 50 | 45 | 40 | 35 | 30 | 25 


stand in 

Kilometeri.d Stunde beträgt d. regelm. zulässige Belastung i. Tonnen 
110|130 | 150 180 |220 255 | 300 | 360 | 400 | 445 | 510 570 

0,5 110 130 150 | 180 | 220 255 | 300 | 360 | 400 | 445 | 510 | 570 
1,9 110| 130 | 150 | 180 | 220 | 255 | 300 | 360 | 400 | 445 | 510 | 570 
1,5 110| 130 | 150 | 180 | 220 | 255 | 300 | 360 | 400 | 445 | 510 | 570 
2,0 110 130 150 | 180 | 220 | 255 | 300 | 360 | 400 | 445 510 |570 
2,5 110) 130 | 150 | 180 | 220 | 255 | 300 | 361 | 400 | 445 510 | 570 
3, 110| 130 | 150 | 180 | 220 | 255 | 300 | 360 | 400 | 445 | 500 | 515 
3,5 110| 130 | 150 | 180 | 220 | 255 | 300 | 360 | 400 | 440 | 450 | 470 
4,  |110| 130 |150 | 180 | 220 | 255 | 300 | 360 | 400 | 410 | 420 | 430 
4,5 110 | 130) 150 | 180 | 220 | 255 | 300 | 330 | 340 | 360 | 380 | 400 
by 110| 130 150 | 180 | 220 | 255 | 300 | 325 | 340 | 350 | 360 | 365 
5,5 110| 130 | 150 | 180 | 220 | 255 | 300 | 320 | 330 | 335 | 340 | 345 
6,0 110 | 130 | 150 | 180 | 220 | 255 | 295 | 300 | 305 | 310 | 315 | 320 
6,5 110| 130 | 150| 180 | 220 | 255 275 | 280 285 | 290 | 295 | 300 
7,0 110 | 130 | 150 | 180 | 220 | 240 | 255 | 260 | 265 | 270 | 275 | 280 
7,5 ‘410| 130 150 | 180 | 210 | 220 | 245 | 250 | 255 | 260 | 265 | 265 
8,0 110 | 130 | 150 | 180 | 200 | 215 |230 | 235 | 240 | 245 245 | 250 
8,5 110| 130 | 150 | 175 | 185 | 205 | 220 |225 | 230 | 235 | 235 | 240 
9,0 110/130 | 150 | 165 | 175 | 190 | 210215 |220 | 220 | 225 225 
95 110 | 130 | 150 | 160 | 170 | 180 | 200 | 205 | 205 | 210 210 | 215 
10,0 110/130 140 | 150 | 160 | 175 | 185 | 190 | 195 | 195 | 200 | 205 
10,5 110 |125 | 135 | 145 | 155 | 165 | 175 | 180 | 185 | 190 | 190 | 195 
11, 110 | 120 | 130 | 135 | 145 | 160 | 170 | 175 | 180 | 180 | 185 | 185 
11,5 105 a Ka 190/140 150 | 160 | 165 | 170 170175 175 


*) Lokomotiven BV- mit 7 Atmosphären nehmen 75%, BV 
und BVI mit 8 Atmosphären 85%, BV mit 9 Atmosphären 90% 
der vorgetragenen Belastung. 
21* 


324 


Grundgeschwindigkeiten zulässige Belastung in Tonnen angibt. 
Auf den preußisch-hessischen Staatsbahnen werden statt dessen 
seit 1908 in den Fahrplanbüchern Angaben über die zulässigen 
Lokomotivbelastungen gebracht. 

In der Regel bildet man nun aus dem einer Lokomotiv- 
station zufallenden Gesamtlokomotivdienste einer Art, z. B. dem 
Schnellzuglokomotivdienste, eine Anzahl von Lokomotivtouren, 


die je aus Hin- und Rückfahrt bestehen und in solche Ordnung 


gebracht sind, daß sie der Reihe nach von einer hierzu aus- 
reichenden Zahl gleichartiger für die betreffende Belastung aus- 
reichender Lokomotiven nebst Personalen abgefahren werden 
können, so daß jede Lokomotive nebst Personal, nachdem sie die 
ganze Tourenfolge abgefahren hat, wieder mit ihrer ersten Tour 
beginnt. Die Tagesleistung einer Lokomotive nebst Personal 
umfaßt hierbei entweder eine Anzahl kleiner Hin- und Rück- 
fahrten, oder eine größere Hin- und Rückfahrt, oder bei ganz 
großen Leistungen nur Hin- oder Rückfahrt. In letzterem Falle 
muß die Lokomotive auf einer auswärtigen Station übernachten, 
wobei sie ebenso wie auf der Heimatstation in einem Lokomotiv- 
schuppen untergestellt zu werden pflegt. Bei der Aneinander- 
reihung der einzelnen Fahrten, wofür nachstehend je ein Beispiel 
aus dem Schnellzugdienst und Vorortzugdienst mitgeteilt ist, 
wird auf gute Ausnutzung der Lokomotiven gesehen, wobei 
jedoch auf ausreichende Zeit zum Einnehmen von Kohlen und 
Wasser und zum Instandsetzen der Lokomotiven auf den 
Heimat- und Wendestationen Rücksicht zu nehmen ist. Ver- 
spätungen auf der Hinfahrt dürfen die Übernahme der Rückfahrt 
durch dieselbe Lokomotive nicht in Frage stellen und sich nicht 
auf den folgenden Zug fortpflanzen. Diesen Rücksichten auf 
die Ausnutzung der Lokomotiven stehen die auf eine zweck- 
mäßige Diensteinteilung der Personale gegenüber. Wie im 
Kap. XXVII ausgeführt ist, haben die deutschen Bahnen durch 
übereinstimmende Vorschriften dafür gesorgt, daß weder in 
der einzelnen Tour noch im Monatsdurchschnitt eine Über- 
anstrengung stattfindet, daß innerhalb der Tourenfolge Ruhetage 
vorgesehen werden, die auf besonders anstrengende Dienst- 
leistungen folgen. Bei Aufenthalt und Übernachtung auf aus- 
wärtigen Stationen finden die Lokomotivpersonale Unterkunft 
in Aufenthalts- und Übernachtungsgebäuden, für deren immer 
vollkommenere Ausgestaltung gerade in neuerer Zeit auf allen 
deutschen Bahnen viel geschehen ist. 


Dienst einer Schnellzuglokomotive bei einfacher 
Besetzung. 
Schnellzug 180/79 Berlin— Magdeburg—Berlin. 
Bemerkung: Lokomotive ist nach Ankunft 10,22 und nach 
Abrüstung durch besonderes Personal um 11% im Schuppen. 
Lokomotiv Personal begibt sich zur Ruhe in seine Berliner 
Wohnung. Am Nachmittage des nächsten Tages beginnt der Dienst. 
4,0 Schuppenfeuerleute heizen die Lokomotive an. 
722 Führer und Heizer untersuchen die Lokomotive, 
sehen Wasser- und Kohlenvorräte nach, ölen 
die Lokomotive ab, nehmen Tagesbefehle ent- 
egen. Fahrt zum Wagenreinigungsschuppen, 
Kokippstn an den Zug, Bremsprobe. Fahrt in 
die Bahnsteighalle. 
Abfahrt von Berlin, Schles. Bahnhof. 
Ankunft in Magdeburg. Fahrt vom Zug zum 
Schuppen. Reinigung von Feuer- und Rauch- 
kammer. Wasser nehmen. Um 1,22 Schluß der 
Arbeit. Übernachtung in bahneigenem Gebäude. 
Führer und Heizer untersuchen die Lokomotive, 
nehmen Tagesbefehle entgegen. Fahrt an Zug. 
Bremsprobe. 
5,42 Abfahrt von Magdeburg. 
8,93 Ankunft in Berlin, Schles. Bahnhof. 
9,30 Abrüstung, Kohlen- und Wassernehmen, Ölvor- 


9,22 
11,42 
Zweiter Tag. 


4,00 


räte ergänzen. Dienstende. 
Erster Tag. Dienstdauer . . . . . . 722— 1%, 
Fahrt auf der Lokomotive 9,22—11,42, 
Ruhepause . . « 1,00— 4,00, 
Zweiter Tag. Dienstdauer . 4,2 — 9,30, 


Fahrt auf der Lokomotive 5,42— 8,08, 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


Dienst einer Vorortzuglokomotive bei doppelter 
Besetzung. 


Vorortdienst zwischen Strausberg und Spandau. 


Bemerkung: Lokomotive kommt vom Zuge am Tage vor- 
her 11,2 in den Schuppen auf dem Schles. Bahnhof und nimmt 
während des Ausschlackens und Rauchkammerreinigens Wasser 
und Kohlen, bleibt dann mit kleinem Feuer im Schuppen 
stehen. Personal geht nach Hause. 


2,22 Das zweite Personal erscheint, der Führer zur Beauf- 

sichtigung des Heizers und zur Vornahme kleiner Repa- 

raturen. Nach Kenntnisnahme der Tagesbefehle wird 
die Lokomotive abgeölt, das Feuer in Ordnung gebracht 
und die Lokomotive gründlich untersucht. 

Fahrt aus dem Schuppen an den Zug. Ankuppeln und 

Vornahme der Bremsprobe. Im Winter Vorheizen des 

Zuges. Fahrt mit Zug an den Bahnsteig. 

4,22 Abfahrt vom Schles. Bahnhof. 

5,42 Ankunft in Strausberg. Umsetzen des Zuges. Lokomo- 
tive wird untersucht, nimmt Wasser und geht wieder an 
den Zug. 

5,32 Abfahrt von Strausberg. 

7,00 Ankunft in Spandau. Die Lokomotive allein setzt um, 
nimmt Wasser und wird untersucht. 

7,8 Abfahrt von Spandau. 

Ankunft in Strausberg. Arbeiten daselbst wie um 5,4. 

9,50 Abfahrt von Strausberg. 

Ankunft in Spandau. Arbeiten daselbst wie um 7,0, 


12,18 Abfahrt von Spandau. 
12,7 Ankunft in Charlottenburg. Ablösung durch das erste 
Personal. 
12,36 Führer und Heizer fahren als Passagiere von Charlotten- 
burg ab. 
1,17 Ankunft auf Schles. Bahnhof. Ende des Dienstes. 
Dienstdauer te Di UM, 
Fahrt auf der Lokomotive 4,22 —12,27, 


5. Zugsignale. 


Eine Zusammenstellung von Eisenbahnwagen mit 
einer Lokomotive ist an sich noch kein Zug; sie kann 
auch innerhalb des Bahnhofs beiVerschiebbewegungen 
zustande kommen. Für die Sicherheit des Eisenbahn- 
betriebes ist es aber von größter Wichtigkeit, daß 
jeder Betriebsbeamte solcher Zusammenstellung ohne 
weiteres ansehen kann, ob sie eine als Zug gewollte 
Einheit bildet, ob sie das Recht hat, als Zug die Bahn 
zu befahren. Darum werden am Schluß jedes Zuges 
und nach Bedarf auch an der Spitze Signale an- 
gebracht, die unzweideutig erkennen lassen: „Dies 
ist ein Zug”, die ferner erkennen lassen, daß er voll- 
ständig ist, die aber auch in manchen Fällen dazu 
benutzt werden, dem Bahnbewachungspersonal noch 
andere Mitteilungen zu machen. 

Diese Zugsignale sind im Kap. V näher beschrieben. 
Es sei hier indessen besonders auf die Abänderungen hin- 
gewiesen, die die Signale erfahren, wenn dem Bahnpersonal 
Abweichungen von der Regel bekanntzugeben sind. Befährt 
ein Zug auf zweigleisiger Bahn ausnahmsweise das falsche 
Gleis, so trägt er an der Spitze: 

bei Tage eine runde rote Scheibe mit weißem Rand, 
bei Dunkelheit rote Blendung einer der beiden Laternen 
vorn am ersten Fahrzeug. 

Die letztgenannten Signale sollen dem Streckenpersonal an- 
zeigen, daß der Zug mit ausdrücklicher Erlaubnis auf falschem 
Gleise fährt. Sollte ein auf falschem Gleise fahrender Zug diese 
Signale nicht tragen, so muß das Streckenpersonal annehmen, 
daß ein Irrtum vorliegt und ein Zusammenstoß zu befürchten 
ist, und hat dem Zug Halt zu gebieten. 


Ferner sind von Bedeutung für die Betriebshandhabung die- 
jenigen Abänderungen der Zugsignale, die dem Streckenpersonal 
das Verkehren von Sonderzügen anzeigen oder zur Unter- 
suchung der Telegraphenleitung auffordern (siehe Kap. V). 


6. Abfahrbereitschaft des Zuges. 


Bevor ein Zug von der Ausgangsstation ab- 
fährt, muß festgestellt sein, daß seine Zusammen- 
setzung und Ausrüstung sowie der Zustand der 
Wagen allen Anforderungen der Ordnung und Be- 
triebssicherheit entspricht. Hierfür hat einmal das 
auf dem Bahnhofe vorhandene Wagenaufsichts- 
personal an Wagenmeistern usw. unter Leitung 
seiner Vorgesetzten (Werkmeister, Wagenauf- 
seher usw.) vor und bei der Zugbildung zu sorgen; 
ferner ist es Aufgabe der Beamten des Stations- 
aufsichtsdienstes, darüber zu wachen, daß die Vor- 
schriften über das Reinigen, Beleuchten und Heizen 
und die Bildung der Züge beobachtet werden; es hat 
aber schließlich auch das Personal, das den Zug be- 
gleitet, sich selbst davon zu überzeugen, daß es mit 
gutem Gewissen die Beförderung des Zuges über- 
nehmen kann. 


Die den Zug begleitenden Beamten, d. h. das Zugpersonal, 
pflegt man zu unterscheiden in das aus Lokomotivführer und 
Heizer bestehende Lokomotivpersonal, dessen wir oben schon 
gedacht haben, und das Zugbegleitpersonal, auch Fahrpersonal 
genannt. An der Spitze des Zugbegleitpersonals steht stets der 
Zugführer, der während der Fahrt auch Vorgesetzter des Loko- 
motivpersonals ist. Zu dem Zugbegleitpersonal gehören ferner 
Packmeister, Schaffner, Wagenwärter, Bremser usw. Seine 
Diensteinteilung richtet sich nach ähnlichen Grundsätzen, wie 
die des Lokomotivpersonals. Doch kommen hier viel längere 
Fahrstrecken vor. Auch gehen die Personale häufig auf andere 
Bahnen über, wobei sie dann den vorgesetzten Stellen dieser 
Bahnen dienstlich unterstehen. Während des Aufenthalts auf 
den Stationen untersteht das gesamte Zugpersonal dem Vor- 
steher und Aufsichtsbeamten; bei besonderen Vorkommnissen 
unterwegs kann aber dem Zugführer als Vorgesetzten des Zug- 
personals eine sehr verantwortliche Tätigkeit zufallen. 

Das Zugbegleitpersonal hat auf der Ausgangsstation den 
Zug zu übernehmen, die einzelnen Wagen genau durchzusehen 
und zu prüfen, ob die Vorschriften über die Bildung der Züge 
eingehalten sind. Auf Unterwegsstationen muß die Unter- 
suchung wiederholt werden, soweit es durch eine Änderung in 
der Zusammensetzung des Zuges erforderlich wird. Der Loko- 
motivführer hat seine Lokomotive vor Übernahme mit Hilfe 
des Heizers zu untersuchen und hat sie zu rechter Zeit vor den 
Zug zu setzen. Für das Kuppeln der Lokomotive mit dem Zuge 
ist er verantwortlich, ebenso für das Anbringen der für die 
Lokomotive vorgeschriebenen Signale, während im übrigen der 
Zugführer darauf zu achten hat, daß die Zugsignale angebracht 
werden. Bei Zügen, die mit durchgehender Bremse gefahren 
werden, wird nach dem Ankuppeln der Lokomotive eine Brems- 
probe vorgenommen. Diese Probe wird auf Unterwegsstationen 
nach Bedarf wiederholt. An den Zügen, die ohne durchgehende 
Bremse gefahren werden, ist auf Hauptbahnen eine Zugleine an- 
zubringen, die vom Platze eines Zugbegleitbeamten zur Dampf- 
pfeife der Lokomotive führt. 


B. Der Zug auf der Strecke. 


Der Lauf der Züge beginnt und endigt auf den 
Stationen. Für das Verständnis der Vorgänge beim 
Fahrdienst ist es jedoch einfacher, zunächst den Zug 
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in seinem glatten Lauf auf der Strecke zu betrachten, 
und dann auf die verwickelten Vorgänge einzugehen, 
die sich bei der Ein-, Aus- und Durchfahrt sowie beim 
Halten der Züge auf den Stationen ereignen. 


1. Fahrordnung und Zugfolge. 


Die von geschlossenen Zügen im regelmäßigen 
Betriebe befahrenen Gleise heißen Hauptgleise. 
Unsere Eisenbahnen sind in den meisten Fällen 
zweigleisig oder eingleisig, d. h. sie besitzen 
auf der freien Strecke zwei Hauptgleise oder ein 
Hauptgleis. Nur Strecken besonders starken Ver- 
kehrs sind mehrgleisig, bestehen dann aber in der 
Regel aus zwei oder mehr Bahnen, die je zwei- oder 
eingleisig sind und unabhängig voneinander benutzt 
werden. Innerhalb der Bahnhöfe vermehrt sich die 
Zahl der Hauptgleise zu Zwecken des Überholens, 
Kreuzens, Kehrens der Züge. Man nennt nun die 
Hauptgleise der freien Strecke und ihre Fortsetzung 
durch die Bahnhöfe hindurch zum Unterschied von 
den vermehrten Hauptgleisen der Bahnhöfe „Durch- 
gehende Hauptgleise“. Deren gibt es also auf zwei- 
gleisigen Bahnen auf jedem Bahnhof zwei, auf ein- 
gleisigen Bahnen eines. Regel ist in Deutschland, daß 
auf zweigleisigen Bahnen rechts gefahren wird. Diese 
Regel beobachtet man auch innerhalb der Bahnhöfe, 
soweit nicht aus den Betriebsbedürfnissen bei ver- 
mehrten Hauptgleisen sich eine andere Benutzung 
ergibt. Namentlich pflegen Züge, die auf einem Bahn- 
hofe nicht anhalten, die durchgehenden Hauptgleise, 
also auf zweigleisigen Bahnen je das rechte durch- 
gehende Hauptgleis zu benutzen. 

Während auf eingleisigen Bahnen dafür Sorge getragen 
werden muß, daß sich nicht versehentlich zwei Züge auf dem- 
selben Strecken-Hauptgleise begegnen, ist diese Gefahr auf zwei- 
gleisigen Bahnstrecken durch die Gleisanordnung und die Stell- 
werkseinrichtungen so gut wie ausgeschlossen. Die Zugiolge 
jeder Richtung ist also hier im allgemeinen von der der ent- 
gegengesetzten Richtung unabhängig, es sei denn, daß ein Gleis 
gesperrt ist und daher eingleisig gefahren werden muß. Wohl 
aber sind die in derselben Richtung, also auf demselben Strecken- 
hauptgleise hintereinander herfahrenden Züge voneinander ab- 
hängig. Denn, wenn man ohne Vorsichtsmaßregeln von einer 
Station zwei Züge hintereinander abfahren lassen wollte, so 
könnte es sich leicht ereignen, daß der zweite den ersten ein- 
holt und auf ihn aufrennt. Hiergegen die Vorschrift geben zu 
wollen, daß zwischen den Zügen ein bestimmter Zeitabstand ge- 
lassen werden muß, wie dies in einzelnen Ländern wohl noch 
geschieht (sogen. Zeitfolge der Züge), ist natürlich von sehr 
zweifelhaitem Wert. Durch eine Verzögerung oder ein Liegen- 
bleiben des ersten Zuges kann der Zeitabstand zwischen beiden 
Zügen in Bälde verloren gehen. In Deutschland gilt daher auf 
Hauptbahnen allgemein und auf Nebenbahnen bei mehr als 
15 km Geschwindigkeit der Grundsatz der unbedingten Raum- 
folge. Ursprünglich verstand man darunter das Fahren in 
Stationsabstand; d. h. es darf kein Zug von einer Station ab- 
fahren, bevor nicht festgestellt ist, daß der letzte in derselben 
Richtung voraufgefahrene Zug die nächste Station erreicht hat. 
Bei dieser Regel kann sich auf jedem Streckengleise zwischen 
zwei Stationen zurzeit nur je ein Zug befinden. Es können 
sich also zwei Züge nicht in kürzerem Abstande folgen, 
als der Fahrzeit zwischen zwei Stationen entspricht. Das 
ergibt oft eine ganz unzureichende Leistungsfähigkeit der 


Bahn. Eine dichtere Zugfolge erreicht man, indem man 
die Strecke zwischen zwei Bahnhöfen für die Zugfolge 
in. mehrere Abschnitte teilt, an deren Teilpunkten jeder 
nachfolgende Zug durch Signalgebung solange zurückgehalten 
wird, bis der vorauigeiahrene Zug den nächsten Strecken- 
abschnitt verlassen hat, also an dem nächstfolgenden Teilpunkt 
vorübergefahren oder aber in den nächsten Bahnhof ein- 
gefahren ist. 

Dieses grundsätzliche Verfahren nennt man nach dem Vor- 
gange der englischen Bahnen, auf denen es zuerst geübt wurde, 
Blocksystem, wobei Block ursprünglich je einen durch solche 
Unterteilung des Stationsabstandes entstandenen Teil der Bahn- 
strecke bedeutet. Die Teilpunkte der Strecke zwischen zwei 
Bahnhöfen heißen Blockstellen. Sie sind mit Hauptsignalen 
(Blocksignalen) für beide Fahrrichtungen ausgerüstet. Diese 
werden von einer zugehörigen Bude (Blockbude) aus bedient, in 
der sich zugleich die Apparate befinden, mittels deren die Ver- 
ständigung über die Zugfolge geschieht. Diese Apparate werden, 
wenn sie besonders für diesen Zweck gebaut sind und nicht etwa 
lediglich Morseapparate zur Verwendung kommen, Blockwerke 
genannt, und so hat man schließlich die Ausrüstung einer Bahn- 
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zugelassen ist, namentlich auf Nebenbahnen bis zu 40 km Fahr- 
geschwindigkeit durch Fernsprecher oder, wo die Bahn mit 
Streckenblockeinrichtung ausgestattet ist, ganz oder teilweise 
mittels der Blockwerke. 


Wir haben daher zu'unterscheiden das Zugmeldeverfahren 
auf Linien ohne Streckenblockung und dasjenige auf Linien mit 
Streckenblockung. 


Ist die Bahn eingleisig, so 
müssen vor der Zugfahrt die 
beiden Zugmeldestellen, zwi- 
schen denen der Zug fahren soll, sich darüber verständigen, daß 
nicht etwa ein Gegenzug unterwegs ist oder auf den Weg ge- 
schickt wird. Diese Verständigung geschieht durch Anbieten 
und Annehmen. Soll z. B. auf der Strecke Landau, Mühlheim, 
Neustadt, Openheim (vergl. die Skizze Abb. 1) der Zug mit 
der Nummer 107 von der Zugmeldestelle Mühlheim nach der 
Zugmeldestelle Neustadt (von M. nach N.) fahren, wobei also M. 
Abfahrstation, N. Ankunftstation ist, so bietet M. den Zug nach 
N. in der Regel durch folgende Depesche (telegraphisch abge- 
kürzt) an: „Wird Zug 107 angenommen?“ Ist N. einverstanden, 


a) Zugmeldeverfahren auf Linien 
ohne Streckenblockung. 


Zugmeldestelle Zugmeldestelle 
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strecke mit solchen besonderen Blockwerken als Strecken- 
blockung bezeichnet, und spricht von Blockbedienung, Blocken, 
Entblocken usw. Bedient werden Signale und Apparate von 
dem Blockwärter. 


Nunmehr sind sowohl die Bahnhöfe wie die Blockstellen 
Teilpunkte der Strecke für die Zugfolge, insofern sie einen 
Streckenabschnitt begrenzen, in den ein Zug nicht einfahren 
darf, bevor ihn der vorausgefahrene Zug verlassen hat. Bahn- 
höfe und Blockstellen heißen daher gemeinsam Zugfolgestellen. 


2. Der Zugmeldedienst. 


Damit die Züge, wie eben erörtert, auf der 
Strecke verkehren können, ohne sich gegenseitig zu 
gefährden, findet zwischen den Zugfolgestellen eine 
Verständigung statt. 


Solche Verständigung ist namentlich auf eingleisigen Bahnen 
vor der Zugfahrt notwendig, um ein Zusammenstoßen zweier in 
entgegengesetzter Richtung fahrenden Züge zu verhüten, muß 
aber auch auf den zweigleisigen Bahnen während und nach der 
Zugfahrt stattfinden, um die Zugfolge einzuhalten. Bei dieser 
Verständigung spielen eine Hauptrolle die Zugfolgestellen, auf 
denen es möglich ist, Züge beginnen, endigen, wenden, kreuzen, 
überholen, von einem Hauptgleis auf das andere gelangen oder 
auf eine abzweigende Bahnstrecke übergehen zu lassen. Diese 
Zugfolgestellen heißen nach den Fahrdienstvorschriften: „Zug- 
meldestellen“. Ihre Mitwirkung beim Zugverkehr ist insofern 
von wesentlich größerer Bedeutung wie die der übrigen Zug- 
folgestellen, als sie in der Lage sind, neue Zugfahrten beginnen 
zu lassen und laufende Zugfahrten zu beendigen, während die 
übrigen Zugfolgestellen in der Regel nur über den Zeitpunkt der 
Fortsetzung laufender Zugfahrten zu befinden haben. Hierzu ist 
allerdings zu bemerken, daß es der vorgesetzten Bahnverwaltung 
freigestellt ist, auch andere Zugfolgestellen, als die genannten, 
zu Zugmeldestellen zu erklären, und daß einzelne Bahnverwal- 
tungen als Regel alle Zugfolgestellen zu Zugmeldestellen erklärt 
haben. 

Die Verständigung über die Zugfahrten geschieht nun ent- 
weder durch Morseapparate (Fernschreiber) oder, soweit dies 


so antwortet N.: „Zug 107 ja“. Hierauf gibt die Abfahrstation 
M., damit volle Verständigung herbeigeführt wird, das tele- 
graphische Quittungszeichen, und der Zug darf nun abfahren. — 
Steht dagegen der Fahrt des Zuges 107 ein Hindernis entgegen, 
so antwortet die Ankunftsstation N.: „Nein warten“ und benach- 
richtigt die Abfahrstation M., soweit erforderlich, von dem 
Grunde der Ablehnung. Ist dieser Grund beseitigt, so nimmt 
Neustadt den Zug an durch das Telegramm: „Jetzt Zug 107 ja“, 
und es gibt hierauf die Abfahrstation Mühlheim das Quittungs- 
zeichen, und der Zug darf nun abfahren. 


Um Unklarheiten vorzubeugen, darf im allgemeinen kein 
Zug früher als 4 Minuten vor der mutmaßlichen Ab- oder Durch- 
fahrt angeboten werden. Auch darf in der Regel kein Zug an- 
geboten werden, solange ein anderer Zug in derselben oder in 
der Gegenrichtung unterwegs ist. Ist ein vorhergehender Zug 
in derselben Richtung unterwegs, so darf indessen der folgende 
Zug angeboten werden, wenn der vorhergehende die von der 
Abfahrstation an nächste Zugfolgestelle (Blockstelle) passiert 
hat. Im vorliegenden Beispiel darf also Mühlheim einen zweiten 
Zug anbieten, wenn der erste über die Blockstelle b hinaus- 
gefahren ist. Wollte man dies nicht gestatten, so würde man 
die Züge nur in Bahnhofsabstand M—N folgen lassen können. 
Fährt dagegen der vorhergehende Zug in der Gegenrichtung, so 
ist, wenn zwischen den Zugmeldestellen Blockstellen liegen, 
eine Ergänzung obiger Telegramme durch weitere Zusätze 
vorgeschrieben. 

Zur äußersten Sicherheit besteht die Vorschrift, daß auch 
dann, wenn ein Zug nicht in der vorgeschriebenen Form an- 
geboten wird, die Antwort: „Nein warten“ zu geben ist, selbst 
wenn an sich eine Zugfahrt möglich wäre. Mit anderen Worten: 
Keine Zugfahrt dari stattfinden, wenn nicht eine ganz zweifels- 
freie Verständigung zwischen Abfahr- und Ankunftstation statt- 
gefunden hat. 

Eine Ergänzung der Verständigung durch Anbieten und An- 
nehmen bildet das Rückmelden. Durch das Rückmelden wird 
bestätigt, daß die Zugfahrt ordnungsmäßig verlaufen und der 
von dem Zuge verlassene Gleisabschnitt wieder frei ist. Da es 
sich hierbei für die Zugfolge nur um den Gleisabschnitt bis zur 
nächsten Zugfolgestelle handelt, so erfolgt das Rückmelden 
von Zugfolgestelle zu Zugfolgestelle. Zurückzumelden ist der 


Zug, sobald er auf einer Zugfolgestelle mit dem Schlußsignal 
(s. S. 324) eingetroffen oder durchgefahren und das Einfahr- 
signal oder das Blocksignal auf Halt zurückgestellt ist. 

Ist die Bahn zweigleisig, so fällt das Anbieten und An- 
nehmen vor der Zugfahrt in der Regel fort. Damit indessen die 
Ankunftstation erfährt, daß ein Zug von der Abfahrstation nach 
ihr zu unterwegs ist, wird dieser Zug ihr von der Abfahrstation 
abgemeldet, sobald er auf der Abfahrstation ab- oder durch- 
fährt. Die Abmeldung erfolgt, nachdem die angerufene Ankunft- 
station sich gemeldet hat, in der Form: „Zug 107 ab 6.15“. Hier- 
auf gibt die Ankunftstation das Quittungszeichen. 


Auf denjenigen deutschen Bahnen, die alle Zug- 
folgestellen als Zugmeldestellen erklären, geschieht 
das Abmelden allgemein von Zugfolgestelle zu Zug- 
folgestelle. Im übrigen werden Blockstellen nur bei 
besonderer Lage der Verhältnisse zur Abmeldung 
herangezogen. 

Wir haben gesehen, daß an Stelle des auf eingleisigen 
Bahnen vorgeschriebenen Anbietens und Annehmens vor Beginn 
der Zugfahrt, auf zweigleisigen Bahnen das Abmelden bei be- 
zinnender Zugfahrt tritt. Nach beendeter Zugfahrt findet da- 
gegen hier wie dort das Rückmelden von Zugfolgestelle zu Zug- 
folgestelle statt. Ist dies auf zweigleisiger Bahn geschehen, so 
wird auf dieser nunmehr das betreffende Streckengleis wiederum 
als bis zur nächsten Zugfolgestelle frei betrachtet; es darf 
nun also wiederum ohne weiteres ein Zug hinter dem voran- 
gegangenen abgelassen werden, für den wiederum Abmeldung 
und Rückmeldung stattzufinden haben. Um den Unterschied 
nochmals hervorzuheben, so werden: 

Auf eingleisigen Strecken die Züge: 

a) angeboten und angenommen, 
b) zurückgemeldet, 


auf zweigleisigen Strecken die Züge: 
a) abgemeldet, 
b) zurückgemeldet. 

Außer diesen unter allen Umständen erforderlichen Mel- 
dungen kann die zuständige Eisenbahnverwaltung bei besonderen 
örtlichen Umständen weitere Meldungen vorschreiben. Sind in 
einzelnen Fällen bei der Handhabung des Zugmeldeverfahrens 
neben der Abgabe der vorgeschriebenen Telegramme Erkundi- 
gungen einzuziehen oder Aufklärungen zu erteilen, so darf dazu 
der Fernsprecher auch auf den Linien benutzt werden, die sonst 
für den Zugmeldedienst mit Fernschreibern ausgerüstet sind. 


Alle Hauptbahnen 
mit besonders 
dichter Zugfolge 
werden gemäß Vorschrift der Betriebsordnung mit 
elektrischer Streckenblockung ausgerüstet. Wie aus 
den Ausführungen im Kap. V hervorgeht, lassen 
sich mit diesen Blockeinrichtungen Zugmeldungen, 
und zwar Abmeldungen und Rückmeldungen, geben, 
die in mehrfacher Hinsicht zwangsweise wirken, d. h. 
gefährliche Mißgriffe ausschließen. Die Ab- und 
Rückmeldungen erfolgen stets von Zugfolgestelle zu 
Zugfolgestelle. 


b) Zugmeldeverfahren auf Linien 
mit Streckenblockung. 


Wie im übrigen das Zugmeldeverfahren sich zu gestalten 
hat, d. h. wie die Blockbedienung im besonderen zu geschehen 
hat und ob und welche Zugmeldetelegramme neben den Block- 
meldungen noch zu wechseln sind, wird von jeder Bahnver- 
waltung für ihr Netz durch besondere Vorschrift unter Berück- 
sichtigung der vorhandenen Einrichtungen bestimmt. 
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Von den die Draht- 
leitungen durcheilenden 
Zugmeldedepeschen und Blockmeldungen erfährt das 
Streckenpersonal nichts. Damit nun die Schranken- 
wärter von dem Abgange der Züge benachrichtigt 
werden können, um die Schranken rechtzeitig zu 
schließen, sind nach der Betriebsordnung die Haupt- 
bahnen und diejenigen Nebenbahnstrecken, die mit 
mehr als 40 km Geschwindigkeit befahren werden, mit 
Läutewerken oder anderen geeigneten Einrichtungen 
(z. B. Streckenfernsprecher) versehen. 


c) Das Abläuten der Züge. 


Die bei den Schrankenwärterposten angeordneten Läute- 
werke werden (vergl. Kap. V) mittels Induktors durch eine 
Drahtleitung in Tätigkeit gesetzt, die in der Regel zwischen 
je zwei benachbarten Zugmeldestellen Kreisschluß bildet. Beim 
Abläuten ertönen daher die Läutewerke von Zugmeldestelle zu 
Zugmeldestelle, also in dem in Abb. 1 Seite 326 dargestellten 
Falle von Mühlheim nach Neustadt über die Blockstellen b und c 
hinweg. Mit den Läutewerken können vier verschiedene 
Signale gegeben werden. Eine bestimmte Anzahl von Glocken- 
schlägen (z. B. fünf) wird ein-, zwei-, drei-, oder sechsmal ge- 
geben. Wenn die bevorstehende Fahrt eines Zuges bekannt- 
gegeben werden soll, so ertönen fünf Glockenschläge einmal 
oder zweimal, je nachdem der Zug in der einen oder anderen 
Richtung fahren soll. Meist werden die Züge mit ungerader 
Nummer durch einmalige, diejenigen mit gerader Nummer durch 
zweimalige Abgabe der festgesetzten Anzahl Glockenschläge ab- 
geläutet. Das Abläutesignal ist vor der Abfahrt oder der mut- 
maßlichen Durchfahrt eines Zuges und zwar, um Mißverständ- 
nissen vorzubeugen, in der Regel nicht früher als drei Minuten 
vorher zu geben. | 

Kann ein Zug innerhalb 15 Minuten nach dem Abläuten nicht 
abfahren, so ist das Abläutesignal durch das Ruhesignal zurück- 
zunehmen, wenn die Verzögerung den Schrankenwärtern nicht 
durch Fernsprecher mitgeteilt worden ist. Das Ruhesignal be- 
steht in dreimal der festgesetzten Anzahl Glockenschläge. Das- 
selbe Signal wird, seinem Namen entsprechend, auf solchen 
Bahnstrecken, wo kein ununterbrochener Dienst besteht, nach 
dem Eintreffen des letzten Zuges in der der Fahrrichtung ent- 
gegengesetzten Richtung gegeben. 

Von dem Gebrauch des vierten Abläutesignals, des Gefahr- 
signals (sechsmal die festgesetzte Anzahl Glockenschläge), wird 
bei Erörterung der besonderen Vorkommnisse zu reden sein. 


Bei besonderen Er- 
eignissen auf der 
Strecke, wie Zug- 
entgleisungen, Zusammenstößen usw., muß es möglich 
sein, von den Bahnhöfen Hilfe herbeizurufen. Die 
Betriebsordnung schreibt deshalb für Hauptbahnen 
vor, daß Vorrichtungen zum Herbeirufen von Hilfe 
auf der freien Strecke in Entfernungen von höchstens 
4 km vorhanden sein müssen, wenn nicht die Züge mit 
solchen Vorrichtungen ausgerüstet sind. 


d) Vorrichtungen zum Herbei- 
rufen von Hilfe. 


Als solche Vorrichtungen wurden früher allgemein Fern- 
schreibapparate oder die dafür besonders hergerichteten Läute- 
werke verwendet. Seit der Erfindung des Fernsprechers ist 
man bei den deutschen Bahnverwaltungen in immer zunehmen- 
dem Maße dazu übergegangen, die Bahnlinien mit Strecken- 
fernsprechern auszurüsten. Da das Personal, das in die Lage 
kommt, solche Notdepeschen von der Strecke abzugeben (Bahn- 
wärter, Zugführer, Schaffner usw.), niemals die gleiche Übung 
im Telegraphieren haben kann, wie die täglich damit befaßten 
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Beamten, so ist der Fernsprecher hier viel geeigneter. Er hat 
zugleich den Vorteil, daß er zur sonstigen Verständigung mit 
den Bahnwärtern benutzt werden kann. 


3. Der Zug unterwegs. 


Der Lokomotivführer muß, um seinen Zug sicher 
führen zu können, streckenkundig sein. 


Nicht nur die Hauptsignale (vergl. Kap. V), auch einzel- 
stehende Häuser oder Kirchtürme, eigenartig geformte Baum- 
gruppen, an denen er vorbeifährt, der Wechsel von Damm- 
schüttung und Einschnitt lassen den streckenkundigen Lokomotiv- 
führer jederzeit wissen, an welcher Stelle der Bahnstrecke er 
sich befindet. So kann er nach den ihm bekannten Steigungen 
und Gefällen, nach der Lage der Stationen und der Stellung der 
Signale den Lauf seiner Lokomotive regeln. Der Heizer soll 
sich die gleiche Ortskenntnis aneignen. Lokomotivführer und 
Heizer haben die Bahn, sowie alle ortsfesten und die etwa vom 
Streckenpersonal oder aus dem Zuge gegebenen Signale sorg- 
fältig zu beachten, namentlich sich in Bahnkrümmungen davon 
zu überzeugen, daß der Zugschluß vorhanden ist, ob nicht etwa 
ein Wagen brennt und dergl. Wird dem Zuge ein Haltsignal 
gegeben, so ist der Zug, wenn irgend möglich, so schnell zum 
Stehen zu bringen, daß seine Spitze das Haltsignal noch nicht 
erreicht. Ist der Führer über die Bedeutung eines Signals im 
Zweifel, so hat er besonders vorsichtig zu fahren und falls das 
Signal Halt bedeuten kann, den Zug zum Halten zu bringen. 
Im übrigen ist der Zug genau mit der fahrplanmäßigen Ge- 
schwindigkeit zu befördern, soweit nicht besondere Umstände 
dies verhindern. Während der ganzen Fahrt müssen Loko- 
motivführer und Heizer sich beständig von dem dienstfähigen 
Zustande der Lokomotive überzeugen. 

Auf Zügen, die mit durchgehender Bremse gefahren werden, 
hat der Lokomotivführer diese zu bedienen. Auf mit Hand- 
bremse gefahrenen Zügen hat er das Zeichen zum Bremsen zu 
geben. Hierzu und zu sonstiger Signalgebung hat er die Dampi- 
pfeife zur Verfügung (vergl. Kap. V). Will er zum Anziehen 
der Bremsen auffordern, so bedeutet ein kurzer Ton ein mäßiges 
Anziehen, drei kurze Töne schnell hintereinander ein starkes 
Anziehen der Bremsen. Zum Lösen der Bremsen fordert er 
dann durch zwei mäßig lange Töne hintereinander auf. End- 
lich sieht die deutsche Signalordnung noch das Signal „Achtung“ 
vor, ein mäßig langer Ton. Das Signal wurde früher vor jeder 
Ingangsetzung eines Zuges oder einer Lokomotive gegeben. 
Man hat seine Benutzung aber, um überflüssiges Pfeifen zu ver- 
meiden, in neuerer Zeit sehr eingeschränkt; namentlich ist es 
beim Ingangsetzen der Personenzüge fortgefallen; es soll 
gegeben werden vor Ingangsetzen der Militär- und Güterzüge, 
im übrigen wenn es notwendig erscheint, eine Person zu warnen 
oder die Aufmerksamkeit der Zug- oder der sonstigen Bahn- 
beamten zu erregen. 

In Gefahrfällen gibt der Lokomotivführer das Signal zum 
stark Bremsen mehrmals hintereinander mit kurzen Unter- 
brechungen (Notsignal). 

Das Zugbegleitpersonal hat bei normal verlaufender Fahrt 
im allgemeinen unterwegs hinsichtlich der Betriebssicherheit nur 
die Aufgabe, den Zug und die Strecke zu beobachten, und bei 
Handbremsen diese zu bedienen. Der Zugführer muß deshalb 
Streckenkenntnis besitzen. Das Eingreifen des Zugbegleit- 
personals bei besonderen Vorkommnissen wird bei diesen er- 
örtert werden. Wegen der Tätigkeit des Streckenpersonals für 
den fahrenden Zug s. Kap. XIM. 


C. Der Zug innerhalb der Stationen. 


1.Dienstregelungaufden Stationen. 


Wie im Kap. IV des näheren ausgeführt ist, dienen 
die Stationen in der Hauptsache zwei Zwecken. Der 
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Nichtfachmann denkt oft nur an den einen, an die 
Aufnahme und Abgabe des Verkehrs, der zu 
befördernden Reisenden mit ihrem Gepäck, der Güter, 
Tiere usw. Damit der Verkehr aber stattfinden kann, 
muß das bewerkstelligt werden, was man Eisenbahn- 
betrieb nennt, es müssen die Züge gebildet werden 
und hin- und herlaufen, um so Beförderungsgelegen- 
heit für den Verkehr zu bieten. 

Auch die Handhabung des Betriebes hat ihren Hauptsitz in 
den Stationen, da dort nicht nur die Züge gebildet werden, 
sondern da von dort aus auch der Lauf der Züge geregelt wird. 
Außer der Verkehrsabiertigung und dem äußeren Betrieb gehört 
zum Stationsdienst noch alle diejenige Tätigkeit, die darauf 
hinausläuft, daß die allgemeine Ordnung aufrecht erhalten 
wird. Sie greift zum Teil in die übrigen Dienstzweige mit ein. 
Zweige des allgemeinen Stationsdienstes bilden so die Wahr- 
nehmung des Telegraphendienstes, der Wagenmeldedienst, die 
äußere Bewachung der Station, die Verwaltung der Stations- 
kasse, die Leitung der auf der Station tätigen Beamten und der 
dort stationierten Zugbegleitbeamten, die Annahme und Löhnung 
der Stationsarbeiter, die Erledigung des erforderlichen Schreib- 
werks. Der besonderen Aufsicht des Stationsvorstehers unter- 
steht die Bahnhofswirtschaft. Die Stationsbeamten sind schließ- 
lich berufen, innerhalb des Stationsbereichs die Bahnpolizei aus- 
zuüben. 

Für alle diese Tätigkeitszweige ist auf großen Stationen 
eine beträchtliche Zahl von Beamten und Arbeitern vorhanden. 
Wie diese nach der Einteilung der Dienstzweige auf den ver- 
schiedenen deutschen Bahnen zu Dienststellen gruppiert sind, ist 
im Kap. XXVII ausführlich dargelegt. Hier sei nur, um zu zeigen 
wie große Personalzahlen in Frage kommen, auf die nach- 
stehenden Angaben über das Personal auf dem Stettiner Bahn- 
hof in Berlin, dem Haupt-Personenbahnhof München und dem 
Verschiebebahnhof Dresden-Friedrichstadt hingewiesen: 


Abgerundete Gesamtzahlen der Beamten und Arbeiter auf: 


Stettiner Haupt- Verschiebe- 

Personen- ! personen- bahnhof 

Bahnhof bahnhof Dresden- 
Berlin München | Friedrichstadt 


Außerer Betriebsdienst 
Abfertigungsdienst und Fahr- 
kartenprüfung . 
Wagenunterhaltung 
Lokomotivpersonale und 
Schuppendienst 
Zugbegleitpersonale 


Von den gesamten Zweigen des Stationsdienstes beschäf- 
tigen uns hier nur die den Eisenbahnbetrieb betreffenden, also 
die Bildung und Zerlegung der Züge, ihre Ingangsetzung und 
alles, was aus dem allgemeinen Stationsdienst an Aufsichtstätig- 
keit und Schreibwerk sich auf diese Dinge bezieht, wobei un- 
erörtert bleibt, was etwa die Betriebsbeamten daneben im Ver- 
kehrsdienste für Aufgaben zu erledigen haben. Die den Eisen- 
bahnbetrieb auf einer Station unter und mit dem Vorsteher 
leitenden Beamten hießen früher bei Ausübung dieser Tätigkeit 
allgemein: „Diensttuende Stationsbeamten“. Durch die Eisen- 
bahn-Bau- und -Betriebsordnung von 1905 und ihre Ergänzungen 
ist dies dahin geändert, daß man, um schärfer zum Ausdruck zu 
bringen, welche Beamten für den wichtigsten Teil des Stations- 
dienstes, die Regelung des Laufes der Züge verantwortlich sind, 
unterscheidet zwischen Fahrdienstleitern und Stationsaufsichts- 
beamten. Fahrdienstleiter ist der Beamte, der die Zugfolge 


*) Zur Zeit des stärksten Verkehrs etwa 30 v. H. mehr. 
ac WE BEER ARAT" r etwa 15 v H. mehr. 


” 
***, Das im Wagenausbesserungsdienst beschäftigte Personal ist hier 
nicht mit aufgeführt, da es der Hauptwerkstätte untersteht. 


innerhalb eines Bezirks unter eigener Verantwortung regelt. 
Bezirk in diesem Sinne ist ein Streckenabschnitt von Zugfolge- 
stelle zu Zugfolgestelle oder eine Fahrstraße im Bahnhof oder 
beides zusammen. Der Stationsaufsichtsbeamte hat die Leitung 
und Beaufsichtigung aller im Bereich der Station sich ereignen- 
den Betriebsvorgänge, die sich nicht auf die Regelung der Zug- 
folge beziehen, namentlich also die Bildung und Zerlegung der 
Züge, ihre Bereitstellung zur Abfahrt, den Zugdienst an den 
Bahnsteigen, das Zustellen der Güterwagen zu den Güter- 
schuppen und sonstigen Ladestellen usw. „Fahrdienstleiter“ 
sowohl wie „Stationsaufsichtsbeamter“ bezeichnet nicht den 
gesamten Tätigkeitskreis eines Beamten, sondern je eine sachlich 
abgegrenzte Gruppe von Pflichten. Hiernach kann ein Beamter 
gleichzeitig Fahrdienstleiter und Aufsichtsbeamter sein. Auf 
kleinen und mittleren Stationen, soweit der ganze Außendienst 
von einem Beamten wahrgenommen wird, ist dies sogar regel- 
mäßig der Fall. Auf großen Bahnhöfen, wo mehrere Beamte 
gleichzeitig im Außendienst tätig sind, wird man im allgemeinen 
bestrebt sein, die Fahrdienstleitung vom Aufsichtsdienst mög- 
lichst zu trennen. Ein Bahnhof kann dabei in mehrere, je mit 
einem Fahrdienstleiter besetzte Bezirke zerfallen. Die übrigen 
Geschäfte des Betriebsdienstes werden dann, soweit die Fahr- 
dienstleiter sie nicht in ihren Bezirken mit wahrnehmen, beson- 
deren Aufsichtsbeamten übertragen, deren jeder einem Auf- 
sichtsbezirk des Bahnhofs vorsteht. Die Dienstaufgaben werden 
so scharf wie möglich gegen einander abgegrenzt. Bei allen Ver- 
richtungen, die den Zuglauf beeinflussen können, hat der Auf- 
sichtsbeamte sich der Zustimmung des Fahrdienstleiters zu ver- 
sichern. Das gilt z. B., wenn er einen Zug zur Abfahrt in ein 
Bahnsteiggleis setzt. — Auf einer Blockstelle ist der Blockwärter 
Fahrdienstleiter. Auf nicht mit Betriebsbeamten besetzten 
Haltepunkten und auf Zugfolgestellen der Nebenbahnen, die von 
Agenten oder Frauen verwaltet werden, ist der Zugführer wäh- 
rend des Aufenthalts der Züge im ersten Falle Aufsichtsbeamter, 
im zweiten Fahrdienstleiter. Auf den Preußisch-Hessischen 
Staatsbahnen hat man neuerdings mit Erfolg versucht, die Fahr- 
dienstleitung in Balnhofsfahrdienstleitung und Streckenfahr- 
dienstleitung derart zu trennen, daß der Bahnhofsfahrdienst- 
leiter die Einfahrt in den Bahnhof, der Streckenfahrdienstleiter, 
der den Zugmeldedienst wahrnimmt, die Fahrt vom Bahnhof 
nach der nächsten Zugfolgestelle gestattet. 


Die Besonderheiten eines Bahnhofs und seiner Einrich- 
tungen werden, es sei denn, daß die Verhältnisse ganz einfach 
liegen, in einer Bahnhofdienstanweisung (Merkblatt, Merkbuch) 
vermerkt, mit dessen Inhalt alle Beamten genau vertraut sein 
müssen. Für das Stationspersonal wird eine Diensteinteilung 
aufgestellt, worin die Dauer der Dienstschichten, die in die 
Dienstschichten fallenden Pausen und die Ruhezeiten angegeben 
sind. (Vergl. auch Kap. XXVIII.) Besondere Sorgfalt wird auf 
die Dienstübergabe von einem Beamten auf den ablösenden 
Beamten verwendet. 


2. Die Bahnhoffahrordnung. 


Auf einem Bahnhof in Durchgangsform einer zweigleisigen 
Eisenbahn läßt sich auf den beiden durchgehenden Hauptgleisen 
eine recht beträchtliche Zahl von Zügen durchbringen. So durch- 
laufen den Bahnhof Friedrichstraße in Berlin auf jedem der 
beiden Ferngleise zu Zeiten stärksten Verkehrs, außer den 
Lokomotivfahrten, binnen 24 Stunden 167 Züge. Da aber die 
Züge sich nicht gleichmässig über die ganze Tagesdauer ver- 
teilen, vielmehr, abgesehen von einer nächtlichen Ruhepause von 
etwa *a Stunden, sich zu gewissen Stunden zeitlich eng zu- 
sammendrängen, so hat sich die Hinzufügung je eines Bahnsteig- 
gleises für jede Fahrrichtung als erforderlich herausgestellt. Das 
also auf einem Bahnhof mit den einfachsten Betriebsverhält- 
nissen, wo weder Überholen noch Kehren von Zügen erforderlich 
ist, lediglich, um für die auf der Strecke sich zeitweise dicht 
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folgenden Züge an den Bahnsteigen durch Verdoppelung der _ 
Gleiszahl einen größeren Aufenthalt für Ein- und Aussteigen 
herausschlagen zu können. Auf den meisten größeren und mitt- 
leren Bahnhöfen in Durchgangsiorm liegen verwickeltere Be- 
triebsbedürinisse vor. So werden (vergl. Kap. IV) in der Regel 
die Güterzüge aus den durchgehenden Hauptgleisen in besondere 
Hauptgütergleise (auch wohl Güterzugsüberholungsgleise 
genannt) abgelenkt, in denen dann mit ihnen die erforderlichen 
Verschiebebewegungen zum Absetzen und Mitnehmen von Güter- 
wagen vorgenommen werden können. Inzwischen sind die 
durchgehenden Hauptgleise für den Verkehr von überholenden 
Personenzügen frei. Eine fernere Vermehrung der Hauptgleise 
einer Unterwegsstation wird erforderlich, wenn daselbst lang- 
samer fahrende Personenzüge von Schnellzügen überholt werden 
sollen und wenn zwischen den gegenüber voneinander an dem- 
selben Bahnsteig haltenden Zügen ein Austausch von Reisenden 
stattfinden soll. Unterwegsstationen, auf denen außerdem Züge 
endigen und entspringen, sowie solche, auf denen Bahnen seit- 
lich abzweigen, so daß für die Züge teils Übergang stattfindet, 
bedingen gleichfalls eine Vermehrung der Bahnsteiggleise. Be- 
sonders groß im Verhältnis zur Zahl der Züge ist aber die Zahl 
der erforderlichen Bahnsteiggleise auf Bahnhöfen in Kopfform, 
weil hier die Züge die Bahnsteiggleise längere Zeit in Anspruch 
nehmen. So ist z. B. der Anhalter Bahnhof in Berlin, auf dem 
auf 6 Bahnsteiggleisen täglich rund 80 Züge verkehren, voll aus- 
genutzt. Endlich ist auch auf größeren Verschiebebahnhöfen 
meist eine große Zahl von Ein- und Ausfahrgleisen für die 
Güterzüge vorhanden. Wenn oben (S. 325) gesagt wurde, daß 
man die Regel des Rechtsfahrens im allgemeinen auch innerhalb 
der Bahnhöfe durchzuführen bestrebt ist, so kann man das nicht 
immer, wenn mehr als die zwei durchgehenden Hauptgleise 
vorhanden sind. Wie innerhalb eines Bahnhofs mit vermehrten 
Gleisen jeder Zug zu fahren hat, ergibt sich im allgemeinen aus 
der Zweckbestimmung der Gleise und dem Fahrplan. Immerhin 
gibt es Fälle genug, wo die Entscheidung zweifelhaft sein kann. 
Zur Vermeidung von Unordnung und Unfällen ist es aber er- 
forderlich, daß für jeden fahrplanmäßigen Zug sein Weg inner- 
halb des Balınhofs ein für allemal feststeht. Deshalb schreibt 
die deutsche Betriebsordnung vor: 


Über die Benutzung der Gleise zur Ein-, Aus- 
oder Durchfahrt der Züge sind für Bahnhöfe, wo in 
einer Richtung mehrere Fahrstraßen vorkommen, 
bestimmte Vorschriften (Bahnhoffahrordnung) zu er- 
lassen, von denen nur in Ausnahmefällen unter Ver- 
antwortlichkeit des Fahrdienstleiters abgewichen 
werden darf. 


Bei der Aufstellung einer Fahrordnung gilt der Grundsatz, 
daß möglichst viele Ein- und Ausfahrten von Zügen gleichzeitig 
geschehen können; denn auch solche Fahrten, die an sich nicht 
gleichzeitig sind, fallen bisweilen infolge von Zugverspätungen 
zusammen. Man sucht deshalb und auch im Sicherheitsinteresse 
Kreuzungen von Fahrten in Schienenhöhe tunlichst zu vermeiden, 
Diese Rücksicht ist natürlich, wie im Kap. IV ausgeführt, schon 
bei den Entwürfen der Gleispläne zu den Bahnhöfen maßgebend. 


Die Bahnhoffahrordnung in tabellarischer Form führt (vergl. 
das umstehend angeführte Beispiel aus der Fahrordnung des 
Bahnhofs Oldenburg), wie ein tabellarischer Fahrplan, nach- 
einander von Mitternacht bis Mitternacht, alle Züge, die auf 
einem Bahnhofe ein- und ausfahren, mit ihren Ankunits- und 
Abfahrtszeiten auf und gibt bei jedem an, welchen Weg er durch 
die Gleise und Weichen des Bahnhofs einschlägt. Sie wächst 
bei großen Bahnhöfen zu einem stattlichen Bande an. Viel über- 
sichtlicher ist hier, ebenso wie bei den Fahrplänen, die bildliche 
Form, von der namentlich die Bayerischen Staatsbahnen in 
großem Umiange Gebrauch machen, die aber insbesondere für 
große Bahnhöfe auch bei den anderen deutschen Bahnen Ver- 
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ichtung a $ . | emerkungen 
No, Bezeichnung | No. |- iaaii ‚| An- -Ab aus durch Uhr 
| | von nach kunft | fahrt Gleis Gleis 


| | | | 
N. Bremen Wilhelmshaven 2.39 


153 | Personenzug 3.06 

154 Viehzug | 6335 Weener Oldenburg | 2.39 — Nur Werktags nach Bedarf 
155 Viehzug |6745b]| Brake Oldenburg 24 | — Nur nach Bedarf 

156 Schnellzug | 106 Bremen Wilhelmshaven | 2.48 | 2.54 

157 | Personenzug | 146 Oldenburg Brake =s ifa 


wendung findet. Die Darstellung kann sich verschiedener Zeichen 
bedienen. Bei dem unten wiedergegebenen Beispiel (s. Abb. 2) 
bedeutet jede der lotrechten Linien ein Hauptgleis, aber nicht in 
seiner räumlichen Erstreckung, sondern in seiner zeitlichen Be- 
nutzung, die für jeden Zug durch eine Verdickung der Gleislinie 
ihrer Dauer nach dargestellt wird. Es ist daraus genau ersicht- 


einzelnen Hefte nicht zu dick werden zu lassen und zur besseren 
Übersicht werden dabei alle Züge, die denselben Weg verfolgen, 
zusammengefaßt. Das nachstehend abgedruckte Beispiel zeigt, 
wie aus solcher Fahrordnung nicht nur die Gleisbenutzung, 
sondern auch das dem Zugpersonal sich bietende Signalbild 
ersichtlich ist. 


lich, wie Zug 3877 von Zug 121, Zug 4168 von Zug 186, Zug 2933 
von Zug 11 überholt wird, wie zwischen Zug 120 und Zug 144 


7 2. 2. 4. 5. 6. 7, 
. . 1 . Pi . reed be Z 
auf Gleis II eine Pause von 1*/2 Stunden liegt, die zu Gleisaus- ae Eintahire 4 Ausfahrt |ou 
besserungsarbeiten benutzt werden kann, wie Zug 174 auf REE g r j i 13 1 mer 
; der Züge | Richtung |<; aid | 5 | Signamira | Richtung | kungen 
Gleis II ankommt und nach Gleis I gesetzt wird, um dort als von | SIE a a | nach 


Zug 173 wieder abzugehen, wie Zug 224 auf dem Bahnhofe 


endigt, Zug 191 auf ihm entspringt usw. Bahnhof Fredersdorf. 
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Abb. 2. Bildliche Darstellung der Fahrordnung. NER 


3.Abfiahrt, Ein- und Durchfahrtder 
Züge. 


Hauptgrundsatz für die Handhabung des Zug- 
betriebes ist: „Keine Zugfahrt darf gestattet werden, 
bevor nicht zweifelsfrei festgestellt ist, daß der Weg 
für diese Zugfahrt frei und in Ordnung ist.” 


Das Gestatten von Zugfahrten spricht sich bei Einfahrten 
und Durchfahrten lediglich darin aus, daß die betreffenden 
Signale auf Fahrt gestellt werden. Bei einer Zugabfahrt muß 
dagegen nach der Fahrtstellung des Ausfahrsignals noch der 
eigentliche Abfahrauftrag erteilt werden, nachdem der hierfür 
zuständige Beamte sich davon überzeugt hat, daß der Abfahrt 
selbst nichts entgegensteht, also, daß die planmäßige Abfahrzeit 
herangekommen ist, daß der Zug zur Abfahrt fertig ist usw. 


Wie wir oben gesehen haben, ist der Fahrdienstleiter der- 
ienige Beamte, der für einen Gleisbezirk die Zugfolge unter 
eigener Verantwortung regelt, von dem also die Erlaubnis zum 
Stattfinden einer Zugfahrt, soweit es sich um die Zugfolge 
(S. 325) handelt, erteilt wird. Wo der Fahrdienstleiter der 
einzige diensttuende Beamte ist — auf kleinen Stationen —, 
liegen auch die übrigen Feststellungen und Handlungen für die 
Sicherheit einer Zugfahrt allein in seiner Hand. Er hat zu 
prüfen, ob die von einem Zuge zu befahrende Fahrstraße frei 
ist, und ob die in der Fahrstraße liegenden Weichen richtig 
stehen. Dann stellt er selbst das Ein- oder Ausfahrsignal und 
gibt bei abfahrenden Zügen schließlich, wenn der Zug abfahrt- 
bereit ist, den Auftrag zur Abfahrt. Nicht so einfach lassen sich 
die Vorbedingungen für die Sicherheit einer Zugfahrt auf großen 
Bahnhöfen erfüllen, wo mehrere Beamte bei allen diesen Hand- 
lungen mitwirken, und zwar um so schwieriger, je größer die 
Zahl dieser Beamten ist. Und doch geben die auf den deutschen 
Bahnen in dieser Beziehung geltenden Regeln der Betriebs- 
ordnung und der Fahrdienstvorschriften selbst unter den ver- 
wickeltsten Verhältnissen volle Sicherheit, 

Zunächst sei nochmals betont, daß die Regelung der Zug- 
folge stets Sache des Fahrdienstleiters ist. Er darf also erst 
dann ein Ausfahrsignal auf Fahrt stellen oder durch seinen aus- 
drücklichen in jedem einzelnen Falle zu erteilenden Auftrag 
stellen lassen, wenn er sich davon überzeugt hat, daß der vor- 
ausgegangene Zug sich unter der Deckung der nächsten Zug- 
folgestelle befindet, und ferner bei eingleisigem Betriebe, daß 
das Gleis bis zur nächsten zur Kreuzung geeigneten Station nicht 
durch einen Gegenzug beansprucht ist. Daß ihm diese Aufgabe 
bei Vorhandensein einer elektrischen Streckenblockung sehr er- 
leichtert wird, ändert an seiner Verpflichtung nichts. 


Während hiernach die Feststellungen bezüglich der Zug- 
folge stets dem Fahrdienstleiter persönlich obliegen, läßt sich 
dies für die ferner vor jeder Zugfahrt erforderlichen Fest- 
stellungen, ob die Fahrstraße (d. h. der innerhalb des Bahnhofes 
vom Zuge zu durchfahrende Weg) frei ist, und ob die in dieser 
Fahrstraße liegenden Weichen richtig stehen, schon wegen der 
räumlichen Ausdehnung der Bahnhöfe oft nicht durchführen. Wo 
daher diese Feststellungen nicht vom Fahrdienstleiter selbst 
vorgenommen werden können, werden sie für bestimmt ab- 
gegrenzte Bezirke anderen Beamten übertragen, und zwar in der 
Regel Aufsichtsbeamten oder den Stellwerkswärtern. Der 
hierin liegenden unvermeidlichen Erschwerung steht nun eine 
wesentliche Vereinfachung gegenüber. Wo die Weichen mit den 
Signalen derart in Abhängigkeit stehen, daß ein Signal erst 
auf Fahrt gestellt werden kann, wenn die Weichen richtig 
stehen, und daß die Weichen in dieser richtigen Stellung ver- 
schlossen sind, solange das Signal auf Fahrt steht, da darf von 
der Prüfung der Weichenstellung, weil sie durch die Stellwerke 
dem Beamten in zuverlässigster Weise abgenommen wird, ab- 
gesehen werden. Auf allen Stationen von irgendwelcher 
etwas größeren Bedeutung ist dies aber auf den deutschen 
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Bahnen in der Regel der Fall. Die Mitwirkung anderer Be- 
amter bei den vor der Zugfahrt erforderlichen Feststellungen 
erstreckt sich daher in der Regel nur auf die Feststellung, ob 
die Fahrstraße frei, d. h. nicht von Fahrzeugen besetzt ist. 
Diese Feststellung kann, soweit sie nicht durch den Fahrdienst- 
leiter selbst geschieht, vor oder nach dem von ihm zu erteilenden 
Signalauftrag erfolgen. Jedenfalls aber wird das Signal nicht 
eher- gestellt, als bis diese Feststellung in allen Teilen ab- 
geschlossen ist, denn der für das Stellen des Signals verant- 
wortliche Beamte muß (nach ausdrücklicher Vorschrift der 
Betriebsordnung) über das Ergebnis dieser Feststellung unter- 
richtet sein, und er darf das Signal nicht auf Fahrt stellen, bevor 
das Gesamtergebnis dieser Feststellung an ihn gelangt ist, 
soweit er es nicht selbst durch Feststellung in einem ihm hier- 
für übertragenen Bezirk zum Abschluß zu bringen hat. Das 
Erscheinen des Fahrsignals muß also in allen Fällen die Gewähr 
dafür geben, daß alle Vorbedingungen für die Sicherheit der 
Zugfahrt erfüllt sind und daß der Fahrdienstleiter diese Zug- 
fahrt gestattet hat. Falls der Abfahrauitrag für einen zur Ab- 
fahrt bereitstehenden Zug also von einem anderen Beamten als 
dem Fahrdienstleiter zu erteilen ist, z. B. von dem Aufsichts- 
beamten auf dem Bahnsteig, gilt für diesen das Stellen des 
Ausfahrsignals auf Fahrt als Zustimmung des Fahrdienstleiters. 


Wo Ausfahrsignale nicht vorhanden sind, hat die Prüfung 
des Freiseins der Fahrstraße und der richtigen Weichenstellung 
vor der Erteilung des Abiahrauftrages zu erfolgen. Wo (auf 
Nebenbahnen) Einfahrsignale fehlen, hat diese Prüfung vor der 
bevorstehenden Einfahrt eines Zuges zu geschehen. Steht der 
Einfahrt ein Hindernis entgegen, so ist der Zug durch Wärter- 
signale zum Halten zu bringen. 

Die Stellwerke gewährleisten in der Regel nicht nur, daß 
die von einem Zuge zu befahrenden Weichen richtig stehen; 
sie verhindern vielmehr auch in der Mehrzahl der Fälle, daß 
andere Züge oder Rangierfahrten aus Nachbargleisen dem Zuge 
in den Weg geraten. Im übrigen zilt die Regel: Die gleichzeitige 
Einfahrt oder Ein- und Ausfahrt mehrerer Züge darf nur ge- 
stattet werden, wenn ihre Fahrten getrennt verlaufen oder so 
gesichert sind, daß Gefährdungen nicht eintreten können. Ins- 
besondere darf bei Zugkreuzungen auf eingleisigen Strecken 
dem zweiten Zuge die Einfahrt erst gestattet werden, wenn der 
erste Zug den Ausfahrweg des zweiten geräumt und seine Ge- 
schwindigkeit so weit ermäßigt hat, daß mit Bestimmtheit zu 
erwarten ist, er werde zum Halten kommen, ohne den Einfahr- 
weg des zweiten Zuges zu berühren. 

Kein zur Personenbeförderung bestimmter Zug darf vor 
der im Fahrplan angegebenen Zeit abfahren. Dagegen dürfen 
Züge ohne Personenbeförderung, wenn nichts anderes bestimmt 
ist, soweit nicht etwa im Zustand der Strecke, im Verkehr der 
übrigen Züge usw. Hinderungsgründe vorl'gen, bis zu 
10 Minuten vor der fahrplanmäßigen Zeit abgelassen werden. 
Da bei Güterzügen für die Verschiebebewegungen auf den 
einzelnen Bahnhöfen je nach dem Verkehrsumfiang mehr oder 
weniger Zeit erforderlich ist, so kann man mithin auf einem 
Bahnhof, der heute zufällig wenig Verkehr hat, durch früheres 
Ablassen des Zuges Zeit gewinnen, um auf einem folgenden 
Bahnhofe, der heute zufällig starken Verkehr hat, diesen ohne 
Zugverspätung bewältigen zu können. 


D. Besonderheiten und Unregelmäßigkeiten 
im Fahrdienst. 
1. Verspätungen. 

Unbeschadet der Betriebssicherheit wird in jeder 
zulässigen Weise für die pünktliche Durchführung der 
Züge gesorgt. Treten gleichwohl Verspätungen ein, 
so haben in der Regel auf den deutschen Bahnen die 
Züge in folgender Reihenfolge den Vorrang vorein- 


u. 


ander: Sonderzüge Allerhöchster und Höchster Herr- 
schaften, Schnell- und Eilzüge, Personenzüge und 
Militärsonderzüge, Eilgüterzüge, Fern- und Durch- 
gangsgüterzüge, Nahgüterzüge. Dringliche Hilfszüge 
gehen allen anderen Zügen vor. 


Um Verspätungen wieder einzubringen, kürzt man den 
planmäßigen Aufenthalt auf den Stationen nach Möglichkeit ab. 
Dies geschieht bei Personenzügen selbst ohne Rücksicht auf den 
Postdienst und die Versorgung der Reisenden durch die Bahn- 
hofswirtschaften. Außerdem werden die zulässigen kürzesten 
Fahrzeiten angewendet. 


Bei Anschluß von Zügen und Dampfschiffen haben die Züge 
die Verspätung des anschließenden Zuges oder Dampischiffes 
bis zu einem gewissen Zeitpunkte abzuwarten, der für jeden An- 
schluß ein- für allemal festgesetzt ist. Es geschieht dies in 
den von jeder Verwaltung für ihren Bezirk herausgegebenen 
Vorschriften über die Wartezeiten. In diesen Vorschriften ist 
auch bestimmt, in welchen Fällen verspätete Anschlußzüge nach- 
zuführen oder Sonderzüge einzulegen sind und wenn Schnell- 
und Eilzüge ausnahmsweise halten sollen, um bei Zug- 
verspätungen Reisende aufzunehmen oder abzusetzen, und wie 
zu verfahren ist, wenn Kurswagen den Anschluß nicht erreichen 
(vergl. das nachstehende Beispiel aus der Wartezeitentabelle 
der württembergischen Staatsbahnen (Sommer 1910). 
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In allen den Fällen, wo Verspätungen so bedeutend sind, daß 
sie auf den weiteren Lauf des Zuges selbst und seiner Anschlüsse 
wesentlichen Einfluß haben, oder der Verkehr anderer Züge und 
der gesamte Betrieb der Strecke und anderer Strecken dadurch 
in Mitleidenschaft gezogen wird, werden sie durch Telegraph 
oder Fernsprecher vorgemeidet, unter Umständen auch auf an- 
schließende Strecken. Beträchtlichere Verspätungen werden 
den Fahrkartenausgaben mitgeteilt und den Reisenden durch 
Anschrift an den dafür bestimmten Stellen bekanntgegeben. 


2.Sonderzüge. 


Als Sonderzüge gelten auf den deutschen Eisen- 
bahnen alle Züge, die auf besondere Anordnung ge- 
fahren werden; dabei ist es einerlei, ob sie nur an 
einem einzelnen Tage oder während eines kürzeren 
oder längeren Zeitraums gefahren werden. 
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So können alle die Fahrten, die nicht Tag für Tag statt- 
finden, wie Bedarfszüge, Vor- und Nachzüge, Arbeitszüge, 
Lokomotivfahrten und Probefahrten je nach der Bestimmung der 
Bahnverwaltung als Sonderzüge oder als regelmäßig ver- 
kehrende Züge behandelt werden. Als Sonderzüge werden sie 
behandelt, sofern sie nicht im Fahrplanbuche als während eines 
bestimmten Zeitraums oder an bestimmten Tagen (daher regel- 
mäßig) verkehrende Züge aufgeführt sind. Diese scharfe Unter- 
scheidung ist von besonderem Werte für die Betriebssicher- 
heit, weil für den Verkehr von Sonderzügen besondere Vor- 
sichtsmaßregeln gelten. 


Diese Vorsichtsmaßregeln sind so sicher, daß man zu- 
gunsten der prompten Beförderung der Reisenden usw. auf den 
deutschen Bahnen es den Bahnhofsvorstehern in gewissen 
Fällen überlassen kann, selbständig Sonderzüge einzulegen. So 
sind z. B. auf den preußisch-hessischen Staatsbahnen die Bahn- 
höfe zum Einlegen von Sonderzügen ohne weiteres zuständig, 
wenn ein zu stark belasteter Zug geteilt werden muß, für Hilfs- 
züge und für Züge, die infolge von Betriebsstörungen umgeleitet 
oder eingelegt werden müssen, für einzelne Lokomotiven. 
Ferner aber können sie auch dann Sonderzüge einlegen, wenn 
bei Verspätungen durchgehender Personenzüge die Ablassung 
eines Vor- oder Nachzuges durch die Wartezeitvorschriften an- 
geordnet ist, und in gewissen anderen Fällen, wo sie ebenso 
durch die Vorschriften hierzu besonders ermächtigt sind. Im 
übrigen sind die mit der Leitung des Betriebes betrauten 
Organe, die Betriebsämter (bezw. deren Vorstände), in denselben 
Fällen und außerdem für Arbeitszüge zuständig, im übrigen nur 
die Eisenbahndirektion. Ähnliche Bestimmungen, mit den durch 
die verschiedene Organisation bedingten Abweichungen, be- 
stehen auf den anderen deutschen Bahnen. 


Auf Hauptbahnen dürfen Sonderzüge (abgesehen von Hilfs- 
zügen, s. unten) nur befördert werden, solange die Schranken- 
wärter im Dienste sind. Für jeden Sonderzug ist ein Fahr- 
plan aufzustellen. Dieser Fahrplan muß den vom Zuge zu be- 
rührenden Stationen und Blockstellen rechtzeitig mitgeteilt und 
das Stationspersonal muß davon unterrichtet werden. In der 
Regel werden Sonderzüge auch den Schrankenwärtern und dem 
Bahnunterhaltungspersonal angekündigt. Diese Ankündigung 
hat wenn tunlich schriftlich zu erfolgen. Reicht hierzu die Zeit 
nicht aus, so benachrichtigt man das Streckenpersonal durch 
Fernsprecher oder durch ein Signal an dem in der einen oder 
anderen Richtung vorhergehenden Zuge (siehe Kap. V). 

Auch das Zugpersonal eines Sonderzuges muß dessen Fahr- 
plan sowie das Fahrplanbuch für die von ihm zu durchfahrende 
Strecke in der Hand haben. Besondere Vorsichtsmaßregeln 
gelten, wenn andere Züge mit Sonderzügen zu kreuzen haben 
(sieke unter 5). 


3.AbweichungenvonderFahrordnung. 


Als wesentliche Grundlage der Betriebssicherheit haben wir 
(S. 329—330) die Fahrordnung kennen gelernt. Zusammen- 
stößen von Zügen und manchen anderen Arten von Unfällen wird 
dadurch besonders wirksam vorgebeugt, daß die Züge auf der 
freien Strecke zweigleisiger Bahnen regelmäßig ein bestimmtes 
(das rechte) Gleis befahren, und daß für alle Bahnhöfe, wo Züge 
einer Richtung mehrere Wege einschlagen können, der Weg für 
jeden fahrplanmäßigen Zug durch die Bahnhoffahrordnung genau 
vorgeschrieben wird. So wichtig diese Regeln sind, so kommen 
doch im praktischen Betriebe Fälle vor, wo man von ihnen ab- 
weichen muß, wenn man nicht den ganzen Betrieb zum Stocken 
bringen will. Wesentlich hierbei ist aber, daß solche Ab- 
weichungen nur in bestimmten Arten von Fällen zugelassen 
werden, und daß bei jeder Abweichung besondere Vorsichts- 
maßregeln beobachtet werden. Zu unterscheiden sind Ab- 
weichungen von der Fahrordnung innerhalb der Bahnhöfe und 
auf der freien Strecke. 


Von der Bahnhoiffahr- 
ordnung darf nur in Aus- 
nahmefällen abgewichen 
werden. Zuständig für solche Abweichungen ist der 
Fahrdienstleiter, der die Verantwortung dafür hat, 
daß solche Abweichung nur aus triftigen Gründen 
stattfindet und daß sie ohne Gefahr geschehen kann. 


So kann es z. B. durch eine Zugverspätung notwendig 
werden, daß auf einem Bahnhofe, auf dem dies fahrplanmäßig 
nicht geschieht, eine Überholung oder Kreuzung stattfindet, und 
daß infolgedessen einer der Züge in ein anderes Gleis einfahren 
muß, als eigentlich in der Bahnhoffahrordnung für ihn vor- 
gesehen ist. Von jeder solchen Abweichung muß das beteiligte 
Stationspersonal unter Angabe des Zuges und der nunmehr ein- 
zuhaltenden Fahrstraße schriftlich, telegraphisch oder durch 
Fernsprecher verständigt werden. Nur, wenn durch unmittel- 
bare Beaufsichtigung der Weichen- und Signalbedienung Miß- 
verständnisse sicher verhütet werden können, darf die Ver- 
ständigung auch mündlich erfolgen. Diese Vorschrift ist so 
streng, daß ein Signalwärter, dem der Auftrag, eine von der 
Bahnhoffahrordnung abweichende Fahrstraße einzustellen, durch 
Freigeben des Signal- oder Fahrstraßenhebels (vergl. Kap. V) 
erteilt wird, ohne daß er zuvor von der Abweichung 
unterrichtet ist, dem Auftrage nicht ohne weiteres nachkommen 
darf. Vielmehr muß er dann zuvor bei dem Fahrdienstleiter an- 
fragen, ob das Freigeben des Hebels nicht auf Irrtum beruht. 
Wird von der Bahnhoffahrordnung abgewichen, so kommt es 
leicht vor, daß die dem Zuge ausnahmsweise zugewiesene Fahr- 
straße eine geringere Geschwindigkeit bedingt, als die plan- 
mäßige, z. B: wegen zu durchfahrender Weichenkrümmungen. 
Das Zugpersonal muß in solchen Fällen, um Unfällen vorzu- 
beugen, -davon unterrichtet werden. Kann dies nicht durch ein 
Signal geschehen, oder ist zu befürchten, daß das Signal bei 
unsichtiger Witterung nicht deutlich erkannt werden könnte, so 
muß die letzte rückliegende Haltstation den Zug durch Vor- 
sichtsbefehl (siehe unten S. 337) verständigen. Sollte dies nicht 
mehr möglich sein, oder muß der Zug statt in ein durchgehendes 
in ein Stumpfgleis oder in ein Gleis eingelassen werden, das 
nicht in seiner ganzen Ausdehnung frei ist, so muß der Zug vor 
dem Einfahrsignal (auf Nebenbahnen unter Umständen durch 
Wärtersignal) gestellt werden. 


a) Abweichungen von der 
Bahnhoffahrordnung. 


b) Abweichungen vom Rechtsfahren erg 
auf zweigleisiger Bahn vom Rechts- 
5 fahren auf 


freier Strecke einer zweigleisigen Bahn (die natürlich 
in den beteiligten Bahnhöfen auch mit Abweichungen 
von der Bahnhoffahrordnung verknüpft sind) sind zu- 
lässig bei Gleissperrungen, für Arbeitszüge, Arbeits- 
wagen und Kleinwagen, für Hilfszüge und Hilfsloko- 
motiven, für zurückkehrende Schiebelokomotiven, 
endlich zwischen einem Bahnhof und der auf freier 
Strecke liegenden Weiche eines Anschlußgleises, 
wenn dies von der Eisenbahnverwaltung angeordnet 
ist. 

Bei solchen Abweichungen macht es einen wesentlichen 
Unterschied, ob das falsche Gleis ausnahmsweise befahren wird 
oder ob zeitweise eingleisiger Betrieb eingerichtet und damit 
ein einstweiliger Dauerzustand geschaffen wird. 

Die Zugmeldestelle, die einen oder mehrere Züge auf das 
falsche Gleis übergehen lassen muß, hat sich hierüber mit den 
beteiligten Zugmeldestellen zu verständigen. Ist dies geschehen, 
so werden die Züge so lange angeboten und angenommen (siehe 
oben S. 326), bis der regelmäßige Betrieb wieder aufgenommen 
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ist. Bei diesem Anbieten und Annehmen werden aber diejenigen 
Züge, die das falsche Gleis befahren sollen, als solche besonders 
und zwar ohne Abkürzung der Worte bezeichnet, um jedes 
Mißverständnis auszuschließen. Solche Züge, die, wie auf S. 324 
ausgeführt, durch ein besonderes Kopfsignal gekennzeichnet 
werden, dürfen einander nur im Abstande der Zugmeldestellen 
folgen, sind daher von Zugmeldestelle zu Zugmeldestelle zurück- 
zumelden. Die Züge dürfen auf falschem Gleise nicht fahren, 
ohne daß ihnen hierzu ein schriftlicher Befehl erteilt ist. Auch 
die Züge der Gegenrichtung müssen schriftlichen Befehl er- 
halten, in dem ihnen die Kreuzungen mit den auf dem falschen 
Gleise fahrenden Zügen vorgeschrieben werden. Ferner müssen 
auch die Schrankenwärter über die Fahrt auf falschem Gleise 
unterrichtet sein. Ist eine Verständigung vor der Zugfahrt 
nicht möglich, so hat der erste das falsche Gleis befahrende 
Zug so langsam zu fahren, daß die Schrankenwärter unter- 
richtet und die etwa am Gleise beschäftigten Arbeiter gewarnt 
werden können. Mit der Abfahrt eines das falsche Gleis be- 
fahrenden Zuges haben beide Zugmeldestellen am Telegraphen, 
Fernsprecher oder Blockwerk ein Schild anzubringen mit der 
Aufschrift: Strecke gesperrt, damit der gefährliche Ausnahme- 
zustand ja nicht in Vergessenheit geraten kann. 

Bei zeitweise eingleisigem Betrieb wird die sonst zwei- 
gleisige Strecke gewissermaßen in eine eingleisige verwandelt. 
Es handelt sich hierbei also um einen Dauerzustand, der nicht 
die gleichen Gefahren bietet, wie das ausnahmsweise Verkehren 
einzelner Züge auf falschem Gleise. Die hierfür erforderlichen 
Vorschriften werden in jedem besonderen Falle getroffen. 


Teilfahrten, d. h. solche Fahrten, die nur einen Teil der 
Strecke zwischen zwei Zugmeldestellen befahren, um dann auf 
demselben Gleise zurückzukehren, benutzen folglich in einer 
Richtung das falsche Gleis. Die hierfür geltenden Bestimmungen 
weisen daher ähnliche, dem Falle angepaßte Sicherheitsmaß- 
regeln auf, wie sie für ausnahmsweise Fahrten auf falschem 
Gleise gelten. 


4. Schieben der Züge. 


Das Schieben von Zügen, an deren Spitze sich 
keine führende Lokomotive befindet, ist auf Haupt- 
bahnen nur zulässig: Bei langsamer Rückwärts- 
bewegung der Züge; bei Arbeits- und dienstlichen 
Sonderzügen; bei Zügen nach und von Gruben, 
gewerblichen Anlagen u. dergl. unter den besonders 
festgesetzten Bedingungen. Auf Nebenbahnen dürfen 
Züge wie vorstehend geschoben werden, wenn sie 
nicht mehr als 50 Wagenachsen stark sind. 

Die schiebende Lokomotive muß mit dem Zuge gekuppelt 
sein. Der vorderste Wagen ist mit einem Betriebsbeamten zu 
besetzen, der gewissermaßen das Auge des Lokomotivführers 
bildet und diesem Signale gibt. Die Höchstgeschwindigkeit 
solcher Züge ist auf 25 km/Stunde beschränkt, auf Nebenbahn- 
strecken, auf denen Wegeübergänge ohne Schranken vorkommen, 
sogar auf 15 km/Stunde. 

Etwas ganz anderes ist es, wenn Zügen mit einer 
führenden Lokomotive, sofern deren Kraft nicht aus- 
reicht, Nachschiebelokomotiven beigegeben werden. 
Dies ist zulässig: Bei der Anfahrt in Stationen; auf 
stark steigenden Bahnstrecken einschließlich der 
etwa dazwischen liegenden, schwächer steigenden 
oder wagerechten Strecken; in Notfällen überall. 

Nachschiebende Lokomotiven dürfen nach bisheriger Vor- 
schrift mit dem Zuge nicht gekuppelt werden. Doch wird diese 
Vorschrift nach dem günstigen Ergebnis neuerer Versuche mit 
angekuppelten Schiebelokomotiven voraussichtlich geändert 
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werden. Zwei nachschiebende Lokomotiven sind miteinander zu 
kuppeln. Mit mehr als zwei Lokomotiven darf in Deutschland 
nicht nachgeschoben werden. 

Daß einem Zuge eine Schiebelokomotive beigegeben wird, 
wird vorgemeldet, und zwar an alle Zugfolgestellen, die von der 
Schiebelokomotive berührt werden. Wenn die Schiebelokomo- 
tive aber dem Zuge nicht bis zur nächsten Zugmeldestelle folgt, 
sondern, nachdem sie ihre Aufgabe erfüllt hat, von der freien 
Strecke aus zurückkehrt, so geht die Vormeldung auch an die 
nächste Zugmeldestelle.. Aus den eingehenden für den Ver- 
kehr von Schiebelokomotiven geltenden Meldevorschriften sei 
im übrigen hier nur das hervorgehoben, daß bei Mitgabe einer 
demnächst von freier Strecke zurückkehrenden Schiebelokomo- 
tive beide benachbarten Zugmeldestellen am Telegraphen, Fern- 
sprecher oder Blockwerk ein Schild mit der Aufschrift: 
„Strecke gesperrt“ anzubringen haben, damit sie nicht ver- 
gessen, daß bis nach erfolgter Rückkehr der Schiebelokomotive 
auf dem Gleis kein Zug nachfolgen darf. Dieses Schild wird 
erst entfernt, wenn die zurückgekehrte Schiebelokomotive die 
Strecke wieder freigemacht hat. 

Das Nachschieben von Zügen erfordert besondere Aufmerk- 
samkeit sowohl des Zugpersonals wie des Personals der Schiebe- 
lokomotive selbst. Alle hierbei zu beobachtenden Vorsichts- 
maßregeln, die in der Hauptsache auf ein einmütiges Zusammen- 
wirken des Zugpersonals und des Personals der Schiebe- 
lokomotive hinauslauien, sind durch eingehende Bestimmungen 
vorgeschrieben. 


5.VerlegenvonZugkreuzungenund 
Überholungen. 

Auf eingleisig betriebener Bahn hat die Verspätung eines 
Zuges, der auf einer Unterwegsstation mit einem anderen Zuge 
zu kreuzen hat, auch für diesen anderen Zug eine Verspätung 
zur Folge. Wird die Verspätung eines Zuges so groß, daß es 
der Zeit nach möglich wird, den in entgegengesetzter Richtung 
fahrenden Zug ihm über die planmäßige Kreuzungsstation hinaus 
bis zu einer anderen mit Ausweichegleisen versehenen Station 
entgegenfahren zu lassen, so ist zu erwägen, ob dies geschehen 
kann, um damit die Verspätung des anderen Zuges zu ver- 
meiden oder zu vermindern. 

In solchen Fällen wird die fahrplanmäßige 
Kreuzung verlegt. Dies soll auf den deutschen 
Bahnen allgemein geschehen, wenn dadurch ver- 
hindert werden kann, daß eine Verspätung sich 
auf einen entgegenkommenden Zug überträgt, 
ohne daß der verspätete Zug selbst eine weitere 
erhebliche Verspätung erleidet. Hierbei ist in- 
dessen auch der Rang der Züge (S. 331, 332) maß- 
gebend. Bei gleichwertigen Zügen sind die Anschluß- 
verhältnisse entscheidend. Es ist Sache der fahrplan- 
mäßigen Kreuzungsstation, wenn ihr die Verspätung 
eines Zuges bekanntgeworden ist, die Verlegung der 
Kreuzung nach einer anderen ihr hierzu geeignet er- 
scheinenden Station dieser telegraphisch vorzu- 
schlagen und nach erzieltem Einverständnis die 
Kreuzungsverlegung anzuordnen. 

Die Form der in solchen Fällen zu wechselnden Tele- 
gramme, die zur Vermeidung von Mißverständnissen nicht ab- 
gekürzt werden dürfen und die Unterschrift des Fahrdienst- 
leiters tragen müssen, ist für alle möglichen Fälle in den Fahr- 
dienstvorschriften ausführlich vorgeschrieben. Der Fern- 
sprecher darf auf Hauptbahnen für Kreuzungsverlegungen 
niemals gebraucht werden. Die beiden beteiligten Züge erhalten 
über die Verlegung der Kreuzung schriftlichen Befehl (Kreu- 
zungsbefehl). Ohne solchen muß der betreffende Lokomotiv- 
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führer sich weigern, über die planmäßige Kreuzungsstation 
hinauszufahren. Vom.Verlegen oder Ausiallen einer Kreuzung 
ist das beteiligte Stationspersonal und, wo Streckenfernsprecher 
vorhanden, auch das Schrankenwärterpersonal zu verständigen. 


Die gleichen Erwägungen sind maßgebend, wenn 
aus Anlaß einer Zugverspätung eine planmäßige 
Überholung nach einer anderen Station verlegt 
werden soll. 


Das Verfahren ist verschieden, je nachdem der zu über- 
holende oder der überholende Zug sich verspätet hat. Für 
beide Fälle ist die Form der zur Verständigung dienenden Tele- 
gramme genau vorgeschrieben. Da mit dem Verlegen einer 
Überholung aber nicht die gleiche Gefahr, wie mit der einer 
Kreuzung verbunden ist, so darf hier der Fernsprecher benutzt 
werden. 


Sowohl bei Kreuzungsverlegungen, wie bei Überholungs- 
verlegungen ersetzt die telegraphische Verständigung hierüber 
nicht etwa das regelmäßige Zugmeldeverfahren (S. 326). Dieses 
hat also außerdem stattzufinden. 


6. Störungen der elektrischen 
Leitungen. 


Die Sicherheit des Zugverkehrs beruht auf dem 
Zugmeldeverfahren. Gleichwohl würde es nicht an- 
gängig sein, wenn man bei Störungen in den dem Zug- 
meldeverfahren dienenden elektrischen Leitungen 
ohne weiteres den ganzen Betrieb einstellen wollte. 
Vielmehr versucht man, wenn solche Störungen durch 
höhere Gewalt oder sonstwie eintreten, den Betrieb 
möglichst ungestört aufrechtzuerhalten, wobei die 
verminderte Vollkommenheit der Übertragungsmittel 
der Zugmeldungen durch ihre besonders sorgfältige 
Behandlung ersetzt wird. Je nach dem Umfang der 
Störungen geht man verschieden vor. 


Ist die telegraphische Verbindung zwischen Zugfolgestellen 
unterbrochen, so dürfen — abgesehen von der Verlegung von 
Kreuzungen auf Hauptbahnen — alle den Zuglauf betreffenden 
Meldungen durch Fernsprecher gemacht werden. Hierbei 
werden die Zugmeldungen wörtlich wiederholt und mit be- 
sonderer Erwähnung der Benutzung des Fernsprechers in das 
Zugmeldebuch (siehe unter E.) eingetragen. Ist auf Linien mit 
elektrischer Streckenblockung die elektrische Blockeinrichtung 
gestört, so ist als Ersatz in erster Linie der Schreibtelegraph, 
und nur, falls auch. dieser gestört und ein solcher nicht vor- 
handen, der Fernsprecher zu benutzen. — Ist schließlich jede 
Verständigung zwischen den Zugfolgestellen gestört, so darf 
gleichwohl ein Zug abgelassen werden, wenn angenommen 
werden kann, daß der vorausgegangene Zug auf der nächsten 
Zugmeldestelle eingetroffen und ein Gegenzug auf demselben 
Gleise nicht zu erwarten ist. Alsdann muß aber dem Zuge 
ein Vorsichtsbefehl mitgegeben werden. Vorsichtsbefehl er- 
halten die Züge auch, wenn das Abläutesignal nicht gegeben 
werden kann und es auch nicht möglich ist, die Schranken- 
wärter durch Fernsprecher zu verständigen. Züge mit Vor- 
sichtsbefehl haben so vorsichtig zu fahren, daß vor jedem etwa 
auftauchenden Hindernis gehalten werden kann. 


7.Außerfahrplanmäßiges Anhalten 
eines Zuges. 
Jedes außerfahrplanmäßige Anhalten eines Zuges 
bedeutet eine Unregelmäßigkeit, die die Leistung der 
Bahn vermindert und unter Umständen Anlaß zu 


einem Unfall geben kann. Daher dürfen auf freier 
Strecke Züge nur aus zwingenden Gründen zum 
Halten gebracht werden, namentlich wenn die Weiter- 
fahrt Gefahr oder sicheres Verderben bedeuten 
würde. Auf Stationen, wo sie planmäßig nicht zu 
halten haben, dürfen Züge im allgemeinen nur mit 
höherer Genehmigung angehalten werden. Doch 
dürfen und müssen die Stationen Züge jeder Art an- 
halten, wenn dies zum Verlegen von Überholungen und 
Kreuzungen notwendig ist oder wenn die Sicherheit 
es erfordert, z. B. wenn die Strecke jenseits eines 
Bahnhofs, den ein Zug planmäßig ohne Halt durch- 
fahren soll, noch besetzt ist. Bei Eisenbahnunfällen, 
Bränden und sonstiger gemeiner Gefahr dürfen alle 
Züge zum Aufnehmen oder Absetzen von Ärzten, 
Rettungsmannschaft, Feuerwehr oder bewaffneter 
Macht in den Stationen gestellt werden. In den 
Wartezeitvorschriften wird bestimmt, wenn Schnell- 
und Eilzüge ausnahmsweise halten sollen, um bei Zug- 
verspätungen Reisende aufzunehmen oder ab- 
zusetzen. 


Soll ein Zug auf einer Station außerfahrplanmäßig an- 
gehalten werden, so genügt es nicht, ihm durch Haltstellung des 
Ausfahrsignals die Weiterfahrt zu verbieten. Denn der Loko- 
motivführer könnte dies Signal zu spät wahrnehmen, so daß 
er den mit voller Fahrt in die Station hineinsausenden Zug 
nicht mehr rechtzeitig zu bremsen vermag. Man bereitet daher 
den Lokomotivführer auf die Haltstellung des Ausfahrsignals 
vor, entweder durch ein Ausfahrvorsignal, soweit solches vor- 
handen, wenn möglich, auch durch schriftlichen Befehl A 
(siehe S. 337) auf einer vorhergehenden Haltstation. Hat dies 
nicht geschehen können, so muß der Zug in der Regel vor dem 
Einfahrsignal zum Halten gebracht und darf dann erst in die 
Station hineingelassen werden. 


Will man einen Zug an einer Stelle anhalten, wo kein 
Hauptsignal (Kap. V) dafür zur Verfügung steht, so wird dazu 
das Handsignal oder das Scheibensignal 6b (vergl. Kap. V) 
benutzt. Kann ein Lokomotivführer die Stellung eines Haupt- 
signals nicht unzweifelhaft erkennen, so muß er annehmen, daß 
das Signal für ihn Halt bedeuten könnte, und muß jedenfalls vor 
dem Standorte des Signals halten. 


Es kann vorkommen, daß zwar der Weiterfahrt eines Zuges 
keine Gefahr droht, daß aber das für ihn gültige Signal nicht 
auf Fahrt gestellt werden kann, z. B. weil an dem Mechanismus 
des Signals Arbeiten ausgeführt werden, oder weil eine Block- 
störung vorliegt. Deshalb kann man natürlich nicht den ganzen 
Betrieb stillliegen lassen. Anderseits dürfen die Lokomotivführer 
sich nicht daran gewöhnen, die Haltstellung eines Signals als 
etwas gleichgültiges zu betrachten. Deshalb darf an einem 
auf Halt stehenden Signal in der Regel nur auf schriftlichen 
Befehl vorbeigefahren werden. 


Wird ein Zug außerhalb einer Station zum Halten gebracht, 
so muß das Zugpersonal besondere Aufmerksamkeit anwenden, 
damit aus der Unregeimäßigkeit nicht etwa Gefahren entstehen. 
Kommt der Zug vor einem Einfahrsignal oder vor einem Haupt- 
signal der freien Strecke zum Halten, so genügt in der Regel 
ein Benehmen mit dem Signalwärter durch Austausch vou 
Dampfpfeifen- und Hornsignal, um eine Verständigung herbei- 
zuführen. Wird dagegen ein Zug aus anderem Anlaß, als der 
Haltstellung eines Hauptsignals gezwungen, auf freier Strecke 
zu halten, so gilt es zunächst, aufzuklären, ob es sich um ein 
vorübergehendes Fahrthindernis handelt, oder ob der Zug 
längere Zeit halten bleiben muß und vielleicht in absehbarer Zeit 
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überhaupt nicht weiterfahren kann. Um dem Zugpersonal einen 
festen Anhalt zu geben, bestimmen die Fahrdienstvorschriften 
als Grenze zwischen vorübergehendem und längerem Halten 
das Zeitmaß von 8 Minuten. Muß ein Zug voraussichtlich länger 
als 8 Minuten halten, so gilt er als liegengeblieben und ist durch 
Wärtersignale_zu decken (vergl. das Folgende unter 8). Bei 
kürzerem Halten und bis innerhalb der ersten 8 Minuten durch 
den Zugführer festgestellt ist, daß ein längeres Halten erforder- 
lich ist, hat das Zugpersonal die rückliegende Strecke zu beob- 
achten und bei Dunkelheit und unsichtigem Wetter den Zug 
durch eine Signalfackel zu decken, die die Eigenschaft hat, selbst 
dichten Nebel zu durchdringen. Wenn möglich, werden auch die 
benachbarten Zugmeldestellen durch Telegraph oder Fern- 
sprecher benachrichtigt. 


8. Liegenbleiben eines Zuges, 
Betriebsstörungen, Unfälle. 


Ein Liegenbleiben eines Zuges, im Gegensatz zum 
vorübergehenden Halten, kann durch Unfahrbarkeit 
der Strecke oder durch den Zustand des Zuges herbei- 
geführt werden. Die Unfahrbarkeit der Strecke kann 
in Schienenbruch, Hochwasser, Dammrutschung, 
Felssturz, Schneeverwehung oder dergl. begründet 
sein. Anderseits kann die Lokomotive versagen, der 
Zug kann durch Entgleisung, Zusammenstoß mit 
einem andern usw. unterwegs gewissermaßen 
stranden. Droht ein Zusammenstoß zweier Züge 
oder drohen einem fahrenden Zuge unterwegs andere 
Gefahren (wird z. B. die Unterbrechung der Bahn 
durch Felssturz usw. bekannt), so sucht man die 
fahrenden Züge durch Ertönenlassen des Gefahr- 
signals (Kap. V und S. 327) aufzuhalten. Bricht 
während der Fahrt Feuer aus, so bringt man den Zug 
sogleich zum Stehen, um dem Feuer entgegenzutreten 
und vor allem für die Sicherheit der Reisenden sorgen 
zu können. 


Wenn ein Zug auf der Strecke hält, hat der Zugführer zu- 
nächst das Kommando. Sobald feststeht, daß der Zug nicht 
binnen 8 Minuten weiterfahren kann (s. oben), muß er durch 
Wärtersignale (siehe Kap. V) gedeckt werden. Besonders ge- 
fährlich ist es, wenn ein Zug, der auf zweigleisiger Bahn liegen 
bleibt, auch das zweite Gleis unfahrbar macht, so, wenn ent- 
gleiste Wagen auch das zweite Gleis sperren, wenn dessen Ge- 
füge zerstört wird usw. Denn dann kann es sich leicht er- 
eignen, daß auf dem zweiten Gleise ein Zug heranbraust, in die 
entgleisten Wagen des ersten hineinfährt und sich selbst und den 
zuerst liegengebliebenen Zug in einen einzigen Trümmerhaufen 
verwandelt. Darum muß bei Sperrung beider Gleise zuerst und 
mit größter Beschleunigung das unfahrbar gewordene Nachbar- 
gleis durch Ausstecken von Wärtersignalen gedeckt werden. 
Sind bei einem Eisenbahnunfalle Personen verletzt, so muß, un- 
beschadet der schleunigsten Fürsorge für die Sicherung des 
Zuges, in erster Linie für die Verwundeten gesorgt werden. 
Hilfsgerätschaiten hierfür, wie Äxte, Sägen, um eingesperrte 
oder eingeklemmte Reisende zu befreien, ferner Tragbahren 
und Rettungskasten mit Verbandzeug und Medikamenten 
werden in den Zügen mitgeführt. Weitergehende Hilfe wird, 
wie gleich zu erörtern, herbeigeruien. 


Sobald die dringendsten Anordnungen getroffen sind, hat 
der Zugführer des liegengebliebenen Zuges festzustellen, ob 
vielleicht der vordere Teil oder die Lokomotive allein weiter- 
fahren kann. Ist dies möglich, so darf der Zugführer anordnen, 
daß Lokomotive oder vorderer Zugteil bis zur nächsten Zug- 
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meldestelle weiterfährt. Diese Fahrt geschieht unter besonderen 
Vorsichtsmaßregeln. Sie dient zugleich zur Meldung von dem, 
was geschehen, und erforderlichenfalls zur Anforderung von 
Hilfe. Kann auch die Lokomotive nicht weiterfahren, so muß 
auf dem kürzesten Wege die nächste Zugmeldestelle benach- 
richtigt und Hilfe angefordert werden (siehe das Folgende). 


Ist eine Hilfslokomotive oder ein Hiliszug angefordert, so 
darf sich bis zu deren Eintreffen die Zuglokomotive nicht mehr 
bewegen, es sei denn, daß sie hierzu von einer benachbarten 
Zugmeldestelle in zweifelsfreier Weise angewiesen wird. Denn 
sonst könnte leicht ein Zusammenstoß mit dem Hilfszug er- 
folgen, der sich bei seiner Fahrt nach der Angabe über den Ort 
des liegengebliebenen Zuges richtet, die ihm durch die Meldung 
des Zugführers übermittelt ist. Trifft ein Hilfszug auf der 
Unfallstelle ein, so sorgt man unter Heranziehung aller ver- 
fügbaren Arbeitskräfte für Umsteigen der Reisenden, Umladung 
von Gepäck, Eilgut und Postsendungen. Solange ein Gleis ge- 
sperrt ist, wird auf zweigleisiger Bahn der Betrieb eingleisig 
aufrechterhalten; auf eingleisiger Bahn, oder wenn auf zwei- 
gleisiger Bahn beide Gleise gesperrt sind, wird der Personen- 
verkehr durch Umsteigen aufrechterhalten, der Güterverkehr, 
soweit dies möglich ist, umgeleitet. 

Für den Dienst der Hilfszüge und das damit zusammen- 
hängende Meldewesen bestehen im Bereich jeder Bahnverwal- 
tung besondere Vorschriften, die im wesentlichen einander ähn- 
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a) Vorderseite. 


ferderlichen Meldungen. Damit in der Bestürzung des Augen- 
blicks nicht irgendeine wichtige Benachrichtigung vergessen 
wird, hängt auf jeder Station eine Tafel aus, auf der die im Be- 
reiche des betreffenden Bahnnetzes vorgeschriebenen Meldungen 
übersichtlich verzeichnet stehen. Auch in dieser Beziehung be- 
stehen zwischen den verschiedenen deutschen Bahnen nur ge- 
ringfügige, im wesentlichen durch die Unterschiede der Organi- 
sation bedingte Abweichungen. 


Ist ein Hauptgleis gesperrt, so daß nachfolgende, kreuzende 
oder begegnende Züge zurückgehalten werden müssen, so muß 
schleunigst eine entsprechende Aufforderung an die benachbarten 
Zugfolge- und Zugmeldestellen ergehen. Ferner sind besonders 
dringend die Meldungen an diejenigen Stellen, die berufen und 
verpflichtet sind, Hilfe zu bringen und die Hilfsaktionen zu 
leiten. Es handelt sich hierbei je nach Lage des Falles um 
das Herbeirufen eines Hilfszugs, Hilfsgerätewagens oder einer 
Hilislokomotive und um Herbeirufen des Bahnmeisters (Tele- 
graphenmeisters), wenn Bahn- oder Gleisanlagen beschädigt 
sind oder wenn Arbeitskräfte gebraucht werden, anderseits 
zugleich um Benachrichtigung der Stellen, denen die Leitung 
der Bahnunterhaltung, des Betriebes und des Maschinendienstes, 
des Werkstättendienstes und des Verkehrs obliegt. Fernere 
Meldungen ergehen je nach Sachlage an weitere Stationen und 
andere Bahnverwaltungen, wenn Betriebsunterbrechungen oder 
Zugverspätungen bekanntzugeben sind, an die Post und Zoll- 
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b) Rückseite. 


Abb. 3. Meldezettel des Zugführers bei Unfällen. 


lich sind. Das Melden von Unfällen, Betriebsstörungen und 
außergewöhnlichen Ereignissen hat einmal den Zweck, Hilfe 
zu schaffen, dann aber auch den weiteren, die zuständigen Be- 
hörden und die Öffentlichkeit von dem Unfall usw. in Kenntnis 
zu setzen und die genaue Feststellung dessen, was geschehen, 
zu veranlassen, einmal für die Unfallstatistik und ferner, um 
so die Unterlagen für die Bestrafung der Schuldigen, zu- 
treffendenfalls für das gerichtliche Verfahren zu liefern. 


Stößt auf freier Strecke einem Zuge ein Unfall oder eine 
Betriebsstörung zu, die vom Zugpersonal nicht ohne Hilfe be- 
hoben werden können, so hat der Zugführer, wie bereits oben er- 
wähnt, die nächste Zugmeldestelle zu benachrichtigen und Hilfe 
anzufordern. Zu dieser Benachrichtigung werden auf den 
meisten deutschen Bahnstrecken Streckenfernsprecher oder 
Morseapparate benutzt, die sich bei den Wärterposten befinden, 
bisweilen auch Apparate, die in den Packwagen der Züge mit- 
geführt werden und sich an die elektrischen Leitungen an- 
schließen lassen. Der Zugführer sendet dann z. B. auf den 
preußisch-hessischen Staatsbahnen (fast genau ebenso auf den 
sächsischen Staatsbahnen) nach dem nächsten mit Fernsprecher 
oder Morsewerk ausgerüsteten Wärterposten einen Meldezettel 
ab, wie solcher beispielsweise oben wiedergegeben ist. 


Der Wärter oder in dessen Abwesenheit der Bote des Zug- 
führers selbst, hat die Unfallmeldung wörtlich an die vorge- 
schriebene Station weiterzugeben. 

Die Station, der ein Unfall oder eine Betriebsstörung von der 
Strecke gemeldet wird oder in deren Bereich selbst sich ein 
Unfall oder eine Betriebsstörung ereignet hat, erstattet die er- 


verwaltung, an die Angehörigen getöteter und verletzter Per- 
sonen. Endlich müssen bei erheblicheren Unfällen die oberen 
und obersten Behörden der Bahnverwaltung, das Reichseisen- 
bahnamt (vorbehaltlich der bayerischen Reservatrechte), die 
Staatsanwaltschaft und die Polizeibehörden benachrichtigt 
werden. 


Auf die Meldung, daß ein Zug liegengeblieben bezw. von 
einem Unfall betroffen ist, setzt sogeich die Hilfsaktion ein, zu 
der, soweit erforderlich, eine Hilfslokomotive, ein Hilfszug oder 
ein Hilfsgerätewagen entsandt wird, und an der sich je nach der 
Art und dem Umfang des Palles Beamte und Arbeiter der zu- 
ständigen Dienststellen, sowie Ärzte, Samaritervereine usw. und 
ferner Vorstände oder Vertreter der leitenden Stellen der Bahn- 
verwaltung beteiligen. Letztere übernehmen, sobald sie an Ort 
und Stelle eingetroffen sind, die weiteren Feststellungen, die 
Leitung der Maßnahmen, sowie die Erstattung telegraphischer 
und schriftlicher Meldungen, die den ersten telegraphischen 
Meldungen zu deren Ergänzung und etwaigen Richtigstellung 
zu folgen haben. Diese Meldungen haben auch schließlich sich 
darauf zu erstrecken, daß die Bahn für den Betrieb ordnungs- 
mäßig wieder hergestellt ist. Bei großen Unfällen entsenden 
auch die oberen und obersten Behörden der Bahnverwaltung 
sowie das Reichseisenbahnamt Kommissare an Ort und Stelle. 


Aus den folgenden statistischen Angaben ist ersichtlich, 
daß auf den deutschen Bahnen die Zahl der Unfälle und der 
Verletzungen und Tötungen gemessen an der Betriebsleistung, 
abgesehen von unvermeidlichen zufälligen Schwankungen, 
ständig abgenommen hat. 
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Statistische Angaben über Unfälle. 


un Aus auf den Eisenbahnen Deutschlands. 


Auf 1.000 000 Zugkilometer aller Züge: 
Zahl der ver- 


Zahl der | Zahl der | unglückten 

ntalle Ent- Zusammen- Reisenden, 

| gleisungen stöße Abeke 

| 

1880 17,9 243 | 2,43 8,86 
1885 14,2 Po BA 1,08 | 6,76 
1890 11,3 É y R 1.186 | 9,59 
1892 10,4 1,43 0,87 8,09 
1894 10,3 1,38 0,85 7,47 
1895 7,9 183 | 0,72 5,60 
1896 8,2 1,19 0,73 5,79 
1897 N 1,06 0,77 5,87 
1898 7,6 0,94 0,66 5,05 
1899 7,3 | 0,94 0,73 5,21 
1900 72 | 1,03 0,71 5,57 
1901 6,2 0,91 0,59 4,41 
1902 6,0 0,84 0,47 4,24 
1903 5,4 | 0,68 0,47 3,93 
1904 6,0 | 0,84 0,58 4,29 
1905 6,1 0,83 0,53 4,46 
1906 6,0 0,73 0,60 4,36 
1907 6,1 0,71 | 0,59 4,71 
1908 5,2 0,65 0,45 4,05 
1909 5,1 0,60 | 0,44 3,84 


Ein Vergleich mit ausländischen Bahnen ist schwer 
möglich, da die Zählung der Unfälle, Verletzungen 
und Tötungen in den verschiedenen Ländern nach 
verschiedenen Grundsätzen erfolgt. Mit entsprechendem 
Vorbehalt wird daher die folgende Zusammenstellung 
mitgeteilt: 


Auf eine Million Reisende entfallen nach den jeweils 
letzten amtlichen Statistiken: 


Tötungen und Verletzungen: 

0,47 (nur für RER 

0,91 

0,98 (nur die bei Zugunfällen 
vorgekommenen Tötun- 
gen und Verletzungen) 

2,02 (Voll- und Schmalspur- 
bahnen.) 

2,07 (Die auf Zeitkarten beför- 
derten Reisenden nicht 


einbegriffen.) 
6. Belgien . - - De ae AS 


7. Vereinigte Sinnen P . 12,87 


1. Deutschland j 
MEO e o i AD SAE AEE 
3. Frankreich . 


4. Österreich-Ungarn . 


5. England . 


E. Das Schreibwerk beim Fahrdienst. 


Im Fahrdienste sind schriftliche Aufzeichnungen 
in gewissem Umifange unerläßlich: Einmal um bei der 
Ausübung des Fahrdienstes selbst Mißverständnisse 
und die aus solchen drohenden Gefahren zu ver- 
meiden, zur eigenen Erinnerung der beim Fahrdienst 
tätigen Beamten und zur sicheren Übermittlung von 
Nachrichten und Weisungen an andere mitbeteiligte 
Beamten; dann aber auch zur dauernden Auf- 
zeichnung der Vorgänge beim Fahrdienst, zu Zwecken 
der Abrechnung, der Statistik usw., sowie zur Ver- 
folgung von Unregelmäßigkeiten, sei es, um sie in 
Zukunft abzustellen, sei es, um sie disziplinar und 
strafrechtlich zu ahnden. 

Das hierfür erforderliche Schreibwerk obliegt teils den 
Bahnhöfen und sonstigen Zugfolgestellen, teils dem Zug- 
personal. 

Über die beim Zugmeldedienst gewechselten Telegramme 
bilden die grundlegenden untrüglichen Aufzeichnungen, soweit 
Morsewerke verwendet werden, die Papierstreifen dieser 
Apparate, auf die bei allen Unfällen zur Ermittlung des Sach- 
verhaltes zurückgegriffen wird. Des weiteren werden die Zug- 
meldungen, mögen sie durch Morsewerke, Fernsprecher oder 
Blockwerke übermittelt sein, in das Zugmeldebuch eingetragen, 
das auf jeder Zugmeldestelle und auf jeder Blockstelle geführt 
wird. Dies enthält in tabellarischer Form nacheinander (ver- 
schieden für ein- und zweigleisige Strecken) für jeden Zug 


in einer Reihe die Zeitpunkte des Anbietens und Annehmens, 
der Abmeldung, Zurückmeldung, der Abgabe des Abläute- 
signals. Außerdem werden in eine besondere letzte Spalte 
die sonstigen fahrdienstlichen Meldungen eingetragen, wie ver- 
weigerte Annahme, Gleissperrungen, Fahrten auf falschem 
Gleise, Verlegung von Kreuzungen und Überholungen usw. 
Das Zugmeldebuch gibt also jederzeit vollen übersichtlichen 
Aufschluß über die fahrdienstliche Lage der Strecken... Es 
führt zugleich durch entsprechende Vermerke den Nachweis 
über die Zeitpunkte der Dienstübergabe von einem Fahr- 
dienstleiter an den Dienstnachfolger. Daneben wird nach 
Bedarf ein besonderes Dienstübergabebuch geführt. 


Besonders wichtig für die Betriebssicherheit ist es, daß 
im Fahrdienste Abweichungen von der Regel nur auf be- 
sonderen schriftlichen Befehl erfolgen. Solche Befehle an die 
Züge werden im allgemeinen auf bestimmten Vordrucken aus- 
gestellt, deren Muster die deutschen Fahrdienstvorschriften 
für Vorsichtsbefehl (S. 333, 334), Kreuzungsbefehl (S. 334), 
Signalbefehl (S. 333), für diese Fälle vorbereitet geben, während 
der allgemeine Beiehl A für alle sonstigen Fälle dient, z. B. wena 
ein Zug auf einem Bahnhof außerfahrplanmäßig anhalten soll 
(S. 335), wenn er ein Signal bei Haltstellung überfahren soll 
(S. 335) usw. 


Der Zugführer hat über die Ausführung einer Zugfahrt 
einen Fährbericht und eine Wagennachweisung zu führen. 
Unregelmäßigkeiten, wie mangelhaft liegende Gleisstellen, 
Mängel in der Bedienung der Signale, der Schranken usw. 
werden von dem Zugführer oder dem Lokomotivführer auf 
einer sogenannten Meldekarte zur Anzeige gebracht. 


Kapitel XIX. 


Personentarif. 
Von v. Stieler, Präsidenten der Württembergischen Staatsbahnen in Stuttgart. 


1. Allgemeines. 


Im Eisenbahnverkehr wird Leistung und Gegen- 
leistung grundsätzlich nicht von Fall zu Fall verein- 
bart, sondern es werden im voraus für die ver- 
schiedenen in Betracht kommenden Beförderungs- 
leistungen die Bedingungen und die Vergütungssätze 
festgestellt. Diese Festsetzungen bilden den Tarif, 
über dessen allgemeine Grundsätze näheres im 
Kap. XXII, das von den (ütertarifen handelt, 
gesagt wird. 

Die deutschen Staatsbahnen werden im all- 
gemeinen — freilich mit verschiedenem Erfolg — 
nach privatwirtschaftlichen Grundsätzen verwaltet, 
die aber durch Rücksichten auf das gemeinwirtschaft- 
liche Interesse ganz wesentlich eingeschränkt werden. 
Ihre Anwendung führt freilich noch nicht dazu, 
daß bei jeder einzelnen Verkehrsleistung oder jeder 
einzelnen Verkehrsart ein Reingewinn erzielt oder 
auch nur die Betriebskosten gedeckt werden können. 
So gilt es jedenfalls für eine größere Anzahl deutscher 
Verwaltungen als ausgemacht, daß die Einnahmen 
aus dem Personenverkehr die Selbstkosten dieses 
Verkehrs nicht decken. 


Die untere Grenze bei der Aufstellung 
von Tarifsätzen sollte gegeben sein 
durch die Selbstkosten der einzelnen Leistung. Nun 
begegnet es gewiß keinem Anstand, die Selbstkosten 
des Gesamtbetriebs einer Eisenbahnverwaltung für 
einen bestimmten zurückliegenden Zeitraum zu be- 
rechnen; sie bestehen in der Verzinsung und Tilgung 
des Anlagekapitals und in den Betriebskosten. Viel 
schwieriger ist es, die Gesamtselbstkosten für einen 
bestimmten Zeitabschnitt der Zukunft auch nur mit 
annähernder Sicherheit festzustellen. Ganz un- 
möglich aber ist es, die Selbstkosten auf die einzelnen 
Leistungen zu verteilen. 


Selbstkosten. 


Die Selbstkosten 
der einzelnen 
Verkehrsart oder 
vollends der einzelnen Beförderungsleistung können 
also für die Berechnung der Tarifsätze von keiner 
ausschlaggebenden Bedeutung sein. Es hülfe auch 
nichts, wenn wir sie genau berechnen könnten, denn 
es wäre immer noch zweifelhaft, ob das Publikum 
die danach berechneten Sätze bezahlen wollte. Geht 
aber der Verkehr zurück, so erhöhen sich ja die 
Selbstkosten der einzelnen Leistung und die Tarif- 


Unbrauchbarkeit der Selbstkosten- 
berechnung für die Tarifbildung. 


sätze müßten demnach weiter gesteigert werden, so 
daß die Personen, die auf die Benützung der Eisen- 
bahn unbedingt angewiesen sind, deren Leistungen 
mit ganz unerhörten Beiträgen zu bezahlen hätten. 
Eine solche Entwicklung der Tarifsätze wäre selbst 
da ausgeschlossen, wo keine Rücksichten auf den 
Wettbewerb anderer Bahnen oder anderer Transport- 
einrichtungen zu nehmen sind. Ebensowenig kann 
eine Staatseisenbahnverwaltung eine Verkehrsart, 
deren Beibehaltung sich aus volkswirtschaftlichen 
Gründen empfiehlt, deswegen aufgeben, weil sie die 
Selbstkosten nicht aufbringt. Wenn also, wie wir 
heute glauben, die Einnahmen aus dem Personenver- 
kehr die Selbstkosten dieser Verkehrsart nicht decken, 
und selbst wenn es als ausgeschlossen erscheinen 
würde, diese Einnahmen entsprechend zu steigern, 
so muß doch der Personenverkehr weiter bedient 
werden aus allgemeinen volkswirtschaftlichen 
Gründen. 

Wie es sonach gewagt ist, die Selbstkosten da- 
durch aufbringen zu wollen, daß man die Tarife ohne 
Rücksicht auf das Verkehrsbedürfnis erhöht, so ist es 
auch unrichtig, in Hoffnung auf große Verkehrs- 
zunahme dasselbe Ziel einfach durch Herabsetzung 
der Tarife erreichen zu wollen. In letzterer Be- 
ziehung haben einzelne Verwaltungen schlimme Er- 
fahrungen gemacht. So haben die dänischen Staats- 
bahnen ihren billigen Personentarif wieder erhöhen 
müssen, und der neue Leiter der ungarischen Staats- 
eisenbahnen, Präsident von Marx, hat in seiner Pro- 
grammrede bei Übernahme des Amtes geäußert: 

„Was die wirtschaftliche Seite der Staatsbahnen betrifft, 
so muß man mit der allgemeinen Richtung Schritt halten und 
die Einnahmen möglichst erhöhen. Es ist nicht begründet, daß 
bei der herrschenden großen Teuerung unser Personentarif 
der billigste auf dem Kontinente ist. Er muß also bei Wahrung 
der Interessen des großen Publikums mäßig erhöht werden.“ 

Das bedeutet eine Umkehr von dem Weg, den 
Ungarn durch Einführung des den Verkehr außer- 
ordentlich steigernden Zonentarifs eingeschlagen 
hatte. 


Wenn es auch 
unmöglich ist, 
die  Tarifsätze 
nach der Höhe der Selbstkosten zu bemessen, so geben 
diese doch gewisse Anhaltspunkte für die Abstufung 
der für die verschiedenen Leistungen zu fordernden 
Beträge. 


Anhaltspunkte für die Festsetzung 
der Personentarifsätze. 


Personentarif. 


339 


Die Selbstkosten der Personenbeförderung 
steigern sich namentlich mit dem Aufwand, für die 
Ausstattung der Wagen, vor allem aber mit der Ver- 
größerung des einer Person zugewiesenen Raums und 
mit der Schnelligkeit der Beförderung. In Berück- 
sichtigung dieser Verhältnisse erscheint es ange- 
messen, daß die Benutzung der besser ausgestatteten, 
geräumigeren Wagenklasse teurer zu bezahlen ist als 
die der einfacher eingerichteten und engeren, und daß 
für die Fahrt in Schnellzügen höhere Preise angesetzt 
werden als für die Fahrt in den langsamer fahrenden 
Personenzügen. Diese Abstufung in den Preisen 
rechtfertigt sich auch mit Rücksicht auf den Wert, den 
die Reisenden auf die verschiedenen Leistungen legen 
werden. Innerhalb gewisser Grenzen wird das 
Publikum geneigt sein, die bequemere und schnellere 
Art der Beförderung teurer zu bezahlen als die unbe- 
quemere und langsamere. Freilich darf man hierbei 
nicht vergessen, daß der Hauptvorteil der Eisenbahn- 
beförderung, die sichere Beförderung von Ort zu Ort, 
in allen Zugarten und allen Klassen zu erreichen 
ist, und daß der zweite Vorteil, die Raschheit der Be- 
förderung, wenigstens in allen Klassen desselben 
Zuges gleich gut erzielt wird. Die Steigerung der 
Fahrpreise für die höheren Klassen und für die 
schnelleren Züge findet darin ihre natürliche Grenze. 


Die verschiedenen Tarifsysteme. 


Auch bei der Wahl des der Fahrpreisbildung 
zugrunde zu legenden Tarifsystems spielen häufig 
volkswirtschaftliche Erwägungen mit. Man unter- 
scheidet hier je nach der Art, wie die zurück- 
zulegende Entfernung tarifarisch erfaßt wird, den 
reinen Entfernungstarif, den Staffeltarif und den 
Zonentarif. Diese Tarifsysteme können auch mitein- 
ander verbunden werden, z. B. gibt es Zonentarife, 
die gestaffelt sind (Österreich und namentlich Italien). 


Bei dem reinen Entier- 
nungstarif wird für alle 
Entfernungsstufen der gleiche Einheitssatz einer 
kleinen Entfernungseinheit, z. B. 1 km berechnet; die 
Fahrpreise wachsen also gleichmäßig mit der Zu- 
nahme der Entfernung. Nach diesem Grundsatz 
werden die gewöhnlichen Personenfahrpreise auf den 
deutschen Bahnen berechnet. 


Reiner Entfernungstarif. 


Unter Stafifeltarifen (Tarifen mit fallen- 
derSkala) versteht man Tarife, bei denen 
für weitere Entfernungen niedrigere Einheitssätze ein- 
gerechnet werden als für nähere, worüber ein- 
gehendere Ausführungen im Kapitel über Gütertarife 
zu finden sind, da hierfür jene Tariffiorm von 
größerer Bedeutung ist. Der Zweck der Staffel- 
tarife im Personenverkehr ist die Ermäßigung 
der Fahrpreise auf größere Entfernungen und 
damit die Erleichterung der Reisen auf größere 
Strecken; ein Beispiel hierfür ist Italien, wo der Ver- 


Staffeltarif. 


kehr nach Süditalien durch einen stark fallenden 
Staffeltarif begünstigt werden soll. Dabei spielt mit 
die Erwägung, daß die Selbstkosten der Eisenbahn 
nicht gleichmäßig mit der Entfernung wachsen. Die 
Form des Staffeltarifs ist z. B. bei dem Tarif für die 
Arbeiterwochenkarten in Baden, Sachsen und 
Württemberg und bei den preußischen und württem- 
bergischen Monatskarten angewendet. Auch die 
Tarife in Norwegen und Österreich sind gestaffelt. 


Der Zonentarif sieht bei Bemessung der 
Fahrpreise von der genauen Berück- 
sichtigung der Beförderungsstrecke ab. Er legt der 
Berechnung entweder eine Einheitsentfernung unter, 
die besonders groß ist, z. B. statt 1 km 50 km, oder es 
werden nur einige Entfernungszonen mit wachsenden 
Beförderungspreisen aufgestellt und es wird über eine 
gewisse Entfernung hinaus der Preis überhaupt nicht 
weiter erhöht. Die Zonentarife haben den Vorzug 
der Einfachheit; beim Übergang von einer Zone zur 
anderen macht sich aber der Fahrpreisunterschied ie 
nach der Höhe dieses Unterschieds empfindlich 
geltend. Der Unterschied zwischen dem reinen Ent- 
fernungstarif' und dem Zonentarif mit zahlreichen 
Zonen und wachsenden Fahrpreisen ist nicht 
erheblich, da nur die Entfernungseinheit (1 km 
oder z. B. 10 km), mit der der Fahrpreis 
wächst, verschieden ist, die Tarife aber sich 
im übrigen gleichen. Ein solcher Zonentarif be- 
steht in Deutschland für das Reisegepäck. Ferner 
finden sich Zonentarife z. B. in Dänemark, Italien, 
Österreich-Ungarn, Schweden. Der gestaffelte Tarif 
der österreichischen Staatsbahn vom 1. Januar 1910 
ist auf Entfernungen bis zu 50 km ein reiner 
Entfernungstarif, die Fahrpreise wachsen mit 
jedem weiteren Kilometer. Von 50 km an 
werden die Fahrpreise nach Zonen zu je 10 km 
berechnet. Vor dem genannten Zeitpunkt waren 
auch die Entfernungen bis zu 50 km in Zonen zu 10 km 
eingeteilt; diese Einteilung ist aufgegeben worden, um 
den Nahverkehr nach Möglichkeit zu begünstigen. Der 
Zonentarif der ungarischen Staatseisenbahnen weist 
3 Nachbarverkehrzonen und 16 Fernverkehrzonen 
auf; die letzte Zone umfaßt sämtliche Entfernungen 
über 400 km. Daß dieser Tarif zwar verkehrsfördernd 
gewirkt hat, aber heute als unwirtschaftlich an- 
gesehen wird, ist oben erwähnt. Zonentarife mit 
ganz wenigen Zonen sind schon wiederholt vorge- 
schlagen worden. Sie müßten entweder so niedrige 
Sätze haben, daß sie für die kürzeste der in eine Zone 
fallenden Entfernungen passen, dann wären sie viel 
zu billig für die weiteren Entfernungen, oder aber es 
müßten die Sätze der oberen Zonengrenze ange- 
messen sein, dann wären sie für die Reisen, die an 
der unteren Zonengrenze liegen, zu hoch. Solche 
Zonentarife sind denn auch bis jetzt für die gewöhn- 
lichen Fahrpreise in größerem Umfang nirgends ein- 
geführt worden. Dagegen ist hier zu erwähnen der 
deutsche Tarif für den Schnellzugzuschlag, der nur 
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Zonentarif. 


3 Zonen aufweist. Die obenerwähnten Mängel treten 
aber hier weniger in die Erscheinung, weil er keinen 
Fahrpreis für sich darstellt, sondern nur eine Er- 
gänzung des Personenzugfahrpreises bildet. 


Verbandsverkehr. 


In der ersten Zeit des Bestehens der Eisenbahnen 
stellten die Verwaltungen ihre Tarife nur für den Ver- 
kehr innerhalb des eigenen Netzes fest. Es fehlte ja 
auch an zusammenhängenden, mehrere Verwaltungen 
umfassenden Linien. Nach und nach aber wurde das 
Eisenbahnnetz immer dichter und das Bedürfnis für 
Anschlüsse an die Nachbarbahnen wuchs. Der Mangel 
gemeinsamer, gleicher Bestimmungen über den Ver- 
kehr auf den anschließenden Linien machte sich jetzt 
für die Reisenden und die Eisenbahnen unangenehm 
geltend; die Reisenden mußten auf den Übergangs- 
stationen neue Fahrkarten lösen, was den Verwal- 
tungen viele Arbeit verursachte und lange Aufenthalte 
nötig machte. 

Zur Beseitigung dieses Mißstandes einigten sich 
zunächst die Nachbarverwaltungen über gemein- 
same Bestimmungen; mit der Zunahme des Verkehrs 
dehnten sich die Vereinigungen (Verbände) auf immer 
größere Gebiete aus. 


Die größte 
Vereini- 
gung von Eisenbahnverwaltungen ist der im Jahre 
1847 gegründete Verein Deutscher Eisenbahnverwal- 
tungen, der in Kap. XXIX näher behandelt wird. 
Das von ihm im Jahre 1865 herausgegebene Vereins- 
reglement für die Beförderung von Personen, Reise- 
gepäck, Leichen, Fahrzeugen und lebenden Tieren ist 
die Grundlage des heutigen Deutschen Eisenbahn- 
Personen- und Gepäcktarifs, Teil I, der allerdings 
nicht mehr für das ganze Vereinsgebiet, sondern nur 
noch für die Bahnen des Deutschen Reiches Geltung 
hat. Dieser Tarif enthält die den Personenverkehr 
betreffenden Bestimmungen der Eisenbahn-Verkehrs- 
ordnung nebst den allgemeinen, für alle deutschen 

Bahnen gültigen Ausführungsbestimmungen. 


Verein Deutscher Eisenbahnverwaltungen. 


Anträge auf Festsetzung 
neuer Ausführungsbe- 
stimmungen oder Ergänzung und Änderung bestehen- 
der Ausführungsbestimmungen werden in der stän- 
digen Tarifkommission der Deutschen Eisenbahnen 
beraten und der Generalkonferenz dieser Bahnen zur 
Genehmigung vorgelegt (s. Kap. XX u. XXIX). 


Ständige Tarifkommission. 


Zur Regelung von Tarifangelegen- 
heiten sind für kleinere Gebiete be- 
sondere Tarifverbände gegründet worden, deren Auf- 
gabe die Einrichtung direkter Abfertigung, Fest- 
setzung der Beförderungspreise und der Wegevor- 
schriften ist. Für den Personenverkehr sind z. B. zu 
nennen: der rheinische, der ost-mittel-südwest- 
deutsche und der norddeutsch-hessisch-südwest- 


Tarifverbände. 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


deutsche Verband (Näheres s. Kap. XX u. XXIX). 
Auch im Verkehr mit dem Auslande, z. B. mit Bel- 
gien, Dänemark, Frankreich, Italien, den Nieder- 
landen, Österreich-Ungarn, Rumänien, Rußland und 
der Schweiz bestehen solche Verbände. 


Die Festsetzung der 
Fahrpreise für die ein- 
zelnen Stationsverbindungen innerhalb der Verbands- 
verkehre geschieht in der Weise, daß, soweit gleiche 
Einheitssätze bei den beteiligten Verwaltungen be- 
stehen, die Entfernungen der einzelnen Verwaltungen 
zusammengezählt und die Fahrpreise auf Grund der 
Gesamtentfernung gebildet werden. Die zur Anrech- 
nung kommenden Entfernungen entsprechen im all- 
gemeinen den wirklichen Entfernungen unter Auf- 
rundung auf ganze Kilometer. In gewissen Fällen 
kommen noch besondere Entfernungszuschläge hinzu, 
z. B. Brückenzuschläge für die Rheinübergänge 
zwischen Baden einerseits und der Pfalz und Elsaß- 
Lothringen anderseits, sowie für besonders kost- 
spielige Bahnstrecken. Durch diese Entfernungs- 
zuschläge sollen die Anteile der betreffenden Verwal- 
tung erhöht und ihr Ersatz für die höheren Aufwen- 
dungen gewährt werden. 


Wegen wahlweise gültiger Fahrkarten siehe 
Kap. XX. 


Festsetzung der Fahrpreise. 


2. Die Entwicklung des Personentarifs 
in Deutschland. 


A. Biszur Tarifrefiormvon 1907. 


In der ersten Zeit des Bestehens der 
Eisenbahnen wurden in den Per- 
sonenzügen gewöhnlich drei Wagenklassen geführt, 
wozu in Norddeutschland in den fünfziger Jahren des 
vorigen Jahrhunderts noch die IV. Klasse kam. In 
die Schnellzüge wurden häufig nur Wagen der I. und 
lI. Klasse oder nur solche der I. Klasse eingestellt. 
Während die I. und II. Klasse mit Polsterbänken, die 
II. mit Holzbänken ausgestattet ist, hat die IV. Klasse 
in der Regel nur an den Umfassungswänden Holz- 
bänke, im übrigen müssen sich die Reisenden dieser 
Klasse mit Stehplätzen begnügen, soweit sie nicht auf 
ihren Gepäckstücken, die hier in großem Umfang mit- 
geführt werden dürfen, Platz nehmen. 


Wagenklassen. 


Als Anhaltspunkt für 
die Bemessung der 
Eisenbahnfahrpreise war die Postfahrtaxe gegeben. 
Der Postfahrpreis betrug im allgemeinen 6 Silber- 
groschen für die Meile = 8,1 Pig. für 1 km. 


Bemessung der Fahrpreise. 


In Norddeutschland wurden 
als Einheitssätze für die 
Eisenbahnbeförderung für 1 Meile ungefähr festge- 
setzt: 7 Groschen für die I., 5 Groschen für die Il. 
und 3 Groschen für die III. Klasse. Diese Sätze 


Ordentliche Tarifsätze. 


blieben im wesentlichen bis zu der Tarifreform im 
Jahr 1907 bestehen; bei Einführung der Markwährung 
und des metrischen Systems wurden sie in folgende 
Sätze für 1 km umgerechnet: 


LK LK- ILK WW: KE 

Pf. Pf. Pf. Pf. 
in Personenzügen 8,0 6,0 4,0 2,0 
in Schnellzügen 9,0 6,67 467 — 


In Süddeutschland betrugen die Einheitssätze 
seit 1874: 

Personenzug 

Schnellzug 


80 5,3 3,4 Pi. für 1 km 
9,1 6,4 4,5 ” ” 1 


Während anfangs nur Fahrkarten 


Besondere Tarife. für einfache Fahrt zu den ordent- 


lichen Preisen ausgegeben wurden, führte die rasch 


fortschreitende Entwicklung des Verkehrs bei den 
einzelnen Bahnen dazu, nach und nach verschiedene 
Ermäßigungen für mehrere Fahrten oder für Fahrten 
zu bestimmten Zwecken zu gewähren. Vor allem sind 
zu erwähnen: die im Anfang der sechziger Jahre des 
vorigen Jahrhunderts in größerem Umfang einge- 
führten Rückfahrkarten, die Zeitkarten (Abonne- 
ments) und die Arbeiterkarten. Diese Ermäßigungen 
galten teils auf allen deutschen Bahnen, teils wurden 
sie nur für den Binnenverkehr oder für den Binnen- 
und Nachbarverkehr der einzelnen Verwaltungen ein- 
geführt. 


Die wichtigeren früher hier in Betracht kom- 
menden Bestimmungen seien in nachfolgendem auf- 
geführt unter Hervorhebung der Vorschriften, die 
durch die Tarifreform beseitig worden sind. 


1. Sonderzüge und besondere Wagen. 


Bestimmungen über die Beförderung in Sonderzügen und 
über die Einstellung von Salon-, Schlaf- und sonstigen be- 
sonderen Wagen in fahrplanmäßige Züge. 


2. Fahrpreisermäßigungen. 


Der Tarif enthielt eine große Reihe von Fahrpreisermäßi- 
gungen für Kinder, für Rückfahrkarten, Rundreisekarten, Sonn- 
tagskarten, Zeitkarten, Arbeiterkarten, für Gesellschaftsfahrten, 
milde Zwecke und für wehrpflichtige Angehörige der öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie. Hierzu kommen noch die 
weiter unten besonders behandelten zusammenstellbaren Fahr- 
scheinhefte. Im einzelnen sind näher zu betrachten: 


a) Rückfahrkarten. Die Ermäßigung war in Norddeutsch- 
land und Süddeutschland verschieden. In Preußen betrugen die 
Einheitssätze 6, 4,5 und 3 Pf. für die I, I. und III. Klasse für 
l km der einfachen Fahrt und galten auch für die Schnellzüge 
ohne Zuschlag. In Süddeutschland wurden in Personenzügen 
für 1 km der einfachen Fahrt erhoben: 

in I. Klasse 5,7 Pi. (im rechtsrh. Bayern 6,65 Pf.) 

ap: | a E y 

„I. o a 
Für Schnellzüge kam hierzu noch ein Zuschlag von 1,1 Pf. 
für 1 km. 


b) Rundreisekarten. Zur Ausführung geschlossener Rund- 
reisen wurden in Sachsen und Süddeutschland (früher auch in 


Personentarif. 
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Preußen) für bestimmte Verbindungen Rundreisekarten aus- 
gegeben. 


c) Zeitkarten (Abonnementskarten). Einheitliche Bestim- 
mungen über Zeitkarten bestanden nicht für alle deutschen 
Bahnen; die einzelnen Verwaltungen hatten vielmehr je für 
ihren Binnen- oder Nachbarverkehr besondere. Vorschriften ge- 
troffen, die aber vielfach miteinander übereinstimmten. Die 
Hauptarten der Zeitkarten sind: Zeitkarten für 1 bis 12 Monate, 
Monatskarten, Schülerkarten, Fahrscheinbücher für 30 Fahrten, 
Landeskarten und Kilometerhefte. Die drei zuletzt genannten 
Kartenarten sind mit der Reform von 1907 weggefallen, weshalb 
hier nur die wichtigeren Bestimmungen über sie als historisch 
interessant angegeben werden. 


Für 30 Fahrten innerhalb 
eines Jahres zwischen zwei 
bestimmten Stationen wurden in Baden, Bayern und Württem- 
berg Fahrscheinbücher zum 20 fachen Betrag des Preises der 
einfachen Fahrkarte für die betreffende Strecke und Wagen- 
klasse ausgegeben. Die Fahrscheinbücher enthielten 30 einzelne 
Fahrscheine, wovon jeder zur einmaligen Fahrt in beliebiger 
Richtung auf der Strecke berechtigte, auf die das Fahrschein- 
buch lautete. 


Fahrscheinbücher für 30 Fahrten. 


Landeskarten wurden in Württemberg und 
Oldenburg ausgegeben. Nach den wiürttem- 
bergischen Bestimmungen wurden zur beliebigen Befahrung 
sämtlicher württembergischen Staatsbahnstrecken Zeitkarten 
mit 15tägiger Gültigkeit (Landeskarten) ausgegeben, die in 
Personen- und Schnellzügen galten. Der Preis betrug: 


Landeskarten. 


Fahrpreis Fahrkartensteuer Gesamtpreis 


M. M. M. 

für de I. KI. 45 5,40 50,40 

ee IRRA 1,20 31,20 

S A. 0,40 20,40 
Kilometerhefte. Zur Befahrung beliebiger Strecken der 


badischen Staatsbahn in der Gesamtlänge von 
1000 km oder von 500 km innerhalb eines Jahres wurden für 
Personen- und Schnellzüge gültige Kilometerhefte ausgegeben 
und zwar zu 1000 km für die I, II. und III. Klasse und zu 
500 km für die III. Klasse. Der Preis eines Kilometerhefts für 
1000 km einschließlich Fahrkartensteuer betrug für die I. Klasse 
68 M., II. Klasse 41 M. 80 Pf. und III. Klasse 25 M. 60 Pi.; 
ein Kilometerheft II. Klasse zu 500 km kostete 12 M. 90 Pf. 


d) Ermäßigung für Gesellschaftsreisen. (Diese Ermäßigung 
bestand nicht im rechtsrh. Bayern.) Für gemeinschaftliche 
Reisen größerer Gesellschaften von mindestens 30 Personen 
wurde in der I. bis III. Klasse eine Ermäßigung in der Weise 
gewährt, daß bei einfacher Fahrt Karten zum halben Preise, 
bei Hin- und Rückfahrt Rückfahrkarten zum Preise der ein- 
fachen Fahrkarten ausgegeben wurden. Diese Ermäßigungen 
wurden auch gewährt für Sonderzüge von Gesellschaften und 
Vereinen. 


3. Platzkarten. 


Für die Benützung der D-Schnellzüge wurde eine Platz- 
kartengebühr von 2 M. in I. und II. Klasse und von 1 M. in 
III. Klasse, bei Entfernungen bis zu 150 km je die Hälfte er- 
hoben. Die Sitzplätze der Wagen in den. D-Zügen sind 
numeriert. Die Schaffner kennzeichnen am Eingang in das 
Abteil die einzelnen besetzten Plätze. 


‘4. Benützung der Güterzüge. 


Besondere Bestimmungen regelten die ausnahmsweise Be- 
nützung von Güterzügen durch Reisende. 
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Die Geltungsdauer 
der Fahrkarten war 
nicht einheitlich festgesetzt. Die einfachen Karten 
galten, soweit nichts anderes bestimmt war, nur für 
den Tag der Ausgabe oder für die fahrplanmäßige 
Dauer der Reise. Die Geltungsdauer der Rückfahr- 
karten war früher je nach der Entfernung der in Be- 
tracht kommenden Stationen verschieden abgestuft 
auf 1,3 und 10 Tage. Im Jahre 1901 wurde allgemein 
eine Gültigkeitsdauer von 45 Tagen festgesetzt. Eben- 
solange galten von da an sämtliche Rundreise- 
karten. 


Geltungsdauer der Fahrkarten. 


Aus dieser kurzen 
Übersicht geht zu- 
nächst hervor, daß die Tarifbestimmungen der deut- 
schen Bahnen ein recht buntes Bild boten. Die haupt- 
sächlichsten Unterschiede waren, abgesehen von den 
verschiedenen Einheitssätzen: 


1. in Norddeutschland bestanden 4 Wagenklassen, in Süd- 
deutschland nur 3; 


Beurteilung des Tarifs vor 1907. 


2. in Norddeutschland wurden Zuschläge für die Be- 
nützung von Schnellzügen nur zu einfachen Fahrkarten 
erhoben, in Süddeutschland dagegen auch zu Rückfahr- 
karten. 


Hierzu kam weiter noch, daß in Norddeutschland im 
Gegensatz zu Süddeutschland 25 kg Freigepäck auf eine Fahr- 
karte gewährt wurden. 

Weiter fällt auf die große Zahl verschiedenartiger Fahr- 
preisermäßigungen, die zwar das Bestreben der Eisenbahnen 
den mannigfaltigen Bedürfnissen des Verkehrs Rechnung zu 
tragen, erkennen lassen, die aber anderseits das Herausfinden 
der im einzelnen Fall zweckmäßigsten Fahrkarte sehr er- 
schwerten und für Publikum und Eisenbahn manche 
Weiterungen und Unzuträglichkeiten zur Folge hatten. Hierzu 
kam, daß die immer weiter ausgedehnten Fahrpreisermäßi- 
gungen allmählich dazu geführt hatten, daß die meisten 
Reisenden irgendeine Ermäßigung, hauptsächlich durch die 
Rückfahrkarten, genossen und die normalen Fahrpreise nur 
noch von 20 bis 30% der Reisenden bezahlt wurden. So sind 
z.B. auf der württembergischen Staatsbahn von allen be- 
förderten Reisenden gefahren 


im Jahr 1890 im Jahr 1905 
mit ermäßigten Fahrkarten ::::-- 69,51% 89,89% 
allein mit Rückfahrkarten --:-:-- 47,38% 36,80 % 
mit einfachen Fahrkarten :-- -: 30,49 % 10,11% 


Von den Personenverkehrseinnahmen der württembergischen 
Staatseisenbahnen entfallen auf Reisende 


im Jahr 1890 im Jahr 1905 
mit ermäßigten Fahrkarten ...... 54,16% 76,32% 
allein mit Rückfahrkarten :....... 44,75% 52,13% 
mit einfachen Fahrkarten ........ 45,84% 23,68 % 


Aus diesen Zahlen geht hervor, daß die Rückfahrkarten 
eine der wichtigsten Ermäßigungen bedeuteten. Sie sind eine 
von der alten Fahrpost übernommene Einrichtung und ver- 
danken ihre Ausgabe der Begünstigung des Nahverkehrs. 
Außerdem erblickte man in der Ausgabe nur einer Karte für 
Hin- und Rückfahrt gegenüber zwei einfachen Karten eine 
Vereinfachung der Abfertigung und des Rechnungswesens. Die 
Verhältnisse haben sich jedoch bei der starken Zunahme des 
Verkehrs und dem immer dichter werdenden Eisenbahnnetz 
erheblich gegen früher geändert. Zunächst ist nicht einzu- 
sehen, weshalb ein Reisender, der dieselbe Strecke zweimal in 


verschiedener Richtung befährt, weniger bezahlen soll, als ein 
Reisender, der eine Strecke von doppelter Länge einmal oder 
die gleiche Strecke zweimal, aber in derselben Richtung 
zurücklegt. Weiterhin haben sich zumal seit der Verlängerung 
der Geltungsdauer der Rückfahrkarten auf 45 Tage erhebliche 
Mißstände ergeben und insbesondere haben die Betrügereien 
mit diesen Karten zugenommen; die Beseitigung der Rückfahr- 
karten wurde daher als ein dringendes Bedürfnis empfunden. 
Auch für die Reisenden hatten die Rückfahrkarten manche 
Unannehmlichkeiten; die Reisenden waren gebunden an den 
Weg, für den die Karten galten. Bei der großen Geltungsdauer 
und den vielfachen Möglichkeiten, auf anderen Linien die 
Ausgangsstation wieder zu erreichen, trat für die Reisenden 
häufig der Wunsch oder das Bedürfnis auf, den Rückweg 
über eine andere Strecke zu machen, für die die Rück- 
fahrkarten nicht galten. Es mußten dann neue Karten gelöst 
werden; das Fahrgeld für die nicht benutzte Strecke konnte 
zwar reklamiert werden, es war dies aber für Publikum und 
Eisenbahnverwaltung mit vielen Umständlichkeiten verknüpft. 


Alle diese Um- 
stände brach- 
ten es mit sich, daß bei den Eisenbahnverwaltungen 
immer mehr der Gedanke an eine Neuordnung 
des Personentarifwesens aufkam, die neben der 
einheitlichen Gestaltung des Personentariis die 
möglichste Vereinfachung der Tarifvorschriften und 
die Beseitigung wenigstens eines Teils der Aus- 
nahmetarife zum Ziele haben sollte. Nach mehreren 
vergeblichen Versuchen, eine Einigung unter den 
norddeutschen und süddeutschen Bahnen oder 
wenigstens unter den süddeutschen Bahnen allein 
zu erzielen, wurde die Frage der einheitlichen 
Gestaltung der Personentarife für sämtliche deut- 
sche Staatsbahnen wieder aufgegriffen anläßlich 
der Verhandlungen wegen Schaffung der von 
der württembergischen Regierung angeregten 
Betriebsmittelgemeinschaft der deutschen Staats- 
eisenbahnen. Während die Bestrebungen nach 
Schaffung einer Betriebsmittelgemeinschaft vor- 
läufig nur zur Bildung des deutschen Staatsbahn- 
wagenverbandes geführt haben, waren die Verhand- 
lungen über die Personentarifreform von Erfolg. 


Gesichtspunkte für die Tarifreform. 


B. Der Reformtarifvom Jahre 1907. 


Am 1. Mai 1907 ist auf den deutschen Staats- 
bahnen ein neuer Personentarif in Kraft getreten, der 
gegenüber dem früheren Zustand einen entschiedenen 
Fortschritt bedeutet und der im wesentlichen heute 
noch gilt. Bevor auf die einzelnen Bestimmungen 
näher eingegangen wird, sollen die allgemeinen Ge- 
sichtspunkte, die für die Festsetzung der Einheits- 
sätze, der Zahl der Wagenklassen und des Schnell- 
zugzuschlags maßgebend waren, angeführt werden. 


Bei der Bestimmung der neuen Tarifsätze 
wurde davon ausgegangen, daß in erster Linie 
die Preisermäßigung für Rückfahrkarten aufzuheben sei. Da 
der neue Tarif eine Verteuerung des Verkehrs nicht zur Folge 
haben sollte, so ergab sich von selbst, daß als Grundlage des 
neuen Tarifs der halbe Preis der Rückfahrkarten des bisherigen 
Tarifs ins Auge gefaßt werden mußte. Hiernach hätte sich für 
die süddeutschen Verwaltungen (abgesehen von einer 


Einheitssätze. 


Personentarif. 
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Abweichung für die I. Klasse im rechtsrheinischen Bayern) 
ergeben für 1 km: 


für die I. Klasse 5,7 Pf. 
u a = a 
>. g Ai, 5 2,65 „ 


dagegen betrug der halbe Preis der Rückfahrkarten für 1 km 
in Preußen: 

für die I. Klasse 6 Pi. 

Be |A = 45 „ 

ns ME ji Sr 


Von der preußischen Verwaltung wurden die preußischen 
Sätze vorgeschlagen mit der Abweichung, daß für die I. Klasse 
statt 6 Pf. der Satz von 7 Pi. bestimmt werden sollte mit Rück- 
sicht darauf, daß diese Klasse nur von vermögenden Reisenden 
benutzt wird. Dieser Vorschlag schien auch für die süd- 
deutschen Verwaltungen annehmbar, da er gegenüber den bis- 
her in Süddeutschland geltenden normalen Sätzen von 8 Pf. für 
die I., 5,3 Pf. für die II. und 3,4 Pf. für die III. Klasse eine nicht 
unwesentliche Verbilligung bedeutete und auch für Süddeutsch- 
land bei der Hin- und Rückfahrt eine Verteuerung in der Regel 


nicht eintrat, wenn berücksichtigt wird, daß eine größere 
Anzahl Schnellzüge in zuschlagfreie Eilzüge umgewandelt 
wurde. Eine Verteuerung trat in Süddeutschland nur bei Hin- 


und Rückfahrt in Personenzügen ein, sie ist aber durch 
Schaffung einer Zweipfennigklasse ausgeglichen worden. 


Bei der Gestaltung des neuen Tarifs waren 
die Verwaltungen über die Notwendigkeit der 
Führung einer Zweipiennigklasse einig. Dagegen gingen die 
Meinungen über die Art der Einrichtung und Benennung dieser 
Klasse auseinander. Während die norddeutschen Bahnen die 
IV. Klasse beizubehalten wünschten, weil sie sich durchaus 
bewährt hatte und auch bei der Bevölkerung sehr beliebt war, 
erklärten Bayern und Baden, von der Einführung dieser Klasse 
aus betriebstechnischen Gründen und mit Rücksicht auf die 
gegen sie bestehende Abneigung absehen zu müssen. Es kam 
hinzu, daß hier im Vorortverkehr einiger großer Städte bereits 
der Zweipfennigsatz für die III. Klasse bestand und es nicht 
angängig erschien, für zwei verschiedene Klassen denselben 
Preis zu erheben. Die Zweipfennigklasse ist in Bayern (rechts- 
rheinisches Netz) und Baden die III. Klasse der Personenzüge. 
Für die württembergische Verwaltung wäre es aus betriebs- 
technischen Gründen das Nächstliegende gewesen, sich dem 
Vorgehen der beiden Nachbarverwaltungen anzuschließen, um 
so für ein größeres Gebiet gleiche Verhältnisse zu schaffen. 
Jedoch sah sie sich aus verschiedenen Gründen veranlaßt, 
davon Abstand zu nehmen, wie denn auch Baden neuerdings 
eine IV. Klasse zu schaffen versuchte. Vorläufig ist dieser 
Versuch freilich an der Ablehnung der Vorlage seitens der 
Volksvertretung gescheitert. 


Wagenklassen. 


Bei Einführung der Tarifreiorm wurde 
vielfach die Aufhebung des Schnellzug- 
zuschlags verlangt; sie konnte aber aus finanziellen Gründen 
und auch aus der Erwägung nicht zugestanden werden, daß es 
im Interesse eines geordneten Betriebs und zur Vermeidung 
von Belästigungen der Fernreisenden geboten war, durch Er- 
hebung eines Zuschlags den Nahverkehr möglichst von den 
Schnellzügen fernzuhalten. Dagegen schien es angezeigt, den 
seitherigen Zuschlag zu vereinfachen und für den Fernverkehr 
zu ermäßigen. Während, wie oben erwähnt, in Preußen der 
Zuschlag für die I. Klasse 1 Pf., für die II. und III. Klasse 
0,67 Pf. für 1 km betrug, wurde in Süddeutschland für alle drei 
Klassen gleichmäßig 1,1 Pf. für 1 km erhoben. Letzterer Zu- 
schlag erscheint unbillig, weil die Reisenden der niedereren 
Klassen im Verhältnis zum eigentlichen Fahrpreis für die 
Benützung der Schnellzüge mehr bezahlen müssen als die der 
oberen. Sodann wirkt ein kilometrischer Zuschlag auf kurze 
Entfernungen nicht so stark, daß der Nahverkehr von den 


Schnellzugzuschlag. 


Schnellzügen abgehalten wird. Aus diesen Gründen kam man 
zur Festsetzung eines für die 1./II. und III. Klasse verschiedenen 
Zonenzuschlags, der sich an die frühere Platzkartengebühr 
anlehnt. Die Preiserhöhung im Nahverkehr erschien unbedenk- 
lich, weil zu seiner Bedienung genügend Personenzüge und 
Eilzüge zur Verfügung stehen. 


Die wesentlichen Bestimmungen des neuen 
Tarifs sind folgende: 


Die normalen Einheitssätze für 
1 km betragen: 

I. Klasse 7 Pf., II. Klasse 4,5 Pi, III. Klasse 3 Pi. 
und IV. Klasse 2 Pf. (in Mecklenburg II. Klasse 4,6 Pi., 
III. Klasse 3,3 Pf., IV. Klasse 2,2 Pfi.). Der Mindest- 
preis einer ganzen Fahrkarte I. Klasse beträgt 20 Pf., 
II. Klasse 15 Pi., III. Klasse 10 Pi. und IV. Klasse 5 Pi., 


soweit nicht einzelne Verwaltungen etwas anderes 
bestimmt haben. 


Diese Einheitssätze geiten für Personen- und 
Eilzüge, wobei zu berücksichtigen ist, daß die 
IV. Klasse regelmäßig nur in Personenzügen geführt 
wird. Die Eilzüge sind eine durch den neuen Tarif 
geschaffene Gattung zuschlagfreier Schnellzüge. Be- 
sondere Zuschläge zu den gewöhnlichen Fahrpreisen 
werden in der Hauptsache nur noch in den vorzugs- 
weise dem eigentlichen Fernverkehr dienenden 
Schnellzügen erhoben. 


Normaler Fahrpreis. 


Der frühere kilometrische Zuschlag ist 
durch einen nach Zonen abgestuften er- 
Er beträgt für Tarifentfernungen 


von 1—75 km 0,50 M. in I/I. Kl. 0,25 M. in III. Kl. 
” 76—150 ” 1,00 ” 0,50 ” ” ” - 
über 150 ” 2,00 » 1,00 ”» » ” ” 


Schnellzugzuschlag. 


setzt worden. 


” ” ” 


” ” ” 


Geht ein Reisender mit einer nicht für alle Züge gültigen 
Fahrkarte in eine niederere Klasse eines Schnellzuges über, so 
hat er die Schnellzugzuschlagkarte für die niederere Klasse zu 
lösen. Schnellzugzuschlagkarten werden nur zugleich mit einer 
Fahrkarte oder gegen Vorlage einer solchen ausgegeben. Nach 
einer über die Bestimmungsstation der Fahrkarte hinaus- 
gelegenen Station werden Zuschlagkarten nur verabiolgt, wenn 
der Reisende bis zu dieser Station eine Fahrkarte nicht erhalten 
kann und er eine Fahrkarte nach der zur Lösung neuer Fahr- 
karten geeigneten weitest gelegenen Station löst. Die Zuschlag- 
karte wird in diesem Fall ausdrücklich bis zu der über die Be- 
stimmungsstation hinausgelegenen Station gültig geschrieben. 
Ihr Preis wird nach der Tarifentfernung zwischen der Ausgabe- 
und der Endstation berechnet. 


Die in den Fahrplänen mit L bezeichneten (Luxus-) Züge 
können nur mit Fahrkarten, die zu Schnellzügen gelten, und 
gegen Entrichtung der in besonderen Tarifen festgesetzten Preis- 
zuschläge benutzt werden. 


Die norddeutsche IV. Wagenklasse wurde 
auch von den Reichseisenbahnen und den 
linksrheinischen bayerischen Bahnen angenommen. In Süd- 
deutschland rechts des Rheins konnte man sich zu diesem Schritt 
zwar nicht verstehen, man suchte aber dem Publikum in anderer 
Weise entgegenzukommen. Die württembergische Staatseisen- 
bahn führte die IV. Klasse ein, verwendete aber hierzu Wagen, 
die ähnlich wie die Wagen III. Klasse mit Holzbänken versehen 
sind. Die Wagen unterscheiden sich von denen III. Klasse durch 
einfachere Ausstattung und namentlich durch engere Anordnung 


IV. Wagenklasse. 
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der Sitzplätze. In Bayern (rechtsrheinisches Netz) und Baden 
wurde die IV. Klasse nicht eingeführt, dagegen werden für die 
HI. Klasse in den Personenzügen nur 2 Pf. für das Tarifkilometer 
erhoben. 


Besondere Tarife. 
1. Sonderzüge. 


Sonderzüge werden nur nach dem Ermessen der Eisenbahn- 
verwaltung gefahren. Für das Tarifkilometer werden erhoben: 


a) für die Lokomotive . . - - © s in 1 M. 20 Pi. 
b) für jede Achse eines auf Verlangen ge- 

stellten Personenwagens . a 40 Pi. 
c) für jede Achse eines auf Verlangen oder 

aus Betriebsrücksichten gestellten anderen 

Wagens 20 Pi. 


mindestens jedoch 4 M. für das Tarifkilometer und 100 M. im 
ganzen. Werden Sonderzüge für die Nachtzeit auf Strecken be- 
willigt, auf denen mangels regelmäßigen Nachtdienstes keine 
Bewachung der Bahn stattfindet, so werden überdies 2 M. für 
das Tarifkilometer als Bahnbewachungsgebühr erhoben. 

In Sonderzügen, die von der Eisenbahnverwaltung zur Er- 
leichterung von Ferien- und ähnlichen Reisen für den allgemeinen 
Verkehr gestellt werden (Verwaltungs-, Feriensonderzüge), oder 
die die Eisenbahnverwaltung auf Antrag zu gemeinschaftlichen 
Reisen größerer Gesellschaften gewährt (Gesellschaftssonder- 
züge), werden Reisende nach folgenden Bestimmungen be- 
fördert: 


a) zu Feriensonderzügen werden im allgemeinen Fahrkarten 
II. und III. Klasse ausgegeben, die zur Hinfahrt mit dem 
Sonderzug, zur Rückfahrt mit den fahrplanmäßigen 
Zügen einschließlich der Schnellzüge berechtigen. Die 
Fahrkarten gelten 2 Monate. Die Einheitssätze für Hin- 
und Rückfahrt betragen: II. Klasse 6,75 Pf. und III. Klasse 
4,5 Pi.; 

b) bei anderen Verwaltungssonderzügen und bei Gesell- 
schaftssonderzügen werden besondere für die Hinfahrt 
oder für die Hin- und Rückfahrt gültige Fahrkarten aus- 
gegeben. In I. Klasse müssen mindestens 100, in II. Klasse 
mindestens 160 und in III. Klasse mindestens 230 Fahr- 
karten bezahlt werden. Die Einheitssätze für 1 km 
betragen: I. Klasse 4 Pf., II. Klasse 2,5 Pf. und III. Klasse 
1,75 Pf. 


2. Salon-, Krankenwagen usw. 


Wenn die Einstellung bahneigener oder Privaten gehöriger 
Salon-, Schlaf- oder sonstiger Personenwagen, sowie besonders 
eingerichteter Krankenwagen gestattet wird, so sind für ihre Be- 
nutzung Fahrkarten I. Klasse für soviele Personen, wie den 
Wagen benützen, mindestens für 12 Personen zu lösen. Werden 
auf Antrag des Bestellers besonders bezeichnete Wagen gestellt, 
so werden für ihre Beförderung auf Strecken, die diese Wagen 
unbesetzt durchfahren, für den Hin- und Rückweg 7 Pi. für die 
Achse und das Tarifkilometer erhoben, wobei die Streckenlänge, 
die der Wagen besetzt durchfahren hat, auf die Gesamtlänge der 
vom Wagen leer durchlaufenen Strecke angerechnet wird. Wird 
für die Beförderung von Kranken ein Gepäck- oder Güterwagen, 
ein Wagen IV. Klasse oder ein Wagen III. Klasse mit heraus- 
genommenen Sitzen eingestellt, so sind für die Kranken ohne 
Rücksicht auf ihre Zahl 6 Fahrkarten II. Klasse der betreffenden 
Zuggattung zu lösen. Bei Benützung eines Krankenabteils in 
Wagen III. Klasse, deren übrige Abteile dem allgemeinen Ver- 
kehr dienen und die in bestimmten Zügen regelmäßig laufen, 
sind für die Kranken 4 Fahrkarten IH. Klasse zıı lösen. 2 Be- 
gleiter werden in dem Krankenwagen oder Krankenabteil frei 
befördert; weitere in demselben Wagen oder Abteil mitreisende 
Begleiter haben je eine Fahrkarte III. Klasse zu lösen. Für die 
Beförderung von Kranken mit Transportbett in einem gewöhn- 
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lichen Abteil sind 2 Fahrkarten Ill. Klasse zu lösen; für jeden 
in diesem Abteil mitfahrenden Begleiter ist ebenfalls 1 Fahr- 
karte III. Klasse zu lösen. 


3. Fahrpreisermäßigungen. 


a) Für Kinder. Kinder vom vollendeten 4. bis zum voll- 
endeten 10. Lebensjahr sowie jüngere Kinder, für die ein Platz 
beansprucht wird, werden zum halben Fahrpreis befördert; 
für 2 solche Kinder kann eine ganze Fahrkarte gelöst werden. 
Kinder unter 4 Jahren, für die kein besonderer Platz beansprucht 
wird, sind frei. 

b) Für Inhaber von Zeitkarten. Einheitliche Bestimmungen 
über Zeitkarten sind auch durch die Tarifreform nicht geschaffen 
worden, es haben vielmehr auch jetzt noch die einzelnen Ver- 
waltungen ihre besonderen Vorschriften, die jedoch nicht wesent- 
lich voneinander abweichen. Die wichtigsten Zeitkarten sind die 
Monatskarten und die Schülerkarten. 


Monatskarten werden zu beliebiger Fahrt 
zwischen zwei Stationen für einen Kalender- 
monat ausgegeben und gelten im allgemeinen für alle fahrplan- 
mäßigen Züge; die Benützung der D-Züge ist zum Teil nur gegen 
Bezahlung des tarifmäßigen Schnellzugzuschlags gestattet. Die 
Karten gelten nur für den Inhaber und sind von ihm mit seiner 
Unterschrift zu versehen. Die Preisberechnung ist bei den 
einzelnen Verwaltungen verschieden. Die Preise der preußischen 
Monatskarten entsprechen dem 12. Teil der früheren preußischen 
allgemeinen Zeitkarten für ein Jahr. (Die Zeitkartenpreise 
wurden unter Zugrundelegung der früheren normalen Personen- 
zugstaxen der preußischen Staatsbahn (8, 6 und 4 Pf. für die I., Il. 
und III. Klasse) derart ermittelt, daß für die betreffende Strecke 
bei einem Abonnement auf einen Monat 30 einfache Fahrten, auf 
2 Monate 50 einfache Fahrten und auf jeden folgenden Monat 
15 einfache Fahrten mehr in Anrechnung gebracht wurden. Die 
so berechneten Preise wurden auf Entfernungen von mehr als 
10 km um soviel Prozent — bis höchstens 50% — ermäßigt, als 
die Entfernung in km die von 10 km übersteigt). Der Preis der 
württembergischen Monatskarten wird in der Weise berechnet, 
daß für 1 km in der I. und II. Klasse das 25 fache, in der III. und 
IV. Klasse das 30 fache der gewöhnlichen Einheitssätze der be- 
treffenden Klasse angerechnet wird. Die hiernach ermittelten 
Beträge werden auf Entfernungen von mehr als 10 km wie in 
Preußen ermäßigt. Neben den Monatskarten werden von einigen 
Verwaltungen noch sogen. Monatsnebenkarten ausgegeben, wenn 
für mehrere Angehörige eines Hausstandes Monatskarten gelöst 
werden. In diesem Fall wird nur für eine Monatskarte der volle 
Preis, für die übrigen ein ermäßigter Preis berechnet. Die 
Monatskarten sind bestimmt für Reisende, die regelmäßig die 
gleiche Strecke befahren, z. B. Angestellte, die in Städten be- 
schäftigt sind und in der Nähe dieser Städte auf dem Lande 
wohnen. Die Karten dienen daher dem gleichen sozialen Zweck 
wie die weiter unten erwähnten Arbeiterwochenkarten: sie sollen 
dem Publikum ermöglichen, in den größeren Städten günstige 
Arbeitsgelegenheit zu finden und auf dem Lande billig und 
gesund zu wohnen. 


Monatskarten. 


Schülerkarten werden zum Besuch des Schul- 
; unterrichts (auch an Fachschulen usw.) aus- 
gegeben. Sie gelten im allgemeinen für alle fahrplanmäßigen 
Züge, Schnellzüge dürfen zum Teil nur gegen Bezahlung des 
Schnellzugzuschlags benutzt werden. Im übrigen bestehen ver- 
schiedene Arten von Schülerkarten, z. B. Schülerkarten auf 
1 bis 12 Monate, Schülermonatskarten, Schülerkarten für alle 
Tage und solche nur für Werktage, Schülerkarten für 20, 30 
oder 50 Fahrten innerhalb der Zeit von 2, 3 oder 6 Monaten und 
Schülerkarten nur für einfache Fahrt oder für Hin- und Rück- 
fahrt. Für Kinder unter 10 Jahren und für Geschwister wird 
teilweise eine weitere Ermäßigung gewährt. 

c) Für Arbeiter. Nach den für alle Bahnen gleichen Be- 
stimmungen werden Arbeiterkarten für die IV. und wo diese 


Schülerkarten. 


Personentarif. 
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nicht besteht, für die III. Klasse zu ermäßigten Preisen aus- 
gegeben an Personen, die außerhalb ihres Wohnorts mit mecha- 
nischen oder Handarbeiten beschäftigt sind, also zu den Arbeitern 
oder Arbeiterinnen im engeren Sinne des Wortes gehören. 
Fahrtunterbrechung und Übergang in höhere Wagenklassen ist 
nicht gestattet. Im übrigen bestehen keine einheitlichen Be- 
stimmungen, gleichwohl stimmen die Vorschriften der einzelnen 
Verwaltungen so ziemlich miteinander überein. In Betracht 
kommen: 


Arbeiterwochenkarten werden ausge- 
geben für 6 aufeinander folgende 
Arbeitstage entweder nur zur täglich einmaligen Fahrt in einer 
Richtung oder zur täglich einmaligen Hin- und Rückfahrt 
zwischen Wohnort und Arbeitsstelle. An Sonn- und Festtagen 
dürfen die Karten benützt werden, wenn diese Tage als Arbeits- 
tage anzusehen sind. Werden sie an diesem Tage nicht benützt, 
so verlängert sich die Geltungsdauer um die Zahl der aus- 
gefallenen Tage. Die Geltungsdauer kann an jedem beliebigen 
Tage beginnen. Der Preis der Arbeiterwochenkarten für Hin- 
und Rückfahrt beträgt in Bayern und Preußen 1 Pf. für 1 km 
(also für Hin- und Rückfahrt 2 Pf.); in Baden, Sachsen und 
Württemberg wird für die ersten 5 km je 1 Pf. und für jedes 
weitere Kilometer 0,833 Pf. berechnet. Für die Arbeiterwochen- 
karten für einfache Fahrt wird die Hälfte dieses Preises, in 
Baden °/ı dieses Preises erhoben. 

Nach den bayerischen (rechtsrheinischen) Bestimmungen 
kaben Anspruch auf Arbeiterkarten außer den Arbeitern im 
engeren Sinn die nicht mit festem Gehalt und Anspruch auf 
Ruhegehalt bei öffentlichen Behörden angestellten Personen, die 
mit einem regelmäßigen Jahresarbeitsverdienst von nicht mehr 
als 2000 M. der Versicherungspflicht nicht unterliegen. 


Bei den Reichseisenbahnen werden an Stelle von Arbeiter- 
wochenkarten Arbeitermonatskarten ausgegeben und zwar 
solche, die an allen Tagen und solche, die nur an Werktagen 
gelten. Der Preis beträgt 0,75 Pf. für 1 km und 1 Tag. 
Abgesehen von Arbeitern im engeren Sinn erhalten auch 
Personen, die in dauernder Beschäftigung gegen einen täg- 
lichen Lohnsatz von höchstens 3 M. stehen, Arbeitermonats- 
karten. 

Der Verkehr mit Arbeiterwochen- und Arbeitermonatskarten 
ist außerordentlich stark. Diese Karten sind bei ihrem sehr 
billigen Preis für die Arbeiter von ganz erheblichem Vorteil, 
insofern sie ihnen ermöglichen, in den Städten lohnende Be- 
schäftigung in der Industrie, im Baugewerbe usw. zu finden und 
dabei auf dem Lande billig und gesund zu wohnen. Den ver- 
hältnismäßig stärksten Arbeiterverkehr in Deutschland hat die 
württembergische Verwaltung zu bewältigen, er wird, soviel be- 
kannt, auf dem Kontinent nur von Belgien übertroffen. Im 
Rechnungsjahr 1908 sind im Binnenverkehr der württem- 
bergischen Staatsbahn 13 462 776 Personen (23,8% aller Reisen- 
den des Binnenverkehrs) auf Arbeiterwochenkarten befördert 
worden. 


Arbeiterwochenkarten. 


Sie werden ausgegeben entweder zur 
Hinfahrt vom Wohnort nach dem 
Arbeitsort am Tage nach einem Sonn- oder Festtag und zur 
Rückfahrt nach dem Wohnort am Tag vor dem folgenden Sonn- 
oder Festtag oder zur Hinfahrt vom Arbeitsort nach dem 
Wohnort am Tag vor einem Sonn- oder Festtag und zur Rück- 
fahrt nach dem Arbeitsort am Tag nach diesem Sonn- oder 
Festtag oder, wenn mehrere Festtage hintereinander folgen, am 
Tag nach. dem letzten. dieser Festtage. In Bayern werden 
Arbeiterrückfahrkarten auch an Hausgewerbetreibende ab- 
gegeben zur Ablieferung der Waren. Der Preis beträgt 1 Pi. 
für 1 km (für Hin- und Rückfahrt 2 Pf. für 1 km). In Baden 
bestehen keine Arbeiterrückfahrkarten; in Sachsen werden 
solche nur für einzelne bestimmte Verbindungen und an allen 
Werktagen ausgegeben. Der Zweck der eingangs erwähnten 
Arbeiterrückfahrkarten ist ein ähnlicher wie der der Arbeiter- 


Arbeiterrückfahrkarten. 


wochenkarten. Da die Arbeiter, deren Arbeitsort weit entfernt 
ist von ihrem Wohnsitz, nicht jeden Tag dahin zurückkehren 
können, so soll ihnen durch Gewährung einer Fahrpreis- 
ermäßigung ermöglicht werden, wenigstens über den Sonntag 
nach Hause zu fahren. Der verheiratete Arbeiter kommt so 
leichter zu seiner Familie und die jugendlichen Arbeiter bleiben 
mehr unter dem Einfluß des Elternhauses. 


Für landwirtschaftliche Arbeiter 

wird auf der württembergischen 
Staatsbahn eine Ermäßigung in der Weise gewährt, daß Per- 
sonen, die nach vorübergehender Beschäftigung in landwirt- 
schaftlichen Betrieben an ihren früheren Aufenthaltsort zurück- 
kehren, auf der Rückreise in der IV. Klasse zum halben Fahr- 
preis befördert werden. In Bayern (rechtsrheinisches Netz) 
werden Hopfenpflücker bei der Hinfahrt nach dem Arbeitsort 
und bei der Rückfahrt in der III. Klasse der Personenzüge zum 
halben Fahrpreis befördert. Für gemeinschäftliche Reisen 
von mindestens 30 Personen oder bei Lösung von mindestens 
30 Fahrkarten zu einer gemeinschaftlichen Fahrt wird in Preußen 
für die IV. Klasse eine Fahrpreisermäßigung bis zu 1,5 Pf. für 
die Person und das Tarifkilometer dann bewilligt, wenn öffent- 
liche Interessen in Frage kommen. Die Bestimmungen finden 
z. B. Anwendung auf die Transporte landwirtschaftlicher 
Arbeiter aus Polen nach dem Westen usw. 


Landwirtschaftliche Arbeiter. 


d) Für Fahrten zu wissenschaftlichen und belehrenden 
Zwecken, für Schulfahrten und für Fahrten nach und von 
Ferienkolonien. Die Teilnehmer an Fahrten zu wissenschaft- 
lichen und belehrenden Zwecken (Studierende akademischer An- 
stalten usw.), an Schulfahrten und an Fahrten nach und von 
Ferienkolonien werden in der II. und III. Klasse, bezw. in den 
beiden letzteren Fällen nur in der III. Klasse, zum halben 
Fahrpreis befördert. Bei Beförderung in Schnellzügen ist der 
tarifmäßige Zuschlag zu zahlen. 2 Schüler der Klassen, die im 
allgemeinen von Kindern unter 10 Jahren besucht werden, 
werden für 1 Person gerechnet. 


e) Zugunsten der öffentlichen Krankenpflege, der 
Magdalenenstifte und der Kriegskrankenpflege. In der II. und 
III. Klasse werden zum halben Eilzugpreis, in Schnellzügen 
außerdem gegen den tarifmäßigen Zuschlag befördert: 

Angehörige von Vereinen und Genossenschaften, die sich 
satzungsgemäß in Ausübung freier Liebestätigkeit der öffent- 
lichen Krankenpflege widmen einschließlich der Anstalten zur 
Pilege von Fallsüchtigen, Blödsinnigen und Schwachsinnigen 
bei Reisen, die im Zusammenhang mit der Krankenpflege stehen 
oder die zu Erholungszwecken ausgeführt werden; 

Vorstände und Pflegepersonal der Magdalenenstifte, d. h. 
solcher Vereine und Anstalten, die sich der Fürsorge für ge- 
fallene Frauen und Mädchen widmen, bei Reisen zur Begleitung 
der Gefallenen, zu Konferenzen oder Erholungszwecken; 

Teilnehmer an den der Förderung der Kriegskrankenpflege 
gewidmeten Zusammenkünften der freiwilligen Sanitätskolonnen 
für die Interessen der Landesverteidigung. 


f) Für mittellose Kranke und andere hilfsbedürftige Per- 
sonen. In der III. Klasse werden auf der Hin- und Rückreise 
zum halben Fahrpreis, in Schnellzügen außerdem gegen tarif- 
mäßigen Zuschlag befördert: 

mittellose Personen bei Aufnahme in öffentliche Kranken- 
häuser, beim Besuch von Kurorten usw.; 

mittellose Zöglinge und Pileglinge der öffentlichen Blinden- 
und Taubstummenanstalten, der Anstalten für epileptische 
Kranke und blöde Kinder und der Waisenanstalten bei Unter- 
bringung in eine dieser Anstalten, bei Urlaubsreisen und beim 
Wiederaustritt aus der Anstalt; 

mittellose Blinde und Taubstumme zu vorübergehendem Be- 
such in Blinden- und Taubstummenanstalten, mittellose Taub- 
stumme auch zum Besuch eines behördlich gebilligten oder über- 
wachten Taubstummengottesdienstes; 
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Mitglieder von Krankenkassen, Versicherte von Landes- 
versicherungsanstalten bei Aufnahme in Heilstätten, zum Besuch 
von Kurorten usw., wenn die Entsendung auf Kosten dieser 
Kassen geschieht. 

g) Zum Zwecke der Arbeitsvermittlung. In der IV. Klasse 
und, wo diese nicht besteht, in der III. Klasse der Personen- 
züge werden zum halben Fahrpreis III. Klasse befördert 
Arbeiter, denen durch eine dem Verband deutscher Arbeits- 
nachweise angehörende, von den Eisenbahnen anerkannte öffent- 
liche oder gemeinnützige Arbeitsnachweisanstalt eine auswärtige 
Arbeitsstelle vermittelt worden ist. Für Reisen von weniger als 
25 Tarifkilometer wird die Ermäßigung nicht bewilligt. Sie dient 
zur Erleichterung des Ausgleichs zwischen Angebot und Nach- 
frage auf dem Gebiet des Arbeitsmarkts. 

h) Für deutsche Kriegsteilnehmer. Die Kriegsteilnehmer der 
Feldzüge 1864, 1866 und 1870/71 werden bei Reisen zum Besuch 
von Kurorten in der II. und III. Klasse der Eil- und Personen- 
züge zum halben Fahrpreis befördert, wenn sie von bestimmten 
Vereinen unterstützt werden. 

i) Für wehrpflichtige Angehörige der österreichisch-ungari- 
schen Monarchie. Wehrpilichtige Angehörige der österreichisch- 
ungarischen Monarchie werden in der III. Klasse der Eil- und 
Personenzüge zum Militärfahrpreis nach ihrer Heimat befördert, 
wenn sie zu militärischen Dienstleistungen einberufen sind. 

k) Sonntagskarten und dergl. Bei einzelnen Verwaltungen 
bestehen Sonntagsrückfahrkarten zu ermäßigten Preisen, Sie 
sollen den Bewohnern größerer Städte, deren nächste Umgebung 
keine Gelegenheit zur Erholung bietet, an Sonn- und Festtagen 
den Besuch landschaftlich schöner Orte erleichtern. Weiter be- 
stehen für einzelne Verbindungen ermäßigte Sommer- und Bade- 
karten. 

4. Benützung von Güterzügen. 

In dringenden Fällen dürfen bei verschiedenen Verwaltungen 
Güterzüge gegen Bezahlung besonderer Gebühren (Lösung einer 
Fahrkarte I. Klasse, oder von 2 Fahrkarten III. Klasse; Zahlung 
eines festen Zuschlags von 3 M.) benützt werden. Für Ärzte und 
Geistliche bestehen in dringenden Krankheitsfällen Ausnahmen. 


Die Fahrkarten wer- 
den bei der Ausgabe 
mit dem Datum des ersten Geltungstages abge- 
stempelt. Die in den Zügen und die durch Automaten 
verkauften Karten werden in der Regel nicht abge- 
stempelt; als erster Geltungstag gilt der bei der erst- 
maligen Durchlochung auf ihnen eingeprägte Tag. 
An Stelle der weggefallenen Rückfahrkarten werden 
im Nahverkehr Doppelkarten, die zur Hin- und Rück- 
fahrt gelten, zum doppelten Preis der einfachen Fahr- 
karten ausgegeben. Im übrigen können im allge- 
meinen bei der Hinfahrt auch Karten für die Rück- 
fahrt gelöst werden; es werden zwei einfache Fahr- 
karten ausgegeben, wovon die eine mit dem Stempel 
„Rückf.‘“ versehen zur Fahrt in umgekehrter Richtung 
(für den Rückweg) gilt. Die einfachen Fahrkarten, 
die Doppelkarten und die zur Fahrt in umgekehrter 
Richtung ausgegebenen Karten gelten 4 Tage. Die 
Reise kann innerhalb der Geltungsdauer an einem be- 
liebigen Tag angetreten und muß spätestens um 
Mitternacht des letzten Geltungstags beendet sein. 


Geltungsdauer der Fahrkarten. 


Beim Übergang 
in die nächst hö- 
here Wagenklasse haben als Zusatzkarte zu lösen: 
Reisende mit ganzen Fahrkarten eine halbe Fahrkarte 


Übergang in höhere Wagenklassen. 
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der Klasse, in die sie übergehen, Reisende mit halben 
Fahrkarten (z. B. Kinder) eine halbe Fahrkarte der 
Klasse, aus der sie übergehen. Beim Übergang in 
eine noch höhere Klasse sind diese Zusatzkarten von 
Klasse zu Klasse zu lösen. Bei Benutzung von 
Schnellzügen ist außerdem der Schnellzugzuschlag 
für die höhere Klasse zu entrichten, wobei die bereits 
gezahlten Zuschläge angerechnet werden. 


> Auf Fahrkarten für einfache 

Fahrtunterbrechung. Fahrt darf die Fahrt einmal, 
auf Fahrkarten für Hin- und Rückfahrt je einmal auf 
der Hin- und auf der Rückfahrt unterbrochen werden. 
Die Geltungsdauer der Fahrkarten wird durch eine 
Fahrtunterbrechung nicht verlängert. 


Die verspätete 
Abfahrt oder 
Ankunft oder das Ausfallen eines Zuges begründen 
keinen Anspruch auf Entschädigung. Wird infolge 
einer Zugverspätung der Anschluß an einen anderen 
Zug versäumt oder fällt ein Zug ganz oder teilweise 
aus, so kann der Reisende das Fahrgeld und die Ge- 
päckfracht für die nicht durchfahrene Strecke zurück- 
fordern. Gibt der Reisende in einem solchen Fall die 
Weiterfahrt auf und kehrt mit dem nächsten, günstig- 
sten Zug ohne Fahrtunterbrechung zur Abgangs- 
station zurück, so wird ihm Fahrgeld und Gepäck- 
fracht erstattet, auch freie Rückfahrt in der für die 
Hinreise bezahlten Wagenklasse gewährt. 


Verspätung und Ausfall von Zügen. 


Vergleicht man zu- 
nächst im allge- 
meinen den neuen 


Vergleichung des Reformtarifs 
mit dem früheren Tarif. 


Tarif mit dem früheren, so findet man, daß 
die früheren Unterschiede zwischen Nord- und 
Süddeutschland im wesentlichen beseitigt sind. 


Die Einheitssätze für die einfache Fahrt sind 
zunächst — abgesehen von Mecklenburg — 
ausgeglichen worden. Süddeutschland hat die 
Zweipfennigtaxe von Norddeutschland übernom- 
men. Der Schnellzugzuschlag wird bei allen 
Bahnen gleichmäßig für jede Fahrt in Schnellzügen 
erhoben. Endlich ist, wie an anderer Stelle erörtert 
werden wird, das Freigepäck in Norddeutschland 
weggefallen; dafür ist in ganz Deutschland ein sehr 
billiger Gepäcktarif eingeführt worden. Weiter hat 
die Reform verschiedene Fahrpreisermäßigungen, vor 
allem die Rückfahrkarten beseitigt; der Tarif ist über- 
sichtlicher geworden. Die normalen Fahrpreise 
nehmen jetzt wieder die ihnen gebührende erste Stelle 
ein; die Fahrpreisermäßigungen sind wirkliche Aus- 
nahmetarife geworden. Durch die Tarifreform sind 
folgende frühere Bestimmungen weggefallen: 


1. die Rückfahrkarten nach mehr als 40jährigem 
Bestehen, 
2. die festen Rundreisekarten, 


3. die Fahrscheinbücher für 30 Fahrten, 
Landeskarten und die Kilometerhefte. 


die 


Personentarif. 
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Die Landeskarten sind zwar vom Abiertigungs- 
standpunkt sehr praktisch, die Preisfestsetzung ist 
aber sehr schwierig, da keinerlei Anhaltspunkte über 
die tatsächliche Ausnützung vorhanden sind. So 
waren z. B. die württembergischen Landeskarten 
jedenfalls viel zu billig. Landeskarten bestehen zur- 
zeit noch z. B. in der Schweiz (Generalabonnements) ; 
dort liegen jedoch wegen des Fremdenverkehrs be- 
sondere Verhältnisse vor. Die Schweiz. Bundes- 
bahnen haben sich aber schon wiederholt genötigt ge- 
sehen, die Preise dieser Karten zu erhöhen. Bei den 
Kilometerheften dagegen kann der Preis für den ein- 
zelnen Kilometer genau festgesetzt werden. Diese 
Fahrausweise bedeuten aber infolge des jedesmaligen 
Eintrags der Entfernung der Reise am Schalter und 
der Prüfung des Eintrags der Reisenden eine sehr 
unerwünschte Belastung der Fahrkartenschalter; 
weiterhin sind Betrügereien durch unrichtige oder ab- 
geänderte Einträge nicht ausgeschlossen. 

4. die Fahrpreisermäßigung für Reisen größerer 
Gesellschaften von mindestens 30 Personen in der 
1.—III. Klasse. Zu einer solchen Ermäßigung lag nach 
allgemeiner Einführung der Zweipfennigklasse kein 
Grund mehr vor. Fahrpreisermäßigung für Gesell- 
schaftsfahrten wird nur noch für Gesellschaftssonder- 
züge gewährt. 

5. die Platzkartengebühr in den D-Zügen, 


6. die Fahrpreisermäßigung bei den zusammen- 
stellbaren Fahrscheinheften (näheres s. unten), 


7. die Bescheinigung der Fahrtunterbrechung 
nach dem Vorgang der Schweiz. Das Einholen und 
Erteilen der Bescheinigung war für Publikum und 
Eisenbahnverwaltung gleich lästig. Die Tatsache der 
Fahrtunterbrechung wird durch Anbringung eines 
Lochzeichens auf den Fahrkarten gekennzeichnet. 


Über die Vor- 
und Nachteile 
der Tarifreform läßt sich folgendes feststellen: 


a) Vorteile. Die Reform hat, abgesehen von 


Vorteile und Nachteile der Reform. 


Mecklenburg, für alle deutschen Staatsbahnen 
die gleichen Einheitssätze für die Fahrpreise 
der einfachen Fahrt gebracht. Jeder Reisende, 


der die Tarifentfernung bis zu seiner Zielstation kennt, 
kann jetzt den Fahrpreis ohne große Mühe selbst be- 
rechnen. Durch die Aufhebung verschiedener Fahr- 
preisermäßigungen ist der Tarif einfacher und über- 
sichtlicher geworden. Der Wegfall der Rückfahr- 
karten hat den Reisenden mehr Bewegungsfreiheit 
gegeben. Der Unterschied der Fahrpreise gegen 
früher kommt in Süddeutschland mehr zur Geltung 
als in Norddeutschland. Während man in Süddeutsch- 
land die Einführung der Zweipfennigklasse und die 
Verbilligung des Schnellzugzuschlags anerkennt, hat 
man in Norddeutschland die Einführung des Schnell- 
zugzuschlags auch bei Hin- und Rückreisen und den 
Wegfall des Freigepäcks unangenehm empfunden. 
Im übrigen sind Reisen auf größere Entfernungen in- 


sofern billiger geworden, als eine große Anzahl 
Schnellzüge in zuschlagfreie Eilzüge umgewandelt 
wurde und die Platzkartengebühr in den D-Zügen 
weggefallen ist. 


b) Nachteile. Die Einführung der Zweipfennig- 
klasse in Süddeutschland hat neben der Fahrkarten- 
steuer zu einer umfangreichen Abwanderung der 
Reisenden in die niedereren Klassen und damit zu er- 
heblichen Einnahmeausfällen geführt. Die starke Ab- 
wanderung in Süddeutschland hängt einmal damit zu- 
sammen, daß die sozialen Unterschiede zwischen den 
einzelnen Schichten der Bevölkerung in Süddeutsch- 
land nicht so scharf hervortreten wie in Norddeutsch- 
land, sodann sind die Wagen der Zweipfennigklasse in 
Baden, Bayern (rechtsrheinisches Netz) und 
Württemberg im Gegensatz zu den norddeutschen 
Wagen IV. Klasse durchweg mit Sitzen ausgestattet. 


Der für die württembergische Verwaltung durch 
die Personentarifreform entstandene Ausfall ist für 
das Jahr 1907 auf 1700000 M. berechnet worden. 
Dieses Ergebnis beweist, daß bei aller Anerkennung 
der Vorteile der Tarifeinheit die sehr verschiedenen 
Verhältnisse in den einzelnen Bundesstaaten nicht 
außer Betracht bleiben dürfen. Württemberg hat 
deshalb vor kurzem den Fahrpreis der IV. Klasse er- 
höht (vergl. folgende Seite: Fortbildung des Tarifs). 


Der als Zonentarif gebildete Schnellzugzuschlag hat den 
Vorteil der Einfachheit: 


Die Eisenbahnverwaltungen kommen mit 6 Sorten von Zu- 
schlarkarten aus und die Reisenden können den Preis der Zu- 
schlagkarten leicht berechnen. Diesem Vorteil steht aber der 
Nachteil gegenüber, daß eine genaue Abrechnung unter den 
Eisenbahnverwaltungen ausgeschlossen ist, weil die Bestim- 
mungsstation, bis zu der die Zuschlagkarte im einzelnen Fall 
gilt, zu Abrechnungszwecken nicht besonders festgestellt wird. 
Die Einnahmen aus Schnellzugzuschlagkarten verbleiben daher 
vereinbarungsgemäß der ausgebenden Verwaltung. Da hier- 
durch aber einzelne Verwaltungen, die z. B. hauptsächlich im 
Durchgangsverkehr in Betracht kommen, geschädigt würden, 
wurde vereinbart, daß in Verbindungen, wo mehr als 2 Ver- 
waltungen beteiligt sind, keine Zuschlagkarten, sondern be- 
sondere Schnellzugkarten mit eingerechnetem Zuschlag neben 
den Karten für Eil- und Personenzüge ausgegeben werden sollen 
und daß der Zuschlag mit dem Fahrgeld verteilt wird. Neuer- 
dings sind Verhandlungen im Gang, eine Verteilung der Ein- 
nahmen auch aus den Schnellzugzuschlagkarten zu ermöglichen. 
Hierdurch könnten die Ausgaben besonderer Schnellzugkarten 
eingeschränkt werden. Ferner besteht in der Konstruktion des 
Schnellzugzuschlagtariis insofern eine Unstimmigkeit, als der 
Preis der Zone III das Doppelte des Preises der Zone II beträgt. 
Diese Bestimmung kann in geeigneten Stationsverbindungen von 
den Reisenden dadurch umgangen werden, daß sie zunächst eine 
Zuschlagkarte der Zone II und unterwegs eine weitere Zuschlag- 
karte der Zone I lösen; sie zahlen dann nur den um die Hälfte 
höheren Betrag der Zone Il. 


Die Bestimmung, wonach zum Übergang in eine höhere 
Wagenklasse von Reisenden mit ganzen Karten eine halbe Karte 
der Klasse zu lösen ist, in die sie übergehen, ist schon vielfach 
beanstandet worden, weil die Reisenden auf diese Weise mehr 
zahlen. als der Fahrpreis der höheren Klasse beträgt 
[Iv.II. K.2 + 1,5 = 3,5 (statt 3); III/II. KI. 3 + 2,25 = 5,25 
(statt 4,5); IL./I. KI. 45 + 3,5 = 8 (statt 7)]. Es wird verlangt, 
daß die Eisenbahnverwaltung nur den Fahrgeldunterschied 
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zwischen der höheren und der niedereren Klasse erheben soll. 
Dies ließe sich, allerdings abgesehen vom Übergang aus der II. 
in die I. Klasse, durch Lösung von halben Karten der Klasse, 
aus der der Reisende übergeht, erreichen. Allein die Ein- 
führung der Fahrkartensteuer, die die unterste Klasse steuer- 
frei läßt und im übrigen für den gleichen Fahrpreis in den 
verschiedenen Wagenklassen verschiedene Steuersätze vor- 
sieht, veranlaßt die Eisenbahnverwaltung beim Übergang in 
die höhere Klasse nicht nur den Fahrgeldunterschied, sondern 
auch den in einem viel stärkeren Verhältnis wachsenden 
Steuerunterschied mitzuerheben. 


C. Fahrkartensteuer. 


Da die Wirkungen der Tarifreform nicht un- 
wesentlich beeinflußt werden durch die am 1. August 
1906 eingeführte Fahrkartensteuer, so sollen im 
folgenden die wichtigsten Bestimmungen über die 
Erhebung der Fahrkartensteuer angeführt werden. 

Die Steuer beträgt bei einem Fahrpreis von 

in 
M.- m L 
Wagenklasse 


P PE Pf. 

0,60 M. bis 2 M. 5 10 20 

mehr 385 2... 5, 10 20 40 
" bT a RG 20 40 80 


” E E | 40 80 160 
” ee e 60 120 240 
„ en aa N h 90 180 360 
» „U. a. Wp 140 270 540 
„ » O u —,„ 200 400 800 


Befreit von der Steuer sind Fahrkarten unter 60 Pf., die zu 
ermäßigten Preisen ausgegebenen Militär-, Schüler- und 
Arbeiterkarten, Schnellzugzuschlagkarten, Fahrkarten III. Plasse, 
soweit eine IV. Klasse nicht geführt wird und der Fahrpreis 
III. Klasse den Satz von 2 Pf. für 1 km nicht übersteigt; steuer- 
frei ist auch die IV. Klasse. 


Von Zusatzkarten zum Übergang in eine höhere Wagen- 
klasse ist die Stempelabgabe in Höhe des Unterschieds 
zwischen dem Stempelbetrag für diese Klasse und dem zur 
Hauptkarte geschuldeten Stempelbetrag zu entrichten. Für 
halbe Fahrkarten ist die Hälfte der für die ganze Karte fest- 
gesetzten Steuer, jedoch mindestens 5 Pf., zu entrichten. Zeit- 
karten und zusammengestellte Fahrscheinhefte gelten als eine 
Fahrkarte, die Steuer wird aus dem Gesamtpreis der Fahr- 
karte, berechnet. 

Während also die unterste Wagenklasse steuerfrei 
geblieben ist, bestehen für den gleichen Fahrpreis in 
den ersten 3 Klassen verschiedene Steuersätze und zwar 
abgesehen von einer geringfügigen Ausnahme im Verhältnis 
von 1:2:4; aus dem Fahrpreis der nächst höheren Klasse soll 
immer doppelt soviel Steuer bezahlt werden als aus dem der 
nächst niederen. Dieser Grundsatz muß als verfehlt bezeichnet 
werden. Der Reisende der höheren Klasse wird in doppelter 
Weise stärker belastet als der der niederen. Einmal kommt er 
wegen der Höhe des Fahrpreises rascher in eine höhere 
Steuerstufe und dann sind in den einzelnen Stufen auch noch 
die Steuersätze verschieden. 


Hierfür einige Beispiele: 
Steuer aus dem Fahrpreis 


L Kl. II. KI. II. KI. 

auf 150 km 1,60 M. 0,40 M. 0,10 M. 
OO: 00 
ON OO OO 


Eine so starke Steigerung der Steuer in den höheren Klassen 
reizt zu ihrer Umgehung durch Abwanderung in die niedereren 


Klassen. Namentlich muß die starke Abnahme der Reisenden 
I. Klasse in Preußen auf die hohe Fahrkartensteuer zurück- 
geführt werden. Es darf nicht übersehen werden, daß, wie 
schon oben ausgeführt, die Eisenbahn in erster Linie wegen 
der raschen und sicheren Beförderung benützt wird. Die 
größere Bequemlichkeit in den höheren Klassen kommt erst in 
zweiter Linie in Betracht, es darf also kein zu großer Unter- 
schied zwischen den Preisen der einzelnen Klassen gemacht 
werden. Das größere Maß von Bequemlichkeit in den höheren 
Klassen ist schon durch die verschiedenen Fahrpreise berück- 
sichtigt; der Unterschied sollte durch die Fahrkartensteuer 
nicht zu sehr vergrößert werden. Diese unzweckmäßige 
Einrichtung der Fahrkartensteuer ist in Österreich vermieden 
worden; dort wurde gleichmäßig für alle Klassen ein prozen- 
tualer Steuersatz (im großen und ganzen 12%) eingeführt. 


Die Abwanderung in die unteren Klassen mit ge- 
ringerer Steuer oder in die steuerfreie Klase hat zur 
Folge, daß das Deutsche Reich als Steuerempfänger 
nicht die erhofften Steuereinnahmen erhält und daß 
die Fahrgeldeinnahmen der Eisenbahnen zurück- 
gegangen sind. 


D Fortbildung des Tarifs. 


Die Abwanderung der Reisenden in die Zwei- 
pfennigklasse ist in Württemberg am schärfsten 
hervorgetreten, wozu die Einrichtung der württem- 
bergischen Wagen IV. Klasse mit Sitzplätzen für 
alle Reisenden mitgewirkt hat. 

Der für das Jahr 1907 auf 1 700 000 M. berechnete Einnahme- 
ausfall der württembergischen Staatseisenbahnen wäre noch viel 
größer gewesen, wenn nicht die ganz außerordentliche Zunahme 
des Verkehrs anderseits weitere Einnahmen mit sich gebracht 
hätte. In den Jahren 1903 bis 1905 hat die Zahl aller auf der 
württembergischen Staatsbahn gefahrener Personenkilometer um 
durchschnittlich 6,15% im Jahr zugenommen, während sie im 
Jahre 1906 um 11,37% und im Jahre 1907 um 10,73% gestiegen 
ist. Die Einnahmen aus dem reinen Personenverkehr haben sich 
dagegen nicht in entsprechender Weise vermehrt; sie sind in den 
Jahren 1903 bis 1905 durchschnittlich um 5,49% und im Jahre 
1906 um 4,07% gestiegen, haben aber im Jahre 1907 um 1,05% 
abgenommen. Hierbei ist zu berücksichtigen, daß in Württem- 
berg die IV. Klasse schon am 1. Oktober 1906 eingeführt worden 
ist. Da mit einer solch starken Steigerung des Verkehrs in den 
folgenden Jahren nicht gerechnet werden konnte (1908 Zu- 
nahme der Personenkilometer um 8,43% und der Einnahme um 
5,89%), mußte zum Ausgleich dieses Finnahmeausfalls eine Tarif- 
erhöhung durchgeführt werden. Mit Aussicht auf Erfolg konnte 
dies nur bei der Klasse geschehen, die den billigsten Fahrpreis 
und die meisten Reisenden aufzuweisen hatte, bei der IV. Klasse. 
Diese Klasse eignete sich auch deshalb zu einer Tarifänderung, 
weil der Verkehr in ihr in der Hauptsache sich innerhalb 
Württembergs abspielt und somit die Tarifänderung die Einheit 
der Tarifsätze auf den deutschen Bahnen am wenigsten beein- 
flußt. Auf Grund dieser Erwägungen wurde in Württemberg 
am 1. Dezember 1909 der Fahrpreis IV. Klasse von 2 auf 
2,3 Pi. für 1 km erhöht; gleichzeitig wurden Erhöhungen der 
Preise der Monatskarten durchgeführt. Nach den bis jetzt ge- 
machten Erfahrungen ist diese Maßnahme von günstigstem 
Einfluß auf die Einnahmen gewesen; ein Verkehrsrückgang ist 
nicht eingetreten. Weiterhin hat eine Rückwanderung in die 
III. Klasse stattgefunden, weil der Fahrpreisunterschied zwischen 
der II. und IV. Klasse geringer geworden ist. 


E. Vereinsreiseverkehr. 


Von dem Verein Deutscher Eisenbahnverwal- 
tungen werden seit dem Jahre 1884 zusammenstellbare 


Personentarif. 
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Fahrscheinhefte ausgegeben, die es ermöglichen, für 
ein sehr großes Gebiet schon beim Antritt der Reise 
einen Fahrausweis zu lösen. Die Kosten der Reise 
können schon vor dem Reiseantritt genau festgestellt 
werden und es fällt die Unannehmlichkeit der Fahr- 
kartenlösung unterwegs fort. Der Verkehr mit diesen 
Fahrscheinheften, womit bis zum Jahre 1907 fast 
durchweg eine Fahrpreisermäßigung verbunden war, 
hat einen bedeutenden Umfang. Im Jahre 1906, dem 
letzten Jahr vor der Personentarifreform in Deutsch- 
land, wurden im ganzen ausgegeben 867 895 Hefte mit 
einem Gesamterlös von 59 155 000 M. 


Die Einrichtung der zusammenstellbaren Fahr- 
scheinhefte ist folgende: 


Sämtliche am Vereinsreiseverkehr beteiligten Verwaltungen 
geben für die meisten ihrer Strecken Fahrscheine von einem 
Knotenpunkt zum anderen aus und stellen sie den einzelnen Ver- 
waltungen zur Ausstattung der Ausgabestellen zur Verfügung. 
Im Gebiet der beteiligten Verwaltungen bestehen besondere 
Ausgabestellen, die teils von Beamten der betreffenden Ver- 
waltung, teils von Reiseunternehmern geleitet werden. Die 
Fahrscheine sind in einem käuflichen alphabetischen Verzeichnis 
unter Angabe des Preises aufgeführt. Mit Hilfe dieses Verzeich- 
nisses und einer dazu gehörigen Karte kann der Reisende die 
Reise zusammenstellen und auf einem Bestellschein angeben, der 
der nächsten Ausgabestelle zuzusenden oder einer Fahrkarten- 
ausgabe zur Weiterleitung an die Ausgabestelle zu übermitteln 
ist. Letztere stellt auf Grund des Bestellscheins die Scheine zu 
einem Heft zusammen, das mit einem Umschlag versehen und 
der von dem Reisenden im Bestellschein bezeichneten Fahr- 
kartenausgabe zugesandt wird, wo es der Reisende in Empfang 
nimmt. Die Mindestentfernung muß mit Ausschluß von zu- 
gelassenen Verbindungsstrecken 600 km betragen. Die 
Geltungsdauer der Hefte beträgt 


bei Fahrscheinstrecken für 600—3000 km 60 Tage 

" 4 „ 3001—5000 „0 „ 

über 5000 „120 „ 

Die Einheitssätze für 1 km betrugen vor der Personentarif- 
reform 


” ” 


LK: BR uK 
Pi. Pi. Pi. 
in Preußen und Sachsen 6,3 4,67 3,27 


in Süddeutschland 6,5 4,8 3,0 


Die Fahrscheine galten im allgemeinen für alle Züge ohne 
Schnellzugzuschlag. 

Bis zum Jahre 1908 wurden zusammenstellbare Fahrschein- 
hefte nur ausgegeben zu geschlossenen Rundreisen oder zu 
Hin- und Rückreisen. Zugelassen sind auch Reisen, bei denen 
das in den Vereinsreiseverkehr einbezogene Gebiet an einem 
Punkt verlassen und an einem anderen Punkte wieder betreten 
wird. 

An dem Vereinreiseverkehr sind zurzeit beteiligt: 
belgische, bulgarische, dänische, deutsche, finnländische, fran- 
zösische, italienische, luxemburgische,. niederländische, nor- 
wegische, österreichische, orientalische, rumänische, schwe- 
dische, schweizerische, serbische und ungarische Eisenbahn- 
verwaltungen, sowie verschiedene deutsche und außerdeutsche 
Schiffsgesellschaften. 

In den letzten Jahren sind folgende wichtige Änderungen 
eingetreten: 

Anläßlich des Wegfalls der ermäßigten Rückfahrkarten 
auf 1. Mai 1907 wurde auch die auf die deutschen Fahrscheine 
der zusammenstellbaren Fahrscheinhefte gewährte Ermäßigung 
aufgehoben; seit diesem Zeitpunkt werden die gewöhnlichen Ein- 
heitssätze nebst einem kilometrischen Zuschlag für die Benützung 


der Schnellzüge eingerechnet. Diese Sätze sind: I. Klasse 7,3 Pf., 
II. Klasse 4,8 Pf. und III. Klasse 3,2 Pf. Der Fortiall der Fahr- 
preisermäßigung hat einen starken Rückgang des Verkehrs mit 
zusammenstellbaren Fahrscheinheiten zur Folge gehabt. Im 
Jahre 1907 wurden 627 685 Hefte (27,68% weniger als 1906) mit 
einem Gesamterlös von 47357721 M. (20% weniger als 1906) 
ausgegeben; der Rückgang hat im Jahre 1908 noch zugenommen 
(Anzahl der verkauften Hefte: 464579, Erlös: 36485207 M.). 
Die Preiserhöhung macht sich auch deshalb so fühlbar, weil viele 
Reisen durchweg in (zuschlagfreien) Eilzügen ausgeführt werden 
können, so daß der Reisende mit gewöhnlichen Fahrkarten für 
Eil- oder Personenzüge billiger wegkommt. Während früher 
zusammenstellbare Fahrscheinheite nur zu geschlossenen Rund- 
oder zu Hin- und Rückreisen ausgegeben wurden, können seit 
1. Mai 1908 die Fahrscheine der deutschen und seit 1. Mai 1910 
auch die der beigischen, dänischen, finnländischen, luxemburgi- 
schen, niederländischen, österreichischen, rumänischen, schwedi- 
schen und ungarischen Bahnen zur Zusammenstellung von Reisen 
verwendet werden, die nicht zum Ausgangsort zurückführen. 
Hierdurch wollte man dem Drängen des Publikums nach direkter 
Abfertigung auf immer größere Entfernungen entgegenkommen 
und die Auflegung weiterer wenig gangbarer fertiggedruckter 
Fahrkarten ersparen. Von der Einrichtung ist aber bis jetzt 
verhältnismäßig wenig Gebrauch gemacht worden. 


F. Fahrscheine der Reiseunternehmer. 


Zu erwähnen sind noch die Fahrscheine 
der Reiseunternehmer. Die deutschen Verwal- 
tungen haben mit einigen Reiseunternehmern (z. B. 
Cook & Son in London, Reisebureau der Ham- 
burg-Amerika-Linie in Berlin) Verträge abge- 
schlossen, wonach diese Unternehmer unter Ge- 
währung einer Verkaufsgebühr zum Verkauf von be- 
stimmten Fahrscheinen für die einzelnen Verwal- 
tungen berechtigt sind. Die Fahrscheine werden wie 
die des Vereinsreiseverkehrs in einem Heft mit einem 
Umschlag vereinigt. Die Einheitssätze sind die 
gleichen wie bei den zusammenstellbaren Fahrschein- 
heiten, dagegen wird die Fahrkartensteuer für jeden 
Schein besonders berechnet. 


F.Fahrscheineder Reiseunternehmer. 


Die Privatbahnen stehen unter der Aufsicht 
der einzelnen Bundesstaaten; ihre Tarife sind 
den Staatsbahntarifen angepaßt und unterliegen 
der Genehmigung der Aufsichtsbehörden. Die auf 
allen deutschen Staatsbahnen gleichmäßig gültigen 
Fahrpreisermäßigungen (für Kinder, für milde 
Zwecke usw.) gelten fast durchweg auch auf den 
Privatbahnen; ebenso finden sich die weiter üblichen 
Ermäßigungen für Inhaber von Zeitkarten und für 
Arbeiter auch in den Privatbahntarifen. Einige Privat- 
bahnen geben ferner Rückfahrkarten zu ermäßigtem 
Preis aus. Die möglichste Übereinstimmung der 
Privatbahntarife mit den Tarifen der anschließenden 
Staatsbahnen liegt im Interesse der Reisenden und der 
Verwaltungen; sie bildet eine Voraussetzung für die 
Erstellung direkter Tarife zwischen den Staatsbahnen 
und den Privatbahnen. Die Einheitssätze der Privat- 
bahnen sind im allgemeinen etwas höher als die der 
Staasbahnen; verschiedene Privatbahnen haben je- 
doch die jetzigen Einheitssätze der Staatsbahnen 
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angenommen. Die Tarife sind entweder reine Ent- 
fernungstariie oder Staffeltarife oder Zonentarife. Im 
einzelnen sind die Einheitssätze sehr verschieden, sie 
betragen auf 1 km in 


I. Klasse durchschnittlich T Pi. 
ll. s = 4,5—6 „ 
HI. = = 3—4 „ 
IV. : s 23 , 


Bei den Staffeltarifen treten Ermäßigungen der Ein- 
heitssätze manchmal schon von 5 km an ein. 

Die Mehrzahl der Privatbahnen führt 2 Wagen- 
klassen (II. und III. Klasse); die I. und IV. Klasse 
kommen seltener vor. Einige Privatbahnen führen 
nur eine Klasse. 


H. Beförderung von Leichen. 

Anhangsweise seien hier noch die Tarifbestim- 
mungen über die Beförderung von Leichen aufgeführt: 
Die Beförderung von Leichen auf den deutschen 
Eisenbahnen ist in neuerer Zeit ziemlich häufig; sie 
hängt insbesondere zusammen mit der größeren Ver- 
breitung der Leichenverbrennung, wofür bis jetzt nur 
an verhältnismäßig wenigen Plätzen Anstalten be- 
stehen. Die Leichen müssen für die Eisenbahn- 
beförderung in einem widerstandsfähigen Metall- 
behälter luftdicht verschlossen und dieser in einen 
hölzernen Behälter so fest eingesetzt sein, daß er sich 
darin nicht verschieben kann. Bei der Aufgabe ist 
der Eisenbahn ein von der zuständigen Polizeibehörde 
auszustellender Leichenpaß zu übergeben, der bei 
Auslieferung der Leiche dem Empfänger ausgefolgt 
wird. Die Leichen werden im allgemeinen mit den 
dem Personenverkehr dienenden Zügen befördert. 
Die Fracht beträgt für das Tarifkilometer bei Be- 
förderung mit Personenzügen 40 Pf., bei Beförderung 
mit Eil- und Schnellzügen 60 Pf., in beiden Fällen 
unter Zuschlag einer Abfertigungsgebühr von 6 M. 
für den Wagen. Soweit die Leichen nicht für Be- 
erdigungs- oder Leichenverbrennungsanstalten be- 
stimmt sind oder der Absender nicht die Erklärung 
des Empfängers hinterlegt, daß er die Leiche sofort 
nach Empfang der Nachricht von ihrem Eintreffen 
abholen lassen werde, muß den Leichensendungen ein 
Begleiter beigegeben werden. Er hat, wenn er in dem 
Wagen Platz nimmt, in dem die Leiche verladen ist, 
eine Fahrkarte der im Zug befindlichen niedrigsten 
Wagenklasse, sonst eine Karte der zu benützenden 
Wagenklasse zu lösen. Zur Leiche gehörige Gegen- 
stände werden bis zu einem Höchstgewicht von 500 kg 
in dem Wagen, in dem die Leiche verladen ist, un- 
entgeltlich mitbefördertt. Zur Beförderung der 
Leichen dienen bedeckte Güterwagen oder Gepäck- 
wagen, in denen Güter, die nicht zur Leiche gehören, 
nicht untergebracht werden dürfen. Es gibt jedoch 
auf den deutschen Bahnen auch einige für den 
Leichentransport besonders eingerichtete, für die Be- 
förderung in Schnellzügen geeignete Wagen, die einen 
würdig ausgestatteten Totenraum und je ein Abteil I. 
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und II. Klasse (nebst Waschraum und Abort) für die 
Begleiter enthalten. Für die Benützung dieser Wagen 
gelten die obenerwähnten Tarifbestimmungen mit 
folgenden Zuschlägen: 

a) Für die Beförderung einer Leiche eine Gebühr 
von 30 Pf. für den Wagen und das Kilometer. Erfolgt 
mit Zustimmung aller Beteiligter die Beförderung 
weiterer Leichen in demselben Wagen, so wird für 
die erste Leiche die Gebühr von 30 Pf. für das Kilo- 
meter und für jede weitere beigeladene Leiche eine 
Gebühr von 20 Pf. für das Kilometer erhoben. Der 
Mindestzuschlag für jede Benützung eines Wagens 
beträgt 30 M. 

b) Jeder in dem Personenabteil des Wagens mit- 
reisende Begleiter hat eine tarifmäßige Fahrkarte zu 
lösen und einen festen Zuschlag von 1 M. bei Ent- 
fernungen bis 150 km und von 2 M. bei größeren Ent- 
fernungen zu entrichten. 


Außerdem wird noch für Strecken, die die Wagen 
in keiner Richtung benützt durchlaufen, eine Leerlauf- 
gebühr von 7 Pf. für jede Achse und jedes Kilometer 
erhoben. 

Für die Beförderung von Leichen von Berlin 
Ostbahnhof nach Ahrensfelde und von Halensee nach 
Wannsee bestehen ermäßigte Sätze und erleichterte 
Verpackungsvorschriften. 


Leichtere Bestimmungen bestehen ferner für die 
Beförderung der zu wissenschaftlichen Zwecken 
dienenden Leichen, die von Polizeibehörden, Straf- 
anstalten, Krankenhäusern oder dergl. an öffentliche 
höhere Lehranstalten gesandt werden. Die Leichen 
dürfen in dicht verschlossenen Kisten aufgeliefert 
werden; Begleitung ist nicht erforderlich. Die Be- 
förderung geschieht meist mit Güterzügen. Die 
Fracht wird bei den einzelnen Verwaltungen ver- 
schieden berechnet, sie beträgt 10 oder 20 Pf. für 1 km 
ohne Anrechnung einer Abfertigungsgebühr; in ein- 
zelnen Fällen wird die Fracht nach der allgemeinen 
Stückgutklasse berechnet unter Zugrundelegung eines 
Gewichts von 300 kg für die Sendung. 


3. Wirkungen des deutschen Personentarifs. 


Die Höhe der Einnahmen 
aus dem Personen- (und 
Gepäck-) Verkehr wird häufig überschätzt. Die Ein- 
nahmen betrugen im Jahre 1908 


auf der Reichsbahn 
»” »„ Militärbahn 16,84 „ 
„ den preuß.-hessischen Staatseisenbahnen 28,24 „ 


Finanzielle Ergebnisse. 


» » bayerischen pa 293.19. 34 
» » sächsischen j 31,66, 
» »„» Württembergischen ” 34,83 „ 
» » badischen m 27,16 „ 
» „ mecklenburgischen 2: 42,29 „ 
» »„ oldenburgischen Z 3101 5 


der Gesamteinnahmen. 


Übersicht über die Erträgnisse des Personenverkehrs auf den vollspurigen deutschen Staatsbahnen in den Jahren 1905 bis 1908. 


Verwaltung 


Reichseisenbahnen 
Militäreisenbahn .. 
Preuß -Hess. Staatseisenbahn . 


Bayerische 
Sächsische 
Württembergische 
Badische 
Mecklenburgische 
Oldenburgische 


Reichseisenbahnen ... 


Militäreisenbahn 


Preuß.-Hess. Staatseisenbahn. 


Bayerische 
Sächsische 
Württembergische 
Badische 
Mecklenburgische 
Oldenburgische 


Reichseisenbahnen ........ 
Militäreisenbahn ..... 
Preuß.-Hess. Staatseisenbahn 


Bayerische 
Sächsische 
Württembergische 
Badische 
Mecklenburgische 
Oldenburgische 


Reichseisenbahnen ........ 
Militäreisenbahn . . 
Preuß -Hess. Staatseisenbahn . 


Bayerische 
Sächsische 
Württembergische 
Badische 
Mecklenburgische 
Oldenburgische 


Summe . . . | 666793 234 | 629 208 395 | 366 808 604 


eesse.. 


Summe . . . | 712 993 096 


stss 


Gesamt- 


aus dem 
Personen- 


verkehr 


23 869 665 
85121 

476 015677 
59 046 037 
46 274 302 
23 774265 
26 909 381 
6477416 
4341 370 


25 085 888 
89 828 

509 633 330 
63 683 451 
49 451 028 
24 787 873 
28 770 408 
6 967 107 
4524 183 


25 139 096 
84 288 

524 140 961 
59 587 066 
50203 825 
24 513 057 
27 683 055 
7 162 982 

4 758 901 


26 154 928 
83 410 

539 393 922 
64 055 567 
51482 713 
25 996 924 
27 310 371 
7547078 
5029 801 


747 054 714 


Einnahmen 


u. Gepäck- 


I. Klasse 

= — z $ j E- Èw 
Anzahl | 5f g Ein- 525| Anzahl | 
der |38% E35 der | 

nahmen | ££ 

nahmen | Personen- + | CEE Personen- | 
kilometer ° 2 | M dag kilometer | 
2 Za | 


21 995 093 | 22952124 | 2,82 
79 294 _ _ 
450 987 598 | 262688391 | 1,42 
54699 421 | 40501302 | 2,28 | 
43 988 823 | 13525099 | 0,85 
22 331 436 7295151 | 0,87 
24 944 311 17 368 756 | 1,99 
6 152 306 1987067 | 1,01 
4 030 313 510714 | 0,29 | 


23 108853 | 23438304 | 2,70 | 
82 885 3 a 
484116 379 | 257848944 | 1,29 | 
59049879 | 43568836 | 2,25 
46957066 | 14893106 | 0,87 
23227461 | 7683109 | 0,82 
26582534 Í 17335212 | 1,82 | 
6615780 | 2025517 | 0,97 | 
4192 538 581980 | 0,32 


673 933 375 | 367 355 008 | 1,37 | 


23 219 350 
78 396 


19 953 577 


1,99 


496 102 942 | 227 465 903 | 1,07 
55240 115 | 38627527 | 1,85 
471297684 | 11986098 | 0,68 
22 987 307 6460 894 | 0,62 
25 720924 | 13618687 | 1,35 

6 689 990 2565016 | 1,10 
4410 930 548 729 | 0,28 | 


24 081 840 
76 646 


22 171374 


2,08 


509 591 560 | 215981070 | 0,98 
59574600 | 37339494 | 1,57 
48781138 | 11130157 | 0,60 
24357250 | 6728175 | 0,60 
25451933 | 11598880 | 1,13 | 

7068337 | 238974 | 097 | 
4658 798 554631 | 0,28 | 


703 642 102 | 308 493525 | 1,93 | 


| 18 418 024 


1739 484 
18 638 050 
3239414 | 
1001 480 | 
542136 | 
1327113 | 
151575 


30884 | 


1,48 | 26 670 136 


1 793 656 


3 490 358 
1 069 758 
579 884 
1 324 370 
155 516 
33 083 


26 864 649 


1 471 392 
17 073 738 
2 997 927 
890 920 
475 239 

1 089 978 
206 360 
32 560 


1 427 793 
16 430 670 
2 793 898 
806 477 
478 551 
956 740 
191 442 
32 060 


23 117 661 


6,19 
3,38 
5,34 
1.86 
2,04 
4,16 
3,01 
0,72 


7,73 | 128356 420| 
— 670 005 
4,06 12253 281 438 
5,84 | 228 089 635| 
2,25 | 160946 369) 
2,39 79 926 267 
5,24 | 139942 992| 
2,41 26 337 796| 
0,74 22 885 002/ 
| 4,16 [3040 435 924| 
7,58 | 130373 161| 
- 689 182| 
3,73 [2370243 975| 
5,83 | 242 044 105| 
2,25 | 169578088) 
2,46 76 787 158 
4,90 | 134358 958 
230 | 27737418) 
0,17 23 702 445| 


3175514 517 


119 570 558] 
489 362 

2 386 204 956) 
203 793 929 
157 817 845 
60.200 179 
105 131.069 
30219 898) 
20 938 116) 


3.084 366 507| 10,76 


5,76 | 129111843 
= 396 819 
3,16 |2 428 942 580 
4,62 | 204843008 
1,63 | 158 164517 
1,94 | 57230949 
3,60 | 89676 066 
2,66 | 30481715 
0,67 | 1570185 


II. Klasse II. KI 
„25 Ein- 8838| Anan | ey 
Soy E o E der 38% 
5558 nahmen |=#3 EHE 
BE üis Personen- |e$8 
= e > 
= M. (S33 kilometer | = 
1905 
15,74 5563059 | 24,73 590 635 778) 72,43 
17,42 12785 | 15,95 3089896 80,31 
12,14 | 96064367 | 20,91 | 7020754350| 37,83 
12,84 | 11541203 | 20,81 | 1433152899 80,65 
10,11 7408038 | 16,65 949 191 590. 59,63 
9,51 3716244 | 16,40 720215847 85,73 
18,02 6 746 458 | 26,63 679812 194. 77,82 
13,55 1331080 | 21,15 79 992 353| 41,16 
13,08 772034 | 18,60 138 931 671| 79,42 


12,24 


15,02 
14,28 
11,80 


12,50 | 
9,94 | 


8,20 
14,12 
13,27 
12,82 


11,81 


11,97 
13,08 
11,18 
9,77 
8,92 


581 | 


10,39 
12.97 
10,62 


11,78 
13,48 
11,04 
8,64 
8,48 
5,09 
8,13 
12,40 
8,05 


3 114596 682| 


10,40 | 129 214 601 


*) Die IV. Klasse ist auf der württembergischen Staatsbahn am 1. Oktober 1905 eingeführt worden. 


133 155 268 | 20,50 | 11615 776 578 
1906 
5.696 369 | 24,08 628 345 200| 
12791 | 15,25 4042 057 
100 890.651 | 20,44 | 7 704 119 160 
12 147 756 | 20,30 | 1571243 183 
7749 184 | 16,31 | 1009301 210) 
3587624 | 15,21 | 517384806] 
6475115 | 23,94 756 500 989 
1411107 | 20,90 89 260 083| 
115088 | 17,93 147 296 704 
138 745 685 | 12 427 493 397| 
1907 
5010098 | 21,07 443 356 592| 
10517 | 13,32 2 945 497| 
97 046 529 | 19,20 | 8000641 122) 
10005075 | 17,83 | 784587 125| 
7226024 | 15,09 972 795 026| 
2750 453 | 11,78 289 475 358| 
5125505 | 19,59 | 457581 980| 
1471358 | 21,47 s6 435 111| 
130200 | 16,06 117 850 107| 


129 375 759 | 18,64 f 11 155 667 918| 


1908 
4968239 | 20,05 461 500 247 
10063 | 13,11 2 539276 
97 982 552 | 18,86 | 8497876697 
9843545 | 16,29 664 415 563 
7028310 | 1423 | 980 216 284| 
2585900 | 10,46 297 704 707| 
4611031 | 17,81 277 065 686! 
1485 852 | 20,63 92 400 046 
699 100 | 14,57 87 375 266 


18,03 | 11 361 093 772 
**) In Bayern und Baden HI. 


_Personenbeförderung (ohne Militär) 


72,40 
83,79 
38,37 
81,16 
59,18 
55,30 
79,50 
42,711 
79.70 


44,39 
84,14 
37,51 
37,63 
55,00 
27,94 
45,25 
37,09 
59,81 


38,92 


42,10 
86,25 
38,63 
28,03 
52,58 
26,50 
26.08 
37,60 
44,66 


37,95 


asse 


Ein- 
nahmen 


M. 


14241 827 | 
66 509 | 


184 591 502 
39 918 804 
27 620 151 
18 073 056 
16 870 740 

2 975 532 


3 214 936 


68,60 
47,28 
77,44 


307 573 057 


15 006 893 
70094 

202 204 623 
43 411 765 
29 452 380 
14 562 565 
18 783 049 
3 217 498 

3 369 532 


330 078 399 


10 509 958 
67 879 

200 943 500 
23 093 157 
28 285 172 
8 390 780 
12 126 702 
2 807 639 

2 829 371 


289 054 158 


10 450 597 
66 583 

212 472 889 
19 307 563 
28 327 959 
8417142 

8 376 056 

2 996 544 

2 438 255 


292 853 588 


| 63,44 
| 83,59 
40,97 
72,53 
61,97 
61,74 
69,44 
47,64 
| 77,96 


44,20 
85,99 
39,75 
41,15 
59,07 
| 35,95 
46.34 
40,98 
62,22 


| 41,64 


42,18 
86,78 
40.90 
| 31,96 
57,37 
34,06 
32,33 
41,60 
50,80 


Anlag 


VI. Klasse 


Anzahl 
der 
Personen- 
kilometer 


%/, aller 
Personen- 


kilometer 


Ein- 
nahmen 


M. 


23 012 534 2,82 450 723 
8196531934 | 44,16 |151 693 479 
418 000 002 26 26 7959 154 
72 356 604 37,24 1694 119 
471823 027| 1249 
8 710 382 897 35,08 |161 809 934 
31 002 537 3,57 | 611 935 
8 813 806 363 43,89 |162 603 081 
456681858 | 26,78 | 8685744 
298717 882*) | 31,93 | 4497 388*) 
18611988 | 37,02 | 1831659 
575 469 0,31 | 14835 
9679396097 | 36,02 |178 244 642 
380457330 | 36,08 | 6227902 
2 _ | Da 
9786152379 | 45,88 (181039 175 
972 316 823**) | 46,63 | 19143 956**) 
568915840 | 32,17 | 10895 568 
645386442 | 62,29 | 11370835 
392 699 720**) | 38.83 | 7378 739**) 
100369776 | 43,08 | 2204633 
44056232 | 2236 | 818799 


12 870 354 542 


413 347 476 
9 864 787 697 
1 381 583 337**) | 
655 265 367 
726 580 124 
606 058 632**) 
109 339 417 
77 907 766 


13 834 879 816 


Klasse der Personenzüge ab 1. Mai 1907. 


44,0 


37,71 


| 44,85 


58,28 
35,15 
64,68 
59,01 
44,49 


| 39,82 


239 079 607 


7235 211 
182 705 449 
27 629 594**) 
12 618 392 
12 875 627 
11 508 106**) 
2 394 499 
1489 374 


(258 456 252 


^a d. Eınnahm. 
a.d.Personen- 
beförderung 


| 2,00 


26,92 
0,30 


26,20 
35,82 
34,12 
22,76 
48,72 
28 20 
32,18 
18,00 


34,44 


29,21 
35,17 
45,73 
25,5 

52,09 
44,42 
33,25 
31,03 


IEJUOUOSIAL 


Da, wie schon mehrfach erwähnt, die Einnahmen 
aus dem Personenverkehr die Selbstkosten dieser 
Verkehrsart jedenfalls bei einem Teil der deutschen 
Staatsbahnen nicht decken, sind die Verwaltungen am 
übelsten daran, bei denen der Personenverkehr die 
verhältnismäßig größte Rolle spielt. Sie werden 
schwerlich die Selbstkosten ihres Gesamtbetriebs auf- 
bringen. Andere Verwaltungen werden die geringe 
Ergiebigkeit des Personenverkehrs leichter ertragen, 
weil seine Ergebnisse ausgeglichen werden durch die 
des Güterverkehrs und weil man auch vom finanziellen 
Standpunkt aus wohl berechtigt ist, die Erträgnisse 
der beiden Verkehrsarten zusammenzurechnen und 
darnach das Gesamtergebnis zu beurteilen. Aus der 
Anlage ist ersichtlich, wie sich der Personenverkehr 
in den Jahren 1905—1908 entwickelt hat und wie die 
einzelnen Wagenklassen hierbei beteiligt sind, wie 
namentlich eine starke Abwanderung der Reisenden 
in die IV. Klasse eingetreten ist. Zu allgemeinen 
Änderungen des Tarifs hat man sich bisher noch 
nicht entschlossen. Es könnte in dieser Beziehung 
in Betracht kommen die Abschaffung der I. Wagen- 
klasse, wenigstens in den Personenzügen, und die 
Herabsetzung des Tarifs I. und II. Klasse. Die Ver- 
ringerung der Wagenklassen in den einzelnen Zügen 
hat die bessere Ausnützung der Wagen zur Folge. 
Durch die Herabsetzung des Tarifs der oberen 
Klassen ließe sich eine Rückwanderung nach diesen 
Klassen erreichen und damit eine Vermehrung der 
Einnahmen ohne merkliche Steigerung der auf diese 
Klassen fallenden festen Selbstkosten und ohne daß 
die beweglichen Selbstkosten unterschritten werden 
müßten. 


Noch weitergehende Änderungen, z. B. der Über- 
gang zu einem anderen Tarifsystem, möchten sich 
nicht empfehlen. Sie bedeuten in finanzieller Hinsicht 
einen Sprung ins Dunkle. Man darf dabei nicht ver- 
gessen, daß der deutsche Personentarif sich allmäh- 
lich zu seiner heutigen Gestalt entwickelt hat, und daß 
auch seine Unebenheiten deswegen von allen Be- 
teiligten verhältnismäßig leicht getragen werden. So 
haben sich auch die Staaten, die durch die unzuläng- 
lichen Erträgnisse der Personenbeförderung finanziell 
beeinträchtigt sind, doch im großen und ganzen mit 
der allmählich gewordenen Ordnung der Dinge ab- 
gefunden. 


Dabei 
spielt 
die größte Rolle der Umstand, daß jede stärkere Ver- 
änderung der Tarife vom verkehrtreibenden Publikum 
oder wenigstens von einzelnen Bevölkerungsteilen 
unliebsam empfunden wird. Dies gilt sogar von Er- 


Volkswirtschaftliche und soziale Ergebnisse. 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


mäßigungen, weil auch diese die einmal bestehenden 
Erwerbs- und Wirtschaftsverhältnisse der einzelnen 
Gegenden verändern. Viel mehr noch gilt das von 
Tariferhöhungen. Rasche und starke Schwankungen 
in den Beförderungspreisen beeinträchtigen die 
Stetigkeit in der Entwicklung des Wirtschaftslebens. 
Es ist bei der Darstellung und Kritik des deutschen 
Reformtarifs wiederholt auf die Bedeutung einzelner 
Tarifvorschriften für die Volkswirtschaft hingewiesen. 
Einem Tarif, der im allgemeinen unter den Selbst- 
kosten arbeiten läßt, wird man nicht nachsagen 
können, daß er der volkswirtschaftlichen Entwicklung 
schädlich sei. Die auch heute noch zahlreichen Aus- 
nahmetarife mit ermäßigten Sätzen zeigen, daß die 
deutschen Staatsbahnverwaltungen die Berücksichti- 
gung der volkswirtschaftlichen und sozialen Aufgaben 
des Staats bei Aufstellung des Tarifs nicht vergessen 
haben. Es ist hier nur noch einmal an die Ausnahme- 
tarife zugunsten der Arbeiter- und Schülerbeförde- 
rung, an die Begünstigung der Fahrten zu wissen- 
schaftlichen und belehrenden Zwecken und an die Er- 
mäßigungen zugunsten der öffentlichen Kranken- 
pflege zu erinnern. 


Dann aber darf der Personentarif und sein Er- 
gebnis auch vom volkswirtschaftlichen Gesichtspunkt 
aus nicht für sich allein betrachtet werden, sondern er 
muß als ein Teil des ganzen Tarifsystems, also im 
engsten Zusammenhang mit dem Gütertarif beurteilt 
werden. Die wirtschaftliche Entwicklung Deutsch- 
lands in den letzten 40 Jahren hat mindestens gezeigt, 
daß die Beförderungspreise der deutschen Eisen- 
bahnen durchaus sachgemäße waren. Ja, wir werden 
sagen können, daß unser Tarifsystem in Verbindung 
mit der Betriebsführung unserer Bahnen die wirt- 
schaftliche Blüte Deutschlands, an der alle Kreise des 
Volks teilnehmen, mit zur Entfaltung gebracht hat. 
Dieser volkswirtschaftlichen Bedeutung der Tarife ist 
der größte Wert beizumessen, und wir glauben in 
Deutschland, daß es ein Glück für ein Land ist, wenn 
der Staat die Eisenbahnen verwaltet, weil nur er in 
der Lage ist, dieser Bedeutung voll Rechnung zu 
tragen. So weiß man z. B. in Württemberg — wenn ich 
noch einmal von meinem engeren Heimatland reden 
darf — ganz genau, daß die geringen Erträgnisse 
unserer Bahnen, die sich namentlich aus dem ver- 
hältnismäßig schwachen Massengüterverkehr und aus 
der unverhältnismäßigen Entwicklung des Arbeiter- 
verkehrs ergeben, in Kauf zu nehmen sind angesichts 
der volkswirtschaftlichen Vorteile, die dem Lande 
aus der bestehenden Gestaltung des Eisenbahntarif- 
wesens erwachsen. Die billigen Personentarife sind 
es in erster Linie, die uns die Verwertung des größten 
Schatzes unseres Landes ermöglichen, des Fleißes 
seiner Bewohner. 


Kapitel XX. 


Die Personenbeförderung und -Abfertigung. 


Von Mutzenbecher, Regierungsrat, Mitglied der Großh. Eisenbahn-Direktion Oldenburg. 


Die Pflicht zur Beförderung. er re 


die Haupt- und Nebeneisenbahnen Deutschlands ist 
den Eisenbahnen die Pflicht zur Beförderung gesetz- 
lich auferlegt. Diese Bestimmung rechtfertigt sich 
aus dem den Eisenbahnen tatsächlich zustehenden 
Beförderungsmonopol und der daraus für das 
reisende Publikum sich ergebenden Notwendigkeit, 
die Eisenbahnen zu benutzen. Die Eisenbahn hat also 
nicht, wie andere Unternehmungen, Freiheit in dem 
Abschluß von Beförderungsverträgen, sie ist viel- 
mehr zur Vermeidung von Schadenersatzansprüchen 
gehalten, ohne Ansehen der Person die Beförderung 
zu übernehmen, falls nicht besondere, durch das Ge- 
setz festgelegte Gründe zur Transportverweigerung 
vorliegen. Das Gesetz nimmt zunächst Rücksicht 
auf die Mitreisenden, indem es bestimmte Personen 
von der Beförderung ausschließt; es gibt nach dieser 
Richtung hin zwingende Vorschriften und nicht 
zwingende. 


Verboten ist die Beförderung von Pestkranken. An Aus- 
satz (Lepra), Cholera (asiatischer), Fleckfieber (Flecktyphus), 
Gelbfieber oder Pocken (Blattern) erkrankte oder einer solchen 
Krankheit verdächtige Personen dürfen nur unter der Bedingung 
befördert werden, daß der für die Zugangsstation zuständige 
beamtete Arzt die Zulässigkeit der Beförderung bescheinigt, 
und daß die Beförderung bei den Aussatzkranken in abge- 
schlossenen Abteilen mit besonderem Aborte, bei den übrigen 
Kranken in besonderen Wagen vorgenommen wird. 

Personen, die an Unterleibstyphus, Diphtherie, Ruhr, 
Scharlach, Masern oder Keuchhusten leiden, müssen in abge- 
schlossenen Abteilen mit besonderem Aborte befördert werden, 
ohne daß es einer ärztlichen Bescheinigung bedarf. Für den 
besonderen Wagen oder das besondere Abteil sind die tarif- 
mäßigen Gebühren zu zahlen. 

Die Rücksicht auf die Mitreisenden drückt sich ferner in 
der allgemeinen Vorschrift aus, daß Personen, die wegen einer 
Krankheit oder aus anderen Gründen lästig fallen würden, von 
der Beförderung auszuschließen sind, wenn ihnen nicht ein be- 
sonderes Abteil angewiesen werden kann. Es besteht also in 
den erwähnten Fällen für die Eisenbahn die Pflicht, unter be- 
stimmten Voraussetzungen den Vertragsabschluß abzulehnen 
oder, wenn die Reise bereits angetreten ist, den Vertrag ein- 
seitig aufzuheben. Da die Person, welche von der Fahrt aus- 
geschlossen wird, den Ausschluß nicht selbst verschuldet hat, 
steht ihr ein Anspruch auf Erstattung des Fahrgeldes und der 
Gepäckfracht für die nicht abgefahrene Strecke zu. In dieser 
Beziehung strenger werden solche Personen behandelt, welche 
sich den Ausschluß von der Fahrt durch eigene Schuld zuziehen. 
Ohne Anspruch auf Rückerstattung des Fahrgeldes können 


Personen von der Beförderung ausgeschlossen werden, welche 
die allgemein vorgeschriebene Ordnung nicht beachten, sich 
einzelnen Anordnungen der hierzu berechtigten Bediensteten 
nicht fügen oder den Anstand, namentlich durch Trunkenheit, 
verletzen. Die Entscheidung über den Ausschluß von der Fahrt 
steht den Eisenbahnorganen zu. 

Ein weiterer Grund zur Transportverweigerung ist im 
Interesse der Eisenbahn gegeben: Die Beförderung muß mit den 
regelmäßigen Beförderüngsmitteln möglich sein. Diese Be- 
stimmung will die Eisenbahn nicht davon befreien, die Anforde- 
rungen, welche die Entwicklung des Verkehrs stellt, fortgesetzt 
sich klarzulegen und darnach die Vermehrung oder Verstärkung 
der Züge in ausreichendem Maße vorzunehmen. Ein Schadens- 
ersatzanspruch ist indessen ausgeschlossen, wenn unvorher- 
gesehene Anforderungen mit den vorhandenen Betriebsmitteln 
nicht bewältigt werden können. 

Die Eisenbahn ist von der Transportpflicht ferner befreit, 
wenn die Beförderung durch Umstände verhindert wird, welche 
als „höhere Gewalt“ zu betrachten sind. „Höhere Gewalt“ liegt 
nicht schon dann vor, wenn die Eisenbahn ohne ihre Schuld 
nicht zu befördern imstande ist, sondern erst dann, wenn die 
Beförderung durch einen nicht überwindbaren Umstand ver- 
hindert wird, der außerhalb des Eisenbahnbetriebes entstanden 
ist, der also in dem Wirken einer von außen kommenden Kraft 
besteht, welcher mit Erfolg zu begegnen die menschlichen 
Kräfte nicht ausreichen. 

Endlich ist es Bedingung für die Transportpflicht, daß sich 
der Reisende den geltenden Beförderungsbedingungen unter- 
wirft. Diese können entweder durch das Gesetz oder durch 
einseitig von der Eisenbahn in den Tarifen erlassene Bestim- 
mungen festgesetzt sein. 


Gesetzliche Bestimmung ist, daß der Reisende — 
soweit nicht der Tarif Ausnahmen zuläßt — vor An- 
tritt der Fahrt eine Fahrkarte erwirbt; er ist also 
zur Vorausbezahlung des Fahrgeldes verpflichtet. 
Zur schnellen Abwicklung des Fahrkartenverkaufs 
kann verlangt werden, daß das Fahrgeld abgezählt 
bereit gehalten wird. Damit der Reisende den 
Preis der Fahrkarte ohne Schwierigkeit erfahren 
kann, muß auf jeder Station ein Tarifauszug aus- 
gehängt oder ausgelegt sein, der die Preise der 
sämtlichen auf der Station verkäuflichen Fahrkarten 
enthält. 

Der Reisende ist ferner verpflichtet, eine für den 
Zug und die Klasse, die er benutzen will, gültige 
Fahrkarte zu erwerben. Die Lösung von Fahrkarten 
und zwar gültiger Fahrkarten vor Antritt der Fahrt 
ist zur Durchführung einer sicheren und schnellen 
Kontrolle erforderlich. Es setzt deshalb das Gesetz 
Strafen bezw. Zuschläge gegen diejenigen fest, die 
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keine oder keine gültige Fahrkarte vorzeigen können. 
Diese Strafen (Zuschläge) sind ohne Rücksicht darauf 
fällig, ob der Zug sich bereits in Bewegung gesetzt 
hat oder nicht, ob den Reisenden eine Schuld trifft, 
ob er in Unkenntnis handelt oder betrügen will; es 
genügt für die Erhebung die Tatsache des Fehlens 
. einer gültigen Karte. Im Falle des Betruges ist straf- 
rechtliche Verfolgung vorbehalten. 


Hinsichtlich der Höhe der verwirkten Strafe unterscheidet 
das Gesetz, ob der Reisende unaufgefordert dem Schaffner oder 
Zugführer meldet, daß er keine Fahrkarte habe lösen können, 
oder ob er dieses unterläßt. Im ersten Falle ist ein Zuschlag 
von 1 M. zu dem tarifmäßigen Preise, jedoch nicht miehr als 
das Doppelte dieses Preises zu zahlen; im zweiten Falle ist das 
Doppelte des tarifmäßigen Preises, mindestens aber 6 M. zu 
entrichten. 


Der doppelte Preis bemißt sich nach der Strecke, die der 
Reisende zurücklegt oder, wenn die Zugangsstation nicht 
sofort unzweifelhaft festgestellt werden kann, nach der Strecke, 
die der Zug zurückgelegt hat. Der redliche (sich unaufgefordert 
meldende) Reisende hat ein Interesse daran, daß möglichst nur 
bis zur nächsten Station das doppelte Fahrgeld zu zahlen ist, 
der unredliche Reisende, der mindestens 6 M. zu entrichten hat, 
zieht dagegen einen Vorteil, wenn er möglichst weit für diese 
6 M. befördert wird. Es entsteht die Frage, ob das doppelte 
Fahrgeld bis zur nächsten Zugaufenthaltsstation oder bis zur 
Station, auf welcher die regelwidrige Benutzung des Zuges 
festgestellt wird, oder bis zur Station, auf welcher die Nach- 
lösung erfolgt, zu entrichten ist. Die Nachlösung kann natur- 
gemäß nur auf einer Station mit genügend langem Aufenthalt 
stattfinden. Die Verkehrsordnung ordnet die Zahlung des 
doppelten Fahrpreises für die mit ungültiger Fahrkarte zurück- 
gelegte Strecke an; es muß deshalb der doppelte Fahrpreis bis 
zur Nachlösestation entrichtet werden, weil der Reisende tat- 
sächlich bis zu dieser Station die Strecke ohne Fahrkarte oder 
mit ungültiger Fahrkarte zurückgelegt hat. Es fragt sich ferner, 
wie die Reisenden zu behandeln sind, die zwar Fahrkarten 
gelöst haben, aber in einer höheren Klasse oder in einem Zuge 
mit höheren Preisen fahren. Streng genommen liegen ungültige 
Fahrkarten vor; die Vorschriften der Eisenbahnen ordnen indes 
übereinstimmend an, daß nur Zusatzkarten für den Übergang 
in die höhere Klasse oder Zuschlagkarten für den Übergang 
in den höher tarifierten Zug zu lösen sind, wenn der Reisende 
vor Benutzung der höheren Klasse oder vor Besteigen des 
Zuges sich gemeldet hat. Ist letzteres nicht der Fall, so wird 
angenommen, daß ungültige Fahrkarten vorliegen; die vor- 
gewiesenen Fahrkarten kommen also bei Bemessung des nach- 
zulösenden Betrages nicht in Anrechnung. Der doppelte Fahr- 
preis ist auch hier bis zur Nachlösestation zu entrichten; steigt 
indessen der Reisende schon vor der Nachlösestation in die 
niedrigere Klasse, auf welche seine Fahrkarte lautet, um, so 
kann der doppelte Fahrpreis nur bis zur Umsteigestation ver- 
langt werden, weil nur bis zu dieser die Strecke mit ungültiger 
Karte zurückgelegt ist. Die Durchführung dieser Bestimmungen 
der Verkehrsordnung, die keine Rücksicht auf ein Verschulden 
des Reisenden nehmen, würde indessen in zahlreichen Fällen 
zu nicht beabsichtigten Härten führen. Die Verkehrsordnung 
überläßt es deshalb den Eisenbahnen, erleichternde Bestim- 
mungen durch die Tarife zu geben, und von dieser Befugnis ist 
Gebrauch gemacht. Von Erhebung der Zuschläge kann abge- 
sehen werden: 


a) wenn der Reisende gegen seinen Willen oder aus Un- 
kenntnis eine Strecke befährt, für die seine Fahrkarte 
nicht gilt, oder einen Zug benutzt, für welchen höhere 
Fahrpreise erhoben werden, als nach Ausweis der Fahr- 
karte bezalılt sind; 
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b) wenn auf einer Anschlußstation wegen Verspätung des 
benutzten Zuges oder wegen kurzer Übergangszeit eine 
Fahrkarte zur Weiterfahrt nicht gelöst werden konnte 
und dies dem Schaffner unaufgefordert gemeldet ist; 


c) wenn der Reisende in demselben Zuge über die Station, 
bis zu der seine Karte gilt, hinausfahren will, dort aber 
keine Zeit zur Lösung einer neuen Karte hat, oder wenn 
er in einem Zuge, der auf der Bestimmungsstation seiner 
Karte nicht hält, über diese hinausfahren will und dies 
dem Schaffner spätestens auf der ursprünglichen Be- 
stimmungsstation meldet; 


d) wenn auf einer Station wegen Schalterschlusses keine 
Fahrkarte gelöst werden konnte, weil der Schalter- 
beamte den Zug abzufertigen hat. 


Der Reisende ist ferner verpflichtet, die Fahr- 
karte auf Verlangen beim Eintritt in den Warteraum, 
beim Betreten und beim Verlassen des Bahnsteigs, 
beim Einsteigen in den Wagen, sowie jederzeit 
während der Fahrt vorzuzeigen und je nach den für 
die letzte Fahrstrecke bestehenden Einrichtungen 
kurz vor oder nach Beendigung der Fahrt abzugeben. 


In früheren Jahren erfolgte die Prüfung der Fahrkarten 
im Zuge; sie hatte den Vorzug, daß genau geprüft werden 
konnte, ob die der Fahrkarte entsprechende Wagenklasse und 
der entsprechende Zug benutzt wurde. Andererseits wohnten 
dieser Prüfung Mängel bei, die von den Verwaltungen und von 
dem Publikum empfunden werden mußten. Bei starkem Ver- 
kehr wurden die Schaffner mit der Nachprüfung und dem Ein- 
ziehen der Fahrkarten nicht fertig, sie kletterten während der 
Fahrt an den Trittbretern der Wagen entlang, um Tür auf 
Tür zu öffnen. Unglücksfälle waren die Folge. Das Publikum 
empfand das häufige Öffnen der Wagentüren, namentlich bei 
kaltem oder regnerischem Wetter, als eine empfindliche Be- 
lästigung. Um diesen Übelständen zu begegnen, ist in immer 
größerem Umfange die Sperrung der Bahnsteige und die Ver- 
legung der Fahrkartenprüfung an den Eintritt zum Wartesaal 
oder Bahnsteig durchgeführt worden mit der ferneren günstigen 
Wirkung, daß die Bahnsteige nur noch ihrem eigentlichen 
Zweck dienen und freigehalten werden von lästigen Zuschauern. 
Die Bahnsteigsperre ist oftmals scharfer Kritik begegnet, weil 
bei ihr Unbequemlichkeiten mit in Kauf zu nehmen sind. Das 
liegt aber im Wesen jeder Kontrolle, und die Behauptung, daß 
es sich hier nur um eine fiskalische Maßnahme handelt, ist nicht 
beweisbar. Die Fahrkartenkontrolle im Zuge findet nur noch 
auf Strecken mit geringem Verkehr statt. Auf abgesperrten 
Bahnhöfen werden die Fahrkarten beim Eintritt in die Sperre 
geprüft, die Abgabe der Karten erfolgt beim Austritt aus der 
Sperre. Auf Strecken ohne Bahnsteigsperre werden die Karten 
kurz vor Erreichung der Zielstation abgenommen. 


Eine Weigerung der Reisenden, sich der Prüfung 
zu unterziehen, berechtigt die Eisenbahn zum Aus- 
schluß von der Fahrt. 


Die Fahrkarte enthält 
den Hauptinhalt der 
Rechte des Reisenden, sie gibt — außer dem Fahr- 
preis — Strecke, Zuggattung und Wagenklasse an, 
über die und in denen die Beförderung ver- 
langt werden kann. Im übrigen ergeben sich die 
Rechte des Reisenden aus der Eisenbahn- Verkehrs- 
ordnung, den Tarifen und aus allgemeinen Rechts- 
normen. 

Der Reisende hat zunächst ein Recht auf Be- 
nutzung der Warteräume, die mindestens eine Stunde 
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vor der Abiahrtzeit des Zuges geöffnet werden 
müssen. 

Auch in den Warteräumen, in denen sich eine Wirtschaft 
befindet, kann das reisende Publikum frei verkehren; es besteht 
kein Zwang zur Entnahme von Speisen oder Getränken. Viel- 
fach weisen hierauf die Verwaltungen ausdrücklich durch An- 
schläge, wie: „Kein Trinkzwang“, hin, um den Anpreisungen 
namentlich alkoholischer Getränke entgegenzuwirken. Auf 
größeren Bahnhöfen bestehen mehrere Warteräume für die ver- 
schiedenen Klassen oder besondere für Frauen, ohne daß hierzu 
eine Verpflichtung der Bahn gegeben ist. Das Rauchen in den 
Wartesälen kann verboten werden. 


Nach der neuen Verkehrsordnung hat der 
Reisende keinen Anspruch darauf, daß zum Ein- 
steigen abgerufen wird. Nur in den Warte- 
räumen größerer Bahnhöfe muß solches noch ge- 
schehen. Wird auf kleineren Bahnhöfen von dem 
Abrufen abgesehen, so muß dieses durch Anschlag 
bekanntgegeben werden. 

Bei der Beförderung in den Zügen wird auf die 
Trennung von Frauen und Männern, von Rauchern 
und Nichtrauchern in weitestem Umfange Bedacht 
genommen. Jeder Zug muß mindestens je ein 
Frauenabteil II. und III. Klasse enthalten, wenn er 
drei oder mehr Abteile der betreffenden Klasse führt. 

In die Frauenabteile dürfen Knaben bis zum vollendeten 
zehnten Lebensjahre mitgenommen werden. In der I. Wagen- 
klasse werden besondere Nichtraucherabteile nach Ermessen 
der Eisenbahn eingerichtet, wo solche nicht vorhanden sind, 
darf nur mit Zustimmung aller Reisenden desselben Abteils 
geraucht werden. In Zügen, die mehrere Abteile II. oder 
II. Klasse führen, müssen Abteile II. und, soweit es die Be- 
schaffenheit der Wagen gestattet, auch III. Klasse für Nicht- 
raucher vorhanden sein. Neuerdings werden auch für die 
IV. Klasse nach freier Entschließung der Verwaltungen be- 
sondere Frauen- und Nichtraucherabteile eingerichtet. 


Einbestimmter Platz im Zuge kann ohne 
weiteres nicht verlangt werden. Die Bediensteten 
sind indes berechtigt und auf Wunsch verpflichtet, 
Plätze anzuweisen. 

Der Anspruch wird in den Durchgangs- (D-) Zügen durch 
Aushändigung einer auf einen bestimmten Platz lautenden 
Platzkarte, die kostenlos verabfolgt wird, in anderen Zügen 
durch das Belegen des Platzes seitens des Reisenden erworben. 
Auf den Abgangsstationen der D-Züge — nicht auch auf den 
Abgangsstationen einzelner D-Kurswagen — kann ein be- 
stimmter Platz bei Vorzeigung einer von der Ausgangsstation 
des Zuges ab gültigen Fahrkarte ohne Bestellgebühr voraus- 
bestellt werden. Der Reisende erhält die Platzkarte schon bei 
der Vorausbestellung ausgehändigt. Für den Zugführer wird 
eine „Laufkarte“ ausgestellt, aus welcher er die Voraus- 
bestellungen entnimmt. 

Soweit nicht Rücksichten des Betriebes und des 
Verkehrs entgegenstehen, können ganze Abteile und 
geschlossene Halbabteile spätestens 30 Minuten vor 
der Abfahrtzeit des Zuges auf allen Zughaltestationen 
vorausbestellt werden. 

Nach der Verkehrsordnung kann die Eisenbahn für jeden 
Platz des Abteils die Lösung einer Karte verlangen, und es 
dürfen in das Abteil nur so viele Personen aufgenommen 
werden, als Fahrkarten gelöst sind. Der Tarif gibt indessen 
Erleichterungen, indem für ein Abteil I. Klasse nur 4, II. Klasse 
nur 6 und III. Klasse nur 8 Fahrkarten — mindestens für jede 
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Person eine Fahrkarte — gefordert werden, allerdings mit der 
Maßgabe, daß die nicht bezahlten Plätze im Bedarisfalle mit 
anderen Reisenden besetzt werden dürfen. Für Halbäbteile 
genügt die Hälfte der Fahrkarten. Der Besteller erhält eine 
schriftliche Bescheinigung; das bestellte Abteil wird zu beiden 
Seiten an den nicht zum Öffnen bestimmten Fenstern mit der 
von außen lesbaren Aufschrift „Bestellt“ bezeichnet. Tele- 
graphische Vorausbestellungen von Seitenstationen aus werden 
angenommen. 

Der Reisende hat einen Anspruch auf Beförde- 
rung in der Wagenklasse, auf welche seine Fahrkarte 
lautet, soweit die regelmäßigen Beförderungsmittel 
ausreichen. Unter Klasse ist nicht die äußerliche 
Bezeichnung der Abteile zu verstehen, vielmehr 
muß die innere Einrichtung der Abteile die sonst 
übliche sein. Kann trotz Vorhaltung der dem 
vorauszusehenden Verkehr entsprechenden Zahl 
der Abteile ein Platz in der betreffenden Wagen- 
klasse nicht angewiesen werden, so entfällt der An- 
spruch des Reisenden. Wird ihm kein Platz in einer 
höheren Klasse angewiesen, so kann er Beförderung 
in einer niedrigeren Klasse, in der noch Plätze frei 
sind, und Erstattung des Preisunterschiedes ver- 
langen oder den Vertrag rückgängig machen. 

Auf den Zugangsstationen darf der Reisende bis 
5 Minuten vor der Abfahrtzeit des Zuges seine Fahr- 
karte, wenn sie noch nicht durchlocht oder nach- 
weislich nur zum Betreten des Bahnsteigs benutzt 
ist, unter Ausgleich des Preisunterschiedes gegen 
eine andere umtauschen. Solche Fahrkarten 
können nach dem Ermessen der Eisenbahn auch in 
Fällen eines Irrtums oder einer Erkrankung oder aus 
sonstigen Billigkeitsgründen vor oder unmittelbar 
nach Abgang des betreffenden Zuges an der Fahr- 
kartenausgabestelle zurückgenommen werden. War 
der Bahnsteig betreten, so wird der Betrag für eine 
Bahnsteigkarte abgezogen, es sei denn, daß der 
Reisende aus Mangel an Platz oder wegen Ausfalls 
des Zuges die Fahrt unterläßt. 

Da die Eisenbahnen verpflichtet sind, die Fahr- 
pläne zu veröffentlichen und auf den Stationen auszu- 
hängen, hat das Publikum Schadenersatzansprüche, 
falls die ausgehängten Fahrpläne Unrichtigkeiten 
oder Unvollständigkeiten enthalten. 

Verspätete Abfahrt oder Ankunft der Züge oder 
das Ausfallen eines Zuges geben keinen Anspruch auf 
Entschädigung. Diese Bestimmung der Verkehrs- 
ordnung soll die Eisenbahn vor unbilligen Ansprüchen 
schützen, da die Natur des Eisenbahnbetriebes Ver- 
spätungen und selbst Ausfall von Zügen mit sich 
bringt. Trifft die Verwaltung oder ihre Leute in- 
dessen eine Schuld, so wird die Eisenbahn trotz der 
Bestimmung zu haften haben. 

Bei Anschlußversäumnissen oder Ausfall von Zügen kann 
der Reisende den Vertrag auflösen; er hat ferner das Recht, 
mit dem nächsten, günstigsten Zuge ohne Fahrtunterbrechung 
in der für die Hinfahrt benutzten Wagenklasse und, wenn der 
Zug diese ‚nicht führt, in der nächst höheren Wagenklasse frei 


zurückzufahren, sofern er diesen Anspruch sogleich nach An- 
kunft auf der Station, wo er die Reise aufgibt, anmeldet. Tritt 
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der Reisende von dem Vertrage nicht zurück, so ist die Eisen- 
bahn verpflichtet, ihn ohne Preisaufschlag mit dem nächsten, 
günstigsten, auf der gleichen oder einer anderen Strecke nach 
derselben Bestimmungsstation fahrenden, dem Personenverkehr 
dienenden Zuge — einzelne Züge, z. B. Luxuszüge, sind ausge- 
schlossen — zu befördern, wenn hierdurch die Ankunft auf der 
Bestimmungsstation beschleunigt wird. Schnellzüge können 
in diesem Falle also ohne Zuschlag benutzt werden. Wird die 
Fahrt auf einer Strecke unterbrochen, so ist selbst beim Vor- 
liegen höherer Gewalt für die Weiterbeförderung bis zur fahr- 
baren Strecke tunlichst Sorge zu tragen. 


Die Fahrkarte enthält die Strecke, über die 
die Beförderung stattzufinden hat. Es können auch 
wahlweise gültige Strecken angegeben sein. 

Da nach Aufhebung der Rückfahrkarten der Reisende den 
Weg, den er einschlagen will, schon bei Lösung der Fahrkarte 
wissen wird, ist eine Umschreibung der Fahrkarten über kürzere 
Wege im Verkehrsinteresse nicht mehr erforderlich und deshalb 
für unzulässig erklärt; nur die für lange Reisen ausgestellten 
Fahrscheinhefte des Vereinsreiseverkehrs können für kürzere, 
dieselben Stationen verbindenden Strecken umgeschrieben 
werden, soweit der Beamte hierzu bei ordnungsmäßiger Er- 
füllung seiner sonstigen Dienstgeschäfte Zeit findet. 


Endlich hat der Reisende das Recht, die Fahrt 
zu unterbrechen, und zwar auf Fahrkarten für ein- 
fache Fahrt einmal, auf Fahrkarten für Hin- und 
Rückfahrt im allgemeinen je einmal. 

Die Geltungsdauer der Fahrkarten wird durch die Fahrt- 
unterbrechung nicht verlängert, im übrigen unterliegt die 
Unterbrechung einer zeitlichen Beschränkung nicht. Beliebige 
Fahrtunterbrechung ist nur auf Fahrscheinhefte des Vereins- 
reiseverkehrs und der Reiseunternehmer innerhalb der 
Geltungsdauer des Heftes zulässig. Einer Bescheinigung der 
erfolgten Fahrtunterbrechung, die früher Beamte und Publikum 
belästigte, bedarf es nicht mehr. 


Für die Tötung oder 
Verletzung „im Eisen- 
bahnbetriebe“ kommt in erster Linie das Reichshaft- 
pflichtgesetz vom 7. Juni 1871 zur Anwendung, das 
Bürgerliche Gesetzbuch nur zur Ergänzung dieses 
Spezialgesetzbuches (vergl. Kap. 27). 


Das Reichshaftpflichtgesetz bezieht sich nur auf die Ver- 
letzungen, die jemand beim Betriebe der Eisenbahn erleidet. 
Trifft ihn ein Unfall im Bereich der Eisenbahn außerhalb des 
Betriebes, so ist er mit einer etwaigen Schadenersatzforderung 
auf das Bürgerliche Gesetzbuch angewiesen. Für die rechtliche 
Grundlage einer solchen Schadenersatzforderung macht es 
einen Unterschied, ob den Verletzten die Beschädigung trifft 
innerhalb der Ausführung des von ihm mit der Eisenbahn ein- 
gegangenen Beförderungsvertrages oder außerhalb dieser Ver- 
tragsbeziehungen. 


Zieht sich z. B. ein Reisender im Zugabteil durch einen 
aus der Sitzbank hervorstehenden Nagel eine Verletzung zu, so 
kann er diesen Schaden wegen mangelhafter Erfüllung des Be- 
förderungsvertrages ersetzt verlangen. Das hat für ihn den 
Vorteil, daß die Eisenbahnverwaltung hier für das Verschulden 
ihrer Leute haftet wie für eigenes ($ 278 B.G.B.) und ihrer- 
seits dartun muß, daß die Verletzung durch Umstände einge- 
treten ist, die sie nicht zu vertreten hat. Die vertragliche Ver- 
bindlichkeit der Eisenbahn, den Reisenden von einem Ort zum 
anderen gemäß der Fahrkarte unter Anwendungen ordentlicher 
Sorgfalt zu befördern, endigt nicht schon mit der Ankunft 
des Bahnzuges auf dem Bahnhof des Bestimmungsortes, sondern 
umfaßt auch die Verpflichtung, dem Reisenden einen sicheren 
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Ausgang aus dem Bahnhof zu gewähren. Die Eisenbahn haftet 
daher, wenn der Reisende nach dem Verlassen des Zuges, aber 
vor dem Verlassen des Bahnhofs auf dem Bahnsteig verunglückt, 
z. B. durch Glatteis, aus dem Beförderungsvertrag; sie kann 
sich nicht darauf berufen, daß sie in der Auswahl ihrer Beamten 
nicht gefehlt und für deren Verschulden (unterlassenes Be- 
streuen mit Sand) nicht einzustehen habe. Gleiches gilt für den 
Zugang zum Zug, sobald der Reisende nach Lösung der Fahr- 
karte den Vertrag geschlossen hat und sich in der Ausübung 
dieses Vertrages befindet. 


Anders ist die Rechtslage, wenn jemand außerhalb des Be- 
förderungsvertrages auf dem Bahnhof infolge mangelhafter An- 
lagen verunglückt. In diesem Falle hat der Verletzte nur einen 
außervertraglichen Schadenanspruch nach $$ 823 BGB. flg. Zur 
Begründung dieses Anspruches muß er außer dem ursächlichen 
Zusammenhang seines Unfalles mit dem Eisenbahnunternehmen 
nachweisen, daß den Eisenbahnunternehmer, seine verfassungs- 
mäßigen Vertreter oder seine Angestellten ein Verschulden an 
dem Unfall trifft. Ein Verschulden der Eisenbahn liegt z. B. vor, 
wenn die Zugänge zum Bahnhof nicht verkehrssicher hergestellt 
oder unterhalten sind, wenn sie während der verkehrsüblichen 
Zeit bei Dunkelheit nicht hinreichend beleuchtet sind. Ist der 
Unfall durch eine widerrechtliche Handlung eines Angestellten 
der Eisenbahn in Ausführung seiner Verrichtung — als Ange- 
stellte, nicht als verfassungsmäßige Vertreter gelten auch die 
Stationsvorsteher und Stationsaufseher—herbeigeführt, so kann 
sich der Eisenbahnunternehmer von der Haftung durch den 
Nachweis befreien, daß er bei der Auswahl der Angestellten und 
bei der Erteilung der Dienstanweisung sorgfältig verfahren ist. 
Er haftet z. B. nicht, wenn der mit der Beleuchtung der zum 
Bahnhof führenden Zufahrtstraße beauftragte Stationswärter bei 
seiner Anstellung ein für seinen Dienst geeigneter, ordentlicher 
Mann war. 


Der Umfang des dem Reisenden für derartige außer- 
halb des Beförderungsvertrages erlittene Verletzungen zu er- 
setzenden Schadens ist im wesentlichen ebenso bemessen wie 
der nach dem Haftpflichtgesetz. Darüber hinaus kann nach 
$ 847 BGB. Schmerzensgeld verlangt werden. Wenn der beim 
Betriebe der Eisenbahn verletzte Reisende in der Lage ist, ein 
vom Eisenbahnunternehmer zu vertretendes Verschulden darzu- 
tun, so kann er auch Schmerzensgeld nach $ 847 BGB. verlangen, 
während ihm nach dem Haftpflichtgesetz solches nicht zusteht. 


Für die Beschädigung von Sachen, die, ohne zur Beförde- 
rung aufgegeben zu sein, der Reisende an sich oder zulässiger- 
weise bei sich hat, haftet der Eisenbahnunternehmer nach 
gleichen Grundsätzen, wie für Körperverletzung des Reisenden 
außerhalb des Betriebes, also nur nach dem allgemeinen bürger- 
lichen Recht, mag die Sachbeschädigung beim Betriebe oder 
außerhalb erfolgt sein. 


Er haftet aus dem Beförderungsvertrage, wenn die Sach- 
beschädigung auf dessen mangelhafte Erfüllung zurückzuführen 
ist, z. B. wenn der Reisende beim Durchgehen durch die Bahn- 
steigsperre seinen Anzug an einem hervorstehenden Nagel oder 
Draht zerreißt; außerhalb des Beförderungsvertrages aus un- 
erlaubter Handlung, wenn im Bahnbereiche Sachen des 
Publikums beschädigt werden. In beiden Fällen muß ein Ver- 
schulden der Eisenbahnunternehmer oder seiner Leute vorliegen. 
Jedoch gilt für den aus dem Betrieb entstehenden Schaden inso- 
fern Besonderes, als nach Artikel 105 des EG. zum BGB. die 
landesgesetzlichen Vorschriften, nach welchen der Unternehmer 
eines Eisenbahnbetriebes für den aus dem Betrieb entstehenden 
Schaden in weiterem Umfange als nach den Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuches verantwortlich ist, unberührt bleiben. 
Landesgesetze dieser Art bestehen in Preußen, Bayern, 
Württemberg, Braunschweig, Hessen und einigen anderen 
Bundesstaaten, nicht z. B. in Sachsen und Oldenburg. Nach 
§ 25 des preußischen Eisenbahngesetzes vom 3. November 1838 
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kann der von der Bahn zugefügte Sachschaden ohne weiteres 
ersetzt verlangt werden, ausgenommen, wenn der Schaden 
durch eigenes Verschulden oder höhere Gewalt bewirkt ist. 


Man unterscheidet zwischen fahr- 
planmäßigen Zügen und außerhalb 
des Fahrplans verkehrenden Sonderzügen. 


Arten der Züge. 


Sonderzüge werden gefahren: 

1. auf Bestellung gegen besondere Gebühren nach der 
Achsenzahl der gestellten Wagen (für einzelne Personen, 
Kunstreitergesellschaften usw.) oder zu ermäßigten 
Fahrpreisen, jedoch gegen Gewährleistung oder Voraus- 
bezahlung einer Mindestgebühr (Gesellschaftssonder- 
züge); 

2. auf Anordnung der Verwaltung zur Entlastung der fahr- 
planmäßigen Züge oder aus anderen Anlässen. 

Hierunter fallen 


a) die Vor- und Nachzüge an Tagen mit starkem 
Verkehr (ohne Preisermäßigung), 

b) die Ferien-Sonderzüge, zu welchen Rückfahrkarten 
zu ermäßigten Preisen ausgegeben werden, die für 
die Hinfahrt nur im Sonderzuge, für die Rückfahrt 
innerhalb der Gültigkeitsdauer der Karten in fahr- 
planmäßigen Zügen gelten, 

c) die aus besonderen Anlässen (an großen Festen, 
zu Ausstellungen, für Pilgerfahrten usw.) einge- 
legten Sonderzüge mit oder ohne Preisermäßigung. 


Die fahrplanmäßigen Züge zerfallen in Schnell- 
züge, Eilzüge und Personenzüge. Zu den Schnell- 
zügen gehören in erster Linie die in den Fahrplänen 
als D-Züge kenntlich gemachten Durchgangs-Züge. 
Diese bestehen aus Wagen mit Durchgang und ge- 
statten einen ungehinderten Übergang von Wagen 
zu Wagen. Im übrigen gibt es keine Feststellung 
des Begriffs „Schnellzug“. 


Man hat nach einem Unterscheidungsmerkmal vergeblich 
gesucht. Weder die Grundgeschwindigkeit, noch das Zurück- 
legen bestimmter Entfernungen in bestimmter Zeit konnten ein 
Merkmal abgeben, weil die Verhältnisse zu verschieden liegen: 
bald sind Steigungen zu überwinden, bad verlangen große, nahe 
beieinander gelegene Städte oder mehrere Bahnhöfe in derselben 
Stadt ein wiederholtes, zeitraubendes Anhalten des Zuges. Auch 
für die Eilzüge findet sich kein charakteristisches Merkmal. 
Man wird sich deshalb begnügen müssen, als Schnell- oder Eil- 
züge die in den Fahrplänen als solche bezeichneten gelten zu 
lassen. Die Verwaltungen bezeichnen als Schnellzüge die für 
den Fernverkehr bestimmten Züge, von denen der Lokalverkehr 
durch Erhebung von Zuschlagkarten oder durch Ausschluß des 
Zeitkartenverkehrs ferngehalten werden soll, als Eilzüge schnell- 
fahrende Züge, welche nur die Klassen I bis III, in Bayern und 
Baden nur die Klassen I, II und IMa führen. Das Bestreben 
geht dahin, nach und nach alle Schnellzüge in D-Züge zu ver- 
wandeln; der Schnellzugzuschlag würde alsdann wieder der 
früheren Platzkarte ähnlich werden. 


Die Benutzung von Güterzügen. ist im all- 
gemeinen ausgeschlossen, weil sie anderen Zwecken 
dienen, keine für die Personenbeförderung geeignete 
Wagen führen und meist auf besonderen Gleisen an- 
kommen und abfahren. Trotzdem kann das Publikum 
in Notfällen auch auf diese Züge zurückgreifen. 
Der Reisende findet alsdann Platz im Packwagen. 
Die Einstellung von Personenwagen und das Anhalten 


der Güterzüge auf Stationen, auf denen sie planmäßig 
nicht halten, kann nicht verlangt werden. 

Eine besondere Stellung nehmen die von der 
internationalen Schlafwagen- und Expreßzug-Gesell- 
schaft (Compagnie Internationale des Wagons- 
Lits et des Grands Expreß Europ£ens) in Brüssel 
eingerichteten, mit Schlaf- und Speisewagen ver- 
sehenen, vornehm ausgestatteten Luxuszüge (L-Züge) 
ein. 
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Abb. 1. Luxuszüge. 


Es verkehren auf den aus der Karte ersichtlichen 
Strecken folgende Züge: 


a. Regelmäßig das ganze Jahr hindurch. 
1. gg i i ee $ 
à Š t. Petersburg. (2 mal wöch.) 
—Lüttich— Berlin (tägl)— Moskau (1 ve = 
II. Nord-Süd- (Brenner-) Express. 

Berlin—Leipzig—München—Verona—Mailand -Genua— 

Nizza (Cannes) (tägl.) 

Ill. Lioyd-Express. 

Altona—Bremen— Cöln—Wiesbaden— Strassburg — Basel— 

Luzern—Mailand— Genua (tägl.) 


Paris i 
Ostende 


IV. Ostende-Wien-Budapest-Express. 
Ostende —Brüssel— Cöln—Frankfurt—Nürnberg—Wien — 
Budapest (tägl.) 
V. Orient-Express. 
Calais—Paris— Strassburg — München—Wien—Budapest (tägl.)— 
Belgrad— Constantinopel (3 mal wöchentl.) 


Bukarest— Constanza (2 mal wöchentl.) 


b. Nur im Sommer. 
VI. Berlin- (Karlsbad-) Marienbad-Express. 
Karlsbad i 
Marienbad (El) 
VIL Ostende-Nürnberg-Karisbad-Express. 
Ostende—Brüssel— Cöln—Frankfurt—Nürnberg — Karlsbad (tägl.) 


VII. Paris-Karlsbad-Express. 
Paris — Strassburg — Karlsruhe — Nürnberg - Karlsbad (tägl.) 


Berlin—Leipzig—Bad Elster —Franzensbad— 
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c. Nur im Winter. 
IX. Ägypten-Express. 
Berlin—Verona*) —Bologna—Florenz—_Rom— Neapel**) 
(1 mal wöchent!.) 
*) Mit dem Nord-Süd- (Brenner-) Express vereinigt. 
**) Weiter mit Schiff bis Alexandrien und von dort mit Bahn bis Kairo. 
X. Berlin-Neapel- (Palermo-Taojrmina-) Express. 
Berlin — Leipzig—München—Bologna— Florenz —Rom—Neapel 
(2 mal wöchentl.)—Palermo—Giardini Taormina 
(1 mal wöchent!.) 
XI. Riviera-Express. 
Berlin—Erfurt—Frankfurt— (täglich) 
Amsterdam —Düsseldorf— Cöln—Wiesbaden —Frankfurt— 
Haag (2 mal wöchent!l.) 
Strassburg—Mülhausen—Lyon — Marseille — Nizza— 
Mentone— Ventimiglia. (täglich) 


Das Verhältnis zwischen den Eisenbahnver- 
waltungen und der Gesellschaft richtet sich nach den 
Verträgen. 


Das Zugbegleitpersonal wird eisenbahnseitig, das Be- 
dienungspersonal durch die Gesellschaft gestellt. Die Eisen- 
bahn beansprucht für die Zugförderung das Fahrgeld I. Klasse 
für -Schnellzüge, die Gesellschaft für die Wagenstellung Zu- 
schläge, die nach einem genehmigten Tarif erhoben werden. 
Der Verkauf der Zuschlagkarten findet durch die Agenturen oder 
die Bediensteten der Gesellschaft statt. Die Zuschläge können 
bei Vorausbestellung von Plätzen auch durch Vermittlung der 
Zugaufenthaltsstationen gezahlt werden. Die Reisenden erhalten 
in solchen Fällen eine Quittung über den gezahlten Betrag, auf 
Grund deren sie im Zuge die Zuschlagkarte empfangen. 


Aus der Gattung des Zuges kann 
noch nicht ohne weiteres auf die 
Wagenklassen, die er mit sich führt, geschlossen 
werden. Es steht nur fest, daß in den L-Zügen 
ausschließlich die I. Klasse, in Schnell- und Eilzügen 
nicht die IV. Klasse, in Personenzügen vielfach nicht 
die I. Klasse und in Bayern und Baden in Personen- 
zügen nur die Klasse IIIb. (zu 2 Pf.), nicht die 
Klasse MI a (zu 3 Pf.) geführt wird. 


Wagenklassen. 


Zur Beförderung von Kranken 
und ihrer Begleiter werden 
auf Antrag Personen-, Gepäck-, Güterwagen, be- 
sonders für den Krankentransport eingerichtete 
Wagen oder einzelne Abteile III. Klasse zur Ver- 
fügung gestellt, auch werden Privatwagen zuge- 
lassen, wenn der Einstellung keine betriebstechni- 
schen Bedenken entgegenstehen. 

Die billigste und auch sehr zweckmäßige Beförderungsart 
ist die in Transportbetten, die von der Verwaltung vorgehalten 
werden und so eingerichtet sind, daß der Kranke darin von 
seiner Wohnung oder der Unfallstelle abgeholt, ohne Umbettung 
in einem Abteil III. Klasse weiter befördert und auf der Be- 
stimmungsstation wieder bis an die neue Lagerstätte getragen 
werden kann. 

Auf größeren Bahnhöfen stehen zur Beförde- 
rung von Kranken innerhalb des Bahnhofsgebietes 
Fahrstühle oder Tragbahren zur Verfügung. 


Krankenbeförderung. 


Schlafwagen können von Reisenden 
mit Fahrkarten I. und II. Klasse gegen 
Zulösung von Bettkarten der gleichen Klasse be- 
nutzt werden. 


Schlafwagen. 


Reisende I. Klasse können Bettkarten II. Klasse lösen. 
Reisende mit Bettkarten I. Klasse haben Anspruch darauf, daß 
von den beiden übereinander angebrachten Betten das zweite 
unbelegt bleibt. 4 Reisende I. Klasse können gegen Lösung von 
3 Bettkarten I. Klasse ein Abteil mit 4 Schlafplätzen gemeinsam 
benutzen. Kinder unter 4 Jahren werden unentgeltlich befördert, 
wenn für sie kein besonderer Schlafplatz beansprucht wird. Für 
2 Kinder unter 10 Jahren ist bei gemeinschaftlicher Benutzung 
eines Bettes nur eine Bettkarte zu lösen. Im übrigen bestehen 
für die Kinder keinerlei Vergünstigungen. 

Der Verkauf der Bettkarten findet durch den Schlafwagen- 
wärter statt. Bis eine Stunde vor Abgang des Zuges werden 
Bettkarten gegen Zahlung einer Vormerkungsgebühr von 
50 Pf. für jede Karte auch bei hierfür eingerichteten Ausgabe- 
stellen verausgabt. Bettkarten können schriftlich oder tele- 
graphisch — durch Vermittlung der Stationen — bestellt werden, 
auch wenn die Reise von einer Zwischenstation angetreten 
werden soll. Die Bettkarten lauten auf bestimmte, numerierte 
Plätze. 


Der Schlafwagenverkehr wird teils durch bahn- 
eigene, teils durch Wagen der internationalen Schlaf- 
wagengesellschaft bedient. 

Die Eigentümerin bahneigener Wagen erhält für 
Gestellung der Wagen einschließlich Bedienung die 
Hälfte des Erlöses für Bettkarten. Die andere Hälite 
wird zwischen den am Wagenlauf beteiligten Ver- 
waltungen nach Verhältnis der Entfernungen geteilt. 
Die kilometrischen Leistungen der Wagen werden 
durch Naturalausgleich — wie im allgemeinen Per- 
sonen- und Gepäckwagendurchgang — ausgeglichen. 

Die internationale Schlafwagengesellschaft in 
Brüssel stellt vertragsmäßig auf ihre Kosten Wagen 
l. und II. Klasse mit Bett und Wascheinrichtung ein- 
schließlich Bedienungs- und Kontrollpersonal. 

Die Reisenden müssen im Besitz von Fahraus- 
weisen I. oder II. Klasse sein. Die Fahrgeldeinnahme 
erhält die Eisenbahn als Entgelt für die Beförderung. 
Die Gebühren für Benutzung der Betten sind tarif- 
mäßig festgesetzt und verbleiben der Gesellschaft als 
Entgelt für die Wagengestellung. 


Der Zutritt zum Speisewagen steht 
jedem Reisenden frei, der sich im 
Besitze eines für den Zug gültigen Fahrausweises 
befindet. 


Früher waren nur Reisende I. und II. Klasse zugelassen. Die 
allgemeine Freigabe hat insofern zu einem Mißbrauch geführt, 
als Reisende III. Klasse die Fahrt, namentlich ‘auf kürzeren 
Strecken, ausschließlich im Speisewagen zurücklegten und sich 
somit die Annehmlichkeiten der Fahrt in II. Klasse verschafiten. 
Auch entstanden in bezug auf die Schnellzugzuschlagkarten 
Zweifel, da Reisende, die mit Fahrkarten II. Klasse- sich im 
Speisewagen niederließen, erklärten, die Strecke in III. Klasse 
zurücklegen zu wollen, und nun den Zuschlag II. Klasse ver- 
weigerten. Aus diesem Grunde ist vorgeschrieben, daß die 
Reisenden sich, bevor sie den Speisewagen betreten, mit Platz- 
karten für die im Zuge eingenommenen Plätze zu versehen 
haben. Auch ist deshalb in allen Zügen mit III. Klasse der eine 
Raum des Speisewagens ausschließlich für Reisende I. und 
II. Klasse, der andere für Reisende aller Klassen (also auch der 
III. Klasse) bestimmt. Eine vielfach als unbequem empfundene 
Folge dieser Verordnung ist das in Norddeutschland erlassene 
Verbot des Rauchens im Speisewagen: Die Trennung nach 


Speisewagen. 


Raucher- und Nichtraucherabteil ist nicht mehr angängig, weil 
Trennung nach Klassen eingetreten ist. 


Der Aufenthalt im Speisewagen ist nur zur Ein- 
nahme von Speisen und Getränken auf eine dafür 
angemessene Zeit gestattet. Für die gemeinsamen 
Mahlzeiten müssen den Teilnehmern Plätze frei- 
gehalten werden. Handgepäck darf nur soweit mit- 
genommen werden, als Raum dafür in den Gepäck- 
netzen vorhanden ist. 


Die Gestellung und Unterhaltung der Speise- 
wagen erfolgt auf Grund von Verträgen durch Ge- 
sellschaften, welche für gute Einrichtung und Bewirt- 
schaftung zu sorgen haben. Für die Beförderung 
zahlt die Gesellschaft eine jährliche Pauschalsumme, 
die unter die an der Beförderung beteiligten Eisen- 
bahnverwaltungen nach Kilometern verteilt wird. 
Der Speisewagenbetrieb wird zum Wettbewerb aus- 
geschrieben und an die meistbietende Gesellschaft 
vergeben. 


Die Abfertigung der Reisenden 
muß verschiedenen Anforderun- 
gen Genüge leisten: sie soll schnell vor sich gehen 
und die Reisenden möglichst wenig belästigen, auf 
der anderen Seite muß sie dem Kassen- und Kontroll- 
dienste, der Statistik, der Abrechnung unter den ver- 
schiedenen Verwaltungen und in neuester Zeit auch 
der Fahrkartensteuer Rechnung tragen. Ziel der 
Abfertigung muß es deshalb sein, den Anforderungen 
des inneren Dienstes ohne Belästigung des Publikums 
nachzukommen. Dieses Ziel wird um so schwerer 
erreicht, je mehr sich der Verkehr verzweigt und 
ausdehnt, je zahlreicher die Wagenklassen und Zug- 
gattungen, je größer die Zahl der Ausnahmebestim- 
mungen und Vergünstigungen, je verwickelter die 
besonderen Einrichtungen sind. 


Der deutsche Reformtarif hat auf die Vereinfachung der 
Abfertigung Rücksicht genommen. ‚Durch die Beseitigung der 
Rückfahrkarten und durch die Einführung eines nach nur 
3 Zonen abgestuften Schnellzugzuschlags sind manche Erleichte- 
rungen geschaffen; dafür sind andere Schwierigkeiten wieder 
aufgetreten, die namentlich in der erheblichen Zunahme der Zahl 
der zu verkaufenden einfachen Fahrkarten ihren Grund haben. 
Von großem Vorteil ist zweifellos die durch den Reformtarif 
ermöglichte Durchführung einheitlicher Vorschriften für den 
inneren Dienst, an denen auch das Publikum ein erhebliches 
Interesse hat. Die gemeinsamen Dienstanweisungen sind durch 
den deutschen Eisenbahn-Verkehrsverband ausgearbeitet und in 
den allgemeinen Abfertigungsvorschriften, in einer Fahrkarten- 
muster-Sammlung und in der Dienstanweisung für die Bahn- 
steigschaffner und das Zugpersonal (Personen-Beförderungs- 
vorschriften) niedergelegt. Ergänzende Vorschriften der 
einzelnen Verwaltungen beziehen sich in der Hauptsache nur 
auf den rein örtlichen Verkehr, so daß die Behandlung der 
Reisenden in Deutschland überall nach den gleichen Bestim- 
mungen erfolgt. 


Die Abfertigung. 


Reisende (auch Hunde in Begleitung von Reisen- 
den) werden auf Fahrkarten abgefertigt. Unter 
Fahrkarten werden Fahrausweise aller Art ver- 
standen. 


Die Personenbeförderung und -Abfertigung. 


Die Fahrkarten werden in Form, Farbe, Größe und Auf- 
druck nach einheitlichen Mustern hergestellt. Sie sind fertig 
gedruckt oder werden unter Benutzung von Vordrucken hand- 
schriftlich ausgefertigt. Im inneren deutschen Verkehr ist unter- 
halb der Klassenangabe die Gepäckzone in arabischer Ziffer, die 
Nahzone mit dem Buchstaben N verzeichnet. Als Grundfarben 
für die Fahrkarten gelten 


gelb für die I., 

grün für die Il., 

braun für die III. (auf den bayerischen und badischen Staats- 
bahnen für die Klasse IIa) und 

grau für die IV. Wagenklasse (auf den bayerischen und 
badischen Staatsbahnen für die Klasse III b). 


Militärfahrkarten sind weiß-rot, Hundekarten weiß. Die Fahr- 
karten für Schnellzüge sind auf der Vorderseite durch eine 
senkrechte rote Linie gekennzeichnet. A 

Die Karten werden mit laufender Nummer (Kontrollnummer) 
versehen; wird die gleiche Sorte an mehreren Stellen aufgelegt, 
so erhalten die Karten jeder Ausgabestelle besondere Buch- 
staben. 


I. u IL. IV 


V. 
b) Rückseite 


weiß, grün, a 
raun 


a) braun, 
weiß 


weiß, braun 


oben weiß 

unten grün 

Abb. 2. Fahrkartenmuster (s.a. Abb. 4). 

Die Fahrkarten sind hier und in Folgendem in halber Breite und halber Höhe 
wiedergegeben. 


oben grün 


grau unten weiß 


Die einfachsten Fahr- 
karten sind die nach 
dem Namen des Erfinders Edmonson benannten 
Edmonsonschen Fahrkarten. Es sind dies auf beiden 
Seiten mit farbigem Papier überzogene Pappkarten 
in der Größe von 57 zu 30,5 mm, welche durch ihre 
Handlichkeit und Dauerhaftigkeit im Anfange der 
60er Jahre des vorigen Jahrhunderts die bis dahin 
üblichen, den Postscheinen nachgebildeten Fahraus- 
weise, die ähnlich den jetzigen Straßenbahnfahr- 
karten auf dünnem Papier gedruckt waren, ver- 
drängten (vergl. Fahrkartenmuster I). Der durch einen 
schrägen Strich abgegrenzte untere Teil der Fahr- 
karte wird bei Ausgabe der Karten zum halben 
Preise (Kinderkarten) abgetrennt und dient der 
Fahrkartenausgabe als Nachweis dafür, daß diese 
Karte nur den halben Geldbetrag eingebracht hat. 
Durch dieses Verfahren wird die Auflage besonderer 
Kinderkarten gespart. Da indessen das Abtrennen 
des Abschnittes mit der Schere den Verkauf verlang- 
samt, werden für Stationsverbindungen mit be- 
sonders starkem Verkauf von halben Fahrkarten be- 
sondere Kinderkarten (vergl. Muster II) vorrätig ge- 
halten. Die Karten zum halben Preise finden auch 
beim Übergang in höhere Klassen als Zusatzkarten 
Verwendung; sie werden alsdann von der Fahr- 
kartenausgabe angemerkt, indem der abgetrennte 


Edmonsonsche Fahrkarten. 


ou 
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Kinderabschnitt beim Verkauf mit einem Zeichen ver- 
sehen wird. Die Eisenbahnverwaltung legt auf 
Grund der bezeichneten Abschnitte der Steuer- 
behörde genaue Abrechnung vor. 


Der Reformtarif kennt grundsätzlich nur die 
Karte für die einfache Fahrt und zwingt somit das 
Publikum für jede Einzelfahrt eine besondere Fahr- 
karte zu lösen. Jeder Gang zum Schalter belästigt 
indessen den Reisenden. Es ist deshalb Vorsorge 
getroffen, daß man an jedem Schalter Fahrkarten 
auch für die umgekehrte Richtung (von der Ziel- 
station zur Ausgabestation) erhalten kann. Dabei 
ist die gleichzeitige Lösung einer Fahrkarte für 
die Hinfahrt nicht erforderlich. Die Karten zur 
Rückfahrt können auch von einer anderen Sta- 
tion, für eine andere Klasse, für eine andere Zug- 
gattung, über einen anderen Weg oder in größerer 
Zahl gelöst werden als die Karten zur Hinfahrt, in- 
dessen nur bis zur Ausgabestation. Andere als 
Edmonsonsche Fahrkarten für einfache Fahrt (Karten 
mit Prüfungsabschnitt, Zettelfahrkarten, Blanko- 
karten, Schnellzugzuschlagkarten und Buchfahr- 
karten) können im allgemeinen zur Fahrt in um- 
gekehrter Richtung nicht ausgegeben werden. 

Die Karten für die Rückfahrt sind die gleichen, wie die- 
jenigen für die Hinfahrt; eine Schalterbelastung mit neuen Fahr- 
kartensorten wird also vermieden. Die Karten werden als zur 
Fahrt in umgekehrter Richtung gültig durch den Stempel- 
aufdruck „Rückf.“ gekennzeichnet, der neben dem Datum auf 
der Vorderseite der Fahrkarte erscheint. Diese Abstempelung 
geschieht zum Teil durch besondere Pressen; meistens jedoch 
durch dieselbe Presse, mit der auch das bloße Datum der Karte 
aufgedruckt wird. In dieser Presse ist der Schlitz für die Ein- 
führung der Karten um die Hälfte der Kartenbreite erweitert und 
der Typensatz so angebracht, daß beim Anlegen der Karte an 
die linke Wange der Presse nur das Datum, beim Anlegen an 
die rechte Wange Datum und „Rückf.“ gestempelt wird (vergl. 
Abb. 3). Die mit „Rückf.“ gekennzeichneten Karten gelten nur 
für die Fahrt in umgekehrter Richtung, weil zur Verhinderung 
von Betrügereien deutlich kenntlich gemacht werden muß, welche 
Strecke abgefahren ist. Würde anders verfahren, so würde z. B. 


03. 141. Rüchf. 


03. 11 Rüchf 


Abb. 3. (Natürliche Größe.) 


die Karte Hannover-Cöln, mit welcher auf der Fahrt von Han- 
nover nach Cöln in Düsseldorf die Fahrt unterbrochen wird, 
nochmals als für die Fahrt von Düsseldorf nach Hannover 
gültig erscheinen können. 


Für große Schalter bedeutet indessen die ge- 
schilderte Einrichtung keine genügende Erleichte- 
rung. Diese wird weiter dadurch erstrebt, daß im 
Stadt-, Vorort-, Markt- und Ausflugverkehr zur Hin- 
und Rückfahrt gültige Fahrkarten ausgegeben 


werden. Dabei ist zu unterscheiden, ob bei diesen 
Karten eine Preisermäßigung gewährt wird oder 
richt. 


Wird eine Preisermäßigung nicht gewährt, so 
handelt es sich nur um die Zusammenziehung von 
zwei Fahrkarten, die gleichzeitig verkauft und in 
bezug auf Geltungsdauer wie zwei am gleichen Tage 
gelöste Karten behandelt werden. Solche Karten 
(vergl. Abb. 2 Muster III) werden „Doppelkarten“ 
genannt; sie sind in der Mitte teilbar. Nach Be- 
endigung der Hinfahrt wird die für sie geltende 
untere Hälfte eingezogen. Die obere Hälfte gilt für 
die Rückfahrt. Für Kinder müssen besondere Karten 
hergestellt werden, da wegen der zwei Abschnitte ein 
Kinderabschnitt nicht mehr angebracht werden kann 
(vergl. Muster IV). Der Tagesstempel wird oben ein- 
gedruckt, bleibt also auch für die Rückfahrt sichtbar. 

Die Form der Doppelkarte ist von der Eisenbahn in erster 
Linie mit Rücksicht auf die Fahrkartensteuer gewählt. Die 
Fahrkartensteuer läßt Fahrkarten unter dem Betrage von 60 Pi. 
frei. Im übrigen ist die Steuer so bemessen, daß sie vielfach 
niedriger ist, wenn sie für den Gesamtbetrag anstatt je für den 
Betrag der Hin- und Rückfahrt berechnet wird. Würde die 
Steuer für eine Doppelkarte nach dem Gesamtbetrage berechnet, 
so würde in dem Falle, wo zwei steuerfreie Beträge zusammen 
einen steuerpflichtigen Betrag ergeben, das Publikum ver- 
ständigerweise keine Doppelkarten lösen, in dem Falle aber, 
wo die Steuer für den Gesamtbetrag niedriger ist als für zwei 
Einzelbeträge, der Steuerfiskus benachteiligt werden. Um die 
Steuer in jedem Falle nach den Einzelbeträgen berechnen zu 
können, mußte die Doppelkarte von der Steuerbehörde nicht als 
eine, sondern als zwei Fahrkarten anerkannt werden. Dieses 
war aber nur in der Form des Musters III ereichbar. Nunmehr 
erscheinen wirklich zwei mit allen nach der Verkehrsordnung 
erforderlichen Angaben versehene Karten mit getrennter Preis- 
berechnung, die nur vorübergehend verbunden sind und während 
der Verwendung in zwei getrennte Karten verwandelt werden. 


Wird dagegen für Hin- und Rückfahrt eine 
Preisermäßigung gewährt, so muß die Steuer für 


VII. vi, 


IX. X. 


xl. XII. 
Abb. 4. Fahrkartenmuster (s.a. Abb. 2). 


VI. Vorderseite weiß-grün—weiß, Rückseite weiß, 

. weiß—grün— weiß. 

weiß mit braunem Querbalken und senkrechtem roten Strich. 
. gelb. X. braun (zweiteilig, zusammenhängend). 

. Vorderseite grau—weiß— grau, Rückseite grau. 


Vorderseite grau, Rückseite grau— weiß -grau. XIII. grau. 
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den Gesamtbetrag erhoben werden; hier fehlt also 
der Grund für die Form der Doppelkarte, und es 
wird die früher übliche Form der Rückfahrkarte nach 
Muster V gewählt. 

Der Entlastung der Schalter dient ferner die 
Schnellzugzuschlagkarte. 

Der Schnellzugszuschlag ist innerhalb jeder der drei 
Zonen ohne Rücksicht auf die Entfernung der gleiche. 
Es kann deshalb eine Karte für verschiedene Stations- 
verbindungen gebraucht werden. Da indessen alle Stationen, 
bis zu welchen die betreffende Zuschlagkarte Gültigkeit 
hat, der Karte nicht aufgedruckt werden können, wird 
nur die lezte Schnellzugstation an jeder Strecke, bis zu 
welcher die Karte gilt (vergl. Abb. 4, Muster VI) angegeben; 
für die dritte Zone (über 150 km) genügt der Aufdruck „für Ent- 
fernungen über 150 km“ (vergl. Muster VII). Mit nur 6 Zu- 
schlagkarten (in den drei Zonen je eine für die I/II. und für die 
III. Klasse) kann demnach, soweit nicht etwa die Abrechnung 
hinderlich ist, zu jeder Personenzugsfahrkarte die erforderliche 
Zuschlagkarte verabiolgt werden. Daß trotzdem für alle 
Stationsverbindungen mit lebhaftem Schnellzugverkehr be- 
sondere Karten für alle Züge vorgehalten werden, erklärt sich 
aus Gründen der Abrechnung (die losen Zuschlagkarten werden 
nicht abgerechnet) und aus dem Bestreben, die Verabfolgung 
doppelter Karten zu vermeiden. Die Zuschlagkarte findet des- 
halb nur Verwendung für Stationsverbindungen mit geringem 
Schnellzugverkehr und entlastet in diesem Umfange die Schalter. 
Sie ermöglicht es aber ferner, allen Ansprüchen des Publikums 
auf billigste und doch direkte Abfertigung gerecht zu werden. 
In die Fahrkarten für alle Züge ist der Zuschlag von der aus- 
gebenden oder der nächsten Schnellzugstation bis zur letzten 
Schnellzugstation eingerechnet, ohne daß etwa dazwischen- 
liegende Strecken, auf denen keine Schnellzüge verkehren, bei 
Ermittlung der Entfernung in Abzug gebracht sind. 


Der Schalterentlastung dienen ferner die Um- 
wegskarten (vergl. Muster VIII). 


Durch ihre Vorhaltung wird es vermieden, neben den Karten 

über die meistens benutzten Wege besondere teurere Karten über 
Umwege aufzulegen. Man kann mit je einer Umwegskarte für 
iede Klasse nach allen hinter der Knotenstation des direkten und 
des Umwegs gelegenen Stationen eine direkte Abfertigung des 
Reisenden erzielen. Die Umwegskarte gibt der über den 
kürzeren Weg berechneten Karte Gültigkeit über den Umweg. 
Neben der Entlastung der Schalter auf der Reiseantrittsstation 
dient die Umwegskarte auch dazu, dem Reisenden, welcher 
während der Fahrt aus unvorhergesehenem Grunde an Stelle des 
Weges, für den seine Fahrkarte gilt, einen Umweg befahren 
will ohne Weiterungen die Möglichkeit zu geben, den Preis- 
unterschied zu entrichten. 
Für zahlreiche Stationsverbin- 
dungen bestehen direkte Tarif- 
sätze, trotzdem die Fahrkarten verhältnismäßig 
selten verkauft werden. Zur Vermeidung der Auf- 
legung fertig gedruckter Fahrkarten erfolgt die Ab- 
fertigung mit Blankofahrkarten. - Blankokarten sind 
Vordrucke zur handschriftlichen Ausfertigung. Ihre 
Ausgabe ist durch die Tarife ausgeschlossen, wenn 
für die Abrechnung zur Feststellung des benutzten 
Weges besondere Kontrollabschnitte erforderlich 
sind. Die Ausfertigung erfolgt im Pauseverfahren 
durch Eintragung mit Tintenstift in das vorgedruckte 
Formular. 

Der Stamm verbleibt als Verrechnungsbelag bei der Aus- 
gabestelle. Die handschriftliche Ausfertigung der Fahrkarten 


Blankofahrkarten. 


ermöglicht die Erweiterung der Tarife und die Ausdehnung der 
direkten Abfertigung. Die direkte Abfertigung ist für den 
Reisenden eine große Annehmlichkeit, da auch die Gepäck- 
abfertigung hierdurch erleichtert wird. Die Ausfertigung der 
Karten erfordert aber Zeit. Die Eisenbahnverwaltung sucht 
diesem Übelstande dadurch zu begegnen, daß sie in den am 
Schalter aushängenden Preistafeln bekannt gibt, welche Fahr- 
karten handschriftlich ausgefertigt werden, und zur frühzeitigen 
Lösung dieser Karten auffordert. Das Verfahren der Blanko- 
ausfertigung kommt auch bei Ausgabe von Schnellzugzuschlag- 
karten (am Schalter und im Zuge) zur Anwendung. 


Gelten die Fahr- 
karten über ver- 
schiedene Wege, so sind besondere Maßnahmen er- 
forderlich, wenn für die verschiedenen Wege ver- 
schiedene Verwaltungen in Frage kommen. Dann 
verlangt die Abrechnung die Feststellung, über 
welchen Weg die Karte benutzt ist, falls die Ver- 
waltungen sich nicht über eine einfache Abrechnung 
— etwa unter Annahme von Prozentzahlen — einig 
geworden sind. 


Karten mit wahlweiser Gültigkeit. 


Diese Feststellung wird bei einfachen Verhältnissen durch 
Edmonsonsche Fahrkarten mit Prüfungsabschnitt (vergl. 
Muster IX) erreicht. Der Abschnitt dient als Nachweis für den 
benutzten Weg; er wird vom Schaffner abgetrennt und zwecks 
Abrechnung eingeliefert. Wird der für den Kontrollabschnitt 
erforderliche Aufdruck so umfangreich, daß er nicht mehr auf 
den Karten selbst angebracht werden kann, oder werden mehrere 
derartige Abschnitte erforderlich, so werden Zettelfahrkarten 
aufgelegt (vergl. Muster X). Sie kommen nur selten zur Ver- 
wendung, da sie sowohl beim Publikum, als auch bei den Eisen- 
bahnverwaltungen wegen ihrer Unhandlichkeit und leichten 
Zerreißbarkeit wenig beliebt sind. Es werden deshalb meistens 
Buchfahrkarten verwendet. Diese Karten werden in Form von 
Heften in der Größe 115:80 mm hergestellt (vergl. Abb. 6). 

Der Umsclag enthält auf der Titelseite die für die Fahr- 
karten vorgeschriebenen Angaben. Ist die Wegevorschrift 
wegen ihres Umfanges nicht auf der Titelseite unterzubringen, 
so wird sie auf die zweite Seite gedruckt. Das erste Blatt des 
Heftes enthält den Verrechnungsabschnitt für Fahrscheinhefte 
zum halben Preise. Die rechte Hälfte dieses Blattes wird vom 
Schalterbeamten abgetrennt, wenn die Karte zum halben Preise 
abgegeben wird. Die übrigen Blätter (Fahrscheine) bilden die 
Belege für die Verrechnung über den benutz- 
ten Weg; sie werden während der Fahrt oder 
auf den Fahrschein-Endstationen oder an 
anderen für die Abnahme geeigneten Punkten 
den Heften entnommen. Die Umschläge 
bleiben bis zur Beendigung der Fahrt als Aus- 
weis in den Händen der Reisenden. 

Die für die Verrechnung dieser Karten 
erforderliche Fahrscheineinteilung ist oft 
äußerst umständlich. In nebenstehender 
Skizze sind die Strecken der verschiedenen 
beteiligten Verwaltungen kenntlich gemacht. 

Gilt eine Fahrkarte von A nach E wahl- 
weise über B-F-G-D oder B-C-D, so genügt 
zur Feststellung des benutzten Weges ein 
Prüfungsabschnitt. Dieser wird entweder 
auf der Strecke F-G oder auf der Strecke 
C-D abgenommen und von der betreffenden 
Verwaltung nachgewiesen. 

Gilt die Fahrkarte von A nach E außer- 
dem noch über H, so genügt ein Prüfungs- 
abschnitt nicht mehr, da es bei Abnahme 


Abb. 5. 
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auf der Strecke F-G zweifelhaft bleibt, ob der Reisende über 
B oder H gefahren ist. Die Karten müssen deshalb mit mehreren 
Abschnitten versehen werden: 

1. Abschnitt für die Strecke A-B oder A-H, 

2. Abschnitt für die Strecke B-C oder B-F oder H-F. 


Durch Abnahme des 2. Abschnittes auf der Strecke H-F 
wird Benutzung über H nachgewiesen. 


3. Abschnitt für die Strecke C-D oder F-D. 


Durch Abnahme des 3. Abschnitts auf der ‚Strecke C-D 
wird Benutzung über C nachgewiesen. 


4. Abschnitt für die Strecke D-E. 


Dieser Abschnitt ist erforderlich, damit der Reisende bei 
Ankunft in E noch einen Ausweis hat. 

In der Richtung von A nach E ist eine Vereinigung der 
Scheine 1 und 2 und in der Richtung von E nach A eine Ver- 
einigung der Scheine 4 und 3 angängig. Im ersteren Falle würde 
der Schein dann zu lauten haben für die Strecke A-C oder A-F 
über B oder A-F über H, im letzteren Falle für die Strecke 
E-C oder E-F. Zur Vermeidung einer doppelten Fahrschein- 
einteilung für beide Richtungen sieht man aber meistens von 
einer derartigen Vereinfachung ab. 

Bestimmte Regeln für die Fahrscheineinteilung bestehen 
nicht, sie sind im Hinblick auf die Verschiedenheit der hierbei 
in Betracht kommenden örtlichen Verhältnisse auch gar nicht 
zu geben. 

Nachstehend wird das Muster einer Buchfahrkarte von 
Dresden nach Norderney mit wahlweiser Gültigkeit über Nord- 
deich oder Wilhelmshaven oder Bremerhaven oder Hamburg 
wiedergegeben. (Abb. 6.) 


Nordserbüderverkohrf@Untfriesische Inseln), 


I. Klasse. 
(Weken Zuschlagszahlipg für Benutzung der 
Senwege siehe letzte Reite des Umschlags.) 
13 über Norddeich 


"#0 Wilhelmshaven 
W a Cuxhaven. 


Vorderseite. 


2. Seite des Umschlags. 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


Die Karte enthält 8 Prüfungsabschnitte (Fahrscheine); an 
ihr sind drei Eisenbahnverwaltungen (je mit verschiedenen 
Strecken) und drei Schiffsgesellschaften (zum Teil ebenfalls mit 
verschiedenen Strecken) beteiligt. 

Derartige Buchfahrkarten werden im Verkehr mit See- 
bädern in großer Zahl aufgelegt; sie bieten dem Publikum große 
Annehmlichkeiten, weil je nach Wind und Wetter die Reise über 
See oder über den Landweg ausgeführt werden kann, ohne daß 
sich der Reisende schon beim Lösen der Karte für den einen 
oder anderen Weg zu entscheiden braucht. 


Die Karten zum halben Preise können an Kinder 

ohne weiteres verabfolgt werden, weil sich das Kind 
durch seine Person dem Schaffner gegenüber als zur 
Fahrt auf halber Karte berechtigt ausweist. Er- 
wachsene, welche nach den Bestimmungen des 
Tarifs zum halben Preise fahren dürfen, erhalten 
ebenfalls Kinderkarten; sie müssen indessen eine be- 
sondere Legitimation in Händen haben und erhalten 
als solche den von der Fahrkartenausgabe abge- 
stempelten Ausweis eingehändigt, mit welchem sie 
die Fahrpreisermäßigung beim Kauf der Karte er- 
langt haben. 
Im allgemeinen gilt der 
Grundsatz, daß jeder Fahr- 
gast eine Karte für seine Person erhält. Größere Ge- 
sellschaften, die geschlossen zu ermäßigten Preisen 
fahren, nämlich: 


Beförderungsscheine. 


Nordseebäderverkehr 
(Ostirlesische Instn). 


meus... 


Nordserbäderverkehr (Ostfriontsche Insrin) 


Dresden—Norderney. 
III. KLASSE, 


Für alle Zü 
für L-Züge rn | Gebühr 


Beim Fehlen 
der rechten Hälfte 
dieses Blattes gilt 
das Fahrscheinheft 
als zum halben Preis 
ausgegeben. 

Überdies müssen 
in diesem Falle Um- 


Fahrschein für die Strecke 
mà Leer 


nach Wittmund 


111. KLASSE. 


w Bremen 


schlag sowie sämt- 
liche Fahrscheine mit 
dem Stempel 
„Kind“ 
versehen sein. 


Für alle Zuge. 


der 
mà Bremerhaven 
i oder 
re sa Wilhelmshaven 
zum halben Preise- en nr. 
w Hamburg Hbf. na Cuxhaven 


üher Stade mit der Eisenbahn 
or 


wie 
ım Hamburg um Cuxhaven 
mit Dampfern der Hamburg-Amerika Linie in Hamburg 


Bei Abfertigung zum 
halben Fahrpreise wird 
dieser Abschnitt sbgo- 
trennt uni bleibt als Ent- 
Instungsnachweis in der 

'halterkasse zurüek, 


PITTTTEILERCFFPORRROPEEREERPRERBERERLTDERTT 


1. Blatt (Kinderabschnitt). 6. Prüfungsabschnitt. 


Abb. 6. Muster einer Buchfahrkarte Dresden— Norderney. 


Die 3. Seite des Umschlages enthält folgenden Auszug aus den Beförderungsbedingungen: 


1. Die Fahrkartegilt für die Dampfschiff-, Inselbahn- und Fuhrwerkstrecken 
lediglich nach den hierfür ausgegebenen Fahrplänen, für deren Innehaltung 
keine Gewähr geleistet wırd. 

2 Bei Fahrkarten, die wahlweise für mehrere Wege gelten, ist der einmal 
gewählte Weg für die ganze Fahrtrichtung testzuhalten; ein Wechsel unter 
Zulösung von Fahrkarten für die Verbindungsstrecken ist nicht gestattet. 
Wird die Fahrt auf einem der Wahlwege unterbrochen, so dari sie nur auf 
demselben Wege fortgesetzt werden. 

3. Auf den Eisenbahnstrecken darf die Fahrt innerhalb der Geltungsdauer 
der Fahrkarte eınmal auf beliebige Zeit unterbrochen weıden 

Der Aufenthalt in den Hafenstationen Brake, Bremen, Bremerhaven, 
Carolinensiel (Harle), Cuxhaven, Emden, Emden Außenhafen, Esens (Bensersiel, 
Neuharlingersiel, Hamburg, Leer, Norddeich. Norden, Nordenham, Wilhelms- 
haven gilt nicht als Fahriunterbrechung im Sinne dieser Bestimmung. 

Auf den Schifts-, Inselbahn- und Fuhrwerkstrecken kann die Fahrt 
innerhalb der Geltungsdauer der Karte beliebig oft und beliebig lange unter- 
brochen werden. 


4. Bei Aufgabe von Reisegepäck auf Fahrkarten mit Gültigkeit 


a) nach mehreren Bahnhöfen eines Ortes, 
b) über verschiedene Wege 


hat der Reisende anzugeben, nach welchem Bahnhof und über welchen Bahn- 
weg das Gepäck befördert werden soll. 


5. Eine Angabe des Interesses an der Lieferung des Reisegepäcks ist 
nur für die Eisenbahnstrecken zulässig. 


6. Im übrigen erfolgt die Beförderung des Reisenden und semes Ge- 
äcks nach den für die Eisenbahnen Deutschlands geltenden Beförderungs- 
estimmungen. 


7. Bei Fahrtunterbrechung in Helgoland ist das von dieser Insel mit- 
genommene Reisegepäck (einschl. Handgepäck) dem auf dem Dampier befind- 
lichen Zollbeamten zur Revision vorzuführen. Die Eisenbahn- und Dampf- 
schiff-Verwaltungen übernehmen keine Verantwortung tür die Folgen der 
Nichtbeachtung dieser Vorschrift. 


Die 4. Seite gibt Weisungen betr. Zuschläge: 


Bei Benutzung der nachstehend aufgeführten Wege sind Zuschlag- 
karten zu lösen, und zwar: 


1. über Cuxhaven zu 2,— M, 


PR Bremerhaven 
2. über Simiki Helgoland zu 1,05 Mk. 


r En ia Kinder bis zum vollendeten 10. Lebensjahre zahlen 
ie Hälfte.) 
Die Lösung der Zuschlagkarte hat zu erfolgen: 
a) bei der Fahrt über Hamburg (Wasserweg : bei der Abfahrtstelle 
des Dampfers in Hamburg (St. Pauli-Landungsbrücken), 
b) im übrigen an Bord des Dampfers. 


Studierende und’ die sie begleitenden Lehrer 
bei Fahrten zu wissenschaftlichen Zwecken, 


Schüler und ihre Lehrer bei Ausflügen, Kinder 
und ihre Begleiter bei Reisen nach und von 
Ferienkolonien und bei Ausflügen, 


werden zusammen mit einem Beförderungsschein 
abgefertigt, welcher handschriftlich für die einfache 
Fahrt und auch für Hin- und Rückfahrt ausgestellt 
wird. Die Ermäßigung soll vor Antritt der Fahrt be- 
antragt werden, damit eine Verstärkung des Zuges 
rechtzeitig veranlaßt werden kann. Der Be- 
förderungsschein wird durchgepaust; eine Pause (der 
Stamm) dient mit dem Antrage der Verrechnung und 
der Kontrolle. Für die Abfertigung bestellter Sonder- 
züge und einzelner Salon-, Schlaf-, Personen-, Ge- 
päck- und Krankenwagen werden ebenfalls Be- 
förderungsscheine verwendet. Änderungen im Lauf 
und in der Zusammensetzung des Zuges oder im Lauf 
der Wagen, die bei der Abfertigung nicht berück- 
sichtigt werden konnten, werden auf einem beson- 
deren Abschnitt, der als Begleitschein dient, vom 
Zugführer vermerkt. Diese Vermerke dienen als 
Unterlagen für die Berechnung der weiteren Ge- 
bühren. 


Zu Verwaltungs-, Ferien- und Gesellschafts- 
sonderzügen werden Fahrkarten ausgegeben, da die 
einzelne Person zu zahlen hat. Bei Benutzung von 
Salon-, Schlaf-, Personen- und Krankenwagen 
kommen ebenfalls Fahrkarten in der tarifmäßig fest- 
gesetzten Zahl zur Ausgabe; der Beförderungsschein 
wird indessen verwandt bei Stundung der Beförde- 
rungsgebühren, bei gebührenpflichtigen Leerläufen 
oder bei gebührenpflichtiger Überführung über Ver- 
bindungsbahnen. 


Für mehrere Reisen der- 
selben Person, für welche 
Fahrpreisermäßigungen gewährt werden, wird nur 
eine, nicht übertragbare Karte verabfolgt. Es ist 
dabei zu unterscheiden, ob mit der Karte innerhalb 
bestimmter Zeit nur eine bestimmte oder eine be- 
liebig große Zahl von Reisen unternommen werden 
kann. Ersteres ist der Fall im Arbeiterverkehr. Die 
Arbeiterrückfahrkarte, die entweder 


Arbeiter- und Zeitkarten. 


a) zur Fahrt vom Wohnort nach der Arbeits- 
stätte zu Beginn der Woche und zur Rück- 
fahrt am Ende der Woche oder 


b) zur Fahrt von der Arbeitsstätte nach dem 
Wohnorte am Schluß der Woche und zur 
Rückfahrt zu Anfang der Woche 


berechtigt (vergl. Muster XD), hat die Form der üb- 
lichen Rückfahrkarten. Die Arbeiterwochenkarte 
dagegen, welche täglich zur einmaligen Hin- oder 
Hin- und Rückfahrt zwischen Wohnort und Arbeits- 
stelle gilt, muß die Möglichkeit gewähren, die Karte 
für jede Reise zu entwerten (vergl. Muster XII 


Die Personenbeförderung und -Abfertigung. 
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und XII). In den Spalten der Rückseite werden die 
Felder: H = Hinfahrt, R = Rückfahrt bei jeder Reise 
zum Zwecke der Entwertung durchlocht. 


Fahrkarten zu beliebigen Fahrten innerhalb be- 
stimmter Frist sind die Zeitkarten, zunächst die 
Monats- und Monatsnebenkarten, gültig für den 
Kalendermonat, sowie Ferienzeitkarten, - für die 
Dauer der Ferien. Es genügt, wenn sie den Preis, 
die Klasse, die Strecke und die Zeit, für welche sie 
gelten, enthalten und von dem Berechtigten unter- 
schrieben werden. Die Karten (Pappkarten) werden 
nach Bedarf als feste Karten mit vorgedruckter 
Strecken- und Preisangabe oder als Blankokarten 
aufgelegt und können wie gewöhnliche Fahrkarten 
am Schalter gelöst werden. Liegen weder feste 
Karten noch Blankokarten auf, so muß Vorbestellung 
bei der Fahrkartenausgabe stattfinden. 


Zeitkarten sind ferner die Schülerkarten zum 
Schulbesuch und zum Besuch vonSchwimmanstalten. 
Sie werden für die Dauer von einem bis zu zwölf 
Monaten ausgestellt und müssen vorausbestellt 
werden. Ihre Ausfertigung erfolgt durch die Kon- 
trollstelle. Eine direkte Ausgabe durch die Fahr- 
kartenausgabe findet nicht statt, weil die Ausferti- 
gung wegen der nach der Zeitdauer und der Zahl der 
Kinder verschiedenen Preisbemessung und wegen 
Berücksichtigung der Ferientage schwierig und zeit- 
raubend ist. 


Die zusammenstellbaren Fahr- 
scheinhefte bieten den Reisenden 
Bequemlichkeiten in der Abfertigung. Solche Hefte 
werden ausgestellt: i 


Fahrscheinhefte. 


1. von den Eisenbahnverwaltungen für Reisen 
von mindestens 600 Kilometern, und zwar 


a) für Rundreisen, 

b) für Hin- und Rückfahrten, 

c) für Fahrten, die teils aus Rundreisen, teils aus 
Hin- und Rückfahrten bestehen und endlich 

d) für Reisen, die nicht zum Ausgangsort 
zurückführen. 


Die Fahrscheinhefte unterscheiden sich von den 
Buchfahrkarten dadurch, daß sie nicht fest aufliegen, 
sondern auf Grund besonderer, vom Verein deutscher 
Eisenbahnverwaltungen herausgegebener Fahrschein- 
yerzeichnise für beliebige, aber aneinander an- 
schließende Strecken zusammengestellt werden 
können. Jeder Fahrschein ist deshalb mit einem Heft- 
rand versehen, der gleichzeitig zu Kontrollzwecken 
dient. Er trägt aus diesem Grunde in Überein- 
stimmung mit dem Fahrschein die Kontrollnummer 
und die Streckenbezeichnung und verbleibt bei Ent- 
nahme des Fahrscheins im Umschlage. Auf der Titel- 
seite des Umschlages wird die Ausgabestelle, die 
Gültigkeitsdauer, der Erhebungsbetrag (Gesamtfahr- 
preis, Fahrkartenstempel, Ausfertigungsgebühr) an- 
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Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


gegeben. Außerdem ist auf ihr ein Raum für die 
Unterschrift des Inhabers vorgesehen. Die Übertrag- 
barkeit ist ausgeschlossen wegen verschiedener, 
durch die Hefte gewährten Vergünstigungen (längere 
Gültigkeitsdauer, beliebige Fahrtunterbrechung, Zu- 
lässigkeit der Umschreibung für andere, kürzere 
Strecken). Die übrigen Seiten des Umschlags ent- 
halten einen Auszug aus den Beförderungsbedin- 
gungen. 

Die Fahrscheine werden von den auflegenden 
Eisenbahnverwaltungen hergestellt und allen am Ver- 
eins-Reiseverkehr beteiligten Verwaltungen, sofern 
sie Ausgabestellen eingerichtet haben, in Vorrats- 
heften zur Verfügung gestellt. Es kommen fertig 
gedruckte und PBlankoscheine zur Verwendung. 
Letztere werden sowohl für Strecken, die im Fahr- 
scheinverzeichnisse genannt sind, als auch für andere 
Strecken ausgefertigt (Ergänzungsfahrscheine). Fahr- 
scheine, die auf mehrere nach Wahl benutzbare Wege 
lauten, werden wie bei anderen Fahrkarten zum 
Zwecke der Abrechnung mit Kontrollabschnitten ver- 
sehen oder auch in Buchform hergestellt. 


2. von Reiseunternehmern. 


Diese Fahrscheinhefte werden in ähnlicher Weise 
zusammengestellt wie die Hefte für den Vereinsreise- 
verkehr. 

Die Gesamtfahrscheinstrecke muß 500 km 
betragen. Die Feststellung der Preise ist Sache der 
Eisenbahnverwaltung. Die Unternehmer besorgen 
die Drucklegung, die Zusammenstellung der Hefte und 
den Verkauf, nachdem die Scheine von der Eisenbahn- 
verwaltung mit dem Verwaltungsstempel versehen 
sind. Der Betrag der bezogenen Scheine ist im voraus 
an die Eisenbahn bar zu vergüten. Für die Druck- 
und sonstigen Kosten wird dem Unternehmer eine 
Vergütung, je nach den Bestimmungen des Ver- 
trages, für die Vorauszahlung ein Diskont gewährt. 
Nach den Verträgen mit einzelnen Eisenbahnverwal- 
tungen fällt die Vergütung fort, falls die Hefte von 
deutschen Agenturen verkauft werden. Deshalb 
werden zwei Sorten Fahrscheine (Serie A für außer- 
deutsche, Serie B mit dem Aufdruck „Deutschland“ 
für deutsche Agenturen) geführt. 


Die Fahrkartenschalter 
müssen mindestens eine 
halbe Stunde, auf Stationen mit größerem Verkehr 
mindestens eine Stunde vor der Abfahrzeit des Zuges 
geöffnet sein. Auskunftserteilung findet innerhalb der 
üblichen Dienstzeit auch dann statt, wenn die Schalter 
für den Fahrkartenverkauf geschlossen sind, ebenso 
werden Bestellungen von Fahrausweisen, die auf den 
Ausgabestellen nicht vorrätig gehalten, sondern erst 
von anderen Dienststellen bezogen werden (Zeit- 
karten, zusammengestellte Fahrscheinhefte), in der 
vorbezeichneten Zeit entgegengenommen. Eine An- 
nehmlichkeit für das reisende Publikum besteht darin, 


Verkauf der Fahrkarten. 


daß die Reise an einem beliebigen Tage innerhalb der 
Geltungsdauer der Fahrkarte angetreten werden darf. 
Die Lösung der Fahrkarten und die Gepäckabferti- 
gung kann also ohne Nachteil schon vor der Reise 
stattfinden. Der Reisende wird hierdurch des Ab- 
fertigungsgeschäfts kurz vor Abfahrt des Zuges ent- 
hoben; besonders aber kann er mit größerer Be- 
stimmtheit auf die rechtzeitige Ankunft des Gepäcks 
rechnen, das bei knappen Übergangszeiten oder bei 
Zugverspätungen in den unmittelbar anschließenden 
Zug oft nicht verladen werden kann. Der Anspruch 
auf Verabfolgung einer Fahrkarte erlischt 5 Minuten 
vor der Abfahrzeit des Zuges. 


Bei Ausgabe der Fahrkarten hat der Schalter- 
beamte darauf zu achten, daß die Lösung unrichtiger 
Karten vermieden wird. Er soll zu den einzelnen 
Zügen ohne ausdrücklichen Wunsch des Reisenden 
nur Karten verabfolgen, die zur Benutzung der be- 
treffenden Zuggattung und der vorhandenen Wagen- 
klassen berechtigen und nach Stationen lauten, an 
welchen der Zug hält oder nach welchen er Anschluß 
gewährt. Bei Ausgabe von Fahrkarten nach solchen 
Stationen, die über verschiedene Bahnwege erreicht 
werden können, sind die Reisenden zu fragen, auf 
welchem Wege sie fahren wollen. Bei Lösung von 
Zuschlagkarten ist darauf zu achten, daß der Reisende 
nicht für eine weitere Zone bezahlt, als erforderlich 
ist. Zu Zügen, an die Schnellzüge anschließen, sollen 
die nötigen Zuschlagkarten abgegeben werden. 


Sind Fahrkarten bis zur Zielstation nicht erhält- 
lich, so können Anschlußkarten und Gepäckscheine 
— ebenso Zusatzkarten zum Übergang in höhere 
Klassen und Zuschlagkarten für Schnellzüge — durch 
Vermittlung der Abgangsstation gegen eine Gebühr 
von 25 Pf. telegraphisch bestellt werden. Fahrkarten 
und Gepäckscheine werden auf der Anschlußstation 
meistens an den Zug gebracht. Die hiermit beauf- 
tragten Personen sind durch Plakate, die sie an 
Stangen tragen, oder durch Schilder kenntlich ge- 
macht. Für telegraphische Bestellung von Fahr- 
scheinheften des Vereinsreiseverkehrs werden die 
Privattelegrammgebühren erhoben. 


In größeren Städten sind zur Entlastung des 
Schalters und zur Bequemlichkeit des Publikums 
Privatpersonen, größere Reisebureaus und Hotels mit 
dem Verkauf von Fahrkarten und der Gepäckabierti- 
gung betraut. Der Verkauf der Fahrkarten erfolgt im 
allgemeinen ohne Aufschlag. Die von denReisebureaus 
der Reiseunternehmer (Thomas Cook & Son in London 
u. a.) und überseeischen Dampischiffahrtsgesellschaf- 
ten (Hamburg-Amerika-Linie, Norddeutscher Lloyd) 
zur Ausgabe gelangenden besonderen Streckenfahr- 
scheine (Cooks tickets, Hapag-Fahrscheine usw.) und 
die vom Verein deutscher Eisenbahnverwaltungen 
aufgelegten zusammenstellbaren Fahrscheinhefte 
können schon im Auslande oder auf dem Schiff gelöst 
werden. 


Die Fahrausweise werden vor Abgabe an den 
Reisenden mit Datumstempel versehen. Das Datum 
des Stempels ist für die Berechnung der Gültigkeits- 
dauer der Fahrkarte maßgebend. Ausnahmen werden 
u. a. zugelassen beim Verkauf durch Automaten (die 
neueren, selbstdruckenden Apparate geben auch den 
Tag der Ausgabe auf den Karten an) und durch die 
Zugführer, sowie bei Ausfertigung von Blankokarten; 
der erste Tag der Gültigkeit wird durch die Datum- 
lochzange oder durch handschriftliche Angabe auf 
der Fahrkarte ersichtlich. Man bedient sich zum 
Stempeln verschiedener Apparate. Für Fahrkarten 
Edmonsonschen Musters und in Zettelform werden 
Pressen benutzt, durch welche das Datum mittelst 
Stahltypen eingedrückt wird (Trockenstempel). 
Farbestempel sind weniger in Gebrauch; sie kommen 
nur bei Buchfahrkarten und Fahrscheinheften, und bei 
diesen auch nur dann zur Verwendung, wenn ein 
Durchschlagstempel nicht vorhanden ist. Die Durch- 
schlagstempelpressen sind mit Punkttypen versehen, 
mit denen man die einzelnen Blätter gleichzeitig und 
gleichmäßig durchlöchert. 


Die Fahrkarten- 
ausgabe hat 
einen für alle 
Fälle ausreichenden Bestand an Fahrkarten vorrätig 
zu halten. Sie fordert ihren Bedarf mit Bedarfslisten 
bei der Fahrkartenverwaltung an. Über die erhaltenen 
Fahrkarten wird bei der Fahrkartenausgabe ein Be- 
standbuch geführt, welches die Anzahl und die 
Nummer der gelieferten Karten, nach Sorten ge- 
trennt, nachweist. Spätere Zugänge werden zu- 
getragen, etwa zurückzuliefernde Karten abgesetzt. 
Der Verkauf der Fahrkarten findet nach Reihenfolge 
der Nummern statt. Die „Kontrollnummern“ sind auf 
der Vorderseite der Karten (beim Edmonsonschen 
System auf dem Kinderabschnitt) angegeben. 
Über den Verkauf wird ein Ausgabebuch ge- 
führt, in dem die niedrigste Bestandsnummer 
jeder Fahrkartensorte vorgetragen wird. Bei 
der Schalteraufnahme, die täglich oder auf be- 
sondere Anordnung auch in größeren Zeiträumen 
und vor dem Dienstwechsel stattfindet, wird die 
Nummer jeder im Schalter verbliebenen Kartensorte 
verbucht. Der Unterschied zwischen dieser und der 
bei Beginn des Verkaufs vorgelegenen Nummer er- 
gibt nach Abzug der etwa verstempelten oder aus 
anderer Ursache unbrauchbar gewordenen Karten 
sowie der als halbe Karten zu- rechnenden Kinder- 
abschnitte die Stückzahl der in jeder Stationsverbin- 
dung verkauften Karten. Das Aufkommen aus allen 
Kartensorten wird in einem Fahrgeldeinnahmebuch 
zusammengestellt. Die Zahl der verkauften ganzen 
Fahrkarten wird mit dem entsprechenden Fahrgeld- 
betrage vervielfältigt; die Einnahme aus den halben 
Karten muß besonders ermittelt werden, weil bei un- 
geradem Preise der ganzen Karte der Preis für die 
halbe Karte aus dem auf volle 10-Pfennige aufwärts 


Buchführung und Abrechnung über 
die Fahrgeldeinnahmen. 
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abgerundetem Betrage der ganzen Karte berechnet 
wird. Blankokarten und andere, periodisch zur Aus- 
gabe kommende Karten (Zeitkarten) sowie zu- 
sammengestellte Fahrscheinhefte werden besonders 
nachgewiesen. Die Summe der aus dem Fahrkarten- 
buch sowie aus vorbezeichneten Nachweisungen sich 
ergebenden Einnahmen bildet mit den Einnahmen für 
Transporte auf Beförderungsschein für Sonderzüge 
und dergl. die Gesamteinnahme. Der Kassenbestand 
muß mit dieser übereinstimmen. 


Fahrkarten werden nur gegen Bezahlung des auf 
ihnen angegebenen Fahrpreises ausgegeben. Frfolgt 
die Ausgabe auf Anordnung der Verwaltung oder nach 
Maßgabe des Tarifs zu ermäßigten Preisen, z. B. bei 
Gesellschaftsfahrten IV. Klasse zum Satz von 1,5 Pf., 
so ist hierüber ein Anerkenntnis auszustellen, das der 
Ausgabestelle als Belag für den gewährten Nachlaß 
dient. Bei Beförderung von Arbeitern, die durch 
Arbeitsnachweisanstalten entsandt werden, und von 
Strafgefangenen wird das Fahrgeld vielfach ge- 
stundet. Über die stattgefundene Stundung wird eine 
Bescheinigung ausgestellt, die der Fahrkartenausgabe 
bis zur Zahlung des Fahrgeldes als Kassenbelag dient. 
Im übrigen kommen Stundungen nur auf Anordnung 
der Verwaltung (bei Beförderung von Sonderzügen, 
für Militärtransporte auf Beförderungsschein) vor. 


Die Fahrkartenausgabe legt der Kontrollstelle 
monatlich oder vierteljährlich Abrechnung. Die An- 
fangs- und Schlußnummern sowie die Stückzahl der 
verkauften ganzen und halben Karten und die hierfür 
eingenommenen Geldbeträge werden in Übereinstim- 
mung mit den Buchungen nachgewiesen. Binnen- und 
Verbandsverkehr werden getrennt abgerechnet, 
letzterer auf Anordnung auch nach den einzelnen Ver- 
kehren. Blankokarten werden bei den einzelnen Sta- 
tionen zwischengeordnet, verstempelte Karten beson- 
ders angemerkt. Verstempelte und nachgelöste Fahr- 
karten, Kinderabschnitte — diese nach der Reihen- 
folge der in den Rechnungen aufgeführten Stationen 
geordnet und aufgeklebt —, Stämme von Beförde- 
rungsscheinen und Blankokarten, Bestellscheine auf 
zusammengestellte Fahrscheinhefte und Quittungen 
über gewährten Fahrgeldnachlaß werden den Rech- 
nungen als Belege beigefügt. 


Bei den Ausgabestellen werden 
die von der Fahrkartenverwal- 
tung gelieferten Fahrkarten in besonders hierfür ein- 
gerichteten Schränken aufbewahrt, und zwar die für 
den unmittelbaren Verkauf bestimmten in den 
Schalterschränken, die übrigen in den Bestand- 
schränken. Die Schalterschränke sind so eingerichtet, 
daß in ihnen eine möglichst große Zahl von Fahr- 
karten bei möglichst geringem Raumverbrauch unter- 
gebracht werden können. 

In den Schränken älterer Bauart werden die 
Karten liegend aufgehoben und zwar so, daß die 


Schaltereinrichtung. 
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Abb. 7. Alte und neue Bauart 
der Fahrkahrtenschränke. 


niedrigste, zunächst zum Verkauf kommende Nummer 
unten liegt. Bei Aufnahme des Bestandes wird die 
unterste Karte vorgezogen, so daß man die Kontroll- 
nummer ablesen kann. Ist von der betreffenden 
Sorte keine Karte verkauft, so ist dieses sofort ersicht- 
lich, weil die vorgezogene Karte liegen geblieben ist. 
Vor den Fächern wird ein Schild angebracht, aus 
welchem zu ersehen ist, welche Karten sich in dem 
Fach befinden, da solches sonst nicht erkenntlich ist. 


In den Schaltern neuerer Bauart sind die Karten 
stehend untergebracht, mit der niedrigsten Nummer 
und der Vorderseite der Karte nach vorn, die 
niedrigste Karte muß also — umgekehrt wie bei dem 
älteren System — im Bund obenauf liegen. Dies be- 
dingt ein Umlegen der Karten in die andere Reihen- 
folge, was mit der Hand oder auch mit besonderen 
Wendemaschinen, neuerdings aber auch schon beim 
Druck durch die Druckmaschine selbst ausgeführt 
wird. Ob aus dem einzelnen Fache eine Karte ver- 
kauft ist, erkennt der Beamte bei der Aufnahme des 
Schalters aus der Stellung des Hebels a in oben- 
stehender Skizze. Der Hebel wird beim Verkauf der 
ersten Karte heruntergeklappt. Dieses System hat 
vor dem älteren folgende Vorzüge: 


Die Unterbringung der Karten erfordert weniger 
Raum. In den üblichen Schränken können 1000 
Sorten untergebracht werden, eine Menge, die nicht 
viel mehr ausgedehnt werden darf, da sonst die Über- 
sichtlichkeit für den Beamten verloren geht. 


Die Vorderseite der Karte mit der Kontroll- 
nummer ist jederzeit sichtbar. Es bedarf deshalb 
keiner besonderen Aufschriften für die Kartenfächer, 
und es können Veränderungen in der Reihenfolge der 
Sorten leicht ausgeführt werden. 


Beim Verkauf kann der Beamte die Nummer- 
folge kontrollieren, indem er beim Fortnehmen der 
Karte feststellt, ob die nächste Karte auch die nächste 
Nummer trägt. Das letztere ist wichtig, da hierdurch 
ein Verkauf außer der Reihe durch ungetreue Beamte 
hintangehalten wird. 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


Es können dem Schalter mit einem Griff mehrere 
Karten entnommen werden. Die Herausnahme der 
Karten ist leicht ausführbar, ebenso das Füllen der 
Fächer. 

Dem Fehler des Edmonsonschen Systems, das 
den Verkauf außer der Reihe zuläßt, sucht man neuer- 
dings durch Verwendung im Rotationsdruck herge- 
stellter, perforierter Bandkarten zu begegnen. Diese 
Karten unterscheiden sich von den Edmonsonschen 
dadurch, daß sie wie die untenstehend abgebildete 
Sammelkarte aus einem Automaten auf Karton- 
streifen gedruckt und ohne vorherige Trennung auf 
Rollen gebracht werden. Die Rollen werden in den 
Schalter, wie aus der Skizze (Abb. 8) ersichtlich 
ist, eingesetzt. Dieses Verfahren kommt in 
Aufnahme, nachdem es gelungen ist, den Druck 
der Streifen mit den gebräuchlichen Einzel- 
kartendruckmaschinen vorzunehmen. Die Vorzüge 
des Bandkartensystems liegen in der Vereinfachung 
des Schalterdienstes. Das Nachzählen der Karten 
erübrigt sich, da der Zusammenhang der Karten be- 
stehen bleibt. Infolgedessen vollzieht sich auch die 
Schalterübergabe in einfachster Weise. Unterschleife 
durch Verkauf von Fahrkarten außer der Reihe sind 
ausgeschlossen, da nur die nächste Fahrkarte von der 
Rolle abgetrennt und verkauft werden kann, und 
jeder Versuch, aus der Mitte der Rolle eine Karte zu 
entfernen, eine nicht zu übersehende Verletzung der 
Rolle herbeiführt. Die Stempelung und die Lochung 
der Karten verursacht keinerlei Schwierigkeiten. 


Die mit der Herstellung, Lieferung, Aufbewah- 
rung und Verrechnung der Fahrkarten verbundene 
Arbeit und Unsicherheit sucht man auf großen Aus- 
gabestellen durch einen Apparat, mit dem Fahr- 
kartenpappen unmittelbar am Schalter mit dem 
jeweils gewünschten Text bedruckt werden, zu ver- 
meiden. Die Bedienung erfolgt durch den Verkäufer. 
Die umfangreichen Nebenarbeiten am Schalter, wie 
Bestellung, Nachprüfung und Überwachung der Be- 
stände, Nachfüllen der Verkaufsschränke und die 
zeitraubenden Schalteraufnahmen, kommen in Weg- 
fall. Der Kassenabschluß ist einfacher als beim Ver- 
kaufaus den Schrän- eu. 
ken, da der Apparat 
die Anzahl und den 
Wertbetrag der ge- 
druckten Karten auf 
Kontrollstreifen zu- 
verlässig registriert. 
Der Dienstwechsel 
des Schalterperso- 
nals erfordert wenig 


Zeitaufwand. Die ee 
Kosten eines solchen MA 
Apparats stehen won xu 


seinèr ausgedehnten 
Verwendung leider 
im Wege. 


Abb. 8 und 9. 
Rechts: Perforierte Bandkarten. 
Links: Büchse für Schalter mit Bandkarten. 
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Bei größerem Verkehr müssen mehrere Schalter 
eingerichtet werden. Vorn Standpunkte des Publikums 
aus wäre es am besten, wenn alle Schalter vollständig 
mit allen verkäuflichen Fahrkarten ausgerüstet 
würden. Die Zahl der aufliegenden Karten ist in- 
dessen schon bei mittleren Stationen so groß, daß mit 
der Vermehrung der Schalter auch eine Teilung der 
Fahrkartenbestände stattfinden muß. Man vergegen- 
wärtige sich, daß jede Stationsverbindung mit regem 
Verkehr Personen- und Eilzugkarten 1.-IV. Klasse, 
Karten für alle Züge 1.-III. Klasse, Militärfahrkarten 
und Hundekarten, also 9 verschiedene Sorten ver- 
langt, manchmal auch noch besondere Kinderkarten, 
Doppelkarten, Kinderdoppelkarten, Rückfahrkarten 
und Karten über verschiedene Bahnwege. Bei Er- 
richtung mehrerer Schalter trennt man deshalb die 
Fahrkartenbestände nach Richtungen oder Klassen 
oder nach beiden. 

Eine Entlastung des Schalterdienstes bringt die 
Aufstellung von Automaten für Bahnsteigkarten und 
Fahrkarten. Jeder Automat kann natürlich nur eine 
Kartensorte verausgaben; man faßt aber bei gleichen 
Preisen mehrere Stationsverbindungen zusammen, 
indem man eine Sammelkarte verausgabt (vergl. 
Abb. 9). Die Automaten sind immer mehr ver- 
vollkommnet; sie werden zum Einwurf mehrerer 
und verschiedener Geldstücke eingerichtet und 
geben auch Wechselgeld zurück. Die Verwen- 
dung falschen Geldes bei Benutzung der Apparate 
muß man in Kauf nehmen. An Stelle Edmonsonscher 
Fahrkarten, die bei feuchter Witterung leicht auf- 
quellen und alsdann die Arbeit des Automaten stören, 
werden auch unbedruckte Kartenstreifen auf Rollen 
verwendet. Bei Betätigung des Apparates durch 
Kurbeldrehung oder durch elektrischen Antrieb wird 
ein Teil des Streifens abgewickelt, bedruckt, fort- 
laufend numeriert und mit Tagesstempel versehen. 
Die fertige Karte fällt, nachdem eine Schneidevor- 
richtung sie vom Bande getrennt hat, in die Ausfall- 
schale, aus der sie der Käufer entnimmt. In den 
Apparaten angebrachte Zählwerke sorgen für eine 
ausreichende Kontrolle. 


Bahrkarisieräluie Die Fahrkarten mit Ausnahme 

` der Dauerkarten werden bei An- 
tritt der Reise auf abgesperrten Bahnhöfen beim 
Durchgang durch die Sperre, sonst an oder in den 
Zügen, sowie bei Fahrtunterbrechung durchlocht. Die 
Lochung beim Antritt der Reise erfolgt auf dem 
Kinderabschnitt. Die weiteren Lochungen werden 
auf dem großen Kartenteil vorgenommen, die 
Lochung bei Fahrtunterbrechung oben (vergl. 
Abb. 10). Man hat dabei zu unterscheiden: 


1. Lochung beim Antritt der Reise, 

2. desgl., falls die Fahrkarte schon 
durchlocht war, aber wieder gültig 
geschrieben ist, oder falls der, , 
Kinderabschnitt abgetrennt ist, 

3. Lochung bei Fahrtunterbrechung 
vor Austritt aus der Sperre, 

4. Lochung nach Fahrtunterbrechung 
bei Fortsetzung der Reise. 
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Die mit „Rückîf.“ bezeichneten Karten, die in um- 
gekehrter Richtung gelten, werden rechts durchlocht; 
Doppelkarten und Rückfahrkarten auf der Hinfahrt 
links, auf der Rückfahrt rechts. Die neueren Loch- 
zangen drücken, und zwar vor der Lochung, Datum 
und Zangennummer, auf größeren Bahnhöfen auch 
die Stunde ein, so daß eine Lochung ohne Nachweis, 
wann und durch wen sie stattgefunden hat, unmög- 
lich ist. 


Der Zugang zu den Bahnsteigen wird auch Nicht- 
reisenden bei Vorzeigung von Bahnsteigkarten ge- 
stattet. Da die Karten bei Eintritt in die Sperre durch- 
locht werden, müssen beim Austritt aus der Sperre 
durchlochte Karten vorgezeigt werden. Es kann also 
kontrolliert werden, daß nur solche Personen die 
Sperre mit Bahnsteigkarten verlassen, welche in die- 
selbe auf der gleichen Station angemessene Zeit vor- 
her eingetreten sind. Das Betreten und Verlassen der 
abgesperrten Räume ohne Bahnsteigkarte ist solchen 
Personen gestattet, die mit Eisenbahn- oder Post- 
dienststellen innerhalb der Sperre amtlich zu ver- 
kehren haben, oder die zu den Zügen zur Aufgabe 
oder Abnahme von Eil- und Frachtgut (z. B. Milch) 
Zutritt haben müssen. 


Am Ende der Reise werden die Fahrkarten vom 
Zugschaffner oder vom Bahnsteigschaffner abge- 
nommen. Umschläge zu Buchfahrkarten und Fahr- 
scheinheften bleiben in den Händen der Reisenden. 
Ausnahmsweise — zum Zwecke der Reklamation — 
beläßt man auch Fahrausweise dem Reisenden; die 
Ausweise werden alsdann mit einem Vermerk ver- 
sehen. 


Die abgenommenen Fahrkarten werden von den 
Bahnsteigschaffnern unmittelbar nach der Abnahme 
in verschlossene Kästen geworfen, von den Stationen 
den Kästen entnommen und nach Tagen und Zügen 
geordnet. In gleicher Ordnung werden auch die von 
den Zugschafinern abgenommenen Karten abge- 
liefert. Es kann alsdann nachgeprüft werden, ob die 
Bahnsteigschaffner und Schaffner ihre Pflicht getan 
haben. Auch kann durch ein Vergleichen der 
Nummern derselben Fahrkartensorte ein Verkauf 
außer der Reihe festgestellt werden. 


Kapitel XXI. 


Reisegepäck und Expreßgut. 


Von Gaitzsch, Ober-Regierungsrat bei der Generaldirektion der Badischen Staatsbahnen in Karlsruhe. 


1. Reisegepäck. 


Im Eisenbahnverkehr wurden schon früher 
im allgemeinen nur Gegenstände, die Reise- 
bedarf bildeten, zur Beförderung als Reisegepäck 
angenommen. Daneben wurden aber auch nicht zum 
Reisebedarf gehörige Sachen als Gepäck befördert. 

Nach dem jetzt für die deutschen Bahnen gelten- 
den Tarif fallen unter den Begriff Reisegepäck, ab- 
weichend vom Handgepäck, Gegenstände, die zum 
Zweck der Ausführung der Reise mitgeführt und der 
Eisenbahn zur Beförderung übergeben werden. Die 
Zweckbestimmung muß auch an der Art der Ver- 
packung: Koffer, Reisekörbe, Reisetaschen, Hut- 
schachteln, handliche Kisten und dergleichen, er- 
kennbar sein. 

Den Bedürfnissen des Verkehrs entsprechend 
können aber auch nicht zu den eigentlichen Reise- 
bedürfnissen zählende, im Tarif namentlich aufge- 
führte Gegenstände, ferner Tiere in Behältern, aus- 
nahmsweise auch Fahrzeuge, als Gepäck angenommen 
werden. 

Als Reisegepäck werden nach den im Tarif näher 
angegebenen Bestimmungen weiter angenommen: 


a) Fahr- und Rollstühle, 
b) Kinderwagen, 


Begriff. 


c) Ausrüstungsgegenstände der freiwilligen Sanitäts- 
kolonnen, 

d) Musikinstrumente, sowie Geräte von Artisten und Schau- 
stellern, 


e) Meßinstrumente und Handwerkszeug, 

f) Fahrräder, Handschlitten, Schneeschuhe und Schlitt- 
schuhsegel, 

g) Warenproben (Muster), von Geschäftsreisenden, 

h) Marktwaren und Hausiererwaren, 

i) kleine Tiere, sowie Jagdhunde, 

k) frisch geschossenes Wild. 


Der Tarif führt diese nicht zum Reisebedarf ge- 
hörigen als Gepäck zugelassenen Gegenstände er- 
schöpfend auf, andere Gegenstände können zur Ge- 
päckbeförderung nur zugelassen werden, wenn sie im 
Wege der Weiterbildung des Tarifs in diesen auf- 
genommen sind. 

Zur Beförderung als Gepäck werden zugelassen Land- 
(Straßen-) Fahrzeuge und Wasserfahrzeuge, die im Packwagen 
untergebracht werden können, sofern sie sich zur Beförderung 
mit Zügen für den Personenverkehr eignen. Hierher gehören 
auch einsitzige Motorfahrräder, deren Brennstoffbehälter ent- 
leert sind. 

Als Reisegepäck angenommen werden ferner Gold- und 
Silberwaren, Geld, Papiere mit Geldwert, Dokumente, Edelsteine, 


echte Perlen, wertvolle Spitzen und Stickereien, sowie Kunst- 
gegenstände, wenn 
a) die Gepäckstücke fest verschlossen sind, 
b) der Inhalt und der Wert angegeben sind. Der Wert oder 
das Interesse an der Lieferung darf mit mehr als 500 M. 
nicht angegeben sein. 

Hat so begrifflich die Beförderungsart Reise- 
gepäck eine dem wirklichen Bedürfnis angepaßte 
Bestimmung erfahren, so ist andererseits die zweck- 
entsprechende Inanspruchnahme des Tarifs durch die 
einschränkende Bedingung gesichert worden, daß der 
Aufgeber von Gepäck eine gültige Fahrkarte vor- 
zeigen muß. 

Den Begriff Reisegepäck etwas enger zu fassen 
und die Abfertigung vom Vorweis einer Fahrkarte ab- 
hängig zu machen, war für die Einführung des neuen 
Tarifs Voraussetzung, da dessen Taxen so niedrig 
sind, daß sie in höheren Gewichtsstufen und auf 
größere Entfernungen meist unter den Sätzen für 
Eilgut- und Expreßgut, vereinzelt sogar unter den 
Frachtgutsätzen bleiben. 


Der angenommene, nachstehend 
wiedergegebene Gepäcktarif ist 
ein Zonentarif mit von einer gewissen Ent- 
fernung ab unveränderlichen Sätzen. Der für den 
Aufbau maßgebend gewesene Grundgedanke, wonach 
als Fracht für je 25 kg und je 50 km 25 Pf. erhoben 
werden sollen, ist leicht zu erkennen. Um Ungleich- 
heiten zu vermeiden und eine allzu auffällige Unter- 
bietung der Expreßgut- und Eilgutfrachtsätze hint- 
anzuhalten, mußte teilweise vom ursprünglichen Auf- 
bau abgewichen werden. Auch die durch Wegfall des 
Freigepäcks eintretende Verteuerung und ihre Folge- 
wirkungen haben eine gewisse Berücksichtigung ge- 
funden. ' 


Der neue Gepäcktarif ist von sämtlichen deutschen Staats- 
bahnen und allen wichtigeren Privatbahnen angenommen worden. 
Grundsätzlich wird Reisegepäck zu den Sätzen des Gepäcktarifs 
nur angenommen gegen Vorlage von Fahrkarten für die ent- 
sprechende Strecke. Abfertigung von Gepäck kann auch nach 
einer Zwischenstation der Strecke, für die die Fahrkarte lautet, 
erfolgen, um Reisenden, die von der Fahrtunterbrechung Ge- 
brauch machen, Abfertigungsmöglichkeit zu schaffen. Von der 
Zwischenstation kann das Gepäck auf die gleiche Fahrkarte 
weiter aufgegeben werden. Da durchgehende Fahrkarten nicht 
nach allen Stationen, nach denen Gepäckabfertigung möglich ist, 
vorhanden sind und auch unter Zuhilfenahme der Blanko- 
abfertigung nicht ausgestellt werden können, ohne die Tarife 
zu umfangreich zu gestalten, ist Reisegepäck zu den Gepäck- 
sätzen auch nach einer über die Bestimmungsstation der Fahr- 


Tarifgestaltung. 


karte hinausgelegenen Station abzufertigen, wenn mangels 
direkter Fahrkarten eine Fahrkarte nach der zur Lösung neuer 
Karten geeigneten weitestgelegenen Station vorgelegt wird. Ge- 
fordert wird eine Fahrkarte nach einer der Bestimmungsstation 
des Gepäcks möglichst nahe gelegenen Station, um mißbräuch- 
licher Ausnützung der Vorteile des Gepäcktarifs unter Lösung 
von Fahrkarten des Nahverkehrs vorzubeugen. 


Als direkte Fahrkarten gelten auch aneinander 
schließende Fahrkarten des gebrochenen Verkehrs. 


an- 


Von der Eisenbahnverwaltung durfte nun aber nicht über- 
sehen werden, daß für einen erheblichen Teil des geschäftlichen 
Reise-, des Touristen- und Vergnügungsverkehrs die Notwendig- 
keit und das berechtigte Verlangen besteht, losgelöst von den 
Bewegungsabsichten der Person Gegenstände, die mit dem 
Reisezweck zusammenhängen, als Gepäck befördern zu lassen. 
Hier Fahrkarten nach der Bestimmungsstation des Gepäcks zu 
verlangen, während der Eigentümer sich zunächst nach anderer 
Richtung bewegt, würde den Verkehr belastenden Kostenaufwand 
bedeuten. Um auch hierfür gewisse Erleichterungen zu schaffen, 
ist die Aufgabe von Reisegepäck zu den etwas höheren Sätzen 
der Expreßguttarife eingeführt. Es besteht also auch noch eine 
Gepäckabfertigung ohne den Zwang der Fahrkartenlösung. Auf 
Entfernungen bis zu 25 Tarifkilometer ist sie nicht zugelassen, 
weil hier die Sätze des Expreßguttarifs zum Teil niederer sind, 
als die Gepäcksätze. 

Die im Freigepäck geboten gewesenen Vorteile haben einen, 
wenn auch nicht vollgültigen, so doch wertvollen Ersatz in der 
Einrichtung der sogen. Vorstufe — von 1—25 kg — gefunden. 
Gepäck bis zu 25 kg Gewicht auf eine Fahrkarte kostet auf 
Entfernungen bis zu 50 km nur 20 Pf., von 51—300 km 50 Pi., 
auf größere Entfernungen 1 M. Die Taxe der Vorstufe kommt 
mehrfach zur Anrechnung, wenn das Reisegepäck mehrerer zu- 
Sammengehörender und nach einer Bestimmungsstation reisender 
Personen auf einen Gepäckschein aufgegeben wird. Die Ge- 
Päckfracht wird dann, falls das Gepäckgewicht 200 kg nicht 
übersteigt, in der Weise berechnet, daß auf die um eins ver- 
minderte Anzahl der vorgewiesenen Fahrkarten je 25 kg des 
vorhandenen Gepäckgewichts nach den Sätzen der Vorstufe 
gerechnet und nur für das Restgewicht die Sätze der zutreffen- 


Reisegepäck und Expreßgut. 
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den Gewichtsstufie angewendet werden. Beträgt das Rest- 
gewicht 26—35 kg, so wird hierfür der Satz der Gewichtsstufe 
36—50 kg angewendet, weil sonst in gewissen Fällen auch für 
das Restgewicht nochmals die Sätze der Vorstufe in Anrechnung 
kämen. Bei Reisegepäck im Gewicht von 26—35 kg wird die 
Gepäckfracht ohne Rücksicht auf die Anzahl der Fahrkarten 
nach dem Gesamtgewicht berechnet, wenn diese Berechnungs- 
weise sich billiger stellt. Bei der Anrechnung der Fahrkarten 
gelten 2 halbe Fahrkarten als eine Karte, eine einzelne halbe 
Karte wird als volle Karte angesehen. Der Begriff „zusammen- 
gehörende Personen“ ist im Tarif nicht näher erläutert, zu be- 
achten ist, daß die Zusammengehörigkeit nicht lediglich zum 
Zwecke der Erlangung der hier in Betracht kommenden Fracht- 
vorteile für diesen Fall herbeigeführt sein darf. 

Für Reisegepäck im Gewicht von mehr als 200 kg findet 
eine Anrechnung der Fahrkarten nicht mehr statt. Bei dieser 
Bestimmung ist man von der Erwägung ausgegangen, daß die 
Auflieferer von derart umfangreichem Gepäck durchweg den 
sehr wohlhabenden Bevölkerungsschichten angehören werden 
und daß die Auflieferung solcher Gepäckmengen eine Förderung 
nicht verdiene. 

Gepäck kann im allgemeinen nur nach Stationen 
abgefertigt werden, für die im Tarif eine Ent- 
fernungszone angegeben ist. Im innern Verkehr kann 
bei den meisten Verwaltungen von jeder Station nach 
jeder Station abgefertigt werden. Im direkten Ver- 
kehr müssen die Tarifentfernungen der Abrechnung 
wegen von den Verwaltungen festgesetzt werden. Die 
selbständige Ermittlung der Tarifentfernungen kann 
den Abfertigungsstellen im allgemeinen nicht über- 
lassen bleiben. 


Ausgenommen sind Abfertigungen für Sendungen, bei denen 
die Vorstufe, sei es einmal oder mehrfach, in Anwendung kommt. 
Hier kann auch dann durchgehend abgefertigt werden, wenn der 
Tarif keine Entfernungszone enthält, sofern die anzuwendende 
Zone aus der geographischen Lage ohne weiteres zu erkennen 
ist oder aus den Kursbüchern ermittelt werden kann; die Ver- 
einfachung war möglich, weil solche Sendungen vereinbarungs- 


Gepäcktarif 


Vorstufe | 1 2 
Auf Tarifentfernungen von ee nen 


(Zonen) 


_Gepäckfracht für Sendungen im Gewichte von 


Gewichtsstufen : 
| 


l oo a gieniu s aata O 


| 151 bis | 176 bis 
200 kg 


76 bis | 
100 kg 


51 bis 
75 kg 


101 bis 
125 kg 


126 bis 
150 kg | 175 kg 


Nahzone 1 bis 25 km 0,20 0,20 0,40 
Zone IS, 8%, 0,20 0,25 0,50 
é 1'51-, 200 ; 0,50 0,50 1,00 
. 108: „ 180... 0,50 0,75 1,50 
e W S , 20 . 0,50 1,00 2,00 
< V 201 „ 250 „ 0,50 1,25 250 | 
» VI 251 „ W „ 0,50 1,50 3,00 
» VII 301 „ 350 „ 1,00 1,75 3,50 
y VII 351 „ 400 „ 1,00 2,00 4,00 
i IX 401 „ 450 „ 10 | 22 4,50 
x xæ, 500 „ 1,00 2,50 5,00 
» x1 501 „ 600 „ 1,00 3,00 6,00 | 
` XII 601 „ 700 „ 1,00 | 350 7,00 
> xu 701 , %0 1,00 | 400 8,00 
5 XIV über 800 „ 1,00 5,00 10,00 


0,60 0,80 1,20 140 | 1,60 
0,75 1,00 1,25 1,50 155 | 200 
1,50 2,00 2,50 3,00 3,50 4,00 
2,25 3,00 3,75 450 | 525 6,00 
3,00 4,00 5,00 6,00 7,00 8,00 
3,15 5,00 625 | 7,50 875 | 10,00 
4,50 6,00 7,50 9,00 10,50 12,00 
5,25 7,00 8,75 | 10,50 12,25 14,00 
6,00 8,00 10,00 12.00 14,00 16,00 
6,75 9,00 11,25 13,50 15,75 18,00 
7,50 10,00 12,50 15,00 17,50 20,00 
9,00 12,00 15,00 | 18,00 | 21,00 24,00 
10,50 14,00 17,50 | 21,00 | 24,50 | 28,00 
12,00 16,00 20,00 | 24,00 | 28,00 | 32,00 
15,00 20,00 25,00 | 30,00 | 35,00 | 40,00 
| 


Bei höherem Gewicht als 200 kg werden die Frachtsätze durch Zusammenstoß der Sätze der vorstehenden Tabelle 


für je 200 kg und für das überschießende Gewicht ermittelt. 
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Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


gemäß unter den Verwaltungen nicht abgerechnet werden. Diese 
Abfertigung ist anwendbar für alle Sendungen im Gewicht bis zu 
25 kg und für Sendungen im Gewicht von mehr als 25 kg, beim 
Vorweis mehrerer Fahrkarten, wenn auf eine Fahrkarte nicht 
mehr als 25 kg Taxgewicht entfallen. 


Die Beförderung des für die 
Erwerbstätigkeit vieler Be- 
völkerungsschichten sowie für Sport- und Ver- 
gnügungszwecke wichtigen Fahrrades ist durch 
Einführung eines sehr mäßigen Einheitstarifes und 
einer besonders vereinfachten Abfertigung erleichtert 
worden. 


Tarif für Fahrräder. 


Für unverpackte einsitzige Zweiräder, die nicht Gegenstände 
des kaufmännischen Verkehrs bilden, wird auf Entfernungen bis 
zu 100 Tarifkilometer ein Einheitssatz von 20 Pf., der Mindest- 
satz für Gepäck, für jedes Rad erhoben, wenn der Reisende sich 
verpflichtet, das Rad am Zuge selbst aufzuliefern und wieder 
abzuholen und etwaige Überführungen von einem Zug zum 
andern selbst zu besorgen. Daneben können unverpackte Fahr- 
räder für alle Entfernungen auch als Reisegepäck auf Gepäck- 
schein aufgeliefert werden. Bei Aufgabe als Gepäck werden, 
wenn eine Verwägung vom Reisenden nicht verlangt wird, zur 
Frachtberechnung Normalgewichte angenommen: 


1. für einsitzige Motorzweiräder . 70 kg, 
2. für sonstige Fahrräder: 
a) für Zweiräder, und zwar für einsitzige. 20 kg, 


für zweisitzige . 30 kg, 
b) für Dreiräder, und zwar für einsitzige . 40 kg, 
für zweisitzige . 50 kg. 


Im Verkehr mit 
fremden—nicht- 
deutschen — 
Bahnen werden die deutschen Gepäckfrachten für 
sich berechnet und zur Erleichterung der Nach- 
prüfung und Abrechnung im Gepäckschein besonders 
vermerkt. 


Im Durchgangsverkehr von Ausland zu Ausland 
über deutsche Bahnstrecken wird in der Regel bei der 
Frachtberechnung statt des Zonentarifs ein Ent- 
fernungstarif auf der Grundlage von 10 Pf. für je 
10 kg und je 50 Tarifkilometer angewendet, weil der 
Zonentarif seinem Aufbau nach eine Gleichstellung 
der Frachten mit Wettbewerbsstrecken nicht ge- 
stattet. 


Verkehr mit fremden Bahnen und 
Durchgangsverkehr. 


Reisegepäck muß sicher und dauer- 
haft verpackt sein. Zur Fernhaltung 
von Unzuträglichkeiten steht der Eisenbahnver- 
waltung das Recht zu, unverpacktes oder 
mangelhaft verpacktes Reisegepäck von der Be- 
förderung auszuschließen. Derartiges Gepäck kann 
gleichwohl zur Beförderung angenommen werden, die 
fehlende oder mangelhafte Verpackung wird aber auf 
dem Gepäckschein vermerkt, damit die Eisenbahn- 
verwaltung gegen etwaige Haftungsansprüche aus 
dem Beförderungsvertrag geschützt ist. Die An- 
nahme des mit einem Vermerk über die Mängel der 
Verpackung versehenen Gepäckscheins durch den 


Verpackung. 


Aufgeber gilt als Anerkenntnis der vermerkten 
Mängel. 


Zur Vermeidung von Verschleppungen und Fehlleitungen 
müssen die aufzuliefernden Gepäckstücke von älteren Eisenbahn- 
und Postbeförderungszeichen oder ähnlichen Zeichen, die mit 
Eisenbahnbeförderungszeichen verwechselt werden können, be- 
freit sein. Zur Entfernung ist der Absender verpflichtet. Eine 
völlige Befreiung von der Haftpflicht unter Berufung auf die 
Unterlassung des Absenders kann die Eisenbahnverwaltung von 
vornherein aber nicht in Anspruch nehmen, die Haftung regelt 
sich nach den Umständen des Falles, insbesondere nach dem 
Vorhandensein eines Mitverschuldens der Eisenbahnverwaltung. 

Eine Verpflichtung des Versenders, Gepäck mit dem Namen 
der Bestimmungsstation zu versehen, besteht nicht, diese Ver- 
pflichtung obliegt der Eisenbahnverwaltung. 


Reisegepäck wird grundsätzlich nur abge- 
fertigt, d. h. unter Abschluß eines Fracht- 
vertrags und gegen Vorausbezahlung der Fracht zur 
Beförderung angenommen. Dem Aufgeber werden 
damit die aus diesem Frachtvertrage ihm zustehen- 
den Ansprüche in bezug auf richtige Beförderung und 
rechtzeitige und unbeschädigte Ablieferung gesichert. 
Ausnahmsweise in dringenden Fällen kann aber Ge- 
päck unabgefertigt angenommen und ohne Fracht- 
zahlung unter Vorbehalt späterer Abfertigung be- 
fördert werden. Ein Zwang zur Annahme unabge- 
fertigten Gepäcks besteht für die Eisenbahnverwal- 
tung nicht. 


Aufgabe. 


Die Eisenbahnverwaltung ist verpflichtet, Reisegepäck inner- 
halb der zur Lösung von Fahrkarten festgesetzten Zeit anzu- 
nehmen. Die Annahme muß auf größeren Stationen mindestens 
1 Stunde, auf Stationen mit geringerem Verkehr mindestens 
1/2 Stunde vor Abgang des Zuges beginnen. Doch wird die 
Auflieferung von Gepäck auch außerhalb dieser Zeiten zuge- 
lassen, wenn die Annahmestellen ohnehin dienstlich geöffnet 
sind, um dem Reisenden Gelegenheit zu geben, sich seines Ge- 
päcks noch vor der wirklichen Abreise zu entledigen und da- 
durch die bei der Abreise sonst nicht selten eintretende Über- 
hastung zu vermeiden. Gepäck, das nicht spätestens 15 Minuten 
vor Abgang des Zuges, mit dem es befördert werden soll, auf- 
geliefert ist, kann zurückgewiesen werden. 

Bei Auflieferung von Gepäck kann vom Reisenden das 
Interesse an der Lieferung angegeben werden. Hierfür wird 
eine besondere Gebühr von 0,2 Pf. für je 10 M. und 10 Tarif- 
kilometer, zum mindesten 40 Pf. erhoben. Die Erklärung muß 
mindestens */2 Stunde vor Abgang des Zuges erfolgen, damit 
die Eisenbahnverwaltung das zur Sicherung der richtigen Be- 
förderung Erforderliche sorgfältig anordnen kann. Die Angabe 
des Interesses an der Lieferung hat nur dann rechtliche Wirkung, 
wenn die angegebene Summe im Gepäckschein vermerkt ist. 


Soll Gepäck unabgefertigt mitgenommen werden, so ist es 
dem Zugbeamten am Zuge unmittelbar zu übergeben. Auch in 
diesen Fällen erhält der Reisende einen Gepäckschein, der aber 
den Vermerk „unabgefertigt“ trägt. 


Gilt eine Fahrkarte wahlweise nach verschiedenen Stationen 
oder über verschiedene Wege, so ist vom Reisenden anzugeben, 
nach welcher Bestimmungsstation das Gepäck befördert werden 
soll, damit die Eisenbahnverwaltung ihrer Auslieferungspflicht 
richtig genügen kann. Die Wegangabe ist nötig, um dem 
Reisenden die Möglichkeit des Bezugs seines Gepäcks vor der 
Bestimmnngsstation offen zu halten und um, wenn Zollerenzen 
zu überschreiten sind, die Anwesenheit des Reisenden zur Zoll- 
erledigung sicher zu stellen. 
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Die Abfertigung erfolgt auf Gepäck- 
schein nach einem einheitlich fest- 
gesetzten, nachstehend angegebenen Muster. Der 
Stamm (Abb. 1) dient zur Verrechnung, die Nummern- 
zettel (Abb. 3) werden zur Kennzeichnung des Ge- 
päcks verwendet. 

Der Gepäckschein (Abb. 2) ist Bescheinigung 
über die Frachtzahlung, Urkunde über den Abschluß 
des Frachtvertrages und Ausweis zur Begründung des 
Rückforderungsrechts über das aufgelieferte Gepäck. 

Ein Zwang, Reisegepäck über die eigene Bahn hinaus direkt 
nach jeder Station abzufertigen, besteht im Gepäckverkehr 
nicht; die deutschen Bahnen haben jedoch die Gepäck- 
tarife derartig ausgestaltet, daß unmittelbare Abfertigung fast 
durchweg zwischen solchen Stationen möglich ist, für die ein 
Bedürfnis zur Einrichtung direkten Verkehrs hervorgetreten ist. 

Besteht die Möglichkeit direkter Abfertigung nicht, so kann 
auf Verlangen des Reisenden eine Umbehandlung unterwegs 
vorgenommen werden. Dabei wird, wenn die Abfertigung zur 


Abfertigung. 


Stamm zum Gepäckschein Nr- 


über „... Stück auf 


Fahrkarten 


GEM Inawo an dor Lisforung 


Abb. 1. 


Gepäcktaxe stattgefunden hat, zur Ver- 
meidung von Mehrfracht auf der Um- 
behandlungsstation nur der Unterschied 
zwischen der bezahlten und der für die 
Gesamtstrecke bei Durchberechnung 
schuldigen Fracht erhoben. Das aufge- 
lieferte Gepäck ist grundsäzlich auf der 
Stationswage zu verwägen. Bei Sendun- 
gen der Vorstufe (bis zu 25 kg) kann das 
Gewicht durch Schätzung festgestellt 
werden; auch für die Abfertigung be- 
steht für Stationen mit lebhaftem Ver- 
kehr ein vereinfachtes Verfahren. 


Dem Reisenden ist die Selbstberechnung der Fracht 
und die Kontrolle der Taxerhebung durch den Aufdruck 
der Zonenzahl auf den Fahrkarten erleichtert. An 
jedem Gepäckschalter ist der Tarif angeschlagen. 


Bei Abfertigungen nach der Vorstufe kommen nur 3 Zonen- 
sätze in Betracht (20 Pf. — 50 Pf. — 1 M.). Für die Zonen l 
bis VII und die Gewichtsstufen 1 bis 8 (nicht auch für die Vor- 
stufe) kann ohne Benutzung des Tarifs die Fracht in Pfennig 
durch Vervielfältigung des Endgewichts der zutreffenden Ge- 
wichtsstufe — bei Stufe 1 von 25 kg — mit der Zonenzahl ge- 
funden werden. 

Findet eine Abfertigung von Gepäck nach den Sätzen des 
Gepäcktarifs statt, so wird der Fahrkarte der Gepäckstempel 
aufgedrückt zur Feststellung der erfolgten Gepäckabfertigung, 
weil auf eine Fahrkarte für die gleiche Strecke grundsätzlich nur 
einmal Gepäckabfertigung beansprucht werden darf. Wird 
Gepäck nur nach einer vor der Endstation der Fahrkarte ge- 
legenen Station abgefertigt, so wird dem Gepäckstempel der 
Vermerk „Gepäck bis N. N.“ beigesetzt, um bei Neuabfertigung 
für die Reststrecke der Fahrkarte die Zulässigkeit der weiteren 
Abfertigung prüfen zu können. 


Reisegepäck und Expreßgut. 


Abb. 3. 
Cla der Breite und Höhe des Originals.) 


Für die vereinfachte Abfertigung von unverpackten Fahr- 
rädern werden gegen Vorzeigung einer Fahrkarte Fahrradkarten 
nach einheitlichem Muster am Fahrkarten- oder Gepäck- 
schalter verkauft. Die Annalıme des Abschnitts durch den 
Reisenden gilt als Anerkenntnis der fehlenden Verpackung.- Mehr 
als ein Rad darf auf eine Karte nicht abgefertigt werden. Wird 
ein Rad auf der Bestimmungsstation oder der Zugwechsei- 
station nicht abgeholt, so wird eine Ausladegebühr von 20 Pf. 
erhoben. Die nachträgliche Abfertigung unabgefertigt mit- 
genommener Fahrräder mit Fahrradkarte ist ausgeschlossen, 
diese werden dann vielmehr als unabgeiertigtes Gepäck be- 
handelt. 


Gegen Rückgabe des Gepäckscheins 
wird das Gepäck ausgeliefert. . Mit 
dem Besitz des Gepäckscheins kann die Eisen- 
bahnverwaltung im allgemeinen die erfolgte Aus- 
lieferung begründen, wenn nicht ein Gegen- 
beweis erbracht wird. Die ausliefernde Stelle 
ist nicht verpflichtet, die Berechtigung des Inhabers 


Auslieferung. 


Gepäckschein 
Fahrkarten 


über Stück auf 


Abb. 2. 


des Gepäckscheins zum Empfang 
zu prüfen, sie ist also nicht dafür 
verantwortlich, wenn der Gepäck- 
schein in andere Hände gerät und 
das (Gepäck an einen Nicht- 
berechtigten ausgeliefert wird. 
Eine Prüfungspflicht zu erfüllen, 
wäre der Eisenbahnverwaltung 
tatsächlich unmöglich; immerhin 
darf sie nicht jede Prüfung ver- 
nachlässigen und z. B. auch aus- 
liefern, wenn ihr bekannt sein sollte, daß der Vor- 
zeiger des Scheins der rechtmäßige Inhaber nicht 
sein kann. Die Eisenbahnverwaltung ist verpflichtet, 
das Gepäck auf der Bestimmungsstation an 
den Inhaber des Gepäckscheins auszuliefern. Die 
Auslieferung muß geschehen nach Ankunft des 
Zuges, zu dem das Gepäck abgefertigt war, nach 
Umfluß der zur Ausladung und Bereitstellung er- 
forderlichen Zeit und nach etwaiger zoll- oder steuer- 
amtlicher Abfertigung. Für die Erledigung der zoll- 
oder steueramtlichen Behandlung haben die Ab- 
fertigungsstellen mit zu sorgen. 

Auslieferungsort ist in der Regel der Geschäftsraum der 
Gepäckabfertigung der Bestimmungsstation. Auf Wunsch kann 
aber auch die Empfangnahme am Packwagen des Zuges nach 
ordnungsmäßiger Entladung stattfinden, wenn nicht örtliche Ver- 
hältnisse entgegenstehen. Eine Verabfolgung am Packwagen 
wird dann nicht möglich sein, wenn die Entladung auf Gepäck- 


bahnsteigen, die nur durch Gepäcktunnel zugänglich sind, statt- 
findet. 


24* 


372 


Dem Reisenden kann das Gepäck auch auf einer vor der 
Bestimmungsstation gelegenen Station gegen Rückgabe des Ge- 
päckscheins und Vorzeigung der Fahrkarte verabfolgt werden, 
wenn keine zoll- oder steueramtlichen Vorschriften entgegen- 
stehen. Wenn z. B. Gepäck unter Zollkontrolle auf Begleit- 
schein I, der auf ein weiter gelegenes Zollamt lautet, läuft, so 
kann dem Verlangen nach Verabfolgung des Gepäcks auf einer 
vorgelegenen Station erst stattgegeben werden, wenn der Zoll- 
begleitschein erledigt ist. Die Vorzeigung der Fahrkarte muß 
erfolgen zur Anbringung eines Vermerks, daß das Gepäck nur 
bis zu der Zwischenstation befördert wurde. 

Auch die Zurückgabe des Gepäcks auf der Aufgabestation 
ist zulässig. Der Gepäckstempel wird auf der Fahrkarte wieder 
gestrichen, damit eine erneute Auflieferung von Gepäck möglich 
bleibt. 

Weiter kann eine teilweise Abnahme von Gepäck gestattet 
werden. Die abgeforderten Gepäckstücke werden nachgewogen 
und nach Zahl und Gewicht auf dem Gepäckschein vermerkt, 
damit die Feststellung des Gesamtgewichts bei etwaigen An- 
ständen möglich bleibt. Der Gepäckschein wird dem Reisenden 
bis zum Bezug des restlichen Teils belassen. 

Die vorläufige Entnahme einzelner Gegenstände aus den 
Gepäckstücken durch den Empfänger ohne Bezug der Sendung 
ist gegen Empfangsbestätigung auf dem Gepäckschein zulässig. 

Wenn der Gepäckschein nicht beigebracht werden kann, so 
erfolgt die Auslieferung nur, wenn die Empfangsberechtigung 
glaubhaft gemacht werden kann und gegen Ausstellung einer 
inhaltlich allgemein festgesetzten Erklärung. Unter Umständen 
wird die Stellung einer Sicherheit in Geld oder Bürgschafts- 
leistung verlangt. Die Glaubhaftmachung kann durch Bekannt- 
gabe des Inhalts, Zeugnis anderer Personen usw. geschehen. 

Nicht sofort abgenommenes Gepäck wird von der Eisenbahn- 
verwaltung aufbewahrt. Der Reisende ist verpflichtet, das Gepäck 
innerhalb 24 Stunden nach Ankunft des Zuges, mit dem es zu 
befördern war, abzuholen. Nach Umfluß dieser Zeit wird für 
die Aufbewahrung für je angefangene 24 Stunden ein Lagergeld 
von 20 Pf. für jedes Gepäckstück berechnet. 

Kann Gepäck auf der Bestimmungsstation nicht recht- 
zeitig ausgeliefert werden, so hat die Abfertigungsstelle auf dem 
Gepäckschein Tag und Stunde der Abforderung zu bescheinigen, 
um die Grundlage für die wegen Lieferfristüberschreitung etwa 
fällige Entschädigung zu schaffen. 

Bei Auslieferung des Gepäcks kann der Reisende die Nach- 
wägung verlangen. Ergibt sich hierbei kein von der Eisen- 
bahnverwaltung zu vertretendes Mindergewicht, so wird für je 
angefangene 100 kg eine Wägegebühr von 5 Pf. erhoben. 

Nach der Bereitstellung zur Abnahme und nach Umiluß der 
lagergeldfreien Zeit geht der Frachtvertrag für Gepäck in einen 
Verwahrungsvertrag über. Eine Pflicht zur Anmeldung oder 
Zustellung von Gepäck besteht nicht und könnte nicht erfüllt 
werden, da die Eisenbahnverwaltung die Adresse des 
Empfängers nicht feststellen kann. Abforderung und Abführung 
sind daher dem Empfänger überlassen. Auf größeren Stationen 
bestehen für die Reisenden Einrichtungen zur Zustellung des 
Gepäcks in die Behausungen oder Hotels. In der Regel sind 
hierfür vertragsmäßig Unternehmer bestellt, die gegen Ein- 
räumung einer Vorzugstellung verpflichtet sind, zum Abtragen 
und zur Zustellung von Gepäck an allen Zügen hinreichend 
Leute bereit zu halten. Diese Leute gelten in bezug auf die 
Haftung als Leute der Eisenbahnverwaltung. Für diese Gepäck- 
besorgung sind von der Verwaltung in der Regel Tarife auf- 
gestellt. 


Abweichend von den 


Frachtvertrag. Haftung für ih England und Ame- 


Reisegepäck. Allgemeines. Fa action age Vér: 


hältnissen gilt für die deutschen Eisenbahn- 
verwaltungen, daß sie für richtige und unbe- 
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schädigte Ablieferung, für Verlust, Minderung oder 
Beschädigung des Gutes grundsätzlich einzustehen 
haben, sie haften für das übergebene Gepäck nach den 
frachtrechtlichen Bestimmungen. 


Haftung für Verlust, Minderung EE ir 


oder Beschädigung. EEE sur 


gefordert werden, wenn das Gepäck binnen 14 Tagen 
nach Ankunft des Zuges, zu dem es aufgegeben war, 
auf der Bestimmungsstation abgefordert wird. 


Ein fehlendes Gepäckstück wird nach Ablauf von 3 Tagen 
nach Ankunft des Zuges, zu dem es aufgegeben war, als ver- 
loren angesehen. 

Die Eisenbahnverwaltung haftet für den Schaden, der durch 
Verlust, Minderung oder Beschädigung des Gepäcks in der Zeit 
von der Annahme zur Beförderung bis zur Ablieferung entsteht. 

Ist im Falle des Verlustes, der Minderung oder Beschädigung 
von Gepäck Entschädigung zu leisten, so ist als Entschädigung 
der Handelswert, in Ermangelung eines solchen der gemeine 
Wert, den Gut derselben Art und Beschaffenheit am Ort der 
Absendung im Zeitpunkt der Annahme zur Beförderung hatte, 
zu ersetzen. 

Wird in Verlust geratenes Gepäck später aufgefunden, so 
wird der Reisende, wenn sich sein Aufenthalt ermitteln läßt, 
hiervon benachrichtigt, gleichgültig, ob bereits eine Entschädi- 
gung geleistet ist oder nicht. Innerhalb 30 Tagen nach Empfang 
der Nachricht kann der Reisende verlangen, daß ihm das Ge- 
päck gegen Rückzahlung des Ersatzbetrages nach Abzug des für 
Lieferfristüberschre.iung zu gewährenden Schadenersatzes 
kostenfrei ausgehändigt werde. Die Rückgabe kann auf einer 
beliebigen inländischen Station verlangt werden. Findet die 
Rückgabe des Gepäcks auf der Abgangsstation statt, so ist 
auch die bezahlte Fracht zu erstatten. 


Die Eisenbahnverwaltung haftet 
nicht, wenn der Schaden durch 
höhere Gewalt, durch äußerlich nicht erkennbare Mängel der 
Verpackung oder durch die natürliche Beschaffenheit des Gutes 
verursacht ist. Sie haftet ferner nicht bei Gütern, die, obgleich 
ihre Natur eine Verpackung zum Schutze gegen Verlust, 
Minderung oder Beschädigung erfordert, unverpackt oder mit 
mangelhafter Verpackung zur Beförderung aufgegeben sind, für 
den Schaden der aus der mit dem Mangel oder mit der mangel- 
haften Beschaffenheit der Verpackung verbundenen Gefahr ent- 
standen ist; weiter nicht bei Gütern, die wegen ihrer eigentüm- 
lichen natürlichen Beschaffenheit der besonderen Gefahr aus- 
gesetzt sind, Verlust, Minderung oder Beschädigung, nament- 
lich Bruch, Rost, inneren Verderb zu erleiden, für den Schaden, 
der aus dieser Gefahr entsteht. 

Liegt Verschulden der Eisenbahnverwaltung vor, so tritt 
eine Befreiung von der Haftung nicht ein. 


Beschränkung der Haftung. 


Aufgegebenes Ge- 
päck ist mit dem 
Zuge, zu dem es aufgeliefert wurde, bis zur Bestimmungsstation 
zu befördern, es muß nach Ankunft des Zuges nach Ablauf der 
zur Bereitstellung und etwa zur zoll- oder steueramtlichen oder 
polizeilichen Abfertigung erforderlichen Zeit zur Abnahme bereit 
stehen. 

Bei Vorliegen einer haftpflichtigen Überschreitung der 
Lieferfrist ist der vom Reisenden nachgewiesene Schaden zu 
ersetzen. Die Haftungssumme ist aber der Höhe nach be- 
schränkt. 

Durch Angabe des Interesses an der Lieferung kann sich der 
Aufgeber eine höhere Entschädigung sichern. 

Der nachgewiesene Schaden wird ersetzt: 


a) wenn das Interesse an der Lieferung nicht angegeben ist, 
für je angefangene 24 Stunden der Fristüberschreitung 


Haftung für Überschreitung der Lieferfrist. 
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— höchstens aber für 3 Tage — bis zum Betrage von 
20 Pf. für jedes Kilogramm des ausgebliebenen Gepäcks; 

b) wenn das Interesse an der Lieferung angegeben ist, bis 
zum angegebenen Betrage. Ist dieser niedriger als die 
unter a angegebene Entschädigung, so kann die letztere 
beansprucht werden. 


Ist ein Schaden nicht entstanden oder nicht nachgewiesen, so 
wird gezahlt: 
a) wenn das Interesse an der Lieferung nicht angegeben ist, 
für je angefangene 24 Stunden der Fristüberschreitung 
— höchstens aber für 3 Tage — 10 Pf. für jedes Kilo- 
gramm des ausgebliebenen Gepäcks; 
b) wenn das Interesse an der Lieferung angegeben ist, für 
je angefangene 24 Stunden der Fristüberschreitung 
— höchstens aber für 3 Tage — 20 Pf. für jedes Kilo- 
gramm des ausgebliebenen Gepäcks. 


Sind Verlust, Minderung oder Beschädigung oder die Über- 
schreitung der Lieferfrist durch Vorsatz oder grobe Fahrlässig- 
keit der Eisenbahnverwaltung herbeigeführt worden, so hat sie 
den vollen Schaden z. B. auch für Entwertung zu ersetzen. 


Während früher für die 
deutschen Bahnen eine 
Aufbewahrungspflicht nur für Handgepäck festgesetzt 
war, muß jetzt Reise- und Handgepäck zur vorüber- 
gehenden Aufbewahrung übernommen werden. Die 
Möglichkeit, Gepäck zur Aufbewahrung zu geben, soll 
tunlichst auf allen Stationen, wo Reisegepäck abge- 
fertigt wird — früher nur auf größeren Stationen — 
geboten werden. Ein rechtlich verfolgbarer Anspruch 
besteht nicht. Auf Stationen, auf denen die Ein- 
richtung getroffen ist, wird dies durch Aushang be- 
kanntgemacht. 


Die Aufbewahrung ist gebührenpflichtig. Die durch Aus- 
hang bekannt zu machende Gebühr beträgt in der Regel für jedes 
Stück und für die ersten 2 Tage 10 Pf., für jeden folgenden Tag 
weitere 10 Pf. Bei einzelnen Verwaltungen werden für jeden 
Tag 10 Pf. erhoben. Die Sätze sind somit erheblich niederer als 
die Lagergeldsätze für Gepäck. 

Die Aufbewahrung erfolgt gegen 
Hinterlegungsscheines. 

Geld, Wertpapiere und Kostbarkeiten sowie leicht verderb- 
liche, feuergefährliche und übelriechende Gegenstände werden 
nicht angenommen. 

Für die in unverschlossenen Gegenständen, namentlich in 
Röcken, Mänteln, Reisedecken und dergl. enthaltenen Sachen 
wird nicht gehaftet. 

Dem Inhaber des Hinterlegungsscheins werden die hinter- 
legten Gegenstände innerhalb der für Abnahme und Auslieferung 
von Gepäck festgesetzten Zeiten zurückgegeben. Die Aus- 
lieferung erfolgt nur gegen Rückgabe des Hinterlegungsscheines 
und gegen Entrichtung der Aufbewahrungsgebühr. Für Verlust, 
Minderung, Beschädigung oder verspätete Auslieferung der auf- 
bewahrten Gegenstände wird der nachgewiesene Schaden bis zu 
einem Höchstbetrage von 100 M. für das Stück ersetzt. 


Aufbewahrung von Gepäck. 


Aushändigung eines 


Auf größeren Stationen ein- 
zelner Verwaltungen ist über 
den Rahmen der vorstehenden Aufbewahrungsverpflichtungen 
hinaus ortsansässigen Geschäften die Möglichkeit geboten, für 
Reisende bestimmte Gegenstände (gekaufte Waren) bei der 
Gepäckaufbewahrungsstelle zur Aufbewahrung zu geben. Das 
Geschäft erhält Hinterlegungsscheinhefte, die aus zwei Ab- 
schnitten bestehen. Den einen Teil erhält der Abholer (Käufer) 
des Gegenstandes als Ausweis bei der Abforderung, der zweite 


Aufbewahrung anderer Sachen. 


wird bei der Niederlegung von der Aufbewahrungsstelle mit 
Empfangsbestätigung versehen. Der Gegenstand selbst erhält 
einen Nummernzettel. 


2. Handgepäck, Traglasten. 


Unter Handgepäck sind zu verstehen leicht trag- 
bare Gegenstände, die von den Reisenden ohne Ge- 
bührenerhebung in die Personenwagen mitgenommen 
werden. Die Mitnahme von Handgepäck ist nur ge- 
stattet, 


1. wenn die Mitreisenden dadurch nicht belästigt werden, 


2. wenn keine Zoll-, Steuer- oder Polizeivorschriften ent- 
gegenstehen. 


Handgepäck kann auch andere Gegenstände als 
Reisebedürfnisse umfassen; z. B. werden Schnee- 
schuhe und Rodelschlitten als Handgepäck zugelassen, 
bei einzelnen Verwaltungen unter Beschränkung auf 
die Personenzüge. 


Ausgeschlossen sind gefährliche Gegenstände, offene Schuß- 
waffen, explosionsgefährliche, leicht entzündliche, ätzende oder 
übelriechende Stoffe. Die früher für Handgepäck bestandene 
Höchstgrenze (in der Regel 10 kg) ist, weil meist unkontrollier- 
bar, gefallen. Reisende, die Handgepäck über das zulässige Maß 
hinaus mit sich führen, werden zur Aufgabe ihres Gepäcks an- 
gehalten. 


In der I., I. und III. Klasse steht dem Reisenden 
für sein Handgepäck nur der über oder unter seinem 
Sitzplatz befindliche Raum zur Verfügung. Die Sitz- 
plätze dürfen nur zur Bezeichnung des ein- 
genommenen Platzes mit Handgepäck belegt werden, 
damit dem Zugpersonal und den Reisenden der Über- 
blick, welche Plätze besetzt und welche noch frei 
sind, nicht erschwert wird. 


Für die Verkehrsbedürfnisse der untern Volksklassen sind 
für die IV. Klasse hinsichtlich der gebührenfreien Mitnahme von 
Gegenständen in die Wagen weitergehende Einräumungen ge- 
macht. In die Wagen IV. Klasse, deren Bauart diesen Verhält- 
nissen angepaßt ist, dürfen als Traglasten Handwerkszeug, 
Tornister und sonstige Gegenstände unentgeltlich mitgenommen 
werden, die ein Fußgänger zu tragen vermag. Jeder Reisende 
darf nur eine Traglast mit sich führen, sie darf aber aus 
mehreren Stücken bestehen. Als Traglasten werden auch kleine 
Tiere zugelassen. 

Auf den bayerischen und badischen Staatsbahnen, die die 
IV. Klasse nicht eingeführt haben, ist dem Reisenden III. Klasse 
der Personenzüge gestattet, gegen Vorweis einer Fahrkarte eine 
Traglast unentgeltlich in den Gepäckwagen zu stellen, soweit es 
der Raum zuläßt. Als Traglast gelten Handwerkszeug, Markt- 
waren, gebrauchte leere Körbe usw. Die Traglasten sind vom 
Aufgeber selbst an den Gepäckwagen zu bringen und daselbst 
wieder abzuholen. Eine Abfertigung oder Kennzeichnung findet 
nicht statt. 


Über Handgepäck und Traglasten wird ein 
Frachtvertrag nicht abgeschlossen; doch besteht für 


. die Eisenbahnverwaltung bei solchen ordnungsmäßig 


mitgenommenen (Gegenständen eine Beförderungs- 
pflicht. Das Ein-, Aus- und Umladen, ebenso die Be- 
aufsichtigung ist Sache des Reisenden. Unter- 
lassungen in dieser Hinsicht fallen ihm zur Last. Die 
Eisenbahnverwaltung haftet nur insoweit, als sie ein 
Verschulden trifft. Die in den Eisenbahnwagen, 
Warteräumen usw. von Reisenden zurückgelassenen 


Handgepäckstücke und Traglasten werden von der 
Eisenbahnverwaltung als Fundsachen behandelt. 


3. Fundsachen. 


Die im Bereiche der Eisenbahnverwaltungen —- 
auf der Bahnstrecke, auf den Stationen oder in den 
Eisenbahnwagen — zurückgelassenen und aufgefun- 
denen Gegenstände (Fundsachen) werden an die 
nächste Station abgeliefert und von dort an das 
Fundbureau eingesandt. 


Zur Nachforschung nach zurückgelassenen Gegenständen 
werden von allen Eisenbahnstationen Vordrucke zu Verlust- 
anzeigen unentgeltlich abgegeben, auch wird die Nachforschung 
kostenfrei auf dem Dienstwege bewirkt. Telegraphische Nach- 
forschungen finden auf Kosten des Gesuchstellers statt. Wird 
die Fassung des Telegramms dem Stationsbeamten überlassen, 
so wird eine feste Gebühr von 50 Pf., andernfalls die tarif- 
mäßige Gebühr erhoben. 

Die Zusendung gefundener Sachen geschieht als unab- 
gefertigtes Gepäck gegen Erhebung einer Gebühr von 50 Pf. für 
die Sendung. Außerdem sind etwaige Auslagen zu erstatten. 
Die Nachsendung nach Stationen außerdeutscher Bahnen, sowie 
nach Orten, die nicht Eisenbahnstation sind, geschieht nach 
Wunsch durch die Post, oder als Fracht- oder Eilgut. 


4. Zollamtliche Behandlung des Gepäcks. 


A. Einfuhr. 


Das auf dem Wege zur Bestimmungs- 
station in das deutsche Zollgebiet ein- 
tretende Reisegepäck muß an der Grenzzoll- 
stelle auf Grund der zollgesetzlichen Bestimmungen 
der Zollbehörde zur zollamtlichen Untersuchung 
und Abfertigung vorgeführt werden. 


Die Zollabfertigung erfolgt in der Regel in von der Eisen- 
bahnverwaltung gestellten Räumen der Grenzbahnhöfe. Die 
Verpflichtung zur Vorführung des Gepäcks obliegt der Eisen- 
bahnverwaltung; sie hat die Aus- und Wiedereinladung am Zuge 
und die Beförderung nach und von den Abiertigungsräumen 
vorzunehmen. Eine Gebührenerhebung vom Reisenden erfolgt 
für diese Leistung nicht, obwohl sie begründet wäre, da die 
Leistungen nicht unerhebliche Arbeitskosten verursachen und 
Verantwortlichkeit in sich schließen. 

Der Reisende hat der zollamtlichen Behandlung seines Ge- 
päcks anzuwohnen und die erforderlichen Erklärungen — in 
der Regel mündlich — abzugeben. Anstatt einer bestimmten 
Antwort auf die vom Zollbeamten gestellte Frage kann sich der 
Reisende der sofortigen Untersuchung unterwerfen. Öffnen und 
Schließen des Gepäcks, sowie Aus- und Wiedereinpacken bleibt 
Sache des Reisenden. Nach der Zollbehandlung wird das Ge- 
päck in freien Verkehr gesetzt. Für die Folgen unterlassener 
Verzollung kann die Eisenbahnverwaltung nicht verantwortlich 
gemacht werden, insbesondere haftet sie nicht für Schaden, der 
durch Überschreiten der Lieferfrist entsteht. 

Der zollamtlichen Abfertigung in Person anzuwohnen, ist 
Vertragspflicht des Reisenden; sie ist in der Regel auf der 
Rückseite des Gepäckscheins vermerkt. Erfordert die zollamt- 
liche: Abfertigung eines Reisenden aus besonderen Gründen er- 
hebliche Zeit, so kann ein Zurückhalten des anschließenden 
Zuges nicht beansprucht werden, wenn die Anschlußverhältnisse 
gespannt sind, da wegen einer einzelnen Person nicht alle 
Reisenden eines Zuges der Gefahr einer Anschlußversäumnis 
ausgesetzt werden können, und Reisebedürfnisse im Sinne des 


Tarifs in der Regel eine zeitraubende Abfertigung nicht ver- 
ursachen, 


Reisegepäck. 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


Wegen unterlassener Verzollung zurückgebliebene Gepäck- 
stücke werden auf Anfordern des Reisenden von der Grenz- 
abiertigungsstelle unter Kolloverschluß mit Zollbegleitschein zur 
Verzollung auf ein inländisches Zollamt überwiesen. Die Weiter- 
beförderung geschieht als Gepäck ohne Frachtberechnung unter 
Nachnahme der erwachsenen Zollkosten und der für die Vor- 
führung und den Verschluß entstandenen Auslagen. Derartiges 
Gepäck kann auf Verlangen auch nach einer anderen als der 
ursprünglichen Zielstation auf Kosten des Reisenden nachgesandt 
werden. Die Nachsendung wird als unabgefertigtes Gepäck be- 
wirkt, die Fracht wird mit den übrigen Kosten auf der Be- 
stimmungsstation eingezogen. Die Nachsendung kann nur nach 
Orten geschehen, in denen oder in deren Nähe sich zur Er- 
ledigung von Zollbegleitscheinen zuständige Stellen befinden. 


Falls Reisegepäck auf der Grenzabfertigungsstelle eintrifft, 
ohne daß sich der Eigentümer alsbald meldet, wird das Gepäck 
von der Abfertigungsstelle unter zollamtlichem Verschluß vor- 
läufig aufbewahrt, wenn das nachträgliche Eintreffen des Reisen- 
den zu vermuten ist. Über das Zurückbleiben von Gepäck, zu 
dem sich der Reisende zur Zollbehandlung nicht eingefunden hat, 
wird die Bestimmungsstation alsbald von der Grenzgepäckstelle 
auf dem Dienstwege benachrichtigt, damit etwaige Nachfragen 
über den Verbleib des Gepäcks sachdienlich beantwortet werden 
können, wenn der Reisende aus Unkenntnis die Zollbehandlung 
versäumt hat. Für das auf Grenzstationen wegen unterlassener 
Verzollung zurückgebliebene Gepäck wird nach Ablauf der 
lagergeldfreien Zeit das tarifmäßige Lagergeld für Reisegepäck 
berechnet. 


Auf gewissen Schnellzugstrecken werden durch- 
laufende Gepäckwagen mit Zollverschlußabteilungen 
geführt. 


In diesen läuft das nach der Zielstation oder nach Unter- 
wegsstationen bestimmte Gepäck unverzollt durch, die zoll- 
amtliche Abfertigung erfolgt erst auf der Zielstation. Von dieser 
Einrichtung wird besonders bei dem internationalen Verkehr 
dienenden Schnellzügen, die zur Nachtzeit die Grenze über- 
schreiten, Gebrauch gemacht, um den Reisenden möglichst un- 
gestörte Nachtruhe zu gewähren und das Verlassen der Wagen 
zu ersparen, Die Reisenden werden über die von der Regel ab- 
weichende Zollbehandlung verständigt. 


Bei einzelnen Zügen wird die Zollbehandlung 
während der Fahrt im Zuge selbst vorgenommen. 


Die Reisenden, die eingeschriebenes Gepäck mit sich führen, 
haben sich dazu in die mit den nötigen Abfertigungseinrichtungen 
versehenen Gepäckwagen zu begeben, wo die Revision und Ver- 
zollung stattfindet. Diese Einrichtung setzt das Vorhandensein 
sehr geräumiger Gepäckwagen, die in Verbindung mit den 
Personenwagen stehen und einen ungehinderten Durchgang ge- 
statten müssen, voraus, sie wird in der Durchführung dann 
schwierig, wenn Überfüllung des Wagens das Umsetzen des ab- 
zufertigenden Gepäcks hindert. Unzuträglichkeiten für das 
Publikum wie für die Eisenbahnverwaltung ergeben sich auch 
dann, wenn Reisende ihr Gepäck in der Annahme haben direkt 
abfertigen lassen, es werde an der Grenzzollstation bis zu ihrem 
Eintreffen aufgehalten, und das Gepäck an der Zollstelle nun 
nicht antreffen, wobei in der Regel nicht ohne weiteres festzu- 
stellen ist, ob Unregelmäßigkeiten in der Beförderung vorliegen 
oder ob das Gepäck bereits nach der Bestimmungsstation vor- 
ausgegangen ist. Die Zollabfertigung im Zuge ist daher haupt- 
sächlich auf Luxuszüge beschränkt geblieben, bei welchen ein 
Massenverkehr mit Gepäck nicht vorkommt, und nur Gepäck 
vorhanden ist, zu dem der Reisende sich im Zuge befindet. 

Auf den Linien deutscher Bahnen, die streckenweise aus- 
ländisches Gebiet berühren, wird zollinländisches Gepäck, das 
die Auslandstrecken durchlaufen muß, zur Vermeidung der Zoll- 
behandlung in Gepäckwagen mit Zollverschlußabteilungen be- 
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fördert. Ein Antrag von Seiten des Reisenden zur Erlangung 
dieser Erleichterung ist nicht nötig. 

Von Ausland zu Ausland direkt abgefertigtes, zur Durchfuhr 
durch das deutsche Zollgebiet bestimmtes Gepäck wird auf 
Durchfuhrverzeichnis nach einem vereinfachten Verfahren ohne 
vorherige Revision und ohne zollamtlichen Verschluß durch das 
deutsche Zollgebiet befördert. 

Dieses vereinfachte Verfahren wird von der Eisenbahn- 
verwaltung ohne ausdrückliches Verlangen des Reisenden an- 
gewendet. Es ist zulässig, derartiges zur Durchfuhr bestimmtes 
Gepäck auch im Inland in freien Verkehr zu setzen. Die Stücke 
müssen dann einem zuständigen, inländischen Zollamt zur 
Revision vorgeführt werden. 


Die zollamtliche Revision des Hand- 
gepäcks wird, wenn die Interessen 
der Zollverwaltung es zulassen, bei in direkten 
Wagen befindlichen Reisenden in den Wagen vorge- 
nommen. Ein Verlassen der Wagen ist nicht nötig. 


Findet auf der Grenzstation Wagenwechsel statt, 
so haben sich Inhaber von Handgepäck in gleicher 
Weise in den Zollrevisionssaal zu begeben wie Inhaber 
von Reisegepäck. 


Handgepäck. 


B. Ausfuhr. 


Bei der Ausfuhr aus dem deutschen Zollgebiet 
findet eine zollamtliche Untersuchung des Reise- 
gepäcks und des Handgepäcks durch die deutschen 
Zollbehörden in der Regel nicht statt. 


5. Expreßgut. 


„Expreßgut“-Beförderung ist begrifflich zu 
erklären als eine Einrichtung für be- 
schleunigte Beförderung von leicht zu handhabenden 
Stückgütern unter wirtschaftlicher Ausnützung der 
ohnehin vorhandenen eisenbahndienstlichen Einrich- 
tungen. Sie stellt sich dar als eine Ergänzung und 
Ausgestaltung der Postpaketbeförderung durch Über- 
tragung auf den Eisenbahnverkehr. 


Begriff. 


Der Expreßgutverkehr ist auf den süd- 
deutschen Bahnen ins Leben gerufen 
worden. Man ging von der Erwägung aus, daß es für 
die Eisenbahnverwaltung finanziell vorteilhaft und der 
Verkehrsentwicklung förderlich sein werde, die für 
den Gepäckverkehr ohnehin vorhandenen Abferti- 
gungs-, Beförderungs- und Lagerungseinrichtungen 
einer der Postpaketbeförderung ähnlichen Einrichtung 
dienstbar zu machen, um kleinere Güter beschleunigt 
zu befördern. Da der Postpaketverkehr im Vergleich 
zur Eisenbahnbeförderung gewissen Beschränkungen 
unterworfen ist, so war die Möglichkeit geboten, die 
Eisenbahneinrichtung der postalischen überlegen zu 
gestalten, wenn man das Gut mit jedem Zuge be- 
förderte und die Abfertigung aufs einfachste ein- 
richtete. Von der Forderung der Beigabe eines vom 
Versender ausgestellten Begleitpapieres wurde ab- 
gesehen, die Annahme geschah lediglich auf Grund 
der auf dem Stück anzubringenden Adresse des 
Empfängers. 


Entstehung. 
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Niedere Beförderungsgebühren ließen sich damit 
rechtfertigen, daß die für den Gepäckverkehr vor- 
handenen, aber nicht genügend ausgenützten Ein- 
richtungen und die Beamten mit verwendet werden 
konnten. Die Einrichtung hat sich im Verkehr rasch 
eingelebt und eine große Ausdehnung gewonnen. Sie 
ist mit der Zeit auf den Verkehr sämtlicher deutschen 
Bahnen ausgedehnt und hinsichtlich der Abfertigung 
einheitlich gestaltet worden. 


Als Expreßgüter werden angenommen Gegenstände, 
die sich zur Beförderung im Packwagen eignen. Die 
Beschränkung der Annahme auf zur Unterbringung im Pack- 
wagen geeignete Güter gründet sich darauf, daß die Beförderung 
der Expreßgüter grundsätzlich mit Zügen des Personenverkehrs 
erfolgt, und daß der Versender die Beförderung mit einem be- 
stimmten Zuge verlangen kann. 
Ausgeschlossen von der Annahme sind: 


1. Postzwangspflichtige Gegenstände, 

2. explosionsgefährliche und selbstentzündliche Stoffe, 

3. Gegenstände, deren Verladung und Beförderung be- 
sondere Schwierigkeiten macht. 

Sendungen nach Stationen jenseits einer (renzzoll- 
abfertigungsstelle können ebenfalls nicht angenommen werden, 
weil es sich beim Expreßgut um nicht begleitete Sendungen 
handelt, die frankaturpflichtig sind. 

Die für die Frachtgutbeförderung nur beschränkt zuge- 
lassenen Gegenstände (Gold- und Silberwaren) werden zur 
Expreßgutbeförderung angenommen, wenn sie folgenden Be- 
dingungen entsprechen: 

a) die Stücke müssen fest verschlossen sein, 

b) der Inhalt der Stücke und der Wert, der den Höchst- 
betrag der Entschädigung bilden soll, müssen angegeben 
sein. 

Wenn die Wertangabe oder die Angabe des Interesses an 
der Lieferung 500 M. übersfeigt, werden solche Gegenstände 
nicht angenommen. Diese Einschränkung in der Wertangabe 
ist zum Schutze der Eisenbahnverwaltung gegen allzu hohe 
Ersatzansprüche geboten, weil bei der Massenhaftigkeit des 
Verkehrs und da eine Bescheinigung bei der Übergabe an den 
Zügen im Interesse beschleunigter Beförderung nicht erfolgt, 
die Verlustgefahr nicht außer acht gelassen werden darf. 

Abgesehen von diesen Beschränkungen findet die 
Annahmefähigkeit für Expreßgut nur ihre Grenze in 
der Möglichkeit der Unterbringung im Packwagen. 


Die früher bestandene Gewichtsgrenze von 100 kg 
ist fallen gelassen worden, weil sie sich als wirksamer 
Schutz gegen Inanspruchnahme der Expreßgut- 
einrichtung zum Versand hierfür ungeeigneter Güter 
nicht erwiesen hat. Ob Gegenstände zur Expreßgut- 
beförderung zugelassen werden können, muß im 
Zweifelfalle der annehmende Beamte nach pflicht- 
mäßigem Ermessen entscheiden. 

Eine Inhaltsangabe wird nicht verlangt; für die Einhaltung 
steueramtlicher und polizeilicher Vorschriften ist im allgemeinen 
der Absender verantwortlich, die Eisenbahnverwaltung hat für 
ihre Befolgung nur insoweit zu sorgen, als der Inhalt einer 
Sendung erkennbar ist. 

Expreßgut, das wegen der Natur der Eisenbahn- 
beförderung zum Schutz gegen Verlust oder Be- 
schädigung einer Verpackung bedarf, muß verpackt 
sein. Andernfalls kann es zurückgewiesen werden. 

Mangelhaft verpacktes Expreßgut wird angenommen, wenn 
es sich nach dem Ermessen des annehmenden Beamten zur Be- 
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Mängel in der Verpackung müssen vom Ab- 
sender schriftlich anerkannt werden, damit die Eisenbahn- 
verwaltung gegen etwaige, auf diese Mängel gestützte 
Haftungsansprüche geschützt ist. Da allgemeine Bestimmungen 
über Art und Umfang der anzuwendenden Verpackung, und 
darüber, welche Mängel die Annahme ausschließen, nicht ge- 
geben werden können, muß auch hier neben dem Verkehrs- 
gebrauch das pflichtmäßige Urteil und die Erfahrung des an- 
nehmenden Beamten entscheidend sein. Engherzige Wahrung 
des eisenbahndienstlichen Interesses und mißverständliche Be- 
urteilung der Verkehrs- 
erfordernisse müssen im 
Aufsichtswege auf das 
richtige Maß zurückge- 
führt werden. 


förderung eignet. 


Abfchmilt 
w 
Eifenbahnpahetadreffe. 
Faime, Saat und Wohnung 


Eifenbaßnpaketadreffe 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


Die Annahme erfolgt im allgemeinen bei den Gepäck- 
abfertigungsstellen. Wegen des Umfanges des Expreßgut- 
verkehrs und um die Gepäckabfertigung durch den Expreß- 
gutdienst nicht zu hemmen, sind bei manchen Verwaltungen auf 
größeren Bahnhöfen für die Abfertigung von Expreßgut be- 
sondere Annahmestellen, getrennt von der Gepäckannahme, ein- 
gerichtet. Gewöhnlich sind diese besonderen Annahmestellen, 
ähnlich den Postschaltern, nur für den Tagesverkehr und in den 
Abendstunden, wo die Auflieferung sich häuft, geöffnet, in der 
Nachtzeit wird die Expreßgutabfertigung ausschließlich an 
den Gepäckschaltern be- 
sorgt. 


Zur Erleichterung und 
Pflege des Expreßgutver- 
kelırs bestehen ferner ver- 
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Städte, sogenannte Stadt- 
annahmestellen. Sie wer- 
den in der Regel ebenfalls 
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sondere, Zeit und Ar- 
beit beanspruchende 
Maßnahmen er- 
fordern, und daher 
die rasche Bedienung 
des Expreßgutver- 
kehrs beinträchtigen. 


Expreßgut wird 
von und nach allen 
Stationen angenom- 
men, welche für den 
Gepäckverkehr eingerichtet sind, soweit in den 
Tarifen Frachtsätze vorgesehen sind. Die Fracht- 
sätze des Expreßgutverkehrs sind tarifpflichtig, sie 
unterliegen also ebenfalls dem für Tarife vor- 
geschriebenen Veröffentlichungszwang. 


Früher war die Veröffentlichung lediglich dem Ermessen 
der Eisenbahnverwaltung anheimgestellt.e. Für die Annahme 
von Expreßgut in zeitlicher Hinsicht gelten rechtlich die gleichen 
Bestimmungen, wie für Gepäck, doch wird Expreßgut in der 
Regel ununterbrochen während der ganzen Dauer des Dienstes 
der Gepäckabfertigungsstellen angenommen. Die für die Expreß- 
gutannahme maßgebenden Dienststunden sind durch Aushang 
am Schalter bekanntgemacht. 


Eisenbahnpaketadresse zu Expreßgut, Vorder- und Rückseite. 
Cla der natürlichen Größe.) 


Für Expreßgut kann 

durch Vermerk auf der 
Paketadresse das Inter- 
esse an der Lieferung an- 
gegeben werden. Die An- 
gabe muß */2 Stunde vor 
Abgang des Zuges, WO- 
mit die Beförderung ge- 
schehen soll, gegen Be- 
zahlung der für Reise- 
gepäck festgesetzten Ge- 
bühr erfolgen. 
Die Abfertigung erfolgt auf Eisen- 
bahnpaketadresse, die vom Versender 
nach vorgeschriebenem, obenstehend abgedrucktem 
Muster, beigegeben und ausgefüllt sein muß. Sie 
bildet die Grundlage des Frachtvertrags. 

Eine Verpflichtung, die Paketadresse auszufüllen, kann den 
Abfertigungsstellen zur Vermeidung von Verzögerungen und 
ungerechtfertigter Benachteiligung des sonstigen Verkehrs, nicht 
auferlegt werden. Die Beamten sind aber gehalten, ausnahms- 
weise die Ausfertigung der Paketadresse zu übernehmen, wenn 
Zeit und Umstände es gestatten. Paketadressen, sowie An- 
hängezettel für Adressen werden an den Schaltern in der Regel 
käuflich. verabfolgt. Auf dem Abschnitt der Paketadresse 


Abfertigung. 


Reisegepäck und Expreßgut. 
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dürfen auf den Inhalt der Sendung bezügliche Mitteilungen an- 
gebracht werden. Auf der Paketadresse selbst sind Verfügungen 
des Absenders, wonach im Falle der Unbestellbarkeit das Gut 
ohne Rückfrage zurück- oder weitergesandt werden soll, zu- 
lässig. Tag der Aufgabe und Nummer des Zuges, mit dem die 
Versendung stattfinden soll, werden von der Abiertigungsstelle 
eingetragen. 

Jede Sendung wird verwogen. Besteht eine Sendung aus 
mehreren gleichartigen und gleichschweren Stücken, so darf die 
Gewichtsfestsetzung durch Probeverwägung geschehen. Die 
Paketadresse erhält den Tagesstempel der Aufgabe als Zeichen 
des Abschlusses des Frachtvertrages. 

Eine Bescheinigung über die Auflieferung von Expreßgütern 
wird von der Abfertigungsstelle nur auf Verlangen erteilt. Für 
Aufgeber, die regelmäßig Expreßgut versenden, werden Be- 
scheinigungsbücher käuflich abgegeben, in denen vom Ab- 
fertigungsbeamten der Frachtbetrag eingetragen und die An- 
nahme bescheinigt wird. 

Zur Erleichterung des Verkehrs für Geschäfte, die einen 
regelmäßigen, starken Expreßgutverkehr unterhalten, ist die 
Selbstabfertigung durch das aufliefernde Geschäft bei ver- 
schiedenen Verwaltungen eingeführt. Die Selbstabfertigung be- 
steht darin, daß die den Eisenbahnbeamten obliegenden Ge- 
schäfte der Verwägung, Beklebung, Taxberechnung und Buchung 
nach einem besonderen Verfahren vom Versender selbst besorgt 
werden. Von der Abfertigungsstelle wird nur der Frachteinzug 
summarisch und eine stichprobeweise Nachprüfung der Tax- 
berechnung und des Gewichts vorgenommen. Für die Tax- 
ermittlung wird dem Versender ein ausgerechneter Stationstarif, 
das ist ein Verzeichnis der Frachtsätze der betreffenden Station 
nach allen anderen Stationen, mit denen sie in Verkehr steht, 
und mit Leitungsangaben versehen, übermittelt. Mit dieser 
Übertragung der Selbstabfertigung an Geschäfte, von der stark 
Gebrauch gemacht wird, kann besonders die rasche Abfertigung 
bei Massenauflieferungen des gleichen Versenders gesichert 
werden. Sicherheitsleistung wird von den versendenden Ge- 
schäften nicht verlangt. 

Bei verschiedenen Verwaltungen ist zur Beschleunigung 
der Abfertigung die Frankierung des Expreßgutes mit Marken 
eingeführt. 

Solche Marken können vom Publikum gekauft und zur 
Frankierung der aufzuliefernden Sendungen verwendet werden, 
womit der Bargeldverkehr am Schalter vermindert wird. Um 
den Versendern die Vorausberechnung der Frachten zu ermög- 
lichen, werden für Stationen mit lebhaftem Verkehr Stations- 
tarife gedruckt erstellt und käuflich abgegeben. 


Expreßgut wird im allgemeinen in 
gleicher Weise wie Gepäck be- 
fördert. Der Versender kann, wenn die Auf- 
lieferung rechtzeitig, d. h. mindestens '/, Stunde 
vor Abgang des Zuges stattfindet, die Be- 
förderung mit einem bestimmten Zuge vorschreiben. 

Wird ein bestimmter Zug nicht bezeichnet, so wird das 
Gut mit dem nächsten geeigneten Zuge abgesandt. Wenn ein 
früheres Eintreffen auf der Bestimmungsstation erzielt werden 
kann, werden auch Eilgüterzüge zur Beförderung benutzt. Bei 
der starken Entwicklung, die der Expreßgutverkehr in ver- 
schiedenen Verkehrsgebieten genommen hat, ist es nötig ge- 
worden, bestimmte Züge von der Expreßgutbeförderung auszu- 
schließen. Besonders bei den dem großen durchgehenden Verkehr 
dienenden Schnellzügen wird die Beförderung entweder ganz 
ausgeschlossen oder in der Weise eingeschränkt, daß nur 
Sendungen von der Ausgangsstation nach der Endstation und 
solche von und nach größeren Zwischenstationen mit genügen- 
dem Zugaufenthalt zugelassen werden, um den regelmäßigen 
Lauf solcher Züge durch massenhaften Expreßgutverkehr nicht 
zu stören. Bei welchen Zügen die Expreßgutbeförderung aus- 


Beförderung. 


geschlossen oder beschränkt ist, wird durch Anschlag für jede 
Fahrplandauer bekannt gegeben. 


Die deutschen Expreßguttariie sind Ent- 
fernungstarife. Die Fracht wird für je 10 kg 
auf Grund der kilometrischen Tarifentfernungen 
und der Einheitssätze berechnet. Die Tarifbildung 
beruht meist auf den früheren (epäcktarifen. 
In Süddeutschland bestehen gegenüber Norddeutsch- 
land niederere Einheitssätze und besondere Fracht- 
vorteile, namentlich hinsichtlich der Mindestfracht. 

Der Einheitssatz beträgt bei den bayerischen, den württem- 
bergischen und den badischen Staatsbahnen 0,35 Pf., bei den 
Reichsbahnen 0,5 Pf. und im linksrheinischen Bayern 0,56 Pf., 
bei den norddeutschen Bahnen 0,5 Pf. für je 10 kg und 1 km. 

Als Mindestfiracht werden erhoben: 

In Bayern (rechts- und linksrheinisch) und Baden 25 Pf., 
bei den Reichsbahnen 30 Pf., in Württemberg auf Entfernungen 
von 1—74 km 25 Pf., darüber hinaus 40 Pf. In Baden und 
Württemberg werden Sendungen bis einschließlich 5 kg zur 
Hälfte des Einheitssatzes für 10 kg berechnet. In Baden werden 
im inneren Verkehr für Sendungen bis 5 kg höchstens 50 Pf. 
erhoben. 

Im norddeutschen Bahngebiet beträgt die Mindestfracht bei 
Beförderung mit Personenzügen 50 Pf.; wenn die Beförderung 
mit Schnellzug verlangt wird, 1 M., dabei wird der Fracht- 
berechnung ein Mindestgewicht von 20 kg zugrunde gelegt.. 
Privatbahnen haben häufig abweichende, meist höhere Sätze, 


Zu Vereinbarungen über eine einheitliche Tarif- 
bildung im Expreßgutverkehr sind die deutschen 
Staatsbahnen noch nicht gelangt, obwohl Anregungen 
dazu vorliegen. Von den norddeutschen Verwaltungen 
wird aus der Einräumung von Tarifermäßigungen 
eine Abwanderung des Eilguts auf den Expreßgut- 
verkehr und damit eine Überilutung der dem Per- 
sonenverkehr dienenden Züge mit Expreßgut besorgt. 
In Süddeutschland ist diese Gefahr zum Vorteil des 
Verkehrs bisher getragen worden; eine Verminderung 
des Eilgutverkehrs zugunsten der Expreßgutbeförde- 
rung ist nicht festgestellt worden. Vorbeugende Maß- 
nahmen sind nur in der Form gewisser Ein- 
schränkungen der Expreßgutbeförderung bei schnell- 
fahrenden Zügen getroffen worden. 

Bei den bayerischen, den württembergischen und den 
badischen Staatsbahnen werden ferner landwirtschaftlichen Er- 
zeugnissen des Kleinverkehrs bei Beförderung als Expreßgut 
weitere Tarifvergünstigungen gewährt, um den Absatz dieser 
Erzeugnisse zu erleichtern und den Erzeuger in den Stand zu 
setzen, mit Ausschaltung des Zwischenhandels unmittelbar an 
den Verbraucher oder für den Absatz auf Märkten zu liefern. 
Butter, Käse, Eier, lebendes und totes Geflügel, Honig, frische 
Gemüse aller Art, frische Weintrauben und Feldblumen werden 
zu den Frachtsätzen des Stückguttarifs mit bestimmten Zügen 
als Expreßgut befördert, wenn die Fracht hiernach niedriger ist, 
als die allgemeine Expreßgutfracht. Der Frachtberechnung 
wird ein Mindestgewicht von 20 kg zugrunde gelegt. Die An- 
nahme ist auf Gegenstände im Einzelgewicht von 25—50 kg be- 
schränkt. In Baden werden Sendungen bis zu 5 kg für 5 kg 
gerechnet und dafür an Höchstfracht 50 Pf. erhoben. 

Begünstigt durch die niederen Frachtsätze ist der 
Expreßgutverkehr in Süddeutschland im Laufe der 
Jahre zu einer hohen Stufe der Entwicklung gelangt, 
während er in Norddeutschland verhältnismäßig noch 


zurückgeblieben ist. 


Tarife. 


Die Auslieferung des Expreßgutes ge- 
schieht gegen Bescheinigung. Die 
Eisenbahn-Paketadresse verbleibt in den Händen 
der Eisenbahnverwaltung, den Abschnitt erhält 
der Empfänger. 


Auslieferung. 


Vom Empfänger kann, wie bei Gepäck, die Auslieferung 
unmittelbar nach Ankunft des Zuges, mit dem das Gut zu be- 
fördern war, verlangt werden. Wenn der Empfänger von der 
Auflieferung des Gutes benachrichtigt ist, vermag er die Zeit der 
Ankunft, wenn nicht Anschlußversäumnisse vorliegen, zu be- 
rechnen. Die Auslieferung muß bei der Abfertigungsstelle für 
Reisegepäck oder bei den für den Expreßgutverkehr bestehenden 
Abiertigungsstellen nach Umfluß der zur Ausladung und Ver- 
bringung des Gutes in die Lagerräume erforderlichen Zeit er- 
folgen. Eine Abforderung am Zuge ist bei der häufig vor- 
kommenden Massenbeförderung meist nicht angängig, sie würde 
die Ordnung des Dienstes stören. Vom Empfänger kann ein 
Ausweis über seine Berechtigung zum Empfang verlangt werden, 
wenn er der Empfangsstelle nicht bekannt ist. Die Erteilung 
von Vollmachten an Dritte ist zulässig. 


Expreßgut kann „bahnlagernd“ gestellt werden; 
diese Vorschrift muß vom Versender gegeben werden. 
Sie hat die Wirkung, daß das Gut ohne Anmeldung 
bis zur Abholung auf der Abiertigungsstelle auf- 
bewahrt wird. 


Dem Versender steht nach Wahl die weitere Berechtigung 
zu, für das Gut Selbstabholung vorzuschreiben, wenn eine bahn- 
seitige Zustellung unterbleiben soll. Zur Selbstabholung be- 
stimmte Sendungen werden dem Empfänger lediglich an- 
gemeldet, die Abführung bleibt ihm überlassen. Gewisse Ver- 
waltungen lassen die Selbstabholung nur zu, wenn eine dahin- 
gehende. Vorschrift des Versenders auf der Paketadresse sie 
vorsieht, andere Verwaltungen räumen dem Empfänger das 
Recht der Selbstabholung für alle für ihn eintreffenden Sen- 
dungen ein, wenn er eine sachbezügliche Erklärung hinterlegt. 
Die Einschränkung des Rechtes der Selbstabholung hat den 
Zweck, eine Überfüllung der Expreßgutlagerräume mit selbst- 
abzuholenden Gütern und Störungen des Dienstes hintanzuhalten. 


Expreßgüter, die weder die Vorschrift „bahn- 
lagernd“ tragen, noch zur Selbstabholung bestimmt 
sind, müssen von der Eisenbahnverwaltung entweder 
angemeldet oder zugeführt werden. 


Die Anmeldung ist entweder durch Boten oder durch die 
Post spätestens 2 Stunden nach Ankunft des Gutes abzulassen. 
Bei den norddeutschen Verwaltungen bildet die Anmeldung die 
Regel, von den süddeutschen Verwaltungen ist meist, ähnlich 
wie bei der Postverwaltung, die bahnseitige Zustellung ohne 
Benachrichtigung und ohne Zutun des Empfängers eingeführt, 
wo das erforderliche Personal hierzu zur Verfügung steht. Ob 
Anmeldung oder Zuführung stattfindet, wird auf der Station 
durch Anschlag bekanntgegeben. 


Die Zuführung geschieht entweder durch Be- 
dienstete der Eisenbahnverwaltung, durch Gepäck- 
träger oder durch Rollfuhrunternehmer gegen eine 
tarifmäßig festgesetzte oder von der Verwaltung ge- 
nehmigte Zustellgebühr. 

Bei den süddeutschen Verwaltungen — ausgenommen 
Bayern — ist diese Gebühr tarifmäßig festgesetzt; sie beträgt 
für Sendungen bis zu 5 kg 10 Pf., bei schwereren Sendungen 


für je angefangene 50 kg 15 Pf., mindestens aber 20 Pf. für die 
Sendung. 


Bei einzelnen süddeutschen Verwaltungen kann im innern 
Verkehr die Zustellungsgebühr vom Versender vorausbezahlt 
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werden. Der Ausdehnung dieser Einrichtung auf den direkten 
Verkehr der deutschen Bahnen stehen die Umständlichkeiten der 
gegenseitigen Abrechnung entgegen. 

Die Zuführung des Expreßguts ist mit möglichster Be- 
schleunigung, spätestens innerhalb der Zuführungsfristen für 
Eilgut zu bewirken. 

Wo Rollfuhrunternehmer bestellt sind, haben sie auch zum 
Versand bestimmtes Expreßgut auf Anmeldung aus den Be- 
hausungen der Versender abzuholen und die Auflieferung gegen 
Gebührenerhebung zu besorgen. Für die Anmeldungen beim 
Unternehmer können an manchen Orten die Postbriefkasten un- 
entgeltlich benützt werden. 

Wird eine Sendung nicht innerhalb 24 Stunden nach der 
Anmeldung oder, wenn das Gut „bahnlagernd“ gestellt ist, nicht 
innerhalb 24 Stunden nach Ankunft des Zuges in Empfang ge- 
nommen, so werden für je angefangene 24 Stunden nach Ablauf 
der Abholungsfrist und jedes Stück 20 Pf. Lagergeld erhoben. 


Wird die Annahme 
von Expreßgut am 
Bestimmungsort verweigert, erfolgt die Abnahme der 
dem Empfänger angemeldeten oder der bahnlagernd 
gestellten Sendungen nicht binnen 3 Tagen, oder ist 
bei Gütern, die dem Empfänger anzumelden oder zu- 
zuführen sind, die Anmeldung oder Zuführung nicht 
möglich, so hat die Bestimmungsstation dem Ab- 
sender, gegen Kostenersatz, die Ursache des Hinder- 
nisses ohne Verzug mitzuteilen und seine Weisung 
einzuholen. Ohne Einverständnis des Absenders darf 
das Gut nicht zurückgesandt werden. 

Expreßgut kann vom Absender, der allein verfügungs- 
berechtigt ist, vor der Auslieferung zurückgenommen oder einem 
andern Empfänger am gleichen Bestimmungsort überwiesen 
oder nach einem andern Ort weiter gesandt werden. Die Rück- 


beförderung oder Weitersendung erfolgt unter Fracht- 
berechnung. 


Die Verfügungen müssen durch Vermittlung der Versand- 
station oder unmittelbar an die Bestimmungsstation entweder 
schriftlich oder telephonisch gegeben werden. 


Verfügungen des Versenders. 


Für die richtige und 
rechtzeitige Ablieferung 
desExpreßguts hat dieEisenbahnverwaltung nach den 
für den Gepäckverkehr geltenden Bedingungen zu 
haften. 


Die Haftung für den Verlust erlischt, wenn das Expreßgut 
nicht binnen 8 Tagen nach Ankunft des Zuges, womit die Be- 
förderung erfolgt ist, auf der Bestimmungsstation abgefordert 
wird. 

Die Lieferfrist beginnt mit dem Zeitpunkt des Abgangs des- 
jenigen Zuges, mit welchem die Beförderung zu geschehen hatte. 
Sie läuft ab: 

a) bei Sendungen, die „bahnlagernd“ gestellt sind oder 
deren Empfänger sich alsbald nach Ankunft des Zuges 
zur Empfangnahme meldet, nach Ankunft des Zuges, mit 
dem die Beförderung zu geschehen hatte und nach Ab- 
lauf der zur Bereitstellung erforderlichen Zeit; 


b) bei Sendungen, die dem Empfänger anzumelden oder zu- 
zuführen sind, nach Ankunft des Zuges, mit welchem die 
Beförderung zu geschehen hatte, und nach Ablauf der 
für Anmeldung und Zuführung festgesetzten Fristen. 


Haftung und Lieferfrist. 


Hinsichtlich der Haftung für Versäumung der 
Lieferfrist gelten ebenfalls die für den Gepäckverkehr 
bestehenden Bestimmungen. 


6. Beförderung von Hunden in Personenzügen. 


Hunde werden im allge- 
meinen in die Personen- 
wagen nicht zugelassen. Ausgenommen hiervon sind 
kleine Hunde, die auf dem Schoß getragen werden. 
Sie dürfen in die Personenwagen mitgenommen wer- 
den, wenn ihrer Mitnahme in das Abteil von den Mit- 
reisenden nicht widersprochen wird. Hunde jeder 
Größe dürfen in die Wagen mitgenommen werden, 
wenn ihren Besitzern ein besonderes Abteil zu- 
gewiesen werden kann. Da die Zulassung in die 
Personenwagen somit bei kleinen Hunden wie bei 
größeren eine bedingte ist, kann auf diese Be- 
förderungsweise nicht mit Sicher- 
heit gerechnet werden. 
Zugelassen ist weiter, daß Jäger 
mit ihren Hunden im Gepäck- oder 
einem Güterwagen Platz nehmen 
können, wenn keine Bedenken wegen 
der darin verladenen Güter oder wegen 
der Sicherheit der Reisenden bestehen. 
Zur Entscheidung berufen ist in diesem 
Falle der Stationsvorstand. Mit dieser 
Einräumung soll Schwierigkeiten in 
der Beförderung von Jagdhunden be- 
gegnet werden, wenn die Unter- 
bringung in den Personenwagen oder 
im Hundeabteil nicht tunlich ist. In 


Zulassung in die Wagen. 


a) Vorderseite. 


Hundekarte. 


Karlsruhe Hptbhi- 


Heidelberg Hptbhi- 


der IV. Klasse ist auch die Mit- | (B) M 
nahme eines Hundes als Traglast 
zulässig. 0 0 0 0 
Weitere Beförd Hunde, 
eitere Beförderungs- qienicht 
arten. a 
in die 


Personenwagen mitgenommen 
werden wollen oder dürfen, 
werden im Hundeabteil unter- 
gebracht, wenn ein solches 
vorhanden und nicht bereits 


a) Vorderseite. 


Großh. Badische Stoatseisonbahnen. 


besetzt ist. Eine Verpackung fr Eee Hond.. 

des Hundes ist nicht erforder- von 

lich. Hundeabteile werden in nach 

der Regel in den Gepäck- te 

wagen der für Personenbe- Past 
förderung bestimmten Züge E5 u Ey 


geführt, eine Verpflichtung 
zur Einrichtung solcher Abteile hat die Eisenbahnverwaltung 
aber nicht. 


Von Reisenden mitgeführte Hunde jeder Art werden, wenn 
sie in genügend sicheren Behältern (Käfigen, Kisten, Säcken, 
Körben) verpackt sind, auf Hundekarten im Gepäck- oder einem 
anderen Güterwagen befördert. Diese Art der Beförderung 
unter Verpackung empfiehlt sich, wenn auf die Mitnahme mit 
Sicherheit gerechnet werden soll, da die Zulassung eines Hundes 
in die Personenwagen und die Hundeabteile an die angeführten 
Einschränkungen geknüpft ist. Jagdhunde und kleine Hunde 
(also nicht Hunde jeder Art) können außerdem, falls sie in Be- 
hältern verpackt sind, als Reisegepäck aufgegeben werden. Für 
die als Reisegepäck zugelassenen Hunde wird das Ein- und Aus- 
laden sowie auf Übergangsstationen das Umladen von der Eisen- 
bahnverwaltung besorgt, für auf Hundekarte abgefertigte Hunde 
obliegt dieses Ein-, Aus- und Umladen dem Besitzer des Hundes. 


Jeder zur Beförderung ge- 
langende Hund ist tax- 
pflichtig. Außer im Falle der Beförderung als Gepäck 


Taxzahlung und Tarif. 


Reisegepäck und Expreßgut. 


1. Edmonsonsche Karte. 


2. Blankokarte. 
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müssen für Hunde, auch bei der Mitnahme als Trag- 
last, Hundekarten nach untenstehendem Muster 1 
und 2 gelöst werden. Die Beförderungsgebühr muß 
vorausbezahlt werden. 

Der Tarif für die auf Hundekarten zu befördernden Hunde 
ist auf den deutschen Bahnen einheitlich, die Grundtaxe beträgt 
1,5 Pf. für das Stück und ein Tarifkilometer. Als Mindestiahr- 
geld werden 10 Pf. erhoben. Die Beförderungssätze für Hunde 
sind tarifpflichtiz. Direkte Abfertigung findet statt, insoweit 
hierfür ein Bedürfnis sich erwiesen hat. 

Für Hunde sind die Beförderungsgebühren in allen Zug- 
gattungen gleich hoch, Zuschläge für schnellfahrende Züge 
werden nicht erhoben. Eine Angabe des Interesses an der 
Lieferung wird für Hunde, die auf Hundekarte abgeiertigt 
werden sollen, nicht angenommen. 

Hunde werden unabgefertigt, d. h. 
ohne vorherige Taxzahlung nicht be- 
fördert. Wer einen Hund ohne Be- 
förderungsausweis oder mit einem un- 
gültigen Ausweis mitführt, verfällt in 
eine Vertragsstrafe. Meldet der Be- 
sitzer eines mitgeführten Hundes 
unaufgefordert dem Zugbeamten, daß 
er nicht im Besitze eines Ausweises 
für das Tier "sei, so wird zu dem 
tarifmäßigen Fahrpreise ein Zuschlag 
von 1 M., jedoch nicht mehr als das 
doppelte des Fahrpreises, ohne eine 
solche Meldung das doppelte des 
tarifmäßigen Preises, mindestens aber 
der Betrag von 6 M. erhoben. Auf 
diese Fälle sind sinngemäß die Be- 
stimmungen für den Personenverkehr, 
über die Behandlung von Reisenden 

mit ungültigen Fahrkarten 
übertragen worden, weil es 
sich hier um einen der Fahr- 
karte gleichzuachtenden Be- 
förderungsausweis handelt. 


Pa Die auf Hunde- 
ojere: karte aufgegebe- 


b) Rückseite. 


Das Ein- und Aus- 
laden des Hundes, sowie 
das Überführen auf den 

Zugwechselstationen 
hat der Reisende selbst 
zu besorgen. 

Die Auslieferung des 
Hundes erfolgt nur gegen 
Rüokgabe dieser Karte. 


b) Rückseite. 


Das Eln- und Ausiaden des Hendes, sowie das 
Überführen auf don Zuiwschselstationee hat der 


Reisende selbst zu besorgen. nen, nicht in den Personen- 
ma rn cn Hund ati urn wagen mitgeführten Hunde 
sind mit dem Zuge zu be- 
fördern, zu dem sie auf- 
geliefert werden. Ihre Aus- 
lieferung auf der Bestim- 


mungsstation muß erfolgen, 
sobald nach Ankunft des Zuges, zu dem die Aufgabe 
erfolgt war, die zur Bereitstellung erforderliche Zeit abgelaufen 
ist. Vorausgesetzt ist dabei, daß der Auflieferer hinsichtlich 
des ihm zufallenden Ein- und Umladens nichts versäumt hat. 
Hunde müssen nach Ankunft auf der Bestimmungsstation 
sofort abgeholt werden. Eine Verpflichtung, beförderte Hunde 
aufzubewahren, besteht für die Eisenbahnverwaltung nicht. 
Da Hunde, gleichgültig, ob sie im Per- 
sonenwagen mitgenommen oder abge- 
sondert von der Person des Reisenden befördert 
werden, stets taxpflichtig abgefertigt sein müssen, so 
kommt bei ihrer Mitnahme ein Frachtvertrag zu- 
stande. Die Eisenbahnverwaltung hat daher für den 
Schaden, der durch Verlust, Minderung oder Be- 
schädigung entsteht, zu haften. Die Haftung regelt 
sich nach den Bestimmungen für Güter. 
Die Eisenbahnverwaltung haftet nicht für den Schaden, der 
durch ein Verschulden des Aufgebers, durch höhere Gewalt oder 
durch äußerlich nicht erkennbare Mängel der Verpackung ver- 


Haftung. 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


ursacht ist. Sie haftet auch nicht für den Schaden, der bei 
lebenden Hunden aus der für sie mit der Beförderung ver- 
bundenen besonderen Gefahr entsteht. 


7. Verbandsverkehr. 


Unter Verbandsverkehr wird die direkte 
Abfertigung über mehrere Bahnen unter 
Einhebung der Fracht für die Gesamtstrecke auf der 
Aufgabestation verstanden. Für die Gepäckbeförde- 
rung ist die durchgehende Abfertigung besonders 
wichtig, weil eine wiederholte Neuaufgabe des Ge- 
päcks zu den lästigsten Unbequemlichkeiten einer 
Reise gehört. Die deutschen Bahnen haben die direkte 
Abfertigung auch im Verbandsverkehr in weitgehen- 
dem Maße eingerichtet. Die Einrichtung direkter Ab- 
fertigung ist durch den Reformtarif wesentlich ge- 
fördert und erleichtert worden. Da der unter A be- 
sprochene neue Gepäckzonentarif von allen größeren 
Bahnen angenommen worden ist, bedarf es beson- 
derer Vereinbarungen über die im Verbandsverkehr 
anzuwendenden Tarifsätze nicht mehr. Zur Erstellung 
direkter Sätze genügt es, für die betreffende Ver- 
bindung die Tarifentfernungen zusammenzustoßen, 
um die für die Frachtermittlung maßgebende Ent- 
fernungszone festzustellen. Nur diese Zone wird in 
den Tarif aufgenommen. Auch die Beförderungs- 
bedingungen, die früher für jeden Verkehr einen 
Gegenstand besonderer Vereinbarung bildeten, sind 
im Teil I des deutschen Personen- und Gepäcktarifs 
einheitlich festgesetzt. Der Teil I bildet die Grund- 
lage für alle deutschen Verbandsverkehre. Festzu- 
setzen sind nur noch die Wegevorschriften. Diese 
sind in der Regel für die Gepäckabfertigung die 
gleichen wie für die Personenabiertigung. Vereinzelt 
liegt auch das Bedürfnis vor, Gepäckabfertigung über 
andere Wege einzuführen, als die, für welche 
Personenfahrpreise im Tarif enthalten sind, wenn Ge- 
päckabfertigung auf zusammenstellbare Fahrschein- 
hefte, Fahrscheinhefte für Reiseunternehmer oder auf 
Rundreisehefte des internationalen Verkehrs häufiger 
verlangt wird. 

Der Umfang der Beteiligung am Wettbewerb richtet sich 
im Gepäckverkehr nach den Festsetzungen für den Personen- 
verkehr. 

Die Gepäcktarife bilden im Verbandsverkehr einen Bestand- 
teil der Personentarife. 

Die Verteilung der Einnahmen wird in der Regel monatlich 
für jede Verbindung nach Verhältnis der tarifarischen Strecken- 
länge der beteiligten Verwaltungen bewirkt. Eine Vereinfachung 
dieses Abrechnungsverfahrens steht in Erwägung. 


Gepäck. 


Einige Im Expreßgutverkehr ‚werden für jeden 

> * Verbandsverkehr besondere Tarife er- 
stellt. Die Grundlage für die Aufstellung der 
Verbandstarife bilden die Festsetzungen für Expreß- 
gut im Teil I des deutschen Personen- und 
Gepäcktarifs. Da die Tarifbildung, die Beförderungs- 
bedingungen, die Bestimmungen über die Zustellung 
für die deutschen Bahnen noch nicht einheitlich sind, 
müssen für den direkten Verkehr hierüber besondere 
Vereinbarungen in den einzelnen Verbänden getroffen 


und durch den Tarif veröffentlicht werden. Auch 
die Bedienung des Wettbewerbsverkehrs wird durch 
die Verbandsvereinbarungen geordnet. 

Erhöhte Bedeutung haben die Verbandstarife für Expreßgut 
gewonnen, seitdem die Abfertigung von Reisegepäck zu den 
Expreßgutsätzen vorgesehen ist. Bei Festsetzung des Umfangs 
der in die Tarife aufzunehmenden Abfertigungsmöglichkeit muß 
daher auch auf die Bedürfnisse des Reiseverkehrs Rücksicht ge- 
nommen werden. 

Die Bildung der Tarifsätze geschieht in der Regel durch 
Anstoß der nach den Tarifentfernungen ermittelten Anteilsätze 
der einzelnen Verwaltungen. Bei Expreßgut ist die Einbeziehung 
zahlreicher Wege in die direkte Abfertigung geboten, weil dem 
Aufgeber das Recht zusteht, den Zug und damit den Weg, auf 
dem die Beförderung geschehen soll, vorzuschreiben. Diese 
Ausdehnung der Abfertigung wird am einfachsten durch die 
Form des Schnittarifs erreicht. 

Die Verteilung der Expreßguteinnahmen geschieht entweder 
durch genaue Abrechnung derart, daß nach den abgefertigten 
Taxgewichten und Anteilssätzen der einzelnen Verkehrs- 
beziehungen das auf jede beteiligte Verwaltung entfallende 
Frachtaufkommen berechnet wird, oder nach vereinfachtem Ver- 
fahren, indem auf Grund der für längere Zeit vorgenommenen 
genauen Abrechnung Durchschnittssätze für Gewichts- oder 
Frachteinheiten ermittelt werden, nach denen die Verteilung des 
Gesamtaufkommens bewirkt wird. Auch beim Expreßgutver- 
kehr geht das Streben nach Vereinfachung der Abrechnung, um 
die Abrechnungskosten möglichst zu vermindern. 


8. Buchung und Abrechnung der Einnahmen. 


Auf größeren Stationen bestehen besondere Gepäck- 
schalter, auf kleineren Stationen ist die Gepäckabferti- 
gung in der Regel mit der Fahrkartenausgabe vereinigt. 

Die Einnahmen des Gepäckverkehrs werden täglich auf 
Grund der Stämme in den Gepäckscheinheften festgestellt und 
mit den aufgekommenen Nebengebühren in einem Tagesnachweis 
verzeichnet. Die Summe der Einnahmen wird täglich oder auch 
in mehrtägigen Abschnitten an die Stationskasse abgeliefert, 
von dieser nach den bestehenden Vorschriften gebucht und an 
die Hauptkasse abgeführt. Bei der Stationskasse wird nach- 
geprüft, ob die Ablieferungssumme mit der Solleinnahme über- 
einstimmt. 

Die täglichen Einnahmen werden in Gepäcknachweisungen, 
getrennt nach innerem und direktem Verkehr, eingetragen. In 
den Nachweisungen für den direkten Verkehr müssen die Er- 
hebungen für Zwecke der Abrechnung mit anderen Verwaltungen 
verkehrs- und stationsweise ausgeschieden eingetragen werden. 


Gepäck. 


Das Expreßgut wird im allgemeinen 
an den Gepäckschaltern abgefertigt. Auf 
Stationen mit bedeutendem Expreßgutverkehr be- 
stehen besondere Expreßgutschalter. Die Verrech- 
nung der Einnahmen geschieht bei Verwaltungen, die 
das Markenverfahren nicht besitzen, durch das Ab- 
gangsbuch. Die festgestellte Einnahme wird an die 
Stationskasse abgeliefert und von dieser, als Ein- 
nahme aus Expreßgut oder als Einnahme aus Gepäck- 
verkehr, an die Hauptkasse abgeliefert. 

Bei denjenigen Verwaltungen, die die Frankierung der 
Expreßgüter mit Marken vornehmen lassen, werden die nötigen 
Markenbestände als bares Geld an die Schalter abgegeben. Der 
Unterschied zwischen dem Markenvorrat bei Dienstbeginn und 
dem Bestand bei Dienstschluß bildet die Solleinnahme, die in die 
Verrechnung der Stationskasse übergeht. Die Abrechnungen 
über den direkten Verkehr werden entweder nach den Abgangs- 
büchern oder auf Grund der eingekommenen Paketadressen 
erstellt. 


Expreßgut. 


Kapitel XXII. 


Güter- und Tiertarife. 


Von Laury, Geheimem Regierungsrat und vortragendem Rat im Ministerium der öffentlichen Arbeiten in Berlin. 


1. Begrifi und Charakter. 

Die große Zahl der von den Eisenbahnen täglich 
zu befördernden Sendungen an Gütern und lebenden 
Tieren und die hierbei hervortretende regelmäßige 
Wiederkehr von Sendungen gleicher Art schließen es 
aus, über jeden Beförderungsfall eine Einzelabrede 
zu treffen. Die Beförderungsbedingungen müssen 
vielmehr im voraus feststehen. Nur hierdurch läßt 
sich auch die allen deutschen Bahnen gesetzlich auf- 
erlegte gleichmäßige Behandlung der auf ihre Be- 
nutzung angewiesenen Interessenten erreichen. Die 
Zusammenstellung der Bedingungen, zu denen eine 
Eisenbahn die Beförderung übernimmt, heißt Tarif. 
Nach dem Gegenstande unterscheidet man den 
Gütertarif, wenn es sich um die Beförderung von 
Gütern, den Tiertarif, wenn es sich um die Beförde- 
rung lebender Tiere handelt, ferner die in Kap. 20 und 
21 zur Darstellung gelangten Personen-, Leichen- und 
Gepäcktarife. 

Die Bedingungen bestehen in den Preisen 
(Taxen), zu denen die Beförderung stattfindet, und in 
den Vorschriften, die die Anwendung der Preise und 
ihre Berechnung im einzelnen regeln (Tarifvor- 
schriften). Bei der Massenhaftigkeit des Verkehrs 
lassen sich die Beförderungspreise auch nicht genau 
nach Leistung und Gegenleistung bemessen; es be- 
darf vielmehr der Festsetzung von Preisabteilungen 
(Tarifklassen oder im besonderen Sinne auch wieder 
Tarife genannt), die bestimmte Güter oder Tiere und 
bestimmte Beförderungsarten von annähernd gleichen 
Anforderungen zu einer Gruppe (Klasse) mit gleichen 
Beförderungsbedingungen zusammenfassen. Jede 
Tarifklasse besitzt ihren Einheitssatz (Einrechnungs- 
satz, Tarifsatz). 

Die Tarife bilden die Grundlage jedes Fracht- 
vertrages. Sie gelten mit Abschluß des Frachtver- 
trages als lex contractus (Vertragsrecht). Sie tragen 
aber nicht schon den Rechtscharakter einer Offerte, 
durch deren bloße Annahme der Frachtvertrag zu- 
stande käme; sie sind vielmehr nur erst die Auf- 
forderung an das Publikum zur Abgabe von An- 
geboten auf Beförderung, mit deren Annahme durch 


die Eisenbahn (Aufdruck des Tagesstempels der Ver- 
sandstation $ 61 Eisenbahnverkehrsordnung) erst der 
Frachtvertrag geschlossen wird. 


2. Voraussetzungen der Gültigkeit. 


(Rechtsbeständigkeit, Veröffentlichung, gleichmäßige Geltung. 
Refaktien. Erstattung aus Billigkeit. Tarifkonırolle des Reichs- 
eisenbahnamts.) 

Die Voraussetzungen für die Gültigkeit der 
Güter- und Tiertarife sind: 


a) die Rechtsbeständigkeit des Tarifs, 

b) seine ordnungsmäßige Veröffentlichung, 

c) seine gleichmäßige Geltung für alle, die die 
Bedingungen erfüllen. 


Zu a. Zur Rechtsbeständigkeit gehört 


1. der Erlaß durch die zuständige Verwaltungs- 
stelle, die die Eisenbahn rechtlich vertritt und ver- 
pflichten kann. 


2. ein den Vorschriften der Gesetze und der Kon- 
zession entsprechender Inhalt der tarifarischen Fest- 
setzung. Die Verfassung des Deutschen Reiches vom 
16. April 1871 trifft in dieser Beziehung in ihren vom 
Eisenbahnwesen handelnden Artikeln 41 bis 47 keine 
Bestimmungen. Auch die vom Bundesrat erlassene, 
mit Gesetzeskraft ausgestattete (auch in Bayern 
— mit gewissen Vorbehalten — gültige) deutsche 
Eisenbahn-Verkehrsordnung (EVO.) vom 1. April 
1909 (Reichsgesetzblatt 1909 S. 93 ff.) beschränkt 
sich auf folgende den Inhalt der Tarife betreffenden 
Festsetzungen: 

$ 6. Abs. 1. Die Eisenbahn hat Tarife aufzustellen, die 
über alle für den Beförderungsvertrag maßgebenden Be- 


stimmungen, über die Beiörderungspreise und die Neben- 
gebühren Auskunft geben. 


$ 6. Abs. 2. Die Beförderungspreise müssen dem Be- 
trage nach feststehen. 


Unzulässig wäre hiernach, im Tarif lediglich aus- 
zusprechen, daß dieselben Frachtsätze Platz greifen 
sollen, die über eine andere Eisenbahn erreichbar 
sind, denn es ließe dies den Betrag ungewiß. Dagegen 
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enthält in materieller Hinsicht, namentlich über die 
Höhe der Tarife die EVO. keine Bestimmungen. Dem 
Tarifhoheitsrecht der einzelnen deutschen Bundes- 
staaten ist deshalb eine Schranke nicht gesetzt. 


Zu b. Hinsichtlich der Öffentlichkeit der Tarife 
setzt die deutsche EVO. fest: 
§ 6 Abs. 1. Die Tarife bedürfen zu ihrer Gültigkeit der 
Veröffentlichung. 


$ 6 Abs. 5. Die Tarife treten nicht vor ihrer Ver- 
öffentlichung in Kraft, Tariferhöhungen oder andere Er- 
schwerungen der Beförderungsbedingungen frühestens 
zwei Monate nach der Veröffentlichung, wenn nicht der 
Tarif nur für eine bestimmte Zeit eingeführt war. 


Hierbei sind unter Tarife die des öffentlichen 
Verkehrs zu verstehen. Anschlußgebühren für die 
Bedienung von Privatanschlußgleisen bedürfen der 
Veröffentlichung nicht; auch hinsichtlich solcher be- 
stehen zwar bei den Eisenbahnverwaltungen be- 
stimmte Normen, diese erlangen indes immer erst 
durch ihre Aufnahme in den Privatanschlußvertrag 
Geltung und sind deshalb kein Tarif, auf dessen An- 
wendung das Publikum im voraus Anspruch hätte. — 
Art und Form der Veröffentlichung läßt die EVO. un- 
geregelt. In dem Vorwort der Tarife pflegen diese 
selbst die Zeitungen namhaft zu machen, durch die 
eine gültige Bekanntmachung geschehen soll. 

Was die Form der Veröffentlichung anlangt, so 
werden Änderungen und Ergänzungen der Tarife in 
der Regel durch neue Tarife oder durch Tarifnach- 
träge veröffentlicht, deren Erscheinen dann in der ge- 
schilderten Weise angezeigt wird. Erfolgt die Ein- 
führung durch bloße Verfügung, was vielfach ge- 
boten ist, um eine Vergünstigung dem Publikum 
schleunigst zugänglich zu machen, so ist gemäß 
Ausführungsbestimmung zu $ 6 EVO. entweder 
schon in den zur Veröffentlichung benutzten 
Blättern oder wo das nicht geschieht, in einem 
dem Publikum zugänglichen Tarifanzeiger einer 
deutschen Eisenbahnverwaltung auch die Höhe 
der neuen Frachtsätze oder Entfernungen und der 
Wortlaut der neuen Tarifvorschriften anzugeben, 
sofern nicht auf bereits eingeführte Frachtsätze oder 
Entfernungen verwiesen werden kann. 

Dem Publikum zugängliche Tarifanzeiger, die jede Tarif- 
verfügung so vollständig wiedergeben, wie sie die Dienststellen 
erhalten, jede Anfrage bei den Dienststellen mithin erübrigen, 
bestehen heute für alle deutschen Eisenbahnen; die preußisch- 
hessischen Staatsbahnen geben solchen zugleich für alle nord- 
deutschen Bahnen heraus mit Ausschluß der sächsischen Staats- 


bahnen, die wie die süddeutschen Verwaltungen ihren eigenen 
Anzeiger haben. 


Zu c. Hinsichtlich der gleichmäßigen Geltung 
der Tarife bestimmt die EVO. folgendes: 


$ 6 Abs. 1. Sie (die Tarife) sind bei Erfüllung der 
darin angegebenen Bedingungen für jedermann in der- 
selben Weise anzuwenden. 

$6 Abs. 3. Jede Preisermäßigung oder sonstige Ver- 


günstigung gegenüber den Tarifen ist verboten und 
nichtig. 
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Eine gleiche Feststellung trifft für den inter- 
nationalen Verkehr das Internationale Überein- 
kommen für den Eisenbahnfrachtverkehr (IÜ.) Art. 11. 
Nur für milde oder öffentliche Zwecke oder im dienst- 
lichen Interesse der Eisenbahnen sind Begünstigungen 
mit Genehmigung der Landesaufsichtsbehörde zu- 
lässig ($ 6 Abs. 4 EVO.). Hierzu rechnen insbesondere 
der Militärtarif und die Dienstguttarife. Im übrigen 
muß jeder Tarif jedem zur Verfügung stehen, der 
seine Bedingungen zu erfüllen bereit ist. Ander- 
seits ist jede den einzelnen begünstigende Abweichung 
von den Vorschriften des Tarifs kraft öffentlich recht- 
licher Bestimmung nichtig. 


Keineswegs ist aber schon jeder Fracht- 
nachlaß verboten. Frachtrückvergütungen greifen 
vielmehr in großer Zahl Platz. Sie sind zulässig da, 
wo schon der Tarif selbst sie bei Erfüllung gewisser 
Voraussetzungen in Aussicht stellt. Sie werden dann 
wie der Tarif selbst veröffentlicht und stehen jedem 
zu, bei dem die Voraussetzung, z. B. die Auflieferung 
einer bestimmten Jahresmenge vorliegt. Verboten 
und nichtig sind lediglich geheime Frachtnachlässe, 
die sich in Abweichung von den veröffentlichten Fest- 
setzungen des Tarifs vollziehen und auf eine Begünsti- 
gung des einen Verfrachters vor dem anderen hinaus- 
laufen. Solche geheimen Rabattbewilligungen heißen 
im eigentlichen Sinne Refaktien, man bezeichnet als 
Refaktien vielfach aber auch Rückvergütungen über- 
haupt. 

Streng genommen müßte das Verbot jeder Preisermäßigung 
gegenüber den Tarifen auch jede Frachterstattung aus 
Billigkeitsrücksichten ausschließen, d. h. eine Erstattung in 
Fällen, in denen der Tarif an sich richtig angewendet wurde, 
seine Anwendung aber eine Härte in sich schließt. Es entspricht 
jedoch dem kaufmännischen Charakter des Eisenbahntransport- 
geschäfts und der ständigen Übung bei den deutschen Eisen- 


bahnverwaltungen, gegebenfalls auch Billigkeitsgründe walten 
zu lassen. 


Die Kontrolle über das Tarifwesen, insbesondere 
hinsichtlich der an die Gültigkeit der Tarife zu stellen- 
den Anforderungen, steht außer über Bayern nach 
Artikel 45 der Reichsverfassung dem Reiche zu. Die 
Kontrolle des Reichs wird durch das Reichseisen- 
bahnamt ausgeübt. 


3. Gegenstand der Tarifierung. 


(Streckenfracht, Abfertigungsgebühr, Nebengebühren, Bahnhofs- 
fracht, Anschlußfracht.) 


Den Gegenstand der Tarifierung bildet die der 
Eisenbahn angesonnene Leistung. Diese besteht so- 
wohl in der Beförderung der Sendungen wie in den 
Maßnahmen, die die Beförderung vorbereiten und ab- 
schließen. Als Entgelt für die Beförderung dient die 
Streckenfracht, als Entgelt für die die Beförderung 
vorbereitenden und abschließenden Maßnahmen die 
Abfertigungsgebühr. Streckenfracht und Abferti- 
gungsgebühr zusammen ergeben den Frachtsatz, in 
den also bei den deutschen Bahnen die Abfertigungs- 
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gebühr regelmäßig mit eingerechnet wird (abweichend 
von dem Verfahren ausländischer Bahnen, die sie zum 
Teil als Nebengebühr in den Tarifen besonders aus- 
werfen). Wie die Streckenfracht die Streckenkosten, 
soll die Abfertigungsgebühr die sogen. Stationskosten 
decken, d. h. die auf der Versand- und Empfangs- 
station entstehenden Kosten für Annahme und Aus- 
händigung der Güter, für die Anfertigung der Begleit- 
papiere, das Bereitstellen und Verschieben der 
Wagen, das Vorhalten der Güterschuppen und Frei- 
ladegleise, das Verwiegen und Verladen der Stück- 
güter usw. Die Abfertigungsgebühr ist mithin für 
Nebenleistungen zu entrichten, wie sie vor und nach 
jeder Beförderung erwachsen, weshalb sich auch 
rechtfertigt, sie in den Frachtsatz selbst einzurechnen. 
Außerdem gibt es Nebenleistungen zur Beförderung, 
die nicht notwendig und regelmäßig, sondern nur bei 
besonderen Anforderungen vorkommen. Diese bilden 
den Gegenstand besonderer Nebengebühren, die ein 
eigener Nebengebührentarif zusammenstellt. 


Die Streckenfracht bildet den veränderlichen Be- 
standteil des Frachtsatzes, sie steigt mit der zu- 
nehmenden Entfernung, die die Sendung zurückzu- 
legen hat. Sie entsteht durch Vervielfältigung des 
Einheitssatzes (siehe Abschnitt 1) mit der Länge der 
Entfernung und dem aufgegebenen Gewicht (bei 
lebenden Tieren mit der aufgegebenen Stückzahl oder 
der Anzahl der gestellten Quadratmeter Bodenfläche), 
geteilt durch das dem Einheitssatz zugrunde liegende 
Einheitsgewicht (100 oder 1000 kg). Die Abfertigungs- 
gebühr ist dagegen der feste Bestandteil, von der 
Länge des Entfernungsweges unabhängig, weil es ja 
auch die Stationskosten sind. Dies gilt für den Güter- 
verkehr jedoch nur auf Entfernungen von mehr als 
100 km, für die die Abfertigungsgebühr auf den deut- 
schen Staatsbahnen in den Klassen des Normalgüter- 
tarifs folgende ist: 


Für 100 kg in Pfennig 
Eilstück- Frachtstück- Allgemeine Wagen- Spezial- 


gut gut ladungsklassen tarife 
Al B 
40 20 20 12 12 


Für den Nahverkehr aber (in der allgemeinen 
Wagenladungsklasse B bis 40 km, sonst bis 
100 km) hat man die Abfertigungsgebühr in den 
Klassen des Normalgütertarifs zumeist ermäßigt, 
weil eine für alle Entfernungen gleiche Gebühr die 
Sendungen auf kürzere Entfernungen naturgemäß 
stärker belastet als auf weite Entfernungen, und eine 
allzustarke Belastung des Nahverkehrs vermieden 
werden sollte. Auf den preußisch-hessischen Staats- 
bahnen, denen sich auch die sächsischen, mecklen- 
burgischen und oldenburgischen Staatsbahnen sowie 
die Reichseisenbahnen in Elsaß-Lothringen ange- 
schlossen haben, beträgt hier die Abfertigungsgebühr 
des Normaltarifs 
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für 100 kg in Piennig 


auf Eilstück- Frachtstück- Ladungs- Spezial- 
gut gut klasse tarife 
Al -B 

1— 10km 20 10 10 8 6 
11— 20 „ 22 11 11 9 6 
21— % „ 24 12 12 10 6 
3ıI— 0 „ 26 13 13: n 6 
41— 50 „ 28 14 14 12 6 
'51— 60 „ 30 15 i 2 9 
61— 70 „ 32 16 6 2 9 
71— 80 „ 34 17 2 732 9 
8i— 90 „ 36 18 B R 9 
91—100. „ 38 19 2 9 
über 100 „ 40 20 20 - 32 12 


Der Tiertarif kennt die Ausnahme für den Nah- 
verkehr zumeist nicht. Auf den preußisch-hessischen 
Staatsbahnen betragen hier die Abfertigungsgebühren 
auf jede Entfernung 


bei allen Ladungsklassen für das qm 40 Pf. 
in den Stückklassen 


S. 1 (Pferde) 52. S. 4 (Kleinvieh) 
bis zu für jed, bis zu für je 
4St.je weit.St. proStück 10St.je weit.5 St. 
100 Pf. soPf. 60Pf. 20Pf. 10Pf. 50 Pi. 


Unabhängig ist die Abfertigungsgebühr hiernach 
nur von der Entfernung (bis auf die Ausnahme im 
Nahgüterverkehr), im übrigen berechnet auch sie sich 
nach dem Gewicht oder im Tierverkehr nach der 
Ladefläche oder der Stückzahl. Beträgt sie in der 
allgemeinen Wagenladungsklasse B 12 Pf. für 100 kg, 
so ergibt dies für 10 000 kg 12 M., für 15 000 kg 18 M. 
Die Abfertigungsgebühr ist also für eine Ladung von 
15 t um 50% höher als für eine Ladung von 10 t, ob- 
wohl die Stationskosten mit der Größe des Wagens, 
wenn auch etwas, so doch jedenfalls nicht im Verhält- 
nis des Ladegewichts zunehmen. Hierauf stützt sich 
die seit Jahren von der Industrie gestellte Forderung, 
daß man die Abfertigungsgebühr bei den größeren 
Wagen ermäßige, damit auch die Industrie teilhabe an 
den Vorteilen, die große Wagen den Eisenbahnen ein- 
bringen, und zugleich ein größerer Anreiz zu ihrer Be- 
nutzung geschaffen werde. Wird dieser Forderung 
auch nicht jede Berechtigung abgesprochen werden 
können, so bedingt sie doch eine Frachtherabsetzung 
nicht nur für bestimmte Industriezweige, deren wirt- 
schaftliche Lage eine solche vielleicht wünschenswert 
erscheinen lassen könnte, es wäre vielmehr eine 
Frachtermäßigung allgemein für alle wirtschaftlichen 
Kreise, die Wagen von größerer Tragfähigkeit zu ver- 
wenden in die Lage kommen; hierfür wird erst der 
Nachweis eines wirtschaftlichen Bedürfnisses erbracht 
werden müssen, solange die Finanzlage auf diesen 
nicht zu verzichten gestattet, zumal alle bis- 
herigen Frachtermäßigungen die heutige Abferti- 
eungsgebühr vorausgesetzt haben und ohne sie 
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vielleicht weder nötig noch möglich gewesen wären. 
Auch bringen die großen Wagen schon jetzt nicht 
nur der Eisenbahn Vorteil, sondern auch der 
Industrie, der sie eine bessere Ausnutzung ihrer 
industriellen Anlagen ermöglichen. Es ist aber 
auch in Betracht zu ziehen, daß die Abfertigungs- 
gebühr nicht lediglich ein Entgelt für die Stations- 
kosten vorstellt, sondern namentlich auf kürzeren 
Strecken auch die Aufgabe einer Frachtgrundgebühr 
zu erfüllen hat. Eine Frachtgrundgebühr aber 
dürfte mit Recht für eine Ladung von 15 t höher zu 
bemessen sein als für 10 t. 


Der aus Streckensatz und Abiertigungsgebühr sich zu- 
sammensetzende Frachtsatz greift immer nur für die Abfertigung 
zwischen zwei verschiedenen Tarifstationen, also für die Be- 
förderung auf freier Strecke Platz. Bleibt eine Sendung inner- 
halb einer Station, vollzieht sich die Beförderung also nur von 
einem an eine Station angeschlossenen Werk oder von einer 
Ladestelle der Station nach einem anderen Anschlußwerk oder 
einer sonstigen Ladestelle derselben Station, so fehlt es an einem 
Streckensatz, für den eine im Tarif feststehende Entfernung, also 
die Beförderung zwischen zwei Tarifstationen Voraussetzung 
ist; es kommt in solchen Fällen deshalb nicht die gewöhnliche 
Fracht, sondern eine besondere Bahnhofsfracht (Stations- oder 
Ortsfracht) zur Erhebung. Sie besteht in einer Pauschalsumme, 
die auf den preußisch-hessischen Staatsbahnen mindestens 6 M. 
für den Wagen ausmacht, im übrigen aber nach dem Lade- 
gewicht des verwendeten Wagens verschieden ist. 

Von der Bahnhofsfracht ist noch wieder die Anschlußfracht 
zu unterscheiden, die für die Überführung einer Sendung nach 
oder von einem Privatanschlußgleise und für die Beförderung 
auf diesem erhoben wird. Sie kann nur in Verbindung mit der 
gewöhnlichen Tariffracht oder einer Bahnhofsfracht vorkommen, 
sei es, daß die Beförderung auf dem Anschluß der Beförderung 
auf der freien Strecke oder einem Bahnhofstransport voraufgeht 
oder nachfolgt. 


4. Die Tariigrundlagen. 


(Verwaltungsgrundsatz. Tarifsystem und Tarif- 
schema.) 

Die Grundlage für die Güter- und Tiertarife geben 
einerseits das herrschende Wirtschaftssystem ab und 
andererseits das besondere Tarifsystem, das zur An- 
wendung kommt. Von beiden ist Gestalt und Inhalt 
der Güter- und Tiertarife gleichmäßig abhängig. Aus 
dem herrschenden Wirtschaftssystem entnimmt der 
Tarif Ziel und Richtung, aus dem Tarifsystem den 
äußeren Aufbau. 

a) Volkswirtschaftlich können für die Tarif- 
gestaltung sowohl die Grundsätze der Privatwirt- 
schaft wie der Gemeinwirtschaft in Frage kommen, 
zwischen welchen beiden Wirtschaftsformen das 
Eisenbahnwesen in Deutschland lange streitig ge- 
wesen ist. Erst seit den großen Verstaatlichungen in 
Preußen in der ersten Hälfte der achtziger Jahre des 
vorigen Jahrhunderts, die den Erfolg hatten, dab 
Ende 1908 in Deutschland 53 101,67 km Staatsbahnen 
4252,27 km Privatbahnen gegenüber standen, ist die 
Entscheidung endgültig zugunsten einer in der Haupt- 
sache gemeinwirtschaftlichen Handhabung des ge- 
samten Eisenbahnwesens und somit auch der Tarife 
gefallen, und das mit Recht, weil nur die Gemein- 


wirtschaft in vollem Umfange den öffentlichen Auf- 
gaben gerecht zu werden vermag, denen die Eisen- 
bahnen insbesondere durch ihre Tarifgestaltung zu 
dienen haben. Dies folgt sowohl aus der Bedeutung 
der Eisenbahnen für das wirtschaftliche Leben wie 
aus der Monopolstellung, die sie nach der Natur ihres 
Betriebes einnehmen. Jene verlangt gebieterisch, 
daß das Interesse der Allgemeinheit vollen Einfluß 
gewinnt, diese wird in den Händen der Allgemeinheit, 
d. h. in erster Linie des Staates regelrecht erst er- 
träglich. 

Im Gegensatz zur privatwirtschaftlichen Tarif- 
gestaltung, die auf dem Erwerbsgrundsatz aufgebaut 
ist, strebt eine rein gemeinwirtschaftliche Tarif- 
gestaltung nur die Deckung der Betriebskosten an, 
allenfalls noch die Kosten der Verzinsung und Amorti- 
sation des Anlagekapitals, und läßt sich im übrigen 
an dem wirtschaftlichen ‚Nutzen, den sie stiftet, ge- 
nügen (Grundsatz der öffentlichen Anstalt). 

In solcher Reinheit kann sich jedoch eine gemein- 
wirtschaftliche Tarifgestaltung in der Praxis schwer 
durchsetzen; die wachsenden Kulturaufgaben, die der 
moderne Staat zu erfüllen hat, zwingen ihn dazu, aus 
seinen Eisenbahnen zum Teil auch eine werbende An- 
lage zu machen, die dazu beiträgt, ihm die Mittel für 
jene zu liefern. Man vergegenwärtige sich nur, daß der 
Betriebsüberschuß der preußisch-hessischen Staats- 
bahnen im Jahre 1909 638 425 000 M. betrug, wovon 
13 539 000 M. auf Hessen, 624 886 000 M. auf Preußen 
entfielen, während an Einkommensteuer in Preußen in 
demselben Jahre 284 075 866 M. veranlagt waren. Der 
Eisenbahnbetriebsüberschuß betrug also mehr als 
das Doppelte der ganzen Einkommensteuerveranla- 
gung. Ohne ihn hätte die staatliche Einkommensteuer 
rund das 3'/,fache betragen müssen, um Ersatz zu 
liefern. Selbst die 183 Millionen Mark, die nach Ver- 
zinsung des Anlagekapitals die preußischen Staats- 
bahnen im Jahre 1909 noch für allgemeine Staats- 
zwecke als Reinüberschuß abwarfen, würden noch 
eine Erhöhung der Staatseinkommensteuer um mehr 
als 63% zum Ersatze gefordert haben. Wie schwer 
ein solcher Ersatz zu schaffen wäre, läßt schon die 
Tatsache erkennen, daß der Betriebsüberschuß von 
624,8 Millionen nicht weniger als 4,5% des gesamten 
14 Milliarden Mark betragenden steuerpflichtigen Ein- 
kommens in Preußen ausmachte. Jener Überschuß 
ist deshalb mit Recht wohl als eine Verkehrssteuer be- 
zeichnet worden, aber diese ist solange und insoweit 
nicht entbehrlich, als nicht durch anderweite Steuern 
Ersatz für sie geschaffen werden kann. 


Hieraus ergibt sich also auch für den Staat eine 
Tarifgestaltung mit dem Ziele eines tunlichst hohen 
Überschusses (Grundsatz der öffentlichen Unter- 
nehmung). Gleichwohl ist sie keine privatwirtschaft- 
liche, sondern hält zwischen solcher und einer rein 
gemeinwirtschaftlichen Tarifgestaltung die Wage. 
Denn einmal fließt beim Staate — abgesehen davon, 
daß die Gefahren einer privaten Monopolgewalt ver- 


mieden werden — der Überschuß immer der Gemein- 
schaft zu, und außerdem schließt es der staatliche 
Charakter aus, daß der Überschuß das ausschließliche 
oder auch nur das in erster Reihe stehende Ziel ab- 
gibt. Die Hauptsache bleibt immer die Förderung der 
wirtschaftlichen Interessen des Landes. Anderseits 
wird allerdings, ie größer die aus einer Tarifmaß- 
nahme zu erwartenden Ausfälle sich stellen, um so 
peinlicher die wirtschaftliche Notwendigkeit zu prüfen 
sein. Denn jeder wirtschaftlich nicht begründete 
Tarifnachlaß entzieht die entsprechende Einnahme 
dem allgemeinen Besten. 

Die Tarifgestaltung bleibt auch dann noch eine 
gemeinwirtschaftliche, wenn sie zu Überschüssen 
führt, sofern nur die Tarife für die Bedürfnisse des 
Verkehrs zweckdienliche, d. h. solche bleiben, bei 
denen Handel und Wandel gedeihen kann. Das 
Charakteristische einer gemeinwirtschaftlichen Tarif- 
gestaltung liegt mithin in einer weitgehenden An- 
passung an die wirtschaftlichen Bedürfnisse von 
Handel und Verkehr, die das oberste Gesetz für sie 
sind; außerdem zählen größere Stetigkeit und Gleich- 
mäßigkeit, Übersichtlichkeit und unbedingte Öffent- 
lichkeit der Tarife zu ihren Merkmalen. 

Die privatrechtliche Tarifgestaltung unter der früheren Vor- 
herrschaft der Privatbahnen in Deutschland (Grundsatz der 
Privatunternehmung) hielt dagegen auf hohe Tarife, wo ein 
freies Bestimmungsrecht dazu vorlag, und war anderseits 
sofort zu Zugeständnissen geneigt, wo eine Gewinnaussicht 
Rücksicht zu nehmen gebot, sei es, daß es galt, Verkehr 
heranzuziehen, sei es, Wettbewerb von ihm abzuwehren. 
Die Folge waren sowohl sehr ungleiche wie ständig 
wechselnde Tarife, die schließlich zu einem solchen Tarifwirr- 
warr führten, daß die Regierungen eingriffen, und unter ihrem 
Druck 1877 der noch heute geltende sogen. Reformtarif wenig- 
stens die formale Tarifeinheit, d. h. ein gemeinsames Tarif- 
schema mit übereinstimmenden Tarifklassen, brachte. 

b) Tarifsystem nennt man die Gesamtheit der 
Grundsätze, nach denen die Tarifklassen gebildet und 
die Bedingungen für ihre Anwendung festgesetzt, d. h. 
die Beförderungsgegenstände tarifarisch erfaßt 
werden. Die Tarifklassen selbst und die ganze 
äußere Anordnung des Tarifs heißen das Tarifschema. 
Man unterscheidet das Gewichts- und Wagenraum- 
system, das Wertsystem und ein beide ver- 
schmelzendes gemischtes Tarifsystem. 

1. Das Gewichts- und Wagenraumsystem (kurz- 
weg Raumsystem genannt) bemißt den Beförderungs- 
preis außer nach dem Gewicht nach dem Raum, den 
das Gut in dem Wagen, darin es verladen wird, ein- 
nimmt. Es geht somit lediglich von der Leistung aus, 
die die Eisenbahn auf sich nimmt, und heißt deshalb 
auch das natürliche System, weil es an sich als das 
naheliegendste erscheint, wie die Leistung den Gegen- 
stand der Tarifierung abgibt, so sie allein auch den 
Maßstab für den Beförderungspreis bilden zu lassen. 
Die Leistung ist aber von der Raumbeanspruchung 
deshalb besonders abhängig, weil in dem Maße, wie 
eine Sendung den Wagenraum ausnutzt, das Verhält- 
nis der im Eisenbahnverkehr besonders großen Tara 
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oder der toten Last (d. h. des Eigengewichts von 
Lokomotive und Wagen) zur Nutzlast (dem Gewicht 
des verladenen Gutes) sich bessert, der Beförderungs- 
aufwand also geringer wird. Das Raumsystem führt 
hiernach zu einer Taraklassifikation, d. h. zu einer 
Tarifierung der Güter nach der Wagenausnutzung, 
während der Wert der Güter als die Leistung nicht 
beeinflussend vollständig unberücksichtigt bleibt. 
Außer dem Grade der Wagenausnutzung wirken bei 
diesem System nur noch Menge und Gewicht der 
Güter und die Schnelligkeit der Beförderung mit- 
bestimmend für die Preisbemessung. 

Die Vorzüge eines reinen Wagenraumtarifs 
gegenüber einer vielgestaltigen und häufigen Ände- 
rungen unterliegenden Klassifikation nach dem Werte 
der Güter bestehen in seiner Einfachheit und Klarheit, 
seiner größeren Stetigkeit und der Kostenersparnis 
durch bessere Wagenausnutzung und durch ge- 
ringeren Personalbedarf infolge seiner leichteren 
Handhabung. Dennoch hat ein Wagenraumtarif nur 
erst spät und vereinzelt in Deutschland Eingang ge- 
funden (1867 bei der nassauischen Staatsbahn und 
nach dem deutsch-französischen Kriege bei den elsaß- 
lothringischen Bahnen und im Verkehr mit diesen); 
er hat auch hier nicht ganz rein bestanden und wurde 
1877 mit Einführung des einheitlichen deutschen 
Reformtarifs wieder beseitigt. Der Grund ist der, 
daß der Raumtarif zu sehr von den Selbstkosten 
ausgeht und der großen Verschiedenheit in den 
Verhältnissen der Güter zu wenig Rechnung trägt. 
Dem privatwirtschaftlichen Erwerbsprinzip konnte 
außerdem nur eine Tarifberechnung gerecht werden, 
die den Beförderungspreis nach dem Wert der 
Leistung für den Ersteher bemißt und jedem Gut die 
Fracht auferlegt, die es vertragen kann. Diesem 
Grundsatz entspricht. 


2. das Werttarifierungssystem, das sich mit dem 
Fortschreiten des Eisenbahntarifwesens zu dem 
herrschenden Tarifsystem in Deutschland entwickelte. 
Es geht nicht von der der Eisenbahn bei der Beförde- 
rung zufallenden Leistung, sondern von dem Beförde- 
rungsgegenstande, dem Gute, aus und bemißt den 
Beförderungspreis nach dem Werte des Guts. Es 
führt also zu einer verschiedenen Tarifierung der 
Güter nach ihrem verschiedenen Werte (Wert- 
tarifierung), während das Raumsystem alle Güter 
gleichmäßig behandelt, von dem Gedanken ausgehend, 
daß es die gleiche Leistung ist, ob die Eisenbahn nun 
einen Sack Kartoffeln oder einen Ballen Seide be- 
fördert. 

Obwohl dies zutrifft, ist dennoch eine Wert- 
tarifierung vor dem Wagenraumtarif wirtschaftlich 
richtiger und nicht bloß von dem Erwerbsgrundsatz 
der Privatbahnen aus, sondern gerade auch vom 
Standpunkt gemeinwirtschaftlicher Tarifgestaltung 
berechtigt. Denn der gleiche Tarifsatz für alle Trans- 
porte, wie ihn der Wagenraumtarif vorsieht, muß not- 
wendig die verschiedenen Güter sehr ungleich be- 
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lasten, das hochwertige oft nur mit einem geringen 
Bruchteil, das geringwertige gleich mit einem mehr- 
fachen seines Wertes. Derselbe Frachtsatz, der das 
hochwertige Gut nur unbedeutend belastet, kann dem 
geringwertigen überhaupt die Transportfähigkeit 
nehmen. Den Tarifsatz etwa allgemein so niedrig zu 
bemessen, wie ihn die billigen Massengüter verlangen, 
wäre wohl erst angängig, wenn die Bahnen auf jeden 
Betriebskostenüberschuß zu verzichten vermöchten, 
ein Zustand, der auch für Staatsbahnen (vergl. die 
Darlegungen dieses Abschnittes unter a) noch nicht 
gekommen ist. Solange wir aber nicht alle Güter 
gleich niedrig tarifieren können, ist es volkswirt- 
schaftlich geboten, die geringwertigen Güter billiger 
zu fahren als die anderen, weil jenen hierdurch die Be- 
förderung erst ermöglicht wird. 

Die Werttarifierung findet ihre Rechtfertigung deshalb nicht 
nur darin, daß es dem Erwerbsprinzip entspricht, von jedem 
Gute die Fracht zu nehmen, die es tragen kann; ihre Recht- 
fertigung liegt vor allem darin und zwar auch für eine gemein- 
wirtschaftliche Tarifgestaltung, daß sie die geringwertigen 
Massengüter erst transportfähig macht und zu der nicht nur im 
Interesse der Eisenbahnen gelegenen, sondern auch erst den 
vollen volkswirtschaftlichen Nutzen bringenden Massennutzung 
der Eisenbahnen führt (vergl. auch Abschnitt 5A). 


Anderseits ist es natürlich nicht angängig, für 
jedes einzelne Gut eine seinem Werte entsprechende 
Tarifierung festzusetzen, sondern man ist genötigt, 
Tarifklassen zu bilden, die die Güter von annähernd 
gleichem Werte zusammenfassen. Der Umstand, daß 
es sich hierbei nur um Annäherungswerte handeln 
kann, während die Verhältnisse der eine und dieselbe 
Klasse bildenden Güter im einzelnen vielfach ausein- 
andergehen, bringt naturgemäß von Haus aus manche 
Ungleichheit in der Tarifierung der Güter mit sich, 
die indes solange belanglos ist, als die betreffenden 
Güter nicht im Wettbewerb miteinander stehen, 
andernfalls selbstverständlich Wandel zu schaffen ist. 
Von ungleich größerer Bedeutung ist es, daß die Ein- 
ordnung in eine Tarifklasse nicht nach dem Ge- 
brauchswert, sondern nach dem Verkehrswert des 
Gutes vor sich zu gehen hat. Es erhellt ohne 
weiteres die besondere Schwierigkeit, die. es 
haben muß, den Verkehrswert eines Gutes richtig 
zu ermitteln und die Fracht, die es tragen kann, 
zutreffend abzuschätzen. Es bedarf hierzu einer 
genauen Ermittlung der wirtschaftlichen Verhält- 
nisse, unter denen sich Herstellung und Absatz 
des Gutes vollziehen. Diese Aufgabe obliegt für die 
Gesamtheit der deutschen Bahnen zurzeit der stän- 
digen Tarifkommission der deutschen Eisenbahnen, 
die sich hierzu der sachkundigen Mitwirkung des 
Ausschusses der Verkehrsinteressenten erfreut. 


Gelingt es auf diese Weise, der Schwierigkeit 
Herr zu werden, so bleibt anderseits gegenüber dem 
Raumtarif eine geringere Übersichtlichkeit sowie auch 
der Umstand bestehen, daß die Wertklassifikation 
wegen der wechselnden wirtschaftlichen Verhältnisse 
steter Nachprüfung und Änderung bedarf. Trotzdem 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


hat sie wegen des volkswirtschaftlichen Nutzens, den 
sie durch die Heranziehung auch der geringwertigen 
Güter zur Eisenbahnbeförderung stiftet, sich bei den 
Eisenbahnen aller Länder in Geltung gesetzt. 

Was unter der Herrschaft des Privatbahnsystems in 
Deutschland gegen sie einnahm, war, abgesehen von ihrer viel- 
fach zu ungerechter Behandlung der Interessenten führenden 
Handhabung, die Übertreibung, die sie durch Herstellung über- 
mäßig zahlreicher Wertklassen fand, die zudem noch bei jeder 
Bahn andere waren, sowie daß sie es an jedem Anreiz fehlen 
ließ, ganze Ladungen zu bilden, was natürlich auf die Wagen- 
ausnutzung nachteilig einwirken mußte. Diese Mängel ver- 
meidet das mit dem Normaltarif von 1877 angenommene ge- 
mischte System. 

3. Das gemischte Tarifsystem, das vor Einführung 
des Normaltarifs seit 1874 im wesentlichen bereits in 
Bayern und Württemberg bestanden hatte, ist das 
heute in Deutschland allgemein geltende Tarifsystem 
und sucht die Vorteile des Raum- und Wertsystems 
zu vereinigen. Es entnimmt dem Raumsystem die 
Unterscheidung zwischen Eilgut und Frachtgut wie 
zwischen Stückgut und Wagenladung und knüpft den 
Begriff der Wagenladung an die gleichzeitige Auf- 
lieferung von mindestens 10000 kg bei ganzen 
Ladungen und 5000 kg bei halben Ladungen mit 
einem Frachtbrief für einen Wagen. Hierdurch wird 
zur Bildung ganzer Ladungen zwecks wirtschaftlicher 
Ausnutzung des Fassungsraums der Wagen hin- 
reichender Anreiz geboten. Den Anforderungen 
des Wertsystems wird dagegen dadurch Rech- 
nung getragen, daß für Wagenladungen mehrere 
Klassen vorgesehen sind, nämlich eine allgemeine 
Wagenladungsklasse für ganze und halbe Ladungen 
und drei Spezialtarife, in die die Güter nach ihrem 
Werte einzureihen sind. Alle nicht in einem der 
Spezialtarife besonders genannten Güter gehören zur 
allgemeinen Wagenladungsklasse. 

Stückgutklassen bestanden ursprünglich nur ie 
eine für Eilgut und Frachtgut. Nachträglich ist im 
Jahre 1892 ein Spezialtarif für bestimmte Stückgüter 
und 1899 ein Spezialtarif für bestimmte Eilgüter, also 
je eine ermäßigte Stückgutklasse hinzugekommen. 
Die Spezialtarife für Wagenladungen gelten nur 
bei Aufgabe von 10000 kg. Für Sendungen von 
5000 kg besaßen sie ursprünglich. eine gemeinsame 
Nebenklasse, den Spezialtarif A2. Seit 1886 gilt 
dieser nur noch als Nebenklasse der Spezialtarife I 
und II, während als Nebenklasse des Spezialtarifs III 
bei Auflieferung von nur 5000 kg der Spezialtarif II 
Anwendung findet. 

Das für alle deutschen Bahnen geltende Gütertarifschema 
ist hiernach zurzeit folgendes: 

Allgemeine Eilstückgutklasse, 

Spezialtarif für bestimmte Eilgüter, 

Eilwagenladungsklasse mit den Sätzen der allgemeinen 
Wagenladungsklassen für das doppelte des nach diesen 
zur Frachtberechnung zu ziehenden Gewichts, 

Allgemeine Wagenladungsklasse A 1 bei Verladung von 
mindestens 5000 kg, 

Allgemeine Wagenladungsklasse B bei Verladung von 
mindestens 10000 kg, 
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Spezialtarif I 
be II 
s II 

mit Nebenklasse, 

Spezialtarifi A 2 für Güter der Spezialtarife I und II bei 
Verladung von mindestens 5000 kg, 

Spezialtarif II für Güter des Spezialtarifs III bei Ver- 
ladung von mindestens 5000 kg. 


bei Verladung von mindestens 
10000 kg 


Der deutsche Eisenbahn-Tiertarif unterscheidet 
Stücksätze (S.-Klassen) und Ladungssätze (L.- 
Klassen). In beiden Kategorien bildet er Sonderklassen 
für Großvieh und Kleinvieh, diese wieder noch in 
Solche für Kleinvieh in einbödigen und mehrbödigen 
Wagen teilend. 


5. Die Bildung der Tarife. 


A. Selbstkosten (Art und Höhe, Einfluß im allgemeinen und bei 

verschiedenem Leistungsaufwand, bedingt durch Entfernung, 

Menge und Gewicht, Sperrigkeit, Länge, Kostbarkeit, Gefähr- 

lichkeit des Gutes, beschleunigte und bedeckte Beförderung). 

B. Der Verkehrswert der Beförderung. C. Einfluß des Wett- 
bewerbes. 

Während der Verwaltungsgrundsatz und das von 
diesem beeinflußte besondere Tarifsystem den Güter- 
und Tiertarifen ihr allgemeines Gepräge geben, er- 
langen für die Bildung der Tarife im einzelnen, d. h. 
für die Festsetzung der Taxen und Anwendungs- 
bedingungen die Selbstkosten der Beförderung einer- 
seits und der Verkehrswert der Beförderung ander- 
seits Bedeutung. Erstere bilden die Grenze nach unten, 
hinter der die Tarife regelrecht nicht zurückbleiben 
dürfen, soll der Betrieb wirtschaftlich bleiben, letzterer 
stellt für die Tarife die Höchstgrenze dar, darüber 
hinaus sie zweckwidrig wirken würden. Innerhalb 
des Spielraums, den beide Grenzen lassen, üben dann 
die Rücksichten des Wettbewerbes ihren besonderen 
Einfluß aus. 


A. Die Selbstkosten. 
1. Art und Höhe der Selbstkosten. Zu den Selbst- 
kosten der Eisenbahnen rechnen 
a) die Kosten der Verzinsung und Tilgung des 
Anlagekapitals, 


b) die Betriebskosten. 


Die Selbstkosten sind entweder feste oder ver- 
änderliche, je nachdem sie in ihrer Höhe von dem 
Verkehrsumfang unabhängig sind oder mit ihm 
Wachsen. Zu den festen Selbstkosten rechnen die 
Kosten für Verzinsung und Tilgung des Anlage- 
kapitals sowie erfahrungsgemäß etwa die Hälfte der 
Betriebskosten. Zu diesem Teil bleiben die Betriebs- 
kosten innerhalb einer bestimmten Verkehrsgrenze 
entweder gleich oder sie steigen doch nicht ent- 
Sprechend der Zunahme des Verkehrs, und erst das 

berschreiten der vorhandenen Leistungsfähigkeit er- 
fordert wieder einen größeren Mehraufwand. 

Bei Teilung der Gesamtsumme der festen Selbst- 
kosten des Güterverkehrs einer Bahn durch die Ge- 
Samtzahl der geleisteten Tonnenkilometer würde man 


den auf das einzelne Tonnenkilometer entfallenden 
Anteil an den festen Selbstkosten erhalten. Wächst 
der Verkehr, steigt also die Zahl der Tonnenkilometer 
und somit der Divisor, so muß bei jener Teilung der 
Quotient, d. h. der auf -die Leistungseinheit, das 
Tonnenkilometer, entfallende Selbstkostenanteil sich 
vermindern. Die festen Selbstkosten nehmen also mit 
Zunahme des Verkehrs für die Leistungseinheit, das 
einzelne Tonnenkilometer, ab. Und ebendasselbe tun 
die Selbstkosten überhaupt, weil die festen Selbst- 
kosten in ihnen überwiegen, außerdem die veränder- 
lichen Selbstkosten mit der Zahl der Tonnenkilometer., 
d. h. mit dem Divisor, gleichmäßig wachsen, also stets 
den gleichen Teilbetrag als Quotienten ergeben 
müssen. 

Die Tatsache, daß die Selbstkosten für eine ge- 
wisse Transportleistung (das Tonnenkilometer) ab- 
nehmen, wenn die Zahl der Transportleistungen, also 
der Verkehr zunimmt, daß mithin die einzelne Trans- 
portleistung um so weniger Selbstkosten zu tragen 
hat, je stärker der Verkehr ist, nennt man das Gesetz 
der Massennutzung oder auch das Preisgesetz des 
Verkehrs. 

Billige Tarife für geringwertige Massengüter, die diesen 
erst die Transportfähigkeit geben (Abschnitt 4 Abs. b Ziff. 2), 
rechtfertigen sich sonach auch unter dem Gesichtspunkt, daß sie 


mit ihren großen Mengen zugleich die Selbstkosten für die 
einzelne Transportleistung vermindern, 


Der Frachtsatz ist nicht immer nur von den 
Selbstkosten abhängig; ein Frachtsatz, der Verkehrs- 
zuwachs schafft, beeinflußt umgekehrt auch wieder 
die Selbstkosten. Hiermit ist aber nicht gesagt, daß 
nun auch jede Tarifermäßigung eine Verkehrs- 
zunahme und mit dieser ein Herabgehen des Selbst- 
kostenanteils der einzelnen Transportleistung im Ge- 
folge hat. Dies wird vielmehr nur dann eintreten, 
wenn 

a) Gütererzeugung und Güterabsatz nach den 
vorliegenden Verhältnissen einer Steigerung 
überhaupt noch fähig sind, 

b) der Güterzuwachs sich innerhalb der vor- 
handenen Leistungsfähigkeit des Bahn- 
betriebes hält, also nicht Anforderungen stellt, 
die das Maß der festen Selbstkosten über- 
steigen, und 

c) die Tarife nicht an sich schon so niedrig sind, 
daß die noch mögliche Ermäßigung zu gering- 
fügig ausfällt, um noch eine besondere Wir- 
kung auf den Verkehr auszuüben. 

Zeitigt eine Ermäßigung keinen neuen Verkehr, so 
wird sie eben nur die Einnahme aus dem vorhandenen 
schmälern. 

2. Der Einfluß der Selbstkosten auf die Tarif- 
bildung. Dem nachgewiesenen Einfluß des Verkehrs 
auf die Selbstkosten steht ein Einfluß der Selbstkosten 
auf die Tarifbildung im allgemeinen nicht gegenüber. 
Eine Abhängigkeit des Tarifes von den Selbstkosten 
besteht nur insoweit, als seine Sätze unter diese regel- 
recht nicht hinuntergehen dürfen. Darüber hinaus 
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sind die Selbstkosten für die Tarifbildung gleichgültig. 
Sie stellen sich einmal für jede Bahn und jede Linie 
verschieden, worin der Tarif unmöglich folgen könnte, 
und anderseits ändern sie sich, wie dargetan wurde, 
mit zunehmendem Verkehr. Sie würden also eine zu 
schwankende und unsichere Grundlage bilden. Vor 
allen Dingen aber sind nicht sie, sondern der wirt- 
schaftliche Nutzen, der erreicht werden soll, das aus- 
schlaggebende. Dieser ist stets mitzuveranschlagen; 
ist aber die Erzielung eines Überschusses mit ihm ver- 
einbar, so widerstreitet auch solcher (s. Abschnitt 4 
Abs. a) einer gemeinwirtschaftlichen Tarifgestaltung 
nicht. Der Tarif wird also unter Umständen hinter 
den Selbstkosten zurückbleiben können, wenn der 
Unterschied durch die Höhe des wirtschaftlichen 
Nutzens für die Allgemeinheit mitgedeckt wird; er 
wird noch viel häufiger, ohne seinen Zweck zu ge- 
fährden, über sie hinausgehen können. 


Soweit aber die Selbstkosten als untere Grenze 
vom Tarif zu beachten sind, bedarf es auch hierzu 
ihrer Berechnung im einzelnen nicht: Denn diese 
würde doch nur zweifelhaften Wert haben, weil sie 
genau gar nicht anzustellen ist, sondern nur mit An- 
näherungswerten arbeiten könnte. Man beschränkt 
sich deshalb im allgemeinen darauf, einen gewissen 
Erfahrungssatz einzuhalten, der als durchschnittliche 
Selbstkostengrenze für das Tonnenkilometer ange- 
nommen wird. 

Außerdem finden natürlich auch besondere Unkosten des 
Einzelfalls Beachtung, z. B. wenn wegen fehlender Rückladung 
mit regelmäßig leerer Rückbeförderung der Wagen zu rechnen 
ist, oder wenn besondere Kunstbauten (Brücken, Tunnels 
und dergl.) die Anlagekosten oder starke Steigungen die Be- 
triebskosten erhöhen; letztere Umstände kommen allerdings 
gewöhnlich nicht in erhöhten Einheitssätzen, sondern in Zu- 
schlägen zu den wirklichen Entfernungen (sogen. virtuelle 
Längen) zum Ausdruck. 

Gesteigerte Selbstkosten führen jedoch auch 
zu einer unterschiedlichen Bewertung der Ver- 
schiedenheiten des Leistungsaufwandes bei der Be- 
förderung, auf die noch näher einzugehen ist. 


3. Eine Verschiedenheit des Leistungsaufwandes 
wird für den einzelnen Beförderungsfall begründet: 
durch die vom Gute zurückzulegende Ent- 
fernung, 
durch Gewicht und Menge der aufgegebenen 
Güter, 
durch besondere Eigenschaften des Gutes, 
durch eine besondere Art der Beförderung. 


a) Die Entfernung. Der Einfluß der Länge des 
Beförderungsweges auf die Höhe der Fracht besteht 
darin, daß die Streckenfracht mit der zunehmenden 
Entfernung wächst, indem sie sich (s. Abschnitt 3) 
aus einer Vervielfältigung des Einheitssatzes mit der 
Anzahl der zurückzulegenden Kilometer ergibt. 
Dieser Einfluß der Entfernung wird gerechtfertigt 
durch die Zunahme, die die Beförderungskosten mit 
der größeren Entfernung erfahren. Die Zunahme ist 
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aber keine gleichmäßige. Gewisse Grundkosten ent- 
stehen bereits bei kurzer Beförderung und bleiben 
auch noch auf eine längere Beförderungsstrecke bis 
zu einer gewissen Grenze die gleichen. Hieraus folgt, 
daß nicht nowendig jedes Kilometer mit dem gleichen 
Einheitssatz bewertet werden muß, sondern daß die 
auf größere Entfernungen geringere Zunahme der 
Selbstkosten es gestattet, auf weite Entfernungen 
einen niedrigeren Einheitssatz einzurechnen als auf 
kurze, d. h. den Tarif zu staffeln (s. Staffeltarife in 
Abschnitt 6). 


Zu jedem Tarif gehört ein Tarifikilometerzeiger, 
der die Entfernungen angibt, die der Tarif zugrunde 
gelegt haben will. 

Den Berechnungen wird regelrecht die wirkliche Gesamt- 
entfernung zugrunde gelegt. Entfernungszuschläge werden 
von den deutschen Staatsbahnen in der Regel nur bei Strecken 
vorgenommen, die durch starke Steigungen hohe Betriebs- 
kosten verursachen. Außerdem kommen bei einzelnen Fluß- 
übergängen Brücken- oder Trajektzuschläge vor. Bei den 
preußischen Staatsbahnen sind diese mit Gültigkeit vom 
1. Januar 1889 in der Hauptsache in Wegfall gekommen. Bei 
den kleinen deutschen Privatbahnen und den staatlichen Lokal- 
bahnen Bayerns und Württembergs dienen allerdings Ent- 
fernungszuschläge auch zur Aufbesserung der sonst nicht aus- 
kömmlichen Einnahmen. Entiernungsabschläge, aus Wett- 
bewerbsrücksichten früher vielfach vorkommend, sind heute 
selten. Wo sie noch bestehen, werden sie zumeist nur zur 
Schonung eingelebter Verhältnisse aufrechterhalten. 

Die Tarifentfernung wird bei Hauptbahnen regel- 
recht über den kürzesten fahrbaren Schienenweg er- 
mittelt, ohne Rücksicht darauf, über welchen Weg das 
Gut aus Betriebs- oder Wettbewerbsrücksichten im 
Einzelfalle tatsächlich geleitet wird. Dagegen wird über 
zwischenliegende Nebenbahnen im allgemeinen nicht 
durchgerechnet, weil Nebenbahnen zur Beförderung 
des durchgehenden Verkehrs gesetzlich nicht be- 
stimmt und auch für diesen Zweck nicht ausgestattet 
sind, so daß sie den großen Durchgangsverkehr tat- 
sächlich nicht aufnehmen und für die Berechnung der 
Tarifentfernungen des durchgehenden Verkehrs so 
wenig wie die Luftlinie in Betracht kommen können. 
Der Grundsatz, stets die Entfernung des kürzesten 
Weges einzustellen, hat im übrigen zur Folge, daß bei 
Eröffnung neuer Strecken, sei es, daß sie die Ent- 
fernung abkürzen, sei es, daß sie sie, was seltener ist, 
verlängern, jedesmal eine Neuberechnung der Ent- 
fernungen einzutreten hat; dies gilt jedoch nur für die 
Normalklassen und allgemeinen Ausnahmetarife, 
während eine Herabsetzung anderer Ausnahmetarife 
aus solchem Anlaß in jedem Falle erst bei nach- 
gewiesenem wirtschaftlichen Bedürfnis eintritt. 

Gegenüber dem kürzesten Wege, über den sich die Tarif- 
entfernung ermittelt, ist der Tarifbildungsweg derjenige, auf 
dem sich die billigste Fracht ergibt. Dieser fällt für den inner- 
deutschen Verkehr wegen der gleichen Einheitssätze der 
deutschen Bahnen regeirecht mit dem kürzesten Wege zu- 
sammen. Im Verkehr mit außerdeutschen Bahnen legt sich 
die Tarifbildung dagegen nicht selten über einen anderen, 
längeren Weg, wenn die an diesen beteiligten Verwaltungen 


niedrigere Einheitssätze einrechnen als die Verwaltungen des 
kürzesten Weges. 


Neben der vom Gute zurückzulegenden Entfer- 
nung bestimmen weiter 
b) Gewicht und Menge der mit einer Sendung 
aufgegebenen Güter das Maß der Leistung und somit 
der Selbstkosten im Einzelfall. Die Selbstkosten 
hängen hier insbesondere von dem Grade der Aus- 
nutzung ab, den das Ladegewicht und der Fassungs- 
raum der Wagen erfahren. Denn je geringer diese 
Ausnutzung ist, desto ungünstiger ist das Verhältnis 
zur toten Last, um so größer sind also die auf das 
Gut entfallenden Tarakosten. Demzufolge ist zu 
scheiden, 
ob Gewicht und Menge der mit einer Sendung 
aufgelieferten Güter einen ganzen Wagen in 
Anspruch nehmen (Wagenladungsgut) oder 
es der Eisenbahn überlassen, die Wagenaus- 
nutzung durch Zusammenladung mit anderen 
Gütern zu ereichen (Stückgut). 


Im ersteren Falle ist die Wagenausnutzung sicher, im 
letzteren sehr unsicher und zumeist nicht möglich. Es 
ergibt sich somit die Notwendigkeit, die Frachtsätze 
für Stückgut höher zu halten als für Wagenladungs- 
gut. Außerdem rechtfertigt sich dies allerdings auch 
durch die bei Stückgut der Eisenbahn zufallende 
Arbeit des Ein- und Ausladens und der Verwiegung. 
Der große Unterschied in der Wagenausnutzung und 
den sich hieraus ergebenden Mehrkosten zwischen 
Stückgut und ganzen Wagenladungen gestattet und 
begründet ferner aber auch noch die Einschiebung 
der halben Ladungen, deren Frachtsätze zwischen 
denjenigen für Stückgut und für ganze Ladungen 
liegen. 

Im übrigen knüpft der geltende deutsche Reform- 
gütertarif dieAnwendung seinerWagenladungsklassen 
im einzelnen ausschließlich an die Auflieferung eines 
bestimmten Gewichts oder an die Zahlung der ihm 
entsprechenden Fracht. Zur vollen Ladung gehören 
mindestens 10 000 kg, zur halben mindestens 5000 kg. 
Es bleibt unberücksichtigt, wie sich der Fassungsraum 
des Wagens zu diesen Mengen stellt, ob er für sie hin- 
reicht oder sei es über sie hinausgeht sei es 
dahinter zurückbleibt. Entsprechen bei einem Gute 
10000 kg sowohl dem Ladegewicht wie dem Fassungs- 
raum des gestellten Wagens, so ist dies das wirtschaft- 
lich günstigste Ergebnis sowohl für den Verfrachter, 
der den Tarif voll ausnutzen kann, wie für die Eisen- 
bahn, die die geringst mögliche Tara erzielt. Gehen 
10 000 kg jedoch über den Fassungsraum des Wagens 
hinaus, während das Ladegewicht ihre Verladung ge- 
Statten würde, so erwächst dem Verfrachter eine 
Schädigung, weil er zur Anwendung des Tarifs für 
ganze Ladungen die Fracht für 10 000 kg entrichten 
muß, ohne daß er diese wirklich verladen kann. 

Dies trifft natürlich nur bei besonders leicht wiegenden 
Gütern zu, bei denen sich geringes Gewicht mit großem Um- 
fang vereinigt. Die große Menge von Gütern normaler Be- 
Schaffenheit findet bei den Wagen heutiger Bauart stets den für 
10 t erforderlichen Raum. Für leicht wiegende Güter aber 
läßt der deutsche Reformtarif in der Tat eine Lücke, indem er 
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nicht auch auf den Fassungsraum der Wagen rücksichtigt. 
Man hat sich in der Praxis damit geholfen, daß, wo aus jenem 
Umstande für ein Gut Härten entstehen, man entweder das 
Gut zum Ausgleich in eine niedrigere Tarifklasse versetzt hat, 
als ihm seinem Werte nach zukommt, oder besondere groß- 
räumige Wagen stellt. Das Anrecht auf diese kann indes zur 
Wahrung zweckmäßiger Verwendung des Wagenparks nur 
den in die hierfür bestehenden Güterlisten besonders auf- 
genommenen Gütern zugestanden werden. 

Nach Menge und Gewicht bemißt sich auch der 
Einheitssatz der einzelnen Tarifklasse. Im Güter- 
verkehr bildet regelrecht das Gewicht die Grundlage 
der Frachtberechnung, weil seine Feststellung den 
wenigsten Anstand bietet. Als Gewichtseinheit dient 
zumeist der Meterzentner = 100 kg. Im Tierverkehr 
stößt eine Verwiegung auf Schwierigkeiten. Abge- 
sehen davon, daß ein Handel nach Lebendgewicht hier 
wenig üblich ist, dieser sich vielmehr zumeist nach 
dem sogen. Schlachtgewicht vollzieht, lassen sich 
einzelne Stücke nur schwer verwiegen, und wäre ein 
allgemeines Verwiegen an Markttagen überhaupt 
nicht durchführbar. Bei Einzelviehsendungen wird 
deshalb die Stückzahl, bei Tiersendungen in Wagen- 
ladungen die Bodenfläche des benutzen Wagens der 
Frachtberechnung zugrunde gelegt. 

Im Tierverkehr versucht der deutsche Reformtarif also 
von der Raumeinnahme auszugehen. Diese läßt sich aber nicht 
für das einzelne Tier und die einzelne Ladung festsetzen und 
ermitteln. Selbst die Annahme von Normal- oder Durch- 
schnittsflächen scheitert an der allzu großen Verschiedenheit, 
die sich in der Größe und Stärke der Tiere einer Gattung für 
die zahllosen Rassen ergibt. Es bleibt deshalb nur übrig, bei 
Einzelviehsendungen die Stückzahl zugrunde zu legen, bei 
Ladungen von der Größe des benutzten Wagens auszugehen. 
Ist diese eine andere als bestellt und benötigt wurde, so ent- 
stehen allerdings Härten, sei es, daß der gestellte Wagen zur 
Aufnahme des vorhandenen Viehs nicht ausreicht, und einzelne 
Tiere zu den höheren Stücksätzen aufgegeben werden müssen, 
sei es, daß er zu groß ist und nicht ausgenutzt werden kann, 
trotzdem aber mit seiner ganzen Ladefläche bezahlt werden 
muß. Es tritt das insbesondere bei einbödigen Wagen ein, die 
dem Güter- und Tierverkehr gleichzeitig dienen und deshalb, 
da der Güterverkehr bei weitem überwiegt, den Bedürfnissen 
des Tierverkehrs in ihren Größenverhältnissen nicht voll an- 
gepaßt werden können. Abhilfe dadurch zu schaffen, daß nur 
die bestellte Wagengröße bezahlt wird, ist deshalb nicht an- 
gängig, weil diese Regelung die Bahnen ganz in die Hand 
der Viehfrachter geben würde, die tunlichst kleine Wagen be- 
stellen würden in der berechtigten Annahme, dennoch größere 
zu erhalten, nachdem das Interesse des Güterverkehrs dazu 
nötigt, nur noch größere Wagen zu beschaffen. Die Härte 
wird vermieden, soweit sich der Tierverkehr den bestehenden 
Wagengrößen anpaßt. Gemildert wird sie zudem durch die 
besonders niedrigen Frachtsätze, die in Deutschland für den 
Tierverkehr bestehen und diese hochwertigen Sendungen fast 
die Frachten für Massengüter erreichen lassen. 


c) Als besondere Eigenschaften eines Gutes, die 
erhöhte Kosten verursachen, zählen namentlich 
Sperrigkeit, ungewöhnliche Länge, Kostbarkeit und 
Gefährlichkeit. 

Sperrig sind Güter, die im Verhältnis zu ihrem 
Gewicht einen unverhältnismäßig großen Laderaum 
einnehmen, z. B. Faßreifen, Korbwaren, Heu, Stroh, 
Watte. Üblich ist es, Sperrigkeit dann anzunehmen, 
wenn das Gut für 150 kg mehr als ein Kubikmeter in 


Anspruch nimmt. Die Sperrigkeit läßt gleichgültig 
bei Aufgabe von ganzen Ladungen, weil die Wagen- 
ladungsklassen des deutschen Eisenbahngütertariis 
(DEGT.) der Frachtberechnung ein Mindestgewicht 
von 10 und 5 t zugrunde legen, demgegenüber es dann 
nicht weiter darauf ankommt, welche Raumbean- 
spruchung eintritt. Dagegen vergrößert sperriges 
Stückgut die Leistung der Eisenbahn, die mehr Lade- 
raum hierfür vorhalten muß. Der DEGT. Teil I 
berechnet für sperriges Stückgut das 1%sfache 
des wirklichen Gewichts. Als sperrig wird ein Gut 
jedoch erst dann behandelt, wenn der Tarif es in ein 
besonderes Verzeichnis der sperrigen Stückgüter auf- 
genommen hat. 

Die Länge des Guts ist ein frachterhöhendes 
Moment bei Stückgut, wenn es in einen gewöhnlichen 
bedeckten Stückgutwagen durch die Seitentüren nicht 
verladen werden kann, also die Einstellung eines be- 
sonderen offenen Wagens erfordert, bei Ladungen, 
wenn infolge seiner Länge mehrere Wagen für das 
Gut benötigt werden, sei es, um das Gut mit tragen 
zu helfen, sei es, um als Schutzwagen zu dienen. Der 
DEGT. Teil I fordert z. B. wegen dieser erhöhten 
Leistung für Güter von mehr als 7 m Länge bei Auf- 
gabe als Stückgut die Bezahlung eines Mindest- 
gewichts von 1500 kg. 

Besondere Kostbarkeit des Gutes verlangt seine 
besondere Hütung vor Beraubung und setzt die Bahn 
erhöhter Haftung aus. 

Güter von besonderer Gefährlichkeit, wie explo- 
sionsgefährliche Gegenstände und giftige oder 
ätzende Stoffe bedürfen besonders vorsichtiger Be- 
handlung und begründen eine große Gefahr für die 
Bahn wie für mitverladene Güter. 

In diesen Fällen legt deshalb der DEGT. Teil I 
ein erhöhtes Gewicht der Frachtberechnung zu- 
grunde. 

d) Eine besondere Art der Beförderung mit er- 
höhten Leistungen begründet sowohl das Verlangen 
nach besonderer Beschleunigung wie nach der 
Stellung bedeckter Wagen in Fällen, wo der Tarif 
nur offene vorschreibt. 


Eine Beschleunigung tritt durch die Beförderung 
als Eilgut oder als beschleunigtes Eilgut ein. Eilgut 
wird mit besonderen Eilgüterzügen oder mit Per- 
sonenzügen befördert, sofern die Beförderung mit 
Güterzügen nicht ebenso rasch oder rascher erfolgt. 
Beschleunigtes Eilgut findet vorzugsweise vor 
anderem Eilgut mit den günstigsten hierfür frei- 
gegebenen Zügen, also auch in Schnellzügen, Be- 
förderung. Beide Beförderungsarten rechtfertigen 
wegen des mit ihnen verbundenen Aufwandes erhöhte 
Frachtsätze. 

Bedeckt zu befördern sind in Deutschland Stück- 
güter, die Güter der allgemeinen Wagenladungs- 
klassen und besonders namhaft gemachte Güter der 
Spezialtarife; letztere bilden im DEGT. Teil IB das 
Verzeichnis der in bedeckten Wagen zu befördernden 
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Güter der Spezialtariie.. Für alle anderen Güter 
schreibt der Tarif nur eine Beförderung in offenen 
Wagen vor. Jedoch erfolgt auch hier auf Antrag 
bedeckte Beförderung gegen Frachtzahlung für ein 
um 10% höheres Gewicht. 


Die Rechtfertigung liegt sowohl in den wenn auch nur 
unwesentlich höheren Beschaffungs- und Unterhaltungskosten 
bedeckter Wagen, wie in der Notwendigkeit, der übermäßigen 
Beanspruchung dieser Wagen zu wehren. Befreien von dem 
Zuschlage kann lediglich die Aufnahme in das gedachte Ver- 
zeichnis. Diese setzt sowohl den Nachweis des technischen 
wie des wirtschaftlichen Bedürfnisses voraus; erstere ist ge- 
geben, wenn das Gut der bedeckten Beförderung zur Abwehr 
andernfalls ihm aus Witterungseinflüssen erwachsender Schäden 
bedarf, letzteres liegt vor, wenn das Gut nach seinen Preis- 
und Wertverhältnissen den 10%igen Zuschlag nicht zu tragen 
vermag. Es müssen beide Erfordernisse erfüllt sein. 


B. Der Verkehrswert der Beförderung. 


Es ist dies der Wert, den die Beförderung für den 
Absatz eines Gutes hat. Der wirtschaftliche Nutzen 
der Eisenbahnen für den Güter- und Tierverkehr be- 
ruht in der Hauptsache darauf, daß sie die Möglichkeit 
erweitern, die Güter auch außerhalb ihres Ge- 
winnungsortes abzusetzen, daß sie also die Absatz- 
fähigkeit vergrößern. In dieser Wirkung liegt vor- 
nehmlich der wirtschaftliche Wert der Eisenbahn- 
beförderung. Dieser ist deshalb einerseits nur vor- 
handen bei Gütern, die des Absatzes nach außerhalb 
bedürfen, und anderseits nur soweit vorhanden, als 
die Beförderungskosten dem Gute die Absatzfähig- 
keit geben oder lassen. Die Beförderungskosten 
dürfen keine solche.Höhe erreichen, daß sie zu einer 
übermäßigen Belastung für das Gut führen, die dieses 
von der Beförderung ausschließt. Die Höhe der Tarife 
findet also ihre naturgemäße Grenze da, wo sich in 
ihrer Folge dem Gute keine Absatzmöglichkeit mehr 
eröffnet. Hierbei liegt der Einfluß der Tarife in 
folgendem: 

Absatzfähig ist ein Gut solange, als es zu dem be- 
stehenden Marktpreise angeboten werden kann. Ob 
es dies kann, hängt von seinen Gestehungskosten ab. 
Diese aber setzen sich zusammen aus den Kosten der 
Herstellung zuzüglich der Beförderungskosten bis 
zum Absatzort. Hierbei sind die Herstellungskosten 
das gegebene, die Beförderungskosten dagegen bilden 
einen Zuschlag, der erst mit der Beförderung eintritt. 
Dieser muß, um noch ertragen werden zu können, 
hinter dem Unterschiede zurückbleiben, der zwischen 
den Kosten der Herstellung und dem Marktpreise des 
Absatzortes besteht. Kommt er ihm lediglich gleich, 
oder geht er gar über ihn hinaus, so ist der Verkehrs- 
wert der Beförderung, d. h. die Grenze, zu der sich 
die Beförderung noch lohnt, überschritten und die Be- 
förderung wird normalerweise unterbleiben. Der Zu- 
schlag wird um so geringer sein müssen, je geringer 
der Wert des Gutes im ganzen ist, und auch bei hoch- 
wertigen Gütern um so geringer, je weniger der 
Marktpreis über die Herstellungskosten hinausgeht. 
Der der Beförderung zukommende Verkehrswert ist 


mithin für die einzelnen Güter sehr verschieden, seine 
Überschreitung durch den Tarif wirkt aber in jedem 
Falle verkehrsausschließend, und deshalb erfordert er 
eine ebenso sorgfältige wie im einzelnen nicht selten 
schwierige Feststellung. 


C. Der Wettbewerb. 


Zu der Rücksicht auf die Selbstkosten und auf 
die Wahrung des wirtschaftlichen Nutzens gesellen 
sich als drittes die Rücksichten des Wettbewerbes, 
der sowohl gegen andere Eisenbahnwege wie gegen 
den Wasserweg aufgenommen werden kann. 

Gegen andere Bahnen läßt sich der Wettbewerb 
sowohl durch Gewährung vorteilhafter Tarife wie da- 
durch aufnehmen, daß man den anfallenden Verkehr 
auf möglichst langer Strecke behält, ihn also, wenn 
überhaupt, so doch erst tunlichst spät an eine andere 
Verwaltung abgibt. Der Wettbewerb letzterer Art 
vollzieht sich indes auf dem Gebiet der Verkehrs- 
leitung und Frachtverteilung, indem er darauf aus- 
geht, an der aufkommenden Fracht einen möglichst 
großen Anteil zu erlangen (vergl. hierüber Abschn. 9). 
In die Tarifbildung greift der Wettbewerb dadurch 
ein, daß unter seinem Einfluß Tarifherabsetzungen 
stattfinden, sei es zu dem Zweck, einen Verkehr von 
seinem bisherigen Wege auf die eigenen Strecken ab- 
zulenken, sei es nur dazu, ihn sich zu erhalten und die 
ihm von anderen Verwaltungen drohende Gefährdung 
abzuwenden. 

Eine Wettbewerbsaufnahme zu dem Zweck, eine 
Verkehrsablenkung herbeizuführen, greift nur im 
Verhältnis zum Auslande noch gelegentlich Platz. Wo 
für Auslandsverkehr Verbände bestehen, ist sie auch 
hier durch Abmachungen beseitigt oder doch stark 
eingeschränkt. Von selbst entfällt ein Wettbewerb 
dieser Art für den Verkehr der deutschen Bahnen 
untereinander, nachdem diese in der Hauptsache in 
die Hände der verbündeten Regierungen überge- 
gangen sind, während die früheren Privatbahnen in 
solchen Wettbewerbsmaßnahmen noch das Hauptield 
ihrer tarifarischen Tätigkeit fanden. Tarifermäßi- 
gungen pflegen, wenigstens unter den deutschen 
Staatsbahnen, nur noch volkswirtschaftlichen Er- 
wägungen zu entspringen. Wohl aber findet eine 
Wettbewerbsaufnahme allgemein zu dem Zweck 
statt, anderenfalls zu befürchtende Verkehrsverschie- 
bungen abzuwenden, d. h. wo wirtschaftliche Er- 
wägungen eine Verwaltung zu Tarifherabsetzungen 
veranlassen, sind vielfach andere Verwaltungen diesen 
beizutreten genötigt, um sich ihren bisherigen Anteil 
am Verkehr zu sichern, der andernfalls andere Wege 
nehmen würde. In derselben Lage ist jede Bahn auch 
schon gegenüber den normal gebildeten Tarifsätzen 
einer anderen den gleichen. Verkehr bedienenden 
‚Eisenbahnverwaltung, sofern diese sich niedriger 
stellen als die eigenen. Alsdann werden die über die 
andere Bahn infolge der eingetretenen Ermäßigungen 
oder von Haus aus infolge niedrigerer Einheitssätze 
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sich niedriger stellenden Frachtsätze auf die eigene 
Strecke übernommen. 

Die Übernahme bewirkt also, daß der Tarif niedriger wird 
als er bei normaler Bildung wäre, und daß gegenüber der 
normalen Tariibildung Ausfälle entstehen. Wenn von A über X 
nach B = 100 km der Frachtsatz 200 Pf. ist, von A über Y 
nach B = 75 km aber nur 150 Pf., so ist auch die Fracht über X 
auf 150 Pf. herabzusetzen, in welchem Falle dieser Weg dann 
nicht mehr 200 = 2 Pi., sondern 150 = 1!/» Pf. für das Kilo- 
meter und die Gewichtseinheit erhält. Man spricht dann von 
den durch die Tarifbildung über Y gedrückten Anteilen des 
Weges über X. 


Ebenso führt die Rücksicht auf den für einen 
Verkehr neben der Eisenbahn zur Verfügung stehen- 
den Seeweg zuweilen zu anormaler Tarifbildung. 
Dagegen beeinflussen keine Wettbewerbsrücksichten 
gegenüber den Binnenwasserstraßen die Tarife. 
Jenen arbeiten die Eisenbahnen vielmehr vielfach in 
die Hände (siehe das Kapitel über den Umschlags- 
verkehr und die Umschlagstarife). Die natürlichen 
Vorteile, die der Bahnweg vor dem Wasserweg vor- 
aus hat (schnellere Beförderung, direkte Beförderung, 
Wegfall von Umladungen), lassen es überdies zu, 
bis zu einer gewissen Höhe, die jene natürlichen Vor- 
teile noch nicht ausgleicht, mit der Bahnfracht über 
der Wasserfracht zu bleiben, ohne daß die Wett- 
bewerbsfähigkeit des Bahnweges hierunter leidet. 


6. Die Darstellung der Tarife und ihre Einteilung. 


A. Nach ihrem Geltungsgebiet sind die Güter- 
und Tiertarife: 


1. Binnentarife, wenn sie nur den Eigenverkehr 
einer Eisenbahn umfassen, oder direkte Tarife für 
den Verkehr von Bahn zu Bahn. Letztere sind noch 
wieder entweder direkte deutsche Tarife oder inter- 
nationale Tarife, je nachdem sie nur unter deutschen 
Bahnen oder auch mit außerdeutschen Bahnen ab- 
geschlossen sind. 
Die Vorteile eines direkten Tarifs liegen 
a) in der Beschleunigung, die eine durchgehende 
Abfertigung mit sich bringt, und 

b) in einer Kürzung der Abfertigungsgebühr, die 
iede Endbahn bei den ordentlichen Tarif- 
klassen — Ausnahmetarife werden in der 
Regel ungekürzt eingerechnet — bis zur 
Hälfte aufzulassen pflegt, während sie für 
Durchgangsbahnen überhaupt entfällt. 

Diese Vorteile beruhen darauf, daß der direkte 
Tarif die Voraussetzung für eine direkte Abfertigung 
ist. Den Gegensatz zur direkten Abfertigung bildet 
die gebrochene, wobei das Gut auf einer Unterwegs- 
station, bis wohin die erste Abfertigung stattfindet, 
von neuem behandelt, d. h. abgefertigt werden muß. 
Solche gebrochene Abfertigung mit Umbehandlung 
ist notwendig, wenn bis zur Bestimmungsstation kein 
durchgehender Frachtsatz besteht. Es erwächst als- 
dann zweimal die volle Abfertigungsgebühr. Bei 
direkter Abfertigung aber entfallen die Stationskosten 
auf der Umbehandlungsstation, sie entstehen lediglich 
auf der Versand- und Empfiangsstation, für die jede 
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Endverwaltung sie mit je der halben Abiertigungs- 
gebühr in Rechnung zu stellen pflegt. Zuweilen be- 
trägt die Kürzung indes auch weniger als die Hälfte. 

Notwendig ist, daß der direkte Satz in etwas 
hinter dem gebrochenen zurückbleibt. Bietet er nur 
dasselbe wie die gebrochene Abfertigung, wird er gar 
durch diese unterboten, was bei Einführung be- 
sonderer Ermäßigungen für Teilstrecken eintritt, so 
verliert er seinen Zweck. 


Die direkte Abfertigung ist hiernach nicht nur für den Ver- 
kehr von Balın zu Bahn, sondern auch im Binnenverkehr jeder 
Bahn von Wert für die Verfrachter. Für den Binnenverkehr 
der preußisch-hessischen Staatsbahnen mit ihren über 
6000 Güterverkehrsstationen ist es deshalb durchgeführt, daß 
von jeder nach jeder Station Tarifentfernungen bestehen, die 
eine direkte Abfertigung ermöglichen, Dasselbe bildet auch 
für den Binnenverkehr der übrigen deutschen Bahnen die 
Regel. In den direkten Verkehren mit anderen Verwaltungen 
würde dies jedoch über die Anforderungen des Verkehrs hin- 
ausgehen. In die direkten Tarife werden deshalb die Stationen 
nur bei wirklich hervortretendem Bedürfnis einbezogen. Fehlt 
im gegebenen Falle die Möglichkeit zu direkter Abfertigung, 
so bietet bei den meisten deutschen Bahnen ein sogen. Um- 
kartierungstarif wenigstens insofern einigen Ersatz, als nach 
ihm bei der Abiertigung auf eine Umbehandlungs- (Um- 
kartierungs-) Station für die Strecke zwischen dieser und der 
nicht in den direkten Tarif aufgenommenen Versand- und 
Empfangsstation nur um einen Bruchteil der vollen Ab- 
fertigungsgebühr (für Preußen um ein Viertel) erhöhte 
Streckensätze der ordentlichen Tarifklassen oder bestimmter 
Ausnahmetarife zur Anwendung kommen (zu vergl. DEGT. 
Teil II für den Binnenverkehr der preußisch-hessischen Staats- 
bahnen Heft A Abschnitt G). Der Umkartierungstarif wendet 
mithin den finanziellen Vorteil einer direkten Abfertigung nach 
Möglichkeit namentlich auch kleineren Stationen zu, deren 
Aufnahme in die direkten Tarife weder immer möglich noch 
auch bei ihrem nur geringen Verkehr angebracht wäre. 


2. Tarife allgemeiner Art und nicht allgemeiner 
Art. Erstere gelten von und nach allen Stationen 
eines Bahngebiets, letztere sind in ihrer Geltung auf 
bestimmte Versand- oder auf bestimmte Empfangs- 
stationen oder hinsichtlich beider beschränkt. Zu 
ihnen gehören auch die sogen. Richtungstarife, die 
nur von den Gewinnungsstätten eines Gutes gelten, 
z. B. die Steinkohlentarife, die die Frachtsätze des 
Rohstofftarifs für Steinkohle nur von den Gruben- 
stationen aus gewähren. Im weiteren Sinne sind 
Richtungstarife alle Tarife, die nur in einer Richtung, 
z. B. nur für die Einfuhr oder nur für die Ausfuhr 
gelten. Unter den letzteren spielen namentlich die 
zahlreichen Seehafenausnahmetarife zur Ausfuhr über 
See eine Rolle. 


B. Nach den Einheitssätzen sind die Tarife 


1. Normaltarife (die Frachtsätze der ordentlichen 
Tarifklassen), wenn regelmäßig gebildet, und Aus- 
nahmetarife, wenn in Abweichung von den ordent- 
lichen Tarifklassen zu günstigeren Einheitssätzen er- 
stellt, 

Ausnahmetarife bestehen überall zahlreich, ins- 
besondere für alle wichtigen Massenartikel, weshalb 
bei den deutschen Bahnen über 60% aller gegen 
Frachtberechnung geleisteten Tonnenkilometer nach 
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Ausnahmetarifen gefahren werden. Fraglos wird 
durch sie die Handhabung des Tarifs im ganzen er- 
schwert. Sie sind jedoch unentbehrlich. Denn von 
einem Normaltarif mit wenigen ordentlichen Tarif- 
klassen ist eine gewisse Starrheit untrennbar und ihm 
durch keine Art der Anordnung und der Bemessung 
der Einheitssätze zu nehmen. Den unendlich mannig- 
fachen Besonderheiten in der Lage der verschiedenen 
Gewerbszweige wie in den Lebensbedingungen der 
einzelnen Landesteile läßt sich anders als durch 
Sondertarife nicht folgen. Doch können immer nur 
gewichtige öffentliche Interessen die Erstellung von 
Ausnahmetarifen rechtfertigen. Als leitende Gesichts- 
punkte hierfür gelten: 

a) die Förderung der inländischen — gewerb- 
lichen und landwirtschaftlichen — Erzeugung 
durch Erleichterung der Zufuhr notwendiger 
Roh- und Hilfsstoffe; 

b) die Förderung des Absatzes inländischer Er- 
zeugnisse gegenüber fremdem Wettbewerbe, 
namentlich auch die Erleichterung der Aus- 
fuhr; 

c) die Unterstützung des Handels deutscher 
Handelsplätze, besonders der deutschen See- 
häfen, gegen den Wettbewerb fremder Plätze, 
endlich auch 

d) die Unterstützung inländischer Verkehrs- 
anstalten, namentlich der eigenen Bahn gegen 
den Wettbewerb fremder Eisenbahnen und 
Wasserstraßen. 


2. Tarife mit gleichem Einheitssatz auf jede Ent- 
fernung und solche mit ungleichen, wechselnden Ein- 
heitssätzen. Ersteres sind reine Entfernungstarife, 
letzteres sind die Staffeltarife. 

In der Regel wird bei Staffeltarifen der Strecken- 
satz mit der größeren Transportlänge niedriger. 
Staffeltarife dieser Art rechtfertigen sich dadurch, daß 
auch die Selbstkosten mit der größeren Entfernung 
abnehmen (vgl. oben Abschnitt 5 A 3 a). Die Vorteile 
des Staffeltarifs bestehen darin, daß die Ermäßigungen 
sich auf weitere Entfernungen beschränken, für die 
sie die Absatzfähigkeit der Güter vorteilhaft er- 
weitern, daß sie dagegen den Nahverkehr unberührt 
lassen, bei dem sie infolge seiner größeren Verkehrs- 
mengen zu große Einnahmeausfälle verursachen 
würden, so daß sie ohne Staffelung vielfach würden 
unterbleiben müssen. Als Nachteile des Staffeltarifs 
pflegen die wirtschaftlichen Verschiebungen hervor- 
gehoben zu werden, die er zuungunsten mittlerer 
Landesteile nach sich zieht, die aber schließlich jede 
Tarifermäßigung mit sich bringt, und ferner die 
Schädigung des Zwischenhandels, der durch ihn bis 
zu einem gewissen Grade ausgeschaltet wird, weil der 
Tarif Erzeuger und Verbraucher auf größere Ent- 
fernungen in unmittelbare Beziehung zueinander 
bringt. Beide Folgen treten hinter den unleugbaren 
Vorzügen zurück. Vorsicht ist bei den Staffeltarifen 
nur insofern am Platze, als sie wegen ihrer besonderen 


Wirkung auf weite Entfernungen leicht zu einer nicht 
beabsichtigten Begünstigung des Auslandes führen 
können. 

Bei den deutschen Bahnen besitzt der Stafieltarif ziemliche 
Verbreitung, wenn sie auch hinter derjenigen zurücksteht, die 
er bei außerdeutschen Bahnen, z. B. in Österreich, gefunden hat. 
Gestaffelt ist namentlich die allgemeine Stückgutklasse, deren 
Streckensatz von 11 Pi. pro Tonnenkilometer allmählich bis 
auf 6 Pf. heruntergeht, die bei 500 km erreicht werden. Eine 
Staffelung weist auch der Spezialtarif III auf, dem die gering- 
wertigen Güter angehören (auf 1—100 km 2,6 Pi., darüber 
2,2 Pi. pro Tonnenkilometer). Ebenso sind die wichtigsten 
Ausnahmetarife, wie der Rohstofitarifl, der Wegebaustofi- 
tarif usw., Staffeltarife. Endlich hat auch die Zusammensetzung 
jedes Frachtsatzes aus einer festen Abfertigungsgebühr und 
einem kilometrischen Streckensatz die Wirkung einer Staffel 
mit fallenden Sätzen, weil der auf das Kilometer entfallende 
Anteil der Abfertigungsgebühr mit der wachsenden Zahl der 
Kilometer abnimmt. 

Staffeltarife zählen zu den Differentialtarifen 
wegen der unterschiedlichen Bewertung, die das 
Kilometer auf nahe und weite Entfernungen erfährt. 
Im weitesten Sinne ist Differentialtarif jede Art von 
unterschiedlicher Tarifierung, also die Festsetzung 
ungleicher Frachtsätze für die gleiche Beförderungs- 
leistung. Gewöhnlich begreift man jedoch nur eine 
solche Tarifgestaltung darunter, die für eine vor- 
gelegene Station eine höhere Fracht ergibt als für 
eine hintergelegene, welchen Fall man auch als 
Frachtdisparität bezeichnet. Derartige Frachtdispari- 
täten waren zurzeit des Vorherrschens der Privat- 
bahnen nichts seltenes. Heute sieht man in ihnen Un- 
regelmäßigkeiten, die man alsbald beseitigt, wo sie 
zufällig auftreten. 

Hinsichtlich der Berechnungsart der Frachtsätze 
bei Staffeltarifen unterscheidet man Tarife mit Durch- 
rechnung und Anstoßtarife. 

Staffeltarife lassen sich nämlich entweder so 
bilden, daß man den von einer gewissen Entfernung 
ab Platz greifenden ermäßigten Satz für die ganze 
Beförderungsstrecke durchrechnet, oder so, daß man 
den ermäßigten Satz nur für die weitere Strecke ein- 
rechnet und an den nach dem höheren Einheitssatz 
gebildeten Frachtsatz der Vorstrecke anstößt. 

Ein Beispiel für die Anstoßform bietet der Rohstofitarif, 
dessen Einheitssätze sind: Bis 350 km 2,2 Pf., darüber hinaus 
Anstoß von 1,4 Pf. pro Tonnenkilometer. Mithin ergibt sich 
für 400 km 

350 X 2,2 = 770 Pf. für 1000 kg 
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400 km =840 Pf. pro 1000 kg. 
Wäre über 350 km hinaus mit 1,4 Pf. durchzurechnen, so er- 
gäbe sich für 400 km 

400 X 1,4 = 560 Pf. pro 1000 kg 
Während sich also bei der Anstoßform die Ermäßigungen 
langsam, entsprechend der Entfernung, vollziehen, treten sie 
bei der Durchrechnung, sobald der ermäßigte Einheitssatz ein- 
setzt, plötzlich und derart weitgehend ein, daß sich für die 
größere Entfernung ein niedrigerer Frachtsatz ergibt als für die 
geringere; während er in obigem Beispiel bei 350 km 770 Pi. 
beträgt, wären es auf 400 km nur 560 Pf. Um diese Tarif- 
ungleichheiten zu vermeiden, muß entweder der höhere Satz 
der geringeren Entfernung solange beibehalten werden, bis 
die Vervielfältigung mit dem ermäßigten Einheitssatz eine 
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höhere Fracht ergibt, oder der niedrigere Satz der größeren 
Entfernung auf die Vorentiernungen rückübertragen werden, 
bis bei regelrechter Berechnung der Satz sich niedriger stellt. 
Wegen dieser Folgen einer Durchrechnung ist eine Berechnung 
mittels Anstoßes, wenn auch weniger einfach, so doch vor- 
zuziehen. 

3. Durch Einrechnung bestimmter Einheitssätze 
gebildete oder nach bestehenden Frachtsätzen regu- 
lierte Tarife. Reguliert sind alle Tarife, die aus Wett- 
bewerbsrücksichten auf diejenigen niedrigeren Fracht- 
sätze zurückgeführt werden mußten, die sich über 
andere Bahnen und andere Wege ergeben. 

Von solchen regulierten Tarifen verschieden sind wieder 
die sogen. gegriffenen Säize. Bei ihnen findet nicht lediglich 
eine Zurückführung an sich regelrecht gebildeter Frachtsätze 
auf bestehende niedrigere Tarife statt; sie sind vielmehr von 
jeder Beziehung zu einem Einheitssatz und zur vorliegenden 
Entfernung losgelöste Gesamtsätze, die nach einem bestimmten 
Bedürfnis bemessen, also nach diesem für eine bestimmte Ver- 
kehrsbezeichnung gegriffen werden, wobei sich ein Einheitssatz 
erst hinterher durch Teilung mit der Entfernung ergibt. 


C. Nach der Form der Darstellung des Tarifs 
unterscheidet man endlich 


1. Entfernungstarife und Stationstarife. 

Erstere bestehen aus zwei Teilen, aus dem Ent- 
fernungszeiger (Kilometerzeiger), der die Entier- 
nungen zwischen sämtlichen in den Tarif einbe- 
zogenen Stationen angibt, und der Frachtberechnungs- 
tabelle, die für jede Entfernung den Frachtsatz auf- 
führt. Die allgemeine Kilometertariftabelle gibt die 
Frachtsätze der ordentlichen Tarifklassen des deut- 
schen Reformtarifs wie der allgemeinen, d. h. von und 
nach allen Stationen geltenden Ausnahmetarife 1 bis 5 
auf alle Entfernungen für 100 kg in Piennigen, für den 
Doppelwagen von 10000 kg in Mark an. Man hat 
also stets erst aus dem Entfernungszeiger die Ent- 
fernung festzustellen, um dann aus der Kilometertarif- 
tabelle den Frachtsatz zu entnehmen. Stationstarife 
dagegen enthalten bereits den ausgerechneten Fracht- 
satz von und nach jeder in den Tarif einbezogenen 
Station. Sie machen den Tarif sehr umfangreich, sind 
aber nicht zu umgehen, wenn den Frachtsätzen eine 
unregelmäßige Bildung zugrunde liegt. 


2. Tarife mit durchgerechneten Entfernungen 
oder Frachtsätzen, Schnittarife und Tarife in Anstoß- 
form. 

Schnittarife zerlegen die Entfernungen des Ent- 
fernungstarifs oder die Tarifsätze des Stationstarifs 
dergestalt, daß sie sie nur bis zu gewissen Schnitt- 
punkten für die diesseits und jenseits dieser Schnitt- 
punkte gelegenen Stationen angeben. Hierbei er- 
scheinen die Stationen beider Gebiete, die der Tarif 
in Beziehung bringt, je in einer besonderen Tabelle. 
Durch Zusammenzählung der Entfernungen und 
Frachtsätze aus der einen Tabelle mit derjenigen aus 
der anderen entsteht die Gesamtentfernung oder der 
Gesamtfrachtsatz zwischen den Stationen des einen 
Gebiets und denjenigen des anderen. Bestehen 
mehrere Schnittpunkte, so ist die Berechnung über 
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jeden von ihnen anzustellen, und es gilt die geringste 
der gefundenen (esamtentfernungen oder der 
niedrigste Frachtsatz. 

Die Schnittiorm vermindert den Umfang eines 
Tarifs und läßt die einzelne Schnittabelle unberührt 
von den Änderungen, die für die andere notwendig 
werden. Sie ist aber nur da anwendbar, wo mit 
wenigen Schnittpunkten auszukommen ist, andern- 
falls die Handhabung durch die jedesmalige An- 
stellung mehrfacher Berechnungen eine zu umständ- 
liche wird. Die Schnittpunkte brauchen nicht not- 
wendig in Grenzstationen zu liegen, werden vielmehr 
nicht selten zweckmäßiger im Binnenbereich eines 
Bahngebiets gewählt, wenn sie hierdurch ein 
größeres Gebiet erfassen, so daß ihrer weniger 
werden. 

Eine ähnliche Vereinfachung wie durch die Schnittiorm 
kann unter Umständen auch durch eine Darstellung in Anstoß- 
form (Anstoßtarife im anderen Sinne als unter B2 dieses Ab- 
schnitts erörtert) bewirkt werden. In diesem Falle erhalten 
nur gewisse Knotenstationen (Hauptstationen, Übergangs- und 
Abzweigestationen) ausgerechnete Entiernungen oder Fracht- 
sätze, während in einer zweiten Tabelle die übrigen Stationen 
mit Entfernungen oder Frachtsätzen erscheinen, die an die- 
jenigen einer bestimmten Knotenstation anzustoßen sind, um 
die Gesamtentiernung oder die Gesamtfracht zu ergeben. Ist 
der Anstoß an zwei Knotenstationen vorgesehen, so gilt der, 
bei dem sich die Gesamtentfernung oder die Gesamtfiracht am 
niedrigsten stellt. Die Anstoßform mit zwei Anstößen ist für 
die Entiernungsanzeiger des Binnengütertarifs der preußisch- 
hessischen Staatsbahnen gewählt, der deshalb in eine Kilo- 
metertafel I für die auf Anstoß verwiesenen Stationen und eine 
Kilometertafel II für die nach allen preußisch-hessischen Staats- 


bahnstationen ausgerechneten Entfernungen der Knotenstationen 
zerfällt. 


7. Die bestehenden Güter- und Tiertarife. 


Sämtliche innerdeutsche Tarife unterstehen der 
Eisenbahn-Verkehrsordnung vom 1. April 1909 
(RGBI. von 1909 S. 93 ff.) als gesetzlicher Norm. Für 
die internationalen Tarife mit verschwindenden Aus- 
nahmen bildet das Internationale Übereinkommen über 
den Eisenbahnfrachtverkehr (das sog. Berner Über- 
einkommen) die gesetzliche Grundlage. 


A. Die innerdeutschen Güter- und Tiertarife zer- 
fallen 


in einen Teil I, und zwar 
den Eisenbahngütertarif Teil I und 
den Eisenbahntiertarif Teil I, 
die allen deutschen Bahnen gemeinsam sind, und 
in einen Teil II mit je -den Sonderbestim- 
mungen der einzelnen Verkehre. 

Der deutsche Eisenbahngütertarif Teil I erscheint 

in zwei Abteilungen. 

Abteilung A enthält die Eisenbahnverkehrsord- 
‚nung nebst den Ausführungsbestimmungen 
hierzu. 

Abteilung B umfaßt 


A. die allgemeinen Tarifvorschriften nebst 
Güterklassifikation, 


B. den Nebengebührentarif. 


Zu den allgemeinen Tarifvorschriften zählen ins- 
besondere die Grundsätze für die Frachtberechnung, 
ferner die Verzeichnisse der sperrigen Stückgüter, 
der zur Beförderung in Kesselwagen und in Privat- 
wagen zugelassenen Güter sowie der bedeckt zu 
fahrenden Güter der Spezialtarife. Zu ihnen werden 
demnächst noch die Güterlisten sich gesellen für 
Güter, denen wegen besonderer Sperrigkeit groß- 
räumige Wagen gestellt werden. 


Die Güterklassifikation bringt das alphabetische 
Verzeichnis der 


dem Spezialtarif für bestimmte Eilgüter, 

dem Spezialtarif für bestimmte Stückgüter, 

den Spezialtarifen I, II und III für Wagen- 
ladungsgüter 


zugewiesenen Güter. Alle hier nicht genannten 
Artikel gehören als Stückgut zur allgemeinen Stück- 
gutklasse, deren verdoppelte Frachtsätze die allge- 
meine Eilstückgutklasse bilden, als Wagenladung zur 
allgemeinen Wagenladungsklasse. Zu den Sätzen 
der Wagenladungsklassen werden die Güter befördert, 
die der Absender mit einem Frachtbrief für einen 
Wagen als Wagenladung aufgibt. Die Aufgabe als 
Wagenladung kann im allgemeinen aus der Bestellung 
eines Wagens geschlossen werden, den der Absender 
selbst belädt. Wegen des Tarifschemas siehe im 
übrigen oben Abschnitt 4b 3. 

Von den Spezialtarifen für Wagenladungen weist Spezial- 
tarif I den höchsten, Spezialtarif III den niedrigsten Einheitssatz 
auf. Dem Spezialtarif I sollen im allgemeinen die Fertig- 
fabrikate, dem Spezialtarif II die Halbiertigfabrikate, dem 
Spezialtarif III die Rohstoffe angehören. Eine fortschreitende 


Versetzung von Gütern der höheren in eine niedrigere Klasse 
hat indes zu zahlreichen Ausnahmen von dieser Regel geführt. 


Der deutsche Eisenbahntiertarif Teil I enthält wie 
der Gütertarif die Verkehrsordnung nebst Zusatz- 
bestimmungen, allgemeine Tarifvorschriften nebst 
Güterklassifikation und den Nebengebührentarif. Die 
Fracht wird für die Ladefläche der gestellten Eisen- 
bahnwagen (Ladungssätze) oder für die Anzahl der in 
einem Wagen verladenen Stücke (Stücksätze) be- 
rechnet, je nachdem die eine oder andere Berechnung 
eine billigere Fracht ergibt. Wegen der Tarifklassen 
siehe oben Abschnitt 4b 3. 


Der Teil II zu den vorstehenden Teilen I zerfällt 
sowohl für den Güter- wie für den Tierverkehr in 
eine größere Zahl von Einzeltarifen; dies sind 

1. die Binnentarife jeder einzelnen Bahn, 


2. die Wechseltarife für den Wechselverkehr der 
deutschen Bahnen untereinander. 


Die Anordnung der ordentlichen Tarifklassen ist 
nach Maßgabe des Reformtarifs für alle deutschen 
Bahnen gleich. Daneben besteht auch eine weit- 
gehende materielle Übereinstimmung in den Einheits- 
sätzen. Die für die große Mehrzahl der deutschen 
Bahnen geltenden Einheitssätze sind folgende: 
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Stückgutklassen Wagenladungsklassen 
Eilstückgut Frachtstückgut [Allgemeine Spezialtarife 
Eotemungas k Spezial I Spezial I | 
u tarit tür (Schr tarif für | a| g |a] i) m m 
nn bestimmte u bestimmte | 
Eilgüter Stückgüter 


Tie KON een ee 22 
51 „200 „ (anzustoßen an den Satz für 50 km) 20 
201.300 „€ desgl. 18 
301 .„.400 „( desgl 16 | 
208: y S00- desgl 14 | 
über 500 „ ( desgl. 12 
aut alle Entierüungen: yoe ie se sat sine 0. — 
2 E SO EN. a een — 
über 100 „ (durchgerechnet)........ — 


*) Über 720 kg wie in der allgemeinen Stückgutklasse. 


Wegen der Abfertigungsgebühren, die für den 
Nahverkehr noch zum Teil verschieden sind, ver- 
gleiche oben Abschnitt 3. 


Dagegen gehen selbst die deutschen Staats- 
bahnen in den Ausnahmetarifen vielfach auseinander, 
sowohl was die Artikel anlangt, für die sie bestehen, 
wie hinsichtlich der Einrechnungssätze. Immerhin 
besteht auch hier schon in großem Umfange tatsäch- 
liche Übereinstimmung. 


Es gilt dies namentlich von den durch die meisten Staats- 
bahnen (mit geringen Abweichungen) angenommenen besonders 
wichtigen sogen. allgemeinen Ausnahmetarifen. Dies sind 


1. der allgemeine Ausnahmetarif für Holz des Spezial- 
tarifs II (Ausnahmetarif 1), 


2. der Rohstofitarif für eine Reihe gewichtiger Rohstoffe, 
wie Erde, Düngemittel, Kartoffel, Rüben, Schnitzel usw. 
(Ausnahmetarif 2), 

3. der Kalitarif (Ausnahmetarif 3), 


4. der Düngekalktarif (Ausnahmetarif 4), 


5. der Wegebaustofitarii für dem Wegebau dienende 
Materialien (Ausnahmetarif 5). 


Sie gelten von und nach allen Stationen und tragen deshalb 
den Charakter weiterer Spezialtarife, hinter denen sie teil- 
weise, wie z. B. der Rohstofftarif, auch an wirtschaftlicher Be- 
deutung nicht zurückstehen. 

Tatsächlich werden, wie aus der beigegebenen 
Tafel hervorgeht, zirka 60% aller Güter (in Tonnen- 
kilometer) nach Ausnahmetarifen gefahren, die aber 
nur etwa 40% zu den gesamten Einnahmen aus dem 
Güterverkehr beitragen. Näheres ist aus der beige- 
gebenen Bunttafel ersichtlich. 

Für jeden Ausnahmetarif bedarf es der Fest- 
setzung des Warenverzeichnisses, des Frachtsatzes, 
der Anwendungsbedingungen und des Geltungs- 
bereiches. 

Das Warenverzeichnis benennt den Frachtgegen- 
stand, für den der Ausnahmetarif gelten soll, wobei 
derselbe Ausnahmetarif oft eine Mehrzahl in der Regel 
verwandter Frachtgegenstände vereinigt. 


In den Frachtsätzen besteht eine große Mannig- 
faltigkeit sowohl hinsichtlich der Streckeneinheits- 
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sätze wie hinsichtlich der Höhe der Abfertigungs- 
gebühren. Es ist dies die Folge davon, daß jeder Aus- 
nahmetarif dem besonderen Zwecke sich anzupassen 
hat, dem er dienen soll, z. B. erst von einer bestimmten 
Entfernung ab zu wirken, große und nahe Entier- 
nungen verschieden zu treffen, hierbei nicht unter 
einen bestimmten Satz zu sinken oder einen be- 
stimmten Frachtsatz bei einer bestimmten Entfernung 
zu erreichen, wie überhaupt die Ermäßigung so zu 
gestalten, daß sie im gegebenen Falle dem zu befriedi- 
genden wirtschaftlichen Bedürfnis genügt, also 
weder dahinter zurückbleibt noch darüber hinaus- 
geht. 

Ebenso sind die Anwendungsbedingungen ver- 
schieden. Ausnahmslos gehört zu ihnen, sofern sie 
nicht lediglich für Stückgut gelten, die Frachtzahlung 
für ein bestimmtes Mindestgewicht, in der Regel für 
10 000 kg oder wie namentlich bei Massengütern, für 
das Ladegewicht des gestellten Wagens, mindestens 
für 10000 kg. In großer Zahl gelten sie ferner nur 
im Falle der Ausfuhr, sei es lediglich zur Ausfuhr über 
See, sei es auch zur Ausfuhr über die trockene Grenze. 
Andere wieder werden nur im Rückvergütungswege 
gewährt, d. h. die Ermäßigung tritt erst nach aus- 
geführter Beförderung ein, weil der Tarif an Bedin- 
gungen geknüpft ist, deren Erfüllung nicht früher 
nachweisbar ist, z. B. wenn für das Gut eine be- 
stimmte Verwendung vorgeschrieben ist, bei der allein 
es die Vergünstigung erhalten soll. 


Der Geltungsbereich kann entweder die Versand- 
stationen oder die Empfangsstationen oder beide be- 
schränken oder auch ganz unbeschränkt sein (allge- 
meine Ausnahmetarife). 


Für die wichtigsten Frachtartikel ergibt nach- 
folgende Übersicht die Hauptausnahmetarife der 
preußisch-hessischen Staatsbahnen und ihre Einheits- 
sätze (auf den süddeutschen Bahnen gelten nur 
einzelne von ihnen und teilweise noch mit Ab- 
weichungen): 


396 Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


a 


| 
Ermäßigte | Regelrechte 
Einheitssätze | Einheitssätze 
Frachtgegenstand Strecksmsätz fir das ikm Bemerkungen 
+ Abfertigungsgebühr 
für 100 kg 
Pf. Pi. 
Allgemeiner Holzausnahmetarif 
Für Holz, wie im Spezialtarif II genannt; 3 3,5 Von und nach allen Stationen. 
Holzstoff, Holzzellstoff (Zellulose) ; Stroh- A Gb 12 + 6 bis 12 Daneben bestehen zahlreiche besondere 
stoff, Strohzellstofi, wie im Spezial- | Holzausnahmetarife, darunter der wich- 
tarif II genannt; bestimmte grobe Holz- tige sogen. Ostbahnstaffeltarif für Holz 
waren des Spezialtarifs II zur Förderung des 


Holzabsatzes der entlegenen östlichen 
Landesteile mit einem Geltungsbereich 
bis Berlin bei folgenden Sätzen: 

Von 1-—100 km 3,0 Pi. 

„ 101—200 „ 28 „ +6 


„ 201—300 „ 26 „ 
„ 301—400 „ 24 „ 
darüber En +12 
Rohstofitarii 

Für bestimmte Brennstoffe und Dünge-| Bis 350 km 2,2 2,6 bezw. 2.2 Von und nach allen Stationen. 

mittel; Erde des Spezialtarifs II, Erze, darüber + 6 bis 12 

Heu, Stroh und Häcksel; Holz des Spe- Anstoß 1,4 (Spezialtarif III) 

zialtarifs III; Kalziumkarbid, frische Kar- +7 | 

toffeln, frische Rüben, Schlacken, Stein- 

grus; Ton des Spezialtarifs III, Torfstreu 

und Torimull 

Kalitarii | 

Für rohe Kalisalze, Kalidüngesalze, Kieserit, | Bis 200 km 2,2 2,6 bezw. 2,2 Von und nach allen Stationen. 

kalziniert, gemahlen 201—350 km + 6 bis 12 

(Anstoß) 1,8 (Spezialtarif III) 
darüber 
Anstoß 1,0 
+7 
Düngekalktarif 

Für gebrannten oder gemahlenen Kalkstein,| Bis 50 km 2,6 2,6 bezw. 2,2 Von und nach allen Stationen. 

Kalkerde, Kalkschlamm, Muschelerde, darüber + 6 bis 12 

sämtlich zum Düngen En, 1,4 (Spezialtarif III) 

Allgemeiner Düngemitteltarif 

für bestimmte Düngemittel und Rohmateria- | Sätze des Spezial- Zur Unterstützung der inländischen Land- 

lien der Kunstdüngerfabrikation tarifs III bezw. wirtschaft mit zeitlich beschränkter 

(bei 5 t Sendungen) Gültigkeit (bis zum 1. Mai 1912). 


des Spezialtarifs II 

und der für ein- 

zelne Düngemittel 

bestehenden Aus- | 

nahmetarife, er- 

mäßigt um 20% 
Allgemeiner Wegebaustoiitarii 


Für Grand, Kies, Sand, Lehm, Mergel, Stein-]| Bis 50 km 2,6 2,6 bezw. 2,2 Von und nach allen Stationen. 


grus, Schlacken, Asche (ausgenommen 51—200 km + 6 bis 12 Als Ausnahmetarif 5w auch gültig für 
messinghaltige), rohe Steine, Pflaster- Anstoß 1,0 (Spezialtarif III) Pilastersteine, auch Schlackenpflaster- 
steine, zur Herstellung von Reihenpflaster | darüber durch- steine, zur Herstellung von Reihenpflaster, 
nicht verwendbar, roh behauene Bórd- gerechnet im Interesse der einheimischen Pflaster- 
und Strecksteine, Steinschrotten, Stein- 1,4 steinindustrie von inländischen Stein- 
schlag, sämtlich zum Wegebau im In- +6 gewinnungsstationen nach allen Stationen. 
lande | 


Ausnahmetarii für Brennstoffe 
Steinkohlen, Braunkohlen einschl. Koks und| Bis 350 km 2,2 2,6 bezw. 2,2 Nur von den inländischen Produktions- 


Briketts (mit Ausnahme von Gaskoks s. darüber + 6 bis 12 stätten. 
Rohstofitarif), Steinkohlenasche, Stein- Anstoß 1,4 (Spezialtarif III) 
kohlenkoksasche 


+7 
= Rohstofftarif 
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Ermäßigte 
Einheitssätze 


Regelrechte 
Einheitssätze 


Frachtgegenstand 


Streckensatz für das tkm Bemerkungen 
+ Abiertigungsgebühr 


für 100 kg 


Pf. 


Pi. 


Ausnahmetarif für Eisenerz 
Für Eisenerz, Manganerz, Schweielkies-, 


Bis 100 km 1,8 2,6 bezw. 2,2 Nach Hochofen- und Bleihüttenstationen, 


Kupiererz- und Kupierkies-Abbrände 101—190 km + 6 bis 12 sowie an Entzinkungs- und Entzinnungs- 
purple ore), Eisenschlacken, eisenhaltige (Anstoß) 1,5 (Spezialtarif III) anstalten. 
Abfälle der chemischen Industrie, alte darüber 


Blechgeschirre und alte Blechwaren, 
sämtlich zum zollinländischen Hochofen- 
und Bleihüttenbetriebe (Blechgeschirre 
auch an Entzinnungsanstalten) 


(Anstoß) 1,0 
+7 


Für Gießereiroheisen 


Von 151—600 km | 2,6 b 

Anstoß von 1,5 an +4 DiS: 2 

die Sätze des Spe- 

zialtarifs III, über 

600 km Rohstoff- 
tarif 


Von Hochofenwerken nach Berlin und Um- 
gegend, ferner nach Stationen in der Nähe 
der Oder, Elbe, Weser und Ems, sowie im 
Küstengebiet, ferner nach Niederschlesien 
und dem Königreich Sachsen. Zur Er- 
leichterung des Wettbewerbs gegen das 
ausländische Roheisen. 


Für Eisen und Stahl, Eisen- und Stahlwaren 
a) des Spezialtarifs I 


A. Nach den deutschen Seehäfen (Orts- und Ausfuhrverkehr) und dem Küstengebiet 


Von 201 km ab | 45 +12 
3,5 bis 2,8 
+12 


b) des Spezialtarifs II Von 201 km ab 35 +12 Nach Seehäfen auch gültig für bestimmte 


nf ar 2,2 bevorzugte Artikel des Spezialtarifs 1. 
12 


c) des Spezialtarifs III Von 201 km ab 


2,2 
22 +6 + 6 bis 12 


B. Nach den deutschen Seehäfen zur Ausfuhr über See nach außerdeutschen 
europäischen Ländern 


LI +12 35 -+F 12 Auch für bestimmte bevorzugte Artikel des 


Spezialtarifs I. 
17 +12 2,6 bezw. 2,2 
4- 6 pis 12 


a) des Spezialtariis II 


b) des Spezialtarifs III, wie daselbst unter 
Ziffer 1a—d genannt 


C. Nach den deutschen Seehäfen zur Ausfuhr über See nach außereuropäischen 
Ländern 


a) des Spezialtariis 1 22 +12 


4,5 
+ 6 bis 12 


Bis 400 km 1,4 3,5 Auch für bestimmte bevorzugte Artikel des 

darüber durch- + 6 bis 12 Spezialtarifs I. 

AEE p 1,2 
6 


b) des Spezialtarifs II 
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Ermäßigte 
Einheitssätze 


Frachtgegenstand 


Streckensatz für das tkm 


Regelrechte 
Einheitssätze 


Bemerkungen 


+ Abfertigungsgebühr 
für 100 kg 


Pt 


Pf. 


D. Zu Schifisbauzwecken 


I. nach Seehafenstationen 


a) des Spezialtarifs I 22 + 12 


b) Bis 400 km 1,4 
darüber (durch- 
gerechnet) 


12+6 


des Spezialtariis II sowie des Spezial- 
tarifs III wie daselbst unter Ziffer 1a 
bis d genannt 


II. 


a) des Spezialtarifs I 101—200 km A 


über 200 km 2, 
+12 


b) 


~ 


des Spezialtarifs II sowie des Spezial- |101—200 km 2,2-+12 
tarifs II, wie daselbst unter Ziffer 1a j201—400 „ 1,4+6 
bis d genannt über 400 „ 1,246 


Für Getreide und Mühlenerzeugnisse Von 51—400 ksn 3, 


„ 401—450 „ 3,7 
„ 451—500 „ 3,6 
„ 501—550 „ 3,5 
„ 551—600 „ 3,4 
„ 601—650 „ 3.3 
„ 651—800 „ 3,2 
Von 51—100 km 
+9 


darüber + 12 


Für Zucker 


a) Zucker (Rübenzucker) zur Ausfuhr Spezialtarif III 


b) Rohzucker jeder Art an Raffinerien. 
Bei Ausfuhr der daraus hergestellten 
Raffinade 


Spezialtarif III 


B. Für die internationalen Verkehre, an denen 
deutsche Eisenbahnen beteiligt sind, bestehen zum 
überwiegenden Teil einheitliche Zusatzbestimmungen 
zum Internationalen Übereinkommen für den Eisen- 
bahnfrachtverkehr, die das internationale Transport- 
komitee herausgibt und fortführt. Sonst aber fehlt es 
hier naturgemäß an einem gemeinsamen Teil I. Nur 


4,5 


+ 6 bis 2 

3,5 und Auch für bestimmte Artikel des Spezial- 
2,6 bezw. 2,2 tarifs I. 
F6- bis T2 


nach binnenländischen Werftstationen 


45.712 
3,5 bezw. 2,2 Auch für bestimmte Artikel des Spezial- 
+12 tarifs I. 


Sogen. Ostbahnstaffeltarif für Getreide usw. 
zur Förderung des Getreideabsatzes der 
entlegenen östlichen Landesteile im Gebiet 
des vormaligen Direktionsbezirks Brom- 
berg (Kgl. Ostbahn). 


4,5 
+ 6 bis 12 


Spezialtarif I Zur Ausfuhr über Umschlagsplätze 


binnenländischen Wasserstraßen 
über die Landgrenze. 


an 
oder 


Allgem. Wagen- 


Auf dem direkten Bahnwege oder von Um- 
ladungsklasse 


schlagsplätzen an binnenländischen 
Wasserstraßen. 


erst einzelne Gruppen von Verbänden haben sich zu 
einem solchen zusammengeschlossen. Im übrigen 
bestehen selbständige Verbandstarife für den Verkehr 
Deutschlands mit Rußland, Österreich-Ungarn, den 
Balkanstaaten, Italien, der Schweiz, Frankreich, 
Belgien, den Niederlanden und den nordischen 
Bahnen, deren Teil I allgemeine Bestimmungen und 


deren in mehr oder minder zahlreiche Hefte zer- 
fallender Teil II die Sonderbestimmungen jedes Ver- 
kehrsteils enthält. 


8. Die Weiterbildung der Tarife. 


(Ständige Tarifkommissionen, Ausschuß der Verkehrs- 
interessenten, Eisenbahnräte, Eisenbahntarifverbände.) 


Für die Weiterbildung des DEGT. Teil I und des 
DETT., Teil I ist eine ständige Tarifkommission be- 
Stellt, der ein Ausschuß der Verkehrsinteressenten bei- 
gegeben wurde. Die Geschäftsführung liegt in den 
Händen der Königl. Eisenbahndirektion Berlin. Die 
Tarifkommission besteht aus Vertretern sämtlicher 
deutschen Staatsbahnen und einer Privatbahnverwal- 
tung. Der Ausschuß der Verkehrsinteressenten setzt 
Sich aus je fünf Mitgliedern aus den Kreisen des 
Handels, der Industrie und der Landwirtschaft zu- 
Sammen, die vom deutschen Handelstage und vom 
deutschen Landwirtschaftsrat gewählt werden; außer- 
dem hat Bayern noch einen besonderen Vertreter. 
Zur Verhandlung kommen lediglich Anträge, die von 
einer deutschen Eisenbahnverwaltung oder vom Aus- 
Schuß der Verkehrsinteressenten gestellt werden. Für 
Anträge des Publikums ist deshalb erforderlich, daß 
eine deutsche Eisenbahnverwaltung oder der Aus- 
Schuß der Verkehrsinteressenten sie sich aneignet. 
Hierzu empfiehlt es sich, sie entweder an den Aus- 
Schuß oder an die Eisenbahnverwaltung zu richten, 
in deren Bezirk die Antragsteller ihren Wohnsitz 
haben. Sofern den Beschlüssen nicht Dringlichkeit 
zuerkannt wurde, unterliegen sie der Bestätigung 
durch die in der Regel einmal im Jahre und zwar im 
Dezember in Berlin tagende Generalkonferenz der 
deutschen Eisenbahnen. Die Niederschriften über die 
Verhandlungen der ständigen Tarifkommission, die 
wegen ihrer gründlichen Durchberatung und all- 
Seitigen Beleuchtung der vorliegenden Gegenstände 
als wertvolles Nachschlagewerk für volkswirtschaft- 
liche Fragen aller Art anerkannt sind, werden im 


Jahresabonnement auch an das Publikum abgegeben. 

Neben der Herstellung der Teile I ist jetzt auch ihre Aus- 
legung durch die Tariikommission einheitlich geregelt. Zur 
Ausgabe einer Sammlung von Tarifentscheidungen und zu 
deren Fortführung ist ein ständiger Unterausschuß unter dem 
Vorsitz der Königl. Eisenbahndirektion Berlin eingesetzt. Hier- 
durch wird auch eine einheitliche Handhabung der deutschen 
Tarifteile I sichergestellt. 


Unter den deutschen Tarifteilen II ist die Weiter- 
bildung der Binnentarife der verschiedenen Verwal- 
tungen diesen überlassen. Hierbei bedienen sich die 
deutschen Staatsbahnen regelrecht der Mitwirkung 
Wirtschaftlicher Beiräte, der sogen. Eisenbahnräte, die 
Sich aus Vertretern von Handel, Industrie und Land- 
Wirtschaft zusammensetzen. In Preußen unterscheidet 
man Bezirkseisenbahnräte, die als Beiräte der König!. 
EFisenbahndirektionen bestehen, von denen in der 

egel mehrere einen solchen gemeinsam besitzen, 
und den Landeseisenbahnrat für den Gesamtbereich 
der preußisch-hessischen Staatsbahnen, der der be- 
Sondere wirtschaftliche Beirat des Ministers ist. Der 


Güter- und Tiertarife. 


Begutachtung durch die Eisenbahnräte pflegen ins- 
besondere auch die Einführung und Fortbildung der 
Ausnahmetarife zugeführt zu werden. Darüber hin- 
aus nehmen alle Verwaltungen vor jeder Tarifmaß- 
nahme von Bedeutung auch mit den Interessenten und 
wirtschaftlichen Körperschaften unmittelbar Fühlung. 

Zur Ausgabe von direkten Tarifen pflegen sich 
die interessierten Eisenbahnverwaltungen zu Tarif- 
verbänden zusammenzuschließen, deren es namentlich 
für den internationalen Verkehr eine große Anzahl 
gibt. Sie treten in regelmäßigen Zwischenräumen 
zur Verbandsversammlung zusammen. Der Be- 
schlußfassung durch die Verbandsversammlung 
unterliegen insbesondere auch alle auf die Fort- 
bildung des Verbandstarifs bezüglichen Anträge, so- 
fern nicht bereits im Schriftwege Einigung über sie 
zu erzielen war. 


9. Verkehrsleitung und Frachtverteilung. 


Wenn zwischen zwei Stationen mehrere Bahn- 
wege in Frage kommen, bedarf es besonderer Vor- 
schriften (sogen. Leitungsvorschriften) darüber, über 
welchen Weg der Verkehr zu leiten ist. Unterstehen 
diese Bahnwege sämtlich derselben Verwaltung, so 
findet die Regelung lediglich nach Maßgabe wirt- 
schaftlicher und betrieblicher Zweckmäßigkeit statt, 
wobei die Leistungsfähigkeit eines Weges, seine 
Länge, seine Zugverbindungen, seine Steigungsver- 
hältnisse usw. mitsprechen. Sind aber an dem einen 
Wege andere Verwaltungen als am anderen oder 
zwar dieselben Verwaltungen, jedoch an dem einen 
Wege mit größerer, an dem anderen mit geringerer 
Strecke beteiligt, so bestimmt die Verkehrsleitung zu- 
gleich den Anteil der verschiedenen Verwaltungen an 
der aufkommenden Fracht. Denn dieser Anteil richtet 
sich nach der Streckenlänge, mit der jede Verwaltung 
an der Beförderung teilnimmt. Um allen Ansprüchen 
gerecht zu werden, erfolgt eine Aufteilung des Ver- 
kehrs durch Festsetzung des Anteils (der Quote), mit 
der die verschiedenen Wege den Verkehr bedienen 
sollen. Bei hälftiger Teilung zwischen zwei Wegen 
wird jeder von ihnen sechs Monate, bei Teilung im 
Verhältnis von 1:2 wird der eine vier, der andere 
acht Monate den Verkehr fahren, wobei es noch be- 
sonderer Festsetzung bedarf, welche Monate zuge- 
wiesen werden, weil sie nicht immer gleichwertig 
sind. 

Die Höhe der Quote hängt davon ab, in welchem Grade 
eine Verwaltung den Verkehr zu beinflussen und auf den ihr 
zusagenden Weg abzulenken in der Lage ist, also wieweit 
die Wettbewerbsfähigkeit des einzelnen Weges reicht: Nicht 
selten wird die Wettbewerbsfähigkeit und somit eine Verkehrs- 
berechtigung nur Wegen innerhalb einer bestimmten Umwegs- 
grenze zugestanden, z. B. nur Wegen, die keinen größeren 
Umweg als von 20% gegenüber dem kürzesten Wege bilden. 
Darüber hinaus bleiben dann die Wege von der Verkehrs- 
bedienung ausgeschlossen. Innerhalb dieser Grenze aber ent- 
scheidet insbesondere die Leistungsfähigkeit eines Weges über 
den Grad seiner Wettbewerbsfähigkeit. 

An die Stelle ziffernmäßiger Quotisierung tritt nicht selten 
auch die Abrede des Fahrens über den kürzesten Weg oder, 
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wo dieser ein anderer ist, des Fahrens über den Tarifbildungs- 
weg. Es geschieht das namentlich da, wo niedrig tarifierende 
Güter überwiegen, die das Befahren von Umwegen nicht 
lohnend erscheinen lassen, oder wo die Verhältnisse so ge- 
lagert sind, daß sie jedem Teil den genügenden Verkehrsanteil 
ohnehin sichern, die Umwege also in beiderseitigem Interesse 
sich ersparen lassen. In anderen Fällen wieder läßt man zur 
Vereinfachung nur den einen oder anderen Weg zur tat- 
sächlichen Bedienung des Verkehrs zu, während die übrigen, 
deren Verkehrsberechtigung anzuerkennen ist, durch einen An- 
teil am Reingewinn abgefunden werden. Kommt keine andere 
Verständigung zustande, so bleibt es auch wohl bei einer 
richtungsweise verschiedenen Leitung, d. h. jede End- 
verwaltung leitet den bei ihr entstehenden Verkehr über den 
ihr günstigsten Weg, abweichend von der Gegenrichtung. 

Für den Fall, daß der Verkehr infolge zulässiger 
Frachtbriefvorschriften seitens des Publikums andere 
Wege als vereinbart einschlägt, wird vielfach ein 
nachträglicher Wiederausgleich verabredet. Dieser 
ist ein Naturalausgleich, wenn dem Wege, der weniger 
als seine Quote fährt, die ihm an der Quote fehlenden 
Mengen in natura durch Ablenkung von denjenigen 
Wegen zugewiesen werden, die während einer zurück- 
liegenden Zeit mehr fuhren, als ihnen zustand. Da- 
gegen spricht man von einem Geldausgleich, wenn 
der Ausgleich sich so vollzieht, daß die Verwaltung, 
die mehr als ihre Quote gefahren hat, für die von ihr 
zuviel gefahrenen Mengen sich nur Fahrkosten (sog. 
Regiespesen) berechnet, den Reingewinn aber heraus- 
zahlt. 

Verkehrsteilungs- und Leitungsvereinbarungen 
nach diesen Grundsätzen werden zu jedem direkten 
Tarife getroffen und sind eine notwendige Voraus- 
setzung für das Inkrafttreten und das Inkraftbleiben 
der Tarife, wenn sie sich auch nicht wie diese an das 
Publikum wenden, sondern unter den Eisenbahnver- 
waltungen getroffen werden. 

Im innerdeutschen Staatsbahnverkehr ist im Jahre 1905 
auf Grund von Regierungsvereinbarungen die Verkehrsleitung 
nach folgenden Grundsätzen neu geregelt worden: 

1. Es ist grundsätzlich der beste Weg zu wählen, der nicht 
immer der kürzeste sein kann. 

2. Umwege von mehr als 20% sind im Wechselverkehr 
der deutschen Balınen als unwirtschaftlich und dem Verhältnis 
der deutschen Bahnen zueinander nicht entsprechend ohne Ent- 
schädigung alsbald zu beseitigen. 

3. Die Berechnung des 20%igen Umweges wird von 
Knotenpunkt zu Knotenpunkt vorgenommen und zwar nach 
der Tarifentfernung unter Ausschluß aller aus Rücksichten des 
Wettbewerbes oder aus sonstigen Gründen vorgenommenen 
Kürzungen der wirklichen Entfernung, jedoch einschließlich 
derjenigen Zuschläge, die auch im Binnenverkehr bestehen. 
Innerhalb dieser Grenzen wird von der Wettbewerbsauinahme 
auch dann abgesehen, wenn sich für die gegenüber dem Tarif- 
bildungswege gewonnene Mehrstrecke ein Frachtausfall von 
mehr als 40% ergibt. 

4. Unter Beachtung dieser Grundsätze ist der Verkehr 
über die wirtschaftlich vorteilhaftesten Linien zusammenzu- 
fassen und eine monatlich oder richtungsweise wechselnde 
Verkehrsleitung auszuschließen. 

Zu der Verkehrsteilung, die jedem Wege den 
ihnen zukommenden Verkehr zuweist, tritt für die 
direkten Tarife ergänzend die Frachtverteilung, d. h. 
die Aufteilung der aufkommenden Fracht unter die 


am Beförderungswege beteiligten Verwaltungen. Sie 
ist entweder die regelrechte oder eine unregelmäßige. 
Als regelrecht gilt, daß auf dem Tarifbildungswege 
jede Verwaltung ihren zur Tarifbildung aufgegebenen 
Frachtanteil erhält; man nennt dies ihren normalen 
Frachtanteil. Die beiden Endbahnen erhalten außer- 
dem je eine halbe Abfertigungsgebühr. Soll die Fracht 
aber auf einem nicht tarifbildenden Wettbewerbswege 
verteilt werden, so erhält eine Verwaltung nur inso- 
weit normale Anteile, als sie auch am Tarifbildungs- 
wege beteiligt ist; man nennt dies, sich neutral stellen. 
Die Neutralstellung, d. h. der Anspruch auf Zu- 
scheidung des für die Tarifbildung aufgegebenen 
Streckensatzes auch für den anderweiten Be- 
förderungsweg erstreckt sich auf die ganze Beförde- 
rungsstrecke, wenn diese gleich lang oder kürzer ist, 
als die Strecke, mit der die Verwaltung am Tarii- 
bildungswege teilnimmt; ist erstere aber länger als 
diese, so erfolgt Neutralstellung nur in Länge der letz- 
teren, mit der Mehrentfernung geht die Verwaltung in 
die kilometrische Teilung. Der kilometrischen Teilung 
unterliegt die nach Ausscheidung der neutralen Vor- 
abzüge verbleibende Restfracht, d. h. an dieser Rest- 
fracht nehmen die Verwaltungen, soweit sie sich nicht 
neutral stellen, im Verhältnis der Länge ihrer Be- 
förderungsstrecken teil. Unregelmäßig ist die Fracht- 
verteilung dann, wenn von Vorabzügen und einer 
Neutralstellung trotz der für sie gegebenen Voraus- 
setzungen abgesehen und die Gesamtfracht (nicht bloß 
die Restfracht) auf dem Beförderungswege kilo- 
metrisch verteilt wird. Sie tritt ein, wenn andern- 
falls sich für nicht neutral stehende Verwaltungen zu 
geringe Anteile ergeben würden, und die besondere 
Art der Wettbewerbsaufnahme, insbesondere bei ge- 
griffenen Sätzen, nahelegt, die auf dem Beförderungs- 
wege gegenüber der Tarifbildung entstehenden Aus- 
fälle von allen Verwaltungen gleichmäßig tragen zu 
lassen. — Die nach diesen Grundsätzen entfallenden 
Anteile werden für jeden Tarifverband in Anteils- 
tabellen zusammengestellt, nach denen die Abrech- 
nungsstellen die Verteilung der Frachteinnahmen des 
Verbandes vornehmen. 


10. Die volkswirtschaftliche Bedeutung der Güter- 
und Tiertarife. 

Durch geeignete Tarife werden, wie in Vorstehen- 
dem gezeigt wurde, die Eisenbahnen ihrer Zweck- 
bestimmung und wirtschaftlichen Ausnutzung zuge- 
führt. 

Bereits in Abschnitt 5 unter B ist hervorgehoben 
worden, wie die Eisenbahnen die Absatzfähigkeit der 
Güter zu erweitern berufen sind, indem sie die Mög- 
lichkeit geben, ein Gut auch an anderen Orten zu dem 
dort bestehenden Marktpreise zu veräußern. Hierfür 
ist Voraussetzung, daß einmal die Herstellungskosten 
niedriger sind als jener Marktpreis, und andererseits 
auch die Beförderungskosten diesen Unterschied nicht 
aufzehren, also ein Gewinn verbleibt. Diese Voraus- 
setzung gestaltet sich um so schwieriger, je weniger 
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der Marktpreis über die Herstellungskosten hinaus- 
geht, insbesondere je geringwertiger das Gut schon 
an sich ist. Nur eine sehr vorsichtig und sorgfältig 
den wirtschaftlichen Verhältnissen nachgehende 
Tarifgestaltung konnte deshalb die große Umwälzung 
bewirken, die die Eisenbahnen für den Absatzmarkt 
der meisten Güter, insbesondere der billigen Massen- 
güter, gebracht haben. Wenn Kohle, Holz, Steine, 
Erze, Eisen, Düngemittel heute auf viele Hunderte von 
Kilometern Absatz finden, so haben billige Tarife 
diesen Verkehr erst hervorgerufen und hierdurch der 
Nationalwirtschaft große Werte gewonnen, die bis 
dahin mehr oder minder brach gelegen hatten. 

Gilt dies ebenso für die Land- und Forstwirtschaft 
wie für Handel und Industrie, so wirkt bei der 
letzteren die eisenbahnseitige Zufuhr der Rohstoffe 
daneben auch auf die Gestehungskosten ihrer Erzeug- 
nisse ein. Wo jene sich verbilligt, müssen auch diese 
abnehmen, und wird die Industrie entsprechend an 
Wettbewerbsfähigkeit gewinnen, ja jene ermöglicht 
die Industrie noch an Orten, die sonst die Lebens- 
bedingungen für sie nicht bieten würden. 

Indem deshalb die Beförderungskosten sowohl 
für den Absatz wie in der Industrie auch für die Her- 
stellung der Güter eine Rolle spielen, sind sie zu einem 
gewichtigen Faktor für die Preisbildung geworden. 
Sie sind insbesondere für Handel und Industrie von 
um so größerem Einfluß, als der auf den meisten Ge- 
bieten außerordentlich gesteigerte Wettbewerb zu 
tunlichster Herabminderung der Selbstkosten zwingt, 
um in diesem Wettkampf bestehen zu können, die 
Frachtkosten aber als wesentlicher Teil dieser Selbst- 
kosten vielfach noch die einzige Möglichkeit zu einer 
Einschränkung bieten. Hierdurch erklärt es sich, daß 
Frachtermäßigungen, oft schon geringfügiger Art, von 
erheblicher Bedeutung, ja nicht selten für das Be- 
stehen und Gedeihen ganzer Industriezweige aus- 
schlaggebend sein können. 

Eine besondere Aufgabe erwächst hierbei der 
Tarifpolitik der Eisenbahnen in der Forderung, die 
heimischen Erwerbszweige in ihrem Wettbewerb mit 
dem Auslande zu stärken, d. h. die Ausfuhr heimischer 
Erzeugnisse zu fördern und die Einfuhr fremdem 
Wettbewerbe zu wehren. Es ist das eine Aufgabe, 
die mit dem Wachsen des deutschen Anteils an der 
Versorgung des Weltmarktes, hervorgerufen durch 
das zunehmende Ausfuhrbedürfnis der deutschen 
Industrie und angesichts des gesteigerten Wett- 
bewerbes, dem die letztere vom Auslande begegnet, 
eine früher nicht gekannte Bedeutung erlangt hat, die 
Eisenbahnen aber auch vor manche Schwierigkeit und 
neue Verantwortung stellt. Die Förderung der Aus- 
fuhr hat insbesondere auch zum Ausgleich der Er- 
schwerung deutscher Einfuhr durch andere Länder 
zu dienen. Sie bietet namentlich die Schwierigkeit, 
daß einerseits die heimische Fertigindustrie das Inter- 
esse hat, dem ihr Wettbewerb machenden Auslande 
nicht den Bezug der Rohstoffe und Halbfabrikate er- 
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leichtert und hierdurch die Erzeugung verbilligt zu 
sehen, andererseits die diese Rohstoffe und Halb- 
fabrikate herstellende heimische Industrie vielfach, 
z. B. in der Eisenindustrie, wegen unzureichenden 
Absatzes im Inlande auf die Ausfuhr angewiesen ist. 
Ebenso löst die Erschwerung der Einfuhr fremder 
Ware oft einander widerstreitende Interessen aus; 
sie hat jedenfalls da zu entfallen, wo der einheimische 
Verbrauch des Bezuges ausländischer Ware nicht 
entbehren kann. 


Die Begünstigung der Ausfuhr kann sich durch 
die Güterklassifikation oder durch besondere Aus- 
nahmetarife vollziehen. Ersteres, wobei das Gut für 
den Fall der Ausfuhr allgemein in eine niedrigere 
Klasse des Normaltarifs versetzt wird, hat den Nach- 
teil, daß die Vergünstigung dann auch der Einfuhr 
wie Durchfuhr ausländischer Ware unbeschränkt zur 
Verfügung steht, was den Vorteil für den heimischen 
Erwerbszweig unter Umständen aufheben oder gar in 
sein Gegenteil verkehren kann. Man wird diesen Weg 
daher nur wählen, wenn ein ausländisches Interesse 
an der Einfuhr oder Durchfuhr nicht im Wege steht. 
Ausnahmetarife lassen sich dagegen auf bestimmte 
Stationen beschränken oder nur für bestimmte Rich- 
tungen herstellen, die beide so gewählt werden können, 
daß der Ausnahmetarif dem Auslande zwar nicht aus- 
drücklich — was die Handelsverträge verbieten —, 
wohl aber tatsächlich entzogen wird. Wo das nicht 
ohne weiteres zu erreichen ist, wird bisweilen die 
sogen. Anfuhrklausel angewandt, d. h. die Be- 
stimmung, daß der Ausnahmetarif nur für Sendungen 
gelten soll, die auf der Versandstation mit Landfuhr- 
werk angefahren werden. Hierdurch wird der Aus- 
nahmetarif für Zwecke der Umbehandlung unbrauch- 
bar, denn mit der Bahn eingehende Sendungen können 
ihn für ihren weiteren Lauf nur erhalten, wenn sie 
zunächst ausgeladen, abgefahren und dann von neuem 
angefahren und wieder eingeladen werden, was den 
Vorteil des Tarifs aufheben würde. Wegen dieser 
Wirkung wird die Anfuhrklausel überhaupt da ge- 
wählt, wo ein Ausnahmetarif auf sein Geltungsgebiet 
beschränkt bleiben, nicht durch Benutzung zur Um- 
behandlung noch eine weitere Ausdehnung erfahren 
soll. Demselben Zweck dient die Abfuhrklausel, d. h. 
die Vorschrift, daß auf der Bestimmungsstation die 
Ware durch Landfuhrwerk abgefahren werden ınuß, 
nicht mit der Bahn weitergesandt werden darf. Ledig- 
lich angewandt, um das Ausland von einer Vergünsti- 
gung auszuschließen, dienen die Ausnahmetarife mit 
oder ohne An- oder Abfuhrklausel dem Bestreben, 
die Wirkung der Handelsverträge abzuschwächen, 
die in der Regel bestimmen, daß die Frachttarife und 
alle Frachtermäßigungen oder sonstige Begünsti- 
gungen, die den Erzeugnissen des eigenen Landes ge- 
währt werden, bei der Beförderung auf derselben 
Bahnstrecke und in derselben Verkehrsrichtung im 
gleichen Umfange auch den gleichartigen Transporten 
des anderen Teiles zu bewilligen sind. 
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Die Eisenbahnen aber werden auf diese Weise 
mehr und mehr handelspolitischen Interessen dienst- 
bar gemacht, deren Pflege an sich Sache der Zoll- 
politik ist; dieser tritt die Tarifpolitik der Eisen- 
bahnen, insbesondere der Staatsbahnen, in ständig 
wachsendem Maße ergänzend und unterstützend zur 
Seite. 

Die dargetane Bedeutung der Güter- und Tier- 
tarife für das heimische Wirtschaftsleben wie anderer- 
seits ihr Einfluß auf die Staatsfinanzen belegt aber 
auch die Notwendigkeit, ihre Erstellung und Änderung 
stets erst nach dem für sie bestehenden Bedürfnis 
und den von ihnen zu erwartenden Folgen eingehend 
zu prüfen. Diese Prüfung hat insbesondere folgende 
Fragen zu umfassen: 


1. Welchen Vorteil verspricht der erbetene Tarif 
für den Gewerbszweig, dem er dienen soll? 
(Hemmung bestehenden Niederganges durch 
Ausdehnung der Absatzfähigkeit? Hebung 
sinkender Wettbewerbsfähigkeit durch Min- 
derung der Selbstkosten?) 


2. Ist die Maßnahme zur Erreichung dieses Vor- 
teils notwendig, d. h. letzterer nicht auch auf 
andere Weise erreichbar, z. B. durch Nachlaß 
am Preise der Ware? 

3. Mit welchen Nachteilen ist die Maßnahme ver- 
bunden und stehen diese zu den Vorteilen in 
angemessenem Verhältnis? 

Solche Nachteile sind die den Eisenbahnen ent- 


stehenden Einnahmeausfälle, sie bestehen insbe- 
sondere aber auch in Schädigungen dritter. 
Fast jede tarifarische Maßnahme, auch jede 


Frachtermäßigung führt zu wirtschaftlichen Ver- 
schiebungen. Denn jede wirtschaftliche Stärkung, die 
der eine hiervon erfährt, bedeutet für den anderen, der 
mit ihm in Wettbewerb steht, eine Schwächung seiner 
Stellung. Nur Vorteile und insbesondere gleiche Vor- 
teile für alle Beteiligten bietet ein Tarif selten. Selbst 
wenn Tarife an sich allgemein gelten, wirken sie doch 
nicht immer gleichmäßig. Beispielsweise haben 
Tarife zur Ausfuhr Bedeutung nur für binnenländische 
Plätze. Die unmittelbar an der Grenze oder an der 
See ansässige Industrie wird sich durch sie nur in 
dem Vorsprung verkürzt finden, den sie bis dahin zu- 
folge ihrer örtlichen Lage vor der binnenländischen 
Industrie voraus hatte. 

Auch Tarifermäßigungen stoßen deshalb regel- 
recht auf Widerspruch, ja nicht selten ist die Zahl 
ihrer Gegner größer als ihrer Befürworter. Gerade 
aber weil mehr oder minder jede Tarifermäßigung 
wirtschaftliche Verschiebungen mit sich bringt, können 
diese nicht schon für sich allein ausschlaggebend sein, 
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oder es wäre überhaupt keine Fortentwicklung der 
Tarife möglich. Es wird vielmehr darauf ankommen, 
ob die Verschiebungen als von solcher Tragweite und 
Bedeutung angesehen werden können, daß sie die für 
die Allgemeinheit zu erwartenden Vorteile ausgleichen 
oder gar überbieten. Diese Vorteile sind gegeben, 
wenn Handel und Verkehr von der Tarifermäßigung 
weitere Belebung erhoffen dürfen, und dem National- 
vermögen mit ihrer Hilfe neue Werte erschlossen 
werden. 

Vorteile dieser Art sind durch die Tarifpolitik der 
deutschen Eisenbahnen dem deutschen Wirtschafts- 
leben in großem Umfange erwachsen. Die Fortent- 
wicklung der Güter- und Tiertarife hat sich in 
Deutschland unter steten Ermäßigungen vollzogen. 
Die Tarife bewegen sich schon seit Jahrzehnten fort- 
gesetzt in sinkender Richtung; Tariferhöhungen ge- 
hören zu den größten Seltenheiten. Bei den preußi- 
schen Staatsbahnen ermäßigte sich trotz erheb- 
licher Steigerung der Ausgaben der Durchschnitts- 
einheitssatz für das Tonnenkilometer von 4,25 Pf. im 
Jahre 1879 auf 3,56 Pf. im Jahre 1908, also um 0,69 Pi. 
— 16,2%. Ebenso legt die Tätigkeit der ständigen 
Tarifkommission der deutschen Eisenbahnen für jene 
Tendenz beredtes Zeugnis ab. Die deutsche Güter- 
klassifikation wies auf: 

im Jahre 1877 — 160 Positionen 
hiervon im Spezialtarif I Spezialtarif II Spezialtarif IH 

70 = 43,75% 50=3125% 40=25% 

im Jahre 1910 — 429 Positionen 

hiervon im Spezialtarif I Spezialtarif II Spezialtarif IH 
100 = 23,31% 101 = 23,54% 228=53,15% 

Die Zahl der Positionen, die einem Spezialtarii 
zugewiesen sind und hiermit aus der teuren allge- 
meinen Wagenladungsklasse ausschieden, stieg also 
seit Bestehen des Normaltarifs von 160 auf 429 um 
269 Positionen = 168%, und während die Zahl der 
Positionen des Spezialtarif I von 43,75% auf 23,31% 
herunterging, wuchs der Anteil des Spezialtarif II, 
des billigsten Spezialtarifs, von 25% auf 53,15%. 

Die Güter- und Tiertarife haben sonach der fort- 
schreitenden Entwicklung des wirtschaftlichen Lebens 
im Lande zu entsprechen, sie haben aber auch anderer- 
seits die Stetigkeit zu wahren, die die Grundlage der 
Kalkulation bildet, dieser notwendigen Voraussetzung 
für das Gedeihen von Handel und Verkehr. Zwischen 
diesen beiden Anforderungen die richtige Mitte zu 
halten und zugleich in dem Widerstreit der Interessen 
von Nord und Süd, von Ost und West, von Groß- 
betrieb und Kleinbetrieb durch eine das Für und Wider 
zutreffend abwägende Entscheidung den passenden 
Ausgleich zu finden, ist die schwierigste, aber auch 
gewichtigste Aufgabe, die der Tarifmann zu lösen hat. 


Kapitel XXII. 


Güter-Abfertigung und -Beförderung. 


Von v. Schaewen, Geheimem Regierungsrat und vortragendem Rat im Ministerium der öffentlichen Arbeiten zu Berlin. 


Der Güterabfertigungsdienst umfaßt die Vor- 
bereitung, den Abschluß und die völlige Abwicklung 
des Frachtvertrages, der Beförderungsdienst die 
Verladung und Entladung der Güter, sowie ihre Be- 
handlung auf dem Wege von der Abgangs- bis zur 
Zielstation. Güterabfertigungs- und Beförderungs- 
dienst sind im großen und ganzen auf den deutschen 
Eisenbahnen einheitlich geregelt. Dieser Erfolg ist 
dem „Deutschen Eisenbahnverkehrsverbande“ zu 
danken, der — im Jahre 1886 aus dem norddeutschen 
„Tarifverbande“ hervorgegangen — die Fortbidung 
der Abfertigungs-, Beförderungs- und Abrechnungs- 
vorschriften sich zur Aufgabe gesetzt hat. Dem 
Deutschen Eisenbahnverkehrsverbande gehören 
sämtliche deutschen Staatseisenbahnen, sowie die 
meisten deutschen Privateisenbahnen an. Die von 
ihm aufgestellten Allgemeinen Abfertigungs- und Be- 
förderungsvorschriften haben die Natur innerer 
Dienstanweisungen. Soweit es sich um Rechte und 
Pflichten der Verkehrtreibenden aus dem Fracht- 
vertrage handelt, sind die Bestimmungen in der 
Eisenbahn-Verkehrsordnung und in den veröffent- 
lichten Tarifen enthalten. Die für die Abfertigung 
und Beförderung der Güter gegebenen Bestim- 
Mungen gelten auch für Eilgüter und lebende Tiere, 
Soweit sich nicht Abweichungen aus der Natur dieser 
Sendungen ergeben. 

Zur Wahrnehmung des Abfertigungsdienstes be- 
Stehen auf den Bahnhöfen die Güter- und Eilgut- 
abfertigungen. Handelt es sich um Bahnhöfe mit 
Stärkerem Verkehr, so sind die Güter- und Eilgut- 
abfertigungen als selbständige Dienststellen in be- 
Sonderen Räumen eingerichtet. Unter einfacheren 
Verhältnissen wird der Abfertigungsdienst von den 
Beamten der Station unter der Firma der Güter- 
oder Eilgutabfertigung wahrgenommen. 


Bei der Abiferti- 
gung und Be- 
förderung der Güter ist zu unferscheiden zwischen 
tückgütern und Wagenladungsgütern. Während 

agenladungsgüter vom Absender zu verladen und 
vom Empfänger zu entladen sind, wird die Ver- und 
Entladung der Stückgüter — in der Regel gebühren- 
frei — von der Eisenbahn besorgt. Für die Lagerung 
der Stückgüter bis zu ihrer Verladung oder Aus- 
lieferung bestehen auf den Bahnhöfen Güter- 
Schuppen, an denen die Annahme und Ausgabe der 


Wagenladungen und Stückgüter. 


Stückgüter erfolg. Das An- und Abfahren der 
Stückgüter nach und von dem Güterschuppen ist 
Sache der Verkehrtreibenden. Doch kann die Eisen- 
bahn die Stückgüter gegen eine durch Aushang be- 
kannt zu machende Gebühr selbst anfahren und zu- 
führen oder Rollfuhrunternehmer dafür bestellen. 
Die Abholung und Zuführung der Stückgüter durch 
die Eisenbahn ist in Deutschland im Gegensatz zu 
anderen Ländern im allgemeinen nicht üblich. Da- 
gegen sind an allen Orten, an denen das Bedürfnis 
besteht, Rollfuhrunternehmer für diesen Zweck be- 
stell. Für das Verhältnis zwischen der Fisenbahn 
und den Verkehrtreibenden ist es gleichgültig, ob die 
Stückgüter durch die Eisenbahn selbst oder durch 
einen bahnamtlich bestellten Rollfuhrunternehmer 
abgeholt und zugeführt werden. Denn gegen- 
über den Verkehrtreibenden gilt auch der bahn- 
amtlich bestellte Rollfuhrunternehmer als An- 
gestellter der Eisenbahn, für den die Eisenbahn 
haften muß. Um die Anfuhr der Stückgüter nach 
Möglichkeit zu erleichtern, werden die Aufträge zur 
Abholung der Stückgüter im Bereiche verschiedener 
Eisenbahnverwaltungen von den Güterabfertigungen 
entgegengenommen. Ferner sind an manchen Orten 
besondere Anmeldestellen zur Entgegennahme von 
Abholungsaufträgen eingerichtet, oder es werden von 
den Eisenbahndienststellen unentgeltlich Anmelde- 
karten zur schriftlichen Anmeldung abgegeben, die 
unfrankiert in den Postbriefkasten gesteckt werden 
können. 


Die Anfuhr der Stückgüter zum Güter- 
schuppen vollzieht sich auf der An- 
fahrtstraße (Ladestraße), ihre Annahme an den Annahmeluken 
des Schuppens. In der Regel steht es dem Auiflieferer frei, an 
welcher Luke er das Gut aufgeben will. Vielfach müssen die 
Güter aber, um eine geordnete Verkehrsabwicklung zu ermög- 
lichen, richtungsweise angeliefert werden, d. h. die Annahme 
erfolgt je nach der Verkehrsrichtung, für die das Gut bestimmt 
ist, nur an der dafür bestimmten Annahmeluke. Nach der Ge- 
schäftsgewohnheit der Verkehrtreibenden ist die Auflieferung der 
Stückgüter am stärksten in den Abendstunden. Wegen der 
vielen Unzuträglichkeiten, die das starke Zusammendrängen der 
Stückgut-Auflieferung auf einen kurzen Zeitraum für die Ver- 
kehrsabwicklung zur Folge hat, ist das Streben der Eisenbahnen 
von jeher darauf gegangen, die Verfrachter zu einer möglichst 
gleichmäßigen Stückgutanfuhr zu bewegen. An vielen 
Orten ist man deshalb dazu übergegangen, den An- 
nahmeschluß, der in der Regel um 7 Uhr abends 
stattfindet, auf eine frühere Stunde, beispielsweise auf 
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Abb. 1. 


6 Uhr abends, festzusetzen. Aber auch damit konnte nicht 
überall der gewünschte Erfolg erzielt werden, weil es üblich 
blieb, alle bis zu dieser Stunde angefahrenen Stückgüter noch 
abzunehmen. Neuerdings ist man daher an manchen Plätzen 
zu dem sogen. Lukenschluß übergegangen, mit der Wirkung, daß 
die Annahmeluken zu bestimmter Stunde, gewöhnlich um 7 Uhr 
abends, ohne Rücksicht auf die dann noch nicht abgenommenen 
Sendungen geschlossen werden. Es wird damit der Vorteil für 
Verkehrtreibende und Eisenbahn erreicht, daß die aufgelieferten 
Güter ohne Überhastung, die leicht zu Beschädigungen oder 
Verschleppungen führt, am Abend oder in der Nacht zum Ab- 
gang gebracht werden können. 

Die Aufgabe der 
Eisenbahn, alle die 
ihr übergebenen zahllosen Kisten, Säcke, Körbe usw. 
unversehrt an die richtige Adresse zu bringen, ist 
nicht leicht. Damit diese Aufgabe zur Zufriedenheit 
der Verkehrswelt gelöst werden kann, ist es er- 
forderlich, daß die Stückgüter gehörig verpackt und 
bezeichnet werden und daß ihnen ein ordnungsmäßig 
ausgefüllter Frachtbrief beigegeben wird. Ob diese 
Voraussetzungen erfüllt sind, darauf hat sich in der 
Hauptsache die Tätigkeit der mit der Annahme der 
Stückgüter betrauten Bediensteten zu erstrecken. 
Jeder Fehler, der hier gemacht wird, kann zu den un- 
liebsamsten Folgen — Verschleppungen, Beschädi- 
gungen usw. führen. In Erkenntnis der Wichtigkeit 
des Annahmedienstes ist man neuerdings dazu über- 
gegangen, die Tätigkeit bei der Annahme zu zer- 
legen, indem die Prüfung der Frachtbriefe be- 
sonderen Stellen, sogen. Frachtbriefvorprüfungs- 
stellen übertragen wurde. 


Die Annahme der Stückgüter. 


Die Frachtbriefvorprüfungs- 
stellen, die möglichst bequem 
an der Anfahrtstraße angelegt werden, stellen fest, ob der 
Frachtbrief alle zur ordnungsmäßigen Ausführung der Be- 


Frachtbriefvorprüfungsstellen. 


Stückgutverkehr auf dem Anhalter Bahnhof in Berlin. 


förderung vorgeschriebenen und erforderlichen Angaben enthält. 
Namentlich wird geprüft, ob Name und Wohnort des 
Empfängers so genau bezeichnet sind, daß Verwechslungen 
nicht vorkommen können, ob die Bestimmungsstation richtig und 
dem Tarif entsprechend angegeben ist, ob bei Auslands- 
sendungen dem Frachtbrief die nötigen Zollpapiere beigegeben 
sind usw. Etwaige Mängel werden nach Möglichkeit sofort ab- 
gestellt, wobei die Beamten zur bereitwilligsten Auskunfts- 
erteilung verpflichtet sind. Daneben bereiten die Frachtbrief- 
vorprüfungsstellen die Frachtbriefe bereits für die weitere Be- 
handlung bei der Verladung und Abfertigung vor, um dadurch 
eine schnellere Fertigstellung der Frachtbriefe und einen 
schnelleren Abgang der Güter zu ermöglichen. Vielfach sind 
mit den Frachtbriefvorprüfungsstellen auch Frankaturschalter 
zur Entgegennahme der Frachtbeträge verbunden, die der Ver- 
sender im voraus bezahlen will. Infolge Einrichtung der Fracht- 
briefvorprüfungsstellen kann der Dienst an den Annahmeluken 
des Güterschuppens auf die Besichtigung und Vergleichung der 
Güter mit den Frachtbriefen beschränkt werden, was wieder 


eine Beschleunigung des eigentlichen Annahmegeschäfts zur 
Folge hat. 


Über die Art, wie die 
Stückgüter bezeichnet 
werden müssen, sind neuerdings durch den Tarif ein- 
gehende Vorschriften gegeben. Ein Zwang zur voll- 
ständigen Angabe der Adresse des Empfängers auf 
dem Frachtstück, wie im Postverkehr, besteht nicht. 
Vielmehr genügt, so sehr zur Vermeidung von Ver- 
schleppungen die vollständige Adreßangabe er- 
wünscht ist, entsprechend den Handelsgewohnheiten 
in Deutschland die Bezeichnung mit Buchstaben und 
Nummern oder mit Zeichen und Nummern. 

Die Bezeichnung muß den Angaben im Frachtbrief ent- 
sprechen und auf dem Gute selbst oder auf einer an dem Gute 
dauerhaft befestigten Tafel oder Fahne aus haltbarem Material 


angebracht werden. Im übrigen kann die Eisenbahn verlangen, 
daß die Stückgüter mit dem Namen der Bestimmungsstation 


Bezeichnung der Stückgüter. 


dauerhaft bezeichnet werden, wenn es ihre Beschaffenheit ohne 
besondere Schwierigkeiten zuläßt. Den Verfrachtern ist 
empfohlen, außer der Bestimmungsstation auch noch die Ab- 
gangsstation und den Tag der Auflieferung auf den Fracht- 
stücken anzubringen. Soweit dies nicht geschieht, werden die 
Güter von der Eisenbahn mit Beklebezetteln versehen, die diese 
Angaben enthalten. 


Trotz aller dieser Maßnahmen lassen sich bei 
den großen Massen von Stückgütern, die täglich bei 
den deutschen Eisenbahnen aufgeliefert werden, Ver- 
schleppungen nicht immer vermeiden. Der Deutsche 
Eisenbahn-Verkehrsverband hat deshalb in An- 
lehnung an die vom Verein deutscher Eisenbahn- 
verwaltungen gegebenen Bestimmungen eingehende 
Vorschriften über die Meldung fehlender und über- 
zähliger Güter aufgestellt. Die Meldungen laufen, 
soweit nicht durch unmittelbares Benehmen der nach 
dem Frachtbrief oder nach der Bezeichnung zunächst 
beteiligten Stationen alsbald eine Aufklärung erfolgt, 
bei einer Güterausgleichstelle, und zwar in Berlin 
zusammen, die auf Grund der Meldungen den Aus- 
gleich vornimmt. 


Neben der Bezeich- 
nung der Stückgüter 
ist ihre Verpackung bei der Annahme zu prüfen. Un- 
verpackte oder mangelhaft verpackte Stückgüter 
werden, wenn ihre Natur eine Verpackung erfordert, 
entweder zurückgewiesen oder nur gegen ein An- 
erkenntnis über das Fehlen oder die Mängel der Ver- 
packung angenommen. Wenn ein Absender gleich- 
artige, der Verpackung bedürftige Güter unverpackt 
oder mit gleichen Mängeln der Verpackung auf der- 
selben Station aufgibt, so kann er ein für allemal 
eine Erklärung abgeben, auf die im Frachtbriefe Be- 
zug zu nehmen ist. 


Verpackung der Stückgüter. 


Bei der Annahme wer- 
den die Stückgüter ge- 
bührenfrei verwogen. Die Eisenbahn kann von der 
Verwägung nur absehen, wenn der Absender das 
Gewicht in den Frachtbrief eingetragen und die 


Verwägung der Stückgüter. 


Abb. 2. 


Umladehalle auf dem Rangierbahnhof Wustermark 
bei Berlin. 
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Abb. 3. 


Innere Ansicht der Umladehalle auf Bahnhof Wuster- 
mark bei Berlin. 


Nachwägung im Frachtbriefe nicht verlangt hat. Die 
Verwägung wird auf dem Frachtbrief durch Auf- 
drückung des Wägestempels bescheinigt. Je nach 
den örtlichen Verhältnissen wird das Gut alsdann 
entweder unmittelbar von der Dezimalwage in die 
bereitstehenden Güterwagen gekarrt oder zunächst 
auf den dafür vorgesehenen Plätzen auf dem Güter- 
schuppen abgesetzt. 


Die Ver- 
Verladung der Stückgüter. Ladesystem. 
b ladung der 
Umladestationen. FR air 
Stückgüter 


erfolgt nach einem System, das die möglichst schnelle 
und möglichst schonende Beförderung der Güter zum 
Ziele hat. Die schnellste und schonendste Beförde- 
rung wird dadurch erreicht, daß das Gut in einem 
geschlossenen Wagen von der Abgangs- bis zur Be- 
stimmungsstation gefahren wird. Da indessen die 
Verwendung eines Wagens sich nur beim Vorhanden- 
sein entsprechender Gütermengen rechtfertigen läßt, 
so kann die Bildung ganzer Wagen nur im Verkehr 
zwischen zwei Stationen in Frage kommen, die einen 
lebhafteren Güteraustausch haben. Um auch die 
übrigen Güter schnell und unter möglichster Be- 
schränkung der Umladungen von der Versand- bis 
zur Zielstation zu bringen, werden die Stückgüter an 
einzelnen Plätzen (Umladestationen) gesammelt. 


Den Umladestationen werden die Stückgüter, wenn nicht 
soviel Gut vorhanden ist, daß dahin ganzer Wagen ab- 
gerichtet werden kann, in „Stückgutkurswagen“ zugeführt, 
die zur Aufsammlung geringerer Stückgutmengen sowie zur Be- 
dienung des Nahverkehrs bestimmt sind. Durch die Ansammlung 
der Stückgüter auf den Umladestationen wird die Möglichkeit 
der Bildung geschlossener Wagen, die in schnelliahrenden Fern- 
güterzügen befördert werden können, erhöht. Soweit irgend 
angängig, werden „Ortswagen“ gebildet, die lediglich Ortsgut 
für eine Station enthalten. Ist das nicht möglich, so wird das 
Gut in Umladewagen, d. h. in geschlossenen Stückgutwagen, die 
Gut für eine Umladestation enthalten, nach der weitestgelegenen 
Umladestation, für die genügend Gut vorhanden ist, befördert. 
Die Empfangsstationen erhalten das Gut, soweit es ihnen nicht 
in Ortswagen oder, wenn sie Umladestationen sind, auch in 
Umladewagen zugeführt wird, in Kurswagen, die von der letzten 


ein 
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Umladestation zur Verteilung der Güter auf die eitizelnen 
Stationen verkehren. Darnit die Güterwageii hicht in unwirt- 
schaftlicher Weise für den Stückgutverkehr iti Anspruch ge- 
nommen und dadurch dem Wagenladungsverkehr entzogen 
werden, ist die Bildung geschlossener Frachtstückgutwagen 
(Orts- und Umladewagen) an die Voraussetzung geknüpft, daß 
Mengen von mindestens 2000 kg vorhanden sind oder daß bei 
geringerem Gewicht der Wagen räumlich ausgenutzt wird. Die 
Kurswagen verkehren dagegen regelmäßig ohne Rücksicht auf 
die Belastung. Die auf den einzelnen Strecken laufenden Kurs- 
wagen, ihre Bestimmung und die Züge, in denen sie verkehren, 
werden den Stationen regelmäßig durch besondere Pläne be- 
kannt gegeben. Sache der Verwaltungsstellen und Kontrolleure 
ist es, durch Begleitung der Stückgüterzüge und örtliche 
Revisionen darüber zu wachen, daß Zahl und Bestimmung der 
Kurswagen sowie der Fahrplan der Stückgüterzüge dem Ver- 
kehrsbedürfnis angepaßt werden. 


Umladewagen dürfen nur nach Umladestationen abgerichtet 
werden, da das Abschieben der Stückgutmengen nach Stationen, 
die für die Umladung nicht geeignet sind, zu Unzuträglichkeiten 
und Verzögerungen führen würde. Die Umladestationen 
ihre Aufgaben sind 
unter den Verwal- 
tungen des deutschen 

Eisenbahnverkehrs- 
verbandes vereinbart 
und in einem Ver- 
zeichnis der deutschen 
Umladestationen zu- 


und 


sammengestellt. Sie 
sind vielfach mit 
großen Versand- und 
Empfangsplätzen ver- 
bunden, weil dadurch 
das Zusammeniassen 


groBer Gütermengen 
erleichtert wird. Im 
Interesse glatter Be- 
triebsabwicklung sind 
indessen Umladeein- 
richtungen auch. auf 
großen Rangiersta- 
tionen geschaffen wor- 
den, deren Ortsverkehr 
von untergeordneter 
Bedeutung ist. Lediglich nach dem Verzeichnis der Umlade- 
stationen und dem Grundsatz, daß das Gut nach der weitest 
gelegenen Umladestation zu verladen ist, läßt sich, wie die Er- 
fahrung gelehrt hat, eine geordnete Verladung jedoch nicht er- 
reichen. Die Frachtbriefe, auf Grund deren das Ladegeschäft 
besorgt wird, geben zwar die Bestimmungsstation an; bei der 
großen Zahl der Stationen kann aber die Lage der Bestimmungs- 
station zu den verschiedenen Umladestationen nicht immer ohne 
weiteres zuverlässig bestimmt werden. Es hat sich deshalb als 
notwendig herausgestellt, dem Ladepersonal ein Hilfsmittel in 
die Hand zu geben. Dies ist geschehen durch Ausarbeitung von 
„Ladevorschriften“. Die „Ladevorschriften“ geben die Umlade- 
stationen an, die von dem Gut auf dem Wege von der Versand- 
nach der Empfangsstation berührt werden. Übergangs- und 
Unterwegsstationen, die keine Umladestation sind, werden aus- 
nahmsweise und zwar nur dann angegeben, wenn dies zur ge- 
nauen Bezeichnung des Beiörderungsweges erforderlich ist. Sie 
sind zur Unterscheidung von den Umladestationen eingeklammert. 
Die Ladevorschriften sind in bildlicher Form und unter Zu- 
sammenfassung größerer Gruppen von.Stationen für den Ver- 
kehr der einzelnen Bezirke untereinander aufgestellt. Aus diesem 
Material kann die Abfertigungsstelle die Ladevorschrift für jede 
Stationsverbindung entnehmen. Für den praktischen Gebrauch 


Abb. 4. Umladedienst auf einer Umladerampe. 
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vermerken die Dienststellen die nach den einzelnen Empfangs- 
stationen anzuwendenden Ladevorschriften in einem alpha- 
betisch geordneten Stationstarif (Tarifauszug, Handtarif). 
Wird eine Stückgutsendung aufgegeben, so wird die Lade- 
vorschrift aus dem Stationstarif entnommen und in den 
Frachtbrief an der dafür vorgesehenen Stelle eingetragen. Das 
Ladepersonal kann auf diese Weise ohne weiteres aus dem 
Frachtbriefe ersehen, wohin das Gut verladen werden muß. Wo 
Frachtbriefvorprüfungsstellen bestehen, tragen diese bereits die 
Ladevorschrift bei Prüfung des Frachtbriefs ein. Damit die 
Ladevorschriften nicht zu lang werden, sind alle Umladestationen 
fortgelassen, über die das Gut nach dem Grundsatz der Ver- 
ladung nach der weitest gelegenen Umladestation erfahrungs- 
gemäß hinweg geladen werden kann. 


Zur Sicherung der ordnungsmäßigen 
Verladung dient ferner der von den 
Dienststellen aufzustellende und von den vorgesetzten 
Verwaltungsstellen zu genehmigende Ladeplan. Aus 
diesem muß hervorgehen, mit welchen Zügen das 
aufgelieferte oder bei Umladestellen das von anderen 
Stationen eintref- 
fende Gut be- 
fördert wird und 
wann das ange- 
kommene Gut ent- 
laden, vom Roll- 
fuhrunternehmer 
abgeholt und den 
Empfängern aus- 
geliefert wird. 
Grundsatz ist, daß 
alles Gut, das im 
Laufe eines Tages 
aufgeliefert wird, 
noch an demselben 
Tage — soweit 
nötig, mit Hilfe der 
Nachtstunden — 
abzufertigen und 
zu verladen ist. 
Um anderseits Zersplitterungen des Verkehrs zu 
vermeiden, ist vorgeschrieben, daß die Verladung und 
Beförderung nach jeder Empfangs- oder Umlade- 


Ladeplan. 


station grundsätzlich innerhalb 24 Stunden nur 
einmal erfolgen darf. Ein Sammeln des Gutes 
während mehr als 24 Stunden bis längstens 


48 Stunden zur Bildung von Ortswagen oder von 
Umladewagen nach weitgelegenen Umladestationen 
ist nur mit Genehmigung der vorgesetzten Ver- 
waltungsstelle zulässig, wenn dadurch mindestens 
eine Umladung erspart und die Ankunft des Gutes 
atif der Bestimmungsstation nicht verzögert wird. 


Beim Vorhandensein größe- 
rer Gewichtsmengen stellt 
sich die Wagenladungsfracht billiger als die Stück- 
gutfracht. Der Versender wird daher, wenn er 
größere Mengen von Gut zu verschicken hat, die 
Verfrachtung als Wagenladung wählen. Er muß 
alsdann allerdings das Aufladen des Gutes selbst be- 


W agenladungsverkehr. 


Güter-Abiertigung und -Beförderung. 
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sorgen; das Abladen ist in diesem Falle Sache des 
Empfängers. Doch kann auch die Eisenbahn diese 
Leistungen gegen die im Nebengebührentarif fest- 
gesetzten Gebühren übernehmen. 


Den Wagen, der zur Verfrachtung gebraucht 
wird, muß der Absender bei der Ab- 
fertigungsstelle unter Angabe des Gutes, des ungefähren Ge- 
wichts und der Bestimmungsstation für einen bestimmten Tag 
bestellen. Die Bestellung kann schriftlich, mündlich oder durch 
Fernsprecher erfolgen. Alle Wagenbestellungen werden von den 
Abfertigungsstellen in ein Wagenbestellbuch eingetragen, das die 
Unterlage für die Wagenbedarfsmeldung bildet, die die Dienst- 
stellen täglich der Wagenverteilungsstelle zu erstatten haben. 
Die Zuweisung der verfügbaren Wagen an die Versender erfolgt 
nach der Reihenfolge der Anmeldung. Einen Vorrang haben die 
Anforderungen für den Versand von Eilgut, lebenden Tieren 
und Leichen. Wenn anzunehmen ist, daß die bestellten Wagen 
nicht rechtzeitig eintreffen können, so ist der Besteller, wenn 
tunlich, davon rechtzeitig und kostenfrei in Kenntnis zu setzen. 


Wagenbestellung. 


Die bestellten Wagen 
werden auf den dem all- 
gemeinen Verkehr dienenden Freiladegleisen bereitgestellt, die 
dem Straßenverkehr durch die Freiladestraße zugänglich sind. 
Je nach Bedarf sind auf den Stationen zur Ver- und Entladung 
der Wagenladungsgüter auch besondere Ladevorrichtungen 
(Rampen, Krane usw.) vorhanden, an die gegebenenfalls die 
Wagen gestellt werden. Nach beendeter Verladung werden die 
bedeckten und die statt solcher gestellten offenen Wagen mit 
Decken von der Güterabfertigung mit Bleien verschlossen. 


Verladung der Wagenladungsgüter. 


Sämtliche Wagen, auch die Stück- 
gutwagen, werden alsdann bezettelt. 
Die Wagenbeklebezettel geben die Abgangs- und Bestimmungs- 
station, den Tag des Abgangs und den Beförderungsweg an. 
Die Angaben dienen dem Rangierpersonal als Unterlage bei 
Zusammenstellung der Züge. Bei Stückgutwagen und Wagen- 
ladungen, für die besondere Beförderungspläne festgelegt sind, 
werden in den Beklebezetteln auch die Züge verzeichnet, 
in denen die Wagen planmäßig zu befördern sind. Für die Be- 
förderung gilt als Grundsatz, daß sie so schnell stattfinden muß, 
als es nach dem Fahrplan angängig und durch die gegebenen 
besonderen Vorschriften angeordnet ist. 


Bezettelung der Wagen. 


Durch einen Bahnhofs- 
bedienungsplan ist festzu- 
legen, zu welchen Zeiten 
die Abholung der Wagen von den einzelnen Verwendungsstellen 
(Freiladestraße, Güterboden usw.) stattfindet und mit welchen 
Zügen die Wagen abgehen. In gleicher Weise wird durch den 
Bahnhofsbedienungsplan die planmäßige Zustellung der an- 
gekommenen Wagen an die einzelnen Verwendungsstellen ge- 
regelt. Der Bahnlıofsbedienungsplan wird gemeinsam von dem 
Bahnhofsvorsteher und dem Vorsteher der Güterabfertigung 
aufgestellt und durch die vorgesetzten Verwaltungsstellen ge- 
nehmigt. 


Beförderung der Wagenladungen. 
Bahnhofsbedienungsplan. 


Stationen, auf denen Wagen von einem 
Zuge auf einen andern übergehen, haben 
außerdem einen Wagenübergangsplan aufzustellen, durch den 
festgelegt wird, mit welchen Zügen die einlaufenden Wagen 
weiterzubefördern sind. 


Wagenübergangsplan. 


Benutzung und Zusammen- Die Benutzung und Zu- 


i 5 sammenstellung der 

S 5 33 ; 
tellung der Güterzüge Güterzüge uud it 
Interesse geregelter Betriebsführung nach be- 


stimmten Plänen erfolgen. Die beliebige und un- 
geordnete Abschiebung vorhandener Frachten nach 
nicht geeigneten Bahnhöfen würde zu Verkehrs- 
stockungen und Betriebsschwierigkeiten aller Art 
führen. Die Pläne für die Benutzung und Zusammen- 
stellung der Güterzüge werden unter Berücksichti- 
gung des Verkehrs und der Leistungsfähigkeit der 
Bahnhöfe von den Eisenbahnverwaltungen aufgestellt 
und den Dienststellen bekanntgegeben. Die Pläne 
werden nach dem Grundsatz aufgestellt, die 
Wagen möglichst schnell und unter möglichster Be- 
schränkung der Rangierarbeit an den Ort ihrer Be- 
stimmung zu bringen. Man unterscheidet folgende 
Zugarten: Viehzüge, Eilgüterzüge, Ferngüterzüge, 
Durchgangsgüterzüge und Nahgüterzüge. Viehgüter- 
züge sind, wie ihr Name besagt, vorzugsweise zur 
Beförderung von Vieh, Eilgüterzüge zur Beförderung 
von Eilgut und Vieh bestimmt. Mit den Ferngüter- 
zügen, die geschlossen auf große Entfernungen 
durchlaufen, wird vor allem der große Verkehr der 
Massengüter zwischen den Gewinnungs- und Absatz- 
gebieten, namentlich der Kohlenverkehr aus dem 
rheinisch-westfälischen und dem oberschlesischen 
Industriegebiet, sowie der Erzverkehr aus dem 
lothringisch-luxemburgischen Gebiet nach den Ver- 
brauchsgebieten bewältigt. Ferner dienen die Fern- 
güterzüge der Rückbeförderung des Wagenleer- 
materials nach den Gewinnungsstätten. Die Fern- 
güterzüge, die in verhältnismäßig kurzer Zeit lange 
Strecken, z. B. die rund 835 km lange Strecke von 
Myslowitz nach Hamburg in 35 Stunden, durchfahren, 
bieten naturgemäß die beste Beförderung. Soweit die 
Bildung von Ferngüterzügen nach den vorhandenen 
Verkehrsmengen nicht angängig ist, werden für den 
Verkehr auf weitere Entfernungen Durchgangsgüter- 
züge gebildet, die nur aufwichtigen Stationen, nament- 
lich auf Knotenstationen halten und dort die Wagen 
auswechseln. Dem Nahverkehr dienen die Nahgüter- 
züge. Sie vermitteln den Verkehr nach allen, auch 
den kleinsten Stationen. Nahgüterzüge, die zur Be- 
förderung von Frachtgutkurswagen bestimmt sind, 
heißen Stückgüterzüge. 

Wenn bei starkem Verkehrsandrang nicht alle 
vorhandenen Wagen in den für sie bestimmten oder 
geeigneten Zug eingestellt werden können, ist die in 
den Zugbenutzungsvorschriften gegebene Rang- 
ordnung zu beachten. Daneben besteht eine all- 
gemeine Rangordnung, die für den Fall, daß in den 
Zugbenutzungsvorschriften eine Bestimmung nicht 
enthalten ist, zum Anhalt zu nehmen ist. 


Nach Ankunft auf 
der Bestimmungs- 
station werden die 
Wagen zur Entladung in die Freiladegleise oder an 
den Güterschuppen gestellt. Die Zuführung an die 
Entladestellen erfolgt nach Maßgabe des Bahnhofs- 
bedientingsplans, die Entladung und Abfuhr der 
Stückgüter nach Maßgabe des Ladeplans. Von dem 


Behandlung der Güter auf der 
Bestimmungsstation. 
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Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. d 


Eingang der Güter wird der Empfänger benach- 
richtigt. Die Benachrichtigung unterbleibt, wenn der 
Empfänger sich die Benachrichtigung verbeten hat, 
ferner bei Stückgütern, die durch einen bahnamt- 
lichen Rollfuhrunternehmer zugeführt werden und bei 
bahnlagernd gestellten Gütern, wenn der Absender 
im Frachtbriefe die Benachrichtigung nicht aus- 
drücklich vorgeschrieben hat. Will der Empfänger 
auf Stationen, auf denen die Stückgüter durch einen 
bahnamtlichen Rolfuhrunternehmer zugeführt werden, 
das Gut selbst oder durch einen andern als den 
bahnamtlichen Rollfuhrunternehmer abholen lassen, 
so muß er dies der Abfertigungsstelle, gegebenenfalls 
unter Beifügung einer Vollmacht, schriftlich erklären. 
Die Eisenbahn kann indessen das Recht, die Stück- 
güter selbst oder durch andere als die bahnamtlichen 
Fuhrunternehmer abholen zu lassen, im allgemeinen 
Verkehrsinteresse vorübergehend oder, wenn es be- 
sondere Verhätnisse erfordern, auch dauernd be- 
schränken. Von dieser Befugnis, welche die Eisenbahn 
in den Stand setzen soll, etwaige Verkehrsstauungen 
infolge übermäßiger Anhäufung von Gütern zu ver- 
hüten, wird jedoch nur ausnahmsweise Gebrauch ge- 
macht. 


Das An- und Abfahren der Wagenladungs- 
güter nach und von den Bahnhöfen ist für 
Verkehrtreibende mit starkem Versand oder Empfang mit er- 
heblichen Kosten verbunden. Für den Massenverkehr, nament- 
lich für größere industrielle Werke, hat sich die Ersparung 
dieser Kosten schon bald nach der Entwicklung der Eisenbahnen 
als ein dringendes Bedürfnis herausgestellt. Für viele Unter- 
nehmungen wurde die Möglichkeit, die Ver- und Entladung un- 
mittelbar auf den Anlagen des Unternehmens selbst vornehmen 
zu können, geradezu eine Lebensfrage. Aus diesem Bedürfnis 
sind die Privatanschlüsse entstanden. Vor Durchführung der 
Verstaatlichung der Eisenbahnen wurden die Verhältnisse der 
Anschlußbahnen meist von Fall zu Fall geordnet. Die Leistungen, 
die von dem Anschlußnehmer beansprucht wurden, richteten 
sich in der Regel nach der Bedeutung, die die Eisenbahn dem 
Anschlusse als Verkehrszubringer beilegte. In Preußen hatten 
sich allerdings die drei großen rheinisch-westfälischen Privat- 
bahnen, veranlaßt durch ihren scharfen Wettbewerb, schon im 
Jahre 1873 über bestimmte Grundsätze für die Zulassung und 
den Betrieb von Privatanschlüssen geeinigt, die nach Durch- 
führung der Verstaatlichung als Grundlage für die später mehr- 
fach umgestalteten „Allgemeinen Anschlußbedingungen“ der 
preußischen Staatsbahnen dienten. Heute ist der Zustand 
folgender. Einheitliche gesetzliche oder Verwaltungsvorschriften 
für die Zulassung und den Betrieb von Privatanschlüssen be- 
stehen für das gesamte Gebiet der deutschen Eisenbahnen nicht. 
Der Gegenstand ist vielmehr durch die Landesgesetzgebung 
und Bestimmungen der einzelnen Eisenbahnverwaltungen ge- 
regelt. Doch haben sich im Laufe der Zeit mehr oder weniger 
einheitliche Grundsätze für die Behandlung der Privatanschlüsse 
entwickelt. In der Regel ist die Genehmigung von Privat- 
anschlüssen von einer polizeilichen Prüfung abhängig, die sich 
namentlich auf die betriebssichere Beschaffenheit der Bahn und 
der Betriebsmittel erstreckt. Ein Anspruch auf Gewährung 
eines Privatanschlusses besteht im allgemeinen nicht. Der An- 
schlußsucher ist daher in der Regel auf eine Verständigung mit 
der Eisenbahn angewiesen. Für das Vertragsverhältnis zwischen 
den Anschlußsuchern und der Eisenbahn sind von den meisten 
größeren Eisenbahnverwaltungen allgemeine Bedingungen auf- 
gestellt, die in gleicher Weise allen Verfrachtern gegenüber 


Privatanschlüsse. 


angewendet werden. In der Regel hat der Anschlußnehmer die 
gesamten Kosten der ersten Anlage des Anschlusses und seiner 
späteren Erweiterung zu übernehmen. Ebenso liegt ihm die 
Bewachung, Bedienung und Unterhaltung des Anschlusses ob. 
Zwar werden diese Leistungen im allgemeinen von der Eisen- 
bahn ausgeführt, doch sind ihr die dafür entstehenden Kosten 
vom Anschlußinhaber zu ersetzen. Den Betrieb auf dem An- 
schlusse führt je nach den örtlichen Verhältnissen die Eisenbahn 
oder der Anschlußinhaber. Für die Zustellung und Abholung der 
Wagen nach der vereinbarten Übergabestelle erhebt die Eisen- 
bahn eine Gebühr (Anschlußfracht, Zustreifgebühr), die nach 
der Länge des Beförderungsweges abgestuft ist. Die Leistungen 
der Anschlußinhaber sind im allgemeinen so bemessen, daß sie 
einen Erastz für die durchschnittlichen Selbstkosten der Eisen- 
bahn bilden. Die Gewährung weiterer Zugeständnisse an die 
Anschlußinhaber, wie sie vielfach verlangt worden sind, würde 
dem Grundsatz widersprechen, daß die Gesamtheit nicht zu- 
gunsten einzelner belastet werden darf. Nach der vom Reichs- 
eisenbahnamt herausgegebenen Statistik der im Betriebe befind- 
lichen Eisenbahnen Deutschlands waren im Jahre 1908 9530 
Privatanschlüsse an vollspurige und 571 Privatanschlüsse an 
schmalspurige Eisenbahnen vorhanden, während im Jahre 1898 
nur 6097 Privatanschlüsse an vollspurige und 402 Privat- 
anschlüsse an schmalspurige Eisenbahnen bestanden. In 
10 Jahren ist also die Zahl der gesamten Privatanschlüsse um 
rund 3600 oder um mehr als 50% gestiegen. 


Die Haupt- 

unterlage 
für die Abwicklung des Abfertigungs- und Beförde- 
rungsgeschäfts bildet der Frachtbrief. Der Fracht- 
brief wird bei Stückgütern — gegebenenfalls nach 
vorheriger Prüfung in der Frachtbriefvorprüfungs- 
stelle — gleichzeitig mit dem Gut angenommen. Bei 
Wagenladungsgütern findet die Annahme erst nach 
beendeter Verladung statt. Mit der Annahme des 
Frachtbriefes und des Gutes ist der Frachtvertrag 
abgeschlossen. Zum Zeichen der Annahme wird der 
Frachtbrief mit dem Annahmestempel der Versand- 
abfertigung versehen. Bei Sendungen, für die die 
Fracht im voraus entrichtet wird, muß diese sogleich 
bei Abgabe des Frachtbriefs berechnet und ein- 
gezogen werden. Bei nicht frankierten Sendungen 
erfolgt die Frachtberechnung erst später im Bureau 
der Abfertigungsstelle. Im Bureau der Abfertigungs- 
stelle wird der Frachtbrief ferner verbucht und, so- 
weit dies bei Stückgütern nicht bereits geschehen ist, 
mit der Wegevorschrift versehen. Zur Bezeichnung 
des Weges für Wagenladungen dient die Angabe 
größerer Knotenpunkte (Rangierstationen) und Über- 
gangspunkte, nach denen die Zusammenstellung der 
Züge bewirkt wird. Die Wegevorschrift für Wagen- 
ladungen heißt „Leitungsvorschrift“. 

Sie ist für die Fälle, in denen mehrere Verwaltungen am 
Beförderungswege beteiligt sind, wegen der Verteilung der 
Fracht von besonderer Bedeutung. Die Leitungsvorschriften, 
die sich in der Regel nicht mit den „Ladevorschriften“ für 
Stückgutsendungen decken, werden ebenso wie die Lade- 
vorschriften von den Eisenbahnverwaltungen aufgestellt und 
von den Dienststellen für den praktischen Gebrauch aus dem 
ihnen überwiesenen Material in den Tarifauszug übertragen. 

Von der Abiertigungsstelle gelangen die 
Frachtbriefe an den Zugführer oder Fahr- 
ladebeamten des Zuges, mit dem die Sendungen 


Der Frachtbrief als Güterbegleitpapier. 
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befördert werden, und begleiten die Wagen 
bis zur Zielstation. Sowohl der Übergang der 
Wagen auf andere Züge, wie das Umladen der 
Stückgüter auf Umladestationen vollzieht sich an der 
Hand der Frachtbriefe. Um einen zuverlässigen Ver- 
gleich zwischen der Sendung und dem Frachtbrief zu 
ermöglichen, muß der Frachtbrief die Bezeichnung 
des Wagens nach Nummer und Eigentumsverwal- 
tung enthalten, in dem die Sendung befördert wird. 
Bei Wagenladungen ist die Eintragung der Nummer 
und des Eigentumsmerkmals des Wagens in den 
Frachtbrief Sache des Versenders, während bei 
Stückgütern die Eintragung von der Eisenbahn be- 
wirkt wird. Finden Umladungen statt, so wird unter 
Streichung der alten Bezeichnung die neue Be- 
zeichnung in den von der Umladestation dem Fracht- 
brief aufzudrückenden Umladestempel eingetragen. 
Bei etwaigen Unregelmäßigkeiten läßt sich auf diese 
Weise zugleich der Lauf der Sendung an der Hand 
des Frachtbriefs verfolgen. Da die Frachtbriefe auf 
der Bestimmungsstation erst bearbeitet werden 
müssen, bevor sie mit den Sendungen ausgeliefert 
werden können, werden sie vielfach mit Personen- 
oder Schnellzügen vorausgeschickt. In diesem Falle 
sind zu jedem Wagen, dessen Begleitpapiere voraus- 
gesandt sind, von der voraussendenden Dienststelle 
Begleitkarten zu fertigen und dem Zugführer oder 
Fahrladebeamten zu übergeben. Auf der Bestim- 
mungsstation wird der Frachtbrief, nachdem er zu- 
nächst mit dem Eingangsstempel versehen ist, auf 
die Richtigkeit der darin enthaltenen Angaben, 
namenlich der Frachtberechnung, nachgeprüft und 
alsdann verbucht. Nach Entrichtung der Fracht und 
etwaiger sonstiger Gebühren wird der Frachtbrief 
schließlich dem Empfänger mit dem Gut ausgehändigt. 


Die den Abiertigungs- 
stellen übertragene Be- 
rechnung und Ein- 
ziehung der Fracht macht den wesentlichsten Teil 
ihrer Tätigkeit aus. Die Fracht wird auf Grund der 
veröffentlichten Tarife berechnet. Beim praktischen 
Gebrauch benutzen die Dienststellen die bereits er- 
wähnten alphabetisch geordneten Tarifauszüge 
(Stationstarife), die neben den Wegevorschriften 
(Lade- und Leitungsvorschriften) die nach den ein- 
zelnen Stationen anzuwendenden Frachtsätze ent- 
halten. Wo Frachtbriefvorprüfungsstellen bestehen, 
wird der Frachtsatz in der Regel gleich bei der 
Prüfung des Frachtbriefs auf diesem vermerkt, so 
daß nach Ermittlung des Gewichts der Sendung die 
Fracht ohne weitere Hilfsmittel ausgerechnet werden 
kann. 

Die Fracht wird entweder vom Versender im 
voraus entrichtet (Frankatur) oder auf die Empfangs- 
abfertigung zur Einziehung vom Empfänger über- 
wiesen (Frachtüberweisung). Ein Frankaturzwang 
besteht nur für gewisse Sendungen. Will der Ver- 
sender in anderen Fällen die Fracht im voraus ent- 


Innerer Abfertigungsdienst. 
Frachtberechnung. 


richten, so muß er dies durch Eintragung des Frei- 
vermerks im Frachtbrief beantragen. Der Frei- 
vermerk umfaßt auch, wenn der Versender nichts 
anderes vorschreibt, die auf der Versandstation bis 
zur Annahme des Gutes entstehenden Nebengebühren 
(Wägegeld, Wagenstandgeld usw.) und baren Aus- 
lagen. Entstehen unterwegs oder auf der Empfangs- 
station solche Gebühren oder bare Auslagen, so 
werden sie, wenn sie nicht nach ausdrücklicher Er- 
klärung im Frachtbriet vom Versender zu tragen 
sind, vom Empfänger eingezogen. 


Neben der Einziehung der 
Fracht liegt den Abierti- 
gungsstellen auch die Erhebung des Frachturkunden- 
stempels ob. Der Frachturkundenstempel ist eine 
durch Gesetz vom 3. Juni 1906 eingeführte Reichs- 
abgabe, für deren Erhebung die Eisenbahnen dem 
Reiche verantwortlich sind. 


Stempelpflichtig sind alle Frachturkunden über ganze 
Wagenladungen sowohl im inneren deutschen Eisenbahnverkehr 
einschließlich des Kleinbahn- und Schmalspurbahnverkehrs als 
auch im Verkehr mit dem Auslande. Der Stempelbetrag be- 
stimmt sich nach der Höhe der Fracht und dem Ladegewicht 
des Wagens. Er ist, wenn mehrere Wagenladungen auf ein 
Frachtpapier aufgegeben sind, für jeden Wagen getrennt zu 
berechnen. Die Abgabe beträgt bei einem Frachtbetrage von 
nicht mehr als 25 M. 20 Pf., bei höheren Beträgen 50 Pi. Der 
Steuersatz vermindert sich auf die Hälfte dieser Sätze, wenn das 
Ladegewicht des Wagens 5 t nicht übersteigt. Er erhöht sich 
auf das Einundeinhalbfache, wenn das Ladegewicht über 10 t, 
aber nicht mehr als 15 t beträgt. Für je weitere 5 t Ladegewicht 
tritt die Hälfte des Satzes hinzu. Der Stempel wird dadurch 
entrichtet, daß den Frachtpapieren Reichsstempelmarken auf- 
geklebt werden, die sogleich durch den Tagesstempel der ver- 
wendenden Abfertigungsstelle entwertet werden. im inner- 
deutschen Verkehr verwendet die Abfertigungsstelle, die die 
Fracht erhebt, auch die Stempelmarken und zieht den Stempel- 
betrag von dem Frachtzahler ein. Dem Absender bleibt es 
jedoch unbenommen, auch bei Frachtüberweisung den Stempel zu 
entrichten, der in diesem Falle von der Versandabiertigungsstelle 
zu verwenden und zu entwerten ist. Dagegen werden Franka- 
turen ohne gleichzeitige Stempelabgabe nicht zugelassen. Im Aus- 
landsverkehr verwendet stets die deutsche Abfertigungsstelle die 
Stempelmarken. Bei Empfangssendungen des Auslandsverkehrs 
wird der Stempelbetrag von dem Empfänger, bei Versand- 
sendungen im Falle der Frankatur von dem Absender, im Falle 
der Frachtüberweisung durch Nachnahme vom Empfänger ein- 
gezogen. Die Verwendung von Marken erleichtert die Ab- 
rechnung der Abfertigungsstellen mit den zur Einziehung der 
Reichsstempelabgabe bestimmten Steuerstellen und macht die 
Verbuchung der Stempelbeträge in der Regel entbehrlich. Die 
Marken werden gegen Barzahlung von den Steuerstellen bezogen 
und bei den Abfertigungsstellen wie bares Geld behandelt. Die 
Kontrolle über die ordnungsmäßige Entrichtung der Stempel- 
abgabe ist dadurch gegeben, daß jeder, in dessen Hände das 
Frachtpapier gelangt, sich von der Verwendung der Marken 
überzeugen kann. Für Frankatursendungen des innerdeutschen 
Verkehrs ist überdies der Empfangsabfertigungsstelle die Nach- 
prüfung der Stempelerhebung zur Pflicht gemacht. 

Der Deutsche Eisenbahn-Verkehrsverband hat die Be- 
stimmungen über die Verwendung des Frachturkundenstempels 
in einer Dienstvorschriit zusammengestellt, in der die Be- 
stimmungen* des Gesetzes für den praktischen Gebrauch der 
Abfertigungstellen erläutert sind. 


F rachturkundenstempel. 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


Die Abiertigungsstellen 
haben naturgemäß der 
Verwaltung über die 
Einziehung der Fracht und die mit dem Fracht- 
geschäft zusammenhängenden Zahlungen Rechnung 
zu legen. Zu dem Zweck hat jede Abfertigungsstelle 
für die abgehenden Sendungen ein Versandbuch, für 
die ankommenden Sendungen ein Empfangsbuch zu 
führen. 


Rechnungslegung durch die 
Abfertigungsstellen. 


Im Versandbuch sind neben den Geldspalten auch Spalten 
zur Angabe des Absenders, des Empfängers, zur näheren Be- 
zeichnung der Sendung, namentlich nach dem Inhalt, und zur 
Erläuterung der Frachtberechnung vorgesehen, während das 
Empfangsbuch nur Geldspalten enthält. Das Versandbuch kann 
daher, auch wenn der Frachtbrief bereits ausgeliefert oder ver- 
loren gegangen ist, als Unterlage für etwaige Nachforschungen 
dienen. Außerdem gestatten die darin enthaltenen Angaben eine 
nachträgliche Prüfung, ob die Fracht richtig berechnet ist. In 
den Geldspalten wird sowohl im Versandbuch wie im Empfangs- 
buch der Betrag der Frankatur oder Überweisung nachgewiesen. 
Im Empfangsbuch erscheinen außerdem die auf Unterwegs- 
stationen oder auf der Empfangsstation etwa entstandenen und 
von der Versandstation bei der Einstellung der Frankatur oder 
Überweisung nicht berücksichtigten Nebengebühren oder baren 
Auslagen. Etwaige Nachnahmen sind, da sie vom Empfänger 
eingezogen werden, in dem Betrage der Überweisung enthalten. 
Im Versandbuch werden sie außerdem noch in besonderer Spalte 
nachgewiesen. 


Im Versandbuch wird für jede Station, nach der Sendungen 
aufgegeben und im Empfangsbuch für jede Station, von der 
Sendungen angekommen sind, ein besonderes Konto geführt. 
Die Eintragungen im Konto des Versandbuchs erfolgen für jede 
Bestimmungsstation unter fortlaufenden, monatsweise mit 1 be- 
ginnenden Nummern. Die Nummer des Versandbuchs ist im 
Frachtbrief zu vermerken und auch im Empfangsbuch nachzu- 
weisen. Auf diese Weise wird jede einzelne Sendung kontrolliert. 
Am Monatsschluß wird das Konto aufgerechnet und das Ergeb- 
nis in eine stationsweise geordnete Zusammenstellung über- 
tragen. Durch Vergleich der von der Versandstation ange- 
fertigten Zusammenstellung mit der von der Empfangsstation 
vorgelegten Zusammenstellung läßt sich ersehen, ob die Geld- 
beträge von der Versand- und Empfangsstation übereinstimmend 
nachgewiesen werden. Durch die Gegenbuchung der Empfangs- 
station wird also kontrolliert, ob die Versandstation die Franka- 
turen und Nachnahmen, durch die Gegenbuchung der Versand- 
station, ob die Empfangsstation die ihr zur Einziehung über- 
wiesenen Beträge richtig verrechnet hat. 


Die Kontrolle darüber, daß die Empfangs- 
stationen auch die auf Unterwegsstationen ent- 
stehenden Gebühren und Auslagen richtig ver- 
rechnen, wird durch Nachweisungen der Unter- 
wegsstationen über die etwa entstandenen Ge- 
bühren geführt. Die richtige Verrechnung der auf 
der Empfangsstation entstehenden Nebengebühren 
und Auslagen wird gelegentlich örtlicher Revisionen 
kontrolliert. Das „Soll“ . der Abfertigungsstellen 
setzt sich zusammen im Versande aus den Frankatur- 
beträgen, im Empfange aus den Überweisungs- 
beträgen zuzüglich der unterwegs oder auf der 
Empfangsstation entstandenen Nebengebühren und 
Auslagen. Das „Haben“ besteht in den auszu- 
zahlenden (Versand-)Nachnahmen. Der Unterschieds- 


betrag stellt die Summe dar, welche die Abierti- 
gungsstellen abliefern müssen, wenn sich das Geld- 
geschäft nach den Eintragungen in die Bücher ab- 
wickelt. 


Für die Ab- 
nahme der 
Rechnungen 
bestehen ebenso wie für den Personen- und Gepäck- 
verkehr auch für den Güterverkehr bei allen Ver- 
waltungen besondere Bureaus, die „Eisenbahnver- 
kehrskontrollen“. Jede Eisenbahnverwaltung besitzt 
im allgemeinen nur eine Eisenbahnverkehrskontrolle. 
Die preußisch-hessischen Staatseisenbahnen sind in- 
dessen, da ihr Netz zu umfangreich ist, um die 
Kontrolltätigkeit an einer Stelle zusammenzufassen, 
in 10 Kontrollbezirke zerlegt. 


Abnahme der Rechnungen durch die 
Eisenbahn-V erkehrskontrollen. 


Allmonatlich haben die Abfertigungsstellen die Versand- und 
Empfangsbücher mit den Zusammenstellungen an die vorgesetzte 
Eisenbahnverkehrskontrolle einzusenden. Die Eisenbahnverkehrs- 
kontrollen ordnen das Rechnungswerk nach den einzelnen Ver- 
kehren, Bahnen und Kontrollbezirken und stellen dann die 
Empfangsbücher und Zusammenstellungen den entsprechenden 
Versandkontrollen zu. Den Vergleich zwischen den Rech- 
nungen der Versandabfertigungen und den Rechnungen der 
Empfangsabfertigungen nimmt die Versandkontrolle vor. Um 
den Austausch des Rechnungswerks zu ermöglichen, werden 
daher die Versand- und Empfangsbücher für die einzelnen Ver- 
kehre, Bahnen und Kontrollbezirke als getrennte Hefte geführt. 
Ergibt der Vergleich zwischen den Zahlen, die in den Stations- 
zusammenstellungen nachgewiesen werden, Abweichungen, so 
wird auf die Einzelbuchungen in den Versand- und Empfangs- 
büchern zurückgegangen und je nach dem Ergebnis den 
Abfertigungsstellen aufgegeben, die falsch nachgewiesenen 
Beträge zu berichtigen, zu viel erhobene Beträge zurück- 
zuzahlen oder zu wenig nachgewiesene Beträge nach- 
zubringen. Außer der Feststellung des Rechnungswerks 
obliegt der Verkehrskontrolle auch die Nachprüfung der 
Frachtberechnung, die sich indessen im Binnenverkehr der 
einzelnen Verwaltungen vielfach nur auf einen Teil der Versand- 
bücher erstreckt. Mit der Abwicklung des Geldverkehrs sind 
die Eisenbahnverkehrskontrollen nicht befaßt. Die Erledigung 
des Geldverkehrs ist vielmehr Sache der Kassen (Stations-, 
Hauptkassen), die zur Kontrolle der Geldablieferungen der Ab- 
fertigungsstellen von der Eisenbahnverkehrskontrolle über die 
von ihr festgestellten Ergebnisse verständigt werden. 


Ausgenom- 

men von 
der beschrie- 
benen Rechnungslegung sind im Interesse der 
Geschäftsvereinfachung die franko abgefertigten 
Sendungen, bei denen die Fracht nicht mehr als 1 M. 
beträgt. Diese Sendungen werden auf der Empfangs- 
abfertigungsstelle überhaupt nicht verbucht. Die 
Kontrolle darüber, ob die Fracht von den Versand- 
abfertigungsstellen richtig eingezogen ist, wird durch 
Verwendung von Marken geführt. Die Versand- 
abfertigungsstellen sind nämlich verpflichtet, bei 
diesen Sendungen Marken im Werte des Frankatur- 
betrages dem Frachtbriefe aufzukleben und durch 
den Annahmestempel oder einen anderen Stempel zu 
entwerten. 


Erleichterung in der Rechnungslegung. 
Frankaturmarkenverfahren. 
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Güter-Abfertigung 


und -Beförderung. 


Da die Markenbestände der Abfertigungsstellen wie bares 
Geld behandelt werden, ist durch die Verwendung der Marken 
die Sicherheit dafür gegeben, daß der Betrag der Verwaltung 
zufließt. Die richtige Verwendung der Marken ist von den 
Empfangsabfertigungsstellen nachzuprüfen. Außerdem kann 
jeder, in dessen Hände ein im Markenverfahren abzufertigender 
Frachtbrieft während der Beförderung oder nach der Aus- 
lieferung gelangt, ersehen, ob die Versandabfertigungsstelle eine 
Marke im Werte des Frankaturbetrages verwendet hat. Als 
Abgangsnachweis über die im Markenverfahren abgefertigten 
Sendungen wird von den Versandabiertigungsstellen ein Marken- 
abgangsbuch geführt, das am Monatsschlusse der Eisenbahn- 
verkehrskontrolle zur stichweisen Prüfung einzureichen ist. 


Abweichend ist ferner die 
Rechnungslegung für die 
Auslandsverkehre ge- 
ordnet. In diesen Verkehren werden Versand- und 
Empfangsbücher nicht geführt. Die Rechnung wird 
vielmehr durch Monatsrechnungen gelegt. Es hängt 
dies mit dem in den Auslandsverkehren üblichen 
sogen. Kartierungsverfahren zusammen, das früher 
auch für die deutschen Verkehre bestand. 


Das Verfahren besteht darin, daß die wesentlichen Angaben 
des Frachtbriefs in eine „Frachtkarte“ übertragen werden, die 
im Wege der Durchschrift in doppelter Ausfertigung hergestellt 
wird. Fine Ausfertigung der Frachtkarte behält die Versand- 
abfertigungsstelle, während die zweite Ausfertigung dem Fracht- 
brief beigegeben wird und bis zur Einreichung der Monats- 
rechnung bei der Empfangsabfertigungsstelle verbleibt. Auf 
Grund der Frachtkarten werden alsdann sowohl von den 
Versand- wie von den Empfangsabfertigungsstellen die Monats- 
rechnungen angefertigt und ebenso wie die Versand- und 
Empfangsbücher in den deutschen Verkehren der Eisenbahn- 
verkehrskontrolle eingereicht, von der sie in gleicher Weise 
zu prüfen sind. 

In den deutschen Verkehren ist das Kartierungsverfahren 
beseitigt, weil die Anfertigung der Frachtkarten eine erhebliche 
Schreibarbeit verursacht, ohne den Fortiall besonderer Rech- 
nungen zu gestatten. Bei dem für die deutschen Verkehre ein- 
geführten, sogen. vereinfachten Abfertigungsverfahren sind die 
Dienststellen ferner gezwungen, die Eintragungen in die Ver- 
sand- und Empfangsbücher unmittelbar aus den Frachtbriefen 
vorzunehmen, während bei dem Kartierungsverfahren zwischen 
Frachtbrief und Rechnung das Zwischenglied der Frachtkarte 
eingeschoben ist, wodurch leicht Fehler entstehen können. Den 
Vorteil bietet das Kartierungsverfahren allerdings, daß die 
Buchungen auch vorgenommen werden können, wenn der 
Frachtbrief sich nicht mehr bei der Dienststelle befindet. Alles 
in allem hat sich indessen das am 1. Januar 1905 im deutschen 
Eisenbahnverkehrsverbande eingeführte vereinfachte Ab- 
fertigungsverfahren bewährt und als eine wesentliche Verein- 
fachung erwiesen. 


Rechnungslegung in den 
Auslandsverkehren. 


Da die von 
den Güter- 
kassen abzuliefernden Beträge auf Grund der Rech- 
nungen (Versand-, Empfangsbücher, Monatsrech- 
nungen) festgestellt werden, muß von den Abierti- 
gungsstellen überwacht werden, daß die in den 
Rechnungen nachgewiesenen Beträge auch wirklich 
erhoben oder gezahlt werden. Zu dem Zwecke 
müssen sämtliche in der Rechnung erscheinenden 
Beträge durch Kassenbücher gegengebucht werden. 


Buchführung der Abfertigungsstellen. 


Einheitliche Vorschriften über die Führung der 
Kassenbücher bei den Abfertigungsstellen sind vom 
deutschen Eisenbahnverkehrsverbande noch nicht 
gegeben. Die Bestimmung darüber trifft jede Eisen- 
bahnverwaltung. Im folgenden sind, um den 
spröden Stoff einigermaßen übersichtlich darzu- 
stellen, lediglich die Vorschriften der preußisch- 
hessischen Staatseisenbahnen berücksichtigt. 


Hier erfolgt die Gegenbuchung der Frankaturen durch das 
Frankaturbuch, die der Nachnahmen durch das Nachnahmen- 
buch, die der Überweisungen durch Verrechnungskarten und 
das Empfangskontrollbuch. Nebengebühren, die auf der 
Empiangsstation vor dem endgültigen Abschluß des Frachtbrieis 
entstehen, werden, da sie im Empfangsbuch oder in der 
Empfangsmonatsrechnung erscheinen, gleichfalls durch die Ver- 
rechnungskarten und das Empfangskontrollbuch gegengebucht. 
Nebengebühren, die erst nach dem endgültigen Abschluß des 
Frachtbriefs entstehen, werden durch das Nebengebührenbuch 
nachgewiesen. 


Die Frankaturen können von dem Kassenbeamten gegen- 
gebucht werden, der die Beträge erhebt, so daß die Frankatur- 
beträge einzein nur einmal in die Kassenbücher aufgenommen 
zu werden brauchen. Anders liegt die Sache aber mit den (Ver- 
sand-) Nachnahmen und den Überweisungen (einschließlich der 
vor Abschluß des Frachtbrieis auf der Empfangsstation ent- 
standenen Nebengebühren). Die (Versand-)Nachnahmen können 
erst gezahlt werden, wenn sie fällig werden, d. h. vom 
Empfänger beglichen sind, und die Überweisungsbeträge werden 
erst bei Einlösung des Frachtbrieis entrichtet, die sich unter 
Umständen längere Zeit hinziehen kann. Zum Nachweis des 
baren Geldverkehrs ist daher die Führung eines weiteren 
Buches, des Barkassenbuches, notwendig, in das alle Ein- 
zahlungen und Auszahlungen in der Reihenfolge, in der sie ge- 
leistet werden, einzutragen sind. Die Barfrankaturen werden 
entweder in einer Summe aus dem vom Kassenbeamten ge- 
führten Frankaturbuch in das Barkassenbuch übernommen oder 
einzeln im Barkassenbuch gebucht und in einer Summe in das 
Frankaturbuch übertragen. Zur Buchung durchlaufender Be- 
träge dienen das Depositen- und Vorschußbuch sowie das 
Frankaturdepositenbuch. Von Güterabfertigungsstellen, bei 
denen einzelnen Verkehrtreibenden Frachtstundungen bewilligt 
sind, ist außerdem ein Frachtstundungsbuch zu führen. Zur 
Abstimmung zwischen dem Kassenbestande und den Buchungen 
der Kassenbücher ist die Aufstellung einer Güterkassenbilanz 
vorgeschrieben, die an den von der Verwaltung bestimmten 
Tagen anzufertigen ist. Die Grundlage für die Abrechnung mit 
der Hauptkasse oder mit der Stationskasse, je nachdem die 
Güterkasse unmittelbar mit der Hauptkasse oder mit einer 
Stationskasse abrechnet, bildet das Abrechnungsbuch. 


Diese verwickelte Buchführung ist indessen nur bei großen 
Dienststellen erforderlich, bei denen der Kassendienst von dem 
übrigen Abfertigungsdienst getrennt ist. Wo es die Verhält- 
nisse und die Rücksicht auf eine geordnete Buch- und Kassen- 
führung irgend gestatten, sind Vereinfachungen durch den Fort- 
fall einzelner Bücher zugelassen. Für Stationen mit geringem 
Verkehr bestehen außerdem besondere Vorschriften über ver- 
einfachte Buchführung. Nach diesen Vorschriften werden als 
Kassenbücher nur ein Güterkontroll-, ein Barkassenbuch und 
ein Depositen- und Vorschußbuch geführt. Wo Frachtstundungen 
gewährt sind, tritt das Frachtstundungsbuch hinzu; auch kann 
nach Bedürfnis die Führung des Nebengebührenbuches an- 
geordnet werden. 


Sehr einfach ist die Buchung der Frankaturen, die im 
Markenverfahren erhoben werden. Da die Marken als bares 
Geld behandelt werden, kann von jeder anderen Buchung als der 
im Markenabgangsbuch abgesehen werden. 
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Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


Wenn mehrere Bahnen 
an der Beförderung 
einer Sendung beteiligt 
sind, nimmt jede nach Maßgabe ihrer Beförderungs- 
strecke an der Fracht teil. Es muß daher in diesen 
Fällen eine Abrechnung unter den beteiligten Bahnen 
über die Fracht stattfinden. Die Abrechnung ist 
Sache der Eisenbahnverkehrskontrollen. In den 
deutschen Verkehren erfolgt die Abrechnung für jede 
Richtung durch die Kontrolle, von der die Versand- 
bücher festgestellt werden, und zwar getrennt nach 
Verkehren, Bahnen oder Kontrollbezirken. Im Ver- 
kehr zwischen der preußisch-hessischen Eisenbahn- 
gemeinschaft und Sachsen rechnet also beispiels- 
weise die Eisenbahnverkehrskontrolle in Berlin die 
Frachten ab, die im Verkehr von Stationen des 
Kontrollbezirks Berlin nach sächsischen Stationen 
entstanden sind, während die Eisenbahnverkehrs- 
kontrolle in Dresden den gesamten sächsischen Ver- 
sand nach den Stationen der preußisch-hessischen 
Eisenbahngemeinschaft getrennt nach den Kontroll- 
bezirken dieser Verwaltung abrechnet. Die Unter- 
lage für die Frachtverteilung bilden die von den 
Eisenbahnverwaltungen herausgegebenen Anteils- 
tabellen. Die Anteile werden in der Regel nur für die 
Versandbahn und etwaige Durchgangsbahnen be- 
rechnet; die Empfangsbahn erhält den verbleibenden 
Rest. Im Wagenladungsverkehr werden alle 
Sendungen genau abgerechnet. Für den Stückgut- 
verkehr hat der deutsche Eisenbahnverkehrsverband 
empfohlen, genau nur die Anteile aus dem Verkehre 
der Stationsverbindungen zu berechnen, deren 
Frachtaufkommen zusammen 80 % der Gesamtfracht 
beträgt, das gesamte Frachtaufkommen der übrigen 
Stationsverbindungen aber nach dem Verhältnis der 
Anteile zu verteilen, die bei der beschränkten ge- 
nauen Abrechnung ermittelt sind. In den einzelnen 
Tarifverbänden sind indessen vielfach Abweichungen 
von diesem Verfahren beschlossen und andere Grund- 
sätze für eine vereinfachte Abrechnung des Stück- 
gutverkehrs eingeführt worden. 


Abrechnung der Verkehrs- 
einnahmen. 


Die geringste Arbeit verursacht die prozentuale Abrechnung, 
bei der das gesamte Frachtaufkommen aus dem Stückgutverkehr 
nach dem Verhältnis verteilt wird, das für einen gewissen Zeit- 
raum durch genaue Abrechnung festgestellt worden ist. Die 
prozentuale Abrechnung, die auf dem Gedanken beruht, daß der 
Stückgutverkehr in den gleichen Monaten und im Durchschnitt 
auch für das ganze Jahr so gleichmäßig bleibt, daß das Ergebnis 
früherer Zeiträume auch der künftigen Abrechnung zugrunde 
gelegt werden kann, ist bereits in verschiedenen deutschen Ver- 
kehren eingeführt. Es sind Erhebungen im Gange, die pro- 
zentuale Abrechnung des Stückgutverkehrs für alle deutschen 
Verkehre durchzuführen. 

Sehr einfach ist die Verteilung der Fracht für die im 
Markenverfahren abgefertigten Sendungen. Sie erfolgt für 
sämtliche Bahnen des deutschen Eisenbahnverkehrsverbandes 
nach einem aus Abrechnungen früherer Jahre gewonnenen Ver- 
hältnis durch die Eisenbahnverkehrskontrolle in Dresden. Die 
nach den Markenabgangsbüchern vereinnahmten Gesamtbeträge 
sind daher monatlich bei der Eisenbahnverkehrskontrolle in 
Dresden zum Zwecke der Frachtverteilung anzumelden, 


Die Abrechnungen werden unter den beteiligten 
Bahnen zur Prüfung und Anerkennung ausgetauscht. 
Um Barzahlungen nach Möglichkeit zu vermeiden, 
melden die dem Verein Deutscher Eisenbahnverwal- 
tungen angehörenden Verwaltungen Forderung und 
Schuld bei der Vereinsabrechnungsstelle in Berlin an, 
die als allgemeine Saldierungsstelle den Ausgleich 
vornimmt. 

Für die Aufstellung der Abrechnungen in den 
Auslandsverkehren bestehen in der Regel für die 
einzelnen Tarifverbände besondere Vereinbarungen. 


Sowohl nach 
der Deutschen 
Eisenbahnverkehrsordnung wie nach dem Inter- 
nationalen Übereinkommen über den Eisenbahn- 
frachtverkehr ist die Eisenbahn verpflichtet, solange 
das Gut unterwegs ist, die Zoll-, Steuer- und Polizei- 
vorschriften gegen die tariimäßigen Gebühren für 
den Verfügungsberechtigten zu erfüllen, Sie kann 
diese Aufgabe unter ihrer Verantwortlichkeit auf 
Kosten des Verfügungsberechtigten auch einem 
Spediteur übertragen. Von dieser Befugnis wird je- 
doch nur dann Gebrauch gemacht, wenn örtliche Ver- 
hältnisse (z. B. entfernte Lage der Zollstelle) oder die 
Beschaffenheit der abzufertigenden Gegenstände dies 
bedingen. Die Organe, deren sich die Eisenbahn- 
verwaltungen bei der Erledigung der Zoll- und 
Steuergeschäfte bedienen, sind die Güter- und Eilgut- 
abfertigungen, bei denen in der Regel bestimmte Be- 
amte dazu .bevollmächtigt werden. 

Was den Zolldienst anbetrifft, so ist zwischen 
der Einfuhr, der Durchfuhr und der Ausfuhr über die 
Grenzen des deutschen Zollgebiets zu unterscheiden. 
Bei der Einfuhr in das deutsche Zollgebiet unter- 
liegen sämtliche Güter, gleichviel ob sie nach dem 
Zolltarif zollfrei oder zollpflichtig sind, einer Zoll- 
kontrolle. Vor ihrer Weiterbeförderung muß erst die 
zollamtliche Abfertigung durch das Grenzzollamt 
stattfinden. Diese erfolgt auf Grund eines Antrages 
des von der Eisenbahn dazu bevollmächtigten Be- 
amten der Grenzabiertigungsstelle, nachdem die 
Güter bei dem Grenzzollamt angemeldet sind. Das 
Gut kann entweder von dem Grenzzollamt endgültig 
abgefertigt oder einem anderen Zollamt im Innern 
zur endgültigen Abfertigung überwiesen werden. Die 
letztere Abfertigungsweise bietet — namentlich in 
den Fällen, in denen sich auf der Bestimmungs- 
station ein Zollamt befindet — den Vorteil, daß der 
Empfänger der Zollabfertigung beiwohnen oder sie 
selbst betreiben kann. Welche Abiertigungsweise 
eintreten soll, hat der Bevollmächtigte der Eisenbahn 
in dem Antrage an das (renzzollamt anzugeben. Er 
ist dabei an etwaige im Frachtbriefe enthaltene Vor- 
schriften des Absenders gebunden. Sind solche nicht 
vorhanden oder hat der Absender eine Art der Ab- 
fertigung beantragt, die im gegebenen Falle nicht zu- 
lässig ist, so hat er die Abfertigung zu veranlassen, 
die für das Interesse des Absenders am vorteil- 


Zoll-, Steuer- und Polizeivorschriften. 


Güter-Abfertigung und -Beförderung. 
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haftesten erscheint. Bei zollfreien Gütern ist in 
diesen Fällen der Antrag auf sofortige Entlassung 
aus der Zollkontrolle zu stellen. Ob bei zollpflichtigen 
Gütern sich die Verzollung an der Grenze oder die 
Überweisung an ein Zollamt im Innern empfiehlt, ist 
nach Lage der Verhältnisse des einzelnen Falles zu 
ermessen. 

Wird die Verzollung an der Grenze beantragt, so muß dem 
Grenzzollamt gleichzeitig eine genaue Beschreibung des Gutes 
(spezielle Deklaration) geliefert werden, auf Grund deren die 
zollamtliche Prüfung vorgenommen wird. Der Eingangszoll 
wird von der Eisenbahn entrichtet und, sofern der Absender 
nichts anderes vorgeschrieben hat, unter Beifügung einer 
Quittung auf das Gut nachgenommen. Indessen kann der Ein- 
gangszoll auch auf Antrag des Absenders oder der Eisenbahn 
auf ein anderes Zollamt zur Einziehung überwiesen werden. 
Das Gut selbst tritt nach der zollamtlichen Prüfung in der Regel 
in den freien Verkehr. 

Wenn das Gut einem anderen Zollamt zur Vornahme der 
zollamtlichen Prüfung überwiesen werden soll, so wird es unter 
Zollverschluß gesetzt. Der Zollverschluß besteht bei Stück- 
gütern (Kolloverschluß) in der Anbringung von Bleien oder 
Siegeln, bei Wagenladungen (Raumverschluß) in der Anlegung 
von Schlössern oder Bleien. Die Eisenbahn übernimmt bei 
dieser Abfertigungsweise die Verpflichtung, das Gut innerhalb 
einer bestimmten Frist dem Zollamt, auf das die Sendung über- 
wiesen wird, mit unverletztem Verschluß zur weiteren Be- 
handlung zu stellen. Die Überweisung erfolgt durch besondere 
Begleitpapiere, die dem Frachtbrief beigegeben werden. Findet 
auf Grund der Überweisung die Zollabfertigung auf der Be- 
stimmungsstation des Gutes statt, so wird dem Empiänger 
anheimgegeben, die Zollabfertigung nach Einlösung des Fracht- 
briefs selbst zu betreiben. Geschieht das nicht oder muß die 
Zollabfertigung unterwegs stattfinden, weil auf der Be- 
stimmungsstation kein oder kein mit den erforderlichen Zu- 
ständigkeiten ausgerüstetes Zollamt vorhanden ist, so hat die 
Eisenbahn die Verzollung zu veranlassen. Zu dem Zwecke hat 
sie dem Zollamt die erforderlichen Angaben über das Gut 
(spezielle Deklaration) zu liefern, soweit sie diese nicht bereits 
bei Ausstellung der Zollbegleitpapiere auf der Grenzstation ab- 
gegeben hat. 

Von der Durchfuhr durch das deutsche Zoll- 
gebiet werden Abgaben nicht erhoben. Bei Durch- 
fuhrsendungen beschränkt sich die zollamtliche Kon- 
trolle daher auf die Feststellung, daß keine zoll- 
pflichtigen Güter im Zollgebiet verblieben sind. Zoll- 
freie Durchfuhrsendungen werden beim Eingang in 
das deutsche Zollgebiet nach vorheriger zollamt- 
licher Prüfung in den freien Verkehr gesetzt. Zoll- 
pflichtige Durchfuhrsendungen werden in derselben 
Weise wie die zur zollamtlichen Abfertigung auf ein 
Zollamt im Innern überwiesenen Sendungen unter 
Zollverschluß auf das Grenzzollamt abgefertigt, bei 
dem sie das deutsche Zollgebiet wieder verlassen. 
Die Revision bei dem Austrittsamte beschränkt sich 
in der Regel auf Prüfung und Lösung des Ver- 
schlusses und Bescheinigung des Ausganges über die 
Grenze. 

Von der Ausfuhr aus dem deutschen Zollgebiet 
sind Abgaben zurzeit gleichfalls nicht zu entrichten. 
Eine deutsche Zollbehandlung an der Grenze kommt 
daher bei der Ausfuhr im allgemeinen nicht in Be- 
tracht. Dagegen ist es Sache der Abfertigungsstellen, 


darauf zu achten, daß den Sendungen nach dem Aus- 
land neben dem Frachtbrief die für die ausländische 
Zollbehandlung erforderlichen Begleitpapiere bei- 
gegeben werden. Die Beifügung dieser Papiere ist 
zwar Sache des Absenders, der der Eisenbahn auch 
für alle Folgen zu haften hat, die aus dem Mangel, der 
Unzulänglichkeit oder der Unrichtigkeit der Papiere 
entstehen. Im allgemeinen Verkehrsinteresse ist 
den Dienststellen jedoch zur Pflicht gemacht, die 
Richtigkeit und Vollständigkeit der Papiere zu über- 
wachen und etwaige Mängel vom Absender abstellen 
zu lassen. Die im Verkehr nach den verschiedenen 
Auslandsgebieten zu beachtenden Bestimmungen 
sind vom Deutschen Eisenbahnverkehrsverband in 
einer Dienstvorschrift zusammengestellt, die die ge- 
samten im Eisenbahnverkehr zu berücksichtigenden 
Zoll-, Steuer- und polizeilichen Vorschriften enthält. 

Die Zollvorschriften für die Eisenbahnen gründen 
sich auf das Vereinszollgesetz vom 1. Juli 1869. 
Dieses Gesetz ist zu einer Zeit ergangen, in der die 
Eisenbahnen in der Hauptsache noch im Privatbesitz 
waren. Nachdem in Deutschand das Staatsbahn- 
prinzip zur Geltung gekommen ist, erscheint eine 
wesentlich freiere Handhabung der Eisenbahnzoll- 
vorschriften angezeigt. Erhebungen über eine solche 
freiere Handhabung der Eisenbahnzollvorschriften 
sind im Gange. 

Die Einfuhr, Ausfuhr und Durchfuhr über die 
Grenzen des deutschen Zollgebiets wird zu statisti- 
schen Zwecken überwacht. Die Überwachung erfolgt 
durch die Zollstellen, bei denen die Warensendungen 
zu dem Zwecke von der Eisenbahn als Waren- 
führerin anzumelden sind. Zur Anmeldung dienen, 
soweit hierzu nicht die Zollpapiere benutzt werden, 
statistische Anmeldescheine, die im allgemeinen vom 
Absender auszustellen und dem Frachtbriefe beizu- 
fügen sind. 

Innerhalb des deutschen Zollgebiets herrscht im 
allgemeinen völlige Verkehrsfreiheit. Ausnahmen be- 
stehen, abgesehen von polizeilichen Beschränkungen, 
hinsichtlich gewisser Gegenstände, die einer Reichs- 
steuer oder einer Übergangsabgabe beim Übergang 
aus einem deutschen Steuerbezirk in einem anderen 
unterliegen. Zu den ersteren Gegenständen gehören 


unter anderem Branntwein, Zucker und Salz. 

Werden Sendungen dieser Art zum Versand gebracht, 
bevor die Steuer entrichtet ist, so unterliegen sie der Steuer- 
kontrolle. Die Abfertigungsstellen der Eisenbahn dürfen der- 
artige Sendungen nur annehmen, wenn die erforderlichen Be- 
gleitpapiere beigegeben werden, und haben in der Regel für die 
Gestellung bei der Steuerstelle, bei der die Steuerabfertigung 
erfolgen soll, zu sorgen. Bei Gegenständen, die einer Übergangs- 
abgabe unterliegen, wird die Steuerkontrolle durch Beigabe 
eines Übergangsscheins ausgeübt, dessen Erledigung durch Vor- 
führung der Sendungen bei dem im Begleitpapier angegebenen 
Erledigungsamte stattfindet. 


Statistik der 
ewegung auf 
deutschen Eisenbahnen wird seit dem Jahre 1883 
herausgegeben. Die Anregung dazu ging von dem 


Statistik der Güterbewegung. wer 
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preußischen Minister der öffentlichen Arbeiten aus, 
der eine solche Statistik vom 1. Januar 1883 ab für die 
preußischen und die Reichseisenbahnen einführte und 
gleichzeitig die außerpreußischen Verwaltungen um 
ihren Beitritt ersuchte. Dem Ersuchen haben sämt- 
liche deutsche Staatseisenbahnen, sowie mit wenigen 
Ausnahmen auch die Privatbahnen entsprochen. Die 
Statistik verfolgt den Zweck, die Eisenbahngüter- 
bewegung zwischen den einzelnen deutschen Wirt- 
schaftsgebieten und den Güteraustausch mit dem 
Auslande zu veranschaulichen. Das Deutsche Reich 
ist zu dem Zweck in verschiedene, wirtschaftlich zu- 
sammengehörende Verkehrsbezirke eingeteilt. Ebenso 
ist das Ausland in Verkehrsbezirke gegliedert. In 
tabellarischer Form ist der Eisenbahn-Versand 
und -Empfang der einzelnen Verkehrsbezirke unter- 
einander angegeben. Die Angaben beziehen sich auf 
70 verschiedene Güterarten, die zum Teil wieder in 
Untergattungen zerlegt sind, sowie auf lebende Tiere, 
getrennt nach 5 Gattungen (Pferde, Rindvieh, Schafe, 
Schweine, Geflügel und sonstiges Vieh). Die Güter- 
mengen sind in ganzen Tonnen, die Tiere nach der 
Stückzahl dargestellt. Aus der Statistik kann also 
entnommen werden, wie stark der Versand eines be- 
stimmten Gutes, z. B. Steinkohlen, aus einem Ver- 
kehrsbezirk, beispielsweise aus dem Saarrevier (Ver- 
kehrsbezirk 27) nach jedem der 41 deutschen und 
17 ausländischen Verkehrsbezirke gewesen ist. In 
gleicher Weise ergibt die Statistik den Empfang des 
einzelnen Bezirks aus jedem der 58 Verkehrsbezirke 


getrennt nach Güterarten. Der Verkehr der ein- 
zelnen Stationen und Bahnstrecken ist dagegen aus 
der Statistik nicht ersichtlich. Am Schlusse sind Zu- 
sammenstellungen des Gesamtversandes und -Emp- 
fanges der Verkehrsbezirke, sowie eine Darstellung 
des Durchfuhrverkehrs von Ausland zu Ausland 
gegeben. 

Die Unterlagen für die Statistik werden von den 
Güter- und Eilgutabfertigungen geliefert. Güter im 
Gewichte unter 500 kg werden bei den Aufschrei- 
bungen nicht berücksichtigt. Die Aufschreibungen 
der Abfertigungsstellen werden bei den Eisenbahn- 
verkehrskontrollen zusammengestellt. Die Gesamt- 
zusammenstellung erfolgte bisher im Auftrage des 
preußischen Ministers der öffentlichen Arbeiten von 
der Eisenbahndirektion in Berlin. Neuerdings hat 
iedoch das Kaiserliche Statistische Amt die Heraus- 
gabe der Güterbewegungsstatistik nach den Unter- 
lagen der Eisenbahndienststellen übernommen. 

Die Statistik der Güterbewegung, die alljährlich 
für das Kalenderjahr erscheint, gibt nicht nur den 
Eisenbahnen wichtige Aufschlüsse bei Tarif- und 
ähnlichen Fragen, sondern bildet auch für den Wirt- 
schaftspolitiker ein wertvolles Nachschlagewerk. Ein 
anschauliches Bild darüber, wie sich der Gesamt- 
güterverkehr der deutschen Eisenbahnen nach der 
Güterbewegungsstatistik in den wichtigeren Waren- 
gattungen in der Zeit von 1885 bis 1909 gestaltet hat, 
gibt das Diagramm auf der dem Kapitel beigefügten 
Tafel V. 


Kapitel XXIV. 


Güterwagendienst. 


Vom Oberregierungsrat Grunow im Eisenbahn-Zentralamt in Berlin. 


1. Allgemeines, Geschichtliches. 


Die Aufgabe des Güterwagendienstes der Eisen- 
bahnen ist die Bereitstellung der für die Beförderung 
von Gütern und Tieren erforderlichen Güterwagen. 


Diese Bereitstellung kann (von unwesentlichen Ausnahmen 
abgesehen) nicht für einen längeren Zeitraum und für eine be- 
stimmte Strecke oder für Zug und Gegenzug im voraus vor- 
genommen werden, sondern sie muß den wechselnden Be- 
dürfnissen des Verkehrs folgen. Güter- und Tierverkehr 
wechseln täglich nach Stärke und Richtung. Gewisse Ver- 
kehre treten nur an bestimmten Wochentagen oder zu be- 
stimmten Jahreszeiten auf und erfordern die Bereithaltung 
großer Wagenmengen auf sonst verkehrsschwachen Stationen, 
z. B. der Tierversand an Markttagen, der Zuckerrübenverkehr. 
Zu einem erheblichen Teil entspringen Güter- und Tierverkehr 
in Gebieten oder auf Stationen, die im wesentlichen Versand 
haben, und richten sich nach anderen Gebieten und Stationen, 
die allgemein oder in gewissen Verkehrszweigen überwiegend 
Empfang haben; beispielsweise überwiegt in den Kohlen- 
bezirken oder auf Ziegelei-, Kaliversandstationen bei weitem 
der Versand, während in den Großstädten der Eingang an 
Rohstoffen und Tieren den Versand an gewerblichen Erzeug- 
nissen erheblich zu übersteigen pflegt. Auf den Stationen mit 
überwiegendem Versande werden mehr Wagen gebraucht, ais 
aus dem Empfange aufkommen, auf den Stationen mit über- 
wiegendem Empfange gehen mehr Wagen ein, als gebraucht 
werden. Überdies bedürfen die verschiedenen Güter und 
Tiere zu ihrer Beförderung verschiedener Wagengattungen, 
z. B. Kohlen der offenen Wagen, Getreide und Großvieh der 
bedeckten, Kleinvieh der mehrbödigen Wagen. Zur Deckung 
des Bedarfs müssen somit die jeweils erforderlichen Wagen 
von den Empfangsstationen und -gebieten, soweit hier keine 
Verwendung für sie ist, täglich den Versandstationen und 
-gebieten zugeführt werden. Mit anderen Worten: 


die zeitliche und räumliche Ungleichmäßigkeit 
des Verkehrs nach Stärke, Richtung und Art be- 
dingen einen täglichen (telegraphischen) Güter- 
wagenausgleich und eine tägliche Beförderung 
leerer Wagen. 


Hierzu kommt ein weiteres: 


In den ersten Zeiten des deutschen Eisenbahn- 
wesens beschränkte sich die Benutzung der Güter- 
wagen auf das eigene Netz jeder Eisenbahn; der 
Massenverkehr war noch nicht entwickelt und für den 
Kleinverkehr wurde die Umladung auf den Übergangs- 
Stationen nicht als besonders hinderlich empfunden. 
Mit dem Aufblühen des Güterverkehrs ergaben sich 


aber aus der Umladung fühlbare Nachteile für die 
Eisenbahnen und für die Verkehrtreibenden: Kosten, 
Verzögerungen in der Beförderung, Schäden am Gut. 
Schon frühzeitig sind deshalb zwischen einzelnen Ver- 
waltungen, besonders aber innerhalb der Güterver- 
bände (vergl. Kap. XXIX), Vereinbarungen über den 
Übergang und über die gegenseitige Benutzung der 
Güterwagen getroffen worden. 

Für einen größeren Bereich fand zum erstenmal eine 
Regelung statt innerhalb des Vereins deutscher Eisenbahn- 
verwaltungen (vergl. Kap. XXIX). Bereits 1850 war hier der 
Grundsatz aufgestellt worden, daß die Umladung der Güter 
zum Zwecke ihrer besseren Erhaltung oder schnelleren Be- 
förderung beim Übergange von einer Bahn auf eine andere 
vermieden werden solle (vergl. Art. 44 der Verfassung des 
Deutschen Reiches, der den bestehenden Grundsatz gesetzlich 
festlegt). 1855 wurden nach langen Beratungen eingehende Be- 
stimmungen über die gegenseitige Wagenbenutzung getroffen, 
die im Laufe der Jahre fortgebildet und erweitert worden sind 
und heute als „Übereinkommen, betr. die gegenseitige Wagen- 
benutzung im Bereiche des Vereins deutscher Fisenbahn- 
verwaltungen“ („Vereinswagenübereinkommen“) in Geltung 
sind. Ähnliche Vereinbarungen sind durch Bildung großer 
Wagenbenutzungsverbände oder durch Abschluß von Sonder- 
abkommen auch mit den anderen vollspurigen Bahnen des 
europäischen Festilandes getroffen worden (vergl. unten). 


Da unter diesen Umständen die Güter- und 
Tierbeförderung auf den Eisenbahnen nicht nur in 
den eigenen Güterwagen jeder Verwaltung, sondern 
auch — und zwar bei dem Umfang des direkten Ver- 
kehrs in erheblichem Maße — in fremden Güter- 
wagen sich vollzieht, so erstreckt sich die Aufgabe 
des Güterwagendienstes auch auf die Behandlung der 
fremden Wagen. 


Nun sind, wie unten näher erörtert werden wird, 
die Vereinbarungen zwischen den in Frage kommen- 
den europäischen Eisenbahnen über die gegenseitige 
Wagenbenutzung nicht sämtlich gleichen Inhaltes, sie 
geben jeder Bahn an den übergegangenen fremden 
Güterwagen nur ein eingeschränktes Rückbenutzungs- 
recht, bedingen für die Benutzung des fremden 
Wagens eine Vergütung (Wagenmiete) und erfordern 
zur Feststellung dieser Vergütungen eingehende Auf- 
zeichnungen über den Lauf jedes fremden Wagens und 
ein verwickeltes Abrechnungswesen; die Einschrän- 
kung der Rückbenutzung hat überdies verhältnis- 


Ri 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


mäßig umfangreiche Leerläufe der fremden Wagen 
zur Folge. Zur Vermeidung dieser Nachteile, ins- 
besondere zur Ermöglichung einer die Leerläufe ver- 
mindernden uneingeschränkten Wagenbenutzung und 
zur Vereinfachung der Abrechnung sind daher inner- 
halb jener großen Wagenverbände zwischen einzelnen 
Bahnen weitergehende Vereinbarungen abgeschlossen 
worden. Hier ist in erster Reihe zu nennen der 
deutsche Staatsbahnwagenverband. 


2. Der deutsche Staatsbahnwagenverband. 


Der Ver- 
band ist 
im Jahre 1880 nach den ersten größeren Verstaat- 
lichungen als „Preußischer Staatsbahnwagenverband“ 
gegründet worden. 


Geschichtliches, Zweck des Verbandes. 


Bis zum Jahre 1908 gehörten zu ihm die preußisch- 
hessischen Staatseisenbahnen, die Reichseisenbahnen (von 
1880 an) und die oldenburgischen Staatseisenbahnen (von 1881 
an), früher auch einige kleinere norddeutsche Privateisenbahnen 
bis zu ihrer Verstaatlichung; am 1. April 1908 traten die 
mecklenburgischen Staatseisenbahnen hinzu. 


Durch Übereinkommen vom 20./21. November 
1908 sind die den preußischen Staatsbahnwagen- 
verband bildenden Verwaltungen mit den bayerischen 
Staatseisenbahnen (einschl. der pfälzischen Eisen- 
bahnen), den sächsischen, württembergischen und 
badischen Staatseisenbahnen zu dem „Deutschen 
Staatsbahnwagenverbande“ zusammengetreten, der 
am 1. April 1909 seine Wirksamkeit begonnen hat. 


Zweck des Verbandes ist die vollständig freie 
Benutzung der den Verbandsbahnen gehörigen Güter- 
wagen, die von jeder einzelnen Verbandsverwaltung 
wie eigene benutzt werden dürfen. 


Hiermit entfallen der Zwang zur Rücksendung der Wagen 
nach der Heimatbahn und die erwähnten Benutzungsbeschrän- 
kungen, ferner die Aufschreibungen über den Lauf der Wagen 
und die Abrechnung über sie bei den Abrechnungsstellen. Die 
Versender dürfen — abgesehen von gewissen „Spezialwagen“, 
deren Bauart eine besondere Behandlung erheischt — jeden 
deutschen Staatsbahnwagen nach jeder beliebigen Richtung be- 
nutzen. Innerhalb des gesamten Verbandsgebiets ist für die 
schnellste und wirtschaftlichste Wiederverwendung der Wagen 
nach ihrer Entladung durch zweckmäßige, aus der steten Be- 
obachtung der Verkehrsbewegungen gewonnene Maßnahmen 
Vorsorge getroffen. Hierdurch werden wenigstens diejenigen 
Leerläufe zwischen den verschiedenen Bahngebieten beseitigt, 
die aus den Eigentumsverhältnissen der Güterwagen ent- 
springen; soweit die Leerläufe in der Ungleichmäßigkeit des 
Verkehrs begründet sind (vergl. die einleitenden Bemerkungen), 
können sie nicht vermieden werden, selbst wenn die ver- 
schiedenen Bahnen ein einheitliches Netz bildeten. 


Im früheren 
preußischen 
Staatsbahnwagenverbande und auch gegenwärtig 
noch unter seinen Mitgliedern wird eine Vergütung 
für die gegenseitige Benutzung der Güterwagen nach 
Pauschbeträgen geleistet. In ähnlicher Weise haben 
im deutschen Staatsbahnwagenverbande die Ver- 
bandsbahnen für die Benutzung der Verbandswagen 


Vergütung für die Wagenbenutzung. 


auf ihren Strecken eine Vergütung an den Verband 
zu entrichten, die dem bisherigen Erträgnis jeder 
Verwaltung aus der Wagenmieteabrechnung zwischen 
den Verbandsverwaltungen angepaßt ist. 

Eine verschiedene Bemessung der Vergütungen war not- 
wendig, um wesentliche finanzielle Verschiebungen zu ver- 
meiden. Der Einheitssatz, der hiernach für jedes von den Ver- 
bandswagen auf den Strecken jeder Verwaltung geleistete 
Achskilometer zu zahlen ist, beträgt bei den einzelnen Ver- 
bandsverwaltungen etwas unter oder über 1 Pf. 


Die Einnahmen des Verbandes aus diesen Miets- 
beträgen werden auf die Verbandsmitglieder im Ver- 
hältnis der Wagenachsbestände verteilt. 

Die Einnahmen und Ausgaben an Wagenmieten 
aus dem Verkehr mit verbandsfremden Bahnen 
werden auf die Verbandsbahnen nach einem aus dem 
Ergebnis der Abrechnung für die Jahre 1903—1907 
gefundenen Teilungsmaßstab umgelegt. Auch durch 
diese Vereinbarung sollen einschneidendere finanzielle 
Verschiebungen verhütet werden. 


(Über die Regelung der Unterhaltungspflicht 
vergl. S. 419.) 


Die Geschäftsführung im Verbande 
obliegt seit 1907 dem Königl. Eisen- 
bahn-Zentralamt in Berlin, das zugleich unter der 
Firma „Königl. Hauptwagenamt“ den Wagenausgleich 
im Verbande und gewisse statistische Arbeiten be- 
sorgt. (Die letztere Einrichtung bezweckt eine Verein- 
fachung und Beschleunigung des Geschäftsganges.) 
Ferner obliegt dem dem Eisenbahn-Zentralamt unter- 
stellten Wagenabrechnungsbureau die Abrechnung 
der Wagenmieten aus dem Verkehr mit den verbands- 
fremden Bahnen und auf Grund besonderer Verein- 
barung der Ausgleich von Schuld und Guthaben aus 
den Wagenmieten zwischen zahlreichen mitteleuro- 
päischen Eisenbahnen. 


Organisation. 


Die Benutzung der Güterwagen wie der gesamte 
Wagendienst ist im Verbande einheitlich geregelt 
durch die vereinbarten „Güterwagenvorschriften“. 
Die Fortbildung dieser Vorschriften erfolgt durch 
Mehrheitsbeschlüsse der Versammlungen des Ver- 
bandes, an denen die geschäftsführende Verwaltung 
und jede Direktion mit je einer Stimme teilnahme- 
berechtigt sind. Die Versammlungen finden in der 
Regel einmal jährlich statt. Für einfachere Ange- 
legenheiten ist eine schriftliche Abstimmung zulässig. 


Auch die Bauart, die Unterhaltung und Aus- 
musterung der Güterwagen regeln sich im Verbande 
nach vereinbarten einheitlichen Grundsätzen. Ihre 
Fortbildung obliegt zwei Ausschüssen, dem Güter- 
wagen- und dem Werkstättenausschuß. 


Der Staatsbahn- 
wagenverband um- 
faßt hiernach gegen- 
wärtig die gesamten 
deutschen Staatsbahnen. Die eingangs erörterten 
Schwierigkeiten, die sich im Güterwagenverkehr mit 


Die zum Verbande gehörenden 
Privateisenbahnen und Klein- 
bahnen. 


Güterwagendienst. 


fremden Eisenbahnen ergeben, haben sich aber nicht 
nur zwischen den großen deutschen Staatsbahnen 
untereinander, sondern auch, und zwar verhältnis- 
mäßig in noch größerem Umfange, fühlbar gemacht 
im Güterwagenverkehr zwischen den Staatsbahnen 
einerseits und den deutschen Privateisenbaliınen 
andererseits. 


Letztere sind Mitglieder des Vereins deutscher Eisenbahn- 
verwaltungn, und die Beziehungen zwischen den Staatsbahnen 
und ihnen regeln sich daher nach dem Vereinswagenüberein- 
kommen. Die Folge dieses Rechtszustandes ist, abgesehen von 
seinen sonstigen allgemeinen Nachteilen, vielfach die, daß die 
Staatsbahnen — entsprechend den langen Wegen, die der von 
den Privatbahnen kommende Verkehr auf ihren Strecken 
zurücklegt — ihren kleinen Nachbarn erhebliche Überschüsse 
an Wagenmiete zu zahlen haben, während die Privatbahnen 
häufig unter empiindlichem Wagenmangel leiden. 


Es sind daher in vielen Fällen zwischen den 
Staatsbahnen und den an sie anschließenden Privat- 
bahnen Abkommen dahin abgeschlossen worden, daß 
die letzteren ihre Wagen in den Park der ersteren ein- 
stellten und diese die Versorgung der einstellenden 
Bahn mit Wagen übernahmen. 


Solche Abkommen hat namentlich die preußische Staatsbahn 
in den letzten Jahren in größerer Zahl mit den anschließenden 
Privatnebenbahnen abgeschlossen. Die Vertragsgrundlage 
ist etwa die folgende: Der Wagenbedarf der Privatbahn wird 
durch fortlaufende einfache Zählung festgestellt, und hiernach 
muß die Privatbahn die Anzahl der von ihr in den Staatsbahn- 
wagenpark zu stellenden Wagen bemessen; hat sie zu viel 
Wagen, erhält sie einen Betrag von 148 M. für jeden mehr 
eingestellten bedeckten Güterwagen und von 126,50 M. für 
jeden mehr eingestellten offenen Güterwagen; hat sie zu wenig, 
muß sie für jeden fehlenden Wagen die doppelten Sätze der 
Staatsbahn vergüten. Entspricht die Zahl der eingestellten 
Wagen dem Verkehrsbedürinis der Privatbahn nicht mehr, so 
kann die Staatsbahn in Zwischenräumen von 4 Jahren eine 
Vermehrung fordern. Die eingestellten Wagen müssen der 
Regelbauart der Staatsbahn entsprechen. Der Wagendienst 
auf der Privatbahn ist nach den Bestimmungen der Staatsbahn 
zu regeln. 


Bei Bildung des deutschen Staatsbahnwagenver- 
bandes sind diese Grundsätze vom Verbande in den 
gemeinsamen „Allgemeinen Bedingungen für die Be- 
nutzung von Güterwagen auf Privateisenbahnen im 
Verkehr mit den Verwaltungen des deutschen Staats- 
bahnwagenverbandes“ übernommen worden. Ähnlich 
ist die Angelegenheit gegenüber den Kleinbalınen 
durch die „Allgemeinen Bedingungen für den Wagen- 
. übergang auf Kleinbahnen“ geregelt. Die Privateisen- 
bahnen und Kleinbahnen, deren Versorgung mit 
Wagen eine Verbandsbahn derart übernommen hat, 
gelten als zum Gebiete der Verbandsbahnen gehörig. 


Der Staatsbahnwagenverband erstreckt sich hiernach auch 
auf eine große Anzahl von Privateisenbahnen und Kleinbahnen 
(allein in Preußen-Hessen 1909: 45 Privateisenbahnen und 
112 Kleinbahnen), die in den Wagenpark des Verbandes am 
1. Januar 1910 insgesamt 4986 Güterwagen eingestellt hatten. 
Hiernach gelten von den deutschen Eisenbahnen als „fremde“ 
Bahnen im Sinne des Vereinswagenübereinkommens nur noch 
wenige, allerdings die größeren, Privatbahnen (wie die 


wi 


Lübeck-Büchener Eisenbahn, die Braunschweigische Landes- 
bahn, die Westfälische Landesbahn, die Halberstadt-Blanken- 
burger Eisenbahn und einige andere). 


Bevor auf die Wagenverteilung im Gebiet des 
Verbandes eingegangen wird, ist noch der zur Ver- 
fügung stehende Wagenpark einer näheren Erörte- 
rung zu unterziehen. 


3. Der Güterwagenpark des Staatsbahnwagen- 
verbandes. 


Zur Bewältigung des Güterverkehrs bedarf es 
eines Güterwagenparks, der hinsichtlich der Anzahl 
und des Ladegewichts, sowie hinsichtlich der ver- 
schiedenen Gattungen den Anforderungen entspricht. 


Als die wesentlichsten Gattungen 
kommen auf den deutschen Eisen- 
bahnen in Betracht die gewöhnlichen bedeckten und 
offenen Wagen, die großräumigen bedeckten und 
offenen Wagen (erstere mit mindestens 24 qm Lade- 
fläche, letztere über 9 m lang mit niedrigen Borden 
und hohen hölzernen Rungen — „Rungenwagen“ — 
oder mit höheren Bordwänden), ferner die zwei-, drei- 
und vierachsigen Schienenwagen mit niedrigen 
Borden oder ohne solche, die Holzwagen (mit je einem 
Drehschemel zur paarweisen Verwendung für Lang- 
holz- und dergl. Sendungen), die zweibödigen Tier- 
wagen (zur Beförderung von Kleinvieh), die Kalk- 
wagen und die Arbeitswagen (zur Verwendung im 
eigenen Bau- und Betriebsdienst der Verwaltungen). 
Neben den gewöhnlichen offenen Wagen sind noch 
hervorzuheben die offenen hochwändigen Wagen (mit 
Borden von 1,90 m und mehr, zur Beförderung von 
Großvieh bestimmt, eine Wagengattung, die nicht 
mehr beschafft werden dürfte), die vorzugsweise für 
die Koksbeförderung bestimmten Kokswagen (mit 
höchstens 15 t Ladegewicht und Wänden von 1,30 bis 
1,90 m Höhe) und die offenen Wagen mit 20 t Lade- 
gewicht, deren Fassungsraum die Verladung von 15 t 
Koks gestattet. 


Die Gattungen. 


a Während das Ladegewicht der 
Das Ladegewicht. gewöhnlichen Güterwagen in den 
Anfangszeiten des deutschen Eisenbahnwesens zu- 
meist 100 (alte) Zentner = 5 t betrug — noch heute 
pflegt man in den westlichen Industriegebieten den 
10 t-Wagen als „Doppelwagen“ zu bezeichnen —, be- 
stand zurzeit der großen Verstaatlichungen in Preußen 
der Wagenpark zur überwiegenden Hauptmenge be- 
reits aus 10 t-Wagen. Seitdem ist man, und zwar in 
erster Linie bei den preußischen Staatsbahnen, mit 
einer immer weiteren Vergrößerung des Ladegewichts 
vorgegangen. 


Durch die Vergrößerung des Ladegewichts wird einmal die 
tote Last vermindert, somit der Betrieb verbilligt. Ferner wird 
durch die Verwendung der Wagen mit höherem Ladegewicht 
erreicht, daß auf den Ladestraßen und Anschlüssen ohne Ver- 
längerung der Gleise größere Gütermengen behandelt werden 
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können. Überdies stellt sich der Wagen mit höherem Lade- 
gewicht verhältnismäßig billiger; mit derselben Beschaffungs- 
summe kann die Beförderungsmöglichkeit für eine größere 
Gütermenge geschaffen werden. Es umfaßte beispielsweise 
der vollspurige Güterwagenpark der preußisch-hessischen 
Staatseisenbahnen 


Ende 1896 (am 1. April 1897) 237 267 Stück mit 2,809 Millionen 
RR ROT „ 5,409 en 


-+ 150452 Stück -+ 2,600 Millionen 
= 63,4 v. H. = 92,5 v. H. 


Die Vermehrung des Ladegewichts ist also wesentlich 
stärker gewesen, als die Vermehrung der Stückzahl. Über die 
Zahlen der einzelnen Jahre vergleiche man die bildliche Dar- 
stellung Abb. 1, in der das Auseinandergehen der beiden Linien 
das wachsende durchschnittliche Ladegewicht veranschaulicht. 
In demselben zwölfjährigen Zeitraum ist der Güterverkehr der 
preußisch-hessischen Staatsbahnen auf den eigenen Strecken ge- 
stiegen 


von 20 103 Millionen Tonnenkilometern im Jahre 1896 
1908 


auf 37 417 ” » ” ” 


also um 17314 Millionen Tonnenkilometern 
86,1 v. H. 


Es ist also infolge der Erhöhung des 
Ladegewichts möglich gewesen, einen Güter- 
verkehr zu bewältigen, der sich in wesentlich 
stärkerem Verhältnis entwickelt hat, als die 
Stückzahl der Güterwagen zu vermehren 
erforderlich gewesen ist. 


i Fd Mit der 
Die großräumigen Wagen Vergröge- 


und ihre Benutzung. rung des 


Ladegewichts ist auch die Ladefläche 
(und der Fassungsraum) der Wagen 
entsprechend gesteigert worden. 


Beispiels- 
weise besaßen 
die preußi- 
schen Staats- 

eisenbahnen 
1888 an be- 
deckten 
Wagen von 
mehr als 20qm 
Ladefläche nur 
0,9 v. H. ihres 
Gesamt- 
bestandes an 
bedeckten 
Wagen, 1906 
bereits 67,3 v. 
H.; gegenwär- 
tig ist diese 
Verhältniszahl 
weit höher, da 
nur noch be- 
deckte Wagen 
mitmindestens 
21 qm Lade- 
fläche be- 
schafftwerden. 
Dennoch 
machte sich, 
da die Wagen- 
ladungsfrach- 
ten der Haupt- 


3292211223 


Abb. 1. 
Vermehrung des Güterwagenparks der preuß.- 
hessischen Staatseisenbahnen 1896—1908 nach 
Stückzahl und Ladegewicht. 


tarifklassen den Grundsätzen des Reformtarifs entsprechend 
nach mindestens 10000 kg berechnet werden, ein lebhaftes 
Bedürfnis nach Güterwagen mit größerem Fassungsraum 
geltend, die die Verladung von 10t oder annähernd 10t auch 
sperriger und leichtwiegender Güter ermöglichen. 


Diesem Verkehrsbedürfnis 

Tonnen Ladegewicht sind die deutschen Bahnen im 
” ” Laufe der Jahre durch den 
Tonnen Ladegewicht Bau der sogen. „großräumi- 


gen“ Wagen entgegengekommen, 
freilich je nach ihren wirtschaftlichen Verhältnissen 
in verschiedenem Maße und für verschiedene 
Güter. Bei der Bildung des deutschen Staats- 
bahnwagenverbandes haben sich hieraus gewisse 
Schwierigkeiten ergeben. Es erschien nicht 
geraten, alle diese in irgend einem Gebiet ge- 
währten Vergünstigungen auf das ganze Gebiet des 
Verbandes zu übertragen, weil alsdann die Anzahl der 
insgesamt vorhandenen großräumigen Wagen offen- 
bar nicht ausgereicht hätte und weil auch die Ge- 
währung der großräumigen Wagen zum Teil über das 
Maß des wirtschaftlich Notwendigen hinauszugehen 
schien. Es ist daher zunächst ein mittlerer Weg ein- 
geschlagen worden: Einmal ist die Gestellung der 
großräumigen Wagen allgemein einem Kreise von 
Gütern zugestanden worden, die bereits bei den 
meisten Bahnen die Vergünstigung genossen und bei 
denen das Ausreichen des Wagenparkes außer 
Zweifel stand, z. B. gewissen Hohlglaswaren, den 
Heu- und Strohsendungen, Holzkohlen, Korbwaren 
und dergl.; ferner ist die Gestellung der groß- 
räumigen Wagen für eine Übergangszeit (bis zum 
1. April 1912) auf einzelnen der Verbandsbahnen noch 
weiteren Gütern zugestanden worden, bei denen die 
sofortige Entziehung eine wesentliche Schädigung der 
Verfrachter bedeutet haben würde. Außerdem ist die 
künftige endgültige Regelung der Frage durch den 
Gütertarif in Aussicht genommen und hiermit die 
weitere Prüfung der Angelegenheit der ständigen 
Tarifkommission der deutschen Eisenbahnen (und 
dem Ausschuß der Verkehrsinteressenten) übertragen 
worden. Es ist so zu hoffen, daß die Bildung des 
deutschen Verbandes die befriedigende Lösung auch 
dieser Frage herbeiführen wird, die bisher — infolge 
ihrer verschiedenen Regelung bei den einzelnen 
Bahnen — zu unliebsamen Wettbewerbsbestrebungen 
zwischen den Verwaltungen und zu berechtigten Be- 
rufungen der Verfrachter Anlaß gegeben hatte, 


Ebenso wie die 
Benutzung der 
großräumigen Wagen durch eingehende Bestim- 
mungen geregelt ist, so bestehen auch für die Ver- 
wendung der Wagen im übrigen genaue gemeinsame 
Vorschriften, die sich aus der Bauart der Wagen und 
den Zwecken ihrer Beschaffung ergeben. 

Es sei hier nur folgendes hervorgehoben: Die Schienenwagen 
sind — von besonderen Ausnahmen abgesehen — ausschließlich 


für Güter zu stellen, die wegen der Schwere oder räumlichen 
Ausdehnung der einzelnen Stücke auf kleinere Wagen nicht ver- 


Sonstige Benutzungsvorschriften. 
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laden werden können. Die Kokswagen dienen in erster Reihe 
der Beförderung von Koks, sodann auch von einigen anderen 
Gütern, für die der gewöhnliche offene Wagen nicht zweck- 
entsprechend erscheint. Die offenen 20 t-Wagen dürfen außer 
für Koks nur für solche Massengüter gestellt werden, mit denen 
das Ladegewicht voll ausgenutzt wird. Die Holzwagen sind im 
allgemeinen nur paarweise für Gegenstände von 8 m Länge und 
mehr zu stellen. Die (bisher nur von süddeutschen Verwaltungen 
gebauten) Holzwagen mit eisernen Seitenrungen dürfen indes 
unter Umständen auch einzeln für andere geeignete Güter ge- 
stellt werden. Diese letzteren Wagen sind somit besser ver- 
wendbar, sie können in den Zeiten des starken Bedarfs an ge- 
wöhnlichen offenen Wagen an Stelle letzterer benutzt werden. 
Es ist deshalb beabsichtigt, den Holzwagen künftig allgemein 
mit eisernen Seitenrungen auszurüsten. 


Einzelne Wagengattungen, die 
vorzugsweise in gewissen Be- 
zirken verwendet werden und diesen stets nach der 
Entladung wieder zugeführt werden müssen, sind als 
»Spezialwagen“ dieser Bezirke bezeichnet. Sie dürfen 
als solche nur nach oder in der Richtung zu ihrer 
Heimatbahn oder über diese hinaus beladen werden 
und sind, wenn keine zulässige Wiederbeladung mög- 
lich ist, ohne weiteres sofort der Heimatbahn zuzu- 
senden. Einzelne Spezialwagenarten dürfen überdies 
mit der Bezeichnung einer Station versehen werden; 
diese „Stationswagen“ sind nur nach oder in der Rich- 
tung zu ihrer Heimatstation zu beladen und mangels 
einer Rückbeladungsmöglichkeit sofort leer nach der 
Heimatstation zu senden. 


Die Spezialwagen. 


Als Spezialwagen werden jetzt — abgesehen von einzelnen 
weniger wichtigen Wagenarten --- bezeichnet die Kokswagen, 
die offenen 20 t-Wagen, die großräumigen bedeckten Wagen 
nach Bedarf, die Kalkwagen und die Arbeitswagen. Als 
Stationswagen sind zu bezeichnen u. a. die Privatgüterwagen, 
die Wagen von mehr als 36 t Ladegewicht und erforderlichen- 
falls die großräumigen bedeckten Wagen und die Kalkwagen. 


Früher wurden sowohl im Gebiet des 
Preußischen Staatsbahnwagenverbandes als auch 
bei den anderen deutschen Bahnen wesentlich mehr 
Wagen als Spezialwagen behandelt (z. B. die 
Rungenwagen, die Schienenwagen). Die Vervoll- 
kommnung des Wagenmelde- und Verteilungsver- 
fahrens und überhaupt die bessere Durchbildung 
des Wagendienstes haben es aber ermöglicht, daß 
immer weitere Gattungen von Wagen „freizügig“ ge- 
macht werden konnten; ein ferneres Fortschreiten auf 
diesem Wege ist wahrscheinlich. Für die Spezial- 
Wwageneigenschaft spricht zwar, daß die Spezialwagen 
unter Umständen der Heimat, also der Wiederver- 
Wendung, rascher zugeführt werden, als freizügige 
Wagen, über die besonders verfügt werden muß. Da- 
gegen spricht aber, daß bei den Spezialwagen, für 
die in verschiedenen Bezirken Verwendung ist, über- 
flüssige Leerläufe, ja sogar Gegenläufe unvermeid- 
lich sind. Es werden daher zweckmäßig höchstens 
Solche Wagenarten als Spezialwagen behandelt, die 
Innerhalb eines größeren Bereichs nur an einer oder 
mehreren naheliegenden Stellen gebraucht werden 
können oder sollen. 


; y Bei der Bildung des deutschen 
Die: Wagenbesiinde. Staatsbahnwagenverbandes ist 
vereinbart worden, daß die Wagen im Eigentum der 
Verbandsbahn bleiben, die sie beschafft hat, und daß 
die Verbandsbahnen ausschließlich der Arbeits- und 
Privatwagen, aber einschließlich der von Privateisen- 
bahnen und Kleinbahnen eingestellten Wagen insge- 
samt 486121 Wagen in den Verband einbringen. 
Außerdem waren nach dem Stande vom 1. Oktober 
1908 vorhanden insgesamt 34 129 Arbeits- und Bahn- 
dienstwagen. Dieser Wagenpark soll so vermehrt 
werden, daß er auch für den Bedarf zuzeiten des 
starken Verkehrs ausreicht. Über den Umfang der 
jährlichen Vermehrung verständigen sich die Ver- 
bandsbahnen. 

Am 1. Januar 1910 betrug der tatsächliche Bestand der 
Verbandsbahnen 159 522 bedeckte und 336 763 offene, zusammen 
496 285 Betriebswagen und 37525 Arbeits- und Bahndienst- 
wagen, insgesamt 533810 Wagen, die sich in folgender Weise 


auf die Verwaltungen und auf die Wagengattungen verteilten: 
(Siehe Tabelle Seite 420.) 


Hinsichtlich der Unterhaltung der Verbands- 
wagen sei hier noch bemerkt, daß vereinbarungs- 
gemäß jede Verbandsbahn die Wagen der anderen 
Verbandsbahnen wie ihre eigenen zu unterhalten hat. 
Nur die durch die Eisenbahnbau- und Betriebsordnung 
vorgeschriebene Untersuchung der Wagen erfolgt bis 
auf weiteres in der Regel durch die Werkstätten der 
Heimatbahn. Die Untersuchung bei der Übergabe 
und Übernahme der Wagen innerhalb des Verbands- 
gebiets ist für alle Güterwagen fortgefallen. Die 
Kosten für die Wagenunterhaltung trägt die Heimat- 
bahn; es werden die Selbstkosten an Werkstoffen und 
Löhnen und ein Verwaltungskostenzuschlag in Rech- 
nung gestellt. 

Schließlich sei noch bemerkt, daß die Güterwagen 
im Verbande nach Bauart, Bestimmung, Ladegewicht, 
Länge und besonderen Einrichtungen übereinstimmend 
bezeichnet sind. Die Bezeichnungen bestehen in 
Buchstaben und dienen namentlich auch zur Erleich- 
terung des Drahtverkehrs. 


4. Die Güterwagenverteilung innerhalb des Staats- 
bahnwagenverbandes. 


Zwei Gesichtspunkte kommen bei der 
Güterwagenverteilung innerhalb eines 
größeren Gebietes in Betracht: einmal muß den Be- 
dürfnissen der einzelnen Station möglichst Rechnung 
getragen werden, und sodann müssen die verfügbaren 
Güterwagenbestände gleichmäßig in dem gesamten 
Gebiete verteilt werden. In einem kleineren oder 
mittleren Bahnbereich kann die Verteilung aller 
Wagengattungen von einer Stelle aus vorgenommen 
werden; diese ist in der Lage, Bedarf und Bestand 
aller Dienststellen zu übersehen und auszugleichen, 
somit die beiden erwähnten Gesichtspunkte gleich- 
zeitig zu berücksichtigen. In einem größeren Bahn- 
bereich — der etwa den Umfang eines größeren 
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Die Güterwagenbestände des deutschen Staatswagenverbandes am 1. Januar 1910. 
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preußischen Direktionsbezirks wesentlich über- 
schreitet — begegnet eine solche einheitliche Ver- 
teilung aller Wagengattungen Schwierigkeiten: die 
Verteilungsstelle kann nicht hinreichend schnell über 
die von allen Stationen eingehenden Drahtmeldungen 
des Bedarfs und Bestandes aller Wagengattungen 
einen Überblick gewinnen; das Verteilungsgeschäft 
zieht sich zu sehr in die Länge, oder es kann nicht 
sachgemäß erledigt werden. Innerhalb des Staats- 
bahnwagenverbandes ist daher einmal am Sitze einer 
jeden Verbandsverwaltung ein Wagenbureau einge- 
richtet worden, dem — abgesehen von der unten er- 
wähnten Abweichung im sog. „mittleren Verteilungs- 
gebiet“ — die Verteilung der Wagenbestände im 
eigenen Bezirk obliegt. Der Ausgleich innerhalb des 
gesamten Gebiets des Staatsbahnwagenverbandes 


wird dagegen zur Herbeiführung einer möglichst 
gleichmäßigen Bedarisdeckung von einer Zentralstelle, 
nämlich von dem Hauptiwagenamt in Berlin aus, be- 
wirkt (vergl. oben Hauptabschnitt 1, Absatz über 
Organisation). 

An diese Hauptverteilungsstelle sind täglich die 
gesamten Bedarfs- und Bestandsziffern zu drahten. 
Damit aber die Ausgleichverfügungen des Haupt- 
wagenamts noch am Tage des Eingangs der Mel- 
dungen der Wagenbureaus rechtzeitig herausgebracht 
werden können und der Verteilung nicht — unter 
Umständen erfolglos und nachteilig — nachhinken, 
sind die Bezirke der Verbandsverwaltungen zu 
Wagenverteilungsgruppen zusammengefaßt und 
Zwischenstellen („Gruppenausgleichstellen“) ge- 
schaffen worden, die die Meldungen mehrerer 
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Wagenbureaus zu sammeln und innerhalb der 
Gruppe einen Ausgleich vorzunehmen haben. Hier- 
durch wird die Zahl der Drahtmeldungen an das 
Hauptwagenamt eingeschränkt und die auf den Ge- 
samtausgleich zu verwendende Zeit wesentlich ab- 
gekürzt. 


Gegenwärtig bestehen folgende Gruppen und Ausgleichstellen 


Ausgleichgebiet 


(Verwaltungsbezirke) Ausgleichstelle 


Breslau, Posen, Kattowitz 
Bromberg, Danzig, Königsberg 
Berlin, Stettin, Magdeburg, 
Halle, Erfurt, Mecklenburg 
Hannover, Altona, Münster, 
Oldenburg 
Frankfurt, Cassel 
Köln, Essen, Elberfeld und 
Saarbrücken 
Reichseisenbahnen, Ludwigs- 
hafen 
Baden, Mainz, Württemberg 
Augsburg, München, Nürnberg 
Regensburg, Würzburg 
Sachsen 


Wagenbureau Breslau 
Wagenbureau Bromberg 
Hauptwagenamt 
Wagenbureau Hannover 


Wagenbureau Frankfurt 
Wagenbureau Köln 


Wagenbureau Straßburg 


Wagenbureau Karlsruhe 
Wagenbureau München 


Wagenbureau Dresden 


Wie aus der Übersicht hervorgeht, ist das Hauptwagenamt 
in der sehr bedeutsamen Gruppe III zugleich Gruppenausgleich- 
stelle. Es trägt dies zur Erleichterung und Beschleunigung des 
Hauptausgleichs wesentlich bei. 


Die tägliche Wagenver- 
teilung wickelt sich nun 
im allgemeinen — abge- 
sehen von den offenen Wagen, deren Verteilung 
zum Teil in anderer Weise geregelt ist und 
weiter unten besonders erörtert werden soll — 
folgendermaßen ab: An jedem Vormittag wird zuerst 
von jeder Station der Bestand an Wagen aller 
Gattungen gezählt und ferner an der Hand von Auf- 
zeichnungen die Anzahl der Wagen geschätzt, die ge- 
wöhnlich noch im Laufe des Nachmittags und der 
Nacht auf der Station eintreffen und bis zum nächsten 
Mittag verfügbar werden. Außerdem werden die 
Wagen berücksichtigt, die von den Werkstätten bis 
zum nächsten Tage ausgebessert, die von den Des- 
infektionsanstalten gereinigt herauskommen, und die 
von etwa einmündenden fremden Bahnen leer zurück- 
gegeben werden. Alle diese Wagen, nach den ver- 
schiedenen Gattungen geordnet, bilden den Besiand. 
Sodann wird festgestellt, wie viele Wagen von den 
Verkehrtreibenden zu Ladungsgut für den nächsten 
Tag angefordert worden sind und wie viele für Stück- 
gut, Kleinvieh, Dienstgut, als Postbeiwagen, Schutz- 
wagen, Bremswagen usw. erforderlich sind. Diese 
Wagen bilden den Bedarf. Bestand und Bedarf sind 
sodann, nach Wagengattungen getrennt, täglich 
mittags dem Wagenbureau telegraphisch zu melden. 
Das Wagenbureau stellt die Bestands- und Bedarfs- 
zahlen seines ganzen Meldebezirks schleunigst zu- 
sammen und drahtet die Summe für jede Wagen- 


Meldung und Verteilung 
der Wagen. 
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gattung bis 1'/, Uhr an die Ausgleichstelle. Die Aus- 
gleichstellen verfahren ebenso und drahten die Be- 
stands- und Bedarfszahlen ihrer ganzen Gruppe bis 
2 Uhr an das Hauptwagenamt. Hier laufen die Zahlen 
der sämtlichen zehn Gruppen zusammen. Das Haupt- 
wagenamt stellt die Ziffern für den ganzen Verband 
zusammen und bewirkt den Ausgleich zwischen den 
Gruppen. Erforderlichenfalls darf es zur Unter- 
stützung besonders notleidender Ausgleichgruppen 
anderen Gruppen sogar dann leere Wagen abnehmen, 
wenn die letzteren dadurch in Mangel geraten. Dies 
ist die sogen. Abnahme „trotz eigenen Bedarfs“. 

Da bei der Zusammenlegung der Bezirke zu Gruppen be- 
sonders darauf Rücksicht genommen wurde, daß die einzelne 
Gruppe sich tunlichst in sich zu decken in der Lage ist, so hat das 
Hauptwagenamt im allgemeinen nur einen Ausgleich in großen 
Zügen vorzunehmen; es erhält daher auch von den Ausgleich- 
stellen die Meldungen nicht für alle Untergattungen der Wagen, 
sondern nur für die hauptsächlichsten Gattungen und Wagen- 
größen (zurzeit 14) zusammengefaßt. 

Nach Vornahme des Hauptausgleichs drahtet das 
Hauptwagenamt die Abnahmen und Überweisungen 
alsbald den Gruppenausgleichstellen, die ihrerseits 
bis 3'/, Uhr den endgültigen Ausgleich in ihrer Gruppe 
vornehmen und den Wagenbureaus bis 3°/, Uhr mit- 
teilen. Diese erledigen nun die Verfügungen der 
Gruppenausgleichstellen und vollenden den Ausgleich 
zwischen den Stationen der einzelnen Direktions- 
bezirke. Auch bei der Wagenverteilung innerhalb 
der Gruppen und innerhalb der einzelnen Bezirke ist 
Abnahme trotz eigenen Bedarfs zulässig. 

Dieses Verfahren der Meldung und Verteilung ist freilich 
einigermaßen verwickelt, namentlich auch durch die Einschaltung 
der Gruppenausgleichstellen zwischen Wagenbureaus und 
Hauptwagenamt. Das Verfahren ermöglicht aber, daß die ge- 
samten Ausgleichsanordnungen, die auf Grund der am Vor- 
mittag aufgenommenen Bestand- und Bedarfzahlen jeder ein- 
zelnen Station getroffen sind, noch am Nachmittage desselben 
Tages den Dienststellen zugehen, so daß nun von den Nach- 
mittagsstunden ab die verfügten leeren Wagen abgesandt 
werden, in der Nacht den Bedarisstationen zurollen und im all- 
gemeinen am nächsten Tage zur Verfügung der Versender 
stehen können. Vor allem ermöglicht das Verfahren, daß der 
ganze große Wagenpark des Verbandes täglich von einer Stelle 
zielbewußt verteilt werden kann; die Bestände, die sich, je nach 
der Richtung des Verkehrs, in einzelnen Gebieten ansammeln, 


können rechtzeitig nach den Bedarfsgebieten abgeschoben 
werden; notleidende Gebiete können nachhaltig unterstützt 
werden. 


Die bisherigen Ausführun- 
gen über die Meldung und 
Verteilung der Wagen be- 
ziehen sich auf alle Wagengattungen mit Ausnahme 
der offenen, zur Kohlen- und Koksbeförderung ge- 
eigneten Wagen. Für diese Wagen empfahl sich für 
große Teile des Verbandsgebietes eine anderweite 
Verteilungsweise. 

Während sich nämlich der Bedarf an den übrigen Wagen- 
gattungen im großen und ganzen gleichmäßig auf alle Gruppen 
des Verbandes verteilt und nur zeitweise in einzelnen Bezirken 


in höherem Maße die vorhandenen Bestände übersteigt, liegen 
die Verhältnisse bei den offenen Wagen völlig anders: bei 


Insbesondere Verteilung 
der offenen Wagen. 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


diesen geht der Bedarf der großen Kohlenbezirke bei weitem 
über die Bedariszahlen der anderen Bezirke hinaus. Beispiels- 
weise betrug am Mittwoch, den 8. Juni 1910, einem Tage 
guten Durchschnittsbedarfs, die Anzahl der angeforderten ge- 
wöhnlichen offenen Koks- und 20 t-Wagen (auf 10 t-Einheiten 
zurückgeführt): 


Im ganzen Verbandsgebiet ......-.....- 89 147 

davon im oberschlesischen Kohlenbezirk .... 8849 
(= 9,99), des Gesamtbedarfs) 

im Niederschlesischen Kohlenbezirk... 1224 

im übrigen in Gruppe I (Breslau) .... 2584 


zusammen in Gruppe I 12 657 
(= 14,2°/, des Gesamtbedarfs) 


dagegen in Gruppe II (Bromberg) ... . 1326 
(= 1,4°/, des Gesamtbedarfs) 

ferner im Ruhrkohlenbezirk ........ 27 980 
(= 31,4%/, des Gesamtbedaris) 

im Saarkohlenbezirk............. 3 374 

im übrigen in Gruppe VI (Köln) ..... 8794 


zusammen in Gruppe VI 40 148 
(= 45 j des Gesamtbedarfs) 


dagegen in Gruppe IX (München) .... 2415 
(= 2,7%, des Gesamtbedarfs) 

in Gruppe X (Dresden). .... +... .- 4.079 
(= 45°, des Gesamtbedarfs) 


Da nun der Versand der großen Kohlenbezirke keineswegs 
nur nach den nahegelegenen Bezirken geht, sondern sich auf 


weite Gebiete erstreckt, so würde, wenn die offenen 
Wagen ebenso wie die Wagen der anderen Gattungen 
verteilt würden, der Hauptausgleich stets im wesent- 


lichen dahin gehen müssen, daß die überschüssigen Bestände 
der Gruppen II und teilweise II nach der Gruppe I und 
die überschüssigen Bestände der Gruppen IV, V, VII, IX 
und zumeist auch VII nach der Gruppe VI verfügt werden; 
innerhalb der Gruppe I würden die Wagen vorzugsweise nach 
den Bezirken Breslau und Kattowitz, innerhalb der Gruppe VI 
nach den Bezirken Essen und Saarbrücken und wiederum 
innerhalb dieser vier Bezirke nach den Kohlenversandstationen 
geschoben werden müssen. 

Da ist man zwecks Ersparung der Wagen- 
meldungen und -verfügungen und zwecks Be- 
schleunigung der Absendung der leeren Wagen 
zu der Vereinfachung gekommen, in großem 
Umfange sogen. allgemeine Läufe einzuführen, 
d. h. die Stationen der Bezirke, nach denen sich 
zur Hauptsache der Versand der großen Kohlen- 
bezirke der Ruhr und Oberschlesiens erstreckt, 
sind ein für allemal angewiesen, die leer gewordenen 
offenen Wagen, soweit sie nicht auf der Dienststelle 
selbst gebraucht werden, ohne weitere Einzel- 
verfügung unverzüglich nach dem Kohlenbezirk 
zurückzusenden. 

Die Abgrenzung dieser beiden „Zuführungsgebiete” ist aus 
der Karte Seite 423 zu ersehen. (Außerdem ergibt die Karte in 
bildlicher Darstellung die Gestellungsziffern der offenen 
Wagen in den hauptsächlichen Stein- und Braunkohlenversand- 
bezirken.) Die Stationen innerhalb der beiden Zuführungs- 
gebiete entnehmen ihren Bedarf aus den durchrollenden 
Wagen (nur in einzelnen Bezirken oder Strecken findet aus 
örtlichen Gründen eine Vorverteilung statt). Im Kohlenbezirke 
selbst verteilt das zuständige Wagenbureau auf Grund von 
Vormeldungen die zulaufenden Wagen auf die einzelnen 
Kohlenversandstationen. 

Für den niederschlesischen Kohlenbezirk und 
für den Saarkohlenbezirk sind in ähnlicher Weise 
kleinere Zulaufgebiete gebildet. Zur ferneren 


Unterstützung des Saarbezirks werden außer aus 
dem Bezirk Ludwigshafen noch aus dem Bezirk 
der Reichsbahnen und aus der Gruppe VII (Karls- 
ruhe) täglich gewisse Wagenmengen zugeführt; die 
Regelung dieser Verschiebungen im einzelnen liegt 
dem Wagenbureau in Karlsruhe ob. 

In dem großen, zwischen dem östlichen und dem west- 
lichen Zuführungsgebiet liegenden mitteldeutschen Gebiete 
konnte eine ähnliche Einrichtung nicht getroffen werden. Zwar 
liegen auch hier (vergl. die Karte Seite 423) Braunkohlenbezirke 
mit erheblichem Versand, allein ihre Absatzgebiete greifen viel- 
fach ineinander und verschieben sich häufig, und ihr Wagen- 
bedarf ist in größerem Maße als der der Steinkohlenbezirke 
täglichen und monatlichen Schwankungen unterworfen. Von 
einem dauernden allgemeinen Lauf der offenen Wagen nach 
den einzelnen Braunkohlenbezirken kann hiernach nicht die 
Rede sein, die Wagen müssen vielmehr auf Grund der 
Bedarfs- und Bestandsmeldungen in üblicher Weise verteilt 
werden. Bei der örtlichen Lage der Braunkohlenbezirke und 
ihrer Empfangsstationen erschien es ferner zweckmäßig, für 
dieses ganze Gebiet eine Wagenverteilung von einer Stelle aus 
einzurichten. Hieraus ergab sich noch ein weiterer Vorteil: 
die Möglichkeit, in einfachster Weise Wagenverschiebungen 
zwischen den beiden großen Zuführungsgebieten vorzunehmen. 

Das Hauptwagenamt, dem die Verteilung aller 
offenen Wagen in diesem „mittleren Verteilungs- 
gebiet“ übertragen ist, ist nämlich durch tägliche 
Drahtmeldungen der in Frage kommenden Wagen- 
bureaus in den Stand gesetzt, die Bedarfs- 
und Bestandsverhältnisse der offenen Wagen in 
den Kohlenbezirken des Ostens und des Westens 
und den dazugehörigen Zuführungsgebieten zu 
übersehen. Da es ferner aus den täglichen 
Meldungen der Stationen den Bedarf und Bestand im 
mittleren Verteilungsgebiet kennt und über die über- 
schüssigen Bestände des letzteren unmittelbar ver- 
fügt, ist es hiernach in der Lage, zugleich mit der 
täglichen Wagenverteilung im mittleren Gebiet den 
erforderlichen Ausgleich zwischen dem östlichen und 
dem westlichen Zuführungsgebiet herbeizuführen: 
sinken die Bestände in Oberschlesien, so werden die 
in der Mitte ersparten Wagen nach dem Osten ab- 
gegeben; droht Knappheit an der Ruhr, so wird der 
Westen unterstützt. Erst wenn die Bestände der Mitte 
nicht mehr ausreichen, muß zu unmittelbaren Aus- 
gleichsmaßnahmen zwischen Osten und Westen ge- 
griffen werden. 

Die Bedeutung des mittleren Verteilungsgebietes erhellt 
daraus, daß am 8. Juni 1910, dem Tage, für den die oben als 
Beispiel gegebenen Bedarfszahlen angeführt waren, auf dieses 
Gebiet ein Bedarf von 10657 offenen Wagen (auf 10 t-Ein- 
heiten zurückgeführt) = 11,9 v. H. des Gesamtbudarfs, entfiel. 
Die Abgrenzung des Gebietes ist aus der Karte Seite 423 zu 
ersehen. 

Bei dem innigen Zusammenhange, in dem die 
Verwendung der gewöhnlichen offenen Wagen zu der 
der anderen offenen Wagen steht, erledigt das Haupt- 
wagenamt auch die Einzelverteilung dieser anderen 
Gattungen im mittleren Verteilungsgebiet. 

Ähnlich wie im mittleren Verteilungsgebiete liegen 
die Verhältnisse in den Bezirken der sächsischen 
Staatseisenbahnen und der Reichseisenbahnen. In 
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Wagengestellung 1303. 


Steinkohlenbezirke. Braunkohlenbezirke 
1 Ruhr 6 933 215 Wagen | 1 Direktionsbezirk Halle 1 031 932 Wagen 
2 Oberschlesien 255779 » |2 Sachsen 792214 » 
3 Elsaß-Lothringen 1380074 » |3 Direktionsbezirk Magdeburg #50202 » 
(einschl. Erze) + » Cöln 366 177 » 


FaR er » Erfurt 18054 
5 Niederschlesien 406688 » 


6 Aachen 214758 » 
Bemerkung. Die Kreisflächen entsprechen der Anzahl der gestellten 
Wagen auf gleiche Einheit bezogen 


@ Steinkohlenbezirke. ® Braunkohlenbezirke. 


IILI Mittleres Verteilungsgebiet. 11111 Östl. Zuführungsgebiet, Zulaufgebiet des Saarkohlenbezirks und Verteilungsgebiet der sächs. Staatseisenbahnen, 
\\nwt Verteilungsgebiet der Reichseisenbahnen und Zulaufgebiet des niederschl. Kohlenbezirks. SS Zuführungsgebiet des Ruhrkohlenbezirks. 
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diesen Bezirken findet daher ebenfalls eine Einzel- 
verteilung der offenen Wagen durch die Wagen- 


bureaus statt. Den etwa erforderlichen Ausgleich mit 
den Nachbarbezirken”regelt das Hauptwagen- 
amt. Diesem steht auch im übrigen die 
Befugnis zu, erforderlichenfalls in den Ab- 
lauf der beiden großen Zuführungsgebiete 
einzugreifen und durch geeignete Maßnahmen 
für die gleichmäßige Deckung aller Bedarfs- 
gebiete zu sorgen. 

Inwieweit es durch diese Regelung gelungen 
ist, die Anforderungen der Kohlenbezirke gleich- 
mäßig zu befriedigen, veranschaulicht Abb. 2, in 
der die Bestellung, die Gestellung und die nicht 
rechtzeitige Gestellung in den Kohlenbezirken des 
früheren preußischen Staatsbahnwagenverbandes 
in den letzten sieben Jahren Ca 
bildlich dargestellt Ea Die | Auhrdezırk 
verhältnismäßig gleiche Breite der Bänder — die 
die Anzahl der nicht rechtzeitig zur Verfügung 
gestellten Wagen bezeichnen — beweist, daß es 
mit den geschilderten Einrichtungen möglich ge- 
wesen ist, Unbilligkeiten in der Versorgung der 
Industriegebiete zu verhüten. Abb. 2 gibt gleich- 
zeitig einen Überblick über die Verkehrsentwick- 
lung der Kohlenbezirke der letzten Zeit. 
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i s i Ebenso wie 

Sonstige wagendienstliche Ein- Benutzung, 
richtungen innerhalb des Meldung 

Staatsbahnwagenverbandes. und Ver- 


teilung der Wagen innerhalb des Verbandes 
einheitlich geregelt sind, enthalten die Güter- 
wagenvorschriften auch für die sonstigen 
Gebiete des Wagendienstes gleiche bindende 
Bestimmungen. Hier ist aus diesen noch 
folgendes hervorzuheben. 


Alle Statio- 
nen haben 
die Verteilungsverfügungen der Wagenbureaus so- 
bald als möglich zu erledigen, und zwar vor 
Deckung des eigenen Bedarfs. Können die ver- 
fügten Wagen bis 3 Uhr nachmittags des folgenden 
Werktages nicht abgegeben werden, so ist das 
Wagenbureau zu verständi- 

gen. Aus dem der Station ver- Oberschles Bez. 
bleibenden Bestande ist zu- 
nächst der Bedarf für Leichen, 
Tiere, Eilgut und Frachtstück- 
gut zu decken, sodann sind 
die etwa aus früheren Tagen 


Erledigung der Verteilungsverfügungen. 


Mitteldeutsche 
Braunkohlenbez. 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 
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lich sind. Zum Nachweis und zur Prüfung des Aufenthalts der 
Güterwagen auf den Bahnhöfen dienen Kreideanschriften an 
den Wagen über Eingang und Laderechtstellung und Kontroll- 
bücher, 


in denen Eingang, Laderechtstellung, vollendete 
Ladung und Ausgang der 
Wagen vermerkt werden. Auf 
größeren Stationen werden 
diese Bücher in vereinfachter 
Form geführt; zu ihrer Er- 
gänzung schreiben die Zug- 
führer die in den Zügen lau- 
fenden Wagen in „Güter- 
wagenzetteln“ an, die auf den 
größeren Stationen abgegeben 
werden. Ferner machen die 
Stationen über die täglich 
gestellten und nicht recht- 
zeitig gestellten Wagen genaue 
Anschreibungen („Wagenge- 
stellungsnachweis“), deren 
Ziffern monatlich zusammen- 
gestelltwerden und die Grund- 
lage für alle ziffernmäßigen 
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rbarteraduussca 
Feststellungen über die 
Wagengestellung bilden. 


Sollen Wagen aus besonderen Gründen den Werk- 
stätten oder bestimmten Stationen zugeführt werden, so werden 
sie den Dienststellen durch die alle zwei Monate vom Haupt- 
wagenamt aufzustellende Sucheliste mitgeteilt. Für das 
Auffinden eines gesuchten Wagens wird eine Belohnung von 
50 Pf. gezahlt. 


Beginn und Ende der Ladefristen und ihre Be- 
Ladefristen. messung für Anschlußgleise und Lagerplätze 
sind ebenfalls einheitlich im Verbande geregelt. In letzterer 
Hinsicht ist bestimmt, daß die Frist in der Regel auf höchstens 
acht und mindestens vier Stunden festzusetzen und nach 
den Bedienungen zu berechnen ist. 


Benutzung der Wagen zu Dienstgutsendungen. 

Durch den Ver- 
sand von Dienst- 
güter (das sind vornehmlich 
Eisenbahnbau- und Oberbau- 
stoffe sowie Dienstkohlen) 
soll die Wagengestellung für 
den gewöhnlichen Verkehr 
möglichst wenig beeinflußt 
werden. Dienstgüter sollen 
daher möglichst zu einer Zeit 
bezogen werden, in der an 


Arbeitswagen. 
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Au) BER Lu gen der gebrauchten Art 
Ver kein Mangel herrscht. 


Bei Wagenmangel sollen alle 
aufschiebbaren Anforderungen 
unterbleiben. Aus 


unerledigten Bestellungen zu 
erledigen. Der Rest ist auf 
die übrigen Wagenbesteller, 
gegebenenfalls nach Verhält- 
nis, zu verteilen. 


Üb hung des er 
erwachung m 
Wagendienstes. en 


wachung des Wagendienstes 
werden bei den größeren 
Dienststellen besondere Be- 
amte bestellt, die namentlich 
für die richtige und pünktliche 
Erledigung der Verfügungen 
des Wagenbureaus verantwort- 
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Hohlenbezirk 
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Abb. 2. Anforderung und Gestellung offener Güterwagen (auf 

10t-Wagen zurückgeführt) in den größeren Stein- und Braun- 

kohlenbezirken für Kohlen, Koks und Briketts. — Die obere 

Linie bezeichnet für jeden Bezirk die Anforderung, die untere 

Linie die Gestellung, das zwischenliegende Band somit die 
Anzahl der nicht rechtzeitig gestellten Wagen. 


diesem 
Grunde ist auch die Ladefrist 
für Dienstgüter auf nur 
6 Tagesstunden festgesetzt. 
Für Dienstgutsendungen sind 
in erster Reihe Arbeitswagen 
zu verwenden. 


Vom 1. Oktober jedes Jahres 
ab bis in den Dezember hin- 
ein sollen gewöhnliche offene 
und Kokswagen für Sendungen 
zu Bauzwecken aller Art nur 
ausnahmsweise und unter be- 
stimmten Bedingungen benutzt 
werden. 


Güterwagendienst. 


Bei den großen Schwan- 
kungen des Verkehrs sind 
zuweilen Verzögerungen in der Wagengestellung — wie weiter 
unten näher erörtert werden wird — unausbleiblich. Zur Ab- 
schwächung und tunlichsten Verhütung eines solchen „Wagen- 
mangels“ sind zahlreiche Maßnahmen festgesetzt, die zumeist 
auf Ersuchen des Eisenbahn-Zentralamts von den Verbands- 
verwaltungen eingeführt und aufgehoben werden. Von diesen 
Maßnahmen seien hier folgende erwähnt: Festsetzung von 
Fahrplänen für Bedarfs- und Leerwagenzüge, Beförderung 
größerer Mengen leerer Wagen mit geschlossenen Fern- und 
Durchgangszügen, beschleunigte Abfuhr der leeren Kohlen- 
und Kokswagen aus den Zuführungsgebieten nach den großen 
Kohlenbezirken, vermehrte Bedienung der Freiladegleise, An- 
schlußgleise, Werkstätten usw., Umwandlung der hierzu ge- 
eigneten Holz- und Arbeitswagen in offene Wagen, Ein- 
schränkung der Erstattung von Wagenstandgeld, Einschränkung 
der Sonntagsruhe im Güterdienst, Aufnahme der Arbeiten auf 
den Güterböden an Sonntagen, Gestattung der Be- und Ent- 
ladungen nach Schluß der Geschäftsstunden und während der 
Mittagszeit, Einschränkung des Bedarfs an Wagen zu Fracht- 
und Eilstückgut, Voraussendung der Begleitpapiere, Be- 
schleunigung der Desinfektion der Wagen, Verwendung von 
Wagen nicht mangelnder Gattungen an Stelle von Wagen 
mangelnder Gattung, Einlegung von Sonderzügen zur Abfuhr 
leerer Wagen, Beschleunigung der Wiederherstellungsarbeiten, 
schärfere Ausnutzung fremder Wagen, Anordnung von Teil- 
deckungen. Die letzteren bedürfen der näheren Erläuterung. 


Maßnahmen gegen Wagenmangel. 


Wie oben hervorgehoben worden ist, ist ein Hauptziel 
der Wagenverteilung die gleichmäßige Versorgung aller Teile 
des gesamten Verbandsgebietes. Dieses Ziel kann im all- 
gemeinen dadurch erreicht werden, daß das Hauptwagenamt 
innerhalb des ganzen Gebietes, die Gruppenausgleichstellen 
innerhalb der Gruppen und die Wagenbureaus innerhalb ihrer 
Bezirke auf die gleichmäßige Verteilung der Bestände hinwirken, 
erforderlichenfalls durch die erwähnte Abnahme vom leeren 
Wagen „trotz eigenen Bedarfs“. Dieses Mittel versagt aber 
bei der Verteilung der offenen Wagen in den Zuführungs- 
gebieten, weil in diesen eine Verfügung über die Wagen im 
allgemeinen nicht stattfindet, sondern die Dienststellen ihren 
Bedarf aus dem nach den Kohlenbezirken durchlaufenden 
Wagenstrom zu entnehmen haben. Ohne weiteres Eingreifen 
würden sich also die Stationen dieser Gebiete stets reichlich 
versorgen können, während die Kohlenbezirke die aus der 
Wagenknappheit entspringenden Schwierigkeiten allein zu 
tragen haben würden, obwohl auf ihre möglichst gleichmäßige 
Deckung aus volkswirtschaftlichen Gründen und aus Rück- 
sichten des Eisenbahnbetriebes gerade besonderer Wert gelegt 
werden muß. Die Notwendigkeit der gleichmäßigen Verteilung 
erfordert daher, daß unter Umständen ein (der Abnahme trotz 
eigenen Bedarfs entsprechender) künstlicher Eingriff zugunsten 
der Kohlenbezirke vorgenommen wird. Dies sind die Teil- 
deckungen. Sie vollziehen sich in folgender Weise: Wenn der 
Zufluß der leeren Wagen in den großen Kohlenbezirken so 
schwach wird, daß die Deckung der Kohlenstationen un- 
genügend zu werden verspricht, geben die Direktionen Essen 
und Kattowitz nach Verständigung mit dem Eisenbahnzentral- 
amt ihrem Zuführungsgebiet auf, daß an einem oder mehreren 
aufeinander folgenden Tagen nur ein Teil, z. B. acht Zehntel, 
des Bedarfs gedeckt wird; es wird dann also im Zuführungs- 
gebiet ein künstlicher Mangel erzeugt und hierdurch erreicht, 
daß das Zuführungsgebiet an der Knappheit des Kohlenbezirks 
teilnimmt und der letztere reichlicher, nämlich um die Anzahl 
Wagen besser versorgt wird, die im Zuführungsgebiet durch 
die Einschränkung der Gestellung erspart werden. Beispiels- 
weise wird im oberschlesischen Zuführungsgebiet durch eine 
Achtzehntel-Teildeckung zurzeit der Rübenernte der Zulauf 
zum Kohlenbezirk um etwa 1000 Wagen (auf 10 t zurück- 
geführt) gestärkt. In ähnlicher Weise können auch die anderen 


Gebiete, in denen die offenen Wagen dem allgemeinen Ablauf 
unterliegen, zu Teildeckungen herangezogen werden. Bei den 
Teildeckungen besteht aber die Gefahr, daß ihre Wirkung 
durch Überanforderungen der Versender beeinträchtigt wird; 
denn da aus den Veröfientlichungen der Gestellungszahlen und 
anderen Anzeichen die Anordnung der Teildeckungen zuweilen 
vorausgesehen werden kann, würde sich ein Verfrachter, der 
beispielsweise 8 Wagen zu beladen wünscht, durch An- 
forderung von 10 Wagen den Folgen einer Achtzehntel-Teil- 
deckung entziehen können. Um dies zu verhüten, werden die 
Teildeckungen nach Verhältniszahlen vorgenommen, d. h. die 
zu stellende Wagenzahl wird erforderlichenfalls berechnet nach 
Wagenzahlen, die sich aus dem täglichen Durchschnitt des Ver- 
sandes eines einzelnen Versenders oder einer Gruppe von Ver- 
sendern ergeben, die daher dem durchschnittlichen wirtschaft- 
lichen Bedürfnis entsprechen. Ausnahmen von den Teildeckungen 
sind nur in beschränktem Umiange zugelassen, soweit es der 
Eisenbahnbetrieb selbst oder wirtschaftliche Verhältnisse 
dringend erheischen: beispielsweise ist der Wagenbedarf für 
Tiere, für Eilgut, für Stückgut, für Güter, die unmittelbar aus 
löschenden Seeschifien entladen werden, stets voll zu be- 
friedigen. In den Kohlenbezirken selbst werden ebenfalls 
unter Umständen Teildeckungen nach Verhältniszahlen an- 
geordnet. Sie verfolgen hier den Zweck, die aus dem Zu- 
führungsgebiet in nicht genügender Zahl anrollenden leeren 
Wagen und die im Kohlenbezirk selbst leer gewordenen 
Wagen gleichmäßig unter die Wagenbesteller zu verteilen. 


5. Die Wagengestellung im Staatsbahnwagen- 
verbande. 


Zur Kennzeichnung der täg- 

lichen Anforderungen, die an 

den Wagenpark des Verbandes gestellt werden, seien 

hier die Zahlen mitgeteilt, die dem Hauptwagenamt 

zum 8. Juni 1910, einem Tage durchschnittlichen Ver- 

kehrs, als Bedarf insgesamt gemeldet worden sind. 
Sie betrugen: 

an bedeckten Wagen (auf 10 t-Wagen zurück- 

geführt) 56 146 

an großräumigen bedeckten Wagen 238 

an offenen Wagen (gewöhnliche, Koks- und 

20 t-Wagen, auf 10 t-Wagen zurückgeführt) 89 147 


Der tägliche Bedarf. 


56 384 


an großräumigen offenen Wagen 4474 

an Kalkwagen É 1 422 

an vierachsigen Schienenwagen 1 290 

an Holzwagen 1055 

an 2- und 3-achsigen Schienenwagen 491 

an offenen hochwändigen Wagen 446 

an doppelbödigen Viehwagen 264 
“ Bei den meisten 
Die Schwankungen des Verkehrs. Wazeogsttungen 


sind aber die Anforderungen — wie bereits eingangs 
ausgeführt ist — überaus schwankend. Der tägliche 
Bedarf an bedeckten Wagen steigt beispielsweise in 
den Zeiten des starken Verkehrs (Frühjahr und 
Herbst) auf 70 000 und mehr, der an offenen Wagen 
auf 100000 und mehr. Während nun in den Zeiten 
des schwächeren Verkehrs reichliche Bestände zur 
Verfügung stehen (z. B. wurden zum 8. Juni 72 225 
bedeckte Wagen im Bestande gemeldet), werden die 
Wagen während des starken Verkehrs derart in An- 
spruch genommen, daß sie zur pünktlichen Befriedi- 
gung der Anforderungen nicht voll ausreichen — trotz 
der von der Eisenbahn angewendeten Maßnahmen 
zur Beschleunigung des Wagenumlaufs. Es entstehen 
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dann Verzögerungen in der Gestellung, es herrscht 
„Wagenmangel“. 


Zur Veranschaulichung der (im wesentlichen alljährlich 
wiederkehrenden) Schwankungen in der Anforderung der 
offenen und bedeckten Wagen gibt Abb. 3 in bildlicher Dar- 
stellung die monatlichen Bedarfs- und Gestellungszahlen im 
Verbande von April 1909 bis März 1910 für offene und bedeckte 
Wagen wieder. 


Beiden be- 
deckten 
N Wagen sind 
¥ es haupt- 
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Versand an 


Düngemit- 
Abb. 3. Anforderung und Gestellung offener teln für die 
und bedeckter Wagen im Deutschen Staatsbahn- Frühjahrsbe- 
wagenverbande (auf 10t Wagen zurückgeführt) stellung und 
im Rechnungsjahre 1909. — (Die obere Linie „„ Baustof- 
bezeichnet die Anforderung, die untere die fen,dazu zum 
Gestellung, das zwischenliegende Band die 1. Oktober 
Anzahl der nicht rechtzeitig gestellten Wagen.) und 1. April 

zahlreiche 


Sendungen von Umzugsgut und im September der Truppen- 
verkehr für die Herbstmanöver. Ein Teil dieser Sendungen, 
besonders des Düngemittelverkehrs, geht überdies auf große 
Entfernungen, so daß die Wagen nicht nur beladen lange 
unterwegs sind, sondern auch leer zur Wiederbeladung nach 
den Versandgebieten lange und zeitraubende Wege durch- 
laufen müssen. Bei den offenen Wagen bieten die Monate 
Oktober und November die größten Schwierigkeiten, und zwar 
wegen des gesteigerten Versandes an Hausbrandkohle, vor 
allem aber wegen des Verkehrs von Zuckerrüben, Schnitzeln 
und Kohlen für die Zuckerfabriken. Der Rübenverkehr setzt 
je nach der Witterung Ende September bis Anfang Oktober ein 
und dauert bis in den Dezember hinein, er tritt besonders in 
Ost- und Mitteldeutschland auf und beansprucht täglich 
bis 12000 Wagen (auf 10 t-Wagen zurückgeführt) und mehr. 


Auch in den anderen Wagengattungen sind die An- 
forderungen des Verkehrs in den verschiedenen Monaten 
außerordentlich wechselnd. Der Bedarf steigt wesentlich, 
z. B. bei den großräumigen offenen Wagen zu den Zeiten des 
Heu- und Strohversandes, bei den Kalkwagen im Frühjahr und 
Frühsommer, wegen des Bezuges für Bauten, bei den Schienen- 
wagen zur selben Zeit wegen des Bezuges von Schienen und 
Trägern. 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


Allerdings gleichen 
sich in einem so 
großen Gebiete, wie 
es der Staatsbahnwagenverband ist, die Schwan- 
kungen des Verkehrs in gewissem Umfange aus: hebt 
sich beispielsweise der Umschlagsverkehr der ober- 
rheinischen Häfen wegen günstiger Schiffahrtverhält- 
nisse, so nehmen die unmittelbaren Verladungen aus 
dem rheinisch-westfälischen Industriegebiet nach 
Süddeutschland ab. Insoweit läßt sich den Anforde- 
rungen des Verkehrs im Wege der Wagenverteilung 
begegnen. Wie aber Abb. 3 lehrt, überwiegt zu ge- 
wissen Zeiten des Jahres die allgemeine Steigerung 
des Verkehrs so sehr, daß trotz sorgfältigster Ver- 
teilung des Wagenparks die Bestände nicht zureichen 
und die angeforderten Wagen zu einem allerdings 
kleinen Teil den Verfrachtern nicht am gewünschten 
Tage zur Verfügung gestellt werden können. Nun ist 
es freilich in hohem Maße erwünscht und entspricht 
ebenso sehr den Zwecken des Verbandes wie den aus- 
drücklichen Vereinbarungen, daß der Wagenpark des 
Verbandes fortlaufend derart vermehrt wird, daß „er 
auch für den Bedarf zuzeiten des starken Verkehrs 
ausreicht“. Inwieweit die größte Verbandsverwaltung, 
die preußisch-hessische Staatseisenbahn, diesem Ge- 
sichtspunkt bereits seit vielen Jahren Rechnung ge- 
tragen hat, ergeben die Ausführungen zu Abb. 1. 
Dennoch wird der Wagenpark kaum je so vermehrt 
werden können, daß alle Anforderungen zu jeder Zeit 
pünktlich befriedigt werden können. In Jahren 
schwächeren Geschäftsganges mag dies Ziel erreicht 
werden (vergl. auch Abb. 2), in Jahren mit günstiger 
Verkehrsentwicklung verbieten es die starken 
Schwankungen, denen nach den obigen Ausführungen 
der Verkehr unseres deutschen Wirtschaftsgebietes 
in allen Wagengattungen unterliegt. Würden bei- 
spielsweise so viele offene Wagen beschafft, daß den 
Anforderungen auch im Oktober und November aus- 
nahmslos pünktlich entsprochen werden könnte, so 
würden in den zehn anderen Monaten viele Tausende 
von Wagen ungenützt und unverzinst in Vorrat ge- 
stellt werden müssen. 

Schon jetzt bereitet in den Monaten des schwachen Ver- 
kehrs die Aufstellung der verfügbaren Wagen gewisse 
Schwierigkeiten, obwohl im Verbande Aufstellungsgleise für 
über 100000 Wagen vorhanden sind (vergl. die Angaben am 
Eingang dieses Abschnitts, wonach am 8. Juni 1910 allein 
rund 16000 bedeckte Wagen überschüssig waren). 

Eine gewisse Spannung in den Zeiten des stark 
gesteigerten Verkehrs wird daher auch durch eine 
sorgsame Wagenpolitik nicht vermieden werden dür- 
fen. Es sei auch ausdrücklich darauf hingewiesen, daß 
die nicht rechtzeitig gestellten Wagen doch nur zum 
geringsten Teile wirklich „ausfallen“: es handelt sich 
zweifellos zumeist nur um zeitliche Verschiebungen in 
der Gestellung, die für die Verkehrtreibenden gewiß 
lästig sind, die indes die Vorhaltung von weiteren 
großen Wagenbeständen aus allgemeinen wirtschaft- 
lichen Gründen wohl nicht rechtfertigen. Hiernach 


Wagenmangel und Vermehrung 
des Wagenparks. 


dürfte der Verband bei der Beschaffung der Güter- 
wagen, den Vereinbarungen entsprechend, in der 
Weise vorzugehen haben, daß der Wagenpark stetig 
etwa im Verhältnis der durchschnittlichen Verkehrs- 
steigerung vermehrt wird, wobei auf die Verkehrs- 
steigerung der Herbstmonate besonders Rücksicht 
zu nehmen ist. Die Verbandsverwaltungen haben nach 
diesen Gesichtspunkten für die Jahre 1909 und 1910 
eine Wagenvermehrung von zusammen 8 v. H. be- 
schlossen. 

Zu Abb. 3 sei noch bemerkt, daß die Gestellungs- 
verzögerungen in den Monaten des schwachen Verkehrs da- 
durch zu erklären sind, daß einzelne Wagen, die nach ent- 
legenen Bedarisstationen verfügt werden müssen, diese nicht 
pünktlich erreichen, oder daß Wagen, auf deren Entladung bei 
der Wagenverteilung gerechnet wurde, nicht pünktlich ent- 
leert werden usw.; derartige, der Zahl nach ganz unwesent- 


liche Unzuträglichkeiten lassen sich auch bei Wagenüberfluß 
nie ganz vermeiden. 


Ergebnisse der Wagengestellung. ie rer 
hat sich auf die einzelnen Gattungen der Betriebs- 
wagen im Jahre April 1909 — März 1910 in folgender 
Weise verteilt: 
Es sind gestellt worden 
gewöhnliche offene, zur Kohlen- 
beförderung geeignete Wagen 27,3 Mill. — 55,6 % 
einbödige bedeckte Wagen, ein- 
schließlich der großräumigen 


bedeckten Wagen A „ =3953 
großräumige offene Wagen 1,15... 245 
Kalk- und Salzwagen 0,43 „ = 09% 
vierachsige Schienenwagen 03 p = 6% 
Holzwagen 0,18-, = 04% 
zwei- und dreiachsige Schienen- 

wagen 0,12 „ = 02% 
offene, hochwändige Wagen DR. ie 
doppelbödige Viehwagen 009 „= 2% 


Vergleicht man diese Darstellung mit der Über- 
sicht über die Güterwagenbestände (Seite 420), so 
fallen die Abweichungen in den Verhältnissen der Be- 
standszahlen zu denen der Gestellungszahlen auf: 
in den großen Gattungen, namentlich den bedeckten 
Wagen, hohe Gestellungszahlen bei verhältnismäßig 
geringeren Beständen; in den kleineren Gattungen, 
namentlich den Schienenwagen, dagegen geringe Ge- 
stellungen bei verhältnismäßig hohen Beständen. 

Diese Erscheinung ist darauf zurückzuführen, daß die 
ersteren Wagen überall verwendbar sind und vielfach auf den 
Empfangsstationen sogleich wieder beladen werden können, 
also verhältnismäßig geringe Leerläufe zurückzulegen 
brauchen; besonders trifft dies für die bedeckten Wagen zu, 
die im Stückgutverkehr sehr gut ausgenutzt werden. Die 
kleineren Gattungen werden dagegen nur auf verhältnis- 
mäßig wenigen Stationen gebraucht; fast einer jeden Ver- 
wendung muß also bei diesen Wagen ein zum Teil recht langer 
Leerlauf voraufgehen. 

Die ersteren Wagen haben daher eine kurze, 
die letzteren eine lange Umlaufzeit. Beispielsweise 
beträgt die Umlaufzeit der bedeckten Wagen 
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21%—3 Tage, der offenen Wagen 31%-4 Tage, 
der Rungenwagen 5—7 Tage, der Schienenwagen 
7—10 Tage. Durch geeignete Maßnahmen (siehe oben 
Seite 424) läßt sich freilich die Umlaufzeit verkürzen; 
je weniger aber eine Wagengattung verwendet werden 
kann, desto größer bleibt die Umlaufzeit und der Ver- 
hältnissatz der Leerläufe. Derartige Wagengattungen 
erfordern somit hohe Bestände, sie sind also weniger 
wirtschaftlich. 

Es ist dies der Grund, aus dem die deutschen Verwaltungen 
auf eine möglichste Einschränkung der Zahl der Wagen- 
gattungen bedacht sind. Durchschnittlich betrugen die Leer- 
läufe aller Güterwagen auf den preußisch-hessischen Staats- 
bahnen früher rund 30 v. H. aller Läufe, bei den bedeckten 
Wagen allein nach überschläglichen Ermittlungen noch nicht 
20 v. H., bei Wagengattungen, die im wesentlichen nur in einer 
Richtung ausgenutzt werden können (z. B. den Talbotwagen) 
gegen 50 v. H. Bei den anderen deutschen Staatsbahnen sind 
die Gesamtdurchschnittszahlen der Leerläufe vor der Gründung 
des Verbandes zum Teil wesentlich höher gewesen (z. B. in 
Sachsen rund 40 v. H.), weil die bei ihnen eingehenden ver- 
hältnismäßig zahlreichen Wagen der anderen deutschen Bahnen 
als fremde Wagen in großem Umiange nicht ausgenutzt werden 
konnten und daher leer zurückliefen, und zum Teil auch wohl, 
weil die Wagenverteilung weniger zweckentsprechend geregelt 
war (viele Stationswagen). Es ist anzunehmen, daß die 
Bildung des deutschen Verbandes allgemein eine Verminderung 
der Leerläufe zur Folge haben wird. (Endgültige Zahlen 
liegen zurzeit noch nicht vor.) 


6. Die Beziehungen zu den verbandsiremden Bahnen. 


Wie bereits am Eingang dieses Kapitels 
ausgeführt ist, ist die gegenseitige 
Wagenbenutzung im Bereiche des Vereins deutscher 
Eisenbahnverwaltungen durch das Vereinswagen- 
übereinkommen geregelt. Dies Übereinkommen findet 
außerdem auf Grund besonderer Vereinbarungen 
noch Anwendung im Wagenverkehr der dänischen, 
schwedischen und schweizerischen Bahnen mit den 
Verwaltungen des deutschen Staatsbahnwagenver- 
bandes. Neben dem Verein bestehen zwei weitere 
große Wagenverbände: der „Internationale Verband 
zum gegenseitigen Austausch der Wagen“, in dem 
das „Reglement für die Benutzung des Fahrmaterials 
zwischen allen an dem internationalen Verbande teil- 
nehmenden Verwaltungen“ vom 1. Oktober 1882 gilt, 
und der deutsch-italienische Wagenverband, dessen 
Bestimmungen in dem „Regulativ für die gegenseitige 
Wagenbenutzung im Verkehr zwischen den italieni- 
schen Bahnen einerseits und deutschen, österreichisch- 
ungarischen, schweizerischen, belgischen und hollän- 
dischen Bahnen andererseits“ vom 1. Januar 1894 
(„Deutsch-Italienisches Wagenregulativ“) nieder- 
gelegt sind. 


Allgemeines. 


Der internationale Verband regelt im wesent- 
lichen den Verkehr zwischen den Vereinsbahnen 
einerseits und den belgischen Bahnen sowie der fran- 
zösischen Nordbahn und der französischen Ostbahn 
(letzterer nur für den technischen Teil) andererseits, 
der deutsch - italienische Verband den Verkehr 
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zwischen den Vereinsbahnen, den belgischen und den 
schweizerischen Bahnen einerseits und den italieni- 
schen Bahnen andererseits. Vereinswagenüberein- 
kommen, internationales Reglement und deutsch- 
italienisches Regulativ enthalten zumeist überein- 
stimmende Vorschriften, durch die die gegenseitige 
Wagenbenutzung grundsätzlich im gleichen Sinne 
geregelt ist; im einzelnen bestehen aber zahlreiche, 
die Handhabung des Wagendienstes erschwerende 
Abweichungen. Verhandlungen wegen einer An- 
passung der drei Übereinkommen aneinander sind 
wiederholt geführt worden, haben aber wegen der 
großen Zahl der beteiligten Verwaltungen und wegen 
des Auseinandergehens der Interessen bisher zu 
keinem Ergebnis geführt. 

Die wesentlichsten Vorschriften der drei Über- 
einkommen sind folgende: 


Die Verwaltungen 
sind verpflichtet, 
die beladenen Wa- 
gen zu übernehmen und bis zur Bestimmungsstation 
durchlaufen zu lassen, sofern sie den technischen An- 
forderungen entsprechen und ausreichend beladen 
sind. Kann eine Verwaltung aus zwingenden Gründen 
— Naturereignisse, Betriebsunfälle, Arbeitverweige- 
rung und dergl. die Wagen nicht übernehmen, hat sie 
dies allen beteiligten Verwaltungen schleunigst mitzu- 
teilen. 

Alle Wagen sind auf dem Hinwege bei ihrem 
Übergange von einer Bahn auf eine andere durch die 
übernehmende Verwaltung mit einem Übergangs- 
zettel zu versehen, damit die Dienststellen erkennen 
können, über welchen Übergang die Wagen zurück- 
zusenden sind. Hinweg ist der Lauf des Wagens von 
der Eigentumsbahn bis zur Bestimmungsstation, 
Rückweg der Lauf von der Entladestation des Hin- 
wegs bis zur Wageneigentumsbahn. 


Verpflichtung zur Übernahme 
und W eiterbeförderung. 


Nach der Entladung sind 
die Wagen beladen oder 
leer nach der Eigentumsbahn zurückzusenden. Die 
Entladestation des Hinwegs und die auf dem Hinwege 
berührten Stationen dürfen die Wagen mit aus- 
reichender Ladung zurücksenden: 


nach den auf dem Hinwege berührten 
Stationen 


Rücksendung der Wagen. 


nach Stationen der Heimatbahn We ài 
nach Stationen jenseits der Heimat- Wege 


bahn, wenn eine Strecke der letz- 
teren durchlaufen wird 


endlich auch unter gewissen Bedingungen, die in den 
drei Übereinkommen verschieden geregelt sind, 


nach anderen in der Richtung zur Heimatbahn 
liegenden Stationen. 


Zur Gewinnung von Rückladung können fremde 
Wagen leer nach einer nicht über 200 km entfernten 


Station abgelenkt werden. Leer sind die Wagen auf 
dem Wege zurückzusenden, über den sie beladen ge- 
kommen sind. 

Stationen, die auf dem Hinwege nicht berührt 
worden sind, dürfen die Wagen nur nach Stationen 
der Heimatbahn oder über Strecken der letzteren 
zurückbeladen, andernfalls sind die Wagen leer nach 
der nächsten Station des Hinwegs oder der Heimat- 
bahn zu senden. 


Die Benutzungsfristen setzen 
sich zusammen aus Lauf- und 
Ladefristen. Die Lauffristen betragen: bis zu 75 km 
1 Tag, über 75 bis 200 km 2 Tage und für jede 
weiteren angefangenen 200 km (V.W.Ü.), 150 km 
(1t.W.Ü.), 125 km (Int. R.) je einen Tag mehr. Die 
Ladefristen sind in den drei Verbänden verschieden; 
im allgemeinen werden für die Entladung oder für die 
Ent- und Beladung 2 Tage gewährt. 


Benutzungsfristen. 


Die Vergütung für die 
Benutzung eines Wa- 
gens an dessen Eigen- 
tüimerin (Wagenmiete) besteht aus Lauf- und Zeit- 
miete. Die Laufmiete beträgt für das Kilometer für 
einen Güterwagen 1 Pf. Die Zeitmiete beträgt für jede 
24 Stunden für einen Güterwagen 1 M. Im inter- 
nationalen Verbande wird für Wagen von mehr als 
15 t Ladegewicht doppelte Lauf- und Zeitmiete er- 
hoben. Für die Überschreitung der Benutzungs- 
fristen ist außer der Wagenmiete eine Verzögerungs- 
gebühr an die Wageneigentümerin zu zahlen. Sie 
beträgt für den Güterwagen 2 M. für je 24 Stunden. 
Im internationalen Verband wird für Wagen von mehr 
als 15 t Ladegewicht eine erhöhte Verzögerungs- 
gebühr von 3 M. erhoben. Befreiung von Zeitmiete 
für einen Tag der Benutzungsdauer wird der Verwal- 
tung der Bestimmungsstation des Hinwegs gewährt. 

Die Verlängerung des Rückweges gegen den Hin- 
weg um mehr als 200 km nach V.W.Ü., 25 v. H. des 
Hinweges nach Ital. Ü., ferner der Leerlauf über eine 
auf dem Hinwege nicht berührte Bahn, sowie jede 
andere übereinkommenwidrige Wagenbenutzung 
ziehen Geldbußen nach sich. 

Die Wagenmieteabrechnung erfolgt auf Grund 
von Unterlagen, die jede Verwaltung allmonatlich für 
jede andere Vereinsbahn aufzustellen hat. 


Wagenmiete, Verzögerungs- 
gebühren, Geldbuben. 


Beschädigungen fremder 
Wagen und der auf dem 
Wege nach einer fremden Bahn befindlichen eigenen 
Wagen sind von den Stationen, auf denen die Be- 
schädigung eingetreten oder zuerst wahrgenommen 
oder angezeigt worden ist, durch eine am Wagen an- 
zuklebende Meldung kenntlich zu machen. 

Beschädigte, aber lauffähige Wagen sind in ihrem 
Weiterlauf nicht zu hindern. Ist die Beschädigung 
derartig, daß der Wagen auch leer nicht in die 
Heimat zurückbefördert werden kann, so ist er in der 
nächsten Werkstätte auszubessern. 


Wagenbeschädigungen. 
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Für alle Beschädigungen haftet die benutzende 
Verwaltung, die deren Vorhandensein zuerst an- 
erkannt hat. Wenn die Wiederherstellungskosten den 
Betrag von 40 M. (nach dem Int. R. von 15 M.) nicht 
erreichen, so bleiben sie außer Ansatz. 


Es ist bereits im Eingang dieses 
Kapitels angedeutet worden, daß die 
Handhabung dieser zum Teil verwickelten und von- 
einander abweichenden Vorschriften für die Dienst- 
stellen unbequem ist, daß die Beschränkungen in der 
Benutzung der Wagen umfangreiche Leerläufe zur 
Folge haben und daß die Mieteabrechnung Schreib- 
werk und ein kostspieliges Abrechnungswesen be- 
dingt. (Das Wagenabrechnungsbureau des Königl. 
Eisenbahn-Zentralamts, dem die Abrechnung für den 
deutschen Staatsbahnwagenverband obliegt, ist eine 
Dienststelle von über 100 Köpfen.) Andererseits sind 
die Geldbeträge, die als Vergütungen für die Wagen- 
benutzung gezahlt werden, sehr erheblich, und für 
Eisenbahnverwaltungen mit reichlichem Wagenpark 
und stärkerem Ausfuhrverkehr, der ihre eigenen 
Wagen auf andere Bahngebiete hinüberströmen läßt, 
ergibt sich hieraus eine reiche Einnahmequelle. Es 
gilt dies namentlich vom deutschen Staatsbahnwagen- 
verbande, der wegen seiner namhaften Ausfuhr, ins- 
besondere an Kohlen und an Industrieerzeugnissen im 
allgemeinen, darauf wird rechnen können, Mehrein- 
nahmen aus den Wagenmieten von seinen Nachbar- 
bahnen zu gewinnen. Im ersten Jahre seines Be- 
stehens ist ihm nach der bisherigen vorläufigen Ab- 
rechnung ein Überschuß von rund 6,7 Millionen Mark 
zugefilossen. Einnahme und Ausgabe verteilen sich 
hierbei folgendermaßen auf die verschiedenen 
fremden Bahnen: 


Geldergebnis. 


Österreich-Ungarn und Hinterländer: E. 8,74, 
A. 4,97 Mill. M. 

Belgien, Frankreich und Niederlande: 
A. 3,19 Mill. M. 

Schweiz: E. 1,66, A. 0,58 Mill. M. 

Deutsche Privatbahnen: E. 0,50, A. 1,17 Mill. M. 

Dänemark, Schweden usw.: E. 0,3, A. 0,19 Mill. M. 

Rußland: E. 0,65, A. 0,29 Mill. M. 

Italien: E. 0,41, A. 0,48 Mill. M. 


E. 5,32, 


Es hatten somit nahezu alle fremden Bahngebiete 
mehr Mieten an den Verband zu zahlen als sie von 
ihm einnahmen. Die Einnahmen aus der Wagenmiete 
sind aber dem Wechsel unterworfen: Steigen der Ein- 
fuhr und Rückgang der Ausfuhr vermindern sie, 
Hebung der Ausfuhr und Sinken der Einfuhr steigern 
sie. Abgesehen von diesen wirtschaftlichen Gründen, 
die die Eisenbahnen höchstens durch ihre Tarifpolitik 
mittelbar zu beeinflussen imstande sind, spielen auch 
Umstände mit, die im Eisenbahnbetriebe selbst liegen: 
Stockungen, Arbeitseinstellungen, „passive Resistenz“, 
langsamer oder rascher Betrieb usw. In gewissem 
Umfange können die Geldergebnisse aus dem Wagen- 
verkehr mit den fremden Bahnen auch unmittelbar 
dadurch beeinflußt werden, daß die Bestimmungen 
der Wagenübereinkommen über die Rückbeladung 
der fremden Wagen je nach der Verkehrslage ge- 
handhabt werden. Nach dieser Richtung hin be- 
stehen im deutschen Staatsbahnwagenverbande ein- 
gehende Vorschriften. Die Schwankungen der 
Wagenmieten sind aus folgender Zusammenstellung 
ersichtlich, die die Abrechnungen der jetzt im deut- 
schen Verbande zusammengeschlossenen Verwal- 
tungen mit den anderen Bahnen umfaßt (Zahlen in 
Millionen Mark): 


Rechnungsjahr 1903 1904 1905 1906 1907 1908 1909 
Einnahme . 11,2 11,49 138 189 228 194 175 
Ausgabe 11,3 11,56 igi 125 198. 205:.168 


+ 0,1 — 0,05 + 1,7 + 6,4 + 10,5 + 8,9 + 6,7 


Aus dieser Zusammenstellung geht hervor, daß 
die Einfuhr nach Deutschland und die Verwendung 
der fremden Wagen bei den deutschen Bahnen nicht 
wesentlichen Schwankungen unterliegen; nur die Aus- 
gabezahlen der Jahre 1908 und 1909 spiegeln die 
weniger günstige Wirtschaftslage wieder, die auch 
eine möglichst eingeschränkte Ausnutzung der 
fremden Wagen empfehlenswert erscheinen ließ. Die 
Einnahmen dagegen unterliegen starkem Wechsel. 
Namentlich sind die Jahre 1906, 1907 und 1908 be- 
merkenswert, in denen nicht nur eine starke Ausfuhr 
an Massengütern, sondern auch Betriebsstockungen 
und Personalschwierigkeiten bei mehreren fremden 
Bahnen die Wagenmieteeinnahmen aufs günstigste 
beeinflußten. 


Kapitel XXV. 
Frachtrecht. 


Von Dr. Reindl, Oberregierungsrat im Königlich Bayerischen Verkehrsministerium zu München. 


Der Eisenbahntrans- 
port umfaßt die Be- 
förderung von Personen und Gütern auf den Eisen- 
bahnen. Unter den Gütern sind nicht bloß leblose, 
sondern auch lebende Gegenstände, also auch Tiere 
zu verstehen. Der Personenbeförderungsvertrag 
ist reiner Werkvertrag und unterliegt, soweit nicht 
in der Eisenbahn-Verkehrsordnung abweichende 
Bestimmungen getroffen sind, den Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs über den Werk- 
vertrag. Der Güterbeförderungsvertrag ist Fracht- 
vertrag und unterliegt den besonderen gesetz- 
lichen Vorschriften über das Frachtgeschäft. Die 
näheren Vorschriften über den Personenbeförderungs- 
vertrag sind in Kap. XX bereits dargestellt worden. 
Die nachfolgenden Ausführungen werden sich daher 
nur mit dem Frachtgeschäft der Eisenbahnen be- 
fassen, und zwar nur mit dem eigentlichen Güter- 
frachtvertrag, da der Vertrag über Beförderung von 
Reisegepäck und Expreßgut bereits in Kap. XXI 
nähere Erörterung gefunden hat. 

Die Rechtsquellen für das Frachtgeschäft der 
Eisenbahnen sind verschieden, je nachdem es sich um 
den inneren oder den internationalen Güterverkehr 
handelt. 

Für den inneren Güterverkehr, d. h. jenen Ver- 
kehr, der sich von der Aufgabe- bis zur Bestimmungs- 
station in seinem ganzen Verlaufe ausschließlich in 
den Grenzen des Deutschen Reichs bewegt, sind die 
maßgebenden Rechtsnormen über den Fisenbahn- 
frachtvertrag in erster Linie in der vom Bundesrat er- 
lassenen Eisenbahn-Verkehrsordnung (abgekürzt 
EVO.) vom 23. Dezember 1908, gültig ab 1. April 
1909, dann subsidiär in den Bestimmungen des 6. und 
7. Abschnitts des 3. Buches des Deutschen Handels- 
gesetzbuchs vom 10. Mai 1897 (abgekürzt HGB.) und 
in letzter Linie ergänzend in den für den Fisenbahn- 
transportvertrag in Betracht kommenden Bestim- 
mungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs (abgekürzt 
BGB.) enthalten. 

Für den internationalen Güterverkehr, d. h. jenen 
Gütertransport, der mit durchgehendem Frachtbrief 
aus dem Gebiete Deutschlands in das Gebiet eines 
anderen Vertragsstaates oder umgekehrt übergeht 
oder auf dem Wege zwischen dem einen und einem 
anderen Vertragsstaat Deutschland transitiert, bilden 
die Vorschriften des Berner Internationalen Überein- 
kommens über den Eisenbahnfrachtverkehr vom 
14. Oktober 1890 (abgekürzt IÜ.) und der Aus- 
führungsbestimmungen hierzu in der Fassung, wie sie 


I. Begriff und Rechtsquellen. 


durch das Pariser Zusatzübereinkommen vom 16. Juni 
1898 und das Berner Zusatzübereinkommen vom 
19. September 1906 festgesetzt wurde, die maß- 
gebende Norm. Die diesem Übereinkommen ange- 
hörenden Vertragsstaaten sind derzeit: Belgien, 
Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg, die 
Niederlande, Österreich und Ungarn, Rußland, die 
Schweiz, Dänemark, Rumänien, Schweden und 
Serbien. Soweit das IÜ. keine Bestimmungen enthält 
oder auf das interne Recht ausdrücklich verweist, 
kommt in Deutschland auch bei internationalen 
Transporten die EVO. mit ihren Subsidiärquellen zur 
Anwendung. 

Für gewisse Transit- und Grenztransporte gelten nicht 
die Vorschriften des IÜ., sondern jene der EVO., nämlich: 


a) für solche Transporte, deren Versand- und Bestim- 
mungsstation im Gebiete des Deutschen Reiches liegen, 
die aber durch das Gebiet eines fremden am IÜ. 
beteiligten Staates befördert werden, wenn die fremde 
Linie von einer deutschen Eisenbahnverwaltung be- 
trieben wird; 


für solche Transporte, die von einer auf deutschem 
Gebiete liegenden Station nach dem Grenzbahnhofe 
eines am IÜ. beteiligten Nachbarstaates, wo die Zoll- 
behandlung erfolgt, oder nach einer Station gehen, die 
zwischen diesem Bahnhof und der Grenze liegt, und 
umgekehrt, sofern nicht der Absender für diese 
Transporte die Anwendung des IÜ. durch Aufgabe mit 
einem internationalen Frachtbrief verlangt. 

Auf Sendungen, deren Abgangs- oder Bestim- 
mungsstation oder beide außerhalb des Gebietes des 
IÜ. liegen, z. B. auf Sendungen aus Deutschland nach 
England oder nach dem Orient und umgekehrt, finden 
die für diese Verkehre von den beteiligten Fisen- 
bahnen vereinbarten und veröffentlichten Reglements 
Anwendung. 

Materiell stimmen die Vorschriften der EVO. und 
des IÜ. im wesentlichen miteinander überein, so daß 
für den inneren deutschen und den internationalen 
Verkehr in der Hauptsache Rechtsgleichheit besteht. 

Ihrem Rechtscharakter nach ist die EVO, seit 
Erlassung des neuen deutschen HGB. vom 10. Mai 
1897 nicht mehr wie früher bloße Verwaltungsanord- 
nung, deren Bestimmungen erst durch den Abschluß 
des Frachtvertrags zur lex contractus werden, sondern 
Rechtsverordnung, die unmittelbar verbindliche 
Normen schafft. Die wichtigste Folge hiervon ist, 
daß eine Verletzung ihrer Bestimmungen als 
Gesetzesverletzung die Revision begründet und ein 
Irrtum über ihre Bestimmungen einen Rechtsirrtum 
enthält. Ihre Bestimmungen gehen denen des HGB. im 
6. und 7. Abschnitt des 3. Buches über das Fracht- 
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Frachtrecht. 


geschäft im allgemeinen und über die Beförderung 
von Gütern auf den Eisenbahnen im besonderen vor, 
sie dürfen aber mit einzelnen, im $ 471 HGB. näher 
bezeichneten Vorschriften des HGB. nicht im Wider- 
spruche stehen. Für das Königreich Bayern hat die 
vom Bundesrate erlassene EVO. zufolge des Bayern 
in Art. 46 Abs. 2 der Reichsverfassung eingeräumten 
Reservatrechts nicht unmittelbare Geltung; Bayern 
hat aber nach der Bekanntmachung des Staatsmini- 
steriums für Verkehrsangelegenheiten vom 25. Januar 
1909 die EVO. vom 23. Dezember 1908 mit einigen 
aus seiner Reservatstellung sich ergebenden Vorbe- 
halten auch auf den bayerischen Eisenbahnen zur 
Einführung gebracht. 

Das IÜ. beruht auf einem zwischen den beteiligten 
Staaten abgeschlossenen Staatsvertrag; seine recht- 
liche Verbindlichkeit hat es für Deutschland, und 
zwar auch für Bayern, durch die nach Einholung der 
Zustimmung der gesetzgebenden Faktoren (Bundes- 
rat und Reichstag) erfolgte Veröffentlichung im 
Reichsgesetzblatt erlangt, hat also gesetzliche Kraft. 

Sowohl die EVO. als das IÜ. sind zwingendes 
Recht; Vereinbarungen, die mit ihren Bestimmungen 
im Widerspruche stehen, sind daher nichtig. Dagegen 
können ergänzende Vorschriften mit Genehmigung 
der Landesaufsichtsbehörde von den Eisenbahnen er- 
lassen werden; sie bedürfen aber zu ihrer Gültigkeit 
der Aufnahme in die Tarife und haben nicht, wie die 
EVO. und das IÜ. selbst, unmittelbar gesetzliche 
Kraft, sondern werden als Vertragsbedingungen der 
Eisenbahnen erst durch den Abschluß des Fracht- 
vertrags zum Vertragsrecht. Solche ergänzende 
Vorschriften sind von den deutschen Eisenbahnver- 
waltungen zur EVO. unter der Bezeichnung „allge- 
meine Ausführungsbestimmungen“ erlassen und im 
deutschen Eisenbahngütertarif Teil I Abteilung A vom 
1. April 1909 veröffentlicht worden. Ergänzende Be- 
Stimmungen (Zusatzbestimmungen) der Eisenbahnen 
zum IÜ., die aber nicht mit den von den Vertrags- 
Staaten selbst erlassenen und die gleiche rechtliche 
Wirkung wie das IÜ. besitzenden „Ausführungs- 
bestimmungen zum lÜ.“ verwechselt werden dürfen, 
sind in den einzelnen Tarifen für die verschiedenen 
internationalen Verbände ! enthalten. Damit auch 
diese Zusatzbestimmungen in den verschiedenen Ver- 
bänden möglichst einheitlich sind, hat das sogen. 
Internationale Transport-Komitee „einheitliche Zu- 
Satzbestimmungen“ aufgestellt. 


Die“ Eisenbahnen haben 
zwar nicht, wie dies hin- 
sichtlich bestimmter Sen- 


II. Transportpflicht und 
Transportgemeinschaft. 


dungen bei der Post der Fall ist (Postzwang), 
ein rechtliches, wohl aber ein tatsächliches Be- 
förderungsmonopol. Diesem tatsächlichen Be- 


förderungsmonopol entspricht die Transportpflicht 
der Eisenbahnen, d. h. die Verpflichtung, den ihnen 
angetragenen Beförderungsvertrag mit jedermann ab- 
zuschließen, sofern nicht bestimmte, im Gesetze 


(EVO. und IÜ.) vorgesehene Gründe die Ablehnung 
der Beförderung rechtfertigen.‘) Verletzung der 
Transportpflicht begründet Anspruch auf Ersatz des 
hierdurch entstandenen Schadens.) Voraussetzung 
für die Pflicht zur Beförderung ist, daß sich der 
Absender den geltenden Beförderungsbedingungen 
und den sonstigen allgemeinen Anordnungen der 
Eisenbahnverwaltung unterwirft, die Beförderung 
nicht nach gesetzlicher Vorschrift oder aus Gründen 
der Öffentlichen Ordnung verboten ist, daß sie mit 
den regelmäßigen Beförderungsmitteln möglich ist 
und daß sie nicht durch Umstände verhindert wird, 
die als höhere Gewalt zu betrachten sind.) Gegen- 
stände, die sich nach der Anlage oder dem Betriebe 
der beteiligten Bahnen nicht zur Beförderung eignen, 
braucht die Eisenbahn zur Beförderung nicht anzu- 
nehmen; ebenso braucht sie Gegenstände, deren Ein- 
oder Ausladen besondere Vorrichtungen erfordert, 
nur auf und nach solchen Stationen anzunehmen, wo 
die Vorrichtungen vorhanden sind.*) Die Transport- 
pflicht besteht ferner nur soweit, als die Beförderung 
der Güter sofort erfolgen kann; Güter, die nicht sofort 
befördert werden können, hat die Eisenbahn jedoch 
gegen Empfangsbescheinigung einstweilen in Ver- 
wahrung zu nehmen, soweit es die Räumlichkeiten 
gestatten) Die Transportpflicht besteht gegen- 
über jedermann, der sich den bestehenden Be- 
stimmungen unterwirft; Begünstigungen des ein- 
zelnen Absenders gegenüber anderen Absendern sind 
sowohl hinsichtlich der Annahme zur Beförderung als 
hinsichtlich der Ausführung derselben verboten; die 
Güter sind daher insbesondere auch in der Reihen- 
folge zu befördern, in der sie zur Beförderung ange- 
nommen wurden, sofern nicht zwingende Gründe des 
Eisenbahnbetriebs oder das öffentliche Interesse eine 
Ausnahme rechtfertigen; Zuwiderhandlung hiergegen 
begründet Anspruch auf Schadenersatz.‘) 

Die Transportpflicht besteht nicht nur hinsichtlich 
der Beförderung auf der eigenen Bahnstrecke, 
sondern auch hinsichtlich der Beförderung auf allen 
der EVO. oder dem IÜ. unterworfenen Bahnstrecken, 
ohne daß es für den Übergang von einer Bahn auf die 
andere einer Vermittlungsadresse bedarf.’) Aus dieser 
Seite der Transportpilicht ergibt sich die Transport- 
gemeinschaft (Zwangsgemeinschaft) aller an einem 
Transporte beteiligten Bahnen, d. h. die Notwendigkeit 
des Abschlusses eines einheitlichen Frachtvertrages 
für alle an dem Transporte beteiligten Bahnen 
(direkter Transport) und die solidarische Haftung 
aller beteiligten Bahnen für die Ausführung der Be- 
förderung;*) das nähere hierüber siehe in Ziffer X. 


1) § 453 HGB., $$ 3 und 53 EVO., Art. 5 IÜ. — °) $ 453 
Abs. 4 und $ 471 HGB,, Art. 5 Abs. 4 IÜ. — °) $ 453 HGB,, 
$ 3 EVO., Art. 2 und 5 IÜ.— *) $ 3 Abs. 2, 3 EVO., Art. 2 IÜ. — 
°) § 443 Abs. 2 HGB., § 63 Abs. 1, $64 Abs. 1 EVO., Art. 5 
Abs. 2 IÜ. — °) § 453 Abs. 5 HGB., $ 67 Abs. 3 EVO., Art. 5 
Abs. 3, A IÜ. — 7) $ 453 Abs. 1 HGB, $ 53 EVO., Art. 5 
Abs. 1 IÜ. — °) $ 432 Abs. 1. 2 und 471 HGB., § 100 EVO., 
Art. 27, 28 IÜ. 
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Gewisse Güter sind von der Beförderung ausgeschlossen, 
gewisse hierzu nur bedingungsweise zugelassen. Diese Güter 
sind in $ 54 EVO. und in der Anlage C hierzu sowie in Art. 2 
IÜ., in $ 1 der Ausführungsbestimmungen zu Art. 3 IÜ. und in 
der Anlage 1 hierzu näher bezeichnet. Zu den von der 
Beförderung ausgeschlossenen Gegenständen gehören ins- 
besondere die dem Postzwang unterliegenden. 


Ill. Art der Beförderung; Abschluß P'E Perde- 
des Frachtvertrags; Frachtbrief Reg afia 
und sonstige Begleitpapiere. a er 


Wagenladung oder als Stückgut, die des Stückguts 
entweder als gewöhnliche Fracht oder als Eilfracht. 
Der Abschluß des Frachtvertrags erfolgt durch An- 
nahme des Gutes zur Beförderung und des Fracht- 
briefes durch die Abfertigungsstelle. Als Zeichen der 
Annahme ist dem Frachtbrief der Tagesstempel der 
Abfertigungsstelle aufzudrücken.') Der Eisenbahn- 
frachtvertrag ist demnach nicht eine bloßer Konsen- 
sualkontrakt, sondern ein Real- und Formalkontrakt. 
Die Beigabe des Frachtbriefs, und zwar nach dem in 
der EVO. und im IÜ. für gewöhnliche und für Eil- 
fracht vorgeschriebenen Muster, ist sowohl nach 
deutschem als nach internationalem Frachtrecht 
obligatorisch; wird die Sendung ohne vorschrifts- 
mäßigen oder mit vorschriftswidrigem Frachtbrief 
angenommen, so unterliegt der Transport den Be- 
stimmungen des HGB. über den gewöhnlichen Fracht- 
vertrag. 


Der Frachtbrief ist vom Absender auszustellen 
und der Sendung beizugeben, gewisse Eintragungen 
sind von der Eisenbahn zu machen; er bleibt während 
des Transportes in der Hand der Eisenbahn und ist am 
Bestimmungsorte samt dem Gute dem Empfänger 
auszuhändigen. Der abgestempelte Frachtbrief dient 
als Beweis iiber den Frachtvertrag; jedoch liefern bei 
den vom Absender verladenen Gütern seine Angaben 
über das Gewicht und die Anzahl der Stücke nur dann 
einen Beweis gegen die Eisenbahn, wenn sie die 
Stücke nachgewogen oder nachgezählt und dies im 
Frachtbriefe beurkundet hat.?) 


Im inneren deutschen Verkehr kann und im inter- 
nationalen Verkehre muß der Absender der Eisen- 
bahn mit dem Frachtbrief ein Duplikat (Frachtbrief- 
duplikat) vorlegen, auf dem sie die Annahme des 
Gutes unter Angabe des Tages, an dem es zur Be- 
förderung angenommen wurde, zu bescheinigen und 
das sie dem Absender sogleich zurückzugeben hat. 
Dieses Duplikat hat nicht die Bedeutung des Fracht- 
briefs oder eines Ladescheins (Konnossements), 
sondern nur die Bedeutung einer Empfangs- 
bescheinigung, jedoch die Wirkung, daß nachträg- 
liche Verfügungen des Absenders über das Gut 
nur zulässig sind, wenn er das Frachtbriefduplikat 
vorlegt und darin die Verfügung einträgt. An Stelle 
des Frachtbriefduplikats kann im inneren Verkehr 
bei Stückgütern auch ein Aufnahmeschein treten, 
der in der gleichen Weise wie das Frachtbriefduplikat 


Das ‚deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


zu behandeln ist und die gleiche rechtliche Bedeutung 
und Wirkung wie jenes hat. Auch ist im inneren 
Verkehr dem Absender auf sein Verlangen von der 
Eisenbahn die Annahme des Gutes in anderer Form 
als durch Frachtbriefduplikat oder Aufnahmeschein, 
z. B. durch Unterstempelung eines Eintrags in einem 
Quittungsbuche oder dergl. zu bescheinigen.’) 


Der Absender hat für die Richtigkeit und Vollständigkeit 
der in den Frachtbrief aufgenommenen Angaben und Er- 
klärungen zu haften und alle Folgen zu tragen, die aus un- 
richtigen, ungenauen oder ungenügenden Erklärungen ent- 
springen. Die Eisenbahn ist berechtigt, aber nicht verpflichtet, 
die Übereinstimmung der Sendung mit den Frachtbriefangaben 
zu prüfen. Der Absender kann daher die Haftung für die Un- 
richtigkeit, Ungenauigkeit oder Unvollständigkeit seiner Angaben 
nicht mit der Behauptung ablehnen, daß die Eisenbahn ihrerseits 
die Nachprüfung der Angaben hätte vornehmen können oder 
sollen. Bei Stückgütern jedoch, die von der Eisenbahn ver- 
laden werden, ist sie verpflichtet, Anzahl und Gewicht bei 
der Annahme gebührenfrei festzustellen; bei allen anderen 
Sendungen ist sie nur dann verpflichtet, das Gewicht und 
die Stückzahl, und zwar gegen die tarifmäßige Gebühr, fest- 
zustellen, wenn der Absender hierauf einen Antrag im Fracht- 
brief gestellt hat und die vorhandenen Wägevorrichtungen 
ausreichen oder die Beschaffenheit des Gutes oder die Be- 
triebsverhältnisse eine Feststellung der Stückzahl gestatten; 
einem Antrag auf Feststellung des Gewichts ist es gleich- 
zuachten, wenn der Absender im Frachtbrief kein Gewicht 
angegeben hat; der Feststellung des Gewichts oder der Stück- 
zahl ist der Absender beizuwohnen berechtigt.‘) 


Bei unrichtiger Angabe des Inhalts, des Gewichts und im 
inneren Verkehr auch der Stückzahl einer Sendung, sowie bei 
Außerachtlassung der in der Anlage C zur EVO. und in der 
Anlage 1 sowie in $ 1 Abs. 1 der Ausführungsbestimmungen 
zum IÜ. gegebenen Sicherheitsvorschriften, endlich bei Über- 
lastung eines von ihm selbst beladenen Wagens hat der 
Absender einen in der EVO. ($ 60) und im IÜ. (Art. 7 und $ 3 
der Ausführungsbestimmungen hierzu) näher festgesetzten 
Frachtzuschlag zu zahlen, ohne Rücksicht darauf, ob die 
Zuwiderhandlung auf einem Verschulden beruht oder nicht. 
Dieser Frachtzuschlag hat nicht strafrechtlichen, sondern rein 
zivilrechtlichen Charakter und ist seiner rechtlichen Natur 
nach eine obligatio ex lege, nach anderer, auch vom deutschen 
Reichsgericht geteilter, jedenfalls aber für die EVO. nicht 
zutreffender Ansicht eine Konventionalstrafe. Er ist verwirkt, 
sobald der Frachtvertrag abgeschlossen ist, auch wenn die 
Beförderung noch nicht begonnen hat. Verpflichtet zur 
Zahlung ist der Absender, nach Eintritt des Empfängers in den 
Frachtvertrag durch Annahme des Gutes und Frachtbriefes der 
Empfänger neben dem Absender als Gesamtschuldner.’) 


Außer dem Frachtbriefe hat der Absender der 
Eisenbahn auch diejenigen Begleitpapiere zu über- 
geben, die zu der von ihr unterwegs zu besorgenden 
Erfüllung der Zoll-, Steuer- oder Polizeivorschriften 
erforderlich sind. Sind diese Papiere unzulänglich 
oder unrichtig, so haftet der Absender der Eisenbahn 
für die hieraus entstehenden Folgen, sofern nicht der 
Eisenbahn selbst ein Verschulden zur Last fällt. Als 
ein solches Verschulden ist es aber nicht anzusehen, 


1) § 61 Abs. 1 EVO. Art. 8 Abs. 1 I0. — °) $ 61 EVO, 
Ar 8 WW. = 786 32 Vo. 48 5WM. — IS 5 
Abs. 1—4 EVO., Art. 7 Abs. 1, 2, 3 IÜ. — °) $ 60 Abs. 4 EVO. 
Art. 7 Abs. 4, Art. 16 Abs. 2 und Art. 17 IÜ. 


Frachtrecht. 


wenn die Eisenbahn die Prüfung dieser Begleitpapiere 
auf ihre Richtigkeit und Vollständigkeit unterläßt, 
weil sie hierzu zwar berechtigt aber nicht ver- 
pflichtet ist.') 

Nach der Novelle vom 3. Juni 1906 zum Reichsstempel- 
gesetz (jetzige Fassung vom 15. Juli 1909) ist für jede Fracht- 
urkunde im Eisenbahnverkehr, wenn die Urkunde über die 
Ladung eines ganzen Wagens lautet, bei einem Frachtbetrage 
bis 25 M. eine Stempelsteuer von 20 Pf., bei einem höheren 
Frachtbetrage eine solche von 50 Pf. zu erheben. Bei einem 
Gesamtladegewicht unter 5 t ist die Hälfte, über 10 t bis 15 t 
das einundeinhalbiache dieses Steuersatzes zu zahlen; für jede 
weiteren 5 t tritt die Hälfte des Satzes hinzu. Für die 
Entrichtung des Stempels ist die Eisenbahn verantwortlich, 
welche den Betrag vom Absender oder Empfänger einzieht. 
Die Entrichtung der Abgaben hat spätestens vor Aushändigung 
der Sendung an den Empfänger und, wenn die Sendung nach 
dem Auslande bestimmt ist, spätestens vor der Aushändigung 
an die ausländische Eisenbahn zu erfolgen ($ 37 Abs. 2, $ 40 
Abs. 2 des Reichsstempelgesetzes vom 15. Juli 1909). 


à “ ‚ Die von der 
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den Frachtver- 


trag übernommene Verpflichtung geht nicht auf die 
Leistung einzelner Dienste, sondern auf Herbeiführung 
eines Erfolges, nämlich darauf, das Gut an den Be- 
stimmungsort zu bringen und es dort mit dem Fracht- 
brief dem Empfänger auszuhändigen. Wie sie diesen 
Erfolg herbeiführt, ist im allgemeinen ihre Sache; ge- 
wissen Beschränkungen ist sie aber hinsichtlich der 
Art der Ausführung des Transportes, insbesondere 
des einzuhaltenden Weges, doch unterworfen. Diese 
Beschränkungen sind nach innerem und nach inter- 
nationalem Rechte verschieden: Nach der EVO. hat 
die Eisenbahn die Abfertigung vorzunehmen, die nach 
den Tarifen den billigsten Frachtsatz und, bei gleichen 
Frachtsätzen über mehrere Wege, die günstigsten Be- 
iörderungsbedingungen bietet. Der Absender kann 
jedoch im Frachtbrief das Zoll- oder Steueramt für 
die zoll- oder steueramtliche Abfertigung, bei Eil- 
gütern auch den Beförderungsweg vorschreiben. 
Solche Vorschriften muß die Eisenbahn beachten, 
kann aber die für den vorgeschriebenen Weg sich be- 
rechnende Fracht verlangen. Andere Wegevor- 
Schriften sind ungültig. Nach internationalem Rechte 
dagegen hat der Absender grundsätzlich den ein- 
zuhaltenden Transportweg unter Bezeichnung der 
Stationen, wo die Zollabfertigung oder eine etwaige 
polizeiliche Prüfung stattfinden soll, im Frachtbriefe 
vorzuschreiben. Einen von dieser Wegevorschrift 
abweichenden Weg darf die Eisenbahn nur unter 
der Bedingung benutzen, daß die zoll- oder steuer- 
amtliche Abfertigung sowie eine etwaige polizei- 
liche Prüfung stets in den vom Absender vorge- 
Schriebenen Stationen stattfinden, daß ferner keine 
höhere Fracht als die für den vom Absender bezeich- 
neten Weg sich berechnende erhoben wird, daß die 
Lieferfrist nicht länger als die für den vorgeschrie- 
benen Weg sich ergebende ist, und daß endlich der 
Absender von der Wahl eines anderen als des von ihm 
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vorgeschriebenen Weges benachrichtigt wird. Ent- 
hält der Frachtbrief keine Angabe des einzuhaltenden 
Transportweges, so hat die Eisenbahn denjenigen 
Weg zu wählen, welcher ihr für den Absender am 
zweckmäßigsten scheint; für die Folgen dieser Wahl 
haftet sie nur, wenn ihr ein grobes Verschulden zur 
Last fällt.?) 

Wird die Beförderung des Gutes auf dem vom 
Absender in zulässiger Weise vorgeschriebenen oder 
auf dem von der Eisenbahn gewählten Wege ver- 
hindert, so muß — im internationalen Verkehr kann — 
die Eisenbahn das Gut ohne Erhebung von Mehr- 
fracht — im internationalen Verkehr gegen Zahlung 
der Mehrgebühren — auf einem Hiliswege der Be- 
stimmungstation zuführen. Ist kein Hilisweg vor- 
handen, so hat die Eisenbahn die Verfügung des Ab- 
senders über das Gut einzuholen. Der Absender kann 
in diesem Falle auch vom Vertrage zurücktreten, muß 
aber der Eisenbahn, wenn sie kein Verschulden trifft, 
außer der Fracht für die etwa zurückgelegte Eisen- 
bahnstrecke die tarifmäßigen Gebühren für die Vor- 
bereitung der Beförderung und für das Wiederaus- 
laden des Gutes entrichten.‘) 

Die Eisenbahn hat das Gut nicht nur überhaupt, 
sondern auch rechtzeitig an den Bestimmungsort zu 
verbringen und dort dem Empfänger auszuliefern. Sie 
hat die vorgeschriebene Lieferfrist einzuhalten. Die 
Lieferfrist ist verschieden für Eilgut und Frachtgut 
und für den inneren und den internationalen Verkehr. 
Sie setzt sich zusammen aus der Abfertigungsfrist 
(Expeditionsfrist) und aus der Beförderungsfrist 
(Transportirist). Die Abfertigungsfrist wird ohne 
Rücksicht auf die Zahl der an der Beförderung be- 
teiligten Eisenbahnen nur einmal berechnet, die Be- 
förderungsirist berechnet sich nach der gesamten Ent- 
fernung zwischen Versand- und Empfangsstation 
ebenfalls ohne Rücksicht auf die Anzahl der beteiligten 
Bahnen. Die Abfertigungs- und Beförderungsiristen 
sind in den einschlägigen Tarifen zu veröffentlichen 
und dürfen bestimmte Höchstsätze nicht übersteigen. 
Diese Höchstsätze betragen: im inneren deutschen 
Verkehr für Eilgut 1 Tag Abiertigungsfrist und für 
angefangene je 300 Tarifkilometer 1 Tag Beförde- 
rungsfrist, für Frachtgut 2 Tage Abiertigungsfrist und 
bei einer Entfernung bis zu 100 Tarifkilometern 1 Tag, 
bei größeren Entfernungen für weitere angefangene 
ie 200 Tarifkilometer je 1 weiteren Tag Beförderungs- 
frist; im internationalen Verkehr: für Eilgut 1 Tag 
Abiertigungs- (Expeditions-) Frist und für ange- 
fangene je 250 km 1 Tag Beförderungs- (Transport-) 
Frist, für Frachtgut 2 Tage Abiertigungs- (Expedi- 
tions-) Frist und für angefangene je 250 km 2 Tage 
Beförderungs- (Transport-) Frist‘) Für gewisse im 
Gesetze vorgesehene Fälle können mit Genehmigung 


1) 8 65 Abs. 1 EVO. Art. 10 Abs. 1, 2 IÜ. — °) $ 67 Abs. 2 
EVO., Art. 6 Abs. 1 lit. 1 IÜ. — °) $ 74 EVO., Art. 18 IÜ. — 
*) § 75 Abs. 1 EVO., Art. 14 Abs. 1 IÜ. und $ 6 Abs. 1 der Aus- 
führungsbestimmungen hierzu. 
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der Aufsichtsbehörde Zuschlagsfristen festgesetzt 
werden, die in gehöriger Weise zu veröffentlichen 
sind. 

Beginn und Ende der Lieferfrist sowie die Gründe 
des Ruhens derselben sind im Gesetze genauer ge- 
regelt.') 

Für die Überschreitung der Lieferfrist hat die 
Eisenbahn zu haften; das Nähere hierüber siehe 
unter Ziffer VIII. 

Die Verpflich- 
tung der Eisen- 
bahn geht auf 
Beförderung des Gutes an die Bestimmungsstation. 
Die Eisenbahn hat aber keinen Rechtsanspruch darauf, 
die Beförderung auch tatsächlich zu Ende zu führen. 
Das Gut unterliegt vielmehr bis zu dem Zeitpunkte, zu 
dem nach seiner Ankunft am Bestimmungsorte ent- 
weder der Frachtbrief dem Empfänger übergeben ist 
oder der letztere Klage gegen die Eisenbahn auf 
Übergabe des Frachtbriefes und Auslieferung des 
Gutes erhoben hat — von welchem Zeitpunkte an 
das Verfügungsrecht des Empfängers eintritt —, in 
bestimmten Richtungen der Verfügungsgewalt des 
Absenders. Er kann die Verfügung treffen, daß das 
Gut auf der Versandstation zurückgegeben, unterwegs 
angehalten, auf der Bestimmungsstation zurück- 
gehalten oder an einen anderen Empfänger oder an 
einem anderen Orte ausgeliefert oder nach der Ver- 
sandstation zurückgesandt werde. Ebenso kann er 
verfügen, daß eine Nachnahme nachträglich auf das 
Gut gelegt, erhöht, gemindert oder zurückgezogen, 
sowie daß die Sendung fracht- und gebührenfrei ab- 
geliefert werde. Nachträgliche Verfügungen anderen 
Inhalts sind jedoch unzulässig. Auch die zulässigen 
Verfügungen sind bei Meidung der Nichtigkeit an die 
Beschränkung gebunden, daß sie schriftlich auf dem 
hierfür vorgeschriebenen Muster bei der Versand- 
station erteilt und daß sie im Falle der Ausstellung 
eines Frachtbriefduplikats (im inneren Verkehr auch 
eines Aufnahmescheins) auf dem der Versandstation 
vorzulegenden Frachtbriefduplikat (oder dem Auf- 
nahmeschein) eingetragen werden. Nur im Falle der 
Verweigerung der Annahme des Gutes seitens des 
Empfängers steht dem Absender das Verfügungs- 
recht auch dann zu, wenn er das Frachtbriefduplikat 
oder den Aufnahmeschein nicht vorweisen kann. Die 
durch die Ausführung der Verfügung erwachsenden 
Kosten und Auslagen hat der Absender neben den ent- 
stehenden Frachtkosten zu tragen, sofern die Ver- 
fügung nicht durch ein Verschulden der Eisenbahn 
veranlaßt worden ist.?) 

Der Frachtvertrag ist seinem Wesen 
VE Fracht, nach ein entgeltlicher Vertrag. Das 
Entgelt für die Beförderungsleistung wird kurz 
als Fracht bezeichnet. Neben der Fracht kann 
die Eisenbahn nur noch für bestimmte, im Tarife 
. vorgesehene Leistungen besondere Vergütungen 
(Nebengebühren) und bare Auslagen: für das Gut 


V. Verfügungsrecht des Absenders 
über das Gut. 
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(z. B. Ein- und Aus- oder Durchgangsabgaben) 
beanspruchen. Die Frachtbeträge, Nebengebühren 
und baren Auslagen sind im Frachtbrief ersichtlich 
zu machen. Die Grundsätze für die Berechnung der 
Fracht sind in den Tarifen enthalten; das Nähere hier- 
über ist bereits in Kap. XXII zur Darstellung ge- 
bracht. Die in den Tarifen veröffentlichten Frachtsätze 
sind für Eisenbahn und Absender bindend; jede Preis- 
ermäßigung oder sonstige Begünstigung einzelner 
Absender (Refaktien) gegenüber den Tarifen ist ver- 
boten und nichtig.”) Die Zahlung der Fracht kann nach 
Wahl des Absenders ganz oder zum Teil schon bei der 
Aufgabe des Gutes (Frankatur, Teilfrankatur, Frei- 
vermerk) oder erst bei der Ablieferung an den 
Empfänger (Überweisung der Fracht) erfolgen. Für 
leicht verderbliche oder geringwertige Güter kann 
jedoch die Vorauszahlung der Fracht von der Eisen- 
bahn gefordert werden. Kann bei Freivermerk 
(Frankaturvermerk) die Fracht im voraus nicht ge- 
nau bestinımt werden, so kann Hinterlegung eines 
entsprechenden Betrages gefordert werden. 

Ist der Tarif unrichtig angewendet worden oder 
sind Fehler bei der Berechnung der Fracht oder der 
Nebengebühren vorgekommen, so ist der zu wenig 
geforderte Betrag nachzuzahlen, der zu viel er- 
hobene zurückzuerstatten. Der Anspruch auf Nach- 
zahlung oder Rückerstattung verjährt in einem Jahre 
vom Tage der Zahlung an. Verpflichtet zur Nach- 
zahlung ist, wenn der Frachtbrief nicht eingelöst 
wird oder wenn die Sendung mit Freivermerk abge- 
fertigt wurde, der Absender, im übrigen der 
Empfänger; berechtigt zur Rückforderung, wer 
die Mehrauszahlung geleistet hat.*) 

Ein Schadensersatzanspruch gegen die Eisen- 
bahn wegen zu niedriger Berechnung der Fracht, 
der dem Nachzahlungsanspruch entgegengehalten 
werden könnte, besteht nach der herrschenden und 
wohl als richtig zu erachtenden Ansicht nicht. 

Wegen der Forderung auf Fracht und wegen aller 
sonstigen aus dem Frachtvertrag entspringenden 
Forderungen steht der Eisenbahn ein gesetzliches 
Pfandrecht an dem Frachtgute zu.’) 


Nachnahmen sind Geldbeträge, 
VH. Nachnahmen, die die Eisenbahn für den Ab- 
sender vom Empfänger gegen Aushändigung des 
Gutes einzuziehen hat. Für die Einziehung wird von 
der Eisenbahn eine Provision nach Maßgabe des Tarifs 
erhoben. Juristisch liegt ein mit dem Frachtvertrag in 
unmittelbarem Zusammenhange stehender Nebenver- 
trag, ein Einziehungsmandat, vor. Der Höchstbetrag 
der Nachnahme ist auf den Wert des Gutes be- 
schränkt. Die Nachnahme ist im Frachtbrief mit 
Buchstaben einzutragen; der Frachtbrief dient als Be- 


1) 8 75 Abs. 5-9 EVO., § 6 Abs. 5—11 der Ausführungs- 
bestimmungen zu Art. 14 IÜ. — °) $ 73 EVO., Art. 15 IÜ. und 
8 7 der Ausführungsbestimmungen hierzu. — *) $ 6 EVO., Art. 11 
Abs, 1 IÜ. — *) $ 470 HGB., $ 70, 71 EVO., Art. 12 IÜ. — 
5) $ 440 HGB., 8 76 Abs. 5 EVO., Art. 21 IÜ. 


weis über die Aufgabe der Nachnahme; jedoch sind 
auf Verlangen des Absenders auch besondere Nach- 
nahmescheine gebührenfrei auszustellen. Wegen 
nachträglicher Auflage, Erhöhung, Minderung oder 
Zurückziehung der Nachnahme vergl. oben Ziff. V. 
Die Nachnahmen sind entweder Nachnahmen nach 
Eingang oder Barvorschüsse; erstere werden erst 
nach Ablieferung des Gutes und Einzahlung durch 
den Empfänger, letztere sofort bei der Aufgabe des 
Gutes an den Absender ausgezahlt. Ob und bis zu 
welchem Betrage Barvorschüsse gewährt werden, 
entscheidet die Versandstation nach näherer Bestim- 
mung in den allgemeinen Ausführungsbestimmungen 
zur EVO. und in den Tarifen. In den allgemeinen 
Ausführungsbestimmungen zur EVO. sind auch 
nähere Vorschriften über die Fristen getroffen, inner- 
halb deren die Nachnahmen nach Eingang an den Ab- 
sender auszuzahlen sind. Wird das Gut ohne Ein- 
hebung der Nachnahme ausgeliefert, so hat die Eisen- 
bahn, vorbehaltlich des Rückgriffis auf den Emp- 
fänger, dem Absender den Schaden bis zum Betrage 
der Nachnahme zu ersetzen.') 


Die Haftung der Eisenbahn 
ist besonders geregelt für 
die Fälle des Verlustes, der 
Minderung oder Beschädigung des Gutes und für 
die Fälle der Lieferfristüberschreitung. 

a) Haftung bei Verlust, Minderung und Beschädi- 
gung. Für die Fälle des Verlustes, der Minderung oder 
Beschädigung des Gutes ist die Haftung der Eisen- 
bahn über das nach den allgemeinen gesetzlichen Be- 
stimmungen geltende Verschuldungsprinzip hinaus 
nach dem Vorgange der römisch-rechtlichen Grund- 
sätze über das receptum bis zur höheren Gewalt 
erweitert. Die Eisenbahn haftet daher selbst 
dann, wenn sie kein Verschulden trifft, also 
auch für den Zufall (casus). Ihre Haftung ent- 
fällt nur, wenn sie den Nachweis liefert, daß 
der Schaden durch ein Verschulden oder eine 
nicht von ihr verschuldete Anweisung des Ver- 
fügungsberechtigten, durch höhere Gewalt, durch 
äußerlich nicht erkennbare Mängel der Verpackung 
oder durch die natürliche Beschaffenheit des Gutes, 
namentlich durch inneren Verderb, Schwinden, ge- 
wöhnliche Leckage, verursacht ist?) Die Haftung 
beginnt mit der Annahme des Gutes zur Beförderung 
und endigt mit der Ablieferung desselben an den 
Empfänger. Der Ablieferung an den Empfänger steht 
die Übergabe des Gutes an die Zoll- oder Steuerver- 
waltung in deren Abiertigungsräumen oder Nieder- 
lagen, wenn diese nicht unter Verschluß der Eisen- 
bahn stehen, sowie die nach näherer Bestimmung der 
EVO. (z. B. bei Ablieferungshindernissen) zulässige 
Hinterlegung bei einem Spediteur oder einem öffent- 
lichen Lagerhause gleich.?) 

Eine Einschränkung der Haftung ist gesetzlich 
vorgesehen für den aus bestimmten, im Gesetze näher 
bezeichneten Gefahren entstandenen Schaden, sofern 


VIII. Haftung aus dem 
Frachtvertrage. 


= Frachtrecht. 


der Eisenbahn kein als Ursache des Schadens anzu- 
sehendes Verschulden nachgewiesen wird; dabei gilt 
zugleich die gesetzliche Vermutung (präsumtio iuris), 
daß bis zum Nachweis des Gegenteils der Schaden 
auch tatsächlich aus der im Gesetze bezeichneten Ge- 
fahr entstanden ist. Hiernach haftet die Eisenbahn 
nicht: für den Schaden, der aus der mit der Be- 
förderung in offenem Wagen verbundenen Gefahr 
entstanden ist, sofern diese Beförderungsart nach ge- 
setzlicher oder tarifarischer Vorschrift oder nach 
einer in den Frachtbrief aufgenommenen Verein- 
barung mit dem Absender zulässig war; ferner nicht 
für den Schaden, der aus dem Mangel oder der 
mangelhaften Beschaffenheit der Verpackung ent- 
standen ist, sofern der Mangel oder die mangelhafte 
Beschaffenheit der Verpackung im Frachtbrief an- 
erkannt war; weiter nicht für den Schaden, der aus 
der mit dem Auf- und Abladen oder mit einer mangel- 
haften Verladung verbundenen Gefahr entstanden ist, 
wenn der Absender nach gesetzlicher oder tarifari- 
scher Vorschrift oder nach besonderer Vereinbarung 
im Frachtbriefe die Verladung selbst zu besorgen 
hatte; sodann nicht für den Schaden, der aus der für 
gewisse Güter. bestehenden besonderen Gefahr, Ver- 
lust, Minderung oder Beschädigung, namentlich 
Bruch, Rost, inneren Verderb, außergewöhnliche 
Leckage, Austrocknung und Verstreuung zu erleiden, 
entstanden ist; auch nicht für den Schaden, der aus 
der mit der Beförderung lebender Tiere für sie ver- 
bundenen besonderen Gefahr entstanden ist; endlich 
nicht für den Schaden, der aus der fehlenden oder 
mangelhaften Begleitung von Gütern und Tieren ent- 
standen ist, sofern die Begleitung nach gesetzlicher 
oder tarifarischer Vorschrift oder nach einer in den 
Frachtbrief aufgenommenen Vereinbarung mit dem 
Absender notwendig war; schließlich auch nicht für 
den Schaden, der durch Gewichtsverlust bis zu einem 
bestimmten im Gesetze (EVO. und Ausführungs- 
bestimmungen zum IÜ.) festgesetzten Normalsatz bei 
Gütern entstanden ist, die durch ihre natürliche Be- 
schaffenheit bei der Beförderung regelmäßig an Ge- 
wicht verlieren“) 

Der strengen Voraussetzung für den Eintritt der 
Haftung wegen Verlustes, Minderung oder Beschädi- 
gung des Gutes entspricht eine Beschränkung im 
Umfange der Haftung. Ersatz des vollen Schadens, 
des positiven Schadens und entgangenen Gewinns 
(damnum emergens und lucrum cessans), tritt nämlich 
nur ein, wenn er durch Arglist oder grobe Fahrlässig- 
keit der Eisenbahn herbeigeführt worden ist.) Liegt 
diese Voraussetzung nicht vor, so hat dieEisenbahn bei 
Verlust oder Minderung des Gutes nur den gemeinen 
Handelswert und in dessen Ermangelung den ge- 


1, 8.72 EVO,, Art: 13 IÜ. — °) $ 456 HGB., $ 84 EVO, 
Art. 30. IÜ. — °) $:76 Abs. 1 EVO., Art. 24 Abs. 2 IÜ. — *) § 459, 
460 HGB., $ 86 und 87 EVO., Art. 31 und 32 IÜ. und $ 8 der 
Ausführungsbestimmungen hierzu. — °) $ 457.Abs, 3 HGB, 
$ 95 EVO., Art. 41 IÜ. 
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meinen Wert zu ersetzen, den ein Gut derselben Art 
und Beschaffenheit am Orte der Absendung im Zeit- 
punkte der Annahme zur Beförderung hatte, unter 
Zurechnung dessen, was an Zöllen und sonstigen 
Kosten sowie an Fracht bereits bezahlt worden 
ist oder noch zu zahlen ist; bei Beschädigung 
sodann hat die Eisenbahn den Minderwert des 
Gutes gegenüber dem Handelswert oder ge- 
meinen Wert am Absendungsorte zu ersetzen.') 
Der Absender kann sich jedoch auch für die Fälle, 
in denen nicht Arglist oder grobe Fahrlässigkeit 
der Eisenbahn vorliegt, gegen Zahlung einer im Tarife 
festgesetzten Gebühr (Frachtzuschlag im internatio- 
nalen Verkehr genannt) den Ersatz des weiteren 
Schadens durch Angabe des Interesses an der Liefe- 
rung im Frachtbriefe bis zur Höhe des angegebenen 
Betrages sichern.?) 


b) Haltung bei Lieferfristüberschreitung. Auch 
hier geht die Haftung hinsichtlich des Eintritts über 
das Verschuldungprinzip hinaus, indem der Eisenbahn 
nur der Nachweis freisteht, daß die Fristüberschrei- 
tung von einem Ereignis herrührt, das sie weder her- 
beigeführt hat, noch abzuwenden vermochte.®) Prak- 
tisch ist also auch hier die Haftung bis zur höheren 
Gewalt erweitert. Dem Umfange nach umfaßt zwar 
hier die Haftung grundsätzlich nicht bloß, wie in den 
Fällen des Verlustes, der Minderung und Beschädi- 
gung, den positiven Schaden, sondern auch den ent- 
gangenen Gewinn, sie ist aber, ausgenommen wieder- 
um die Fälle des Vorsatzes und der groben Fahr- 
lässigkeit, dem Betrage nach beschränkt und zwar, 
ohne Rücksicht auf die Dauer der Fristüberschreitung, 
in den Fällen, in denen das Interesse an der Lieferung 
im Frachtbriefe nicht angegeben ist, auf den Betrag 
der Fracht, und in den Fällen, in denen das Interesse 
an der Lieferung angegeben ist, auf den angegebenen 
Betrag und, wenn dieser niedriger als die Fracht 
ist, ebenfalls auf den Betrag der Fracht. Den 
Nachweis des Schadens hat der Entschädigungs- 
berechtigte zu erbringen. Ist ein Schaden nicht ent- 
standen oder wird der Nachweis eines solchen nicht 
erbracht, so kann gleichwohl eine Entschädigung für 
die Fristüberschreitung beansprucht werden, deren 
Höhe sich je nach der Dauer der Verspätung und dem 
Umstande, ob das Interesse an der Lieferung ange- 
geben war oder nicht, bemißt und in einem bestimmten 
Teile der Fracht (ohne Interessenangabe '/,—"/ıo der 
Fracht, bei Interessenangabe ?/,„— "I. der Fracht) 
besteht. Es ist also eine Art Konventionalstrafe auf 
die Überschreitung der Lieferfrist gesetzt.‘) 


Die früher offene und verschieden beantwortete 
Frage, ob neben den Ansprüchen wegen Verlustes, 
Minderung oder Beschädigung des Gutes noch ein 
Anspruch wegen Versäumung der Lieferfrist geltend 
gemacht werden kann, ist wenigstens für das deutsche 
Frachtrecht durch $ 94 Abs. 3 EVO. in bejahendem 
Sinne entschieden worden. 


Ist die Fracht 
nebst den 
sonst auf dem 
Gute haftenden Forderungen bezahlt und das Gut 
abgenommen, so sind alle Forderungen gegen die 
Eisenbahn aus dem Frachtvertrage erloschen. Dies 
gilt sowohl bei Sendungen, die mit Freivermerk 
(in Frankatur) als bei jenen, die mit Überweisung der 
Fracht abgefertigt worden sind. Ausgenommen sind 
Entschädigungsansprüche für Schäden, die durch 
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Eisenbahn her- 
beigeführt sind, ferner Entschädigungsansprüche 
wegen Überschreitung der Lieferfrist, wenn sie späte- 
stens am 14. Tage, den Tag der Abnahme nicht mit- 
gerechnet, bei einer in einem etwaigen Entschädi- 
gungsprozesse passiv legitimierten Eisenbahn (siehe 
folgende Ziff. X) schriftlich angebracht werden, so- 
dann Entschädigungsansprüche wegen solcher 
Mängel, die die Eisenbahn nach den bestehenden Vor- 
schriften vor der Abnahme festgestellt hat oder deren 
Feststellung entgegen den gesetzlichen Vorschriften 
durch Verschulden der Eisenbahn unterblieben ist, 
weiter Entschädigungsansprüche wegen solcher 
Mängel, die bei der Abnahme äußerlich nicht erkenn- 
bar waren, wenn ihre Feststellung von dem Ent- 
schädigungsberechtigten sofort nach der Ent- 
deckung und spätestens binnen einer Woche nach der 
Abnahme entweder schriftlich bei der Eisenbahn oder 
nach den bestehenden Vorschriften bei Gericht be- 
antragt und wenn zugleich der Beweis erbracht wird, 
daß sie in der Zeit zwischen der Annahme zur Be- 
förderung und der Ablieferung entstanden sind, end- 
lich Entschädigungsansprüche wegen zu Unrecht er- 
hobener Frachtzuschläge und wegen unrichtiger 
Berechnung von Fracht und Gebühren.) Vor- 
behalte des Empfängers bei der Abnahme sind 
wirkungslos, wenn sie nicht mit Zustimmung 
der Eisenbahn erfolgt sind; der Empfänger 
kann aber die Abnahme des Gutes auch nach An- 
nahme des Frachtbriefs und Bezahlung der Fracht 
so lange verweigern, als nicht seinem Antrage auf 
Feststellung der behaupteten Mängel durch die Eisen- 

bahn stattgegeben ist. 


Für die Verjährung der Entschädigungsansprüche 
gegen die Eisenbahn wegen Verlustes, Minderung oder 
Beschädigung des Gutes sowie wegen Überschreitung 
der Lieferfrist ist eine kurze Frist von einem Jahre 
festgesetzt. Die Verjährung beginnt bei Beschädi- 
gung oder Minderung des Gutes mit dem Ablaufe des 
Tages (im internationalen Verkehr mit dem Tage), 
an dem es abgeliefert worden ist, bei Verlust und bei 


IX. Erlöschen und Verjähren der An- 
sprüche aus dem Frachtvertrage. 


1) 8 457 Abs. 1, 2 HGB., $ 88 Abs. 1, 2 EVO., Art. 34 und 37 
IÜ. — ?) $ 463 Abs. 1 HGB., $ 92, 93 EVO., Art. 38 IÜ. und $ 9 
der Ausführungsbestimmungen hierzu. — *) $ 466 Abs. 1 HGB. 
$ 94 Abs. 4 EVO., Art. 39 IÜ. — *) $ 466 Abs. 1, 2 HGB., $ 94 
Abs. 1, 2 EVO., Art. 40 Abs. 1—4 IU. — °) $ 438 Abs. 1—3, 5 
HGB., $ 97 Abs. 1, 2 EVO., Art. 44 Abs. 1, 2 und Art. 12 
Abs. 4 IÜ. 
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Überschreitung der Lieferfrist mit dem Ablauf der 
Lieferfrist. Die Verjährung wird gehemmt durch die 
schriftliche Anmeldung des Anspruchs bei der Eisen- 
bahn; ergeht auf die Anmeldung ein abschlägiger Be- 
scheid, so läuft die Verjährungsfrist von dem Tage 
an weiter, an dem die Eisenbahn ihre Entscheidung 
dem Anmeldenden schriftlich bekannt gibt und ihm die 
der Anmeldung etwa angeschlossenen Beweisstücke 
zurückstellt; weitere Gesuche hemmen die Ver- 
jährung nicht. Für die Unterbrechung der Verjährung 
gelten, und zwar auch für den internationalen Verkehr, 
die allgemeinen Bestimmungen in $ 208 ff. BGB. Die 
Wirkung der Verjährung bemißt sich nach den allge- 
meinen Bestimmungen des BGB. ($ 222) und nach der 
besonderen Vorschrift in $ 414 Abs. 3, $ 439 HGB. und 
in $ 98 Abs. 5 EVO. sowie in Art. 46 IÜ.; ein Unter- 
schied besteht hier zwischen innerem deutschen 
Frachtrecht und internationalem Frachtrecht nament- 
lich insofern, als nach internationalem Recht die ver- 
jährte Forderung nicht aufgerechnet werden kann, 
während nach deutschem Rechte die Aufrechnung 
dann zulässig ist, wenn vor Vollendung der Ver- 
jiährung der Verlust, die Minderung, die Beschädi- 
gung oder die verspätete Ablieferung der Eisenbahn 
angezeigt oder die Anzeige an sie abgesandt worden 
ist. Die kurze Verjährungsfrist von einem 
Jahre findet keine Anwendung, wenn die Eisenbahn 
den Schaden (im inneren Verkehr) vorsätzlich oder 
(im internationalen Verkehr) arglistig oder grobfahr- 
lässig herbeigeführt hat; im Falle des Vorsatzes findet 
im inneren Verkehr die gewöhnliche Verjährungsfrist 
von 30 Jahren, im Falle der Arglist und der groben 
Fahrlässigkeit im internationalen Verkehr eine Ver- 
jährungsfrist von 3 Jahren Anwendung.') Die 
kurze Verjährungsfrist von einem Jahre gilt ferner 
nicht für die Rückgriffsansprüche der Eisenbahnen 
untereinander.?) 


X. Aktiv- und Passivlegitimation; Zur Geltend 
ir 5 x machung der 
Rückgriff der Eisenbahnen 
; Rechte aus dem 
untereinander. 
Frachtvertrage 


gegenüber der Eisenbahn ist nur der befugt, dem das 
Verfügungsrecht über das Gut zusteht (vergl. 
hierüber oben Ziff. V.). Voraussetzung für die 
Geltendmachung des Anspruchs seitens des Ab- 
senders ist dabei, daß er das Frachtbriefduplikat 
oder den an dessen Stelle (im inneren Verkehr) 
ausgestellten Aufnahmeschein oder eine Be- 
scheinigung der Versandstation, daß eine solche 
Urkunde nicht ausgestellt ist, vorzuzeigen ver- 
mag; kann er dies nicht, so kann er seinen Anspruch 
nur mit Zustimmung des Empfängers geltend 
machen, es sei denn, er wiese nach, daß der Empfänger 
die Annahme verweigert hat.) Geltend gemacht 
werden kann der Anspruch an sich gegen jede 
am Transporte beteiligte Bahn, welche das Gut 


mit dem Frachtbriefi übernommen hat, da diese 
Bahnen nach dem Prinzipe der Transportgemein- 
schaft solidarisch für die Ausführung des Transports 
auf der ganzen Strecke haften (siehe oben Ziff. II). 
Die Geltendmachung der Ansprüche aus dem Fracht- 
vertrage im Wege der Klage (nicht auch der Wider- 
klage oder der Einrede und Aufrechnung) ist jedoch 
nur gegen die Versandbahn oder gegen diejenige 
Bahn, welche das Gut zuletzt mit dem Frachtbriefe 
übernommen hat, oder gegen diejenige Bahn zulässig, 
auf deren Strecke sich der Schaden ereignet hat; 
unter diesen drei Bahnen hat der Kläger die Wahl; 
mit der Erhebung der Klage erlischt das Wahl- 
recht.?) 

Im Verhältnis zueinander steht derjenigen Bahn, 
die auf Grund des Frachtvertrags Ersatz geleistet 
hat, der Rückgriff gegen die Bahn oder die Bahnen zu, 
welche den Schaden verschuldet haben. Können diese 
nicht ermittelt werden, so haben die am Transporte 
beteiligten Bahnen mit Ausnahme derjenigen, auf 
deren Strecken festgestelltermaßen der Schaden nicht 
entstanden ist, den Schaden gemeinsam zu tragen, 
und zwar im inneren Verkehr nach dem Verhältnis 
der Streckenlängen, mit denen sie an der Beförderung 
beteiligt sind, im internationalen Verkehr nach Ver- 
hältnis der Fracht, welche sie bei ordnungsmäßiger 
Ausführung des Transportes bezogen hätten.) Es 
steht aber den Eisenbahnen frei, über den Rückgriff im 
voraus oder im einzelnen Falle andere Vereinbarungen 
zu treffen. Solche Vereinbarungen haben die Eisen- 
bahnen im Interesse der einfacheren Gestaltung des 
Rückgriffsverfahrens in den für die einzelnen Ver- 
bandsverkehre geschlossenen „Übereinkommen“ ge- 
troffen, insbesondere ist dies von den dem Verein 
deutscher Eisenbahnverwaltungen angehörenden 
Eisenbahnen geschehen in dem „Übereinkommen zum 
Betriebsreglement des Vereins deutscher Eisenbahn- 
verwaltungen (Vereinsübereinkommen)‘“ — derzeitige 
Fassung vom 1. Januar 1910 — und von den den ein- 
heitlichen Zusatzbestimmungen des internationalen 
Transport-Komitees beigetretenen Verwaltungen in 
dem „Übereinkommen, betreffend die Güterübergabe 
und -übernahme sowie die Verteilung von Ent- 
schädigungen im internationalen Eisenbahnfracht- 
verkehr“, gültig vom 1. Juli 1907. Nach diesen Über- 
einkommen werden die Entschädigungen unter 
10 M. ohne Rücksicht auf das Verschulden einzelner 
Bahnen von der Verwaltung, der sie zur Last stehen, 
allein übernommen, Entschädigungen über 10 M. aber 
ohne Rücksicht auf Verschulden nach Verhältnis der 
Streckenlängen auf die am Transporte beteiligten 
Bahnen verteilt. 


1) $ 414 Abs. 3, 4 HGB., $ 98 Abs. 1—6 EVO., Art. 45 Abs. 1, 
Art. 46 IÜ. — °) § 432 Abs. 3 und 439 HGB., $ 98 Abs. 6 EVO. — 
3) 8 99 EVO., Art. 26 IÜ. — *) $ 469 HGB., § 100 Abs. 1-4 
EVO., Art. 27 Abs. 1—3, 5 und Art. 28 IÜ. — °) $ 100 Abs. 5 
EVO., Art.’47 Abs. 1 und Art. 48 IÜ. 


Kapitel XXVI. 


Eisenbahnrecht. 


Von Fritsch, Geheimem Ober-Regierungsrat und Dirigenten im. Reichsamt für die Verwaltung der Reichseisenbahnen. 


Die Eisenbahnen haben 
sich zu ihrer heutigen Be- 
deutung entwickeln können, 
weil sie durch ihre Leistungsfähigkeit die Massen- 
beförderung von Personen und Gütern zu Lande fast 
vollständig an sich gezogen haben. So ist die ge- 
samte Bevölkerung, jeder Erwerbszweig, wie auch 
der Staat selbst mit ihnen zu Gedeih und Verderb 
verbunden. In dieser Monopolstellung liegt eine Ge- 
fahr, die den Staat zu vorbeugenden Maßnahmen 
zwingt. Außerdem fordert die technische Eigenart, 
der die Eisenbahnen ihre wirtschaftliche Macht zu 
verdanken haben, für sich allein schon ein Eingreifen 
des Staates heraus: hier gilt es, für Einheitlichkeit 
und Sicherheit der baulichen und Betriebseinrich- 
tungen zu sorgen, rechtliche Hindernisse hinwegzu- 
räumen, die der Durchführung des Unternehmens 
entgegenstehen, und den Betrieb vor Störungen zu 
schützen, aber auch einen Ausgleich dafür zu schaffen, 
daß es bei dem Betriebe nicht immer ohne Schädi- 
gung von Menschen und Eigentum abgeht. 

So hat die Erfindung der Eisenbahn Verhältnisse 
ins Leben gerufen, für die sich die bestehende Rechts- 
ordnung zu eng erwies, und es mußten daher be- 
sondere Normen geschaffen werden, die die neuen 
Tatbestände erfaßten. Diese Normen bilden das 
Eisenbahnrecht. Das Eisenbahnrecht stellt aber nicht, 
wie etwa das Bergrecht, ein geschlossenes, der 
Hauptsache nach in ein Einzelgesetz zusammen- 
gefaßtes Ganze dar, vielmehr hat sich mit der Er- 
weiterung der Staatsbetätigung, wie sie die Neuzeit 
mit sich gebracht hat, in steigendem Maße eine Be- 
rücksichtigung des Eisenbahnwesens auf den ver- 
schiedensten Gebieten der Gesetzgebung notwendig 
gemacht. Wir finden deshalb neben eigentlichen 
Eisenbahngesetzen, in denen die Grundlagen des 
Eisenbahnrechts enthalten sind, auch noch in zahl- 
reichen sonstigen Gesetzen und Verordnungen Vor- 
schriften, die sich eigens mit den Eisenbahnen be- 
schäftigen und daher gleichfalls zum Eisenbahnrecht 
gehören. 

Dementsprechend tragen auch die Normen des 
Eisenbahnrechts : keinen einheitlichen juristischen 
Charakter. Den: breitesten Raum nehmen die dem 
öffentlichen Rechte: angehörigen Vorschriften ein, 
namentlich die Regelung des Verhältnisses der Eisen- 
bahnen zum Staate, sowie die verkehrs- und sicher- 


Begriff und Gegenstand 
des Eisenbahnrechts. 


heitspolizeilichen Bestimmungen über Bau und Be- 
trieb der Eisenbahnen. Soweit aber die Beziehungen 
der Einzelperson zur Eisenbahn einer besonderen 
Ordnung bedürfen, liegt eine Aufgabe des Privat- 
rechts vor. Hierunter fallen z. B. die allgemeinen Be- 
förderungsbedingungen und die Haftung für die durch 
‘den Betrieb verursachten Schäden. 

Aber nicht für jede Veranstaltung, die zur Be- 
förderung von Lasten eine Fahrbahn mit Metall- 
schienen benützt, liegt die Notwendigkeit einer staat- 
lichen Sonderregelung vor. Vom wirtschaftlichen 
"Gesichtspunkt aus z. B. kommen Schienenwege, die 
— wie die sogen. Privat-Anschlußbahnen — für den 
°Gebrauch einzelner Personen bestimmt sind, hierbei 
überhaupt nicht in Betracht. Indessen auch die dem 
öffentlichen Verkehr dienenden, jedermann zur Ver- 
fügung stehenden Unternehmen, die der allgemeine 
Sprachgebrauch unterschiedslos als Eisenbahnen be- 
zeichnet, weisen durchaus nicht alle in gleicher Stärke 
die charakteristischen Merkmale dieses Verkehrs- 
mittels auf: die Kleinbahn von Warnascheln nach 
Lindenhof darf der Gesetzgeber nicht mit demselben 
Maße messen wie die Weltroute Berlin-Cöln. Er hat 
deshalb Rangklassen mit abnehmender Intensität der 
Staatseinwirkung gebildet, die Stufenleiter führt von 
den Eisenbahnen im vollen Rechtssinn über die Klein- 
bahnen zu den nicht öffentlichen Schienenwegen. 


Schematische Einteilung der Schienenwege. 


A. Eisenbahnen für den öffentlichen Verkehr. 
I. Eisenbahnen im engeren Sinne. 
1. Hauptbahnen. 
2. Nebenbahnen. 
II. Kleinbahnen. 
1. Kleinbahnen mit Maschinenkraft. 


a) Nebenbahnähnliche Kleinbahnen. 
b) Straßenbahnen. 


2. Kleinbahnen ohne Maschinenbetrieb. 


B. Nicht- für den öffentlichen Verkehr bestimmte Schienen- 
wege. 


I. Privat-Anschlußbahnen. 
II. Bahnen unterster Ordnung. 


In welchem Grade die einzelnen Gruppen von 
Schienenwegen der Staatseinwirkung unterworfen 
werden, hat die Eisenbahn-Politik zu erwägen. Führt 
sie Maßnahmen der Gesetzgebung herbei, so entsteht 
Eisenbahnrecht. 


. 


Die Kardinalfrage der Eisenbahnpolitik ist die 
Regelung des allgemeinen Verhältnisses zwischen 
den Eisenbahnen und der Staatsgewalt: Soll der Staat 
den Eisenbahnbetrieb für sich in Anspruch nehmen 
oder Private zulassen? Im ersteren Falle erhebt sich 
die weitere Frage, ob das Staatsbahnsystem nur tat- 
sächlich herrschen oder aus dem Gebiete der Eisen- 
bahnpolitik in das des Eisenbahnrechts übernommen 
werden, also juristisch derart festgelegt werden soll, 
daß durch gesetzliche Vorschrift der Bahnbetrieb 
unter Ausschluß der Privatbetätigung für ein Regal 
erklärt wird. Will man aber Private nicht grundsätz- 
lich fernhalten, so muß geprüft werden, was zu ge- 
schehen hat, damit hieraus der Allgemeinheit kein 
Schaden erwächst. Man kann z. B. die Gestattung 
des Privatbetriebes an eine besondere staatliche Ge- 
nehmigung — Konzession — binden und die Aus- 
übung des so erlangten Rechts einer Überwachung 
— Staatsaufsicht — unterwerfen. Besonderheiten er- 
geben sich für Länder mit bundesstaatlicher Ver- 
fassung, indem die Bedürfnisse des inneren wie des 
internationalen Verkehrs unter allen Umständen dazu 
führen müssen, daß der Bundes-Zentralgewalt eine 
gewisse Einwirkung auf das Eisenbahnwesen zuge- 
standen wird. So hat auch in Deutschland die Wieder- 
herstellung der nationalen Einheit zu einer Neu- 
gestaltung des Eisenbahnrechts geführt. 


Dem Vorgange der norddeut- 
schen Bundesverfassung folgend, 
benennt die Verfassung des Deutschen Reichs unter 
den Angelegenheiten, die „der Beaufsichtigung seitens 
des Reichs und der Gesetzgebung desselben unter- 
liegen“, ausdrücklich das Eisenbahnwesen, aber nur 
„im Interesse der Landesverteidigung und des all- 
gemeinen Verkehrs“. Die einschränkenden Worte 
schließen die Abgrenzung zwischen Reichs- und 
Landesgewalt in sich: im Grundsatze bleibt den 
Bundesstaaten ihre Selbständigkeit auf dem Gebiete 
des Eisenbahnwesens erhalten, das Reich tritt ein, 
soweit es die militärischen Zwecke oder ein Ver- 
kehrsbedürfnis von nicht bloß örtlicher Bedeutung 
erfordern. Die dem preußischen Kleinbahngesetz 
unterliegenden Kleinbahnen gelten deshalb im Sinne 
der Reichsverfassung nicht als Eisenbahnen. Aus dem 
leitenden Grundsatze folgt, daß das Reich nicht etwa 
den gesamten Eisenbahnbetrieb oder auch nur den 
weiteren Ausbau des Eisenbahnnetzes für sich in An- 
spruch genommen hat. Jedoch darf es Linien, die im 
Interesse der Landesverteidigung oder des all- 
gemeinen Verkehrs nötig sind, auch ohne Zustimmung 
der beteiligten Bundesstaaten bauen oder anderen 
übertragen. Tatsächlich hat das Reich einen verhält- 
nismäßig nicht bedeutenden Bahnbesitz, der sich im 
wesentlichen auf das elsaß-lothringische Netz be- 
schränkt. Weitergehende Pläne Bismarcks haben 
sich, wie an anderer Stelle dieses Buches dargestellt 
worden ist, nicht verwirklichen lassen, auch ist ein 


Reichsverfassung. 


Eisenbahnrecht. 
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preußisches Gesetz vom 4. Juni 1876, das den Staat 
ermächtigte, dem Reiche die Staatsbahnen zum 
Kaufe anzubieten, nicht praktisch angewendet worden. 
Konzessionen hat das Reich bisher überhaupt nicht 
erteilt. 

Ferner enthält die Reichsverfassung eine Anzahl von 
Einzelvorschriften über das Eisenbahnwesen, die meist nicht 
unmittelbar in das Landesrecht eingreifen, sondern nur die 
Zuständigkeit des Reichs zum Eingreifen begründen und für die 
künftige Reichsgesetzgebung ein Programm aufstellen. An der 
Spitze steht die Verpflichtung der Bundesregierungen, die 
deutschen Eisenbahnen wie ein einheitliches Netz verwalten 
und neu herzustellende Bahnen nach einheitlichen Normen 
anlegen und ausrüsten zu lassen. Diesem Zwecke soll dienen: 
die Schaffung übereinstimmender Betriebseinrichtungen, die 
Aufstellung ineinandergreifender Fahrpläne für den Personen- 
verkehr, die Einführung der für den Verkehr nötigen Güterzüge 
und durchgehender Abfertigung für Personen und Güter, unter 
Zulassung des gegenseitigen Wagenüberganges Für die 
Tarife wird dem Reiche nicht das Recht der Festsetzung, 
wohl aber ein Kontrollrecht eingeräumt, doch soll das Reich 
auf Einführung übereinstimmender Beförderungsbedingungen, 
auf Gleichmäßigkeit und möglichste Herabsetzung der Tarife 
hinwirken, wobei als nächstes Ziel der Einpfennigtarif für 
gewisse Rohstoffe hingestellt wird. Nur wenn Notstände ein- 
treten, darf das Reich selbst den Bahnen einen niedrigen Tarif 
für Lebensmittel vorschreiben. 

Während die bisher erwähnten Verfassungsvorschriiten 
mehr oder weniger unbestimmt gehalten sind, befiehlt der 
letzte Artikel des die Eisenbahnen behandelnden Abschnitts 
„sämtlichen“ Eisenbahnen kategorisch, „den Anforderungen der 
Behörden des Reichs in betreff der Benützung der Eisenbahnen 
zum Zweck der Verteidigung Deutschlands unweigerlich Folge 
zu leisten“, und es soll Militär- und Kriegsmaterial zu gleichen 
ermäßigten Sätzen befördert werden. Dieser Befehl gilt, im 
Gegensatze zu den meisten sonstigen eisenbahnrechtlichen 
Bestimmungen der Verfassung, auch in Bayern. 


So war für das Reich 
die Möglichkeit ge- 
schaffen worden, auf 
dem Gebiete der Eisenbahngesetzgebung eine um- 
fassende Tätigkeit zu entwickeln, und von dieser 
Möglichkeit hat es von Anfang an Gebrauch gemacht. 
Aber auch die sonstigen, der Zentralgewalt durch die 
Verfassung zugewiesenen Aufgaben führten vielfach 
dazu, daß von Reichs wegen einheitliche Normen 
eisenbahnrechtlicher Natur erlassen wurden. U. a. 
ergaben sich solche bei der Handelsgesetzgebung, bei 
der Regelung des Zoll-, des Post- und Telegraphen- 
wesens, der öffentlichen Gesundheitspflege. Da sich 
das Reich ferner verschiedentlich an internationalen 
Verträgen in Eisenbahnangelegenheiten beteiligt hat, 
ist im Laufe der Jahrzehnte eine stattliche Reihe von 
Gesetzen und Verordnungen des Reiches auf diesem 
Gebiete entstanden. Namentlich sind geregelt: 
Anlage, Ausrüstung und Betrieb der Eisenbahnen durch die 
Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung vom 4. November 
1904, die Eisenbahn-Signalordnung vom 24. Juni 1907, die 
Bestimmungen über die Befähigung von Eisenbahn- 
Betriebs- und Polizeibeamten vom 8. März 1906 und die 
internationalen Bestimmungen, betreffend die technische 
Einheit im Eisenbahnwesen, vom 25. Mai 1908; der Eisen- 
bahnverkehr durch das Handelsgesetzbuch, die Eisenbahn- 
verkehrsordnung vom 23. Dezember 1908 und das inter- 
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nationale Übereinkommen über den Eisenbahn-Frachtverkehr 
vom 14. Oktober 1890; 
die Verpflichtungen der Eisenbahnen im Interesse der 
Landesverteidigung durch die Militär-Eisenbahnordnung, 
besonders die Militär-Transportordnung und den Militär- 
tarif vom 18. Januar 1899; 
das Verhältnis der Eisenbahnen zur Postverwaltung 
durch das sogen. Eisenbahn-Postgesetz vom 20. Dezember 
1875 und die Vollzugsbestimmungen zu diesem Gesetze; 
das Eisenbahn-Zollrecht durch das Vereins-Zollgesetz 
vom 1. Juli 1869 und das Eisenbahn-Zollregulativ vom 
18. Juli 1888; 
die Haftpflicht der Eisenbahnen für Tötung und Verletzung 
von Personen durch das Haftpflichtgesetz vom 7. Juni 1871 
und Art. 42 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuche. 
Auf den Inhalt der angeführten Vorschriften im 
einzelnen kann an dieser Stelle nicht eingegangen 
werden, doch mögen einige allgemeine Bemerkungen 


hier ihren Platz finden. 

In der Bau- und Betriebsordnung, deren Vorläufer bis in die 
Zeit des Norddeutschen Bundes zurückgehen, sind Bestim- 
mungen zusammengefaßt worden, die vor ihrer Herausgabe in 
drei verschiedenen Bundesratsverordnungen enthalten waren, 
nämlich die Vorschriiten über die bauliche Anlage der Eisen- 
bahnen und die Ausrüstung mit Fahrzeugen, über den Betrieb 
der Hauptbahnen und über den Betrieb der Nebenbahnen. Ein 
Teil dieser Vorschriften — z. B. die Festlegung der Spurweite 
und des von Fahrthindernissen freizuhaltenden lichten Raumes, 
die Normen über die Tragfähigkeit des Oberbaues, ferner die 
Bestimmungen für die Bauart der Fahrzeuge — schafft die 
technischen Vorbedingungen für die Forderung der Verfassung, 
daß die deutschen Eisenbahnen wie ein einheitliches Netz ver- 
waltet werden und die Fahrzeuge freizügig sein sollen, 
während bei der Regelung der Bahnunterhaltung, der Bahn- 
bewachung und des Fahrbetriebs sicherheitspolizeiliche Rück- 
sichten vorwiegen. Soweit für Nebenbahnen Erleichterungen 
zugelassen werden konnten, hat das in der Abfassung der Bau- 
und Betriebsordnung übersichtlichen Ausdruck gefunden, 
indem die Bestimmungen für Haupt- und die für Nebenbahnen 
in getrennten Spalten nmebeneinandergestellt werden. Er- 
gänzend tritt zur Bau- und Betriebsordnung die Signalordnung 
hinzu. Für den internationalen Verkehr ermöglichen die in 
einem großen Teile Europas geltenden Bestimmungen über die 
technische Einheit im Eisenbahnwesen den Übergang der Fahr- 
zeuge aus einem Lande in das andere, indem sie gleichfalls 
eine einheitliche Spurweite (im wesentlichen übereinstimmend 
mit der deutschen Bau- und Betriebsordnung) und ferner 
Bedingungen vorschreiben, bei deren Erfüllung die Fahrzeuge 
nicht wegen der Bauart oder der Beladung vom Eintritt in 
fremde Länder ausgeschlossen werden dürfen. 

Die Reichsgesetzgebung über den Verkehr hat in der 
Hauptsache zum Gegenstande, den Eisenbahnen die Verpflich- 
tung zur Annahme und Ausführung der ihnen angebotenen 
Transporte aufzuerlegen und den Inhalt des Beförderungs- 
vertrages vorzuschreiben, jedoch mit Ausschluß der Beförde- 
rungspreise, deren Festsetzung ja nicht zu den verfassungs- 
mäßigen Zuständigkeiten der Reichsgewalt gehört. Während 
das Betriebsrecht den Transporten möglichst ungehemmte 
Bewegung durch das ganze (Gebiet des Reichs technisch 
gewährleistet, sorgt also das Verkehrsrecht dafür, daß diese 
Errungenschaft nicht nur den Eisenbahnen, sondern auch dem 
Publikum zugute kommt. Auch hier fand das deutsche Reich 
schon Rechtsnormen vor, deren Geltungsbereich über das 
Gebiet einzelner Staaten hinausging, nämlich das vom alten 
deutschen Bunde ausgearbeitete, 1869 zum Gesetze des Nord- 
deutschen Bundes erklärte „allgemeine deutsche Handels- 
Gesetzbuch“ und ein „Betriebsreglement“, das der Bundesrat 
des Norddeutschen Bundes im Jahre 1870 beschlossen hatte. 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


Heute gilt für den Verkehr innerhalb des Deutschen Reichs das 
Handelsgesetzbuch von 1897 und eine zu dessen Ausführung vom 
Bundesrat erlassene Eisenbahn-Verkehrsordnung. Aber auch 
der internationale Verkehr genießt seit dem Jahre 1893 eine 
einheitliche Regelung, die sich auf den größten Teil des 
europäischen Festlandes erstreckt, einstweilen jedoch nur den 
Güter-, nicht auch den Personenverkehr umfaßt. Sie ist in dem 
Internationalen Übereinkommen über den Eisenbahn-Fracht- 
verkehr, sogen. Berner Übereinkommen, niedergelegt und stimmt 
im allgemeinen mit dem innerdeutschen Rechte überein. 


Unmittelbar interessiert ist 
das Reich als solches bei den 
Vorschriften, durch welche die Eisenbahnen zu 
Leistungen für Zwecke der Militär-, der Post- und 
Telegraphen- und der Zollverwaltung verpflichtet 
werden, und den hierfür eingesetzten Behörden liegt 
zugleich die Vertretung dieser unmittelbaren Reichs- 
interessen ob. Das allgemeine Eisenbahn-Aufsichts- 
recht des Reichs auszuüben und die Durchführung der 
in der Reichsverfassung oder sonst von Reichs wegen 
getroffenen Anordnungen über das Eisenbahnwesen 
auch auf solchen Gebieten zu überwachen, die nicht 
in den Wirkungskreis jener Spezial-Verwaltungs- 
behörden fallen, ist Aufgabe des Reichs-Eisenbahn- 
amtes. Dieses ist durch ein aus der Initiative des 
Reichstags hervorgegangenes Gesetz vom 27. Juni 
1873 geschaffen worden. 

Es hat seinen Sitz in Berlin, besteht aus einem Präsidenten 
und der erforderlichen Anzahl von Räten und führt seine 
Geschäfte unter Verantwortlichkeit und nach den Anweisungen 
des Reichskanzlers. Seine Aufsichtstätigkeit erstreckt sich auf 
alle deutschen Eisenbahnen, auch die des Reichs selbst und der 
Bundesstaaten, nur sind Bayern gegenüber seine Befugnisse 
dadurch begrenzt, daß die Vorschriften der Reichsverfassung 
über das Eisenbahnwesen größtenteils für Bayern nicht gelten. 
Welche Mittel das Amt besitzt, um sich die nötigen Aufklärun- 
gen zu verschaffen, und die Befolgung seiner Anordnungen zu 
sichern, ist im Gesetze bestimmt. Für den Fall, daß eine Ver- , 
waltung die rechtliche Zulässigkeit der Anordnung bestreitet, 
ist kollegiale Entscheidung des durch Richter verstärkten 
Amtes vorgesehen. Diese Einrichtung ist aber bisher nicht 
praktisch geworden, wie auch von der im Gesetze zugelassenen 
Bestellung besonderer Reichseisenbahn-Kommissare kein 
Gebrauch gemacht worden ist. — Neben der Aufsichtsausübung 
gehört zu den Aufgaben des Amtes die Fortbildung des 
Betriebs- und Verkehrsrechts, die Vermittlung des Verkehrs 
zwischen den Eisenbahnen und der Zentralverwaltung des 
Reichs, namentlich der Militärverwaltung, die Pflege gewisser 
den deutschen Eisenbahnen gemeinsamer Einrichtungen, z. B. 
der Statistik, sowie der einheitlichen Bestimmungen über den 
Fahrdienst und über die Dienstdauer des Personals. 


Reichs-Eisenbahnamt. 


Was die Grund- 
lagen des Eisen- 
bahnrechts in den 
Bundesstaaten anlangt, so nimmt zwar, wie erwähnt, 
das Reich unter gewissen Voraussetzungen das Recht 
zum Bau oder zur Konzessionierung von Eisenbahnen 
für sich in Anspruch. Hiervon abgesehen, sind aber 
die Bundesstaaten durch die Reichsgesetzgebung 
nicht gehindert, auf landesrechtlichem Wege die Zu- 
lassung von Eisenbahnunternehmungen an bestimmte 
Vorbedingungen zu knüpfen. Namentlich wird das 


Grundlagen des Eisenbahnrechts 
in den Bundesstaaten. 


nicht ausgeschlossen durch den in der Reichsgewerbe- 
ordnung an die Spitze gestellten Grundsatz der Ge- 
werbefreiheit. Denn dieses Gesetz findet, wie in 
seinem $ 6 ausdrücklich ausgesprochen wird, auf den 
„Gewerbebetrieb der Eisenbahn-Unternehmungen“ 
keine Anwendung. 

Es steht somit jedem Bundesstaate frei, den Bahn- 
bau und -Betrieb als ein Regal sich selbst vorzu- 
behalten. Das ist jedoch nirgends geschehen, nur 
findet sich in einem württembergischen Gesetze vom 
Jahre 1843 die Bestimmung, daß Privatunternehmer 
bloß zum Bau von Zweigbahnen örtlicher Bedeutung 
zugelassen werden sollen. Wenn sich also heute in 
den größeren Bundesstaaten alle oder fast alle Eisen- 
bahnen von einiger Bedeutung in der Hand des 
eigenen Staates befinden, so beruht das nicht auf 
einem Rechtsgrundsatz. 


Überall aber gilt, daß nur der 
Staat selbst oder, wer vom 
Staate eine besondere Erlaubnis dazu erhalten hat, 
Eisenbahnen bauen und betreiben darf. Bei den 
eigentlichen Eisenbahnen (im Gegensatze zu den 
Kleinbahnen) wird diese Erlaubnis nicht — wie etwa 
die Zulassung zu den genehmigungspflichtigen Ge- 
werbebetrieben — grundsätzlich jedem darum Nach- 
suchenden gewährt. Da sich vielmehr, wie im ein- 
zelnen nachher darzulegen sein wird, ein Eisenbahn- 
unternehmen nicht ohne Eingriff in fremde Rechte 
durchführen läßt, muß für den Unternehmer eine Aus- 
nahmestellung, die ihm solche Eingriffe ermöglicht, 
ein Privileg im Rechtssinne geschaffen, es muß ihm 
eine Konzession erteilt werden. Das geschieht aber 
nur, wenn nach Prüfung aller Verhältnisse der Staat 
es für gut findet, das Unternehmen an sich zuzulassen 
und seinen Betrieb einem Privaten zu gestatten, und 
wenn zugleich der Bewerber den Nachweis führt, daß 
er der zu übernehmenden Aufgabe nach jeder Rich- 
tung hin gewachsen ist. 

Die Einzelheiten des Konzessionsverfahrens wie auch die 
Rechtsverhältnisse des konzessionierten Unternehmens 
letztere, soweit nicht schon das Reichsrecht darüber Bestim- 
mung trifft — sind in den größeren Bundesstaaten nur teilweise 
durch Gesetz oder allgemein gültige Verordnungen geregelt. 
Am eingehendsten ist das preußische Eisenbahngesetz vom 
3. November 1838, das zwar in vielen Beziehungen durch neue 
Vorschriften, namentlich des Reichsrechts, überholt, in der 
Hauptsache aber noch heute maßgebend ist. Über den Bau 
von Bahnen und das Genehmigungsverfahren für sie sind 
ergangen; in Bayern eine Verordnung vom 20. Juni 1855, in 
Württemberg das schon erwähnte Gesetz vom 18. April 1843, 
in Baden ein Gesetz vom 23. Juni 1900, in Oldenburg ein 
solches vom 7. Januar 1902. Im wesentlichen ist das Verfahren 
allenthalben das gleiche, als Beispiel wird im folgenden das in 
Preußen übliche dargestellt. 


Konzessionsprinzip. 


Ob der Bau einer Eisen- 
bahn überhaupt unter- 
nommen werden kann, läßt sich — gleichviel, ob ihn 
der Staat selbst besorgen oder einem Privaten kon- 
zessionieren will — erst beurteilen, wenn durch die 


Allgemeine Vorarbeiten. 


Eisenbahnrecht. 


sogen. allgemeinen Vorarbeiten die technische Aus- 
führbarkeit und die Bauwürdigkeit der Linie nach- 
gewiesen wird. 

Im einzelnen müssen die Vorarbeiten in technischer Be- 

ziehung namentlich Linienführung, Stationen, Neigungs- und 
Krümmungsverhältnisse, größere Bauwerke und dergl., auch 
den mutmaßlichen Bauaufwand ersichtlich machen und ferner 
Angaben enthalten, aus denen ein Überblick über die wirt- 
schaftliche Bedeutung der Bahn und ihre Ertragsfähigkeit 
gewonnen werden kann. Bewirbt sich ein Privater um die 
Zulassung zum Bau, so muß er die Vorarbeiten selbst 
beschaffen. Zu ihrer Vornahme bedarf er (wie z. B. auch in 
Bayern und Sachsen) besonderer ministerieller Erlaubnis. In 
subjektiver Beziehung hat der Bewerber gleichzeitig nachzu- 
weisen, daß er willens und imstande ist, die Bahn herzustellen 
und ordnungsmäßig zu betreiben, besonders, daß ihm die dazu 
nötigen Geldmittel zur Verfügung stehen. 
Mit solchen Belegen ist der Antrag auf 
Konzessionserteilung dem Minister der 
öffentlichen Arbeiten einzureichen. Ergibt die Prüfung des 
Antrags Bedenken — sei es, weil das Unternehmen überhaupt 
keine Förderung verdient oder die Ausführung nicht einem 
Privaten überlassen werden kann oder der Bewerber nicht 
vertrauenswürdig ist —, so erfolgt die Ablehnung, zu der das 
Staatsministerium zuständig ist. Andernfalls wird der Inhalt 
der Bedingungen, unter denen das Unternehmen zuzulassen ist, 
in eine Konzessionsurkunde aufgenommen und diese dem 
Könige zur Vollziehung vorgelegt. Bei der Feststellung der 
Bedingungen wirken der Kriegsminister und das Reichs-Eisen- 
bahnamt mit. 

Wie in Preußen erfolgt die Konzessionserteilung in 
Bayern und Württemberg durch den Landesherrn, in Sachsen, 
Baden und Oldenburg ist die Ministerialinstanz dazu berufen, 
in Elsaß-Lothringen der Statthalter. Zur Erteilung einer Kon- 
zession auf Grund der Reichsverfassung würde ein Reichs- 
gesetz nötig sein. 


Konzessionierung. 


Welchen Inhalt die Konzes- 
sionsurkunde zu haben pflegt, 
ergibt die im nachstehenden mit einigen Kürzungen 
abgedruckte Konzessionsurkunde für eine preußische 
Nebenbahn. 


Allerhöchste Konzessionsurkunde, betr. den Bau und Betrieb 

einer vollspurigen Nebeneisenbahn von Treuenbrietzen über 

Belzig, Brandenburg a. H. und Rathenow nach Neustadt a. D. 

durch die Brandenburgische Städtebahn-Aktiengesellschaft. 
Vom 11. Februar 1901. 

I. Die Gesellschaft bildet sich unter der Firma Branden- 
burgische Städtebahn-Aktiengesellschaft und nimmt ihren Sitz 
in Berlin 

Die Gesellschaft ist den bestehenden, wie den künftig er- 
gehenden Reichs- und Landesgesetzen ohne weiteres unter- 
worfen. 

II. Das zur plan- und anschlagsmäßigen Vollendung und 
Ausrüstung der Bahn erforderliche Grundkapital (Anlage- 
kapital) wird auf den Betrag von 12954000 Mark festgesetzt. 

Der Nennbetrag der von der Gesellschaft auszugebenden 
Aktien darf den Betrag des festgesetzten Grundkapitals nicht 
übersteigen. Das Aktienkapital ist bar und voll einzuzahlen 
und lediglich zur plan- und anschlagsmäßigen Vollendung und 
Ausrüstung der Bahn zu verwenden. 

Es bleibt der Gesellschaft überlassen, einem Teile der aus- 
zugebenden Aktien (Vorzugsaktien) ein Vorzugsrecht vor den 
übrigen Aktien (Stammaktien) in bezug auf die Verteilung des 
Reinertrags des Unternehmens bis zu 4 Prozent des Nenn- 
betrags dieser bevorzugten Aktien, sowie für den Fall der 
Auflösung ‘der Gesellschaft in bezug auf die Verteilung des 
Gesellschaftsvermögens einzuräumen. Im übrigen dürfen 


Inhalt der Konzession. 


deren Inhabern keine anderen Rechte als den Inhabern der 
übrigen Aktien eingeräumt werden. 

Die Aktien dürfen erst nach der Betriebseröffnung der 
Bahn ausgegeben werden. 

(Bauzinsen.) 


III. Die gesamte Leitung der Bau- und Betriebsverwaltung 
ist einem Vorstande zu übertragen, welcher die Gesellschaft 
mit den gesetzlichen Befugnissen und Verpflichtungen des Vor- 
standes einer Aktiengesellschaft vertritt und für die Geschäfts- 
führung, insoweit sie der staatlichen Beaufsichtigung unter- 
liegt, der Aufsichtsbehörde verantwortlich ist. 


Die Wahl des Vorstandes oder, falls derselbe aus mehreren 
Personen bestehen soll, die. Wahl des Vorsitzenden und der 
technischen Mitglieder bedarf der Bestätigung des Ministers 
der öffentlichen Arbeiten. 

Die Geschäftsordnung für den Vorstand unterliegt der 
Genehmigung des Ministers der öffentlichen Arbeiten. 

Sofern die oberste Betriebsleitung nicht durch den Vor- 
stand selbst erfolgt, finden die vorstehenden Bestimmungen 
auch- auf die Wahl und die Geschäftsordnung des oder der 
obersten Betriebsleiter Anwendung. 

IV. Die Mitglieder des Aufsichtsrats und des Vorstandes, 
sowie sämtliche Beamten der Gesellschaft müssen Angehörige 
des Deutschen Reichs sein und, soweit nicht vom Minister der 
öffentlichen Arbeiten Ausnahmen zugelassen werden, im In- 
land ihren Wohnsitz haben. 

V. Die Staatsregierung ist berechtigt, sich in den Fällen, 
wo sie das staatliche Interesse für beteiligt erachtet, bei den 
Versammlungen und den Verhandlungen des Aufsichtsrats und 
der Generalversammlung der Aktionäre durch einen Kom- 
missar vertreten zu lassen. Um die Ausübung dieses Rechtes 
zu ermöglichen, ist der Staatsregierung von allen diesen Ver- 
sammlungen und Zusammenkünften rechtzeitig unter Vorlage 
einer die vollständige Angabe der Beratungsgegenstände ent- 
haltenden Tagesordnung Anzeige zu machen. 

Der Minister der öffentlichen Arbeiten ist berechtigt, in 
den Fällen, in welchen er es für nötig erachtet, die Berufung 
außerordentlicher Generalversammlungen zu verlangen. 

VI. Alle die juristische Persönlichkeit der Gesellschaft, 
welcher die in Rede stehende Konzession als ein an ihre 
Person gebundenes Recht erteilt ist, abändernden Beschlüsse 
der Gesellschaft, überhaupt alle Abänderungen ihres Gesell- 
schaftsvertrags, welche nach dem in dieser Hinsicht lediglich 
und allein entscheidenden Ermessen der Staatsregierung den 
Voraussetzungen nicht entsprechen, unter denen die Kon- 
zession erteilt ist, erlangen nur durch die Genehmigung der 
Staatsregierung Gültigkeit. 

Die Gesellschaft hat alle ihren Gesellschaftsvertrag be- 
treffenden Generalversammlungsbeschlüsse, bevor sie eine 
Abänderung des Gesellschaftsvertrags zur Eintragung in das 
Handelsregister anmeldet, der Staatsregierung mit dem Antrag 
auf die vorbezeichnete Prüfung und Genehmigung vorzulegen 
und die Entscheidung der Staatsregierung der Anmeldung zur 
Eintragung in das Handelsregister beizufügen. 

Insbesondere bedürfen Beschlüsse der Gesellschaft, 
welche die Übernahme des Betriebs auf anderen Eisen- 
bahnen, die Übertragung des Betriebs der eigenen Bahn an 
andere, die Auflösung der Gesellschaft oder die Verschmelzung 
mit einer anderen Gesellschaft aussprechen, oder durch welche 
sonst die Bahnanlage oder deren Betrieb aufgegeben werden 
soll, zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung der Königlichen 
Staatsregierung. 

Diese Genehmigung ist auch zur Aufhebung derjenigen Be- 
schlüsse früherer Generalversammlungen erforderlich, welche 
vom Staate genehmigt waren. 

VI. Für den Bau und Betrieb der Bahn sind die Bahn- 
ordnung für die Nebeneisenbahnen Deutschlands... maß- 
gebend. Die Spurweite der Bahn soll 1,435 m betragen. 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


VII. Für den Bau 
stimmungen: 

1. Der Staatsregierung bleibt vorbehalten: 

die Feststellung der Bahnlinie in ihrer vollständigen 

Durchführung durch alle Zwischenpunkte, 
die Bestimmung der Zahl und der Lage der Stationen, 
die Feststellung der Entwürfe aller für den Betrieb der 
Bahn bestimmten baulichen Anlagen und Ein- 
richtungen, -sowie die Feststellung der Entwürfe für 
die Betriebsmittel und ihrer Anzahl. 

Dem Staate bleibt für alle durch die Ausführung der 
genehmigten Entwürfe bedingten Benachteiligungen 
seines Eigentums oder seiner sonstigen Rechte der An- 
spruch auf vollständige Entschädigung nach Maßgabe der 
gesetzlichen Bestimmungen gegen den Konzessionar vor- 
behalten. 

2. Die Bahn von Treuenbrietzen nach Neustadt a. D. muß so 
gebaut und ausgerüstet werden, daß die Überführung von 
Personenzügen mit 110 Achsen mittels schwerer Loko- 
motiven in zweistündiger Aufeinanderfolge nach beiden 
Richtungen möglich ist und ihre Einführung in die An- 
schlußbahnhöfe selbständig erfolgt. 

3. Der Konzessionar hat allen Anordnungen, welche wegen 
polizeilicher Beaufsichtigung der beim Bahnbau be- 


insbesondere gelten folgende Be- 


schäftigten Arbeiter getroffen werden mögen, nachzu- 
kommen. 
4. Die Vollendung und Inbetriebnahme der Bahn muß 


längstens binnen drei Jahren nach Eintragung der Gesell- 
schaft in das Handelsregister gemäß Artikel XVIII dieser 
Urkunde erfolgen. 

Für die Vorlage der ausführlichen Bauentwürfe, sowie 
für die Inangriffnahme, die Fortführung, die Vollendung 
und Inbetriebnahme der einzelnen Strecken und Bauwerke 
der Bahn können vom Minister der öffentlichen Arbeiten 
besondere Fristen festgesetzt werden. 


5. Für den Fall, daß der Konzessionar mit der Erfüllung der 
ihm mit Bezug auf den Balınbau obliegenden Ver- 
pflichtungen, insbesondere der rechtzeitigen plan- und 
anschlagsmäßigen Ausführung und Ausrüstung der Bahn 
in Verzug kommen sollte, ist er zur Zahlung einer Strafe 
von 5 Prozent des auf 12954000 Mark festgesetzten Bau- 
kapitals mit der Maßgabe verpflichtet, daß die Ent- 
scheidung darüber, ob und bis zu welchem Betrage die 
Strafe als verfallen anzusehen ist, mit Ausschluß des 
Rechtswegs dem Minister der öffentlichen Arbeiten zu- 
steht. 

(Sicherheit in Höhe von 5% des Baukapitals zu bestellen.) 


6. Falls die festgesetzte allgemeine Baufrist oder eine der 
von dem Minister der öffentlichen Arbeiten festgesetzten 
besonderen Baufristen nicht innegehalten wird, kann nicht 
nur die bezeichnete Strafe eingezogen, sondern auch die 
erteilte Konzession durch landesherrlichen Erlaß zurück- 
genommen und die im $ 21 des Gesetzes vom 3. No- 
vember 1838 vorbehaltene Versteigerung der vorhandenen 
Bahnanlagen eingeleitet werden. Sofern die Staats- 
regierung von dem Vorbehalte der Versteigerung der 
Bahnanlagen Gebrauch zu machen beabsichtigt, soll je- 
doch die Zurücknahme der Konzession nicht vor Ablauf 
der in dem angezogenen $ 21 festgesetzten Schlußfrist 
erfolgen. 


IX. Für den Betrieb 
stimmungen: 


1. Die Feststellung und die Abänderung des Fahrplans erfolgt 
unter den nachfolgenden Beschränkungen durch die 
staatliche Aufsichtsbehörde. Der Konzessionar soll nicht 
verpflichtet sein, zur Vermittlung des Personenverkehrs 
mehr als zwei Wagenklassen in die Züge einzustellen. 
Auch soll derselbe, solange die Bahn nach dem hierfür 


insbesondere gelten folgende Be- 


Eisenbahnrecht. 


allein maßgebenden Ermessen der Aufsichtsbehörde vor- 
wiegend von nur örtlicher Bedeutung ist, nicht angehalten 
werden können, mehr als täglich zwei der Personen- 
beförderung dienende Züge in jeder Richtung zu fahren. 
Die Feststellung des Fahrplans derjenigen Züge, welche 
der Konzessionar freiwillig über die Zahl 2 hinaus ver- 
kehren läßt, wird bei Wahrung der bahnpolizeilichen Vor- 
schriften dem Ermessen des Konzessionars überlassen. 

. Für die ersten 5 Jahre nach dem auf die Eröffnung der 
Bahn folgenden 1. Januar bleibt dem Konzessionar die Be- 
stimmung der Preise sowohl für den Personen- als für den 
Güterverkehr überlassen. Für die Folgezeit unterliegt die 
Feststellung und die Abänderung des Tarifs der Genehmi- 
gung der staatlichen Aufsichtsbehörde. In betreff des 
Güterverkehrs werden jedoch nach Ablauf jenes 5 jährigen 
Zeitraums, solange die Bahn nach dem hierfür allein ent- 
scheidenden Ermessen der Aufsichtsbehörde vorwiegend 
von nur örtlicher Bedeutung ist, wiederkehrend von 5 zu 
5 Jahren Höchsttarifsätze für die einzelnen Güterklassen 
unter Berücksichtigung der finanziellen Lage des Unter- 
nehmens von dem Minister der öffentlichen Arbeiten fest- 
gestellt. Dem Unternehmer bleibt überlassen, nach Maß- 
gabe der reichs- und landesgesetzlichen Vorschriften 
innerhalb der Grenzen dieser Höchstsätze die Sätze für 
die Tarifklassen nach eigenem Ermessen festzusetzen 
und Erhöhungen wie Ermäßigungen der Tarifklassensätze 
ohne die Zustimmung der Aufsichtsbehörde vorzunehmen. 

Auch ist der Konzessionar verpflichtet, das jeweilig auf 

den preußischen Staatseisenbahnen bestehende Tarif- 
system anzunehmen und hinsichtlich der Einrichtung 
direkter Tarife die für die preußischen Staatseisenbahnen 
jeweilig bestehenden allgemeinen Grundsätze zu befolgen, 
wenn und soweit solches von dem Minister der öffent- 
lichen Arbeiten für erforderlich erachtet wird. 
. Der Konzessionar hat mit der Eröffnung des Betriebes der 
ganzen Bahn einen Erneuerungsfonds und neben dem im 
§ 262 des Handelsgesetzbuchs vom 10. Mai 1897 (Reichs- 
Gesetzbl. S. 219) vorgeschriebenen Reservefonds (Bilanz- 
Reservefonds) einen Spezial-Reservefonds nach den be- 
stehenden Normativbestimmungen und dem zur Ausführung 
der letzteren unter Genehmigung des Ministers der 
öffentlichen Arbeiten aufzustellenden, von Zeit zu Zeit der 
Prüfung zu unterziehenden Regulative zu bilden. 

Der Erneuerungs- und der Spezial-Reservefonds sind 
sowohl voneinander als auch von anderen Fonds der 
Gesellschaft getrennt zu halten. 

Der Erneuerungsfonds dient zur Bestreitung der Kosten 
der regelmäßig wiederkehrenden Erneuerung des Ober- 
baues und der Betriebsmittel. 


In den Erneuerungsionds fließen: 


a) der Erlös aus den entsprechenden abgängigen 
Materialien; 
b) eine den Betriebseinnahmen alljährlich zu ent- 


nehmende Rücklage, deren Höhe durch das Regulativ 
festgesetzt wird; 

c) die Zinsen des Erneuerungsionds. 

Der Spezial-Reservefonds dient zur Bestreitung von 
solchen durch außergewöhnliche Elementarereignisse und 
größere Unfälle hervorgerufenen Ausgaben, ‘welche er- 
forderlich werden, damit die Beförderung mit Sicherheit 
und in der, der Bestimmung des Unternehmens ent- 
sprechenden Weise erfolgen kann. 

In den Spezial-Reservefonds fließen: 

a) der Betrag der nach dem Gesellschaftsvertrage ver- 
fallenen, nicht ers Gewinnanteile und 
Zinsen; 

b) eine im Msile festzusetzende, alljährlich den 
Betriebseinnahmen zu‘ entnehmende Rücklage; 

c) die Zinsen des Spezial-Reserveionds. 
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Erreicht der Spezial-Reserveionds die Summe von 
150000 Mark, so können mit Genehmigung des Ministers 
der öffentlichen Arbeiten die Rücklagen so lange unter- 
bleiben, als der Fonds nicht um eine volle Jahresrücklage 
wieder vermindert ist. 

Die Wertpapiere, welche zur zinstragenden Anlage der 
vereinnahmten und nicht sofort zur Verwendung ge- 
langenden Beträge zu beschaffen sind, werden durch das 
Regulativ bestimmt. 


Läßt der Überschuß eines Jahres die Deckung der 
Rücklagen zum Erneuerungs- oder Spezial-Reserveionds 
nicht oder nicht vollständig zu, so ist das Fehlende aus 
den Überschüssen des oder der folgenden Betriebsjahre zu 
entnehmen. Abweichungen hiervon sind mit Genehmigung 
des Ministers der öffentlichen Arbeiten zulässige. Für die 
Rücklagen geht der Erneuerungsfionds dem Spezial- 
Reservefonds vor. 


X. Der Konzessionar ist verpflichtet: 

a) seine Betriebsrechnung nach den vom Minister der 
öffentlichen Arbeiten zu erlassenden Vorschriften 
einzurichten, der Regierung zu der von letzterer zu 
bestimmenden Zeit den jährlichen Betriebsrechnungs- 
abschluß einzureichen und seine Kassenbücher vor- 
zulegen, 

b) der Aufstellung der Rechnung den Zeitraum vom An- 
fang April jedes Jahres bis Ende März des folgenden 
Kalenderjahrs als Rechnungsjahr zugrunde zu legen, 

c) die von den Aufsichtsbehörden zu statistischen 
Zwecken für nötig erachteten Nachweisungen, sowie 
deren Unterlagen auf seine Kosten zu beschaffen und 
den Aufsichtsbehörden in den von ihnen festgesetzten 
Fristen einzureichen. 


XI. Der Konzessionar ist verpflichtet, hinsichtlich der Be- 
setzung der Subaltern- und Unterbeamtenstellen mit Militär- 
anwärtern, insoweit sie das 40. Lebensjahr. noch nicht zurück- 
gelegt haben, die für die Staatseisenbahnverwaltung in dieser 
Beziehung und insbesondere mit Bezug auf die Ermittlung 
der Militäranwärter — bestehenden und noch ergehenden 
Vorschriften zur Anwendung zu bringen. 


Auf Verlangen des Ministers der öffentlichen Arbeiten hat 
der Konzessionar einerseits für de Beamten des Bahn- 
unternehmens — und zwar unter Heranziehung derselben zu 
Beiträgen . . . . —, andererseits für die Arbeiter Pensions-, 
Witwen- und Unterstützungskassen nach den jetzt und künftig 
bei den Staatseisenbahnen für die Gewährung von Pensionen 
und Unterstützungen bestehenden Grundsätzen einzurichten 
und zu diesen Kassen die erforderlichen Zuschüsse zu leisten. 


XII. Die Verpflichtungen des Konzessionars zu Leistungen 
für die Zwecke des Postdienstes regeln sich nach dem Eisen- 
bahn-Postgesetze vom 20. Dezember 1875 (Reichs-Gesetzbl. 
S. 318) und den dazu gehörigen Vollzugsbestimmungen, jedoch 
mit der Erleichterung, daß für die Zeit bis zum Ablaufe von 
acht Jahren vom Beginne des auf die Betriebseröffnung 
folgenden Kalenderjahrs an Stelle der Artikel 2 bis 4 des Ge- 
setzes die im Erlasse des Reichskanzlers vom 28. Mai 1879 
(Zentralblatt für das Deutsche Reich S. 380) getroffenen Be- 
stimmungen treten. 


Sofern innerhalb des vorbezeichneten Zeitraums in den 
Verhältnissen der Bahn infolge von Erweiterungen des Unter- 
nehmens oder durch den Anschluß an andere Bahnen oder aus 
anderen Gründen eine Änderung eintreten sollte, durch welche 
nach der Entscheidung der obersten Reichs-Aufsichtsbehörde 
die Bahn die Eigenschaft als Nebeneisenbahn verliert, tritt das 
Eisenbahn-Postgesetz mit den dazu gehörigen Vollzugs- 
bestimmungen ohne Einschränkung in Anwendung. 


XIII. Der Konzessionar ist verpflichtet, sich den bezüglich 
der Leistungen für militärische Zwecke bereits erlassenen 
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oder künftig für die Eisenbahnen im Deutschen Reiche er- 
gehenden gesetzlichen und reglementarischen Bestimmungen 
zu unterwerfen. 


XIV. Der Telegraphen-Verwaltung gegenüber hat der 
Konzessionar dicjenigen Verpflichtungen zu übernehmen, 
welche für die preußischen Staatseisenbahnen jeweilig gelten. 

XV. Anderen Unternehmern bleibt sowohl der Anschluß 
an die Bahn mittels Zweigbahnen, als die Mitbenutzung der 
Bahn ganz oder teilweise gegen zu vereinbarende, nötigenfalls 
vom Minister der öffentlichen Arbeiten festzusetzende Fracht- 
oder Bahngeldsätze vorbehalten. 

XVI. Nach Eröffnung des Betriebs ist der Konzessionar 
zur Änderung und Erweiterung der Bahnanlagen, sowie zur 
Vermehrung der Gleise auf den Bahnhöfen und der freien 
Strecke verpflichtet, sofern und soweit der Minister der 
öffentlichen Arbeiten solches im Verkehrsinteresse oder im 
Interesse der Betriebssicherheit oder im Interesse der Landes- 
verteidigung für erforderlich erachtet. Soweit diese Anforde- 
rungen lediglich im Interesse der Landesverteidigung erfolgen, 
sind die desfallsigen Kosten dem Konzessionar zu erstatten, 
wenn nicht im Wege der Gesetzgebung andere, für den Kon- 
zessionar alsdann maßgebende Bestimmungen (vergl. Artikel I) 
getroffen werden. Im übrigen fallen die betreffenden Kosten 
dem Konzessionar zur Last. 


XVII. Sollten nach dem Ermessen des Ministers der 
öffentlichen Arbeiten oder der obersten Reichs-Aufsichts- 
behörde die Voraussetzungen wegfallen, unter denen auf die 
Bahn bei ihrer Konzessionierung die Anwendung der Bahn- 
ordnung für die Nebeneisenbahnen Deutschlands für statthaft 
erklärt ist (vergl. Artikel XII am Schlusse), so ist der Kon- 
zessionar verpflichtet, auf Erfordern des bezeichneten Ministers 
die baulichen Einrichtungen und den Betrieb der Bahn nach 
Maßgabe der für Haupteisenbahnen bestehenden Bestim- 
mungen den desfallsigen Anordnungen des Ministers ent- 
sprechend umzuändern. Kommt der Konzessionar dieser Ver- 
pflichtung innerhalb der ihm dieserhalb gesetzten Frist nicht 
nach, so hat er auf Verlangen der Staatsregierung das 
Eigentum der Bahn nebst allem Zubehör gegen Gewährung 
der in Nr. 4 unter a, b und c des $ 42 des Eisenbahngesetzes 
vom 3. November 1838 bezeichneten Entschädigung, min- 
destens aber gegen Zahlung des auf den Bau der Bahn ver- 
wendeten Anlagekapitals an den Staat oder einen von der 
Staatsregierung zu bezeichnenden Dritten abzutreten. 


XVII. Die Aushändigung einer Ausfertigung dieser Kon- 
zessionsurkunde sowie ihre Veröffentlichung nach Vorschrift 
des Gesetzes vom 10. April 1872 (G.-S. S. 357) erfolgt erst, 
nachdem die Zeichnung sämtlicher Aktien durch Vorlegung 
beglaubigter Zeichnungsscheine dem Minister der öffentlichen 
Arbeiten nachgewiesen und zugleich die Kreditfähigkeit der 
Zeichner von ihm als genügend bescheinigt befunden ist, 
nachdem der Staatsregierung der mit den Konzessions- 
bedingungen in volle Übereinstimmung zu setzende Gesell- 
schaftsvertrag vorgelgt und diese Übereinstimmung nach- 
gewiesen ist, nachdem ferner die unter Artikel VIII Nr. 5 ge- 
forderte Sicherheit geleistet und nachdem endlich die Gesell- 
schaft rechtzeitig und rechtsgültig errichtet ist. 


In letzterer Beziehung wird bestimmt, daß binnen einer 
von heute ab zu berechnenden sechsmonatigen Ausschlußfrist 
die Eintragung der Gesellschaft auf Grund des von der 
Staatsregierung als mit der Konzession übereinstimmend be- 
fundenen Gesellschaftsvertrags in das Handelsregister bewirkt 
werden muß, zu welchem Zwecke dem Gerichte bei der An- 
meldung zur Eintragung eine beglaubigte Abschrift der Kon- 
zessionsurkunde und die Erklärung der Staatsregierung be- 
treffs jener Übereinstimmung vorzulegen sind. 

Wird diese Eintragung binnen der vorbezeichneten Frist 
nicht herbeigeführt, so ist die gegenwärtig erteilte Konzession 
ohne weiteres erloschen, in welchem Falle jedoch die hinter- 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


legten Barbeträge oder Wertpapiere zurückgegeben werden 
sollen. 


Eine Beschränkung der Konzessionsdauer ist in 
Preußen nicht üblich, weil schon auf Grund des Eisen- 
bahngesetzes der Staat berechtigt ist, nach Ablauf 
einer bestimmten Betriebszeit die Bahn anzukaufen. 
Gleiches gilt für Sachsen und Württemberg. In den 
anderen Staaten wird die Konzession meist nur auf 
Zeit, in Bayern und Hessen auf 99 Jahre erteilt. 


Wünscht zum Bahnbau ein fremder 
Staat zugelassen zu werden, so ent- 
spricht es den Gepflogenheiten, daß die Zulassung 
nicht im Wege der Konzessionierung, sondern durch 
einen Staatsvertrag erteilt wird. 


Diesen schließen die Staaten untereinander ab, wenn es 
nur deutsche Bundesstaaten sind. Ist ein außerdeutscher Staat 
beteiligt, so tritt auf deutscher Seite das Reich als Kontrahent 
auf. Inhaltlich unterscheiden sich solche Staatsverträge von 
den Konzessionen schon aus dem Grunde, weil einem anderen 
Staate gegenüber die obrigkeitlichen Machtmittel nicht in dem 
gleichen Umfange und der gleichen Form angewendet werden 
können wie gegenüber einer Aktiengesellschaft. 

Kleinbahnen werden nach dem preußischen Kleinbahn- 
gesetze nicht vom Könige konzessioniert, sondern von einer 
Provinzial- oder Lokalbehörde „genehmigt“. Bei Betrieb mit 
Maschinenkraft, also- z. B. bei elektrischen, nicht aber bei 
Pferdebahnen, wirkt auch die Eisenbahnbehörde mit. Der 
Genehmigung geht eine polizeiliche Prüfung des Projekts 
voraus. In Baden werden auch Kleinbahnen von der 
Ministerialinstanz genehmigt. 


Staatsverträge. 


Durch die Konzessionserteilung 
wird der Beliehene verpflichtet, 
die Bahn unter Beachtung der allgemeinen Rechts- 
vorschriften und der besonderen Konzessionsbedin- 
gungen herzustellen und zu betreiben. Darüber zu 
wachen, daß er diesen Verpflichtungen gerecht wird, 
ist Sache der Fisenbahnaufsicht. 

Wir wissen schon, daß von Reichs wegen eine 
Behörde zur Beaufsichtigung aller deutschen Eisen- 
bahnen eingesetzt ist: das Reichs-Eisenbahnamt. 
Dessen Aufsichtstätigkeit ist aber auf die Kontrolle 
darüber beschränkt, daß die Eisenbahnverwaltungen 
den Verpflichtungen nachkommen, die ihnen durch 
das Reichsrecht auferlegt werden. 


Das Amt hat beispielsweise darüber zu wachen, daß bei 
der baulichen Anlage, der Konstruktion der Fahrzeuge, der 
Durchführung des Betriebs die Vorschriften der Bau- und 
Betriebsordnung beobachtet werden, daß die Betriebsbeamten 
die reichsrechtlich vorgeschriebene Befähigung besitzen, daß 
im Transportgeschäfte den Bestimmungen der Verkehrs- 
ordnung gemäß verfahren wird. 

Daneben her gehen aber zahlreiche Obliegen- 
heiten der Eisenbahnverwaltung, die sich aus dem 


Landesrecht ergeben, 

namentlich die Innehaltung der Konzessionsbedingungen, 
z. B. die rechtzeitige Fertigstellung der Bahn, die Einrichtung 
der in der Konzession verlangten Fürsorgekassen für das 
Personal, die ordnungsmäßige Wirtschaftsführung. 

Damit hat sich nicht das Reichs-Eisenbahn- 
amt zu befassen, vielmehr gehören diese Angelegen- 
heiten zur Zuständigkeit der Landesaufsichts- 


Eisenbahnaufsicht. 


behörden, die übrigens auch auf die Durchführung der 
reichsrechtlichen Vorschriften zu halten haben, 
insofern also mit dem Reichs-Eisenbahnamt kon- 
kurrieren. 


Eine besonders organisierte Landesaufsicht 
kommt nur für solche Bahnen in Frage, die nicht vom 
beaufsichtigenden Staate selbst verwaltet werden, 
sondern sich in der Hand Dritter befinden. Für die 
eigenen Staatsbahnen — Bahnen anderer Staaten sind 
in diesem Sinne keine Staatsbahnen — fallen die Auf- 


sichtsgeschäfte in die Zuständigkeit der vorgesetzten 
Behörden. 


In früheren Jahrzehnten, als noch ein großer Teil der 
Hauptlinien Aktien-Gesellschaften gehörte, bestanden in 
Preußen Behörden, denen keine andere Aufgabe als die Fisen- 
bahnaufsicht oblag, nämlich die Eisenbahnkommissariate. Heute 
gibt es in den Bundesstaaten mit eigenem Eisenbahnbesitz 
keine Behörde dieser Art mehr, vielmehr wird allgemein die 
Staatsaufsicht von den Ministerien oder den Direktionen der 
Staatsbahnen nebenamtlich mit wahrgenommen. In Preußen 
führt die Oberaufsicht der Minister der öffentlichen Arbeiten, 
der zur unmittelbaren Überwachung der einzelnen Unter- 
nehmungen Kommissare bestellt, meist die Präsidenten der 
benachbarten Staatsbahndirektionen. In Bayern sind ein für 
allemal die Eisenbahndirektionen — ebenfalls unter Ober- 
leitung des Ministeriums — damit betraut. 

Zur Durchführung ihrer Befugnisse stehen, wie 
wenigstens für Preußen anerkannt ist, den Aufsichts- 
behörden die Zwangsmittel zu, deren sich nach den 
Gesetzen die zur Wahrnehmung der Staatshoheits- 
rechte berufenen Organe bedienen dürfen. Nament- 
lich wird ihnen die Berechtigung zugesprochen, für 
die Nichtbefolgung ihrer Anordnungen Geldstrafen 
festzusetzen. 


Auch Kleinbahnen unterstehen einer Staats- 
aufsicht. Diese wird von der Behörde 
wahrgenommen, die zur Genehmigung zuständig sein würde, 
wenn die Bahn erst neu zu genehmigen wäre — also meist von 
dem Regierungspräsidenten zusammen mit einer Königl. Eisen- 
bahndirektion. Die sogen. eisenbahntechnische Aufsicht, d. h. 
die Überwachung der Bauausführung und des eigentlichen 
Betriebes, liegt allein der Eisenbahnbehörde ob. 


Kleinbahnaufsicht. 


Von dem konzessionierten 
Unternehmer verlangt, wie 
wir gesehen haben, der Staat, daß er die Bahn 
baut und betreibt. Es versteht sich von selbst, daß 
dann auch umgekehrt der Unternehmer vom Staate 
Unterstützung da fordern darf, wo er ohne Staats- 
hilfe das Unternehmen nicht fortsetzen kann. Schon 
vor Inangriffnahme der Bauarbeiten tritt dieser Fall 
regelmäßig ein. Die Bauausführung setzt nämlich 
ein in allen Einzelheiten durchgearbeitetes Bauprojekt 
voraus. Zur Aufstellung eines solchen Projekts, den 
sogen. ausführlichen Vorarbeiten, sind Aufnahmen an 
Ort und Stelle nötig. Dabei geht es ohne das Be- 
treten, vielleicht auch Beschädigen von Grundstücken 
nicht ab, die mindestens zurzeit noch nicht dem Unter- 
nehmer gehören. An sich müßte dazu jeder Grund- 
eigentümer seine Erlaubnis geben. Diese wird aber 
durch obrigkeitliche Verfügung — ein Vorspiel der 
gleich zu besprechenden Enteignung — ersetzt. 


Ausführliche Vorarbeiten. 


Eisenbahnrecht. 
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Von ungleich größerer Wichtigkeit für 
den Eisenbahnunternehmer ist es, daß 
ihm der Staat seine Macht leiht zum Erwerbe des 
Eigentums an dem Grund und Boden, auf dem die 
Bahn angelegt werden soll. Denn daß es der Ver- 
waltung glückt, sich mit der großen Zahl aller der 
Eigentümer, deren Besitz schon eine Bahn von 
mäßiger Ausdehnung berührt, über den Grunderwerb 
zu annehmbaren Bedingungen zu einigen, wird kaum 
jemals vorkommen, ist es doch eine tägliche Er- 
fahrung, daß für Land, das zu öffentlichem Zweck 
Verwendung finden soll, Phantasiepreise verlangt 
werden, die das Unternehmen nicht tragen kann. So 
hat sich denn von Anfang an das Bedürfnis ergeben, 
die Eisenbahnen mit dem Enteignungs- oder Expro- 
priationsrecht auszustatten. Enteignung ist der Aus- 
spruch der Staatsbehörde — der Staat enteignet, 
nicht etwa der Unternehmer — daß aus Gründen des 
öffentlichen Wohles ein privates Recht dem Be- 
rechtigten entzogen und auf einen anderen übertragen 
wird. Der Hauptfall der Enteignung ist die Ent- 
ziehung des Grundeigentums im Interesse einer dem 
allgemeinen Nutzen dienenden Bauausführung, und 
von dieser Art Enteignungen entfällt wiederum die 


größte Zahl auf Zwecke der Eisenbahnen. 

In Preußen hatte schon das Eisenbahngesetz von 1838 
verfügt, daß mit der Erlangung einer Eisenbahnkonzession das 
Expropriationsrecht ohne weiteres verbunden sein sollte. 
Nachdem dann in der Verfassungsurkunde die Zulässigkeit der 
Enteignung bestätigt worden war, erging unter dem 11. Juni 
1874 für den ganzen Umfang der Monarchie das heute noch 
geltende Gesetz über die Enteignung von Grundeigentum. 
Dieses Gesetz beginnt mit der Wiederholung des Verfassungs- 
grundsatzes, daß das Grundeigentum nur aus Gründen des 
öffentlichen Wohles für ein Unternehmen, dessen Ausführung 
die Ausübung “des Enteignungsrechtes erfordert, gegen voll- 
ständige Entschädigung entzogen oder beschränkt werden 
kann. Der Regel nach bildet die Voraussetzung für die 
Zulässigkeit des Verfahrens, daß durch königliche Verordnung 
Unternehmer und Unternehmen bezeichnet werden. 

Deshalb wird jetzt auch dem konzessionierten Eisenbahn- 
unternehmer das Enteignungsrecht besonders verliehen, und 
zwar in der Konzession selbst (in den im obigen Abdrucke 
nicht mitgeteilten einleitenden Worten). Das gleiche geschieht, 
wenn der Staat an den Bau einer Staatsbahn herangeht. 


Enteignung. 


Form des Verfahrens wie Art und Höhe 
der Entschädigung sind im Gesetz 
geregelt. Zunächst wird an der Hand des Bauplanes der 
Bedarf an Gelände ermittelt und im Anschlusse daran die Ent- 
schädigung festgesetzt. Für das Verfahren bei Fisenbahnen 
ergibt sich folgender Gang: 

1. Vorläufige Feststellung des Bauplans 
Minister der öffentlichen Arbeiten, 

2. Endgültige Planfeststellung durch den Bezirksausschuß, 
gegen dessen Entscheidung Beschwerde an den Minister 
der öffentlichen Arbeiten eingelegt werden kann, 

3. Feststellung der Entschädigung durch den Bezirks- 
ausschuß, gegen dessen Entscheidung der Rechtsweg 
offensteht, 

4. Vollziehung der Enteignung. 


Über die vorläufige Planfeststellung 
4 enthält das Enteignungsgesetz 
keine weitere Vorschrift als die, daß sie eben stattfinden muß. 
Die Zuständigkeit des Ministers der öffentlichen Arbeiten ergibt 


Enteignungsverfahren. 


durch den. 


Vorläufige Planfeststellung. 
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sich aus $ 4 des Eisenbahngesetzes von 1838, der neuerdings in 
den- Verhandlungen der Parlamente eine Rolle spielt und hier 
in Kürze besprochen werden möge. 

$ 4 ermächtigt den Minister, die Bahnlinie in ihrer voll- 
ständigen Durchführung durch alle Zwischenpunkte zu 
genehmigen, und legt damit in seine Hand eine weitgehende 
Machtvollkommenheit. Der Bau einer neuen Bahn greift 
nämlich nicht nur-in das Privateigentum ein, sondern auch in 
gewisse öffentliche Einrichtungen, an denen eine Veränderung 
nur mit Genehmigung bestimmter Behörden und nach 
Abhaltung eines im (Gesetze geordneten Verfahrens vor- 
genommen werden darf: es müssen Öffentliche Wege über- 
schritten, verlegt, beseitigt werden, Wasserläufe sind zu 
überbrücken, unter Umständen gleichfalls zu verlegen, Stadt- 
bebauungspläne konkurrieren mit der Führung der Bahn- 
linie und dere. Wäre in jedem solchen Falle erst das 
allgemein vorgeschriebene Verfahren mit seinen Fristen und 
Rechtsmitteln zu Ende zu führen, so würden zahlreiche 
Behörden in Bewegung gesetzt werden, es entstände ein großer 
Aufwand an Zeit und Arbeit, die unbedingt nötige Einheitlich- 
keit und technische Vollkommenheit der Entscheidung wäre in 
Frage gestellt. 

Dem beugt $ 4 vor. Er bedeutet, daß (mit vereinzelten, 
hier nicht zu erörternden Ausnahmen) für den Bahnbau alle 
sonst zuständigen Instanzen ausgeschaltet werden, alle Vor- 
schriften über Verwaltungsstreitverfahren usw. außer Kraft 
treten und der Minister der öffentlichen Arbeiten allein als 
sachkundige Zentralstelle berufen ist, ein Machtwort zu 
sprechen, dem sich alle Beteiligten zu fügen haben. Dieses 
Machtwort ist die vorläufige Planfeststellung: — vorläufig nur 
deshalb, weil (wie wir gleich sehen werden) eine Korrektur 
im Enteignungsverfahren -möglich ist. Damit ist aber dem 
Minister zugleich eine weitgehende Verantwortlichkeit auf- 
gebürdet. Seine Sache ist es, dafür zu sorgen, daß die in 
Mitleidenschaft: gezogenen Interessen rechtzeitig zu Wort 
kommen und daß eine Lösung gefunden wird, die unter 
möglichster Schonung des Bestehenden dem neuen Unter- 
nehmen den Weg frei macht. Wie er diese Aufgabe bewältigen 
soll, überläßt ihm das Gesetz. Die Verwaltungspraxis hat die 
Lücke ausgefüllt: der an der Hand der ausführlichen Vor- 
arbeiten aufgestellte Bauentwurf wird, bevor er dem Minister 
zur Feststellung zugeht, der landespolizeilichen Prüfung durch 
den Regierungspräsidenten und die Eisenbahnbehörde unter- 
worfen. Die beteiligten Behörden und die sonstigen Inter- 
essenten sind teils schon bei der Projektbearbeitung zu hören, 
teils zu der an Ort und Stelle stattfindenden mündlichen Ver- 
Handlung heranzuziehen. Über die geäußerten Wünsche und 
Einsprüche wird dem Minister bei der Vorlage der Pläne 
berichtet. — Eine gesetzliche Regelung des Prüfungsverfahrens 
ist im Gange. 


Wie erwähnt, trifft $ 4 des Eisenbahngesetzes 
auch den Fall, daß der Bahnbau Änderungen an 
öffentlichen Wegen nötig macht. Solche Änderungen bestehen 
häufig darin, daß der Weg verlängert wird, eine bisher nicht 
vorhandene Steigung (Rampen zum Überschreiten des Bahn- 
körpers) erhält oder mittels besonderer Bauwerke über die 
‚Bahn herüber- oder unter ihr durchgeführt wird. Alsdann 
tritt eine Erschwerung in der Wegeunterhaltung ein, die sich 
in einer Steigerung der Unterhaltungskosten äußert. -Diese 
Mehrkosten dem aufzubürden, der nach dem allgemeinen 
Wegerecht zur Unterhaltung verpflichtet ist (Träger der 
Wegebaulast, meist die Gemeinde), wäre unbillig. Das 
preußische Oberverwaltungsgericht hat deshalb in zahlreichen 
Urteilen die Auffassung ausgesprochen, daß die Mehrlast in 
irgendeiner Form (Beteiligung an der Unterhaltung selbst oder 
Erstattung des Mehraufwandes) von der Eisenbahnverwaltung 
zu tragen ist. Eine andere Frage ist, wer diejenigen neuen Wege 
herzustellen hat, deren Anlage bezweckt, die Bahnstationen 
an das vorhandene Wegenetz anzuschließen: Bahnhofszufuhr- 


Wegerecht. 


wege. Die preußische Staatsbahnverwaltung pflegt das den 
Interessenten zu überlassen. Die Behörden, die mit der Aus- 
arbeitung der Eisenbahn-Baupläne befaßt sind, sollen nach 
Möglichkeit dafür sorgen, daß über die Wegefragen vor der 
vorläufigen Planfeststellung eine Verständigung mit den 
Trägern der Wegebaulast erzielt wird. 


Nachdem der Minister den Plan 
vorläufig festgestellt hat, kann das 
eigentliche Enteignungsverfahren beginnen. Sein erster Akt ist 
die endgültige (förmliche) Planfeststellung, die der Unternehmer 
unter Vorlage des Planes und genauer Bezeichnung der zu ent- 
eignenden Grundstücke beim Regierungspräsidenten beantragt. 
Der Plan wird in jeder Gemeinde öffentlich ausgelegt, alle Be- 
teiligten können Einwendungen erheben, die nachher in einem 
Termine, nötigenfalls an Ort und Stelle, unter Zuziehung des 
Unternehmers und des Gemeindevorstehers erörtert werden. 
Alsdann erläßt der Bezirksausschuß den Planfeststellungs- 
beschluß, in dem die der Enteignung unterliegenden Grundstücke 
angegeben sind und über die Einwendungen entschieden wird. 


Förmliche Planieststellung. 


Die Einwendungen beziehen sich namentlich 
auf die sogen. Nebenanlagen, d. h. Wege, 
Brückenanlagen, Einfriedigungen und ähnliche Einrichtungen, 
welche die angrenzenden Grundbesitzer vor Schädigung durch 
Bau und Betrieb der Bahn möglichst bewahren oder auch Ge- 
fährdungen oder Beeinträchtigungen des öffentlichen Verkehrs 
vorbeugen sollen. 

Wenn beispielsweise nach dem Plane ein Grundstück durch 
den Bahnkörper von der Straße abgeschnitten wird, so kann der 
Bahnkörper verschoben, die Straße verlegt oder ein neues 
Wegestück vorgesehen und dadurch die Abschneidung ver- 
hindert oder ein nicht zu vermeidender Umweg verkürzt werden. 
Zweckmäßige Gestaltung dieser Nebenanlagen kommt dem 
Unternehmer selbst zugute, indem sie unter Umständen Nach- 
teile verhütet, für die er sonst hohe Entschädigungen zu zahlen 
hätte. — Aber auch hier hat der Minister der öffentlichen 
Arbeiten das letzte Wort, indem an ihn die Beschwerde gegen 
den Planfeststellungsbeschluß des Bezirksausschusses geht. 


Nebenanlagen. 


So läßt sich der erste Abschnitt 
der Enteignung als eine in gesetz- 
liche Formen gekleidete Wiederholung des Verfahrens zur vor- 
läufigen Planfeststellung bezeichnen, die sich zwar in engerem 
Rahmen bewegt, in diesem aber eine verstärkte Gewähr für den 
Schutz aller beteiligten Interessen bietet. Da zugleich jetzt end- 
gültig feststeht, was für das neue Unternehmen enteignet werden 
soll, ist nunmehr die Grundlage zur Bemessung der Ersatz- 
leistung für das zu enteignende Gelände, für das Verfahren zur 
Feststellung der Entschädigung, geschaffen. In seinem Aufbau 
gleicht dieses der Planfeststellung: Voraussetzung ist, daß der 
Unternehmer beim Regierungspräsidenten. einen Antrag stellt, 
aus dem die Entschädigungsempfänger, also die Eigentümer und 
sonstige Realberechtigte, zu ersehen sind. Wiederum findet eine 
mündliche Verhandlung unter Zuziehung der Interessenten statt, 
diesmal aber im Beisein von Sachverständigen, die alsdann ihr 
Gutachten über die Höhe der Entschädigung abgeben. Darauf- 
hin setzt der Bezirksausschuß die Entschädigung durch einen 
Beschluß fest, der binnen 6 Monaten im ordentlichen Rechtsweg 
angefochten werden kann, so daß die Schlußentscheidung in die 
Hände der Gerichte gelegt ist. 

Die Entschädigung ist in Geld zu leisten. Verpflichtet dazu 
ist der Unternehmer, empfangsberechtigt grundsätzlich der 
Eigentümer. Der Geldbetrag richtet sich nach dem vollen Werte 
des Grundstücks. f f 


Entschädigungsfeststellung. 


Tellınleiinung Wird aber die Landfläche, die der Unternehmer 

` braucht, für sich allein abgeschätzt, so kann 
der Eigentümer großen Schaden erleiden, wenn diese Fläche 
nicht sein ganzes Besitztum, sondern nur einen Teil eines ihm 
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gehörigen größeren Wirtschaftsbereichs bildet. Wenn beispiels- 
weise die Eisenbahn ein ländliches Grundstück in der Mitte 
durchschneidet, so beansprucht sie vielleicht nur einen Streifen 
Ackerland, der für sich allein einen geringen Wert besitzt, zu- 
gleich zerstört sie aber den bisherigen Zusammenhang des ge- 
samten Grundstückes, Diese Störung und die mit ihr ver- 
bundene Wirtschaftserschwerung muß mit entschädigt werden. 


Ähnlich liegt die Sache, wenn ein Bauplatz durch den Bahn-. 


körper zerstückelt wird. Mitunter wirkt die Zerstückelung so, 
daß der verbleibende Rest nicht mehr in der bisherigen Weise 
benutzt werden kann. In solchen Fällen, z. B. wenn ein Teil 
eines Hauses abgebrochen werden muß, kann der Eigentümer 
verlangen, daß der Unternehmer das ganze Grundstück ver- 
gütet. Gerade bei Eisenbahnbauten tritt ferner oft der Fall ein, 
daß der Restbesitz durch den Charakter des Unternehmens 
entwertet wird, für das die Enteignung stattfindet. Man stelle 
sich z. B. vor, daß die Stadtbahn auf hohem Damme durch den 
Garten eines Mietshauses geführt wird. Auch das ist (wenigstens 
in der Regel) bei der Schadensabschätzung zu berücksichtigen. 


Steht die Entschädigung endgültig 
fest, d. h. ist der Rechtsweg gar 
nicht erst beschritten worden oder schon erledigt, so kann die 
Vollziehung der Enteignung erfolgen. 

Da aber der Übereignung die wirkliche Leistung der Ent- 
schädigung vorangehen soll, so hat der Unternehmer nachzu- 
weisen, daß er die festgesetzte Summe an die Berechtigten aus- 
gezahlt oder für die Berechtigten hinterlegt hat. Hinterlegung ist 
namentlich für den Fall vorgeschrieben, daß das Grundstück mit 
Hypotheken oder ähnlichen Verpflichtungen belastet ist, also 
wirtschaftlich nicht dem Eigentümer allein gehört. Sobald jener 
Nachweis geführt ist, spricht der Bezirksausschuß die Ent- 
eignung aus, und daraufhin kann sich der Unternehmer in den 
Besitz des Grundstücks setzen. Mit der Enteignung gehen der 
Regel nach alle Hypotheken und sonstigen Lasten des Grund- 
stücks unter, der Unternehmer erhält also freie Verfügung über 
das Grundstück, und die Realberechtigten werden auf die hinter- 
legte Entschädigung verwiesen. 


Vollziehung der Enteignung. 


Ein gerichtlicher Prozeß um die Höhe der Ent- 
schädigung kann aber Jahre hindurch dauern, 
und so lange darf die Ausführung eines gemeinnützigen Unter- 
nehmens nicht verzögert werden. Deshalb ist für dringliche 
Fälle ein abgekürztes Verfahren zugelassen. 

Der Bezirksausschuß kann nämlich anordnen, daß es für die 
Enteignung genügt, wenn der Ausgang des Prozesses nicht erst 
abgewartet, sondern sogleich die Summe gezahlt oder hinterlegt 
wird, auf die der Bezirksausschuß selbst in seinem Beschlusse 
die Entschädigung vorläufig festgesetzt hat. Dem Rechtswege 
bleibt es dann überlassen, die Entschädigung anderweit zu regu- 
lieren. Eisenbahnen sollen stets als dringliche Unternehmen in 
diesem Sinne behandelt werden. 


Dringlichkeit. 


Mit dem vorstehend dar- 
gestellten preußischen 
Rechte stimmt im allgemeinen, namentlich im Aufbau des Ver- 
fahrens, das Enteignungsgesetz für Baden überein, ebenso das 
württembergische Gesetz. Jedoch wird in letzterem die Ent- 
eignung stets nach Zahlung oder Hinterlegung der vorläufig 
festgestellten Entschädigung ausgesprochen und bei Fällen be- 
sonderer Dringlichkeit die Verbindung von Plan- und Ent- 
schädigungsfeststellung zugelassen. Diese Verbindung tritt in 
Hessen stets ein. Dringliche Fälle werden hier in der Weise be- 
schleunigt, daß die Besitzeinweisung schon vor Feststellung der 
Entschädigung erfolgt, wenn der von einer Lokalkommission 
abgeschätzte Betrag hinterlegt wird, in jedem Falle aber genügt 
Hinterlegung der vorläufig festgestellten Summe. Im König- 
reiche Sachsen, wo der Privatunternehmer noch vor Verleihung 
des Enteignungsrechts Sicherheit für die Erfüllung seiner Ent- 
schädigungspflicht leisten muß, findet ein besonderes, dem 


Außerpreußische Enteignungsgesetze. 


i Eisenbahnrecht. 


preußischen ähnliches Planfeststellungsverfahren statt. Die 
administrative Feststellung der Entschädigung erfolgt in einem 
Enteignungstermin und wird nach Vollendung der Anlage, für 
welche die Enteignung stattfindet, in einem Schlußverfahren 
nachgeprüft. Unter gewissen Bedingungen kann der Unter- 
nehmer sofortige Überweisung verlangen. 

Auf wesentlich anderer Grundlage beruht das Recht Elsaß- 
Lothringens, wo in der Hauptsache noch die französische Ge- 
setzgebung gilt. Der Verleihung des Enteignungsrechtes geht 
hier ein an die landespolizeiliche Prüfung in Preußen erinnern- 
des Verwaltungs-Vorverfahren (Enquête préalable) voran. Ist 
sodann durch Gesetz oder Kaiserliche Verordnung das Unter- 
nehmen für gemeinnützig erklärt, so findet die sogen. Grund- 
erwerbs-Enqu&te statt, nach deren Beendigung der Bezirks- 
präsident einen Abtretbarkeitsbeschluß erläßt und das Gericht 
durch Urteil die Enteignung ausspricht. Die Entschädigung wird 
durch eine Geschworenenbank, in dringlichen Fällen vorläufig 
durch das Gericht festgesetzt. Nach ihrer Zahlung oder Hinter- 
legung tritt die Besitzeinweisung ein. Das Vorverfahren und 
der Abtretbarkeitsbeschluß finden sich auch im bayerischen 
Rechte. Aus dessen Bestimmungen sei hier noch erwähnt, daß 
für. Eisenbahnunternehmer das Enteignungsrecht mit der Kon- 
zessionserteilung verbunden ist, die Entschädigung durch eine 
Verwaltungsbehörde vorläufig festgestellt und die Enteignung 
selbst schon nach Zahlung oder Hinterlegung dieser vorläufig 
festgestellten Entschädigung ausgesprochen wird. 


Überall ist das Ziel des 
Enteignungsverfahrens und 
der Erfolg seiner Durch- 
führung, daß der Unternehmer ein von privatrecht- 
lichen Lasten freies Eigentum erlangt, also unbe- 
hindert durch privatrechtliche Beanstandungen die 
enteigneten Grundstücke für Zwecke seines Unter- 
nehmens ausnutzen kann. Aber auch nur im Interesse 
dieser Verwendung stellt ihm der Staat seine Macht- 
mittel zur Verfügung. Werden die Grundstücke in 
der Folge für das Unternehmen nicht mehr gebraucht, 
so steht, wenn sie der Unternehmer veräußern will, 
dem früheren Eigentümer ein Vor- oder Wieder- 
kaufsrecht zu. Andererseits hält der Staat, solange 
sie dem öffentlichen Verkehrsunternehmen dienen, 
seine Hand über ihnen. Sie sind dem freien Privat- 
rechtsverkehr entzogen, d. h. sie dürfen nicht beliebig 
verkauft oder verpfändet werden, es kann niemand 
unter Berufung auf Eigentum oder sonstiges privates 
Recht vom Eisenbahnunternehmer ihre Herausgabe 
verlangen. 

Gleichgültig ist dabei, auf welche Weise sich die Eisenbahn 
seinerzeit den Besitz des Grundstücks verschafft hat, ınd selbst 
wenn es (was manchmal vorkommen soll) dabei nicht mit 
rechten Dingen zugegangen ist, so kann sich der Anspruch des 
Eigentümers nur auf Schadensersatz richten. Ferner 
brauchen, ihres öffentlichen Charakters wegen, Grundstücke der 
Eisenbahnen nicht im Grundbuch eingetragen zu sein. 

Einen ähnlichen Rechtsschutz genießen die „Fahr- 
betriebsmittel“ (Lokomotiven, Wagen und Zubehör) 
der Eisenbahnen. 

Ein besonderes Reichsgesetz bestimmt, daß sie von der 
ersten Einstellung in den Betrieb bis zur endgültigen Aus- 
scheidung aus den Beständen keiner Pfändung unterworfen sind. 
Für die im Inlande verkehrenden ausländischen Betriebsmittel 
gilt dasselbe, sofern Gegenseitigkeit verbürgt ist (was z. B. auf 
Österreich zutrifft). Außerdem enthält das Internationale Über- 


Rechtsverhältnisse des 
Eisenbahneigentums. 
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einkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr Vorschriften, die 
in jedem Staate die Pfändung fremden rollenden Materials an 
bestimmte Voraussetzungen knüpfen. 


Der Grundsatz, daß alles Bahn- 
eigentum sakrosankt ist, trägt aber 
auch eine Gefahr in sich. Wird nämlich das Ver- 
mögen einer Eisenbahngesellschaft gegen jeden Zu- 
griff eines Gläubigers abgesperrt, so bedeutet das für 
sie eine Krediterschwerung. Mochte das in den 
Glanzzeiten der großen Privatbahnen hingehen, so 
wurde doch der Nachteil empfindlich, als der Staat 
die wichtigen Linien in eigenen Betrieb nahm und das 
Privatkapital auf Neben- und Kleinbahnen verwies. 
Hauptsächlich diesem Übelstande verdankt das preu- 
Rische Gesetz über die Bahneinheiten seine Ent- 
stehung. 


Es faßt alle Vermögenswerte, die dem Unternehmen einer 
Privateisenbahn oder einer Kleinbahn gewidmet sind, — Grund- 
stücke, Fonds, Schuldforderungen, Rollmaterial, Inventar usw. — 
zu einem Rechtsganzen: Bahneinheit zusammen, das unter be- 
stimmten Voraussetzungen als Ganzes veräußert, z. B. auch 
verpfändet werden kann. Formell gilt die Bahneinheit als ein 
Grundstück, es wird für sie zum Zwecke der nötigen Ein- 
tragungen, z. B. einer Hypothekeneintragung, nach dem Muster 
der allgemeinen Grundbücher ein Bahngrundbuch angelegt. So 
wird ermöglicht, daß Teilschuldverschreibungen auf den In- 
haber (Obligationen) ausgegeben werden, für die das ganze 
Unternehmen zum Pfande gesetzt ist. Solange das Unter- 
nehmen im Betriebe steht, wird es durch eine Reihe von Ver- 
äußerungsbeschränkungen für die Pfandgläubiger (und zugleich 
im Interesse des öffentlichen Verkehrs, dem es dient) zusammen- 
gehalten. Erlischt die Konzession, so findet ein besonderes 
Liquidationsverfahren zur Befriedigung der Piandgläubiger statt. 
— Auch für. Württemberg ist ein Bahneinheitsgesetz erlassen. 


Bahneinheiten. 


Soweit also Grundstücke und beweg- 
liche Sachen dem Bahnbetrieb un- 
mittelbar dienen, kann sie ihm niemand auf Grund 
seines Privatrechts entziehen. Um ihren Betrieb 
durchführen zu können, bedürfen aber die Eisen- 
bahnen einer privatrechtlichen Sonderstellung, die 
darüber hinaus noch fremdes Eigentum ergreift. 


Denn nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen kann jeder 
Grundeigentümer den Nachbarn Einwirkungen auf sein Grund- 
stück verbieten, die ihn gefährden oder über ein gewisses Maß 
hinaus belästigen. Einwirkungen, die die Grenze des hiernach 
Erlaubten übersteigen, z. B. erhebliche Erschütterungen, Getöse, 
Qualm, Funkensprühen, lassen sich aber beim Eisenbahnbetriebe 
nicht vermeiden. Damit also die Eisenbahn fahren kann, bleibt 
nichts übrig, als daß in ihrem Interesse jenes normale Verbots- 
recht des Anliegers außer Kraft gesetzt und in einen Anspruch 
auf Schadenersatz umgewandelt wird. Natürlich kann dieser 
Anspruch nicht nochmals erhoben werden, wenn er schon, wie 
oben angedeutet, im Enteignungsverfahren bei Bemessung der 
Entschädigung berückschtigt worden ist. 


3 Auch 
Strafrechtlicher Schutz. adèn 


Nachbarrecht. 


im Strafgesetzbuch 
sich Vorschriften zum 
Schutze der Eisenbahn und ihres Betriebs. 
Vorsätzliche Beschädigung einer Eisenbahn wird schwerer 
bestraft als gewöhnliche Sachbeschädigung. Ferner ist vorsätz- 
liche und fahrlässige Gefährdung des Eisenbahntransports, z. B. 
durch Beschädigung der Bahnanlage oder durch falsche Signale, 
besonders unter Strafe gestellt. Betriebsbeamte der Eisenbahn, 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


die durch Vernachlässigung der ihnen obliegenden Pflichten 
einen Transport in Gefahr setzen, z. B. einem Zuge das Ein- 
fahrtssignal geben, obwohl ein anderer Zug auf dem Einfahr- 
gleise steht, werden mit Gefängnis oder Geldstrafe bedroht und 
können zugleich vom Gerichte für unfähig zur Beschäftigung im 
Eisenbahndienst erklärt werden. Diebstahl an Reisegepäck oder 
sonstigen Beförderungsgegenständen gilt unter bestimmten Vor- 
aussetzungen als schwerer Diebstahl. 


Den eigenartigen Bedürfnissen des 
Eisenbahnverkehrs ist die Einrichtung 
der Bahnpolizei entsprungen. Man versteht darunter 
die obrigkeitliche Fürsorge für Sicherheit und Ord- 
nung im Betrieb und Verkehr der Eisenbahnen. Sie 
bildet einen Zweig des Polizeiwesens, der nicht von 
den Behörden und Beamten der allgemeinen Polizei 
wahrgenommen wird, sondern in die Hand besonderer 
Organe gelegt ist. In erster Linie stehen ihr die 
Eisenbahnverwaltungen selbst als Verpflichtete gegen- 
über, indem sie darüber zu wachen haben, daß bei 
der Anlage und Unterhaltung der Bahn wie beim 
Fahrbetriebe die Vorschriften beobachtet werden. In- 
soweit fällt die Bahnpolizei mit der staatlichen Eisen- 
bahnaufsicht zusammen und wird sie von den oben 
genannten Behörden versehen, die vom Reiche und 
von den Bundesstaaten zur Beaufsichtigung der 
Eisenbahnen bestellt sind. Aber auch an das Publi- 
kum, mag es die Eisenbahn als Verkehrsmittel be- 
nutzen oder sonst mit ihr in Berührung kommen, 
richten sich gewisse Vorschriften, die der Sicherheit 
und Ordnung des Betriebs und Verkehrs auf den 
Eisenbahn zu haften; das nähere hierüber siehe 
stimmungen der Bau- und Betriebsordnung über das 
Betreten und Überschreiten der Bahnanlagen, ferner 
Anordnungen der Landesbehörden oder auch der 
Bahnverwaltungen über das Verhalten des Publikums. 


Bahnpolizei. 


Die Innehaltung dieser Vor- 
schriften durchzuführen, ist 
Aufgabe der Bahnpolizeibeamten. Als solche sind 
durch die Bau- und Betriebsordnung ein für allemal 
die Personen bestellt, die von den Bahnverwaltungen 
selbst zur Beaufsichtigung oder Ausübung bestimmter 
Tätigkeiten im Betriebsdienste verwendet werden, 
z. B. das Stationspersonal (auch Portiers und Bahnsteig- 
schaffner), das ganze Fahrpersonal (Lokomotivführer, Heizer, 
Zugführer, Schaffner usw.), die Bahnwärter, ferner die Auf- 
sichtsbeamten für alle diese Dienstzweige (Kontrolleure, Inspek- 
toren usw.). Dabei macht es keinen Unterschied, ob die Bahn 
Staats- oder Privatbahn ist und ob die Angestellten als Beamte 
im eigentlichen Sinne anzusehen sind oder nicht. Es genügt viel- 
mehr, daß der Mann von der Verwaltung in einer der an- 
gegebenen Tätigkeiten beschäftigt wird, nur muß er als Bahn- 
polizeibeamter vereidigt oder durch Handschlag verpflichtet 
sein. Beispielsweise ist der Schaffner der Paulinenaue-Neu- 
ruppiner Bahn in seinem Geschäftsbereich ebensogut Polizei- 
beamter wie der Berliner Schutzmann, und wer sich an ihm 
vergreift, mag sich wegen Widerstandes gegen die Staats- 
gewalt verantworten. Auch kommt es nicht darauf an, daß der 
Bahnpolizeibeamte gerade im Bezirk der Bahn amtiert, die ihn 
besoldet: im durchgehenden Zuge Berlin-Dresden ist der säch- 
sische Zugführer auch auf der preußischen Strecke Bahnpolizei- 
beamter. 


Bahnpolizeibeamte. 


Der Bahnpolizeibeamte 
kann befehlen und ver- 
bieten, aber strafen darf er nicht. In einzelnen 
Bundesstaaten (z. B. Preußen, Sachsen, Württem- 
berg, Baden) sind jedoch gewisse Dienststellen der 
Staatsbahnen (in Preußen die Vorstände der Be- 
triebsämter) mit der Befugnis ausgestattet worden, 
für Bahnpolizeiübertretungen Strafen festzusetzen 
(in Preußen Geldstrafe bis zu 30 M. und Haft bis zu 3 Tagen). 
Wer also in Preußen mutwillig die Notbremse zieht, hat eine 
Strafverfügung des Regierungs- und Baurats N. N. über 30 M. 
zu gewärtigen — wenn dieser nicht etwa eine schärfere Ahndung 
für angebracht hält und sich deswegen an das Gericht wendet. 


Polizeiliche Strafgewalt. 


Eine gleichartige Organisation der Kleinbahnpolizei existiert 
nicht. Der Schaffner der Großen Berliner oder der Zugbegleiter 
der Elektrischen Hoch- und Untergrundbahn ist also nicht von 
Rechts wegen Polizeibeamter, der Polizeipräsident kann ihn 
jedoch als solchen besonders bestellen, was beim Personal der 


Untergrundbahn geschehen ist, aber nicht bei der Großen 
Berliner. 
R ! Schon bei der Be- 
Gewerberechtliche Sonder- 
: sprechung des Konzes- 
stellung der Eisenbahnen. _. ä 
sionswesens ist davon 


die Rede gewesen, daß nach $ 6 der Gewerbeordnung 
dieses Gesetz auf den „Gewerbebetrieb der Eisen- 
bahnunternehmungen“ keine Anwendung: findet und 
daß infolge dieser gewerberechtlichen Sonderstellung 
der reichsrechtliche Grundsatz der Gewerbefreiheit 
für die Eisenbahnen nicht gilt. An jene Ausnahme- 
bestimmung knüpfen sich aber noch weitere wichtige 
Folgen. Namentlich sind die Eisenbahnen nicht dem 
Titel VII dieses Gesetzes unterworfen, der die Rechts- 
verhältnisse der gewerblichen Arbeiter, z. B. den 
Arbeiterschutz, das Lehrlingswesen, die Gewerbe- 
aufsicht regelt. Daraus folgt wiederum, daß für 
Streitigkeiten zwischen der Eisenbahn und ihren 
Arbeitern die ordentlichen Gerichte, nicht aber die 
Gewerbegerichte zuständig sind. Ferner können die 
Arbeiter der Eisenbahnen nicht unter Berufung auf 
die Gewerbeordnung die „Koalitionsfreiheit“ für sich 
in Anspruch nehmen, d. h. wo etwa landesgesetzliche 
Vorschriften den Streik von Eisenbahnarbeitern ver- 
bieten oder mit Strafe bedrohen (wie die alte preußi- 
sche Gewerbeordnung), so sind diese Vorschriften 
nicht durch die Gewerbeordnung aufgehoben. 

Was aber im Sinne des $ 6 unter Betrieb der Eisenbahn- 
unternehmungen zu verstehen ist, darüber haben lange unter 
den Rechtsgelehrten Zweifel geherrscht. Die Eisenbahnverwal- 
tungen führen nämlich in eigenen Fabriken gewisse Arbeiten 
aus, die an sich auch von der Privatindustrie besorgt werden 
könnten. Die Hauptrolle spielt hierbei die Instandsetzung der 
Fahrzeuge in den Eisenbahnwerkstätten, deren es in Deutsch- 
land eine große Anzahl mit einem Arbeiterbestande von etwa 
100 000 Köpfen gibt. Weil diese Werkstätten dem Transport- 
geschäfte nicht unmittelbar dienen, hat eine Reihe von Aus- 
legern der Gewerbeordnung sie als „Nebenbetriebe“ in Gegen- 
satz zu dem eigentlichen Fahrbetriebe gebracht und die Ansicht 
vertreten, daß sich die gewerberechtliche Ausnahmestellung der 
Eisenbahn auf den Fahrbetrieb beschränke, daß aber die Neben- 
betriebe der Gewerbeordnung untergeordnet seien. Dieser Auf- 
fassung steht entgegen, daß die Verwaltungen den Werkstätten- 
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betrieb nicht sowohl aus wirtschaftlichen Gründen wie vielmehr 
aus betriebstechnischen Erwägungen in eigene Hand genommen 
haben. Denn die Untersuchung und Instandsetzung der Fahr- 
zeuge muß den Bedürfnissen des Transportbetriebs aufs engste 
angepaßt sein, und die Verwaltungen würden nicht die not- 
wendige Freiheit in der Verfügung über den Fuhrpark besitzen, 
wenn sie nicht das ausschließliche Kommando in den Reparatur- 
werkstätten führten. Der Werkstättenbetrieb ist deswegen ein 
wesentlicher Bestandteil des Eisenbahnbetriebs in seiner Gesamt- 
heit. Anders läge die Sache vielleicht, wenn in den Werkstätten 
der Eisenbahnen auch neue Fahrzeuge hergestellt würden, was 
aber bei uns nicht geschieht. In der Wissenschaft und — unter 
Führung des Reichsgerichts — in der Rechtsprechung ist denn 
auch die erwähnte, im Wortlaute des Gesetzes sicherlich nicht 
begründete Unterscheidung mehr und mehr aufgegeben worden. 
Die preußische Staatseisenbahnverwaltung ver- 
tritt demgemäß den Standpunkt, daß juristisch die 
Gewerbeordnung auf die Werkstättenarbeiter nicht 
anzuwenden sei, aber sie hat im Verwaltungswege 
verfügt, daß alle zum Wohle der Arbeiter ge- 
troffenen Anordnungen des Titels VII so beachtet 
werden sollen, wie wenn das (Gesetz auch für 
die Werkstätten gelte. So sind beispielsweise für 
die Werkstättenarbeiter — neuerdings auch für die 
Betriebsarbeiter, die zweifellos der Gewerbeordnung 
nicht unterstehen — Arbeiterausschüsse eingerichtet 
worden. 
p In die wirtschaftlichen 
Gewerberechtliche Stellung der Bahn- Verhältnisse zahlreicher 


wirtschaften usw. Gewerbetreibenden greift 


eine zweite Streitirage ein, die dem $ 6 der Gewerbeordnung 
entsprungen ist. Pflichtgemäß bemüht sich die Eisenbahn 
darum, daß dem Reisenden gewisse unterwegs auftretende be- 
rechtigte Wünsche, die mit dem Reisen zusammenhängen, auch 
unterwegs erfüllt werden können. Zur Befriedigung solcher 
Bedürfnisse, wie z. B. des Bedürfnisses nach körperlicher und 
geistiger Nahrung, nach Reinigung, haben sich besondere Ein- 
richtungen — Bahnwirtschaften, Speisewagen, Automaten, Bahn- 
hofs-Buchhandlungen, Wascheinrichtungen, Rasierstuben — 
herausgebildet, deren Vorhandensein allmählich zu einer so 
selbstverständlichen Sache geworden ist, daß sie sich geradezu 
als unentbehrliches Zubehör der Eisenbahn darstellen. Würden 
diese Einrichtungen allen Beschränkungen unterworfen, die sich 
aus den allgemeinen Normen des Gewerberechts ergeben, z. B. 
den Bestimmungen über gewerbepolizeiliche Konzession, über 
Ladenschluß, Polizeistunde, Sonntagsruhe, so würden sie ihrem 
Zwecke nicht genügen können. Dieser Sachlage tragen neuer- 
dings die Gerichte (und die Kommentatoren) Rechnung, indem 
sie überwiegend die allgemeinen Vorschriften der Gewerbe- 
ordnung usw. jedenfalls soweit für nicht anwendbar erklären, 
als der Verkehr des reisenden Publikums in Betracht kommt. 
Auf der anderen Seite kann diese Befreiung der Bahnwirt- 
schaften usw. von den gewerbepolizeilichen Fesseln überall da 
schwere Schädigungen der sonstigen Gewerbetreibenden nach 
sich ziehen, wo sich der Verkehr der Reisenden von dem des 
sonstigen Publikums nicht örtlich trennen läßt. Oder soll etwa 
der Kellner in der Bahnhofswirtschaft nachforschen, ob der 
Mann, der nach der Polizeistunde einen Schnaps bestellt, eine 
gültige Fahrkarte besitzt? In Preußen hat der Interessen- 
kampf, der hieraus entstanden ist, eine Lösung gefunden, die sich 
vielleicht juristisch bemängeln läßt, aber praktisch offenbar das 
Richtige trifft. Auf Grund einer Anordnung der Ministerien 
werden nämlich die Bahnwirtschaften, Bahnhofs-Buchhand- 
lungen usw., die sich innerhalb der Bahnsteigsperre befinden, als 
Teile des Eisenbahnbetriebs behandelt, auf die übrigen aber die 
gewerberechtlichen Vorschriften angewendet. 


29 


450 


Hiermit ist für unsere Be- 
trachtung die Reihe der 
Rechtsvorschriften abgeschlossen, die dem Bau und 
Betrieb der Eisenbahnen eine Art von Vorzugsstellung 
einräumen. Das entgegengesetzte Ziel verfolgen die 
Gesetze, die die Haftung der Eisenbahnen für die 
durch den Bahnbetrieb verursachten Beschädigungen, 
namentlich für die Folgen von Betriebsunfällen, 
regeln. Während nämlich nach den allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 
von vertraglichen Verhältnissen abgesehen, eine Ver- 
antwortlichkeit für Verletzung von Personen oder Be- 
schädigung von Sachen regelmäßig nur dann be- 
gründet ist, wenn dem Urheber der Schädigung ein 
Verschulden nachgewiesen werden kann, ist der 
Eisenbahn für die Betriebsbeschädigungen eine 
strengere Haftung auferlegt. 


Haftung für Unfälle. 


Schematische Darstellung der Haftungsfälle. 


I. Tötung oder Verletzung von Personen, und zwar: 
1. von staatlichen Betriebsbeamten im Dienst, 
2. von staatlichen Betriebsarbeitern im Dienst, 
3. von Betriebspersonal der Privatbahnen im Dienst, 
4. von anderen Personen. 
II. Beschädigung von Sachen, und zwar: 
1. von Beförderungsgegenständen, 
2. von anderen Sachen. 


Was zunächst die Verletzung oder 
Tötung von Personen durch Un- 
fälle im Eisenbahnbetrieb angeht, so ist noch heute 
das sogen. Reichs-Haftpflichtgesetz vom 7. Juni 1871 
die Grundlage für die Ersatzverbindlichkeit der: Eisen- 
bahn. Übereinstimmend mit einem schon im preußi- 
schen Eisenbahngesetz enthaltenen Grundsatze stellt 
$ 1 des Haftpflichtgesetzes als Regel hin, daß für den 
Schaden, den solche Unfälle verursachen, der Eisen- 
bahnunternehmer aufkommen muß. Eine Ausnahme 
tritt nur dann ein, wenn der Eisenbahnunternehmer 
den Beweis führt, daß der Unfall auf höhere Gewalt 
oder auf ein eigenes Verschulden des Getöteten oder 
Verletzten zurückzuführen ist. Es ist also nicht nötig, 
daß ein Verschulden der Eisenbahn oder ihrer Leute 
vorliegt, und es nützt der Eisenbahn nichts, wenn sie 
den Mangel eines solchen Verschuldens dartut. Wenn 
vielmehr feststeht, daß die Verletzung usw. durch den 
Eisenbahnbetrieb verursacht ist, so kann sich die 
Eisenbahn der vollen Haftung nur dann. entziehen, 
wenn ihr einer der vorbezeichneten sogen. Einrede- 
beweise gelingt. Mithin ist sie auch dann ersatz- 
pflichtig, wenn nichts weiter als die Verursachung 
durch den Betrieb ermittelt ist und der nähere Her- 
gang des Unfalls nicht hat aufgeklärt werden können. 

Unter „Betrieb“ im Sinne des Gesetzes versteht 
das Reichsgericht neben der eigentlichen Beförderung 
noch alle solche Tätigkeiten im Bahndienste, bei denen 
sich die dem Eisenbahnbetrieb eigene besondere Ge- 
fährlichkeit äußert. Eine hervorragende Rolle spielt 
hierbei die ihn beherrschende Eile. Beispielsweise ist 


Haftpflichtgesetz. 
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das Haftpflichtgesetz nicht nur anzuwenden, wenn 
jemand vom Zuge überfahren wird, sondern auch 
dann, wenn ihn-beim Einladen in einen stillstehenden 
Wagen eine Kiste verletzt und für das Einladen nur 
ein kurzer Zugaufenthalt zur Verfügung gestanden 
hat. Jedenfalls muß aber ein zeitlicher und örtlicher 
Zusammenhang mit einem bestimmten Betriebs- 
vorgange vorliegen. 

Die Haftpflicht wird z. B. nicht dadurch begründet, daß 
ein Vater in der Zeitung von einem Unfall seiner Tochter liest 
und durch den Schrecken einen Nervenschock davonträgt. 
Andererseits liegt ein Zusammenhang mit dem Eisenbahn- 
betrieb überhaupt nicht vor, wenn z. B. im Eisenbahnabteil 
ein Reisender von einem anderen ermordet wird. 


Wie schon erwähnt, reicht es zur 
Befreiung der Eisenbahn von der 
Haftpflicht nicht aus, daß sie an dem Unfall kein Ver- 
schulden trägt. Vielmehr muß, damit sie sich auf 
höhere Gewalt berufen darf, ein dem Betriebe 
fremdes, von außen her an ihn herangetretenes Vor- 
kommnis — ein Naturereignis oder die Handlung 
einer bei dem Betriebe nicht beteiligten Person — den 
Unfall verursacht haben und zugleich feststehen, daß 
die Eisenbahn auch bei der größten Sorgfalt ihn nicht 
verhindern konnte, ohne Mittel zu ergreifen, deren 
Anwendung ihr vernünftigerweise nicht zuzumuten 
war. 

Sie braucht z. B. nicht den ganzen Bahnkörper durch 


Mauern oder durch Bewachungspersonal hermetisch gegen 
jede Annäherung Unberufener abzuschließen. 


Höhere Gewalt. 


Eigenes Verschulden des Ver- 
unglückten schließt nach 
neuerer Rechtsprechung des Reichsgerichts den Er- 
satzanspruch nicht ohne weiteres vollständig aus, 
vielmehr wird jetzt $ 254 des BGB. für anwendbar erachtet, 
d. h. das Verschulden muß zu dem Unfall in so hervorragendem 
Maße beigetragen haben, daß alle sonstigen Umstände, durch 
deren Zusammentreffen der Unfall verursacht worden ist, da- 
gegen zurücktreten. Andernfalls wird der Eisenbahn ein mehr 
oder minder großer Teil des Schadens zur Last gelegt. 


Eigenes Verschulden. 


Ersatzberechtigt ist im Falle der 
Verletzung der Verletzte selbst, 
und zwar sind ihm die Heilungskosten und die 
Schädigungen zu vergüten, die er in seiner Erwerbs- 
fähigkeit davongetragen hat. Wenn der Unfall zum 
Tode geführt hat, so können die Hinterbliebenen, die 
kraft Gesetzes gegen den Getöteten Anspruch auf 
Unterhalt hatten, namentlich Witwen und Kinder, für 
die Entziehung des Unterhalts Entschädigung ver- 
langen, auch sind die Beerdigungskosten zu ersetzen. 

Wer durch den Todesfall geschädigt ist, ohne zu den 
Unterhaltsberechtigten in diesem Sinne zu gehören, im all- 
gemeinen z. B. der Witwer einer getöteten Frau, kann aus 
dem Haftpflichtgesetze keinen Anspruch herleiten. — Der Regel 
nach ist für fortdauernde Schädigung der Ersatz in Form der 
Rente zu leisten. 

Soweit möglich, vermeiden indessen die Eisen- 
bahnen Prozesse aus dem Haftpflichtgesetz, indem 
sie mit dem Geschädigten Vergleiche abschließen. 


Ersatzberechtigte. 


Eisenbahnrecht. 


Verboten sind Verträge, in denen im voraus für 
einen künftigen Unfall dem Geschädigten weniger 
zugesichert wird, als er nach dem Haftpflichtgesetze 
beanspruchen kann. 


Während anfänglich das Haft- 
pflichtgesetz für alle Eisen- 
bahnunfälle galt, gleichviel welchem Personenkreise 
der Verunglückte angehörte, hat es seit dem Ausbau 
der sozialpolitischen Gesetzgebung einen großen Teil 
seines Anwendungsgebietes verloren. Zunächst 
wurden ihm durch das Unfall-Versicherungsgesetz 
(Kap. XXVIII dieses Werkes) die Unfälle entzogen, die 
dem Betriebspersonal — jedoch mit Ausnahme der 
Staats- und Kommunalbeamten — im Dienste zu- 
stoßen, und zwar ist nicht das Haftpflicht-, sondern 
das Unfall-Versicherungsgesetz anzuwenden, wenn 
von einem Betriebsunfall im Dienste betroffen 
werden: Arbeiter oder Betriebsbeamte (letztere aller- 
dings nur, wenn sie nicht mehr als 3000 M. im Jahre 
beziehen) einer Privatbahn oder Arbeiter einer 
Staatsbahn. Erleidet der Arbeiter usw. den Unfall 
nicht im Dienste, sondern z. B. während er zu einer 
Urlaubsreise die Bahn benutzt, so gilt dagegen das 
Haftpflichtgesetz. 


Unfallversicherung. 


Ferner sind für die Beamten der 
Reichs- und Staatseisenbahnen der 
Unfallversicherung ähnliche Entschädigungsregeln 


durch die Unfallfürsorge-Gesetze eingeführt worden. 

Ein Gesetz dieser Art besteht von Reichs wegen für die 
Reichsbeamten und auf Grund einer in dem Reichsgesetz ent- 
haltenen Ermächtigung für die Staatsbeamten in den meisten 
größeren Bundesstaaten, namentlich in Preußen. 


Das Haftpflichtgesetz gilt also (im allgemeinen) 
nur noch für Unfälle der Reisenden und solcher Per- 
sonen, die zufällig mit dem Eisenbahnbetrieb in Be- 
rührung kommen: Es wird daher die Haftung der 
Eisenbahnen im Kapitel über Personenverkehr ein- 
gehender behandelt. 


Unlallfürsorge. 


Von ungleich geringerer Zahl 
und Bedeutung sind die 
Sachbeschädigungen, die durch den Eisenbahnbetrieb 
hervorgerufen werden. Es handelt sich hierbei nicht 
um die schon besprochene Entwertung, mit welcher 
der regelmäßige Betrieb durch ständige Ein- 
wirkungen (Erschütterungen und dergl.) die Nach- 
bargrundstücke bedroht, sondern um unfallähnliche, 
plötzliche Zerstörungen, z. B. Entzündungen durch 
Lokomotivfunken oder durch die aus dem Asch- 
kasten herausfallenden Kohlenstücke. Hierfür hat das 
Reichsrecht bis jetzt keine besonderen Vorschriften 
getroffen, also gelten die allgemeinen Regeln des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs, d. h. es muß, wer von der 
Eisenbahn Ersatz verlangt, nachweisen, daß die Ver- 
waltung oder eine Persönlichkeit, für welche die Ver- 
waltung haftet, den Schaden durch ein Verschulden 
herbeigeführt hat. Das Gesetz überläßt es aber den 
Landesgesetzen, den Eisenbahnen eine weitergehende 


Sachbeschädigungen. 
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Verantwortlichkeit aufzuerlegen. Schon das preußi- 
sche Eisenbahngesetz hatte diesen Weg beschritten, 
indem es auch für Sachbeschädigung den Eisenbahn- 
unternehmer unter den gleichen Voraussetzungen 
haften läßt wie für Personenverletzung, d. h. der 
Unternehmer muß den Schaden ersetzen, wenn er 
nicht nachweist, daß der Schaden durch eigene 
Schuld des Beschädigten oder einen unabwendbaren 
äußeren Zufall (höhere Gewalt) verursacht worden 
ist. Ähnliche Vorschriften bestehen jetzt auch in 
Bayern, Württemberg und Hessen. Gerade die be- 
sonders bedrohliche Feuersgefahr kann aber durch 
vorbeugende Maßregeln beträchtlich eingeschränkt 
werden. Überall bestehen gesetzliche oder polizeiliche 
Bestimmungen, die für Gebäude und für Lagerung 
brennbarer Stoffe (Holz, Getreide und dergl.) in der 
Nähe einer Eisenbahn entweder feuersichere Ein- 
deckung oder eine gewisse Entfernung vom Bahn- 
körper vorschreiben. Gegen Waldbrände helfen 
wundgehaltene Forstschutzstreifen zu beiden Seiten 
der Bahnstrecke. 


Die Regeln, denen die Haftung der Eisenbahn für die von 
ihr zur Beförderung übernommenen Gegenstände (Gepäck, 
Expreßgut, Frachtgut) unterliegt, sind vorstehend in Kap. XXV 
dargestellt. 


Ein verwickeltes 
Thema ist die Be- 
steuerung der Eisenbahnen, verwickelt, weil die 
Rechte der einzelnen Bundesstaaten im allgemeinen 
Steuersysteme wie in der steuerlichen Behandlung 
der Eisenbahnen große Verschiedenheiten aufweisen. 


Das Reich unterwirft Personenfahrkarten und 
Frachturkunden (Frachtbriefe und dergl.) einer 
Stempelpflicht. Den Stempelbetrag zieht es von den 
Eisenbahnverwaltungen — staatlichen wie privaten — 
ein. Wirtschaftlich trägt ihn aber das Publikum, 
indem die Bahnen durch das Reichsstempelgesetz er- 
mächtigt worden sind, ihn auf die Reisenden und 
Frachtzahler abzuwälzen. Es liegt also eine Be- 
steuerung nicht sowohl der Eisenbahn, wie vielmehr 
der Verkehrstreibenden vor. 


In den Gesetzen der Einzelstaaten tritt neben der 
Wertschätzung der Eisenbahnen als steuerkräftiger 
Unternehmungen vielfach doch auch das Bestreben 
zutage, ihre Entwicklung dadurch zu fördern, daß 
ihnen eine Vorzugsstellung im Steuerwesen ein- 
geräumt wird. Beispielsweise finden sich Steuer- 
privilegien in den Konzessionen, namentlich aber in 
Staatsverträgen, in denen fremde Staaten das Recht 
zum Bau oder Betrieb einer Eisenbahn erhalten. 
Besonders weitgehend sind diese Vergünstigungen in 
Baden. Soweit Abgaben erhoben werden, ist 
zwischen Staats- und Kommunalbesteuerung zu 
unterscheiden. Von der Staatsbesteuerung sind 
naturgemäß die Bahnen des eigenen Staates befreit. 
Andere Bahnen unterliegen verschiedentlich, z. B. 
in Bayern, Württemberg, Elsaß-Lothringen, der 
Gewerbesteuer; in Preußen, Anhalt, den thürin- 
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gischen Staaten und Lübeck aber einer besonderen 
Eisenbahnabgabe. 


In Preußen, wo diese Abgabe ursprüng- 
lich als Schadloshaltung des Staates für 
die seiner Postverwaltung entgehenden Transporte gedacht 
war, liefert sie seit der Durchführung des Staatsbahnsystems 
nur noch geringe Erträge. Sie wird als Ertragssteuer auf 
Grund zweier besonderer Gesetze (aus 1853 und 1867) er- 
hoben, von denen das ältere die im Besitz inländischer 
Eisenbahn-Aktiengesellschaften befindlichen, das zweite die 
anderen Eigentümern gehörenden Netze trifft. 


Die Eisenbahnabgabe. 


Ein be- 
sonders 
buntscheckiges Bild zeigt die Kommunalbesteuerung 
der Eisenbahnen. Verschiedentlich genießen hierbei 
Staatsbahnen eine Vorzugsstellung, so in Bayern, 
Sachsen und Württemberg. Eine eingehende Regelung 
hat der preußische Staat mit dem Kommunalabgaben- 
gesetze (1893) geschaffen. Darnach sind von den auf 
den Grundbesitz gelegten Abgaben befreit die 
Schienenwege aller Eisenbahnen, auch der privaten, 
sowie solche Grundstücke und Gebäude der Staats- 
bahnen, die zu einem öffentlichen Dienste oder Ge- 
brauche bestimmt sind, d. h. die nicht dem Beförde- 
rungszweck unmittelbar gewidmeten, z. B. Dienst- 
gebäude der Verwaltungsbehörden. Der Gewerbe- 
steuer unterliegen die Eisenbahnen nicht. Die Haupt- 
sache aber ist, daß der Staat den Kommunalver- 
bänden gestattet, die Überschüsse seines riesigen 
Eisenbahnbesitzes in die Einkommensteuer einzu- 
beziehen. Für weite Landesteile war freilich eine 
solche Maßregel schon deshalb dringend notwendig, 
weil sonst den Gemeinden durch die Verstaatlichung 
der ertragreichsten Privatbahnen uneinbringliche 
Steuerausfälle erwachsen wären. In den Grund- 
zügen gestaltet sich diese Einkommensbesteuerung 
folgendermaßen: 


Das preußische Kommunalabgabengesetz. 


Die Staatsbahnen bilden in ihrer Gesamtheit ein einziges 
steuerpflichtiges Unternehmen. Gegenstand der Besteuerung 
ist ihr Reineinkommen, d. h. der rechnungsmäßige Überschuß 
der Einnahmen über die Betriebsausgaben, wobei zu den Aus- 
gaben 3*/2% Zinsen des Anlagekapitals hinzugeschlagen werden. 
Der sich so ergebende Betrag wird alljährlich vom Arbeits- 
minister festgesetzt und den Gemeinden als Steuerobjekt zur 
Verfügung gestellt. Zur Erhebung von Steuern berechtigt 
sind aber nur die Gemeinden, in denen sich ein Verwaltungs- 
sitz, eine Station oder eine sonstige „Betriebsstätte“ befindet: 
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sogen. Streckengemeinden, in deren Bereiche nur freie Strecke 
liegt, haben kein Besteuerungsrecht. Der Anteil der einzelnen 
Gemeinde (x) an dem Gesamtobjekte (a) richtet sich nach 
dem Verhältnis, in welchem die der Staatsbahn in der Ge- 
meinde erwachsende Ausgabe an Gehältern und Löhnen (b) 
zur Gesamtausgabe der Staatsbahn an Gehältern und Löhnen 
(c) steht. Also x : a = b : c, folglich 


a.b n 
x -( = )-Um ermessen zu können, was das bedeutet, muß 


man sich vergegenwärtigen, daß das Reineinkommen der 
Staatsbahn mehrere hundert Millionen beträgt und der durch- 
schnittliche Steuersatz jetzt etwa 6% erreicht hat. Im Jahre 
1907 beispielsweise hat die Staatsbahn bei einem Reinein- 
kommen von rund 330 Millionen an Steuern rund 21 Millionen 
zahlen müssen, wovon der größte Teil auf Einkommensteuer 
an preußische Gemeinden entfällt. 


In ähnlicher Weise, nur mit viel bescheideneren 
Ergebnissen vollzieht sich die Gemeindebesteuerung 
der preußischen Privateisenbahnen, während für 
Kleinbahnen andere Vorschriften gelten. 


Zum Schluß noch einige Bemerkungen über die 
Beendigung der Eisenbahnunternehmung. Selbst- 
verständlich hört der Verkehr auf, wenn die Bahn- 
anlage beseitigt oder doch unfahrbar gemacht wird. 
Der private Unternehmer ist aber dazu nicht be- 
rechtigt, denn der Staat hat ihm die Betriebspflicht 
auferlegt, in der auch die Verpflichtung inbegriffen 
ist, die Bahn in einem ihrer Bestimmung ent- 
sprechenden Zustande zu erhalten. Verstößt der 
Unternehmer dagegen, so setzt er sich dem Ein- 
schreiten der staatlichen Aufsichtsbehörde aus. Aber 
das durch die Konzession erworbene Unternehmungs- 
recht kann erlöschen. Wo die Konzession von vorn- 
herein nur für bestimmte Zeit erteilt wird, tritt dieser 
Fall mit dem Ablaufe der Konzessionsdauer ohne 
weiteres ein. In Preußen, Sachsen und Württem- 
berg, wo das nicht geschieht, hat der Staat kraft 
Gesetzes oder auf Grund der Konzession das Recht, 
das Unternehmen zu erwerben, in Preußen jedoch 
erst, wenn seit der Betriebseröffnung ein Zeitraum 
von 30 Jahren vergangen ist. Auch in den anderen 
Ländern pflegt sich der Staat das Erwerbsrecht in 
irgend einer Form vorzubehalten. Nichterfüllung der 
dem Unternehmer auferlegten Verpflichtungen zieht 
Verwirkung der Konzession nach sich. Näheres 
hierüber ist in Preußen, Bayern und Oldenburg durch 
das Gesetz, anderwärts in den Konzessionen ver- 
ordnet. 


Kapitel XXVII. 


Die Eisenbahnverwaltungs-Ordnung. 


Von Ministerialrat v. Völcker im Bayerischen Verkehrs-Ministerium in München. 


1. Begriff und Aufgabe der Eisenbahn- 
Verwaltungs-Ordnung. 


A. Vielgestaltigkeit der Arbeit im 
Eisenbahnbetriebe. 

Wer heute die weite Vorhalle eines modernen 
Großstadtbahnhofes betritt, eilig seine Fahrkarte 
löst, sein Gepäck aufgibt und im Strome der zu und 
von den Bahnsteigen flutenden Menschenmassen 
mühelos den Zug findet, der in der hoch gewölbten 
Einsteighalle wohl geheizt, beleuchtet, mit Speise- 
und Schlafwagen und allem modernen Komfort aus- 
gestattet, bereit steht, um ihn nach wenigen Minuten 
durch Nacht und Wetter einem fernen Ziele zuzu- 
führen, — der gibt sich meist nicht Rechenschaft 
darüber, welcher Summe von schaffender und ord- 
nender Tätigkeit des Menschengeistes es bedurft hat 
und fortgesetzt bedarf, um der anspruchsvollen 
Gegenwart die Verkehrseinrichtungen zur Verfügung 
zu halten, deren sie ohne die empfindlichsten Stö- 
rungen und Schädigungen auch auf kurze Frist nicht 
mehr zu entraten vermag. 

Freilich beruht das Wesen des Eisenbahnbetriebes 
zunächst nur auf der technischen Verwertung des 
Grundgedankens, große Massen auf der glatten 
Schienenstraße maschinell fortzubewegen, und doch 
kennt die vielgestaltige Entwicklung der Neuzeit kein 
Wirtschaftsgebilde, das auf das einheitliche Zu- 
sammenwirken so weiter Gebiete menschlichen 
Wissens und Schaffens und auf das Ineinandergreifen 
so vieler Menschenhände angewiesen ist, wie der 
Eisenbahngroßbetrieb. Naturwissenschaft, Technik 
und Baukunde, Rechts-, Staats- und Handelswissen- 
schaft, Volks- und Staatswirtschaftslehre helfen ihm 
seine Aufgaben erfüllen. Über 700 000 Arbeitskräfte 
der verschiedensten Berufsrichtungen und Vorbildung, 
deren Entlohnung jährlich weit über 1 Milliarde Mark 
erfordert, sind allein bei den normalspurigen Eisen- 
bahnen Deutschlands jahraus, jahrein beschäftigt. 
Über ein Drittel des gesamten Beamtenheeres der 
deutschen Staaten und über ein Drittel ihrer Staats- 
ausgaben dient dem Eisenbahnbetrieb. 


B. Organisation der Arbeit im Eisen- 
bahnbetriebe. 


Wo so viele Kräfte 
tätig werden müs- 
sen, bedarf es einer ordnenden Hand, die jedem 


Eisenbahn-V erwaltungsordnung. 


seinen Platz anweist, und eines waltenden Geistes, 
der vorausschauend für die tausenderlei Bedürfnisse 
vorsorgt und die Arbeit durch geschickte Gliederung 
zu höherer Entfaltung bringt. Es ist die Eisenbahn- 
Verwaltungsordnung, die im Organismus des Eisen- 
bahnbetriebes diese Funktionen zu erfüllen hat. 
Wie jeder Großbetrieb, so beruht auch der Eisen- 
bahnbetrieb auf einer weitgehenden Arbeitsteilung. 


Versteht man unter Eisenbahnverwaltung im 
weitesten Sinne die gesamte Tätigkeit, die in einem 
Eisenbahnunternehmen geleistet wird, so besteht die 
Aufgabe der Eisenbahn-Verwaltungsordnung darin, 
diese Tätigkeit zu organisieren, d. i. die Organe zu 
bestimmen, denen örtlich, sachlich und instanziell die 
einzelnen Verrichtungen obliegen. 


Gegenstand der Eisenbahn-V erwaltungsordnung 
ist hiernach die Einrichtung der Eisenbahndienst- 
stellen, die Abgrenzung ihres Wirkungskreises und 
die Regelung ihres Geschäftsverfahrens. 


C. Gliederung der Eisenbahn- 
verwaltung. 


Es liegt in der Natur des 
Eisenbahnbetriebes, daß die 
von ihm zu leistende Arbeit sich räumlich verteilt, 
darum müssen zum mindesten die Organe des aus- 
führenden Dienstes, d. i. die Stellen, die den Betrieb 
zu leisten, die Züge durchzuführen, die Reisenden 
und Güter abzufertigen, das Fahrmaterial und die 
Bahnanlagen zu unterhalten haben, räumlich ausein- 
ander liegen. Der Eisenbahnbetrieb bedarf also in 
jedem Falle einer örtlichen Gliederung seiner Ver- 
waltung. 


Örtliche Gliederung. 


Die örtlich getrennten äuße- 
ren Dienststellen müssen 
aber einer einheitlichen Leitung unterstehen, die die 
Tarife und Bestimmungen für die Beförderung von 
Personen und Gütern erläßt, den Fahrplan für die Züge 
festsetzt, die Dienstausübung durch Vorschriften 
ordnet, die Aufnahme und Besoldung des Personals 
regelt und für dessen Wohlfahrt sorgt, das Kassen- 
und Rechnungswesen verwaltet, das Unternehmen in 
seinen Rechtsangelegenheiten vertritt, die Verträge 
mit den Nachbarverwaltungen und mit Dritten ab- 
schließt, den Grundbesitz verwaltet, die Materialien 
beschafft, die Pläne für die Bahnanlagen und Fahr- 


Instanzielle Gliederung. 
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betriebsmittel ausarbeitet, die zu ihrer Herstellung 
erforderlichen Arbeiten und Lieferungen vergibt und 
den Dienstvollzug überwacht. Die Dienststellen, 
denen diese Leitung des Betriebes obliegt, nennt man 
Dienststellen der allgemeinen Verwaltung. 

Lassen sich die äußeren Dienststellen mit den 
Organen des menschlichen Körpers vergleichen, so ist 
die allgemeine Verwaltung die Seele und das Nerven- 
system des Organismus. 

Ist das Netz klein, so kann die allgemeine Ver- 

waltung von einer einzigen Stelle — Direktion — ge- 
führt werden, ist es umfangreich, so ist auch die all- 
gemeine Verwaltung wieder örtlich und instanziell 
gegliedert. 
Bei der Vielgestaltigkeit der 
Aufgaben eines Eisenbahn- 
unternehmens ergibt sich für die Verwaltung neben 
der örtlichen und instanziellen auch noch eine sach- 
liche Gliederung ihres Dienstes. Nach dieser Rich- 
tung unterscheidet man 


a) die Bau- und Bahnverwaltung, die den Bau neuer und 
die Unterhaltung der bestehenden Bahnanlagen besorgt, 
die Betriebsverwaltung, die den Befriebsdienst im 
engeren Sinne (Stations- und Fahrdienst), den ma- 
schinentechnischen (Zugbeförderungs-, Wagen-) und 
Werkstättedienst sowie den Verkehrsdienst (die Tarif- 
bildung, das Abfertigungsverfahren und die Einnahmen- 
kontrolle) umfaßt, endlich 

die allgemeine Verwaltung im engeren Sinne, die sich 
mit allen das Unternehmen in seiner Gesamtheit be- 
treffenden Geschäften, insbesondere mit der Organisation 
der Verwaltung, der Regelung der Verhältnisse der 
Beamten und Arbeiter und dem Finanzwesen sowie mit 
allen übrigen nicht unter die Gruppen a) und b) fallenden 
Geschäften befaßt. 


Sachliche Gliederung. 
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D. System der Darstellung. 

Im folgenden wird zunächst der Stellenaufbau, 
d. h. die Einwirkung der örtlichen, instanziellen 
und sachlichen Gliederung der Verwaltung auf die 
Behördenorganisation näher zu behandeln sein. 
Daran anschließend sind die Verwaltungsgrundsätze 
und die Verwaltungseinrichtungen und schließlich die 
Verwaltungskosten der deutschen Eisenbahnen zu er- 
örtern. 


2. Stellenaufbau. 


Wie unter 1 C Abs. 1 und 2 ausgeführt wurde, be- 
steht jede Eisenbahnverwaltung, sie mag groß oder 
klein sein, aus einer oder mehreren Dienststellen für 
die allgemeine Verwaltung, d. i. für die Leitung des 
Unternehmens und aus einer Mehrzahl äußerer 
Dienststellen, die den örtlichen Dienst zu vollziehen 
haben. 


A. Die allgemeine Verwaltung der 
deutschen Staatseisenbahnen. 
a) Instanzielle Gliederung der allgemeinen Ver- 
waltung. 


Große Eisenbahnunternehmungen müssen auch 
ihre allgemeine Verwaltung wieder örtlich gliedern. 


Das deutsche Eisenbalınwesen der Gegenwart. 


Ist dies der Fall, so muß über den örtlich ge- 
trennten Dienststellen eine obere Instanz stehen, 
der die einheitliche Zusammenfassung der Geschäfte 
obliegt. Damit ergibt sich die Notwendigkeit einer 
instanziellen Gliederung der allgemeinen Verwaltung. 

Innerhalb der einzelnen Instanzen der allge- 
meinen Verwaltung kann dann neben einer örtlichen 
auch eine sachliche Gliederung bestehen. 

Nur in der obersten Instanz muß bei jeder Organi- 
sation eine einheitliche Spitze bleiben, weil nur ein 
oberster Wille entscheiden kann. 


Die Organisation 
der älteren Staats- 
eisenbahnverwal- 


Älteres System: Sachliche und 

örtliche Gliederung bei den 

untersten Verwaltungsstellen. > 
tungen hat sich 


meist so entwickelt, daß in Unterordnung unter 
ein Ministerium, das indessen in der Regel nur auf 
die wichtigsten Geschäfte, insbesondere die Etatsauf- 
stellung und die politischen Fragen Einfluß nahm, für 
die gesamte laufende Verwaltung eine Generaldirek- 
tion, d. i. ein zentraler Verwaltungskörper, gebildet 
wurde, dem, wie bei den größeren Privatbahnen, für 
die örtliche Dienstaufsicht Inspektionsorgane unter- 
stellt wurden. 

Die Inspektionsorgane wurden stets sachlich und 
örtlich geteilt, d. h. es wurden selbständige Organe 
für die Hauptzweige des Dienstes (Betrieb, Bau und 
Maschinenwesen) und innerhalb eines jeden dieser 
Hauptzweige wieder selbständige Organe für eine 
Mehrzahl von örtlich getrennten Bezirken gebildet. 


Ministerium IE sachl. u. örtl. einheitlich. 


Generaldirektion | | 


sachlich u. örtlich 
einheitlich. 


Inspektionen Q O O sachl. u. örtl. getrennt. 


Infolge dieser Teilung nach doppelten Gesichts- 
punkten bleiben die Inspektionen kleine nur aus einem 
Vorstande und ganz wenig Nebenbeamten bestehende 
Verwaltungsstellen. Sie erledigen zwar auch eine 
Reihe von kleineren mit der Dienstkontrolle mehr 
oder weniger nahe verwandten Verwaltungs- 
geschäften, werden aber meist nicht als selbständige 
Verwaltungsinstanzen, sondern als exponierte Hilis- 
organe der Generaldirektion für die Beaufsichtigung 
bestimmter Zweige des äußeren Vollzugsdienstes ge- 
dacht und ausgebildet. Man kann daher dieses 
System wohl als ein System mit zwei Verwaltungs- 
instanzen bezeichnen. 

Dies ist heute noch die Organisation in Württem- 
berg, Baden und bei den Reichseisenbahnen, im 
wesentlichen auch in Sachsen. 
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Spätere Systeme: Lediglich örtliche Mit der Zu- 
i nahme der 
Gliederung der unteren Ver- 
waltungsstellen Verwaltungs- 
gaap aufgaben 


waren bei den größeren Staatsbahnnetzen die mächtig 
angewachsenen Generaldirektionen nicht mehr in der 
Lage, die gesamte laufende Verwaltung selbst zu 
führen. Man sah sich gezwungen, unter der General- 
direktion noch eine weitere den ganzen Dienst um- 
fassende Verwaltungsinstanz auszubilden. An die 
Stelle der kleinen nach Fachrichtungen getrennten 
Inspektionen treten also größere einheitlich organi- 
sierte, mit einer Mehrzahl von höheren, mittleren und 
unteren Beamten ausgestattete Verwaltungskörper, 
die alle Hauptzweige der Verwaltung in sich ver- 
einigen und die Bezeichnung Betriebsämter oder Be- 
triebsdirektionen führen. Ihnen sind in der Regel für 
den Bahnunterhaltungsdienst noch exponierte Organe, 
die Strecken- (Bezirks- oder Staatsbahn-) Ingenieure 
untergeordnet. Damit war ein sachlich ungeteilter 
dreifacher Instanzenzug für die allgemeine Verwal- 
tung geschaffen. 


In größeren Staaten sind — hauptsächlich infolge 
der Verstaatlichung großer Bahnnetze — mehrere 
große Eisenbahndirektionen mit ähnlichen Befug- 
nissen entstanden, wie sie bei kleineren Netzen der 
Generaldirektion zugewiesen waren. 


Ministerium wer sachl. u. örtl. einheitlich. 


Generaldirektion sachl. u. örtl. einheitl. 
oder große | | od. sachl. einheitlich, 
Eisenbahndirektionen | örtlich getrennt. 
sachlich einheitlich, 
Betieeämter | each einheitti 


Streckeningenieure Q) örtlich getrennt. 


Dieses System bestand bis 1895 in Preußen, bis 
1907 in Bayern und besteht heute noch in der Schweiz, 
in Ungarn, Italien und anderen Ländern des Konti- 
nents. 


Die zunehmende 
politische und fi- 
nanzielle Bedeu- 
tung der Staats- 
eisenbahnen 
machte eine Stärkung der Zentralgewalt des 
Ministeriums notwendig. Namentlich da, wo zwei 
zentrale Verwaltungskörper, Ministerium und die 
diesem untergeordnete Generaldirektion verwalteten, 
wie in Bayern, machte sich die Scheidung der Ver- 
antwortung in einen politischen Teil, der dem Mi- 


Neueste Verwaltungssysteme: 
Sachliche und örtliche Gliederung 
der unteren, örtliche Gliederung 

der Miittelstellen. 


nister, und einen materiellen Teil, der dem General- 
direktor obliegt, nachteilig fühlbar. Andererseits er- 
wies sich auch für die laufende Verwaltung der 
Apparat von drei für alle Dienstzweige eingerichteten 
Instanzen als zu schwerfällig und teuer. So ging 
zunächst Preußen im Jahre 1895, und seinem Beispiel 
folgend, Bayern 1907 dazu über, einem für die oberste 
Leitung aller Dienstzweige ausgestatteten ministe- 
riellen Zentralkörper eine größere Zahl nur mäßig 
großer Eisenbahndirektionen zu unterstellen, denen die 
laufende Verwaltung übertragen wurde. Den Eisen- 
bahndirektionen wurden in teilweiser Rückkehr zur 
älteren Verwaltungsform Inspektionen*) als aus- 
führende und überwachende Organe unterstellt, die 
nach Dienstzweigen getrennt wurden. 


Ministerium Er sachl.u.örtl.einheitlich. 
Eisenbahn- sachlich einheitlich 
Direktionen örtlich getrennt. 


Inspektionen Q (@) O sachl. u. örtl. getrennt. 


Praktische Verwaltungsrück- 
sichten und wirtschaftliche 
Gründe führten von jeher dazu, nicht nur solche 
Verwaltungsgeschäfte, die notwendig zur obersten 
Leitung gehören, wie die Genehmigung der Tarife 
und Dienstvorschriften, die Festsetzung der Etats 
usw., sondern auch solche, die einen Bestandteil 
der laufenden Betriebsverwaltung bilden, wie die Be- 
schaffung von Lokomotiven, Wagen und Materialien, 
der Ausgleich der Wagen und die Abrechnung der 
Wagenmieten usw., zentral zu behandeln. 


Die zentralen Ämter. 


Preußen trug bei seiner Neuordnung vom Jahre 
1895 dem Bedürfnis nach einheitlicher Behandlung 
solcher Geschäfte zunächst dadurch Rechnung, daß 
es mit deren Erledigung einzelne Eisenbahndirek- 
tionen für das ganze Netz oder für bestimmte Teile 
desselben betraute. Bayern beschritt nicht diesen 
Weg, sondern schuf bei seiner Neuordnung vom 
Jahre 1907 neben den Eisenbahndirektionen noch eine 
größere Zahl von sachlich getrennten zentralen 
Ämtern (ein Verkehrsamt, Tarifamt, Revisionsamt 
usw.), die dem Ministerium unterstellt und den Eisen- 
bahndirektionen gleichgeordnet wurden. 


In ähnlicher Weise ging in Ergänzung seiner ur- 
sprünglichen Organisation im Jahre 1907 auch 


*) Zufolge Erlasses des Königl. preußischen Ministers der 
öffentlichen Arbeiten vom 26. November 1910 ist an die Stelle 
der Bezeichnung „Inspektionen“ die Bezeichnung „Ämter“ ge- 
treten, also „Betriebsämter“, „Verkehrsämter“ usw. 
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Preußen vor. Es bildete jedoch nicht eine Mehrzahl 
von Ämtern, sondern ein einziges Zentralamt für die 
‚verschiedenen zentralen Geschäftszweige. 


Ministerium | | sachl. u. örtl. einheitlich. 


Be |] sachl. einheitl. 
Be |] örtl. getrennt. 


FAR 


RE S O 


sachl.getrennt 
u od. einheitlich, 
örtl. einheitl. 


oA. u. örtl. 
getrennt. 


©---- 


b) Sachliche Gliederung der allgemeinen Verwaltung. 


Wie auf Seite 453 
und 454 ausge- 
führt ist, werden in den oberen Instanzen der allge- 
meinen Verwaltung — mindestens im Ministerium 
und bei den Direktionen — von einer und derselben 
Stelle alle Zweige des Eisenbahndienstes verwaltet. 
Die sachliche Scheidung des Dienstes in Bau- und 
Bahn-, Betriebs- und allgemeine Verwaltung tritt 
hier nur in der Bildung von Abteilungen und Refe- 
raten (Dezernaten) in die Erscheinung. 


Es kann aber doch eine mehr oder minder große 
Selbständigkeit in der Stellung der einzelnen Dienst- 
zweige bestehen. Ist diese Selbständigkeit nur soweit 
ausgebildet, daß die Leiter der einzelnen Dienstzweige 
höchstens minder wichtige Geschäfte selbständig er- 
ledigen dürfen, daß aber in allen wichtigen Fragen die 
Entscheidung des Chefs der Behörde allein maß- 
gebend ist, so spricht man von einer bureaumäßigen 
Verfassung der Dienststelle. Wenn aber dem Chef 
nur die formelle Leitung zusteht und für die materielle 
Entscheidung der Mehrheitsbeschluß der Gruppen- 
leiter maßgebend ist, dann besteht kollegiale Ver- 
fassung. Immer aber tritt nach außen die Dienststelle 
nur einheitlich in die Erscheinung. 

Die Dienststellen der deutschen Staatseisen- 
bahnen besitzen durchweg die bureaumäßige Ver- 
fassung. Nur für die Erledigung gewisser Angelegen- 
heiten — meist disziplinärer Art — bilden bei manchen 
Verwaltungen die Mitglieder der General- oder Eisen- 
bahndirektionen ein Kollegium, dessen Beschlüsse 
nach Stimmenmehrheit gefaßt werden (Preußen, 
Reichsbahnen usw.). 


Bureau- und Kollegialverfassung. 


Während das preußische 
Eisenbahnzentralamt 
nahezu alle zentral zu 
behandelnden Geschäftszweige in sich vereinigt, be- 
stehen in. Bayern für die einzelnen zentralen Dienst- 
zweige je besondere nach Fachrichtungen getrennte 
zentrale Ämter: (ein Verkehrsamt, Tariiamt, Revi- 

sionsamt. usw.). 


Verwaltungsstellen mit 
bestimmter Fachrichtung. 


Die Inspektionen*) sind bei allen deutschen Eisen- 
bahnen nach bestimmten Fachrichtungen geschieden. 

Die Ausscheidung der Dienstzweige auf die In- 
spektionen ist jedoch bei den einzelnen deutschen 
Staatsbahnsystemen nicht einheitlich durchgeführt. 
So ist in Preußen und Elsaß-Lothringen Betrieb und 
Bahnunterhaltung bei den Betriebsinspektionen*) ver- 
einigt, während für den Verkehr, wohl dem Vorbilde 
der englischen und amerikanischen Privatbahnen ent- 
sprechend, eigene Verkehrsinspektionen*) gebildet 
sind. Bei allen übrigen deutschen Staatseisenbahnen 
haben die Betriebsinspektionen (in Sachsen Betriebs- 
direktionen genannt) den Betriebs- und Verkehrs- 
dienst wahrzunehmen, während die Bahnunterhaltung, 
wie dies auch bei den französischen, englischen und 
amerikanischen Bahnen der Fall ist, besonderen Bau- 
inspektionen (in Sachsen Bauämter genannt) über- 
tragen ist. Für das erstere System sprechen die viel- 
fachen Beziehungen zwischen Betrieb und Bau, für 
das letztere der enge Zusammenhang. zwischen Be- 
trieb und Verkehr, der sogar in der Einheitlichkeit 
der meisten äußeren Dienststellen zum Ausdruck 
kommt. Ein abschließendes Urteil, welchem System 
der Vorzug gebührt, läßt sich nicht abgeben. Die 
Vorteile, die mit der Zusammenfassung von Betrieb 
und Bau verbunden sind, haben in Bayern dazu ge- 
führt, für die Bezirke mit einfachen Verhältnissen und 
ohne große Stationen, gemischte Inspektionen zu 
schaffen, die alle drei Zweige des Dienstes, Betrieb, 
Bau und Verkehr, in sich vereinigen. 


B. Die äußeren Dienststellen der 
deutschenEisenbahnen. 


Die den Inspektionen*) nachgeordneten äußeren 
Dienststellen sind stets sachlich und örtlich ge- 
gliedert, d. h. es sind für die verschiedenen Dienst- 
zweige verschiedene auch noch örtlich getrennte 
Vollzugsstellen gebildet. Im einzelnen bestehen in 
der Organisation der äußeren Dienststellen bei den 
deutschen Verwaltungen keine sehr erheblichen Ver- 
schiedenheiten. 


Dem Betrieb und Verkehr dienen die Stationen und Ab- 
fertigungsstellen. 

Betriebsdienstlich versteht man nach der Bau- und Betriebs- 
ordnung für die Eisenbahnen Deutschlands unter Stationen die 
Betriebsstellen, auf denen Züge des öffentlichen Verkehrs regel- 
mäßig anhalten. Stationen mit mindestens einer Weiche für den 
öffentlichen Verkehr werden als Bahnhöfe, Stationen ohne solche 
Weichen als Haltepunkte bezeichnet. 


Die Stationen werden nach ihrer Betriebs- und Verkehrs- 
bedeutung in Klassen geteilt. Die Klasseneinteilung der Sta- 
tionen ist maßgebend für die Beamtenklassen, mit denen die 
Stationen besetzt werden. 

Der Abfertigungs- und Kassedienst ist von den Stationen 
in der Regel mitzubesorgen. Nach Bedarf werden selbständige 
Dienststellen errichtet. So bestehen in Preußen selbständige 
Reisebureaus, Ausgabestellen für zusammenstellbare Fahrschein- 


*) Vergi. Fußnote auf Seite 455. 
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hefte, selbständige Fahrkartenausgaben, Gepäckabiertigungen, 
Stationskassen, Eilgutabfertigungen, > Güterabfertigungen und 
Güterkassen. 

In Bayern besteht keine so weitgehende Teilung des Ab- 
fertigungsdienstes. Es bestehen neben den Bahnstationen nur 
selbständige Güterstationen und amtliche Auskunftsstellen, die 
auch die zusammenstellbaren Fahrscheinhefte ausgeben. 

Die übrigen deutschen Staatseisenbahnverwaltungen nähern 
sich hinsichtlich der Ausscheidung ihrer Abiertigungsstellen teils 
mehr dem preußischen, teils mehr dem bayerischen System, 

Den Stationen und Abfertigungsstellen untersteht das ge- 
samte Verwaltungs-, Betriebs-, Abiertigungs-, Telegraphen-, 
Bahnsteig-, Rangier-, Weichensteller-, Packer- und in der Regel 
auch das Zugbegleitpersonal. 

Für die Bahnunterhaltung und Bahnbewachung sorgen die 
Bahnmeister, denen das Bahn- und Schrankenwärter- und das 
Weichenstellerpersonal (letzteres nur in technischer Hinsicht), 
dann das Bahnunterhaltungspersonal (Streckengeher, Rotten- 
führer) unterstellt ist. 

Die Unterhaltung der Fahrzeuge obliegt den Hauptwerk- 
stätten, Nebenwerkstätien und Wagenmeistereien, ferner den 
Betriebswerkstätten, denen ebenso wie den Lokomotivstationen 
die Lokomotiven und das Lokomotivpersonal zugeteilt sind. Die 
Betriebswerkstätten stellen die Lokomotiven nach einem fest- 
gesetzten Plan in Dienst. 

Auch die technischen Nebenbetriebe sind da, wo sie be- 
sonders umfangreich sind, als selbständige äußere Dienststellen 
ausgebildet worden. So bestehen selbständige Elektrizitäts- 
werke, Gasanstalten usw. 

Die Dienststellen haben die für ihren Dienst notwendigen 
Bau- und Oberbau-, Betriebs- und Werkstättenmaterialien mit 
zu verwalten. Bei größerem Umfange der Materialbestände 
werden vielfach besondere Materialverwalitungen (Haupt- und 
Nebenmagazine) errichtet. 

Die Gliederung der äußeren Diensstellen der deutschen 
Staatseisenbahnverwaltungen ist im einzelnen in Abschnitt G 
dargestellt. 


C. Stellenaufbau der deutschen 
Privatbahnen. 


Die Anlage und der Betrieb einer Eisenbahn 
erfordert ein so großes Kapital, daß dieses, wo 
nicht der Staat selbst baute, fast ausnahmslos nur im 
Wege der Bildung von Aktiengesellschaften aufge- 
bracht werden konnte. Die Organisation der Privat- 
bahnen wird daher vom Aktienrecht beeinflußt. 

Die Organe der Aktiengesellschaften (Vorstand, Aufsichts- 
rat und Generalversammlung) sind handelsgesetzlich geregelt 
(HGB. §§ 231 ff.). Die allgemeine Verwaltung der Bahn wird 
meist von einer Direktion geführt, deren Vorstand und Mit- 
glieder die Befugnisse und Obliegenheiten des Vorstandes der 
Aktiengesellschaft nach Maßgabe des Gesellschaftsvertrages 
ausüben (vergl. im übrigen S. 470). 


Bei dem geringen Umfange des Netzes der deutschen 
Privatbahnen sind die äußeren Dienststellen der Direktion meist 
unmittelbar untergeordnet. Ihre Gliederung entspricht jener der 
Staatseisenbahnen. 


Hinsichtlich der staatlichen Aufsicht über die Privatbahn 
siehe Kap. XXVI. 


3. Verwaltungsgrundsätze. 


A. Endziel der Verwaltungsordnung. 


Während der Beförderungspreis einer Tonne 
Kohlen in der ersten Eisenbahnzeit 13—14 Pi. 
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für das Kilometer betrug, wird heute die Kohle inner- 
halb Deutschlands auf Entfernungen von 500 km und 
mehr um den Satz von 2,1 Pf. für das tkm befördert. 


Die durchschnittliche Güterfracht für 1 tkm be- 
trug in Deutschland 1855 8,19 Pf., 1876 5,00 Pf., 1908 
3,65 Pi., die Durchschnittseinnahme auf 1 Personen- 
kilometer 1855 5,57 Pf., 1876 3,77 Pf., 1908 2,38 Pi. 


Diese gewaltige Ermäßigung der Beförderungs- 
preise, die eingetreten ist, obgleich der Geldwert ge- 
sunken und der Preis der menschlichen Arbeitskraft 
gestiegen ist, hat ihre Ursache in der zunehmenden 
Massenhaftigkeit des Eisenbahnverkehrs, in der fort- 
schreitenden technischen Vervollkommnung des Be- 
triebes, vor allem aber auch in der wirtschaftlicheren 
Organisation des Dienstes, die sich in letzter Linie 
gleichfalls auf die Herabminderung der Gestellungs- 
kosten konzentriert. Mit relativ geringeren Kosten 
mehr und besseres zu leisten, ist darum auch das 
Endziel der Eisenbahnverwaltungsordnung. 

B. Kaufmännischer Geist in der Ver- 
waltung. 


„Bureaukratismus“ und „kaufmännischer Be- 
trieb“, das sind die Schlagworte, denen man aller- 
orten, im Publikum, in den Parlamenten und in der 
Presse begegnet, wenn an den großen Betriebsver- 
waltungen des Staates Kritik geübt wird. Kann der 
Staat seinen Eisenbahnbetrieb kaufmännisch ein- 
richten? 

Der Endzweck des kaufmännischen Betriebes ist 
die Erzielung eines möglichst hohen Reingewinnes. 
Der Staatsbetrieb dagegen soll in erster Linie die wirt- 
schaftlichen Interessen des Landes fördern. Würde 
der Staat seine Eisenbahnen nach rein privatwirt- 
schaftlichen Grundsätzen betreiben, so würde er 
„fiskalisch“ verwalten und sich damit den Vorwurf 
gerade derjenigen zuziehen, die den kaufmännischen 
Betrieb fordern. 


Aber dennoch hat die Forderung kaufmännischer 
Geschäftsführung in den Staatsbetrieben zweifellos 
ihre Berechtigung, und zwar insoweit, als diese For- 
derung sich darauf richtet, daß die Verwaltung nach 
dem Verwaltungszweck eingerichtet werden soll und 
daß die angewandten Mittel mit dem zu erzielenden 
praktischen Erfolg im richtigen Verhältnis stehen 
sollen. Je größer ein Betrieb ist, desto weniger leicht 
läßt sich im einzelnen Falle übersehen, ob diese For- 
derung erfüllt ist, und dieses ist einer der Gründe, 
warum der staatliche Großbetrieb der Gefahr unkauf- 
männischer Geschäftsführung in besonderem Maße 
ausgesetzt ist. 


Welches sind nun die Merkmale der „bureaukratischen“ 
Geschäftsführung? 

Das Wort Bureaukratie ist an sich nichts anderes als eine 
unfreundliche Bezeichnung für den Beamtenstaat. Mit dem 
Anwachsen seiner Aufgaben hat sich der moderne Staat mehr 
und mehr zum Beamtenstaat entwickelt und Deutschland ver- 
dankt seine Größe nicht zum mindesten dieser Entwicklung. 
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Aber wie jede Entwicklung, so hat auch diese ihre Schatten- 
seiten. Und diese Schattenseiten des Beamtenstaates sind es, 
die man mit dem Wort Bureaukratie und Bureaukratismus zu- 
nächst kennzeichnen will. 

Es wird in Literatur und Praxis als das Merkmal einer 
bureaukratischen Geschäftsführung betrachtet, „wenn die Form 
über die Sache gestellt, der Buchstabe für ebenso wichtig er- 
achtet wird wie der wirkliche Erfolg“, „wenn veraltete Vor- 
schriften endlos weiter geschleppt, höhere Beamte mit Dingen 
befaßt werden, die mittlere oder untere ebenso erledigen 
könnten“, „wenn die an sich unentbehrliche Kontrolle des Rech- 
nungswesens wegen unaufgeklärter Pfiennigbeträge umständliche 
Rechtfertigungen und Erhebungen verlangt, wenn die Verwaltung 
sich dem Verkehr zu wenig anpaßt, zu schablonenhaft verfährt, 
zu schwerfällig arbeitet“ (v. d. Borght). 

Freilich ist auch der Verwaltungsapparat großer Privat- 
unternehmungen häufig unübersichtlich und schwerfällig und 
darum der Gefahr ausgesetzt, daß sich bureaukratische Ge- 
schäftsgewohnheiten einschleichen. Allein beim Staatsbetrieb 
vergrößert sich diese Gefahr wegen der Notwendigkeit einer 
Beamtenhierarchie und der Eingliederung des Betriebes in den 
gesamten Behördenmechanismus. „Im staatlichen Verwaltungs- 
organismus fehlt der Antrieb des privatwirtschaftlichen Inter- 
esses. Die Aussicht des Beamten auf raschere Beförderung bei 
besonderen Leistungen ist kein vollwertiger Ersatz. Pilicht- 
gefühl, sachliches Interesse und Verantwortung vor der Öffent- 
lichkeit müssen an seine Stelle treten.“ (Philippovich.) Aber 
auch sie bieten keine volle Gewähr dafür, daß die Schäden, die 
man in dem Worte Bureaukratismus zusammenzufassen pflegt, 
wirklich vermieden werden. 

Dazu bedarf es eines zielbewußten Vorgehens 
der Verwaltung. Der gesamte Dienst muß unter 
Anpassung der Mittel an den Verwaltungszweck 
systematisch geordnet und der Beamtenkörper im 
Geiste . der Wirtschaftlichkeit beharrlich erzogen 
werden, beides Aufgaben, die die preußische Neu- 
ordnung vom Jahre 1895 in vorbildlicher Weise und 
mit geradezu glänzendem Erfolge gelöst hat. 


C. Doppelarbeit im Verwaltungs- 
organismus. 


Die Organisation des Verwaltungsdienstes muß 
vor allem Doppelarbeit, soweit irgend möglich, ver- 
meiden. 

Doppelarbeit kann auf dreierlei Art entstehen: 


a) im Instanzenzug, wenn derselbe Gegenstand 
in mehreren einander übergeordneten In- 
stanzen bearbeitet werden muß, 


b) innerhalb der Instanz, wenn derselbe Gegen- 
stand von mehreren einander gleichgeord- 
neten Behörden zu behandeln ist, 


c) innerhalb der einzelnen Verwaltungsstellen 
selbst, wenn bei der Erledigung desselben 
Gegenstandes zu viele Beamte mitzuwirken 
haben. 


a) Im Instanzenzug. 


Der zu 1. bezeichneten Gefahr muß zunächst 
durch möglichste Einschränkung der Instanzenzahl 
selbst begegnet werden. 

Wie unter 2 A a näher ausgeführt wurde, haben 
in Preußen bis zur Neuordnung von. 1895 und 


in Bayern bis zur Neuordnung von 1907 für den 
Dienst der allgemeinen Verwaltung drei für alle 
Dienstzweige voll ausgebildete Verwaltungsinstanzen 
—- Ministerium, Eisenbahndirektionen (Generaldirek- 
tion) und Betriebsämter (Eisenbahnbetriebsdirek- 
tionen) — bestanden. Heute bestehen bei den deut- 
schen Staatseisenbahnverwaltungen im allgemeinen 
für den eigentlichen Verwaltungsdienst nur mehr zwei 
Instanzen, das Ministerium, dem die oberste Leitung 
zusteht und die Eisenbahndirektionen (Generaldirek- 
tion), die die laufende Verwaltung besorgen. 

Neben möglichster Einschränkung der Instanzen- 
zahl selbst ist aber auch eine zweckmäßige Ausschei- 
dung der Zuständigkeiten unter die bestehenden In- 
stanzen notwendig, wenn Doppelarbeit vermieden 
werden soll. Wenn die Verpachtung eines Lager- 
platzes der oberen Instanz vorbehalten ist, so hat die 
Lokalinstanz, die unter allen Umständen mitwirken 
muß, an die obere Instanz zu berichten, diese ent- 
scheidet und erst auf Grund ihrer Entscheidung ver- 
fügt die Lokalinstanz. Ist die Lokalinstanz selbst 
zuständig, so ergeht ihre Verfügung ohne weiteres, 
der Arbeitsaufwand ist also dreimal geringer. Muß 
noch eine dritte Instanz mit dem Gegenstande befaßt 
werden, so entsteht ein weiterer Bericht und eine 
weitere Entschließung, der Verwaltungsaufwand ist 
also fünfmal größer als wenn die Lokalinstanz sofort 
zur Entscheidung zuständig ist. 

Es muß also in möglichst weitem Umfange den 
lokalen Verwaltungsstellen die Behandlung der 
Fragen überlassen werden, die ohne Berücksichtigung 
der örtlichen Verhältnisse nicht entschieden werden 
können. 


b) In der Instanz. 


Freilich kann eine weitgehende Verteilung der 
Zuständigkeiten auf eine große Zahl örtlich aus- 
einander liegender Dienststellen gleichfalls wieder zu 
Doppclarbeit führen. Wenn z. B. die gleichen 
Materialien von 20 Dienststellen gebraucht werden 
und jede einzelne dieser Dienststellen zur Vergebung 
und Beschaffung zuständig ist, so erwächst eine 
zwanzigfach größere Arbeit, als wenn die Vergebung 
und Beschaffung durch eine einzige Dienststelle für 
den Bedarf aller Verbrauchsstellen erfolgt. Es werden 
also Geschäfte, die bei einer Mehrzahl von Behörden 
gleichheitlich anfallen und von einer einzigen Stelle 
ohne Nachteil erledigt werden können, zweckmäfßiger 
zentral behandelt. Diese Erwägung hat bei den 
neueren Organisationen in Preußen und in Bayern zur 
Schaffung zentraler Ämter geführt, in denen laufende 
Verwaltungsgeschäfte, die an sich von allen Eisem- 
bahndirektionen behandelt werden müßten, einheit- 
lich für das ganze Netz erledigt werden. 


c) Innerhalb der einzelnen Verwaltungsstelle. 


Doppelarbeit kann schließlich auch innerhalb 
einer und derselben Verwaltungsstelle entstehen, 
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wenn der Verwaltungskörper einer Behörde einen 
großen Umfang annimmt, eine weitgehende Sparten- 
teilung notwendig wird und damit eine Vielzahl von 
Abteilungen, Referaten und Bureaus entsteht und 
außerdem für die Besorgung der formellen Geschäfte 
des weitverzweigten Dienstes ein Heer von Kanzlei- 
und Registraturbeamten notwendig wird. Diese Ge- 
fahr besteht namentlich da, wo größere Eisenbahn- 
systeme von einer einzigen Generaldirektion ver- 
waltet werden, der weitgehende Zuständigkeiten auch 
für das lokale Verwaltungsgeschäft übertragen sind. 
Dies war bis zum Jahre 1907 bei der bayerischen 
Staatseisenbahnverwaltung der Fall. Die General- 
direktion war zu einem Verwaltungskörper mit 1400 
Beamten, 5 Abteilungen, 46 Referaten und 31 Bureaus 
angewachsen. Für den Kanzlei- und Registratur- 
dienst allein waren 120 Beamte notwendig, soviel als 
seit der Neuordnung in der ganzen Verwaltung tätig 
sind. Die mündliche Erledigung eines Gegenstandes 
war außerordentlich erschwert. Oft trugen die ein- 
fachsten und unbedeutendsten Erledigungen 10 bis 
20 Unterschriften, Dutzende von höheren, mittleren 
und Kanzleibeamten mußten in Tätigkeit gesetzt 
werden, um eine Sache zu behandeln, die ihrer 
Wichtigkeit nach von einem einzigen mittleren Be- 
amten hätte erledigt werden können, tatsächlich auch 
meist von einem solchen materiell bearbeitet wurde. 

Will man diese Nachteile vermeiden, so muß man 
kleine Behörden schaffen. Aus diesem Gesichts- 
punkte hat Bayern im Jahre 1907 die Generaldirektion 
aufgelöst, Preußen 1895 die Zahl seiner Eisenbahn- 
direktionen nahezu verdoppelt. 

Auch in den Lokalinstanzen arbeiten kleine Ver- 
waltungskörper wirtschaftlicher als große. Die 
früheren bayerischen Eisenbahnbetriebsdirektionen 
hatten einen Personalstand von durchschnittlich 160 
Köpfen. Die heutigen Betriebsinspektionen sind aus 
einem Vorstand und 2 bis 3 Nebenbeamten gebildet. 
Bei einer Betriebsdirektion mußte jedes Schriftstück 
schon beim Eingang die Hände eines oder mehrerer 
Registraturbeamten, des Vorstandes, Referenten und 
Hilfsarbeiters und- der die Verteilung besorgenden 
Bureaudiener durchlaufen. Bei der Erledigung 
machte es wieder den gleichen Weg in umgekehrter 
Richtung, nur hatten meist noch die Referenten ver- 
wandter Geschäftszweige mitzuwirken. Bei einer 
Inspektion wird der Einlauf vom Inspektionsvor- 
stande selbst geöffnet und erledigt, oder höchstens 
noch ein Hilfsarbeiter damit befaßt. 


D. Die Zuständigkeitsordnung, 
Zentralisation und Dezentralisation. 


Aus dem Gesagten ergibt sich, daß man dezen- 
tralisieren muß, wenn man Doppelarbeit im Instanzen- 
zug vermeiden will, daß man aber gleichartige Ge- 
schäfte zentralisieren muß, wenn man der Doppel- 
arbeit der einander gleichgeordneten Dienststellen 
entgegenwirken will. Freilich werden die Zuständig- 


keiten der Dienststellen niemals ausschließlich nach 
dem Gesichtspunkte der Vermeidung von Doppel- 
arbeit geordnet werden können. 


a) Zentralisation. 


Der monopolistische Zug, der den Eisenbahn- 
betrieb beherrscht, drängt zur Zentralisation. Je 
ausgedehnter der Verkehr und je intensiver der Be- 
trieb wird, desto mehr tritt das unitaristische Mo- 
ment in den Vordergrund. Beim Massentransport 
über lange Strecken wirkt die Verschiedenartigkeit 
der Betriebseinrichtungen und der Betriebsleitung 
als verzögerndes und verteuerndes Element. Dazu 
kommt, daß wie im Wirtschaftsleben überhaupt, so 
auch im Eisenbahnwesen die wirtschaftlich voll- 
endetere Organisationsiorm erst im Großbetriebe ent- 
steht. Auf dem Gebiete des Eisenbahnverwaltungs- 
dienstes lassen sich aber die Vorteile des Groß- 
betriebes vielfach nur im Wege der Konzentration 
der Geschäfte erreichen, die allein ein vollkommenes 
System der Arbeitsteilung und die Beschäftigung 
hervorragender wirtschaftlicher und technischer 
Intelligenzen in allen wichtigeren Geschäftszweigen 
ermöglicht. 

Schließlich kommt auch in Betracht, daß die 
Zentralverwaltung meist besser in der Lage ist, den 
wirtschaftlichen Erfolg der Geschäftsführung zu be- 
urteilen, weil es nicht angeht, für die Bezirke der 
äußeren Behörden getrennte Wirtschaftsrechnungen 
zu führen, und daß die Zentralstelle von ihrer hohen 
Warte aus Ungleichheiten in der Wirtschaftsführung 
der lokalen Stellen leicht wahrnehmen und beseitigen 
kann. 


b) Dezentralisation. 


Freilich ist nichts bedenklicher als wenn die 
Vorteile der Zentralisierung im Verwaltungsdienst 
überschätzt und die Zuständigkeiten der Lokal- 
behörden allzusehr eingeengt werden. Dann ent- 
steht unwirtschaftliche Doppelarbeit, der Verwal- 
tungsapparat wird umständlich und teuer, die Ge- 
schäftserledigung schleppend, die örtlichen Verhält- 
nisse und Bedürfnisse werden nicht genügend ge- 
würdigt, zusammengehörige Dienstzweige durch 
übermäßiges Spezialistentum auseinandergerissen und 
es erlahmt das Interesse und Verantwortlichkeits- 
bewußtsein der äußeren Organe, Darum soll die Ver- 
waltungsordnung den äußeren Organen Vertrauen 
entgegen bringen. Wenn dabei die Kopf- und Geld- 
etats richtig bemessen werden und ein gut wirkender 
Kontrolldienst unterhalten wird, kann die Wirtschaft- 
lichkeit des Unternehmens durch die Dezentralisation 
der Zuständigkeiten keinen Schaden leiden. 


c) Grenzen der zentralen und lokalen Verwaltung. 


Die Grenzen der zentralen und lokalen Geschäfts- 
führung lassen sich allgemein nicht feststellen. 
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Als Minimum der zentral und zwar in der 
Ministerialinstanz eines Staatsbahnsystems zu be- 
handelnden Gegenstände kommen in Betracht 


die oberste Leitung des Unternehmens, d. i. 


1. die Entscheidung der groben grundsätzlichen 
Fragen, die der Verwaltung und Politik des 
Unternehmens die Richtung geben, dann die 
oberste Aufsicht über die Durchführung der 
Verwaltungsgrundsätze, 


2. die Etatsfestsetzung und die Entscheidung 
aller finanziellen Fragen, die für das Unter- 
nehmen von so großer Tragweite sind, daß sie 
wegen der finanziellen Verantwortung des 
Chefs der Verwaltung nur von diesem ent- 
schieden werden können, 


3. der Verkehr mit dem Staatsoberhaupt, dem 
Parlament und den übrigen Ministerien, so- 
wie die Verbescheidung von wichtigen an die 
höchste Instanz gerichteten Beschwerden, 
Wünschen und Anträgen. 


Neben diesen Geschäften, die begrifflich und 
staatsrechtlich von der Ministerialinstanz nicht ge- 
trennt werden können, gibt es noch Geschäfte, die 
nicht zur obersten Leitung, sondern zur laufenden 
Verwaltung gehören, aber gleichwohl, wenn auch 
nicht notwendig, so doch zweckmäßig zentral be- 
arbeitet werden. 


Als Grund hierfür kann in Betracht kommen, daß sich die 
Geschäfte überhaupt schwer lokal abgrenzen oder auf die 
einzelnen Gebietsteile beschränken lassen, wie die Verwaltung 
gemeinsamer Wohlfahrtseinrichtungen, Pensionskassen usw., 
oder daß die Verwaltung schon aus wirtschaftlichen Gründen 
genötigt ist, auf dem Markt als Einheit aufzutreten, wie bei den 
Abschlüssen über die Beschaffung der großen Betriebs- und 
Oberbaumaterialien, Kohlen, Schienen und dergl., oder daß den 
Stellen der lokalen Verwaltung die nötige Erfahrung fehlt, ins- 
besondere nicht in allen Außenbezirken die nötigen erstklassigen 
Spezialisten vorgehalten werden können, wie bei der Konstruk- 
tion des Fahrmaterials und schwieriger technischer Kunstbauten 
oder endlich, daß die Geschäfte begrifflich nur von einem 
Punkte aus erledigt werden können wie bei dem zentralen 
Wagenausgleich usw. 


Im einzelnen wird sich die Frage, welche Gegen- 
stände zentral und welche lokal zu behandeln sind, 
je nach der Größe des Unternehmens verschieden be- 
antworten. Der absolut gleiche Geldbetrag kann für 
ein kleines Unternehmen von großer und für ein 
großes Unternehmen von kleiner Bedeutung sein. 
Ein mittleres Eisenbahnunternehmen wird noch 
zahlreiche Geschäfte der laufenden Verwaltung, 
z. B. die wichtigeren Reklamationen aus dem 
Güterverkehr und zahlreiche Personalien zentral 
behandeln können, ein größeres muß darauf 
verzichten. Darum wird der Zentralkörper 
eines Eisenbahnunternehmens verhältnismäßig um 
so größer sein, je kleiner das Unternehmen ist, und 
um so kleiner, je größer es ist, und’ eben darum darf 


die Frage der zentralen und lokalen Behandlung der 
Geschäfte nicht nach der Schablone behandelt 
werden. Tatsächlich weisen denn auch die deutschen 
Staatsbahnverwaltungen, was den relativen Umfang 
ihrer Zentralverwaltung anlangt, große Verschieden- 
heiten auf. Es wäre aber auch bei voller Würdigung 
der Vorteile einer gesunden Dezentralisierung doch 
durchaus unzulässig, aus dem größeren oder ge- 
ringeren Umfang der Zentralverwaltung eines Eisen- 
bahnsystems auf die geringere oder größere Güte 
der Verwaltung selbst einen Schluß zu ziehen. 


E. Die Geschäftsordnung. 


Wie die Zuständigkeitsordnungen die Aufgaben 
und Befugnisse der Dienststellen im Behörden- 
organismus regeln, so behandeln die Geschäftsord- 
nungen die Aufgaben und Befugnisse der Beamten 
innerhalb der Dienststellen. 


Es ist ein Grundsatz des Verwaltungsrechtes in 
den deutschen Staaten, daß für die Geschäftsführung 
einer Behörde regelmäßig nur deren Vorstand maß- 
gebend und verantwortlich sein kann (vergl. indessen 
oben 2Ab). Es würde aber bei großen Verwaltungs- 
stellen umfangreiche Doppelarbeit und eine empfind- 
liche Verzögerung des Geschäftsganges entstehen, 
wenn alle Erledigungen auch von dem Vorstande selbst 
gezeichnet werden müßten. Es ist daher notwendig, 
auch anderen Beamten selbständige Befugnisse zuzu- 
weisen. Die Befugnis einzelner Organe zur selb- 
ständigen Erledigung von Geschäften besteht bei den 
kaufmännischen Betrieben in weitem Umfange. Auch 
die deutschen Staatseisenbahnen haben in ihren Ver- 
waltungsstellen diesem Verfahren immer mehr Ein- 
gang verschafft. Bei den Generaldirektionen der 
deutschen Staatseisenbahnen ist stets eine gewisse 
Zahl von Abteilungen gebildet, deren Vorstände weit- 
gehende selbständige Befugnisse ausüben. Bei den 
preußischen und bayerischen Eisenbahndirektionen 
sind zwei oder mehrere Mitglieder (Oberregierungs- 
und Oberbauräte) mit der ständigen Stellvertretung 
des Präsidenten in gewissen Sachen ein für allemal 
auch bei dessen Anwesenheit betraut und durch Ver- 
leihung eines höheren Ranges und Gehalts vor den 
übrigen Direktionsmitgliedern herausgehoben. 


Dem Präsidenten oder Generaldirektor wird 
schon beim Einlauf nur der wichtigere Teil der Ge- 
schäftsgegenstände vorgelegt. Die große Masse des 
Einlaufs geht unmittelbar zu den Abteilungen oder 
ständigen Stellvertretern, nach Umständen unmittel- 
bar zum Dezernenten oder sogar in die Bureaus. 
Noch kleiner ist der Teil der Entwürfe, die vom 
Präsidenten oder Generaldirektor selbst gezeichnet 
werden. Die Abteilungsvorstände und ständigen 
Stellvertreter und auch die Dezernenten sind mit weit- 
gehenden selbständigen Zeichnungsbefugnissen für 
alle minder wichtigen Geschäftsgegenstände ausge- 
stattet und selbst von den Bureaubeamten dürfen ge- 


wisse mehr formelle Gegenstände selbständig ge- 
zeichnet werden. 

Um möglichst zu verhindern, daß bei der großen 
Masse des laufenden Verwaltungsgeschäftes eine 
größere Zahl von Dezernenten zusammenzuwirken 
hat und um den einzelnen Dezernenten einen mög- 
lichst abgeschlossenen Wirkungskreis zu geben und 
damit ihre Initiative und ihr Verantwortlichkeits- 
gefühl zu stärken, wird in Preußen und Bayern jeder 
Direktionsbezirk in mehrere Streckenbezirke geteilt, 
innerhalb deren je ein administrativer, betriebs- und 
bautechnischer Dezernent die gesamten Geschäfte 
der örtlichen Verwaltung zu besorgen hat. 


Wie die Geschäftsordnung durch zweckmäßige 
Einrichtung des Kanzlei- und Registraturwesens 
den Dienst vereinfachen kann, ist in Abschnitt 4 
gezeigt. 


F. Das Vorschriftenwesen. 


Zum Wesen des Großbetriebes gehört das 
mechanische Ineinandergreifen aller Organe des 
komplizierten Apparats. Dieses Ineinandergreifen 
kann nur gesichert werden durch ein wohl durch- 
‚dachtes System von Vorschriften, deren Zahl um so 
größer sein wird, zu je größeren Dimensionen der 
Betrieb herangewachsen ist. 


Freilich tragen den Verwaltungen die zahl- 
reichen Dienstvorschriften, die fortgesetzt neu er- 
scheinen und wieder geändert werden, beim 
Publikum und beim eigenen Personal vielfach den 
Vorwurf des Vielreglementierens ein und tatsächlich 
kann leicht ein Zuviel in dieser Beziehung ge- 
schehen. Wird der Verwaltungsapparat allzusehr 
in Reglements und Instruktionen eingeschnürt, dann 
werden die Beamten unselbständig und verlernen bei 
besonderen Vorkommnissen, die ja doch nie im vor- 
aus reglementiert werden können, den richtigen Weg 
selbst zu suchen. 


Andererseits kann aber auch durch unzu- 
reichende und lückenhafte Vorschriften großer 
‘Schaden entstehen. Sind z. B. die Vorschriften über 
die Bezugsverhältnisse des Personals, über die 
Tarife und Nebengebühren, die vom Publikum zu 
‚erheben sind, nicht erschöpfend, so werden sie im 
äußeren Vollzug verschieden gehandhabt, es können 
Mehrausgaben und Mindereinnahmen entstehen, 
mindestens aber sind Berufungen und Beschwerden 
der Beteiligten, Vollzugsanordnungen, Interpreta- 
tionen, Revisionsbeanstandungen und sonstige Weit- 
wendigkeiten unausbleiblich.. Die Vorschrift ist 
auch notwendig, um die günstigen Erfolge, die mit 
einer Neueinrichtung erzielt worden sind, festzu- 
halten und zum Gemeingut der Verwaltung zu machen 
und umgekehrt, zu verhüten, daß die schlimmen 
Erfahrungen gleicher Art immer wieder und an ver- 
‚schiedenen Punkten des Verwaltungssystems gleich- 
mäßig gemacht werden müssen. Vielfach sind er- 
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schöpfende materielle Vorschriften die unerläßliche 
Voraussetzung für die Erweiterung des Zuständig- 
keitskreises der unteren Verwaltungsstellen. Eine 
sehr große Zahl von Vorschriften eingehender Art 
ist im Eisenbahnbetrieb schon aus Gründen der Be- 
triebssicherheit erforderlich. Wollte man es ledig- 
lich dem Ermessen der Organe des äußeren Voll- 
zugsdienstes überlassen, in welcher Weise sie die 
Zugfiolge regeln, die Kreuzungen verlegen, die 
Strecken und die Betriebsmittel untersuchen wollen, 
so würden selbst beim besten Willen der äußeren 
Organe die größten Gefahren für den Betrieb ent- 
stehen. „Every man should have his duties 
thoroughly defined. What is every one’s business, 
is no one’s business“ (Findlay). 

Sollen die Vorschriften ihre Aufgabe erfüllen, so 
müssen sie einfach sein, dürfen die Selbständigkeit 
der ausführenden Organe nicht ohne Not einengen, 
sollen aber das Interesse jedes einzelnen Gliedes am 
wirtschaftlichen Gedeihen des Ganzen wecken; sie 
müssen die Verhältnisse und Bedürfnisse des 
praktischen Dienstes, die vorher nicht eingehend 
genug festgestellt werden können, berücksichtigen, 
ja möglichst aus ihnen herausgewachsen sein, sollen 
aber dann möglichst von Bestand - sein, damit der 
Eisenbahnbetrieb, wie Roscher sagt, „einer für weite 
Räume und lange Zeiten möglichst unwandelbar 
gehenden Maschine ähnelt“. 

Freilich werden auch ursprünglich treffliche 
Vorschriften im Laufe der Jahre von der rastlos vor- 
anschreitenden Entwicklung der Wirtschaft und 
Technik überholt und darum müssen die Vorschriften 
von Zeit zu Zeit von Grund aus neu bearbeitet 
werden. Bei solchen Neubearbeitungen müssen die 
Verhältnisse des einschlägigen Dienstzweiges ein- 
gehend untersucht und insbesondere die vielerlei 
mißbräuchlichen und zweckwidrigen Übungen, die 
sich im Laufe der Jahre eingebürgert haben, be- 
seitigt werden. Zahllose unnötige Zusammen- 
stellungen, Nachweisungen und Statistiken, Berichte 
und Meldungen, Rechnungsbelege und Zweit- und 
Drittschriften von solchen, haben die deutschen 
Eisenbahnverwaltungsordnungen in den letzten 
Jahrzehnten abgeschafft und damit allein Hunderte 
von Arbeitskräften erspart. So hat es die preußische 
Neuordnung, wie Staatsminister von Thielen im 
Landtage erklärte, ermöglicht, „einen ungeheueren 
und unnötigen Ballast aus dem Fenster zu werfen“. 

Die Dienstvorschriften müssen auch in einer 
jedem Beamten zugänglichen Form bekanntgegeben 
werden. Zurzeit geschieht dies bei allen deutschen 
Eisenbahnverwaltungen ausschließlich durch Amts- 
oder Verordnungs-Blätter, die mit guten Inhaltsver- 
zeichnissen ausgestattet sind und das Auffinden 
jeder einzelnen Vorschrift leicht ermöglichen. Zu- 
sammenhängende Vorschriften werden in Dienst- 
anweisungen, die die gesamte Materie erschöpfend 
regeln, vereinigt. 
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G. Der schriftliche Verkehr. 


Es war in früheren Zeiten bei den staatlichen 
Zentral- und Mittelstellen üblich, jede, auch die 
kleinste Erledigung in Konzept und Reinschrift 
herzustellen; unnötige Förmlichkeiten und Curialien 
beherrschten den Geschäftsgang, eine umständliche 
Schreibweise, schwerfällige Satzkonstruktionen und 
altertümliche vielfach bis auf die Zeiten der mittel- 
alterlichen Scholastik zurückreichende Redewen- 
dungen und Fremdwörter erschwerten Darstellung 
und Verständnis. 

In den letzten zwei Jahrzehnten hat sich der 
Amtsstiel der Behörden mehr und mehr vom 
Zwange der überlieferten Formen frei gemacht. Die 
deutschen Staatseisenbahnverwaltungen haben, wo 
nur immer möglich, die ungezwungenen Formen des 
modernen Geschäftsiebens übernommen, zum Teil 
noch weitergehende Vereinfachungen eingeführt. 

Die urschriftliche Erledigung herrscht vor. Eine 
und dieselbe urschriftliche Verfügung wird bei 
mehreren Dienststellen in Umlauf gesetzt. Ent- 
schließungen und Briefe werden von den be- 
arbeitenden Beamten sofort in Reinschrift her- 
gestellt, wobei die Art der Erledigung lediglich auf 
dem Einlaufstück kurz vermerkt (z. B. „abge- 
wiesen“), oder Kopiertinte verwendet und eine 
Kopie zu den Akten genommen, nach Umständen 
auch das Durchschreibverfahren (mittels zwischen- 
gelegter Pauspapiere) angewendet wird. Viele Ent- 
würfe werden stenographisch hergestellt und dann 
mit der Schreibmaschine zugleich in Entwurf und 
Reinschrift ausgeführt. Für einfache Anzeigen, Er- 
innerungsschreiben, Zwischenverfügungen usw. 
wird die Postkarte verwendet. 

Auf eine gedrängte Darstellung, auf kurzen und 
klaren Satzbau’ und auf die Vermeidung von Fremd- 
wörtern, wird strenge gehalten; der „Betreff“, 
einst das unvermeidliche Merkmal des amtlichen 
Schriftstücks, wird im inneren Verkehr der Staats- 
bahnen meist nicht mehr beigesetzt. Die lang- 
atmigen Eingangsformeln in Berichten, Schreiben 
und Entschließungen („Im Vollzug der höchsten Ent- 
schließung wird berichtet“) sind verpönt. Der Be- 
richt beginnt sofort mit der Sachdarstellung. Im 
Verkehr der Eisenbahndienststellen untereinander 
wird der Telegrammstil angewendet. Für die oft 
umständlichen Titel der Behörden und Dienststellen, 
dann für gewisse häufig vorkommende technische 
Ausdrücke, Dienstanweisungen usw. sind markante 
Abkürzungen eingeführt, die im telegraphischen und 
schriftlichen Verkehr angewendet werden. 


Von Formblättern wird ein ausge- 
dehnter Gebrauch gemacht. Das 
Formblatt mindert nicht nur die Schreibarbeit, 
sondern es sichert auch die erschöpfende Erledi- 
gung. Seine offenen Felder mahnen, wo die Arbeit 
noch unvollendet ist. Auch die Verwertung des im 


Formblätter. 


Formblatt niedergelegten Materials ist erleichtert. 
Gleichartiges tritt dem Leser immer an der gleichen 
Stelle, in gleicher Form und gleichem Wortlaut vor 
Augen. 

Wie die Maschine in der Technik, so ist das 
Formblatt im Verwaltungsdienst zu einem der un- 
entbehrlichsten Hilfsmittel des Großbetriebes ge- 
worden. Wie die Maschine erleichtert und beschleunigt 
es die Arbeit und liefert, selbsttätig kontrollierend, un- 
bedingt brauchbare Arbeit. Und ebenso wie die 
Maschine unter der Aufsicht eines ungelernten Ar- 
beiters in der nämlichen Zeit eine Arbeit vielfach 
leistet, die der gelernte Arbeiter kaum einfach her- 
stellen könnte, so leistet mit Hilfe des Formblattes 
ein einfacher Kanzleibeamter Dienste, für die ohne 
das Formblatt eine Mehrzahl von qualifizierten 
Arbeitskräften notwendig wäre. 


H. Der mündliche Verkehr. 


Am radikalsten beseitigt man das Schreibwerk, 
wenn man die mündliche Erledigung an dessen 
Stelle treten läßt. Um wie viel rascher und er- 
schöpfender wird eine Sache in Rede und Gegenrede 
erledigt, als in Bericht und Entschließung! Hier ein 
Zeitaufwand von wenigen Minuten für eine er- 
schöpfende Erledigung, dort ein Zeitverlust von 
Tagen und Wochen, ohne daß die Vollständigkeit 
und Sicherheit der Entscheidung gewinnt. Die Eisen- 
hahnverwaltungen verlangen, wo immer angängig, den 
mündlichen Verkehr. Der Notenwechsel innerhalb 
der gleichen Stelle ist meist grundsätzlich verboten. 
Wo früher umfangreiche schriftliche Meldungen und 
Protokollierungen üblich waren, wird heute, soweit 
irgend möglich, nach mündlicher Einvernahme der 
Beteiligten die entscheidende Verfügung getroffen. 

Die Inspektionsvorstände bringen einen großen 
Teil ihrer Zeit nicht im Bureau, sondern draußen in 
ihrem Bezirk zu und erledigen hier so viel nur immer 
möglich ihre Geschäfte mündlich an Ort und Stelle. 


Der mündliche Verkehr wird durch das 
Telephon erleichtert. An allen Direk- 
tionssitzen und größeren Bahnstationen bestehen 
bahneigene Telephonnetze mit eigenem Um- 
schalter, die den Verkehr aller am gleichen Orte 
befindlichen Eisenbahndienststellen untereinander 
vermitteln. Besondere Leitungen zu den Orts- 
telephonnetzen der Post- und Telegraphenver- 
waltung ermöglichen den Anschluß an den all- 
gemeinen Telephonverkehr. Telephone sind in den 
Diensträumen der Präsidenten, Dezernenten, In- 
spektions- und Dienstvorstände und in weitem Um- 
fange auch in den Bureaus des Hilfspersonals an- 
gebracht. Vielfach bestehen auch zwischen der 
Zentralstelle und den Eisenbahndirektionen und 
zwischen den Eisenbahndirektionen und den In- 
spektionen bahneigene Fernverbindungen. Die an 
den großen Verkehrszentren geführten eisenbahn- 


Telephon. 
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dienstlichen Telephongespräche zählen täglich nach 
vielen tausenden. Eine große Summe von Schreib- 
werk wird hierdurch erspart. 


Zur mündlichen Be- 
sprechung wichtiger 
Gegenstände werden bei den Zentralstellen und 
Eisenbahndirektionen Sitzungen abgehalten. Auf den 
englischen Bahnen findet allmonatlich eine Ober- 
beamten-Konferenz „Officers Conference“ unter 
dem Vorsitz des Generaldirektors statt, an der die 
Beamten der Direktionen und Betriebsinspektionen 
(Superintendents) teilnehmen und in der alle mög- 
lichen wichtigen Fragen besprochen und erledigt 
werden. Diese zweckmäßige Einrichtung des 
englischen Privatbahnbetriebes hat auch bei den 
deutschen Staatseisenbahnen Eingang gefunden. 
Sowohl in Preußen als in Bayern besteht die Übung, 
daß die Inspektionsvorstände sich öfter bei der Eisen- 
bahndirektion einzufinden haben, um hier alle mög- 
lichen Fragen mit dem Präsidenten und den Mit- 
gliedern der Eisenbahndirektion, teils in gemeinsamer 
Sitzung, teils in Einzelbesprechungen mündlich zu 
erledigen. 

Auch die Eisenbahnverwaltungen untereinander 
pflegen Gegenstände des gemeinsamen Verkehrs in 
mündlichem Meinungsaustausch miteinander zu be- 
raten. 


Sitzungen und Konferenzen. 


Jonii Bei den preußischen Staatseisen- 
` bahnen werden wichtige technische 
und Verwaltungsfragen in ständigen Ausschüssen 
beraten. Die Ausschüsse stehen unter der Leitung 
des Eisenbahnzentralamts in Berlin und sind aus 
einer Anzahl von Mitgliedern dieses Amtes und be- 
stimmter Eisenbahndirektionen gebildet. Es besteht 
ein Oberbau-Ausschuß, ein Block- und Stellwerk- 
Ausschuß, ein Fahrdienst-Ausschuß, Lokomotiv- 
und Wagen-Ausschuß, ein Brems-Ausschuß, Werk- 
stätte-Ausschuß, ein Finanz-Ausschuß, Materialien- 
und Geräte-Ausschuß, Verkehrskontroll-Ausschuß, 
Dienstanweisungs-Ausschuß, Personalien-Ausschuß 
und ein Wohlfahrts-Ausschuß. Die Ausschüsse 
geben in wichtigen Fragen ihres Geschäfts- 
bereiches. Gutachten ab, Die Niederschriften 
über ihre Beratungen werden dem Minister zum 
Zwecke der Stellungnahme zu den Gutachten vor- 
gelegt. Die Beschlüsse bilden die Unterlagen für die 
grundsätzlichen Entscheidungen und Anordnungen 
der Verwaltung. In mehreren dieser Ausschüsse be- 
finden sich auch Mitglieder anderer deutscher 
Staatseisenbahnverwaltungen. 


J. Raschheit des Geschäftsverkehrs. 


Während in der Handelswelt die Übung be- 
steht, jeden Brief tunlichst umgehend oder doch 
in kürzester Frist zu erledigen, wird über die 
schleppende Erledigung der Geschäfte bei den 
staatlichen Behörden vielfach geklagt. 


Wenn Eingaben und Beschwerden des Publi- 
kums seitens der staatlichen Eisenbahnbehörden 
langsamer erledigt werden, als dies im kaufmänni- 
schen Geschäftsverkehr üblich ist, so ist dies aller- 
dings zum Teil in den Verhältnissen begründet und 
darum auch bei den privaten Eisenbahnbetrieben 
nicht zu vermeiden. Der Eisenbahnbetrieb ist nicht, 
wie die meisten gewerblichen oder kaufmännischen 
Unternehmen, an einem einzigen oder wenigen ein- 
zelnen Punkten konzentriert, sondern seine Dienst- 
stellen sind im ganzen Lande zerstreut. Bei der Er- 
ledigung der einfachsten Reklamation ist es not- 
wendig, eine ganze Reihe von Beamten, die nicht 
immer verfügbar sind, und von örtlich weit aus- 
einander liegenden Dienststellen, oft auch von 
fremden Verwaltungen einzuvernehmen. 

Zu der schleppenden Erledigung von Geschäfts- 
sachen können freilich auch innere Reibungen im 
Verwaltungsapparat- selbst beitragen. Solche innere 
Reibungen zu beseitigen, ist die Aufgabe der Ver- 
waltungsordnung. Wenn diese den Geschäftsgang 
vereinfacht, Doppelarbeit wo nur immer möglich 
vermeidet und die einzelnen Glieder des Organismus 
mit möglichster Selbständigkeit ausstatte, dann 
braucht der Staatsbetrieb in der Raschheit des Ge- 
schäftsverkehrs hinter dem Privatbetrieb nicht 
zurückzustehen. 


4. Kanzlei, Registratur, mechanische 
Hilfsmittel. 


A. Kanzlei und Expedition. 


a) Notwendigkeit eines besonderen Schreibdienstes. 

Bei den Inspektionen und äußeren Dienststellen 
werden meist besondere Beamte für das Ab- 
schreiben nicht mehr verwendet. Die Korrespon- 
denz wickelt sich im urschriftlichen Verfahren ab. 
Dagegen läßt sich in den Zentralstellen und bei den 
Eisenbahndirektionen ein regelmäßiger Schreib- 
dienst nicht entbehren. 


b) Schreibmaschinen. 


Soweit nur immer möglich, wird zum Ab- 
schreiben die Schreibmaschine verwendet. Während 
der Handschreiber in der Minute etwa 40 Silben 
schreibt, bringt es ein tüchtiger Maschinenschreiber 
bis zu 70. Dabei können gleichzeitig mit dem Original 
im Durchschlagverfahren 10 bis 12 Kopien hergestellt 
werden. 


c) Vervielfältigungseinrichtungen. 


Ist eine Vervielfältigung in mehr als 10 bis 12 
Stücken notwendig, dann bedarf es anderer Ein- 
richtungen. Abgesehen von kleineren von Spezial- 
geschäften in ziemlicher Mannigfaltigkeit an- 
gebotenen Vervielfältigungseinrichtungen, wie Scha- 
pirografen, Cyklostiles, Rotary-Apparaten und 
dergl., mittels deren das Kanzleipersonal selbst Ver- 
vielfältigungen ausführt, bedient man sich hauptsäch- 
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Abb. 1. 


Schnellpresse in der Druckerei der E. B. D. München. 


lich autographischer Pressen für das Stein- und 
namentlich das Zinkdruckverfahren. Die Pressen 
werden meist von Hand bedient. Bei den größeren 
Verwaltungsstellen stehen Schnell- und Rotations- 
pressen in Verwendung. 

d) Absendung der Schriftstücke. 

Bei der großen Menge von Dienstschreiben, die 
von den Eisenbahnzentralstellen und Direktionen 
täglich abzusenden sind, läßt sich auch durch eine 
zweckmäßige Einrichtung des Expeditionsgeschäftes 
Schreibwerk ersparen. 

Für alle Empfangsstellen (insbesondere fremde 
Eisenbahnverwaltungen), an die häufig Sendungen 
abgehen, liegen vorgedruckte Briefumschläge auf. 
An die eigenen Dienststellen gehen die Sendungen 
vielfach in Mappen oder Körben, die täglich zwischen 
der Zentralstelle und den Direktionen oder zwischen 
der Direktion und deren Dienststellen hin und her 
laufen und von den Nachtzügen verteilt und wieder 
aufgenommen werden. Die Mappen und Körbe sind 
mit umlegbaren Schildern versehen, die auf der einen 
Seite die Adresse der empfangenden, auf der anderen 


Seite die Adresse der absendenden Dienststelle 
tragen. Bei der Eisenbahndirektion München nimmt 


die tägliche Expedition an 300—350 Dienststellen 
etwa eine Stunde Zeit in Anspruch. Dabei werden 
jährlich etwa 5000 M. allein an Briefumschlägen ge- 
spart, ungerechnet die Schreib- und Packarbeit, die 
sonst für das Adressieren und Abfertigen der oft sehr 
umfangreichen Sendungen an jede einzelne Dienst- 
stelle notwendig sein würde. 


e) Beförderung der Dienstschreiben. 

Die Beförderung der Dienstschreiben an die 
Eisenbahndienststellen sowohl des eigenen Netzes 
als auch der fremden Bahnen geschieht meist mit 
den Zügen, die Beförderung an die übrigen Emp- 
fänger mit der Post. 

Um die Portoverrechnung zu vereinfachen, haben 
die Eisenbahnen teils Portoablösungsverträge mit 
der Postverwaltung abgeschlossen, teils verwenden 
sie Eisenbahndienstmarken. 


Abb. 2. Buchbinderei der E. B. D. München. 


B. Registratur. 
a) Ältere Registratursysteme. 

Die Grundlage der älteren staatlichen Registra- 
tursysteme bildet das „Geschäftsbuch“, auch „Ein- 
laufiournal“ genannt. Jedes Schriftstück, das bei 
einer Behörde eingeht, wird mit einer fortlaufen- 
den Nummer versehen und unter dieser in das Ge- 
schäftsbuch eingetragen. Die Art der. Erledigung 
wird gleichfalls im Geschäftsbuch vermerkt, das 
auch eine Spalte enthält für die Bezeichnung des 
Aktes, in welchem das Schriftstück in der Re- 
gistratur verwahrt wird. 

Früher wurden alle Eingänge ausnahmslos in 
das Geschäftsbuch eingetragen. Die Geschäfts- 
bücher wuchsen rasch an, ihre Führung erforderte 
allein oft mehrere Arbeitskräfte. Die Dienstvor- 
stände pflegten sich auf die Zahl ihrer Geschäfts- 
nummern zu berufen, wenn sie die Bedeutung ihres 
Geschäftes illustrieren wollten. 

Jedes, auch das unbedeutendste Aktenstück, 
wurde in den Registraturen sorgfältig aufbewahrt. 


b) Neuere Registratursysteme. 
Die preußische Staatseisenbahnverwaltung führte 
bei ihrer Neuordnung von 1895 zunächst das Weg- 
legeverfahren ein. Nur diejenigen Schriftstücke 
werden zu den Akten genommen, die dauernden 
Wert besitzen, alles übrige wird weggelegt. 
Da viele Schriftstücke zwar nicht von dauerndem 
Wert, aber doch im Akt noch bis zur endgültigen Er- 
ledigung des Gegenstandes benötigt sind, unter- 
scheidet die bayerische Registraturordnung von 1907 
zwischen 
Aktensachen („A“), 
sitzen, 

einfachen Weglegesachen („W“), die zunächst in 
die Akten eingelegt werden und 1 Jahr darin 
verbleiben und 

sofortigen Weglegesachen („SW“), 
weggelegt werden. 

Die preußische Neuordnung hat auch bestimmt, 

in die Geschäftsbücher: nur die wichtigeren 


die dauernden Wert be- 


die sofort 


daß 
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Gegenstände eingetragen werden dürfen. Die Ge- 
schäftsbücher werden in bestimmten Fällen (unten: c) 
ersetzt durch „Arbeitslisten“, die von den den Einlauf 
bearbeitenden Bureaubeamten geführt werden. 

Bayern hat in seiner Neuordnung von 1907 sämt- 
liche Geschäftsbücher und Arbeitslisten vollständig 
beseitigt. Es wurde ein einheitlicher Registraturplan 
für die gesamte Verwaltung, Ministerium, Eisenbahn- 
direktion und zentralen Ämter, aufgestellt. 

Die Aktenzeichen wurden nach mnemotech- 
nischen Grundsätzen festgesetzt. Ein einlaufendes 
Schriftstück, das früher die Geschäftsnummer und 
das Aktenzeichen erhielt, bekommt nur noch das 
Aktenzeichen. Auch die Erledigung erhält als Ge- 
schäftszeichen lediglich das Aktenzeichen. Der Re- 
gistraturbeamte, der ein Aktenstück sucht, braucht 
nicht erst im Geschäftsbuch nachzusehen, in welchem 
Akt das Stück verwahrt ist, sondern findet dieses 
ohne weiteres nach dem Geschäftszeichen. 

Um auch das Auffinden solcher Schriftstücke zu 
"erleichtern, deren Aktenzeichen nicht bekannt ist, 
besteht in der Registratur eine Sach- und Namens- 
kartothek. 

Die Akten werden zur Fernhaltung gesundheit- 
licher Gefahren für das Registraturpersonal aus- 
schließlich in staubdichten Schränken verwahrt. 

Die Registraturen sind an das Diensttelephon an- 
geschlossen. 

c) Dezentralisierung des Registraturgeschäfts. 

Die preußische Neuordnung 1897 hat in 
weitem Umfange die bureaumäßige Erledigung und 
die registraturmäßige Behandlung der Gegenstände 
in einer Hand vereinigt, wie das auch im kaufmänni- 
schen Verfahren meist üblich ist. Dem preußischen 
Vorgang sind Bayern und wohl auch die meisten 
übrigen deutschen Eisenbahnverwaltungen gefolgt. 
Der Bureaubeamte führt, soweit nur immer möglich, 
die Akten, mit denen er arbeitet, selbst, er ist sein 
eigener Registrator. Die Geschäftssachen, die der 
Bureaubeamte registraturmäßig behandelt, werden 
nicht ins Geschäftsbuch eingetragen. Diese Vereini- 


von 


Abb. 3. 


Geheime Registratur des Verkehrsministeriums 
in München. 
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gung der registratur- und bureaumäßigen Behand- 
lung der Geschäftssachen ist im preußischen Eisen- 
bahnzentralamt und bei den bayerischen zentralen 
Ämtern grundsätzlich durchgeführt. Sie besitzen über- 
haupt keine eigenen Registraturen. Freilich kann dieses 
System nicht bei allen Dienststellen in sämtlichen 
Geschäftszweigen angewendet werden, insbesondere 
da nicht, wo regelmäßig eine größere Zahl von Be- 
amten mit dem gleichen Akt zu arbeiten hat. Immer- 
hin aber wird, wenn die Dezentralisation des Re- 
gistraturdienstes soweit als möglich durchgeführt 
wird, die Hauptregistratur wesentlich entlastet 
und der Geschäftsgang beschleunigt. Die Bureau- 
beamten selbst erfahren eine Erleichterung, weil sie 
jederzeit ihre Akten bequem zur Hand haben. Zu- 
gleich tritt eine sehr wirtschaftliche Personalverwen- 
dung ein, indem die bureaumäßige Bearbeitung, die 
registraturmäßige Behandlung und auch die kanzlei- 
mäßige — weil urschriftliche — Erledigung dieser 
Gegenstände in der Hand des Bureaubeamten ver- 
einigt sind und zwar ohne daß diesem damit eine fühl- 
bare Mehrarbeit erwächst. 


d) Aktenanlage. 

Auch die Anlage der Akten wurde verein- 
facht. Während z. B. bei der bayerischen Staats- 
eisenbahnverwaltung früher eine große Anzahl von 
3uchbindern jahraus jahrein lediglich mit dem Heften 
von Akten befaßt war, werden die Akten jetzt mit den 
in der Handelswelt allgemein eingeführten „Schnell- 
heftern“ von den Registratur- und Bureaubeamten 
selbst gebildet. 

Für die einzelnen Dienststellen und Registratur- 
abteilungen werden verschiedenfarbige Aktendeckel 
gewählt, um ein Verschleppen der Akten möglichst zu 
verhindern. Der Registratur- und Expeditionsbeamte 
sieht sofort an der Farbe des Aktes, ob dieser in 
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Abb. 4. Registratur der vormaligen Generaldirektion 
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seiner Registratur bleiben muß oder 
senden ist. 


zurückzu- 


e) Zurücklegen der abgeschlossenen Akten. 


Die abgeschlossenen Akten werden zurück- 
gelegt. Ihre Aufbewahrungszeit ist je nach 
dem Inhalt verschieden. Allgemeine Akten dürfen 
in der Regel nicht vernichtet werden. Abgeschlossene, 
für den laufenden Dienst nicht mehr benötigte, aber 
historisch wichtige Akten werden den Archiven ein- 
verleibt. 


Archive. 


f) Registraturwesen bei den Inspektionen und äußeren 
Dienststellen. 

Die Inspektionen und äußeren Dienststellen be- 
sitzen meist keine Registratur. Sie erhalten die 
notwendigen Dienstanweisungen und amtlichen 
Blätter und führen höchstens einen oder einige wenige 
Akten, in denen wichtige Stücke dauernder Bedeutung 
verwahrt werden. Sonst wird alles weggelegt. 


C. Wirkungen der Vereinfachung des 
formellen Dienstes. 

Wie groß die Vereinfachung ist, die durch 
eine zweckmäßige Regelung des formellen Dienstes 
im Großbetrieb einer Eisenbahnverwaltung erzielt 
werden kann, mag aus folgenden Ziffern entnommen 
werden. Bei den bayerischen Staatseisenbahnen sind 
anläßlich der Neuordnung vom Jahre 1907 nicht 
weniger als 1400 Geschäftsjournale, die alljährlich 
mit vielen Tausenden, zum Teil Hunderttausenden 
von Einträgen angefüllt wurden, mit einem Schlage 
beseitigt worden. Die Zahl der laufenden Akten, die 
in der Verwaltung zu führen sind, wurde von 188 000 
auf 72 000 vermindert. In der Registratur der Zentral- 
stelle allein wurden nicht weniger als 200 t oder 
20 Wagenladungen von zurückgelegten abgeschlosse- 
nen Akten nach vorheriger sorgfältiger Ausscheidung 
der aufzubewahrenden Aktenstücke zum Einstampfien 
gegeben. Sechs große Depots wurden aufgehoben 
und die verfügbar gewordenen Räume anderweitig 
verwendet. 

Der gesamte Registratur- und Kanzleidienst der 
bayerischen Staatseisenbahnverwaltung, der noch 
1905 über 300 Beamte erforderte, wird heute mit 
wenig über 120 Beamten bewältigt. 


D. Mechanische Hilfsmittel. 
a) Rechentafeln und Rechenmaschinen. 

Für die umfangreichen rechnerischen und 
statistischen Arbeiten der Staatseisenbahnen stehen 
außer den Rechentafeln Rechenmaschinen ver- 
schiedener Systeme in Verwendung. 

Ph 2 RETRO Die Verviel- 
otochemische Planvervielfältigung. tälti 

ältigung von 

Plänen und Konstruktionszeichnungen 


auf photochemischem Wege. 
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Die Stammpausen 
in den technischen Bureaus auf durch- 
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scheinendem Papier hergestellt 
verfahren (mit Gallus-, Sepia-, blausaurem Eisen- 
papier x) vervielfältigt. Häufig werden dabei im 
Interesse eines regelmäßigen und raschen Betriebes 
statt des Tageslichtes elektrische Bogenlampen ver- 
wendet. 


und im Lichtpaus- 


Abb. 5. Lichtpauserei. 


Eine mit allen technischen Errungenschaften ausgestattete 
Planvervielfältigungsanstalt besitzt die bayerische Staatseisen- 
bahnverwaltung bei der Eisenbahndirektion München. Die An- 
stalt befaßt sich außer mit der Plankopie im Lichtpausverfahren, 
mit der Vervielfältigung durch Zinkdruck und mit der Ver- 
größerung und Verkleinerung von Plänen in beliebigem Maß- 
stabe, ein Verfahren, von dem insbesondere im Landmesserdienst 
und bei den Projektierungsarbeiten ausgedehnter Gebrauch ge- 
macht wird. 


5. Verwaltungsordnung und Personal. 


Der Erfolg jeder Organisation hängt in letzter 
Linie von der Tüchtigkeit des Personals ab. 

Einen tüchtigen Beamtenkörper wird eine Ver- 
waltung dann besitzen, wenn sie ihrem Personal 
günstige Anstellungs-, Beförderungs- und Gehalts- 
verhältnisse bietet. Es wird ihr dann stets ein großer 
Kreis von Bewerbern zur Verfügung stehen, unter 
denen sie sich die tüchtigsten auswählen kann. 


Günstige Gehaltsverhältnisse kann 
aber eine Verwaltung ihrem Personal 
nur bieten, wenn sie die Kopizahl niedrig hält. 

Der Verwaltungsdienst wird um so weniger 
Personal beanspruchen, je mehr die Verwaltungsord- 
nung Doppelarbeit vermeidet, je einfacher sie den 
Dienst regelt und je mehr sie jedem einzelnen Be- 
amten seinen Teil an der Verantwortung auferlegt, 
je mehr der Dienst nach dem preußischen Grundsatz 
eingerichtet wird, „am besten wird gearbeitet, wo man 
gewohnt ist, mit Volldampf zu arbeiten“. 


Personenzahl. 


Nach der 
Vorbil- 
dung unterscheidet man das Personal des höheren, 
mittleren und unteren Dienstes. Innerhalb jeder 
einzelner dieser Gruppen ist die Möglichkeit der Ge- 


Höheres, mittleres und unteres Personal. 
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währung guter Gehaltsverhältnisse wieder von der 
Kopfzahl des Personals abhängig. Darum haben die 
deutschen Eisenbahnverwaltungen in fortschreiten- 
dem Maße Geschäfte, die früher von Beamten des 
höheren Dienstes erledigt wurden, an mittleres Per- 
sonal und solche, die von mittlerem Personal be- 
handelt wurden, an unteres Personal übertragen. 
Dies konnte unbedenklich geschehen, weil die große 
Masse des Verwaltungsgeschäftes immer mehr in 
feste Formen gefügt und durch erschöpfende Vor- 
schriften geregelt, durch die Einführung von Form- 
` blättern und sonstigen Hilfsmitteln vereinfacht und 
durch gut organisierte Arbeitsteilung erleichtert 
wurde. 


So hat das ÖOrganisationsprogramm der bayeri- 
schen Staatseisenbahnverwaltung vom Jahre 1907 bei 
dem Personal des höheren Dienstes eine Minderung 
um 51% und beim Personal des mittleren Dienstes 
eine solche um 42 % vorgesehen. 


Ist der Bedarf 
an höherem 
und mittlerem 
Personal einmal festgestellt, dann muß auch die 
fortlaufende Ergänzung des Personalstandes in der 
Gruppe nach einem bestimmten Plan, also nicht nach 
dem augenblicklichen Bedarf, sondern nach dem 
natürlichen Abgang, gegebenenfalls unter Berück- 
sichtigung des Mehrbedarfs infolge der zu erwarten- 
den Verkehrsmehrung geregelt werden. 


Da bestimmte Beförderungsstellen von dem tüch- 
tigeren Teil des Personals unter normalen Verhält- 
nissen erreicht werden sollen, ist es notwendig, auch 
das Verhältnis zwischen den Anfangs- und Vor- 
rückungsstellen sorgfältig unter Zugrundelegung von 
Mortalitäts- und Aktivitätstafeln zu berechnen, wenn 
nicht schädliche Stockungen in den Beförderungs- 
verhältnissen eintreten sollen. Auf die Methode dieser 
Berechnung kann an diesem Orte nicht näher ein- 
gegangen werden. 


Planmäßige Regelung des Zugangs 
und der Beförderungsverhältnisse. 


Eine der wichtigsten 
aber auch schwierigsten 
Fragen ist die gute Fachausbildung des Personals. 
Das Personal des höheren Dienstes erhält meist zu- 
nächst eine mindestens einjährige informatorische 
Ausbildung in allen Zweigen des äußeren Dienstes; 
bevor einem Beamten ein Dezernat oder Referat in 
einer Direktion übertragen wird, muß er mehrere 
Jahre eine Inspektion selbständig geführt und als 
Hilfsarbeiter bei einer Direktion gearbeitet haben. Von 
den süddeutschen Verwaltungen wird meist das Per- 
sonal des höheren Dienstes auch für einige Zeit mit 
der selbständigen Führung von äußeren Dienststellen 
(Stationen, Betriebswerkstätten) betraut. Im übrigen 
muß ein häufiger Wechsel in der Verwendung der 
Beamten, insbesondere zwischen Zentralstelle und 
Direktion dafür sorgen, daß nicht ein einseitiges 


Ausbildung des Personals. 


Spezialistentum herangezogen wird, sondern die Be- 
amten in den leitenden Stellungen einen offenen Blick 
für die Verhältnisse und Bedürfnisse der gesamten 
Verwaltung behalten. 


Auch das Personal des mittleren Dienstes muß 
sorgfältig ausgebildet werden. Die Eisenbahnverwal- 
tungen verwenden auf den wichtigeren Arbeitsposten 
des inneren (Bureau-) Dienstes meist ausgewählte 
Beamte, die längere Jahre im äußeren Dienst tätig 
waren und diesen gründlich kennen. Ist der Beamte 
einmal in den inneren Dienst überführt, dann handelt 
es sich vor allem darum, ihn zu einem unbedingt ver- 
lässigen Spezialisten heranzubilden, der mit der ihm 
zur Bearbeitung übertragenen Geschäftssparte bis in 
alle Einzelheiten vertraut ist. 


6. Die Eisenbahnbeiräte. 


Die außerordentliche Bedeutung der Staatseisen- 
bahnen, insbesondere ihrer Tarif- und Fahrplanpolitik 
für das wirtschaftliche Leben der Nation hat dazu ge- 
führt, den Vertretungen der großen Erwerbszweige 
eine Mitwirkung bei der Entscheidung über wichtige 
Verkehrsfragen zu sichern. 


Dies geschah durch die Schaffung von Eisen- 
bahnbeiräten, deren Mitglieder auf bestimmte Zeit, 
teils von der Staatsregierung berufen, teils von den 


Vertretern der verschiedenen wirtschaftlichen 
Gruppen frei gewählt oder doch vorgeschlagen 
werden. 


Die Eisenbahnbeiräte haben die Aufgabe, in wichtigen die 
Verkehrsinteressen des Landes berührenden Fragen, ins- 
besondere bei der Feststellung der Tarife und des Fahrplans 
Gutachten abzugeben. Sie können in diesen Angelegenheiten 
auch selbständig Anträge stellen und Auskünfte verlangen. Sie 
werden zu ordentlichen (meist jährlich 2) und außerordentlichen 
Sitzungen einberufen. 

Im einzelnen ist die Zusammensetzung der Eisenbahnbeiräte 
in den einzelnen deutschen Staaten in Abschnitt 7 näher dar- 
gestellt. 

Hinsichtlich des allen deutschen Staatseisenbahnen gemein- 
schaftlichen Ausschlusses der Verkehrsinteressenten vergl. 
Kap. XXIX. 


7. Die Verwaltungsordnung der deutschen 
Eisenbahnen im einzelnen. 


A. Reichseisenbahnen in Elsaß-Lothringen. 


Die oberste Leitung der Reichseisenbahnen steht dem 
Reichsamt für die Verwaltung der Reichseisenbahnen in Berlin 
zu, dessen Chef der preußische Minister der öffentlichen Ar- 
beiten ist. 

Von dem Reichsamt für die Verwaltung der Reichseisen- 
bahnen verschieden ist das Reichseisenbahnamt, das keine Eisen- 
bahnen zu verwalten, sondern lediglich die Zuständigkeiten des 
Reiches den einzelnen deutschen Eisenbahnverwaltungen gegen- 
über auszuüben hat (vergl. hierüber Kap. XXVI). 

Am 1. Oktober 1909 wurden verschiedene Änderungen der 
bisherigen Organisation durchgeführt, welche die Verwaltungs- 
und Personalorganisation mit den Einrichtungen der preußischen 
Staatseisenbahnverwaltung in Übereinstimmung brachten, 

Im einzelnen ist‘die Organisation der Reichseisenbahnen der 
nachstehenden Übersicht zu entnehmen: 
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Reichsamt für die Verwaltung d.Reichseisenbahnen i. Berlin. 


Kaiserliche Generaldirektion der Eisenbahnen in Elsaß- 
Lothringen zu Straßburg. 
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Bei der Generaldirektion bestehen 5 Abteilungen, die Ab- 


teilung I für Etat-, Kassen- und Rechnungswesen, Personal- und 
Wohlfahrtsangelegenheiten; II für Betrieb; III für Verkehrs- und 
Rechtsangelegenheiten; IV für Bahnunterhaltung und Neubau; 
V für Maschinen-, Wagen- und elektrotechnische Angelegen- 
heiten. 

Für die Geschäftserledigung ist, abgesehen von gewissen 
Disziplinarsachen, für deren Behandlung die Generaldirektion ein 
Kollegium bildet, die Entscheidung des Präsidenten maßgebend. 

Für die bureaumäßige Erledigung der Geschäfte sind bei der 
Generaldirektion fünf Bureaus gebildet, das Zentral-, Rech- 
nungs-, Betriebs-, Verkehrs- und technische Bureau. Außerdem 
unterstehen der Generaldirektion die Verkehrskontrollen I und II 
für den Personen- und Güterverkehr und die Hauptkasse. 

Die mit der Neuordnung der Verwaltung verknüpften Ver- 
einfachungen haben es ermöglicht, die Zahl der technischen 
Oberbeamten url mittleren Bureaubeamten nicht unerheblich zu 
kürzen. Die Beschaffung und Konstruktion der Lokomotiven 
und Wagen wurde bei dieser Gelegenheit dem preußischen 
Eisenbahn-Zentralamt übertragen. 

Für den Bereich der Reichseisenbahnen besteht als Beirat 
der Generaldirektion seit 1874 der „Eisenbahnausschuß für 
Elsaß-Lothringen“. Der Eisenbahnausschuß besteht aus Ver- 
tretern der Handelskammern, der Landwirtschaft, der elsässi- 
schen und lothringischen Eisenindustrie, der Handwerkskammer 
für Elsaß-Lothringen und einem Vertreter des Vereins zur 
Wahrung der gemeinsamen wirtschaftlichen Interessen der mit 
Elsaß-Lothringen in naher Beziehung stehenden Saarindustrie 
zu Saarbrücken. 


B. Preußische Staatseisenbahnen. 


Die gegenwärtig bestehende Organisation wurde am 1. April 
1895 eingeführt. 

Die oberste Leitung des preußischen Staatseisenbahnwesens 
steht dem Ministerium der öffentlichen Arbeiten zu, dessen 
Ressort außer dem Eisenbahnwesen noch die allgemeine Bau- 
verwaltung umfaßt. 

Dem Minister untersteht für das Eisenbahnwesen und für die 
allgemeine Bauverwaltung je ein Unterstaatssekretär. 

Für das Eisenbahnwesen bestehen folgende Abteilungen: 
I. Bauabteilung, II. Verkehrsabteilung, IV. Verwaltungsabteilung, 
V. Finanzabteilung, VI. maschinentechnische Abteilung. An der 
Spitze der Abteilungen stehen Ministerialdirektoren, die Referate 
werden von Vortragenden Räten geführt. Außerdem ist die er- 
forderliche Anzahl von höheren Hilfsarbeitern zugeteilt. Das 
übrige Hilispersonal ist in Bureaus zusammengefaßt. 

Der Stellenaufbau der Staatseisenbahnverwaltung ist im 
einzelnen der nachstehenden Übersicht zu entnehmen: 


Ministerium der öffentlichen Arbeiten, 
I m. 
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Die Eisenbahndirektionen bestehen aus einem Präsidenten, 
den Oberregierungs- und Oberbauräten, die mit der ständigen 
Vertretung des Präsidenten in bestimmten Anlegenheiten auch 
bei seiner Anwesenheit betraut sind, daneben aber selbst 
noch wichtige Dezernate führen und der erforderlichen Anzahl 
weiterer Mitglieder, den Dezernenten. Die höheren Hilfsarbeiter 
sind den Dezernenten zugeteilt. 

Für die bureaumäßige Erledigung der Geschäfte ist bei 
jeder Eisenbahndirektion ein Zentralbureau, ein Revisions- und 
Rechnungsbureau, ein Betriebsbureau (einschließlich des Wagen- 
bureaus), ein Verkehrsbureau und ein technisches Bureau (ein- 
schließlich der Landmesserabteilung) gebildet. Außerdem unter- 
stehen der Eisenbahndirektion die Eisenbahnhauptkasse, je nach 
Umständen noch die Verkehrskontrollen und besondere Bureaus 
für bestimmte Zwecke (Fundbureaus, Auskunftsbureaus usw.). 

Für die äußere Dienstkontrolle sind Betriebskontrolleure, 
technische Betriebskontrolleure, Verkehrskontrolleure, Oberbau- 
kontrolleure und Betriebsmaschinenkontrolleure aufgestellt. 

Das Eisenbahn-Zentralamt in Berlin besteht aus einem 
Präsidenten, 5 Oberregierungs- und Oberbauräten und 21 
anderen Mitgliedern sowie der erforderlichen Zahl von höheren 
Hilfsarbeitern. Es ist den Eisenbahndirektionen gleichgeordnet, 
trifft aber in den seiner Zuständigkeit zugewiesenen Geschäfts- 
sachen die Entscheidung für den gesamten Staatsbahnbereich. 
In einer Anzahl von Bureaus (5) ist das Hilfspersonal vereinigt, 
dem die bureaumäßige Erledigung der Geschäftssachen obliegt. 
Zum Wirkungskreis des Eisenbahn-Zentralamtes gehören die 
Gesamtdisposition über den Fahrpark und die Kontrolle seiner 
Ausnützung, die Konstruktion und Beschaffung des Eisenbahn- 
oberbaues, der Lokomotiven und Wagen, die Beschaffung 
wichtiger Betriebsmaterialien, die Bearbeitung gemeinsamer 
Dienstanweisungen und die Leitung der für die einzelnen Dienst- 
zweige bestehenden Ausschüsse, die Bauüberwachung und Ab- 
nahme der Materialien aus Metall auf den Lieferwerken, die 
chemischen Untersuchungen, die Aufsicht über die Holz- 
tränkungsanstalten, der Ausgleich von Stellenanwärtern, Dienst- 
bewerbern und Arbeitsangeboten, die Verwaltung der für den 
Staatsbahnbereich einheitlich wirkenden Wohlfahrtseinrichtungen 
und die staatliche Aufsicht über die Pensionskasse für die 
Arbeiter der preußisch-hessischen Eisenbahngemeinschaft, end- 
lich die Durchführung von Versuchen aller Art zur Erhöhung 
der Leistungsfähigkeit und Betriebssicherheit der Staatsbahnen. 

Dem Eisenbahn-Zentralamt obliegt auch die Geschäfts- 
führung im deutschen Staatsbahnwagenverband, ferner im 
europäischen Personenwagen-Durchgangsverkehr. Ihm unter- 
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steht das Wagenabrechnungsbureau für alle deutschen Staats- 
eisenbahnen und die Reichseisenbahnen. 

Zur gutachtlichen Mitwirkung in Eisenbahnverkehrsfragen 
bestehen als Beiräte der Eisenbahndirektionen die Bezirks- 
eisenbahnräte (nach Umständen einer für mehrere Fisenbahn- 
direktionsbezirke) und als Beirat der Zentralverwaltung der 
Staatseisenbahnen ein Landeseisenbahnrat. 

Die Bezirkseisenbahnräte bestehen aus Vertretern des 
Handelsstandes, der Industrie und der Land- und Forstwirt- 
schaft. Die Mitglieder werden von den Handelskammern, kauf- 
männischen Korporationen und Landwirtschaftskammern sowie 
von anderen durch die einschlägigen Ministerien zu bestimmen- 
der. Korporationen auf die Dauer von 5 Jahren gewählt. 

Der Vorsitzende des Landeseisenbahnrates und dessen 
Stellvertreter werden von dem König ernannt. 

Die übrigen Mitglieder werden teils von den einschlägigen 
Ministerien berufen, teils von den Bezirkseisenbahnräten aus 
den Kreisen der Land- und Forstwirtschaft, der Industrie und 
des Handelsstandes gewählt. Die Dauer der Mandate der Mit- 
glieder des Landeseisenbahnrates beträgt 5 Jahre. 


C. Bayerische Staatseisenbahnen. 


Die gegenwärtige Organisation besteht seit 1. April 1907. 

Die oberste Leitung der bayerischen Staatseisenbahnen ob- 
liegt dem Staatsministerium für Verkehrsangelegenheiten, zu 
dessen Ressort außer der Verwaltung der Staatseisenbahnen 
und ihrer Nebenbetriebe noch die Verwaltung der Posten und 
Telegraphen gehört. Für die Stellvertretung des Ministers ist 
ein Staatsrat aufgestellt, der gleichzeitig eine Abteilung leitet. 
Es besteht eine Eisenbahnabteilung, Bauabteilung (gemeinsam 
für Eisenbahn und Post) und eine Postabteilung. An der Spitze 
jeder Abteilung steht ein Ministerialdirektor. Die Referate 
werden von Ministerialräten und Oberregierungsräten geführt, 
denen die erforderliche Anzahl von Hilisreferenten und Hilfs- 
arbeitern des höheren Dienstes zugewiesen ist. Das übrige 
Hilfspersonal ist in Bureaus zusammengefaßt. 

Die Stellenorganisation ist nachstehender Übersicht zu ent- 
nehmen: 


Staatsministerium für Verkehrsangelegenheiten. 


10 1 
6 Eisenbahndirektionen zentrale 


Ämter 
oOo 

| =: = A | = a R 

o ao Ro LO ı OS g D nzn 

2 2358 9e Sg 4,52 Oge “93. 
SO 2080 26 232 582 FLE aO Santo 
SS Ems ES gE 225 E84 os von 
nz 9 _ 4 9% k zax ZIUL SE x „num 
v ATY Ay Z0 30 230 302 san 
ga ca Q a qoa 97an zA ogoov= 
O pae [7 82 = a Nn = 55 x> oO 
ESAR = En A 
u un — u un. srog 
SIT BNT Beste © are 
Er SS Ein a 

| 1 
oga v 

~ ._ = 
RE v asza 
Y i — N „u. 
a D > eent 
5 > 0 S = = 2er» 
. | w 2=2o z O ea F 
z9 : a 25% Fr] © „un 
25% Te SoSo 2 x z -gevo 
u c N i fe am 
vn = PRE x Es 0>Z 
Te vas SSRS 5 v = sara 
202 Sox oange d ei E ieo A 
vgs O. 20287 a c = ur 
Sss oO Sense: g D ggpir 
ELT sen Oege D o.=539 
ELE cos TBoEs A > npon 

= zu zu R Z = Sn Eu 

SEO SE DISSLS8 v O vEoO 

AAA aOd aS E 07) aax 
Die Eisenbahndirektionen stehen unter der Leitung eines 
Präsidenten, mit dessen ständiger Stellvertretung Ober- 


regierungsräte betraut sind. Als Referenten sind Regierungs- 
räte aufgestellt, denen Beamte des höheren Dienstes als Hilfs- 
arbeiter und Stellvertreter zugeteilt sind. Bei jeder Eisenbahn- 
direktion besteht ein Verwaltungs-, Betriebs-, Rechnungs- und 
technisches Bureau, ferner die Eisenbahndirektionskasse und 
für den Messungsdienst ein Messungsamt. 


Während bei der preußischen Staatseisenbahnverwaltung 
für die einheitlich für das ganze Staatseisenbahnnetz zu er- 
ledigenden Geschäfte der laufenden Verwaltung ein einziges 
Zentralamt gebildet ist, sind bei den bayerischen Staatseisen- 
bahnen für die einzelnen zentralen Geschäftszweige besondere 
zentrale Ämter gebildet. 

Die 10 zentralen Ämter sind den Eisenbahndirektionen 
gleichgeordnet, sind aber berechtigt, in den zu ihrem Wirkungs- 
kreis gehörenden Angelegenheiten die Entscheidung für den 
gesamten Staatsbahnbereich zu treffen. Die Geschäftsaufgabe 
der zentralen Ämter ergibt sich aus ihrer Bezeichnung. Dem 
Verkehrsamt obliegt die Aufstellung des Personenzugfahrplans 
und die Bearbeitung des Personentariis, dem Versicherungsamt 
die Erledigung der Angelegenheiten der Arbeiterversicherung 
und die Verwaltung der dieser dienenden Kasseneinrichtungen. 

Dem Staatsministerium für Verkehrsangelegenheiten ist 
ein Landeseisenbahnrat beigegeben, dessen Mitglieder teils von 
der Zentralstelle für Industrie, Gewerbe und Handel und den 
dieser angegliederten Abteilungen für Handwerk und Gewerbe 
und für Arbeiterschutz und Arbeiterwohlfahrt, teils von den 
Handelskammern und den Kreisausschüssen des landwirtschaft- 
lichen Vereins vorgeschlagen und vom König auf die Dauer von 
3 Jahren ernannt werden. 

Verkehrsangelegenheiten, die nur die Pfalz angehen, werden 
in einem besonderen, der Eisenbahndirektion Ludwigshafen 
a. Rhein beigegebenen Verkehrsausschuüß beraten. 


D. Sächsische Staatseisenbahnen. 


Die gegenwärtige Organisation der sächsischen Staats- 
eisenbahnen besteht seit 1. Januar 1899. Am 1. Januar 1910 sind 
einschneidende Änderungen eingeführt worden, die eine Verein- 
fachung des Instanzenzuges, eine Erweiterung der Zuständig- 
keiten der Dienststellen und eine Verminderung des Schreib- 
werks und Beschleunigung des Geschäftsverkehrs bezwecken. 

Die oberste Leitung über die Staatseisenbahnen steht dem 
Königlichen Finanzministerium zu, dessen Abteilung III die 
Eisenbahnangelegenheiten erledigt. 

Die laufende Verwaltung wird geführt von der General- 
direktion der Staatseisenbahnen. Diese gliedert sich in 4 Ab- 
teilungen: I. Allgemeine Verwaltungsabteilung, II. Verkehrs- 
abteilung, III. Bau- und Betriebsabteilung und IV. Neubau- 
abteilung. 

Der Generaldirektion sind eine Anzahl Hauptverwaltungs- 
stellen beigegeben. 


Die Einteilung der Dienststellen ist nachstehend dargestellt: 


Königliches Finanzministerium. 
Generaldirektion der Staatseisenbahnen in Dresden. 
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Die Betriebsdirektionen, die Maschinen-, Werkstätten- und 
elektrotechnischen Ämter sowie die Neubauämter unterstehen 
unmittelbar der Generaldirektion, während die Bauämter für 
einen Teil ihrer Geschäfte, nämlich insoweit dabei Betriebs- und 
Verkehrsinteressen in Frage kommen, zunächst den Betriebs- 
direktionen unterstellt sind. 

Der Generaldirektion ist ein Eisenbahnrat beigeordnet, 
dessen Mitglieder teils von den Handels- und Gewerbekammern, 
teils von den landwirtschaftlichen Kreisvereinen gewählt, teils 
vom Finanzministerium ernannt werden. Die Dauer des Mandats 
beträgt 3 Jahre, 


E. Württembergische Staatseisenbahnen. 

Die gegenwärtige Organisation besteht im wesentlichen 
seit dem Jahre 1881. Eine einschneidende Neuorganisation der 
unteren Verwaltungs- und äußeren Dienststellen hat im Jahre 
1900 stattgefunden. 

Die Staatseisenbahnen gehören zum Ressort des Staats- 
ministeriums der auswärtigen Angelegenheiten, dessen Verkehrs- 
abteilung die Geschäfte leitet. Der Behördenaufbau ist nach- 
stehend dargestellt: 


Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten, 
Verkehrsabteilung. 


Generaldirektion der Staatseisenbahnen in Stuttgart. 
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Bei der Generaldirektion sind folgende Abteilungen gebildet: 
I. Bauabteilung, II. Betriebsabteilung, II. Verwaltungsabteilung. 

Dem Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten, Ver- 
kehrsabteilung, ist ein Beirat der Verkehrsanstalten beigegeben, 
dessen Mitglieder teils von den Handelskammern, teils von dem 
Gesamtkollegium der Zentralstelle für die Landwirtschaft auf 
die Dauer von 3 Jahren gewählt werden. 


F. Badische Staatseisenbahnen. 
Die Staatseisenbahnen unterstehen dem Ministerium des 
Großherzoglichen Hauses und der auswärtigen Angelegenheiten. 
Die gegenwärtige Organisation der Zentralverwaltung be- 
steht im wesentlichen seit dem Jahre 1898, die des Bezirks- und 
örtlichen Dienstes seit 1884. 
Der Behördenaufbau ist nachstehend dargestellt: 


Ministerium des Großh. Hauses und der auswärtigen 
Angelegenheiten. 


Großherzogliche Generaldirektion der Staatseisen- ` 
bahnen in Karlsruhe. 
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Bei der Generaldirektion, an deren Spitze der General- 
direktor steht, sind fünf Abteilungen (Verwaltungs-, Betriebs-, 
Verkehrs-, Bau- und Rechnungsabteilung) und die nötige Anzahl 
von Referaten und Bureaus gebildet. 

Zur Beratung des Ministeriums und der Generaldirektion 
ist ein Eisenbahnrat errichtet, dessen Mitglieder teils von den 
Handelskammern gewählt, teils von dem Landesgewerberat und 
der Landwirtschaitskammer bestimmt, teils vom Ministerium 
des Großherzoglichen Hauses und der auswärtigen Angelegen- 
heiten ernannt werden. Eine Vertretung der Arbeiterschaft im 
Eisenbahnrat ist in Aussicht genommen. 


G. Großherzoglich mecklenburgische 
Friedrich Franz-Eisenbahn 
(Mecklenburgische Staatseisenbahn). 

Die Verwaltung der Großherzoglich mecklenburgischen 
Friedrich Franz-Eisenbahn erfolgt unter der Oberaufsicht des 
Großherzoglichen Ministeriums des Innern durch die Groß- 
herzogliche General-Eisenbahndirektion in Schwerin. 

In der Generaleisenbahndirektion bestehen zwei Abteilungen: 

1. die Abteilung für allgemeine Verwaltung; 
2. die technische Abteilung. 

Ferner sind 10 Bureaus gebildet. 

Für den örtlichen bautechnischen Dienst (Bahnunterhaltung) 
sind die Bahnen in 7 Bauinspektionen zerlegt, an deren Spitze 
technisch gebildete Beamte stehen. 

Für die spezielle Leitung und Beausichtigung des mecklen- 
burgischen Dienstes der gemeinschaftlich mit der Dänischen 
Staatsbahnverwaltung betriebenen Dampffährenverbindung 
zwischen Warnemünde und Gjedser ist eine „Dienststelle für 
den Schiffsverkehr“ in Rostock eingerichtet. 

Zur beirätlichen Mitwirkung in Eisenbahnverkehrsfragen 
ist ein Landeseisenbahnrat errichtet, der aus 8 Ständemitgliedern, 
4 Mitgliedern aus den Kreisen der Land- und Forstwirtschaft, 
der Industrie oder des Handelsstandes und 2 Mitgliedern der 
Generaldirektion besteht. 


H. Großherzolich oldenburgische Staats- 
eisenbahnen. 

Die Verwaltung und den Betrieb der oldenburgischen Staats- 
eisenbahnen führt die Eisenbahndirektion in Oldenburg, die als 
obere Verwaltungsbehörde dem Großherzoglichen Ministerium 
der Finanzen unmittelbar untergeordnet ist. 

Der Eisenbahndirektion unmittelbar unterstellt sind die Be- 
zirksinspektoren, der Betriebsinspektor, die Inspektoren für den 
Maschinen- und den Werkstättendienst, der Vermessungs- 
inspektor für den vermessungstechnischen Dienst, die Verkehrs- 
kontrolleure für die Kontrolle des Verkehrsdiensfes und der 
Telegraphenrevisor für die Unterhaltung der elektrischen An- 
lagen. 

Für die bureaumäßige Erledigung der Geschäfte sind bei der 
Eisenbahndirektion 17 Bureaus gebildet. 

Zu beratender Mitwirkung in Eisenbahnverkehrsangelegen- 
heiten der oldenburgischen Staatsbahnen besteht seit dem Jahre 
1903 ein Eisenbahnrat. 

J. Deutsche Privatbahnen. 

Wie auf Seite 457 erwähnt, wird die Verwaltung der deutschen 
Privatbahnen meist von Direktionen geführt. Die Sitze der Ver- 
waltungen der einzelnen Bahnen können hier nicht näher auf- 
geführt werden. Sie sind aus Dr. Kochs Eisenbahnstations-Ver- 
zeichnis, Berlin, Verlag von Barthol & Co. zu entnehmen. 


8. Die Kosten der allgemeinen Verwaltung. 
A. Finanzieller Erfolg der preußi- 
schen Verwaltungsreform von 1895. 

In Abschnitt 3, 4 und 5 wurde gezeigt, wie 
die deutschen Staatseisenbahnen in den letzten 
Jahrzehnten zielbewußt daran gearbeitet haben, 


Die Eisenbahnverwaltungs-Ordnung. 


ihren Verwaltungsdienst einfach und wirtschaftlich 
zu gestalten. Daß hierbei auch tatsächlich große 
finanzielle Erfolge erzielt werden, hat zuerst in vor- 
bildliicher Weise die preußische Verwaltungsreform 
vom 1. April 1895 bewiesen. Nie vorher ist eine 
staatliche Organisation, sei es auf dem Gebiete des 
Verkehrswesens, sei es in einem anderen Ver- 
waltungszweig, mit so augenfälligem Erfolg durch- 
geführt worden. 

Preußen hat bei Einführung seiner Neuordnung 
sofort das im Dienste der allgemeinen Verwaltung 
beschäftigte Beamtenheer um 3057 Arbeitskräfte 
oder um 16,8 % vermindert. Auch in den folgenden 
10 Jahren war es nur zu unbedeutenden Ver- 
mehrungen des Personalstandes veranlaßt; obwohl 
das Verwaltungsgebiet von Ende 1894 bis Ende 1904 
von 26415 auf 34048 km angewachsen war, waren 
auch 1905 noch 2214 Arbeitskräfte weniger be- 
schäftigt als 1894. Diese Ersparnis an Arbeits- 
kräften ist — ungerechnet die Bureauunkosten, 
Pensionslast usw. — gleichbedeutend mit einer 
absoluten jährlichen Ersparnis von 5,8 Millionen 
Mark. Bei der Beurteilung dieser Ziffer kommt 
aber in Betracht, daß unter der Herrschaft der 
früheren Verwaltungsordnung eine sehr viel 
stärkere Vermehrung des Verwaltungsaufwandes 
notwendig gewesen wäre. Der Mehraufwand, der 
im Jahre 1905 erwachsen wäre, wenn die frühere 
Organisation fortbestanden hätte, ist von berufenster 
Seite auf über 20 Millionen Mark veranschlagt 
worden (vergl. Hoff, die Wiederkehr des zehnten 
Jahrestages der Neuordnung der preußischen Staats- 
eisenbahnverwaltung). 


B. FinanziellerErfolgderbayerischen 
Verwaltungsreform von 1907. 


Auch bei der bayerischen Verwaltungsreform 
vom 1. April 1907, die in vielen wesentlichen 
Punkten dem preußischen Vorbilde folgte, war der 
Erfolg vollständig. Durch die Neuordnung wurden 
nicht weniger als 1125 Arbeitskräfte überflüssig. 
Der am 1. April 1907 festgesetzte Stand an Arbeits- 
posten ist auch seitdem trotz der erheblichen Ver- 
mehrung der Aufgaben der Verwaltung nur um 70 
vermehrt worden. 

Die Ersparnis an jährlichen Personalkosten in- 
folge der Verwaltungsreform, also ohne den Regie- 
und Pensionsaufwand, darf auf reichlich 3 Millionen 
Mark veranschlagt werden. 


C. Vergleich der Verwaltungskosten 
der deutschen Staatseisenbahnen. 


Die Anzahl des im Verwaltungsdienst beschäf- 
tieten Personals der einzelnen Bahnen und die 
persönlichen Ausgaben für diesen Dienstzweig 
werden jährlich in der vom Reichseisenbahnamt 
herausgegebenen Statistik der im Betriebe befind- 
lichen Eisenbahnen Deutschlands nachgewiesen 
(vergl. Kap. XXVIII). 


Es läge nahe, die bei den einzelnen Ver- 
waltungen bestehenden Verschiedenheiten der Ver- 
waltungskosten, insbesondere die sehr günstigen Er- 
gebnisse der preußischen Verwaltung als alleinige 
Folge des größeren Betriebumfanges zu bezeichnen. 
Zweifellos sind die Kosten der Zentralverwaltung und 
die Verwaltungskosten der gegenseitigen Verkehrs- 
abrechnung verhältnismäßig um so niedriger, je 
größer das Unternehmen ist. Trotzdem wird der 
Mehraufwand der kleineren deutschen Staatseisen- 
bahnsysteme nur zu einem weit geringeren Teil auf 
ihren kleineren Betriebsumfang als auf andere Ur- 
sachen zurückzuführen sein, wie schon auf der Tat- 
sache hervorgeht, daß die Verwaltungskosten der. 
Reichseisenbahnen sogar etwas niedriger sind als die 
preußischen Verwaltungskosten. 

Mannigfach sind die Ursachen, die auf die Er- 
höhung des Verwaltungsaufwandes der kleineren 
deutschen Eisenbahnsysteme, insbesondere der süd- 
deutschen, hingewirkt haben. Sicher waren die 
gerade in Süddeutschland in den letzten Jahrzehnten 
mit besonderer Macht hervorgetretenen Anforde- 
rungen des Personals auf soziale Besserstellung, des 
Publikums auf Verkehrsverbesserungen durch den 
Bau von neuen Bahnen und Stationen, endlich des 
Betriebes auf Herstellung kostspieliger Bahnhofum- 
und Neubauten nicht ohne Einfluß auf die Ent- 
wicklung der Verwaltungskosten. 


D. Verwaltungskosten der deutschen 
Privatbahnen. 

Bei den deutschen Privatbahnen treffen im 
Durchschnitt 4,99 % des Gesamtpersonals (bei den 
Staatseisenbahnen 4,56 %) und 9,4% der Gesamt- 
ausgaben (bei den Staatseisenbahnen 9,7 %) auf den 
Verwaltungsdienst. Auf 100 000 M. Bruttoeinnahmen 
sind im Durchschnitt 1,30 Arbeitskräfte (bei den 
Staatseisenbahnen 1,18) im Dienste der allgemeinen 
Verwaltung beschäftigt, für die an persönlichen 
Ausgaben der Betrag von 3489 M. (bei den Staats- 
eisenbahnen 3893 M.) aufgewendet wird. 

Die Kopfizahl des Personals ist also bei den 
Staatseisenbahnen, die Personalausgabe aber bei den 
Privatbahnen niedriger. 


Schlußwort. 

Die Ausführungen in dem vorstehenden Aufsatz 
mögen als Beleg dafür dienen, daß die deutschen 
Staatseisenbahnen auch auf dem Gebiete des 
eigentlichen Verwaltungsdienstes in den letzten 
Jahrzehnten nicht still gestanden sind, sondern daß 
sie in ernster Arbeit und mit sichtbarem Erfolge be- 
strebt waren, ihre Verwaltungsordnung modern und 
kaufmännisch einzurichten. Mancherlei Kritik 
— berechtigte und unberechtigte — ist an der 
deutschen Bureaukratie geübt worden. Das deutsche 
Beamtentum hat aber, wie die Entwicklung der 
letzten Jahrzehnte zeigt, auch bei der Verwaltung 
des kaufmännisch-technischen Großbetriebes der 
Staatseisenbahnen nicht versagt. 


Die Kopfzahlen. 


Kapitel XXVIII. 


Die Eisenbahnbeamten und die Arbeiter. 
Von Rüdlin, Präsident der Königlichen Eisenbahndirektion zu Berlin. 
A. Der Personalbestand. Personalziffern — meist Kopfizahlen genannt — 


Die Verwaltung, Instandhaltung drückt sich am besten die wirtschaftliche Bedeutung 
und der Betrieb des weit aus- aus, die dem Eisenbahnwesen für Deutschland inne- 


gedehnten Netzes der deutschen Eisenbahnen er- wohnt. Ist doch zurzeit etwa ieder 87. Bewohner 
fordern ein gewaltiges Heer von Bediensteten. Gar des Deutschen Reichs bei einer Eisenbahnverwal- 
viele Köpfe müssen sich anstrengen, tausende tung beschäftigt! Die nachfolgende Übersicht läßt 
fleißiger Hände sich regen, um die großen Anforde- erkennen, wie groß die Anzahl der bei den deutschen 
rungen zu bewältigen, die die Beförderung der Per- Staats- und Privatbahnen im Etatsjahre 1908 be- 
sonen und Güter an die Eisenbahnen stellt. In den schäftigten Bediensteten gewesen ist: 


_ 


— 


. Verwaltungsdienst...- .....»» 2837 190 428 364 
. Bahnunterhaltungs- und Bahn- 


Württem-|Mecklen-] Olden- | Reichs- | Privat- 


en Preußen | Bayern | Sachsen | Baden berg burg Burg Sahne | Schaan 
Kopfzahl 
I. Etatsmäßige Beamte 
. Verwaltungsdienst...........- 13.097 2977 1628 793 705 277 165 845 904 
. Bahnunterhaltungs- und Bahn- 
bewachungsdienst ........... 23 406 3172 2010 826 1 377 639 66 1818 1257 
. Bahnhofs-, Abfertigungs- und Zug- 
begleitungsdienst ........... 100 625 15 890 9 196 3795 4 180 1 261 545 6 670 4 995 
. Zugförderungs- und Werkstätten- 
ae Re E 1554 327 


7 003 


II. Diätarische Beamte 


. Verwaltungsdienst ........... 4199 62 451 617 603 36 88 238 172 
. Bahnunterhaltungs- und Bahn- 
bewachungsdienst ..........> 1077 _ 17 211 3 11 452 138 73 
. Bahnhofs-, Abfertigungs- und Zug- 
begleitungsdienst ..... ... +». 6 589 75 751 2134 578 39 591 1349 618 
. Zugförderungs- und Werkstätten- 
RE RE ee ie . 444 5 15 423 3 61 196 527 146 
12 309 | 142 1 234 3385 1 187 147 1327 | 2252 1.009 


Il. Arbeiter 


19 


28 450 


28 047 


3189 19 142 


13 127 40 
bewachungsdienst ..........- 101 377 10 436 7459 4.636 752 6728 4.400 
. Bahnhofs-, Abfertigungs- und Zug- 
begleitungsdienst .......... -| 98681 7 862 13 863 6 902 656 5816 4191 
. Zugförderungs- und Werkstätten- 
En en a ee 96 247 9 962 6 297 5480 609 6471 3 970 
| 


17382 | 11 594 | 12601 


Zusammen I-—III 


» Verwaltungsdienst. .......... 20 133 3229 2507 1774 1 429 332 266 1210 1116 
. Bahnunterhaltungs- und Bahn- 


bewachungsdienst ........... 125 860 13 608 9 486 5673 5143 2160 1270 8684 5730 


. Bahnhofs-, Abfertigungs- und Zug- 


begleitungsdienst ........... 205 895 23 827 23 810 12831 8595 1918 1792 13 835 9 804 


. Zugförderungs- und Werkstätten- 


nn EEE RER RUE 132 994 14 925 9178 7492 5430 1430 999 8975 5728 


484 882 | 55589 | 44981 | 27770 | 20 597 5840 4327 32704 | 22378 
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Entsprechend diesen hohen Kopfzahlen sind auch die für das Personal aufzuwendenden 


Perso Jen. ; 5 
nalausgaben Ausgaben sehr erheblich, wie folgende Zusammenstellung erkennen läßt: 
y T | | | n ee Tr | ne] an Privat- 
Preuß B 
reußen ayern | Sachsen | Baden berg burg Surg eu 
Dienstzweige 


Gesamtbetrag der persönlichen Ausgaben 


M. “|| m| m] m| m | m | m | mM 


I. Etatsmäßige Beamte. 
56 922 213| 8 924 667| 5512 973| 3 261 880| 2715002] 810279| 544 890| 3 146 631| 2742 768 


i 


. Verwaltungsdienst. .......»- - 
2. Bahnunterhaltungs- und Bahnbe- 

wachungsdienst . .........++ 
3. Bahnhofs-, Abfertigungs- und Zug- 

begleitungsdienst .........-. 
4. Zugförderungs- und Werkstätten- 
BER u: a en E E 98 288 92011 377 307| 7 772918] 4 912 359| 3 940 268| 719863] 466 4 848 425| 3533 825 


99 718715154 990 986|35 475 244/18 176 830]17 055 722| 4003 205| 2 127 471|24 821 030|16 717 039 


38 881 247| 4 352 950| 3 203 229| 1 143 707| 1 826 853| 662577| 126816| 2 872 001| 1 894816 


205 626 335/30 336 062/18 986 124| 8 858 884| 8 573 599| 1 810 486| 989281113 953 973| 8 545 630 


AC ea naa a ka Ea 


Il. Diätarische Beamte. 


 Verwaltungsdienst.... .» 2.0: 11 253 863 
2. Bahnunterhaltungs- und Balınbe- 

WECHUNESGIERBE . „u «se mMlusie 
3. Bahnhofs-, Abfertigungs- und Zug- 

begieitungsdienst <- eesse acs 
4. Zugförderungs- und Werkstätten- 
ERBE... an ee 


112652] 470845] 196 090 


1 703 557 En ‚ 40034 312171 224 405| 177428 90 813 


9438752] 116683] 1172579] 2849 851 703 124| 1816429) 579082 


928 254 7043| 29039] 7202 
23 324 426| 244 315| 2 095 805| 5 090 393] 1 991 057] 158 707 


2771 881 107| 183410 
1 049 395 


II. Arbeiter. 
3037 934|} 318608| 535159) 548261] 147 


18 286 


. Verwaltungsdienst........::.» 153546] 46957 
2. Bahnunterhaltungs- und Bahnbe- 

wachungsdienst . . ... 2... 2... - 
3. Bahnhofs-, Abfertigungs- und Zug- 

begieitungsdieust: -o csi 5. s 
4. Zugförderungs- und Werkstätten- 
ERBE; = seien ie see ee 


85 693 680| 9 367 330| 6 599 198| 4 988 919| 3 562 989| 816795 5627 481| 3 887 729 


115 591 798|10 114 118/16 100338] 9621 853| 4 728 532| 489231 6 844 234| 4 922 116 


122 789 151113 662 520| 9 117 123| 8040 202] 5 539 371| 1 048652 
327 112 563|33 462 576132 351 818|23 199 235|13 978 496| 2372 


8648 886| 5 215 093 
2.061 009]21 274 147|14 071 895 


Zusammen I—III. 


71 214010] 9363 864| 6901 285| 5018 243| 4084 077| 856962] 668 225| 3771 022| 2 985 815 


1. Verwaltungsdienst..........» 
2. Bahnunterhaltungs- und Bahnbe- 
wachungsdienst . - e ean ciema 
3. Bahnhofs-, Abfertigungs- und Zug- 
begleitungsdienst .........-.- 
4. Zugförderungs- und Werkstätten- 
2 1 ER a S ER E EE E 


126 278 484|13 720 280| 9843 461| 6444 797| 5398 811] 1491 1 975 099| 8 676 910| 5873 358 
330 656 885140 566 863|36 259 041|21 330 588|14 056 013| 2 332 545| 2 334 243]22 614 636|14 046 828 


222 006 325|25 046 870|16 919 080|13 672 830| 9 486 374| 1 854 260| 1 528 22814 378 418| 8 932 328 


Werden die Kopfzahlen und die dafür gemachten Aufwendungen auf 1 km der durchschnittlichen 
Betriebslänge berechnet, so ergibt sich folgendes Bild: 


Auf I km der durchschnittlichen Betriebslänge Auf 1 km der durchschnittlichen Betriebslänge 
n n F; Pa Aia E Köpfe Persönliche Ausgaben 
p n M. 
Breußen . 2.2.00. 13,48 20 855 Mecklenburg .. ....- 2 | u 
EEE EEE 8,46 13 499 Oldenburg. OE 6,68 8502 
Sa 16,03 24 918 Reichsbahnen......... 16,54 24 999 
en ER RE h 15,90 26 603 NE = sA 
Württemberg ....... 11,01 17 661 
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Die zunehmende Bedeutung des Eisenbahnwesens erhellt recht deutlich 9 
aus der folgenden, die Entwicklung der Kopfzahlen und der persön- 
lichen Ausgaben in der Zeit von 1895 bis 1908 darstellenden Übersicht, 
bei der die Verhältnisse des Jahres 1895 (431 816 Köpfe und 535,8 Mill. 


Mark Ausgaben) = 100% eingestellt sind. 


Es ergibt sich daraus, daß in diesem, dreizehn Jahre um- 
fassenden Zeitraum die Kopfzahlen um 61,91%, die persön- 


lichen Ausgaben aber um 101,88% gestiegen sind. 


Es liegt auf der Hand, daß bei der großen Bedeutung, 
die die persönlichen Ausgaben für die Höhe des Be- 


triebskoeffizienten und damit für die Rentabilität des 
Unternehmens besitzen, die Verwaltungen darauf 
bedacht sein müssen, die Kopfzahlen nicht über 
das Maß des für eine sichere Betriebsführung 
und glatte Abwicklung des Verkehrs unbe- 
dingt Notwendigen anschwellen zu lassen. 150 
Die richtige Bemessung des Bedarfs der 
einzelnen Dienststellen an Personal 
ist aber oft eine nicht ganz leichte 
Aufgabe. 


Sie setzt eine genaue Kenntnis 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


besitz und einige 
größere Privatbahnen 
einheitliche Vorschriften 
angenommen, die das 
Höchstmaß der Dienst- 
leistung festsetzen, das 
dem im eigentlichen 
Betriebsdienst beschäf- 
tigten Personal zuge- 
mutet werden darf, und 
die auch das Mindest- 
maß an Ruhezeiten und 
Ruhetagen bestimmen, 
das dem Einzelnen ge- 
währt werden muß. 
Darüber, daß diese 
Vorschriften im Inter- 
esse des Personals von 
den ausführenden Or- 
ganen genau befolgt 


180 


des Dienstes, namentlich des Inein- 
andergreifens der einzelnen 
Dienstzweige voraus, erfordert 


werden, wird eine 
strenge Kontrolle aus- 
geübt; auch wird den 


daneben praktischen Blick 
und eine genaue Abwä- 
gung dessen, was dem 110 


gesetzgebenden Körper- 
schaften alljährlich ein 
Bericht über die tat- 


Einzelnen ohne Schädi- sächliche Handhabung 
gung seiner Gesundheit dieser Vorschriften vor- 
zugemutet werden kann. 1% 

Im Laufe der Jahre haben 1805 | % | 97 | 98 |» | 1000 | 1 | 2 | 3 | 4 | 5 j6 | 7 gelegt. N 
sich indes gewisse Erfah- Die hauptsächlich- 
rungssätze aufstellen lassen, Abb. 1. Entwicklung der Kopfzahlen und der persönlichen sten Vorschriften, die 
die als Anhalt bei der Fest- Ausgaben 1895—1908. hiernach bei der Zu- 


stellung des Personalbedarfs 
gute Dienste leisten. In erster 
Linie ist dafür zwar der 
Verkehrsumfang maßgebend, 
doch ist es, namentlich bei den größeren Verwaltungen, nicht 
ganz leicht den Schwankungen, die der Verkehr in den 
einzelnen Jahren aufweist, auch dem Personalbestand anzu- 
passen. Läßt der Verkehr nach, so muß immer noch eine 
Zeitlang mit dem größeren Personälapparat gewirtschaftet 
werden, weil Personalentlassungen aus Anlaß eines Verkehrs- 
rückganges nicht beliebt, von einigen Verwaltungen sogar aus- 
drücklich untersagt sind. Erst allmählich läßt sich infolge des 
natürlichen Abganges die Personalziffer der nachlassenden 
Verkehrsziffer anpassen. Andererseits erfordert aber ein Ver- 
kehr, der über das der Veranschlagung zugrunde liegende Maß 
hinausgeht, nicht ohne weiteres auch eine Verstärkung des Per- 
sonals, weil sich ein gewisses Mehr auch mit einem auf einen 
geringeren Verkehr zugeschnittenen Personalapparat be- 
wältigen läßt. Erst wenn der steigende Verkehr gewisse 
Grenzen überschreitet, bedingt er auch ein Mehr an Personal, 
und hier kann man mit einigem Recht davon reden, daß eine 
Verkehrssteigerung zuweilen nachteilige finanzielle Wirkungen 
haben kann, weil das Mehr an Personal unter Umständen 
größere Ausgaben verursacht, als die Verkehrssteigerung Ein- 
nahmen bringt. 


- — Kopfzahl. 


Sodann muß aber bei Festsetzung des Kopf- 
bedarfs der einzelnen Dienststellen die Leistungs- 
fähigkeit des Einzelnen genau berücksichtigt 
werden. In dieser Beziehung haben sämtliche 
deutsche Bundesstaaten mit eigenem Eisenbahn- 


1895 = 431 816 Köpfe = 100% 
Persönliche Ausgaben. 1895 = 535,8 Mill. = 100%. 


messung des Dienstes 
zu befolgen sind, be- 
sagen folgendes: 

Die höchste zulässige Dauer einer 
Dienstschicht darf 16 Stunden nicht 
überschreiten, doch sind Dienstschichten von dieser Dauer nur 
bei einfachen Verhältnissen, und wenn der eigentliche Dienst 
außerdem durch größere Pausen unterbrochen wird, zulässig. 
Derartig lange Dienstschichten kommen häufiger nur beim 
Bahnbewachungspersonal vor, bei dem der Dienst zum großen 
Teil nicht in eigentlicher Tätigkeit, sondern nur in Dienstbereit- 
schaft besteht, und denen überdies eine Dienstwohnung un- 
mittelbar an der Stätte ihrer dienstlichen Tätigkeit zugewiesen 
ist. Im allgemeinen soll aber auch beim Bahnbewachungs- 
personal die Dauer der täglichen Dienstschicht 14 Stunden nicht 
überschreiten. 

Beim Stationspersonal darf die durchschnittliche Dauer 
der täglichen Dienstschicht, wenn der Dienst eine ununter- 
brochene angestrengte Tätigkeit erfordert, 8 Stunden, im 
übrigen 12 Stunden nicht überschreiten, nur bei ganz einfachen 
Betriebsverhäitnissen sind auch hier 16 Stunden zugelassen. 
Beim Zugbegleitpersonal darf der monatliche Durchschnitt nicht 
mehr als 11 Stunden, beim Lokomotivpersonal nicht mehr als 
10, bei einfachen Betriebsverhältnissen 11 Stunden betragen. 
Die planmäßige Fahrzeit des Lokomotivpersonals, also die 
Dauer des Aufenthalts auf der Lokomotive, darf innerhalb 
einer Dienstschicht in keinem Falle mehr als 10 Stunden be- 
tragen. 

Als planmäßige Dienstschicht im Sinne dieser Vorschriften 
gilt der Zeitraum, der zwischen zwei Ruhezeiten liegt. Als 
Ruhezeit wird angesehen jeder vom Dienst oder Dienstbereit- 


Dienst- und Ruhezeiten. 


Die Eisenbahnbeamten: ı und die Arbeiter. 
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schaft freie Zeitabschnitt, der in ununterbrochener Zeitfolge 
mindestens 8 Stunden beträgt. Beim Zugbegleit- und Loko- 
motivpersonal genügen indes mindestens 6 Stunden, wenn die 
Ruhezeit außerhalb der Heimat verbracht wird. Pausen von 
geringerer Dauer, auch wenn sie mehrere Stunden umfassen, 
gelten nicht als Ruhezeit, sondern als Dienst. 

Ruhetage von mindestens 24 stündiger Dauer soll jeder im 
Betriebsdienst ständig beschäftigte Bedienstete monatlich 
mindestens 2 erhalten, nur bei einfachen Betriebsverhältnissen, 
wie namentlich auf Nebenbahnen, kann die Zahl der Ruhetage 
auf einen im Monat eingeschränkt werden. 

Wie schon erwähnt, stellen diese Vorschriften lediglich 
das zulässige Höchstmaß der dienstlichen Inanspruchnahme und 
das Mindestmaß der Ruhetage und Ruhezeiten dar. Tat- 
sächlich nutzt keine Verwaltung diese Bestimmungen in vollem 
Umfange aus, vielmehr ist die Zahl der Ruhetage und die 
Dauer der Ruhezeiten von jeher erheblich größer gewesen und 
hat im Laufe der Jahre mit der steigenden Intensität des Be- 
triebes noch weiter zugenommen. So hat, um nur ein Beispiel 
anzuführen, Preußen die 16stündigen Dienstschichten ganz 
beseitigt und überhaupt nur Dienstschichten von 15 stündiger 
Dauer zugelassen; ebenso hat Preußen für das Lokomotiv- 
personal an Stelle der 8stündigen 10 stündige Mindest-Ruhe- 
zeiten festgesetzt. Aber auch diese Festsetzungen bezeichnen 
nur die oberste bezw. unterste Grenze. In Wirklichkeit wird 
das Personal in Preußen wie in allen anderen Bundesstaaten in 
viel geringerem Maße in Anspruch genommen. Dies ergibt 
sich — um beispielsweise nur auf die Verhältnisse Preußens und 
des Reichs einzugehen — aus folgender Zusammenstellung für 
die drei großen Gruppen des Lokomotiv-, Zugbegleit- und 
Weichenstellpersonals, bei der die Zahlen die Prozentsätze des 
Gesamtpersonal jeder Gruppe darstellen: 
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a) Lokomotivpersonal. 


Preußen . 2,82 | 19,20 | 69,88 | 810| — — | — 
Reichsbahnen 10,40 | 35,94 | 53,20| 0466| — | — | — | — 
b) Zugbegleitpersonal. 

Preußen . 1,21 | 9,26 | 42,08 | 47,45! — -- — — 
Reichsbahnen 2,84 | 26.24 50,59 20,33 - |-|] - | — 
c) Weichenstellerpersonal. 
Preußen . . . .|12,28| 5,19| 7,71 144,47|25,23 3,77 0,21) 0,01 
Reichsbahnen |25,81 4,49 3,69 25,40 36,26 4,22 0,13 — 


In diese planmäßige Dienstdauer fallen aber regelmäßig, 
insbesondere bei den längeren Schichten, nicht unerhebliche 
Pausen, die die dienstliche Inanspruchnahme erheblich geringer 
machen, als sie nach vorstehender Übersicht zu sein scheint. 
Zieht man von der Dauer der Dienstschichten auch nur die 
Pausen von mindestens halbstündiger Dauer ab, so ergibt sich 
folgendes, erheblich günstigeres Bild: 
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Preußen . . . .| 16,03 | 49,85 zu: |- mn u 
Reichsbahnen | 39,60 42,05. 18,31 | rg re 
b) ae 
Preußen . . . .| 17,61 | 34,90 | 37,69| 90 — | — | — | — 
Reichsbahnen | 25,28 | 49,91 | 24,63| 0,18 — | — - -— 


c) Weichenstellerpersonal. 


Preußen . . . .] 14,21 | 8.03 | 22,62 | 42,24 |11,87 | 0,94 | 0,09| — 
Reichsbahnen |26,21 | 8,58 23,26 38.20 375 — = 


Aus vorstehendem ergibt sich, daß sich die deutschen 
Eisenbahnverwaltungen ihrer sozialen Pilichten bei Bemessung 
des von ihrem Personal zu leistenden Dienstes voll bewußt sind, 
und daß in ausreichendem Maße Vorsorge getrofien ist, daß das 
Personal nicht über seine Kräfte in Anspruch genommen wird. 
Damit ist gleichzeitig eine hohe Gewähr für die Sicherheit des 
Betriebes geboten, weil ein übermüdetes Personal leicht Be- 
triebsgefährdungen herbeiführen kann. Aus dieser Erwägung 
wird auch bei jedem Betriebsunfall festgestellt, in welchem 
Maße das bei dem Unfall beteiligte Personal sowohl am Unfall- 
tage, wie auch an den vorhergehenden Tagen dienstlich in 
Anspruch genommen worden ist. 


Auswahl und Beschäftigung reger reg a 


des Personals. der Kopfzahlen und 
für den Personalaufwand überhaupt ist auch die 
zweckmäßige Beschäftigung der Bediensteten. Wenn 
auch ein jeder den Anforderungen seiner Stelle in 
vollem Umfange genügen muß, so muß doch an- 
dererseits zwecks einer haushälterischen Verwen- 
dung des Personals darauf geachtet werden, daß die 
besser Befähigten an Stellen verwendet werden, die 
ein minder Befähigter nicht in völlig genügender 
Weise auszufüllen vermag. 


Von besonderer Wichtigkeit sind hierbei die Stellen der 
Dienstvorsteher, die den Dienst der einzelnen Dienststellen zu 
leiten haben. Solcher Dienststellen gibt es auf größeren Bahn- 
höfen in der Regel mehrere, z. B. für den eigentlichen Betriebs- 
dienst, für den Güterdienst, für den Kassendienst, für den 
Lokomotivdienst. Je größer die Zahl der selbständigen Dienst- 
stellen auf einem Bahnhoie ist, desto relativ größer ist in der 
Regel der Kopfbedarf, einmal, weil die Zahl der Dienstvorsteher 
dadurch vermehrt wird, zum andern, weil es eine immer 
wiederkehrende Erscheinung ist, daß die einzelnen Dienststellen 
nicht immer bereit sind, sich im Bedarisfalle gegenseitig mit 
Personal auszuhelien. Hierdurch entstehen natürlich Ver- 
tretungskosten, die beim Zusammeniassen mehrerer Dienst- 
stellen unter einen Vorsteher wegen der besseren Möglichkeit 
zu disponieren, in der Regel vermieden werden. Das Ziel der 
Verwaltungen ist deshalb darauf gerichtet, die Zahl der selbst- 
ständigen Dienststellen eines Bahnhofs möglichst einzu- 
schränken. 

Hand in Hand damit geht das Bestreben, die Bediensteten 
möglichst vielseitig verwendbar zu machen und durch ent- 
sprechende Ausbildung und Beschäftigung zu erreichen, daß ein 
jeder imstande ist, auch die Verrichtungen anderer, der seinigen 
verwandten Dienstklassen zu versehen. Dies gilt namentlich 
vom nichttechnischen Dienst, während beim technischen Dienst, 
der in der Regel eine Spezialausbildung verlangt, dies Ziel 
weniger leicht erreichbar ist. Im nichttechnischen Dienst gibt 
es aber, wie z. B. in Preußen bei den Unterassistenten und 
Bahnhofsaufsehern, die der Klasse der Unterbeamten an- 
gehören, Bedienstete, denen zufolge ihrer vielseitigen Ver- 
wendbarkeit sämtliche Obliegenheiten übertragen werden 
können, die, abgesehen von den rein technischen oder hand- 
werksmäßigen, auf kleineren Bahnhöfen vorkommen können. 


Das Heer der Bediensteten zer- 
fällt in Beamte, Hilisbeamte und 
Arbeiter. Bei den Beamten werden noch weiter einerseits 
höhere Beamte, mittlere Beamte und Unterbeamte, andererseits 
etatsmäßige und diätarische Beamte unterschieden. Die etats- 
mäßigen heben sich dadurch vor den übrigen Beamten hervor, 
daß sie eine der im Besoldungsetat aufgeführten Stellen inne- 
haben und in der Regel unwiderruflich und unkündbar an- 
gestellt sind. Die Unkündbarkeit der Stellung wird indes meist 
erst nach Ablauf einer gewissen Bewährungsfrist erworben, 


Die einzelnen Dienstklassen. 
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auch werden bei manchen Verwaltungen einige Klassen der 
Unterbeamten überhaupt nur im Kündigungs- oder Wider- 
ruflichkeitsverhältnis angestellt. Die diätarischen Beamten — 
auch außeretatsmäßige Beamte genannt — haben keine Etats- 
stelle inne, rücken indes beim Freiwerden von Etatsstellen in 
solche ein. Die Hilisbeamten versehen denselben Dienst wie 
die etatsmäßigen Beamten ihrer Klasse, stehen aber zu der 
Verwaltung nicht im Beamtenverhältnis, sondern lediglich in 
einem privatrechtlichen Verhältnis wie die Arbeiter und werden 
wie diese gegen Lohn beschäftigt. 

Die Frage, welche Obliegenheiten von Beamten oder Hilfs- 
beamten und welche von Arbeitern zu versehen sind, läßt sich 
nicht einheitlich für alle Verwaltungen beantworten. Einige 
Verwaltungen haben gewisse Verrichtungen grundsätzlich 
Beamten oder Hilisbeamten übertragen, die andere von Ar- 
beitern verrichten lassen. Im allgemeinen aber gehen die 
staatlichen Eisenbahnverwaltungen in der Übertragung von 
Geschäften an Beamte erheblich weiter, als es private Unter- 
nehmungen zu ‚tun pflegen. Sie lassen sich dabei von dem 
Gedanken leiten, daß jede Aufsichtstätigkeit und jede Tätigkeit, 
die ein selbständiges Handeln erfordert, von Beamten, jede nur 
manuelle Tätigkeit aber von Arbeitern auszuüben sei. 

Die weitere Frage, inwieweit die Beamtentätigkeit von 
Beamten oder von Hilisbeamten zu versehen ist, richtet sich 
meist darnach, ob die einzelnen Stellen zur Befriedigung eines 
anerkannt dauernden Bedürfnisses dienen, oder ob dies 
zweifelhaft, oder ob gar mit Sicherheit zu übersehen ist, daß 
das Bedürfnis nur vorübergehend sein wird. Für die dauernd 
erforderlichen Zwecke wird in der Regel Personal vorgesehen, 
das im Beamtenverhältnis angestellt ist, während im übrigen 
der Dienst von Hilfsbeamten, also von Bediensteten versehen 
wird, die lediglich im Arbeitsverhältnis tätig sind. 

Die Notwendigkeit dieses Vorgehens ergibt sich aus dem 
wechselnden Personalbedarf, dem eine größere Verkehrs- 
anstalt infolge der Schwankungen des Verkehrs unterworfen 
ist. Geht nämlich der Verkehr gegenüber dem Etatsanschlage 
erheblich zurück und vermindert sich dadurch der Bedarf an 
Beamtenpersonai, so können die Hilfsbeamten ohne weiteres 
vorübergehend aus dem Beamtendienste zurückgezogen und 
wieder als Arbeiter — die sie ja im Grunde genommen auch 
sind — beschäftigt werden. Diese wirtschaftliche Maßnahme 
wäre nicht möglich, wenn für den Beamtendienst nur Beamte 
vorgesehen wären. Beim Rückgange des Verkehrs wäre für 
sie keine hinreichende Beschäftigung, da ihre Überführung in 
den reinen Arbeitsdienst nicht üblich, auch wohl nicht angängig 
ist; die Verwaltungen hätten also die Kosten ihrer Besoldung 
zu tragen, ohne ihre Arbeitskraft voll verwerten zu können. 


Die verschiedenen Dienstklassen, in die das gesamte Per- 
sonal eingeteilt ist, und deren Obliegenheiten sind bei den deut- 
schen Eisenbahnverwaltungen, wenn sie auch im einzelnen, 
namentlich in der Bezeichnung voneinander abweichen, im all- 
gemeinen die gleichen. Es würde indes im Rahmen dieses 
Aufsatzes zu weit führen, hier sämtliche bei den einzelnen Ver- 
waltungen bestehenden Bezeichnungen aufzuführen. Nur das 
sei erwähnt, daß in den einzelnen Dienstklassen Beamte der- 
selben dienstlichen Bezeichnung vorkommen, was dem Grund- 
satze einer möglichst vielseitigen Verwendbarkeit entspricht. 


Nach der für aile deutschen 
Eisenbahnen geltenden, vom 
Bundesrate festgesetzten Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung 
vom 4. November 1904 zählen bestimmte Beamtenklassen, deren 
Bezeichnung bei den einzelnen Verwaltungen gleichfalls eine 
verschiedene ist, zu den Eisenbahnbetriebsbeamten. 


Sämtliche Eisenbahnbetriebsbeamte und außerdem die 
Bahnsteigschafiner, Pförtner und Wächter gelten als Eisenbahn- 
polizeibeamte. Sie werden als solche vereidigt oder durch 
Handschlag an Eidesstatt verpflichtet, wodurch ihnen die 
Rechte öffentlicher Polizeibeamten verliehen werden. 


Die Eisenbahnbetriebsbeamten. 
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Die Veranschlagung des gesamten Per- 
sonalbedarfis erfolgt alljährlich oder bei 
einigen Verwaltungen alle zwei Jahre 
durch den Etat, wozu bei den Vorarbeiten die erforderlichen 
Köpfe und der dafür nötige Geldbedarf getrennt veranschlagt 
zu werden pflegen. Während die Ermittlung des Geldbedaris 
keine besonderen Schwierigkeiten bereitet, erfordert die 
richtige Veranschlagung der Kopfzahlen ein genaues Abwägen 
aller Umstände, die den Personalbedarf beeinflussen können. 
In der Regel wird dabei von den tatsächlichen Ergebnissen des 
letzten, bereits abgeschlossenen Etatsjahres ausgegangen, also 
beispielsweise bei der Veranschlagung für das Etatsiahr 1910 
von den tatsächlichen Ergebnissen des Etatsjahres 1908. Den 
in diesem Jahre erforderlich gewesenen Kopizahlen wird in 
erster Linie der Bedarf zugeschlagen, der sich aus der Ver- 
anschlagung höherer Verkehrseinnahmen ergibt, denn es ist 
natürlich, daß die Bewältigung eines größeren Verkehrs, den 
die Veranschlagung höherer Verkehrseinnahmen voraussetzt, 
auch ein Mehr an Personal erfordert. Sodann muß die Er- 
öffnung neuer Eisenbahnstrecken, die Inbetriebnahme neuer und 
erweiterter Bahnhöfe, Rangier- und Werkstattanlagen, die Ver- 
mehrung der Zahl der Züge, kurz alles berücksichtigt werden, 
was auf die Erweiterung und Bedienung der Bahnanlagen von 
Einfluß ist. Andererseits müssen alle Umstände berücksichtigt 
werden, durch die der Personalbedarf etwa infolge Einführung 
technischer und administrativer Vereinfachungen herabgesetzt 
wird. Nachdem so die in den Etat einzustellenden Kopfzahlen 
gewonnen sind, muß unter Berücksichtigung der oben bereits 
hervorgehobenen Gesichtspunkte geprüft werden, wie die Kopf- 
zahlen auf etatsmäßige Beamte, außeretatsmäßige Beamte, 
Hilfsbeamte und Arbeiter zu verteilen sind. Die Feststellung 
der für die einzelnen Kategorien einzustellenden Geldbeträge 
bereitet alsdann keine besonderen Schwierigkeiten. Denn die 
Gehälter, Wohnungsgeldzuschüsse und diätarischen Besoldungen 
der Beamten sind feststehende, und es ist dabei nur zu prüfen, 
wie der Geldbedarf durch das alljährliche Aufrücken eines 
Teils der Beamten in höhere Gehaltsstufen und Diätensätze be- 
einflußt wird. Schwieriger ist es schon, die Bezüge der Hilfs- 
beamten und Arbeiter zutrefiend zu veranschlagen, weil hier die 
tatsächlichen Ergebnisse des abgelaufenen Jahres nicht nur 
durch das Aufrücken innerhalb der Lohnskala, sondern auch 
durch den weiteren Umstand beeinflußt werden, ob es nach der 
allgemeinen Wirtschaftslage oder aus sonstigen Rücksichten 
geboten erscheint, die Löhne, sei es allgemein, sei es für einzelne 
Gruppen oder in einzelnen Bezirken aufzubessern. 


Die Veranschlagung 
des Personalbedarfs. 


Was sonst noch im Personaletat 
zu veranschlagen ist, ergibt sich 
am besten auf dem hierunter wiedergegebenen sogen. Normal- 
Buchungsformular, das für alle deutschen Eisenbahnverwaltungen 
mit der Maßgabe bindend ist, daß Ergänzungen insoweit zuge- 
lassen sind, als es möglich ist, jederzeit ziffernmäßig richtige 
Rechnungsauszüge nach Anleitung dieses Formulars zu geben: 


Normal-Buchungsformular, 


Tita | Po 


sition 


l Besoldungen (Gehälter), Wohnungsgeldzuschüsse, 
Stellen- und andere persönliche Zulagen der 
etatsmäßigen Beamten und Bediensteten. 

Monats- oder Tagegehälter der ohne Anstellung 
verwendeten Beamten und Bediensteten. 

2 | Tag- und Akkordlöhne ausschließlich derjenigen 
der Bahnunterhaltungs- und Werkstättenarbeiter 
(diese werden bei Titel VI und VII verausgabt). 

Tagegelder (Diäten), Reise- und Umzugskosten, 

ntschädigungen u. dergl. für Stellvertretungen 
und Abordnungen (Kommandogelder). 

2 Fahr-, Stunden- und Nachtgelder. 


Il 1 


II 1 


Po- 
sition 


Titel 


(111) Prämien für gene nenn für Entdeckung 


von Rad-, Achs- und Schienenbrüchen u. dergl. 
Verlustentschädigungen für Kassenführer. 
Außerordentliche Belohnungen. 
Insgemein. 


IV Kosten für den bahnärztlichen Dienst und für 
sonstige ärztliche Untersuchung und Behand- 
lung der Beamten. und Arbeiter einschließlich 
der Heilmittel. 


Pensionen und Zuschüsse zu Beamten-Pensions- 
kassen einschließlich der Leistungen auf Grund 
der Unfallfürsorge-Gesetze. 


Zuschüsse zu Krankenkassen, 


Zahlungen auf Grund des Invaliditäts- und Alters- 
versicherungsgesetzes. 


Zuschüsse zu Arbeiterpensions- und Unter- 
stützungskassen, soweit sie nicht unter Pos. 4 
zu verrechnen sind. 


Zahlungen auf Grund der Unfallversicherungs- 
gesetze. 


Besondere Verwaltungskosten auf Grund der 
Unfallversicherungsgesetze sowie des Invalidi- 
täts- und Altersversicherungsgesetzes. 


Unterstützungen. 


Außer den hier aufgeführten Ausgaben werden im Personal- 
etat bei einzelnen Verwaltungen noch vorgesehen die Auf- 
wendungen für Dienstkleiderentschädigungen bezw. Dienst- 
kleiderzuschüsse, und für besondere Beihilfen zu einzelnen be- 
stimmten Wohlfahrtszwecken. 


B. Auswahl, Anstellung und Besoldung des Per- 
sonals. 

Von großer Wichtigkeit 
ist die Auswahl des Per- 
sonals schon bei der Einstellung. Abgesehen von 
den besonderen Erfordernissen, die für die einzelnen 
Dienstklassen aufgestellt sind, gilt allgemein der 
Grundsatz, daß nur körperlich durchaus rüstige und 
gesunde Personen angenommen werden, weil der 
Eisenbahndienst an die körperliche Leistungsfähig- 
keit große Anforderungen stellt. 


Annahme des Personals. 


Schwächlicher Körperbau, Gebrauchs- 
behinderung von Gliedmaßen, Nervo- 
sität, Krankheiten der Lunge und des Herzens, Zeichen von 
Trunksucht und ähnliche fehlerhafte Anlagen und Gebrechen 
bedingen grundsätzlich Untauglichkeit des Bewerbers. Das 
Gleiche gilt von unzureichendem Seh- und Hörvermögen. In 
letzterer Beziehung ist namentlich für die einzelnen Klassen der 
Eisenbahnbetriebsbeamten genau vorgeschrieben, welchen Grad 
von Seh- und Hörschärfe die Bewerber aufweisen und welche 
von ihnen farbentüchtig, das heißt imstande sein müssen, die 
einzelnen Farben, namentlich die Farben der Signale, richtig zu 
erkennen und voneinander zu unterscheiden. Zu diesem Zweck 
werden sämtliche Bewerber vor ihrer Einstellung einer ein- 
gehenden ärztlichen Untersuchung, in der Regel durch die von 
den Verwaltung angestellten Bahnärzte, oder auch durch andere 
beamtete Ärzte unterzogen, von deren Ergebnis ihre Einstellung 
abhängig gemacht wird. 

Neben der körperlichen Tauglichkeit wird von allen Be- 
werbern, die eine Beamtenstellung bei den deutschen Eisen- 
bahnverwaltungen erreichen wollen, auch ein ihrer künftigen 
Dienststellung entsprechendes Maß allgemeiner Bildung ver- 
langt, das zwar bei den einzelnen Verwaltungen verschieden 
bemessen, sich durchweg aber in folgendem zusammen- 
fassen läßt. 


Körperliche Tauglichkeit. 
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Bewerber um die geringst bezahlten Stellen des 
Unterbeamtendienstes müssen die Fähigkeit be- 
sitzen, in deutschen und lateinischen Buchstaben Gedrucktes 
und Geschriebenes zu lesen, deutsch leserlich zu schreiben und 
in den vier Grundarten mit ganzen benannten Zahlen zu 
rechnen. Für den besser bezahlten Unterbeamtendienst wird 
außerdem verlangt, daß die Bewerber auch mit Dezimalbrüchen 
rechnen können und die Fähigkeit besitzen, über einen Vorgang 
aus dem Dienstkreise der künftigen Stellung eine schriftliche 
Anzeige in angemessener Form zu erstatten. Bewerber für die 
zweitklassigen mittleren nichttechnischen Beamtenstellen sollen 
eine deutliche und zeläufige Handschrift, Sicherheit in der 
Rechtschreibung und in den gewöhnlichen Rechnungsarten ein- 
schließlich Dezimalbruch- und Verhältnisrechnung besitzen, 
ferner hinreichende Fähigkeit, sich schriftlich angemessen aus- 
zudrücken und genügende Kenntnisse in der Erdkunde, ins- 
besondere über Deutschland und die benachbarten Länder auf- 
weisen. Bewerber für die erstklassigen mittleren nicht- 
technischen Beamtenstellen (Zivilsupernumerare) sollen minde- 
stens das Reifezeugnis einer deutschen öffentlichen gymnasialen 
oder realistischen Lehranstalt mit sechsjährigem Lehrgange 
oder das Zeugnis einer deutschen neun- oder siebenstufigen 
öffentlichen höheren Lehranstalt über die Versetzung nach 
Obersekunda besitzen. Die Bewerber für die zweitklassigen 
mittleren technischen Beamtenstellen sollen das Reifezeugnis 
einer technischen Fachschule, die Bewerber für die erstklassigen 
Stellen daneben noch das Zeugnis für den einjährig-freiwilligen 
Militärdienst aufweisen können. Für die Bewerber um die 
höheren Beamtenstellen wird von vielen Verwaltungen die Ab- 
legung der höheren juristischen oder technischen Staats- 
prüfungen verlangt, doch ist dies nicht überall Voraussetzung, 
vielmehr sehen einige Verwaltungen auch eine auf andere Weise 
erworbene allgemeine höhere Bildung als gleichwertig an, wie 
denn überhaupt bei allen Verwaltungen mehr oder weniger der 
Grundsatz gilt, daß, wie zur Zeit Napoleons I., jeder Soldat den 
Feldherrnstab im Tornister trug, so auch jeder Eisenbahner 
auf Grund besonders hervorragender Befähigung zur höchsten 
Laufbahn zugelassen werden kann, wenn er auch nicht den 
formalen Erfordernissen genügt. 


Schulbildung. 


Die Dienstanfänger für die Laufbahn eines 
Unterbeamten gehen — abgesehen von den 
Militäranwärtern — in der Regel aus den bei den Verwaltungen 
beschäftigten Arbeitern hervor, aus denen sie nach Maßgabe 
ihrer Befähigung ausgewählt werden. Die Dienstanfänger für 
die Laufbahn eines mittleren Beamten treten in der Regel als 
solche bei den Verwaltungen ein. Der Annahme als Bewerber 
für eine bestimmte Beamtenlaufibahn schließt sich der praktische 
Vorbereitungsdienst an, dessen Zeitdauer je nach der Bedeutung 
der Stellung verschieden lang — von einigen Monaten bis zu 
mehreren Jahren — bemessen ist. 


Dienstanfänger. 


Nach beendetem Vorbereitungsdienst ist eine Prüfung 
abzulegen, deren Anforderungen in den Prüfungs- 
ordnungen der einzelnen Verwaltungen niedergelegt sind und 
die in der Regel aus einem schriftlichen und einem mündlichen 
Teil besteht. Die Prüfungen zerfallen in solche für die erste 
Anstellung und in solche für die Beförderung. Wird eine Prüfung 
beim ersten Versuch nicht bestanden, so kann sie nach Ablauf 
einer von der Prüfungskommission zu bestimmenden Frist 
wiederholt werden. Auf dem Wege der abgelegten Prüfung und 
der sich anschließenden Beförderung können auch Beamte, die 
zunächst für die Unterbeamtenlaufbahn angenommen und in 
Unterbeamtenstellungen beschäftigt waren, in den mittleren 
Beamtendienst gelangen. Durch das Bestehen der Prüfung 
wird die Befähigung zur selbständigen Verrichtung der Dienst- 
geschäfte und die Anwartschaft, jedoch kein Anspruch auf An- 
stellung oder Beförderung erworben. Bei der besonderen Be- 
deutung, welche den Dienstobliegenheiten der Eisenbahn-Be- 


Prüfung. 


triebs- und Polizeibeamten innewohnt, ist das Mindestmaß der 
Anforderungen, denen diese Bediensteten genügen müssen, vom 
Bundesrat einheitlich für alle deutschen Eisenbahnverwaltungen 
durch die Bekanntmachung vom 8. März 1906 festgesetzt. Daß 
dies Mindestmaß von den Beamten tatsächlich erreicht wird, 
muß in der Prüfung dargetan werden. 

Um den Dienstanfängern während des Vorbereitungs- 
dienstes Gelegenheit zu geben, sich die in der Prüfung darzu- 
legenden Kenntnisse anzueignen, haben die meisten Verwal- 
tungen Instruktionsstunden eingerichtet, in denen durch höhere 
oder mittlere Beamte Unterricht über solche Gegenstände erteilt 
wird, die sich weniger bei der täglichen Dienstübung und durch 
häuslichen Fleiß, als durch gemeinsame Besprechung erlernen 
lassen. Bei den Unterbeamten erstreckt sich die Unterweisung 
auch auf die Gegenstände des Volksunterrichts. Der Unter- 
richt wird in der Regel an größeren Stationen erteilt, wohin die 
auf den angrenzenden Strecken vorhandenen Dienstanfänger 
zusammengezogen werden. Für die Dienstanfänger des mittleren 
Dienstes bestehen daneben am Sitze der Direktionen vielfach 
noch sogen. Eisenbahnschulen, in denen über die schwierigeren 
Disziplinen des Verwaltungs-, Betriebs-, Verkehrs- und tech- 
nischen Dienstes Vorträge gehalten werden. Auch wird Unter- 
richt in der Kurzschrift und im Gebrauch fremder Sprachen, 
namentlich der französischen und englischen erteilt. 


Nach bestandener Prüfung erfolgt die Anstellung als 
Beamter unter Verleihung einer der im Etat für die 
betreffende Beschäftigung vorgesehenen Etatsstellen. Die Ver- 
leihung kann aber in der Regel nicht alsbald erfolgen, vielmehr 
schließt sich an die bestandene Prüfung eine längere oder 
kürzere Wartezeit an, deren Dauer von der Anzahl der vor- 
handenen Anwärter und dem Freiwerden oder der Neuschaffung 
von Etatsstellen abhängt. Diese Wartezeit wird bei den An- 
wärtern für den mittleren Dienst und für einige Stellen des 
Unterbeamtendienstes im Diätariat zugebracht, während dessen 
die Diätare bereits den Dienst ihrer künftigen Etatsstelle ver- 
sehen. Die Anwärter für die übrigen Stellen des unteren 
Dienstes werden während dieser Wartezeit als Hilfsbeamte und 
zwar gleichfalls mit den Dienstverrichtungen ihrer künftigen 
Etatsstelle beschäftigt. 


Diätariat. 


Bei der Anstellung der Anwärter 
wird zwischen Militäranwärtern 
und Zivilanwärtern unterschieden. Als Militäranwärter gelten 
die Inhaber des Zivilversorgungsscheins, der den Kapitulanten, 
die durch Dienstbeschädigung oder nach einer Dienstzeit von 
mindestens 8 Jahren dienstunbrauchbar geworden sind, oder die 
eine gesamte aktive Militärdienstzeit von 12 bezw. 15 Jahren 
zurückgelegt haben, erteilt wird. Als Anwärter für die Unter- 
beamtenstellen kommen daneben auch die Inhaber des An- 
stellungsscheins in Betracht, der Unteroffizieren und Gemeinen, 
die nicht zu den Kapitulanten gehören, neben der Militärrente 
erteilt werden kann. Diesen Militäranwärtern sind die Stellen 
der Unterbeamten, soweit sie nicht eine technische oder hand- 
werksmäßige Vorbildung erfordern, ferner die Stellen der 
Kanzlisten und etwa die Hälfte der Stellen des mittleren nicht- 
technischen Dienstes vorbehalten. Die Besetzung dieser Stellen 
mit Zivilanwärtern ist erst zulässig, wenn festgestellt ist, daß 
Bewerber aus den Kreisen der Militäranwärter nicht vor- 
handen sind. 


Militär- und Zivilanwärter. 


Mit der Verleihung einer Etatsstelle 
erwirbt deren Inhaber einen Anspruch 
auf die mit der Stelle verbundenen etatsmäßigen Bezüge. In 
dieser Beziehung wie überhaupt in dem ganzen Beamtenverhält- 
nis besteht zwischen den Beamten der Staatseisenbahnverwal- 
tungen und den sonstigen Staatsbeamten der einzelnen Staaten 
kein Unterschied. Die Besoldung besteht in einigen Staaten 
— Bayern, Mecklenburg, Oldenburg — lediglich in dem Gehalt. 


Etatsmäßige Anstellung. 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


Andere — Deutsches Reich, Preußen, Sachsen, Baden, Württem- 
berg — geben daneben noch einen Wohnungsgeldzuschuß, der 
dazu bestimmt ist, die Teuerungsverhältnisse der einzelnen Orte, 
namentlich die Verschiedenheiten in der Höhe der Wohnungs- 
mieten etwas auszugleichen. Die Staaten, die einen Wohnungs- 
geldzuschuß nicht gewähren, lassen sich dabei von dem Ge- 
danken leiten, daß die Teuerungsverhältnisse größerer Städte 
wieder dadurch ausgeglichen werden, daß diese Städte den 
Beamten andere wirtschaftliche Vorteile, namentlich auf dem 
Gebiete der Kindererziehung und der Möglichkeit eines Neben- 
erwerbs gewähren, die an kleineren Orten fehlen. 


Neben den Hauptbezügen gewähren einzelne Verwaltungen 
ihren Beamten noch Stellenzulagen für Dienstverrichtungen, die 
über das Maß dessen hinausgehen, was im allgemeinen von 
einem Inhaber solcher Stelle verlangt wird, ferner Dienstkleider- 
zuschüsse oder Dienstkleiderentschädigungen für einzelne Be- 
amtenklassen, die verpflichtet sind, im Dienst eine Dienstkleidung 
zu tragen. Für die im Fahrdienst beschäftigten Beamten 
kommen außerdem als regelmäßige Einnahmequelle noch die 
Fahr-, Stunden- und Nachtzelder, sowie die Prämien für Material- 
ersparnisse (Kohlen, Öl usw.) hinzu. Die Höhe der erst- 
genannten Bezüge ist so bemessen, daß den Beteiligten nach 
Bestreitung der Mehrkosten, die ihnen die Abwesenheit von der 
Häuslichkeit verursacht, noch ein nicht unerheblicher Überschuß 
verbleibt. Dieser Umstand findet auch dadurch Anerkennung, 
daß ein Teil dieser Nebenbezüge, wie auch der Material- 
ersparnisprämien pensionsfähig ist. Diese Nebenbezüge werden 
übrigens auch den Hilisbeamten gewährt. 


Die Höhe der Gehälter, in der Regel durch besondere 
Gesetze festgelegt, ist bei den einzelnen Verwaltungen 
zwar nicht gleich, doch ist im allgemeinen die Bewertung der 
einzelnen Klassen, soweit sie sich im Gehalt ausdrückt, nicht 
wesentlich verschieden. Die Gehälter sind so bemessen, daß die 
Beamten vom Anfangsgehalt stufenweise zum Endgehalt auf- 
rücken, wobei die einzelnen Gehaltsstufen nach Verlauf eines 
regelmäßigen Zeitraums — meist drei Jahre — erreicht werden. 
So erhalten beispielsweise die preußischen Weichensteller als 
Anfangsgehalt 1100 M., nach 3 Jahren 1190 M., nach 6 Jahren 
1280 M., nach 9 Jahren 1360 M., nach 12 Jahren 1440 M., nach 
15 Jahren 1520 M. und nach 18 Jahren erreichen sie das End- 
gehalt mit 1600 M. 


Bei dieser Ordnung nach Gehaltsstufen ist der Gedanke 
leitend, daß die Beamten in jungen Jahren, wenn sie noch un- 
verheiratet sind, oder sich eben erst eine Häuslichkeit gegründet 
haben, mit geringeren Bezügen auskommen können, während 
mit der wachsenden Familie und dem Steigen der Ausgaben für 
die Kindererziehung auch die Gehälter steigen müssen. Die 
Zahlung der Gehälter erfolgt in der Regel in vierteljährlichen 
Beträgen im voraus; bei einzelnen Verwaltungen besteht die 
monatliche Zahlung. 


Gehalt. 


Im einzelnen weist die Gehaltshöhe immerhin bei den ver- 
schiedenen Verwaltungen mannigfache Abweichungen auf. Ein 
Vergleich ist im Rahmen dieses Aufsatzes dadurch erheblich 
erschwert, daß die dienstlichen Bezeichnungen der einzelnen 
Beamtenklassen keineswegs überall die gleichen sind, und daß 
da, wo die gleichen Bezeichnungen vorkommen, die dienstliche 
Tätigkeit und damit die Bewertung der betreffenden Klassen 
häufig eine andere ist. Im allgemeinen kann indes angeführt 
werden, daß die Höchstgrenze des reinen Gehalts bei den Unter- 
beamten etwa zwischen 2000 M. und 2500 M., bei den mittleren 
Beamten zwischen 4000 M. und 5000 M., bei den höheren 
Beamten zwischen 7000 M. und 8000 M. liegt. Jedenfalls sind 
die Gehälter — gegebenenfalls einschließlich der Wohnungsgeld- 
zuschüsse — so bemessen, daß die Beamten, entsprechend der 
sozialen Stellung der einzelnen Klassen, auch mit Familie eine 
angemessene Lebenshaltung führen können. 
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Die Höhe des Wohnungsgeldzuschusses 
ist abhängig von den Orten, an denen 
die Beamten stationiert sind (Servisklassen), und ferner von der 
Wohnungsgeldzuschuß-Abteilung, in die die einzelnen Beamten- 
klassen eingereiht sind. Für Preußen beispielsweise ergibt sich 
dabei folgender Tarif: 


Wohnungsgeldzuschuß. 


In den Orten der Servisklasse | Davon sind 
Bet _——— f pensions- 
AT STETE TE fähig 


M. M M. M. M. 


Für Abteilung I| 2100 | 1680 1260  1080/ 900 1404 
r » Hf 1680| 1260| 1020 900| 810 1134 
y » 1] 1300) 920| 800/ 720| 630 874 
er »„ IV] 800 630 520, 450| 330 546 
> „ Vi -480 150 300 


360| 299 220 

Der Wohnungsgeldzuschuß ist ein integrierender Teil des 
Gehalts, was unter anderem dadurch zum Ausdruck kommt, 
daß bei Festsetzung der Pension der in den Ruhestand tretenden 
Beamten die Pension nicht nur vom Gehalt, sondern auch vom 
Wohnungsgeldzuschuß berechnet wird. Doch verfahren die 
einzelnen Staaten verschieden. In Sachsen und Württemberg 
ist der Wohnungsgeldzuschuß nicht pensionsfähig, in Baden 
wird der Pensionsfestsetzung durchweg der Wohnungsgeld- 
zuschuß der höchsten Servisklasse zugrunde gelegt. In Preußen 
und im Reich hat man einen mittleren Weg gewählt. In der 
Erwägung, daß den Beamten nach ihrer Pensionierung die Wahl 
des Wohnorts freisteht, ist für die einzelnen Abteilungen der 
sich aus den Sätzen der fünf Servisklassen ergebende Durch- 
schnitt als pensionsfähig erklärt worden. 


Die  außeretats- 
mäßigen Beamten 
— Diätare — erhalten eine meist monatlich zahlbare diätarische 
Besoldung, aber keinen Wohnungsgeldzuschuß. Ihre Bezüge 
steigen ebenso wie die Gehälter der etatsmäßigen Beamten von 
der Anfangsbesoldung in bestimmten, meist jährlichen Stufen 
bis zur Endbesoldung auf. Die Endbesoldung ist meist so be- 
messen, daß sie etwa das Aniangsgehalt derjenigen Stelle er- 
reicht, in welcher der Diätar demnächst seine erste etatsmäßige 
Anstellung erreicht. 


Besoldung der außeretatsmäßigen Beamten. 


Löhne der Hilisbeamten und Arbeiter. Die Hilfsbeamten und 

Arbeiter, die zu den 
Verwaltungen lediglich in einem Vertragsverhältnis stehen, 
werden gegen Tage- oder Stücklohn beschäftigt. Wie sich aus 
der im Anfang dieses Kapitels mitgeteilten Tabelle ergibt, über- 
wiegt ihre Zahl bei allen Verwaltungen nicht unerheblich die 
Zahl der etatsmäßigen und diätarischen Beamten. Der bei An- 
nahme der Arbeiter abzuschließende Arbeitsvertrag ist beider- 
seits unter Innehaltung einer für beide Teile gleichen Frist 
kündbar. Die Höhe des Lohnes wird durch Lohnordnungen 
festgesetzt, bei denen den Arbeitern in der Regel eine Mit- 
wirkung zwar nicht zusteht, die indes auf die den Verwaltungen 
bekannt gewordenen Wünsche der Arbeiter soviel wie möglich 
Rücksicht nehmen. Die Höhe der Löhne richtet sich nach den 
örtlichen Verhältnissen unter Berücksichtigung der von ver- 
gleichbaren privaten Unternehmungen an ihre Arbeiter gezahlten 
Löhne. Dabei wird aber nicht unbeachtet gelassen, daß die 
Arbeiter namentlich bei den Staatseisenbahnverwaltungen sich 
erheblicher Vorzüge gegenüber den Arbeitern der Privat- 
industrie erfreuen. Sie haben eine gesicherte Stellung, insofern 
Entlassungen der zu dauernder Beschäftigung Angenommenen 
bei guter Führung ausgeschlossen sind und Lohnherabsetzungen 
auch bei rückgängiger Wirtschaftskonjunktur nicht stattfinden. 
Sie haben, wie später näher auszuführen ist, vorzügliche Wohl- 
fahrtseinrichtungen, die ihnen selbst noch nach dem Ausscheiden 
aus dem Dienste zugute kommen. Sie haben schließlich in 


großer Zahl Aussicht, in das noch mehr gesicherte Beamten- 
verhältnis übernommen zu werden. Berücksichtigt man diese 
Vorteile, die den Arbeitern der Privatindustrie in gleichem Um- 
fange nirgendswo geboten werden, und die in ihrer Gesamtheit 
den Eisenbahnverwaltungen nicht unerhebliche Opfer auferlegen, 
so läßt sich nichts dagegen einwenden, wenn hier und da die 
Löhne der Eisenbahnarbeiter um ein geringes hinter den privaten 
Löhnen zurückbleiben. 

Der Lohn besteht überwiegend in Tagelohn, der ebenso wie 
das Gehalt der Beamten vom Anfangslohn in mehreren Stufen 
zum Endlohn aufsteigt. Stücklohn kommt in größerem Umfange 
nur in den Werkstätten und auf größeren Güterböden vor. Die 
hierbei angewandten Stücklohnsysteme sind sehr verschiedener 
Art, haben aber im allgemeinen das gemeinsame, daß es sich 
dabei nicht um Einzelakkorde, sondern um Gruppenakkorde 
handelt, bei denen eine Gruppe von Arbeitern gemeinschaftlich 
eine Arbeit ausführt. 

Der Lohn wird im allgemeinen nur für die Tage gewährt, 
an denen die Arbeiter dienstlich tätig gewesen sind, doch er- 
halten die mit den Dienstverrichtungen von Unterbeamten be- 
trauten Arbeiter (Hilfsbeamte) und alle Betriebsarbeiter, die 
auch an Sonn- und Feiertagen regelmäßig zum Dienst heran- 
gezogen werden, den Tagelohn auch für die ihnen bewilligten 
Ruhetage gezahlt. Auf Grund der Bestimmung des $ 616 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs wird ferner allen Arbeitern der Lohn 
auch dann weiter gezahlt, wenn sie ohne eigenes Verschulden 
durch einen in ihrer Person liegenden Grund für eine verhältnis- 
mäßig nicht erhebliche Zeit an der Dienstleistung verhindert 
sind. Hierher gehören namentlich die Fälle kürzerer militäri- 
scher Dienstleistungen, der Ausübung öffentlich rechtlicher 
Pilichten (Teilnahme an öffentlichen Wahlen usw.) und der Be- 
hinderung durch wichtige Familienereignisse (Hochzeiten, Kind- 
taufen, Anmeldungen beim Standesamt usw.). 

Für Nachtarbeit, Sonntagsarbeit und geleistete Überstunden 
gewähren einige Verwaltungen besondere Lohnzulagen, während 
andere Verwaltungen auch solche Dienstleistungen nur mit dem 
gewöhnlichen Tagelohn abgelten. 

Der Lohn wird in der Regel am Schlusse des Monats ge- 
zahlt, daneben aber auf Wunsch etwa in der Mitte des Monats 
eine Abschlagszahlung gewährt. Neben dem Lohn werden den 
Arbeitern für besonders tüchtige Leistungen, insbesondere für 
die Bewältigung eines starken Verkehrs, für die Beseitigung 
von Betriebsstörungen, Schneeverwehungen usw. einmalige 
Lohnzulagen in einem größeren Betrage gewährt, die auch in 
Anerkennung langjähriger treuer Dienste nach Zurücklegung 
eines Zeitraums von 20, 25, 30 usw. Jahren in größeren Be- 
trägen gezahlt werden. 


Während das Verhältnis der Beamten zu 
den Verwaltungen, namentlich soweit es 
sich um Staatsverwaltungen handelt, durch Gesetze und Ver- 
ordnungen festgefügt ist, stehen die Arbeiter zu ihnen in einem 
loseren, rein privatrechtlichen Verhältnis. Es erschien deshalb 
angezeigt, bei den größeren Dienststellen, bei denen der einzelne 
Arbeiter seine Vorgesetzten nicht so nahe tritt, wie bei kleineren 
Dienststellen, mit geringerer Arbeiterzahl, ein Organ zu schaffen, 
das die Anliegen der Arbeiterschaft den Vorgesetzten iber- 
mittelt und das im Wege der Rede und Gegenrede Klärung über 
zweifelhafte Fragen des Dienstverhältnisses herbeiführt. Solche 
Organe sind bei allen größeren Verwaltungen in den Arbeiter- 
ausschüssen geschaffen, die meist aus 3 bis 15 aus freier Wahl 
der Arbeiterschaft hervorgegangenen Mitgliedern bestehend, 
unter dem Vorsitz eines höheren Eisenbahnbeamten — meist des 
Inspektionsvorstandes — zu regelmäßigen Sitzungen zusammen- 
treten. Ihre Aufgabe besteht im wesentlichen darin, sich über 
Wünsche und Beschwerden, die die durch sie vertretene 
Arbeiterschaft’ im ganzen angehen, gutachtlich zu äußern, über 
sonstige das Arbeitsverhältnis. betreffende Fragen, wie Arbeits- 
ordnung, Unfallverhütung, Wohlfahrtseinrichtungen ihr Gut- 


Arbeiterausschüsse. 


480 


achten abzugeben und, soweit sie von beiden Teilen angerufen 
werden, Streitigkeiten der Arbeiter untereinander zu schlichten. 
Sie bilden ein wertvolles Bindeglied zwischen den Verwaltungen 
und ihren Arbeitern und werden von beiden Teilen in ihrer Be- 
deutung außerordentlich geschätzt. 


C. Fürsorgemaßnahmen für das Personal. 


Die eigentümliche Natur des Eisenbahnbetriebes 
bringt es mit sich, daß die dienstlichen Anforde- 
rungen, die an das Personal gestellt werden müssen, 
weitergehend sind, als in den meisten anderen Be- 
trieben. Die bei mangelhafter 
Dienstverrichtung stets drohenden 
Betriebsgefahren, der Nachtdienst, 
der Sonntagsdienst, die durch die 
Begleitung der Züge bedingte, oft 
tagelange Abwesenheit von der 
Häuslichkeit, bedingen eine An- 
spannung aller Kräfte und stellen 
große Ansprüche an die körperliche 
Leistungsfähigkeit. Die Verwaltun- 
gen haben sich deshalb von jeher 
sowohl im Interesse ihres Personals, 
wie auch im wohlverstandenen 
eigenen Interesse die Wohlfahrts- 
pflege ihrer Bediensteten angelegen 
sein lassen. Dies gilt nicht bloß 
von den Einrichtungen, die sie frei- 
willig ohne gesetzlichen Zwang ge- 
troffen haben, sondern auch von den 
Einrichtungen, zu denen sie durch 
die mustergültige soziale Gesetz- 
gebung des Deutschen Reichs ge- 


Abb. 2. 
Schlafraum im Übernachtungsgebäude. 
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auch vielfach der Wohlfahrtsgedanke hierbei dadurch 
Ausdruck gefunden hat, daß in allen Fällen, wo 
das Gesetz einen gewissen Spielraum läßt oder ge- 
gewisse Grenzen nach oben oder unten festgesetzt, 
die Einrichtungen derart getroffen sind, wie sie den 
Bediensteten den größten Vorteil gewähren. Man 
geht deshalb nicht fehl, wenn man auch diese ge- 
setzlichen Einrichtungen zu den Wohlfahrtseinrich- 
tungen zählt, zumal Deutschland darin von dem Aus- 
lande auch nicht annähernd erreicht wird. 

In erster Linie haben 
dieVerwaltungenihre 
Fürsorge den Einrichtungen zugewen- 
det, die sich auf die Erleichterung der 
Dienstausführung beziehen. Damit die 
Bediensteten nicht genötigt sind, die 
Dienstpausen im Freien zuzubringen, 
sind in der Nähe der regelmäßigen 
Arbeitsstellen Aufenthaltsräume herge- 
stellt, die Gelegenheit zum Ausruhen 
und Zubereiten und Aufwärmen von 
Speisen und Getränken bieten. Zu 
diesem Zwecke sind die Räume mit 
Tischen, Bänken und Stühlen, nötigen- 
falls auch mit Pritschen zum Ruhen, 
mit Wascheinrichtungen und Kochge- 
legenheiten ausgestattet. Verschließ- 
bare Schränke dienen der sicheren Auf- 
bewahrung vonKleidungsstücken, Wert- 
gegenständen und Eßwaren, während 
deren Eigentümer ihrer Beschäftigung 
nachgehen. GeeigneterLesestoff, der zur 
allgemeinen Benutzungausliegt,sorgt da- 
für, daß längere Dienstpausen in ange- 
messener Weise ausgefüllt werden kön- 
nen, und daß das Verlangen, öffentliche 


Aufenthaltsräume. 


Abb. 3. Übernachtungsgebäude in Leipzig. 


nötigt gewesen sind. Denn, wenn auch nach der 
herrschenden Ansicht über den Begriff der Wohl- 
fahrtspflege die auf Gesetz beruhenden Ver- 
pflichtungen nicht mehr als Wohlfahrtseinrichtungen 
angesehen werden, weil ihnen das Merkmal der 
Freiwilligkeit abgeht, so haben doch gerade die 
deutschen Eisenbahnverwaltungen diese gesetz- 
lichen Eiririchtungen zum Ausgangspunkt für er- 
gänzende Wohlfahrtseinrichtungen gemacht, wie 


Abb. 4. Übernachtungsgebäude in Aschaffenburg. 


Wirtschaften aufzusuchen, möglichst nicht rege wird. Als 
Aufenthaltsräume, für die auf der freien Strecke beschäftigten 
Bahnunterhaltungsarbeiter, deren Arbeitsstelle fortgesetzt 
wechselt, dienen in der Regel unbenutzte Wärterbuden, be- 
wegliche Schutzhütten und tragbare Zelte. Zum Zubereiten 
der Speisen und Getränke werden außerhalb der Aufenthalts- 
räume aufzustellende Feldherde benutzt. 


Für das Fahrpersonal, das häufig ge- 
nötigt ist, die Nächte außerhalb seiner 
zuzubringen, sind Übernachtungsgebäude her- 


Übernachtungsgebäude. 


Häuslichkeit 


gestellt, die außer den erforderlichen Schlaf- und Wirtschafts- 
räumen einen Raum zum Einnehmen der Mahlzeiten, eine 
Kleiderablage mit Einrichtungen zum Trocknen der Kleider, 
Badeeinrichtungen (Wannen- und Brausebäder) sowie die er- 
forderlichen Nebenanlagen enthalten. Um die Ruhe des 
Personals durch andere den Dienst antretende oder aus dem 
Dienst kommende Personale möglichst wenig zu stören, sind 
die Schlafräume meist von den Fluren aus zugänglich und an 
den Türen verstellbare Tafeln angebracht, aus denen ersicht- 
lich ist, ob die einzelnen Zimmer belegt oder frei sind. Um bei 
dem täglichen Wechsel des Personals nicht jede Nacht frische 
Bettwäsche verwenden zu müssen, ist vielfach die Einrichtung 
getroffen, daß jeder Fahrbeamte von seiner Heimatstation mit 
einer Garnitur Bettwäsche ausgerüstet wird, die er in einem 
besonderen Behälter mit sich führt und die nach etwa 
14 maliger Benutzung gegen reine ausgewechselt wird. Auf 
der Station werden daneben einige Bettbezüge bereit gehalten 
für Bedienstete, die das Mitnehmen der Bettwäsche versäumt 
haben. Für die Verpflegung sorgt der Hauswart — in der 
Regel ein pensionierter Bediensteter —, doch ist den Über- 
nachtenden auch durch Aufstellen von Kochvorrichtungen Ge- 
legenheit gegeben, sich selbst Speisen und Getränke herzu- 
stellen oder die mitgebrachten Speisen aufzuwärmen. Im 
übrigen sind auch die Übernachtungsgebäude mit geeignetem 
Lesestoff (volkstümliche Zeitschriften, patriotische Bücher 
usw.) ausgerüstet, die den Bediensteten jederzeit zur Ver- 
fügung stehen. 


Von besonderer Wichtigkeit ist die Fürsorge für 
eine angemessene Verpflegung insbesondere bei 
den Bediensteten, die, wie das Fahrpersonal, an und für sich 
schon zu Unregelmäßigkeiten in der Lebensweise genötigt 
sind. Die Verwaltungen haben es deshalb von jeher als eine 
wichtige Aufgabe betrachtet, daß allen Bediensteten Gelegen- 
heit gegeben wird, das von Hause mitgenommene Essen auf- 
zuwärmen oder sich das Essen zu den Hauptmahlzeiten an die 
Arbeitsstätten nachsenden zu lassen oder auch Essen zu einem 
mäßigen Preise zu kaufen. Den Zugbegleitpersonalen ist durch 
Aufstellen von Gaskochern in den Gepäckwagen der Personen- 
züge und von eisernen Öfen in den Gepäckwagen der Güter- 
züge Gelegenheit zum Zubereiten von Speisen gegeben. Für 
das Lokomotivpersonal sind an den Außenwänden der 
Lokomotivkesselbekleidung dem gleichen Zwecke dienende 
Einrichtungen angebracht. Ähnliche Vorrichtungen befinden 
sich, wie schon erwähnt, in sämtlichen Aufenthalts- und Über- 
nachtungsräumen. Um den Bediensteten das in der Häuslich- 
keit hergestellte Mittagessen an ihre außerhalb ihres Wohnorts 
belegenen Arbeitsstätten nachsenden zu können, sind be- 
stimmte Züge für diesen Zweck freigegeben. Die Benutzung 
von Kochkisten, die die Fahrbeamten mit sich führen und in 
denen das zu Hause angekochte Essen infolge Verwendung 
schlechter Wärmeleiter fertig gekocht und viele Stunden hin- 
durch warm gehalten wird, ist wegen der verhältnismäßigen 
Schwere dieser Kisten nicht sehr beliebt. Dagegen erfreuen 
sich die eisenbahnseitig eingerichteten Kantinen und Speise- 
anstalten, die für geringes Geld (meist nur 20 bis 30 Pi.) ein 
schmackhaftes, reichliches Mittag- oder Abendessen liefern, 
großer Beliebtheit. Auch sind die Pächter. geeigneter Bahn- 
wirtschaften vertraglich verpflichtet, für die Eisenbahn- 
bediensteten Essen zu mäßigen Preisen vorzuhalten. Ebenso 
sind hier und da mit gemeinnützigen Gesellschaften Abkommen 
getroffen, nach denen diese den Eisenbahnbediensteten an ihren 
Arbeitsstätten oder in den Aufenthaltsräumen Essen zu billigen 
Preisen liefern. 


Verpflegung. 


Die Verschaffung von Gelegenheiten zur Ein- 
nahme billigen Essens hat in der letzten Zeit 
dadurch noch erheblich an Bedeutung zugenommen, daß 
mehrere größere Verwaltungen dazu übergegangen sind, allen 
im Betriebsdienste beschäftigten Beamten und Arbeitern den 


Alkoholverbot. 
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Genuß alkoholischer Getränke während des Dienstes im 
Interesse der Betriebssicherheit zu untersagen. Es ist 
bekannt, daß in manchen wenig aufgeklärten Kreisen 
der Alkohol immer noch als ein Ersatz für feste Speisen 
betrachtet wird und daß man mit einem Schluck Brannt- 
wein oder mit einem Glase Bier das sich im Magen geltend 
machende Gefühl des Hungers zu betäuben sucht. Sollte 
also die Durchführbarkeit des Alkoholverbots nicht von vorn- 
herein auf unüberwindbare Schwierigkeiten stoßen, so mußte 
den Bediensteten die Möglichkeit geboten werden, sich warme 
oder kalte Speisen auf leichte Art zu verschaffen. Da aber 
andererseits der Genuß alkoholischer Getränke auch dazu dient, 
das Durstgefühl zu löschen, so war es auch notwendig, daß die 
Bediensteten leicht eine Gelegenheit fanden, je nach Jahreszeit 
wärmende oder kühlende alkoholfreie Getränke sich entweder 
selbst zuzubereiten oder zu mäßigen Preisen zu beschaffen. 


Alkohollreie Getränke. Es ist deshalb überall mit. der Ein- 

richtung von Kaffeemaschinen und 
Brausewasserapparaten vorgegangen. Um auch den kleineren 
Stationen, auf denen die Aufstellung von Brausewasser- 
apparaten nicht lohnend sein würde, den Bezug eines billigen 
Wassers zu ermöglichen, sind die Einrichtungen überall dahin 
vervollkommnet worden, daß von gewissen, für den Versand 
günstig gelegenen Zentralen aus abgegrenzte Bezirke mit 
Brausewasser und Brauselimonade versorgt werden. Daneben 
sind ausgedehnte Versuche mit der Herstellung von Tee, Kakao 
und Bouillon gemacht, auch ist der Absatz von Milch in jeder 
Weise gefördert worden. Um aber die Bediensteten nicht zu 
nötigen, für diesen Zweck Aufwendungen zu machen, ist weiter 
dafür gesorgt, daß in der Nähe jeder dauernden Arbeitsstelle 
gutes Trinkwasser jederzeit erhältlich ist und daß auf den 
Stationen und in den Werkstätten kochendes Wasser unent- 
geltlich an die Bediensteten verabfolgt wird, die sich ihren 
Kaffee selbst zubereiten wollen. 

Damit auch bei Anlässen, die außergewöhnliche Anforde- 
forderungen an die Kräfte der Bediensteten stellen, deren 
Dienstfähigkeit sichergestellt wird, werden dem Zugpersonal 
bei großer Kälte oder bei ungewöhnlicher Ausdehnung der Fahr- 
zeit, in gleicher Weise auch dem Rangierpersonal bei nassem, 
kalten Wetter und den bei der Wiederherstellung unfahrbarer 
Strecken beschäftigten Arbeitern, sowie auch in besonderen 
anderen Fällen stärkende Speisen und Getränke für Rechnung 
der Verwaltungen verabreicht. Darüber hinaus gibt z. B. die 
badische Staatseisenbahnverwaltung an Arbeiter und einzelne 
Beamtengruppen unentgeltlich warmen Kaffee ab und hat dafür 
im Jahre 1908 nicht weniger als 73 785 M. aufgewendet. 


Eine besondere Erleichterung 
in der Dienstverrichtung bietet 
es den Bediensteten, wenn ihre Wohnungen in nicht 
zu. großer. Entfernung -von ihren Dienst- oder Ar- 
beitsstätten gelegen sind, weil hierdurch die Gänge 
zu und von der Arbeit verkürzt und so die Ruhe- 
zeiten verlängert werden. Die Verwaltungen haben 
es deshalb schon von jeher als ihre Aufgabe an- 
gesehen, auf ihre Kosten Wohnungen in der Nähe 
der Eisenbahnanlagen herzustellen und sie als 
Dienst- oder Mietwohnungen an ihre Bediensteten 
zu vergeben. Dadurch erreichen sie gleichzeitig, 
daß- sie im Falle plötzlich auftretenden Personal- 
bedarfs, z. B. behufs Ablassens von Sonderzügen, 
stets leicht erreichbares Personal in der Nähe haben. 
Derartige Wohnungskolonien sehen wir in der Nähe 
vieler Rangierbahnhöfe. 

Eine besonders interessante Anlage dieser Art, bei der in 
glücklicher Weise die Eisenbahnverwaltung und die Bau- 
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genossenschaft der Eisenbahnbediensteten zusammengewirkt 
haben, findet sich bei dem Rangierbahnhof Nürnberg, wo 
312 Bedienstete 20 % des dort vorhandenen Personals in 
solchen Wohnungen untergebracht sind. Hier wechseln kleine 
einstöckige Häuser mit Häusern nach dem Herbergssystem — 
meist Erd- und Obergeschoß — ab, dem sich wiederum Bürger- 
häuser — aus Erd- und zwei Obergechossen bestehend — und 
Wohnhäuser gemischten Systems anschließen. (Vergl. hierzu 
Abb. 5 auf Seite 487, sowie die Abb. der Modelle im Berliner 
Eisenbahnmuseum in Kap. XXXVII.) 

Aber nicht nur aus rein dienstlichen Erwägungen, sondern 
auch zur Verbesserung der Wohnungsverhältnisse ihrer Be- 
diensteten an solchen Orten, an denen die allgemeinen 
Wohnungsverhältnisse anerkanntermaßen wenig befriedigend 
sind, wenden die Verwaltungen erhebliche Mittel auf. Wenn 
irgendwo, so erfordert der Dienst des Eisenbahners, daß er 
seine Ruhezeit unter behaglichen häuslichen Verhältnissen zu- 
bringen kann. Ist er doch oft genötigt, nach anstrengendem 
Nachtdienst am Tage der Ruhe zu pflegen, während die übrigen 
Mitglieder seiner Familie im Hause tätig sein müssen. Je größer 
die Familie, desto schwieriger ist es dann oft, ein zum Schlafen 
am Tage geeignetes Zimmer bereitzuhalten. Denn auch bei 
den Eisenbahnbediensteten zeigt sich häufig, wie sonst überall, 
die Erscheinung, daß, je größer die Familie, desto kleiner die 
Wohnung ist, weil mit dem feststehenden Einkommen nun ein- 
mal gewisse unvermeidliche Bedürfnisse befriedigt werden 
müssen und man fälschlicherweise am ersten bei der Wohnungs- 
miete sparen zu können glaubt. Den Bediensteten wird daher 
eine große Wohltat erwiesen, wenn die Verwaltungen an Orten 
mit besonders schlechten oder teueren Wohnungsverhältnissen 
den Bau von Wohnhäusern selbst in die Hand nehmen. 


Der Befriedigung des lediglich dienstlichen 
Bedürfnisses dienen die sogenannten Dienst- 
wohnungen, die in Größe und Ausstattung den sozialen Verhält- 
nissen der einzelnen Dienstklassen angepaßt, den Beamten über- 
wiesen werden. Der Entgelt, den die Beamten für die Benutzung 
einer Dienstwohnung zu entrichten haben, besteht bei einem 
Teil der deutschen Staatseisenbahnverwaltungen — Preußen, 
Baden und Reich — darin, daß der ihnen sonst neben dem Ge- 
halt zustehende Wohnungsgeldzuschuß einbehalten wird, bei 
änderen — Sachsen — darin, daß feste, nach dem Durchschnitts- 
gehalt der einzelnen Klassen bemessene, teilweise auch mit den 
steigenden Gehaltsstufen zunehmende Entschädigungen zu 
zahlen sind, bei wiederum anderen — Bayern — darin, daß der 
ortsübliche Mietswert abzüglich eines gewissen durch den 
Zwang zur Übernahme der Wohnung gerechtiertigten Betrages 
zu entrichten ist. 


Dienstwohnungen. 


Von den Dienstwohnungen abgesehen, wird 
die Wohnungsfürsorge in der verschiedensten 
Gestalt ausgeübt. In erster Reihe stellen die Verwaltungen auf 
ihre Kosten Mietwohnungen her, die sie gegen einen mäßigen 
den ortsüblichen häufig nicht erreichenden Mietbetrag an ihre 
Bediensteten vermieten. 


Mietwohnungen. 


Sodann unterstützen die größeren 
deutschen Eisenbahnverwaltungen an 
Orten, an denen privatwirtschaftliche Baugenossenschaften be- 
stehen, denen Eisenbahnbedienstete als Mitglieder angehören, 
erstere durch Überlassung von Eisenbahngelände in Erbpacht 
oder durch Hergabe von Baudarlehen, die in der Regel mit nur 
3% jährlich zu verzinsen und mit 1 % zu tilgen sind. Abgesehen 
von dem billigen Zinsfuß besteht die Vergünstigung auch darin, 
daß sich die Verwaltungen bei der zur Sicherheit für das Dar- 
lehen einzutragenden Hypothek mit solchen Stellen begnügen, 
für die Private Geld nicht mehr herzugeben pflegen. 


Baugenossenschaften. 


In dritter Linie fördern die Verwaltungen ver- 
, einzelt den Eigenhausbau, indem sie ihren Be- 
diensteten, die sich ein Haus erbauen wollen, gegen Eintragung 


Eigenhausbau. 
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einer Hypothek Darlehen unter günstigen Bedingungen ge- 
währen. 


Welche gewaltigen Summen die Verwaltungen für die 
Wohnungsfürsorge aufwenden, mag die Tatsache beleuchten, 
daß die preußisch-hessische Staatseisenbahnverwaltung in den 
zehn Jahren von 1900 bis 1909 für die oben aufgeführten Zwecke 
101 000 000 M. aufgewendet hat; das sind jährlich durchschnitt- 
lich über 10 000 000 M. Dementsprechend ist die Zahl der bereits 
geschaffenen Wohnungen auch recht erheblich. Am Ende des 
Etatsjahres 1908 waren untergebracht: 


Eisenbahnbedienstete 
in bahnseitig vor- | in Wohnungen 

gehaltenen von Bau- 

Wohnungen genossenschaften 
Preben ose aa ts 49 876 10710 
BEE P EE 9519 1371 
SUCHBEN na. 2.5 2 5294 _ 
BEER nie a une 56 3421 _ 
Württemberg ...-. 4649 — 
Reichsbahnen ...... 2851 — 


Auch für die Unterbringung 
der unverheirateten Be- 
diensteten haben einige Verwaltungen gesorgt, indem sie auf 
größeren Stationen, namentlich solchen, in deren unmittelbarer 
Nähe sich keine größeren Ortschaften befinden, einfach aus- 
gestattete Zimmer als Wohn- und Schlafräume für unver- 
heiratete Arbeiter hergestellt und zu mäßigen Preisen vermietet 
haben. Vereinzelt sind auch „Junggesellenheime” erbaut, in 
denen neben den erforderlichen Wohnräumen auch gemeinsame 
Speiseräume, Leseräume, Badeeinrichtungen, kurz alles vor- 
gesehen ist, was die Lebensführung behaglich macht. 


Wohnungen für Unverheiratete, 


In ähnlicher Weise haben auch die Arbeiterpensionskassen, 
von denen weiter unten die Rede sein wird, ihre reichen Mittel 
in den Dienst der Wohnungsfürsorge gestellt, indem sie ent- 
weder selbst Wohnhäuser erbaut und die Wohnungen an ihre 
Mitglieder vermietet oder solchen Baugenossenschaften, denen 
Pensionskassenmitglieder in größerer Zahl angehören, Darlehen 
unter günstigen Bedingungen vorgestreckt haben. Sie gehen 
dabei von der richtigen Erkenntnis aus, daß gute Wohnungs- 
verhältnisse auch gute gesundheitliche Zustände herbeiführen, 
daß diese die Dauer der Arbeitsfähigkeit verlängern und dadurch 
die Inanspruchnahme der Kassen verringern. 


Eine besondere Sorgfalt haben die Ver- 
waltungen von jeher den gesundheitlichen 
Verhältnissen ihrer Bediensteten zugewendet. In erster Linie 
sind sie bestrebt, die äußeren Verhältnisse, unter denen der 
Dienst verrichtet werden muß, so zu gestalten, daß sie den An- 
forderungen der Hygiene entsprechen. Auch bemühen sie sich 
durch mündliche Belehrung und durch Anschläge in der Nähe 
der Arbeitsstätten, ihre Bediensteten zur Befolgung der Grund- 
sätze einer vernunftgemäßen Hygiene zu erziehen. 


Gesundheitspflege. 


Da fast in allen Zweigen des Betriebs- 
dienstes das Bedürfnis nach körperlicher 
Reinigung ein großes ist, haben die Verwaltungen in den Werk- 
stätten und auf Bahnhöfen mit Zug- und Lokomotivpersonal 
Wannen- und Brausebäder herstellen lassen, die von allen im 
Betriebsdienst bei der Bahnunterhaltung, auf den Güterböden 
und in den Werkstätten beschäftigten Bediensteten unentgeltlich 
benutzt werden dürfen. Daneben wird überall dem Reinigungs- 
bedürfnis durch Aufstellen von ‚Wascheinrichtungen Rechnung 
getragen. 


Badeeinrichtungen. 
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Über alle Krankheits-, 
Invaliditäts- und Sterbe- 
fälle werden eingehende statistische Aufzeichnungen 
gemacht, die jährlich für den gesamten Bereich einer 
Verwaltung zusammengestellt werden, um aus dem 
häufigeren Auftreten gewisser Krankheiten die 
nötigen Lehren für eine etwa erforderliche Änderung 
der Dienst- und Arbeitsverhältnisse herleiten zu 
können. 


Krankheits- usw. Statistik. 


Da auf vielen entlegenen Stationen 
ärztliche Hilfe wegen weiter Ent- 
fernung des Arztes nur schwer zu erreichen ist, und die Ver- 
waltungen auch ein Interesse daran haben, die Behandlung ihres 
Personals besonderen, mit den Eigentümlichkeiten des Eisen- 
bahndienstes vertrauten Ärzten zu übertragen, besteht allgemein 
die Einrichtung, daß die im Außendienste beschäftigten — bei 
einzelnen Verwaltungen auch die im Bureaudienst beschäf- 
tigten — Beamten und deren Angehörige durch von den Ver- 
waltunzen vertraglich bestellte Bahnärzte unentgeltlich behandelt 
werden oder daß ihnen ein Beitrag zu den Kurkosten gewährt 
wird. Für diesen Zweck haben im Jahre 1908 aufgewendet: 


Bahnärztliche Behandlung. 


Preußen 2377238 M. 
Bayern . 353 484 „ 
Sachsen 96601 „ 
Baden 241 713 „ 
Württemberg 102516 „ 
Mecklenburg . 1969 „ 
Oldenburg . 4349 „ 
Reichsbahnen 135120 „ 
Privatbahnen 17027 „ 


Für Hilisbeamte und Arbeiter be- 
stehen Betriebskrankenkassen, die auf 
das Deutsche Reich geltenden Kranken- 
versicherungsgesetzes vom 15. Juni 1883 — die jetzige, 
zwischenzeitlich durch verschiedene Gesetze geänderte 
Fassung datiert vom 1. Januar 1904 — bei allen deutschen 
Eisenbahnverwaltungen errichtet sind. Die Betriebskranken- 
kassen sollen nach dem Gesetz ihren Mitgliedern mindestens 
gewähren: 


Betriebskrankenkassen. 


Grund des für 


a) ireie ärztliche Behandlung, freie Arznei, Brillen, Bruch- 
bänder und ähnliche Heilmittel auf die Dauer von 
26 Wochen, 


b) im Falle der Erwerbsunfähigkeit ein Krankengeld in 
Höhe der Hälfte des Tagelohns auf die gleiche Dauer 
wie zu a, 


c) an Wöchnerinnen auf die Dauer von 6 Wochen nach 
der Niederkunit eine Unterstützung in der Höhe wie 
zu b, 


d) für den Todesfall ein Sterbegeld im 20 fachen Betrage 
des Tagelohns. 


Die Leistungen der Eisenbahn-Betriebskrankenkassen 
gehen aber ausnahmslos erheblich weiter, indem die Leistungen 
zu a und b bis zur Dauer eines Jahres gewährt, das Kranken- 
geld bis zur Höhe von ”/a des Tagelohns und das Sterbegeld 
bis zum 40 fachen Betrage des Tagelohns bemessen wird. Auch 
wird in der Regel den Angehörigen der Kassenmitglieder 
freie ärztliche Behandlung, vielfach auch freie oder zum Teil 
freie Arznei gewährt. Da die Arbeiter aber auch bei den die 
besten Leistungen aufweisenden Betriebskrankenkassen immer 
noch einen Ausfall von mindestens '/s ihres Tagelohns erleiden, 
ist bei der preußisch-hessischen und bei der Reichseisenbahn- 
verwaltung im Jahre 1904 im Wege der Selbsthilfe durch die 


Eisenbahnvereine, von denen noch später die Rede sein wird, 
die sogenannte Verbandskrankenkasse begründet, die es ihren 
Mitgliedern ermöglicht, gegen Entrichtung geringer Wochen- 
beiträge sich ein Zuschußkrankengeld zu versichern, das dem 
Unterschiede zwischen dem Tagelohn und dem Krankengelde 
der Betriebskrankenkasse entspricht. Eine besondere Abteilung 
der Verbandskrankenkasse ermöglicht es ferner allen Be- 
diensteten, die nicht als Mitglieder der Betriebskrankenkasse 
Anspruch auf freie Arznei haben, sich gegen einen Wochen- 
beitrag von 25 Pi. freie Arznei und ein Sterbegeld von 150 M. 
zu versichern. Zu dieser Verbandskrankenkasse hat Preußen- 
Hessen einen einmaligen Beitrag von 3000000 M., das Reich 
einen solchen von 200000 M. entrichtet. 


Eine besondere Fürsorge wird den an 
Tuberkulose erkrankten Bediensteten zu- 
gewendet, wie überhaupt zur Bekämpfung dieser verheerenden 
Volkskrankheit nicht unerhebliche Mittel aufgewendet werden, 
zwecks Unterbringung Erkrankter in Heilstätten, Verbesserung 
ihrer Lebenshaltung, ihrer Wohnungsverhältnisse usw. Ins- 
besondere sind in dieser Hinsicht die Arbeiterpensionskassen, 
und zwar deren Abteilungen A, denen die Aufgaben der gesetz- 
lichen Invalidenversicherung obliezen, vorbildlich vorgegangen. 


Tuberkulosefürsorge. 


So hat die Pensionskasse der preußisch- 
hessischen Staatseiseubahnverwaltung im 
Jahre 1904 zwei Lungenheilstätten in Moltkefels im Riesen- 
gebirge und im Stadtwald bei Melsungen errichtet, in denen zu- 
sammen 220 Lungenkranke aufgenommen werden können. Auf- 
nahmefähig sind nur Kassenmitglieder, bei denen einerseits das 
Vorhandensein von Lungentuberkeln festgestellt ist, die sich 
andererseits aber noch in den ersten Krankheitsstadien befinden. 
Die Dauer der Kur beträgt in der Regel 13 Wochen, nach deren 
Ablauf der Dienst wieder aufgenommen wird, wobei die Ver- 
waltung dafür sorgt, daß den Entlassenen bis auf weiteres ein 
leichter Dienst und Arbeitsplätze mit guten Luft- und Licht- 
verhältnissen zugewiesen werden. Die Kurerfolge sind durch- 
aus günstige, wie nachstehende Übersicht erkennen läßt: 


Lungenheilstätten. 


Ein Heil- Es waren nach Ablauf des Jahres, in dem 
verfahren wurd das Heilverfahren durchgeführt wurde, 
durchgeführt noch voll erwerbsfähig: 
ENG im im | im im im 
= Fran folgenden zweiten | dritten vierten | fünften 
J | ahre ahre ahre ahre | Jahre 
| = =| 47=| 4&l= 42 = 
1904 | 716 | 81,700/,| 74,58°/ | 66,61 °/| 63,00%, | 59,640), 
691 =| 621=| 582=| 552= 
| 
1905 | 810 | 85,310] 76,66%% 71,85%% 68,15%, — 
1013 =| 921=| 86l =| 
1906 1180 85,84%, 78,05% 7297% T Sa 
5= | = | 
107 | 85 O 728% | — . = 
951 = 
1908 1152 — — — — 
82,550), | 


Andere Pensionskassen haben Erholungs- und Genesungs- 
heime errichtet, in denen Rekonvaleszenten, für die die Pen- 
sionskasse ein Heilverfahren eingeleitet hat, Aufnahme finden. 
So besitzt die Pensionskasse der sächsischen Staatseisenbahn- 
verwaltung das Erholungsheim Gohrisch bei Königstein, die der 
badischen Staatseisenbahnverwaltung das Friedrich-Hilda-Ge- 
nesungsheim in Oberweiler. (Vergl. die Abb. 6 auf Seite 487.) 


Ein großer Teil der Erkrankungs- und Todes- 
fälle wird, wie es leider die Natur des Fisen- 
bahnbetriebes mit sich bringt, durch im Dienst erlittene Ver- 
letzungen herbeigeführt. Solche Unfälle zu verhüten, Sind die 
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Unfallverhütung. 
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Eisenbahnverwaltungen unausgesetzt bemüht. Der Unfallver- 
hütung dienen in erster Linie die Dienstvorschriften, die die 
Ausübung ‘des Dienstes so regeln, wie es ohne Gefahr für Ge- 
sundheit und Leben zu geschehen hat. Daneben ist durch um- 
fangreiche, dem jeweiligen Stande der Technik entsprechende 
Sicherheitsvorrichtungen, insbesondere an maschinellen Ein- 
richtungen dafür gesorgt, daß das Personal nach Möglichkeit 
den Gefahren entrückt ist, denen es bei unachtsamer Hand- 
habung dieser Einrichtungen ausgesetzt ist. In eingehender 
Weise sind außerdem durch die in Gemäßheit des Unfallver- 
sicherungsgesetzes erlassenen Unfallverhütungsvorschriften An- 
ordnungen getroffen, die das Verhalten des Personals bei allen 
mit einer gewissen Unfallgefahr verbundenen Vorrichtungen 
regeln. 


Um bei vorkommenden Unfällen möglichst 
schnell die erste Hilfe leisten zu können, sind 
die Gepäckwagen eines jeden Zuges mit einem Rettungskasten 
ausgerüstet, der die für die Hilfeleistung erforderlichen Gegen- 
stände enthält. Außerdem befindet sich auf jedem Bahnhofe 
und in jeder Werkstätte ein solcher Rettungskasten, der in noch 
größerem Umfange Verbandmaterial und die für den Arzt er- 
forderlichen Instrumente enthält. Mit der Einrichtung der 
Rettungskästen werden sämtliche Bedienstete des Bahnhofs- und 
Zugdienstes bekanntgemacht. Sie werden durch die Bahn- 
ärzte in der Verwendung der Verbandmittel, in der Behandlung 
von Wunden, Knochenbrüchen usw. unterrichtet? so daß sie in 
der Lage sind, vor Ankunft des Arztes die nächsten Verhaltungs- 
maßregeln zu treffen. 


Rettungskästen. 


Die Ansprüche, die den Bediensteten und 
deren Angehörigen infolge von Betriebs- 
unfällen zustehen, sind hinsichtlich der Arbeiter für das ganze 
Deutsche Reich einheitlich durch das Gewerbe-Unfallversiche- 
rungsgesetz vom 6. Juli 1884 — die jetzige, zwischenzeitlich 
durch verschiedene Gesetze geänderte Fassung datiert vom 
5. Juli 1900 — geregelt. Darnach ist vom Beginn der 14. Woche 
nach Eintritt des Unfalls ab zu gewähren (für die ersten 
13 Wochen treten die Krankenkassen ein): 


Unfallversicherung. 


1. freie ärztliche Behandlung, Arznei und Heilmittel, 


2. eine Rente für die Dauer der Erwerbsunfähigkeit, die 
im Falle völliger Erwerbsunfähigkeit 66°/% des Jahres- 


verdienstes (Vollrente), im Falle teilweiser Erwerbs- 
unfähigkeit denjenigen- Teil der Vollrente beträgt, 
welcher dem Maß der durch den Unfall herbeigeführten 
Einbuße an Erwerbsunfähigkeit entspricht (Teilrente). 


Im Falle der Tötung ist als Schadensersatz außerdem zu 
leisten: 


1. ein Sterbegeld in Höhe des 15. Teils des Jahresarbeits- 
verdienstes, mindestens aber 50 M., 


2. eine Hinterbliebenenrente, die für die Witwen und für 
jedes Kind unter 15 Jahren je 20% des Jahresarbeits- 
verdienstes beträgt. 


Die Eisenbahnverwaltungen haben es sich aber daneben zur 
vornehmen Pflicht gemacht, ihre durch Unfall verletzten Arbeiter 
nach ihrer Wiederherstellung, auch wenn sie nur teilweise er- 
werbsfähig sind, im Eisenbahndienst wieder zu beschäftigen, um 
sie vor Nahrungssorgen zu schützen. 


Sind Beamte durch Betriebsunfälle verletzt worden, so er- 
halten sie, sofern sie nach ihrer Wiederherstellung im Dienste 
verbleiben, keine besondere Entschädigung, da sie ja ihr Gehalt 
weiter beziehen. Doch pflegen die Verwaltungen die ent- 
stehenden Kurkosten ganz oder teilweise zu übernehmen. Hat 
der Unfall dauernde Dienstunfähigkeit zur Folge, so erhalten die 
Verletzten beim Ausscheiden aus dem Dienste eine Pension. Im 
Falle tötlichen Ausgangs bekommen ihre Hinterbliebenen Bezüge 
nach ähnlichen Grundsätzen, wie sie für die Arbeiter gelten. 


Scheiden Beamte aus dem 
Dienste, weil sie infolge Ab- 
nahme ihrer körperlichen und 
geistigen Kräfte nicht mehr imstande sind, ihren dienstlichen 
Pflichten zu genügen, so erhalten sie eine Pension. Nach ihrem 
Tode, sei es, daß dieser sie, während sie noch im Amte sind 
oder nach eingetretener Pensionierung ereilt, erhalten die Witwe 
und die noch nicht 18 Jahre alten Kinder ein Witwen- bezw. 
Waisengeld. Auch wird für einen gewissen, dem Tode folgenden 
Zeitraum noch das Gehalt bezw. die Pension des Verstorbenen 
weitergezahlt, um den Hinterbliebenen den Übergang in die 
neuen Verhältnisse etwas zu erleichtern. Wie die diesbezüg- 
lichen Verhältnisse im Reiche und in den einzelnen Bundes- 
staaten gerezelt sind, ergibt die folgende Übersicht: 


Pensions- und Hinterbliebenen- 
fürsorge der Beamten. 


Jahrespension der 
Beamten, berechnet vom 


itw ld 
pensionsfähigen Dienst- Witwenge 


einkommen 
Deutsches nach 10 Dienstjahren 40/100 der Pension 
Reich 33'/4/100, des Ehemannes, 
steigend nach 40 Dienst- | mindestens 300 M. 
jahren bis auf 75/100 
Preußen desgl. desgl. 
Bayern für die ersten 10 Dienst- 
jahre 35/100, steigend 
beim Eintritt in das desgl. 
40. Dienstjahr bis auf 
75/100 
Sachsen nach 10 Dienstjahren 20/100 des pen- 
30/100, mindestens 300 M., sionsfähigen 
steigend nach vollendetem |Diensteinkommens, 


39. Dienstjahre bis auf mindestens 300 M. 


80/100 


Waisengeld für jedes Kind: 

a) dessen Mutter noch lebt, Sterbegehalt: 

b) dessen Mutter nicht mehr lebt | für die Witwe oder die 
oder zum Bezuge des Witwen- Kinder 
geldes nicht berechtigt ist 


Volles Gehalt für den 
Sterbemonat und die 
folgenden drei Monate 


a) !/, des Witwengeldes 
b) 1/3 des Witwengeldes 


desgl. desgl. 
desgl. desgl. 
Volles Gehalt für den 

desgl. 

mindestens Ri a) 60 M N EE 
zu 
x folgenden Monat 

zu b) 90 M. olgenden Mon 
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Jahrespension der 
Beamten, berechnet vom 


Waisengeld für jedes Kind: 


a) dessen Mutter noch lebt, Sterbegehalt: 
b) dessen Mutter nicht mehr lebt | für die Witwe oder die 
oder zum Bezuge des Witwen- Kinder 


geldes nicht berechtigt ist 


Volles Gehalt für die 
auf den Todestag 
folgenden drei Monate 


a) 2/0 des Witwengeldes 

b) für 1 Kind #0 des Witwen- 
für 2 Kinder ?/„J geldes 

bei 3 oder mehr Kinder für jedes 

Kind ?/iọ des Witwengeldes 


Volles Gehalt für den 
Sterbemonat und die 
beiden folgenden Monate 


a) '/; des Witwengeldes 
b) 1/ des Witwengeldes 


Volles Gehalt für das 
Sterbevierteljahr und die 
beiden folgenden Viertel- 


a). '/, des Witwengeldes 
b) ?2/, des Witwengeldes 


jahre 


pensionsfähigen Dienst- ka en 
einkommen 
Baden nach 10 Dienstjahren 30/100 des pen- 
35/100, steigend nach sionsfähigen Ein- 
35 Dienstjahren bis auf kommens- 
75/100 anschlages 
Beim Eintritt in das à 
Württemberg f 10 Dienstjahr 40/100, beim ee ner 
Eintritt in das 40. Dienst- 
jahr 921/,/100 bei Ge- 
hältern bis 2400 M; 85/100 
beiGehältern über2400M., 
höchstens aber 8000 M. 
Mecklenburg- Nach 5 Dienstjahren 20/100 des pen- 
Schwerin 20/100, nach 40 Dienst- sionsfähigen 
jahren 75/100, nach 50 Diensteinkommens. 
Dienstjahren 90/100 | yonlendetem 18 Dienst- 
jahr, so tritt jährliche 
Erhöhung um °/, v. H. 
ein bis zu 30/100 des 
Diensteinkommens 
Oldenburg Für die ersten 10 Dienst- 30/100 des 
jahre 50/100, für jedes pensionsfähigen 
weitere begonnene Diensteinkommens 


Dienstjahr 1/100, 
für die ersten 5 nach Voll- 
endung des 60. Lebensjahres 
begonnenen Dienstjahre 2/100, 
steigend bis 90/100 aber nicht 
mehr als 7500 M. 


Nach ähnlichen Grundsätzen gewähren auch die Privat- 
bahnen ihren Beamten Pensionen und Hinterbliebenenbezüge. 


Die Arbeiter 
haben im Falle 
der Invalidität, d. h. wenn sie nicht mehr imstande sind, */s dessen 
zu erwerben, was gesunde Personen derselben Art zu verdienen 
pflegen, auf Grund des für das Deutsche Reich geltenden 
Invalidenversicherungsgesetzes vom 22. Juni 1889 — die jetzige, 
zwischenzeitlich durch verschiedene Gesetze geänderte Fassung 
datiert vom 19. Juli 1899 — Anspruch auf Invalidenrente, deren 
Höhe von der Höhe des bezogenen Lohnes bezw. der davon 
entrichteten Beiträge und von der Dauer der Beitragsleistung 
abhängig ist. Außerdem erhält jeder Arbeiter, der das 
70. Lebensjahr vollendet hat, auch wenn er noch voll erwerbs- 
fähig ist, eine Altersrente. Die Obliegenheiten der gesetzlichen 
Invaliden- und Altersversicherung, die im allgemeinen seitens 
besonderer Behörden — den Landesversicherungsanstalten — 
durchgeführt werden, sind bei den größeren Staatseisenbahn- 
verwaltungen auf Grund gesetzlicher Ermächtigung besonderen 
Kasseneinrichtungen -— der Abteilung A der Arbeiterpensions- 
kasse — übertragen. Einige dieser Pensionskassen — so die 
Preußisch-hessische und die sächsiche — haben von der durch 
das Gesetz zugelassenen Einrichtung Gebrauch gemacht und 
gewähren Rentenempfängern, die damit einverstanden sind, an 
Stelle der Rente Unterkunft in einem Invalidenheim. 


Alters- und Invalidenversicherung der Arbeiter. 


Invalidenheime, Preußen besitzt bis jetzt drei solcher Heime, 

in Jenkau bei Danzig, Herzberg am Harz und 
Birkenwerder bei Berlin, Sachsen eines in Laubegast. Das 
Invalidenheim soll den Invaliden, die mit ihren Renten ihren 
Unterhalt nicht bestreiten können, eine behagliche Wohnung 
und vollen Unterhalt gewähren, soll ihnen das eigene Heim er- 


Volles Gehalt für den 

Sterbemonat, ferner für 

einen weiteren Monat 

an den Nachlaß und 

für drei weitere Monate 

an die Witwe oder die 
Kinder 


a) !/, des Witwengeldes 
b) '/, des Witwengeldes 


setzen, so daß sie einen freundlichen, sorgenfreien Lebensabend 
genießen können. Sie sind in ihrer Verfügungsfähigkeit in keiner 
Weise beschränkt und haben nur die Vorschriften der Haus- 
ordnung zu befolgen. Der Austritt ist jederzeit gegen drei- 
monatige Kündigung gestattet, doch wird davon nur selten Ge- 
brauch gemacht, weil die Invaliden sich in den behaglich ein- 
gerichteten Räumen und in den großen Garten- und Parkanlagen, 
die ihnen auch Gelegenheit zu freiwilliger, nützlicher Beschäfti- 
gung bieten, durchaus wohl fühlen. 

Die hier behandelten Renten, so wertvoll sie auch für die 
Arbeiterschaft sind, reichen nun aber in manchen Fällen doch 
nicht aus, um die Kosten der Lebenshaltung eines erwerbs- 
unfähigen Arbeiters zu bestreiten. 


Die deutschen Eisenbahnverwaltungen 
haben deshalb daneben noch eine weitere 
Fürsorge getroffen, indem sie unter Aufwendung ganz erheb- 
licher Mittel noch Einrichtungen — Abteilung B der Arbeiter- 
pensionskasse — getroffen haben, die den Arbeitern eine Zu- 
schußrente, sowie ihren Hinterbliebenen ein Witwen- und 
Waisengeld gewähren. Mitglied dieser Kasse muß jeder 
Arbeiter werden, sobald er ein Jahr bei der Verwaltung 
beschäftigt ist. Nach seiner Übernahme in das Beamten- 
verhältnis kann er, bis er eine entsprechende Beamten- 
pension erworben hat, freiwilliges Mitglied der Kasse 
bleiben. Diese Einrichtung stellt eine überaus wertvolle 
Wohlfahrtsmaßnahme dar, zu der die Verwaltungen und 
die Arbeiter je die Hälfte der Beiträge, einzelne Verwal- 
tungen sogar noch mehr, entrichten. Die Höhe der Arbeiter- 
beiträge und demgemäß die Höhe der Kassenleistungen ist bei 
den einzelnen Verwaltungen verschieden; überall ergeben aber 
die Leistungen dieser Kassen im Verein mit den Invalidenrenten 
eine angemessene Versorgung des Personals. Hierfür mögen 


Zuschußrenten usw. 


u 


nur einige Beispiele der preußisch-hessischen Pensionskasse an- 
geführt werden, bei der sich, wenn die Invaliden- und Zuschuß- 
renten zusammengenommen werden, folgende Beträge ergeben: 


Nach einer 
Mitgliedzeit 
von 


für die Mitglieder mit einem Jahresarbeits- 
verdienst von Mark 


Nach einer 
Mitgliedzeit arbeitsverdienst von Mark 


850 bis Ta 1201 bis] 1351 bis 1501 und 


20 Jahren 


30 Jahren 343,80 | 384,00 | 425,40 
40 Jahren 419,40 | 469,80 | 521,40 
45 Jahren 457,40 512,70 569,30 


Außerdem wird ein Waisengeld gezahlt, das sich für jedes 
Kind, dessen Mutter noch lebt, auf */s, und wenn die Mutter 
nicht mehr lebt, auf die Hälfte des Witwengeldes beläuft. 
Schließlich gewährt die Kasse ein Sterbegeld je nach der Lohn- 
klasse von 85 M. bis 150 M. 


Die Höhe dieser Bezüge, die prozentual die gesetzlichen 
Bezüge der Beamten im allgemeinen durchaus erreichen, viel- 
fach sogar übersteigen, führt im Verein mit den früher schon 
hervorgehobenen Garantien dahin, daß sich die Stellung der 
Eisenbahnarbeiter nicht gar so wesentlich von der der Eisen- 
bahnbeamten unterscheidet. 


Für die Bedeutung der Pensionskassen Abteilung B geben 
schließlich die nachfolgenden Zahlen über ihre Einnahmen und 
Ausgaben im Jahre 1908 und über den Vermögensbestand einen 
wertvollen Überblick: 
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Insoweit in einzelnen Fällen die vor- 
stehend erwähnten Fürsorgemaßnahmen 
nicht ausreichen, kommen die Verwaltungen mit den reichen 
Mitteln ihrer Unterstützungsfonds zur Hilfe, die alljährlich im 
Etat ausgeworfen werden, und die sie in die Lage versetzen, 
Sorge und Not sowohl von den noch im Dienst befindlichen, 
wie auch von den bereits ausgeschiedenen Bediensteten und 
deren Familien fernzuhalten. Dem gleichen Zweck dienen auch 
die im Wege der Selbsthilfe errichteten Sterbe- und Unter- 
stützungskassen, die von den Verwaltungen dadurch unterstützt 
werden, daß sie deren Kassen- und Buchführung unentgeltlich 
besorgen. Einzelnen Verwaltungen stehen daneben noch 
Stiftungsmittel zur Verfügung, die Freunde und Gönner der 
Eisenbahner diesen zugewendet haben. 


Unterstützungsfonds. 


Eine besonders segensreiche Stiftung 
besteht bei der preußisch-hessischen und 
der Reichseisenbahnverwaltung in dem Eisenbahntöchterhort, 
der im Jahre 1902 durch freiwillige Spenden der Eisenbahner 
geschaffen wurde und durch solche auch laufend in seinen 
menschenfreundlichen Zielen unterstützt wird. Die Stiftung be- 
zweckt, unverheirateten, bedürftigen Töchtern verstorbener 
Eisenbahnbeamten und -Arbeiter zur Ausbildung und Förderung 
ihrer Erwerbsfähigkeit Beihilfen zu gewähren. Um dies Ziel 
besser zu erreichen, hat die Stiftung soeben in Erfurt mit einem 
Kostenaufwande von 290000 M. ein eigenes Heim erbaut, das 
nach dem Vornamen der Frau Staatsminister von Breitenbach 
den Namen „Christianenheim“ (vergl. nebenstehend Abb. 7) führt 
und dazu bestimmt ist, jungen Waisenmädchen, die sich nach 
ihrer Begabung und Neigung einem praktischen Berufe oder 
dem Lehrerinnenfach widmen wollen, für die Zeit ihrer Aus- 
bildung ein angemessenes Unterkommen zu gewähren, und 
älteren, alleinstehenden, nicht mehr erwerbsfähigen Mädchen 
eine Familiengemeinschaft bis zu ihrem Lebensende zu bieten. 
Die Stiftung besitzt zurzeit daneben ein Vermögen von 
550000 M. und hat im Jahre 1909 rund 110000 M. für Unter- 
stützungszwecke aufgewendet. 


Eisenbahntöchterhort. 


Abgesehen von den vorstehend geschilderten 
Wohlfahrtseinrichtungen sind die Eisenbahnverwal- 


Einnahmen: 


in 
für Württem- Mecklen- Olden- Reichs- 
Preußen | Bayern | Sachsen Baden berg burg*) burg bahadi 
Eintrittsgelder .. ies 80256 | 3988 3835 3165 2689 u — 2977 
Laufende Mitgliederbeiträge ..... 4075948 | 426526 | 496009 2915455 158668 | 20 622 | 11 987 | 232781 
Verwaltungszuschüsse ......... 5556781 557672 | 589354 482 956 196 643 | 20 622 | 19705 | 287 529 
Beitragsnachzahlungen und Beiträge | 
freiwilliger Mitglieder ........ 1 098 610 1 667 6759 | 1 689 = 174 — 1 007 
EE a A E E 3 680 707 362 938 463 719 241 513 104643 | 1336 7697 205573 
Sonstige Einnahmen .......... 440 525 50 196 32 460 253 | — |] = — | 14810 
Gesamteinnahmen: |14932827 1402987 | 1592136 1021121 462643 | 43 161 39389 744677 
Ausgaben: 

N E ne ak 2 113 484 248 139 332 721 53 579 50 334 = 9824 | 123953 
N nn A a RE EEE 1 875 203 228 672 249 243 55 625 53719 — 9 388 83 664 
A 8 a an a 462 523 36 945 51 393 17 381 10 199 — 6 403 24 426 
Witwenabfindungen ee 37 452 15 152 8235 2694 1 336 — — 2 280 
BER E DE U ke. 128 035 10 287 15.422 2799 5746 = — | 7190 
Beitragserstattungen .......... 764747 13765 16 581 11811 10 626 491 — | -.1592 
Verwaltungsausgaben.......... 10319 3 580 — 1 065 108 73 | — 881 

Sonstige RE i a 4218 16 | 2014 | 154 1892 43 | 709 
Gesamtausgaben:| 5395981 556556 675609 145108 133960 607 | 26324 | 258326 

Vermögensbestand | | 

Ende 1908: |98823 149 11287558 13378623 6542276 3005087 70 537 221518 | 6184091 


*jbesteht erst 
seit 1.4. 1907 
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Abb. 5. 


tungen auch durch sonstige Fürsorgemaßnahmen auf 
den verschiedensten Gebieten für das Wohl ihres 
Personals besorgt. 


Alljährlich wird den Beamten und der Mehr- 
zahl der Arbeiter ein Erholungsurlaub ge- 
Die durch die Beurlaubung etwa erforderlich werdenden 
Vertretungskosten tragen die Verwaltungen, auch gewähren 
sie den Beurlaubten freie Eisenbahnfahrt, selbst auf den Strecken 
des Auslandes. Wie manchen Eisenbahner, dem seine be- 
schränkten Mittel dies sonst nicht gestatten würden, wird es auf 
diese Weise möglich, schöne Länder zu sehen und weit entfernt 
wohnende Verwandte aufzusuchen! 


Erholungsurlaub. 


währt. 


Freie Eisenbahnfahrt wird auch in vielen 
anderen Fällen, so u. a. zur Erledigung 
persönlicher Angelegenheiten, zum Besuch des 
Arztes, zur Aufnahme in Krankenhäuser und Kliniken bewilligt. 
Ebenso wird den Kindern von Eisenbahnbediensteten, an deren 
Stationsort geeignete Schulen nicht vorhanden sind, zum Be- 
such solcher Schulen bis zur Erlangung der Berechtigung für 
den einjährig-freiwilligen Militärdienst, ferner zum Besuch von 
Fachschulen usw., ebenso den Ehefrauen der Bediensteten zum 
Einkauf von Lebensmitteln, wenn dieser am Stationsorte sehr 
erschwert ist, freie Eisenbahnfahrt gewährt. Diese Vergünsti- 
gungen werden von den Bediensteten außerordentlich geschätzt 
und in großem Umfange in Anspruch genommen. 


Freie Eisenbahnfahrt. 


dringender 


Abb. 6. 
rzoglich Badischen Arbeiterpensionskasse in Oberweiler. 


i Friedrich-Hilda-Genesungsheim der Groß- 
1e 


Abb. 7. 


Gesamtansicht der Wohnhauskolonie beim Rangierbahnhof Nürnberg. 


An entlegenen Orten mit 
zahlreichem Eisenbahn- 
personal unterstützen manche Verwaltungen die dort bestehen- 
den, den Eisenbahnern zugute kommenden Einrichtungen der 
Kranken- und Kleinkinderfürsorge, sowie Frauen- und ähnliche 
Vereine, die durch die Krankenpflege in Eisenbahnerfamilien 
besonders in Anspruch genommen werden. Sie ergänzen da- 
durch in wirksamer Weise die Einrichtungen, die sie selbst für 
die Gesundheitspflege ihres Personals getroffen haben. An 
manchen solcher Orte haben sie auch selbst Kleinkinderschulen 
eingerichtet, die sie auf eigene Kosten unterhalten. 


Kranken- und Kleinkinderfürsorge. 


Um den Beamten, die genötigt sind, im Dienste 
eine Dienstkleidung zu tragen, deren Be- 
schaffung zu erleichtern, haben die Verwaltungen Kleiderkassen 
eingerichtet, die zu mäßigen Preisen die Beschaffung der 
Uniformstücke besorgen und den Bediensteten deren Bezahlung 
dadurch erleichtern, daß von ihnen laufende Beiträge zur Kasse 
entrichtet und von dem angesammelten Guthaben die Be- 
schaffungskosten bestritten werden, die infolge des gemeinsamen 
Bezuges erheblich niedriger sind, als beim Einzelbezug. 


Kleiderkassen. 


Den Bediensteten des Außendienstes werden auf 
Kosten der Verwaltungen Schutzkleider, wie 
Pelze, Mäntel, Filzstiefel usw. geliefert, die sie gegen die Un- 
bilden der Witterung schützen. Auch anderen Bediensteten, 
z. B. solchen, die am offenen Feuer arbeiten oder die mit be- 
sonders schweren oder unsauberen Gegenständen umzugehen 


Schutzkleider. 


x 


Das Christianenheim der Stiftung „Eisenbahn-Töchterhort“ 
in Erfurt. 
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haben, werden zum Schutze entsprechende Stücke, wie Leder- 
schürzen, Handschuhe, Drillichanzüge, Schaftstiefel usw. vor- 
gehalten. 


Auch den mit dem 
Dienst nicht un- 
mittelbar zusammenhängenden Bestrebungen ihrer 
Bediensteten zeigen sich die Verwaltungen insoweit 
förderlich, als davon eine Hebung der Dienstfreudig- 
keit und des Wohlbefindens des Personals erwartet 
werden darf. 


Sonstige Fürsorgemaßnahmen. 


So fördern sie namentlich bei den längs der freien Strecke 
verteilten Bahnwärtern die Bienenzucht durch Bepflanzung des 
Bahngeländes mit honigbringenden Pflanzen, Gewährung freier 
Fahrt zu den Vorträgen und Lehrkursen der Imkervereine, hier 
und da auch durch unentgeltliche Lieferung von Bienenstöcken. 
Sie machen Aufwendungen zur Unterstützung des Turnunter- 
richts und sonstiger sportlicher Übungen jugendlicher Be- 
diensteter, namentlich der Lehrlinge in den Werkstätten. Auch 
unterstützen sie vielfach Vereine, welche sich die Bekämpfung 
des Alkoholmißbrauchs oder die Förderung völliger Abstinenz 
zum Ziele gesteckt haben. Sie erleichtern den Bediensteten den 
Bezug der Brennstoffe, indem sie mit den für die Verwaltungen 
liefernden Kohlenzechen Vereinbarungen treffen, nach welchen 
diese den Bediensteten die Hausbrandkohle zu billigen Preisen 
abzugeben haben. In ähnlicher Weise sind sie noch auf vielen 
anderen Gebieten zum Wohle ihres Personals tätig. 


Die mannigfachen Wohlfahrtsbestrebungen der 
Verwaltungen erfahren eine wertvolle Ergänzung 
durch die Einrichtungen, die die Bediensteten 
ihrerseits im Wege der Selbsthilfe geschaffen haben. 


Die zahlreich bestehenden Baugenossenschaften, Konsum- 
vereine, Spar- und Darlehnsvereine, Unterstützungs- und Sterbe- 
kassen, der für Preußen und die Reichsbahnen begründete Ver- 
sicherungsverein gegen Brandschaden und Einbruchsdiebstahl 
und viele ähnliche Einrichtungen gewähren ihren Mitgliedern 
mancherlei wirtschaftliche Vorteile und werden in ihren Be- 
strebungen fast durchweg auf die eine oder andere Art seitens 
der Verwaltungen gefördert. 


Bei einigen Verwaltungen, namentlich in 
Preußen und bei den Reichsbahnen, sind 
in dieser Richtung besonders die Eisenbahnvereine tätig, die 
aus Beamten und Arbeitern aller Grade — vom Präsidenten 
hinab bis zum geringst gelöhnten Arbeiter — bestehend, ihre 
Aufgabe darin sehen, das Bewußtsein der Zusammengehörigkeit 
der Beamten und Arbeiter als Glieder eines großen staatlichen 
Verwaltungskörpers zu beleben, sie einander näher zu bringen 


Eisenbahnvereine. 
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und gute, auf Vertrauen beruhende Beziehungen unter ihnen zu 
pflegen. Daß der Wert solcher Vereinigungen von den Be- 
teiligten geschätzt wird, geht u. a. aus der Tatsache hervor, daß 
Ende März 1910 754 solcher Vereine bestanden, denen 435 682 
Mitglieder angehörten. 


Abgesehen von der Belebung der Geselligkeit durch festliche 
Veranstaltungen, Ausflüge und patriotische Feiern, sorgen die 
Eisenbahnvereine auch durch Einrichtung von Büchereien und 
Lesezimmern, sowie durch Veranstaltung von Vortragsabenden 
für die Belehrung ihrer Mitglieder. Sie verschaffen ihnen wirt- 
schaftliche Vorteile durch Abschluß von Rabattübereinkommen 
mit Lieferanten, Hotels und Kurhäusern, sie richten Haus- 
haltungs- und Kochschulen ein und sind besonders durch die 
ihnen angeschlossenen Eisenbahnfrauenvereine auf dem Gebiet 
der Kranken- und Hauspflege tätig. Die Eisenbahnvereine 
einiger Eisenbahndirektionsbezirke haben auch mit Unter- 
stützung der Verwaltung Erholungsheime gegründet, in denen 
die Mitglieder zu mäßigen Verpflegungssätzen Aufnahme finden. 
Derartige Heime bestehen zurzeit auf der Nordseeinsel Borkum, 
in Isenburg am Harz, Elgersburg in Thüringen, Bomblin (Pro- 
vinz Posen), Carlshafen a. d. Weser und im Ostseebad Lubmin. 

Die sämtlichen Eisenbahnvereine haben sich in einem Ver- 
bande zusammengeschlossen, der seinerseits die bereits an 
anderer Stelle näher geschilderte, höchst wohltätig wirkende 
Verbandskrankenkasse gegründet und eine Reihe anderer Wohl- 
fahrtseinrichtungen für seine Mitglieder geschaffen hat. 


Überblickt man die auf dem Gebiete der Per- 
sonalbehandlung getroffenen Anordnungen und Ein- 
richtungen, so wird man mit dem Urteile nicht zu- 
rückhalten, daß die deutschen Eisenbahnverwal- 
tungen in dieser Hinsicht den Vergleich mit keiner 
anderen Verwaltung zu scheuen brauchen, daß sie 
vielmehr auf fast allen Gebieten weitaus an erster 
Stelle stehen. Die sorgfältige Regelung der persön- 
lichen Verhältnisse des Personals hat denn auch zur 
Folge, daß unter den deutschen Eisenbahnern, wie 
auch vom Auslande uneingeschränkt anerkannt wird, 
ein durchaus guter Geist und ein hoher Grad von 
Zufriedenheit herrschen, die sie gegen etwaige von 
außen her an sie herantretende Versuchungen wider- 
standsfähig machen. Während fast das gesamte Aus- 
land in den letzten Jahren in größerem oder gerin- 
gerem Umfange von Arbeitseinstellungen der Eisen- 
bahnbediensteten heimgesucht worden ist, haben die 
deutschen Eisenbahnen darunter nicht zu leiden ge- 
habt und werden hoffentlich auch fernerhin davon 
verschont bleiben. 


+ 


Sofet VI. 
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und sonstige wahlungen 
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Kapitel XXIX. 


Verhältnis zu andern Bahnen. 
Von Dr. Redlich, Regierungsrat bei der Eisenbahndirektion Berlin. 


A) Der Verein deutscher Eisenbahnverwaltungen, 
seine Ziele, Ausdehnung, Einrichtungen und 
sein Nutzen. 


Das Gesetz vom 3. November 1838, womit 
die preußische Regierung die Verhältnisse des 
Eisenbahnwesens rechtlich regelte, war für die 
Verbandsbildung unter den Eisenbahnen insofern 
von besonderer Bedeutung, als einzelne seiner 
strengen Bestimmungen eine Bewegung unter 
den preußischen Eisenbahnunternehmungen her- 
vorriefen, die dahin führte, daß im Jahre 1846 auf 
Anregung der Berlin-Stettiner Bahn die 10 größten 
preußischen Verwaltungen zu einer Beratung über 
die Grundsätze für ein neues vorzuschlagendes 
Eisenbahngesetz zusammentraten. In dieser Be- 
ratung vom 10. November 1846 wurde beschlossen, 
„einen Verband der preußischen Bahnen‘ zu gründen, 
um „die Bestrebungen der Eisenbahnverwaltungen 
durch Einmütigkeit zu fördern und dadurch ebenso 
sehr den eigenen Interessen als denen des Publikums 
zu dienen“. 

Diese schlichten Worte, die noch heute, in etwas 
gedrängterer Fassung, an der Spitze der Satzungen 
des Vereins deutscher Eisenbahnverwaltungen 
stehen, sind im gewissen Sinne zum Wahrspruch des 
' Vereins geworden, der ihn während der langen Zeit 
seines Bestehens vor einer einseitigen mit den all- 
gemeinen Verkehrsbedürfnissen nicht im Einklang 
stehenden Interessenpolitik bewahrt hat. 

Nachdem sich dem Verband der preußischen 
Bahnen alsbald eine Reihe von Eisenbahnen aus dem 
übrigen Gebiet des deutschen Bundes angeschlossen 
hatten, nahm er in der Verbandsversammlung zu 
Hamburg im Jahre 1847 den Namen „Verein 
deutscher  Eisenbahnverwaltungen” an. Zum 
Erwerb der Mitgliedschaft wurden alle solche 
Eisenbahnverwaltungen für berechtigt erklärt, 
die in Deutschland, d. h. im Gebiete des ehemaligen 
deutschen Bundes ihren Wohnsitz hatten. Der Ver- 
ein umfaßte im Jahre 1850 schon 44 deutsche Ver- 
waltungen mit einer Betriebslänge von 5238 km und 


4 Österreichisch - ungarische Verwaltungen mit 
1630 km Länge, zusammen 48 Verwaltungen mit 
einem Bahnnetz von 6868 km. Es ergab sich 


aber bald das Bedürfnis, die räumliche Grenze 
des Vereinsgebiets zu erweitern, um einzelnen 
Nachbarverwaltungen, die besonders enge Be- 
ziehungen zu den Vereinsbahnen unterhielten, den 
Beitritt zu dem Verein zu ermöglichen. Nachdem 
daher schon im Jahre 1858 Eisenbahnverwaltungen 
solcher Länder für beitrittsberechtigt erklärt worden 
waren, die zwar nicht zum deutschen Bund ge- 
hörten, aber unter einer deutschen Bundesregierung 
Standen, wurde es im Jahre 1864 für zulässig erklärt, 
ausnahmsweise auch andere als deutsche Verwal- 
tungen in den Verein aufzunehmen, sofern sie mit 
einer Vereinsbahn im direkten Verkehr ständen. 


Nach den politischen Veränderungen der Jahre 1866 und 
1870/71 wurde das Vereinsgebiet in der Weise umgrenzt, daß 
es das Deutsche Reich, die österreichisch-ungarische Monarchie, 
das Königreich der Niederlande und das Großherzogtum 
Luxemburg umfassen sollte. Die Bestimmung, daß der Bei- 
tritt auch anderen Bahnen ausnahmsweise gestattet werden 
könnte, blieb bestehen. 


Da jedoch der wirtschaftliche Aufschwung in dem Ver- 
einsgebiet die Gründung vieler kleiner Eisenbahnunternehmun- 
gen begünsigt hatte, die für den durchgehenden Verkehr zwar 
von keiner Bedeutung waren, gleichwohl aber wegen der hier- 
mit verknüpften Vorteile den Anschluß an den Verein 
erstrebten, sah sich der Verein schon im Jahre 1867 veranlaßt, 
gewisse einschränkende Bedingungen für die Aufnahmefähig- 
keit neuer Bahnen festzusetzen, die im Laufe der Zeit sogar 
verschärft wurden. Die zurzeit geltenden Satzungen lassen 
nur die Aufnahme normalspuriger Bahnen zu, die eine zu- 
sammenhängende Länge von mindestens 100 km haben und 
dem öffentlichen Personen- und Güterverkehr dienen; auch 
müssen sie mit Dampf- oder elektrischer Kraft betrieben 
werden und Anschluß mit unmittelbarem Wagenübergang an 
eine Vereinsbahn haben. Es soll durch diese Vorschriften 
lediglich bewirkt werden, daß nicht etwa die kleinen Bahnen 
mit rein örtlichen Verkehrsinteressen einen maßgebenden Ein- 
fluß in den Vereinsangelegenheiten erlangen und hierdurch zu 
einem Hindernis für die Gleichmäßigkeit und Stetigkeit der 
Entwicklung der gemeinsamen Verbandseinrichtungen werden. 
Hingegen lag es nicht in der Absicht, kleinere Bahnen von der 
Teilnahme an einzelnen Einrichtungen des Vereins überhaupt 
auszuschließen, sofern sie den Anschluß an letztere im eigenen 
Interesse suchten. Es kann daher auch dem Verein nicht zu- 
gehörigen Bahnen gestattet werden, daß die Vereinseinrich- 
tungen in ihrem Verkehr mit den Vereinsbahnen Anwendung 
finden sollen, wenn sie sich den für jene Einrichtungen maß- 
gebenden Vereinsbestimmungen und den etwa — wie z. B. für 
die Anwendung des Vereinswagenübereinkommens — zu 
stellenden besonderen Bedingungen unterwerfen. 
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Im Jahre 1909 gehörten dem Verein deutscher 
Eisenbahnverwaltungen an: 


im Deutschen Reich 40 Verwalt.*) mit 57 248 km Betriebslänge 


in Österreich-Ungarn 15  „, „ 418 „ . 
in den Niederlanden 

und Luxemburg 5 Mr EI y » 
in andern Ländern 
(Belgien, Rumänien, 

Russisch-Polen) 3 X p BER ;; „ 


Es ist ohne weiteres klar, daß eine Gemeinschaft 
von diesem Umfang und dieser eigenartigen Zu- 
sammensetzung einer ihren Bedürfnissen aufs Ge- 
naueste angepaßten Verfassung und einer ziel- 
bewußten Leitung bedarf. Die Grundzüge der jetzt 
noch geltenden Vereinsverfassung sind im Keim 
schon in dem im Jahre 1849 ausgearbeiteten „Statut“ 
enthalten. Insbesondere vermeidet dieses Statut 
es in kluger Voraussicht der kommenden Entwick- 
lung, die Grenzen der Tätigkeit des Vereins ver- 
fassungsmäßig festzulegen und seiner Zuständigkeit 
irgendwie hemmende Schranken zu ziehen. Zum 
Gegenstand der Beratung im Verein soll jede An- 
gelegenheit gemacht werden können, „die von einer 
der vereinten Verwaltungen dafür geeignet erachtet“ 
wird. Die gleiche Vorschrift findet sich noch in den 
heutigen Satzungen. Sie hat dem Verein die Mög- 
lichkeit geboten, seine fruchtbringende Tätigkeit auf 
fast alle Gebiete des Eisenbahnwesens auszudehnen, 
ohne durch kleinliche Rücksichten formaler Natur 
hierin behindert zu werden. 


Das Statut von 1849 enthält auch schon die 
grundlegenden Bestimmungen über die Leitung der 
Geschäfte durch eine „geschäftsführende Direktion“ 
und die Beratung und Beschlußfassung über die ge- 
meinsamen Angelegenheiten in der Generalver- 
sammlung mit darauffolgender Abstimmung. 


Die geschäftsführende Verwaltung (seit dem Jahre 1884 die 
Königliche Eisenbahndirektion in Berlin) wird auf die Dauer 
von je 4 lahren gewählt und hat die Pflicht, die laufende Ver- 
waltungsangelegenheiten des Vereins zu erledigen. Außerdem 
sind ihr im Laufe der Zeit durch die Satzungen aus Gründen 
der Geschäftsvereinfachung und -beschleunigung eine Reihe 
von besonderen Aufgaben übertragen worden, die an sich aus 
dem Rahmen der laufenden Verwaltungsangelegenheiten her- 
ausfallen. Sie entscheidet z. B. unter gewissen Voraussetzun- 
gen selbständig über die Zurechnung neu eröffneter Eisenbahn- 
strecken von Vereinsmitgliedern zu den Vereinsbahnen; auch 
hat sie den Zeitpunkt des Inkrafttretens der Vereinsbeschlüsse, 
soweit diese nicht selbst eine Bestimmung enthalten, festzu- 
setzen und die Ausführung dieser Beschlüsse durch die Vereins- 
mitglieder zu überwachen. Unter der Leitung der geschäfts- 
führenden Verwaltung besteht zur Besorgung der Vereins- 
geschäfte ein besonderes Bureau, dessen Beamte durch Dienst- 
verträge als Vereinsbeamte angestellt und aus Vereinsmitteln 
besoldet werden. Zur Deckung der aus der Geschäftsführung 
entstehenden sachlichen und persönlichen Kosten ist eine Ver- 
einskasse gebildet, zu der alle Vereinsmitglieder und die an den 
Vereinseinrichtungen teilnehmenden Verwaltungen Beiträge zu 
leisten haben. Neben dieser Kasse ist in ähnlicher Weise durch 
Beiträge der Mitglieder eine besondere Versorgungskasse zur 

*) Die preußisch-hessischen Fisenbahndirektionen gehören 
dem Verein als selbständige Mitglieder an. 


Gewährung von Ruhegehältern, Witwen- und Waisengeldern 


an Vereinsbeamte und ihre Hinterbliebenen eingerichtet 
worden. 
Die Generalversammlung des Vereins ist nach den 


Satzungen berufen, durch ihre Beschlüsse den Willen des Ver- 
eins in einer für alle Vereinsmitglieder verbindlichen Weise 
kundzutun. Sie tritt alle zwei Jahre zusammen. Zur Teilnahme 
mit Stimmrecht sind alle Vereinsmitglieder berechtigt. Das 
Stimmrecht eines Mitglieds bemißt sich nach der Länge der 
ihm unterstellten Vereinsbahnstrecken (bis 100 km 1 Stimme, 
über 100—250 km 2 Stimmen, für je angefangene 250 km 
1 Stimme mehr). In der Regel entscheidet die Stimmenmehr- 
heit. Die in der Versammlung gefaßten Beschlüsse werden im 
allgemeinen erst bindend und vollzugsreif, wenn ihnen nicht 
binnen einer — in dringenden Sachen auch abkürzbaren — 
Frist von 8 Wochen nach Übersendung der Niederschrift von 
einem Zehntel aller den Vereinsmitgliedern zustehenden 
Stimmen widersprochen wird. Beschlüsse in Tarifangelegen- 
heiten bedürfen der Genehmigung aller Verwaltungen, weil ein 
Zwang durch Mehrheitsbeschlüsse mit dem im Vereinsgebiet 
durchweg geltenden Grundsatz der staatlichen Tarifhoheit nicht 
vereinbar wäre. 


Für bestimmte Geschäftskreise sind ständige Ausschüsse 
gebildet, denen in gewissen Grenzen die Befugnis zur selbst- 
ständigen Entscheidung einzelner Angelegenheiten übertragen 
worden ist. Zurzeit sind folgende ständigen Ausschüsse vor- 
handen: 


1. für die Vereinssatzungen und allgemeinen Verwaltungs- 
angelegenheiten, 

2. für Angelegenheiten des Personenverkehrs, 

3. für Angelegenheiten des Güterverkehrs, 

4. für Angelegenheiten der gegenseitigen 
benutzung, 

5. für technische Angelegenheiten, 

6. der Preisausschuß. 


Wagen- 


Die Mitglieder der ständigen Ausschüsse, deren Zahl zur- 
zeit im 1. Ausschuß auf 20, im 2. bis 5. auf 25, im 6. auf 16 
festgesetzt ist, werden von der Vereinsversammlung auf die 
Dauer von 4 Jahren aus den Vereinsmitgliedern gewählt; nur 
die Wahl zum Mitglied des Preisausschusses ist eine persön- 
liche. 

Die Verhältnisse des Vereinsreiseverkehrs, der im Laufe 
der Zeit zu einem fast ganz Europa umfassenden Verbands- 
verkehr geworden ist, haben ferner dazu geführt, daß mehreren 
— zurzeit 13 — vereinsiremden Verwaltungen Sitz und seit 
1909 auch Stimmrecht im Ausschuß für Angelegenheiten des 
Personenverkehrs in allen den Vereinsreiseverkehr betreffen- 
den Fragen eingeräumt worden ist. 

Den Ausschüssen steht das Recht zur endgültigen Ent- 
scheidung in allen vorkommenden Sachen zu, deren selb- 
ständige Erledigung ihnen nach den Satzungen, von der Ver- 
einsversammlung oder — in dringenden Fällen — auch von der 
geschäftsführenden Verwaltung übertragen ist. Der Ausschuß 
für die Vereinssatzungen und allgemeinen Verwaltungs- 
angelegenheiten ist z. B. satzungsgemäß befugt, über die Auf- 
nahme neuer, im Vereinsgebiet belegener Bahnen als Mit- 
glieder zu beschließen. Auch den Ausschüssen für Angelegen- 
heiten des Personen- und Güterverkehrs ist auf dem Gebiet des 
Verkehrs- und Abfertigungswesens ein weites Feld zur selb- 
ständigen Betätigung abgesteckt. 

Die Ausschüsse zu 2—5 sind ferner als Schiedsgerichte in 
allen — unter Ausschluß des Rechtswegs zu erledigenden — 
Streitigkeiten bestimmt, die unter Vereinsmitgliedern aus der 
Anwendung der Vereinsbestimmungen über den Personen-, 
Güter- und Wagenverkehr entstehen. Auch ist es den Vereins- 
mitgliedern freigestellt, Streitigkeiten über Angelegenheiten 
dieser Art den Ausschüssen auch dann zur schiedsrichterlichen 
Entscheidung zu unterbreiten, wenn andere Vorschriften oder 


Verhältnis zu anderen Bahnen. 


Vereinbarungen, als die vom Verein getroffenen den Anlaß zu 
dem Streitfall gegeben haben. 


Jeder Ausschuß hat aus seiner Mitte eine vorsitzende Ver- 
waltung — der Preisausschuß einen Vorsitzenden — zu wählen, 
um die Geschäfte des Ausschusses, insbesondere die Verhand- 
lungen in den Sitzungen zu leiten. Für das Stimmenverhältnis 
bei den Abstimmungen in den Ausschüssen ist nicht, wie in der 
Vereinsversammlung, die Länge der Bahnstrecken der Mit- 
glieder maßgebend; vielmehr hat jedes Mitglied nur eine 
Stimme*) und die einfache Mehrheit entscheidet. Hier- 
durch kommt sehr wirksam zum Ausdruck, daß für die 
Entschließungen der Ausschüsse weniger die reinen Macht- 
verhältnisse maßgebend sein sollen, als die Erfahrung und Sach- 
kunde der in besonderer Vertrauensstellung befindlichen Aus- 
schußmitglieder. 


Im übrigen werden die Beschlüsse der Ausschüsse 
in Angelegenheiten, zu deren selbständiger Erledigung sie 
zuständig sind, ebenso wie die Vereinsversammlungs- 
beschlüsse — in der Regel erst nach 8 Wochen bindend, es sei 
denn, daß die Vereinsversammlung im einzelnen Falle dem Aus- 
schuß Vollmacht zur sofortigen endgültigen Entscheidung ge- 
geben hat. 


Eine besondere Stellung im Verwaltungskörper des Ver- 
eins deutscher Eisenbahnverwaltungen nimmt die Techniker- 
versammlung ein. Eine Versammlung aus Technikern aller Ver- 
einsverwaltungen trat erstmals im Jahre 1850 zusammen, um 
die den späteren „Technischen Vereinbarungen über den Bau 
und die Betriebseinrichtungen der Haupteisenbahnen” zugrunde 
liegenden Vorschriften zu bearbeiten. Gleiche Versammlungen 
wurden auch in der Folgezeit mehrmals einberufen, um sich 
über auftretende wichtigere technische Fragen gutachtlich zu 
äußern. Durch die Satzungen wurde die Technikerversamm- 
lung als eine verfassungsmäßige Einrichtung des Vereins erst 
im Jahre 1892 anerkannt und hierbei ihr Verhältnis zu dem 
Ausschuß für technische Angelegenheiten in der Weise ge- 
regelt, daß letzterer von Fall zu Fall — sei es auf Beschluß der 
Vereinsversammlung, sei es infolge eigener Bestimmung — zur 
Technikerversammlung erweitert wird, an der alle Vereins- 
mitglieder teilzunehmen berechtigt sind. Für die Beschluß- 
fassung in der Technikerversammlung und die Gültigkeit ihrer 
Beschlüsse gelten im wesentlichen die gleichen Vorschriften, 
wie bei den Ausschüssen. 


Der Kreis der Aufgaben, die dem Verein deut- 
scher Eisenbahnverwaltungen zufielen, war, wie 
schon früher angedeutet wurde, nicht von Anbeginn 
an fest umschrieben und begrenzt. Das Feld seiner 
Tätigkeit erweiterte sich im Laufe der Jahre, je 
größer die technischen Fortschritte auf dem Gebiete 
des Eisenbahnwesens waren, und je mehr die An- 
forderungen wuchsen, die auf dem Gebiete des Ver- 
kehrswesens an die Eisenbahn gestellt wurden. 
Anderseits erlitt die Wirksamkeit des Vereins 
manche Einschränkungen dadurch, daß die Staats- 
gewalt in den beteiligten Ländern in immer steigen- 
dem Maße in das Selbstbestimmungsrecht der Eisen- 
bahnen eingriff und weite Gebiete des Eisenbahn- 
wesens — meist allerdings auf der vom Verein ge- 


*) In der Vereinsversammlung des Jahres 1910 sind neue 
Grundsätze für die Abstimmung in den Ausschüssen vereinbart 
worden; hiernach soll den Ausschußmitgliedern, deren Betriebs- 
leitung mehr als 5000 km Vereinsbahnstrecken unterstellt sind, 
für je 5000 km eine Stimme mehr zustehen. Die Vorschrift gilt 
nicht für den Preisausschuß und für Sonder- und Unteraus- 
Schüsse, 


schaffenen wissenschaftlichen und praktischen 
Grundlage — im Wege der Gesetzgebung regelte. 
Jedenfalls sind unter der Führung des Vereins deut- 
scher Eisenbahnverwaltungen im Vereinsgebiet alle 
Einrichtungen ins Leben gerufen worden, die einen 
durchgehenden Eisenbahnverkehr wie in einem ein- 
heitlich verwalteten und betriebenen Bahnnetz er- 
möglichten. Hierzu gehören: 


1. die Vereinbarung gemeinsamer Vorschriften 
über den Bau, Betrieb und Fahrzeuge, 

die Regelung der gegenseitigen Benutzung 
der Fahrzeuge, 

der Erlaß einheitlicher Reglements für den 
Personen- und Güterverkehr nebst den zu- 
gehörigen Übereinkommen und Ausführungs- 
vorschriften, insbesondere: 

die Einrichtung eines Systems zusammen- 
stellbarer Fahrscheinhefte (Vereinsreisever- 
kehr), 


. die Schaffung einzelner gemeinsamer Ver- 


waltungseinrichtungen im inneren Geschäfts- 
verkehr. 


2. 


3. 


1. Vorschriften über Bau, Betrieb und Fahrzeuge. 


Die Grundlage dieser Vorschriften bilden die von der 
Technikerversammlung des Jahres 1850 ausgearbeiteten 
„Grundzüge für die Gestaltung der Eisenbahnen Deutsch- 
lands” nebst den „Sicherheitspolizeilichen Anordnungen für den 
Zustand der Bahn und der Betriebsmittel und die Handhabung 
des Fahrdienstes”. Die „Grundzüge” enthielten eine Zusammen- 
stellung der Normen für Planum und Oberbau, Bahnhofs- 
anlagen, Lokomotiven und Wagen, die nach dem damaligen 
Stand der Technik als maßgeblich und für die Verwaltungen 
erstrebenswert hingestellt wurden. Als ein Auszug aus den 
„Grundzügen” waren die ferner erlassenen „Einheitlichen Vor- 
schriften für den durchgehenden Verkehr” zu betrachten, 
welche die im Interesse des durchgehenden Verkehrs zu 
stellenden Mindestanforderungen an den Zustand der Bahnen 
und Fahrzeuge bezeichneten. 


Nachdem die „Grundzüge” und „Einheitliche Vorschriften” 
bereits im Jahre 1858 gewisse Ergänzungen erfahren hatten, 
traten im Jahre 1867 an Stelle aller bisherigen Vorschriften, sie 
verschmelzend und durch eine „Signalordnung für die 
deutschen Bahnen” weiterhin ergänzend, die „Technischen Ver- 
einbarungen des Vereins deutscher Eisenbahnverwaltungen 
über den Bau und die Betriebseinrichtungen der Eisenbahnen”, 
— ein Werk, dessen befruchtender Einfluß sich weit über die 
Grenzen des Vereinsgebiets hinaus verfolgen läßt. Diese Ver- 
einbarungen sind in den späteren Jahren, entsprechend den 
Fortschritten der Technik, mehrfach verbessert, ergänzt und 
umgearbeitet worden. 


Dem nächstliegenden Bedürfnis entsprechend, waren die 
neuen Vorschriften vorerst zugeschnitten auf die größeren, 
für den durchgehenden Verkehr hauptsächlich in Betracht 
kommenden Eisenbahnen. Es machte sich ‚aber bald der 
Wunsch geltend, für die Vereinsbahnstrecken von minderer 
Bedeutung, die lediglich dem Anschlußverkehr dienten, Vor- 
schriften mit geringeren Anforderungen an Bau und Betrieb 
zu erlassen. Der Verein kam diesem Wunsch entgegen und 
gab im Jahre 1869 besondere „Grundzüge für die Gestaltung 
der Sekundärbahnen” heraus, die 3 Arten von sekundären 
Bahnen (mit normaler Spurweite, — mit normaler Spurweite 
aber einer höchsten zulässigen Geschwindigkeit von 40 Minuten 
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für die Meile, — mit schmaler Spurweite) unterschieden und 
für jede dieser Arten besondere Anforderungen festsetzten. 
Späterhin (1886) trat an Stelle dieser Unterscheidung eine 
solche zwischen Nebenbahnen und Lokalbahnen, und es wurden 
für jede dieser Arten besondere „Grundzüge für den Bau und 
die Betriebseinrichtungen” herausgegeben. Im Verlauf der 
weiteren Entwicklung wurden die für die Nebenbahnen gelten- 
den Grundzüge mit den Vorschriften für die Hauptbahnen zu 
einem Werk unter dem Titel „Technische Vereinbarungen über 
den Bau und die Betriebseinrichtungen der Haupt- und Neben- 
bahnen“ vereinigt. 

Die „Technischen Vereinbarungen” enthalten teils bindende 
Bestimmungen, die von jeder Vereinsverwaltung soweit befolgt 
werden müssen, „als nicht durch Staatsverträge oder durch 
die obersten staatlichen Aufsichtsbehörden abweichende Be- 
stimmungen getroffen werden”, teils nicht bindende Vor- 


schriften. Sie behandeln den Stoff in 4 Abschnitten: 
A. Bau und Unterhaltung der Bahn, B. Bau und Unter- 
haltung der Fahrzeuge, C. Telegraphen-, Signal- und 


Sicherungswesen, und D. Betriebsdienst. Der Inhalt der Ab- 
schnitte ist in den einzelnen Kapiteln dieses Werkes berück- 
sichtigt. 

Neben den „Vereinbarungen” sind nur noch die „Grund- 
züge für den Bau und die Betriebseinrichtungen der Lokal- 
bahnen” erhalten geblieben, d. h. der vollspurigen oder schmal- 
spurigen Bahnen untergeordneter Bedeutung (auch Klein- 
bahnen), die dem öffentlichen Verkehr, jedoch vorwiegend 
dem Nahverkehr dienen, mittels Maschinenkraft (nicht auch 
elektrischer Kraft) betrieben werden, und bei denen in der 
Regel die Fahrgeschwindigkeit von 35 km in der Stunde nicht 
überschritten wird. Die „Grundzüge” passen sich in ihrer 
neuesten Bearbeitung in Einteilung und Behandlung des 
Stoffes völlig den „Vereinbarungen” an. 

Außer der Schöpfung und Weiterentwicklung der bisher 
behandelten Vorschriften verdanken die Vereinsverwaltungen 
den gemeinsamen Beratungen und dem Austausch der Er- 
fahrungen der Techniker im Verein noch eine Reihe weiterer 
wertvoller Arbeiten auf fast allen Gebieten der Eisenbahn- 
technik. Hierher gehören insbesondere die im Jahre 1860 ver- 
öffentlichte „Sammlung eiserner Brückenkonstruktionen, aus- 
geführt bei den Bahnen des Vereins deutscher Eisenbahnver- 
waltungen”, ferner folgende in dem technischen Fachblatt des 
Vereins und seinen Ergänzungsbänden erschienenen Ver- 
öffentlichungen: „Zusammenstellung der Oberbau-Konstruk- 
tionen der dem Verein angehörenden Eisenbahnen”, „Sammlung 
bewährter Bahnhofsgrundrisse”, „Mitteilungen von Erfahrungen 
mit Straßen- und Zahnradbahnen”, „Mitteilungen neuer Kon- 
struktionen auf dem Gebiete des Lokomotiv- und Wagenbaues”, 
„Die Eigenschaften von Eisen und Stahl; Mitteilungen über die 
auf Veranlassung der technischen Kommission des Vereins an- 
gestellten Versuche; nebst Entwürfen zu den Bedingungen für 
die Lieferung von Schienen, Achsen und Radreifen”. Diese 
letzte Arbeit fußt auf eingehenden praktischen Versuchen, die 
zur Erprobung der Festigkeit und Elastizität verschiedener 
Eisenbahn-Materialien gemacht worden waren. Sie gab, um 
auch die in der Folgezeit gewonnenen Erfahrungen zu ver- 
werten, Anlaß zur Einrichtung einer „Güterprobestatistik”, die 
Mitteilungen über alle von Vereinsverwaltungen erzielten Er- 
gebnisse bei der Untersuchung und dem Gebrauch neuer 
Materialien enthält. Den gleichen Zwecken dienen die von dem 
Verein schon seit dem Jahre 1857 bearbeitete Achsbruch- 
statistik, die Radreifenbruchstatistik und die der Feststellung 
der Abnutzung und Dauer der Schienen dienende Schienen- 
statistik. 

Besonderes Interesse haben schließlich in neuerer Zeit die 
Arbeiten und praktischen Versuche in Anspruch genommen, die 
vom Verein behufs Einführung einer selbsttätigen durch- 
gehenden Güterzugbremse und einer selbsttätigen Kuppelung 
der Eisenbahnfahrzeuge angestellt worden sind. Sie sind noch 
nicht abgeschlossen. 


2. Die Regelung der gegenseitigen Benutzung der 
Fahrzeuge. 


Das Bedürfnis des Verkehrs nach einer direkten Ab- 
fertigung und Beförderung der Güter ohne Rücksicht auf die 
Bahngrenzen führte schon in den vierziger Jahren des 19. Jahr- 
hunderts zu Verbandsbildungen unter den wichtigsten anein- 
ander anschließenden deutschen Eisenbahnen. Nachdem der 
Verein deutscher Eisenbahnverwaltungen in den „Vorschriften 
für den durchgehenden Verkehr” die technischen Vorbedingun- 
gen für den Wagenübergang unter den Vereinsbahnen fest- 
gestellt hatte, war es daher natürlich, daß der Verein bald mit 
der Aufgabe befaßt wurde, die gegenseitige Wagenbenutzung 
durch eine den Bereich des Vereins umfassende Vereinbarung 
zu regeln. Eine allgemein gültige Vereinbarung wurde in- 
dessen erst durch das im Jahre 1868 erschienene „Regulativ 
für die gegenseitige Wagenbenutzung im Bereich der Ver- 
waltungen des deutschen Eisenbahnvereins” erreicht. Dieses 
Regulativ wurde im Jahre 1873 einer gründlichen und syste- 
matischen Umarbeitung unterzogen und gilt in der ihm hierbei 
gegebenen Fassung — allerdings mit zahlreichen in der 
Zwischenzeit vollzogenen Änderungen und Ergänzungen — 
noch heute unter dem Titel: „Übereinkommen betr. die gegen- 
seitige Wagenbenutzung im Bereich des Vereins deutscher 
Eisenbahnverwaltungen”. Die in diesem Übereinkommen fest- 
gelegten Grundsätze sind im Kapitel 25 „Güterwagendienst” 
bereits mitgeteilt. 

Als besondere im Interesse des gegenseitigen Wagen- 
dienstes vom Verein herausgegebene dienstliche Vorschriften 
seien hier noch genannt: das Adressenverzeichnis der Wagen- 
verwaltungen, das alphabetische Verzeichnis der Eigentums- 
merkmale der Eisenbahngüterwagen der Vereinsbahnen sowie 
von Nichtvereinsbahnen, die Vereinsgüterwagenparkverzeich- 
nisse, die Vereinskilometerzeiger, das Verzeichnis der auf den 
Vereinsbahnstrecken zulässigen größten Radstände und Rad- 
drücke der Eisenbahnfahrzeuge, sowie der bei der Beladung 
offener Wagen anzuwendenden Lademaße I und II, endlich eine 
Zusammenstellung der im Gebiet des Vereins deutscher Eisen- 
bahnverwaltungen bestehenden gesetzlichen Bestimmungen 
über die Beseitigung von  Ansteckungsstoffen bei Vieh- 
beförderung auf Eisenbahnen. 


3. Reglements für den Personen- und Güterverkehr 
nebst den zugehörigen Übereinkommen und Ausfüh- 
rungsvorschriften. 


Wenn schon die bisher geschilderte Tätigkeit des Vereins 
zur Schaffung einheitlicher Bau- und Betriebseinrichtungen und 
zur Erzielung einheitlicher Wagenbenutzung vorwiegend von 
dem Gedanken geleitet wurde, dem Verkehr zu dienen, so muß 
dies in noch stärkerem Maß von der Wirksamkeit gelten, die 
der Verein zur Ausbildung und Pflege des eigentlichen Ver- 
kehrswesens entfaltete. Das Feld für diese Tätigkeit war zu- 
nächst auch hier ziemlich unbegrenzt; denn wie schon 
weiter oben ausgeführt ist, hatte es die Staatsgewalt in 
den ersten Zeiten des Eisenbahnwesens noch nicht als ihren 
Beruf anerkannt, die Rechtsverhältnisse aus dem Beförderungs- 
vertrag mit den Eisenbahnen gesetzlich zu ordnen. Die Eisen- 
bahnverwaltungen waren daher in der Festsetzung der Be- 
förderungsbedingungen, „Reglements“, für ihren örtlichen 
Bereich fast frei. Diese Freiheit erzeugte jedoch bald eine 
solche Mannigfaltigkeit des Rechtszustandes, daß das Bedürfnis 
nach einheitlichen Normen sich unabweisbar geltend machte, 
und es lag in der Natur der Sache, daß der Verein deutscher 
Eisenbahnverwaltungen auch auf diesem Gebiet die Führung 
übernahm. 

Schon im Jahre 1847 wurde im Verein eine Kommission 
eingesetzt, um „sich der Ausarbeitung allgemeiner Grundsätze 
zu unterziehen, die den Betriebsreglements sämtlicher Bahnen 
sowohl in bezug auf den Personen- als auch auf den Güter- 


verkehr zugrunde zu legen seien“, und diese Kommission be- 
zeichnete es als ihr Ziel, Vorschläge zu machen, „durch deren 
allgemeine Annahme die sämtlichen deutschen Eisenbahnen dem 
Publikum gegenüber möglichst als unter 'einer Verwaltung 
stehend erscheinen sollten“, 

Die weitere Verfolgung dieser Pläne führte jedoch zunächst 
dazu, für die Behandlung des Personen- und des Güterverkehrs 
verschiedene Wege einzuschlagen, indem der Erlaß einheitlicher 
Verkehrsvorschriften auch für den Personenverkehr zwar er- 
wünscht, aber für ihn durchaus nicht in dem Maß als eine 
Lebensfrage betrachtet wurde, als wie für den Güterverkehr. 

Für den Personenverkehr kam ein verbindliches Reglement 
zunächst noch nicht zustande, sondern es wurden nur „Normal- 
bestimmungen für die Reglements der zum Verein deutscher 
Eisenbahnverwaltungen gehörigen Verwaltungen über die 
Personen-, Gepäck-, Equipagen-, Pferde- und Viehbeförderung“ 
aufgestellt (1848). Erst nachdem diese Bestimmungen nach und 
nach Eingang in fast alle Binnen-Reglements der Verwaltungen 
gefunden hatten, wurde der Weg frei zu einem einheitlichen 
Vereinsreglement für den Personenverkehr, das im Jahre 1865 
in Kraft gesetzt wurde. 

Für den Güterverkehr wurden schon im ersten Anlauf greif- 
barere Erfolge erzielt. Bereits das Jahr 1850 brachte das für 
den direkten Verkehr über mehrere Vereinsbahnen gültige 
„Reglement für den Güterverkehr“. Es enthielt alle das Ver- 
hältnis der Eisenbahnen zu den Verfrachtern regelnden Vor- 
schriften, während in das zugehörige „Übereinkommen zwischen 
den zum Deutschen Eisenbahn-Verein gehörenden Verwaltungen 
über den direkten Güterverkehr“, die Vereinbarungen der 
Eisenbahnen über die sich aus der Abwicklung des direkten 
Verkehrs unter ihnen selbst ergebenden Beziehungen auf- 
genommen wurden. 

Die weitere Entwicklung der Vereinsreglements wurde 
wesentlich beeinflußt durch das Eingreifen der staatlichen Ge- 
setzgebung in das Gebiet des Eisenbahnfrachtrechts, das sich 
in Deutschland und Österreich-Ungarn auf einer im großen 
und ganzen ziemlich gleichmäßigen Grundlage bewegte, Zu- 
nächst veranlaßte die Einführung des Allgemeinen deutschen 
Handelsgesetzbuchs in den Jahren 1861 und 1862 eine Um- 
arbeitung des Güterreglements und des Übereinkommens, um 
es in Einklang mit den Vorschriften dieses Gesetzes über das 
Frachtgeschäft zu setzen, die insbesondere eine Verschärfung 
der Haftung der Eisenbahnen für Verlust und Beschädigung der 
Frachtgüter gebracht hatten. 

Zu einer weiteren Verschiebung der Rechtsverhältnisse 
führte demnächst nach der Gründung des Deutschen Reichs im 
Jahre 1872 die Herausgabe eines gesetzlichen „Betriebs- 
reglements für die Eisenbahnen Deutschlands” (später „Eisen- 
bahn-Verkehrsordnung” genannt), das seinen Inhalt zwar fast 
ausschließlich aus den Reglements des Vereins schöpfte, der 
formalen rechtlichen Geltung der letzteren jedoch im Gebiet 
des Deutschen Reichs ein Ende setzte. Auch im Gebiet der 
österreichisch-ungarischen Monarchie wurde in demselben 
Jahre ein staatliches Betriebsreglement eingeführt, das jedoch 
in einigen Punkten von dem deutschen Reglement abwich. 
Den Bemühungen des Vereins war es zu verdanken, daß die 
Regierungen des Deutschen Reichs und von Österreich-Ungarn 
demnächst im Jahre 1874 neue fast gänzlich übereinstimmende 
staatliche Betriebsreglements erließen. Für das von dem Ver- 
ein hierauf im Jahre 1876 neu herausgegebene Vereinsbetriebs- 
reglement ergab sich hieraus von selbst die Beschränkung, daß 
es nur noch für denjenigen gegenseitigen Verkehr der Vereins- 
bahnen anwendbar war, der die Grenzen des Deutschen Reichs 
oder der österreichisch-ungarischen Monarchie überschritt. 

Die letzte und wohl einschneidendste Veränderung erfuhr 
das Vereins-Betriebsreglement endlich durch den Abschluß des 
„Internationalen Übereinkommens über den Eisenbahnfracht- 
verkehr” vom 14. Oktober 1890, das für den internationalen 
Güterverkehr fast aller europäischen Staaten — also auch für 


Verhältnis zu anderen Bahnen. 
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den gegenseitigen Verkehr unter den Ländern des Vereins- 
gebiets — die bisher mangelnde gesetzliche Grundlage schuf 
(vergl. unten S. 497). Die Zuständigkeit des Vereins zum Er- 
laß von Bestimmungen auf dem Gebiet des Güterverkehrs 
beschränkte sich daher hinfort auf solche Fragen, deren 
Regelung durch das Internationale Übereinkommen ausdrück- 
lich den Reglements zugewiesen war, — eine Rechtslage, die 
ihren äußeren Ausdruck darin fand, daß die Bestimmungen des 
Vereins in den von ihm später herausgegebenen Betriebs- 
reglements lediglich als Zusatzbestimmungen zu jenem Überein- 
kommen erscheinen. Aber auch der Kreis dieser vom Verein 
erlassenen Zusatzbestimmungen erfährt immer weitere Be- 
schränkungen, seitdem die am Internationalen Übereinkommen 
beteiligten Eisenbahnen in dem Internationalen Transport- 
komitee ein eigenes Organ zur Schaffung und Fortentwicklung 
gemeinsamer Zusatzbestimmungen zu jenem Übereinkommen 
gebildet haben (vergl. unten S. 497). 

Während das Betriebsreglement des Vereins in dieser 
Weise seinen Charakter fast ganz veränderte, blieben die 
Grundlagen des vom Verein herausgegebenen Übereinkommens 
zu seinem Reglement hiervon vorerst fast unberührt. Denn für 
die Regelung der Beziehungen der Verwaltungen unterein- 
ander, die sich aus der Abwicklung des gegenseitigen Verkehrs 
ergaben, war es an sich gleichgültig, ob die maßgebenden Ver- 
kehrsvorschriiten auf staatlicher Grundlage oder auf gegen- 
seitiger Vereinbarung beruhten. Es bestand daher kein Hinder- 
nis, dieses Übereinkommen bis in die neuere Zeit planmäßig 
im Interesse der Verwaltungen — vor allem in der Richtung 
einer immer umfassenderen Vereinfachung des gegenseitigen 
Geschäftsverkehrs — auszubauen. Die Erkenntnis der Vor- 
teile, die sich aus solchen Vereinbarungen für die Verwaltungen 
ergaben, hat jedoch in neuerer Zeit das Bestreben ausgelöst, 
ähnliche Vereinbarungen für den weiteren Kreis der dem Inter- 
nationalen Übereinkommen beigetretenen Bahnen zu treffen. 
Die Entwicklung, die sich hier anbahnt, wird wohl dazu führen, 
daß die formale Geltung des Vereinsübereinkommens_all- 
mählich ähnlichen Einschränkungen unterworfen werden wird, 
wie sie das Betriebsreglement im Laufe der Jahre erfahren hat. 

Das gegenwärtig geltende „Betriebsreglement des Vereins 
deutscher Eisenbahnverwaltungen” ist in 5 Abschnitte ein- 
geteilt, von denen die ersten vier — Eingangsbestimmung, All- 
gemeine Bestimmungen, Beförderung von Personen, Be- 
förderung von Reisegepäck — ausschließlich Vorschriften ent- 
halten, die vom Verein selbst „für den internationalen Verkehr” 
zwischen den Vereinsbahnen erlassen sind. Sie schließen sich 
aufs engste an die Vorschriften der deutschen Eisenbahn- 
verkehrsordnung und des österreichisch-ungarischen Betriebs- 
reglements an. Und zwar enthält auch das Vereinsreglement 
im wesentlichen nur reglementarische Vorschriften; Tarif- 
bestimmungen mit Tarifsätzen sind nur für die Beförderung 
von Sonderzügen und die Einstellung besonderer Personen-, 
Kranken- und Gepäckwagen vorgesehen, nachdem das Be- 
dürfnis, einen solchen Tarif für den durchgehenden Verkehr zu 
schaffen, durch einen Vereinsbeschluß vom Jahre 1877 an- 
erkannt worden war. 

Der 5. Abschnitt des Reglements, der von der Beförderung 
von Gütern handelt, gibt die maßgebenden gesetzlichen Vor- 
schriften des Internationalen Übereinkommens über den Eisen- 
bahnfrachtverkehr nebst den zugehörigen Ausführungsvor- 
schriften und die vom Internationalen Transportkomitee ver- 
einbarten einheitlichen Zusatzbestimmungen wieder. An 
letztere schließen sich die vom Verein erlassenen Zusatz- 
bestimmungen an, deren Inhalt sich im wesentlichen darauf 
beschränkt, diejenigen den Landesgesetzgebungen und der 
Selbstbestimmung der einzelnen Verwaltungen überlassenen 
Vorschriften anzuführen, die für das Vereinsgebiet einheitlich 
erlassen sind, z. B. über das Verfahren bei Auf- und Ab- 
lieferung der Güter, bei Ablieferungshindernissen u. a. m. 

Das Übereinkommen zum Betriebsreglement enthält in 
Anlehnung an die einzelnen Abschnitte des letzteren diejenigen 
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Vereinbarungen unter den Vereinsverwaltungen, die ihr Ver- 
hältnis untereinander bei Abwicklung des gegenseitigen Ver- 
kehrs regeln, — auch desjenigen Verkehrs, für den nicht das 
Vereinsreglement, sondern die staatlichen Reglements (Ver- 
kehrsordnung) im Deutschen Reich und in Österreich-Ungarn 
maßgebend sind. Die wichtigsten dieser Vereinbarungen be- 
treffen: 


1. die Behandlung der Fahrgelderstattungsansprüche, die 
den Gegenstand eines eigenen Übereinkommens, be- 
treffend die Erstattung von Fahrgeld bildet; 


2. die Regelung von Frachterstattungs-- und Ent- 
schädigungsansprüchen, insbesondere durch Bestim- 
mungen über die Haftungsgemeinschaft bei Zahlung von 
Entschädigungen, über die Verteilung der gezahlten 
Beträge, ferner die Zuständigkeit der regelnden Ver- 
waltung, ihr Recht zu selbständiger Erledigung der 
Anträge und ihre Pflicht zur Übernahme kleinerer 
Erstattungsbeträge; 


3. Bestimmungen über die Haftung der Bahnen unter- 
einander für richtige Berechnung der Frachten, Neben- 
gebühren und Nachnahmen; 


4. Vorschriften wegen der Leitung von Gütern über 
Hilfswege bei Verkehrsstörungen; 


5. die Regelung von Verschleppungen von Gütern, Tieren 
und Reisegepäck, letztere in neuerer Zeit dadurch 
wesentlich vereinfacht, daß — von wenigen Ausnahme- 
fällen abgesehen — eine Übertragung der Fracht auf 
den beförderungsberechtigten Weg und eine Ent- 
schädigung des Verschleppungsweges nicht mehr satt- 
findet. 


Im Zusammenhang mit dem „Übereinkommen“ hat der 
Verein ferner eigene „Gemeinsame Abfertigungsvorschriften“ 
herausgegeben, die für den Gebrauch der Dienststellen be- 
stimmt sind, und diesen — sofern nicht für engere Verbände, 
z. B. den deutschen Eisenbahn-Verkehrsverband besondere 
Vorschriften dieser Art bestehen — die erforderlichen Weisun- 
gen über die Handhabung des Abfertigungsdienstes bei der 
Beförderung von Personen, Reisegepäck und Gütern im Ver- 
kehr der Vereinsbahnen untereinander geben sollen. Es bedarf 
kaum der Hervorhebung, daß diese Vorschiften sich im allge- 
meinen eng an die für den Verkehr der deutschen Bahnen 
untereinander und den gegenseitigen Verkehr der öster- 
reichisch-ungarischen Bahnen bestehenden Vorschriften dieser 
Art anschließen. 

Als ein ferneres von dem Verein herausgegebenes Hilfs- 
mittel für den Dienstbetrieb der Vereinsbahnen sei hier noch 
die „Nachweisung der Zuschläge zu den reglementsmäßigen 
Lieferfristen sowie der Lieferfristverkürzungen“ genannt. 


Schließlich hat der Verein in neuerer Zeit auf dem Gebiet 
des Verkehrswesens eine besondere Fürsorge der Ausbildung 
eines einheitlichen „Ermittlungverfahrens bei beschädigten oder 
mit Gewichtsverminderung vorgeiundenen sowie bei fehlenden 
und überzähligen Gepäckstücken und Gütern“ zugewendet. 
Das Meldewesen der Dienststellen ist hierdurch bis in die 
Einzelheiten genau geregelt worden; zum Ausgleich der 
fehlenden und überzähligen Gepäckstücke und Güter sind für 
acht Bahngruppen Ausgleichsstellen eingerichtet, darunter eine 
deutsche Ausgleichsstelle in Berlin für alle deutschen Bahnen, 
ebenso je eine solche in Wien und Budapest für die öster- 
reichischen und ungarischen Bahnen. 


4. Die Einrichtung eines Systems zusammenstellbarer 
Fahrscheinhefte (Vereinsreiseverkehr). 


i In den siebziger Jahren des vorigen Jahrhunderts ent- 
wickelten sich im Bereich mehrerer europäischer Bahnnetze, 
meist unabhängig voneinander, Systeme „kombinierbarer 


Billets“ insbesondere für den Rundreiseverkehr, die den 
Vorteil boten, mit einer verhältnismäßig geringen Zahl von 
Fahrscheinsorten Verkehrsverbindungen aller Art bedienen zu 
können. 

Im Jahre 1884 erließ der Verein „Bestimmungen über die 
Ausgabe von kombinierbaren Rundreisebillets”. An ihrer 
Spitze steht der Satz, daß die Vereinsverwaltungen gehalten 
sind, sich auf Verlangen gegenseitig Scheine für ihre Strecken 
zur Verfügung zu stellen und die Scheine der anderen Ver- 
waltungen wie die eigenen ohne Beanspruchung einer Vergütung 
zu verausgaben. Hierdurch war für das neue System von An- 
beginn an sowohl die Gewähr für eine vollständige und fast 
lückenlose Ausdehnung über das ganze Bahnnetz des Vereins, 
als auch die unbedingt notwendige Grundlage eines vertrauens- 
vollen und uneigennützigen Zusammenarbeitens der Verwal- 
tungen geschaffen. Beide Umstände haben im gleichen Maße 
dazu beigetragen, dem Vereinsreiseverkehr binnen kurzer Zeit 
einen ungeahnten Aufschwung zu geben, und den Anschluß an 
diese Einrichtung vielen anderen europäischen Bahnen als 
wünschenswert und in ihrem eigenen Interesse liegend erscheinen 
lassen. 

Die „Bestimmungen“ überließen es den einzelnen Verwal- 
tungen zu entscheiden, welche Ermäßigung gegenüber ihren 
normalen Fahrpreisen sie den Vereinsscheinen gewähren 
wollten. Die anfänglich bewilligten Ermäßigungen waren zum 
Teil sehr reichlich bemessen und förderten die Verkehrs- 
entwicklung außerordentlich; leider haben die in neuerer Zeit 
durchgeführten Reformen der Personentarife im Deutschen 
Reich und in Österreich sie — zum alsbald deutlich fühlbaren 
Schaden des Vereinsreiseverkehrs — fast ganz beseitigt. Be- 
strebungen übrigens, die sich von Zeit zu Zeit dahin geltend 
machten, für die von den Verwaltungen zu gewährenden Er- 
mäßigungen einen einheitlichen Prozentsatz anzunehmen oder 
überhaupt zu einem Einheitstarif zu gelangen, scheiterten stets 
an dem Widerstand einzelner größerer Eisenbahnen gegen eine 
Festlegung der Tarifsätze. 

Die Bedingungen, unter denen die „kombinierten Billets“ 
den Reisenden verabfolgt wurden, haben im Laufe der Zeit 
manche Wandlungen durchgemacht. Die zeitliche Beschränkung 
der Ausgabe auf die Sommermonate wurde schon im Jahre 
1885 abgeschafft. Die Gültigkeitsdauer der Hefte, die ursprüng- 
lich nur 30 Tage betrug, wurde mehrfach verlängert; sie beträgt 
jetzt für Hefte mit Entfernungen bis 3000 km 60 Tage, von 
3001 bis 5000 km 90 Tage, darüber hinaus 120 Tage. Unver- 
ändert geblieben ist die Vorschrift einer Mindestentfernung von 
600 km. Ferner ist zwar noch als Regel beibehalten, daß Ver- 
einsfahrscheinhefte nur für Reisen, die zu ihrem Ausgangs- 
punkt zurückkehren, — also für Rundreisen und Hin- und Rück- 
reisen — ausgegeben werden sollen; es ist jedoch neuerdings 
den Verwaltungen, denen die Tariflage es gestattet, überlassen 
worden, auch Fahrscheinhefte für einfache Fahrt auszugeben —, 
eine Befugnis, von der die deutschen, österreichisch-ungarischen 
und manche andere Verwaltungen Gebrauch gemacht haben. 
Die für den Vereinsreiseverkehr zurzeit maßgebenden Vor- 
schriften finden sich in dem „Übereinkommen, betr. die Ausgabe 
zusammengestellter Fahrscheinhefte“ nebst dem vom Ausschuß 
für Angelegenheiten des Personenverkehrs hierzu erlassenen 
„Ausführungsvorschriften“. Diesen Vorschriften haben sich 
auch alle vereinsfremden Verwaltungen unterworfen, die dem 
Vereinsreiseverkehr im Laufe der Jahre beigetreten sind: die 
belgischen Bahnen (1887), die schweizerischen Transport- 
anstalten (1889), die skandinavischen Bahnen (1890), die fin- 
ländischen Staatsbahnen (1897), die Balkanbahnen (1898), die 
französischen und italienischen Bahnen (1902/03), ferner 
die vielen Schiffahrtsgesellschaften, Fuhrwerksunternehmer und 
kleineren Bahnen, denen die Teilnahme am Vereinsreiseverkehr 
mittelbar, d. h. unter Vertretung durch eine an dem Verkehr 
selbständig beteiligte Bahnverwaltung gestattet worden ist. 


Im Jahre 1909 gehörten dem Vereinsreiseverkehr an: 


im D. Reich 68 Eisenbahnverwalt., 18Schiffahrtsgesellsch. u.dgl. 

inÖsterr.-Ung.19 5 8 hr 

„ denNieder- 
landen 3 


„Belgien u. 
Luxemburg 7 


„ Frankreich 11 6 
„derSchweiz 47 A 4 
„Italien... ..11 J 4 


„ Rumänien 
u. Balkan 5 er 1 » „ 


„ d. nordisch. 
Ländern 62 ” 7 IR 
Im Jahre 1909 bestanden 142 Ausgabestellen für den Ver- 
einsreiseverkehr; es wurden rund 6 Millionen Fahrscheine aus- 
gegeben und dafür rund 32,6 Millionen Mark eingenommen. 


»” 


” ” 


5. Gemeinsame Verwaltungseinrichtungen im 
inneren Geschäftsverkehr. 


Die Gemeinsamkeit so vieler und bedeutungs- 
voller Einrichtungen auf fast allen Gebieten des 
Eisenbahnwesens hatte zur Folge, daß sich unter den 
Vereinsverwaltungen nicht nur sehr rege und viel- 
gestaltige geschäftliche Beziehungen entwickelten, 
sondern daß auch eine enge Gemeinschaft der fach- 
wissenschaftlichen Interessen entstand. Der Verein 
erkannte es schon früh als seine Aufgabe, in beiden 
Beziehungen regelnd und fördernd einzugreifen. 

So hat er zum Gegenstand seiner Fürsorge den Dienst- 
telegrammverkehr auf den Telegraphenlinien der Vereinsbahnen 
gemacht, indem ein besonderes Übereinkommen geschlossen 
worden ist, welches als Regel aufstelit, daß die beteiligten Ver- 
waltungen die von den Nachbarbahnen als Eisenbahndienstsache 
ankommenden Telegramme über ihre Linien der Bestimmungs- 
station zuzuleiten verpflichtet sind. 

Eine Einrichtung von hervorragender Bedeutung für den 
Geschäftsverkehr unter den Vereinsverwaltungen ist ferner die 
im Jahre 1883 eingerichtete Abrechnungsstelle des Vereins, die 
nach dem hierüber geschlossenen Übereinkommen die Aufgabe 
hat, die bei ihr anzumeldenden: Guthaben- und Schuldposten der 
Vereinsverwaltungen untereinander auszugleichen. Der Ge- 


schäftsumfang der Abrechnungsstelle ergibt sich aus folgenden 
Zahlen; es betrug: 


Die Zahl der Die zur Ver- Die bar be- 


an- Die Zahl der | rechnung an- zatilten Be- 

Im gemeldeten Rechnungs- gemeldeten träge 
Jahr | Forderungen ü Beträge (in Mk. um- 

und Schuld-| AUSZUgE (in Mk. um- : 
posten gerechnet) gerechaei) 

1895 130 430 5613 322311 230| 134895011 
1900 136 005 6136 434 142743] 143 656 966 
1905 201 089 5383 913641 394| 179274854 
1909 211 683 5161 1125191045] 209078 228 


Im Zusammenhang mit den auf die Pflege des Geschäfts- 
verkehrs gerichteten Bestrebungen sind hier die schon früh 
einsetzenden Bemühungen des Vereins zur Erzielung einer ein- 
heitlichen Eisenbahnzeit und der Einheit in Maß, Gewicht und 
Münze zu verzeichnen, die heute im wesentlichen der Geschichte 
angehören, nachdem die staatliche Gesetzgebung sich inzwischen 
fast überall auf diesen Gebieten betätigt hat. 

Die Fürsorge des Vereins für die Förderung fachwissen- 
schaftlicher Interessen und für die Vervollkommnung des ge- 
samten Eisenbalınwesens hat zunächst ihren Ausdruck gefunden 
in der Aussetzung von Preisen für Erfindungen und Verbesse- 
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rungen im Eisenbahnwesen, für die zurzeit alle vier Jahre 
30000 M. bereit gestellt werden. Zum Wettbewerb zugelassen 
werden nicht nur Neuerungen auf dem Gebiet der Technik, 
sondern auch des Verwaltungs- und Betriebswesens, sowie 
hervorragende schriftstellerische Arbeiten über Eisenbahnwesen. 
Außerdem stellt der Verein alle vier Jahre für die Lösung be- 
sonderer fachlicher Aufgaben oder für bestimmte schriftstelle- 
rische Arbeiten ohne "Ausschreibung eines Wettbewerbes 
15 000 M. zur Verfügung. 

Der Verein unterhält ferner für eigene Rechnung zwei fach- 
wissenschaftliche Zeitschriften. Die „Zeitung des Vereins 
deutscher Eisenbahnverwaltungen”, die seit dem Jahre 1861 be- 
steht, dient zur Unterrichtung über alle neueren Einrichtungen 
und Vorkommnisse von allgemeinem Interesse auf dem Gebiete 
des gesamten Eisenbahnwesens, der Verwaltung, des Rechts- 
wesens, der Technik, des Verkehrs und Betriebes. Neben ihr 
steht als besondere technische Zeitschrift das technische „Fach- 
blatt des Vereins deutscher Eisenbahnverwaltungen (Organ für 
die Fortschritte des Eisenbahnwesens in technischer Be- 
ziehung)“. 

Schließlich sei hier noch der Wirksamkeit des Vereins zur 
Erzielung einer einheitlichen und allgemeinen Eisenbahnstatistik 
für das Vereinsgebiet gedacht, der zwar ein voller Erfolg ver- 
sagt blieb, weil es sich als unmöglich ergab, die Einrichtung 
des Etats und der Buchungsformulare bei allen Vereinsverwal- 
tungen in Einklang zu bringen, die aber gleichwohl in den vom 
Verein herausgegebenen und bis zum Jahre 1850 zurückreichen- 
den „Statistischen Nachrichten von den Eisenbahnen des Ver- 
eins deutscher Eisenbahnverwaltungen“ wertvolle Aufschlüsse 
insbesondere über die Entwicklung des Verkehrs und Betriebes 
auf den Vereinsbahnen liefert. 


B. Die sonstigen gemeinsamen Einrichtungen 
mit außerdeutschen Bahnen. 


Während die deutschen Bahnen in dem „Verein 
deutscher Eisenbahnverwaltungen“ schon frühzeitig 
ein Organ besaßen, welches die für den gegenseitigen 
Verkehr unter den Vereinsbahnen erforderlichen 
Einrichtungen planmäßig auszubauen berufen war, 
entwickelten sich und erstarkten die Beziehungen zu 
den anderen außerdeutschen Bahnen erst durch das 
allmähliche Anwachsen des Verkehrs bis zu dem 
Grade, daß die Notwendigkeit der Regelung dieser 
Beziehungen auf gemeinsamer Grundlage für gewisse 
Angelegenheiten hervortrat. Die Besonderheiten auf 
einzelnen Gebieten des Eisenbahnwesens waren 
jedoch in manchen europäischen Ländern an- 
fänglich zu groß, als daß es alsbald möglich 
gewesen wäre, auf allen Gebieten zu einheit- 
lichen Vorschriften von gleichem örtlichen Geltungs- 
bereich zu gelangen. Die Entwicklung vollzog 
sich vielmehr so, daß sich zunächst unter den Eisen- 
bahnen einzelner Ländergruppen Verbände bildeten, 
die für ihren gegenseitigen Verkehr nach Bedari 
eigene Vorschriften vereinbarten, und daß sich erst 
mit der fortschreitenden wirtschaftlichen Annäherung 
der europäischen Kulturstaaten ein immer weiterer 
Zusammenschluß ihrer Eisenbahnen herausbildete, 
der schließlich auf dem Gebiete des Eisenbahnfracht- 
rechts sogar zu einer einheitlichen internationalen 
Gesetzgebung geführt hat. Die deutschen Bahnen 
haben an der Schaffung und Fortbildung dieser 
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internationalen Vereinbarungen und Vorschriften, für 
welche die vom Verein deutscher Eisenbahnver- 
waltungen erlassenen Bestimmungen durchweg vor- 
bildlich waren, einen hervorragenden Anteil ge- 
nommen. (Gegenwärtig bestehen auf fast allen 
Gebieten des Eisenbahnwesens, auf denen sich der 
Verein betätigt hat, auch gemeinsame Einrichtungen 
internationalen Charakters, die einen größeren Kreis 
europäischer Bahnen zu umfassen pflegen. 


1. Bahnbau, Ubergang der Fahrzeuge und Fahrplan. 


Die zur Durchführung eines internationalen Ver- 
kehrs erforderliche Übereinstimmung in den tech- 
nischen Einrichtungen des Bahnbaues und der Fahr- 
zeuge wurde unter den beteiligten Eisenbahnen 
anfänglich von Fall zu Fall im Wege der Verein- 
barung gewonnen. Der Erlaß gewisser einheitlicher 
technischer Bestimmungen auf einer für alle Eisen- 
bahnen verbindlichen Grundlage erschien jedoch für 
die Sicherung dieses Verkehrs von solcher Bedeutung, 
daß im Jahre 1887 das Deutsche Reich, Frankreich, 
Österreich-Ungarn, Italien und die Schweiz durch 
einen Staatsvertrag eine Vereinbarung über die 
„Technische Einheit im Eisenbahnwesen“ schlossen. 
Sie gibt Vorschriften über die Spurweite der Haupt- 
bahnen und setzt ferner die Bedingungen fest, bei 
deren Erfüllung das rollende Material einer Eisenbahn 
aus Gründen seiner Bauart vom internationalen 
Verkehr nicht ausgeschlossen werden darf. Zu 
gleicher Zeit wurden „Vorschriften über die zoll- 
sichere Einrichtung der Eisenbahnwagen im inter- 
nationalen Verkehr“ getroffen. Beiden Verein- 
barungen sind nach und nach fast alle europäischen 
Länder, bis auf Rußland und die Türkei, beigetreten. 


Zu einer einheitlichen, den internationalen Verkehr mit allen 
europäischen Ländern umfassenden Ordnung der gegenseitigen 
Wagenbenutzung und der sich hieraus ergebenden Beziehungen 
ist es hingegen bisher nicht gekommen. Die Interessen der 
einzelnen Bahngebiete gehen auf diesem Gebiete noch zu weit 
auseinander, als daß es möglich gewesen wäre, überall ent- 
sprechenden Vorschriften, etwa nach dem Vorbild des Vereins 
deutscher Eisenbahnverwaltungen, Geltung zu verschaffen. 
Dies gelang vielmehr im wesentlichen nur im Verkehr mit der 
Schweiz, den nordischen Ländern und Italien. Die schweize- 
rischen Eisenbahnen schlossen sich dem Vereinswagenüberein- 
kommen für ihren Verkehr mit Deutschland schon im Jahre 
1874 stillschweigend an und traten ihm im Jahre 1890 mit ge- 
wissen Vorbehalten förmlich bei. Ähnlich ist das Verhältnis zu 
den nordischen Bahnen geregelt, indem hier die Eisenbahndirek- 
tion Altona die Vermittlung des gegenseitigen Wagenaustausches 
auf der Grundlage des Vereinswagenübereinkommens über- 
nommen hat. 


Besondere Vereinbarungen, die sich allerdings durchweg 
eng an das Vereinswagenübereinkommen anlehnen, bestehen 
neben diesem zurzeit für den Wagenverkehr mit Italien 
(„Regulativ für die gegenseitige Wagenbenutzung im Verkehr 
zwischen den italienischen Bahnen einerseits und den deutschen, 
österreich-ungarischen, schweizerischen, belgischen und hollän- 
dischen Bahnen anderseits“); ferner für den besonderen Wagen- 
verband mit Belgien und den anschließenden nordfranzösischen 
Bahnen, den sogen. „Internationalen Verband zum gegenseitigen 
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Austausch der Wagen“, der ein eigenes Benutzungsreglement 
und Technisches Reglement herausgegeben hat; endlich für den 
Wagenverkehr zwischen den elsaß-lothringischen Bahnen und 
der französischen Ostbalın und den beiderseits anschließenden 
Bahnen. 

Die vorstehenden Vereinbarungen über die Wagenbenutzung 
beziehen sich sämtlich nur auf den Übergang der Güterwagen. 
Für den Übergang von Personen-, Gepäck- und Triebwagen 
von Bahn zu Bahn sind weder im Bereich des Vereins deutscher 
Eisenbahnverwaltungen noch auch in anderen Verbänden ver- 
bindliche Verträge gleicher Art geschlossen worden. Eine. Ver- 
pflichtung zur Übernahme fremder Personenwagen besteht daher 
für keine Bahn. Gleichwohl hat das Verkehrsbedürfnis und die 
Rücksicht auf eine wirtschaftliche Ausnutzung der Fahrzeuge 
die Eisenbahnverwaltungen von selbst dazu geführt, auf den 
großen dem internationalen Personenverkehr dienenden Linien 
nach Möglichkeit direkte Zugverbindungen und Kurswagenläufe 
zu schaffen. Es haben sich infolgedessen auch gewisse als 
allgemein gültig anerkannte Regeln für die Übergangsfähigkeit 
und Behandlung der durchgehenden Personenwagen, sowie den 
Ausgleich der Leistungen der Fahrzeuge auf den fremden 
Bahnen — meist Naturalausgleich — gebildet; ebenso sind be- 
sondere „Bedingungen für den ausnahmsweise (d. h. nicht im 
regelmäßigen Kurs) stattfindenden Übergang einzelner Wagen 
in Schnell- und Personenzügen von einer Bahn zur andern im 
internationalen Verkehr“, die sogen. Lübecker Bedingungen, 
festgesetzt worden. Die Regelung der Wagenbeistellung in den 
dem durchgehenden Personenverkehr dienenden Zügen für jede 
Fahrplanperiode ist Aufgabe der vor jeder solchen Periode 
stattfindenden sogen. „Europäischen Wagenbeistellungskonfe- 
renzen“, an denen sich zurzeit mit wenigen Ausnahmen alle 
wichtigeren europäischen Eisenbahnen beteiligen. 

Mit der Ausbreitung der internationalen Verkehrs- 
beziehungen hat schließlich auch der Personenzug- 
fahrplan der größeren Eisenbahnen eine über das 
Gebiet der einzelnen Bahn hinausgreifende Bedeutung 
gewonnen. Die Sorge für die Herstellung direkter 
Zuganschlüsse mit den Bahnen der Nachbarländer 
tritt zwar schon in früher Zeit — häufig unter Mit- 
wirkung der Staatsregierungen, deren Interesse sich 
insbesondere aus der Bedienung des Postverkehrs 
ergab, — erkennbar zutage. Eine planmäßige Fort- 
bildung der Personenfahrpläne nach. gleichmäßigen 
Grundsätzen und in der Richtung einer einheitlichen 
Bedienung des Verkehrs ohne Rücksicht auf die 
Bahngrenzen wurde jedoch erst gewährleistet, seit- 
dem diese Fahrpläne in regelmäßigen Konferenzen 
aller beteiligten Eisenbahnen festgestellt werden. Ins- 
besondere ist es dem Eingreifen des Reichseisenbahn- 
amts zu danken, daß seit dem Jahre 1874 vor jeder 
Fahrplanperiode solche gemeinsamen Konferenzen 
stattfinden, an denen ursprünglich sich nur Eisen- 
bahnen des Vereins deutscher Eisenbahnverwaltungen 
beteiligten, die aber im Laufe der Zeit auch von allen 
anderen europäischen Bahnen beschickt wurden. 
Die Gegenstände, die auf dieser „Europäischen Fahr- 
plankonferenz“ behandelt werden, sind zum geringen 
Teil allgemeiner Art — wie Angelegenheiten der 
Geschäftsordnung, Form der Aushangfahrpläne, Be- 
zeichnung der Züge und dergl.; zum größeren Teil 
betreffen sie die Feststellung der Fahrpläne, die der 
Beratung und Beschlußfassung in den Gruppen der 
beteiligten Verwaltungen unterzogen werden, wobei 
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zur Fassung eines bindenden Beschlusses die Zu- 
stimmung aller dieser Verwaltungen nötig ist. 


2. Verkehrs- und Tarifwesen. 


Die allgemeinen Gründe, die gerade auf dem 
Gebiete des Tarif- und Verkehrswesens schon früh- 
zeitig zu Verbandsbildungen geführt haben, sind 
schon oben, bei Schilderung der Betätigung des 
Vereins auf diesem Gebiete (S. 492) erörtert worden. 
Solange es namentlich an einer einheitlichen 
internationalen Regelung des Eisenbahnfrachtrechts 
mangelte, mußten die Eisenbahnen von sich aus dem 
vorhandenen Verkehrsbedürfnis dadurch entgegen- 
kommen, daß sie in den internationalen Verbands- 
verkehren, in denen sie Güter zur direkten Be- 
förderung annahmen, die Bedingungen, unter denen 
sie den Beförderungsvertrag zu schließen bereit 
waren, durch „Reglements“ als einen für alle Fälle 
maßgebenden Bestandteil dieses Vertrages feststellten 
und veröffentlichten. 

Die Besonderheiten der für die einzelnen Tarif- 
verbände erlassenen Reglements waren darin be- 
gründet, daß sie den verschiedenartigen in denLandes- 
gebieten der beteiligten Bahnen bestehenden Rechts- 
verhältnissen nach Möglichkeit Rechnung zu tragen 
und da, wo Abweichungen unter letzteren bestanden, 
eine für alle Verbandsmitglieder annehmbare Norm 
zu finden genötigt waren. Die Möglichkeit der 
Schaffung eines einheitlichen Reglements für ein 
gewisses mehrere Länder umfassendes Verkehrs- 
gebiet war hierbei im wesentlichen, wenn auch nicht 
ausschließlich, bestimmend für die Gliederung und 
Einteilung der Tarifverbände; häufig sprachen bei 
letzteren allerdings auch andere Gründe, z. B. Wett- 
bewerbsverhältnisse oder die Rücksicht auf den 
äußeren Umfang der Tarife mit. 

In der Entwicklungsgeschichte der einzelnen Tarifverbände, 
auf die hier — soweit sie sich außerhalb des Rahmens des 
Vereins deutscher Eisenbahnverwaltungen vollzogen hat — 
nicht näher einzugehen ist, war der Abschluß des „Inter- 
nationalen Übereinkommens über den Eisenbahnfrachtverkehr“ 
vom 14. Oktober 1890 von der größten Bedeutung. Die diesem 
Übereinkommen beigetretenen Vertragsstaaten: Belgien, Däne- 
mark, Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg, Nieder- 
lande, Österreich und Ungarn, Rumänien, Rußland, Schweden 
und die Schweiz mit einem Gesamtbahnnetz von 241 218 km 
im Jahre 1909, besitzen seit dem Tage seines Inkrafttretens — 
dem 1. Januar 1893 — für ihren gegenseitigen Güterverkehr ein 
einheitliches Eisenbahnfrachtrecht auf gesetzlicher Grundlage, 
und zwar sowohl in dem Übereinkommen selbst, als auch in den 
von den vertragschließenden Staaten vereinbarten Aus- 
führungsbestimmungen, die nach Art. 1 (?) des Übereinkommens 
dieselbe rechtliche Wirkung haben sollen, wie dieses selbst. 
Neben dem Übereinkommen können reglementarische und Tarif- 
bestimmungen der Eisenbahnen, ebenso wie die Landesgesetze, 
nur insoweit Geltung erhalten, als das Übereinkommen solche 
zuläßt. Wie sich das Verhältnis hiernach bei den Bestimmungen 
des Vereins deutscher Eisenbahnverwaltungen gestaltet hat, ist 
schon früher (S. 493) erörtert worden. Auch in den anderen 
internationalen Tarifverbänden wurden die bisher erlassenen 


„reglementarischen Bestimmungen“ durch den Wortlaut des 
internationalen Übereinkommens und die von den Verbänden 
für notwendig erachteten „Zusatzbestimmungen“ hierzu ersetzt. 

Einen weiteren Schritt auf dem Wege zur Schaffung eines 
einheitlichen internationalen Tarifwesens bedeutete die alsbald 
nach dem Inkrafttreten des internationalen Übereinkommens 
gegebene Anregung der österreichischen Staatsbahnen, an Stelle 
der häufig voneinander abweichenden Zusatzbestimmungen der 
einzelnen Verbände zu dem Übereinkommen „einheitliche regle- 
mentarische Bestimmungen für den internationalen Eisenbahn- 
transport“ im ganzen Bereich des Übereinkommens zu schaffen. 
In der Tat gelang nach langjährigen Verhandlungen (1894 bis 
1902) eine Vereinbarung solcher einheitlichen Zusatzbestim- 
mungen, denen alle am Internationalen Übereinkommen be- 
teiligten Bahnen, bis auf die russischen, beigetreten sind. Auch 
wurde ein besonderes aus Eisenbahnverwaltungen aller be- 
teiligten Länder zusammengesetztes Organ, das „Internationale 
Transportkomitee“, zur Fortbildung dieser Zusatzbestimmungen, 
sowie für die „einheitliche Regelung sonstiger Angelegenheiten 
des internationalen Eisenbahntransportdienstes“ eingesetzt. Das 
Komitee, dessen Beschlüsse, um bindend zu werden, der Zu- 
stimmung aller beteiligten Verwaltungen bedürfen, hat bisher 
eine sehr rege Tätigkeit entfaltet und sich auch mit Erfolg be- 
müht, die Beziehungen unter den Bahnen, die sich aus der Aus- 
führung internationaler Transporte ergeben, zu regeln, wovon 
das von ihm vereinbarte „Einheitliche Übereinkommen, betr. 
die Verschleppung von Gütern“ und das „Übereinkommen, betr. 
die Güterabgabe und -übernahme, sowie die Verteilung von 
Entschädigungen“ Zeugnis ablegen. Beide Übereinkommen 
haben den Eisenbahnen im internationalen Verkehr ähnliche Er- 
leichterungen und Vereinfachungen gebracht, wie sie im Verein 
deutscher Eisenbahnverwaltungen seit langer Zeit bestehen. 

Auf dem internationalen Übereinkommen vom 14. Oktober 
1890 beruht ferner die Errichtung des „Zentralamts für den 
internationalen Transport“ in Bern, zu dessen wichtigsten Auf- 
gabe gehört, die für die Anwendung dieses Übereinkommens 
maßgebenden Veröffentlichungen vorzunehmen, insbesondere 
die Liste der Eisenbahnstrecken, für die das Übereinkommen 
gilt, auf dem Laufenden zu erhalten und die zur Fortbildung 
des Übereinkommens gemachten Vorschläge für die Behandlung 
in den mindestens alle fünf Jahre zusammentretenden Revisions- 
konferenzen vorzubereiten. Auch liegt ihm auf Antrag die 
Entscheidung von Streitigkeiten der Eisenbahnen untereinander 
durch Schiedsspruch ob. 


Aus der vorstehenden Darstellung ist zu er- 
kennen, wie sich auf der vom Verein deutscher 
Eisenbahnverwaltungen geschaffenen Grundlage ein 
enger Zusammenschluß der Eisenbahnen fast aller 
Kulturstaaten Europas zur Erfüllung der ihnen im 
Wirtschafts- und Verkehrsleben obliegenden gemein- 
samen Aufgaben angebahnt hat. Die Entwicklung 
geht nach einer sich immer erweiternden Vertiefung 
und Ausbreitung dieses Zusammenschlusses. Hat 
doch der Gedanke einer die ganze Kulturwelt um- 
fassenden Interessengemeinschaft der Eisenbahnen 
bereits seine Verwirklichung gefunden in der Gründung 
des Eisenbahn-Kongreßverbandes (1885), dem nicht 
nur die europäischen, sondern auch die angesehensten 
außereuropäischen Staaten und Eisenbahnen bei- 
getreten sind, um durch die regelmäßig alle fünf 
Jahre stattfindenden Kongresse die Fortschritte aller 
Art im Eisenbahnwesen zu fördern. 
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Kapitel XXX. 


Das Eisenbahnwesen und die Post- und Heeresverwaltung. 


Von Opel, Ministerialrat im Verkehrsministerium in München. 


A. Verhältnis der Eisenbahnen zur Post- und Telegraphenverwaltung. 


1. Das deutsche Post- und Telegraphenwesen bis 
zur Gründung der Reichspost. 

Als im 4. und 5. Jahrzehnt des vorigen Jahr- 
hunderts die ersten deutschen Eisenbahnen eröffnet 
wurden, hatten die meisten Staaten des ehemaligen 
heiligen römischen Reiches deutscher Nation eigene 
Landesposten. Die Taxis’schen Postgerechtsamen 
waren im Wege freier Übereinkunft gemäß Art. 17 
der Wiener Kongreßakte vom Jahre 1815 abgelöst. 
Die letzte Ablösung erfolgte nach den Ereignissen des 
Jahres 1866 für die neu erworbenen Landesteile durch 
Preußen. 

Am 1. Januar 1868 trat die Post- und Tele- 
graphenverwaltung des norddeutschen Bundes ins 
Leben, aus der nach Gründung des Deutschen Reiches 
durch Hinzutritt der Landesposten von Baden und 
Elsaß-Lothringen im Jahre 1871 die deutsche Reichs- 
post hervorging (Art. 48 der Reichsverfassung). 
Bayern und Württemberg behielten nach Art. 4 
Ziff. 10 und Art. 52 der Reichsverfassung ihre 
Landes-Post- und Telegraphenanstalten. 


2. Verpilichtungen der Eisenbahnen gegenüber den 
Posten und Telegraphen im deutschen Reichspost- 
gebiet. 

Die Verpflichtungen der Eisenbahnen gegenüber 
den Posten und Telegraphen im Reichspostgebiet sind 
durch das sogenannte Eisenbahnpostgesetz vom 
20. Dezember 1875 geregelt. Dieses ordnet die 
Leistungen der Eisenbahnen für die Zwecke des Post- 
dienstes gleichmäßig für Reichs-, Staats- und Privat- 
bahnen. Die näheren Anordnungen über die Aus- 
führung der gesetzlich bestimmten Leistungen sowie 
über die Festsetzung und Berechnung der Ver- 
gütungen, die von der Reichspostverwaltung dafür zu 
entrichten sind, wurden am 9. Februar 1876 vom 
Reichskanzler erlassen. Den Eisenbahnen unter- 
geordneter Bedeutung sind gemäß Art. 9 des Eisen- 
bahnpostgesetzes durch Erlaß des Reichskanzlers 
vom 28. Mai 1879 Erleichterungen eingeräumt, die 
hauptsächlich darin bestehen, daß sie für Leistungen 
Bezahlung erhalten, die von den Hauptbahnen un- 
entgeltlich zu machen sind. 

Die Verpflichtung der Eisenbahnen gegenüber 
der Reichstelegraphenverwaltung sind im Reglement 
vom 7. März 1876 über „die Benützung der innerhalb 
des deutschen Reichstelegraphengebietes gelegenen 
Eisenbahntelegraphen zur Beförderung solcher Tele- 


gramme, welche nicht den Eisenbahndienst betreffen“, 
geregelt. Die Bahntelegraphen dienen den Reichs- 
(Staats-) Telegraphen gewissermaßen als Ergänzung 
und im Störungsfall als Aushilfe. Umgekehrt werden 
die Bahndiensttelegramme bei Störung der Bahn- 
dienstleitungen durch die Reichs- (Staats-) Tele- 
graphen unentgeltlich befördert. Für die sonstigen 
Verpflichtungen der Eisenbahnverwaltungen, ins- 
besondere soweit die Benützung von Eisenbahngrund 
für die Anlage von Reichstelegraphen sowie die 
Unterhaltung und Bewachung der Reichstelegraphen- 
leitungen in Frage kommt, ist der Bundesratsbeschluß 
des norddeutschen Bundes vom 21. Dezember 1868 
maßgebend geblieben. 

Die wesentlichsten Bestimmungen des Eisenbahn- 
postgesetzes vom 20. Dezember 1875 und der Aus- 
führungsvorschriften hierzu find folgende: 


Der Eisenbahnbetrieb ist in die notwendige Überein- 
stimmung mit den Bedürfnissen des Postdienstes zu bringen, 
jedoch kann die Einlegung besonderer Züge für die Zwecke der 
Post nicht beansprucht werden. Die Fahrpläne werden unter 
Mitwirkung der Postverwaltung festgestellt. Mit jedem für den 
regelmäßigen Beförderungsdienst der Bahn bestimmten Zug ist 
auf Verlangen der Postverwaltung ein von dieser gestellter 
Postwagen unentgeltlich zu befördern. 

Diese unentgeltliche Beförderung umfaßt: 

die Briefpostsendungen, Zeitungen, Gelder mit Einschluß 
des ungemünzten Goldes und Silbers, Juwelen und Pretiosen 
ohne Unterschied des Gewichts; ferner Poststücke bis zum 
Einzelgewicht von 10 kg einschließlich; 

die zur Begleitung der Postsendungen sowie zur Verrich- 
tung des Dienstes unterwegs erforderlichen Postbeamten; 

die Gerätschaften, deren die Postbeamten unterwegs be- 
dürfen. 

Für Poststücke, die nicht unentgeltlich zu befördern sind 
(Poststücke über 10 kg Gewicht), wird Fracht bezahlt. 

Auf Grund vorangegangener Verständigung kann statt 
eines besonderen Postwagens ein von der Eisenbahn auf Kosten 
der Postverwaltung für Postzwecke eingerichtetes Abteil eines 
Eisenbahnwagens benutzt werden. Für die Hergabe und Unter- 
haltung dieses Abteils übernimmt die Postverwaltung den An- 
teil der Lauf- und Zeitmiete des Wagens, welcher dem Ver- 
hältnis der Länge des Postabteils zur Gesamtwagenlänge ent- 
spricht. 

Reicht der eine Post- oder Postabteilwagen für die Be- 
dürfnisse des Postdienstes nicht aus, so kann die Postverwal- 
tung beanspruchen, daß von der Eisenbahn entweder mehrere 
Postwagen zur Beförderung zugelassen, oder Güterwagen oder 
geeignete Abteilungen von Personenwagen zur Verfügung ge- 
stellt, oder die von der Postverwaltung überwiesenen Post- 
sendungen (ausgenommen sind Geld- und Wertsendungen) 
gegen Zahlung der tarifmäßigen Eilgutfrachten befördert 
werden. 


Bei Beförderung eines zweiten und weiteren Postwagens 
in einem Zuge zahlt die Postverwaltung für das Achskilometer 
eines Postwagens 0,08 M, bei Hergabe und Beförderung eines 
Güterwagens oder Abteils eines Personenwagens 0,10 M. 

Bei fahrplanmäßigen Zügen, die nicht zur Postbeförderung 
in Postwagen oder Postabteilwagen benutzt werden, können, 
soweit dies nach dem Ermessen der Eisenbahnverwaltung zu- 
lässig ist, Briefbeutel sowie Brief- und Zeitungspakete dem 
Zugbegleitpersonal zur unentgeltlichen Beförderung überwiesen 
oder durch einen unentgeltlich mitfahrenden Postbeamten be- 
fördert werden. Die Mitbeförderung von Paketpost kann bei 
Zügen, deren Fahrzeit besonders kurz bemessen ist, beschränkt 
oder ausgeschlossen werden. Die Bezeichnung eines Zuges 
als Eil- oder Schnellzug reicht jedoch an sich nicht aus, um 
die Beförderung von Paketpost mit solchen Zügen völlig auszu- 
schließen. 

Die Reichspostwagen stehen im Eigentum der Reichspost- 
verwaltung, sie sind von den Eisenbahnverwaltungen gegen 
Erstattung der Selbstkosten in gleicher Weise zu unterhalten 
wie die bahneigenen Wagen. Die äußere Reinigung und das 
Schmieren der Postwagen werden mit 0,2 Pf. für das geleistete 
Achskilometer entschädigt. Für die innere Reinigung, Be- 
leuchtung und Heizung sorgt die Postverwaltung auf eigene 
Rechnung. Soweit hierzu die Eisenbahnverwaltung Heizdampf 
oder die Kraft zum Betrieb der Motoren der elektrischen 
Wagenbeleuchtung liefert, erhält sie besonders vereinbarte Ver- 
gütungen. 

Unbeladene Postwagen sind gegen Erstattung der für Eisen- 
bahngüterwagen tarifmäßig zu entrichtenden Frachtgebühr zu 
befördern. Für die Beförderung zur Eisenbahnreparaturwerk- 
statt und zurück findet keine Vergütung statt. 

Wenn Bahnhöfe neu errichtet oder umgebaut und dabei 
Postinteressen berührt werden, so ist die Postverwaltung zu 
hören. Auf Verlangen der Postverwaltung sind die durch den 
Eisenbahnbetrieb bedingten, für die Post erforderlichen Dienst- 
räume mit den für den Postdienst etwa erforderlichen be- 
sonderen baulichen Anlagen von der Eisenbahnverwaltung gegen 
Mietzinsentschädigung zu beschaffen und zu unterhalten. Bei 
Mangel geeigneter Privatwohnungen in der Nähe der Bahnhöfe 
sind die Eisenbahnverwaltungen gehalten, auf die Beschaffung 
von Dienstwohnungsräumen für die Beamten des Eisenbahn- 
postdienstes Rücksicht zu nehmen. 


3. Leistungen der Staatseisenbahnen für die Posten 
und Telegraphen in Bayern. 


In Bayern hat das Eisenbahnpostgesetz vom 
20. Dezember 1875 keine Geltung. Die Staatseisen- 
bahnen und die Staats-Posten und Telegraphen stehen 
als Betriebe desselben Unternehmers, des Staates, 
unter gemeinsamer ÖOberleitung des Staatsmini- 
steriums für Verkehrsangelegenheiten. Die Be- 
ziehungen zwischen den beiden Staatsbetrieben sind 
nicht durch Gesetz festgelegt, sondern werden nach 
dem Grundsatze, daß die Interessen des Staates und 
des Verkehrs in wirtschaftlichster Weise wahrzu- 
nehmen sind, durch Ministerialverordnungen und 
durch Vereinbarungen der Eisenbahn- und Oberpost- 
direktionen geregelt. Die gegenseitigen Leistungen 
werden annähernd nach den Selbstkosten entschädigt. 
Die Abrechnung erfolgt nur zum Zwecke der Ftat- 
ausscheidung und zur Feststellung der Wirtschafts- 
ergebnisse des einzelnen Betriebes. Es werden 
jedoch der Eisenbahn nicht die vollen Selbstkosten 
vergütet. Namentlich leistet die Postverwaltung 
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keine Vergütung für die Verzinsung des Anlage- 
kapitals sowie für die Abnützung und Unterhaltung 
der Bahnanlagen, auch werden keine allgemeinen Ver- 
waltungskosten angerechnet. Die Eisenbahnpost- 
wagen stehen im Eigentum der Staatseisenbahn- 
verwaltung. 


Die Postverwaltung vergütet für Stellung, Unterhaltung, 
Erneuerung, Beheizung, Beleuchtung, Reinigung und Beförde- 
rung der Postwagen und Eisenbahnwagen mit eingebautem 
Postabteil 5 Pf. für das Achskilometer eines Postwagens, 5 Pf. 
für das Wagenkilometer eines Postabteilwagens. Die Zahlung 
erfolgt in Pauschsummen, die für je 2 Jahre im voraus bei der 
Etatsaufstellung festgesetzt werden. 

Brief- und Zeitungspakete werden durch das Bahnpersonal 
in den Zügen unentgeltlich befördert, soweit dies ohne Be- 
einträchtigung des Eisenbahndienstes geschehen kann. 

Aus wirtschaftlichen Gründen wird von den Bahnstationen 
mit geringerer Verkehrsbedeutung der Post-, Telegraphen- und 
Telephondienst (mit Ausnahme des Bestelldienstes) mitbesorgt. 
Die Eisenbahnverwaltung erhält dafür 25% der Einnahmen 
dieser Stationen an Post-, Telegraphen- und Telephongefällen. 
In dieser Vergütung ist die Entschädigung für Stellung, Unter- 
haltung, Beheizung, Beleuchtung und Reinigung der gemeinsam 
benützten Amtsräume enthalten. 

Für die der Post- und Telegraphenverwaltung zur aus- 
scließlichen Benützung überlassenen bahneigenen Gebäude wird 
die Miete im ganzen Verwaltungsbereich für das Quadrat- 
meter Nutzfläche nach einem Einheitssatze berechnet, in dem 
Unterhaltungsaufwand, Wasserzins und sonstige Nebenkosten 
enthalten sind. 

Für bahneigene Grundflächen, die dauernd als Lagerplätze 
überlassen sind, vergütet die Postverwaltung die ortsüblichen 
Pachtgebühren. Für vorübergehend gelagertes Telegraphen- 
baumaterial und dergl. wird keine Gebühr berechnet. 

Für die Überlassung entbehrlicher bahneigener Grund- 
flächen zur Errichtung von Postbauten erhält die Eisenbahn- 
verwaltung seit dem Jahre 1910 die Selbstkosten des Grund- 
stückes ersetzt oder mit 4% verzinst, wenn die Überlassung auf 
unbestimmte Zeit erfolgt oder wenn aus besonderen Gründen 
vom Kostenersatz abgesehen wird. Für Grundflächen, die vor 
dem Jahre 1910 ohne Kostenersatz und ohne Verzinsung des 
Wertes überlassen waren, erhält die Eisenbahnverwaltung auch 
fernerhin keine Vergütung. 

Posteigene Gebäude werden von der Eisenbahnverwaltung 
gegen Aufrechnung der Selbstkosten und eines 5%igen Zu- 
schlags für den Verwaltungsaufwand unterhalten. 

Postautomobile werden in den Staatsbahnwerkstätten gegen 
Ersatz der Selbstkosten unterhalten, in die 40% der Arbeits- 
löhne zur Deckung der allgemeinen Unkosten eingerechnet 
werden. 

Soweit die Staatstelegraphenleitungen an den bahneigenen 
Gestängen angebracht werden, erfolgt die Mitbenützung unent- 
geltlich. Der Aufwand für Leitungsverlegungen wird von beiden 
Verwaltungen im Verhältnis der Anzahl ihrer Leitungen ge- 
tragen. 

Den Bau der bahneigenen Telegraphen-, Telephon- und 
Signalleitungen besorgt die Postverwaltung gegen Kostenersatz. 
Für die Unterhaltung der Leitungen und Gestänge erhält sie 
von der Eisenbahnverwaltung einen Pauschbetrag von jährlich 
5,20 M für das Kilometer Leitungsdraht. 

Die Wohlfahrtseinrichtungen sind zum Teil für 
beide Betriebe gemeinschaftlich: 

Das Versicherungsamt der Königl. bayerischen Verkehrs- 
anstalten-ist eine für Bahn- und Postverwaltung gemeinsame 
Einrichtung zum Vollzug der reichsgesetzlichen Kranken-, 
Invaliden- und Unfallversicherung. Der Aufwand für dieses 
Amt wird von der Staatseisenbahnverwaltung bestritten. Die 
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Postverwaltung nimmt im Verhältnis der Anzahl ihres ver- 
sicherten Personals an den Kosten teil. An sonstigen Wohl- 
fahrtseinrichtungen der Staatseisenbahnverwaltung (Bäder, Ab- 
gabe alkoholfreier Getränke, taxfreie Badefahrkarten usw.) 
kann das Personal der Postverwaltung unter den gleichen Be- 
dingungen teilnehmen wie das Bahnpersonal. Bei Be- 
urlaubungen kann dem ständigen Personal der Post- und Tele- 
graphenverwaltung jährlich einmal Freifahrt auf den bayeri- 
schen Staatseisenbahnen gewährt werden. Die Wohnungs- 
fürsorge der Staatseisenbahnverwaltung kommt teilweise auch 
dem Postpersonal zugute. 


4. Leistungen der Staatseisenbahnen für die Posten 
und Telegraphen in Württemberg. 

In Württemberg hat ebenfalls das Eisenbahnpost- 
gesetz vom 20. Dezember 1875 keine Geltung. Das 
Verhältnis zwischen der Eisenbahnverwaltung und 
der Post- und Telegraphenverwaltung ist ähnlich ge- 
regelt wie in Bayern. Die beiden Staatsbetriebe 
stehen unter der Oberleitung des Staatsministeriums 
für auswärtige Angelegenheiten. Verwaltungsstellen 
sind die Generaldirektion der Staatseisenbahnen und 
die Generaldirektion der Posten und Telegraphen. Die 
gegenseitigen Leistungen der Eisenbahn- und der 
Postverwaltung sollen annähernd nach den Selbst- 
kosten entschädigt werden. Hierüber bestehen seit 
1. April 1903 vereinfachte Abrechnungsgrundsätze. 

Die Bahnpostwagen stehen ebenfalls im Eigentum der 
Staatseisenbahnverwaltung. Die Beschaffungskosten der Bahn- 
postwagen und der Postabteilwagen werden der Staatseisen- 
bahnverwaltung von der Postverwaltung mit 3,5% verzinst. Für 
Beförderung, gewöhnliche Unterhaltung, Schmieren, äußere 
Reinigung und Dampfheizung der Bahnpostwagen zahlt die 
Postverwaltung 7 Pf. für das Achskilometer eines Bahnpost- 
wagens und 7 Pf. für das Wagenkilometer eines Postabteil- 
wagens. 

Die Beförderung von Postsendungen jeder Art im Eisen- 
bahngepäckwagen unter Begleitung durch Postbedienstete sowie 
die Beförderung geschlossener Briefpakete, Frachtkörbe oder 
Paketsäcke durch Vermittlung der Bahnschaffner erfolgt un- 
entgeltlich. Die Heizstoffe werden von der Eisenbahnverwaltung 
gegen Kostenersatz abgegeben. In Württemberg ist ebenso wie 
in Bayern eine Anzahl Postdienststellen mit dem Staatseisen- 
bahndienst vereinigt. 


5. Verpilichtungen der Privateisenbahnen gegen- 


über der Post- und Telegraphenverwaltung in 
Bayern und Württemberg. 
Die Verpflichtungen der Privateisenbahnen 


gegenüber der Post- und Telegraphenverwaltung 
werden in Bayern und Württemberg durch die Kon- 
zessionen bestimmt. 

In der Regel sind die Unternehmer von Privatbahnen ver- 
pflichtet, auf Verlangen und nach Anordnung der Postanstalt 
mit jeder Fahrt geschlossene Brief- und Zeitungspakete durch 
die Eisenbahnbediensteten unentgeltlich übernehmen und ab- 
geben zu lassen. Findet die Beförderung unter Begleitung eines 
Postbediensteten statt, so ist diesem der erforderliche Platz in 
einem Eisenbahnwagen unentgeltlich einzuräumen. Werden 
Eisenbahnpostwagen oder Postabteilwagen verwendet, so er- 
halten die Privatbahnunternehmer Vergütungen von 5 bis 7 Pf. 
für jedes Kilometer, das von einem solchen Fahrzeug zurück- 
gelegt wird. Soweit Post- und Telegraphendienst durch Privat- 
bahnstationen mitbesorgt wird, geschieht dies auf Grund freier 
Vereinbarung gegen Vergütung. 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


6. Beiörderungsmittel und Beiörderungs- 
einrichtungen. 


In den ersten Zeiten dienten zur Postbeförderung 
die gleichen Wagen und Wagenabteile wie für die 
Zwecke des Eisenbahnverkehrs, soweit nicht über- 
haupt beladene Postfuhrwerke auf Eisenbahnfahr- 
zeugen befördert wurden. Bald wurden jedoch nach 
englischem Vorbilde besondere Wagen gebaut, deren 
innere Einrichtung der eines Postamtes nachgebildet 
wurde und die Verarbeitung der Post während der 
Fahrt ermöglichte (Fliegende Postämter). 

Die technische Ausgestaltung der Eisenbahnpostwagen in 
bezug auf Geräumigkeit, Sicherheit, ruhigen Gang, Beleuchtung, 
Beheizung, Lüftung usw. machte den gleichen Entwicklungs- 
gang durch wie der Bau der Personenwagen. Die neuesten 
Eisenbahnpostwagen sind zur Sicherung der Beamten gegen die 
Gefahren des Eisenbahnbetriebes besonders stark gebaut und 
an den beiden Enden mit Schutzabteilen versehen Dadurch er- 
reichen sie aber ein bedeutendes Eigengewicht — bis zu 
40 Tonnen — und beanspruchen die Zugkraft zum Nachteil der 
Personenwagenbeförderung. Soweit die Expreß- und Luxus- 
züge der internationalen Schlafwagengesellschaft, die zur Post- 
beförderung nicht verpflichtet sind, auf Grund besonderer Ver- 
einbarung die internationale und Überlandpost befördern, ge- 
schieht dies in einem besonders eingerichteten Abteil des Ge- 
päckwagens. Auch die übrigen schnellfahrenden Züge können 
in Rücksicht auf Zugschwere und Streckenwiderstände meist 
nur einen Postwagen befördern, wobei die Mitnahme von Paket- 
post beschränkt, oft ganz ausgeschlossen ist. 


7. Paketpostbeförderung und Kleingüterverkehr der 
Eisenbahnen. 

Die Menge des Postgutes hat stetig zugenommen, 
so daß zwischen den Haupthandelsplätzen in einzelnen 
Zügen zwei und mehr Postwagen geführt, auf ein- 
zelnen Strecken sogar gesonderte Postzüge, die nur 
beladene Postwagen befördern, gefahren werden 
müssen. Zur Entlastung der Personenzüge ist die 
Paketpostbeförderung zwischen verkehrsreicheren 
Orten und Hauptumladeplätzen den beschleunigten 
Eilgüter-- und Ferngüterzügen überwiesen. Die in 
diesen Zügen laufenden Postwagen sind meist ge- 
schlossen. Ihre Ladung ist ähnlich wie die der 
Güterkurswagen gebildet, so daß Umladungen und 
Zurechtladungen zwischen Ausgangs- und Be- 
stimmungsstation nicht stattfinden müssen. Nur in 
der Weihnachtszeit wird die Paketpost auch der 
Orte mit mittlerem und kleinerem Verkehr (Unter- 
wegspost) auf einzelnen Strecken mit Eilgüterzügen 
befördert, die dann vorübergehend einen besonderen 
Fahrplan erhalten. Der überwiegende Teil der 
Unterwegspost wird jedoch mit den Postwagen 
in den Personenzügen befördert. Bei diesen bildet 
das Ein- und Ausladen der Post im Verein mit 
der Verladung des Eilguts, Expreßguts und 
des Reisegepäcks eine schwer empfundene Verzöge- 
rung und Verteuerung des Zugverkehrs. Dies macht 
sich besonders in den großen Zugausgangs- und End- 
stationen fühlbar. In solchen Stationen sind die 
Bahnsteiggleise meist so dicht mit Personenzügen be- 
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legt, daß das Be- und Entladen der Postwagen in den 
Zugpausen nicht möglich ist und auf eigenen Post- 
gleisen oder in eigenen Posthöfen geschehen muß. 
Der gleiche Vorgang wiederholt sich bei der Ver- 
ladung des Eilgutes. Post- und Eilgutanlagen sind 
aber fast immer räumlich getrennt. Die Ein- und Aus- 
stellung der Post- und Eilgutwagen erfordert daher 
doppelte Rangierarbeit, meist auf langen Rangier- 
wegen und unter Überkreuzung der Zugfahrstraßen. 
Mit der weiteren Ausdehnung der Beförderung von 
Expreßgut werden auch für diese Gütergruppe be- 
sondere Einrichtungen nötig, die von den Post- und 
Eilgutanlagen meist räumlich getrennt sein werden. 
Dazu kommt, daß in den Großstädten von der Eisen- 
bahn im wachsenden Umfange ein ähnlicher Zustell- 
dienst für das Expreßgut eingerichtet werden muß, 
wie er für die Paketpostzustellung besteht. In allen 
drei Fällen handelt es sich der Hauptsache nach um 
Kleingüterbeförderung. Es ist daher die Frage schon 
erörtert worden, ob denn die jetzige Teilung der 
Kleingüterbeförderung unter den beiden Schwester- 
verwaltungen im Hinblick auf den damit verbundenen 
Doppelaufwand für Bahnhofeinrichtungen, Fahrzeuge, 
Rangierarbeit, Zugkraft und Personal noch wirt- 
schaftlich sei. 


8. Einfluss der Eisenbahnen auf das Postwesen. 


Wie die Kurskarten aus den dreißiger und vier- 
ziger Jahren des vorigen Jahrhunderts zeigen, gab es 
damals in Deutschland auf den Landstraßen ein 
dichtes Postkursnetz. Auf den Hauptkursen wurde 
der Personen- und Briefpostverkehr durch Eilwagen 
vermittelt. Die Fahrten waren infolge entsprechender 
Bespannung und verhältnismäßig kurzer Anschluß- 
pausen an den Grenzen ziemlich beschleunigt. Eine 
Art Luxusbeförderung im heutigen Sinne waren die 
Extraposten, die als besonders schnelle und an- 
genehme Beförderungsgelegenheit galten. Für 
den Frachtverkehr bestanden auf den verkehrs- 
reicheren Kursen eigene Posten. Neben den Posten 
gab es private Stellwagenverbindungen. 


Als die ersten Eisenbahnen für den Personenver- 
kehr konzessioniert wurden, bestand vielfach die Be- 
fürchtung, daß die Postbetriebe durch die Einführung 
der Eisenbahnen in ihrer Existenz gefährdet würden. 
Die Postverwaltungen haben daher allerorten nicht 
versäumt, ihre Entschädigungsansprüche geltend zu 
machen, und es gelang ihnen auch, die Eisenbahnen 
mit erheblichen Leistungen zugunsten des Post- 
dienstes zu belasten. Es mußte von den Eisenbahnen 
die Briefpost und außerdem auf Verlangen in jedem 
Zug ein Postwagen unentgeltlich befördert werden. 
In den ältesten Verträgen legten die Regierungen 
den Eisenbahnen meist die Verpflichtung auf, zum 
mindesten mit jedem Personenzuge die Transporte 
der beteiligten Postverwaltungen gegen Entrichtung 
der niedersten Frachtpreise zu befördern. Einzelne 
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Postverwaltungen verlangten darüber hinaus noch 
besondere Entschädigungen. 

Die am 4. Oktober 1840 als Privatunternehmen eröffnete 
Bahn von München nach Augsburg hatte an die Staatspost- 
verwaltung für den Entgang an Postgefällen eine Vergütung zu 
leisten; die Gründungsgesellschaft der Bahn von Leipzig nach 
Dresden mußte an die sächsische Postkasse eine bedeutende 
Entschädigung zahlen für die der Post entgehende Personen- 
beförderung, außerdem enthielten die Konzessionsbedingungen 
weitgehende Verpflichtungen in bezug auf billige Beförderung 
der Postpakete. 

Das Eisenbahnpostgesetz hat die Leistungen der 
Eisenbahnen gesetzlich festgelegt. 

Der Gesamtwert der Leistungen der deutschen 
Eisenbahnen für die Post läßt sich ziffermäßig schwer 
feststellen, da in den Betriebsberichten nur die wirk- 
lich bezahlten Beförderungskosten, nicht aber die 
Werte der unentgeltlichen Leistungen veröffentlicht 
werden. Den Wert der letzteren berechnen die 
preußisch-hessischen Staatsbahnen im Jahre 1908 auf 
rund 41 Millionen Mark. Werden die unentgeltlichen 
oder nicht voll bezahlten Leistungen der übrigen deut- 
schen Eisenbahnen ähnlich bewertet, so ergibt sich ein 
ungedeckter Aufwand der Eisenbahnen für Post- 
dienstzwecke von nahezu 60 Millionen Mark für ein 
Jahr. 

Wie sich die Postbeförderung seit 1875 — ältere 
einwandfreie Vergleichsziffern stehen nicht zur Ver- 
fügung — auf den Landstraßen und den Eisenbahnen 
entwickelt hat, zeigen die nachstehenden Tabellen: 


L 
Im deutschen Reiche hat betragen: 


die Zahl der Eisen- 


bahnpostwagen 
die Zahl der von 
Eisenbahnpost- 
wagen zurück- 
gelegten Achs- 
kilometer. .... 


1 211*) 1 664*) 2 577*) 


153 109 647**) |256 799 286**) |509 975 899**) 


II. 


Im Reichspostgebiet hat betragen: 


bei einer Gesamt- 
Einnahme der 
Reichspostverwal- 
tung von.. Mk. 1103 781 313, 224 722 296 

die Zahl der auf | 
Eisenbahnen von 
den Posten zu- 
rückgelegten km 

der Aufwand hier- 
BR ran Mk. 


623 376 865 


73 709 014***) 135 489 452***) 253 503 999***) 


3 764 891 | 7 253 837 | 14 259 126 
*) Ohne die mit Postabteil ausgestatteten Eisenbahnwagen. 
**) In diesen Zahlen sind auch die Achskilometerleistungen 
der als Postbeiwagen verwendeten Güterwagen, dagegen nicht 
die Achskilometerleistungen der Postabteilwagen enthalten. 
***) In‘ diesen Zahlen ‘sind auch: die Wagenkilometer- 


leistungen der Postabteilwagen enthalten. 
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9, Schlußwort. 


Es läge der Versuch nahe, einen Vergleich an- 
zustellen, welches der beiden Schwesterinstitute dem 
anderen mehr gegeben oder genommen hat. 

Der Personentransport, den die Postverwaltung 
den Eisenbahnen überlassen mußte, dürfte für sich 
allein auch in den besten Zeiten kein besonders ge- 
winnbringender Betriebszweig gewesen sein. Die 
Eisenbahnen ihrerseits haben den Personenverkehr zu 
hoher Blüte gebracht. Heute (1908) werden auf den 
deutschen Eisenbahnen jährlich 108 Millionen 
Reisende befördert und 742 Millionen Mark aus dem 
Personenverkehr vereinnahmt. Aber trotzdem sollte 
ihnen das Erbe keine ungeteilte Freude bereiten. 
Denn der Personenverkehr wird von den meisten 
Eisenbahnverwaltungen ohne Reingewinn, von vielen 
sogar mit Verlust bedient. 

Anderseits hat erst die hohe Qualität der Be- 
förderungsleistung, die die Eisenbahnen der Postver- 
waltung für die Bedienung ihres Brief- und Paket- 
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verkehrs gegen eine weit unter den Selbstkosten 
bleibende Vergütung zur Verfügung gestellt haben, 
die unvergleichliche Entwicklung des Postverkehrs 
ermöglicht. Es mag fast den Anschein gewinnen, als 
ob bei der Auseinandersetzung zwischen Post und 
Eisenbahn die Postverwaltung das bessere Teil er- 
wählt hätte. 

Aber die beiden Schwesteranstalten dürfen nicht 
miteinander rechten, wer von der anderen mehr 
empfängt. Ohne den hoch entwickelten Nachrichten- 
verkehr der Post- und Telegraphenverwaltung hätte 


der Eisenbahnverkehr nicht den Aufschwung 
nehmen können, dessen er sich heute er- 
freut. Gerade das Zusammenwirken der beiden 


jüngsten Sprossen des Transportwesens hat mehr als 
alle anderen Errungenschaften des 19. Jahrhunderts 
jene beispiellose Entwicklung des Weltverkehrs und 
damit die elementaren Umwälzungen der Weltwirt- 
schaft heraufführen helfen, die die neue Zeit kenn- 
zeichnet. 


B. Verhältnis der Eisenbahnen zur Heeresverwaltung. 


1. Geschichtlicher Rückblick. 

In den ersten Zeiten des Eisenbahnwesens wurde 
die Bedeutung des neuen Verkehrsmittels für die Be- 
wegung der Heere nicht allgemein anerkannt. Auch 
militärische Kreise standen den Eisenbahnen anfangs 
kühl und gleichgültig gegenüber. Es gab gelehrte 
Zweifler, die herausrechneten, daß eine Armee auf 
der Sohle schneller vorwärts komme als auf der 
Eisenbahn. Eine Wandlung in dieser Anschauung 
vollzog sich erst allmählich, als größere zusammen- 
hängende Eisenbahnverbindungen entstanden, die Be- 
triebseinrichtungen der Eisenbahnen verbessert und 
ihre Fahrbetriebsmittei vermehrt wurden. Heute 
wird die Einwirkung der Eisenbahnen auf die Krieg- 
führung von allen Staaten sowohl in der Organisation 
ihrer Heere als in der Ausbildung und Vervollkomm- 
nung ihrer Eisenbahnnetze und Betriebsmittel ge- 
würdigt. Der weise Schlachtenlenker Moltke hat die 
Wichtigkeit der Eisenbahnen für die Kriegführung 
schon zu einer Zeit erkannt, als die Technik dieses 
Verkehrsmittels sich noch im Anfang der Entwicklung 
befand. Als Chef des Generalstabs der preußischen 
Armee hat Moltke eine durchgreifende Organisation 
des Militäreisenbahnwesens geschaffen, die zum 
ersten Male im Kriege 1866 mit hervorragendem 
Erfolg angewendet wurde. Der Aufmarsch der 
preußischen Armee, der sich unter geschickter 
Benutzung der fünf auf den Kriegsschauplatz 
verlaufenden Eisenbahnlinien in überraschender 
Kürze vollzog, war nach fachmännischem Urteil 
über alles Lob erhaben. Auf Grund der Er- 
fahrungen des Feldzuges von 1866 wurde im preußi- 
schen Generalstab die militärische Organisation zur 
Ausnützung der Schienenwege im Kriege noch weiter 
ausgebildet. Es wurde ein Plan für die Mobilmachung 
und den Aufmarsch des deutschen Feldheeres vor- 


bereitet, der sich im Kriege 1870/71 glänzend be- 
währte. Der Aufmarsch der deutschen Armee er- 
folgte mit einer Präzision, die die gesamte Welt mit 
Bewunderung erfüllte. Auch im Verlauf des ganzen 
Feldzuges spielten die Eisenbahnen eine Rolle wie nie 
Zuvor. 

Am 3. August 1870, dem 19. Mobilmachungstage, war nach 
einem elftägigen Eisenbahntransport, der sich auf 6 nord- 
deutschen und 3 süddeutschen Bahnlinien vollzog, die deutsche 
Feldarmee in einer Stärke von 356000 Mann, 87000 Pferden, 
8400 Geschützen und Fahrzeugen operationsfähig an der fran- 
zösischen Grenze versammelt. In den nächsten Tagen folgten 
noch 100 000 Mann, 48000 Pferde, 3550 Geschütze und Fahr- 
zeuge. Zu diesen Transporten waren im ganzen 1205 Eisen- 
bahnzüge mit 115000 Achsen benötigt. Die einzelnen Linien 
waren je nach Leistungsfähigkeit mit 12—18 Zügen von 60 bis 
100 Achsen täglich belastet. 


Die vorzügliche Durchführung der Aufmarsch- 
bewegung war neben den vortrefflichen Dis- 
positionen des preußischen Generalstabes der 
patriotischen Begeisterung zu verdanken, mit der 
die deutschen Eisenbahnverwaltungen bei Er- 
laß des Mobilmachungsbefehls ihre Aufgabe erfaßten, 
so daß es ungeachtet der damaligen Zersplitterung 
des deutschen Eisenbahnverkehrswesens gelang, 
alle, auch die süddeutschen Eisenbahnverwaltungen, 
unter einheitlicher Leitung zur gemeinsamen Durch- 
führung der an sie herantretenden schwierigen Auf- 
gabe zu vereinigen. 


2. Gesetzliche Bestimmungen. 

Das Deutsche Reich, wiedererstanden in einem 
Kriege, an dessen glücklichem Verlauf den deutschen 
Eisenbahnen ein hervorragender Anteil gebührt, hat 
sich den Einfluß auf den Bau und Betrieb dieses wich- 
tigen Kriegsmittels, der im Interesse der Landes- 
verteidigung geboten erschien, in der Verfassungs- 
urkunde gesichert. 
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Nach Art. 4 Ziffer 8 der deutschen Reichsverfassung unter- 
liegt das deutsche Eisenbahnwesen im Interesse der Landes- 
verteidigung und des allgemeinen Verkehrs der Beaufsichtigung 
und Gesetzgebung des Reichs, in Bayern vorbehaltlich der Be- 
stimmung in Art. 46 der Reichsverfassung. 

Nach Maßgabe dieser Bestimmungen nimmt 
die Reichsleitung auf den Bau der Eisenbahnen 
insoweit Einfluß, als sie die Entwürfe von Eisen- 
bahnen, die für die Verteidigung des Reichs eine 
Bedeutung haben, prüft und darauf hinwirkt, daß die 
Anlagen solcher Bahnen den Anforderungen ent- 
sprechen, die an sie im Kriegsfall gestellt werden 
müssen. 

Ein weitgehendes Recht hinsichtlich des Baues von Eisen- 
bahnen hat sich das Reich ferner in Art. 41 der Reichs- 
verfassung vorbehalten, wonach Eisenbahnen, die im Interesse 
der Verteidigung Deutschlands für notwendig erachtet werden, 
kraft eines Reichsgesetzes auch gegen den Widerspruch der 
Bundesglieder, deren Gebiet die Eisenbahnen durchschneiden, 
für Rechnung des Reichs angelegt oder an Privatunternehmer 
konzessioniert und mit dem Enteignungsrechte ausgestattet 
werden können. Endlich ist durch ein besonderes Reichsgesetz, 
nämlich durch das Gesetz, betr. die Beschränkung des Grund- 
eigentums in der Umgebung von Festungen vom 21. Dezember 
1871, die Mitwirkung der Kriegsverwaltung gesichert bei Neu- 
anlage oder Veränderung von Eisenbahnen in der nächsten 
Umgebung der bereits vorhandenen sowie der in Zukunft anzu- 
legenden permanenten Befestigungen. 

Der Einfluß des Reichs auf den Betrieb der mili- 
tärisch wichtigen Eisenbahnen ist gewahrt durch die 
Bestimmung in Art. 46 Abs. 3 der Reichsverfassung, 
wonach dem Reiche das Recht zusteht, im Wege der 
Gesetzgebung einheitliche Normen für die Kon- 
struktion und Ausrüstung der für die Landes- 
verteidigung wichtigen Eisenbahnen aufzustellen, 
ferner durch Art. 47, nach dem sämtliche Eisenbahn- 
verwaltungen den Anforderungen der Behörden des 
Reichs in betreff der Benutzung der Eisenbahnen 
zum Zweck der Verteidigung Deutschlands un- 
weigerlich Folge zu leisten, sowie insbesondere das 
Militär und alles Kriegsmaterial zu gleichen er- 
mäßigten Sätzen zu befördern haben. 

Der Art. 47 der Reichsverfassung ist näher ausgeführt und 
ergänzt worden durch die $$ 28-31 des Gesetzes über die 
Kriegsleistungen vom 13. Juni 1873 mit der Ausführungs- 
verordnung vom 1. April 1876 und durch $ 15 des Gesetzes über 
die Naturalleistungen für die bewaffnete Macht im Frieden vom 
13. Februar 1875, in neuer Fassung bekanntgegeben am 24. Mai 
1898 mit Ausführungsverordnung vom 13. Juli 1898, 

Das Aufsichtsrecht des Reichs über die Eisen- 
bahnen im Interesse der Landesverteidigung wird 
vom Reichseisenbahnamte wahrgenommen, das mit 
Gesetz vom 27. Juni 1873 errichtet wurde. 


3. Verpflichtungen der Eisenbahnen gegenüber der 
Heeresverwaltung im Frieden. 


Nach $ 15 des Friedensleistungsgesetzes ist jede 
Eisenbahnverwaltung verpflichtet, die Beförderung 
der bewaffneten Macht, sowie des Materials des 
Landheeres und der Marine gegen Vergütung nach 
Maßgabe eines vom Bundesrate zu erlassenden und 


von Zeit zu Zeit zu revidierenden allgemeinen Tarifs 
(Militärtarif) zu bewirken. 


Die Verpflichtung der Eisenbahnverwaltungen zur Be- 
förderung des Militärs und seines Materials kann an sich als 
eine besondere Militärlast nicht erachtet werden; denn Eisen- 
bahnen, die der Benutzung des Publikums übergeben sind, 
haben den Charakter öffentlicher Verkehrsanstalten, ihre Be- 
nutzung darf daher niemandem verweigert werden, der sich 
den allgemeinen Vorschriften der Eisenbahnverkehrsordnung 
unterwirft, mithin darf sie auch der Militärverwaltung weder 
versagt noch durch besondere Bedingungen erschwert werden. 
Eine besondere Verpflichtung ist den Eisenbahnverwaltungen 
nur insofern auferlegt worden, als sie das Militär und alles 
Kriegsmaterial zu gleichen ermäßigten Sätzen zu befördern ver- 
pflichtet sind. 


4. Verpflichtungen der Eisenbahnen gegenüber 
der Heeresverwaltung im Kriege. 


Die Vorschriften des Kriegsleistungsgesetzes sind 
Ausnahmebestimmungen. Sie treten in Wirksamkeit 
von dem Tage ab, an dem die bewaffnete Macht mobil 
gemacht wird, und verlieren ihre Anwendbarkeit mit 
dem Zeitpunkte, wo der Friedenszustand wieder ein- 
tritt. Nach $ 28 des Kriegsleistungsgesetzes ist jede 
Eisenbahnverwaltung verpflichtet: 


a) die für die Beförderung von Mannschaften und 
Pierden erforderlichen Ausrüstungsgegen- 
stände ihrer Eisenbahnwagen bereitzuhalten; 

b) die Beförderung der bewaffneten Macht und 
der Kriegsbedürfnisse zu bewirken; 

c) ihr Personal und ihr zur Herstellung und zum 
Betriebe von Eisenbahnen dienliches Material 
herzugeben. 


Die Beförderung (b) begreift nicht bloß die eigentliche 
Fortbewegung der Militärtransporte in sich, sondern auch jede 
dazu gehörige Hilisleistung. Es gehören dazu also sämtliche 
Arbeiten, durch die die Transporte vorbereitet werden, ins- 
besondere die Freihaltung der Bahnhöfe, die Herstellung von 
Rampen, von provisorischen Lagerräumen, von Güterschuppen, 
die Ausrüstung der Wagen, um sie für die Beförderung von 
Mannschaften und Pferden nutzbar zu machen, das Be- und 
Entladen der Wagen, die Herstellung von Einrichtungen zur 
Wasserversorgung in den Verpflegungs- und Tränkanstalten, 
die den Anforderungen des Militärfahrplans entsprechende Neu- 
gestaltung des Personal- und Lokomotivdienstes, die Aus- 
rüstung der Lazarett-, Hilislazarett- und Krankenzüge (aus- 
schließlich der eigentlichen Lazaretteinrichtung), die Bereit- 
stellung der Räume und Plätze für die Verpflegung und für die 
Errichtung der von der Militärverwaltung auszuführenden Ver- 
pflegungs-, Marketenderei- und Tränkanstalten. 

Die Verpflichtung der Eisenbahnverwaltungen zur Hergabe 
des Personals (c) kommt nur in Frage für die im Militärbetrieb 
(Ziffer 6c) befindlichen Eisenbahnen und besteht darin, daß die 
Eisenbahnverwaltungen ihren Beamten und Arbeitern gegen- 
über auf die Erfüllung der Dienstpflichten verzichten, damit 
diese zeitweise in den Dienst der Militäreisenbahnbehörden 
(Militär-Eisenbahndirektionen) eintreten können, und daß die 
Eisenbahnverwaltungen ihre Angestellten anhalten, den Militär- 
eisenbahndienst zu versehen. Die Verpflichtung zur Abgabe 
von Material umfaßt sowohl das Betriebsmaterial — Lokomo- 
tiven und Wagen — als die zum Bau und zur Ausrüstung von 
Eisenbahnen erforderlichen Gegenstände. 

Für die Beförderung der bewaffneten Macht und der Kriegs- 
bedürfnisse (b) kommt nach $ 29 des Kriegsleistungsgesetzes 


der gleiche Militärtarif zur Anwendung, wie er nach $ 15 des 
Friedensleistungsgesetzes für die Militärtransporte im Frieden 
festgesetzt wird. Im übrigen vergl. Ziffer 5 Vergütungen. 

Während die vorstehend bezeichneten Kriegs- 
leistungen der Eisenbahnen im allgemeinen einen be- 
stimmten Inhalt haben, sind nach $ 31 des Kriegs- 
leistungsgesetzes die Eisenbahnen auf dem Kriegs- 
schauplatz oder in dessen Nähe der Verfügung der 
Militäreisenbahnbehörden gänzlich unterworfen. 
Diese Behörden können bestimmen, daß der Betrieb 
fortgeführt, daß er eingestellt und daß er wieder auf- 
genommen wird. Sie können ferner die Einrichtung 
des Betriebs vorschreiben, also insbesondere die 
Art, in der die Züge zusammenzusetzen und zu 
führen sind, und die Vorkehrungen, die für die Sicher- 
heit der Züge, der Bahnanlagen, der Betriebsmittel zu 
treffen sind usw. (Militärbetrieb). 


5. Vergütungen für die Leistungen der Eisenbahn- 
verwaltungen. 


Die Leistungen der Eisenbahnen für die Heeres- 
verwaltung sind teils entgeltliche, teils unentgeltliche. 
Wo eine Vergütung eintritt, wird sie aus Reichs- 
mitteln gewährt. 

Für die Bereithaltung der Ausrüstungsgegen- 
stände der Eisenbahnwagen wird eine Vergütung nicht 
gewährt. Ebenso erhalten die Eisenbahnverwaltungen 
keine Vergütung dafür, daß sie ihr Personal der 
Militärverwaltung im Kriegsfalle zur Verfügung 
stellen. Die Militärverwaltung übernimmt dagegen 
für die in ihren Dienst tretenden Personen auf die 
Dauer des Dienstes die Zahlung des ihnen zukommen- 
den Friedenseinkommens, sowie ihre Verpflegung 
nach den im Etat für die einzelnen Stellen ausge- 
worfenen Ansätzen. 

Die Transportleistungen sowohl im Frieden als 
im Kriege sowie das im Kriege leihweise abgegebene 
Betriebsmaterial werden nach dem Militärtarif ver- 
gütet, dessen Sätze für Beförderung von Militär- 
personen und von Militärgut gegenüber den Sätzen 
des Tarifs für den öffentlichen Verkehr bedeutend 
ermäßigt sind. Der zurzeit gültige Militärtarif 
wurde am 18. Januar 1899 vom Reichskanzler be- 
kanntgegeben. 

Von den Sätzen des Militärtarifs verdient der am häufigsten 
zur Anwendung kommende Satz für Beförderung von Mann- 
schaften besonders hervorgehoben zu werden. Er betrug nach 
dem früher gültigen Militärtarif 1*/2 Pf. für das Kilometer und 
wurde im Militärtarif vom 18. Januar 1899 auf 1 Pf. herab- 
gesetzt. Di.se Verbilligung hat die für die Ausbildung der 
Armee nützliche Folge gehabt, daß die militärische Bean- 
spruchung der Eisenbahnen im Frieden erheblich gesteigert 
werden konnte für eine vermehrte Benutzung der Truppen- 


übungsplätze und für eine umfangreichere Anlage der großen 
Truppenübungen. 


Für das gelieferte Bau- und Ausrüstungsmaterial 
erfolgt die Vergütung nach den am Ort und zur Zeit 
der Leistungen bestehenden Durchschnittspreisen, 


die im Wege des Abschätzungsverfahrens fest- 
zusetzen sind. 
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6. Militärische Organisation des Eisenbahnwesens. 
a) Allgemeines. 


Die militärische Organisation der Benutzung der 
Eisenbahnen im Frieden und im Kriege ist auf Grund 
des Friedens- und des Kriegsleistungsgesetzes in um- 
fassender Weise geregelt in der Militärtransport- 
ordnung. 


Die jetzt gültige Militärtransportordnung ist durch Kaiser- 
liche Verordnung vom 18. Januar 1899 in Kraft gesetzt worden. 
Ursprünglich war im Anschluß an das Kriegsleistungsgesetz eine 
besondere Kriegstransportordnung vom 26. Januar 1887 und im 
Anschluß an das Friedensleistungsgesetz eine besondere 
Friedenstransportordnung vom 11. Februar 1888 erlassen 
worden. Diese beiden Ordnungen wurden in der jetzt gültigen 
Militärtransportordnung vereinigt. 

Für die Ausführung der Militärtransporte sind in der Haupt- 
sache die gleichen betriebsdienstlichen Vorschriften maßgebend, 
wie für die Durchführung der übrigen Eisenbahntransporte, also 
die Bestimmungen der für sämtliche deutsche Eisenbahnen 
gültigen Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung und der Eisen- 
bahn-Signalordnung, sowie die sonstigen von den Eisenbahn- 
verwaltungen für die Sicherheit des Betriebes erlassenen Vor- 
schriften (besonders die seit dem 1. August 1907 für sämtliche 
deutschen Eisenbahnen vereinheitlichten Fahrdienstvorschriften), 
endlich im Frieden die Bestimmungen der Eisenbahnverkehrs- 
ordnung. Ergänzungen dieser allgemeinen Ordnungen und 
Vorschriften, zum Teil auch davon abweichende Bestimmungen 
enthält die Militärtransportordnung insoweit, als es die eigen- 
artigen bei den verschiedenen Militärtransporten auftretenden 
Bedürfnisse geboten erscheinen lassen. 

Die militärische Beanspruchung der Eisenbahnen im Frieden 
soll sich im allgemeinen der zur Zeit der Ausführung der Trans- 
porte bestehenden Leistungsfähigkeit der Strecken anpassen, im 
Kriegsfall aber ist auf Ansuchen der Militärverwaltung die 
Leistungsfähigkeit einzelner Stationen und Strecken durch ge- 
eignete Einrichtungen zeitweise oder dauernd zu steigern. Diese 
Einrichtungen sind, soweit es deren rechtzeitige Inbetriebnahme 
im Kriegsfalle erfordert, schon im Frieden vorzubereiten. 


b) Organisation der Behörden. 


Die Vorbereitung und Ausführung der Militär- 
transporte erfordert ein zweckentsprechendes Zu- 
sammenwirken der Militär- und Zivil-Eisenbahn- 
behörden. Um dieses Zusammenwirken sicherzu- 
stellen, ist eine eigenartige Organisation dieser Be- 
hörden geschaffen worden. 


Die Organisation hat im wesentlichen heute noch 
die Gestalt, die sie im Verlauf des Krieges 1870/71 
unter dem Zwange der Umstände und auf Grund der 
Kriegserfahrungen angenommen hat. Die Organi- 
sation hat ihre Hauptaufgabe zwar erst im Kriegsfalle 
zu erfüllen, sie ist aber schon im Frieden wirksam 
bei Durchführung von Militärtransporten und bei der 
Vorbereitung der militärischen Benutzung der Eisen- 
bahnen im Kriege. 


Die Interessen der gesamten bewaffneten Macht 
an der militärischen Benutzung der deutschen Eisen- 
bahnen werden vom preußischen Kriegsministerium 
wahrgenommen. 


Für die bayerischen Eisenbahnen werden diese Interessen 
im Frieden vom bayerischen Kriegsministerium vertreten. 
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Der Chef des preußischen Generalstabs der 
Armee ist im Frieden der Vorgesetzte der Militär- 
eisenbahnbehörden. Als solche gelten im Frieden: 

die Eisenbahnabteilung des preußischen Großen 
Generalstabs, die Linienkommandanturen, die Bahn- 
hofskommandanturen. 

In der Regel wird für jede Eisenbahnverwaltung 
(Eisenbahndirektion) eine eigene Linienkomman- 
dantur errichtet. Die Bahnhofskommandanturen 
sind der Linienkommandantur unmittelbar unter- 
stellt, sie werden nach Bedarf eingesetzt und hand- 
haben die militärischen sowie militärpolizeilichen An- 
ordnungen im Bereich des Bahnhofes. 

Im Kriegsfalle werden in diesen Behörden- 
organismus noch folgende militärische Stellen ein- 
geschoben: der Generalinspekteur des Etappen- und 
Eisenbahnwesens, der Chef des Feldeisenbahn- 
wesens, der Chef der Eisenbahnabteilung des preußi- 
schen stellvertretenden Generalstabs, die Militär- 
eisenbahndirektionen, der Chef des Feldsanitäts- 
wesens. 

Auf seiten der Eisenbahnverwaltungen ist das 
Reichseisenbahnamt als Organ des Reichskanzlers 
die Zentralstelle für alle Kriegsleistungen der Eisen- 
bahnen. 

Zur Durchführung des geschäftlichen Verkehrs 
der Eisenbahnverwaltungen mit den Militärbehörden 
bestellen die Eisenbahnverwaltungen einen höheren 
Eisenbahnbeamten als Bevollmächtigten für Militär- 
angelegenheiten (Bahnbevollmächtigten), der im un- 
mittelbaren Benehmen mit der Linienkommandantur 
die Militärtransporte vorbereitet. 


c) Eisenbahnbetrieb im Kriege. 

Im Kriegsfalle werden zwei Arten des Betriebs 
der Eisenbahnen unterschieden: der Kriegsbetrieb 
und der Friedensbetrieb. Der Kriegsbetrieb wird für 
die Eisenbahnstrecken angeordnet, die auf dem 
Kriegsschauplatz oder in dessen Nähe liegen, die 
übrigen Eisenbahnstrecken verbleiben im Friedens- 
betrieb. Die Grenzen zwischen den beiden Gebieten 
werden für alle in Betracht kommenden Eisenbahn- 
linien durch „Übergangsstationen“ bezeichnet. Wird 
der Betrieb einer im Kriegsbetriebe befindlichen 
Eisenbahn durch die Militäreisenbahnbehörden über- 
nommen, so geht die Eisenbahn dadurch in den 
Militärbetrieb über. Dieser wird eingerichtet auf 
jenen im Kriegsbetrieb befindlichen deutschen Eisen- 
bahnstrecken, deren Verwaltungsvorstände ihrer 
Funktionen nach den Bestimmungen des $ 31 des 
Kriegsleistungsgesetzes enthoben sind, ferner auf den 
während des Krieges in Besitz genommenen fremd- 
ländischen und auf den von der Militärbehörde zu 
Kriegszwecken neu angelegten Bahnstrecken. Hin- 
sichtlich der im Friedensbetrieb verbleibenden 
Strecken sind die Eisenbahnverwaltungen bei Er- 
füllung der ihnen nach $ 28 des Kriegsleistungs- 
gesetzes obliegenden Verpflichtungen der Ober- 
aufsicht des Reichseisenbahnamtes unterstellt, hin- 


sichtlich der im Kriegsbetriebe befindlichen Strecken 
haben die Eisenbahnverwaltungen ausschließlich 
den Anordnungen der Militäreisenbahnbehörden Folge 
zu leisten. Die Handhabung des Eisenbahndienstes 
selbst verbleibt auch auf den im Kriegsbetrieb befind- 
lichen Strecken zunächst in den Händen der Zivil- 
eisenbahnbehörden, sie geht an die Militäreisenbahn- 
behörden erst über, wenn der Militärbetrieb einge- 
richtet wird. 


d) Besondere Einrichtungen. 


Von den durch die Eigenart der militärischen Be- 
dürfnisse bedingten besonderen Einrichtungen ver- 
dienen noch erwähnt zu werden der Militärfahrplan 
und das Krankentransportwesen. 


Der Militärfahrplan bildet die 
wichtigste Grundlage für die eisen- 
bahnmilitärischen Mobilmachungsvorarbeiten. Er 
wird von der Militäreisenbahnbehörde unter Mit- 
wirkung der beteiligten Eisenbahnverwaltungen nach 
der vollen Leistungsfähigkeit der einzelnen Strecken 
und der Anschlußbahnen aufgestellt. Die allgemeinen 
Grundsätze für die Aufstellung des Militärfahrplans 
sind geringe und für alle Züge derselben Richtung 
gleiche Fahrgeschwindigkeit. 

Im Kriege 1866 wurden im allgemeinen auf eingleisigen 
Bahnen 8, auf zweigleisigen 12 Züge täglich durchgeführt; diese 
Zahlen wurden im Feldzuge 1870/71 auf 12 und 18 erhöht. Es 
ist anzunehmen, daß die in der Zwischenzeit erfolgte Ver- 
besserung der Betriebseinrichtungen auf einzelnen Strecken in 
der Zukunft eine weitere Steigerung der Leistungsfähigkeit der 
Bahnen ermöglicht. 


Der Militärfahrplan wird im Kriegsfalle durch 
den Generalinspekteur des Etappen- und Eisenbahn- 
wesens in Kraft gesetzt, wenn sich die Militärtrans- 
porte mit den Zügen des öffentlichen Verkehrs und 
mit den in den Fahrplan des öffentlichen Verkehrs 
eingeschalteten Militär-Bedarfs- und Sonderzügen 
nicht mehr durchführen lassen. Gewisse Züge des 
Militärfahrplans dürfen zeit- und streckenweise durch 
den Öffentlichen Verkehr mitbenutzt werden, soweit 
sie durch Militärtransporte nicht voll in Anspruch 
genommen werden. Die Bahnen des eigentlichen 
Kriegsschauplatzes sind dem öffentlichen Verkehr 
grundsätzlich verschlossen. 


Militärfahrplan. 


Für die Erhaltung der 
Schlagfertigkeit und Be- 
wegungsfreiheit der Armee ist es von hervor- 
ragender Wichtigkeit, daß die kranken und ver- 
wundeten Krieger möglichst rasch vom eigentlichen 
Kriegsschauplatz weg den heimatlichen Lazaretten 
und Pflegeanstalten zugeführt werden. (Kranken- 
zerstreuung.) Die Sache ist im einzelnen geregelt 
in der Militärtransportordnung und in der Kriegs- 
sanitätsordnung. Zur Beförderung der Kranken und 
Verwundeten sind Lazarett-, Hilislazarett- und 
Krankenzüge vorgesehen. Die Eisenbahnverwaltungen 
haben die Wagen für diese Züge nach dem Kriegs- 


Krankentransportwesen. 
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leistungsgesetz beizustellen und die Ausstattung der 
Züge, jedoch ausschließlich der eigentlichen Lazarett- 
einrichtung, auf Wunsch und nach Angabe sowie auf 
Kosten der Militärverwaltung zu übernehmen. Die 
Lazarettzüge sollen ausschließlich Kranke und Ver- 
wundete aufnehmen, die nur liegend befördert 
werden dürfen. Sie sind geschlossene Formationen 
mit ständigem Personal und schon im Frieden voll- 


Das deutsche Eisenbahnwesen der Gegenwart. 


einten Bemühungen der Eisenbahnverwaltungen und der Militär- 
verwaltung gelingen wird, auch auf diesem wichtigen Gebiet in 
der Zukunft zweckentsprechende Leistungen zu erzielen. 


7. Schlußbetrachtung. 


In den europäischen Kriegen des 19. Jahr- 
hunderts berechnete sich die Stärke der Streitkräfte 


Jahr 


17 931 


Betriebslängen in km*) 


Frankreich 


1880 26 189 
1890 36 895 
1900 42 826 
1908 48 123 

*) Mit Einschluß der schmalspurigen Strecken. 
ständig bereit gestellter Einrichtung. Sämtliche 


Wagen haben durchgehende Verbindung. Hilfs- 
lazarettzüge dienen dem gleichen Zweck wie die 
Lazarettzüge, sind jedoch nur für eine vorüber- 
gehende Benutzung bestimmt. Sie werden nach 
Möglichkeit aus den leer zur Heimat zurück- 
kehrenden Wagen gebildet. Krankenzüge dienen 
zum Transport von Kranken, die sitzend fahren 
können. Sie werden nach Bedarf aus vorhandenen 
Personen- oder bedeckten Güterwagen gebildet und 
bedürfen in der Regel keiner besonderen Einrichtung. 

In den Kämpfen des Jahres 1866 wurde der erste Anfang 
damit gemacht, die Beförderung der Verwundeten in die Kriegs- 
leistungen der Eisenbahnen einzufügen. Die Einrichtungen 
waren jedoch noch sehr dürftig. Es wurden auf dem Boden der 
Güterwagen Matratzen oder Stroh gelagert, und auch diese 
Bettung war oft nicht vorhanden. In den folgenden Jahren des 
Friedens zeigte sich das eifrige Bestreben, angemessene Ein- 
richtungen für die Beförderung der Kranken und Verwundeten 
auszubilden. Der Krieg 1870/71 ließ daher hierin im Vergleich 
mit den Leistungen des Jahres 1866 einen wesentlichen Fort- 
schritt erkennen. Im Jahre 1870/71 standen zum ersten Male 
Lazarettzüge mit Durchgangswagen und vollständiger Ein- 
richtung zur Verfügung — marschierende Feldlazarette, wie sie 
genannt wurden. Das Streben nach weiterer Vervollkommnung 
pflanzte sich fort über die Jahre des Krieges hinaus bis in die 
Gegenwart. Es darf daher erwartet werden, daß es den ver- 


ieder der beiden kriegführenden Parteien nach 


Europ. Rußland 
einschl. Finnland 


Großbritannien 
und Irland 


24 999 
23 857 8715 28 854 
30 957 12 907 32 297 
48 107 15 787 35 186 
58 843 16 718 37 263 


Hunderttausenden und betrug z. B. im Kriege 1870/71 
500—600 000 Mann. In einem Zukunftskrieg werden 
Millionenheere einander gegenüberstehen. Mit dieser 
Steigerung der Heeresmassen hat die Erweiterung 
der Eisenbahnnetze gleichen Schritt gehalten, denn 
unter dem Einfluß des gewaltigen Aufschwunges, den 
das ganze europäische Wirtschaftsleben in den 
letzten Jahrzehnten genommen hat, haben sich die 
Betriebslängen der Eisenbahnen in den europäischen 
Großstaaten — mit Ausnahme von Großbritannien, 
das schon im Jahre 1870 ein gut ausgebildetes Eisen- 
bahnnetz besaß — vervielfacht. Diese Entwicklung 
ist in der obenstehenden Tabelle dargestellt. 


Das Deutsche Reich ist beim Ausbau seines 
Eisenbahnnetzes hinter den übrigen europäischen 
Großstaaten nicht zurückgeblieben, nimmt vielmehr 
im Jahre 1908 die erste Stelle ein. In der nach- 
stehenden Übersicht ist die Entwicklung des deut- 
schen Eisenbahnnetzes nochmals ersichtlich gemacht 
unter Ausscheidung der Haupt- und Nebenbahnen, 
der Staats- und Privatbahnen und der mehrgleisigen 
Strecken. 


Aus dieser Übersicht geht auch hervor, daß die 
im 


für die Landesverteidigung wichtigen, früher 


Übersicht über die Erweiterung des deutschen Eisenbahnnetzes*) von 1870—1908. 
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1870 18 311,8 18 311,8 8 255,1 8 255,1) 2880,3 
1880 130 460,0) 3 247,533 707,5[20 113,3| 2 211,9 22 325,2) 7 127,9 


1890 
1900 
1908 


31 542,0 10 337,0 41 879,0]29 181,6, 8 762,9 37 944,5 11 880,2 


*) Mit Ausschluß der schmalspurigen Strecken. 


32 278,4 17 651,8 49 930,2|31 039,114 847,345 886,4 17 263,8) 358,9 
34 037,9 23 316,0 57 353,933 162,0/19 939,7 53 101,721 099,9| 380,6 
1.1.1909]34 037,923 316,057 353,9|33 839,6 20 072,153 911,7 21 665,4! 380,6 


10 056,7 10 056,7 3 063,1 
10 346,81 035,511 382,32 801,0 
2360,41 574,1 3934,5) 829,7 
1239,32 804,5 4 043,8 706,0, 9,30 
875,93 376,3) 4 252,2 666,8) 9,30 
198,33 243,9 3442,2 101,3 9,30 


8 626,9 10 178,818 805,7 
22 596,511 470,334 066,8 
38 135,3 3 969,242 104,4 
46 135,1 4 024,450 159,5 
53 134,1, 4 267,257 401,3 
53 939,5. 3 461,857 401,3 
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Besitz von Privatgesellschaften befindlichen Haupt- 
bahnlinien nunmehr fast vollständig verstaatlicht 
sind. Nach dem am 1. Januar 1909 erfolgten Über- 
gang des letzten großen Privatbahnnetzes, der pfälzi- 
schen Eisenbahnen, an den bayerischen Staat stehen 
den staatlichen Hauptbahnen mit insgesamt 
33839 km nur noch 198 km im Privatbesitz befind- 
liche Hauptbahnstrecken gegenüber, während dieses 
Verhältnis im Jahre 1880 20113 :10346 war. Im 
Besitz von Privatgesellschaften stehen also nunmehr 
fast ausschließlich Nebenbahnen mit geringer 
militärischer Bedeutung. Welche Steigerung der 
Wehrkraft der Eisenbahnen in dieser Verstaatlichung 
erblickt werden darf, möge dem folgenden Urteil des 
Feldmarschalls Moltke aus dem Jahre 1880 ent- 
nommen werden. 

„Es ist unzweifelhaft, daß die Verstaatlichung der 
wichtigsten Bahnlinien des Staates im militärischen Interesse 
durchaus wünschenswert ist. Die Eisenbahnen sind in unserer 
Zeit eines der wesentlichsten Kriegsmittel geworden; der Trans- 
port großer Truppenmassen nach bestimmten Punkten ist eine 
äußerst verwickelte und umfassende Arbeit, die fortwährend 
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Mit dem Ausbau des deutschen Eisenbahnnetzes 
sind auch seine Fahrzeuge vermehrt und vervoll- 
kommnet worden. Die folgende Zusammen- 
stellung zeigt, daß diese in ungleich stärkerem 
Verhältnis zugenommen haben, als die Betriebs- 
längen. Die Vermehrung der Zahl der Güterwagen 
ist günstig beeinflußt worden durch den am 
1. April 1909 ins Leben getretenen deutschen 
Staatsbahnwagenverband, der die Auffüllung des 
Güterwagenparks der einzelnen Verbandsverwal- 
tungen bewirkt hat und auch für die Folge eine aus- 
reichende laufende Ergänzung des Güterwagenparks 
aller deutschen Eisenbahnen sicherstellt. Daß die 
Vervollkommnung der Fahrzeuge mit ihrer Ver- 
mehrung gleichen Schritt gehalten hat, ist an einer 
anderen Stelle dieses Werkes nachgewiesen. 

Als Gradmesser für die militärische Leistungs- 
fähigkeit der deutschen Eisenbahnen können die 
Truppentransporte aus den alljährlichen Kaiser- 
manövern angesehen werden, bei denen in kurzer 
Zeit in der Regel mehrere Armeekorps abbefördert 


Stand der Fahrzeuge der Eisenbahnen Deutschlands. 


Lokomotiven Personenwagen Gepäckwagen Güterwagen 
Jahr Betriebs- FE à! = X IAR en d x 
längen 
ng Im Ganzen | Auf 100 km| |m Ganzen | auf 100 km | im Ganzen Auf 100 km auf 100 km 


entfallen 


1870 5455 10 372 
1880 10 869 31,9 19 929 
1890 14 188 33,7 26 399 
1900 19.069 38,0 38 434 
1908 25 634 


kurrent gehalten werden muß. Jede neue Verbindungslinie be- 
wirkt eine Änderung darin. Selbst wenn wir nicht auf allen 
Eisenbahnen fahren, so müssen wir doch die Betriebsmittel 
sämtlicher in Anspruch nehmen, und es liegt auf der Hand, daß 
eine wesentliche Vereinfachung entsteht, wenn künftig darüber 
nicht mit 49 Behörden, sondern im wesentlichen nur mit einer 
zu verhandeln sein würde.“ 


Heute befinden sich die deutschen für die Landes- 
verteidigung in Betracht kommenden Eisenbahnlinien 
im Betrieb von acht Staatsbahnverwaltungen. 


entfallen 


| 
entfallen | IM dam | entfallen 
| 


55,2 2123 111316 
58,2 4847 14,2 218 302 
62,7 6 640 15,8 281 064 667,5 
76,6 9 578 | 19,1 402 684 802,8 
93,3 14 253 521 746 908,9 


werden müssen. Hierbei gestaitet sich die Durch- 
führung der Transporte deshalb besonders schwierig, 
weil die Einladestationen erst kurz vor Manöver- 
schluß bekannt werden und die Militärzüge in den 
Rahmen des Friedensfahrplans eingefügt werden 
müssen. 

Möge die Wehrhaftigkeit der deutschen Eisen- 
bahnen und die sorgfältige Vorbereitung ihrer Be- 
nutzung im Kriege eine Bürgschaft sein für die Er- 
haltung des Friedens! 


rn 


; 


REDE 
re 


et 


ur 


